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I. 

Heinrich  von  Treitschke  und  die  „Katheder- 
soziaiisten^^ 

Von 
Dr.  Ferd.  Worthmann  ^). 

Bei  dem  Ansehen,  welches  Heinr.  von  Treitschke  geniesst, 
scheint  es  angemessen,  die  Berechtigung  zu  der  Haltung,  die  er  in 
den  letzten  Jahren  in  der  Arbeiterfrage  angenommen  hat,  eingehen- 
der zu  untersuchen,  als  die  von  ihm  vorgetragenen  Ansichten  es  durch 
sich  selbst  rechtfertigen  würden.  Denn  es  ist  wohl  kaum  zuviel  ge- 
sagt, dass  diese  Ansichten  die  Beachtung,  welche  man  ihnen  geschenkt, 
nicht  gefunden  hätten,  wenn  nicht  Treitschke  der  Volkswirth  von 
Treitschke  dem  Patrioten,  dem  Politiker,  dem  geistreichen  histori- 
schen Essayisten  getragen  und  gehoben  würde.  Was  uns  aber  vol- 
lends zu  dieser  Untersuchung  bestimmt,  das  ist  die  Ueberzeugung, 
dass  Treitschke's  leidenschaftliche  Auffassung  nicht  allein  in  der 
Hauptsache  irrig  ist,  sondern  dass  sie  nur  unheilvoll  wirken  kann. 

Zwar  auch  mit  seinen  politischen  Lehren  sind  wir  durchaus  nicht 
in  allem  Wesentlichen  einverstanden.  Zu  ausschliesslich  betont  er  im 
Staatsleben  die  Macht  der  Regierung,  welche  die  Ordnung,  die  Rechts- 
sicherheit nach  innen  und  nach  aussen  erzwingt;  zu  wenig  die  Frei- 
heit der  Nation,  die  fruchtbarste  Mutter  eigenartiger,  thatkräftiger 
Charaktere,  das  festeste  Bollwerk  gegen  das  unsägliche  Unheil  der 
Fremdherrschaft.  Um  diesen  Irrthum  nur  nach  seiner  wirthschaftli- 
chen  Seite  nachzuweisen:  der  ärgste  Feind  materieller  Volkswohlfahrt 
ist  nicht  eine  an  Anarchie  grenzende  innere  und  äussere  Rechts- 
unsicherheit, sondern  der  Despotismus  einer  habgierigen  Regierung. 
Hierüber  sind  wir  jedes  aprioristischen  Streites  durch  die  Erfahrung 
überhoben.  Im  Mittelalter  waren  die  freien  Städte  von  Italien,  Flan- 
dern und  der  Hansa  gewöhnlich  in   einem  solchen  Zustand  innerer 

1)  Wir  haben  die  vorstehende  Abhandlung  unverändert  abdrucken  lassen  ,  ohne  die 
Verantwortung  für  dieselbe  zu  übernehmen.  Die  Redaktion. 
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gewaltthätiger  Wirren  und  so  häufig  in  verheerende  Kriege  verwickelt, 
dass  Personen  und  Eigenthum  dort  einen  sehr  unvollkommenen  Rechts- 
schutz genossen ;  dennoch  hat  ihre  Wohlfahrt  in  mehr  als  einem  Jahr- 
hundert rasch  zugenommen,  ihr  Gewerbfleiss  blühte  empor,  über  die 
mächtigsten  Feudalherren  trugen  sie  den  vollständigsten  Sieg  davon, 
und  selbst  gegen  die  Herrscher  Europa's  vermochten  sie  sich  zu  be- 
haupten. Dagegen  hat  die  despotische  Ausbeutung  der  spätrömischen 
und  der  türkischen  Herrschaft  einige  der  schönsten  und  blühendsten 
Gegenden  der  Erde  in  eine  Wüste  verwandelt,  und  die  Knechtschaft 
der  Inquisition  ein  mächtiges  Reich  geistig  gelähmt,  materiell  zerrüt- 
tet, politisch  zur  Ohnmacht  verurtheilt.  Und  in  der  Gegenwart  sind 
die  Vereinigten  Staaten  zugleich  dasjenige  Land,  dessen  Zustände  am 
meisten  anarchische  Züge  tragen,  und  dasjenige,  dessen  Wohlfahrt 
und  Macht  am  raschesten  wächst,  dessen  Industrie  sich  am  verheis- 
sungsreichsten  entwickelt,  und  das  —  dies  Urtheil  hat  ein  geistvoller 
preussischer  Offizier  in  den  „Preussischen  Jahrbüchern"  gefällt  — 
mehr  scharf  gezeichnete  Charaktere  hervorbringt  als  z.  B.  wir  Deutsche 
dermalen  bei  uns  zu  finden  vermöchten.  —  Hiermit  soll  nun  nicht 
der  Anarchie  das  Wort  geredet,  die  Zustände  in  der  Union  sollen 
nicht  als  unverbesserlich  hingestellt,  sondern  nur  die  Einseitigkeit  je- 
ner Glorifikation  aufgezeigt  werden,  welche  Treitschke  dem  Ueber- 
gewicht  der  Regierungsmacht  im  Staate  angedeihen  lässt.  Wir  haben 
in  den  jüngsten  Kriegen  Grosses  erreicht,  aber  das  Grösste  steht  noch 
aus;  und  gerade  Diejenigen,  welche  mit  unbefangenem  Blick  mitten 
in  den  Wettern  jener  heissen  Kämpfe  gestanden  haben,  wissen  es  am 
besten,  dass  wir,  selbst  nach  aussen,  erst  dann  auf  so  festen  Füssen 
stehen  werden  wie  die  Engländer  gegenwärtig,  wenn  wir  zur  Ordnung 
ein  volles  Maass  der  Freiheit  uns  errungen  haben.  Das  ist  denn  frei- 
lich das  Werk  von  Jahren. 

Wenn  ein  so  hochsinniger  Mann  wie  Treitschke,  ein  entschie- 
dener Freund  religiöser  Freiheit,  und  gewiss  kein  Junker  von  gewöhn- 
lichem Schlage,  die  Omnipotenz  des  Staates  so  scharf  betont,  so  ist 
das  wohl  erklärlich  in  einer  Zeit,  wo  die  Centralgewalt  für  unser 
eigenes  Land  ein  grosses  Werk  geschaffen  hat,  das  der  Initiative  der 
Nation  unerreichbar  war,  wenn  auch  die  Anstrengungen  der  edelsten 
Geister  es  seit  mehr  als  einem  Menschenalter  vorbereitet  hatten.  Man- 
ches Andre  mag  sich  bei  Treitschke  daraus  erklären,  dass  er  un- 
ter den  schlimmsten  Junkern  gross  ward,  den  mittelstaatlichen.  Was 
er  an  politischem  Freisinn  besitzt,  hat  er  sich  erkämpfen  müssen, 
nicht  ohne  schwere  Opfer.    Ehrt  ihn  das  hoch,  so  kann  es  ihm  kaum 
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zum  Tadel  gereichen,  dass  ihm  nicht  gelungen  ist,  was  über  Men- 
schenkraft zu  gehen  scheint:  die  Eindrücke  seiner  Jugend  völlig  zu 
überwinden.  Einige  der  gewaltigsten  Charaktere  haben  das  nicht 
vermocht:  bei  Luther  blieb  stets  ein  Rest  zurück  von  dem  unfreien 
Geist  der  alleinseligmachenden  Kirche,  und  Bismarck  hat  den  mär- 
kischen Landedelmann  nie  ganz  verleugnen  gelernt. 

So  erklärt  sich  uns  bei  Treitschke  Grosses  und  Kleines.  Um 
mit  dem  Kleinen  zu  beginnen:  jene  etwas  hochmüthige  Art,  wie  er 
die  tüchtigsten  Männer,  Brentano,  Schmoller,  wie  unreife  jugend- 
liche Schwärmer  hinstellt,  sie  von  oben  herab  belehrt  auf  einem  Ge- 
biete, auf  dem  sie  zu  Hause  sind,  er  jetzt  bloss  dilettirt,  —  um  ihnen 
dann  zum  Abschied  herablassend  auf  die  Schulter  zu  klopfen  und  sie 
mit  einer  guten  Note  für  „Fleiss  und  Strebsamkeit"  wieder  aufzurich- 
ten. Merkwürdig  wäre  dabei  die  Bescheidenheit,  mit  der  sie  das  hin- 
nehmen, wenn  wir  nicht  wüssten,  dass  dem  Einen  eine  gewisse  Pietät 
die  Feder  führt,  und  wenn  nicht  zu  vermuthen  wäre,  dass  bei  Allen 
die  Achtung  vor  dem  „Propheten  des  neuen  Reichs"  den  Unzulänglich- 
keiten des  Volkswirths  zu  Gute  kommt.  Denn  sie  könnten  ihm  ja  zei- 
gen, dass  es  ihm  an  einigen  der  wesentlichsten  Voraussetzungen  fehlt, 
die  ein  solches  Verhalten  rechtfertigen  würden,  soweit  es  sich  überhaupt 
rechtfertigen  lässt.  Sie  könnten  ihm  nachweisen,  dass  ihm  die  rich- 
tige Beurtheilung  ethisch  -  nationalökonomischer  Fragen  dadurch  aus- 
serordentlich erschwert  wird,  dass  ihm  das  Wesen  des  wirthschaftli- 
chen  Ethos  fremd  blieb ,  und  dass  er  sich  infolge  dessen  in  diesem 
Punkte  eine  hyperidealistische  Weltanschauung  angekränkelt  hat;  dass 
er  darum  das  Streben  der  „Massen"  nach  reichlichem  Ervverb  und 
menschlichem  Lebensgenuss  über  die  Gebühr  tadelt;  dass  er  aus  die- 
sem und  anderen  Gründen  jene  „Massen"  allzusehr  geringschätzt;  dass 
ihm  selbst  also  wesentliche  Stücke  fehlen  zu  einer  gründlichen  „philo- 
sophischen Bildung"  —  ein  Vorwurf,  den  er  Brentano  mit  Unrecht 
macht  — ;  dass  er  kritiklos  vermischt  die  sozialistische  Idee,  ihre  al- 
ten und  ihre  neuen  und  neuesten  wissenschaftlichen  Vorkämpfer,  die 
verschieden  gearteten  Führer  der  Sozialdemokraten  und  die  mannig- 
fach charakterisirten  Anhänger  dieser  Partei;  dass  er  es  bei  der  Er- 
örterung wirthschaftlicher  Reformen  an  gründlicher  Sachkenntniss  und 
an  Logik  fehlen  lässt;  endlich,  dass  er  aus  seinen  Quellen  die  That- 
sachen  oberflächlich  eruirt. 

Diese  Behauptungen  gedenken  wir  Punkt  für  Punkt  zu  erhärten. 
Glücklicherweise  handelt  es  sich  dabei  zugleich  um  Fragen  von  hohem 
allgemeinem  Belang,  die  zum  Theil  noch  wenig  erörtert  wurden ,  und 
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deren  richtiges  Verständniss  darum  nicht  so  allgemein  verbreitet  ist, 
wie  es  sollte. 

I. 

Treitschke  — ■  wir  wollen  nicht  zuviel  sagen,  wir  sagen  also 
nicht:  er  verachtet  das  Geld;  wenn  er  aber  meint  ^):  „Ein  freier 
Geist  ist  immer  froh,  wenn  er  sich  um  das  Geld  nicht  zu  kümmern 
braucht",  so  haben  wir  das  Recht  zu  schliessen:  er  achtet  das 
Geld  gering.  D.  h.  er  achtet  den  Stoff  nicht,  in  dem  er,  als  Volks- 
wirth,  arbeitet.  Und  offenbar  darum  nicht,  weil  er  das  innerste  We- 
sen, die  höchsten  Zwecke  dieses  Stoffes  nicht  versteht.  Was  er  hier 
„Geistesfreiheit"  nennt,  ist  ganz  sicherlich  Willkür:  denn  die  Willkür 
setzt  sich  über  die  Dinge  hinweg,  die  Freiheit  sucht  sie  zu  verstehen 
und  zu  gestalten.  Das  Geld  aber  legt  schwere  und  hohe  Pflichten 
auf;  wer  es  geringschätzt,  läuft  Gefahr,  diese  Pflichten  gering- 
zuschätzen, —  wie  sich  das  denn  bei  Treitschke  —  wir  werden 
das  gleich  sehen  —  zum  Theil  bewahrheitet  hat. 

Bei  einem  Deutschen  ist  dieser  Punkt  bedeutsam.  Unser  Volk 
hat  lange  das  Geld  missachtet,  da  es  erst  jüngst  aufgehört  hat,  ein 
Volk  von  armen  Hyperidealisten  zu  sein.  Noch  Lessing  ver- 
geudete das  Geld  im  Spiele;  noch  vor  wenig  Jahren  hielt  der  deutsche 
Philister  sich  für  hochsinnig,  wenn  er  das  Geld  für  „ein  nothwendiges 
Uebel"  erklärte;  noch  heute  haftet,  als  ein  Erbe  unserer  Arrauth,  uns 
der  Mangel  an  Sparsamkeit  an:  —  nur  die  Eeicheren  bei  uns  pfle- 
gen wirthschaftlich  zu  sein.  Zwar  die  Pflicht  der  Sparsamkeit 
Hess  sich  schon  aus  Kant 's  Lehre  und  Beispiel  ableiten,  der  die 
Selbständigkeit  so  sehr  betonte,  die  ja  ohne  Wirthschaftlichkeit 
in  die  schlimmste  Gefahr  geräth.  Aber  Niemand  schärfte  diese  Pflicht 
ein,  nur  Wenige  übten  sie:  denn  Der  nur  pflegt  zu  sparen,  der  da  hat. 
Anders  gestaltete  sich  daher  die  Sache,  sobald  wir  wohlhabender  wur- 
den, also  bald  nach  Gründung  des  Zollvereins.  Merkwürdig  ist  es  da, 
dass  bei  einem  edlen  Lehrer  unseres  Volkes,  in  demjenigen  seiner 
Werke,  welches  „das  Volk  bei  der  Arbeit  sucht",  in  Gustav  Frey- 
tag's  „Soll  und  Haben",  der  Rath  gegeben  wird:  „Wähle  dir  keinen 
schlecht  lohnenden  Beruf,  das  giebt  ein  ungesundes  Leben!" 
Und  in  einer  Hauptgestalt  derselben  Dichtung  schauen  wir  die  sprü- 
hende Schwungkraft  an  und  "das  vollkräftige  Selbstgefühl,  das  dem 
Bewusstsein  grossen  Besitzes  entwächst.    Aus  einem  „Volk  von  armen 


1)  In  s.  Aufsätzen  gegen  Schmoller. 
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Teufeln"  fangen  wir  an,  ein  „Herrenvolk"  zu  werden.  Als  solches  ha- 
ben wir  grosse  und  schwere  Pflichten,  zum  Theil  ganz  neue.  An  die 
zahlreichen  Deutschen,  die  sehr  wohlhabend,  die  reich  geworden  sind, 
tritt  jetzt  das  Gebot  heran:  sie  sollen  reichlich  und  sollen  zweckdien- 
lich spenden  für  die  mannigfachen  Kulturzwecke  des  Gemeinwesens. 
Gerade  jetzt  fängt  die  deutsche  Nationalökonomik  an,  diese  neue  Seite 
wissenschaftlich  zu  betrachten  und  in  ihr  System  einzureihen;  sie  hat 
sogar  einen  neuen  technischen  Begriff  dafür:  das  „caritative"  Wirth- 
schaftssystem  ^).  Die  Praxis  aber  auf  diesem  Gebiet,  wo  wir  es  allen 
Völkern  in  der  Theorie  zuvorthun,  üben  längst  im  reichsten  Maasse 
die  Nordamerikaner :  von  diesen  also  sollten  wir  lernen.  Doch  unsere 
Geistlichen  predigen  nie  über  dergleichen  „profane"  Allotria;  sie  ha- 
ben ja,  nach  ihrer  Meinung,  soviel  wichtigere  Dinge  zu  thun,  deren 
Heiligkeit  durch  die  Gesellschaft  dieser  „weltlichen"  Lehren  entweiht 
werden  würde  2),  Aber  der  grösste  praktische  Ethiker  dieses  Jahr- 
hunderts, der  Bostoner  Geistliche  Theodor  Parker,  der  löwenkühne 
Todfeind  der  Sklaverei,  predigte  seiner  Gemeinde,  sie  möchten  auf 
reichlichen  Erwerb  bedacht  sein,  damit  sie  allen  Forderungen  des  Kul- 
turlebens zu  genügen  vermöchten.  In  keinem  Lande  wird,  auch  nur 
verhältnissmässig ,  so  grossartig  für  jene  Zwecke  gespendet.  So  ist 
z.  B.  die  Cornell-Universität  zu  Ithaca,  im  Staate  Neu-York,  welche 
Stiftungen  für  jährlich  128  Freischüler  hat^),  ganz  aus  den  Mitteln 
zweier  Bürger  gegründet.    Ein  Angelsachse  aber   sprach   das  Wort: 


1)  A.  Wagner,  bei  Kau,  Bd.  1  (9.  Aufl  ).  —  Vgl.  Schäffle's  System  der 
,, Liberalität". 

2)  Folgende  charakteristische  Geschichte  verdient  der  Vergessenheit  entrückt  zu 
werden.  Als  jüngst  den  württembergischen  Studenten  der  Theologie  das  Anerbieten  ge- 
macht wurde ,  sie  in  diejenigen  volkswirthschaftlichen  Lehren  einzuweihen ,  deren  künf- 
tige Pfarrer  leicht  bedürfen  möchten  ,  da  nahm  der  katholische  Klerus ,  der  ja  dem  Le- 
ben und  den  Bedürfnissen  des  Volkes  näher  steht  als  dermalen  der  protestantische  (wenn 
auch  oft  nur  seiner  Herrschaft  wegen) ,  den  Vorschlag  dankbar  an  ;  die  hohe  evangeli- 
sche Kirchenbehörde  wies  ihn  entrüstet  ab  und  sprach  von  einer  Entweihung  der  heili- 
gen Aufgabe  u.  s.  w.     Sancta  simplicitas ! 

3)  Jährlich  wird  aus  jedem  der  128  Distrikte  des  Staates  Neu-York  der  beste  unter 
den  bedürftigen  Schülern  nach  Ithaca  geschickt.  —  Für  eine  der  segensreichsten  Refor- 
men ,  die  Ermöglichung  höherer  Studien  für  begabte ,  aber  unbemittelte  Schüler ,  hat 
Treitschke  keine  Sympathie.  Er  meint,  aus  dem  „Primus"  werde  in  der  Regel, 
auch  in  günstigen  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  doch  nur  etwa  ein  fleissiger  Subaltern- 
beamter ;  während  mancher  vielgescholtene  Träumer  sich  zum  Künstler  entpuppt.  Beides 
zugegeben,  was  beweist  das?  Wenn  erst,  nicht  dem  besten,  sondern  den  besten  Schü- 
lern die  höhere  Bahn  geebnet  wird,  dann  wird  man  das  Richtige  treffen;  und  wenn  ,,der 
Träumer"  künstlerische  Anlage  zeigt,  so  mögen  den  Kunstmäcene  fördern.  — 
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„Wer  alle  diejenigen  Pflichten  einsichtig  erfüllt  hat, 
welche  mit  dem  Gelde  zusammenhängen,  der  hat  einen 
grossen  und  schwierigen  Theil  der  Aufgaben  des  Lebens 
gelöst." 

Wenn  nun  daneben  Treitschke  als  des  „freien  Geistes"^)  Weis- 
heit verkündet,  dass  er  „am  liebsten  um  das  Geld  sich  nicht  küm- 
mern mag",  so  sind  wir  der  Meinung,  dass  Treitschke  uns  in  die- 
sen wichtigen  Fragen  nicht  Lehrer  und  Führer  sein  kann.  Schon 
David  Friedr.  Strauss  lässt  ihn  hier  weit  hinter  sich.  Strauss 
hat  es  wenigstens  angedeutet,  dass  er  in  der  Religion  Jesu  die  wich- 
tigsten Beziehungen  auf  das  wirthschaftliche  Leben  vermisst.  Den 
Spott  Richard  Dove's,  Jesus  habe  die  Juden  wohl  schachern  lehren 
sollen,  hat  Strauss  mit  verdienter  Schärfe  abgefertigt.  Treitschke 
aber  hat  so  wenig  wie  D  o  v  e  eine  Ahnung  davon,  dass  die  Blume  der 
Gesittung  nur  in  einem  mit  Gold  gedüngten  Boden  ihre  vollsten  Kelche 
entfaltet,  dass  das  Kameel  lernen  muss,  durch  ein  Nadelöhr  zu  ge- 
hen 2),  wenn  die  Menschheit  vorwärts  kommen  soll;  dass  es  gilt,  hier 
der  Ethik  und  dem  Glauben  eine  ganze  reiche  Provinz  erst  zu  er- 
obern; dass  die  Lehre  des  Seneca^),  derjenige  sei  der  Reichste  und 
Glücklichste,  der  am  wenigsten  Bedürfnisse  habe,  eher  für  die  Tonne 
des  Diogenes,  für  Indianer  oder  Thier'e  passt  als  für  die  hundert 
mittelheischenden  Aufgaben  des  Kulturmenschen  und  die  schönen,  ver- 
edelnden Genüsse  seines  kunstgeschmückten  Daseins.  Treitschke 
denkt  und  fühlt  noch  wie  der  Landedelmann  der  „guten  alten"  Zeit*): 
er  mag  mit  dem  Gelde  nichts  zu  schaffen  haben. 

Wer  das  Geld  gering  achtet,  der  achtet,  wenn  auch  unbewusst, 
die  Gottesgaben  gering,  für  die  es  ein  Aequivalent  ist.  Freilich  macht 
sich  Treitschke  eine  ganz  irrige  Vorstellung  von  dem  Maasse  die- 
ser Gaben,  dessen  —  Andere  bedürfen,  um  ein  menschenwürdiges 
Dasein  zu  führen.  Die  Arbeiter,  ist  seine  Meinung,  überschätzen  die 
materiellen  Güter;  sie  sollten  sich  an  den  idealen  Gütern  genügen 
lassen,  die  auch  der  Aermste  besitzen  und  mit  denen  er  glücklich  sein 
kann:   ein  reines  Gewissen,  Liebe  und  Glaube.  —  Richtig  ist,   dass 

1)  Wir  erfahren  bei  verschiedenen  Gelegenheiten ,  dass  T.  sich  für  einen  „freien 
Geist",  einen  „starken  Mann",  einen  „galanten  Mann"   hält. 

2)  Nach  neueren  Forschungen  drückt  dies  Bild  keine  Unmöglichkeit ,  sondern  nur 
eiae  grosse  Schwierigkeit  aus:  Nadelöhr  =  die  niedrigeren  Seitenthore  im  Orient,  neben 
der  Hauptpforte,   durch  die  das  hochbepackte  Lastthier  schreitet. 

3)  Auch  Röscher,  von  Treitschke  mit  Recht  hochgehalten  ,  verwirft  diesen 
Satz  ,  der  sich  in  der  populären  Moral  unserer  ,, Gebildeten"   noch  sehr  breit  macht. 

4)  L.   von  Stein  in   der  Augsb.   allg.  Zeitung,  Juli    1877. 
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diese  idealen  Güter  unuiitbelirlicher  siud  für  das  Glück  der  Mensclieu- 
seele  als  alle  anderen;  falsch  ist,  dass  sie  allein  bei  den  meisten 
Menschen  ein  glückliches  Leben  ermöglichen.  Wie  sollen  vollends  un- 
sere Arbeiter  dazu  kommen,  über  dem  Streben  für  Ideale  die  mate- 
riellen Bedürfnisse  zu  vergessen?  Pflanzt  ihnen  etwa  unsere  Volks- 
schule solche  Kenntniss,  solche  Liebe  ein  ?  Oder  sehen  sie  unter  den 
Begüterten,  unter  den  Unternehmern  ringsum  die  Beispiele  solcher 
Aufopferung?  —  Bei  den  allermeisten  Menschen  bedarf  es  einer  ge- 
wissen Wohlhabenheit,  einer  gewissen  Seelenruhe  und  einer 
gewissen  Müsse,  damit  sie  für  das  Höhere  empfänglich  werden.  Was 
die  Wohlhabenheit  betrifft:  sobald,  bis  in  die  jüngste  Zeit,  eine  Theue- 
rung  eintrat,  wuchs  mit  jedem  geringen  Steigen  der  Lebensmittel- 
preise die  Sterblichkeit.  Ferner:  die  statistischen  Untersuchungen  von 
Laspeyres  haben  gelehrt,  dass  die  Korufrucht  jetzt  in  Deutschland 
ziemlich  ebenso  viel  kostet  wie  in  England  und  Frankreich;  während 
also  der  deutsche  Arbeiter  weit  weniger  Lohn  erhält  als  der  eng- 
lische, muss  er  sein  Hauptnahrungsmittel  fast  ebenso  theuer  bezah- 
len als  dieser,  dem  er  es  vollends  im  Konsum  der  nahrhaftesten  Speise, 
des  Fleisches,  nicht  entfernt  gleich  thun,  mit  dem  er  also  an  physi- 
scher Leistungsfähigkeit  nicht  wetteifern  kann.  Dabei  ist  der  Arbeits- 
tag des  angelsächsischen  Arbeiters  in  der  Regel  erheblich  kürzer  als 
der  des  deutschen:  dort  meist  8  — 10,  hier  durchschnittlich  10  — 12 
Stunden.  Also  auch  die  Müsse  ist  unzureichend;  und  in  so  gedrück- 
ter Lage  fehlt  die  Seelenruhe. 

Nach  alledem  darf  dem  deutschen  Arbeiter  daraus  allein,  dass  er 
eine  erhebliche  Besserung  seiner  materiellen  Lage  eifrigst  anstrebt, 
kein  Vorwurf  gemacht  werden;  das  ist  vielmehr  seine  Pflicht  und 
Schuldigkeit. 

In  derselben  pseudo-idealistischen  Weise  speist  Treitschke  die 
Beamten  und  Lehrer  ab,  die  bei  den  gegenwärtig  rasch  steigenden 
Preisen  mit  ihrem  kümmerlichen  Gehalt  nicht  ausreichen.  Er  versi- 
chert sie  seiner  Achtung.  Trotz  der  materiellen  Pachtung  unserer 
Zeit,  erklärt  er,  gemessen  tüchtige  Beamte,  pflichttreue  Lehrer  noch 
immer  grosser  Hochschätzung.  Zugegeben  —  aber  davon  können  sie 
nicht  leben.  Es  ist  wieder  derselbe  Trugschluss  wie  vorher:  weil  die 
Achtung  der  Besseren  ein  köstlich  Gut,  unschätzbarer  als  aller  Wohl- 
stand, darum  soll  der  Wohlstand  entbehrlich  sein.  Wir  stellen  dage- 
gen die  These  auf,  dass  normale  Menschen,  die  sich  einer  kräftigen 
Gesundheit  und  eines  zur  Heiterkeit  und  Geselligkeit  neigenden  Tempe- 
raments erfreuen,  auch  eines  reichlichen  Maasses  von  geistig-sinnlichen 
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Genüssen  bedürfen.  Ohne  diese  laufen  sie,  je  mehr  ihr  Beruf  sie  an- 
strengt, desto  mehr  Gefahr,  zu  verkümmern  und  nervösen  Verstim- 
mungen anheimzufallen.  Heitere  Geselligkeit,  Ausflüge,  Reisen,  eine 
Sommerfrische,  das  sind  Erholungen,  deren  die  Kopfarbeiter,  bei  ihrer 
meist  unnatürlichen  Lebensweise,  bedürfen,  wenn  sie  gesund  und  frisch 
bleiben  sollen.  Unsere  verheiratheten  Lehrer  dagegen  müssen  gegen- 
wärtig, um  ihrer  wirthschaftlichen  Lage  willen,  zuviel  Privatunter- 
richt geben ;  sie  werden  abgehetzt.  Und  das  ist  nicht  einmal  zumeist 
um  ihrer  selbst  willen  zu  beklagen,  sondern  noch  mehr  im  Interesse 
des  Unterrichts,  der  nothwendig  darunter  leidet.  —  Wie  gut  hätte  es 
nun  Treitschke  angestanden,  an  der  Spitze  Derer  zu  stehen,  welche 
den  Staat  und  die  Gemeinden  zu  höheren  Leistungen  auf  diesem  hoch- 
wichtigen Gebiete  spornen I  Seine  Behauptung,  es  könne  nicht  mehr 
geschehen,  ist  falsch.  Wenn  die  Preise  gestiegen  ^sind ,  so  ist  auch 
im  Allgemeinen  der  Wohlstand  gestiegen,  so  können  also  in  eben  dem 
Maasse  die  Steuern,  die  Gehälter  steigen.  Das  „Muss",  das  für  die 
physische  Wehrbarkeit  gilt,  sollte  auch  für  die;  geistig -sittliche  gel- 
ten: keine  Ausgabe  ist  so  produktiv  wie  die  für  den  Unterricht.  — 
Treitschke  selbst  versagt  sich  jene  Erholung  nicht,  von  der  er 
glaubt,  der  Lehrer  könne  sie  entbehren.  „Der  hohe  Beamte",  sagt 
er,  „der  berühmte  Gelehrte  kommt  eben  aus;  für  die  Zukunft 
seines  Hauses  zu  sorgen,  ist  ihm  versagt."  Wie  aber  kann  ein  Be- 
amter, ein  Gelehrter,  der  auf  sein  Einkommen  beschränkt  ist,  für  die 
Zukunft  der  Seinen  sorgen?  Vernünftiger  Weise  nur  dadurch,  dass 
er  sein  Leben  versichert.  Das  ist  selbst  bei  dem  knapp  bemessenen 
Gehalt  des  subalternen  Beamten,  des  Lehrers  von  Mittelschulen 
eine  theure  Pflicht,  die  auch  thatsächlich  nicht  selten  geübt  wird,  und 
zwar  über  die  unzureichende  Wittwenpension  hinaus.  Dass  die  Prä- 
mie für  eine  Lebensversicherung  erspart  werden  m.uss,  sollte  ein 
Axiom  unseres  Mittelstandes  sein,  und  ist  ein  solches  in  England  i). 
Wenn  Treitschke,  bei  soviel  höherem  Einkommen,  sich  und  seine 
Standesgenossen  dieser  Pflicht  für  überhoben  hält,  statt  sie  durch 
Beispiel  und  Lehre  einzuschärfen,  dann  haben  wir  mehr  als  je  das 
Recht  zu  fragen:  Eignet  sich  ein  solcher  Mann  zum  Lehrer  unseres 
Volkes  in  wirthschaftlichen  Dingen  ?  —  Und  hier  ist  die  Stelle,  wo  es 

1)  Charakteristisch  für  englische  Verhältnisse  ist  folgender  Zug.  Bei  George 
Elliot,  eine  der  feinsten  Beobachterinnen,  die  in  ihrem  Roman  „Middlemarch"  die 
Sitten  des  Mittelstandes  in  englischen  Provinzialstädten  darstellt,  ist  die  erste  Forderung 
eines  Geschäftsmanns  an  den  Arzt,  der  um  seine  Tochter  wirbt,  er  solle  sein  Leben 
versichern. 
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sich  zeigt,  dass  Treitschke  der  Gefahr  nicht  entronnen  ist,  welche 
Demjenigen  droht,  der  das  Geld  gering  achtet. 

Tl. 

Aber  damit  sind  Treitschke's  Vorwürfe  gegen  unsere  Arbeiter 
nicht  erschöpft.  Er  behauptet,  dass  sie  den  höheren  Lohn  und  die 
Müsse  kürzerer  Arbeitstage  nur  in  unedler  Weise  zu  verwenden  wüssten, 
da  Nichtsthun  und  Schwelgen  ihr  Ziel  sei,  und  Müsse  nur  dem  Freund 
der  Musen  fromme;  dass  ihr  Trachten  nach  Lebensgenuss  in  wilde 
Gier,  ihr  Kampf  wider  das  wirthschaftliche  Uebergewicht  der  Be- 
sitzenden in  Neid  und  rohe  Feindseligkeit  ausgeartet  sei;  dass  sie  ihr 
Vaterland  verleugnen,  Gott  lästern,  dem  Eigenthum  und  der  Ehe  den 
Krieg  erklären,  den  Utopien  des  Sozialismus  nachjagen  und  eine  ge- 
waltsame Umwälzung  der  Gesellschaft  planen. 

Diese  Vorwürfe  enthalten  im  Einzelnen  leider  viel  Wahres,  im 
Ganzen  aber  sind  sie  doch  sehr  unbillig,  weil  sie  lieblos  übertreiben, 
nur  Schatten,  nirgend  Licht  sehen,  und  weil  sie  manche  Milderungs- 
gründe, die  für  die  Zukunft  Besseres  erwarten  lassen,  nicht  in  Rech- 
nung bringen.  Sie  sind  nicht  objektiv:  sie  äussern  mehr  den  Hass  des 
Parteimanns  als  das  maassvoll  abwägende  Urtheil  des  Geschichtsschrei- 
bers; sie  begehen  den  grossen  Fehler,  dass  sie  dem  Fanatismus  halb- 
gebildeter, gedrückter  Menschen  nicht  die  Ueberlegenheit  einer  wohl- 
erwogenen, festen  Ueberzeugung,  sondern  übertriebene  Verachtung  und 
herausfordernden  Hochmuth  entgegensetzen.  Die  Fehler  der  Arbeiter 
werden  nachdrücklich  schw^arz  gemalt,  die  des  Mittelstandes  flüchtig 
gestreift  oder  ohne  Grund  übergangen^).  Die  Arbeiter  kann  eine 
solche  Parteischrift  höchstens  erbittern;  schlimmer  ist,  dass  sie  den 
Mittelstand  in  seiner  Selbstgerechtigkeit,  seinem  Groll,  seiner  Apathie, 
in  fast  allen  seinen  Unterlassuugs-  und  Begehungssünden  den  Arbeitern 
gegenüber  bestärkt,  wie  aus  dem  Hosiannaruf  der  Presse  dieses  Standes 
hervorgeht,  die  Treitschke's  schwächste  Schrift,  die  Aufsätze  gegen 
Schmoller,  als  seine  beste  pries  2). 

Wir  sind  nicht  gemuthet,  die  Fehler  der  Arbeiter  zu  übersehen 
oder  zu  vertuschen.  Aber  wir  dürfen  nie  vergessen,  dass  es  die  Ge- 
sellschaft ist,  welche  ihnen  einen  so  mangelhaften  Unterricht  angedeihen 
lässt,  dass  sie  in  den  Banden  der  Rohheit  verstrickt  bleiben,  und  dass 
das  Wort   des   Dichters  von   dem   Sklaven,   der  seine  Ketten   bricht, 

1)  So  das   unqualifizirbare  Verhalten  eines  Breslauer  liberalen  Blattes    gegen  Bren- 
tano (Preuss.  Jahrb.    Juli   1877). 

2)  So  die  „Kölnische  Zeitung". 
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ilnicii  einigermaassen  zu  Gute  kommt.  Es  ist  ein  Gesetz  der  Geschichte, 
dass  die  Befreiung  einer  lange  unterdrückten  Klasse  zwei  Stadien  durch- 
läuft: die  Emanzipation  zum  Genuss,  dann  erst  die  Emanzipation 
zur  Arbeit.  So  war  es  in  der  Frauenfrage;  ähnliche  Ausartungen 
zeigt  die  rehgiöse  Befreiung  der  Reformation,  die  religiöse  und  poli- 
tische Befreiung  der  Engländer  unter  Karl  I.,  die  politische  Befreiung 
der  Franzosen  von  1789.  Und  je  härter  und  länger  der  Druck,  desto 
stärker  die  Uebertreibung  des  Gegendrucks.  Noch  immer  ist  die  Lage 
der  Arbeiter  weit  trüber,  als  man  es  gemeiniglich  zugeben  will;  bis 
vor  Kurzem  war  sie  noch  schlimmer,  zum  Theil  viel  schlimmer.  Man 
spricht  z.  B.  von  dem  Risiko  des  Unternehmers,  das  von  den  Arbeitern 
nicht  getheilt  werde ;  während  doch  kritische  Zeiten  sie  brodlos  machen, 
oder  sie  dazu  verurtheilen,  für  geringeren  Lohn,  nicht  selten  noch  ver- 
kürzt durch  verminderte  Arbeitszeit,  zu  arbeiten;  wobei  noch  schwer 
in  die  Wage  fällt,  dass  sie  unvergleichlich  weniger  als  der  Unternehmer 
mit  Ersparnissen  gerüstet  sind. 

Sehr  beredt  und  ausführlich  hat  der  englische  Arbeiterfreund 
Thornton^)  ihren  Mangel  an  Müsse  beklagt;  —  so  ausführlich,  dass 
man  wohl  sieht,  wie  selbst  in  England  der  Mittelstand  die  Grösse 
dieses  Uebels  nicht  einsieht.  Und  doch,  wie  schwer  würde  es  in  diesem 
Stande  fast  ein  Jeder  empfinden,  wenn  er  für  seine  Familie,  sein  Ste- 
ckenpferd, seine  Erholung  so  ^Yenig  Stunden  frei  hätte !  —  Es  ist  voll- 
kommen wahr,  dass  vielen  Arbeitern  grössere  Müsse  nicht  zum  Heil 
gereichen  würde;  namentlich  in  der  Uebergangszeit.  Wenn  aber  die 
Mitglieder  der  englischen  Gewerkvereine  sie  meist  trefflich  anwenden, 
warum  sollen  es  die  unseren  nicht  lernen?  In  dem  Arbeiterroman 
„Margaret"  von  Mrs.  Gas  kell  heisst  es:  wenn  ein  Spezialist  nach 
Manchester  kommt,  um  über  die  Fauna  oder  Flora  der  Umgegend  Stu- 
dien zu  machen,  dann  weist  man  ihn  nicht  selten  an  einen  der  dortigen 
Arbeiter.  Die  Einrichtungen  der  englischen  Gewerkvereine  übertreffen 
weit  das  von  unseren  Arbeiter-Bildungsvereinen  Gebotene;  sie  werden 
auch  weit  mehr  benutzt.  Ehe  man  jedoch  deswegen  unsere  Arbeiter 
tadelt,  sollte  man  einen  Milderungsgrund  in  Betracht  ziehen:  nach 
9 — lOstündiger  Arbeit  ist  man  eher  aufgelegt,  eine  geistige,  namentlich 
eine  geistig  anstrengende  Thätigkeit  zu  suchen,  als  nach  11 — 12 stün- 
diger; wer  sich  ermattet  fühlt,  greift  nach  leichter  Erholung  oder 
nach  Stimulanticn.  —  Andrerseits  freilich  lässt  das  Fieber  der  sozial- 
demokratischen Agitation  unsere  Arbeiter  kaum  zu  gesammelter  Ruhe 
und  methodischer  Arbeit  kommen.     Es  soll  nicht  geleugnet  werden, 

1)  ,,0n  Labour",  deutsch  von  H.  Schramm,  Leipzig,  Jul.  Klinkhardt. 
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dass  diese  Agitation  gegenwärtig  noch  in  einer  überaus  rohen  Weise 
betrieben  wird,  so  dass  man  die  Arbeiterblätter  mit  Widerwillen  aus 
der  Hand  legt.  Aber  trägt  nicht  die  Gesellschaft  mit  ihren  erbärm- 
lichen Volksschulen  die  Hauptschuld  daran,  dass  so  gepfefferte  Kost 
mundet?!  —  Mit  der  maasslosen  Form  jener  Agitation  —  dem 
schlimmsten  Fehler  der  heutigen  Sozialdemokratie  —  hängt  dann  auch 
zusammen,  was  ihre  Parteiführung  im  Einzelnen  entstellt:  der  hetzend 
feindselige,  unbillig  übertreibende  Ton  gegenüber  den  Arbeitgebern; 
die  methodische  Aufstachelung  der  Gier  nach  den  Genüssen,  denen  sie 
so  manche  Begüterte  fröhnen  sehen;  der  Hohn  gegen  Alles,  was  den 
„höheren"  Ständen  ehrwürdig  ist :  Wissenschaft,  Glaube,  Familiensitte, 
Vaterland;  die  Drohung  und  das  Treiben  auf  gewaltsamen  Umsturz. 
Gewiss,  mit  solchen  Mitteln  wird  nichts  Grosses  und  Gutes  errungen, 
und  so  lange  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  ihre  Aufgabe  nicht  edler  und 
verständiger  auffasst,  ist  ein  Kampf  und  eine  Niederlage  wie  die  der 
Pariser  Kommune  das  Höchste,  was  sie  auf  dem  Wege  zu  ihrem  Haupt- 
ziele erreichen  werden.  Einstweilen  aber  halten  wir  an  der  Hoffnung 
fest:  ein  Theil  der  Arbeiter  wird  mit  der  Zeit  die  W^ege  der  eng- 
lischen Gewerkvercine  wandeln;  ein  andrer  vielleicht  an  der  sozialisti- 
schen Agitation  festhalten,  aber  ohne  die  schlimmen  Auswüchse,  welche 
diese  jetzt  verächthch  und  thöricht  erscheinen  lassen.  In  demselben 
Maasse  aber,  wie  die  Arbeiter  sich  von  unedler  Leidenschaftlichkeit 
frei  machen,  w'erden  sie  ihren  Feierabend  zweckdienlicher  verwenden 
lernen. 

Doch  selbst  der  Tadel,  den  wir  hier  gegen  sie  ausgesprochen 
haben,  bedarf  zum  Theil  wieder,  w'enn  wir  billig  sein  wollen,  der 
mildernden  Einschränkung.  Uns  Alle  haben  die  Jahre  1866  und 
1870  in  die  Versuchung  gebracht,  vom  Staate  allzuviel  zu  begehren: 
dies  aber  sind  die  Jahre  gewesen,  von  denen  der  Aufschwung  der 
Sozialdemokratie  bei  uns  datirt.  Die  Verspottung  alles  Glaubens  haben 
die  Arbeiter  von  den  „höheren"  Ständen  gelernt.  Endlich:  vater- 
landslos war  von  jeher  die  aussichtslos  unterliegende 
Partei;  z.  B.  die  Jacobiten  in  England,  die  mit  dem  Landesfeind, 
mit  Frankreich,  buhlten,  ähnlich  wie  1870  die  deutschen  Arbeiter  mit 
den  französischen. 

W^enn  aber  Treitschke  unbedingt  von  unseren  Arbeitern  keine 
bessere  Verwendung  ihrer  Mussezeit  erwartet,  so  hängt  das  mit  seiner 
Geringschätzung  der  Massen  zusammen.  Seltsam!  Derselbe 
Mann,  der  da  weiss,  dass  das  Höchste,  was  er  selbst  und  was  Millionen 
kennen,   dass  die  Religion   aus  dem  Herzen   der  „Massen"  geboren 
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ist  (wcaien  doch  Christus  und  Luther  Arbeiterkinder),  —  der  es  zu 
AYÜrdigen  versteht,  welch  ein  Quell  einfach -inniger  Schönheit  in  dem 
Volkslied  aus  der  Seele  der  „unteren  Klassen"  hervorbricht  (ist  doch 
die  Ballade  von  „de  twee  Künigeskinner"  inniger  und  ergreifender  als 
„Hero  und  Leander") :  derselbe  Mann  spricht  dem  Volke  die  Fähigkeit 
ab,  auch  nur  diejenigen  gewerbepolitischen  Verhältnisse,  die  es  am 
nächsten  angehen,  an  der  Hand  der  Erfahrung  verstehen  zu  lernen. 
Auch  hier  „soll  man  schweigen,  da  man  nichts  versteht!"  Auch  hier 
werden  die  von  Treitschke  abgekanzelten  „Icari",  die  „jungen  Leute", 
die  jungen  Volkswirthe  der  neuen  Schule  angewiesen:  „Man  soll  den 
Massen  sagen",  dass  sie  sich  so  und  so  zu  verhalten  haben.  Und 
wenn  die  Massen  dem  Befehl  nicht  gehorsamen,  wie  das  denn  leider 
nur  zu  wahrscheinlich  ist?  Dann  bleibt  ihrem  Lehrer  nichts  übrig  als 
es  zu  machen  wie  Holzapfel  und  Schlehwein,  diese  Typen  un- 
berufener und  ohnmächtiger  patriarchalischer  Bevormunduugssucht:  „Da 
kümmert  euch  nicht  um  sie,  lasst  sie  laufen,  und  dankt  Gott,  dass 
ihr  die  Schelme  los  seid!"  —  Oder  Treitschke  müsste  es  mit  Mill 
einmal  auf  andre  Weise  versuchen,  der  da  behauptet:  „Die  Armen  sind 
dem  Gängelband  entwachsen  und  können  nicht  länger  wie  Kinder  be- 
handelt werden Jeden  Rath,  jede  Ermahnung,  die  wir  den  ar- 
beitenden Klassen  künftig  zu  Theil  werden  lassen,  müssen  wir  ihnen 
als  unseresgleichen  geben,  und  sie  müssen  sich  wohl  vorsehen,  ehe  sie 
die  annehmen"  1).  Und  doch  war  Mill,  wie  Treitschke,  ein  hoch- 
sinniger Mann  von  stolzer,  kühner,  freimüthiger  Unabhängigkeit,  durch- 
aus ein  „Ritter  vom  Geist",  durchaus  unfähig,  den  Arbeitern  oder 
irgendwem  zu  schmeicheln ;  ein  Mann,  der  ihre  Schwächen  unverblümt 
tadelte,  ihre  Tyrannei  ganz  so  unerträglich  fand  wie  irgend  eine  andere 
Tyrannei,  bereit,  jeden  gewaltthätigen  Zwang  gegen  Mitarbeiter,  den 
sie  bei  ihren  Strikes  ausübten,  mit  den  äussersten  Mitteln  zu  brechen, 
kein  Freund  des  vorzeitig  zu  verleihenden  allgemeinen  Stimmrechts. 
Aber  er  war  billig  gegen  sie;  er  empfand  die  tiefste  Sympathie  mit 
ihrem  Streben  nach  wirthschaftlicher  Unabhängigkeit,  nach  Wohlhaben- 
heit und  reichlichem  Lebensgenuss.  Und,  trotz  der  geistigen  Höhe, 
auf  der  er  stand,  er  war  frei  von  Bildungsdünkel:  er  wusste,  dass  die 
grösste  Gelehrsamkeit  kein  Freibrief  ist  gegen  die  schlimmsten  Irr- 
thümer,  und  dass  in  den  „Massen"  ein  praktischer  Mutterwitz  und 
divinatorischer  Instinkt  lebt,  der,  beileibe  nicht  immer,  aber  doch  mit- 
unter das  Richtige  trifft,  wo  der  Verstand  der  Verständigen  fehlgeht. 


1)  John  Stuart  Mill,  Political  Economy,  B.  IV,  Ch.  7,  §  2. 
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Auch  zweifelte   er  nicht  an   einer  glänzenden  Zukunft  der  Arbeiter- 
bewegung^). 

Dass  Treitschke,  selbst  tüchtigen  jüngeren  Kollegen  gegenüber, 
nicht  ganz  frei  ist  von  Gelehrtendünkel,  das  beweist,  abgesehen  von 
der  ganzen  Haltung  seiner  Polemik,  schlagend  eine  Stelle  in  seiner 
Streitschrift  gegen  Sc  hm  oll  er.  Die  Stelle  ist  förmlich  naiv  und  wirkt 
auf  Jeden,  der  diese  Dinge  etwas  genauer  kennt,  mit  unfreiwilliger 
Komik,  Treitschke  und  einige  andere  „der  ersten  Gelehrten  Deutsch- 
lands" stehen  in  Berlin  einmal  beisammen,  plaudern  und  sitzen  bei- 
läufig auch  über  den  lieben  Nächsten  zu  Gericht.  Es  kommt  die  Rede 
auf  eine  Schrift  von  Umpfenbach,  „Des  Volkes  Erbe",  in  welcher 
der  Satz  verfochten  wird,  aus  hohen  Erbschaftsabgaben  solle  zu  Unter- 
richtszwecken ein  Fond  gebildet  werden.  Der  Satz  erscheint  den  Herren 
ungeheuerlich;  Keiner  aber  widerlegt  ihn:  die  Meisten  thun  ihn  ab 
durch  das  „Lächeln"  der  Ueberlegenheit ,  Einer  hingegen  (die  Rollen 
sind  geschickt  vertheilt)  sagt  „sehr  ernst":  „Was  soll  da  aus  dem  An- 
sehen der  deutschen  Wissenschaft  werden?!"  —  Hiernach  sollen  wir 
also  glauben,  die  Zeiten,  wo  jeder  deutsche  Gelehrte  in  dem  Gehege 
seines  Faches  wie  in  einem  Pferch  sass  und  höchstens  einmal  ver- 
stohlen zu  seinen  Nachbarn  über  den  Zaun  verächtlich  hinüberschielte, 
hätten  sich  jetzt  in  dem  Grade  geändert,  dass  jeder  in  der  Domäne 
seines  Kollegen  bis  zur  Urtheilsfähigkeit  orientirt  wäre  2).  Besonders 
die  Volkswirthschaft  ist  manchen  unserer  „grössten"  Gelehrten  ein  un- 
bekanntes Land.  So  erklärte  noch  im  Jahre  1873  einer  der  berühm- 
testen Professoren  der  Leipziger  Hochschule,  der  kein  „Dryasdust", 
sondern  ein  geistvoller  Weltmann  war,  in  unserer  Gegenwart,  er  habe 
in  seinen  Kreisen  nie  von  der  Industriellen  Partnerschaft  gehört;  und 
die  zählt  doch  zu  den  bekannteren  Dingen  in  der  Nationalökonomie. 
Gerade  dieser  Satz  Umpfenbach's,  den  jene  Herren  durch  ihre 
Qualität  als  „erste  deutsche  Gelehrte"  kurzweg  todtschlagen  zu  können 
meinen,  ist  weder  neu  noch  ungeheuerlich,  rührt  auch  gar  nicht  ur- 


1)  ib.  B.  IV,  Ch.  7,  §  6 :  „Ich  habe  Beispiele  gegeben,  welche  Jedermann  von  der 
glänzenden  Zukunft  überzeugen  müssen,  welche  dem  cooperativen  Prinzip  vorbehalten  ist." 

2)  Wenn  man  freilich  Treitschke  hört,  könnte  man  das  beinahe  glauben.  Die 
Universitätslehrer ,  meint  er ,  sehen  heute  insgesammt  zweifelnd  oder  kühl  dem  Treiben 
der  Kathedersozialisten  zu ,  —  bis  auf  den  Ordinarius  der  Volkswirthschaft.  —  Und  das 
soll  nun  den  ,, Kathedersozialismus"  diskreditiren !  Was  würde  Treitschke  sagen, 
wenn  man  ihm  vorhielte ,  es  sei  nichts  mit  den  Ergebnissen  der  neueren  Archivalfor- 
schungen ,  denn  sämmtliche  akademische  Dozenten  betracliteten  sie  skeptisch  oder  gleich- 
gültig ,  —  bis  auf  die  Ordinarien  der  Geschichte  ? ! 
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sprünglich  von  ümpfenbach  her,  sondern  findet  sich  bei  so  aner- 
kannten, zum  Theil  berühmten  Gelehrten  wie  Bentham,  John 
Stuart  Mill,  Bluntschli  oder  dem  Schweizer  Hunzinger.  Ganz 
dieser  Meinung  ist  zunächst  Mill,  wie  Jeder  wissen  muss,  der  seine 
„Grundsätze  der  Volkswirthschaft"  auch  nur  flüchtig  durchgelesen  hat: 
nur  dass  Mill  die  Verwendung  der  Hinterlassenschaften  auf  „allge- 
meine Staatszwecke"  ausdehnt.  „Ist  kein  Testament  vorhanden,  und 
der  Erblasser  hat  keine  anderen  als  Seitenverwandten,  so  soll,  nach 
der  Ansicht  Bentham's,  die  von  anderen  hohen  Autoritäten  getheilt 
wird,  der  Nachlass  an  den  Staat  fallen"  i);  ferner  sollen,  in  Ermang- 
lung eines  Testaments,  die  Kinder  nicht  mehr  als  ein  Kapital  erben, 
welches  hinreicht,  ihnen  eine  tüchtige  Berufsbildung  zu  ermöglichen: 
„der  Ueberschuss  soll  für  die  allgemeinen  Staatszwecke  verwendet 
werden."  Endlich  soll,  nach  Mill,  ein  Maximum  festgesetzt  werden 
für  den  Betrag,  welchen  ein  Einzelner  überhaupt  durch  Erbschaft  er- 
werben darf;  da  der  Unterschied  zwischen  der  Summe  der  Vortheile 
und  Genüsse,  welche  dem  Einzelnen  ein  massiges  Vermögen  gewährt, 
und  der  Summe  der  Vortheile  und  Genüsse,  welche  ihm  das  Fünffache 
eines  solchen  Vermögens  gestattet,  nach  vernünftiger  Schätzung  „un- 
bedeutend" genannt  werden  muss  gegen  den  Nutzen  ^)  und  die  Lebens- 
freude, welche  eine  Vertheilung  der  vier  Fünftel  unter  vier  andern 
Personen  diesen  gewähren  würde.  —  Mit  dieser  Festsetzung  eines 
Maximums  erklärt  sich  der  verstorbene  Professor  der  Rechte  in  Bern, 
\y  a  1 1  h  e  r  Hunzinger,  ganz  einverstanden.  Es  steht  natürlich 
Treitschke  frei,  auch  diesen  zu  den  „Icari"  zu  werfen,  aber  die  von 
ihm  nachgelassene  Abhandlung  „Erbrechtliche  Studien"  ^)  wird  ihn  in 
Anderer  Urtheil  als  einen  besonnenen  Mann  kennzeichnen.  Die  Testir- 
freiheit  will  er  beschränkt  wissen  zu  Gunsten  „der  menschlichen  Ge- 
sellschaft"; diese  aber  soll  hier  nicht,  wie  Mill  vorschlägt,  der  Staat 
repräsentiren ,  sondern  es  sollen  gesetzlich  bemessene  Quoten  aller 
Hinterlassenschaften  einen  vom  Staate  unabhängigen,  jedoch  unter  seiner 
Oberaufsicht  verwalteten  Stiftungsfond  bilden,  der  insbesondere 
als  Erziehungsfond  ^)   zu   verwenden   wäre.    Also   ziemlich  genau 

1)  ib.  B.  II,   Ch.  2,  §§  3—4  ;  vgl.  B.  V,  Ch.  9,  §  1. 

2)  Mill  statuirt  zwei  Ausnahineu ;  die  wichtigere  ist  die,  dass  ein  Produktivkapital 
demjenigen  Erben  ausschliesslich  vermacht  werden  darf,  welcher  dem  Erblasser  am  ge- 
eignetsten erscheint,,  die  industrielle  Unternehmung,  auf  die  es  bisher  verwandt  wurde, 
fortzuführen. 

3)  Basel,  Schweighauser,  1874.  —  SS.  44.  —  Von  dem  „Maximum"  redet  er 
auf  S.  27.  — 

4)  ib.  S.  41. 
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Umpfeiibach's  Idee.  —  In  Munzingcr's  Motiviruiig  di(3ses  Vor- 
schlags scheint  uns  am  schlagendsten  folgender  Satz  (S.  36  f.) :  „Es 
kann  unserem  Gerechtigkeitsgefühl  durchaus  nicht  fremd  sein, 
dass  der  Einzelne  an  die  menschliche  Gesellschaft,  welcher  er  ausser- 
ordentlich viel  von  seinem  ganzen  geistigen  [und  materiellen]  Sein  und 
Wesen  verdankt  [weit  mehr,  als  die  Meisten  ahnen],  einen  entsprechen- 
den Tribut  wiedererstattet."  So  will  es  auch  „die  sittliche  Pflicht 
der  Nächstenliebe";  ferner  das  „ökonomische"  Postulat  einer  „besseren 
Vertheilung  des  Eigenthums",  einer  Ausgleichung  der  Folgen  des  „Un- 
terschieds der  Menschen  in  Kräften  und  Anlagen"  [und  Erziehung  und 
Glücksumständen] ,  welche  bewirkt,  dass  „die  gute  Bildung  überallhin 
dringt,  auch  in  diejenigen  Familien  und  Kreise,  wo  die  Armuth  herrscht, 
so  dass  von  menschlichen  Kräften  und  Fähigkeiten  nichts  verloren  geht, 
und  dies  ist  zum  Besten  des  Ganzen."  (S.  43.)  Vortrefflich  ist  endlich 
die  Begründung  an  einer  anderen  Stelle  (S.  40  f.) :  „Der  menschliche 
Wille  hat  zu  einem  Theil  bald  stärker  bald  schwächer  die  Richtung 
nach  dem  Allgemeinen,  zu  einem  andern  dagegen  den  Zug  zum  Be- 
sondern, das  vom  Allgemeinen  emanzipirt  ist.  Nun  scheint  es  mir  der 
Natur  des  einzelnen  Menschengeistes,  in  welchem  in  Wirklichkeit  jener 
Gegensatz  nur  selten  im  Ebenmaass  sich  befindet  und  in  Harmonie 
aufgelöst  ist,  nicht  zu  entsprechen,  wenn  die  Ordnung  der  Güterver- 
theilung  ausschliesslich  dem  Einzelwillen  des  Menschen  anheimgegeben 
ist.  Denn  da  ist  die  Gefahr  vorhanden,  dass  der  freigelassene  Wille 
nur  nach  jenem  Besonderen  strebt  und  damit  zur  unharmonischen 
Willkür  wird.  Es  scheint  mir  den  Anforderungen  einersitt- 
liehen  W e  1 1 o r d n u n g  zu  widersprechen,  wenn  von  Gene- 
ration zu  Generation  die  äusseren  Güter,  deren  Besitz  ja 
vielfach  durch  rohe  Gewalt,  List  und  Zufall  begründet  worden  ist, 
nur  durch  die  Macht  des  Willens  der  Einzelnen  fort  und 
fort  übertragen  werden.  Wie  oft  ist  dieser  Wille  durch  Ver- 
blendung des  Verstandes  wie  durch  Verengung  des  Gemüthes  .... 
von  der  weitherzigen  Menschenliebe  abgeleitet !  .  .  .  .  Auch  der  höhere 
Zug  zum  Allgemeinen  ist  kein  leerer  Wahn,  er  stammt  aus  der  mensch- 
lichen Natur;  er  ist  aber  schutzlos,  wenn  wir  es  bei  den  letztwilligen 
Verfügungen  nur  auf  den  Willen  des  Einzelnen  ankommen  lassen. 
Darum  verlangen  wir  vom  Gesetze,  dass  es  den  allgemeinen,  sittlich 
erhabenen  Willen,  der  in  den  Willensordnungen  der  einzelnen  Menschen 
selten  rein  zum  Ausdruck  kommt,  repräsentire ,  d.  h.  wir  wollen  vom 
Gesetz  nicht  die  Aufhebung,  wohl  aber  die  Beschränkung  der  Testir- 
freiheit." 
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Mit  grösserem  Ansehen  redet  derselben  Reform  ein  anderer  aus- 
gezeichneter Gelehrter  das  Wort,  den  wir,  obgleich  er  gleichfalls  der 
Schweiz  entstammt,  seit  lange  mit  Stolz  den  unseren  nennen.  In  sei- 
nem Entwurf  des  Züricher  Privatrechts i)  machte  Bluntschli,  wie- 
wohl ohne  Erfolg,  folgenden  Vorschlag: 

„Der  Hei  mathsgemein  de  kommt  von  der  Erbschaft  eines 
ohne  Nachkommen  verstorbenen  Erblassers  folgender  Antheil ....  zu : 

a.  Wenn  Erben  aus  der  väterlichen  oder  mütterlichen  Parentel 
vorhanden  sind,  5  Prozent. 

b.  Wenn  die  Erben  einer  grosselterlichen  Parentel  angehören,  10 
Prozent. 

c.  Wenn  Erben  aus  einer  entfernteren  Parentel  zur  Erbfolge  kom- 
men und  zugleich  ein  überlebender  Ehegatte  da  ist,  20  Prozent. 

d.  W^enn  nur  Erben  aus  einer  entfernteren  Parentel  ohne  über- 
lebenden Ehegatten,  oder  nur  dieser  ohne  jene  vorhanden  ist,  30  Prozent. 

Das  der  Heimathsgemeinde  zufallende  Erbgut  darf  weder 

auf  die  Dauer  angehäuft,  noch  für  die  regelmässigen  Ge- 
meinde- und  Armenausgaben  verbraucht  werden,  sondern 
ist  bestimmt,  im  Interesse  der  Privatpersonen,  theils  zur  Begründung 
und  Ausstattung  wohlthätiger  und  gemeinnütziger  Anstalten,  theils  zu 
besserer  Ausbildung  und  Aussteuerung  einzelner  unbemittelter  — 
wenn  auch  keineswegs  armer  —  Gemeindebürger  verwendet  zu  werden." 

Hiernach  wird  Treitschke  denn  doch  vielleicht  zu  der  Ansicht 
gelangen,  dass  die  verkehrsrechtliche  These,  die  er  und  die  „ersten 
Gelehrten  Deutschlands"  belächelt,  oder  von  der  sie  Gefahr  für  das 
Ansehen  deutscher  Wissenschaft  gewittert  haben,  ihnen  Allen  eine 
terra  incognita  war.  Ein  weiteres  Beispiel  vornehm- flüchtigen  Abur- 
theilcns  über  Dinge,  die  er  nicht  hinlänglich  studirt  hat,  werden  wir 
alsbald  näher  kennen  lernen.  Damit  meinen  wir  denn  unsere  Behaup- 
tung begründet  zu  haben,  dass  der  Gelehrte,  da  er  selbst  so  stark 
dem  Irrthum  unterliegt,  nicht  berechtigt  ist,  zumal  in  praktischen 
Fragen,  auf  die  Meinungen  der  IlHteraten  mit  Geringschätzung  herab- 
zusehen. Mehr  als  einmal  hat  praktischer  Sinn  über  gelehrte  De- 
duktionen triumphirt^).  Zu  einer  Zeit,  wo  die  Theorie  der  Volkswirthe 
jeden   Strike   als   eine    wahnsinnige  Thorheit   verurtheilte ,   haben   die 

1)  Bluntschli,  „Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich",  4.  Bd. 
Erbrecht,  S.  67  f.;  cit.  bei  Munzinger  a.  a.  O.    S.  39  f. 

2)  Die  Geschichte  des  menschlichen  Fortschritts  ist  nicht  arm  an  solchen  Beispie- 
len. So  erklärte  ein  englischer  Physiker  die  transatlantische  DampfschiflYahrt  für  eine 
Unmöglichkeit. 
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Arbeiter  sich  um  diese  Theorie  nicht  gekümmert;  und  jetzt  ist  es 
so  weit  gekommen,  dass  die  Ansichten  über  die  Frage,  ob  Strikes 
den  Arbeitern  von  Nutzen  sein  können ,  mindestens  getheilt  sind,  und 
dass  selbst  ein  Freihandelsmann  wie  Bamberger  sie  nicht  tadelt, 
wenn  sie  ihren  Zweck  erreichen. 

Mit  der  Achtung  vor  den  unteren  Klassen  hängt  die  Sympathie 
mit  ihrem  Loose  aufs  Innigste  zusammen.  Hier  nun  halten  wir 
Treitschke's  Standpunkt  weder  für  human,  noch  für  historisch  be- 
gründet, noch  für  philosophisch.  Was  es  heisst,  vom  frühen  Morgen 
bis  zum  späten  Abend  das  dumpfe  Leben  einer  Maschine  zu  führen, 
das  hat  Treitschke  selbst,  wie  er  uns  erzählt,  einmal  empfunden. 
Anfänglich  hat  er  die  Arbeiter  bedauert,  sich  dann  aber  bei  dem  Ge- 
danken getröstet,  es  könne  nicht  anders  sein.  Schon  jetzt  aber  ist 
es  in  den  angelsächsischen  Ländern  wesentlich  anders:  in  England 
hat  die  Neun -Stunden-,  in  der  Union  die  Acht- Stunden -Bewegung 
erhebliche  Fortschritte  gemacht.  Dass  dadurch  nothwendig  der  Lohn 
herabgedrückt,  oder  aber  das  Interesse  der  Unternehmer  leiden  müsse, 
wird  nicht  nur  von  Mill,  sondern  auch  von  einem  der  ersten  Indu- 
striellen Englands,  von  dem  jüngeren  Brassey,  auf  Grund  reicher 
Erfahrungen  entschieden  in  Abrede  gestellt.  Brassey^)  empfiehlt 
sogar  die  achtstündige  Arbeitszeit,  weil  sie  die  Möglichkeit  gewähre, 
bei  dreifacher  Schicht  in  24  Stunden  die  Maschinen  vollständig  auszu- 
nutzen. Seine  Berechnungen ,  welche  einen  grossen  Theil  der  civilisirten 
und  halbcivilisirten Erde  umfassen,  haben  ihn  gelehrt,  dass  die  Arbeits- 
kosten überall  ziemlich  dieselben  sind,  da  die  höher  gelohnten  und 
darum  kräftiger  genährten  Arbeiter  um  so  Tüchtigeres  leisten  2). 
Eine  weitere  Herabsetzung  der  Stunden  physischer  Arbeit,  insofern 
sie  im  Interesse  der  Kultur  wäre,  stellt  die  Vervollkommnung  des 
Maschinenwesens  in  Aussicht,  von  der  man  in  den  Zeiten,  welche  die 
märchenhaften  Ei-findungen  der  Dampfmaschine  und  des  elektrischen 
Telegraphen  sah,  das  Grösste  erwarten  darf.  Dazu  kommt  die  lange 
Kette  einer  kontinuirlichen  Besserung  der  materiellen  Lage  und  der 


1)  Th.  Brassey,  „On  Work  and  Wages",  London,  George  BeU  and  Sons,  1874. 

2)  Ohne  diese  Erwägung  möchte  dem  Laien  eine  bemerkenswerthe  Stelle  in  Bren- 
tano's  neuester  Schrift  nicht  klar  sein  („Das  Arbeitsverhältniss  gemäss  dem  heutigen 
Recht") ,  wo  er  ausführt ,  den  Unternehmern  komme  ein  hoher  Lohn  der  Arbeiter  da- 
durch zu  Statten,  dass  sie  an  ihnen  wohlhabendere  Kunden  gewinnen.  Die  Erhöhung 
des  Lohns  ist  für  den  Unternehmer  kein  Schaden,  wenn  in  demselben  Maasse  die  Arbeits- 
leistung wächst,  also  in  demselben  Maasse  mehr  oder  Werthvolleres  produzirt  wird. 
Hier  kann  man  in   der  That  von  einer  ,,harmonie   economique"  reden. 
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geistigen  Bildung  der  Arbeiterklasse:  lässt  es  sich  annehmen,  dass 
eine  Entwicklung,  welche  einst  in  der  Sklaverei  einen  Fortschritt  sah, 
welche  dann  durch  die  Leibeigenschaft  und  den  Frohndienst  hindurch 
sich  zu  dem  Gildewesen  aufschwang,  nun  plötzlich  für  immer  still- 
stehen oder  nur  unwesentliche  Reformen  aufweisen  sollte?  —  Wäre  das 
wirklich  der  Fall,  so  würde  ein  Menschenfreund  dabei  ähnlich  empfin- 
den, wie  Schleiermacher  bei  dem  Gedanken  an  die  ewige  Verdamm- 
niss  empfand:  dieser  Gedanke,  meinte  er,  lasse  das  Gefühl  der  Selig- 
keit in  den  Gotteskindern  nicht  aufkommen.  Wenn  für  alle  Zeit  nur 
eine  kleine  Minderzahl  die  Güter  der  Kultur  geniessen,  das  Leben 
von  Millionen  daneben  in  abstumpfenden  Mühen  aufgehen  sollte,  dann 
raüssten  wir  an  den  Geschicken  der  Menschheit  verzweifeln.  Wer  sich 
darüber  mit  rhetorischen  Phrasen  hinweghelfen  kann,  wie:  „die  Natur 
ist  ein  königlicher  Haushalter"  (als  ob  Vergeudung  „königlich",  und 
der  Mensch  eine  Eichel  wäre),  dem  mangelt  ein  Grundzug  edlen  Men- 
schenthums :  das  Gefühl  der  Solidarität  aller  Menschen ,  m.  a.  W.  das 
Fundament  aller  Ethik,  das  Bewusstsein:  „Du  bist  ich!"  m.  a.  W.  die 
Wurzel  alles  eifrigen  Rechtsgefühls,  die  brennende  Empfindung  des 
von  dem  Mitmenschen  erlittenen  Unrechts,  als  sei  es  uns  selbst  ge- 
schehen. Mit  wie  beredten  Worten  gibt  der  grosse  Denker  Mill  der 
tiefen  Wehmuth  Ausdruck ,  die  uns  ergreift ,  wenn  wir  das  Leiden  der 
Arbeiter  sehen  und  denken  sollen:  „Das  muss  für  immer  so  sein!" 

Glücklicherweise  ist  zu  solcher  Besorgniss  kein  Grund.  Denn  im 
Allgemeinen  lehrt  uns  die  Geschichte :  „Es  geht  dem  grossen  Heer- 
zuge der  Menschheit  eine  Feuersäule  voraus,  die  auch  in  Sturm  und 
Nacht  voranleuchtet.  Ihr  Ziel  ist  im  Ganzen  immer  dasselbe:  es  ist 
die  Vervollkommnung  des  Menschengeschlechts,  es  ist  die  Herausbil- 
dung Dessen,  was  im  Wesen  des  Menschen  das  Gute  und  Grosse  ist  i)." 
Und  dieser  unabsehbare  Fortschritt  äussert  sich  nicht  nur  in  der  in- 
tensiveren oder  vielseitigeren  Kultur  der  Minoritäten,  sondern  auch 
in  der  wachsenden  Verbreitung  der  Gesittung  über  immer  weitere 
Kreise.  Im  Besonderen  aber  zeigt  die  Geschichte  der  Arbeiter- 
bewegung, dass  in  den  Versuchen  mit  der  Industriellen  Partnerschaft 
und  mit  den  Produktiv-Assoziationen  bereits  ein  Schritt  gethan  wurde 
zur  Förderung  derjenigen  Selbstständigkeit,  welche  das  jetzige  un- 
haltbare und  an  unsittlichen  Folgen  ^ )  fruchtbare  Verhältniss ,  das 
die  Menschen  in  Herren  und  Knechte  theilt,  umzugestalten  berufen 
scheint. 


1)  Munzinger  a.   a.   0.    S.  23. 

2)  Feindseligkeit  auf  beiden  Seiten ,  Trägheit ,  unwürdige  Abhängigkeit  u.  s.  w. 
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üeber  die  Industrielle  Partnerschaft  und  die  Produktivgenossen- 
schaften fehlt  es  uns  an  einer  fortlaufenden  und  eingehenden  Statistik. 
Mit  Unrecht  hat  man  aus  einem  momentanen  Stillstand  oder  Rück- 
gang in  diesen  cooperativen  Einrichtungen  auf  ihre  Undurchführbar- 
keit  geschlossen.  Beide  stellen  an  alle  Betheiligten  Ansprüche,  auf 
die  sie  durch  die  bisherigen  Verhältnisse  in  unserer  Industrie  durch- 
aus nicht  vorbereitet  sein  konnten.  Nehmen  wir  zunächst  die  Partner- 
schaft. An  die  Stelle  der  getrennten  Interessen,  folglich  der  Gleich- 
gültigkeit, Geringschätzung,  des  heimlichen  Neides  und  Grolls,  der 
offenen  Feindseligkeit,  will  sie  die  Solidarität  der  Interessen,  also 
gegenseitige  Förderung,  freundliches  Zusammenwirken,  einen  gewissen 
Grad  der  Gleichberechtigung  setzen.  Dafür  sollen  Beide,  Unterneh- 
mer und  Arbeiter,  Verständniss  haben  und  sich  auch  nicht  darin  be- 
irren lassen.  In  einer  Zeit,  wo  die  Unternehmer  mit  vielem  Recht 
über  ihre  Arbeiter  Klage  führen,  sollen  sie  diesen  mit  solchen  Kon- 
zessionen entgegenkommen;  die  grollenden  Arbeiter  sollen  der  Sache 
trauen,  eifriger  arbeiten,  sorgsamer  mit  dem  Rohmaterial  umgehen. 
Auch  Misserfolge  sollen  nicht  abschrecken.  Der  Unternehmer  soll  aus- 
harren ,  auch  wenn  manche  unter  seinen  Arbeitern ,  von  Agitatoren  ge- 
hetzt ,  sich  lässig ,  misstrauisch  oder  widerspenstig  zeigen ;  die  Arbeiter 
sollen  den  Muth  nicht  verlieren ,  auch  wenn  ein  andauernd  ungünstiger 
Stand  des  Marktes  keine  Bonus -Zahlung  gestattet.  Was  ist  da  na- 
türlicher als  Abfall  auf  der  einen  oder  anderen  Seite ,  Rückfall  in  den 
alten  Schlendrian,  der  ringsum  herrscht?! 

Bei  den  Produktivgenossenschaften  liegt  die  Sache  theils  besser, 
theils  schlimmer.  Besser,  insofern  sie  nicht  den  guten  Willen  der 
Unternehmer  voraussetzen;  schlimmer,  insofern  sie  von  den  Arbeitern 
eine  Summe  von  technischen  und  kaufmännischen  Kenntnissen  fordern, 
von  Kapital  oder  Kredit,  von  Disziplin  und  Selbstverleugnung,  die 
sich  gegenwärtig  nur  bei  sehr  wenigen  findet.  Die  ersten  Anfänge 
sind  hier  besonders  schwierig;  leicht  vernichtet  den  schwachen  Keim 
Mangel  an  heroischer  Ausdauer,  Ungunst  des  Marktes,  der  Regie- 
rung 0,  des  Publikums.     Die  Arbeiter  müssen  Jahre  lang  eine   der 

1)  In  Frankreich  ist  nach  1848  die  Zahl  der  Produktivgenossenschaften  von  über 
hundert  bald  auf  einige  zwanzig  gesunken:  nach  Mi  11  (a.  a.  O.  Bd.  IV,  Ch.  7,  §.  6). 
,, durch  die  feindliche  Politik  der  Regierung  ,  die  tracasseries  der  Polizei"  und  die  schwie- 
rige Handels-  und  Finanzlage  von  1854 — 58.  Dass  dennoch  so  viele  gediehen,  ist  ihm 
Grund,  ihnen  eine  ,, glänzende  Zukunft"  zu  weissagen. 
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schwierigsten  Tugenden  bewähren:  Einem  gehorchen,  der  ihres  Glei- 
chen ist;  weil  die  meisten  Menschen  das  nicht  leisten,  ist  die  Re- 
publik so  viel  schwerer  zu  konserviren  als  die  Monarchie,  und  es  ist 
wohl  möglich,  dass  die  Produktivassoziationen  nicht  eher  zahlreich 
aufblühen  werden ,  bis  die  Kulturvölker  so  viel  Selbstachtung  und  Dis- 
ziplin gelernt  haben,  dass  sie  einer  von  ihnen  selbst  gewählten 
Spitze  denselben  Gehorsam  zollen,  wie  jetzt  dem  Kronenträger,  den 
der  Zufall  der  Geburt  über  sie  gesetzt  hat.  Sobald  aber  die  Produk- 
tivgeuossenschaften  durchgedrungen  sind,  werden  die  Unternehmer  die 
besseren  Arbeiter  durch  Partnerschaften  an  sich  zu  fesseln  suchen. 
Es  ist  zu  hoffen,  dass  die  Produktivgenossenschaften  dann  auch  nicht 
länger  an  der  Klippe  scheitern  werden,  die  ihnen  bisher  in  England 
verderblich  war:  dort  haben  sie,  nachdem  ihr  Erfolg  ihnen  die  Aus- 
dehnung ihrer  Geschäfte  gestattet,  die  neuen  Arbeiter,  die  sie  an- 
nahmen, von  Bonus  und  Dividende  ausgeschlossen,  so  dass  die  Grün- 
der dieser  vielverheissenden  Assoziationen  nun  aus  Pionieren  eines  gross- 
artigen, ihre  Genossen  erlösenden  Kulturfortschritts  ganz  gewöhnliche 
Unternehmer  geworden  sind,  die  sich  aus  dem  Arbeiterstande  empor- 
arbeiteten. 

Da  sich  Treitschke  nur  mit  den  Partnerschaften  eingehender 
beschäftigt,  so  wollen  auch  wir  uns  hier  auf  diese  beschränken.  Zu- 
nächst möchten  wir  eine  Bemerkung  auf  ihr  richtiges  Maass  zurück- 
führen, die  H.  B.  Oppenheim  einmal^)  gemacht  hat:  es  müsse 
mit  dieser  Einrichtung  schlecht  stehen,  wenn  Engel  sich  rühme, 
fünf  Jahre  nach  der  Einführung  bei  W.  Borchert  in  Berlin  erst  das 
zweite  Exemplar  aus  der  Taufe  heben  zu  können.  Abgesehen  davon, 
dass  der  schwächere  Fortschritt  der  Partnerschaft  in  Deutschland ,  im 
Vergleich  mit  anderen  Ländern,  sich  hinlänglich  aus  dem  uns  noch 
immer  stark  anhaftenden  Mangel  an  Initiative  erklärt,  so  giebt  es 
bei  uns  doch  wohl  noch  manche  Unternehmungen,  welche  jene  Reform 
eingeführt  haben,  ohne  dass  dies  allgemein  bekannt  geworden  wäre. 
Wer  hätte  z.  B.  ohne  die  vier  Gutachten  des  Eisenacher  Reformvereins 
von  dem  gelungenen  Versuch  des  Rittergutsbesitzers  J.  Neumann  auf 
Posegnick  erfahren? 2)  Oder  von  dem  (ohne  hinlänglichen  Grund,  wie 
uns  scheint)  bald  wieder  aufgegebenen  Versuch  des  Fabrikanten  J.  Wert- 
heim in  Bornheim  bei  Frankfurt  a/M.?^).     Das  aber  muss  zugegeben 


1)  In  Paul  Lindau 's  „Gegenwart". 

2)  „Ueber  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn".  Gutachten  auf  Ver- 
anlassung des  Vereins  für  Sozialpolitik  abgegeben  u.  s.  w.  —  Leipzig,  Duncker  & 
Humblot,   1874,  SS.  46. 
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werden:  in  Deutschland  sind  noch  zu  wenig  Erfahrungen  mit  der 
Gewinnbetheiligung  gemacht,  um  daraus  einen  Schluss  zu  ziehen. 

Ueberhaupt  aber  sind  die  Erfahrungen  nicht  zahlreich  genug,  um 
darauf  durch  Induktion  ein  wissenschaftlich  gesichertes  Urtheil  zu  grün- 
den, ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Einrichtung  zweckmässig 
sei;  dagegen  spricht  die  Deduktion  so  stark  zu  Gunsten  dieser  Re- 
form ,  und  auch  die  praktischen  Ergebnisse  sind  so  überwiegend  gün- 
stig, dass  es  nunmehr  geboten  erscheint,  sie  gründlich  zu  studiren. 
Das  kann  aber  nur  so  geschehen,  dass  sachkundige  und  unbefangene 
Männer,  am  besten  ein  Volkswirth  und  ein  Fabrikant,  sämmtliche 
Unternehmungen  besuchen,  bei  denen  die  Gewinnbetheiligung  einge- 
führt ist.  Dies  ist  z.  B.  auch  Roscher's  Ansicht  von  der  Sache  ^): 
ein  solches  Verfahren,  meint  der  Altmeister,  würde  zu  einem  wah- 
ren wissenschaftlichen  Fortschritt  führen,  vorausgesetzt,  dass 
die  Verarbeitung  des  Materials  eine  wissenschaftliche  sei. 

In  welcher  Weise  nun  Treitschke  sich  mit  sich  selbst  in  den 
grellsten  Widerspruch  setzt,  indem  er  das  eine  Mal  erklärt,  es  sei  wohl 
möglich,  falls  die  Gewinnbetheiligung  sich  in  einigen  Industriezweigen 
bewähren  sollte,  dass  der  Staat  sie  dann  für  diese  Zweige  vorschreibe, 
dann  aber,  zwei  Seiten  weiter,  im  Einzelnen  nachzuweisen  sucht,  bei 
schärferer  Prüfung  ergebe  sich  deutlich  der  kommunistische  Kern 
dieser  Neuerung,  darauf  hat  schon  Schmoller  aufmerksam  gemacht. 
Dass  aber  dieser  „kommunistische  Kern"  überhaupt  nur  durch  Treitsch- 
ke's  unlogische  Schlussfolgerungen  zu  entdecken  sei,  haben  wir  an 
einer  andren  Stelle  ^)  dargethan,  ohne  dass  uns  bis  jetzt  auch  nur  der 
Versuch  einer  Widerlegung  zu  Gesicht  gekommen  wäre.  Treitschke 
wird  freilich  durch  seine  rhetorischen  Bedürfnisse  leicht  verführt,  un- 
genau zu  werden:  wer  immer  auf  dem  Kothurn  wandeln  möchte,  der 
hält  nicht  leicht  gleichen  Schritt  mit  dem  schlichten  Gang  und  den 
knappen  Wendungen  der  Frau  Logica^). 

Mehr  als  dies  Alles  aber  gereicht  es  Treitschke  zum  Vorwurf, 
dass  er  die  Thatsachen  so  flüchtig  behandelt,  dass  sie  dadurch  in 
ihr  gerades  Gegentheil  verkehrt  werdeo.  Er  behauptet,  die  bisheri- 
gen Versuche  mit  der  Partnerschaft  ergäben  „nur  in  seltenen  Fäl- 


1)  persönlich  geäussert. 

2)  Tübinger  staatswiss.  Zeitschrift,  April  1876,  ,, Geschichte  des  Coalitionsverbots  in 
den  Niederlanden". 

3)  So  soll  z.  B.  der  Satz  in  Hobbes'  ,,Leviathan" ,  es  sei  von  grösster  Wichtigkeit, 
dass  die  Hochschulen  sehr  Tüchtiges  leisteten,  ein  ,,ti  e  f  es"  Wort  sein!  (Treitschke, 
Preuss.  Jahrb.    1877,  Juni,  „Noch  ein  Wort  über  die  Arbeiterfrage"). 
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leii  ein  günstiges"  Resultat.  („Der  Sozialismus  und  seine  Gön- 
ner", S.  79.)  Wir  machen  uns  anheischig,  ihm  aus  den  Quellen  das 
Gegentheil  zu  beweisen.  An  dieser  Stelle  wollen  wir  uns  auf  Ein  Land 
beschränken,  in  dem  zwölf  meist  weniger  bekannte  Versuche  gemacht 
wurden.  Sie  sind  uns  ausführlich  mitgetheilt  in  einem  Werke,  das 
Treitschke  in  Bezug  auf  einen  Nebenumstand  wider  die  Partnerschaft 
anführt.  Böhm  er  t  hat  im  zweiten  Bande  seines  Buches  über  die 
Arbeiterverhältnisse  der  Schweiz  sämmtliche  Beispiele  eines  Versuchs 
mit  der  Gewiunbetheiligung  zusammengestellt,  die  ihm  bei  seiner  En- 
quete bekannt  wurden.  Wir  lassen  die  Belegstellen  aus  diesem  Werke  ^) 
hier  folgen ;  da  sie  zum  Theil  sehr  ausführlich  sind,  geben  wir  sie  noth- 
gedrungen  im  Auszug,  lassen  aber  nichts  Wesentliches  weg: 

1.  „Der  erste  uns  bekannt  gewordene,  aber  bald  wieder  aufgege- 
bene Versuch  ist  schon  im  vorigen  Jahrzehnt"  [also  in  den  sechziger 
Jahren]  „im  Kanton  Appenzell  a.  Rh.  von  einem  der  angesehensten , . . 
Arbeitgeber  in  Herisau"  [Steiger  &  0*=  —  vgl.  a.  a.  0.  S.  59,  Mitte]  „ge- 
macht worden."  (a.  a.  0.  Bd.  2  S.  55  ff.)  —  „Unter  meinen  Angestell- 
ten" [so  schreibt  dieser  Industrielle  1868]  „habe  ich  schon  seit  länge- 
rer Zeit  das  Tantieme- System  eingeführt.  Ich  bezahle  heute  an  6  mei- 
ner Kommis   eine  Tantieme  von   500 — 3000  Frauken  und  fahre  gut 

dabei "  „Vor  einiger  Zeit  wollte  ich  auch  bei  .  .  .  Arbeitern  einen 

Versuch  [mit]  der  Tantieme  machen.  Ich  stellte  ihnen  die  Wahl 
[zwischen]  einer  Lohnzulage  oder  Tantieme,  sie  zogen  aber 
einstimmig  das  Erstere  vor  mit  dem  Bemerken :  sie  wollten  lieber  be- 
stimmt wissen,  was  sie  haben."  ....  Im  Jahre  1873  zahlt  die  Firma 
an  „circa  12  Angestellte  . .  .  Gratifikationen  .  .  .  von  300  (Lehrlinge 
und  Aufseherinnen)  —  10,000  Frs.  (Prokuristen)."  —  Unbegreiflich  ist, 
beiläufig  bemerkt,  wie  hier  Böhmert  von  einem  „bald  wieder  aufge- 
gebenen Versuch"  reden  kann.  Bei  den  kaufmännischen  Angestellten 
(denn  die  „Lehrlinge"  sind  offenbar  junge  Kaufleute),  den  „Aufsehe- 
rinnen" hat  sich  das  Tantiemensystem  bewährt;  bei  den  „Arbeitern" 
ist  es  .gar  nicht  zum  Versuch  gekommen.  Für  einen  anderen  Ort  be- 
halten wir  uns  den  Nachweis  vor,  dass  der  Unternehmer,  welcher  sei- 
nen „Leuten"  die  Wahl  stellt  zwischen  Lohnzulage  und  Gewinnantheil, 
die  Natur  des  Lohns  und  des  Gewinuantheils  durchaus  verkennt.  Dass 
ein  Fabrikant  aber  schon  deshalb  keinen  „fair  trial"  mit  dem  Bonus 
macht,  d.  h.  mit  einem  Ding,  das  den  Arbeitern  meist  etwas  Unbekanu- 


1)  „Arbeiterverhältnisse    und  Fabrikeinrichtungen    der  Schweiz".     Zürich,    Caesar 
Schmidt  (Schabelitz)   1873.      2   Bde. 
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tes  und  das  an  sich  immer  etwas  Unsicheres  ist,  wenn  er  ihnen  die 
Wahl  lässt  zwischen  diesem  und  einer  sicheren  und  sofortigen  Lohn- 
erhöhung, das  liegt  auf  der  Hand.  —  Resultat:  N*'  1  beweist  gegen 
den  Bonus  bei  Arbeitern  gar  nichts;  für  denselben,  wenn  man  „Auf- 
seherinnen" u.  s.  w.  zu  den  Arbeitern  zählt. 

2.  Wollfabriken  von  Fleckenstein -Schulthess  in  W^ädensweil  und 
Feldbach,  Kanton  Zürich.  Gewiuubetheiligung  existirt  seit  1869  (a.a.O. 
Bd.  2,  S.  60  ff.).  Beide  P'abriken  beschäftigten  zusammen  200  Arbei- 
ter. Der  Versuch  wurde  1873  fortgesetzt.  —  Resultat:  N"  2  für  die 
Gewinnbetheiligung. 

3.  Kleine  Baumwollspinnerei  der  Gebr.  Keller  in  Fisehenthal,  Kan- 
ton Zürich  (a.a.O.  Bd.  2,  S.  64  f.).  —  Resultat:  N^  3  für  die  Gewinn- 
betheiligung; sogar  vorzüglich  gelungen  (S.  65). 

4.  5.  Hier  gebührt  die  Ehre  der  Initiative  einem  Deutschen,  dem 
Fabrikanten  R.  Schöller  in  Zürich  [einem  Bruder  der  Inhaber  der  bekann- 
ten grossen  Tuchfabrik  in  Düren].  In  seinem  Vertrage  mit  den  Direktoren 
der  Kammwollspinnerei  Chessex  &  Hössly  in  Schaffhausen  und  der 
Kammgarnspinnerei  Lang  &  Weidlich  daselbst  hat  er  die  Gewinnbe- 
theiligung ausbedungen  (a.  a.  0.  Bd.  2,  S.  66  f.).  „Hr.  Schöller  erklärt, 
dass  er  die  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  für  prinzipiell  richtig  und 
praktisch  zweckmässig  halte."  —  Resultat:  N'^  4  u.  5.  für  die  Ge- 
winnbetheiligung. 

6.  Aktien-Porzellanfabrik  in  Nyon,  Kanton  Waadt  (Bd.  2,  S.  78  ff.). 
Glänzendes  Beispiel  für  die  Reform!  Die  Fabrik  war  dem  Untergang 
nahe,  als  die  Gewinnbetheiligung  einer  der  Factoren  wurde,  der  sie 
rettete  und  hob.  Im  ersten  Jahr  vertrinken  die  Arbeiter  den  Bonus, 
im  zweiten  „war  es  schon  ganz  anders:  sie  hatten  verstanden;  es  bil- 
den sich  in  der  Fabrik  nie  gesehene  Ordnung  und  Disziplin,  wie  sie 
im  Waadtland  sehr  selten  sein  soll."  Das  Stehlen  von  Steinkohlen,  im 
Betrage  von  mehr  als  1000  Frs.  jährlich ,  kam  nicht  mehr  vor :  „die 
Arbeiter  wussten,  dass  sie  sich  jetzt  selbst  bestahlen."  Der  Magazin- 
beamte hatte  sich  seit  15  Jahren  auf  Kosten  der  Fabrik  ein  Vermö- 
gen ergaunert;  er  wurde  in  anonymen  Briefen  angezeigt,  zur  Resti- 
tution gezwungen  und  entlassen.  Als  die  Arbeiter  einer  gleichen  Fa- 
brik in  Carouge  bei  Genf  die  Arbeit  einstellten,  „blieben  in  Nyon  alle 
ruhig." 

7.  Gewinnbetheiligung  der  schweizerischen  Post-  und  Telegraphen- 
beamten (Bd.  2,  S.  101  ff.).  Im  Jahre  1869  beantragte  der  Vorstand 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  Bundesrath  Dubs,  die  Einfüh- 
rung dieses  Systems  bei  der  Post;   die  Bundesversammlung  nahm  es 


Staatsgewinn:   1,306,901 
„  :   1,121,325 

,,  :   1,747,184 

„  :   1,801,339 
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einstimmig  an.  Bei  dem  Telegraphenwesen  hatte  es  bereits  „sehr 
gut  gewirkt."  (S.  102.)  Auch  hatte  schon  „in  den  letzten  Jahren  die 
Postverwaltung  das  System  der  Betheiligung  der  Unternehmer  bei  der 
Reisendenbeföiderung  eingeführt,  und  zwar  mit  gutem  Erfolge". 
(S.  103.)  „Was  ist  nun  das  Resultat  dieser  Reform  bei  der  Post  gewesen?" 
(S.  111).  Der  Jahresgewinn  der  schweizerischen  Postverwaltung  hatte 
im  „letzten  Jahr  des  früheren  Systems  (1868)  929,100  Frs.  betragen. 

Frs.  Cts.  Frs. 

1869:  Provision  der  Beamten  (3  Monate) :     51,307  51; 

1870:  „  „  „       (Kriegsjahr):  225,920  54: 

1871:         „  „  „  272,850  43 

1872:  „  „  „  296,012  92; 

Als  1872  „der  Schöpfer  des  ganzen  Systems,  Dubs,  aus  dem  Bun- 
desrathe  geschieden"  war,  „scheint  es  der  ganzen  Neuerung  an  einer 
kräftigen  Stütze  in  der  Bundesverwaltung  gefehlt  zu  haben".  Wenn  man 
nun  Böhmert  aus  Bern  „von  sachkundigster  Seite"  schreibt: 
„Es  ist  der  Büreaukratie  gelungen,  das  System  wenigstens  für  die  Post 

zu  Fall  zu  bringen Es  wird  abgeschafft,   weil  es  reüs- 

sirt  hat!"  —  so  werden  wir  auch  bei  N°  7  das  Ergebniss  zu  Gun- 
sten der  Gewinnbetheiligung  registriren  dürfen. 

8.  Züricher  Dampfschifffahrtsgesellschaft,  Statuten  vom  22.  Dez. 
1868,  §.  21 ;  wörtlich  übergegangen  in  die  neuen  Statuten  vom  29.  April 
1873,  §.23  (Bd.  2,  S.  115  f.).  —  Die  Fortsetzung  des  Experiments 
nach  5  jähriger  Erfahrung  spricht  zu  dessen  Gunsten. 

9.  Seifenfabrik  von  Friedr.  Steinfels  in  Zürich,  28  —  35  Arbeiter 
(Bd.  2,  S.  1 16  ff".).  Die  Gewinnbetheiligung  besteht  „seit  2  Jahren"  — 
also  wohl  seit  1871,  „Mit  dieser  Löhnungsmethode  sind  meine  älte- 
ren Angestellten  alle  wohl  zufrieden,  während  jüngere,  die  ihrer  Stel- 
lung noch  nicht  ganz  sicher  sind,  meistens  einen  fixen  grossen  Lohn 
ohne  Gratifikation  und  Gewinnantheil  vorziehen  würden."  —  Resultat: 
überwiegend  zu  Gunsten  der  Reform. 

10.  „Das  vornehmste  Beispiel  in  der  französischen 
Schweiz  erscheint  trotz  seines  jungen  Bestehens  .  .  .  geeignet,  die 
kühnsten  Hoffnungen  bei  den  Anhängern  der  Gewinnbe- 
theiligung zu  erwecken."  (Bd.  2,  S.  132  fif.).  Das  „alte  Haus" 
Isaac  &  Billon,  „Fabrik  von  Ebauches  für  Musikdosen,  wohl  die  erste 
in  Genf",  mit  über  100  Arbeitern,  vor  einigen  Jahren  in  ein  Aktien- 
unternehmen umgewandelt,  lässt  seit  1.  Juli  1871  die  Beamten,  Arbei- 
ter und  Arbeiterinnen  am  Gewinn  partizipiren.  Die  Hälfte  des  Gewinn- 
antheils  wird  zurückbehalten,  mit  6*^/o  verzinst  und,  zu  100  Frs.  an- 
gesammelt, in  eine  Aktie  verwandelt,  die  zur  Theilnahme  an  der  Ver- 
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waltung  berechtigt;  d.  h.  die  Arbeiter-Aktionäre  lassen  sich,  wie  alle 
anderen ,  bei  den  Generalversammlungen  durch  Delegirte  vertreten. 
„Die  Leiter  der  Fabrik  sind  begeistert  von  den  guten  Erfolgen  ihrer 
Einrichtung.  Der  Eifer  sei  unglaublich  gestiegen."  „„Sollte  der  Fall 
eintreten,""  so  erklärt  Hr.  Billon  in  der  Genfer  Handelskammer,  „„dass 
kommunistische  Gelüste  unser  Eigenthum  bedrohen,  so  würden  meine 
Arbeiter  ihre  Fabrik  als  deren  Aktionäre  zu  vertheidigen  wissen."  " 

11.  „Ein  anderes  Genfer  Haus"  —  Böhmert  verschweigt  aus  zar- 
ter Rücksicht  seinen  Namen  —  hat  1872  seinen  Arbeitern  die  Ein- 
führung der  Gewinnbetheiligung  angeboten,  aber  die  Arbeiter  haben 
sie  abgelehnt.  (Bd.  2,  S.  136  ff.)  Dennoch  würde  man  hier  aller  Logik 
hohnsprechen,  wollte  man  diesen  Fall  gegen  die  Reform  ins  Feld  füh- 
ren. Wie  man  nicht  selten  da,  wo  sie  Schiffbruch  litt,  gethan  hat, 
würde  man  ganz  und  gar  die  Beantwortung  der  Frage  verabsäumen, 
ob  der  Grund  des  Misslingens  in  der  Partnerschaft  selbst  gelegen  habe 
oder  in  einem  Nebenumstand,  der  mit  der  Partnerschaft  gar  nicht  noth- 
wendig  zusammenhängt,  von  den  Unternehmern  aber  oder  von  den  Ver- 
hältnissen mit  ihr  zusammengeschweisst  wurde.  Im  vorliegenden  Falle 
ist  die  Beantwortung  dieser  Frage  sehr  leicht.  Die  Arbeiter  wün- 
schen offenbar  die  Einführung  der  Gewinnbetheiligung  lebhaft,  da 
sie  in  ihrem  ablehnenden  Brief  ihren  Prinzipalen  schreiben:  „Die  ein- 
zige Garantie  für  die  gute  Führung  Ihrer  Arbeiter  ist  in  der  Gewinn- 
betheiligung zu  suchen."  Aber  die  Arbeiter  „sollten  dagegen  sich  einer 
neuen  Werkstattordnung  unterwerfen";  an  dieser  Werkstattordnung 
nahmen  sie  Anstoss  (warum,  ist  hier  nebensächlich,  jedoch  aus  S.  137  f. 
deutlich  zu  ersehen),  —  in  dem  Grade,  dass  sie  erklärten,  „ihr  In- 
krafttreten werde  das  Gegentheil"  [also  eine  widerspenstige  Haltung  der 
Arbeiter]  „zur  Folge  haben".  Und  daran  ist  die  Einführung  geschei- 
tert. —  Resultat:  N'^  11  spricht  weder  für  noch  gegen  die  Partner- 
schaft. 

12.  Gerberei  von  Henry  Reymond,  in  Morges,  Kanton  Waadt  (Bd.  2, 
S.  153).  Die  Gewinnbetheiligung  bestand  seit  1872.  Es  wird  nur  mit- 
getheilt,  dass  im  ersten  Jahr  der  Durchschnittsautheil  jedes  Arbeiters 
110  Frs.  betrug.  Dies  Resultat  erscheint  an  sich  insofern  günstig, 
als  „die  Stückarbeiter",  also  doch  wohl  die  besseren  Arbeiter,  „nur 
die  Hälfte  des  Antheils  erhalten". 

In  den  Kantonen  Waadt,  Wallis  und  Thurgau  ist  bei  dem  Wein- 
bau „die  Betheiligung  am  Ertrag  (nicht  am  Gewinn)  allgemeiner 
Brauch"  (S.  159  ff.);  dagegen  „erhalten  die  Rebleute  im  Kanton  Genf 
nur  Tagelohn :  es  sind  meist  Savoyarden,  die  ein  geringeres  aber  siehe- 
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res  Einkommen  vorziehen."  —  Da  die  Einrichtung  uralt  ist,  die  Pacht- 
verträge fortwährend  erneuert  werden  (in  Thurgau  auf  4 — 10  Jahre), 
so  wären  diese  Beispiele  für  die  Partnerschaft  anzuführen.  Wir  las- 
sen sie  jedoch  bei  Seite,  um  nicht  Ungleichartiges  zu  vermischen.  Denn, 
abgesehen  davon,  dass  es  sich  hier  um  Betheiligung  am  Brutto-,  nicht 
am  Netto-Ertrag  handelt,  empfangen  in  diesem  Fall  auch  die  Winzer 
überhaupt  keinen  Lohn,  sondern  sind  lediglich  auf  gewisse  Bruchtheile 
der  Ernte  angewiesen.  Immerhin  darf  hervorgehoben  werden,  dass  in 
einem  Gewerbe,  wo  so  viel  auf  die  sorgfältigste,  minutiöseste  Pflege 
des  Bodens  und  der  Pflanze  ankommt,  der  wirksame  Sporn  dazu  seit 
alter  Zeit  bis  auf  die  heutige  Stunde  in  der  Betheiligung  der  Arbeiter 
am  Ertrage  ihrer  Arbeit  gefunden  wurde. 

Nur  diese  zwölf  Beispiele  finden  sich  bei  Böhmert.  Denn  wir 
müssten  uns  entschieden  dagegen,  verwahren,  wenn  man  uns  Prä- 
mien vertheilung  (Bd.  2,  S.  47f.)  oder  Gewährung  von  Gratifikatio- 
nen (ib.  S.  49  ff".)  für  Gewinnbetheiligung  unterschieben  wollte.  Böh- 
mert hält  diese  drei  Dinge  durchaus  getrennt  ^).  Wer  sie  vermischt, 
verräth  damit,  dass  er  von  ihrem  Wesen  —  wenig  durchdrungen  ist. 

Wir  haben  jene  12  Experimente,  die  sich  bei  Böhmert  auf  etwa 
150  Seiten  eines  ziemlich  weitläufigen  Werkes  zerstreut  finden,  hier- 
hergesetzt, um  einen  nützlichen  Beitrag  zu  der  wichtigen  Lehre  von 
der  Industrial  Partnership  zu  liefern,  dann  aber  auch  um  ad  oculos 
zu  demonstriren ,  wie  gründlich  Treitschke  bei  seinen  volkswirth- 
schaftlichen  Studien  verfährt.  Wir  haben  gesehen,  dass  von  den  12 
Versuchen  N^'  1  und  N"  12  eher  für,  gewiss  nicht  gegen  die  Part- 
nerschaft ausfielen ;  dass  auch  N<^  9  wenigstens  überwiegend  für  sie 
sprach;  dass  bei  N*»  11  das  „Misslingen"  auf  eine  der  Partnerschaft 
fremde  Ursache  zurückzuführen  war;  dass  in  den  übrigen  8  Fällen 
(N*'  2 — 8,  10)  der  Versuch  bisher  gelungen,  in  zwei  von  diesen  8 
(N*^  6,  10)  sogar  glänzend  gelungen  ist.  Und  diesen  Thatsachen  ge- 
genüber steht  nun  bei  Treitschke  der  Satz:  „Dies  kombinirte  Sy- 
stem" [Lohn-  und  Gewinnquote]  „ist  neuerdings  oft  versucht  worden. 

Der  Erfolg  war  nur  in  seltenen  Fällen  günstig."  —    Dass  von 

der  Schweiz  das  Gegentheil  gilt,  haben  wir  gezeigt.  Wir  warten  ab, 
ob  Treitschke  seine  Behauptung  aufrecht  erhält,  um  sie  auch  für 
England,  Frankreich,  Griechenland,  die  Vereinigten  Staaten,  China,  die 
Philippinen  zu  widerlegen. 


1)  Es  ist  gleichgültig,    ob    ein  Fabrikant  (S.  51)    seine    Gratifikationen    ,,Gewinnan- 
theile"  nennt,  wenn  sie  sich  in  jeder  Beziehung  als  Gratifikationen  kennzeichnen. 
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IV. 

Endlich  sind  uns  starke  Bedenken  gekommen  gegen  die  Art,  wie 
Treitschke  den  Sozialismus  bekämpft.  Gegen  die  Argumente, 
die  Logik,  den  Ton;  gegen  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Kam- 
pfesweise. 

Ist  es  der  Hass,  der  ihn  zu  so  grosser  Begriffsverwirrung  fort- 
reisst  ?  Wie  einst,  ja  wie  noch  heute  die  besonnenen,  aber  entschieden 
freisinnigen  Politiker  dem  Throne,  dem  wahrhaft  konservativen  Prin- 
zip den  wirksamsten  Schutz  gewähren  gegen  jede  Art  von  Ueberstür- 
zung  und  Anarchie,  so  hat  auch  auf  sozialpolitischem  Boden  das  gute 
Eecht  seinen  besten  Hort  in  den  Führern  der  Reformpartei,  welche 
der  Sozialdemokratie  dadurch  die  schärfsten  Wafl'en  zu  entwinden  trach- 
ten, dass  sie  unsere  wirthschaftlichen  Zustände  soviel  wie  möglich  von 
Unrecht  und  Unbilligkeit  befreien.  Und  diese  Männer,  des  SoziaUs- 
mus  gefährlichste  Gegner,  diese  rechnet  Treitschke  zu  dessen  „Gön- 
nern". Sie  kämpfen  nur  halb,  meint  er,  den  Sozialismus  aber  muss 
man  ganz  bekämpfen.  —  Aber  nicht  blind!  —  Doch  wir  müssen 
ab  ovo  beginnen. 

Treitschke  trennt  nicht  scharf  eine  ganze  Reihe  von  Begriffen 
und  Thatsachen,  die  hier  ineinander  greifen,  aber  keineswegs  gleich- 
bedeutend sind.  Nirgend  erkennt  er  es  unumwunden  an,  dass  der  So- 
zialismus eine  edle  Seite  hat^).  Und  doch  war  Plato  ein  Sozialist! 
Der  Kern  des  Sozialismus  ist  aufopfernde,  ideahstische  Menschenhebe. 
Seinen  edelsten  Anhängern  genügt  es  nicht,  dass  es  ihnen  selbst  leid- 
lich wohl  geht  auf  der  Welt:  die  Noth  der  Andren  quält  sie,  als  sei 
es  eigne  Noth;  der  Gedanke  treibt  sie,  es  müsse  doch  möglich  sein, 
die  Noth  aus  der  Welt  zu  bannen,  wenn  Alle,  wenn  die  Gesammtheit 
ihr  Leben  und  Streben  darauf  richteten.  Diese  Begeisterung  der  Men- 
schenliebe ist  ein  schöner  Zug,  der  in  den  Jahrtausenden  unserer  Kul- 
turgeschichte durch  das  lieben  der  grossen  Sozialisten  und  ihrer  wür- 
digen Jünger  erwärmend  hindurchgeht,  von  Plato  bis  auf  Owen  und 
F  0  u  r  i  e  r. 

Der  Fehler  des  Sozialismus  ist  auch  nicht  darin  zu  suchen,  worin 
Treitschke  ihn  findet.  Es  ist  nicht  wahr,  dass  die  Herrschaft  des 
Uebels  ewig  sei.  Vielmehr  ist  die  Geschichte  nichts  Andres,  als  die 
allmähliche  Einschränkung  dieser  Herrschaft,  wie  der  des  Bösen.   Beide, 


1)  Nur  ganz  im  Vorübergehen    findet    er    auch    einmal    ,,die  reinste  Tugend"    unter 
den  Sozialisten  (S.  48). 
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Uebel  und  Böses ,  werden  nie  verschwinden ,  aber  immer  mehr  zurück- 
gedämmt werden.  Der  Irrthum  des  Sozialismus  ist  vielmehr  zunächst 
der,  dass  er  sich  die  erreichbare  Linderung  der  Noth  zu  radikal  und 
zu  plötzlich  vorstellt;  dass  er  die  Macht  der  Reform  und  der  Zeit 
verkennt ;  dass  er  wie  ein  tollkühner  Spieler  Alles  auf  die  Eine  Karte 
der  Revolution  setzt ,  deren  Gefahren  und  Erfolgsbediugungen  er  gründ- 
lich verkennt.  M.  a.  W.  Der  edle  Sozialismus  hat  das  Herz  auf  dem 
rechten  Fleck,  er  sieht  die  Uebel  der  Gesellschaft  schärfer  als  wir, 
aber  seine  Mittel,  ihnen  abzuhelfen,  sind  unpraktisch. 

Wie  bei  allen  Idealisten,  so  ist  dies  unpraktische  Wesen  das 
schärfste  Kennzeichen  der  Anhänger  des  Sozialismus.  Es  steigert  sich 
zum  Phantastischen  bei  Fourier^),  tritt  aber  auch  bei  Owen, 
K.  Marx,  Lassalle  u.  A.  hervor.  In  diesem  Zuge  liegt  eine  Ge- 
währ seiner  politischen  Ungefährlichkeit ,  und  die  Erklärung,  warum 
eine  sozialistische  Partei,  wie  die  englischen  Chartisten,  heute  riesig 
angeschwollen,  morgen  wie  eine  Seifenblase  zerplatzt  sein  kann,  als 
wäre  sie  nie  gewesen.  So  finden  wir  auch  unter  ihren  Führern  wohl 
grosse  Demagogen  und  Redner,  aber  keinen  grossen  Staatsmann.  Hier- 
bei darf  indess  ein  Charakterzug  nicht  vergessen  werden,  der  psy- 
chologisch interessant  und  von  tragischer  Schönheit  ist.  An  den  Be- 
sitzenden durchweg  haftet,  in  ihrer  Behandlung  der  Nichtbesitzenden, 
das  anerzogene  Vorurtheil  ihres  Standes.  Die  Einzelnen  aber,  bei 
denen  warme,  gewaltige  Sympathie  dieses  uralte  Vorurtheil  geschmol- 
zen und  den  thatkräftigen  Eifer  angefacht  hat,  an  den  Armen  zum 
Heiland  zu  werden,  die  schiessen  unter  dem  Druck  einer  ähnlich 
mächtigen  Reaktion  über  das  Ziel  hinaus,  wie  die  war,  welche  den 
Katholiken  Moleschott  zum  Materialisten  machte.  Sie  hoifen  das  Unmög- 
liche und  idealisiren  sich  die  Opfer  langer  Leiden.  Wenn  Treitschke 
Lassalle  einen  verlogenen  Schmeichler  nennt,  weil  er  die  deutschen 
Arbeiter  für  edler  hält  als  die  deutschen  Bürger,  so  erinnern  wir 
daran,  dass  auch  Littre  erklärt  hat,  auf  Frankreichs  Arbeiter  ge- 
sellschaftlich regenerirende  Hoffnungen  gesetzt  zu  haben,  bis  er  durch 
die  Kommune  bitter  enttäuscht  worden  sei. 

Haben  wir  in  dem  Sozialismus  und  seinen  Führern  bisher  Vieles 
gefunden ,  womit  wir  sympathisiren  konnten ,  so  müssen  wir  nun  einen 
Zug  in  Betracht  ziehen,  der  bei  der  heutigen  Sozialdemokratie  leider 
eine  hervorstechende  Rolle  spielt  und  darum  das  Urtheil  über  sie  und 
ihre  Führer   erschwert   und   leicht  irreleitet.     Je  idealer  ein  Streben, 

1)    L.    Stein,     der    Sozialismus    und    Kommunismus     des     heutigen    Frankreichs, 
S.  U7— 463. 
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ein  Beruf,  desto  mehr  ist  Gefahr,  dass  sich  ihm  die  unlautersten 
Elemente  zugesellen.  Wo  es  sich  um  Streben  nach  Besitz  handelt, 
da  wandelt  es  sich  bei  denen  in  Gier  nach  Genuss.  Und  wie  bei 
jeder  Partei,  die  sich  auf  die  Volksmenge  stützt,  wird  die  Agitation 
leicht  dadurch  in's  Gemeine  gezogen,  dass  sie  sich,  um  wirksam  zu 
bleiben,  dem  niedrigen  Geschmacke  anpasst. 

Diese  Dinge  haben  die  sozialdemokratische  Propaganda  auf  das 
Widerwärtigste  entstellt,  und  schaden  ihr,  wenn  sie  ihr  bei  den  Ar- 
beitern nutzen,  bei  den  besseren  Elementen  der  übrigen  Stände  unge- 
mein. Was  sich  ehrlicher  Weise  an  Milderungsgründen  beibringen 
lässt,  das  haben  wir  in  einem  früheren  Abschnitt  dieses  Aufsatzes 
angeführt.  Die  Hauptsache  aber  bleibt:  wir  dürfen  darum  gegen  die 
Arbeiter  nicht  ungerecht  werden.  Treitschke  ist  dies  in  hohem 
Grade,  mit  der  schlimmen  Folge,  dass  seine  Kritik,  ohne  das  Min- 
deste zu  nützen,  bei  dem  Mittelstand  und  bei  den  Arbeitern  den 
blinden  Groll  steigert  und,  indem  sie  über  das  Ziel  hinausschiesst, 
auch  den  Hauptpunkt  nicht  trifit ,  den  sie  mit  aller  Wucht  hätte  tref- 
fen sollen.  Dieser  Hauptpunkt  aber  ist  für  den  Mittelstand:  „Discite 
justitiam  moniti!  Macht  Frieden  durch  Reformen!"  —  Für  die 
Arbeiter:  „Ueberzeugt,  ehe  ihr  droht"! 

Zunächst  verkennt  Treitschke,  dass  sich  auch  unter  den  deut- 
schen Sozialdemokraten  tüchtige ,  edlere  Elemente  befinden.  Als  solche 
sind  z.  B.  von  zuverlässigen  Gewährsmännern  Bebel  und  Härtel  be- 
zeichnet worden.  Franz  Duncker  erklärte  Bebel  für  einen  durch- 
aus überzeugungstreuen  Mann,  und  für  Härtel  spricht  das  Zeugniss 
von  Schmoller  und  Ed.  Brockhaus.  Brentano  hat  andere  So- 
zialisten gekannt,  die  ihrer  Sache  uneigennützig  ergeben  waren.  Alle 
diese  Männer  werden  von  Treitschke  mit  dem  Tross  und  mit  dem 
Abschaum  über  Einen  Kamm  geschoren.  Und  doch  sollte  ein  Ge- 
schichtsforscher wie  er  auf  einer  höheren  W^arte  stehen  als  unsere 
hierin  leidenschaftlich  befangene  liberale  Presse.  Als  der  grosse  Setzer- 
strike  von  1873  zu  Ende  war,  erklärte  Ed.  Brockhaus,  der  Vor- 
sitzende des  Bundes  deutscher  Druckereibesitzer,  in  seiner  „Deutschen 
allgemeinen  Zeitung":  beide  Theile,  Unternehmer  und  Arbeiter,  hätten 
bei  diesem  Strike  gelernt.  Und  doch  hatte  weder  sein  Blatt  noch 
irgend  ein  anderes  Organ  des  liberalen  Mittelstandes  während  des 
Strikes  irgend  eine  öffentliche  Kundgebung  des  Setzerbundes  gebracht, 
wohl  aber  die  säramtlichen  wichtigeren  Erlasse  der  Prinzipale.  —  Von 
den  Dichtern  der  Partei  behauptet  Treitschke,  sie  begeistere  nur 
der  Neid ;  als  ob  nicht  in  der  Hoffnung  auf  eine  menschlichere  Zukunft 
ihrer  Schicksalsgenossen  etwas  Begeisterndes  liegen  könnte! 
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Dies  Alles  aber  ist  bei  Treitschke  nur  der  Ausfluss  von  zwei 
Grundirrthümern ,  in  denen  er  der  Sozialdemokratie  gegenüber  be- 
fangen ist.  Den  einen,  seine  pseudoidealistische  Schätzung  materieller 
Güter  für  die  Wohlfahrt  Anderer,  haben  wir  bereits  erörtert.  Der 
zweite  ist  sein  "Wahn,  dass  die  sozialdemokratische  Theorie  nicht  nur 
ein  immerhin  diskutabler  Irrthum,  sondern  eine  Tollheit  und  ein 
Verbrechen  sei.  Eine  arge  Begriffsverwirrung  auf  diesem  Gebiete 
ist  ja  ziemlich  allgemein  verbreitet,  und  nicht  erst  seit  heute,  nicht 
nur  in  Deutschland;  aber  gerade  bei  Treitschke,  von  dem  man  we- 
nigstens hierin  so  viel  Besseres  erwarten  sollte,  ist  sie  schlimmer  als 
bei  der  grossen  Menge.  Während  selbst  die  ganz  unwissenschaftliche 
Schrift  des  wohlmeinenden  Würtemberger  Pfarrers  R.  Schuster  i)  da- 
vor warnt ,  man  solle  den  Sozialdemokraten  nicht  Dinge  in  die  Schuhe 
schieben ,  an  denen  sie  unschuldig  seien ,  man  solle  z.  B.  ihnen  nicht 
die  Absicht  der  Gütertheilung  zur  Last  legen,  weil  man  sich  da- 
durch in  ihren  Augen  nur  lächerlich  mache,  geht  in  Treitschke 's 
Schriften  noch  immer  das  Gespenst  einer  „frischen ,  fröhlichen  Thei- 
lung"  um,  als  der  eigentlichen  und  letzten  Absicht  der  Sozialdemo- 
kratie, mit  der  sie  nur  aus  Furcht  hinter  dem  Berge  halte.  Diese 
Hallucination  des  gefeierten  Mannes,  verschönert  durch  eine  abge- 
standene Anekdote  aus  dem  Kreise  der  Rothschild  -  Sage ,  bew'eist  nur 
das  Eine,  dies  aber  gründlich:  dass  er  die  Arbeiter  für  viel  albernere 
Thoren  hält,  als  sie  sind,  und  dass  er  selbst  das  ABC  der  heutigen 
sozialistischen  Theorie  mit  den  heillosesten  Ausgeburten  des  Kommu- 
nismus verwirrt. 

Schon  Mi  11  hat  die  beiden  Hauptgattungen  des  Sozialismus,  den 
Kommunismus  und  den  Sozialismus  im  engeren  Sinne,  charakterisirt. 
Zu  dem  letzteren  bekennen  sich  die  deutschen  Sozialdemokraten,  be- 
kennt sich  die  „Internationale".  Sie  wollen  keinen  Menschen  berau- 
ben. An  alles  Kapital,  welches  nicht  zur  Gütererzeugung  verwen- 
det wird,  wollen  sie  gar  nicht  rühren.  Das  Produktivkapital,  also 
Fabriken,  Maschinen,  Rohstoffe  u.  s.  w.,  wollen  sie  expropriiren: 
m.  a.  W.  der  Staat  soll  es  den  Privaten  abkaufen,  und  es  soll  dann 
durch  Produktivgenossenschaften  verwaltet  werden.  Es  ist  nur  ein 
Schreckgespenst,  die  Behauptung,  dass  die  Sozialisten  das  Produktiv- 
kapital ohne  Entgelt  zu  konfisziren  gedächten.  Seit  einem  Menschen- 
alter glauben  Viele  an  dies  Gespenst,  Andere  stellen  sich,  als  ob  sie 
daran  glaubten.  Schon  Mill  hat  das  bemerkt:  „Selbst  jetzt  noch", 
schreibt  er  2),  „wähnen  sowohl  in  England  wie  auf  dem  Kontinent  viele 

1)  „Die  Sozialdemokratie",  Stuttgart,  Steinkopf,  2.  Aufl.   1876,  SS.  256. 

2)  Mill  a.  a.  O.  B.  IV  Ch.  7,  §.  6. 
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Leute,  und  mehr  noch  geben  vor,  dass  die  Beschlagnahme  und  Kon- 
fiskation des  existirenden  Kapitals  die  Absicht  und  der  Zweck  des 
Sozialismus  sei."  Und  doch  haben  die  Sozialisten  stets  das  Gegen- 
theil  erklärt,  nicht  nur  in  der  Theorie,  sondern  auch  zu  Zeiten,  wo 
sie  es  wagen  konnten,  ihre  Ideen  zu  verwirklichen.  Von  der  Haupt- 
form des  französischen  Soziahsmus,  der  Theorie  Fourier's,  sagt  einer 
ihrer  besten  Kenner,  L.  Stein  *):  „Es  hat  sich  die  Ansicht  über  die 
nahe  Verwandtschaft  des  Fourierismus  mit  dem  Kommunismus  sogar 

nach  Deutschland  verbreitet Von  einem  solchen  Vorwurf  hat 

der  Fourierismus  nur  so  lange  zu  fürchten ,  als  man  sich  die  Mühe 
der  eigenen  Ansicht  ersparen  will."  Ebenso  in  der  Praxis :  wir  folgen 
derselben  Quelle  2):  „Die  französische  Revolution  vom  24.  Februar  1848 
....  gerieth  .  .  .  während  des  Kampfes  in  den  Strassen  von  Paris  in 
die  Hände  der  sozialistischen  Partei ,  die  endlich  definitiv  die  Oberhand 
behielt."  „Organisation  der  Arbeit  war  das  grosse  Wort,  das 
fast  an  die  Spitze  der  Verheissungen  der  neuen  Regierung  gestellt 
wurde,  und  ....  bereits  in  den  ersten  Tagen  des  März  traten  Abge- 
ordnete des  Arbeiterstandes   zu  einem  Kongress  zusammen,   um   die 

grosse  Frage  friedlich  zu  lösen An  die  Spitze  des  Kongresses 

trat  L.  Blanc."  Dieser  „Apostel  der  neuen  . .  .  Zukunft"  erklärte  in 
der  Sitzung  vom  20.  März:  die  Unternehmer,  welche  an  den  Staat 
ihre  Anstalten  abtreten  wollten,  würden  „reichlich  entschädigt  wer- 
den" (a.  a.  O.  S.  44).  Auch  die  Art  der  Entschädigung  wurde  festge- 
setzt (SS.  44  —  45).  Nicht  alle  Privatunternehmungen  sollen  an  den 
Staat  cedirt  werden;  vielmehr  „bliebe  es  der  Privatindustrie  freige- 
stellt", mit  den  abgetretenen  „Werkstätten  in  Konkurrenz  zu  treten" 
(S.  47).  —  Gewiss  ist  kein  namhafter  Sozialist  darüber  hinausgegan- 
gen, dass  er  die  Expropriation  der  Privatunternehmungen  durch 
den  Staat  verlangt  hat. 

Wenn  diese  Theorie  an  sich  die  verbrecherische  Tollheit  wäre, 
für  welche  Treitschke  sie  ausgibt,  so  müssten  neben  die  Sozial- 
demokraten einige  unserer  eminentesten  Volkswirthe  auf  die  Anklage- 
bank gesetzt  werden.  Wir  meinen  nicht  den  edlen  F.  A.  Lange, 
„den  besonnensten",  oder  Rodbertus,  „den  geistvollsten  unter  den 
Sozialisten",  wie  sie  Treitschke  nennt;  auch  nicht  Schäffle,  ob- 
gleich  diesem   nicht  nur  A.  Wagner  3)   einen   sehr  hohen,    sondern 

1)  L.  Stein,  „Der  Sozialismus  und  Kommunismus  im  heutigen  Frankreich". 

2)  L.  Stein,  ,,Die  sozialistischen  und  kommunistischen  Bewegungen  seit  der  dritten 
französischen  Revolution".  Anhang  zu  der  obigen  Schrift.  Leipzig  u.  Wien.  O.  Wi- 
gand  1848. 

3)  an  vielen  Stellen  seiner  Umarbeitung  von  Bau's  Lehrbuch,  Bd.  1, 
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auch  Röscher')  keinen  niedrigen  Platz  anweist.  Sondern  als  Mit- 
schuldige müsste  dann  Treitschke  keine  Geringeren  vor  Gericht  zie- 
hen, als  den  berühmtesten  und  scharfsinnigsten  englischen  National- 
ökonomen des  letzten  Menschenalters,  John  Stuart  Mill,  und  den 
berühmtesten  Lehrer  der  Staatswissenschaft  deutscher  Zunge  nach  oder 
neben  Röscher,  Lorenz  v.  Stein.  Mill  sagt  von  dem  System 
Fourier's,  dass  „es  keinem  der  allgemeinen  Gesetze,  welche  die 
menschlichen  Handlungen  bestimmen,  Gewalt  anthut",  „und  dass  es 
ausserordentlich  voreilig  wäre,  ihm  die  Möglichkeit  des  Erfolges  ab- 
zusprechen, oder  zu  behaupten,  es  sei  ausser  Stande,  einen  grossen 
Theil  der  Hoffnungen,  welche  seine  Anhänger  darauf  setzen,  zu  ver- 
wirklichen'•')."  Stein,  der  den  französischen  Sozialismus  gründlicher 
zu  kennen  scheint  als  irgend  ein  anderer  Volkswirth,  zieht  in  Bezug 
auf  Fourier  folgendes  Resultat:  „Fourier  hat  dem  Gedanken  für 
seine  Erkeuntniss  des  ganzen  Lebens  der  Menschheit  eine  neue  Bahn 
gebrochen" ;  „mitten  unter  den  tausenderlei  Unmöglichkeiten  des  Fourie- 
rismus  erscheint  ein  tiefer  und  wahrer  Kern,  wenn  man  das  Bedeu- 
tungslose zur  Seite  zu  schieben  weiss";  „das  wahre  Resultat  liegt  in 
der  Idee,  die  Arbeit  als  solche  auf  das  innerste  Wesen  des  Menschen 
und  der  Natur  zurückzuführen  ....";  „Fourier  ist  der  Erste ,  der  das 
Bedürfniss  der  materiellen  Selbstständigkeit,  diesen  Mittelpunkt  der 
Bewegungen  unserer  heutigen  Gesellschaft,  zu  einer  Wissenschaft  er- 
hoben hat  .  .  .  ."  Schliesslich  meint  der  Wiener  Gelehrte :  „Die  Wahr- 
heit in  dem  Streben,  wenn  auch  weniger  in  den  Resultaten,  wird"  der 
Kundige  „gern  anerkennen  3)."  Mill  aber  kommt  zu  diesem  prakti- 
schen Ergebniss:  „Was  in  Bezug  auf  diese  und  alle  übrigen  Schatti- 
rungen  des  Sozialismus  in  der  Hauptsache  wünschenswerth  ist,  das 
ist  die  Gelegenheit,  sich  in  der  Praxis  zu  erproben.  Hierauf  haben 
sie  gerechten  Anspruch.  Sie  lassen  sämmtlich  Versuche  in  bescheide- 
nem Maassstabe  zu,  ohne  dass  ausser  Denen,  welche  den  Versuch 
machen,  irgend  Jemand  einem  persönlichen  oder  pekuniären  Verlust 
ausgesetzt  ist'^)." 

Wie  sticht  gegen  diese  Urtheile  Treitschke's  Behauptung  ab: 
„Die  deutsche  Sozialdemokratie  bietet  nicht  ein  Gemisch  von  Wahrem 
und  Falschem,   sondern   den  Unsinn   schlechtweg-^)!"    Hervorragende 


1)  in  seiner  „Geschichte  der  Nationalökonomik." 

2)  a.  a.  O.    B.  II,  Ch.  1,  §.  4. 

3)  , .Sozialismus  und  Kommunismus  des  heutigen  Frankreichs"  S.  291. 

4)  a.  a.  O.    B.  II,  Ch.  1,  §.  4. 

5)  „Der  Sozialismus  und  seine  Gönner"  (Separatabdruck),  S.  50. 


Heinrich  von  Treitschke  und  die  ,, Kathedersozialisten".  33 

Volkswirthe  der  Gegenwart  sind,  auch  in  Bezug  auf  die  deutsche 
Sozialdemokratie,  anderer  Meinung.  A.Wagner,  dem  der  Altmeister 
Rau  die  Neubearbeitung  seines  Hauptwerks  übertrug,  stellt  darin  die 
wissenschaftlichen  deutschen  Sozialisten  über  die  französischen.  Selbst 
Treitschke  leugnet  nicht:  „dass  sie  (es  sind  Tr ei tchke's  Worte!) 
durch  ihre  schonungslose  Kritik  uns  auf  soziale  Schäden  aufmerksam 
gemacht  haben";  als  ob  dies  allein  nicht  schon  ein  Grosses  wäre! 
als  ob  das  Hauptverdienst  z.  B.  von  Strauss,  für  den  Treitschke 
so  warme  Anerkennung  hat,  wo  anders  als  auf  dem  Felde  der  Kritik  läge! 

Es  ist  nicht  richtig,  dass  die  Sozialdemokraten  „das  Eigenthum" 
schlechtweg  angreifen;  nur  bestimmte  Arten  des  Eigenthums  wollen 
sie  aus  dem  Privatbesitz  durch  Expropriation  in  den  Besitz  des  Staates 
übergehen  lassen:  nämlich  das  Eigenthum  an  Grund  und  Boden  und 
an  Produktivkapital.  Die  Frage  aber,  ob  sie  hierin  irren  oder  nicht, 
ist  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit,  nicht  eine  Prinzipienfrage. 
Die  Zeit,  wo  „die  Heiligkeit  des  Eigenthums"  jede  Art  des  Privat- 
besitzes gegen  die  Untersuchung,  inwiefern  sie  mit  den  Forderungen 
des  Gemeinwohls  sich  vertrage,  soll  schützen  dürfen,  wird  bald  vorüber 
sein.  In  der  Wissenschaft  klingt  längst  vieler  Orten  der  Gedanke 
wider,  dass  auch  hier  das  höchste  Gesetz  das  Heil  des  Ganzen  sei, 
dass  das  Privateigenthum  nur  so  lange  und  in  dem  Umfang  wird  auf- 
recht erhalten  werden,  als  es  dem  Wohl  der  menschlichen  Gesellschaft 
nicht  widerstreitet.  Diesen  Gedanken  kann  Treitschke  u.  a.  auch 
in  der  oben  angeführten  Schrift  des  Schweizers  Hunzinger  wieder- 
finden. In  der  Praxis  hat  die  "Verwandlung  gewisser  Arten  des  Eigen- 
thums in  Staatsbesitz  während  der  letzten  Jahre  grosse  und  vor  kurzem 
noch  ungeahnte  Fortschritte  gemacht.  Selbst  in  England  hat  der  Staat 
die  Telegi-aphen  angekauft;  der  Sieg  des  Staatsbahnsystems  ist  zu  ver- 
nünftig, als  dass  ihm  nicht  die  Zukunft  gehören  sollte;  Beides  ist  nur 
eine  Konsequenz  der  Einrichtung  der  Staatspost.  Dennoch  ist  es  höchst 
wahrscheinlich  unzweckmässig,  die  Enteignung  des  Privateigenthums 
so  weit  auszudehnen,  wie  die  Sozialisten  begehren.  Den  Beweis,  dass 
ihre  Pläne  mehr  Nutzen  als  Schaden  stiften  würden,  den  Beweis,  dass 
diese  Pläne  praktischen  Erfolg  versprechen,  sind  sie  bisher  schuldig 
geblieben.  Hier  gilt  es  also,  sie  zu  bekämpfen,  nicht  aber,  wie 
Treitschke,  sie  zu  verketzern. 

Allerdings  ist  es  auf  Seiten  der  deutschen  Sozialdemokratie  ein 
vermessenes  und,  wie  uns  scheint,  ein  thörichtes  Beginnen,  ihre  noch 
so  unreifen,  unerprobten  Theorien  der  Gesellschaft  aufzwingen  zu 
wollen.    Als  Karl  der  Grosse  den  Sachsen  das  Christenthum  aufzwang, 

XXX.  3 
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als  die  französische  Kevolutiou  mit  Gewalt  durchgeführt  wurde,  da 
war  der  Sieg  dieser  neuen  Ideen  in  den  Gemüthern  der  Besten  durch 
lange  Geistesarbeit  vorbereitet.  Das  ist  mit  den  sozialistischen  Ideen 
mit  nichten  der  Fall,  Ihre  Anhänger  gehören,  mit  sehr  vereinzelten 
Ausnahmen,  nicht  zu  der  geistigen  Blüthe  unserer  oder  der  englischen, 
der  französischen  Nation.  Dass  sich  die  englischen  Arbeiter  von  dem 
Sozialismus  losgesagt  haben,  ist  einer  der  bemerkenswerthesten  Ein- 
wände gegen  denselben.  Der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  ist  so  wenig 
ein  Sozialist,  dass  es  ihm  graut  vor  dem  Gedanken  an  die  Nüchtern- 
heit und  Unfreiheit  eines  Lebens,  dessen  Bedingungen  von  unseren 
heutigen  Arbeiterführern  festgesetzt  würden.  Aber  er  will  für  jeden 
Gedanken  die  freie  Erörterung,  und  ihm  enthält  der  Sozialismus  Keime 
der  Wahrheit.  Dagegen  fordert,  nach  seinem  tiefsten  Gefühl,  die  Art, 
wie  die  sozialdemokratische  Partei  gegenüber  dem  Gegner,  den  sie 
nicht  überzeugt  hat,  d.  h.  gegenüber  uns  Allen,  gegenüber  der  un- 
geheuren Mehrzahl  sowohl  als  der  Geistesmacht  unserer  Nation,  an 
die  Gewalt  appellirt,  so  lange  es  bei  Worten  bleibt,  unwilligen  Wider- 
spruch und  kalte  Entfremdung  heraus  —  sobald  sie  zur  That  schritte, 
den  ergrimmten  Widerstand,  der  um  das  höchste  Gut  des  Lebens 
kämpft.  Hier  ist  der  Punkt,  wo  es  für  uns  einzusetzen  gilt,  auch 
für  Treitschke.  Doch  darf  auch  dies  uns  nicht  abhalten,  die  Ar- 
beiter aufzusuchen,  mit  Ruhe  zu  bekämpfen,  von  ihnen  zu  lernen,  ihre 
gerechten  Forderungen  zu  unterstützen,  und  sie  womöglich  für  die 
Wahrheit  zu  gewinnen.  Unberechtigt  ist  in  dieser  Frage  die  pessi- 
mistische Resignation  der  Einen,  welche  die  Lösung  des  Problems  für 
unmöglich  halten,  und  der  Anderen,  welche  sie  nur  von  einer  welter- 
schütternden Umwälzung  erwarten;  unberechtigt  auch  der  schwarzsich- 
tige Groll,  der  an  dem  menschlich  guten  Kern  in  den  Arbeitern  ver- 
zweifelt. Noch  nie  hat  der  Weltgeist  der  Menschheit  eine  unlösbare 
Aufgabe  gestellt,  an  deren  Lösung  doch  ihre  Zukunft  gehangen  hätte ; 
zweckmässige  und  rechtzeitige  Reformen  vermögen  jede  Revolution  zu 
beschwören ;  und  die  Mehrzahl  der  deutschen  Arbeiter  ist  menschlicher, 
weniger  durch  böse  Leidenschaften  verthiert,  als  Treitschke  glaubt. 
Zwischen  uns  und  ihnen  klafft  jetzt  ein  Riss:  „Worte",  klagt  Treitschke, 
„dringen  nicht  mehr  hinüber."  Aber  stärker  als  alle  Worte  ist  die 
That.  Den  Nimbus  der  Bebel  und  Liebknecht  zerstreut  der  Glanz 
echter  Reformen.  Diese  gilt  es  zu  suchen,  zu  untersuchen,  zu  ver- 
suchen, und  hierin  unermüdlich  zu  sein. 
Heidelberg,  Oktober  1877. 
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Die  Tolkszahl  als  IHaassstab  für  Leistungen  der 

Staaten  an  das  Reich. 

Von 

Dr.  H.  V.  Scheel, 

Reg.  Rath  und  Mitglied  des  Kaiserl.  Statistischen  Amtes. 

Nach  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  und  den  sich  auf  sie 
gründenden  Gesetzen  wird  bekanntlich  für  die  Leistungen  der  Einzel- 
staaten an  das  Reich  in  zwei  Punkten  die  Volkszahl  als  Maassstab 
zu  Grunde  gelegt;  nämlich  für  die  Matrikularbei träge  i)  und  die  Stel- 
lung des  Ersatzbedarfs  für  das  Heer^). 

Dieselbe  Einrichtung  fand  sich  schon  im  alten  Deutschen  Bunde, 
wo  die  Matrikel  für  die  Geldleistungen  auf  Grund  der  Bevölkerungs- 
grösse  der  Staaten  aufgestellt  wurde,  und  das  „gewöhnliche  Kontingent 
eines  jeden  Bundesstaates  den  hundertsten  Theil  seiner  Bevölkerung" 
betrug  ^),  sogar  die  Verpflichtung  zum  Nachschub  von  Ersatz  im  Kriege 
genau  nach  Hunderttheilen  der  Bevölkerung  geregelt  war.  Im  deut- 
schen Zollverein  war  die  Bevölkerung  der  Maassstab  für  die  Verthei- 
lung  der  Zollerträge,  und  es  war  dafür  bekanntlich  eine  eigene  „Zoll- 
abrechnungs- Bevölkerung"  konstruirt,  und  für  erneute  Feststellung 
derselben  von  drei  zu  drei  Jahren  gesorgt. 

Wo  zwischen  Bundesstaat  oder  Staatenbund  und  den  Einzelstaaten 
Abrechnungen  über  Geld-  und  Naturalleistungen  nöthig  sind,  ist  in 
der  That  auch  ein  anderer  Maassstab  als  die  Volkszahl  nicht  wohl  zu 
finden.    Bei  der  Rekrutenstellung  für  das  Bundesheer  ist  dies  ganz 


1)  Artikel  70  der  Verfassung  vom  16.  April  1870. 

2)  Artikel  60  der  Verfassung  und  Reichsmilitärgesetz  vom  2.  Mai  1874  §.  1  u.  §.  9. 
Dazu  §.  9  des  W^ehrpflichtgesetzes  vom  9.  November  1867  und  §§.  50  —  54  der  Wehr- 
ordnung vom  25.  September  1875. 

3)  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  Abschnitt  I  (Meyer  und  Zöpfl,  C.  Jur. 
Confoeder.  German.  II  136.     Frankfurt  a./M.   1859). 
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selbstverständlich.  Bei  Geldleistungen  könnte  man  zwar  natürlich 
nicht  etwa  an  die  Flächenausdehnung  des  Staats  als  Maassstabes 
seiner  I^cistungsfähigkeit,  aber  vielleicht  an  die  Gesammtsumrae  seiner 
Einnahmen  als  Grundlage  für  die  IJmlegung  von  Beiträgen  denken. 
Indess  lehrt  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  Einrichtung  der  Budgets 
und  die  sich  darin  ausdrückenden  Verschiedenheiten  der  Auflegung 
der  öfl'entlichen  Leistungen  und  ihrer  Vertheiluug  auf  die  Einzelnen, 
die  Gemeinden  und  andere  öffentliche  Verbände  und  den  Staat,  dass 
von  diesem  Maassstab  kein  Gebrauch  gemacht  werden  kann.  Soweit 
man  also  eigene  Steuern  vermeiden  und  nur  die  Bundesglieder  als 
Ganze  nehmen  will,  bleibt  auch  für  Geldleistungen  kein  anderer  Maass- 
stab als  die  Volkszahl. 

Die  Bestimmung,  dass  die  Volkszahl  oder  Bevölkerung  als  Grund- 
lage für  Abrechnungen  dienen  solle,  ist  nun  aber  in  dieser  allge- 
meinen Fassung  eine  durchaus  unsichere. 

Vor  allen  Dingen  kommt  es  auf  eine  gleichzeitige  und  gleichartige 
Ermittelung  an,  um  eine  gleichmässige  Rechnungsgrundlage  zu  ge- 
winnen. Der  Deutsche  Bund  hatte  auch  diese  Maassregel  versäumt; 
erst  seit  der  Errichtung  des  Zollvereins  wurde  ein  gemeinsames  Zäh- 
lungsverfahren für  die  Ermittelung  der  Bevölkerung  geschaffen,  all- 
mälig  über  ganz  Deutschland  ausgedehnt  und  fortwährend  verbessert; 
so  dass  im  Punkte  der  Gleichmässigkeit  gegenwärtig  für  das  Deutsche 
Reich  nicht  mehr  viel  zu  wünschen  übrig  bleibt.  Eine  periodische 
Wiederholung  der  Volkszählung,  wie  sie  im  Zollverein  gesichert  war, 
ist  allerdings  im  Deutschen  Reiche  noch  nicht  vorgesehen.  Für  den 
in  Rede  stehenden  Zweck  ist  dies  auch  nicht  erforderlich,  da  durch 
die  Reichsgewalt  jederzeit  eine  Zählung  der  Reichsbevölkerung  nach 
gleichmässigen  Grundsätzen  veranlasst  werden  kann. 

Der  zweite  wichtige  Umstand  ist  der,  dass  es  durchaus  nicht 
gleichgültig  ist,  welche  der  Bevölkerungskombinationen,  die  durch  die 
Zählung  ermittelt  werden  können,  der  Abrechnung  zu  Grunde  gelegt 
wird.  Die  Einführung  der  „Zollabrechnungsbevölkerung"  als  Maass- 
stab für  die  Vertheilung  der  Reinerträgnisse  des  Zollbundes  zeigt  uns, 
dass  man  damals  die  dauernd  im  Staate  sich  aufhaltenden  Personen, 
oder  die  sogen.  Wohnbevölkerung  als  die  geeignetste  Grundlage  für 
die  Abrechnungen  ansah;  während  seit  dem  Jahre  1871  die  Volks- 
zählungen von  Reichs  wegen  nur  auf  die  Ortsanwesende  Bevölkerung 
gerichtet  sind  und  diese  als  einzige  offizielle  Grundlage  anerkannt  wird. 
Dass  beide  Kombinationen  nicht  unwesentlich  difleriren,  ist  bekannt. 
Z.  B.  im   norddeutschen  Bunde   mit  Einschluss   von  Baden  und  Süd- 
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hessen  belief  sich  im  Jahre  1867  die  ortsanwesende  Bevölkerung  auf 
31,900,815,  die  Zollabrechnungsbevölkerung  auf  31,974,106  Einwohner, 
also  auf  über  67,000  mehr^);  und  es  ist  keineswegs  anzunehmen,  dass 
die  Differenz  zwischen  ortsanwesender  und  Wohnbevölkerung  eine  in 
allen  Staaten  gleichmässige  sei.  Die  Abrechnungsergebnisse  zwischen 
den  einzelnen  Staaten  gestalten  sich  mithin  anders,  je  nachdem  man  für 
alle  Staaten  diese  oder  jene  Bevölkerungskombination  zu  Grunde  legt. 
Der  Staat  also,  in  welchem  die  Wohnbevölkerung  relativ  stärker  ist, 
wie  die  ortsanwesende,  würde  den  anderen  gegenüber  ungünstiger  da- 
stehen, wenn  man  die  Lasten  nach  der  Wohnbevölkerung  umlegte,  hin- 
gegen günstiger,   wenn  man   sie  nach  der  Ortanwesenheit  berechnete. 

Da  man  indess  gegenwärtig  aus  guten  Gründen  sich  nur  an  die 
ortsanwesende  Bevölkerung  hält,  so  wollen  wir  einen  Vergleich  dieser 
beiden  Kombinationen  nicht  weiter  verfolgen. 

Die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs,  wo  sie  von  der  Bevölkerung 
als  Maassstab  spricht,  präzisirt  diesen  Begriff  allerdings  nicht  näher; 
aber  bei  der  Ausführung  ist  dies  sowohl  mit  Bezug  auf  die  Matrikular- 
beiträge  wie  die  Rekrutenstellung  geschehen. 

Für  die  Berechnung  der  Matrikularbeiträge^)  wurde  anfangs 
nur  derjenige  Theil  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  zu  Grunde  gelegt, 
welcher  die  Staatsangehörige  Bevölkerung  darstellt;  die  sich  in  den 
betr.  Bundesstaaten  aufhaltenden  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten 
und  die  Ausländer  wurden  also  ausser  Betracht  gelassen.  Hierbei  ging 
man  wohl  von  der  Erwägung  aus,  dass  einerseits  nur  diejenigen  Per- 
sonen zu  den  Bundeslasten  beizutragen  verpflichtet  seien,  welche  dem 
Bunde  rechtlich  angehören,  andrerseits  durch  die  landsässige  Bevölke- 
rung genauer  die  Menge  der  Steuerzahlenden  und  Zahlungsfähigen  dar- 
gestellt werde,  als  wenn  man  die  flottirende  inländische  Bevölkerung 
mitrechne.  Dieser  Annahme  steht  aber  die  Erwägung  entgegen,  dass 
bei  der  Bemessung  der  öffentlichen  Leistungen  gegenwärtig  allgemein 
nicht  mehr  nach  der  rechtlichen  Zugehörigkeit  zum  Staat  gefragt,  son- 
dern nur  die  Absicht  der  dauernden  Niederlassung  berücksichtigt  wird, 


1)  Vgl.  Statistik  des  Deutschen  Reichs  Bd.  II  (1874)  S.  123. 

2)  Vgl.  hierüber:  v.  Rönne,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  11  S.  137  (Berlin 
1877).  Laband,  Das  Finanzrecht  des  D.  R.  ;  Hirth,  Annalen  1873  S.519.  Ad.  Wag- 
ner, Reichsfiuanzwesen  in  Hol  tze  11  dor  ff  s  Jahrbuch  f.  Gesetzgebung  1871  S.  581,  1874 
S.  60.  V.  Scheel,  in  H  o  Itz  en  d  o  r  f  f '  s  Jahrbuch  f.  Gesetzgebung  1878  I  S.  49  flf. 
„Wie  sind  die  M.  B.  im  Deutsehen  Reiche  zu  beseitigen?"  —  Stenographische  Berichte  des 
Reichstags,  II.  Session  1871  Bd.  I  S.  647;  III.  Session  1875/76  Bd.  III  Aktenstück  149. 
Hirth's  Annaleu  d.  D.  Reichs  1869  S.  274 ;  1877  I.  Bd  S.  409. 
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uud  dass  die  dauernd  anwesende  Bevölkerung,  zumal  wenn  zur  Volks- 
zählung ein  Zeitpunkt  gewählt  wird,  wo  —  wie  am  1.  Dezember  — 
die  flottirende  Bevölkerung  einen  niedrigen  Stand  erreicht,  genauer 
ausgedrückt  ist  durch  die  „ortsanwesende"  wie  durch  die  „Staatsan- 
gehörige" Bevölkerung,  deren  sichere  Ermittelung  überdies  deshalb 
grossen  Schwierigkeiten  begegnet,  weil  bei  der  heutigen  Lage  der  Ge- 
setzgebung vielfache  Zweifel  über  die  Zugehörigkeit  zu  diesem  oder 
jenem  Bundesstaate  und  sehr  viele  Fälle  doppelter  Staatsangehörigkeit 
vorkommen  müssen.  Dazu  kommt  die  fernere  Erwägung,  dass  gerade 
einige  Staaten  mit  den  grossesten  Prozentsätzen  flottirender  Volkszahl 
die  Steuer  fähigste  Bevölkerung  haben  dürften,  sofern  jene  durch 
rege  Entwicklung  des  Erwerbslebens  dorthin  gezogen  wird. 

Wie  gross  zwischen  den  einzelnen  Deutschen  Bundesstaaten  die 
Unterschiede  in  Betretf  ihres  Antheils  an  Staatsangehörigen  deutscher 
und  ausländischer  Bevölkerung  sind,  zeigt  die  folgende  Tabelle,  welche 
den  Monatsheften  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs,  Oktober  1877 
S.  49  entnommen  ist. 

l^Siehe  Tabelle  auf  Seite  39) 

Die  Betrachtung  dieser  Zusammenstellung  in  Verbindung  mit  den 
obigen  Erörterungen  dürfte  es  entschieden  rathsam  erscheinen  lassen, 
der  ortsanwesenden  Bevölkerung  überhaupt  vor  den  dort  bezeichneten 
einzelnen  Bestaudtheilen  derselben  den  Vorzug  als  Maassstab  für  die 
Matrikularbeiträge  zu  geben.  Dies  geschieht  denn  auch  faktisch, 
nachdem  vom  Abgeordneten  Lasker  und  Genossen  ein  Antrag  gestellt 
und  im  Reichstag  angenommen  worden  war  dahin  lautend:  „Den  Reichs- 
kanzler aufzufordern,  bei  der  definitiven  Vertheilung  der  Matrikular- 
beiträge für  des  Jahr  1872  in  Erwägung  zu  nehmen,  ob  nicht,  statt 
wie  bisher  die  Ortsanwesenheit  und  Staatszugehörigkeit,  in  Zukunft 
die  Ortsauwesenheit  allein  dem  zu  ermittelnden  Verhältniss  der  Be- 
völkerungszifler  zu  Grunde  zu  legen  sei." 

Für  die  Aufbringung  des  Rekrutenbedarfs  ^)  bei  der  bis  Ende 
1881  fixirten  Friedenspräsenzstärke  des  Heeres  von  401,659  Mann 
(=  0,9  "/o  der  Bevölkerung  von  1875)  waren  schon  nach  dem  Wehr- 
pflichtgesetz  von  1867  die  Ausländer  bei  der  als  Maassstab  dienenden 
ortsanwesenden  Bevölkerung  nicht  in  Berechnung  zu  ziehen ;  und  nach 
dem  Reichsmilitärgesetz  sind  auch  die  aktiven  ortsanwesendeu  Militär- 
personeu  ausser  Ausatz  zu  lassen.  Das  Erstere  ist  selbstverständlich, 
da  ja  die  Ausländer  nicht  zur  wehrpflichtigen  Bevölkerung  gehören 
uud  daher  auch  ausser  Betracht  gelassen  werden  müssen,   wenn  man 

1)  Die  darauf  bezüglichen  Aoordnangen  ä.  oben  S.  1   Aum.  2. 
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Staaten. 


1.  Preussen  incl.  Lauenb 

2.  Bayern     .     . 

3.  Sachsen   .    . 

4.  Württemberg 

5.  Baden      .    . 

6.  Hessen     .    . 

7.  Mecklenbg.  -  Schwerin 

8.  Mecklenburg  -  Strelitz 

9.  Sachsen-Weimar   .     . 

10.  Sachsen-Meiningen    , 

11.  Sachsen- Altenburg    . 

12.  Sachs.-Koburg- Gotha 

13.  Schwarzb.-Eudolstadt 

14.  Schwarzb.-Sondersh.  . 

15.  Reuss  älterer  Linie   . 

16.  Reuss  jüngerer  Linie 

17.  Oldenburg    .     .     .    . 

18.  Braunschweig  .    .     . 

19.  Anhalt 

20.  Waldeck 

21.  Schaumburg-Lippe     . 

22.  Lippe 

23.  Lübeck 

24.  Bremen 

25.  Hamburg      .... 

26.  Elsass-Lothringen 
Deutsches  Reich 


Von  100  in  dem  botreflfeuden  Staate  gezählten  Personen 
waren  nach  den  Volkszählungen  der  betr.  Jahre: 


Angehörige 
dieses  Staats  ' 


1871  2). 


(2  99,02 

(2  98,10 
94,65 
97,80 
95,13 
94,50 
97,75 
95,12 
93,34 
92,30 
91,92 
92,81 
93,35 
91,99 
91,04 
88,42 

(2  92,79 
90,37 
89,09 
96,02 
91,82 


1875. 


98,81 
97,68 
93,99 
97,59 
94,88 
94,00 
97,21 
94,02 
94,06 
92,64 
93,16 
89,17 
94,15 
92,03 
95,68 
92,00 
93,86 
91,35 
90,50 
95,98 
93,41 


97,70  97,74 


82,19 
74,43 
68,17 
94,22 
97,45 


79,37 
74,44 
65,64 
93,18 
97,13 


Angehörige  an- 
derer Deutscher 
Bundesstaaten. 


1871. 


0,63 
1,10 

4,39 
1,61 
3,92 
5,20 
1,76 
4,63 
6,45 
7,57 
7,95 
6,99 
6,54 
7,88 
8,51 
11,34 
6,99 
9,44 
10,80 
3,88 
8,05 
2,21 
15,65 
24,45 
29,66 
4,99 
2,05 


1875. 


0,72 
1,26 
4,74 
1,78 
4,25 
5,67 
2,48 
5,78 
5,69 
7,23 
6,56 
10,48 
5,73 
7,80 
3,78 
7,80 
5,87 
8,35 
9,37 
3,88 
6,40 
2,17 
18,46 
24,44 
31,98 
4,56 
2,19 


Reichs- 
Ausländer. 


1871. 


0,35 

0,80 
0,96 
0,59 
0,95 
0,30 
0,49 
0,25 
0,21 
0,13 
0,13 
0,20 
0,11 
0,13 
0,45 
0,24 
0,22 
0,19 
0,11 
0,10 
0,13 
0,09 
2,16 
1,12 
2,17 
0,79 
0,50 


1875. 


0,47 
1,06 
1,27 
0,63 
0,87 
0,33 
0,31 
0,20 
0,25 
0,13 
0,28 
0,35 
0,12 
0,17 
0,54 
0,20 
0,27 
0,30 
0,13 
0,14 
0,19 
0,09 
2,17 
1,12 
2,38 
2,26 
0,68 


die  Bevölkerung  zum  Maassstab  für  die  militärische  Leistungsfähigkeit 
des  Staates  machen  will;  der  Abzug  der  aktiven  Militärs  erscheint  nicht 
in  gleicher  Weise  gerechtfertigt,  da  ja  der  schon  unter  Waffen  stehende 

1)  Einschliesslicb  derjenigen,  deren  Staatsangehörigkeit  nicht  ermittelt  worden  ist; 
1871:  0,^^'^lg,  1875:  O^^^oj^.  Die  absoluten  Zahlen  für  1875  s.  Statistik  des  D.  R.'s 
Bd.  XX  S.  VIII  67  und  (für  Bayern)  Bd.  XXV  Februärheft  S.  176. 

2)  Mit  Einschluss  der  Ti-uppen  in  Frankreich. 
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Theil  der  Bevölkerung  beim  Vergleich  der  Leistungsfähigkeit  der  Staaten 
mit  in  Betracht  kommen  muss.  Hingegen  lässt  sich  allerdings  für 
diese  Ausscheidung  anführen,  dass  die  „Ortsanwesenheit"  des  aktiven 
Militärs  in  den  kleineren  Staaten  und  einzelnen  Landestheilen  der 
grösseren  nicht  dem  natürlichen  Antheil  der  Bevölkerung  am  stehenden 
Heere  entspricht,  sondern  von  der  zufälligen  resp.  durch  militärische 
Rücksichten  vorgeschriebenen  Dislozirung  der  Truppen  bedingt  ist. 


Die  bisherigen  Betrachtungen  ergeben,  dass  es  keinesfalls  genügt, 
die  „Bevölkerung"  schlechthin  als  Maassstab  für  Abrechnungen 
zwischen  Gesammtstaat  und  Einzelstaaten  hinzustellen,  sondern  dass 
dieser  Begriff  in  verschiedenen  Beziehungen  näher  bestimmt  werden 
muss,  und  auch  nicht  für  alle  Zwecke  dieselbe  Grundlage  gewählt 
werden  darf;  —  wie  hiernach  faktisch  auch  schon  verfahren  wird. 

Man  wird  nun  aber  weiter  fragen  düifen,  ob  sich  für  die  gedachten 
Zwecke  der  bevölkerungsstatistische  Maassstab  nicht  noch  weiter  ver- 
feinern bezw.  rationeller  ausbilden  lasse?;  und  zwar  in  der  Weise,  dass 
man  nicht  die  Bevölkerung  mit  summarischen  Abzügen  der  bezeich- 
neten Art,  sondern  bestimmte  Theil e  der  Bevölkerung  als  Grundlage 
für  die  Abrechnungen  wählt. 

Die  gegenwärtige  Technik  der  Volkszählungen  erlaubt  es  ja,  nicht 
nur  die  grossen  Hauptsummen  der  dauernd  Anwesenden,  der  Ortsan- 
wesenden, der  Inländer  und  der  Ausländer  festzustellen,  sondern  wir 
können  auch  mit  genügender  Sicherheit,  —  namentlich  sofern  es  sich 
um  Vergleichungen  der  Staaten  untereinander  handelt,  in  denen  ein 
gleichmässiges  Zählungsverfahren  beobachtet  wird  —  die  Bevölkerung 
nach  Geschlecht,  nach  Altersklassen  u.  s.  w.  feststellen. 

"Wenn  nun  im  Deutschen  Reiche  Steuern  in  Form  von  Matrikular- 
beiträgen  und  Naturalleistungen  in  Form  von  Rekrutenlieferung  nach 
der  Bevölkerung  umgelegt  werden ,  so  drängt  sich  die  Frage  auf, 
was  wohl  die  Bevölkerung  als  Ganzes  mit  der  Steuerfähigkeit  und  der 
militärischen  Leistungsfähigkeit  zu  thun  hat? 

Unter  der  Bevölkerung  befindet  sich  ein  sehr  beträchtlicher  Theil, 
welcher  naturgemäss  nicht  zu  der  steuerfähigen  Personenzahl,  und  ein 
noch  grösserer,  welcher  naturgemäss  nicht  zu  der  militärisch  leistungs- 
fähigen Persönenzahl  gehört.  Wenn  es  nun  möglich  ist,  den  betreffen- 
den Theil  auszuscheiden,  und  auf  ihn  die  Abrechnung  zu  begründen, 
so  ist  nicht  wohl  einzusehn,  warum  man  sich  statt  des  feineren  und 
rationelleren  Maassstabes  des  gröberen  und  weniger  zutreffenden  be- 
dient.    Gleichgültig  wäre  die  Wahl  zwischen  beiden  Verfahrungs- 
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weisen  nur  dann,  wenn  bei  beiden  resp.  verschiedenen  Berechnuugs- 
arten  sich  dasselbe  Prozentverliältniss  zwischen  den  einzelnen  Staaten- 
bevülkerungen  ergäbe.  Dass  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  liisst  die 
Statistik  ausser  Zweifel  und  soll  für  die  Bevölkerungen  der  Deutschen 
Staaten  sogleich  nachgewiesen  werden. 

Zuvörderst  jedoch  werden  im  Allgemeinen  mit  Rücksicht  auf  die 
Steuerfähigkeit  und  die  militärische  Leistungsfähigkeit  die  Fragen  zu 
beantworten  sein:  welche  Bestandtheile  der  Bevölkerung  kommen  da- 
für wirklich  in  Betracht  und  über  welche  kann  die  Statistik  genügend 
sichere  Auskunft  geben? 

Erstens  die  steuerfähige  Bevölkerung,  welche  als  Maassstab 
für  die  Matrikularumlagen  dienen  kann,  besteht  in  allen  den  Personen, 
welche  selbstständig  Einkommen  beziehen.  Hierunter  sind  nicht  nur 
die  „Erwerbthätigen"  begriffen,  welche  Lohn,  Gehalt,  Unternehmer- 
Einkommen  erwerben,  sondern  auch  solche,  welchen  durch  Vermitte- 
lung  Anderer  ein  Besitzes -Einkommen  (Zins)  zugeführt  wird.  Die 
Summe  dieser  Personen  aus  der  Bevölkerung  auszuscheiden,  ist  bei 
den  Volkszählungen,  welche  die  Daten  für  jene  Berechnungen  liefern 
müssen,  noch  nicht  versucht  worden  und  dürfte  wohl  auch  nicht  ge- 
lingen. Auch  die  Ermittelung  der  Zahl  der  „Erwerbsthätigen",  welche 
derjenigen  der  Steuerfähigen  am  nächsten  stehen  dürfte,  bietet  be- 
deutende Schwierigkeiten  und  ist  namentlich  Ungleich m äs sigkei- 
ten  in  den  Aufnahmen  noch  allzusehr  ausgesetzt,  da  den  Begriff  „Er- 
werbsthätig"  für  die  Zählungsanschreibungen  unzweifelhaft  hinzustellen 
nicht  wohl  thunlich  ist.  Hingegen  ist  es  sehr  wohl  möglich  mit  ge- 
nügender Sicherheit  eine  Bevölkerungskombination  statistisch  zu  er- 
mitteln, welche  der  steuerfähigen  immerhin  viel  näher  steht  und  ein 
korrekterer  Ausdruck  für  sie  ist,  als  die  Gesammtbevölkerung,  in 
welcher  ja  erwerbsunfähige  Kinder  und  Greise  in,  nach  den  einzelnen 
Ländern  und  Landestheilen ,  sehr  verschiedenen  Prozentsätzen  inbe- 
griffen sind.  Durch  die  Aufnahme  der  Bevölkerung  nach  dem  Alter  — 
Geburtsjahr  oder  Altersjahr  — ,  wie  sie  bei  den  Volkszählungen  durch- 
geführt und  bearbeitet  wird,  ist  nämlich  die  Möghchkeit  gegeben, 
denjenigen  Theil  der  Bevölkerung,  welcher  natu r gemäss  arbeits- 
kräftig ist,  also  die  sogen,  „produktive"  Bevölkerung  abzuscheiden 
von  der  „unproduktiven",  welche  ihres  Alters  halber  entweder  noch 
nicht,  oder  nicht  mehr  erwerben  kann.  Auch  ist  es  recht  wohl  thun- 
lich, hierfür  bestimmte  Altersgrenzen  zu  fixiren  und  den  innerhalb 
dieser  Altersgrenzen  befindlichen  produktiven  Theil  der  Bevölkerung 
als  Maassstab  für  die  Steuerleistungsfähigkeit  des  Landes  festzusetzen. 
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Nimmt  man  also,  wie  dies  wohl  am  entsprechendsten  ist,  die  Alters- 
klassen vom  vollendeten  15''"  bis  70'""  Jahre  als  die  „produktive"  Be- 
völkerung an,  so  hat  man  allerdings  unter  dieser  Summe  eine  Anzahl 
von  Personen,  welche  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen 
(diese  Personen  sicher  auszuscheiden,  ist  der  Statistik  noch  nicht  ge- 
lungen) oder  wegen  ihrer  Stellung  in  der  Gesellschaft  entweder  über- 
haupt nicht  erwerbsthätig  sind  oder  kein  selbstständiges  Einkommen 
beziehen;  wie  man  andrerseits  unter  den  „unproduktiven"  eine  Anzahl 
hat,  die  zur  Steuer  fähigen  Bevölkerung  gerechnet  werden  müssen. 
Aber  der  Fehler,  den  man  begeht,  wenn  man  diese  Bevölkerungs- 
Kombination  der  Abrechnung  über  Steuerleistungen  zu  Grunde  legt, 
ist  doch  ein  bedeutend  geringerer,  als  wenn  man  die  gesammte 
ortsanwesende  Bevölkerung  nimmt. 

Der  einzige  Einwand,  den  man  gegen  die  Wahl  der  „produktiven 
Bevölkerung"  als  Rechnungsmaassstab  noch  machen  könnte,  wäre  der, 
dass  man  meinte :  die  Ermittelung  der  Altersverhältnisse  bei  den  Volks- 
zählungen sei  nicht  sicher  genug,  um  darauf  solche  Rechnungen  bauen 
zu  können.  Indess  ist  derselbe  an  dieser  Stelle  nicht  stichhaltig. 
Wenn  man  auch  zugeben  muss,  dass  die  Genauigkeit  der  Antworten 
betreffs  des  Alters  bei  der  Volkszählung  noch  viel  zu  wünschen  übrig 
lässt ,  so  sind  die  Ermittelungen  zur  Feststellung  solcher  grossen  Alters- 
Kategorien  als  ausreichend  sicher  anzusehen ,  und  als  vollkommen  ge- 
nügend zumal  dann,  wenn  es,  wie  hier,  lediglich  auf  das  Verhältniss 
der  einzelnen  Staaten  zu  einander  und  somit  hauptsächlich  auf  die 
Gleichmässigkeit  der  Aufnahmen  ankommt.  Dass  bei  diesen  Unter- 
schiede stattgefunden  hätten ,  welche  für  den  in  Rede  stehenden  Zweck 
irgendwie  in  Betracht  kämen,  ist  keineswegs  vorauszusetzen. 

Zweitens  was  die  militärisch  leistungsfähige  Bevölkerung 
anbetrifft,  auf  welche  allein  die  Rekrutenstellung  sich  beziehen  kann, 
so  ist  es  klar,  dass  der  Bestandtheil  der  Bevölkerung  an  weiblichen 
Personen  überhaupt,  ferner  an  unerwachsenen  und  greisen  männlichen 
Personen  mit  derselben  gar  nichts  zu  thun  hat,  und  auch  die  geistig 
oder  körperlich  Gebrechlichen  hier  wiederum  in  Abzug  kommen  müss- 
ten;  von  welchen  letzteren  wir  jedoch  — als  eben  statistisch  zu  schwierig 
zu  ermitteln  —  absehen  wollen.  Als  rationelle  Grundlage  für  die  Re- 
krutenstellung kann  also  nur  ein  Theil  des  männlichen  Bestandes  der 
Bevölkerung  dienen,  und  zwar  wird  man  zu  Grunde  legen  dürfen: 
1.  entweder  alle  erwachsenen  Männer,  welche  als  zur  Vaterlands- 
vertheidigung  mehr  oder  weniger  brauchbar  erscheinen ;  —  um  hier  mög- 
lichst weit  zu  greifen,   kann  man  alle  Männer  im  Alter  der  Erwerbs- 
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fähigkeit,  d.  h.  nach  obigen  Erörterungen,  die  zwischen  15  und  70 
Jahre  alten  als  solche  ansehen;  oder  2.  alle  wehrpflichtigen  Män- 
ner, d.  h.  bei  uns  alle  Männer  vom  vollendeten  17''"  bis  zum  vollen- 
deten 42*^"  Lebensjahre;  oder  3.  die  Männer  im  Alter  der  aktiven 
Dienstpflicht;  d.  h.  vom  vollendeten  20''"  Lebensjahre  an  12  Alters- 
jahresklassen; oder  endlich  4.  die  Anzahl  der  Männer,  welche  jährlich 
in's  militärpflichtige  Alter  treten;  resp.  nach  dem  Ergebniss  der 
letzten  Volkszählung  getreten  waren.  Dieser  letztere  Maassstab 
würde,  so  zu  sagen,  der  feinste  für  die  Berechnung  der  Fähigkeit 
der  Bevölkerung:  Rekruten  zu  stellen,  sein.  Indess  scheint  es  ange- 
messener, auf  diesen  letzteren  wie  auch  auf  den  Maassstab  zu  3 
(dienstpflichtige  Männer)  zu  verzichten,  weil  die  Grundlage  von 
einer  männlichen  Altersklasse  jedenfalls,  und  die  von  12  männlichen 
Altersklassen  wohl  auch  noch  zu  schmal  ist,  um  für  die  Berechnung 
des  Rekruteubedarfs  zu  dienen.  Hingegen  wird  diese  auf  Grundlage 
der  Bevölkerungsbestandtheile  ad  1  —  erwerbsfähige  Männer  —  oder 
ad  2  —  wehrpflichtige  Männer  —  ohne  Besorgniss  vor  Fehlerquellen, 
die  zu  ungerechter  Vertheilung  führen  möchten,  auszuführen  sein. 


Zu  den  soeben  angestellten  Erwägungen  wird  nun  in  den  folgenden 
beiden  Tabellen  das  statistische  Material  für  das  Deutsche  Reich 
geliefert.  Die  Tabelle  I  illustrirt  den  Vertheiluugsmaassstab  für  die 
Matrikularbeiträge;  die  Tabelle  II  denjenigen  für  die  Stellung  des  Er- 
satzbedarfs. Den  Berechnungen  beider  Tabellen  ist,  soweit  die  Be- 
völkerung in  Betracht  kommt,  diejenige  vom  1.  Dezember  1871  zu 
Grunde  gelegt,  wie  sie  in  Bd.  II  und  XIV  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs  (Berlin  1874  und  1876)  sich  dargestellt  findet;  weil  für  die 
letzte  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1875  die  Ergebnisse  nach  Alters- 
klassen vom  kaiserlichen  Statistischen  Amt  noch  nicht  verarbeitet  und 
veröfl"entlicht  sind  ^),  und  es  im  üebrigen  hier,  wo  es  sich  nur  darum 
handelt,  die  Difi"erenzen  zwischen  den  verschiedenen  Berechnungsweisen 
zu  zeigen,  völlig  gleichgültig  ist,  ob  die  Ergebnisse  von  1871  oder 
1875  zu  Grunde  gelegt  werden.  Im  Nachstehenden  wollen  wir  zu  jeder 
der  beiden  Tabellen,  deren  Zahlen  sehr  deutlich  sprechen,  einige  Er- 
läuterungen hinzufügen. 


1)  Die  entsprechenden  Nachweisungen  waren  von  den  Einzelstaaten  erst  bis  Ende 
1877  behufs  zusammenfassender  Bearbeitung  für  das  Reich  zu  liefern.  Uer  erste  Theil 
der  Darstellung  der  Volkszählungsergebnisse  für  1875  s.  Monatshefte  zur  Statistik  des 
Deutschen  Reichs.     Juliheft   1877. 
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I.     Der  Vertheilungsmaassstab 


Die  .111  den  Matrikularbeiträgen 
betheiligten  Staaten. 


Nach  der  Volkszählung  vom 

1.  Dezember   1871   betrug  die 

Zahl  der 


Preussen 

.   Brandenburg  

o  I   Pommern 

_c  I  Posen 

%  1  Bezirk  Oppeln 

^    ]  Schlesien  ohne  Oppeln 

Sachsen       

Schleswig-Holstein  mit  Lauenburg 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

'^  I    Rheinland        

^  HohenzoUern 

1.  Preussen        

2.  Bayern 

3.  Sachsen 

4.  Württemberg 

5.  Baden 

6.  Hessen 

7.  Mecklenburg-Schwerin     .... 

8.  „  Strelitz 

j3   /     9.  Sachsen- Weimar 

*   1  10.  ,,       Meiningen 

rt   I  11.  „       Altenburg 

'^'  J  12.  „      Koburg-Gotha     .... 

13.  Schwarzburg-Rudolstadt 

14.  ,,  Sondershausen 

15.  Reuss  ä.  L 

^  \  16.  Reuss  j.  L 

17.  Oldenburg 

18.  Braunschweig 

19.  Anhalt 

20.  Waldeck        

21.  Schaumburg-Lippe 

22.  Lippe        

23.  Lübeck 

24.  Bremen 

25.  Hamburg 

26.  Elsass-Lothringen        

Deutsches  Beich 


41.010150 


*)  Einschliesslich    der   Personen   ohne   Be 
**)  S.  Statistik  des  Deutschen  Reichs  XIV, 
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für  die  Matrikularbeiträge. 


Die  Gesammtsumme  für  das 

Reich  =  1,000000  gesetzt, 

betrug  im  betr.  Staate    die 

Zahl  der 

Die  Matriku- 
larbeiträge 
für  das  Fi- 
nanzjahr 
18"/,«  be- 
trugen : 
Mark 

Matrikularbeiträge  (Sp.  7) 

fallen  auf  den  Kopf 

der 

Bevölkerung 
überhaupt. 

Erwerb- 
fahigen. 

Erwerb- 
thätigen. 

Bevölkerung 

überhaupt. 

(Sp.  1) 

Erwerb- 
Tahigen. 
(Sp.  2) 

Erwerb- 
thätigen. 
(Sp.  3) 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

76506 
69816 
34913 
38621 
31933 
58464 
51286 
25492 
47868 
43286 
34147 
87279 
1599 

73337 
71905 
33395 
36019 
29731 
59237 
50883 
25357 
47694 
42347 
34216 
86456 
1667 

65853 
73074 
29938 
32778 
28167 
62207 
49089 
24623 
45160 
40282 
32121 
80881 
1684 

601210 

118313 

62332 

44344 

35639 

20797 

13599 

2365 

6978 

4583 

3465 

4251 

1842 

1638 

1099 

2171 

7626 

7612 

4961 

1371 

782 

2710 

1272 

2985 

8266 

37789 

592244 

123488 

62311 

45112 

36336 

21056 

13760 

2412 

6978 

4550 

3502 

4269 

1822 

1593 

1071 

2122 

7565 

7789 

4892 

1296 

782 

2626 

1325 

3134 

9084 

38881 

565857 

149860 

70142 

39900 

29375 

21951 

13597 

2437 

5858 

4268 

3088 

5079 

1667 

1283 

967 

1995 

7082 

7827 

4557 

1184 

794 

2857 

1358 

3288 

9380 

44349 

36.375264 

19.717313 

4.008861 

6.874942 

5.048550 

1.210308 

790981 

131122 

403260 

266471 

201031 

251996 

104311 

91806 

64315 

127507 

439754 

474628 

293782 

73579 

46161 

152672 

83782 

208153 

562535 

3.041087 

1,48 
4,06 
1,57 
3,78 
3,45 
1,42 
1,42 
1,35 
1,41 
1,42 
1,41 
1,45 
1,38 
1,37 
1,43 
1,43 
1,41 
'1,52 
1,44 
1,31 
1,44 
1,37 
1,61 
1,70 
1,66 
1,96 

2,37 
6,17 
2,49 
5,89 
5,37 
2,22 
2,22 
2,10 
2,23 
2,26 
2,22 
2,28 
2,21 
2,23 
2,32 
2,32 
2.25 
2,35 
2,32 
2,19 
2,28 
2,25 
2,44 
2,57 
2,39 
3,02 

3,51 
7,18 
3,12 
9,40 
9,37 
3,01 
3,17 
2,93 
3,75 
3,40 
3,55 
2,71 
3,41 
3,90 
3,63 
3,49 
3,39 
3,31 
3,52 
3,39 
3,17 
2,91 
3,36 
3,45 
3,27 
3,74 

1.000000 

1.000000 

1.000000 

81.044171 

1,98 

3,13 

4,42 

rufsangabe. 

S.  VI,  150  ,,Erwerbthätige"  und  ,, Dienende". 
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I.   Zur  Tabelle  über  den  Vertheilungsmaassstab  der  Matrikular- 
beiträge  (siehe  S.  44,  45), 

Die  Spalten  1  bis  3  geben  die  Grundzahlen  für  drei  Maassstäbe, 
welche  bei  der  Berechnung  der  Steuerkraft  der  Bevölkerungen  ange- 
wendet werden  können;  1.  den  jetzigen  Maassstab:  die  ortsanwesende 
Bevölkerung  überhaupt";  2.  den  oben  als  den  empfehlenswerthesten  hin- 
gestellten Maassstab:  die  Summe  der  Personen  im  erwerbsfähigen 
Alter,  oder  die  sogen,  produktive  Bevölkerung;  3.  den  Maassstab,  wel- 
cher noch  besser  sein  würde,  wenn  seine  statistische  Ermittelung  mehr 
befriedigte:  die  Erwerbsthätigen,  d.  h.  diejenigen,  welche  sowohl 
in  selbstständiger  als  in  dienender  Stellung  dem  Erwerbe  nachgehen, 
ohne  ihre  Angehörigen.  Dieser  dritte  Maassstab  ist  mit  aufgeführt 
worden,  weil  es  immerhin  interessant  ist,  ihn  zur  Vergleichuug  neben 
den  anderen  zu  haben. 

Die  Spalten  4  bis  6  zeigen  dann,  wie  sich  die  auf  die  Einzel- 
staaten fallenden  Summen  stellen,  wenn  man  eine  Million  M.  Matri- 
kularbeiträge  bezw.  die  Summe  von  einer  Million  überhaupt  auf  die 
26  Einzelstaaten  nach  jedem  dieser  drei  Maassstäbe  vertheilt. 

Die  Spalten  7  bis  10  stehen  in  keinem  unmittelbaren  Zusammen- 
hange mit  dem  übrigen  Inhalt  der  Tabelle,  sondern  sind  nur  eine  bei 
dieser  Gelegenheit  angebrachte  Illustration  wirklicher  Durchschnitts- 
verhältnisse, und  zeigen,  wie  viel  Mark  beim  gegenwärtigen  Betrage 
der  Matrikularbeiträge  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (von  1871)  über- 
haupt, der  produktiven  und  der  erwerbthätigen  Bevölkerung  fallen. 
"Wäre  die  Bevölkerung  vom  Jahre  1875  hierbei  zu  Grunde  gelegt,  so 
würden  sich  die  Zahlen  und  Zahlenverhäituisse  natürlich  etwas  anders 
gestalten,  weil  die  Staaten  nicht  gleichmässig  gewachsen  sind,  einige 
sogar  abgenommen  haben  i);  im  grossen  Ganzen  jedoch  bleibt  das 
Zahlenverhältniss  der  3  Spalten  richtig.  Dass  die  drei  süddeutschen 
Staaten  in  Spalte  8 — 10  so  bedeutend  höhere  Beträge  an  Matrikular- 
beiträgen  haben,  rührt  bekanntlich  daher,  dass  dieselben  für  einzelne 
Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  an  der  gemeinsamen  Reichskasse  be- 
theiligt sind.  Die  Berechnung,  wieviel  M.  Matrikularbeiträge  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  der  preussischen  Provinzen  treöen,  wurde  nicht 
vorgenommen,  weil  jene  nur  auf  die  Bevölkerung  der  Staaten  im  Gan- 


1)  s.  Juliheft  1877  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs  und  Hildebrand 's  Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  1877,  H.  4  u."  5  S.  269  ff.;  die  Tabelle  S.  269  der  Jahr- 
bücher enthält  einen  ,  übrigens  sehr  leicht  zu  bemerkenden  und  zu  verbessernden  Druck- 
fehler,  indem  es  nämlich  nicht  "j^,  sondern  "j^^  heissen  muss;  ebenso  in  den  ersten 
Zeilen  der  S.  270. 
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zen  berechnet  werden.  In  den  Kolumnen  1  bis  6  ist  die  Vertheilung 
nach  Provinzen  angegeben  worden,  um  zu  zeigen,  wie  verschieden 
innerhalb  eines  grösseren  Staates  sich  die  betreöenden  Verhältnisse 
gestalten. 

Die  für  die  statistische  Demonstration  unserer  obigen  Erörterungen 
wichtigen  Spalten  sind  also  die  4'''  und  ö'*",  welche  zeigen,  wie  sich 
gegenüber  der  jetzt  beliebten  Vertheilungsweise  die  Vertheilung  nach 
einem,  doch  wohl  unzweifelhaft  rationelleren  Modus  gestalten  würde. 

Die  Vergleichung  beider  Spalten  zeigt,  dass  nach  dem  jetzigen 
Modus  dem  anderen  gegenüber  zu  viel  Matrikularbeiträge  getragen 
werden  von  Preussen,  Meiningen,  beiden  Schwarzburg  und  Reuss,  Ol- 
denburg, Anhalt,  Waldeck  und  Lippe,  dass  nach  beiden  Berechnungs- 
arten  gleich  oder  fast  ganz  gleich  viel  kommen  auf  Sachsen,  Sachsen- 
Weimar  und  Schaumburg- Lippe;  dass  jetzt  zu  wenig  entfallen  auf 
die  süddeutschen  Staaten  einschliesslich  Hessen  und  Elsass-Lothringen, 
auf  beide  Mecklenburg,  Altenburg,  Koburg-Gotha,  Braunschweig  und 
den  drei  Hansastädten. 

Wie  hoch  sich  die  wirkliche  Mehr-  resp.  Wenigerbezahlung  nach 
dem  rationelleren  Modus  belaufen  würde,  ist  hiernach  zu  berechnen. 
Preussen  z.  B.  zahlt  also  von  jeder  zu  vertheilenden  Milhon  8.966  M. 
zu  viel,  oder  rund  9000  M. ;  Hamburg  818  M.  zu  wenig  u.  s.  w. 

Hierbei  ist  aber  zu  bemerken,  dass  bei  der  wirklichen  Verthei- 
lung allerdings  noch  andere  Faktoren  als  die  Bevölkerungszahl  in  Be- 
tracht kommen.  Die  definitive  Abrechnung  geschieht  nämlich  in  der 
Weise  1),  dass  in  das  durch  Matrikularbeiträge  zu  deckende  Defizit 
zunächst  die  Einnahmen,  welche  nicht  allen  Staaten  gemeinschaftlich 
sind,  hineingerechnet  werden,  und  dann  für  die  einzelnen  Staaten  abge- 
rechnet wird,  was  für  ihre  Rechnung  resp.  für  Rechnung  der  Steuer- 
gemeinschaften in  die  Bundeskasse  geflossen  ist.  Am  einfachsten  stellt 
sich  danach  die  Rechnung  für  Bayern,  welches  weder  an  der  Post-  noch 
an  der  Verbrauchssteuer-Einnahme  betheiligt  ist;  und  sein  Beitrag  ist 
deshalb  am  genauesten  nach  seinem  Antheil  an  der  Reichsbevölkerung 
berechnet. 


1)  s.  dieselbe  z.  B.  für  1875  in  Hirth's  Annalen  1877,  I  S.  412  ff.  Dadurch  er- 
klären sich  die  Differenzen  in  den  Beträgen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  der  Einzelstaaten 
Sp.  7  ff.  der  TabeHe. 
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II.     Der  Vertheilungsmaassstab 


Staaten  ,  welche  an  der  Rekrutenstellung 
betheiligt  sind. 


Nach  der  Volkszählung  vom 

1.  Dezember  1871  betrug  die 

Zahl  der 


inländischen 
Civilbevölkerung 
(Gesammt-Civil- 
bevölkerung 
eicl.  Reichs- 
ausländer). 

männlichen  Personen*) 

im  Alter  von 
15—70  Jahren. 

im  wehrpflichti- 
gen Alter. 

1. 

2. 

3. 

3.109571 

903218 

539456 

2.812934 

923070 

590792 

1.416837 

414751 

245137 

1.570365 

441423 

274644 

3.664026 

1.076120 

632471 

2.079148 

646028 

379741 

1.012907 

324870 

185703 

1.939547 

607695 

347235 

1.762124 

557122 

337099 

1.382537 

419689 

245724 

3.521791 

1.126611 

686068 

65028 

20515 

11142 

24.336815 

7.461112 

4.475212 

4.772830 

1.540208 

865662 

2.511181 

782191 

479646 

1.797715 

555878 

320791 

1.432789 

452905 

269244 

835763 

267364 

162323 

550139 

170794 

98600 

96027 

29871 

18867 

283950 

86509 

48207 

186030 

56980 

33631 

141311 

43786 

24678 

172817 

52288 

30558 

74974 

22598 

12836 

66607 

19562 

10690 

44820 

13601 

8013 

88369 

26385 

15369 

312918 

95026 

53919 

308648 

99903 

59817 

202288 

61548 

36140 

55649 

15057 

8271 

31455 

9993 

5918 

110373 

32506 

18700 

50475 

16316 

9762 

120335 

38644 

26354 

330193 

114508 

76833 

1.505152 

488875 

279223 

40.419623 

12.554408 

7.449264 

2.367346 

714858 

413582 

1.296680 

361262 

218889 

Preussen 

Brandenburg  

Pommern 

Posen 

Schlesien  f) 

Sachsen       

Schleswig-Holstein  mit  Lauenburg 

Hannover 

Westfalen 

Hessen- Nassau 

Rheinland        

\^  HohenzoUern 


1.  Preussen        .... 

2.  Bayern 

3.  Sachsen 

4.  Württemberg 

5.  Baden 

6.  Hessen 

7.  Mecklenburg-Schwerin 

8.  ,,  Strelitz 

9.  Sachsen-Weimar 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 


,,  Meiningen 
,,  Altenburg 
,,       Koburg-Gotha 

Schwarzburg-Rudolstadt 

,,  Sondershausen 

Reuss  ä.  L 


16.  Reuss  j.  L.  . 

17.  Oldenburg     .     .      . 

18.  Braunschweig 

19.  Anhalt       .      .      .      . 

20.  Waldeck        .     .      . 

21.  Schaumburg-Lippe 

22.  Lippe        .     .     .     . 

23.  Lübeck     .     .     .     . 

24.  Bremen     .     .     .     . 

25.  Hamburg 

26.  Elsass-Lothringen  . 


Deutsches  Beich 

t)  Bezirke  Breslau  und  Liegnitz 
Bezirk  Oppeln 


*)  Bd,  XIV,  S.  VI,  180  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs;    für  die 
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für  den  Ersatzbedarf, 


Hiernach  liaben  bei  einem  Jälirlichen  Ge- 

Die  Gesammtsumme  für  das  Reich 

sammt-Ersatz  be  darf  von  150000  Mann 

==   100  gesetzt,  betrugen  im  betr. 

die  einzelnen  Staaten   zu  stellen   nai^h 

Staate  die 

c 

em  Maassstabe 

männlichen  Personen  *) 

ihrer  münnlichen  Personen  *) 

inländieche 

ihrer  inländischen 
Civilbevfilkerung 

• 

Civilbevölkeiung 

von  15—70        im  wehroflichti- 

von  15—70 

im  wehrpflichti- 

überhaupt. 

Jahren 

gen  Alter. 

überhaupt. 

Jahren. 

gen  Alter. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

7,70 

7,19 

7,24 

11540 

10792 

10863 

6,95 

7,36 

7,93 

10439 

11029 

11896 

3,51 

3,30 

3,29 

5258 

4955 

4936 

3,88                        3,52           i            3,69           1 

5828 

5274 

5530 

9,07 

8,57 

8,49 

13597 

12857 

12736 

5,14 

5,15 

5,10 

7716 

7719                    7647 

2,51 

2,59 

2,49 

3759 

3882 

3739 

4,80 

4,84 

4,66 

7198 

7261 

6992 

4,36 

4,44 

4,53 

6539 

6656 

6788 

3.42 

3,34 

3,30 

5131 

5014 

4948 

8,72 

8,97 

9,21 

13070 

13461 

13815 

0,16 

0,16 

0,15 

241 

245 

224 

60,22 

59,43 

60,08 

90316 

89145 

90114 

11,80 

12,27 

11,62 

17712 

18402 

17431 

6,22 

6,23 

6.44 

9319 

9346 

9658 

4,44 

4,43 

4,31 

6671 

6642 

6460 

3,55 

3,60           1            3,62 

5317 

5411 

5422 

2,06 

2,13           1            2,18 

3102 

3194        i            3269 

1,37           !             1,36                        1,32 

2042 

2041 

1985 

0,23 

0,23 

0,25 

356 

357 

380 

0,71 

0,69 

0,65 

1054 

1034 

971 

0,46 

0,45 

0,45 

690 

681 

677 

0,35 

0,35 

0,33 

525 

523 

497 

0,42 

0,42 

0,41 

641 

625 

615 

0,19 

0,18 

0,17 

278 

270 

258 

0,16 

0,16 

0,14 

247 

234 

215 

0,12 

0,11 

0,11 

166 

163 

161 

0,21 

0,21 

0,21 

328 

315 

309 

0,78 

0,76 

0,72 

1161 

1135 

1086 

0,76 

0,80 

0,80 

1145 

1194 

1204 

0,51 

0,49 

0,49 

751 

735 

728 

0,14 

0,12 

0,11 

207 

180 

167 

0,08 

0,08 

0,08 

117 

119 

119 

0,27 

0,26 

0,25 

410 

388 

377 

0,13 

0,13 

0,13 

187 

195 

197 

0,29 

0,31 

0,35 

447 

462 

531 

0,81 

0,91 

1,03 

1225 

1368 

1547 

3,72 

3,89 

3,75 

5586 

5841 

5622 

100,00           \       100,00 

100,00 

150000 

150000 

150000 

5,86           i             5,6-9 

5,55 

8785 

8541 

8328 

3,21 

2,88 

2,94 

4812 

4316 

4408 

Inländer  aliein  sind  die  Altersklassen  pro   1871   dort  nicht  bereclinet. 
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II.    Zur  Tabelle  über  den  Vertheiluugsmaassstab  des  Ersatz- 
bedarfs  (siehe  S.  48,  49). 

lü  deu  drei  ersten  Spalten  sind  wiederum  drei  Grundlagen  für 
die  Berechnung  des  betreffenden  Verhältnisses  gegeben:  in  Spalte  1 
die  jetzt  angewendete,  d.  h.  die  ortsanwesende  Bevölkerung  nach  Ab- 
zug der  Ausländer  und  des  aktiven  Militärs;  in  Spalte  2  und  3  dieje- 
nigen beiden  anderen,  welche  oben  als  die  empfehlenswertheren  hin- 
gestellt wurden;  nämlich  in  Sp.  2  die  ganze  wehrfähige  Bevölkerung, 
im  zulässig  weitesten  Umfange  genommen;  in  Sp.  3  der  nach  den  für 
das  Reich  geltenden  Bestimmungen  wehrpflichtige  Theil  der  Be- 
völkerung. 

In  den  Spalten  4  bis  6  ist  dargestellt,  wie  sich  nach  diesen  drei 
Maassstäben  die  Berechnung  für  die  einzelnen  Staaten  stellen  würde, 
wenn  für  das  ganze  Eeich  eine  Summe  von  100  oder ,  mit  Weglassung 
des  Kommas,  von  10,000  auf  die  Einzelstaaten  zu  vertheilen  wäre; 
und  in  den  Spalten  7  bis  9  ist  berechnet,  wie  sich  das  Verhältniss 
stellen  würde,  wenn  ein  Gesammtbedarf  von  150,000  Rekruten  aufzu- 
bringen ist.  Diese  letztere  Summe  nämlich  ist  diejenige,  welche  bei 
der  gegenwärtigen  Friedenspräseuzstärke  von  401,659  ungefähr  jähr- 
lich an  Rekruten  zu  stellen  ist.  Allerdings  würde  bei  der  dreijährigen 
Dienstzeit  nur  ein  Drittheil  jener  Präsenzstärke  jährlich  zu  ergänzen 
sein,  mithin  133,886  Mann;  da  indess  immer  eine  Anzahl  der  einge- 
stellten Mannschaften  als  untauglich  entlassen  werden  müssen  und  ein 
weiterer  Prozentsatz  durch  Tod  abgeht,  so  stellt  sich  der  Bedarf  an 
Ersatzmannschaft  auf  ungefähr  obige  Summe  ^). 

Noch  ist  zu  bemerken,  dass,  wie  in  Spalte  1,  so  auch  in  Sp.  2 
und  3  eigen  tUch  die  Reichs  -  Ausländer  hätten  ausser  Ansatz  bleiben 
sollen ,  da  diese  keinesfalls  für  die  Rekrutenstellung  herangezogen  wer- 
den können.  In  der  angeführten  Publikation  des  statistischen  Amts 
sind  jedoch  bei  der  Berechnung  der  Altersklassen,  die  aus  anderen 
Gesichtspunkten  als  den  hier  in  Betracht  kommenden  augestellt  war, 
die  Ausländer  nicht  ausgeschieden  worden,  und  da  der  Prozentsatz 
derselben,  wie  die  oben  (S.  39)  mitgetheilte  Zusammenstellung  zeigt, 
nirgend  ein  sehr  bedeutender  ist,  —  den  höchsten  mit  etwas  über 
2^\q  der  Volkszahl  überhaupt  zeigen  pro  1875  Lübeck,  Hamburg  und 
Elsass-Lothringen  — ,  so  durfte  derselbe  bei  diesen  beispielsweisen  Be- 
rechnungen füglich  unberücksichtigt  bleiben. 

1)  d.  h.  die  Summe  der  jährlich  Ausgehobenen  und  der  freiwillig  Eingetretenen ; 
diese  letzteren  werden  bei  der  Vertheilung  des  Ersatzbedarfs  den  Bezirken,  aus  welchen 
sie  herkommen ,  angerechnet. 
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Die  Berechnung  ist  hier  überall  auf  die  einzelnen  Provinzen  Preus- 
sens  ausgedehnt  worden,  da  der  Ersatzbedarf  nicht  nur  nach  Staaten, 
sondern  auf  die  Bevölkerung  der  Ersatzbezirke  veitheilt  wird.  Einen 
besonderen  Ersatzbezirk  bildet  aber  jeder  Armeekorpsbezirk,  deren  es 
im  ganzen  Reiche  17  giebt  ^).  Dieselben  decken  sich  nicht  völlig  mit 
der  politischen  P^intheilung  des  Landes,  und  auch  die  preussischen 
Armeekorpsbezirke  fallen  nicht  mit  den  Provinzen  zusammen.  Da  aber 
für  die  Armeekorpsbezirke  die  Bevölkerung  nicht  nach  Altersklassen 
ermittelt  resp.  bearbeitet  ist,  haben  wir  die  Darstellung  nach  Provin- 
zen als  Surrogat  gewählt,  um  auch  hier  die  Verschiedenheiten  innerhalb 
der  Bezirke  ein  und  desselben  grösseren  Staates  anschaulich  zu  machen. 

Am  Fusse  der  Tabelle  sind  noch  besonders  die  betr.  Verhältnisse 
der  Provinz  Schlesien  nach  ihrem  polnischen  und  ihrem  deutschen 
Theile  getrennt  dargestellt  worden,  um  auf  die  grossen  Differenzen 
zwischen  beiden  aufmerksam  zu  machen.  Der  polnische  tritt  gegen 
den  deutschen  Theil  —  wie  das  auch  bei  der  Provinz  Posen  gegen- 
über benachbarten  deutschen  Bezirken  der  Fall  ist  —  besonders  durch 
grossen  Kinderreichthum  (bei  auch  besonders  grosser  Geburtenhäufig- 
keit im  Verhältniss  zur  Gesammtbevölkerung)  hervor,  hat  dadurch  eine 
entsprechend  geringere  Vertretung  der  „produktiven"  Altersklassen 
und  zeigt  daher  auch  eine  noch  viel  bedeutendere  Ueberlastung  mit 
Rekrutenstellung,  wenn  man  gegenüber  dem  gegenwärtigen  Maassstab 
den  einen  der  beiden  anderen  anlegt. 

Zur  Vergleichuug  der  Rechnungsergebnisse  nach  jenen  drei  Maass- 
stäben dürften  am  anschaulichsten  die  Zahlen  der  Spalten  7  bis  9  sein, 
weil  sie  grösser  sind  als  die  Prozentberechnungen  der  Spalten  4  bis  6 
und  zugleich  der  Wirklichkeit  am  Nächsten  kommen.  Richten  wir 
also  unser  Augenmerk  auf  diese  Spalten,  so  finden  wir  Folgendes: 

Der  Vergleich  der  beiden  rationeller  erscheinenden  Maassstäbe 
(Sp.  8  und  9)  dem  gegenwärtig  beliebten  gegenüber  (Sp.  7)  zeigt  nir- 
gends dasselbe  Resultat. 

Es  werden  gegenwärtig  im  Vergleich  zu  der  Menge,  welche  so- 
wohl nach  Sp.  8  als  nach  Sp.  9  zu  stellen  sein  würden,  zu  viel  Re- 
kruten geliefert  von:  den  Provinzen  Preussen,  Pommern,  Posen,  Schle- 
sien, Hessen-Nassau,  vom  Preussischen  Staate  im  Ganzen,  von  Würt- 
temberg,  von  Mecklenburg -Schwerin,  von  sämmtlicheu  Thüringischen 


1)  Die  Begrenzung  und  Bevölkerung  der  Armeekorpsbezirke  nach  dem  Stande  vom 
1.  Dez.  1875  s.  Statistik  des  D.  R's.  Bd  XX,  2  S.  VIII  72.  Das  Gardekorps  hat  keinen 
besonderen  Bezirk,  sondern  rekrutirt  sich  aus  Preussen,  Elsass-Lothringen  und  den  Thü- 
ringischen Staaten.     Ausserdem  bildet  Hessen  als  25ste  Division  einen  eigenen  Ersatzbeziik. 

4* 


Ko  Dr.  H.  V.  Scheel, 

Staaten,  Anhalt,  Waldeck,  Lippe.  Zu  wenig  liefern:  Brandenburg, 
Westfalen,  Rheinland,  das  Königreich  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Braun- 
schweig, Mecklenburg-Strelitz,  Schaumburg-Lippe,  die  drei  Hansestädte 
und  Elsass-Lothringen. 

In  den  anderen  hier  nicht  genannten  Ländern  und  Landestheilen 
gestaltet  sich  das  Verhältniss  verschieden,  je  nachdem  man  dem  jetzi- 
gen Maassstab  der  Gesammtbevölkerung  denjenigen  der  Wehrfähigen 
(i.  w.  S.;  Sp.  8)  oder  der  Wehrpflichtigen  (Sp.  9)  entgegen  hält;  d.  h. 
es  ist  in  diesen  Staaten  nicht  nach  diesen  beiden  Spalten  ein  „Zu- 
viel" oder  „Zuwenig"  vorhanden,  sondern  nur  nach  einer  derselben. 
Nur  gegenüber  der  Anzahl  seiner  Wehrfähigen  stellt  nämlich  jetzt 
zu  viel  kein  Staat;  nur  ihren  Wehrpflichtigen  gegenüber  stellen 
zu  viel:  die  Provinz  Sachsen,  Schleswig-Holstein,  Hohenzollern,  Baiern. 
Diese  Abweichungen  rühren  also  daher,  dass  die  Altersklassen  von 
20  bis  42  Jahren  in  einem  wesenthch  anderen  Verhältniss  in  der  Be- 
völkerung dieser  Staaten  resp.  Bezirke  vertreten  sind,  wie  die  Alters- 
klassen von  15  bis  70  Jahren,  deren  Theil  sie  bilden. 

In  einzelnen  Staaten  und  Landestheilen  sind  die  Differenzen  aller- 
dings, wie  man  aus  der  Tabelle  ersieht,  so  wenig  bedeutend,  dass  man 
sie  wohl  ignoriren  und  jeden  der  drei  Maassstäbe  für  gleichmässig 
anwendbar  erklären  könnte;  in  anderen  führen  wenigstens  zwei  der 
Berechnungsweisen  zu  fast  dem  gleichen  Ergebniss;  in  einer  Anzahl 
anderer  jedoch  ist  die  Mehr-  oder  Minder-Belastung  eine  so  bedeu- 
tende, dass  wohl  ernstlich  die  Frage  angeregt  werden  dürfte,  ob  nicht 
eine  Aenderung  der  Berechnungsweise  anzustreben  sei.  So  finden  wir 
dass  z.  B.  gegenwärtig  jährlich  zu  viel  (+)  resp.  zu  wenig  ( — )  stellen 

nach  dem  Maassstab  der 
Wehrfähigen  (Sp.  8)       Wehrpflichtigen  (Sp.  9) 


Brandenburg 

—  590 

— 

1457 

Posen 

+  554 

H- 

298 

Bezirk  Oppeln 

+  496 

+ 

404 

Rheinland 

—  391 

— 

745 

Hessen 

—    92 

— 

167 

Waldeck 

+     27 

+ 

40 

Lippe 

+    22 

+ 

33 

Bremen 

—     15 

— 

84 

Hamburg 

—  143 

— 

322 

und  bei  anderen  Gebieten  finden  sich  ähnliche  Ziffern,   welche  natür 

lieh  nicht  als  absolute,   son 

dern  mit  Rücksicht  auf  die  Bevölkerung« 

Die  Volkszabl  als  Maassstab  für  Leistungen  der  Staaten  au  das  Reich.  53 

grosse  und  unter  dem  Gesichtspunkt  in  Betracht  gezogen  sein  wol- 
len, dass  sie  eben  jährlich  wiederkehrende  Leistungen  darstellen. 

Hier  sei  nun  sofort  noch  ein  Einwand  hervorgehoben,  der  gegen 
diese  Berechnungen  gemacht  werden  kann.  Man  kann  nämlich  diesel- 
ben als  unzutreffend  deshalb  angreifen,  weil  unter  der  Bevölkerungs- 
zahl in  Sp.  8  und  9  das  aktive  Militair  inbegriffen  sei,  und  die  un- 
gleiche Vertheilung  desselben  die  eine  Bevölkerung  zu  viel,  die  an- 
dere zu  wenig  wehrkräftig  erscheinen  lasse.  Im  Rheinland  z.  B.,  wel- 
ches jetzt  zu  wenig  Rekruten  stellt,  kamen  i.  J.  1871:  32.694  aktive 
Militairpersonen  auf  eine  Gesammt- Bevölkerung  von  3.579.347  d.  h. 
1  Militair  auf  109  Einwohner;  in  Posen  11.874  auf  1.583.843  d.h. 
1  Militair  auf  133  Einwohner.  Die  zufällige  Anwesenheit  der  Truppen, 
die  keineswegs  alle  aus  der  betreffenden  Provinz  herkommen,  wirke 
also  bei  Ausmessung  der  Wehrfähigkeit  der  Bevölkerung  mit.  In  der 
That  ist  dieser  Umstand  störend,  üass  er  aber  hier  am  Gesammt- 
resultat  nichts  ändert,  zeigt  sich,  wenn  wir  folgende  Berechnung  an- 
stellen. Nehmen  wir  aus  der  Bevölkerung  überhaupt  in  beiden  Pro- 
vinzen die  aktiven  Militairs  heraus,  und  ebenso  aus  den  Altersklassen 
der  Wehrfähigen  (Sp.  8),  unter  denen  sie  gleichfalls  sämmtlich  ent- 
halten sein  müssen,  so  finden  wir: 

Posen.  Rheinland. 

Inländische  Civilbevölkerung  überhaupt  (Sp.  1):     1.570.365    3.521.791 
Civilbevölkerungi)  von  Sp.  2:  429.549     1.093.917 

Die  wehrfähige  Civilbevölkerung  beträgt  ^Iq 

der  gesammteu:  27  "/^        31  °/o 

Es  zeigt  sich  also  auch  hier  die  Thatsache  unverändert,  dass 
Rheinland  eine  verhältnissmässig  viel  grössere  Bevölkerung  im  wehr- 
kräftigen resp.  erwerbsfähigen  Alter  hat,  wie  Posen ;  und  darum  auch 
in  militairischer  Beziehung  leistungsfähiger  ist.  Auch  die  Nachwei- 
sungen über  die  Altersklassen  der  Bevölkerung  überhaupt,  wie  sie 
in  Tab.  I  angestellt  wurden ,  führen  auf  dasselbe  Resultat ;  und  wir 
verweisen  über  diesen  Punkt  noch  im  Allgemeinen  auf  die  Bearbeitung 
der  Volkszählung  von  1871  im  XIV'«"  Bande  der  „Statistik  des  Deut- 
schen Reichs^',  wo  für  die  einzelnen  Staaten  und  Landestheile  das  Ver- 
hältniss  der  produktiven  und  unproduktiven  Bevölkerung  berechnet 
ist.  Dort  ist  nachgewiesen,  dass  unter  1000  der  Bevölkerung  über- 
haupt in  Posen  nur  589,  in  Rheinland  aber  626  Personen  im  produk- 
tiven Alter  sich  befinden ;  und  noch  grössere  Differenzen  bestehen  zwi- 


1)  Dass  hier  die  Ausländer  mit  eingerechnet  sind,  ist  für  das  Ergebniss  irrelevant. 
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sehen  anderen  Landcstheilen.  Dieselben  Erwägungen  gelten  für  andere 
Gebiete,  bei  denen  der  beregte  Einwand  angebracht  werden  könnte. 

Andrerseits  ist  aber  nun  noch  hervorzuheben,  dass,  wie  schon 
früher  angedeutet,  die  Fortlassung  des  aktiven  Militairs  ebenso  wenig 
zu  einem  ganz  korrekten  Rechnungsmaassstab  führt  wie  die  Einrech- 
nung;  und  zwar  erstens  weil  eben  die  Zahl  des  ortsanwesenden  Mili- 
tairs den  Zahlenverhältnissen  der  Bevölkemng  deshalb  nicht  entspricht, 
weil  nicht  in  jedem  Bezirk  so  viel  Truppen  stehen  als  ihm  entnommen 
werden;  und  weil  zweitens,  wenn  dies  auch  der  Fall  wäre,  man  eben 
durch  den  Abzug  des  Militairs  von  der  Bevölkerung  den  Maassstab 
selbst  schon  durch  die  Einrichtung,  für  welche  man  einen  Maassstab 
gewinnen  will:  die  Rekrutenstellung,  beeinflussen  lassen  würde. 

Somit  scheint  einer  der  beiden  Maassstäbe,  wie  ihn  Sp.  8  und  9 
resp.  Sp.  5  und  6  in  der  vorliegenden  Tabelle  geben ,  wenn  nicht  em- 
pfehlenswerther  so  doch  mindestens  ebenso  empfehlenswerth  als  wenn 
das  Militair  aus  den  Grundzahlen  der  Bevölkerung  ausgeschieden  wäre. 


Hiermit  mögen  die  Erläuterungen  zu  den  vorgelegten  beiden  Ta- 
bellen abgeschlossen  sein.  Detaillirte  Berechnungen  werden  am  Platze 
sein,  wenn  es  sich  um  die  praktische  Ausführung  der  angedeuteten 
Reformen  handeln  sollte;  man  würde  dieselben  dann  auch  selbstver- 
ständlich auf  die  Ergebnisse  der  1875ger  Volkszählung  und  weiterer 
Zählungen  auszudehnen  haben. 

Die  statistischen  Berechnungen  aus  dieser  einen  Zählung  im  Zu- 
sammenhange mit  den  vorangestellten  Erörterungen  dürften  aber  zur 
Evidenz  bewiesen  haben,  dass  für  die  in  Rede  stehenden  Geld-  und 
Naturalleistungen  insbesondere  und  die  Abrechnungen  zwischen  Einzel- 
staaten und  Bundesstaat  überhaupt  die  Bevölkerungszahl  in  der  ge- 
genwärtig angewendeten  Begrenzung  resp.  die  Volkszahl  schlechtweg 
ohne  Ausscheidung  derjenigen  Elemente,  die  bei  der  betr.  Leistung 
nicht  mitwirken  können,  ein  der  Verbesserung  fähiger  Maassstab  sei, 
und  dass  diese  mit  Hilfe  der  Statistik  eintreten  könnte. 

Wie  weit  eine  ähnliche  prinzipielle  Aenderung  des  Vertheilungs- 
maassstabes  auch  noch  bei  anderen  öffentlichen  Pflichten  und  Rechten 
Platz  greifen  dürfte,  möge  hier  unerörtert  gelassen  werden. 
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Georg  Schanz,  Doktor  der  Staatswirthschaft.  Zur  Geschichte  der 
deutschen  Gesellen  verbände.  Mit  55  bisher  unveröffeutlichteu  Do- 
kumenten aus  der  Zeit  des  14. — 17.  Jahrhunderts.  Leipzig,  Duucker 
&  Humblot.      1877.     XII,  295. 

Als  einst  die  historische  Schule  in  der  Rechtswissenschaft  den  Kampf 
gegen  das  alte  Naturrecht  führte,  erfocht  sie  den  Sieg  erst,  nachdem  sie 
nicht  blos  Prinzip  durch  Prinzip  gestürzt,  sondern  das  neue  Prinzip  durch 
eine  auf  allen  Linien  vordringende  geschichtliche  Einzelforschung  bewährt 
hatte.  Auch  die  in  unseren  Tagen  der  älteren  Schwester  zur  Seite  ge- 
tretene historische  Schule  in  der  Wirthschaftswissenschaft  wird  den  end- 
gültigen Sieg  über  die  alte  abstrakte  Schule  und  ihre  augeblichen  Natur- 
gesetze erst  erringen,  wenn  sie  durch  allgemeine  und  methodische  Detail- 
erforschung der  Wirthschaftsgeschichte  das  unerschütterliche  Fundament 
ihres  bis  dahin  immer  noch  ziemlich  luftigen  Neubau's  gelegt  hat.  Lange 
Zeit  hindurch  ist  vor  dem  Kampf  um  die  obersten  Prinzipien  die  ernste 
Inangriffnahme  dieser  mühevollen  Arbeit  zurückgetreten.  Allein  wenn 
schon  seit  mehreren  Jahrzehnten  einzelne  glänzende  Ausnahmen  in  muster- 
gültiger Weise  die  Leistungsfähigkeit  geschichtlicher  Nationalökonomie  vor 
Aller  Augen  stellten,  so  scheint  nun  endlich  in  jüngster  Zeit  auch  hier 
die  historische  Forschung  sich  in  breitem  und  vollem  Strome  Bahn  zu 
brechen.  Um  so  deutlicher  tritt  der  unberechenbare  Werth  der  Wirth- 
schaftsgeschichte nicht  nur  für  die  Vertiefung  der  Wirthschaftslehre  als 
solcher,  sondern  zugleich  für  die  Befruchtung  und  Bereicherung  der  Bechts- 
und  Staatslehre  und  der  allgemeinen  Kulturgeschichte  hervor.  Auch  für 
denjenigen  daher,  der  zu  den  Fachmännern  im  engeren  Sinne  nicht  zählt, 
ist  es  eine  ebenso  nothwendige  als  dankbare  Aufgabe,  dieser  wissenschaft- 
lichen Bewegung  zu  folgen. 

Den  deutschen  Universitäten  ist  hier  wie  so  oft  schon  die  ruhmvolle 
Rolle  beschieden,  Ausgangs-  und  Mittelpunkt  des  wissenschaftlichen  Fort- 
schritts zu  bilden.  Vor  Allem  bewähren  sie  wieder  ihre  alte  Kraft  gleich- 
zeitiger Erweckung  und  Schulung  des  forschenden  Geistes.  Eine  unüber- 
sehbare Fülle  von  Aufgaben  harrt  hier  der  Lösung:  wenn  aber  irgend 
diese  Lösung  gelingen  soll,  so  vermögen  nur  unsere  Universitäten  die 
dazu  geeigneten  Arbeiter  heranzubilden.  In  diesem  Sinne  ist  die  in  den 
letzten  Jahren  an  den  meisten  deutschen  Universitäten    vollzogene  Grün- 
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duiig  staatswissenschaftlicher  Seminare  nach  dem  Vorbild  des  Jenaer  Se- 
minars mit  besonderer  Freude  zu  begrüssen.  Einen  vollgültigen  Beweis 
für  den  Werth  dieser  Institute  liefert  unter  Anderm  auch  die  in  der 
Uebersclirift  genannte  Schrift.  Hervorgegangen  aus  dem  Seminar  der 
Universität  Strassbui'g,  welches  ja  freilich  neben  manchen  günstigen  Be- 
dingungen die  Leitung  eines  rüstigen  Vorkämpfers  geschichtlicher  Natio- 
nalökonomie vor  andern  ähnlichen  Instituten  voraus  hat,  vereint  sie  mit 
der  Frische  und  auch  mit  manchen  Mängeln  einer  Erstlingsschrift  doch 
so  viele  Vorzüge  streng  methodischer  Forschung,  dass  sie  Resultate  von 
bleibendem  Werth  zu  fördern  vermocht  hat.  Ohne  das  dem  Verfasser 
schon  von  kompetenterer  Seite  gespendete  Lob  hiermit  zu  schmälern,  wird 
man  doch  hervorheben  dürfen,  wie  ein  solcher  Erfolg  ohne  die  dem  Ver- 
fasser von  einem  gut  eingerichteten  Seminar  gebotene  Anleitung  und  Hülfe 
schwerlich  denkbar  gewesen  wäre. 

In  der  That  erhalten  wir  hier  zum  ersten  Male  eine  sorgfältige  und 
für  den  ersten  Wurf  überaus  gelungene  Darstellung  eines  bisher  nur  in 
den  Umrissen  bekannten  Theiles  der  deutschen  Wirthschaftsgeschichte. 
Wenn  auch  das  Bild,  welches  der  Verfasser  von  Entstehung,  Entwick- 
lung und  Thätigkeit  der  Genossenschaften  des  deutschen  Gesellenstandes 
entwirft,  für  den  Kundigen  nicht  schlechthin  neu  ist,  so  hat  doch  er 
zuerst  dieses  Bild  mit  lebensvollem  Detail  ausgefüllt  und  hierdurch  vieles 
bisher  mehr  nur  Geahnte  streng  wissenschaftlich  bewiesen.  Dabei  schöpft 
er  fast  zum  grösseren  Theile  aus  bisher  ungedruckten  Urkunden ,  die  ihm 
die  Archive  von  Strassburg  und  anderen  namentlich  oberrheinischen  Städten 
zu  Gebote  gestellt  haben.  Und  nicht  am  wenigsten  hat  er  sich  dadurch 
Dank  verdient ,  dass  er  alle  diese  Urkunden  im  zweiten  Theile  seiner 
Schrift  (S.  149 — 295)  mit  Sorgfalt  edirt  und  zugleich  Nachweise  über  die 
anderweit  schon  puhlizirten  Urkunden  des  Gesellenrechts  beigefügt  hat. 
Seine  Schrift  wird  dadurch  zu  einem  sehr  brauchbaren  Urkundenbuch  des 
Geseilenrechts,  welches  nicht  nur  die  Belege  der  vorangehenden  Darstel- 
lung enthält  und  deren  Kontrolle  ermöglicht,  sondern  zugleich  reiches 
Material  für  künftige  Forschung  bietet. 

Ihrem  Inhalt  nach  bringt  die  Schanz 'sehe  Schrift  die  bisher  schon 
öfter  (auch  vom  Eeferenten)  ausgesprochene  Annahme  zur  Evidenz ,  dass 
in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  unselbständigen  zur  selbständigen  Arbeit 
das  freie  Zunftwesen  des  Mittelalters  zwei  Phasen  durchlaufen  hat,  in 
deren  erster  die  unselbständige  Arbeit  lediglich  eine  Durchgangsstufe  war, 
während  sie  in  der  zweiten  mehr  und  mehr  zu  einem  Lebensberuf  wurde. 
Für  die  erste  Phase  ist  der  Mangel  besonderer  Geselleuverbände,  für  die 
zweite  umgekehrt  die  Loslösung  einer  genossenschaftlichen  Gesellenorga- 
nisation von  der  mehr  und  mehr  zum  Meisterverbande  verengerten  Zunft 
charakteri  stisch. 

Der  Verfasser  beginnt  mit  einer  Darstellung  der  ersten  Phase  des 
Zunftwesens.  Doch  scheint  es  mir  der  Hauptmangel  seiner  Schrift  zu 
sein,  dass  er  auf  diesen  Abschnitt  nicht  annähernd  ausreichende  Kraft 
verwandt  hat.  Dass  er  sich  hier  mit  der  Benutzung  fremder  Forschungen 
begnügte,  ist  kein  Vorwurf.  Allein  eine  klare  und  scharf  r^arkirte  Fest- 
stellung   des    ursprünglichen   rechtlichen    und   ökonomischen   Wesens    der 
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Zuuft,  wie  sie  doch  als  Ausgangspunkt  der  späteren  genetischen  Unter- 
suchungen unentbehrlich  war,  hütte  sich  auch  so  gewinnen  lassen.  Was 
dagegen  der  Verfasser  bietet,  ist  nicht  blos  dürftig,  sondern  leidet  auch 
au  Unklarheit  und  AVidersprüchen.  Fast  scheint  es,  als  nehme  er  bis 
ins  dreizehnte  Jahrhundert  einen  völligen  Mangel  an  Gliederung  in  der 
Zuuft  an  und  betrachte  die  Unterscheidung  von  Knechten  und  Lehrlingen 
als  eine  schon  die  „Entartung"  einleitende  Neuerung.  Das  nunmehr  ein- 
tretende Verhältniss  aber  charakterisirt  er  mit  wenigen ,  an  sich  nicht 
unrichtigen,  aber  unzureichenden  Bemerkungen  über  die  Zugehörigkeit 
der  Knechte  und  Lehrlinge  zum  häuslichen  Gemeinschafts-  und  Gewalt- 
kreise ihres  Meisters  und  den  „patriarchalischen"  Charakter  dieser  Ein- 
richtung. 

Hätte  der  Verfasser  die  Frage  nach  dem  Ursprung  der  Geselleuinsti- 
tution  eingehend  geprüft,  so  würde  sich  ihm  zunächst  die  Antwort  er- 
geben haben,  dass  schon  iu  den  rein  herrschaftlichen  Handwerksämteru 
i^officia)  der  Frohnhöfe  eine  Unterordnung  der  lernenden  Arbeiter  unter 
ausgebildete  Handwerker  stattfand,  hier  aber  lediglich  auf  der  Anordnung 
des  Herrn  und  seiner  Beamten  beruhte.  Es  würde  sich  weiter  ergeben 
haben,  wie  das  die  Aemter  mehr  und  mehr  durchdringende  genossen- 
schaftliche Element  und  die  Lockerung  des  Hofrechts  auf  das  Verhältniss 
der  lernenden  Handwerker  mannigfach  umgestaltend  wirken  musste;  wie 
in  den  hofrechtlicheu  Innungen  eine  genossenschaftliche  Gewalt  über  das 
gesammte  Handwerk  trat,  welche  mehr  und  mehr  dem  Herrn  und  seinen 
Beamten  gegenüber  erstarkte;  wie  diese  genossenschaftliche  Gewalt  von 
der  Gesammtheit  der  ausgebildeten  Handwerker  geübt  wurde,  während 
die  lernenden  Handwerker  als  „Knechte"  den  einzelnen  zur  Innung  ver- 
bundenen Handwerkerfamilien  augehörten ;  wie  der  einzelne  Knecht  zu- 
nächst der  durch  die  Hörigkeit  der  ganzen  Familie  keineswegs  ausge- 
schlossenen Hausgewalt,  zugleich  aber  der  genossenschaftlichen  Gewalt 
und  der  Herrngewalt  unterstand.  Endlich  würde  sich  dann  herausgestellt 
haben,  dass,  sobald  die  freien  Zünfte  entstanden  und  mehr  und  mehr  an 
Stelle  der  schliesslich  von  ihnen  absorbirten  hofrechtlichen  Innungen  ge- 
treten waren,  alle  diese  Verhältnisse  sich  mit  den  durch  den  Begriff  der 
Freiheit  bedingten  Modifikationen  reproduzirten.  Auch  jetzt  giebt  es 
neben  den  zur  vollen  Selbständigkeit  emporgestiegenen  Handwerkern  un- 
selbständige lernende  Arbeiter,  welche,  indem  sie  dem  dreifach  abgestuften 
Verbände  des  Hauses,  der  Zunft  und  der  Stadt  angehören,  der  dreifachen 
Gewalt  des  Hausherrn,  der  Genossenschaft  uud  des  mehr  und  mehr  an 
Stelle  des  Stadtherrn  tretenden  Stadtraths  unterworfen  sind.  Allein  ein- 
mal handelt  es  sich  jetzt  statt  höriger  nur  noch  um  freie  Hausverbände, 
deren  dienende  Mitglieder,  obwohl  dem  Haupte  des  Hauses  zu  Dienst 
verpflichtet  und  seiner  Hausgewalt  unterworfen,  ebenfalls  frei  sind;  und 
deshalb  kann,  soweit  sie  nicht  zum  Hause  geboren  sind,  ihre  Zugehörig- 
keit zum  Hause  lediglich  noch  auf  einem  freien  Dienstvertrage  beruhen. 
Sodann  ist  die  Zunft  eine  freie  Genossenschaft,  welche  im  Stande  ist, 
der  Stadt  nicht  nur  die  korporative  Selbständigkeit,  sondern  mehr  und 
mehr  auch  die  Gewerbegewalt  abzuringen ;  aus  einem  genossenschaftlich 
verwalteten    Dienst    wird    ein    genossenschaftlich    verwaltetes    öffentliches 
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Amt,  vrelches  mit  den  Pflichten  gegen  das  Gemeinwesen  zugleich  eine 
Fülle  von  gewerblichen  Gewaltbefugnissen  für  die  mit  ihm  betraute  Ge- 
saramtheit  konstituirt  und  der  Stadt  mehr  und  mehr  nur  eine  Oberauf- 
sicht übrig  lässt. 

Wenn  nun  so  die  freie  Zunft  von  vornherein  mit  einer  Gliederung 
in  selbständige  und  unselbständige  Arbeiter  beginnt,  so  Hesse  sich  der 
Einwand  erheben,  dass  hier  zwar  die  Wurzeln  des  Lehrlingsinstituts, 
nicht  aber  die  Wurzeln  des  Geselleninstituts  zu  suchen  seien.  Kein  Ein- 
wand aber  wäre  verkehrter  als  dieser.  Die  ganze  Unterscheidung  von 
„Lehrlingen"  und  „Knechten"  ist  von  Hause  aus  nichts,  als  eine  dem 
Anschein  nach  sehr  alte,  jedenfalls  in  den  ältesten  diese  Verhältnisse  be- 
rührenden Zuufturkunden  schon  vollkommen  ausgebildete  Zerlegung  der 
Lehrzeit  in  zwei  Abschnitte.  Der  Lehrling  wie  der  Geselle  sind  ihrem 
Wesen  nach  zugleich  lernende  und  dienende  Handwerker.  Während  aber 
der  Lehrling  überwiegend  nur  empfängt  und  deshalb  Lehrgeld  zahlt,  be- 
ginnt der  Geselle  zu  leisten  und  erhält  deshalb  Lohn.  So  sehr  sich  nun 
im  Laufe  der  Zeit  diese  Verhältnisse  faktisch  verschoben  haben,  so  wenig 
ist  in  der  rechtlichen  Gestaltung  des  Gesellenverhältnisses  jemals  der  Grund- 
gedanke aufgegeben  worden,  dass  der  Geselle  ein  lernender  Gehülfe 
ist.  Die  ganze  Geschichte  des  Gesellenrechts  wird  unvei'stäodlich,  wenn 
man  nicht  beachtet,  dass  alle  seine  Institutionen  auf  dieser  freilich  oft 
genug  zur  Fiktion  gewordenen  Annahme  beruhen.  Gerade  diejenigen  spä- 
teren Einrichtungen ,  welche  thatsächlich  am  meisten  zur  Niederhaltung 
ausgelernter  Arbeiter  in  der  Unselbständigkeit  beitrugen ,  wie  Wanderzeit, 
Probejahre  und  Meisterstück,  bekunden  doch  zugleich  auf  das  Deutlichste 
die  Fortdauer  der  alten  Idee ,  dass  an  sich  die  Gesellenarbeit  den  Zweck 
des  „Auslernens"  des  Handwerks  hat.  Darum  war  auch  (was  übrigens 
auch  der  Verfasser  S.  6  andeutet)  die  nicht  voll  äquivalente  Löhnung  der 
Gesellen  ursprünglich  ökonomisch  gerechtfertigt.  Und  als  später  die  Meister 
hieran  festzuhalten  suchten ,  hatten  sie  überall  wenigstens  noch  den  äusse- 
ren Schein  der  Institutionen  für  sich,  während  die  Frage,  ob  sie  sich 
materiell  im  Eecht  oder  Unrecht  befanden,  in  jedem  Falle  erst  auf  Grund 
einer  genauen  Prüfung  beantwortet  werden  könnte.  Denn  allerdings  fiel 
die  innere  Berechtigung,  der  Gesellenarbeit  den  vollen  Lohn  zu  versagen, 
fort,  sobald  die  Annahme,  dass  diese  Arbeit  vor  Allem  Berufsausbildung 
sei,  zur  blossen  Fiktion   geworden  war. 

Hinsichtlich  der  Stellung  der  Lehrlinge  und  Gesellen  hat  Schanz 
ihre  ursprüngliche  Zugehörigkeit  zum  Farailienverbande  des  Meisters  richtig 
hervorgehoben  und  die  rechtliche ,  soziale  und  ökonomische  Bedeutung 
dieser  Thatsache  wenigstens  angedeutet.  Vermisst  aber  wird  eine  Unter- 
suchung über  das  ursprüngliche  Verhältniss  der  unselbständigen  Hand- 
werker zur  Zunft  und  zur  Stadt.  Und  doch  liegen  auch  hier  wieder  Mo- 
mente, welche  zum  Verständniss  des  ganzen  Entwicklungsprozesses  un- 
entbehrlich sind. 

Die  Zunft  umspannte  gleich  jeder  germanischen  Gilde ,  weil  sie  den 
Menschen  in  seiner  Totalität  ergriff,  nothwendig  zugleich  die  Familien 
ihrer  Mitglieder.  Sie  bestand  gar  nicht  aus  Individuen,  sondern  aus  Haus- 
ständen.    Gleich  Weib  und  Kind  des  Meisters  gehörten  daher  auch  seine 
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Knechte  und  Lehrlinge  zur  Zunft.  Allein  sie  gehörten  ihr  durch  das 
Mittel  eines  Hausverbandes  an ,  den  allein  dessen  Haupt  in  der  Genossen- 
schaft zu  repräsentiren  hatte.  Die  unselbständigen  Arbeiter  in  ihrer  Ge- 
saramthüit  bildeten  daher  jene  Klasse  von  Schutzgenossen  oder  Passiv- 
genossen, welche  uns  in  jeder  germanisclieu  Genossenschaft  begegnet. 
Sie  hatten  keinen  Antheil  an  der  aktiven  Darstellung  der  Zunft.  Allein 
sie  hatten  Anspruch  auf  den  Schutz  der  Genossenschaft,  welche  sie  nicht 
nur  nach  aussen  mitvertrat,  sondern  zugleich  die  Ausübung  der  Haus- 
gewalt über  sie  begrenzte  und  kontrollirte;  und  sie  unterlagen  in  allen 
Beziehungen,  welche  die  Hausgewalt  frei  Hess,  der  Zuuftgewalt.  Das 
Verhältuiss  von  Hausgewalt  und  Zunftgewalt  zu  einander  näher  zu  be- 
stimmen ,  ist  freilich  eine  schwierige  und  nur  durch  eingehendes  Quellen- 
studium lösbare  Aufgabe.  Jedenfalls  aber  ist  nie  aus  dem  Auge  zu  ver- 
lieren, dass  in  der  Zunft  so  gut  wie  in  Geschlechtern  und  Gemeinden 
die  Schutzgenossen  wirkliche  Genossen  waren,  über  welchen  die 
durch  die  Gesammtheit  der  Vollgenossen  repräsentirte  Genossenschaft  als 
eine  "ihnen  nicht  fremde ,   sondern  sie  mitumspannende  Einheit  stand. 

Die  unselbständigen  Arbeiter  aber  waren  in  und  mit  der  Zunft  zu- 
gleich Glieder  der  Stadt.  Die  Stadtgewalt  hatte  sie  daher  wieder  gegen 
die  Zunftgewalt  zu  schützen  und  ergriff  sie  zugleich  unmittelbar  in  allen 
denjenigen  Beziehungen,  auf  welche  sich  die  Zunftgewalt  nicht  erstreckte. 
Da  nun  aber  ursprünglich  die  Meister  selbst  des  Vollbürgerrechts  in  der 
Stadt  und  ihre  Zünfte  der  gewerblichen  Autonomie  entbehrten ,  so  übte 
die  Stadt  gewerbliche  Gesetzgebung,  Gerichtsbarkeit  und  Polizei  auch  über 
Knechte  und  Lehrlinge  aus.  Erst  seitdem  die  Meister  sich  das  Vollbür- 
gerrecht und  ihren  Zünften  die  selbständige  Handhabung  des  Gewerbe- 
wesens errungen  hatten,  schwächte  sich  die  Stadtgewalt  zu  einer  mehr 
oder  minder  wirksamem   Oberaufsicht  ab. 

Die  weitere  Entwicklung  wurde  nun  durch  eine  Pveihe  von  Momenten 
bestimmt,  welche  in  fast  allen  germanischen  Verbänden  sich  in  analoger 
Weise  einstellten  und  analoge  Resultate  erzeugten.  Die  soziale  und  wirth- 
schaftliche  Stellung  der  Schutzgenossen  veränderte  sich  dergestalt,  dass 
sie  ihr  bisheriges  Rechtsverhältuiss  als  ungerecht  empfanden.  Sie  be- 
gannen daher  den  Kampf  gegen  das  alte  Recht.  Die  Aktivgenossen  nah- 
men den  Kampf  auf  und  fochten  für  die  Aufrechthaltung  der  bisherigen 
Organisation.  Der  Kampf  erzeugte  den  Gegensatz  und  bedrohte  die  Ein- 
heit des  Verbandes  mit  der  Sprengung.  Der  alte  Verband  wird  mehr  und 
mehr  als  exklusiver  Verein  der  Aktivbürger  benützt  und  empfunden:  die 
Schutzgenossen  aber,  welche  zu  Ungenossen  zu  werden  beginnen,  greifen 
zu  dem  gewaltigen  Mittel  eigner  genossenschaftlicher  Assoziation.  Dieses 
Mittel  führt  in  der  Regel  zu  ihrem  Siege.  Das  schliessliche  Resultat  aber 
kann  ein  sehr  verschiedenes  sein.  Es  kann  erstens  (wie  in  manchen  Land- 
gemeinden) in  einer  definitiven  Spaltung  des  einheitlichen  Körpers  in  zwei 
getrennte  Genossenschaften  bestehen.  Zweitens  kann  umgekehrt  (wie  in 
den  meisten  Städten)  von  den  Passivgenossen  die  Aufnahme  in  die  Voll- 
bürgerschaft erzwungen  werden.  Drittens  endlich  kann  es  zu  einem  mitt- 
leren Verhältniss  kommen,  indem  ohne  Auflösung  des  Gesammtverbandes 
eine    besondere    Genossenschaft    der    Schutzgenosseu    als    engerer  Verband 
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anerkannt  und  mit  irgend  welcher  korporativen  Autonomie  und  irgend 
welchem  Einfluss  auf  das  Lehen  des  Ganzen  ausgestattet  wird. 

Die  deutschen  Gesellen  haben  ein  Verhältniss  letztgedachter  Art  au- 
gestrebt und  schliesslich  erreicht.  Ihr  Ziel  war  niemals  weder  der  Ein- 
tritt in  das  volle  Zunftrecht  noch  die  völlige  Sprengang  der  Zunft.  Der 
Grund  hierfür  liegt  darin ,  dass  sie  selbst  zu  keiner  Zeit  das  Wesen  ihres 
Standes  anders  als  das  eines  Standes  werdender  Meister  aufgefasst  haben. 
Darum  konnten  sie  nicht  begehren ,  als  Gesellen  Meisterrecht  zu  haben. 
Sie  konnten  aber  ebensowenig  jemals  den  Gedanken  fassen,  dass  sie  le- 
benslängliche Lohnarbeiter  seien  und  sich  als  solche  zu  organisiren  hätten. 
Mochte  es  sich  selbst  um  ein  Gewerk  handeln ,  in  welchem  dies  that- 
sächlich  das  Loos  der  Mehrzahl  war:  das  Standes-  oder  Klassenbewusst- 
sein  hielt  immer  an  der  Bestimmung  des  Gesellen,  Meister  zu  werden, 
fest.  Sie  rüttelten  daher  niemals  au  der  bestehenden  Zunftorganisation 
mit  ihrem  Meisterrecht,  Geselleurecht  und  Lehrlingsrecht;  sie  strebten 
niemals  die  völlige  Lösung  aus  dem  Zunftorganismus  an:  sonde?^  sie 
suchten  nur  auf  der  in  der  Idee  immer  noch  als  blosse  TJebergangsstufe 
betrachteten  Stelle,  welche  ihnen  die  Zunftverfassung  anwies,  sich  in 
einem  selbständigen  genossenschaftlichen  Sonderorganismus  ein  kräftiges 
Mittel  zur  Wahrung  ihrer  Sonderinteressen  zu  schaffen.  Es  ist  auffallend, 
dass  Schanz  bei  seiner  zwischen  den  mittelalterlichen  Gesellenschaften 
und  den  modernen  Gewerkvereinen  gezogenen  Parallele  den  hieraus  fliessen- 
den  Unterschied  nicht  erwähnt. 

Was  nun  die  einzelnen  wirthschaftlichen ,  sozialen  und  politischen 
Momente  angeht,  welche  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  das  alte  Ge- 
sellenrecht unhaltbar  machten  und  die  dasselbe  bekämpfenden  Gesellen- 
verbäude  hervorriefen ,  so  besteht  in  deren  sorgfältiger  Darlegung  ein 
Hauptverdienst  des  Verfassers.  Er  geht  mit  Eecht  davon  aus,  wie  der 
altgermanische  Gedanke,  durch  die  Anwendung  des  Prinzips  der  Genos- 
senschaft auf  den  Wirthschaftsbetrieb  die  ökonomisch  gleiche  Lage  der 
Genossen  möglichst  zu  konserviren,  überall  zu  einer  exklusiven  Tendenz 
der  Verbände  führen  muss,  sobald  die  Zeiten  ,, offener  Wirthschaft"  ver- 
schwinden. Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  sucht  er  darzuthun,  wie  im 
vierzehnten  Jahrhundert  mit  dem  Eintritt  relativer  Uebervölkerung  in 
den  Städten  und  mit  der  zugleich  durch  die  Verbesserung  und  Vergrösse- 
rung  des  Betriebes  bedingten  Vermehrung  der  Lehrlingszahl  die  Zünfte 
sich  gegen  den  Andrang  neuer  Meister  abzuschliessen  begannen,  Er  kon- 
statirt  sorgfältig  die  ersten  Spuren  aller  jener  die  Aufnahme  unter  die 
Meister  erschwerenden  Maassregeln,  welche  in  der  Schliessung  der  Zunft 
gipfelten  und  das  Zunftrecht  mehr  und  mehr  zu  einer  Handhabe  für  ein- 
seitige Wahrung  der  egoistischen  Meisterinteressen  stempelten.  Er  macht 
darauf  aufmerksam,  wie  mit  der  Veränderung  der  Stadtverfassung  der 
vom  Stadtrath  den  unselbständigen  Arbeitern  gegen  die  Zunftgewalt  ge- 
währte Schutz  mehr  und  mehr  illusorisch  wurde  und  wie  in  der  That 
ein  Missbrauch  der  Zunftgewalt  zur  Niederhaltung  und  Ausbeutung  der 
Gesellen  vielfach  eintrat.  Andrerseits  legt  er  dar,  wie  die  nunmehr  der 
Erlangung  des  Meisterrechts  ferner  gerückten  Gesellen  mehr  und  mehr 
ein  Berufsstaud  wurden ,  der  in  einen  Interessengegensatz  zu  den  Meistern 
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trat,  zum  Bewusstsein  dieses  Gegensatzes  kam  und  jetzt  sofort  nach  ger- 
manischer Weise  eine  selbständige  Genossenschaftsbildung  anstrebte  und 
erreichte.  Er  zeigt  zugleich,  wie  eine  Fülle  ausserwirthschaftlicher  Mo- 
mente vorhanden  war,  welche  diese  Bildung  besonderer  Gesellengcnossen- 
schaften  anregten,  förderten  und  formten.  Und  er  schildert  uns  endlich 
sowohl  im  Allgemeinen  als  unter  gesonderter  Verfolgung  der  Entwicklung 
in  einer  Reihe  von  Hauptgewerken  den  Verlauf  des  Kampfes,  in  welchem 
die  Meisterzünfte  und  ihre  über  ganze  Zonen  erstreckten  Zuuftbünde  für 
die  Aufrechthaltung  der  alten  Zustände  eintraten ,  die  Gesellenverbände 
aber  für  das  Eecht  ihrer  Existenz,  für  ihre  Autonomie,  und  schliesslich 
für  ihr  Mitbestimmungsrecht  bei  der  gesetzlichen  Regelung  der  Hand- 
werksangelegeuheiten,  bei  der  Entscheidung  gewerblicher  Streitigkeiten 
und  bei  der  thatsächlicheu  Gestaltung  des  Arbeits-  und  Dienstverhältnisses 
stritten. 

So  sehr  wir  hier  im  Ganzen  dem  Verfasser  zustimmen,  mögen  doch 
einige  Bemerkungen  über  Punkte,  die  der  Ergänzung  oder  Berichtigung 
bedürfen ,  auch  hier  verstattet  sein. 

Zunächst  sind  mehrere  wichtige  Entwicklungsmomente  übergangen. 
Dahin  gehört  die  für  die  Erage  nach  dem  Recht  eigner  Genosseuschafts- 
bilduug  entscheidende  Abschwächung  oder  Auflösung  der  alten  Familieu- 
mitgliedschaft  des  Gesellen  und  der  ihr  korrespondirenden  Hausgewalt. 
Insbesondere  aber  gehört  dahin  die  allmälige  Verstärkung  des  kapitalisti- 
schen Moments  in  der  Stellung  der  Meister.  Das  Wesen  des  Handwerks- 
meisterthums  bestand  zu  allen  Zeiten  darin ,  dass  Eigenthum  der  Produk- 
tionsmittel und  persönliche  Arbeit  sich  in  Einer  Hand  vereinigten.  Es 
war  eine  der  wichtigsten  Leistungen  der  Zunftverfassung,  dass  sie  diese 
Verbindung  von  Kapital  und  Arbeit  durch  Beschränkung  der  Individual- 
wirthschaft  aufrecht  hielt.  Alle  Zunftstatute  sind  voll  von  Bestimmungen, 
welche  diesem  Zwecke  dienen.  Soll  einerseits  der  Meister  nicht  zum  Lohn- 
arbeiter herabsinken,  so  soll  er  andrerseits  sich  nicht  über  die  Köpfe 
seiner  Genossen  hinweg  zum  reinen  Kapitalisten  erheben.  In  der  That 
wurde  es  ja  auch  fast  durchgängig  erreicht,  dass  der  Meister  gleichzeitig 
selbständiger  Unternehmer  und  Arbeiter  blieb,  der  in  seinem  Geschäfts- 
betriebe zwar  Gehülfen,  aber  eben  nur  Gehülfen  der  eignen  Arbeit  be- 
schäftigte. Allein  dieses  Verhältniss  Hess  gleichwohl  für  die  Stellung  von 
Kapital  und  Arbeit  innerhalb  des  Meisterthums  die  mannigfachsten  Nuancen 
offen.  Im  Allgemeinen  fand  nun  offenbar  in  vielen  Gewerben  eine  all- 
mälige Verschiebung  statt,  welche  sich  in  einem  Uebergewicht  der  kapi- 
talistischen Seite  ausprägte.  Sobald  aber  in  irgend  einem  Zweige  ein 
erheblicher  Kapitalbesitz  zur  unentbehrlichen  Grundlage  des  selbständigen 
Betriebes  wurde,  trat  von  selbst  eine  Erschwerung  des  Zutritts  zur  Meister- 
schaft für  die  Masse  der  unselbständigen  Arbeiter  ein.  Und  in  solchen 
Gewerben  standen  sich  dann  Meisterzunft  und  Gesellenschaft  in  einer 
Weise  gegenüber,  die  mit  dem  modernen  Gegensatz  von  Kapital  und  Ar- 
beit zwar  immer  noch  nicht  identisch  ist,  aber  doch  gewisse  Aehnlich- 
keiten  mit  ihm  bietet.  Hier  prägt  sich  dann  auch  in  den  Maassregeln 
der  Meister  ein  kapitalistischer  Geist  aus,  der  auf  Seite  der  Gesellen  eine 
mehr  oder  minder  ausgesprochene  Arbeiterpolitik  hervorruft. 
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Sodanu  ist  der  Verfasser  mit  den  Ausdrücken  „Verfall"  und  „Ent- 
artung" des  Zunftwesens  zu  schnell  bei  der  Hand  und  neigt  hierbei  zu 
gewagten  Verallgemeinerungen  auf  Grund  vereinzelter  Vorgänge.  Alles 
Lebendige  trägt  den  Todeskeim  in  sich.  Aber  von  Entartung  und  Verfall 
eines  Organismus  dai'f  man  nicht  schon  sprechen,  wenn  man  im  jugend- 
lichen Körper  die  Keime  der  Krankheit  entdeckt,  welcher  einst  der  grei- 
senhafte Körper  erliegen  wird,  sondern  erst  dann  ist  man  dazu  berechtigt, 
wenn  die  Fortentwicklung  gehemmt  wird  und  ein  Niedergang  der  Ge- 
sammtkraft  stattfindet.  Bei  den  Zünften  des  17.  und  18.  Jahrh.  war  Letz- 
teres zweifellos  der  Fall.  Die  deutschen  Zünfte  des  14.  und  15.  Jahrh. 
dagegen  entfalteten  noch  eine  so  gewaltige  Lebenskraft  und  eine  so  i-eiche 
Blüthe,  dass  es  kaum  zulässig  ist,  hier  von  einer  Periode  der  Entartung 
zu  reden.  Fällt  doch  erst  an  den  Schluss  dieses  Zeitraums  der  höchste 
äussere  Glanz  und  die  grösste  innere  Tüchtigkeit  des  deutschen  Hand- 
werks! Wie  wäre  dies  denkbar,  wenn  damals  die  zünftige  Organisation, 
die  doch  das  gesammte  Gewerbe  bis  in  sein  Innerstes  ergriff,  sich  schon 
überlebt  gehabt  hätte?  Wahr  ist,  dass  in  vielen  Gewerben  die  Zunft 
durch  den  entstandenen  Gegensatz  zwischen  besitzenden  Meistern  und 
Lohnarbeitern  ihren  Charakter  geändert  hatte;  wahr  auch,  dass  hiermit 
ein  Theil  des  überkommenen  Zuuftrechts  unpassend  geworden  war.  Allein 
wenn  die  Herausbildung  jenes  Gegensatzes  eine  unabwendbare  Nothweu- 
digkeit  war,  so  zeigt  gerade  der  von  Schanz  geschilderte  Verlauf  der 
Dinge,  dass  das  Zunftwesen  Lebenskraft  und  Elastizität  genug  besass,  um 
sich  ohne  Selbstzerstörung  im  Sinne  der  neuen  Verhältnisse  umzuformen. 
Während  die  gealterten  Zünfte  der  Neuzeit  an  der  Entwicklung  des  ka- 
pitalistischen Wirthschaftssystems  zerschellten,  gingen  die  mittelalterlichen 
Zünfte  keineswegs  an  dem  Gegensatz  von  Meistern  und  Gesellen  zu  Grunde: 
sie  nahmen  nur  in  den  Rahmen  ihrer  Verfassung  ein  neues  lebensvolles 
Element  auf.  Dass  sich  dies  nicht  ohne  Kampf  und  Reibung  vollzog, 
dass  das  überkommene  Recht  dem  Ansturm  einer  neuen  Rechtsanschauung 
Widerstand  leistete,  dass  Leidenschaft  und  Klassenegoismus  entfacht  wur- 
den: dies  Alles  sind  Erscheinungen,  die  sich  in  jedem  geschichtlichen 
Entwicklungsprozess  wiederholen.  Dabei  darf  die  unbefangene  Geschichts- 
forschung, wenn  sie  auch  ihre  Sympathien  dem  neu  emporstrebenden  Ele- 
mente zuwendet,  niemals  übersehen,  dass  die  Berechtigung  der  neuen 
Strebungen  erst  im  Kampfe  sich  bewähren  konnte,  dass  die  Träger  der 
bisherigen  Rechtsordnung  bis  dahin  zum  Widerstand  durchaus  berufen 
waren,  und  dass  sich  eben  hier  wie  in  allen  Verfassungskämpfen  nicht 
einfach  Recht  und  Unrecht,  sondern  altes  und  neues,  formelles  und  ma- 
terielles Recht  gegenüberstanden.  Deshalb  darf  man  nicht,  wozu  der 
Verfasser  neigt,  in  jeder  den  Gesellen  lästigen  oder  des  Missbrauchs  fä- 
higen Bestimmung  eines  Zunftstatuts  sofort  Ausfluss  und  Symptom  eines 
entarteten  und  egoistischen  Geistes  der  Meister  erblicken.  Alle  diese 
Satzungen  vielmehr  hatten  in  den  von  den  Meistern  festgehaltenen  alten 
Rechtsanschauungen  einen  vollgültigen  Titel  und  erschienen  ihnen  als 
durchaus  legale  Mittel,  um  ihr  eignes  Interesse  und  die  Blüthe  des  Hand- 
werks in-  und  miteinander  zu  fördern.  Die  meisten  Satzungen,  welche 
Schanz    uns  als  Zeichen  der  Entartung  des  Zunftgeistes  anführt,   waren 
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nicht  an  sich  Missbräuche,  sondern  wurden  nur  missbräuchlich  gehand- 
habt, weshalb  auch  die  Gesellen  niemals  ihre  Abschaffung  anstrebten, 
sondern  nur  sich  selbst  Kontrolle  und  Mitwirkung  bei  ihrer  Handhabung 
zu  sichern  suchten.  Und  keineswegs  war  das  Streben  nach  Abschliessung 
der  Meisterzunft  gegen  die  Gesellen  die  ursprüngliche  Wurzel  aller  vom 
Verfasser  daraus  hergeleiteten  Zunftbestimmungen,  mochte  auch  ein  Theil 
derselben  in  der  That  von  den  Meistern  in  diesem  Sinne  verwerthet  wer- 
den. So  entsprangen  zuvörderst  die  Anforderungen  an  Freiheit,  Geburt 
und  sittliche  Integrität  der  aufzunehmenden  Mitglieder  der  im  Sinne  der 
Zeit  aufgefassteu  Sorge  für  die  „Ehre"  der  Genossenschaft:  ihr  späterer 
Missbrauch  aber  traf  überhaupt  nicht  das  Verhältniss  der  Meister  zu  den 
Gesellen,  sondern  fand,  da  es  sich  ja  um  die  Zulassung  zur  ersten  Stufe 
des  Handwerks  handelte ,  beide  in  einem  nach  aussen  gerichteten  korpo- 
rativen Egoismus  vereint').  Anders  verhielt  es  sich  allerdings  mit  den 
Satzungen  über  den  Wanderzwang,  das  Meisterstück  u.  s.  w.:  allein  wenn 
sie  eine  egoistische  Handhabung  im  Meisterinteresse  zuliessen ,  so  waren 
sie  doch  an  sich  nur  neue  Formulirungen  des  alten  Satzes ,  dass  die  volle 
Haudwerkstüchtigkeit  in  gehöriger  Weise  zu  erlangen  und  nachzuweisen 
sei,  und  die  Gesellen  selbst  haben  niemals  eine  Abschaffung  derselben 
begehrt  2).  Andere  Erschwerungen  der  Aufnahme  unter  die  Meister,  wie 
die  Forderung  eines  bestimmten  Vermögens ,  gingen  aus  dem  Bestreben 
hervor,  den  Meisterstand  vor  der  Verwandlung  in  einen  unselbständigen 
Lohnarbeiterstand  zu  schützen.  Die  Eintrittsgebühren  bedeuteten  ur- 
sprünglich, wie  ich  an  einem  andern  Orte  (Rechtsgesch,  der  deutsch.  Ge- 
noss.  S.  368 — 369)  nachgewiesen  habe,  einen  Kaufpreis  für  den  mit  der 
Aufnahme  erlangten  Antheil  am  Zuuftvermögen.  Und  hiermit  hing  es 
wieder  zusammen,  dass  von  je  eine  Bevorzugung  der  zum  Handwerk  durch 
Geburt  oder  Heirath  berufenen  Personen  stattfand,  indem  der  familien- 
artige Zusammenhang  der  Genossenschaft  die  Anschauung  einer  bereits 
vorhandenen  Antheilsberechtigung  der  Familienglieder  hervortrieb  ^).  Wohl 
mochten  schon  im  Mittelalter   diese   Satzungen   gemissbraucht    werden  *)  : 


1)  Dies  übersieht  Schanz  völlig  bei  der  Vervrerthung  der  S.  15  Note  1 — 2  auge- 
führten Satzungen ,  die  alle  von  der  Zulassung  zur  Lehre  sprechen.  Man  würde  nach 
seiner  Gesammtdarstellung  erwarten  ,  dass  die  Meister ,  um  Arbeiter  zu  erlangen ,  den 
ersten  Eintritt  in  die  Zunft  möglichst  erleichtert ,  dagegen  das  Meisterwerden  er- 
schwert hätten.  Hiervon  ist  aber  bei  der  Forderung  ehelicher  Geburt  und  unbefleckter 
Ehre  durchaus  nicht  die  Rede :  Meister  und  Gesellen  treten  hier  jederzeit  im  Sinne  gleicher 
Strenge  auf.  Uebrigens  ist  der  in  Note  2  cit.  ausgesprochene  ,, Verdacht"  egoistischer 
Motive  durch  nichts  gerechtfertigt.  Und  dass  gar  die  Gesellen ,  welche  später  mit  der 
,, Handwerksehre"  den  grössten  Missbrauch  trieben,  im  Mittelalter  hierin  freier  als  die 
Meister  gedacht  hätten  ,  möchte  schwer  zu  erweisen  sein.  • 

2)  Schanz  S.  13  N.  2  erblickt  im  Meisterstück  ohne  Weiteres  einen  lediglich  zur 
Abhaltung  der  Gesellen  vom  Meisterrecht  eingeführten  Missbrauch ,  während  doch  eine 
Prüfung  der  Tüchtigkeit  von  je  stattfand.  Aehnliche  Motive  legt  er  der  Einführung  des 
Wanderzwanges  unter,  während  er  übrigens  mehrfach  (so  auch  in  dem  Aufsatz  ,,zur 
Geschichte  der  Gesellenwanderungen  im  Mittelalter"  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  XXVIII 
S.  342)  anerkennt ,  dass  schliesslich  das  Institut  der  Wanderschaft  dem  Gesellenstande 
mehr  Vortheil  als  Nachtheil  brachte. 

3)  Schanz  S.  11  fif. ,  der  gerade  auf  diese  Bestimmungen  besonderes  Gewicht  legt, 
sieht  wieder  nur  das  Motiv  der  Schliessung  der  Meisterzahl  als  entscheidend  an. 

4)  Ganz  unrichtig  aber  ist  es ,  wenn  Schanz  S.  14  N.  1 — 2  Beispiele  gefunden   zu 
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dass  sie  aber  au  sich  berechtigt  seien ,  wurde  noch  von  Niemaud  bezweifelt. 
Ton  einer  Schliessung  der  Zunft  finden  sich  zwar  schon  im  Mittelalter 
mancherlei  Beispiele:  dieselbe  hat  aber,  wie  ich  (a.  a.  0.  S.  367 — 368) 
nachgewiesen  habe,  damals  noch  nirgend  den  Charakter  eines  wünschens- 
werthen  Privilegs,  sondern  begegnet  oft  gerade  umgekehrt  als  eine  vom 
Kath  einer  zu  mächtigen  Zunft  auferlegte  Beschränkung,  während  sie  im 
TJebrigen  als  üeberbleibsel  des  Hofreohts  stehen  geblieben  ist  oder  aus 
der  Verknüpfung  des  Gewerberechts  mit  einer  bestimmten  Zahl  berech- 
tigter Häuser  oder  Verkaufsstellen  folgt  ^).  Die  zahlreichen  Satzungen 
endlich,  welche  den  Gedanken  der  genossenschaftlichen  Gleichheit  der 
Meister  im  Wirthschaftsbetriebe  zu  verwirklichen  suchten,  haben  mit  dem 
Verhältniss  der  Meister  zu  den  Gesellen  direkt  nichts  zu  thun  ^).  Die 
wirklichen  Beschwerungen  der  Gesellen  flössen  weit  weniger  aus  allen 
bisher  erwähnten  Satzungen ,  als  aus  der  einseitigen  Handhabung  der  Ge- 
werbegewalt, an  welcher  die  Meister  hartnäckig  festhielten ,  während  doch 
die  Gesellen  inzwischen  ein  zum  Bewusstsein  selbständiger  Interessen  ge- 
langter und  zu  deren  Vertretung  befähigter  Berufsstand  geworden  waren. 
Die  Assoziationsverbote,  die  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  des 
einzelnen  Gesellen  und  die  Regelung  der  Dienst-  und  Lohnverhältnisse 
im  Meisterinteresse  "*)  waren  diejenigen  Maassregeln  der  Meisterzunft,  durch 
welche  das  erwachende  Selbstgefühl  der  Gesellen  verletzt  wurde  und  gegen 
welche  der  Kampf  sich  in  erster  Linie  richtete.  In  derartigen  Maass- 
regeln trat  in  der  That  mehr  und  mehr  ein  selbstsüchtiges  Bestreben  der 
Meister  auf  Ausnützung  fremder  Arbeitskraft  ohne  entsprechende  Vergel- 
tung hervor*).  Nur  ist  zu  beachten,  dass  im  Mittelalter  Ausgangspunkt 
aller  wirthschaftlichen  Beschränkungen  das  alte  Gewerberecht  bleibt,  dessen 
Grundgedanke  die  Auffassung  des  Handwerks  als  eines  öffentlichen 
Amtes  ist;  dass  daher  die  wirthschaftlichen  Gesichtspunkte  immer  erst 
in  zweiter  Linie  stehen,  während  im  Vordergrunde  um  die  rechtliche 
und  politische  Frage  gekämpft  wird,  von  wem  und  in  welcher  Weise  die 
im  Haudwerksamt  enthaltenen  Machtbefugnisse  zu  verwalten  sind. 
Der  wirkliche  Verfall  des  Zunftwesens  aber  beginnt  gerade ,  als  die  Idee 
des  öffentlichen  Amtes  der  Idee  des  wohlerworbenen  Privatrechts  auf 


haben  glaubt,  iia  denen  schon  1300  und  1355  das  Handwerk  den  Meisterssölmen  und 
Meisterstöchtern  ganz  allein  reservirt  worden  sei.  Die  angeführten  Urkunden  aus  Bremen 
und  P'ranklurt  sagen  nichts  davon  und  die  Bremer  Urk.  v.  1308  (ib.  N.  2)  sagt  sogar 
ausdrücklich  das  Gpgentheil ! 

1)  Schanz  S.  15 — 16  behandelt  diese  Verhältnisse  in  unzureichender  Weise. 

2)  Daher  ist  die  Art  und  Weise,  in  welcher  Schanz  S.  11  den  Satz  der  Frank- 
furter Wollenweber  V.  1377,  der  eine  Meister  solle  sich  so  gut  ernähren  als  der  andere, 
zum  Ausgangspunkt  nimmt,  nicht  zu  billigen. 

3)  Was  Schanz  S.  20  über  Niederhaltung  des  Lohns,  Trucksystem  und  Aufrecht- 
haltung der  Dieustbarkeit  beibringt ,  ist  sehr  beachtenswerth.  Nur  die  in  Note  4  gezo- 
genen Schlüsse  auf  ein  Bestreben  ,  die  Knechte  durch  „Lotterkredit"  zu  fesseln  ,  sind 
gewagt. 

4)  Was  aber  Schanz  S.  21  N.  1  sagt,  ist  in  hohem  Grade  übertrieben.  —  Bemerkt 
muss  übrigens  noch  werden,  dass  die  S.  16  ausgesprochene  Ansicht,  die  Statuten  allein 
ergäben  kein  volles  Bild  des  zur  betreffenden  Zeit  geltenden  Gewerberechts ,  richtig  ist. 
Allein  daraus  folgt  nicht ,  dass  man  nach  Belieben  einzelne  Satzungen  unter  Nichtbeach- 
tung entgegenstehender  Vorkommnisse  verallgemeinern  darf 
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Arbeit  mehr  und  mehr  weicht  und  deshalb  nicht  mehr  primär  um  Macht, 
sondern  ausschliesslich  um  V ortheil  gerungen  wird.  Als  die  im  Mittel- 
alter nur  erst  vereinzelt  sich  ankündigende  Auffassung,  welclie  das  Wesen 
der  Zunft  in  einem  Korporationseigenthum  an  einem  wirllischaftlichen 
Privileg  erblickt,  Alles  überwuchert  und  zur  Handhabung  der  Zunftgowalt 
im  privatrechtlichen  Geiste  führt;  als  die  Vorstellung  Eingang  findet,  dass 
es  das  Eecht  auf  Arbeit  selbst  ist,  welches  „vererbt"  und  „verkauft" 
wird;  als  der  gesammte  Zunftorganismus  dem  Zwecke  dienstbar  wird,  die 
einmal  vorhandenen  „Stellen"  in  uugeschraälerter  Ertragsfähigkeit  zu  er- 
halten: da  in  der  That  ist  das  Zunftwesen  unheilbar  erkrankt  und  erliegt 
mehr  und  mehr  einer  Staatsgewalt,  welche  als  Hüterin  des  öffentlichen 
Interesses  auch  die  Ideen  des  öffentlichen  Eechts  im  Gewerbeweseu  wieder 
zur  Geltung  bringt. 

Bei  Allem  aber,  was  über  die  Natur  des  Gegensatzes  zwischen  selb- 
ständigen und  unselbständigen  Handwerkern  im  Mittelalter  gesagt  ist,  darf 
man  niemals  die  ausserordentlichen  Verschiedenheiten  übersehen,  welche 
in  dieser  Beziehung  theils  örtlich  theils  gewerklich  bestanden.  Es  ist 
ein  grosses  Verdienst  der  Schanz 'sehen  Schrift,  dass  sie  die  hier  wal- 
tenden Unterschiede  eingehend  berücksichtigt.  Dabei  ist  es  durchaus  zu 
billigen ,  dass  er  ohne  Vernachlässigung  der  in  den  einzelnen  gewerblichen 
„Zonen"  stattfindenden  Besonderheiten  doch  die  Scheidung  nach  Gewerben 
in  den  Vordergrund  stellt.  Nur  geht  er  hier  in  der  Sonderung  nicht 
weit  genug  und  unterlässt  deren  naheliegende  Reduktion  auf  prinzipielle 
Gesichtspunkte.  Insbesondere  ergiebt  sich  aus  dem  von  ihm  selbst  bei- 
gebrachten Material  eine  Ausnahmestellung  zweier  unter  sich  wieder  sehr 
verschiedener  Gruppen  von  Gewerben ,  deren  eine  vornämlich  die  Weber 
und  deren  andere  vornämlich  die  Baugewerke  bilden.  Diesen  Gruppen 
ist  schon  äusserlich  den  übrigen  Handwerkern  gegenüber  die  Satzung  ge- 
meinsam, welche  die  Verheirathung  der  Gesellen  gestattet.  Ihre  gemein- 
same innere  Eigenthümlichkeit  aber  besteht  in  dem  mehr  oder  minder 
vollständigen  Fortfall  der  sonst  den  Begriff  des  Meisters  konstituirenden 
Verbindung  von  Arbeit  und  Kapital.  Darum  gilt  in  diesen  Gewerben 
alles  oben  Bemerkte  nur  mit  grossen  Einschränkungen.  Unter  sich  aber 
stehen  diese  beiden  Gewerbegruppen  wieder  in  einem  diametralen  Gegen- 
satz. Bei  den  Webern  ist  nämlich  in  der  Regel  der  Meister  zum  kapi- 
talistischen Unternehmer  geworden,  dem  die  Knechte  als  lebenslängliche 
Lohnarbeiter  gegenüberstehen;  es  treten  hier  schon  sehr  früh  im  Mittel- 
alter Zustände  hervor,  welche  an  modernen  Fabrikbetrieb  erinnern.  Hier 
musste  daher  der  Gegensatz  zwischen  Meistern  und  Gesellen  nicht  nur 
schärfer,  sondern  wesentlich  anders  geartet  als  bei  den  übrigen  Gewerken 
sein;  hier  trifft  Manches  von  Schanz  Ausgeführte  zu,  was  als  allgemeine 
Charakteristik  des  mittelalterlichen  Zunftwesens  bestritten  werden  musste; 
hier  hat  die  Parallele  zwischen  den  mittelalterlichen  Gesellenverbänden 
und  modernen  Gewerkvereinen  eine  ganz  andere  Berechtigung  als  irgendwo 
sonst  1).     Umgekehrt  ist  in    den  Baugewerken    der  Meister  im  Mittel- 

1)  Aehnliches  trifft  hier  und  da  für  ein  anderes  Gewerk  zu,  sobald  in  demselben 
die  kaufmännische  Seite  überwiegt;  so  bei  den  zu  Pelzhändlern  gewordenen  Kürschner- 
meistern,   vgl.  Schanz  S.  55  ff.     Andrerseits  trifft  es   für  die  Weber  da  nicht  zu,    wo 
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alter  niemals  Bauunteriielimer  geworden,  sondern  lediglich  ein  des  kapi- 
talistischen Moments  fast  ganz  entbehrender  leitender  und  höher  gelohnter 
Arbeiter  (oder  Künstler)  geblieben.  Daher  hören  wir  bei  Maurern,  Zim- 
merern und  Steinmetzen  nichts  von  einem  Kampf  zwischen  Meistern  und 
Gesellen,  und  bei  allen  Unterschieden  ihrer  Organisation  finden  wir  we- 
nigstens in  Deutschland  die  einheitliche  Verbindung  der  Arbeiter  aller 
Stufen  bis  hinauf  zum  Meister  in  diesen  Gewerken  durchgängig  gewahrt^). 
Wohl  aber  begegnen  uns  frühzeitig  Koalitionen  der  Bauarbeiter  gegen 
die  wirklichen  Bauherrn  2),  und  wieder  zeigen  dieselben  eine  ungleich 
grössere  Aehnlichkeit  mit  modernen  Erscheinungen  als  die  entsprechenden 
Vorgänge  in   den  übrigen   Gewerben.   — 

Nachdem  Schanz  die  Ursachen  und  Mittel  der  Absonderung  und 
selbständigen  Organisation  des  Gesellenstandes  dargelegt  hat,  geht  er  zu 
der  Untersuchung  der  inneren  und  äusseren  Einrichtung  der  so  erwach- 
senen Gesellengenossenschaften  über.  Unter  sorgfältiger  Verarbeitung  des 
hier  reichlicher  vorhandenen  Materials  setzt  er  das  Wesen  und  das  gegen- 
seitige Verhältniss  sowohl  der  zuerst  hervortretenden  kirchlichen  B  r  ü  - 
derschaft  der  Gesellen  als  der  sie  mehr  und  mehr  ablösenden  eigent- 
lichen Gesellen  Schaft  auseinander.  In  vortrefflicher  Weise  legt  er 
dar,  wie  die  ursprünglich  die  beiden  Hauptaufgaben  der  kirchlichen  Re- 
präsentation und  der  Fürsorge  für  arme  und  kranke  Gesellen  umfassende 
Brüderschaft  mehr  und  mehr  auch  die  Vertretung  des  neuerwachten  Ge- 
fühles einer  besonderen  Staudesehre  und  des  neuerkaunten  besonderen 
Standesinteresses  übernahm  und  dem  Wesen  der  mittelalterlichen  Genos- 
senschaft nach  übernehmen  konnte  ^).  In  nicht  minder  zutreffender  Aus- 
führung entwickelt  er,  wie  in  Folge  hiervon  die  Brüderschaft  oft  zur 
Gesellenschaft  ward,  oft  aber  auch  diese  neue  Stufe  der  Entwicklung  in 
einem  selbständigen  Verbände  Ausdruck  fand,  so  dass  im  Resultat  die 
grösste  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  entstand  und  Brüderschaft  und 
Geselleuschaft  bald  vollkommen  identisch,  bald  vollkommen  getrennt,  bald 
in  engerer  oder  loserer  Weise  in  einander  verwoben  waren  ^).  Ebenso 
richtig  schildert  er  dann  die  in  dem  Begriff  der  Gesellenschaft  vollzogene 
definitive  Organisation  des  neuen  Berufsstandes,  welche  im  Ganzen  überall 


die  Weberzunft  den  Tuchhandel  einer  selbständigen  Tucherzunft  überlassen  muss ,  indem 
hier  die  Webermeister  im  Rahmen   des  handwerksmässigen  Kleinbetriebs  bleiben. 

1)  Vgl.   Schanz   S.  67  flf.     Auch  Schönberg,   zur  Gesch.   des  Zunftw.  S.  81  flf. 

2)  Man  vgl.  namentlich  Brentano,  Arbeitergilden  I  S.  65  ff.  über  die  ausseror- 
dentlich früh  vorkommenden  Arbeitseinstellungen  in  den  englischen  Baugewerben.  In 
den  von  ihm  erwähnten  Fällen  stehen  sich  nicht  Meister  und  Gesellen,  sondern  die  zu- 
gleich als  Bauherrin  betheiligte  öffentliche  Gewalt  und  die  sämmtlichen  Arbeiter  gegen- 
über. 

3)  Besonders  lehn-eich  in  dieser  wie  in  mancher  andern  Richtung  ist  der  S.  78 — 92 
dargestellte  grosse  Kolmarer  Bäckerstreit.  —  Zu  S.  77  mache  ich  auch  auf  Brünner 
Schöffenbuch  cap.  477  p.  217  —  219  aufmerksam,  wo  der  für  Gewerbefreiheit  schwärmende 
Stadtsehreiber  Johannes  (14.  Jahrh.)  neben  andern  Missbräuchen  der  Gilden  die  Sitte 
derselben  beklagt,  aus  ihrer  angeblich  nur  ,,pro  salute  animarum"  gebildeten  Kasse  das 
Wergeid  zu  bezahlen  ,  welches  ein  Gildebruder  durch  Tödtung  eines  den  Eintritt  in  die 
Gilde  weigernden  Neubürgers  verwirkt. 

4)  Vgl.  bes.  S.  100.  Die  Feststellung  des  juristischen  Verhältnisses  zwischen  kirch- 
lichem und  weltlichem  A'erband  ist  im  einzelnen  Fall  oft  ausserordentlich  schwierig. 
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dem  Typus  der  ältereu  Berufsgildeu  entspricht,  im  Einzelnen  jedoch  manche 
durch  die  Zugehörigkeit  zur  Zunft  und  durch  eigenthümliche  Gesellen- 
einrichtuugen  (z.  B.  Herbergswesen)  bedingte  Besonderheiten  aufweist. 
Endlich  macht  er  auch  auf  den  durch  das  Wandern  vermittelten  Zusam- 
menhang zwischen  den  örtlich  getrennten  Gesellenvorbänden  und  die  Ent- 
stehung der  mehr  und  mehr  über  ganz  Deutschland  ausgebreiteten  Ein- 
heit des  Gesellenrechts  aufmerksam. 

In  Bezug  auf  die  Wirksamkeit  und  den  Erfolg  der  so  organisirten 
Verbände  liisst  die  Schauz'sche  Schrift  erkennen,  wie  dieselben  haupt- 
sächlich in  drei  Richtungen  eine  Aenderung  des  alten  Zunftrechts  an- 
strebten und  in  einem  freilich  im  Einzelneu  sehr  ungleichen  Grade  durch- 
setzten. 

Sie  erstrebten  und  errangen  erstens  eine  gewisse  genossenschaftliche 
Autonomie,  Gerichtsbarkeit  und  Selbstverwaltung  in  ihren  inneren  Ange- 
legenheiten. Doch  mussten  sie  sich  überall  einer  Beschränkung  ihrer 
korporativen  Selbständigkeit  durch  die  Zunft  fügen,  in  welcher  sie  nach 
wie  vor  ein   abhängiges  Glied  blieben.     (Vgl.  bes.   S.  104 — 108.) 

Sie  erstrebten  und  errangen  zweitens  einen  Einfluss  auf  die  Gestal- 
tung des  Arbeits-  und  Dienstverhältnisses  der  einzelnen  Gesellen,  indem 
sie  in  Bezug  auf  Höhe  und  Art  des  Lohnes,  auf  Gestaltung  des  Dienst- 
vertrages und  Bestrafung  des  Vertragsbruchs,  auf  Bestimmung  der  Ar- 
beitszeit und  überhaupt  auf  alle  Arbeitsbedingungen  gemeinschaftliche 
Forderungen  aufstelltet!  und  mit  korporativen  Mitteln,  unter  denen  das 
Kampfmittel  der  Arbeitseinstellung  die  ultima  ratio  bildete,  durchzusetzen 
suchten.     (Vgl.  bes.  S.  108—117.). 

Sie  erstrebten  und  errangen  drittens  oft  eine  wenn  auch  beschränkte 
Theilnahme  an  der  Handhabung  der  Zunftgewalt,  indem  Vertreter  der 
Gesellenschaft  in  den  das  ganze  Handwerk  angehenden  Angelegenheiten 
Sitz  und  Stimme  in  der  Zunftversammlung,  dem  Zunftgericht  oder  gewissen 
für  besondere  Zwecke  gebildeten  Zunftausschüssen  erlangten.  Hierdurch 
wurde  den  Gesellen  bei  der  Aenderung  des  Zunftrechts,  bei  der  Entschei- 
dung von  Gewerbestreitigkeiteu,  bei  der  Regelung  des  Lehrlingswesens, 
bei  allen  das  Arbeitsangebot  bestimmenden  Maassregeln,  bei  der  Wahrung 
der  Ehre  des  Handwerks  und  überhaupt  bei  allen  wichtigen  Interessen 
der  ganzen  Berufsgenosseuschaft  die  Mitbestimmung  gesichert.  (Vgl. 
S.  118—128,  auch  schon  S.  27.)  Auch  hiermit  waren  die  Gesellen  nicht 
zu  Vollgenossen  geworden:  sie  hatten  aber  in  der  That  aufgehört,  blosse 
Schutzgenossen  der  Zunft  zu  sein,  und  bildeten  vielmehr  Aktivgenossen 
geringeren  Rechts.  Das  alte  Zunftrecht  war,  wo  ein  solches  Verhältniss 
eintrat,  in  einem  wesentlichen  Punkte  durchbrochen:  zugleich  aber  zeigte 
es  sich  gerade  hier  in  voller  Deutlichkeit,  dass  die  korporative  Einigung 
der  Gesellen  die  Einheit  der  Zunft  nicht  gesprengt,  sondern  nur  eine 
neue  Gliederung  in   dieselbe  eingeführt  hatte.   — 

In  einem  Anhang  giebt  der  Verfasser  zunächst  einen  Ueberblick  über 
die  Entwicklung  des  Gesellenwesens  vom  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  an 
(^S.  129  —  141).  Vollständigkeit  beabsichtigt  er  hier  nicht:  sie  wäre  auch 
nur  auf  Grund  mühevoller  Einzeluntersuchungen  ,  die  namentlich  auch  die 
auf  diesem  Gebiet  überreichen  Landespolizeigesetze  in  ihren  Kreis  ziehen 
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müssten ,  zu  erreichen.  Was  er  unter  Benützung  der  bisherigen  Literatur 
über  diesen  Gegenstand  bietet,  muss  im  Ganzen  als  richtig  bezeichnet 
■sverden.  Die  inneren  Gründe  des  mit  den  Zünften  auch  die  Geselleu- 
verbände  mehr  und  mehr  ergreifenden  Verfalls  und  das  eigentliche  Wesen 
der  die  Handwerksinstitutionen  treffenden  Veränderungen  harren  freilich 
noch  immer  einer  zugleich  erschöpfenden  und  in  die  Tiefe  dringenden 
Klarlegung. 

Den  Schluss  der  Schrift  bildet  ein  Vergleich  der  Gesellenverbände 
mit  den  Gewerkvereinen  (S.  141  — 148).  Eine  vollständige  Prüfung  dieser 
Parallele  .liegt  mir  fern.  Es  sei  nur  bemerkt,  dass  der  Verfasser  die 
Vergleichung  der  beiden  Erscheinungen  mit  einander  in  etwas  äusserlicher 
Weise  vornimmt;  dass  er,  wie  zuvor  unter  den  Gesellenschaften,  so  nun- 
mehr unter  den  Gewerkvereinen  viel  zu  wenig  die  in  vielen  Punkten 
geradezu  prinzipiellen  Verschiedenheiten  der  Einzelgestaltungen  berück- 
sichtigt; dass  er  in  dem  Bestreben,  überall  Gleichheit  zu  finden,  oft  ge- 
zwungene Deutungen  vornimmt;  dass  er  endlich  vor  Allem  über  den 
mancherlei  Aehulichkeiteu  die  im  Verlaufe  dieses  Eeforats  mehrfach  an- 
gedeuteten fundamentalen  Gegensätze  übersieht  oder  doch  zu  betonen  ver- 
säumt. Wenn  er  daher  zuletzt  geradezu  resümirt,  „dass  die  Gewerkvereine 
in  der  That  nur  den  modernen  Verhältnissen  entsprechend  modifizirte 
Gesellenladen  sind",  so  ist  das  mindestens  nur  halb  wahr.  Dasselbe  würde 
freilich  von  Brentano 's  Annahme,  ,,dass  die  Gewerkvereine  den  Zünften 
entsprächen",  gelten,  wenn  Brentano  diese  Ansicht  in  dem  ihm  vom 
Verfasser  (S.  148  N.  1)  imputirten  Sinn  ausgesprochen  hätte.  Meines 
Wissens  aber  hat  Brentano  nie  eine  so  direkte  und  äusserliche  Paral- 
lele zwischen  Zünften  und  Gewerkvereinen  gezogen,  wie  sie  der  Verfasser 
zwischen  Gesellenschaften  und  Gewerkvereinen  anstellt,  sondern  neben 
einem  gewissen  äusseren  geschichtlichen  Zusammenhang  der  englischen 
Trades  TJnions  mit  dem  älteren  englischen  Gildewesen  vor  Allem  nur  das 
in  dem  Moment  der  gildemässigen  Vereinigung  emporstrebender  Berufs- 
stände sich  stets  reproduzirende  gleiche  Grundprinzip  betont. 

Mag  aber  Einzelnes  auszusetzen  sein:  die  Schanz 'sehe  Schrift  in 
ihrer  Gesammtheit  bleibt  eine  höchst  werthvolle  und  auf  einem  wichtigen 
Gebiet  der  deutschen  Wirthschaftsgeschiehte  geradezu  Bahn  brechende  Ar- 
beil! Es  ist  zu  hoffen,  dass  der  Verfasser  diese  so  erfolgreich  begonnenen 
Untersuchungen  weiter  fortführen  wird  und  Andere  ihm  darin  folgen 
werden.  Denn  Vieles  bleibt  hier  noch  zu  thun.  Eine  besonders  dank- 
bare Aufgabe  wäre  es  beispielsweise,  die  Geschichte  der  Arbeitergenossen- 
schaften des  Bergrechts  und  insbesondere  der  so  eigenthümlich  und  gross- 
artig entwickelten  deutschen  Knappschaften  aufzuhellen.  Und  nicht  minder 
lohnend  wären  Forschungen  über  die  Geschichte  der  Geselleuverbände  in 
den  Nachbarländern,  wobei  namentlich  z.  B.  die  so  früh  entwickelten 
niederländischen  Städte  reiche  Ausbeute  gewähren  würden. 

Otto  Gierke. 


Druck  Ton  K  d.  F  r  o  m  m  a  n  q  in  Jena, 
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Es  liegt  uns  die  traurige  Pflicht  ob  unsern  Lesern  mitzutheileu, 
dass  Bruno  Hildebrand,  der  Gründer  dieser  Jahrbücher,  am 
29.  Januar  d.  J.  aus  dem  Leben  geschieden  ist. 

Die  allgemeine  Theilnahme,  die  sich  bei  Verbreitung  der  Nach- 
richt nicht  nur  am  Orte  seiner  Wirksamkeit,  sondern  in  ganz  Deutsch- 
land, ja  noch  weit  über  die  Grenzen  unseres  Vaterlandes  hinaus 
zeigte,  beweist,  dass  man  den  Verlust,  der  uns  betroffen,  voll  zu 
schätzen  weiss. 

Kaum  von  seinem  Sarge  zurückgekehrt,  ist  nicht  der  Moment 
den  Dahingeschiedenen  nach  allen  Richtungen  hin  und  in  seinem 
ganzen  Werthe  darzustellen.  Bei  seiner  Vielseitigkeit  reicht  dazu 
eines  Einzigen  Kraft  kaum  aus.  Als  Politiker  wäre  er  nur  von  einem 
seiner  Zeitgenossen,  der  ihn  in  den  vierziger  Jahren  gekannt  und 
beobachtet  hat,  ganz  zu  verstehen.  Als  Gelehrter  kann  er  erst  ganz 
gewürdigt  werden,  wenn  seine  zerstreuten  kleineren  und  grösseren 
Arbeiten  zusammengestellt  vorhegen,  was  bis  jetzt  nicht  der  Fall,  und 
wenn  man  seine  überaus  reichen  Vorarbeiten  einer  eingehenden  Prü- 
fung unterworfen  hat.  Die  wissenschaftlichen  Grundanschauungen,  die 
er  vertrat,  sind  ferner  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  bekannt,  wir 
haben  sie  deshalb  hier  nicht  besonders  darzulegen.  Nur  als  Men- 
schen und  Lehrer  wollen  wir  ihn  jetzt  in  seiner  Eigenart  betrachten 
und  dabei  eine  Uebersicht  über  den  Studien-  und  Lebensgang,  wie 
über  die  Leistungen  des  Verewigten  zu  bieten  suchen,  soweit  dazu 
unsere  schwachen  Kräfte  reichen,  späterer  Zeit  wie  Anderen  entspre- 
chende Ergänzung  vorbehaltend. 

Ein   reiches  Leben  ist  hier  zum  Abschluss  gebracht,   ein  trotz 
schwerer  Schicksale  glückliches,   überaus  fruchtbringend  für  die  Mit- 
welt und  uuvergesslich  der  Nachwelt.    Es  fiel  in  eine  der  bewegtesten 
XXX.  " 


II 

und  eiitNYickeliingsreichsten  Perioden  unseres  Vateriandes,  welche  die 
Geschichte  aufzuweisen  hat,  und  wurde  von  den  bedeutsamsten  Mo- 
menten der  Zeit  im  vollsten  Maasse  berührt. 

Als  achtes  Kind  Thüringens  —  er  war  1812  als  Sohn  eines  Ge- 
richtskanzlisten in  Naumburg  geboren  —  besass  Hildebrand  eine 
seltene  Genussfähigkeit  und  Freude  am  Leben,  die  er  sich  bis  in  die 
letzten  Tage  bewahrt  hat.  Frei  von  persönlichem  Ehrgeiz  wusste  er 
sich  in  jede  Lebenslage  schnell  und  leicht  zu  finden,  allen  Verhält- 
nissen die  beste  Seite  abzugewinnen ,  und  diese  Zufriedenheit  mit  den 
ihn  persönlich  betreffenden  äusseren  Verhältnissen,  seine  Genügsam- 
keit machten  seinen  Umgang  wohlthuend  und  stählten  seine  Leistungs- 
fähigkeit. 

In  seiner  lebhaften  Freude  an  der  Geselligkeit  und  mit  seinem 
Talent  selbst  der  oberflächlichen  Aeusserung  derselben  einen  geistigen 
Gehalt  zu  geben,  erschien  er  als  Repräsentant  einer  bereits  ge- 
schwundenen Periode,  und  auch  im  Einzelgespräch  schied  Niemand  von 
ihm,  ohne  seinen  belebenden  Einfluss  empfunden  zu  haben. 

Aber  er  verband  mit  dieser  heiteren  Seite  des  Thüringers  auch 
die  soliden  Eigenschaften  seines  Stammes. 

Ein  Mann  von  seltener  Selbständigkeit  und  Energie  wusste  er 
auf  selbstgewählten  Wegen  die  Ziele  zu  erreichen,  die  er  sich  ge- 
setzt. Dafür  legte  er  schon  in  frühem  Alter  einen  Beweis  ab,  als  er 
ein  Knabe  von  14  Jahren  ohne  Wissen  seiner  Eltern  sich  zum  Exa- 
men um  eine  Freistelle  in  Schulpforta  bewarb.  Er  erlangte  sie  und 
gab  dadurch  selbst  seinem  weiteren  Leben  die  auf  klassischer  Bildung 
beruhende  Richtung.  Diese  selbe  Energie  hat  er  auch  später  sein 
ganzes  Leben  hindurch  in  den  schwierigsten  Verhältnissen  bewiesen, 
als  Politiker,  wie  als  Lehrer,  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft,  wie  der 
Praxis.  Ja  man  muss  sagen,  dass  jene  Energie,  die  hier  in  ursprüng- 
lichster Naturwüchsigkeit  zu  Tage  trat,  seinem  Thun  und  Treiben  in 
jedem  Momente  eine  bestimmte  charakteristische  Färbung  gab. 

Er  war  ein  Organisationsgenie,  er  wusste  das,  und  es  reizte  ihn, 
dies  zu  verwerthen.  Waren  aber  die  grossen  Schwierigkeiten  über- 
wunden, die  Hauptaufgabe  gelöst,  so  war  auch  das  Interesse  bei  ihm 
erloschen,  die  kleinen  unvermeidlichen  Mühseligkeiten  der  gewöhn- 
lichen Tagesarbeit  ermüdeten  ihn.  Das  zeigte  sich  bei  seinen  wis- 
senschaftlichen Arbeiten,  wie  bei  den  praktischen  Unternehmungen. 

Hatte  er  sich  in  eine  Zeit  vertieft,  sich  selbst  zur  Klarheit  über 
eine  vorliegende  Frage  hindurchgearbeitet,  so  war  für  ihn  die  Sache 
abgethan,  und  er   entschloss  sich  nur  schwer  und  nur  gezwungen 
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oder  angeregt  durch  nionientane  Verhältnisse  zur  weiteren  Ausfüh- 
rung und  Fertigstellung  zum  Druck.  Daher  beklagen  wir  es,  dass 
von  umfassenden  und  überaus  bedeutsamen  Vorarbeiten  über  die  wirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  im  klassischen  Alterthum  und  im  Mittelalter 
nur  wenig  aphoristische  Abhandlungen  vollendet  an  die  Oeffentlich- 
keit  traten. 

Waren  die  Eisenbahnen  oder  Kreditinstitute,  welche  er  in's  Leben 
rief,  fertig  und  dem  Verkehr  übergeben,  so  dass  der  ruhige  Gang 
keine  besonderen  Hindernisse  zu  befürchten  hatte,  so  suchte  er  sich 
von  ihnen  zurückzuziehen  und  überliess  sorglos  Anderen  zu  ernten, 
wo  er  gesäet  hatte. 

Hierin  ist  er  aber  nur  ganz  zu  verstehen,  wenn  man  noch  eine 
andere  ihn  besonders  charakterisirende  Eigenthümlichkeit  beachtet, 
das  ist  die  reine  Sachlichkeit  seiner  Interessen.  Sie  offenbarte  sich 
in  der  heut  zu  Tage  äusserst  seltenen  und  geradezu  grossartigen  Be- 
geisterung für  die  Wissenschaft  und  seine  Hingabe  an  ihre  Pflanz- 
stätte —  die  Universität  — ,  der  er  sein  Leben  gewidmet  hatte.  Wer 
ihm  für  diese  ein  geeignetes  Werkzeug  schien,  konnte  auf  ihn  als 
Freund  zählen,  doch  trat  er  als  rücksichtsloser  Gegner  denen  ent- 
gegen, die  er  der  Aufgabe  nicht  gewachsen,  der  Universität  oder 
auch  seinen  praktischen  Schöpfungen  hinderlich  glaubte;  —  und  die 
Schonungslosigkeit,  mit  der  er,  dem  gewöhnhchen  Usus  entgegen,  über 
Personen  und  persönliche  Interessen  unter  solchen  Verhältnissen 
zur  Tagesordnung  überging,  hat  ihm  oft  Feinde  zugezogen  und  ver- 
hinderte, dass  ihm  bei  Lebzeiten  die  unverhüllte  Anerkennung  zu 
Theil  wurde,  die  ihm  gebührte.  Aber  er  war  gegen  sich  selbst  und 
seine  persönlichen  Interessen  unter  solchen  Umständen  von  derselben 
Rücksichtslosigkeit.  Wie  er  ohne  Bedenken  seiner  politischen  Ueber- 
zeugung  in  den  vierziger  Jahren  seine  Zukunft  und  die  Existenzmittel 
seiner  Familie  zum  Opfer  brachte,  so  hat  er  auch  später  wiederholt 
sein  Vermögen  eingesetzt,  wenn  es  galt,  ein  von  ihm  im  öffent- 
lichen Interesse  geschaffenes  Unternehmen  in  kritischen  Augenblicken 
zu  stützen,  und  seine  üneigennützigkeit  war  bei  allen  öffentlichen 
Fragen  eine  unbedingte. 

Ueberall  wo  er  als  akademischer  Lehrer  wirkte,  hat  er  neben 
seiner  ausgedehnten  und  erfolgreichen  Berufsthätigkeit  noch  irgend 
ein  praktisches  Unternehmen  in's  Leben  gerufen ,  sei  es  eine  Wittwen- 
kasse  (in  Marburg  und  Jena),  eine  Spar-  und  Leihbank  wie  in  Bern, 
oder  Eisenbahnen:  die  Nordostbahn  von  Zürich,  die  Ostwestbahn  von 
Bern  und  schliesslich  die  Saalbahn  von  Jena  aus. 

*2 
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Die  Art  seiner  Begabung  unterstützte  ihn  dabei  in  seltener  Weise. 
Mit  ausserordentlicher  Schärfe  und  Klarheit  des  Verstandes  zum  Ein- 
dringen in  die  Materie  verband  er  den  praktischen  Sinn,  sich  stets 
schnell  zu  orientiren  und  den  Kern  der  Sache  zu  erfassen,  wie  es 
eben  nur  genialen  Naturen  eigen  ist. 

Nur  dadurch  war  es  ihm  möglich,  eine  solche  Vielseitigkeit  zu 
erlangen,  wie  sie  bei  ihm  allgemein  bewundert  wurde,  und  wie  wir 
sie  bei  seiner  akademischen  Thätigkeit  beobachten  werden.  Er  wusste 
mit  seiner  raschen  Fassungsgabe  den  geistigen  Gehalt  der  verschie- 
densten Wissensgebiete  zu  extrahiren  und  damit  zu  operiren.  Jedem 
derselben  trat  er  mit  Selbständigkeit  gegenüber,  und  in  jedes  ver- 
mochte er  befruchtende  Ideen  auszusäen.  Nur  den  Naturwissenschaften 
stand  er  fremd  gegenüber. 

Auf  Vollständigkeit  des  Wissens,  wie  sie  manchem  anderen  Ge- 
lehrten eigen,  hat  er  selbst  niemals  Anspruch  gemacht.  Er  nahm  in 
reiferem  Alter  von  Thatsachen  nur  auf,  was  er  als  Material  zum  Aus- 
bau seines  in  den  Grundzügen  fertigen  Gedankenwerkes  verwenden 
konnte;  wie  er  für  bestimmte  Zwecke  die  Bücher  nur  zu  benutzen, 
aber  (wenigstens  in  späterer  Zeit)  sie  nicht  mehr  im  Zusammenhange 
zu  lesen  pflegte.  Das  bewahrte  ihn  vor  Zersplitterung,  die  wohl  in 
seinem  Wirken  vorlag  und  selbst  von  ihm  mitunter  beklagt  wurde, 
aber  nicht  in  seinem  Wissen. 

Was  ihn  vor  allen  andern  Männern  seines  Faches  auszeichnete, 
war  die  Verbindung  seiner  Befähigung  zum  abstrakten  Denken  mit 
einer  hervorragenden  Begabung  für  reale  Kombinationen  des  prakti- 
schen Lebens,  und  das  gleiche  Interesse  für  die  Wissenschaft  wie 
für  reale  Verhältnisse ,  welches  ihn  zum  gebornen  National-Oekonomen 
machte.  Ihn  reizten  ebenso  philosophische  wie  praktische  Probleme, 
und  beiden  war  er  in  gleicher  Weise  gewachsen.  Man  konnte  es  oft 
von  ihm  hören,  dass  ein  Nationalökonom  mit  einem  Fusse  in  der 
Wissenschaft  mit  dem  anderen  im  praktischen  Leben  stehen  müsse, 
um  seine  Aufgaben  erfüllen  zu  können,  und  er  selbst  wurde  dem  im 
vollsten  Maasse  gerecht. 

Ueberall  auf  seinen  kleinen  und  grösseren  Reisen  suchte  er  sich 
genau  über  alle  wirthschaftlichen  Verhältnisse  zu  orientiren,  und  er 
verstand  es  in  seltenem  Maasse  aus  Jedem  durch  geschickte  Fragen 
herauszulocken,  was  er  irgend  Wissenswerthes  besass,  gleichviel  ob 
es  ein  Fabrikant  oder  ein  Arbeiter ,  ein  Kaufmann  oder  ein  Bauer  war. 
Im  Jahre  1846  nahm  er  einen  längeren  Aufenthalt  in  England,  um 
die  dortigen  Arbeiter-  und  Industrie  -  Verhältnisse  zu  studiren,  und 


seine  grösste  Schrift:  Die  National-Oelionomie  der  Gegenwart  und  Zu- 
kunft, enthält  manche  Frucht  davon.  Zur  Weltausstelhmg  1861  begab 
er  sich  zur  Vervollständigung  seiner  früheren  Studien  noch  einmal 
dorthin.  Sehr  fruchtbringend  war  für  ihn  der  wiederholte  Wechsel 
seines  Aufenthaltes  mit  durchaus  verschiedenartigen  Verhältnissen ,  in 
Schlesien,  Hessen,  zwei  Kantonen  der  Schweiz  und  Thüringen,  wo  er 
überall  die  eingehendsten  Studien  über  die  staatlichen,  kommunalen 
und  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  machte,  und  durch  die  direkte 
Betheiligung  an  verschiedenartigen  praktischen  Unternehmungen  fand 
er  Gelegenheit,  wie  kaum  ein  Anderer,  sie  zu  vervollständigen.  Durch 
Alles  dies  erlangte  er  eine  Detailkenntuiss  wirthschaftlicher  Vorgänge 
und  eine  üebersicht  der  praktischen  Verhältnisse,  wie  sie  neben  den 
umfassenden,  wissenschaftlichen  Kenntnissen  fast  einzig  in  seiner  Art 
dastehen  dürfte. 

Betrachten  wir  nach  diesen  allgemeinen  Ausführungen  seinen  Stu- 
diengaug  und  seine  Wirksamkeit. 

Als  er  1832,  20  Jahre  alt,  Schulpforta  verliess,  wandte  er  sich 
nach  Leipzig  und  Hess  sich  an  der  dortigen  Universität  auf  den  Wunsch 
seiner  Eltern  als  Theologe  iuskribiren,  doch  schon  im  zweiten  Semester 
trat  er  in  die  philosophische  Fakultät  über,  wo  er  sich  philosophischen, 
philologischen  und  historischen  Studien  widmete,  ohne  aber  noch  zu 
wissen,  welcher  Disciplin  er  sich  ganz  zuwenden  sollte,  und  das  inten- 
sive politische  Interesse,  das  ihn  sofort  in  die  Burschenschaftsumtriebe 
verwickelte,  liess  ihn  noch  weniger  zu  einer  Stetigkeit  in  seinen  Stu- 
dien kommen.  Nach  noch  nicht  vollendetem  dritten  Semester  finden 
wir  ihn  auf  der  Breslauer  Universität,  wo  er  seiner  Militärpflicht  ge- 
nügte und  eine  längere  Untersuchungshaft  als  Folge  seiner  Betheili- 
gung an  der  Leipziger  Burschenschaft  durchzumachen  hatte,  aber  trotz- 
dem 1836,  also  nach  vierjährigen  Studien,  im  24.  Jahre,  kurz  nach 
einander  promovirte  und  sich  als  Docent  der  Geschichte  habilitirte. 
Die  Arbeit,  deren  zw^ei  Theile  beiden  Zwecken  genügten,  war  eine  hi- 
storische: De  veterum  Saxonum  republica.  Pars  L  IL   Breslau  1836. 

Er  trat  also  zuerst  als  Historiker  auf,  wie  kurze  Zeit  nach  ihm 
in  Breslau  G.  Kries,  und  Anfang  der.  40er  Jahre  in  Marburg  C.  Knies, 
die  beide  gleichfalls  nach  wenigen  Semestern  von  der  Geschichte  zur 
Nationalökonomie  übergingen. 

Da  es  ihm  an  Mitteln  fehlte,  sah  er  sich  genöthigt,  durch  andere 
Thätigkeit  seinen  Unterhalt  zu  erwerben,  und  gab  daher  anfangs  an 
dem  dortigen  Realgymnasium  Unterricht,  besonders  Deutsch  und  Ge- 
schichte, erhielt  dann  aber  eine  Anstellung  an  der  dortigen  Universi- 
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tiitsbibliothck,  der  er  sich  mit  besouclereni  Interesse  widmete.  1839 
wurde  er  ausserordentlicher  Professor,  IS-AI  folgte  er  einem  Rufe  nach 
Marburg  als  ordentlicher  Professor  für  Staatswissenschaften,  die  er  erst 
in  den  beiden  letzten  Semestern  zu  lesen  begonnen  hatte. 

In  Marburg  traf  er  ein  überaus  reges  geistiges  Leben  an,  und  ein 
freundschaftlicher  Verkehr  entwickelte  sich  bald  mit  seinen  Kollegen, 
Bunsen ,  den  er  bereits  vorfand ,  dann  von  Sybel ,  Zeller  und  Anderen, 
die  während  der  40er  Jahre  an  die  dortige  Universität  gezogen  wurden, 
und  den  beiden  ersteren  widmete  er  sein  damals  erschienenes  Haupt- 
Averk.  Freilich  war  die  Zeit  zum  ruhigen  gesammelten  Forschen  wenig 
angethan,  denn  die  politische  Bewegung  ging  bald  in  immer  höheren 
Wogen,  und  er  stürzte  sich  mit  der  ihm  eigenen  Leidenschaft  hinein. 

Schon  1845  trat  er  als  Rektor  der  Universität  mannhaft  für  die 
Rechte  derselben  der  Regierung  gegenüber  ein,  und  die  ötfentliche  Auf- 
merksamkeit lenkte  sich  auf  ihn  als  hervorragenden  Politiker.  Die  Re- 
gierung aber  erkannte  in  ihm  einen  gefährlichen  Gegner  und  bewirkte 
sogar  1846  wegen  Majestätsbeleidigung  in  einigen  Artikeln  der  Lon- 
doner Zeitung,  die  mau  ihm  fälschlich  zuschrieb,  seine  Suspendirung  vom 
Amte,  die  erst  im  Jahre  1848  in  Folge  seiner  Freisprechung  aufge- 
hoben wurde.  Durch  seine  Wahl  zur  Nationalversammlung  wurde  er 
aber  noch  in  demselben  Jahre  wieder  seiner  Lehrthätigkeit  entzogen, 
und  nach  Auflösung  derselben  folgte  er  auch  für  die  Jahre  1849  und 
1850  der  Wahl  für  Bockenheim  als  Mitglied  des  kurhessischen  Land- 
tages. 

Hier  stellte  er  nach  der  Rückkehr  Hassenpflugs  den  Antrag  auf 
Verweigerung  des  von  diesem  verlangten  Finanzzuschusses,  dessen  ein- 
stimmige Annahme  die  Auflösung  des  Landtages  zur  Folge  hatte,  und 
dem  Urheber  des  ganzen  Vorganges  fortdauernde  Verfolgung  durch  die 
Regierung  und  schliesslich  einen  Verhaftsbefehl  zuzog,  dem  er  sich 
jedoch  durch  die  Flucht  zu  entziehen  wusste.  Er  wandte  sich  nach 
der  Schweiz  und  fand  in  Zürich  gastliche  Aufnahme,  wo  ihn  bereits 
mehrere  politische  Freunde,  vor  Allem  der  ihm  besonders  nahe  stehende 
Heinrich  Simon  erwartete.  Man  übertrug  ihm  sofort  die  Professur  für 
Staatswissenschaften  und  verlieh  ihm  später  das  Ehrenbürgerrecht. 

Der  dortige  Erziehungsdirektor  selbst  veranlasste  ihn  schon  kurze 
Zeit  nach  seiner  Uebersiedelung,  mit  ihm  gemeinsam  die  Gründung 
einer  Bahn  in  Angriff  zu  nehmen,  und  seitdem  hat  er  mit  kurzer  Un- 
terbrechung seine  Kraft  getheilt  und  sich  eine  grosse  Reihe  von  Jahren 
in  der  Doppelstellung  als  Eisenbahndirektor  und  akademischer  Lehrer 
befunden. 
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Von  Zürich  wurde  Tlilclebrand  185<)  nach  Bern  berufen,  wo  er  sicli 
ein  besonderes  Verdienst  durch  die  Gründung  des  ersten  statistischen 
Bureaus  der  Schweiz  erwarb,  welches  noch  heutigen  Tages  besteht, 
aber  nach  seinem  Fortgange  von  der  Universität  getrennt  wurde.  Auch 
dort  betheiligte  er  sich  an  einem  Eisenbahnunternehmen,  das  aber 
nicht  zu  Ende  geführt  werden  konnte  und  ihm  viel  Undank  und  Krän- 
kung zuzog.  Es  wurde  ihm  allerdings  volle  Rechtfertigung  zu  Theil, 
und  12  Jahr  später,  als  die  Bahn  wirklich  zu  Stande  kam,  hatte  er  die 
Freude,  in  einem  telegraphischen  Gruss  eine  dankende  Anerkennung 
seines  früheren  Strebens  zu  empfangen.  Doch  war  ihm  damals  der 
Aufenthalt  in  der  Schweiz  dadurch  verleidet,  und  er  begrüsste  einen 
Ruf  der  Universität  Jena  als  eine  Erlösung  mit  höchster  Freude;  er 
kehrte  1861  in  die  Heimath  zurück,  um  auch  dort  seine  Tage  zu  be- 
schliessen. 

Ganz  der  Wissenschaft  zurückgegeben,  unternahm  er  bald  nach 
seiner  Uebersiedelung  zwei  für  dieselbe  bedeutsame  Unternehmungen, 
die  Herausgabe  dieser  Jahrbücher,  deren  erstes  Heft  Ende  1862  er- 
schien, dann  die  Gründung  des  statistischen  Bureaus  vereinigter  thü- 
ringischer Staaten,  welches  am  I.Juli  1864  unter  seiner  Leitung  die 
Thätigkeit  begann.  Die  Aufgaben,  die  er  dem  Institute  und  damit 
sich  selbst  stellte,  die  Hoffnungen,  die  er  daran  knüpfte,  sind  im  Jahr- 
gang 1864,  Band  III,  Seite  71  dieser  Zeitschrift  wiedergegeben. 

Auch  in  Jena  konnte  er  der  Versuchung  nicht  widerstehen,  der 
letzten  deutschen  Universität,  welche  noch  abseits  der  grossen  Ver- 
kehrsadern lag,  zu  einer  Eisenbahn  zu  verhelfen,  und,  wie  allgemein 
anerkannt,  ist  ihm  allein  es  zu  verdanken,  dass  die  Saaleisenbahn  nun 
bereits  seit  einigen  Jahren  den  Verkehr  mit  Jena  vermittelt,  trotz  der 
gewaltigsten  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Unternehmen  fortdauernd 
entgegenstellten;  erst  wenige  Monate  vor  seinem  Tode  zog  er  sich 
aus  der  Direktion  gänzlich  zurück. 

Auch  als  Politiker  wurde  er  hier  wieder  thätig,  indem  er  eine 
Reihe  von  Jahren  hindurch  bis  zu  seinem  Tode  den  Jenenser  Distrikt 
im  weimarischen  Landtage  vertrat.  — 

Wir  haben  seine  wissenschaftliche  Wirksamkeit  aber  noch  im  De- 
tail zu  untersuchen  und  berücksichtigen  zunächst  seine  schriftstelle- 
rische Thätigkeit. 

In  Folgendem  sind  seine  grösseren  Schriften,  wie  kleinen  x\bhand- 
lungen  chronologisch  und  so  vollständig  als  möglich  aufgeführt: 

1)  De  veterum  Saxonum  republica.    Pars  I.  II.    Breslau  1836. 

2)  Zur  Charakteristik  der  Historiographie  der  Teutschen  im  Mittel- 
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alter.  Neue  Jahrbücher  der  Geschichte  und  Politik  von  K.  H.  S. 
Pölitz,  herausgegeben  von  Friedrich  Bülau.  Leipzig  1843. 
Maiheft. 

3)  Xenophontis  et  Aristotelis  de  oeconomia  publica  doctrinae  illu- 
stratae.    Pars  I.  II.     Marburg  1845. 

4)  Urkundensammlung  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Uni- 
versität Marburg  unter  Philipp  dem  Grossmüthigen.  Marburg 
1848. 

5)  Die  National-Oekonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft.  Bd.  I.  Frank- 
furt a/M.  1848. 

6)  Die  Kurhessische  Finanzverwaltung.    Kassel  1860. 

7)  Statistische  Mittheilungen  über  die  volkswirthschaftlichen  Zustände 
Kurhessens.     Berlin  1853. 

8)  Untersuchungen  über  die  Bevölkerung  des  alten  Italiens.  Im  neuen 
Schweizerischen  Museum.    Bern  1861. 

9)  Beiträge  zur  Statistik  des  Kantons  Bern.  Bd.  I.  Die  Bevölkerung. 
Bern  1863. 

10)  De  antiquissimae  agri  romani  distributionis  fide.    Jena  1862. 

11)  Statistik  Thüringens.     Bd.  I.  IL    Jena  1866—78. 

12)  In  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik: 
Jahrgang  1863.    Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Wissenschaft  der  Na- 
tionalökonomie.   S.  5—26  und  137—146. 

Die  statistische  Aufgabe  der  landwirthschaftlichen  Vereine.     S.  478 
—488. 
Jahrgang  1864.    Natural-,  Geld-  und  Credit- Wirthschaft.    S.  1—24. 
Jahrgang  1866.    Die  wissenschaftliche  Aufgabe  der  Statistik.   S.  1— 11. 

Die  amtliche  Bevölkerungsstatistik  im  alten  Rom. 
Jahrgang  1869  Band  XII.  Die  soziale  Frage  der  Vertheilung  des  Grund- 

eigenthums  im  klassischen  Alterthum.  S.  1—25  und  139 — 155. 
Jahrgang  1872.  Die  Verdienste  der  Universität  Jena  um  die  Fortbil- 
dung und  das  Studium  der  Staatswissenschaften,  S.  1 — 11. 
Ausser  den  genannten  Schriften  sind  als  sein  Werk  die  grosse 
Zahl  der  Mittheilungen  des  statistischen  Bureaus  vereinigter  thüringi- 
scher Staaten  anzuführen,  welche  theils  als  umfangreiche  Korpusartikel, 
theils  als  Miscellen  in  jedem  Jahrgange  dieser  Jahrbücher  veröffent- 
licht sind.  Wir  führen  sie  nicht  unter  den  obigen  Schriften  auf,  weil 
der  Text  gewöhnlich  nur  zum  kleinen  Theil  von  ihm  selbst  geschrieben 
wurde.  Oft  begnügte  er  sich,  die  ihm  schliesslich  abgeschlossen  vorge- 
legte Arbeit   des   Assistenten   zu  korrigiren   und   mit  kurzen  Bemer- 
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kungeii  zu  ergänzen.  Die  Stellung  des  Themas,  die  Anordnung  der 
Sammlung  des  Materials,  die  Methode  der  Verarbeitung  wurde  natür- 
lich ganz  von  ihm  bestimmt. 

Wir  glauben  keine  Indiskretion  zu  begehen,  wenn  wir  schliesslich 
noch  einige  von  ihm  ohne  seinen  Namen  erschienene  Abhandlungen 
erwähnen.  Jeder,  der  ihn  näher  kannte,  wird  bei  Lesung  derselben 
ohnehin  auf  ihn  als  den  Autor  geschlossen  haben.  Es  war  ihm  auch 
weniger  daran  gelegen,  das  unbedingt  geheim  zu  halten,  als  anzu- 
deuten ,  dass  er  selbst  nicht  völlig  davon  befriedigt  sei ,  oder  dass  er 
nicht  beabsichtige,  die  angefangene  Untersuchung  weiter  fortzusetzen. 
Jetzt  ist  es  aber  wohl  von  so  unbedingtem  Interesse  zu  wissen, 
was  Alles  von  ihm  im  Druck  erschienen,  sich  eine  üebersicht  darüber 
zu  verschaffen,  wie  und  in  welchen  Gebieten  er  gearbeitet,  dass  es  uns 
richtig  erscheint,  diese  Artikel  hier  mitzuerwähnen,  um  damit  die  grösst- 
möglichste  Vollständigkeit  zu  gewinnen.  Ausserdem  haben  wir  der 
Kritik  gegenüber  den  Autor  gewahrt,  indem  wir  ausdrücklich  darauf 
hinweisen,  dass  er  nicht  geneigt  gewesen  war,  seinen  Namen  darunter 
zu  setzen. 

Diese  Abhandlungen  sind  folgende: 
Jahrgang  1866.    Zur  Geschichte  der  deutschen  Wollenindustrie.  Bd.  VI. 

S.  186—254.   Bd.  VII.  S.  81—153. 
Jahrgang  1869.  Bd.  XIII.    Vergangenheit  und  Gegenwart  der  deutschen 

Leinenindustrie.    S.  215—251. 
Jahrgang  1872.  Bd.  XIX.    Beiträge  zur  Geschichte  der  Preise  und  des 

Tagelohns  in  Hessen.    S.  145—167. 
Jahrgang  1875  Bd.  XXV.    Die  Vermögenssteuer  und  die  Steuerverfas- 
sung in  Althessen  während  des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  und  die 

aus  der  Vermögenssteuer  Hessens  hervorgegangene  Grundsteuer. 

S.  297—312. 
Jahrgang  1876.  Die  Entwickelungsstufen  der  Geldwirthschaft.  S.  15 — 26. 

Ohne  seinen  Willen  und  ohne  seine  Durchsicht  ist  dann  in  dem 
Bulletin  de  la  Commission  centrale  de  Statistique,  tome  XII  ein  Kol- 
legienheft seiner  Vorlesung  über  Statistik  in  französischer  Sprache  im 
Druck  erschienen. 

Fügen  wir  nun  noch  hinzu,  dass  er  in  den  letzten  Monaten  eine 
Arbeit  über  die  Finanztheorien  im  klassischen  Alterthume  fast  druck- 
fertig gemacht,  welche  in  einer  demnächst  zu  veranstaltenden  Gesammt- 
ausgabe  seiner  Schriften  Aufnahme  finden  wird,  so  hätten  wir  die 
hauptsächlichsten  seiner  Schriften  unzweifelhaft  vollständig  aufgeführt; 
kleinere,  die  in  anderen  Zeitschriften  zerstreut  sind,  mögen  uns  noch 


entgangen  sein,  was  wir  davon  noch  entdecken,  soll  unsern  Lesern  rait- 
getheilt  werden.  Eine  Anzahl  zum  Theil  recht  interessanter  Miscellen 
von  seiner  Hand  finden  sich  namentlich  in  den  ersten  Jahrgängen  der 
Jahrbücher  meist  B.  H.  unterzeichnet.  Kritiken  hat  er  sehr  wenige 
geschrieben  und  stets  kurz. 

Sein  grosser  Wunsch  war  es  gewesen,  die  Arbeit  über  die  Finanz- 
theorieu  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortzuführen,  und  er  hatte  gehofft, 
das  noch  zu  erreichen.  Er  freute  sich  von  praktischer  Thätigkeit  be- 
freit zu  sein,  um  noch  ein  grösseres  wissenschaftliches  Werk  vollendet 
zu  hinterlassen.  Leider  war  ihm  das  nicht  mehr  vergönnt.  Ueber  die 
Finanztheorien  des  Mittelalters  hat  er  umfassende  Studien  schon  in 
älterer  Zeit  gemacht,  er  hatte  sie  jetzt  wieder  aufgenommen  und  eine 
Menge  Vorarbeiten  liegen,  aber  leider  in  noch  unverwerthbarem  Zu- 
stande, vor. 

Ein  Urtheil  über  die  einzelnen  Schriften  abzugeben,  liegt  ausser 
der  Aufgabe,  die  wir  uns  hier  gestellt  haben. 

Ein  Ueberblick  über  die  aufgeführten  Titel  zeigt,  dass  er  mit  Vor- 
liebe historisch  und  statistisch  arbeitete.  Auch  seine  bedeutendste,  die 
seinen  Ruf  zuerst  begründete,  ist  historisch-kritisch.  Die  darin  nieder- 
gelegten Auffassungen  sind  jetzt  nach  30  Jahren  nicht  nur  noch  als 
richtig  anzuerkennen,  sondern  sie  erlangen  jetzt  gerade  dadurch  be- 
sondere Bedeutung,  dass  man  nun  erst  zu  übersehen  vermag,  wie  sehr 
sie  damals  der  Zeit  vorauseilten,  und  man  erst  jetzt  allgemeiner  be- 
gonnen hat,  die  ganze  Wahrheit  des  darin  über  Ad.  Smith  wie  seine 
Schule  und  über  den  Sozialismus  Gesagten  zu  erkennen. 

Als  eine  Fortsetzung  jenes  ersten  Theiles,  der  „Nationalökonomie 
der  Gegenwart  und  Zukunft"  sah  er  selbst  die  ersten  Abhandlungen 
in  den  Jahrbüchern  „über  die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Wissenschaft 
der  Nationalökonomie"  an  und  hatte  von  denselben  einen  grösseren 
und  nachhaltigeren  Einfluss  erwartet,   als  sie  gehabt  haben. 

Von  besonderer  Bedeutung  als  Vorbilder  derartiger  Arbeiten,  und 
auch  als  solche  anerkannt,  sind  ferner  seine  grösseren  statistischen  Schrif- 
ten. Jede  giebt  in  der  Einleitung  eine  Uebersicht  über  die  ganze  bezüg- 
liche Literatur.  Soweit  möglich,  sind  stets  die  Landesverhältnisse,  na- 
mentlich die  Gesetzgebung  und  besonderen  Einrichtungen,  welche  für 
die  erörterte  Frage  von  Bedeutung,  vorgeführt,  bevor  das  Zahlenma- 
terial selbst  gegeben  wird,  welches  somit  als  Resultat  der  vorherge- 
henden Ausführung  erscheint,  während  durch  die  Vergleichung  mit 
den  Ziffern  anderer  Länder  die  Eigenthümlichkeiten  des  Untersuchungs- 
objektes beleuchtet  werden. 
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Charaktcristibcli  für  seine  Methode  ist  es,  dass  er  seinen  Schülern 
foitdaucrnd  einschärfte:  jede  Arbeit  nur  als  einen  Baustein  anzusehen 
und  sie  so  herzurichten,  dass  sie  jedem  Nachfolger  durch  genaue  An- 
gabe aller  Quellen  die  Kontrole  und  Benutzung  erleichtere  und  das 
Zurückgehen  auf  die  Vorarbeiten  erspai-e.  Er  gab  darin  in  allen  seinen 
Schriften  das  beste  Beispiel.  Sie  sind  alle  aufgebaut  auf  dem  breiten 
und  vollständigen  Fundament  der  bezüglichen  Literatur,  und  die  Ge- 
wissenhaftigkeit, mit  der  er  dabei  zu  Werke  ging,  die  Vollständigkeit 
und  Korrektheit  der  Citate  und  die  Art,  wie  er  sie  anbrachte,  sind 
mustergültig.  Sie  sollten  niemals  zur  Vervollständigung  des  Textes 
dienen,  und  den  Leser  nicht  stören,  sondern  nur  für  Den  da  sein,  der 
die  Schrift  kontroliren  resp.  zur  ^Yeiteren  Ausführung  einzelner  Punkte 
auf  die  Quellen  zurückgreifen  wollte. 

Das  Schreiben  selbst  wurde  ihm  nicht  leicht,  er  betonte  es  oft: 
„Das  Eigenartige  des  Schriftstellers  ist  sein  Stil."  Daher  legte  er  der 
Form  einen  ausserordentlichen  Werth  bei.  Er  arbeitete  eine  Abhand- 
lung wiederholt  um  und  feilte  lange  dai'an,  nur  um  ihr  eine  ihn  be- 
friedigende Form  zu  geben.  Wie  er  überhaupt  ausserordentlich  hohe 
Ansprüche  an  Alles  machte,  was  von  seinen  eigenen  Arbeiten,  oder 
von  seinen  Schülern,  der  Presse  übergeben  werden  sollte.  Sein  Grund- 
satz, den  er  oft  aussprach,  war:  Nichts  zu  publiziren,  womit  man  nicht 
selbst  völlig  zufrieden,  und  wovon  man  nicht  sicher  sei,  dass  man  es  auch 
später  bei  grösserer  Reife  nie  zurückzunehmen  veranlasst  sein  werde. 
Kein  Wunder,  wenn  bei  seiner  scharfen  Kritik  und  diesen  Grundsätzen, 
auch  Vieles  von  seinen  eigenen  Arbeiten  halb  fertig  liegen  blieb,  und 
während  von  seinen  umfassenden  Studien  und  gereiften  Ideen  verhält- 
nissmässig  wenig  der  Nachwelt  im  Druck  überliefert  ist,  seine  Bedeu- 
tung als  Docent  diejenige  als  Schriftsteller  noch  weit  überragt.  Kehren 
wir  um  diese  kennen  zu  lernen  noch  einmal  nach  Breslau  zurück  und 
verfolgen  zunächst  an  der  Hand  der  üniversitätskataloge  seine  Lehr- 
thätigkeit  im  Zusammenhange. 

Er  begann  seine  Laufbahn,  wie  erwähnt,  mit  rein  historischen 
Vorlesungen,  hauptsächlich  Deutschland  betreffend,  im  Mittelalter  wie 
in  der  neueren  Zeit.  Schon  in  dem  ersten  Semester  kündigte  er  ausser- 
dem „Historische  Kritik"  und:  „Ueber  die  Quellen  der  slavischen  Ge- 
schichte" an.  Später:  „Deutsche  Staatsalterthümer",  „Erklärung  der 
Germania  des  Tacitus"  u.  s.  w. 

Indessen  merkt  man  bald,  dass  ihm  die  historischen  Vorlesungen 
nicht  genügten. 
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Schon  im  Sommer  1838  zeigte  er :  „Ueber  Hegels  Philosophie  der 
Geschichte"  (2st.  gratis)  an.  Im  Sommer  1840  „Elemente  der  Philo- 
sophie der  Geschichte".  Im  Winter  1838 — 40  findet  sich  dann  zum 
ersten  Male  „Politik",  und  im  Winter  darauf:  „Nationalökonomie"  4st. 
und  publice  „Statistik  Deutschlands"  3st.  Der  Umschwung  war  an- 
gebahnt. 

Im  Sommersemester  1841  las  er  noch  einmal  „Geschichte  Deutsch- 
lands", aber  daneben  Finanzwissenschaft  und  seitdem  treffen  wir  keine 
rein  historische  Vorlesung  mehr  an. 

In  demselben  Jahre  fand  seine  Uebersiedelung  nach  Marburg  statt, 
wo  ihn  allein  staatswissenschaftlichc  Themata  beschäftigten.  Nur  ein- 
mal im  Sommer  1845  treffen  wir  ihn  auf  philosophischem  Gebiet  mit 
der  Ankündigung  von:  „Philosophie  der  Geschichte".  Die  Hauptvor- 
lesungen  sind  dort:  Nationalökonomie,  Polizeiwissenschaft  und  allge- 
meine Statistik,  Letztere  4— östündig  und  gleichwohl  anfangs  publice. 
Drei  vierstündige  Vorlesungen  und  daneben  noch  1 — 2  Practica  sind 
nicht  selten  in  einem  Semester  angekündigt. 

Daneben  figuriren:  Einleitung  in  das  Studium  der  Staats-  und 
Kameralwissenschaften,  Lehre  vom  Handel,  Geschichte  und  Kritik  der 
Finanztheorien,  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften,  über  Geld- 
und  Münzwesen,  Staatsrecht,  über  die  wirthschaftliche  Gesetzgebung 
Hessens  4st. ,  Statistik  Englands  und  Statistik  Hessens ,  Politische  und 
soziale  Tagesfragen.  Nur  einmal  ist  Volks wirthschaftspolitik  angekün- 
digt, die  für  gewöhnlich  offenbar  durch  die  erweiterte  Polizeiwissen- 
schaft nach  Mohl's  Auffassung  ersetzt  wurde. 

Dabei  hielt  er  auch  dort  sofort  im  Wintersemester  18^  ^/^g  ein 
Disputatorium.  Im  Sommersemester  darauf  hatte  er  schon  eine  staats- 
wissenschaftliche Sozietät  gebildet,  in  der  er  fortdauernd  die  Uebungen 
leitete,  daneben  aber  kündigte  er  noch  wiederholt  ein  camerale  practi- 
cum  (4st.  aber  gratis)  an. 

In  der  Schweiz  (Zürich  von  1851 — 56,  in  Bern  1856—61)  trat  er 
in  die  juristische  Fakultät  ein,  und  man  verlieh  ihm  in  Zürich  sofort 
den  Doctor  juris  honoris  causa. 

Dadurch  wurden  seine  Vorlesungen  mehr  dem  juristischen  Stu- 
dium angepasst.  Es  kamen  hier  zu  den  Vorlesungen  über  National- 
ökonomie, Volkswirthschaftspolitik,  welche  hier  die  Pohzeiwissenschaft 
bereits  ganz  verdrängt  hat,  Finanzwissenschaft,  Geschichte  der  staats- 
rechtlichen Theorien  als  Hauptkollegia  hinzu.  —  Ausserdem  finden  wir 
Vorlesungen  über  Geld-  und  Bankwesen.  Als  ganz  neu:  „Ueber  den 
Sozialismus  und  die  sozialen  Aufgaben  der  Gegenwart",  „Geschichte  der 
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national-ökonomischen  Kultur  des  klassischen  Alterthums"  und :  „Schwei- 
zerisches Eisenbahnrecht  im  Vergleich  mit  den  analogen  Rechtsver- 
hältnissen anderer  europäischer  Staaten". 

In  Jena  treten  neue  Gegenstände  nicht  auf.  Bis  1867  Hess  er  die 
drei  Hauptkollegs  regelmässig  von  Semester  zu  Semester  folgen:  Na- 
tionalökonomie, Volkswirthschaftspolitik ,  Finanzwissenschaft,  wie  es 
dort  Usus  gewesen  war,  später  vernachlässigte  er  die  beiden  letzteren 
mehr.  Als  Ergänzung  las  er  jetzt  häufig  „Statistik",  dann  Encyklopädie 
der  Staats-  und  Rechts-  oder  der  Kameralwissenschaften,  die  Geschichte 
der  Nationalökonomie,  Geld-  und  Bankwesen  oder  Geld  und  Kredit 
und  ein  Mal  „Geschichte  der  wirthschaftlichen  Kultur"  4st.  und  „über 
die  national-ökonomischen  Anschauungen  der  Griechen  und  Römer". 

Man  überzeugt  sich  aus  diesen  angeführten  Vorlesungen  leicht, 
dass  seine  Vielseitigkeit  eine  weit  grössere  war  als  aus  seinen  Schriften 
zu  ersehen  ist.  Er  hatte  gründliche  philosophische  Studien  gemacht 
(er  war  Herbartianer).  Als  guter  Philologe  hat  er  sich  noch  bei  seiner 
letzten  Arbeit  gezeigt.  Den  Historiker,  Xationalökonomen  und  Stati- 
stiker finden  wir  in  seiner  wissenschaftlichen  Thätigkeit  fortdauernd 
und  ausserdem  trat  er  als  Staatsrechtslehrer  auf.  Besonders  aber  exi- 
stirt  Niemand  mehr,  der  zugleich  ein  so  bedeutender  Statistiker  und 
Nationalökonom  ist  wie  er  und  es  überdies  gleich  ihm  verstand,  beide 
Wissenschaften  gegenseitig  zu  befruchten. 

Auf  allen  5  Universitäten  hat  er  mit  dem  bedeutendsten  Erfolge 
gelesen,  obwohl  er  als  Redner  nicht  hervorragend  war.  Seinen  Mangel 
an  Formgewandtheit  gestand  er  selbst  zu,  legte  aber  auch  beim  Vor- 
trag keinen  besonderen  Werth  auf  die  Form. 

Er  sprach  frei,  in  den  drei  Hauptvorlesungen  meist  ganz  ohne 
Manuskript,  weshalb  zwei  Kollegienhefte  aus  verschiedenen  Semestern 
selbst  in  der  Disposition  selten  gleich  zu  sein  pflegten;  oft  sprach  er 
ohne  jede  Vorbereitung.  Der  Vortrag  war  kein  fliessender  und  je  nach 
Stimmung  und  Befinden  sehr  ungleich.  Die  Wirkung  lag  in  der  über- 
sichtlich systematischen  Behandlung  des  Stoffes,  der  Klarheit  der  Dar- 
stellung, der  logischen  Entwickelung  des  Einzelnen  und  der  Präzision 
im  Ausdruck.  Er  fesselte  durch  den  Reichthum  der  Ideen  und  der 
scharfen,  geistvollen  Begründung  aller  Ansichten.  Ueberall  suchte  er 
bei  streitigen  Punkten,  das  Für  und  Wider  objektiv  gegenüberzustellen 
und  gab  dann  scharf  und  bestimmt  seine  eigene  Auffassung.  Es  lag 
ihm  ferne,  seine  Lehre  dogmatisch  hinzustellen,  er  forderte  vielmehr 
ausdrücklich  zur  Kritik  auf  und  bot  das  Material  dazu. 

So  ist  auch  keiner  seiner  Schüler  genau  seiner  Richtung  gefolgt, 
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sondern  den  eigenen  Weg,  nur  unterstützt  durch  seine  Methode,  ge- 
gangen.    Er  wollte  denken  lehren  und  regte  in  seltener  Weise  dazu  an. 

Ich  habe  nie  eine  Vorlesung  gehört,  der  es  so  leicht  war  zu  fol- 
gen, da  er  jede  Abschweifung  von  der  Sache  unbedingt  vermied,  kaum 
ein  Wort  mehr  brauchte,  als  unumgänglich  nothwendig  war,  und  bei 
einer  überaus  klaren  Disposition  und  scharfen  Abgrenzung  der  einzelnen 
Fragen  dem  Zuhörer  fortdauernd  Ruhepunkte  gewährte  und  damit  eine 
neue  Konzentration  für  die  folgende  Frage  erleichterte.  Auch  der  Un- 
begabteste musste  seine  Auseinandersetzung  verstehen  und  nahm  pjt- 
was  davon  mit  nach  Hause,  der  Bevorzugtere  fand  darin  eine  kaum 
zu  bewältigende  Fülle  von  Anregung.  Es  war  stets  eine  streng  wis- 
senschaftliche und  doch  populäre  Vorlesung  im  besten, und  höchsten 
Sinne  des  Wortes.  Eine  eigenthümliche  Wärme  im  Ton,  aus  dem  man 
entnahm,  wie  sehr  der  Redner  bei  der  Sache  und  von  dem  Gegenstand 
erfüllt  war,  riss  unwillkürlich  den  Hörer  mit  fort.  Die  Menge  der  in 
der  Nationalökonomie  unentbehrlichen  Beispiele,  die  er  in  anziehendster 
Weise  den  eigenen  Beobachtungen  und  Erlebnissen  entnahm,  fesselte 
und  erleichterte  das  Einprägen  der  leitenden  Gedanken. 

Man  fühlte  es,  wie  er  überall  aus  dem  Vollen  schöpfte,  beliebig, 
ohne  grosse  Wahl  hineingreifen  konnte  in  den  reichen  Schatz  seiner 
Erfahrungen  und  stets  etwas  Interessantes,  Passendes  daraus  zu  bieten 
hatte.  So  bekam  schon  in  den  ersten  Vorlesungen  der  Student  den 
Eindruck  des  imponirenden,  gewaltigen  Meisters,  der  sehr  verschieden 
war  von  einem  im  Bücherstaub  und  Stubenluft  verkümmerten  Ge- 
lehrten. 

Der  Eindruck  wurde  aber  ganz  besonders  verstärkt  und  befestigt, 
wenn  man  in  die  Werkstätte  gelangte,  in  der  er  seine  hauptsächlichste 
Wirksamkeit  entfaltete;  das  war  unzweifelhaft  das  staatswissenschaft- 
liche Seminar  resp.  Praktikum,  das  hier  und  da  an  dessen  Stelle  trat. 

Er  erzählte  es  oft,  dass  er  schon  als  Student  wissenschafthche 
Disputirübungen  angeregt  und  geleitet,  sowie  seine  Lehrthätigkeit  da- 
mit schon  im  ersten  Semester  und  mit  entschiedenem  Erfolg  begonnen 
habe.  Das  ist  sehr  bezeichnend  für  seine  Neigung  und  die  Art,  wie 
er  seine  Aufgabe  als  Docent  erfasste.  In  den  Katalogen  finden  wir  in 
Breslau  ausser  einem  historischen  Disputatorium ,  das  er  bisher  regel- 
mässig gehalten,  im  zweiten  Jahre  noch  historisch-kritische  Uebungen 
der  lausitz'schen  Gesellschaft  von  ihm  angekündigt,  die  er  nun  dauernd 
übernahm.  Solche  Uebungen  hat  er  dann  in  jedem  Semester  unter 
den  verschiedensten  Titeln  geleitet.  Den  nachhaltigsten  Erfolg  erzielte 
er  in  Marburg,  dann  besonders  in  Jena,  wo  er  ein  staatswissenschaftliches 
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Seminar  bereits  vorfand,  das  er  aber  eigenartig  ausbildete  und  durch 
ein  statistisches  Praktikum  fruchtbringend  ergänzte.  Es  kam  ihm  dabei 
das  statistische  Bureau  als  vorzügliches  Lehrmittel  zu  Gute,  das  in 
solcher  Weise  eine  besondere  Eigenthümlichkeit  der  Universität  Jena 
ist  und  hoffentlich  auch  bleiben  wird. 

Derartige  Hebungen  machten  ihm  besondere  Freude,  in  ihnen  zeigte 
er  seine  hohe  pädagogische  Bedeutung.  Hier  wirkte  er  auch  durch 
seine  ganze  Persönlichkeit  unmittelbar  auf  seine  Schüler,  indem  er  sie 
durch  seine  wissenschaftliche  Begeisterung  mit  fortriss.  So  wenig  Milde 
und  Toleranz  man  sonst  auch  geneigt  sein  möchte  ihm  im  Leben  zu- 
zusprechen, so  geduldig,  nachsichtig  gegen  Fehler  und  tolerant  gegen 
abweichende  Ansichten  war  er  im  Seminar.  Dabei  verstand  er  es  in 
bewunderungswürdiger  Weise  die  Diskussion  anzuregen.  Jeden  suchte 
er  zu  zwingen  seine  Meinung  zu  äussern  und  damit  sich  eine  solche 
selbst  zu  bilden,  resp.  die  Unzulänglichkeit  der  eigenen  Anschauung 
einzugestehn.  Gerade  in  der  Nationalökonomie  wird  der  Student  nur 
selten  durch  die  Vorlesungen  auf  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  des 
Gegenstandes  aufmerksam  gemacht,  er  muss  auf  solche  Weise  erst  di- 
rekt darauf  geführt  werden.  Und  die  geistvolle,  überzeugende  Art  und 
Weise,  mit  der  er  schliesslich  seine  eigenen  Ansichten  entwickelte, 
hinterliess  stets  einen  nachhaltigen  Eindruck,  dem  sich  Niemand  zu 
entziehen  vermochte. 

Er  suchte  seine  Schüler  vor  Allem  dahin  zu  bringen  den  aufge- 
nommenen Stoff  sofort  gründlich  zu  verarbeiten  und  durch  selbstän- 
diges Produziren  sich  ganz  zu  eigen  zu  machen.  Ja,  mitunter  hielt 
er  sie  vielleicht  zu  früh  vom  Lesen  ohne  bestimmten  Zweck  der  Ver- 
arbeitung zurück. 

Das  Geheimniss  der  eigenthümlichen  Macht  über  seine  Schüler  lag 
aber  darin,  dass  er  sowohl  Jeden,  von  dessen  Anlage  und  Fleiss  er  sich 
Erfolg  versprach,  völlig  okkupirte  und  unaufhaltsam  mit  nie  nachlas- 
sendem Eifer  von  Stufe  zu  Stufe  drängte,  als  auch  Verständniss  für 
jede  Individualität  bewahrte.  Bei  Stellung  der  Themata  zu  den  Vor- 
trägen und  grösseren  Arbeiten  wusste  er  auf  das  spezielle  Interesse 
eines  Jeden  einzugehen  und  sie  der  Begabung  desselben  anzupassen. 
Er  förderte  Jeden  auf  diese  Weise  in  einer  Richtung,  die  seiner  Nei- 
gung entsprach. 

So  wusste  der  wissenschaftliche  Idealismus,  der  ihn  trug,  die  gei- 
stigen Funken  anzufachen,  die  in  seinen  Hörern  schlummerten,  und 
unermüdlich  war  er  im  Zureden,  Ermuthigen,  im  Anfeuern  zu  neuer 
Anstrengung,  indem  er  Jedem  als  ersten  Preis  das  Doktordiplom  und, 
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war  das  erreicht,  dem  Begabteren  das  Katheder  als  das  zu  erstrebende 
Ziel  zeigte,  —  denn  es  gab  für  ihn  kein  höheres. 

Die  äusseren  Erfolge,  die  er  durch  das  Seminar  erreicht  hat,  treten 
in  der  grossen  Anzahl  der  Schüler,  Natioualökonomen  wie  Statistiker 
zu  Tage,  die  trotz  der  Kleinheit  der  Universitäten,  an  denen  er  wirkte, 
daraus  hervorgegangen  sind,  wobei  noch  besonders  zu  beachten,  dass 
die  meisten  durch  ihn  erst  von  andern  Disciplinen  zum  Studium  der 
Staatswissenschaften  gebracht  und  dauernd  der  Wissenschaft  gewonnen 
wurden.  — 

Die  Eigenart  des  Mannes  lässt  sich  noch  einmal  kurz  zusammen- 
fassen, denn  sie  offenbarte  sich  besonders  nach  zwei  Richtungen:  ein- 
mal in  der  mächtigen  Fruchtbarkeit  an  Ideen,  die  er  achtlos  um  sich 
herstreute,  und  an  der  die  ganze  jüngere  Generation  mehr  zehrt  als 
sie  ahnt,  während  er  selbst  durch  seine  Schicksale  und  durch  die  Un- 
ruhe seiner  Natur  von  der  eigenen  vollen  Verwerthung  derselben  zu- 
rückgehalten wurde;  dann  in  dem  objektiven,  leidenschaftlichen  Ernst, 
mit  dem  er  die  selbstgewählten  höchsten  Ziele  verfolgte. 

Und  so  haben  wir  in  ihm  einen  Mann  verloren,  der  mit  der  Ge- 
walt einer  genialen  Naturkraft,  einer  selten  vielseitigen  Begabung 
ächten  Idealismus  verband ,  und  wie  er  der  Nachwelt  durch  seine  Werke 
unvergesslich  bleibt,  so  in  dem  Herzen  seiner  Schüler  als  Vorbild  ächter 
Wissenschaftlichkeit  und  als  begeisternder  Lehrer  und  Führer  fortlebt. 

In  dem  Kreise  seiner  Amtsgenossen  wird  man  aber  diese  überall 
fördernde  Kraft  gegenwärtig  als  unersetzlich  anerkennen,  und  seine 
Freunde  werden  stets  den  Mann  vermissen,  der  mit  jugendlicher  Heiter- 
keit und  geistvoller  Liebenswürdigkeit  jeden  Kreis  zu  beleben  und  zu 
erwärmen  wusste. 

Halle  a/S.,  Februar  1878. 

J.  Conrad. 


Bezuguehmeud  auf  den  oben  mitgetheilten  Tod  des  Geheimen  Raths 
Professors  Dr.  Hildebrand  erlaube  icli  mir  unsern  geehrten  Mitar- 
beitern und  Lesern  hiermit  anzuzeigen,  dass  ich  die  Redaktion,  bei 
welcher  ich  seit  sechs  Jahren  dem  Verewigten  bereits  zur  Seite  stand, 
einstweilen  allein  weiterführen  werde,  und  bitte  deshalb,  alle  für  die 
Redaktion  der  Jahrbücher  bestimmten  Sendungen  an  mich  zu  adressiren. 

Was  von  dem  Gründer  der  Zeitschrift  am  18.  Oktober  1863  ge- 
schrieben und  dem  ersten  Jahrgänge  vorangeschickt  wurde,  wird  auch 
jetzt  der  Fortführung  zur  Richtschnur  dienen;  es  sei  deshalb  der  Satz 
hier  wiedergegeben : 

„Das  Unternehmen  soll  ein  wissenschaftliches  sein.  Es  soll  weder 
ein  Organ  für  Mittheiluug  unverarbeiteter  statistischer  Materialien  wer- 
den, noch  soll  es  bestimmten  praktischen  Parteizwecken  dienen.  Viel- 
mehr ist  es  seine  Aufgabe,  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  und 
Statistik  die  Fortschritte  wissenschaftlicher  Erkenntniss  in  steter  Folge 
zu  begleiten  und  zu  fördern  und  zugleich  alle  grossen  volkswirth- 
schaftlichen  Bewegungen  und  Neugestaltungen,  die  sich  im  europäi- 
schen Völkerleben  vollziehen,  in  ihrem  historischeu  Zusammenhange 
und  ihrer  wissenschaftlichen  Berechtigung  zu  prüfen." 

Wie  damals,  so  muss  auch  jetzt  gesagt  werden,  dass  es  von  dem 
Beistande  unserer  Fachgenossen  und  wissenschaftlichen  Freunde  ab- 
hängen wird,  wie  weit  die  Zeitschrift  jenen  Aufgaben  gerecht  zu  werden 
vermag.  Wir  richten  deshalb  vor  Allem  an  unsere  bisherigen  Mit- 
arbeiter, dann  an  Alle,  welche  für  die  darin  vertretenen  Wissenschaften 
thätig  sind,  die  Bitte,  uns  durch  litterarische  Beiträge  zu  unter- 
stützen. 

Halle  a/S.,  den   28.  Februar   1878. 

J.  Conrad. 


III. 
Englands  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  Preise 

(1326—1601). 

Von 

Wladislaus  v.  Ochenkowski. 

Dr.  phil. 

Einleitung. 

Immer  mehr  und  mehr  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  histo- 
rische Forschung  auf  dem  Gebiete  der  National-Oekonomie  zum  Durch- 
bruch gelangt,  und  ohne  Zweifel  wird  sie  in  nächster  Zeit  noch  an 
Bedeutung  gewinnen.  —  Ueberzeugt  von  der  Vortreiflichkeit  jener  Me- 
thode und  im  Bewusstsein ,  durch  das  Studium  der  Geschichte  der 
national-ökonomischen  Kultur  besser  als  auf  jedem  anderen  Wege  zur 
Einsicht  in  die  Gestaltung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  und  in 
die  Entwickelung  derselben  gelangen  zu  können,  traten  wir  an  dieses 
Studium  heran. 

Den  Gegenstand  unserer  Untersuchung  haben  wir  dem  klassischen 
Lande  für  die  ökonomische  Forschung,  England,  entnommen.  Die 
grosse  Fülle  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  eine  gewisse  Reife  der 
Verhältnisse  waren  für  diese  Wahl  vorzüglich  entscheidend,  —  Es  kam 
dabei  der  Einfluss  der  politischen  und  ökonomischen  Ideen  Englands 
auf  die  ganze  zivilisirte  Welt  in  Betracht,  und  es  lag  daher  die  Hoff- 
nung nahe,  dass  sich  aus  der  Erforschung  der  englischen  wirthschaft- 
lichen Verhältnisse  mancher  Anhaltspunkt,  mancher  Schlüssel  zum 
Verständniss  der  allgemeinen  ökonomischen  Kultur  ergeben  könnte. 

Die  hervorragenden  literarischen  Leistungen  der  englischen  Na- 
tional-Oekonomen  auf  dem  Gebiete  der  Geschichte  des  wirthschaftli- 
chen Lebens  konnten  von  uns  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  — 
Im  Gegentheil,  die  Arbeiten  einiger  englischer  Schriftsteller,  welche 
in  der  gegenwärtigen  ökonomischen  Literatur  als  Vorbilder  dastehen 
und  auch  in  der  Zukunft  ihren  Werth  nicht  verlieren  werden,  nahmen 
unsere  Aufmerksamkeit  in  hohem  Grade  in  Anspruch.  — 
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In  erster  Linie  ist  hier  das  Werk  Rogers'  zu  erwähnen  ^).  Der 
Verfasser,  auf  ein  sehr  reiches,  aber  wenig  zugängliches  und  trockenes 
Material  gestützt,  wusste  dennoch  ein  lebendiges  Bild  der  Kultur  zu 
entwerfen.  Leider  ging  sein  Versprechen,  die  Forschung,  welche  mit 
der  Mitte  des  13.  Jahrh.  anfängt,  bis  zu  Ende  des  18.  Jahrh.  fortzu- 
setzen, bis  jetzt  noch  nicht  in  Erfüllung  und  wird  dieselbe  mit  dem 
14.  Jahrh.  abgebrochen. 

Eine  andere  hier  in  Betracht  kommende  Arbeit  ist  die  von  Por- 
ter 2),  welche  offenbar  durch  die  grossartige  Entfaltung  des  ökonomi- 
schen Lebens  in  England  hervorgerufen  wurde.  Es  werden  in  ihr  dem- 
gemäss  die  bedeutenden  Errungenschaften  auf  allen  Gebieten  der  wirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  dem  Publikum  dargelegt.  Die  hier  gegebenen 
Data  sind  besonders  aus  dem  19.  Jahrh.  gesammelt,  immerhin  zahl- 
reich sind  noch  diejenigen  aus  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, während  aus  dem  17.  Jahrh.  nur  wenige  Angaben  zu  finden 
sind.  — 

Es  ist  noch  das  Werk  von  Tooke  und  Newmarch  hervorzu- 
heben 3),  welches  die  Zeit  von  1793  —  1856  umfasst  und,  wie  viele 
wissenschaftliche  englische  Untersuchungen,  seine  Entstehung  Tages- 
fragen, die  in  der  Praxis  auftauchten,  verdankt.  Tooke,  welcher  in 
den  ökonomischen  Fragen,  die  sich  reichlich  seit  der  Sistirung  der 
Baarzahlung  (Akte  1797  J.)  entwickelt  hatten,  einen  sehr  regen  und 
hervorragenden  Antheil  genommen,  glaubte  die  wirthschaftlichen  Kon- 
troversen nicht  besser  als  durch  eine  eingehende  historische  Forschung 
lösen  zu  können.  Er  schuf  dadurch,  dass  er  die  Thatsachen  der  Preis- 
und  Zirkulationsentwickelung  erklärte  und  andere  gleichzeitige  Er- 
scheinungen des  national  -  ökonomischen  Lebens  hinzufügte,  eins  der 
besten  literarischen  Produkte  auf  unserem  Gebiete. 

Indessen  es  blieb  so  eine  nicht  unbeträchtliche  Lücke,  welche  aus- 
zufüllen immerhin  uns  als  eine  nicht  ganz  werthlose  Aufgabe  erschien. 
Es  bot  sich  da  zunächst  zu  einer  historischen  Erforschung. der  wirth- 
schaftlichen Zustände  das  17.  Jahrh.  als  das  leichteste  dar,  zumal  da 
wir  hier  auf  national-ökonomischem  Gebiete  eine  ziemlich  entwickelte 
Literatur  besitzen,  welche  eine  gewisse  Einsicht  in  die  damaligen  Ver- 
hältnisse zu  geben  wohl  im  Stande  ist.  Je  eingehender  wir  uns  aber 
mit  diesem  Jahrhundert  beschäftigten,  um  so  dringender  trat  auch  an 
uns  die  Nothweudigkeit  heran,  uns   mit   der   vorangehenden   Epoche 

1)  A  History  of  Agriculture  and  Prices  in  England.     London   1859. 

2)  Progress  of  the  Nation.     London  1851. 

3)  History  of  Prices.     London  1857. 
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bekannt  zu  machen,  besonders  da  wir  immer  mehr  einsahen,  dass  wir 
nur  dann  das  17.  Jahrh.  richtig  zu  würdigen  im  Stande  sein  würden, 
wenn  die  in  den  früheren  Jahrhunderten  zu  Tage  getretenen  Erschei- 
nungen unserem  Auge  sich  klar  darstellen  würden.  Es  kam  jedoch 
hierzu  noch  ein  anderes  wesentliches  Moment.  Wir  fanden  nämlich 
selbst  bei,  der  Zeit  nach,  entfernteren  Thatsachen  vielfach  auffallende 
Analogien,  was  um  so  mehr  zum  Nachforschen  anreizen  musste,  je  mehr 
andere  Erscheinungen  diesen  widersprachen.  Erst  eine  genauere  Unter- 
suchung konnte  ergeben,  ob  jene  Analogien  scheinbare  oder  wirkliche 
seien,  ob  man  die  hier  und  da  getroffenen  Erscheinungen  als  Offenba- 
rungen derselben  Richtung  und  desselben  Geistes  anzusehen,  in  wie 
fern  man  vielleicht  jene  als  Vorläufer  von  diesen  zu  betrachten  habe, 
mit  wenig  Worten :  es  trat  an  uns  die  Frage  der  Entwickelung  heran, 
die  wir  aber  nur  dann  wirklich  zu  lösen  im  Stande  waren,  wenn  wir 
tiefer  in  die  von  jenen  Schriftstellern  offen  gelassene  Lücke  eindrangen. 

Der  Zeitraum,  den  wir  in  unseren  Studien  zu  durchforschen  ver- 
sucht haben  und  der  auch  in  der  vorliegenden  Arbeit  behandelt  wer- 
den soll,  umfasst  die  Jahre  von  1326 — 1601.  Es  erschien  uns,  um 
andere  Gründe  unberücksichtigt  zu  lassen,  diese  Zeit  besonders  dess- 
halb  erwünscht,  weil  die  entschieden  fortgeschrittene  Lockerung  der 
Leibeigenschaft,  die  Umwandlung  der  Naturalabgaben  und  Dienstlei- 
stungen in  Geld  und  endlich  die  sich  ökonomisch  und  sozial-politisch 
entwickelnde  Bedeutung  des  städtischen  Elementes  die  wirthschaftli- 
chen  Faktoren  freier  wirken  Hessen.  Für  den  Schluss  der  Epoche 
mit  dem  Ende  des  16.  Jahrh.  wollen  wir  vorläufig  als  Grund  nur  die 
völlig  und  klar  auf  der  Hand  liegende  Umwandlung  in  der  volkswirth- 
schaftlichen  Politik  Englands  hervorheben. 

Bei  dem  Beginn  der  Arbeit  stellte  sich  zunächst  als  eine  nicht 
unbedeutende  Schwierigkeit  die  Wahl  der  Quellen  heraus.  In  einem 
gewissen  Sinne  fehlte  es  nicht  völlig  an  Vorarbeiten.  Die  Werke  von 
Norton^),  Herbert^)  und  Brentano^)  konnten,  wie  auch  noch 
manche  andere  Arbeiten,  hie  und  da  immerhin  mit  Vortheil  benutzt 
werden.  Die  früheren  Geschichten  von  London  (Stow*),  Maitland, 
North ouck)  gewährten  ebenfalls  eine  nicht  unwillkommene  Einsicht 
in  die  städtischen  Zustände,  zumal  da  durch  die  Veröffentlichung  der 

1)  Commentaries  on  the  History,  Constitution  and  Chartered  Franchises  of  the  City 
of  London.     London  1869. 

2)  History  of  the  twelve  great  Livery  Companies  of  London.     London   1837. 

3)  Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart.     Leipzig  1871. 

4)  Survey    of  London.     London  ed.   1720. 
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archivalischeu  Akten  ^)  eine  gründlichere  Kenntnissnahme  derselben 
möglich  war.  Endlich  Hessen  sich  auch  die  Beschreibungen  der  Lan- 
destheile^)  gar  wohl  benatzen. 

Im  Grossen  und  Ganzen  aber  rauss  man  sagen,  dass,  so  schätzens- 
werth  solche  Monographien  und  Sammlungen  auch  sein  mögen,  diesel- 
ben dennoch  nur  zur  Unterstützung,  zur  Erklärung  einzelner  spezieller 
Verhältnisse  dienen,  nicht  aber  als  eine  Hauptgrundlage  benutzt  wer- 
den können. 

Es  blieben  nun  noch  die  Chronisten  übrig,  bei  denen  aber  das 
wirthschaftliche  Material  sehr  gering  und  sehr  unkritisch  zu  bezeich- 
nen ist.  Freilich  finden  wir  auch  wichtige  ökonomische  Thatsachen 
hie  und  da  in  ihnen  registrirt,  z.  B.  grössere  Sterblichkeiten  und 
Theuerungen  bei  Th.  Walsingham^)  gewissenhaft  eingetragen,  fer- 
ner auch  bei  Holinshed^)  manche  Fragen,  die  das  wirthschaftliche 
Leben  berühren,  erwähnt^).  Aus  diesem  Grunde  konnten  derartige 
Arbeiten  nicht  ganz  ausser  Augen  gelassen  werden.  AuchBacon's 
treffliche  Geschichte  Heinrich  VII.  darf  man  an  dieser  Stelle  nicht 
mit  Stillschweigen  übergehen. 

Indessen,  wenn  auch  in  allen  diesen  Werken  sich  wirthschaftliche 
Thatsachen  vorfinden,  so  sind  es  doch  immer  nur  sehr  wenige,  und  es 
ist  in  der  That  höchst  auffallend,  dass  sogar  solche  Schriftsteller, 
welche  der  Epoche,  die  sie  behandeln,  der  Zeit  nach  nahe  stehen, 
die  Entwickelung  bedeutender  wirthschaftlicher  Erscheinungen  völlig 
ausser  Acht  lassen.  Wir  wollen  nur  an  die  überhandnehmende  Heerde- 
wirthschaft  zu  Ende  des  15.  und  im  Verlaufe  des  16.  Jahrh.  erinnern. 
Es  war  dieses  ein  System,  das  in  alle  sozialen  und  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  ungemein  tief  eingriff  und  nicht  mit  einem  Schlage  zu 
jenen  grossen  Dimensionen  heranwachsen  konnte,  das  vielmehr  noth- 
wendig  einer  längeren  Zeit  der  Entwickelung  bedurfte.    Aber  weder 


1)  Liber  Custumarum ,  Liber  Albus,  beide  mit  einem  Vorwort  von  Th.  Eiley. 
Desselben  Verfassers :  Memorials  of  London  and  London  Life  in  the  XIII,  XIV  and  XV 
centuries.  J.  D  e  1  p  i  t :  Collection  generale  des  documents  fran9ais  qui  se  trouvent  en 
Angleterre.     Paris  1847. 

2)  Blomefield,  History  of  Norfolk.  Allen,  History  of  the  County  of  York, 
Sir  J.  Cullum,  The  History  and  Antiquities  of  Hawsted  and  Hardwick.  Th.  Dud- 
ley  Fosbrooke,  Abstracts  of  Recards  and  Manuscripts  respecting  the  County  of  Glou- 
cester,  und  a.  m. 

3)  Besonders  Historia  Anglicana  ed.   1863. 

4)  Chronicles  ed.   1807. 

5)  Unter  den  chronologisch  geordneten  Quellen  verdient  eine  Erwähnung :  M  a  c  - 
pherson,  Annais  of  Commerce  (Fortsetzung  v.  Anderson).     London  1805. 
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bei  Knyghton,  noch  bei  Waisin gham,  noch  bei  Hüll,  Grafton, 
Holinshed  und  Anderen,  ja  nicht  einmal  bei  Bacon  ist  der  Ent- 
wickelung  dieses  Systems  auch  nur  mit  einer  Silbe  gedacht.  Eine 
Ausnahme  bildet  hierin  blos  Rossus^),  dessen  Auseinandersetzung, 
wenn  auch  ziemhch  umfassend,  jedoch  keineswegs  als  eingehend  zu 
betrachten  ist.  Aehnlich  geht  es  mit  anderen  wirthschaftlichen  Fra- 
gen. So  ist  der  Städteverfall  im  16.  Jahrh.  in  den  Zeit-Quellen  völlig 
im  Dunkel  gehüllt. 

Wenn  wir  nun  zu  den  bereits  erwähnten  Arbeiten  noch  das  ano- 
nym erschienene  Werk  eines  Italieners  (angeblich  eines  Attache  der 
venetianischen  Gesandtschaft)  2),  und  diejenigen  von  Fitzherbert  3) 
und  Harris on^)  hinzufügen,  so  geschieht  dieses  desshalb,  weil  die- 
selben meistens  die  Darstellung  wirthschaftlicher  Zustände  im  Auge 
haben  und  somit  eine  reichere  Ausbeute  als  jene  darbieten.  Indessen 
auch  hier  ist  von  dem  ursächhchen  Zusammenhang  der  ökonomischen 
Erscheinungen  eigentlich  keine  Rede. 

Ein  tieferes  wissenschaftliches  Eingehen  auf  die  Ursachen  der 
wirthschaftlichen  Zustände  datirt  erst  von  dem  Ende  des  16.  Jahrh., 
seit  dem  Erscheinen  der  geistreichen  Schrift  von  W.  S(tafford)5), 
welche  der  damals  beginnenden  merkantilischen  Literatur  zur  Ehre 
gereicht. 

Wir  sehen  daher,  dass  auch  diese  hier  angeführten  Quellen  wohl 
zur  Unterstützung  bei  einer  Arbeit  über  die  wirthschaftlichen  Verhält- 
nisse im  14,  15.  und  16.  Jahrh.  dienen,  zur  eigenthchen  Grundlage 
aber  schwerlich  angenommen  werden  konnten. 

Anders  war  es  mit  einer  dritten  Art  von  Quellen,  mit  der  Ge- 
setzgebung. 

Im  Allgemeinen  wird  die  Gesetzgebung  immer  als  eine  nicht  un- 


1)  Historia  Regum  Angliae.     Oxonii  1745. 

2)  Der  Titel  der  englischen  Uebersetzung  lautet :  A  Relation  ar  rather  a  true  ac- 
count  of  the  island  of  England  ;  with  sundry  particulars  of  the  customs  of  these  people, 
and  of  the  royal  revenue  under  the  King  Henry  the  seventh,  about  the  year  1500. 

3)  Surveyenge  1539.  Das  zweite:  The  Büke  of  Husbaudry  ist  ganz  speziell  der 
Landwirthschaft  gewidmet. 

4)  Description  of  Great  Britain  ed.   1807. 

5)  A  compendious  or  brief  examination  of  certayne  ordinary  complaints  of  divers 
of  our  country  in  these  our  days  ....  1581.  In  gothischer  Schrift.  Diese  ausgezeich- 
nete Schrift  war  zuei'st  Shakspeare  zugeschrieben.  Merkwürdig,  dass  Röscher  in 
der:  „Zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirthschaftlehre"  blos  ein  Mal  das  Werk  von 
Stafford  anführt,  ohne  aber  Wesentliches  darüber  zu  sagen.  M'Culloch  in  Litera- 
ture  of  Political  Economy  widmet  demselben  einige  kritiklose  Zeilen. 
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wichtige  Quelle  auch  bei  einer  historischen  Darlegung  wirthschafthcher 
Verhältnisse  angesehen  werden  müssen.  Im  hervorragenden  Maasse 
aber  ist  dieses  der  Fall  für  England  und  speziell  für  die  Zeit,  die  wir 
hier  behandeln ;  denn  gerade  von  der  Zeit  Eduard's  III.  an  beginnt 
die  Konsolidirung,  resp.  die  Entwickeluug  der  parlamentarischen  Ver- 
fassung, in  Folge  deren  das  Parlament  in  das  wirthschaftliche  Gebiet 
ordnend  eingreift  und  dasselbe  hinfort  immer  mehr  und  mehr  in  den 
Kreis  seiner  Thätigkeit  hineinzieht.  Als  Reichsgesetze  sind  von  jener 
Zeit  an  nur  diejenigen  Erlasse  zu  betrachten,  welche  aus  dem  Zusam- 
menwirken des  Königs  mit  den  beiden  Häusern  des  Parlaments  her- 
vorgegangen sind:  es  müssen  desshalb  dieselben  als  eine  Aeusserung 
einer  mehr  allgemeinen  Geistesrichtung  gelten. 

Was  die  bisherige  Benutzung  dieser  Quelle  in  Rücksicht  aiff  die 
Wirthschaft  betrifft,  so  sind  die  bezüglichen  Gesetze  auch  früher  schon 
zu  Rathe  gezogen,  jedoch  sehr  vereinzelt,  nicht  in  einem  klaren,  festen 
Zusammenhange;  sie  wurden  mehr  als  eine  gelegentliche  Stütze  be- 
nutzt. Der  gelungene  Versuch  Froude's  im  ersten  Kapitel  seiner 
Geschichte  1)  ist  wohl  beachtenswerth,  indess  doch  so  unzureichend, 
dass  man  aus  dieser  Arbeit  die  Reichhaltigkeit  der  ganzen  Quelle  nur 
vermuthen  kann.  Die  weit  umfangreichere  Behandlung  der  Gesetze  in 
Fr.  Eden's  Werke  2)  durch  Zusammenstellung  der  Arbeits-  und  Ar- 
mengesetzgebung würde,  wenn  man  aus  den  angeführten  Daten  ein 
klares,  abgerundetes  Bild  erhalten  wollte,  nothwendig  einer  durch- 
greifenderen Kritik  bedürfen. 

Wir  können  daher  wohl  behaupten,  in  dieser  Beziehung  einen 
ziemlich  frischen,  noch  unbearbeiteten  Boden  zu  betreten. 

Es  erleichterte  die  grosse  offizielle  Ausgabe  der  Gesetze  3),  welche 
aus  der  Initiative  des  Unterhauses  des  Parlaments  hervorgegangen 
war,  wesentlich  unsere  Arbeit.  Der  neben  dem  englischen  hinzuge- 
fügte französische  resp.  lateinische  Text  und  die  in  den  Anmerkungen 
eingetragenen  Abweichungen  ermöglichten  ein  klareres  Verständniss 
und  eine  bessere  Einsicht  in  die  hie  und  da  etwas  dunkleren  Sätze 
und  Ausdrücke. 


1)  History  of  England.     London  1869. 

2)  State  of  the  Poor.  Vol.  I. 

3)  The  Statutes  of  the  Realm.  Vol.  I— IX.  1810—1822.  fol.  Nach  dieser  Ausgabe 
werden  wir  in  der  Folge  die  einzelnen  Gesetze  zitiren.  Wir  haben  oben  in  den  Quellen 
H.  Thomas:  Proceedings  and  Ordinances  of  the  Privy  Council  und  Rymer:  Foedera 
desshalb  nicht  erwähnt,  weil  die  in  beiden  enthaltenen  Dokumente  von  geringerer  ge- 
setzlicher Bedeutung  als  die  Reichsstatuten  sind. 
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Bei  der  genaueren  Durchsicht  der  Statuten  zeigte  es  sich,  dass 
die  Gesetze  ungemein  vielfältig  und  so  oft  die  ökonomischen  Verhält- 
nisse berühren,  dass  sich  schon  daraus  die  Möglichkeit,  die  Gesetz- 
gebung zu  einer  breiteren  Grundlage  für  die  national-ökonomische  For- 
schung zu  benutzen,  ergeben  musste.  Es  kommt  noch  hinzu,  dass 
zu  jenen  Zeiten  die  gesetzgeberische  Gewalt  weit  tiefer  und  w^eit  ent- 
schiedener in  die  wirthschaftlicheu  Verhältnisse  eingrift",  als  man  es 
heute  für  zweckmässig  erachten  würde ,  so  dass  die  ökonomische  Thä- 
tigkeit  der  Einzelnen  nicht  frei  werden  konnte,  sondern  vielmehr  durch 
die  höhere  und  stärkere  Macht  des  Gesetzes  mehrfach  gehemmt  wurde. 
Um  so  grösser  ist  aber  der  Werth,  den  die  national-ökonomische  Ge- 
setzgebung Englands  als  Quelle  besitzt. 

.,  Unsere  Absicht,  die  vorliegende  Arbeit  in  bestimmten  engeren 
Schranken  zu  halten,  veranlasste  uns,  einen  speziellen  Theil  der  Wirth- 
schaft,  in  welche  die  Gesetzgebung  eingriff,  zu  behandeln.  Wir  wähl- 
ten zu  dem  Behufe  die  Preisregulirungen  seitens  der  englischen  Ge- 
setzgebung; denn  wir  können  mit  Entschiedenheit  behaupten,  dass  es 
in  jenen  Zeiten  zunächst  die  Preise  waren,  auf  welche  der  strenge 
Blick  des  Gesetzgebers  unablässig  gerichtet  war.  Andererseits  aber 
ist  es  auch  bekannt,  dass  man,  da  die  Preisbildung  so  vielseitig  und 
so  unmittelbar  den  Gang  der  Wirthschaft  beeinflusst,  aus  einer  Dar- 
stellung der  gesetzlichen  Preisregulirung ,  zugleich  auch  in  gewisser 
Beziehung  auf  die  Gestaltung  des  ganzen  wirthschaftlichen  Bau's  schlies- 
sen  kann.  Es  lässt  sich  demnach  bei  diesem  wenn  auch  beschränkten 
Thema  doch  immer  ein  weitergehender  Einblick  in  die  damalige  Wirth- 
schaftspolitik  gewinnen. 

Indem  daher  die  Preisfrage,  sowohl  wegen  der  nahen  Beziehung 
zu  unserer  Quelle,  als  auch  wegen  ihrer  grossen  Bedeutung  in  der 
Wirthschaft  sich  zur  Behandlung  empfahl,  so  musste  noch  als  ein 
drittes  wesentliches  Moment  die  vollständig  veränderte  Stellung  des 
Preises  im  Merkantilismus  sprechen.  Es  erscheint  somit  die  Preisfrage 
und  deren  Gestaltung  in  der  von  uns  hier  behandelten  Epoche  als 
etwas  Abgeschlossenes,  gleichsam  als  wie  ein  Theil  der  Wirthschaft, 
der  in  dieser  Zeit  sein  geschichtliches  Leben  vollendet  hat. 

Eine  diesen  Gegenstand  in  Bezug  auf  Deutschland  behandelnde 
Arbeit  ist  bereits  vor  längerer  Zeit  veröffentlicht  worden  i),  vielleicht 


1)  Anfänge  der  merkantilistisclieu  Staatspraxis  in  Deutschland,  in  B.  Hildebrand: 
Jahrbücher  für  Nat.-Oeli.  u.  Stat.  Bd.  II  1864.  An  Analogien  felilt  es  jedenfalls  nicht, 
aber  Unterschiede  Itommen  auch  vor.  So  scheint  es,  nach  jenem  Aufsatz,  dass  sich  die 
gesetzliche  Preisregulirung  in  Deutschland  zu  einer  Staatspolitilc  erst  im  16.  und  17.  Jahrh. 
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kann  unser  bescheidener  Beitrag  auf  manche  Analogie  oder  auf  gar 
manche  Verschiedenheit  in  der  allgemeinen  Entwickelung  beider  Völ- 
ker hindeuten. 


Die  gesetzliche  Preisreg-ulirung. 

Welche  Richtung  die  Politik  der  Preisregulirung  verfolgte,  von 
welcher  Seite  aus  man  den  Preis  bestimmen  wollte ,  ist  aus  den  Statu- 
ten leicht  zu  erkennen.  Die  Durchsicht  derselben  zeigt  uns  die  Ma- 
xima  der  Preise,  und  selbst  in  den  Gesetzen,  wo  der  Preis  nicht  zif- 
fermässig  festgestellt  ist,  wo  er  aber  entweder  den  Hauptgegenstand 
der  Erlasse  bildet,  oder  wo  er  bei  Behandlung  der  Fragen  des  Ver- 
kehrs zu  Tage  tritt,  ist  das  Streben,  den  Lauf  des  Preises  nach  der 
Höhe  hin  zu  hemmen,  resp.  in  engeren  Grenzen  zu  halten,  im  All- 
gemeinen deutlich  ausgesprochen.  Die  wenigen  Ausnahmen,  wo  die 
Absicht  der  Erhaltung  des  Preises  auf  einer  gewissen  Höhe  geäussert 
ist,  werden  wir  später  bei  Gelegenheit  betrachten  und  dabei  zugleich 
erkennen,   dass  sie  auf  die  Hauptrichtung   nicht  störend  einwirken  i). 

Wenn  wir  nun  nach  dem  Zwecke,  nach  der  Berechtigung,  um 
uns  so  auszudrücken,  dieser  Tendenz  fragen,  so  finden  wir  den  „allge- 
meinen Schaden"  als  Motiv  angegeben,  und  wenn  dieser  Gedanke  auch 
manchmal  nicht  buchstäblich  ausgedrückt  ist,  so  ist  doch  derselbe 
Sinn  in  der  betreifenden  Aeusserung  nicht  zu  verkennen  2). 


herausgebildet  hatte,  während  in  England  in  derselben  Zeit  und  besonders  im  17.  Jahrh. 
die  Preisfrage  unter  dem  Einflüsse  der  merkantilistischen  Theorie  eine ,  wir  können  sa- 
gen, ganz  verschiedene  Gestaltung  annimmt.  W^ir  heben  noch  zwei  einzelne  Thatsachen 
als  Beispiele  der  Verschiedenheit  hervor.  Erstens:  ein  Beschluss,  wie  der  des  deutschen 
Reichstages  (1522 — 23),  dem  zufolge,  aus  Furcht  vor  dem  Monopols,  jede  Gesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  über  50,000  Gulden  verboten  war  (S.  172),  wäre  in  derselben  Zeit  in 
England ,  wegen  des  sich  grossartiger  entwickelnden  auswärtigen  Handels ,  unmöglich 
gewesen.  Zweitens:  man  bemühte  sich  im  Deutschen  Reiche,  durch  Förderung  der  Ein- 
fuhr der  fremden  Produkte  oder  des  Zuflusses  der  fremden  Handwerker  die  Preise  nie- 
drig zu  halten  (S.  179).  Etwas  Aehnliches  blickt  in  einigen  englischen  Gesetzen  durch 
(vid.  z.  B.  2  R.  II.  s.  1.  c.  1).  Diese  Richtung  war  aber  im  Keime  vollständig  paralysirt 
durch  verschiedene  Beschränkungen  der  Fremden  zu  Gunsten  der  städtischen  Freiheiten. 
Dieser  Vorgang  entwickelt  sich  schon  mit  Eduard  III. 

1)  Vid.   S.  105  und  ibid.  Anm.  2. 

2)  4  Ed.  III.  c.  12  „to  the  great  hurt  of  the  people."  4  H.  VII.  c.  8  the  great 
hurt  ....  of  the  King's  liege  people."  ibid.  c.  9  ,, great  .  .  .  charges  and  damages  of 
the  King's  subjects."  25  H.  VIII.  c.  2  „great  damage  .  .  .  of  the  King's  Subjects." 
5—6  Ed.  VI.  c.  7  ,,to  the  great  hurt  detriment  and  decay  of  the  Realm."  1  El.  c.  10 
„to  the  greate  Hurt  Damage    and  Hindrance   of  all  the  Queenes   most  loving  Subjects." 
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Man  könnte  diesem  so  ausgedrückten  Motiv  vorwerfen,  dass  es 
zu  absolut  und  auch  zu  unbestimmt  ist.  Es  wäre  doch  möglich,  dass 
Jemand  Vortheil  dabei  hätte.  Durch  diesen  Einwand  gewinnt  die 
Sache  eine  andere  Gestalt  und  muss  dieselbe  vom  Standpunkte  des 
„gemeinsamen  Wohls"  betrachtet  werden,  vor  welchem  der  Vortheil 
des  Einzelnen  sich  beugen  muss.  Wenn  wir  ausserdem  das  Unbe- 
stimmte des  Motivs  mehr  zu  spezialisiren  versuchen,  so  können  wir 
zu  einer  tieferen  Einsicht  in  den  Begriff  des  „gemeinsamen  Wohls", 
resp.  des  „allgemeinen  Schadens"  gelangen. 

Die  Behauptung,  dass  durch  die  hohen  Preise  „der  König,  die 
Grossen  und  die  Gemeinen"^)  geschädigt  werden,  scheint  darauf  hin- 
zuweisen, dass  man  die  Nachtheile  als  weitreichend  auffasste.  Jeden- 
falls verdient  diese  Zusammenstellung  aller  Gesellschaftsklassen  unsere 
Aufmerksamkeit.  Wir  wollen  uns  jedoch  sogleich  jener  Seite  zuwen- 
den, wo  die  Statuten  auf  die  Schäden,  welche  aus  den  hoch  getrie- 
benen Preisen  speziell  für  „die  Armen"  erwachsen,  den  Nachdruck 
legen ;  und  um  sofort  weiter  die  Spezialisirung  fortzusetzen ,  heben  wir 
,,die  Gewerbetreibenden"  als  diejenigen  hervor,  welche  durch  Theue- 
rung  der  Produkte,  dem  Gesetze  nach,  peinlich  berührt  waren.  Wir 
fügen  ferner  hinzu,  dass  die  Handwerker,  obgleich  sie  hier  selbständig 
in  ihrem  gewerblichen  Charakter  auftreten,  die  früher  angeführte 
Gruppe  „der  Armen"  doch  noch  vergrössern,  indem  auch  sie  als  solche 
bezeichnet  sind.  Zusammengenommen  bilden  alle  daher  eine  beach- 
tenswerthe  Masse  ^). 


1)  37  Ed.  III.  c.  5  „For  the  great  Mischiefs  which  have  happened  as  weU  to  the 
King ,  as  to  the  great  Men  and  Commons."  33  H.  VIII.  c.  2  spricht  ebeufaUs  von 
„cur  Sovereign  Lord  the  King,  the  Lord,  gentlemen  and  commons." 

2)  24  H.  VIII.  c.  3  spricht  von  der  Theuerung  der  Lebensmittel  „in  especiall  beoffe 
mutton  porke  and  veale  whiche  is  the  common  fedyng  of  the  meane  and  poore  persons." 
25  H.  VIII.  c.  1  ,  indem  es  die  Bestimmung  der  Fleischpreise  per  Gewicht  behandelt, 
sagt  es,  dass  die  Maassregel  ist  ,,so  necessarie  for  the  preservacion  of  the  povertie." 
14  El.  c.  4  legt  Nachdruck  auf  die  hohen  Preise  der  Beschuhung  und  die  Nachtheile, 
welche  daraus  für  die  ärmeren  Bevölkerungsklassen  entstehen. 

In  den  Statuten  4  Ed.  IV.  c.  4  ,  22  H.  VIII.  c.  1,  37  H.  VIII.  c.  15,  5—6  Ed.  VI. 
c.  7  sind  die  Wollenstoffhandwerker  als  unfähig  bezeichnet,  für  die  Wolle  höhere  Preise 
zu  zahlen.  Bei  den  niedrigen  Preisen  verdienten  sie  ihren  Lebensunterhalt  (4  Ed.  4 
und  22  H.  VIII.),  bei  den  höheren  ergaben  sie  sich  dem  Müssiggang,  Raub  etc.  Sie 
kommen  auch  (37  H.  VIII.)  als  ,,King's  poor  Siibjects"  vor.  Vid.  5—6  Ed.  VI  c  15 
und  die  Modification  desselben  im  1  M.  s.  3  c.  8  ,  wo  die  Schuhmacher  und  Schuhflicker 
als  ,,poor  Artificers",  oder  ,,very  poor  Men",  welche  den  Stoff  zu  ,,reasonable  Price" 
nicht  erhalten  können,  bezeichnet  sind.     Vid.  auch  1  El.   c.  8  und  5  El.  c.  8. 

Es  mag  hier    noch    bemerkt  werden ,    dass  in  vielen    anderen  Gesetzen ,    welche  die 
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Nach  dieser  Berücksichtigung  der  Personen  wollen  wir  uns  noch 
die  Gegenstände,  deren  Preise  modifizirt  werden,  etwas  näher  besehen. 
Wir  lassen  einstweilen  die  von  Zeit  zu  Zeit  einzeln  behandelten  Ge- 
genstände bei  Seite  und  widmen  unsere  Aufmerksamkeit  vorzüglich 
denjenigen,  welche  durch  öfteres  Erscheinen  in  den  Statuten  ihre 
Wichtigkeit  bezeugen  und  auf  diese  Weise  ein  helleres  Licht  über  die 
Lage  der  Dinge  verbreiten. 

Als  solche  erkennen  wir  überhaupt  die  Lebensmittel,  von  denen 
die  Fische  und  die  Weine  öfters  zur  Sprache  kommen  i);  das  Brenn- 
material wird  auch  nicht  vergessen  2);  mitunter  wird  auf  den  Preis 
des  Pferdefutters  (in  Gasthäusern)  eingegangen  ^).  Was  die  Stoffe  für 
Gewerbe  betrifft,  so  sind  hier  vorzüglich  Wolle,  Häute  und  Leder  be- 
rücksichtigt^). Wenn  wir  diese  Artikel  zusammenfassen  und  dann 
der  Produktion-^)  des  damaligen  England  entgegenstellen,  so  erschei- 


Zustände  der  Industrie  behandeln,  ohne  jedoch  die  Frage  des  Preises  zu  berühren,  z.  B. 
in  den  Ein-  und  Ausfuhrverboten,  die  Armuth  der  Handwerker  hervorgehoben  wird,  und 
dass  man  ihnen  durch  die  ergriffenen  Mittel  den  Lebensunterhalt  sichern  will. 

1)  4  Ed.  III.  c.  12,  23  Ed.  III.  c.  6  ,  25  Ed.  III.  s.  3  c.  3 ,  27  Ed.  III.  s.  1  c.  3, 
27  Ed.  III.  cc.  5  —  7,  31  Ed.  III.  s.  2  cc.  1—3,  31  Ed.  III.  s.  3  cc.  1—2,  35  Ed.  III., 
37  Ed.  III.  c.  3,  c.  5  ,  37  Ed.  III.  c.  16  ,  42  Ed.  III.  c.  8  (vgl.  2  7  Ed.  III.  cc.  5—7  und 
37  Ed.  III.  c.  Ifi),  2  R.  II.  s.  1  c.  2,  5  R.  II.  s.  1  c.  4 ,  6  R.  II.  s.  1  c.  11  ,  13  R.  IL 
s.  1  c.  8.  23  H.  VIII.  c.  4  (Bier) ,  23  H.  VIII.  c.  7,  24  H.  VIIL  c.  3,  c.  6,  25  H.  YIII. 
cc.  1—2,  c.  4,  28  H.  VIIL  c.  14,  33  H.  VIIL  c.  2,  34—35  H.  VIIL  c.  7.  2—3  Ed.  VI. 
c.  15,  3—4  Ed.  VI.  c.  9,  3—4  Ed.  VI.  c.  19,  5—6  Ed.  VI  c.  14,  7  Ed.  VL  c.  5, 
1—2  P.   et  M.  c.  5. 

2)  7  Ed  VI.  c.  7  (vgl.  34  —  35  H.  VIIL  c.  3).  1  —  2  P.  et  M  c.  5  spricht  von 
„Wood".  Man  darf  wahrscheinlich  darunter  auch  Brennmaterial  verstehen  ,  weil  das 
Gesetz  sonst  die  ersten  Lebensbedürfnisse  behandelt. 

3)  13  R.  IL  s.  1  c.  8,  4  H.  IV.  c.  25. 

4)  Ausser  den  in  der  Anm.  2  S.  77  angeführten:  31  Ed.  III.  s.  1  c.  2  ,  14  R.  IL 
c.  4,   1  El.  c.  10. 

5)  Wir  können  uns  annähernd  eine  Vorstellung  von  der  Produktion  und  Konsumtion 
Englands  zu  Ende  der  hier  behandelten  Epoche  aus  einem  Aus-  und  Einfuhrausweis  der 
bedeutenden  Gesellschaft  der  ,,Merchant  Adventurers"  bilden. 

John  Wheeler  (Sekretär  der  Gesellschaft)  A  Treatise  of  Commerce  1601  S.  25  fr. 
sagt  über  die  Ausfuhr  ,, First,  tliere  is  shipped  out  yearly  by  the  .  .  .  Companie  ,  at 
last  sixtie  thousande  white  Clothes ,  besides  coloured  Clothes  of  all  sortes  (folgt  die 
Aufzählung  verschiedener  Tuchsorten).   .   .   . 

There  goeth  also  out  of  England,  besides  these  Woollen  Clothes,  into  the  law  Cou- 
tries,  Wool,  Fei ,  Lead ,  Tinne ,  Safiron ,  Conyskins ,  Leather ,  Tallow  ,  Alabaster  stones. 
Com,  Beer  et  divers  other  things  amounting  unto  great  summes  of  money.  .   .   . 

Of  the  Dutche  ,  and  Germane  Merchants,  they  (d.  h.  die  Gesellschaft)  buye  Rhcnish 
Wine,  Fustian.s,  Copper,  Steele,  Hemp,  Oinions  sed,  Copper  at  Iron  Wyre,  Latten  Ketteis 
and  Pannes ,  Linen  Cloth ,    Hamas ,    Saltpeter ,    Gunpowder ,    all  things  made  at  Noren- 
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neu  sie  uns  als  Landcscrzougnisse  (ausser  den  Weinen),  von  denen 
der  Verbrauch  und  mithin  der  Verkehr  im  Innern  ein  grosser  war; 
mit  anderen  Worten:  es  sind  die  hauptsächlichsten  und  gangbarsten 
Konsumtionsartikel,  durch  einheimische  Produktion  der  Bevölkerung 
geliefert. 

Weil  es  sich  hier  also  hauptsächlich  um  die  vorzüglicheren  Kon- 
sumtionsgegenstände handelt,  und  weil  ferner  dabei  die  Konsumenten 
berücksichtigt  werden,  so  bewegen  wir  uns  lediglich  im  Kreise  der 
Konsumtion.  Die  Handwerker  sind  hier  blos  von  dieser  Seite  behan- 
delt und  dieser  Charakter  wird  durch  ihre  Armuth  in  seiner  Präzision 
noch  mehr  ausgebildet.  Von  den  „Armen"  brauchen  wir  wohl  nicht 
weiter  zu  sprechen  und  das  Bild  wird  keineswegs  durch  Zuschlag  der 
„Grossen"  und  selbst  des  Königs,  welche  doch  nur  als  Konsumenten 
gelten  können,  in  seiner  Homogenität  gestört.  Die  Hinderung  der 
Preissteigerung,  welche  schon  ihrer  Natur  nach  sich  der  Seite  der 
Konsumenten  zuneigt,  tritt  hier  als  Konsurationspolitik  in  ihrer  voll- 
ständigen Klarheit  hervor.  Sowohl  das  „gemeinsame  Wohl"  als  auch 
der  „gemeinsame  Schaden"  ist  daher  Wohl  und  Schaden  der  Kon- 
sumenten. 

Zur  näheren  Einsicht  in  die  Verhältnisse  müssen  wir  dem  Leser 
„die  Armen"  ins  Gedächtniss  zurückrufen.  Die  Bezeichnung  dieser 
Gruppe  beweist  schon  ihre  geringe  Konsumtionsfähigkeit,  die  zu  Zei- 
ten, in  welchen  der  Verkehr  schon  durch  Vermittelung  des  Geldes  ge- 
führt wurde,  die  beschränkte  Kaufkraft  bedeutet.  Die  Handwerker 
im  Wollen-  und  Ledergewerbe  werden  ausdrücklich  als  solche  genannt, 


bergh  ,  and  in  summe,  there  is  no  kinde  of  wäre,  that  Germanie  yeeldeth,  bat  gene- 
rallie  the  M.   M.      Adventurers  buye  as  much,  or  more  there  of,  then  any  other  Nation. 

Of  the  Italians ,  they  buye  all  kind  of  silke  wares ,  Velvittes ,  wrought  and  un- 
wrcuglit ,  Taffitaes  ,  Sattines,  Damaskes,  Sarsenettes ,  Milan  Fustians  ,  Clothe  of  golde, 
and  silver ,  Grograines,  Chamlettes  ,  Satin,  and  sawing  silke,  Organzine  ,  Orsoy ,  and 
all  other  kinde  of  wares  either  made  or  to  be  had  in  Italie. 

Of  the  Esterlinges  they  buye  Flaxe ,  Hemp ,  Wax ,  Pitche ,  Tarre ,  Wainscot,  Deal- 
bordes ,  Oares  ,  Corn  ,  Furres  ,  Cables  ,  and  Cable  yearne  ,  Tallow ,  Ropes  ,  Mastes  for 
Shippes ,  Sope-ashes ,  Estrigd  wooll ,  and  almost  what  soever  is  made ,  or  groweth  in 
the  East  Countries. 

Of  the  Portingales  ,  they  buye  all  kinde  of  Spyces  ,   and  Drugges.    .   .   . 

Of  the  law  Countrie  Merchants  ,  or  Netherlanders ,  they  buye  all  kinde  of  manu- 
facture,  or  handworke  not  made  in  England,  Tapestrie  ,  Buckrams  ,  white  threed ,  incle, 
Linnen  clothe  of  all  sortes,  Cambrickes ,  Lawnes ,  Mather,  and  an  infinite  number  of 
other  thinges.    .   .   ." 

Man  muss  dabei  in  Rechnung  ziehen  ,  dass  das  16.  Jahrb.,  besonders  seine  zweite 
Hälfte ,   eine  Periode  des  Aufschwungs  ist. 
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deren  Kaufkraft  den  Forderungen  der  Verkäufer  nicht  entspricht.  Es 
wird  auch  erwähnt,  dass  die  hohen  Preise  zur  „Verarmung"  führen  ^), 
und  da  wir  in  dem  Konsumenten  einen  ausschlaggebenden  Faktor  des 
ökonomischen  Vorgangs  besitzen,  so  ist  es  klar,  dass  bei  der  öfter, 
ja  gewöhnlich  vorkommenden  Bezeichnung  der  geforderten  Preise  als 
„übertrieben"  auf  Niemanden  als  auf  den  Konsumenten  Rücksicht  ge- 
nommen ist,  insofern  die  Forderung  im  Vergleich  zu  den  Mitteln  des- 
selben als  „übertrieben"  erscheint.  Es  ergiebt  sich  daher,  dass  der 
Kreis,  auf  den  die  damalige  Wirthschaft  ihre  Aufmerksamkeit  insbe- 
sondere lenkt,  keineswegs  ein  grossartiger,  sondern  vielmehr  ein  sol- 
cher von  beschränktem  Bereiche  ist. 

Dieser  Kreis  wird  durch  die  Betrachtung  der  Luxusgesetze  noch 
weiter  bestimmt,  resp.  beschränkt.  Die  Regierung  Eduard  III.  weist 
einige  solche  Gesetze  auf.  Von  dem  rohen  Luxus  der  Speisen  anfan- 
gend, wobei  die  Anzahl  der  Gerichte  festgesetzt  wird  2),  geht  man 
bald  auf  den  edleren  Kleiderluxus  über,  insbesondere  auf  das  Tragen 
der  Pelze,  was  nur  Personen  mit  wenigstens  100  £  Jahreseinkommen 
gestattet  wird  3),  und  kommt  auf  das  umfassende  Gesetz  37  Ed.  III., 
wo  die  beiden  obigen  Luxusarten  behandelt  sind.  In  der  kurzen  Mo- 
tivirung  dieses  Statutes  bemerkt  man  zwei  Gesichtspunkte  des  Ge- 
setzgebers, von  welchen  aus  der  Luxus  verwerflich  erscheint:  erstens, 
weil  er  zur  Verarmung  führt  und  zweitens,  insofern  er  durch  Leute 
im  Widerspruch  zu  ihrer  sozialen  Stellung  getrieben  wird^),  Dem- 
gemäss  wird  hier  die  Kleidung  für  verschiedene  Klassen  bestimmt  und 
werden  die  Mahlzeiten  für  das  Gesinde  festgestellt. 

Unter  Eduard  IV.  tauchen  neue  Luxusgesetze  auf,  weil  „die  gu- 
ten alten"  nicht  befolgt  worden  waren.  Zu  den  zwei  erwähnten  Grün- 
den der  Verwerflichkeit  des  Luxus  wird  hier  noch  ein  moralisch-reli- 


1)  4  H.  VII.  c.  8  spricht  von  „impoverishing"  der  Unterthanen  des  Königs ,  und 
ein  gleicher  Ausdruck  kommt  im  25  H.  VIII.  c.  2  vor ;  übrigens  ergiebt  diese  Ansicht 
sich  aus  jedem  Statut ,  wo  die  Preisfrage  etwas  ausführlicher  motivirt  ist. 

2)  10  Ed.  III.  s.  3  (Nottingham).  Die  Motive  lauten:  „Whereas  heretofore,  through 
the  excessive  and  overmany  sorts  of  costly  Meats  which  the  People  of  this  Realm  have 
used  ,  more  than  elsewhere  ,  many  mischiefs  have  happened  to  the  People  of  the  said 
Realm :  For  the  great  men ,  by  these  excesses  ,  have  been  sore  grieved ,  aud  the  lesser 
People,  who  ouly  endeavour  to  Imitate  the  great  ones  in  such  sort  of  Meats,  are  much 
inipoverished."   .  .   . 

3)  11  Ed.  III.  c.  4. 

4)  37  Ed.  III.  cc.  8 — 15  ,,For  the  outragious  and  excessive  Apparel  of  divers  People, 
against  their  Estate  and  Degree ,  to  the  great  Destruction  and  Impoverishment  of  all 
the  Land." 
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giöser,  der  „des  Gottes  Aergers"  hinzugefügt^),  lieber  die  nachfol- 
genden Gesetze  Eduard's  IV.,  die  ziemlich  zahlreichen  Heinrich's  VIII. 
und  Marie  lässt  sich  nicht  viel  sagen. 

Es  wird  durch  den  Ersten  die  übertriebene  Länge  der  Schuhe 
beschränkt  2),  ferner  die  übrige  Kleidung  in  Betracht  gezogen  und 
bei  Gelegenheit  auch  gegen  die  allzuweit  gehende  Kürze  der  Klei- 
der (wahrscheinlich  der  Moral  wegen)  geeifert  ^).  Die  vier  Gesetze 
Heinrich's  VIII.  ^)  behandeln  abermals  die  Kleidung  und  begnügen  sich 
nicht  nur  mit  der  Bestimmung  der  Qualität,  sondern  sie  setzen  auch 
die  für  das  Kleid  zu  gebrauchende  Quantität  des  Stoßes  fest.  Es 
wird  endlich  unter  Philipp  und  Marie  ^)  nur  den  Söhnen  der  Ritter 
und  denjenigen j  die  wenigstens  20  £  Jahreseinkommen  haben,  gestat- 
tet, Seide  zu  tragen. 

Wir  wollen  hier  nur  noch  einige  Beispiele  anführen,  wie  die  Lu- 
xusgesetze und  überhaupt  der  Begriff  des  Luxus  vielfach  in  das  wirth- 
schaftliche  Leben  eingriften  und  modifizirend  auf  dasselbe  einwirkten. 
So  wird  unter  Eduard  III. ,  damit  man  als  Grund  des  ümgehens  der 
Vorschriften  in  Bezug  auf  Kleidung  für  verschiedene  Bevölkerungs- 
klassen, den  Mangel  der  entsprechenden  Stoffe  nicht  geltend  mache, 
sofort  bestimmt,  dass  die  Tuchmacher  eine  genügende  Menge  davon 
verfertigen  sollen^).  Das  erste  Luxusgesetz  Eduard's  IV.  ist  mit  einem 
theil weisen  Einfuhrverbot  und  einer  Preisbeschräukung  verbunden ''). 
Unter  Heinrich  VIII.  wird  wieder  nur  bestimmten  Personen  (Grossen) 


1)  3  Ed.  IV.  c.  5  „  .  .  the  Commons  of  the  Realm  as  weU  Men  as  Woman ,  have 
worn  and  daily  do  wear  excessive  and  inordinate  Array  and  Apparel,  to  the  great  üis- 
pleasure  of  God ,  and  impoverishing  of  this  Realm  of  England  and  enriching  of  other 
Strange  Kealms  .  .  .  .,  to  the  final  Destruction  of  the  Husbandry  of  this  said  Realm.  .  ." 
Folgen  die  minutiösen  und  alle  Klassen  umfassenden  Vorschriften  in  Bezug  auf  Kleider. 

2)  4  Ed.  IV.  c.  7. 

3)  22  Ed.  IV    c.  1. 

4)  1   H.  VIII.  c.  14,  6  H.  VIII.   c.  1  ,  7  H.  VIII.  c.  6,  24  H.  VUI.   c.  13. 

5)  1—2  P.  et  M.  c.  2. 

6)  37  Ed.  III.  c.  15  „to  make  their  Cloths  according  to  the  Price  limited  by  this 
Ordinance ;  and  that  all  Drapers  shall  buy  and  purvey  their  Sorts  to  the  same  price; 
so  that  the  great  Plenty  of  such  Cloth  be  made,  and  set  to  seil  ....  that  for  the  de- 
fault of  such  Cloths  the  said  Ordinance  be  in  no  point  brolien." 

7)  3  Ed.  IV.  c.  5  „And  because  that  Coverchiefs  daily  brought  into  this  Realm  do 
induce  great  Charge  and  Cost  in  the  same ,  and  in  Effect ,  in  Waste ,  our  .  .  Sovereign 
.  .  .  hath  ordained  .  .  .  That  no  Person  after  the  Feast  of  Saint  Michael  (J.  1465)  .  .  . 
shall  seil  in  any  Part  within  this  Realm ,  any  Lawn  .  .  .  .  or  any  other  Manner  of  Co- 
verchiefs,  where  of  the  Plite  shall  exceed  Ten  Shillings  .  .  .*' 
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erlaubt,  die  ausländischen  Tücher  zu  tragen  i),  und  endlich  wird  un- 
ter Elisabeth,  um  den  Mützenmachern  zu  Hülfe  zu  kommen,  verord- 
net, dass  gewisse  Personen  für  gewöhnlich  die  Fabrikate  derselben 
tragen  müssen  2). 


War  der  Standpunkt  gewählt  und  die  Richtung,  in  der  sich  die 
Wirthschaft  bewegen  sollte,  vorgezeichnet,  so  war  damit  noch  nicht 
Alles  gewonnen.  Nimmt  man  an,  was  bis  auf  Weiteres  angenommen 
werden  muss,  dass  die  Preisbeschränkungen  einen  praktischen  Ge- 
danken der  Wirthschaft  voraussetzten,  so  kommt  jetzt  die  Frage  der 
Gestaltung  der  einzelnen  wirthschaftlichen  Verhältnisse  und  des  Auf- 
baues der  Wirthschaft  überhaupt  von  dem  angenommenen  Gesichts- 
punkte aus  in  Betracht. 

Bei  der  Untersuchung  sämmtlicher  die  Frage  des  Preises  und  der 
Gestaltung  des  Verkehrs  mehr  oder  weniger  berührenden  Gesetze  muss 
es  auffallen,  dass  der  Vorgang  der  Preisbeschränkungen,  mau  kann 
sagen,  in  rohen  Zügen  gezeignet  ist.  Der  Gesetzgeber  kümmert  sich 
um  die  Preisbestandtheile  und  um  ihre  gegenseitigen  Verhältnisse 
überhaupt  nicht  im  Geringsten  ^).  Es  muss  allerdings  bemerkt  wer- 
den, dass  der  Arbeitslohn  ebenfalls  regulirt  war^);  aber  eben  diese 
Lohnbestimmung,  indem  sie  eine  feste  Ziffer  ergab,  konnte  leicht  bei 
dem  Preise  des  Produktes  in  der  Motivirung  durch  den  Gesetzgeber 
geltend  gemacht  werden.  Es  geschah  aber  nichts  Aehnliches.  In 
Bezug  auf  Kapitalgewinn  existirten  die  Wuchergesetze,  welche  zuerst 


1)  6  H.  VIII.  c.  1  „And  that  no  man  under  the  degre  of  the  Son  of  a  Duke  Erle 
or  the  degree  of  Baron  or  a  Knight  of  the  Garter  were  any  wooKen  Clothe  made  oute 
of  this  Realme  of  England." 

2)  13  El.  c.  10.  Alle  ausser  „Maidens,  Ladies,  Gentlewoman,  Noble  Person,  Lord, 
Knight,  Gentleman"  mit  20  Mark  Jahreseinkommen  und  ihre  Nachkommenschaft  müssten, 
wenn  nicht  auf  der  Reise ,  oder  an  Pest-  und  Sonntagen,  ,,a  Cap  of  Wool  knit  thicked 
and  dressed  in  England"  tragen.  Vid.  auch  8  EI.  c.  11  ,  wo  Niemand,  wenn  nicht  we- 
nigstens Ritter  oder  Sohn  eines  Lords ,  Hüte  und  Mützen  aus  Velvet  oder  mit  Velvet 
bedeckt ,  tragen  durfte. 

3;  Vid.  unten  SS.  85,  87.  ' 

4)  Die  zahlreichen  Arbeitsgesetze  fangen  unter  Eduard  III. ,  gleich  nach  der  Pest 
an,  und  ziehen  sich  ununterbrochen  unter  den  nachfolgenden  Regierungen  weiter.  23 
Ed.  IIL,  25  Ed.  IIL  s.  2 ,  27  Ed.  IIL  s.  1  c.  3,  31  Ed.  III.  s.  1  c.  7  ,  34  Ed.  III  cc.  9, 
10,  11,  36  Ed.  III.  c.  8  (Löhne  für  die  Geistlichen,  2  R.  II.  s  1  c.  8  ,  12  R.  II.  cc.  3 
—9 ,  13  R.  n.  s.  1  c.  8 ,  7  H.  IV.  c.  17 ,  2  H.  V.  s.  2  c.  2  ,  2  H.  V.  c.  4 ,  4  II.  V.  s.  2 
c.  4  (vgl.  8  H.  VI.  c.  11  und  11  H.  VL  c.  11),  2  H.  VI.  c.  18,  6  H.  VI.  c.  3,  8  11  VL 
c.  8,  23  H.  VL  c.  12,  11  H.  VIL  c.  22  (vgl.  12  H.  VII.  c.  3) ,  6  11.  VIII.  c.  3.  Fer- 
ner 3  -4  Ed.  VL  c.  22,  5  El.  c.  4. 
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schlechtweg  das  Zinsesnehmen  verboten,  und  später  seit  Heinrich  VIII. 
(mit  Unterbrechung  unter  Eduard  VI,  und  Marie)  ein  gewisses  Maxi- 
mum erlaubten  1).  Diese  Verh.ältnisse  werden  aber  durch  den  Gesetz- 
geber bei  den  Preisbeschränkungen  auch  nicht  in  Ilechimng  gezogen  ; 
kurz;  das  Gesetz  nimmt  ohne  Weiteres  den  Preis  als  ein  fertiges  Re- 
sultat an ,  mit  dessen  Zustandekommen  beschäftigt  es  sich  aber  nicht. 
Der  Gesetzgeber  fasst  auf  diese  Weise  nicht  die  vereinzelten  ökono- 
mischen Verhältnisse,  sondern  das  ganze  Unternehmen  ins  Auge.  Er 
kennt  somit  auch  nicht  das  Kapital  und  den  Kapitalisten,  sondern 
blos  den  Unternehmer,  oder,  klarer  ausgedrückt,  den  Verkäufer,  d.  h. 
den  letzten  Vertreter  des  ökonomischen  Prozesses. 

Diesem  Verkäufer  schneidet  das  Gesetz  den  Preis  zu.  Würde 
dabei  zugleich  der  Maassstab  von  vorn  herein  in  deutlichen  Zügen 
bestimmt,  so  hätten  wir  einen  klaren  Begriff  von  der  ökonomischen 
Stellung  des  Unternehmers  und  von  Allem,  was  damit  zusammenhängt. 
Weil  aber  dieser  Maassstab  nicht  beschrieben  ist,  so  bleibt  uns  nichts 
übrig,  als  zu  versuchen,  die  Sache  in  einzelnen  Gesetzen  zu  erforschen. 

Es  können   uns  natürlich  dabei   die  blos  in  Zahlen   bestimmten 


1)  Der  Antheil  der  Kirche  in  der  Wucherfrage  lässt  keinen  Zweifel  über  den  Ein- 
fluss  der  kanonistischen  Anschauungen  beim  Zinsennehmen  obwalten.  (Vid.  zu  dieser 
Frpge:  W.  Ende  mann,  Studien  in  der  romanisch- kanonistischen  Wirthschafts-  und 
Eechtslehre.)  Nach  15  Ed.  III.  s.  1  c.  5  „Item  it  is  accorded  and  assented ,  That  the 
King  shall  have  the  conisance  of  the  Usurers  dead ;  and  that  the  Ordinaries  of  Holy 
Church  have  the  conisance  of  Usurers  on  life ,  as  to  them  appertaineth ,  to  make  com- 
pulsion ,  by  the  censures  of  Holy  Church  for  the  Sin,  to  make  restitution  of  the  Usu- 
ries  (im  englischen  Texte  „Usurers"  ,  aber  im  französischen  „des  usures")  taken  againet 
the  Laws  of  Holy  Church."  3  H.  VII  cc.  5 — 6  jede  Art  des  Wuchers  verboten.  Der 
Kanzler  und  die  Friedensrichter  sollen  die  Gerichtsbarkeit  haben ;  aber  zum  Schluss 
„reserving  to  the  Church ,  this  (d.  h.  die  bestimmte)  punishment  notwithstanding  the 
correction  of  their  soules  according  to  the  laws  of  the  same."  1 1  H.  VII.  c.  8  erklärt 
das  Vorige,  behält  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  bei  und  fügt  schliesslich  hinzu:  „re- 
serving always  to  the  spirituall  Jurisdiction  their  lawful  punishements  in  every  case  of 
Usury.  37  H.  VIII  c.  9  hebt  die  früheren  auf,  setzt  das  Maximum  des  Zinsfusses  auf 
10  "/q  fest ,  jedoch  die  ziemlich  lange  Einleitung  athmet  Feindschaft  gegen  den  Wucher. 
In  diesem  Sinne  wird  es  durch  5 — 6  Ed.  VI.  c.  20  aufgefasst.  Die  betreffende  Stelle 
lautet:  „the  which  act  (37  H.  VIII.)  was  not  meaned  and  intended  for  maintenance  or 
allowance  of  usury ,  as  divers  persons  blinded  with  inordinate  law  of  themselves  have 
and  yet  do  mistake  the  same,  but  rather  was  made  and  intended  against  all  sorts  of  usury 
as  a  thing  unlawfull  .  .  ."  Das  37  H.  VIII.  wurde  aufgehoben  und  das  Zinsesnehmen 
absolut  verboten.  Dieses  wurde  wiederum  durch  13  El.  c.  8  aufgehoben  und  das  37 
H.  VIII.  in  Kraft  gesetzt.  Neben  den  weltlichen  Richtern  aber  wurde  bestimmt  „that 
then  all  and  every  such  Oifender  ....  shall  and  may  also  he  punished  and  corrected 
according  Ecclesiastical  Laws  heretofore  made  against  usury." 
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Preise  wenig  nützen ;  wir  lassen  sie  daher  bei  Seite.  Dagegen  besitzen 
wir  Gesetze,  welche  von  erlaubten  und  unerlaubten  Zuschlägen  zu 
dem  Preise  sprechen,  ferner  solche,  in  denen  neben  den  geforderten 
Preisen  die  gesetzlichen  stehen,  und  endlich  die  zahlreichen  Statuten, 
in  welchen  „der  massige  Preis"  (reasonable  price)  als  Richtschnur  auf- 
gestellt ist;  der  letzte  ist  zwar  ein  sehr  unbestimmter,  immerhin  aber 
ein  Anhaltspunkt  und  eine  gewisse  Art  von  Begränzung. 

Das  erste  Gesetz,  dem  wir  auf  unserem  Wege  begegnen,  ist  ziem- 
lich beachtenswerth  schon  desswegen ,  weil  es  das  erste  die  Weinpreise 
umfassender  bestimmende  ist^).  Wir  erfahren  daraus,  dass  in  den 
stark  vermehrten  Schänken  neben  dem  guten  auch  der  gefälschte  Wein 
und  zu  solchen  Preisen,  wie  es  den  Schankwirthen  gefiel,  verkauft 
wurde.  Es  sollte  daher  proklamirt  werden,  „dass  Niemand  Wein  ver- 
kaufen darf,  ausser  zu  einem  massigen  Preis",  wobei,  dem  Gesetze 
nach ,  der  Preis  der  Weine  in  den  Häfen ,  von  welchen  sie  kamen,  und 
die  Transportauslagen  zu  berücksichtigen  waren  ^).  Eine  analoge  Vor- 
schrift finden  wir  später  in  Bezug  auf  Lebensmittel.  Nach  dieser 
sollten  die  Händler  zu  einem  „massigen"  Preise  die  Produkte  verkau- 
fen und  dürften  dabei  einen  „massigen",  nur  nicht  „zu  grossen"  Ge- 
winn haben.  Bei  dieser  Festsetzung  sollten  sowohl  die  Preise  in  den 
angränzenden  Ortschaften  als  auch  die  Entfernung  von  dem  Bezugs- 
orte  in  Rechnung  gezogen  werden  2).    Unter  Richard  H.  kommt  wie- 


1)  4  Ed.  III.  c.  12  „because  there  was  no  Punishement  ordained  for  them  (d.  h.  die 
Weinhändler) ,  as  hath  been  for  them  that  have  sold  Bread  and  Ale"  werden  die  Stra- 
fen bestimmt. 

2)  „that  none  be  so  hardy  to  seil  Wines  but  at  a  reasonable  Price  ,  regarding  the 
Price  that  is  at  the  Ports  from  whence  the  Wines  came ,  and  the  Expences ,  as  in  Car- 
riage  from  the  same  Ports  to  the  Places  where  they  be  sold." 

3)  23  Ed.  III.  c.  6  „Butchers,  Fishmongers,  Regrators,  Hostelers,  Brewers,  Bakers, 
Pulters"  sollen  zu  „reasonable  Price"  verkaufen,  „harring  respect  to  the  Price  that  such 
Victual  be  sold  in  Places  adjoining,  so  that  the  same  Seilers  have  moderate  Gaius,  and 
not  excessive,  reasonable  to  be  required  according  to  the  distance  of  the  Place  from 
whence  the  said  Victuals  be  carried." 

Zur  besseren  Feststellung  dieses  wichtigen  Punktes  glauben  wir  zwei  Ordonanzen 
aus    den    J.   1355    und    1366    nach:    Rymer,    Foedera    1830.    Vol.  III.    P.  II.    SS.  294, 

811  f.    geben  zu  können.     ,,Edwardus Cum  nuper    ordinatum  fuisset,    quod 

in  singulis  comitatibus,  portubus  et  locis  .  .  .  a  portu  villae  Southampton  versus  partes 
boriales,  et  in  eadem  villa  Southampton,  lagena  vini  venalis  non  ultra  sex  denarios,  et 
in  singulis  portubus  a  dicta  villa  .  .  .  versus  occidentem ,  tarn  in  comitatibus  NN  .  .  . 
quam  in  Wallia ,  lagena  vini  venalis  non  ultra  quinque  denarios  ac  in  singulis  villis,  in 
loco  sicco  situatis  a  portu  unde  hujusmodi  vinum  cariatur,  usque  at  viginti  quinque 
miliaria  distantibus  ,    et  ibidem ,    lagena  vini  ultra  pretium  ad  quod  in  portu  a  quo  du- 
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der  ein  Gesetz  vor,  welches  selbst  die  Preiserhöhung  je  nach  Verhält- 
niss  der  Entfernung  zififermässig  festsetzt^). 

Bei  einer  genaueren  Betrachtung  dieser  Statuten  und  der  beige- 
legten königlichen  Ordouanzen  (S.  84  Anni.  3)  benjcrken  wir,  dass  sie 
sämmtlich  einen  und  denselben  Ausgangspunkt  haben,  d.  i.  den  Markt- 
zustand, resp.  den  Preis  am  Bezugsorte;  beiläufig  gesagt,  ein  Beweis 
dessen,  was  wir  früher  über  die  ludiöcrenz  des  Gesetzgebers  für  die 
ursprüngliche  komplizirte  Gestaltung  des  Preises  gesagt  haben.  Der 
Preis  am  Bezugsorte  gibt  den  Ausschlag  und  wird  offenbar  als  normal 
angesehen;  ein  Zuschlag  ist  jedoch  gewährt  und  zwar  im  Verhältniss 
der  Entfernung,  so  dass  sich  hier  das  Streben  nach  einer  Equalisation 
der  Unternehmuugsgewinne  und  die  Hinderung  der  Ausbeutung  der  zu- 
fälligen und  lokalen  Verhältnisse  deutlich  offenbart.  Der  Zuschlag, 
der  hier  gewährt  wird  und  der  unter  den  Transportkosten  figurirt,  ist 
gewiss  keine  aus  einer  feinen  Analyse  entstandene  Ziffer,  die  wir  nir- 
gends finden,  sondern  eine  bausch-  und  bogenartig  bestimmte  Summe, 
in  welcher  nicht  nur  die  Transportkosten,  sondern  das  ganze  Geschäft 
eines  oft  wandernden  Händlers  seine  leidliche  Vergütung  fand.  Es  war 
ja  der  ausgesprochene  Zweck  des  Gesetzes  Richard's  H,,  die  Weiii- 
händler  von  ihrem  Unternehmen  nicht  abzuhalten. 

In  den  Gesetzen  27  Ed.  HI.  cc.  5  und  7  und  in  der  Bestätigung 
resp.  Entwickelung  derselben  durch  37  Ed.  HI.  c.  16  wird  der  Preis 


citur,  venditur,  per  unum  oboluni  et  nou  ultra;  ac  in  villis  a  locis  ab  hujusmodi  viginti 
et  quinque  miliaribus  a  portu  usque  at  alia  viginti  quinque  niiliaria  et  ultra,  undique 
distantibus,  per  unum  denarium  et  non  ultra,  quousque  vina  magis  habuudassent ,  et 
pro  minori  pretio  vendi  possuut ,  venderetur.  ..." 

Die  zweite  lautet:  ,,Rex ,  ballivis  ....  Quia  datum  est  nobis  intelligi  quod  vine- 
tarii  et  tabernarii  villae  praedietae  (Beverley)  de  vinis  suis  lucrum  quaerentes  excessivum, 
lagenam  viui  pro  duodecim  denariis ,  quamquam  ultra  octo  denarios  apud  Kyngeston  su- 
per llull,  a  dicta  villa  per  sex  leucas  distauter,  non  vendatur,  communiter  venduut  .  .  . 
Nos  vobis  praecipimus  quod  .  .  .  publice  proclamari  faciatis,  quod  vinetarii  villae 
praedietae  vina  sua  .  .  .  tarn  in  grosso  quam  ad  retalliam ,  pro  moderato  lucro  et  non 
excessivo  ,  habito  respectu  ad  praetium  vinorum  in  portubus  vicinis  venditorum,  vendant, 
videlicet,  lagenam  vini  pro  praecio  in  dicta  villa  de  Kyngeston  vendito,  vel  pro  praecio 
illo  cum  uno  obolo  dumtaxat  excedente." 

1)  5  R.  II.  s.  1  c.  4  ,,Äud  the  Kings  mind  is  not  to  restrain  the  taveruers  and  otlier 
sellers  of  wines  ,  carrying  the  same  iuto  the  country  by  carts ,  or  in  other  manner  by 
this  ordinance  ,  but  that  they  may  enhance  the  price  of  wiue  for  the  cost  of  their  car- 
riage  to  be  made  by  them  reasonably ,  according  as  hath  been  ordained  in  times  past 
....  and  especially  uo  more  shall  be  from  henceforth  enhanced  upon  the  Gallon  of 
wine  for  the  carriage  of  fifty  miles  than  one  half-penny  only.  .  .  And  .  .  .  ,  after  the 
rate  and  not  above.   .   .  .'• 

XXX.  7 


36  Dr.  W.  V.  Ochenkowski, 

am  Produktioiis-,  so  wie  oben  am  Bezugsorte  ohne  Weiteres  als  That- 
sache  angenommen.  Es  werden  sogar  im  27  Ed.  III.  die  Trausport- 
kosten nicht  erwähnt  1),  und  bestimmt,  dass  die  englischen  Kaufleute 
die  Preise  der  gascognischen  Weine  in  England  nicht  höher  veran- 
schlagen dürfen,  als  diese  in  gascognischen  Häfen  zu  stehen  kommen. 
Diese  Vorschrift  werden  wir  an  einem  anderen  Orte  erklären  2),  und 
bemerken  hier  nur,  dass  das  Statut  die  Preissteigerung  unter  dem 
Vorwande  „der  Seegefahr"  verbietet  3).  Weil  die  Seegefahr  im  Mittel- 
alter als  ein  Vorwand  zum  Umgehen  der  Wuchergesetze  behandelt 
wurde*),  so  sehen  wir  hier,  wie  der  Gesetzgeber  bei  Behandlung  des 
Unternehmergewinnes  jede  kapitalistische  Auffassung  des  Unternehmens 
fern  zu  halten  suchte. 

Von  diesen  Statuten,  die  einen,  wir  können  sagen,  Kechtstitel  für 
eine  Preissteigerung  enthalten,  gehen  wir  zu  solchen  über,  wo  die  Zu- 
schläge zwar  bestimmt  sind,  wo  wir  sie  aber  bloss  auf  Grund  ihrer 
gesetzlichen  Bestimmung  als  „billig"  annehmen. 

Im  31  Ed.  III.  s.  2  c.  2  wird  der  Maximalpreis  für  eine  Last 
(10,000  Stück)  frischer  Heringe  auf  40  s.  festgesetzt;  es  wird  aber 
den  Händlern  von  Yarmouth  zugleich  erlaubt,  die  Last  mit  V2  Mark 
„Gewinn",  und  jenen  von  London,  mit  1  Mark  „Gewinn"  (vermuthlich 
dieser  Unterschied  in  Anbetracht  der  Entfernung)  zu  verkaufen.  Die 
Statuten  13  R.  IL  s.  1  c.  8  und  4  H.  IV.  c.  25  gestatten  den  Gast- 
wirthen  höchstens  V2  d-  P^^  Bushel  Hafer  über  den  Marktpreis  zu 
fordern.  Im  11  H.  VI.  c.  12  wird  gegen  die  Wachslichtzieher  geeifert, 
weil  sie  sich  für  ihre  Waare  2  s.  und  mehr  per  Pfund  zahlen  Hessen, 
während  der  Rohstoff  zu  6  d.  per  Pfund  zu  haben  war.  Dadurch 
werden,  sagt  das  Statut,  die  Leute  von  frommen  Gaben  abgehalten, 
und  um  diesem  Uebel  einen  Damm  zu  setzen,  wird  bestimmt,  dass 
die  Mehrforderung  höchstens  3  d.  über  den  Preis  des  Rohmaterials 
betragen  darf. 

Wir  schliessen  mit  einigen  Statuten,  in  denen  einfach  die  gesetzlich 
bestimmten  Preiszahlen  den  geforderten  gegenübergestellt  sind. 


1)  Im  37.  Ed.  III.  dagegen  wird  von  Weinpreisen  am  Orte  und  „other  Costs"  ge- 
sprochen. 

2)  Vid.  S.  96  ff. 

3)  „that  no  English  Merchant  shall  engross  nor  forestaU  Wines  in  Gascoin ,  nor  of 
other,  for  to  pay  in  England  for  any  greater  Sum  than  Wines  be  commonly  sold  in 
Gascoin,  because  of  the  Prest  (apprest  or  loane.  MS.)  in  Peru  of  the  Sea,  or  by  any 
other  Colour." 

4)  Endemann,  Studien  SS.  118—119. 
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Unter  Heinrich  V.  werden  die  Goldschmiede  beschuldigt  ^j,  dass 
sie  für  ihre  Waaren  den  doppelten  Preis  des  Silbermaterials  zu  ver- 
langen pflegten.  Das  verarbeitete  Silber  wurde  daher  gesetzlich  auf 
46  s.  8  d.  per  Pfund  herabgesetzt.  Im  vierten  Ilegierungsjahre  Hein- 
rich's  VII.  -)  standen  wieder  die  Hutmacher  unter  der  Anklage  der 
„übertriebenen"  Preise  ihres  Fabrikats,  weil  sie  einen  Hut  für  3  s, 
oder  40  d.,  und  eine  Mütze  (cap)  für  4  s.  oder  sogar  5  s.  verkauften, 
während  dieselben  ihnen  kaum  auf  16  d.  zu  stehen  kamen. 

Die  Durchsicht  der  obigen  Bestimmungen  ergiebt  unter  anderen 
eine  Thatsache,  die  kaum  der  Aufmerksamkeit  des  Lesers  entgehen 
konnte.  Es  ist  die  der  festen  und  nicht  der  perzentualen  Zuschläge, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Summe,  die  durch  den  Verkäufer 
bis  zum  Angebot  der  fertigen  Waare  verausgabt  wurde.  Wir  sehen 
darin  —  nur  dass  sich  die  Thatsache  von  einer  anderen  Seite  dar- 
stellt —  einen  deutlichen  Beweis  der  schon  erwähnten  vollständigen 
Ignorirung  des  Kapitals  und  des  ökonomischen  Prozesses  der  Preis- 
bildung und  der  ganze  Vorgang  zeigt  uns  abermals,  dass  der  Gesetz- 
geber, ohne  sich  um  die  Bestandtheile  zu  kümmern,  das  ganze  Unter- 
nehmen in's  Auge  fasste. 

Bei  Beurtheilung  der  Verhältnisse,  welche  sich  aus  den  angeführten 
Statuten  ergeben  können,  glauben  wir  daher  den  besten  Weg  zu 
wählen,  wenn  wir  auf  keine  perzentuale  Berechnung  eingehen,  wobei 
wir  sogar  beim  Vorhandensein  vollständiger  Angaben  zu  willkürlichen 
Schlüssen  gelangen  könnten,  sondern  wenn  wir  uns  auf  den  Standpunkt 
des  Gesetzgebers  stellen  und  auch,  ähnlich  seiner  Art  und  Weise,  über 
das  ganze  Unternehmen,  ohne  uns  mit  Theilen  und  Details  desselben 
zu  befassen,  durch  eine  approximative  Rechnung  ein  Resultat  zu  er- 
reichen versuchen.  Ungeachtet  dessen  aber,  dass  manche  der  obigen 
Sätze  den  Schein  tragen  mögen,  als  ob  die  Prozente  sich  ziemlich 
hoch  beliefen,  wenden  wir  uns  in  erster  Linie  der  Anlage  des  Ge- 
schäfts zu. 

Unter  den  angeführten  Erwerbszweigen  dürften  die  Fischhändler 
und  Goldschmiede  als  Grosshändler,  jedenfalls  als  Geschäftsleute  ersten 
Ranges  angesehen  werden.  Indessen  obgleich  die  Heringe  zu  den  wich- 
tigen Konsumtiousartikelu  gehörten,  so  muss  man  sie  dennoch  unter 
denselben  in  die  zweite  Reihe  stellen,  und  bei  der  Annahme  einer  Be- 
völkerung von  ungefähr  IV2  MiP),  bei  einer  ziemlich  freien  Ausübung 

1)  2  H.  V.  s.  2  c.  4. 

2)  4  H.  VII.  c.  9. 

3)  Rogers,  A  Ilistory  of  Agricultiue  Vol.  I  S.  57. 
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oder  wenigstens  Ziigänglichkeit  des  Handelszweiges,  nach  allen  mög- 
lichen Abzügen  für  Abgänge  u.  s.  w.,  erscheint  der  ganze  jährliche 
Umsatz  eines  einzelnen  Händlers  als  kein  grossartiger  und  zugleich 
der  gesetzlich  bestimmte  Ueberschuss  von  V2  Mark  (6  s.  8  d.)  als  kein 
Einkommen,  das  zum  Reich thum  schnell  und  geraden  Wegs  führen 
kann.  Würden  die  Goldschmiede  sich  bei  ihrer  Geschäftsführung  in 
den  Gränzen  des  Gesetzes  bewegen,  so  würden  sie  mit  etwa  15— 16  s.  1) 
per  Pfund  Silber  als  Ueberschuss  kaum  fürstliche  Vermögen  erwerben 
können.  Denn  bei  einem  Einzelnen  wurden  doch  trotz  der  herrschenden 
Prunksucht  jährlich  nicht  Tausende  von  Pfund  verarbeitet. 

Verfolgen  wir  diesen  Weg  weiter,  so  werden  wir  im  Allgemeinen 
kaum  zu  besseren  Resultaten  kommen.  Bei  den  Wachslichtziehern 
dürfte  sich  selbst  bei  50  *^/o gen  Zuschlag  (angenommen,  dass  ein  Pfund 
Wachs  unverändert  auf  6  d.  blieb)  wohl  der  ganze  Reinertrag  aus  dem 
Geschäfte  auf  keine  grossen  Summen  belaufen,  besonders  wenn  wir 
bedenken,  dass  trotz  der  Frömmigkeit  das  Produkt  dieses  Gewerbes 
zu  den  Luxusgegenständen  gezählt  werden  muss,  aber  zu  solchen, 
deren  Absatz  kein  grosser  war.  Es  konnte  daher,  wir  wiederholen  es, 
das  Prozent  des  streng  berechneten  Kapitals  in  den  betreffenden  Ge- 
schäftszweigen sehr  hoch  sein,  und  es  veränderte  sich  dennoch  dieses 
Verhältniss,  wenn  das  ganze  Unternehmen  in's  Auge  gefasst  wurde. 
Der  Schwerpunkt  lag  offenbar  nicht  im  Kapital,  und  wir  sind  geneigt, 
nach  dem  Obigen  zu  schliessen,  dass  man  bei  diesen  Bestimmungen 
lediglich  darauf  bedacht  war,  die  Unternehmung  aus  dem  Ertrage 
lediglich  zu  erhalten. 

Wenden  wir  uns  jetzt  dem  allgemeinen  ökonomischen  Zustande 
zu,  besonders  bis  zur  rascheren  Entwickelung  im  XVI.  Jahrh.,  so  weist 
die  Industrie  ausschliesslich  den  Kleinbetrieb  auf,  und  im  Handel 
konnten  ebenfalls,  jeder  Wahrscheinlichkeit  nach,  nur  einzelne  Per- 
sonen, vorzüglich  im  internationalen  Verkehr,  eine  Ausnahme  bilden. 
Dass  der  Gesetzgeber  die  Unternehmung  in  dieser  Gestalt  auffasste, 
zeigt  die  bei  dieser  Frage  nachgewiesene  Verkennung  des  Kapitals. 

Was  gilt  aber  in  diesem  Kulturstadium  als  die  sozial-wirthschaft- 
liche  Einheit?  Gewiss  nicht  das  Individuum,  sondern  eine  Gruppe,  in 
welcher  mit  den  Famihengliedern  Lehrlinge,  Knechte,  Gehülfen  im 
patriarchalischen  Verhältnisse  vereint  sind.    Halten  wir  an  dieser  That- 

1)  Lowndes,  Report  in  „CoUection  of  valuable  and  scarce  tracts  on  Money"  gibt 
unter  den  chronologisch  geordneten  Verträgen  mit  den  Müuzmeistern  den  vom  1.  H.  VI. 
und  4.  H.  VI.  an.  Nach  dem  ersten  prägte  man  aus  einem  Pfund  Silber  37  s.  6  d.,  nach 
dem  zweiten  30  s. 
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Sache  fest,  so  verwandelt  sich  die  ^^il•thschaftlichc  Unternehmung  vor 
unseren  Augen  in  den  Haushalt.  Mit  dem  so  veränderten  Ausgangs- 
punkte müssen  auch  die  Z^Yecke  sich  anders  gestalten  und  in  dem 
patriarchalischen  Verbände,  seinem  konservativen  Geiste  gemäss,  muss 
die  Frage  der  Existenz  die  des  Reichthumserwerbs  ersetzen.  Greifen 
"wir  aber  nicht  voraus  und  kehren  zu  unserer  Quelle  zurück,  so  er- 
blicken wir  dort,  wie  neben  die  Männer,  resp.  Meister  ihre  Frauen, 
Kinder,  Knechte  öfters  gestellt  und  wie  sie  in  dieser  Gesammthcit  in's 
Auge  gefasst  sind^),  mit  anderen  Worten:  wir  erkennen,  dass  die 
wirthschaftliche  Einheit  des  Haushalts  durch  den  Gesetzgeber  ange- 
nommen ist.  Wie  er  dieselbe  in  Rücksicht  auf  die  Gränzen  des  Ver- 
kehrs behandelt,  zeigen  einige  nachfolgende  Erlasse. 

Durch  24  H.  VHI.  c.  3  waren,  wegen  der  Theuerung,  die  Fleisch- 
preise bestimmt,  und  in  Anbetracht  der  Nothwendigkeit  dieser  Maass- 
regel „für  die  Erhaltung  der  armen  Leute",  und  auch  weil  die  bis- 
herigen Vorschriften  nicht  befolgt  wurden ,  wurde  das  obige  Gesetz 
durch  25  H.  VHI.  c.  1  eingeschärft,  jedoch  bald  auf  die  Petition  der 
Metzger  hin  auf  4  Jahre  suspendirt,  um  endlich  aus  dem  Grunde  des 
bevorstehenden  „vollständigen  Ruins"  der  Metzger  durch  33  H.  VIH 
c.  11  aufgehoben  zu  werden. 

Aus  dem  Statute  34 — 35  H.  VIII.  c.  7  ersehen  wir  wieder,  dass 
die  Weinhändler  unter  anderen  Umständen  ihre  Waare  zu  den  im 
28.  H.  VHI.  c.  14  festgesetzten  Preisen  verkaufen  könnten;  wobei  sie 
„für  ihren  eigenen,  ihrer  Frauen,  Kinder  und  Dienerschaft  anständigen 
Unterhalt  genug  hatten."  Würden  sie  aber  mit  denselben  Preisen 
fortfahren,  so  „würden  sie  nicht  nur  gar  nichts  für  ihren  Lebensunter- 


1)  25  H.  VIII.  c.  13  „marvelous  number  of  the  people  ....  be  not  able  to  provide 
meat,  drink  and  clothes  necessary  for  themselves,  their  wives  and  children  .  .  ."  Das 
oben  im  Text  angeführte  34—35  H.  VIII.  c.  7.  5—6  Ed.  VI.  c.  7  sagt,  indem  es  die 
Personen,  welche  Wolle  kaufen  dürfen,  bestimmt:  ,,only  such  person  or  persons,  bis  wife 
er  bis  or  their  apprentice  or  apprentices  inhabiting  in  bis  or  their  Mansionhouse  .  .  ." 
2 — 3  P.  &  M.  c.  13  bei  Gelegenheit  der  Auseinandersetzung  der  Wollenindustrie  in  der 
Umgegend  von  Halifax  spricht  von  .,above  five  hundred  Households  there  nearly  increased." 
5  El.  c.  7  die  verschiedenartigsten  Handwerker  waren  bescbäftigt  „for  Sustentation  of 
themselves,  their  Wives  and  Families".  39  El.  c.  14  „Card-wiredrawers  .  .  .  have  here- 
tofore  lived  and  maintained  themselves,  their  Wives,  Families  and  Children.-'  Es  mag 
hier  ferner  auf  die  zahlreichen ,  gegen  die  Zerstörung  der  kleinen  Pachthöfe  gerichteten 
Statuten  hingewiesen  werden.  Diese  Pachthöfe,  in  welchen  das  Bild  eines  bescheidenen 
Haushalts  leicht  zu  erblicken  ist,  sollten,  dem  Gesetze  nach,  wieder  hergestellt  werden.  In 
dem  für  die  Ausländer  feindseligen  1  R.  III.  c.  9  wird  von  diesen  gesagt,  dass  sie  ,,inhabit 
by  themselves  in  the  said  Realm  (England)  with  their  Wives,   Children  and  Household". 
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halt  haben,  sondern  vollständig  in  Armuth  und  Ruin  fallen".  Dieselbe 
Eegierung,  welche  überhaupt  und  auch  auf  dem  wirthschaftlichen  Ge- 
biete das  Streben,  die  alte  Ordnung  zu  erhalten ,  verräth ,  weist  noch 
ein  drittes  ähnliches  Gesetz  auf,  wo  die  Bestimmung,  dass  die  Steck- 
nadelniacher  keine  höheren  Preise  als  „in  den  letzten  zwei  Jahren" 
fordern  dürften  ^ ),  bald  aufgehoben  werden  musste,  weil  die  betreffen- 
den Gewerbslcute  nicht  im  Stande  waren,  die  Preise  einzuhalten  2). 

Dass  der  Gesetzgeber  durch  seine  Politik  die  Existenz  der  Unter- 
nehmer, sei  es  Handwerker  oder  Händler,  keineswegs  gefährden  wollte, 
ergibt  sich  aus  dem  Obigen  und  auch  aus  der  Behandlung  der  Lohn- 
arbeiter, deren  Lohn  ebenfalls  bestimmt  war,  während  doch  zugleich 
dem  entsprechend  das  Gesetz  die  Lebensmittelpreise  anpasste^);  dass 
aber  der  Betrag  nicht  über  die  Erhaltung  des  Unternehmens,  auf  wel- 
chem sich  der  Haushalt  reliefartig  abhob,  ging,  beweist,  wenn  wir 
auch  die  Veränderung  der  Verhältnisse  in  Rechnung  ziehen,  der  Um- 
stand, dass  die  Vorschriften  erst  unter  dem  Druck  der  Noth  gemildert 
wurden.  Indem  aber  so  die  Existenz  des  Haushaltes  als  Maassstab 
der  Erwerbshöhe  aufgestellt  und  das  wirthschaftliche  Unternehmen 
dermaassen  mit  dem  Haushalte  vereinigt  wurde,  dass  die  letzte  Eigen- 
schaft die  erste  in  Schatten  stellen  konnte,  drückte  man  jenem  einen 
überwiegend  „konsumtiven"  Stempel  auf. 

Durch  die  vorangehende  Auseinandersetzung  bildet  sich  das  sehr 
oft  dem  Preise  oder  dem  Gewinne  beigegebene  Epitheton  „massig" 
(reasonable)  zu  einem  mehr  klaren  und  bestimmten  Begriffe  aus.  Wir 
wollen  aber  von  der  Ableitung  des  „massigen"  Preises  aus  dem  Voran- 
gehenden absehen,  und  den  Begriff  selbständig  und  für  den  Augenblick 
getrennt,  mit  Vorbehalt,  ihn  später  im  Zusammenhang  zu  bringen, 
behandeln;  denn  wir  können  ihn  als  eine  Gränzlinie  betrachten,  welche 
diesseits  dem  Gesetze  entsprechende  Preisgestaltungen  von  den  jen- 
seitigen gesetzwidrigen  getrennt  hält.  Da  wir  aber  dort,  ohne  aus 
dem  Vorausgehenden  zu  deduciren,  kaum  die  Bedeutung  des  Begriffs 
erkennen  könnten,  so  bleibt  uns  nichts  übrig,  als  dass  wir  uns  der 
letzten  Seite  zuwenden. 


1)  34—35  H.  VIII.  c.  6. 

2)  37  H.  VIII.  c.  13  „At  which  time  (34—35  H.  VIII.)  the  Piuners  plaiuly  affirmed 
and  promised  to  serve  the  .  .  .  People  well  and  .  .  .  .  at  reasonable  Price.  And  foreas- 
niuch  as  .since  the  making  of  the  said  Act  there  has  been  Scarcity  of  Pins  .  .  that  .  .  . 
the  People  have  not  been  well  nor  competently  served  of  such  Pins ,  nor  are  like  to  be 
served,  nor  the  Pinner  be  able  to  serve  the  people  .  .  .  according  to  the  promise  .  .  ." 
daher  jenes  Gesetz  aufgehoben. 

3)  Vid.  z.  B.  23  Ed.  III.  c.  6,  13  R.  II.  s.  1  c.  8. 
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Wir  finden  hier  „übermässige",  „übertriebene",  „einpcirende"  und 
„gegen  Vernunft  und  Gewissen  gehende"  Preise  und  Gewinne,  —  wo 
ferner  hinter  der  „Rücksicht  bloss  auf  den  eigenen  Vortheil",  auf 
„den  individuellen  Gewinn",  —  „Gier",  „Habsucht",  „habsüchtige  Nei- 
gungen", „gierige  und  gewissenlose  Leute"  und  dgl.  stehen');  mit 
einem  Worte:  wir  sind  auf  einmal  in  eine  Sphäre,  wo  man  nur  Reich- 
thumserwerb  athmet,  eingetreten.  Der  Eindruck  ist  vielleicht  stark, 
nichtsdestoweniger  bleibt  er  aber  wahr,  und  wir  bemerken  sogleich, 
dass  der  Begriif  vom  „massigen"  Preise  und  Gewinne  bis  dahin  rückt, 
wo  die  Sphäre  des  Reichthumserwerbs  beginnt;  daher  ist  es  wahr- 
scheinlich, dass  aus  dem  Gesammtergebniss  nicht  immer  ein  Existenz- 
minimum hervorgeht,  sondern  dass  dessen  Gränzen  vielleicht  bis  zum 
W^ohlhaben  (competerft  living)  reichen  können;  der  „massige"  Preis 
wird  aber  immerhin  den  raschen  Erwerb  und  den  bloss  auf  Gewinn 
gerichteten  Gedanken  ausschliessen. 

Es  ist  wirklich  schwer,  anzunehmen,  dass  der  Ausdruck  „massiger 
Preis"  für  jene  Zeiten  so  unfassbar  und  unbestimmt  war,  wie  er  uns 
erscheint.  Er  ist  dazu  viel  zu  oft  gebraucht,  ohne  weitere  Aufstellung 
der  Preise  in  Zahlen.  Wäre  er  so  ungreifbar,  so  wären  die  betreffenden 
Gesetze  ohne  jegliche  Bedeutung  und  Kraft.  In  Fällen  wo  z.  B.  der 
massige  Preis  vorgeschrieben  war  und  dabei  die  Richter  beauftragt, 
darauf  zu  sehen,  ob  die  Stadtbehörden  ihre  Pflicht  des  Einschärfens 
des  Gebotes  erfüllen,  oder  wo  das  Gesetz  gestattete,  dass  die  Händler 
„einen  massigen  Gewinn  haben  sollen  nach  Einsicht  und  Bestimmung 
der  Richter",  müssten  die  Stadtbehörden,  Richter,  oder  wem  auch 
sonst  die  Bestimmung  der  Preise  anvertraut  war,  von  der  Anwendung 
der  Maassregel  einen  Begriff  haben  und  nicht  ganz  auf  Gerathewohl 
handeln. 


1)  Diese  Richtung  in  der  Auffassung  des  Gegenstandes  dürfte  wohl  der  Leser  bei 
manchen  der  angeführten  Gesetze  bereits  bemerken;  sie  wird  sich  nach  und  nach  immer 
deutlicher  zeigen,  wir  führen  daher  nur  einige  Beispiele  an.  2  H.  V.  s.  2  c.  4  die  Preise 
der  Silberwaaren  „seemeth  to  the  King  very  outrageous  and  too  excessive".  4  H.  VII. 
c.  8  die  Tuchhändler  (Draper  Tailors)  verkaufen  das  Tuch  ,,at  excessive  price  having 
unreasonable  lucre",  dieses  Verfahren  ist  „against  equity  and  good  conscience".  4  H.  VII 
c.  9  die  Hutmacher  verkaufen  ihre  Waaren  „at  an  outrageous  price"  und  ebenfalls 
„against  all  good  reason  and  conscience".  25  H.  VIII.  c.  2  die  Preise  der  Lebensmittel 
gesteigert  „by  the  gredy  Covetousness  and  Apetites  of  the  Owners".  33  H.  VIII.  c.  2 
der  Fischhandel  geführt  und  die  Preise  gesteigert  „for  their  (d.  h.  des  Fischer)  singular 
lucre  and  advantage".  2—3  Ed.  VI.  c.  15  die  Lebensmittelhändler  „not  contented  with 
moderate  and  reasonable  Gain  ....  have  conspired  .  .  .  .  to  seil  their  Victuals  at  un- 
reasonable Prices".  7  Ed.  VI.  c.  7  „the  greedy  Appetite  and  Covetousness"  beim  Verkauf 
des  Brennmaterials.     1  El.  c.  10  vid.  unten  S.  95  Anm.  1. 
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Damit  haben  wir  ziemlich  feste  und  bestimmte  Gränzen  der  wirth- 
schaftlichen  Zwecke  gewonnen;  wir  werden  aber  die  Sphäre  des  Reich- 
tliumserwerbs,  die  durch  unsere  Auseinandersetzung  schon  theilweise 
enthüllt  worden  ist,  noch  weiter  verfolgen  und  etwas  mehr  durchzu- 
führen suchen. 

Ihr  Charakter,  den  wir  im  Allgemeinen  angedeutet  haben,  lässt 
sich  in  Momente  zerlegen,  und  auf  diese  Weise  kann  er  in  deutlicheren 
Zügen  gezeichnet  werden.  Vor  Allem  sehen  wir,  wie  das  Gesetz  in 
dieser  Sphäre  den  Nachdruck  auf  den  Einzelnen  legt.  Alles,  was  hier 
geschieht,  ist  für  den  Einzelnen  einzig  und  allein  da  im  vollsten 
Gegensatze  zum  Ganzen.  Die  Art  der  Thätigkeit  ferner,  womit  diese 
Sphäre  erfüllt  ist,  besteht  in  einem  Haschen  nach  Gewinn  und  zwar 
einem  das  Maass  des  angenommenen  Erwerbs  übersteigenden  Gewinn. 
Wenn  wir  endlich  fragen,  wodurch  der  Einzelne  auf  diesen  Weg  ge- 
führt worden  ist,  so  erhalten  wir  von  dem  Gesetzgeber  die  Antwort, 
dass  die  Motoren  dieses  Vorgehens  in  „der  Gier",  in  „der  Habsucht" 
und  überhaupt  in  den  vom  ethischen  Standpunkte  aus  verwerflichen 
Charakterzügen  zu  suchen  sind.  So  stellt  sich  uns,  durch  die  damalige 
Gesetzgebung  entworfen ,  das  Bild  der  Sphäre  des  Reich thumserwerbs 
in  seiner  vollendeten  Einseitigkeit  und  Gehässigkeit  dar  und  wir  be- 
merken, dass  dieselbe  durch  die  wirkenden  Motoren  einigermaassen 
dem  ökonomischen  Gebiete  entzogen  und  dem  ethischen  übergeben 
worden  ist. 

So  nothwendig  auch  die  Stellung  des  Gesetzgebers  gegenüber  dem 
reich thumsuchenden  Erwerb  aus  dem  Obigen  sich  ergeben  muss,  so 
wäre  unsere  Darstellung  und  Beweisführung  vielleicht  noch  schwankend 
und  manchen  Einwänden  ausgesetzt,  wenn  wir  nicht  im  Stande  wären, 
zu  zeigen,  dass  die  Auffassung  des  Gesetzgebers  sich  nicht  nur  auf 
spezielle  Fälle  der  Preissteigerung  und  der  gelegentlichen  Ausbeutung 
der  Umstände  bezieht,  sondern  auch  jede  zum  Gewinn  strebende  und 
dazu  angelegte  Unternehmung  in  ähnlicher  Weise  umfasst.  Mit  einem 
Worte:  es  handelt  sich  darum,  dem  Gesagten  eine  breitere  Basis  zu 
geben. 

Wir  wählen  dazu  drei  Gesetze,  die  sich  auf  drei  verschiedene 
Unternehmungszweige:  Landwirthschaft ,  Industrie  und  den  internatio- 
nalen Handel  beziehen  und  zugleich  keine  untergeordneten  oder  zu- 
fällig vorkommenden  Erscheinungen  behandeln.  Sie  gehören  alle  dem 
XVI.  Jahrh.  an,  einer  Zeit  also,  wo  die  alte  Ordnung  in  vielen  Be- 
ziehungen mächtig  in's  Wanken  gerieth,  und  wo  man  es  andererseits 
an  Anstrengungen,  das  Auseinandergehende  zusammenzuhalten,   nicht 
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fehlen  liess;  wo  also  die  entgegengesetzten  Strömungen   sich  deutlich 
olfenbaren. 

Eine  der  wichtigsten  ökonomischen  Fragen  des  XVI.  Jahrhunderts 
in  England  bildete  ohne  Zweifel  die  sich  sehr  verbreitende  Heerde- 
wirthschaft  und  ein  mit  dieser  Hand  in  Hand  gehendes  Einzäunungs- 
system (inclosure).  In  einem  gegen  diese  Richtung  erlassenen  Gesetze 
Heinrich's  VIII.  werden  insbesondere  diejenigen,  welche  grosses  beweg- 
liches Vermögen  angesammelt  und  in  Land  zum  Heerdewirthschaft- 
betrieb  angelegt  haben,  der  Habsucht  beschuldigt.  Diese  gierigen 
Leute,  behauptet  das  Gesetz,  sind  dazu  lediglich  durch  den  grossen 
Gewinn,  welchen  die  Schaf wirthschaft  abwirft,  bewogen  w^orden.  Das 
System  hat  aber  zur  Zerstörung  der  kleinen  Pachthöfe,  zur  Noth  der 
armen  Bevölkerung,  zur  Theuerung  u.  dgl.  geführt,  und  zum  Schlüsse 
hebt  das  Gesetz  nachdrücklich  hervor,  dass  der  ganze  Vorgang  Gott 
missfallen  und  unter  Anderem  die  Gastfreundschaft  zu  Grunde  richten 
muss^).  Es  wurden  daher  Maassregeln  getroffen,  welche  die  Ein- 
zäunungen und  das  Halten  der  grossen  Heerden  beseitigen  sollten. 

1)  25  H.  VIII.  c.  3  ,,Foie  as  much  as  divers  and  sundry  Persons  .  .  .  .,  to  whom 
God  of  liis  goodness  hath  disposed  great  plenty  and  abundance  of  moveable  substance,  now 
of  late  witliin  few  years  have  daily  studied,  practised  and  invented  ways  how  they  might 
accuuiulate  and  gather  together  into  few  Hands,  as  well  great  multitude  of  farms,  as 
plenty  of  cattle,  and  in  especial  Sheep,  putting  such  land  as  they  can  get  to  pasture, 
and  not  to  tillage ,  whereby  they  have  not  only,  pulled  down  Churches  and  towns,  and 
inhanced  the  old  rates  of  rents  .  .  .  .  or  also  brought  it  to  such  excessive  Fines  that  no 
poor  man  is  able  to  meddle  with  it,  but  also  have  raised  ....  the  prices  of  all  manner 
of  Com,  Cattle,  wool,  pigs,  geese,  hens,  chickens,  eggs  .  .  .,  almost  double  above  the 
price  which  have  been  accustomed ;  by  reason  whereof  a  marvelons  ....  number  of 
the  people  ....  be  not  able  to  provide  meat,  drink  and  clothes  necessary  for  themselves, 
their  wives  and  children ,  but  be  so  discouraged  by  misery  and  poverty ,  that  they  fall 
daily  to  theft,  robbery  and  other  inconveniencies,  or  pitifuly  die  for  hunger  and  cold ; 
and  as  it  is  thought  by  the  King's  loving  subjects,  that  one  of  the  greatest  occasions, 
that  moveth  and  provoketh  those  greedy  and  covetous  persons  to  accumulate  ....  in 
their  hands  such  great  portions  .  .  .  of  the  Grounds  .  .  .  . ,  and  to  use  it  in  pasture,  and 
not  in  Tillage,  is  only  the  great  profit  that  cometh  of  the  sheep,  which  now  be  come  to 
a  few  persons  hands  .  .  .  . ;  by  the  which  a  good  sheep  for  victual,  that  was  accustomed 
to  be  sold  for  2  s.  4  d.  (folgen  verschiedene  Preissteigerungen)  .  .  . ,  and  so  are  raised 
in  every  part  of  this  realm ;  which  things  thus  used  be  principally  to  the  high  displeasure 
of  the  Almighty  God,  to  the  Decay  of  the  Hospitality,  to  the  diminishing  of  the  King's 
pcople  ,  and  to  the  let  of  the  cloth  -  making  ....  and  in  conclusion  ,  if  remedy  be  not 
found,  it  may  turn  to  the  utter  destruction  and  desolation  of  this  realm."  Vid.  die  religiös- 
moralischen Gründe  in  4  H.  VII.  c.  19,  6  H.  VIII,  c.  5,  7  H.  VIII.  c.  1,  in  welchen  die 
ökonomischen  fast  im  Hintergrunde  stehen.  21  H.  VIII.  c.  8  der  Verfall  der  Gastfreund- 
schaft aus  Anlass  der  Theuerung  des  Rindfleisches  hervorgehoben.  Als  Gegenmittel  die 
Tödtung  der  Kälber  beschränkt. 
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Eine  Umwaiullung  in  dem  bisher  ruhigen  Gange  der  Industrie, 
M'oniit  auch  der  Städte-Verfall  verbunden  war,  ist  in  derselben  Zeit 
ebenfalls  eine  sehr  wichtige  Frage  gewesen.  Wenigstens  muss  man 
als  eine  der  Ursachen  jener  Umwandlung,  was  auch  in  der  Gesetz- 
gebung deutlich  zu  sehen  ist,  das  regere  Leben  auf  dem  Lande  und 
den  Unternehmungsgeist,  welcher  die  Industrie  aus  den  engen  Stadt- 
mauern aufs  Land  hindrängte,  annehmen.  Die  Stadtbürger  fanden 
aber  hierin  öfters  Anlass,  Klagen  gegen  die  ländliche  Industrie  zu 
führen.  Unter  anderen  hebt  das  Gesetz  25  H.  VIII.  c.  18  solche  Kla- 
gen hervor,  aus  denen  wir  entnehmen,  dass  die  Tuchmacher  von 
Worcester  und  der  anderen  Städte  der  gleichnamigen  Grafschaft  stets 
in  guten  Verhältnissen  lebten  und  die  bezüglichen  Orte  dicht  bevöl- 
kert waren ,  bis  die  Landleute  „auf  ihren  eigenen  Reichthum  und  Vor- 
theil"  bedacht  und  ohne  sich  um  die  Erhaltung  der  petitionirenden 
Ortschaften  zu  kümmern ,  auch  mit  der  Tuchindustrie  sich  zu  beschäf- 
tigen anfingen.  Es  sollte  daraus  natürlich  die  grösste  Noth  für  die 
früheren  Industriellen  entstehen  ^ ) ,  worauf  das  Gesetz  die  Abhülfe  in 
der  Richtung  der  Zurückführung  der  Dinge  auf  den  früheren  Stand 
gewähren  zu  müssen  glaubte. 

Wir  kommen  endlich  auf  ein  Ausfuhrverbot  der  Häute,  des  Le- 
ders etc.  aus  der  Zeit  Elisabeth's.  Der  rege  Export-Handel  in  diesen 
Produkten,  welcher,  dem  Gesetze  nach,  zur  Steigerung  des  Preises 
derselben  führte,  bot  einen  Anlass,  gegen  diese  Unternehmung  vorzu- 
gehen und  zwar  in  der  Weise,  die  wir  bereits  kennen  gelernt  haben. 
Es  werden  demgemäss  „die  habsüchtigen  Leute",  welche  mehr  Rück- 
sicht „auf  ihren  individuellen  Gewinn",    als  „auf  Erhaltung  des  ge- 


1)  „Sheweth  unto  the  King  .  .  .  the  Lords  and  the  Commons  .  .  .  the  Citizens  .  .  . 
of  the  City  of  Worcester ,  and  of  the  towns  of  Eversham,  Droitwich,  Kederminster,  and 
Bromisgrove  within  the  county  of  Worcester.  That  where  the  said  City,  Boroughs,  and 
Towns ,    have  been  in   times  jjast  well  inhabitated  ,    occupied ,    maintained  and  upholdcn 

by  •   -   .  making  of  woollen  cloths ,  and  the  poor  people  of  the  same  ....  and 

of  the  country  adjoining  to  them,  daily  set  at  werk  .  .  .  .,  and  had  sufficient  Living 
by  the  same ,  until  now  within  few  years  passed ,  that  divers  persons  inhabiting  .... 
hamlets ,  thorps  ,  and  villages  adjoining  .  .  .  . ,  for  their  private  wealths ,  singular  ad- 
vantages  and  commodities,  nothing  regarding  the  maintenance  and  upholding  of  the  said 

City,  Boroughs,   and   Towns  and  the  poor  people  which  had  living  by  the  same , 

i\>>  exercise  ....  the  mysteries  of  cloth-making  ....  within  the  said  (eigene)  Houses, 
and  do  make  all  manner  of  Cloths  ....  within  the  said  houses  .  .  .  . ,  to  the  great 
decay,  depopulation  and  ruin  of  the  said  city ,  towns  and  boroughs."  Es  wurde  daher 
bestimmt ,  dass  Niemand  ausser  den  Bewohnern  jener  Städte  Tücher  verfertigen  dürfe. 
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mcinsaracD  Wohls"  haben,  genannt  und  mit  dem  Ausfuhrverbut  ge- 
schlossen 1). 

Alle  diese  und  ähnliche  Gesetze  enthalten  ziemlich  radikale  Maass- 
regeln gegen  die  Tendenzen  „der  Einzelnen",  so  dass  wir  daraus  er- 
sehen, dass  der  Gesetzgeber  picht  nur  der  gelegentlichen  Gewinnsucht 
entgegenzutreten  suchte ,  sondern  dass  er  überhaupt  jedes  auf  das  Ein- 
kommen angelegte  und  auf  den  Reichthumscrwerb  berechnete  Unter- 
nehmen mit  derselben  feindseligen  Politik  umfasste  und  von  demselben 
Standpunkte  behandelte.  Wir  sehen  jetzt,  dass  das  Feld  der  wirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  durch  die  damalige  Gesetzgebung  von  zwei 
Seiten  bestimmt  worden  ist.  Erstens:  durch  die  Aufstellung  der  Kon- 
sumtion in  dem  oben  gezeigten  Umfange  als  Aufgabe  derselben,  und 
zweitens:  durch  das  Beschränken  eines  jeden  Unternehmens,  dessen 
Zweck  im  Reichthumserwerb  bestand. 

Blicken  wir  noch  auf  diese  letzte  Sphäre,  so  bemerken  wir  dort 
ein  durch  das  Gesetz  in  den  Vordergrund  geschobenes  Individuum; 
wir  sehen  ferner,  wie  dieses  thätig  und  wachsam  jede  Gelegenheit 
zum  Gewinne  und  zur  Bereicherung  sucht,  und,  sobald  eine  solche 
aufgefunden,  sich  hineindrängt  und  die  bisher  unausgebeuteten ,  leer- 
stehenden Felder  für  den  Erwerb  dienstbar  macht.  Es  ist  unmöglich, 
hieiin  die  Symptome  einer  durch  ein  freies  Individuum  und  durch 
bewegliches  Kapital  geleiteten  Thätigkeit  zu  verkennen;  wir  sagen 
Symptome,  weil  es  gerade  im  Geiste  der  uns  zu  Gebote  stehenden 
Gesetze  liegt  —  wie  sich  dies  noch  klarer  nach  und  nach  ergeben 
wird  —  weder  das  Eine  noch  das  Andere  zu  sehen  oder  erkennen  zu 
wollen.  Wenn  wir  ferner  noch  die  zerstreuten  Momente  und  Charakter- 
züge der  durch  das  Gesetz  bekämpften  Erwerbsthätigkeit  zusammen- 
fassen und  den  gehässigen  Theil  davon  abstreichen,  so  werden  wir 
gewahr,  dass  wir  auf  diese  Weise  den  Bau  einer  auf  Reichthums- 
erwerb angelegten  echten  Produktionsunternehmung  aufzuführen  im 
Stande  sind. 


1)  1  El.  c.  10.  „\Miere  at  this  present  tyme ,  tanned  Leather,  Hides,  Tallowe  aud 
all  things  therof  made,  ys  growen  and  come  unto  suche  highe  and  exeessive  Price  as  the 
lyke  withiu  the  tymes  of  Mans  memorye  hathe  not  been  seen  withiu  this  Realme  ,  by 
reasou  that  divers  and  sundrye  cavetous  and  gredye  persons  nowe  of  late  having  more 
regarde  unto  tlieir  owne  singular  lucrcs  and  gaynes,  than  to  the  mayntenance  and  pre- 
scrvacion  of  the  common  and  publike  weale  of  this  Realme  .  .  .  have  .  .  .  conveyed  .  .  . 
out  of  the  same ,  unto  the  parties  beyonde  the  Seas ,  ther  to  be  uttered  by  waye  of 
merchandise,  suche  greate  störe  and  plentye  therof,  that  the  same  Leather  etc.  ys  more 
plentifull  and  to  be  hadd  better  cheape  there  than  here  within  this  Realme,  to  the  greate 
Hurte  Damage  and  Hindrance  of  all  the  Queens  most  loving  Subjectes." 
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So  sind  wir  denn  zu  dem  Gegensatz  der  Konsumtion  und  der 
Produktion  gelangt,  wo  wir  einerseits  den  genügsamen,  beschränkten 
Haushalt  in  seiner  patriarchalischen  Form,  andererseits  ein  nach  Er- 
werb strebendes  Unternehmen  mit  den  Merkmalen  der  Individualität 
und  der  kapitalistischen  Beweglichkeit  gefunden  haben.  Dieser  Gegen- 
satz wird  nicht  nur  nicht  gemildert,  sondern  vielmehr  geschärft  durch 
die  feindliche  Gegenüberstellung  des  gemeinsamen  Wohls  und  des  In- 
teresses des  Individuums,  welches  in  seiner  Wirksamkeit  auf  dem  Pro- 
duktionsgebiete als  unvereinbar  mit  den  Interessen  der  allgemeinen 
Konsumtion  geschildert  worden  ist. 


Der  Schluss,  zu  dem  wir  noth wendig  geführt  wurden,  drängt 
uns  aber  mit  seiner  ganzen  Kraft  zur  Aufstellung,  resp.  zur  Lösung 
der  PYage:  wie  denn  dieser  anomale  Gegensatz  zwischen  der  Produktion 
und  der  Konsumtion  auf  die  ökonomischen  Beziehungen  wirkte,  wie 
denn  die  Verhältnisse  der  Konsumenten  zu  den  Produzenten  unter 
solchen  Umständen  sich  gestalteten,  oder  kurz,  wie  sich  die  Frage 
des  Verkehrs  ausgebildet  hat? 

Eine  Reihe  von  Gesetzen ,  die  wir  in  der  Folge  anführen  und  auf 
welche  wir  uns  stützen  werden,  zeigt  uns  die  Frage  des  Auf-  und 
Vorkaufs,  wie  sie  innig  mit  den  Preisbeschränkungen  zusammenhängt 
und  wie  sie  eigentlich  unzertrennlich  mit  einander  verwachsen  sind. 
Wir  wollen  sie  daher  im  Folgenden  eingehender  betrachten. 

Eine  der  ersten  auf  diesen  Gegenstand  sich  beziehenden  ist  das 
Statut  27  Ed.  III.  cc.  5,  6,  7,  welches  auch  deshalb  unsere  Aufmerk- 
samkeit verdient ,  weil  darin  weitreichendere ,  d.  h.  internationale  Han- 
delsverhältnisse  behandelt  werden.  Es  finden  sich  hier  Restriktionen 
für  den  Import  französischer  Weine,  die  aber  aus  dem  Grunde  sonder- 
bar erscheinen ,  weil  sie  ausschliesslich  die  Engländer  treffen ,  während 
dieser  Handel  den  Ausländern  ganz  freisteht  i).  Betrachten  wir  diese 
Restriktionen,  so  sehen  wir  zuerst,  dass  die  englischen  Kaufleute 
„Weine  in  Gascognen  oder  anderswo  weder  auf-  noch  vorkaufen  dür- 
fen, um  für  dieselben  in  England  höhere  Preise  als  in  Gascognen 
zahlen  zu  lassen  2)";  ferner  verbietet  ihnen  das  Gesetz,  vor  der  Wein- 
lese sich  nach  Gascognen  zu  begeben,  überhaupt  vor  diesem  Termine 
selbst  oder  durch  Agenten  Kaufkontrakte  zu  schliessen   und  endlich, 


1)  C.  6  dieses  Gesetzes  lautet  einfach:    „aU  Merchants,  Gascoins,  and  other  Straugers 
may  safeJy  bring  tlieir  Wines  into  England,  to  what  Port  that  shall  please  them." 

2)  Vid.  oben  Anm.  3  S.  86. 
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in  anderen  Orten  und  auf  anderen  Märkten  ausser  in  Bordeaux  oder 
Bayonne  Weine  zu  kaufen  ^). 

Der  ZNveck  des  Gesetzes  liegt  hier  oftenbar  in  der  Verhinderung 
der  Spekulationen  der  Engländer,  des  sogenannten  Auf-  und  Vorkaufs, 
um  diese  Operationen  später  zur  Preissteigerung  zu  benutzen,  wie  sich 
dies  deutlich  aus  den  Schlussworten  des  angeführten  Satzes  ergiebt, 
in  denen  die  Seegefahr  als  der  Umstand  angedeutet  ist,  dessen  sich 
die  englischen  Kaufleute  zum  Vorwande  der  Preissteigerung  bedient 
haben  sollen  ^).  Die  Beschränkung  in  Bezug  auf  Zeit  und  Ort  des 
Ankaufs  der  Weine,  das  Verbot  am  Orte  sich  aufzuhalten  und  Agenten 
zu  halten,  sind  lediglich  weitere  Maassregeln,  jede  Gelegenheit  zu 
Spekulationen  zu  nehmen.  Wie  dieser  Zweck  unermüdlich  verfolgt 
wurde  und  wie  man  besorgt  war,  jede  Preissteigerung  seitens  der  Eng- 
länder wirksam  zu  verhindern,  zeigt  die  Vorschrift  im  Statut  37  Ed.  III. 
c.  16,  dass  jedes  Jahr  zu  den  Behörden  der  verschiedenen  gascogui- 
schen  Häfen  geschickt  werden  soll,  um  dort  die  Preise  der  Weine 
und  „andere  Kosten"  zu  ermitteln  3). 

Wenn  wir  uns  jetzt  erinnern ,  dass  das  Gesetz  den  Preis  auf  dem 
Produktions-  oder  Bezugsorte  ohne  Weiteres  annimmt,  dass  die  Aus- 
länder ,  insbesondere  Gascogner ,  eigenes  Gewächs  verkauften ,  dass  sie 
also  als  Produzenten  auftraten,  während  die  Engländer  ganz  deutlich 
als  dritte  Personen  fuugirten;  dass  ferner  das  Gesetz  das  Streben 
zeigt,  die  Engländer  auf  das  Niveau  der  Produzenten  in  Bezug  auf 
die  Preishöhe  herabzudrücken  und ,  durch  Entziehung  der  Möglichkeit, 
den  Handel  zu  organisiren  und  die  günstigen  Kaufgelegenheiten  auszu- 
nutzen, in  ihnen  das  Handelsinteresse  zu  vernichten  sucht,  so  stellt 
sich  in  diesem  Falle  unseren  Augen  die  Richtung  des  Gesetzes  auf 
Herstellung  des  direkten  Verkehrs  unter  Ausschhessung  des  Handels 
ganz  klar  dar. 

1)  Nach  c.  7:  ,,no  English  Merchant.  nor  any  of  his  Servants,  nor  other  for  tliem, 
sliall  go  into  Gascoin  there  to  abide ,  nor  shall  have  any  other  there  dwelliug  to  make 
Bargain  or  buying  of  Wines  by  any  colour  before  the  Time  of  the  Vintages,  that  is  to 
say,  before  that  common  Passages  be  made  to  seek  Wines  there;  and  that  none  buy 
or  bargain  by  himself  nor  by  others  any  Wines  but  only  in  the  Ports  of  Bordeaux  and 
Bayon  .  .  .  ." 

2)  Vid.  oben  Anm.  3  S.  86. 

3)  „That  every  year  it  shall  be  sent  to  Mayor  and  Constable  of  Bordeaux,  La  Rachelle 
and  to  all  other  Towns  and  Ports  in  Gascoin  and  elsewhere  ....  out  of  which  the 
Wines  come  into  England,  to  be  certified  of  the  Price  of  the  Wines  and  in  other  Costs, 
and  of  the  Couchers  English  (English  who  lurk  there.  Anm.)  against  the  Foi-m  of  Statute  ; 
and  by  this  Certification  of  the  Couchers  against  the  Statute  they  shall  be  put  to 
answer." 
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Die  Fortsetzung  dieser  Politik  findet  sich  in  dem  schon  erwähnten 
37  Ed.  IIL ,  entwickelt  sich  bald  bis  zum  vollständigen  Verbot  des 
Weinimports  durch  die  Engländer,  das  zwar  wieder  aufgehoben  wird, 
jedoch  nur  provisorisch,  und  findet  ihren  Wiederhall  unter  der  nach- 
folgenden Regierung  in  der  Preisbestimmung  nur  jener  Weine,  welche 
durch  Engländer  importirt  wurden  '). 

Es  kann  hier  noch  das  Gesetz  33  H.  VIII.  c.  2  angereiht  werden, 
insofern  es  auf  den  internationalen  Handel  sich  bezieht  und  insofern 
auch  die  Praxis  der  Engländer,  die  Fische  entweder  auf  dem  hohen 
Meere  oder  selbst  im  Auslande  von  den  Fremden  anzukaufen,  verbo- 
ten, —  zugleich  aber  der  freie  Zutritt  zu  den  englischen  Häfen  den 
Fremden  gewährt  wird,  weil,  so  ist  die  Meinung  des  Gesetzgebers, 
die  Fische  billiger  würden,  wenn  sie  durch  die  Fremden  selbst  ge- 
bracht und  durch  die  Engländer  nicht  aufgekauft  würden  2). 

Beispiele  derselben  Richtung  mehren  sich  bei  den  inneren  Ver- 
kehrsverhältnissen, Unter  Heinrich  VIII.  giebt  man  sich  Mühe,  die 
Fischer  zu  nöthigen,  direkt  mit  ihrer  Waare  auf  die  Märkte  von 
Sturbridge,  St.  Ives,  Ely  zu  kommen,  wobei  man  die  Händler,  oder 
wie  sie  das  Gesetz  nennt.  Auf-  und  Vorkäufer,  ausschliesst^).  Eine 
Reihe  von  Gesetzen,  die  den  Wollenhandel  reguliren  sollen*),  verfol- 


1)  42  Ed.  III.  c.  8  ,  43  Ed.  III.  c.  2  ,  5  R.  II.  s.  1.  c.  4.  In  dem  letzten  sind  die 
Preise  der  durch  Engländer  importirten  französischen ,  spanischen  und  Rhein  -  Weine  be- 
stimmt worden.  Die  englischen  Kaufleute  konnten  auch  gezwungen  werden,  zu  den  fest- 
gesetzten Preisen  zn  verkaufen. 

2)  Nach  Aufzählung  verschiedener  Vortheile  der  Fischereien,  unter  welchen  schliess- 
lich der  des  „massigen"  Preises  erscheint,  fährt  das  Gesetz  so  fort:  ,,the  said  fishermen 
for  their  singular  lucre  and  advantage  do  leave  the  Craft  of  fishing  and  be  confederate 
with  Picards,  Flemings,  Normans  and  Frenchmen,  and  sometimes  sail  over  into  the  coasts 
of  Picardy  and  Flanders  and  sometimes  do  meet  .  .  .  Picards  and  Flemings  half  the 
Sea  over  .  .  .  . ,  where  if  they  did  not  so  .  .  .  Picards  and  Flemings  would  bring  the 
same  fish  thcmselves  and  seil  in  this  Realm  .  .  .  much  better  cheap  .  .  .,  if  the  people 
of  this  realm  would  not  regrate  the  said  fish." 

3)  25  H.  VIII.  c.  4.  Eine  Ausnahme  davon  ist  für  die  „Merchants  Adventurers" 
nach  Island  —  wahrscheinlich  weil  der  Fischhandel  in  den  nordischen  Seen  in  ihrem 
Bereiche  lag  —  und  für  die  ,,Doggermen"  (?)  gemacht. 

4)  14  R.  II.  c.  4:  that  no  Denizen  of  England  shall  buy  no  Wools  but  of  the  Owners 
of  the  Sheep  and  of  the  Tithes  except  in  the  Staple.  And  that  no  Denizen  regrate  Wools 
nor  other  Merchandises  of  the  Staple  privily  nor  apertly  ....  And  that  no  English  man 
buy  any  Wool  of  any  Person ,  but  for  himself  or  his  own  use ,  as  to  seil  at  the  Staple 
and  for  to  make  Cloth."  —  4  Ed.  IV.  c.  4.  ,,Whereas  by  subtil  Bargains  made  in  buying 
of  Wools,  before  that  the  Sheep  ....  be  shorn,  the  Ciothmakers  of  this  Realm  can  well 
nigh  find  none  to  be  sold,  to  the  great  Grief  of  them  which  have  been  accustomed  to  have 
their  living  by  the  mean  of  making  of  Cloth"    (folgt  die  Bestimmung  der  Zeit ,    binnen 
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gcu  den  ausgesprochenen  Zweck,  den  Handwerkern  den  unmittelbaren 
Bezug  ihres  Rohstoffes  zu  sichern.  Dasselbe  wird  in  einigen  Statuten 
für  das  Ledergewerbe  beabsichtigt^). 


welcher  jedes  Jahr  die  Händler  keine  Wolle  kaufen  dürfen,  und  die  zahlreichen  Grafschaften, 
auf  welche  sich  die  Vorschrift  erstreckt)  ,,ljut  only  such  Peisons,  which  of  the  said  Wools 
shall  umke  or  do  to  be  made  Yarn  or  Cloth  within  this  Realm  .  .  .•'  sind  zum  Kauf  der  Wolle 
zugelassen.  —  4  H.  VII.  c.  11  :  „■  .  .  that  no  manner  of  Person,  by  himself  or  by  any  other, 
buy  or  bargain  Wool  (Zeittermine  und  Grafschaften)  but  only  such  Persons  as  of  the  same 
Wools  shall  make  or  do  to  be  made  Yarn  or  Cloth."  —  22  H.  VIII.  c.  1.  ,,Sithen  the  expi- 
ration  whereof  (4  H.  VII.)  there  has  been  .  .  .  many  broggers,  regrators  and  gatherers 
of  Wools  .  .  . ,  as  well  to  the  use  of  Strangers ,  as  the  King's  English  Subjects ,  which 
drap  not  the  said  Wool  .  .  .  which  broggers  and  gatherers  prevent  so  the  Cloth-makers 
in  the  provision  of  the  said  Wools  and  put  yearly  such  prices  to  the  same ,  that  the 
Cloth-makers  by  whom  many  of  the  King's  Subjects  ....  have  been  commonly  set  at 
work  can  not  drap  not  be  able  for  lack  of  Wools  at  reasouable  prices  to  drap  such 
multitude  of  Woolen  Clothes  as  they  have  been  accustomed  .  .  . ,  by  reason  whereof 
many  of  the  King's  Subjects  which  lived  by  drapery,  for  lack  of  work  be  brought  to 
idleness  and  daily  incure  and  fall  to  roberies  and  other  inconveniences  .  .  .  ."  Das 
vorige  Gesetz  bestätigt  und  auf  10  Jahre  verlängert.  —  37  H.  VIII.  c.  auf  die  Zweck- 
mässigkeit und  Expiration  des  vorigen  Bezug  nehmend,  fährt  folgendermaassen  fort:  ,,.  .  . 
.  .  .  by  reason  whereof  divers  persons  as  broggers  regrators  and  engrocers  of  Wools  for 
their  own  singular  lucre  and  advantage,  to  the  intent  to  seil  the  same  again  unwrought 
and  to  inhance  the  price  of  Wools,  have  taken  and  gathered  into  their  hands  divers 
great  quantities  of  Wool  ...  so  that  neither  the  Merchant  of  the  Staple  ,  nor  yet  such 
as  would  drap  and  make  yarn  and  cloth  within  this  Realm  can  have  Wools  at  any  rea- 
sonable  prices  for  the  same."  Den  früheren  ähnliche  Bestimmungen;  es  wird  jedoch 
dem  Wolleneigenthümer  gestattet,  falls  er  sein  Produkt  auf  dem  Markte  weder  an  Hand- 
werker noch  an  die  Staplers  absetzen  kann,  an  andere  beliebige  Händler  zu  verkaufen.  — 
5 — 6  Ed.  VI.  c.  7 :  „Foreasmuch  as  the  great  plenty  of  Wools  within  this  Realm  ought 
by  all  reason  to  cause  to  be  the  same  of  convenient  and  reasonable  price ,  yet  by  the 
gready  and  covetous  minds  as  well  of  such  as  have  the  great  plenty  .  .  .  of  Sheep  and 
Wools ,  as  also  by  corrupt  practices  of  divers  Broggors,  Ingrossers,  Woolgatherers,  Re- 
grators and  sundry  other  Persons,  by  the  having  to  much  liberty  of  buying,  keeping, 
using  and  occupying  of  the  same  Wools,  it  manifestly  appareth  that  the  price  thereof  be 
wonderfully  and  exceedingly  enhanced  .  •  . ,  to  the  great  hurt  detriment  and  decay  of 
the  Realm.  Be  it  therefore  ordained  .  .  .  that  no  manner  of  person  .  .  .  being  born 
within  the  King's  obeysance  shall  after  the  last  day  of  Mai  next  buy  bargain  take  or 
make  any  promise  or  bargain  of  Wools ,  but  only  such  person  or  persons  ,  his  wife  or 
bis  or  their  apprentice  or  apprentices  inhabiting  in  his  or  their  Mansion  house  .  .  .  as 
shall  of  the  said  Wools  make  Yarn  or  any  kind  of  Cloth  .  .  .  or  eise  .  .  .  Merchants  of 
the  Staple  .  .  .  to  be  shipped  only  to  the  Staple  at  Calais." 

1)  3—4  Ed.  VI.  c.  9  ,  5 — 6  Ed.  VI.  c.  15 :  „Where  by  the  covetousness  of  divers 
greedy  Persons  Regrating  and  Ingrossing  of  all  kind  tanned  Leather  into  their  hands, 
and  selling  again  the  same  at  excessive  price  to  Saddlers,  Girdlers ,  Cordwainers  and 
such  other  Artificers  .  .  .  the  King's  loving  Subjects  are  enforced  to  buy  the  said  Wares 
at    unreasonable    price."      Daher    ,,frora   and    after    the   first  Mai  next  coming  na  persor» 


IQÖ  Dr.  W.  V.  Ocheukowski, 

Eine  mildere  Aeusserung  derselben  Politik  muss  man  in  denjeni- 
gen Gesetzen  sehen,  durch  welche  die  Zahl  der  Zwischenhändler  ver- 
mindert werden  solP),  oder  wo  gewisse  Personen  als  Handelsleute  in 
einem  bestimmten  Zweige,  indem  sie  als  Störer  des  normalen  Ganges 
des  Verkehrs  oder  als  Eindringlinge  aufgefasst,  ausgeschlossen  sind  2), 
oder  endlich,  wo,  so  zu  sagen,  der  kaufmännisch  spekulative  Eifer 
durch  Verbote:  die  Produkte  im  Voraus  zu  kaufen,  im  Laude  überall 
aufzusuchen ,  den  dem  Markte  zuströmenden  Leuten  entgegenzugehen, 
um  denselben  die  Waaren  abzukaufen  u.  dgl.  zurückgehalten  wird  ^). 


.  .  .  shaU  buy  or  ingross  .  .  .  any  kiud  of  tanned  Leather  to  the  intent  to  seil  the  same 
again."  —  „Provided  always  ....  That  all  Saddlers^  Girdlers,  Cordwainers  and  all  other 
Artificers  such  as  make  .  .  .  any  .  .  .  Wares  of  Leather  shall  or  may  buy  all  such  kind 
of  tanned  Leather  as  is  .  .  .  necessary  for  their  occupying."  Vid.  hierzu  auch  1  M.  s.  3 
c.  8  und  1  El.   c.  8. 

1)  3 — 4  Ed.  VI.  c.  19  gestattet ,  das  Vieh  auf  den  Märkten  nur  für  den  eigenen 
Gebrauch  zu  kaufen.  Niemand  (auch  die  Metzger  nicht)  darf  das  Vieh  handeln  mit  der 
Absicht ,  dasselbe  auf  demselben  Markte  wieder  zu  verkaufen.  Das  Gesetz  3 — 4  Ed.  VI. 
c.  21,  nach  welchem  weder  Butter  noch  Käse,  wenn  nicht  im  Detail  und  in  einem  offe- 
nen Laden ,  verkauft  werden  dürfen ,  scheint ,  obgleich  ohne  Angabe  der  Motive ,  hier- 
her zu  gehören.  Dagegen  sehr  klar  das  Gesetz  7  Ed.  VI.  c.  7  :  ,,Foreasmuch  as  by 
the  greedy  Appetite  and  Covetousness  of  divei's  Persons,  Fuel ,  Cols  and  Wood  runneth 
many  Times  through  four  or  live  several  Hands  or  more,  before  it  cometh  to  the  Hands 
of  them  tliat  for  their  Necessity,  do  burn  or  retail  the  same"  ;  daher  ,,no  Person  .  .  .  shall 
buy  any  such  Wood ,  Cols  or  Fuel ,  but  only  such  as  will  burn  or  consume  the  same, 
or  such  Persons  as  shall  seil  the  same  again  by  Retait  to  such  as  shall  burn  or  consume 
the  same."     Vid.  hierzu  43  El.  c.  14. 

2)  6  R.  II.  s.  1  c.  11  verbietet  den  Gastwirthen  ,,.  ...  intromit  from  henceforth  of 
buying,  selliug  or  conventing  any  Manner  Sea  Fish  fresh."  V^gl.  31  Ed.  III.  s.  2  cc.  1 — 3. 
Anm.  1  S.  105.  —  Das  Verbot,  Fische  zu  kaufen  nach  25  H.  VIII.  c.  4  war  thatsächlich  gegen 
die  Kaufleute  von  London  und  Coveutry  gerichtet  (vgl.  35  H.  VIII.  c.  7  und  Vid.  S.  101), 
obgleich  sie  durch  den  Gesetzgeber  vielleicht  nicht  speziell  in's  Auge  gefasst  waren. 

3)  31  Ed.  III.  s.  2  cc.  1 — 3 :  ,,because  that  the  People  of  Great  Yarmouth  do  encounter 
the  Fishers  bringing  Herring  to  the  said  Towu  in  the  Time  of  the  Fair,  and  do  buy 
and  forestall  the  Herring  before  they  come  to  the  Town."  Dieses  Verfahren  natürlich 
verboten.     33  H.  VIII.   c.  2.     Vid.  S.  98  Anm.  2. 

Im  nachfolgenden  5 — 6  Ed.  VI.  c.  14 ,  betitelt:  ,,Against  Regrators,  Forestallers 
and  Ingrossers",  geben  wir  die  gesetzwidrigen  Handlungen  der  Kaufleute  gewissermaassen 
zusammengefasst  an.  Das  Gesetz  ist  auch  deshalb  interessant,  weil  es  eine  feste  Defini- 
tion des  Auf-  und  Vorkaufs  ,  um  auf  diese  Weise  das  Umgehen  der  Gesetze  zu  vei-hiu- 
dern ,  aufzustellen  versucht.  Dasselbe  schliesst  mit  Anführung  der  Ausnahmen ,  welche 
aber  die  Regel  sehr  wesentlich  verdunkeln ;  wir  lassen  daher  diese  Ausnahmen  bei  Seite, 
um  dem  Kern  der  Sache  Platz  zu  machen.  Das  Statut  bestimmt :  „That  whatsoever 
Person  .  .  .  that  .  .  shall  buy  or  cause  to  be  bought  any  Merchandise,  Victual  or  any 
other  thing  whatsoever,  coming  by  Land  or  by  Water  towards  any  Market  or  Fair  to  be 
gold  in  the  same,  or  coming  toward  any  City  .  .   .  . ,  from  any  Part  beyoud  the  Sea  to 
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Immerhin  finden  wir  auch  hier  im  Grunde  denselben  Zweclv  der  Ein- 
führung des  direkten  Verkehrs  zwischen  den  Parteien  und  die  Aus- 
schliessung des  Handels,  nur  dass  dort  die  Absicht  ganz  entschieden 
hervortritt  und  in  diesem  Sinne  radikal  durchgeführt  wird,  hier  aber 
die  kaufmännische  Thätigkeit  nur  auf  ein  Minimum  reduzirt  wer- 
den soll. 

Wie  beharrlich  man  diesen  Zweck  verfolgte,  beweisen  selbst  die 
Abweichungen  von  dem  dargestellten  Verfahren.  Die  Vorschrift ,  die  wir 
erwähnt  haben,  die  Fischer  direkt  nach  den  Märkten  von  Sturbridge, 
St.  Ives  und  Ely  kommen  zu  lassen,  erwies  sich  als  eine  schädliche. 
Die  Fischer  beklagten  sich  bald,  dass  die  Waare  ihnen  früher  von 
den  aus  London  und  Coventry  ankommenden  Kaufleuten  sofort  ab- 
genommen und  baar  bezahlt  worden,  unter  der  neuen  Vorschrift  aber 
wären  sie  gezwungen,  weit  zu  wandern  und  auf  Bezahlung  zu  war- 
ten ^ ).  Die  Erlasse ,  welche  dem  Handwerker  den  direkten  Bezug  der 
Wolle  zu  sichern  bezweckten,  zeigten  sich  ebenfalls  als  nachtheilig. 
So  brachten  unter  Eduard  VI.  die  Spinner  von  Norwich  und  Norfolk 
(bekanntlich  eine  Grafschaft,  in  welcher  das  W'ollenstoffgewerbe  stark 
entwickelt  war)  die  Beschwerde  vor,  dass  seit  der  Zeit  des  Gesetzes 
37  H.  VIII.  die  Detailhändler  in  Wolle,  von  welchen  sie  den  Rohstoff 
in  kleinen  Quantitäten,  ihren  Mitteln  entsprechend,  zu  kaufen  pflegten, 
ruinirt  worden ,  wodurch  auch  sie  wegen  Rohstoffmangels  in  Noth  ge- 


be sold,  or  make  any  Bargain,  Contract  or  Promise  for  the  having  .  .  .  of  the  same  .... 
before  the  said  Merchandise ,  Victuals  or  other  Things  shaU  be  in  the  Market ,  Fair, 
City  .  .  . ,  ready  to  be  sold ;  or  shall  make  any  Motion  by  Word ,  Letter ,  Message  or 
otherwise,  to  any  Person  or  Persons  for  the  inhancing  of  the  Price,  .  .  .  or  eise  dissnade 
move  or  stir  any  Person  .  .  .  coming  to  the  Market  .  .  .  .,  to  abstain  or  forbear  to 
bring  or  convey  any  of  the  Things  above  rehearsed,  to  any  Market  .  .  .  to  be  sold  as 
is  aforesaid,  shall  be  deemed,  taken,  and  judged  a  Forestaller. 

Further  .  .  .  That  whatsoever  Person  .  .  shall  by  any  Means  regrate,  obtain  or  get  into 
his  .  .  .  Hands  in  any  Fair  or  Market  any  Corn,  Wine,  Fish,  Butter,  Cheese,  Candles, 
Tallow ,  Sheep  ,  Lambs ,  Calves,  Swine ,  Pigs ,  Geese,  Capons,  Hens,  Chickens,  Pigeons, 
Conies  or  other  dead  Victual  whatsoever,  that  shall  be  brought  to  any  Fair  or  Market  .  .  . 
to  be  sold ,  and  to  seil  the  same  again  in  any  Fair  or  Market  holden  or  kept  in  the 
same  Place,  or  in  any  other  Fair  or  Market  within  four  Miles  thereof,  shall  be  accepted, 
reputed  and  taken  for  a  Regrator. 

And  .  .  .  that  whatsoever  Person  .  .  .  shall  ingross  into  his  Hands,  by  buying, 
contracting,  or  promise  taking,  other  than  by  Demise,  Grant,  or  Lease  of  Land  or  Tithe, 
any  Corn  growing  in  the  Fields,  or  any  other  Corn  or  Grain,  Butter,  Cheese,  Fish ,  or 
other  dead  Victuals  whatsoever  .  .  .  . ,  to  the  Intent  to  seil  the  same  again ,  shall  be 
accepted  .  .  .  as  unlawful  Ingrosser  .  .  ."     Durch  7  Ed.  VL  c.  11   einfach  verlängert. 

1)  35  H.  VIIL  c.  7. 

XXX.  8 
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rathen  wären.  Ein  ganz  ähnlicher  Fall  ereignete  sich  unter  Marie, 
wo  sich  wieder  die  Spinner  des  Kirchspiels  Halifax  gegen  das  Ge- 
setz 5 — 6  Ed.  VI.  c.  7,  d.  h.  gegen  eine  Bestätigung  resp.  Entwicke- 
lung  des  37  H.  VIII.  beklagten,  die  auch  denselben  Grund  der  Un- 
möglichkeit, sich  anderswo  als  bei  den  durch  das  Eduard'sche  Gesetz 
thatsächlich  beseitigten  Detailhändlern  mit  Rohstoff  zu  versorgen ,  gel- 
tend machten.  So  mussten  ferner  die  Eduard'schen ,  auf  den  direkten 
Verkehr  in  der  Lederindustrie  abzielenden  Gesetze,  unter  Marie  auf- 
gehoben werden  ^). 

Diese  Thatsachen  hätten  wohl  Zweifel  über  die  Anwendung  der 
gewählten  Politik  entstehen  lassen  sollen;  indessen  sehen  wir  in  dieser 
Hinsicht  keine  Veränderung.  Jenes  Gesetz  über  Fischhandel  wurde  zwar 


1)  Aus  den  drei  aufhebenden  Statuten  führen  wir  zwei  mehr  in  extenso  an,  weil  sie 
einen  Begriff  über  die  Lage  der  Dinge  zu  geben  im  Stande  sind.  Wir  lesen  im  1  Ed.  VI. 
c.  6 :  ,,Where  the  greatest  and  almost  the  whole  Number  of  the  poor  Inhabitants  of 
the  County  of  Norfalk  and  City  of  Norwich  be  and  have  been  heretofore  for  a  great 
Time  maintained  by  Spinnig  of  the  Wools  growing  in  the  said  County  .  .  .  upon  the 
Eock  into  Yarn ,  and  by  aU  the  said  Time  have  used  to  have  their  Access  to  common 
Markets  within  the  said  County  and  City,  to  buy  their  Wools  there  to  be  spun  .  .  . 
of  Retailers  .  .  . ,  by  eight  Penny  worth,  or  twelve  Penny  worth,  at  one  time  .  .  .,  and 
have  not  used  to  buy,  ne  can  buy  their  said  Wools  of  the  Breeders  of  the  same  Wools 
by  such  small  Parcels ,  as  well  for  the  said  Breeders  will  not  seil  .  .  .  by  such  small 
Parcels ,  as  also  for  that  the  most  Part  of  the  said  poor  Persons  dwell  for  off  from  the 
Breeders  .  .  . ;  es  folgt ,  dass  die  Detailhändler  ihr  Geschäft  aufzugeben  gezwungen  wa- 
ren und  wie  dadurch  die  Spinner  in  Noth  geriethen. 

Im  2 — 3  P  &  M  c.  13  klagen  die  Handwerker,  dass  keiner  von  ihnen  ,,is  able  to 
keep  a  Horse  to  carry  Wools,  nor  yet  to  buy  much  Wools  at  once,  but  hath  ever  used  only 
to  repair  to  the  Town  of  Halifax,  and  some  other  neigh  thereunto,  and  there  to  buy  upon  the 
Wool-driver,  same  a  Stoue,  same  two,  and  same  three  and  four,  according  to  their  Ability, 
and  to  carry  the  same  into  their  Houses,  same  three,  five,  and  six  Miles  off,  upon  their 
Heads  and  Backs,  and  so  to  make  and  convert  the  same  either  into  Yarn  or  Cloth,  and 
to  seil  the  same ,  and  so  to  buy  more  Wool  of  the  Wool-driver ,  by  means  of  which 
Industry  the  barren  Grounds  in  these  Parts  be  now  much  inhabited ,  and  above  five- 
hundred  Households  there  newly  increased  within  this  Forty  Years  past,  which  now  are 
like  to  be  undone  .  .  .  by  reason  of  the  late  Estatute  (5 — 6  Ed.  VI.),  that  taketh  away 
the  Wool-driver,  so  that  they  can  not  now  have  their  Wool  by  such  small  Portions  as 
they  were  want  to  have  .  .  ."  Daher  ,,....  it  shall  be  lawfuU  to  any  Person  .  .  .  in- 
habiting  within  the  Parish  of  Halifax  to  buy  any  Wool  .  .  .  .,  otherwise  than  by  in- 
grossing  and  forestalling,  so  that  the  Person  so  buying  the  same  do  carry  .  .  .  the  said 
Wools  .  .  .  to  the  Town  of  Halifax,  and  there  to  seil  the  same  to  such  poor  Polks  .  .  . 
as  shall  work  the  same  in  Cloth  or  Yarn  (to  their  Knowledge)  and  not  to  the  rieh  and 
wealthy,  nor  to  any  other  to  seil  again." 

Im  1  M  s.  3  c.  8  ist  wieder  die  Armuth  der  armen  Handwerker ,  welche  nicht  im 
Stande  sind  „to  buy  two  or  three  Hides  or  Backs  of  Leather  at  one  Time",  hervorgehoben. 
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aufgeliobon,  ohne  dass  man  aber  daraus  eine  Lehre  für  die  allgemeine 
Verkehrspolitik  gezogen  hiitte.  Die  den  Wollenhandel  regulirenden 
Statuten  Heinrich's  VIII.  resp.  Eduard's  VI.  wurden  ebenfalls  aufge- 
hoben, jedoch  blos  für  die  petitionirenden  Lokalitäten,  und  die  Erfah- 
rung hält  Eduard  VI.  nicht  ab ,  später  ein  allgemeines  Gesetz  dersel- 
ben Richtung,  wie  das  theil weise  aufgehobene  seines  Vaters,  zu  erlas- 
sen. Wir  ersehen  daraus,  dass  die  Ausschliessung  der  Händler  und 
der  direkte  Verkehr  als  festes  Prinzip  angesehen  wurden. 

Angenommen,  dass  die  Austrebung  der  unmittelbaren  Beziehun- 
gen, selbst  zwischen  den  entferntesten  Parteien,  im  ökonomischen  Ver- 
kehr kein  frommer  Wunsch  der  Spekulation  bleibt,  sondern  zur  Auf- 
gfibe  einer  auf  eine  gesunde  Theorie  sich  stützenden  Politik  werden 
soll,  so  könnte  die  Frage  doch  nur  durch  Untersuchung  über  die  Be- 
deutung und  Stellung  des  Handelsverkehrs  im  ökonomischen  Leben 
entschieden  werden.  Mit  einem  Worte:  die  Untersuchung  der  Natur 
des  Handelsverkehrs  dürfte  einen  maassgebenden  Theil  der  Erörterung 
bilden.  Da  nach  dem,  was  wir  gesagt  haben,  nicht  nur  das  Streben 
nach  dem  direkten  Verkehr  deutlich  ausgesprochen,  sondern  auch  die 
wo  möglich  totale  Ausschliessung  des  Handelsverkehrs  beabsichtigt  ist, 
so  ist  nur  die  Frage  der  Auffassung  des  Instituts  sehr  nahe  gerückt 
und  zur  Pflicht  gemacht,  da  wir  auf  diesem  Wege  zur  weiteren  Ein- 
sicht in  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  gelangen  können. 

Die  Preissteigerung,  welche  wir  in  den  angeführten  Statuten  Hand 
in  Hand  mit  dem  Handelsverkehr  gehen  sahen,  ist  in  Anbetracht  der 
Richtung  auf  niedrige  Preise  für  diesen  allerdings  ein  schwerer  Vor- 
wurf, und  da  eine  solche  Steigerung  bekanntlich  in  der  Natur  des 
Handels  liegt,  so  verdient  dieser  Vorwurf  jedenfalls  hier  erwähnt  zu 
werden.  Es  kommt  aber  dazu  noch  der  Umstand,  dass  da,  wo  das 
Gesetz  im  Gegensatz  zu  der  Preishöhe  steht,  die  letztere  überhaupt 
als  „übermässig"  bezeichnet  ist.  In  der  That,  jene  schlechte  Eigen- 
schaften: Gier  und  Habsucht,  jene  Rücksicht  auf  den  eigenen  Vor- 
theil  mit  Hintansetzung  des  gemeinsamen  Wohls  sind  im  höheren 
Maasse  den  Händlern  als  den  Produzenten  zuzuschreiben.  Das  Ha- 
schen nach  dem  Gewinn  ist  das  Schlagwort  ihrer  Thätigkeit. 

Wir  kennen  schon  so  viel  von  dem  ethischen  Staudpunkte  des 
Gesetzgebers  in  den  wirthschafthchen  Fragen,  dass  der  Gegensatz  des 
Gesetzes  zu  dem  Streben  des  Handelsverkehrs  uns  begreiflich  erscheint, 
und  wir  sehen  hier  zugleich ,  wie  die  beiden  Standpunkte  des  Gesetz- 
gebers, der  Standpunkt  der  Konsumtion,  welche  sich  durch  jede  Preis- 
steigerung, und  desto  mehr  durch  eine  „übertriebene"  geschädigt  fühlt, 
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und  der  ethische  Standpunkt  gegen  den  „übermässigen"  Gewinn,  in 
der  speziellen  Frage  der  Stellung  des  Handelsverkehrs  ihren  entschei- 
denden Einfluss  ausüben. 

Die  Preissteigerung  und  das  Streben  nach  einem  grossen  Gewinn 
sind  aber  Merkmale,  die  wir  dem  Handel  ebenso  wie  jeder  anderen 
Unternehmung  zuschreiben  können;  es  muss  aber  wünschenswerth  er- 
scheinen ,  die  speziellen  Ursachen  aufzufinden ,  welche  gegen  den  Han- 
delsverkehr sprechen.  Die  nähere  Einsicht  in  die  Motive  der  betref- 
fenden Statuten  gibt  uns  einen  festen  Anhaltspunkt.  Wir  ersehen  aus 
manchen  derselben ,  dass  das  ganze  Unheil  der  schliesslichen  Preisstei- 
gerung aus  „faulen  Praktiken"  oder  auch  aus  „betrügerischen  und 
pfiffigen"  hergeleitet  wird^).  Es  sind  das  gewiss  Beinamen,  welche 
die  schon  geäusserte  Entrüstung  gegen  den  Gewinn,  durch  die  genannte 
Art  der  Erreichung  desselben ,  nur  steigern  müssten.  Wir  heben  aber 
hier  hervor,  dass  es  von  „den  Praktiken"  gesprochen  wird,  keineswegs 
also  von  den  Erscheinungen,  welche  aus  der  wirthschaftlichen  Gestal- 
tung und  Lage  der  Dinge  sich  herschreiben  lassen ;  und  wenn  wir  auf 
dem  betretenen  Wege  bleiben,  so  entdecken  wir  ferner,  dass  die  Ge- 
setze ebenfalls  davon  sprechen ,  wie  die  Preise  durch  die  Händler  auf 
eine  Höhe  getrieben  worden  sind,  die  sie  sonst  nicht  erreicht  hätten  2). 
Die  von  Zeit  zu  Zeit  vorkommende  Aeusserung,  dass  die  Kaufleute 
durch  Verträge  unter  einander,  durch  Verabredungen  und  Ueberein- 
kommen  auf  die  Gestaltung  der  Preise  einwirken  und  dieselben  nach 
Willkür  und  Belieben  bestimmen  ^) ,  lassen  schliesslich  keinen  Zweifel 
darüber,  dass  das  Gesetz  diese  Preise  als  willkürlich  „gemachte"  und 
gehaltene  ansieht. 


1)  4  Ed.  IV.  c.  4,  5—6  Ed.  VI.  c.  7  vid.  S.  98  Anm.  4,  33  H.  VIII.  c.  16  ,,by 
the  Deceit  and  subtile  Practice"  der  verschiedenen  Handelsleute. 

2)  Dies  ergibt  sich  überhaupt  aus  den  angeführten  Statuten ;  das  5 — 6  Ed.  VI.  c.  7 
(vid.  S.  98  Anm.  4)  geht  jedoch  weiter,  indem  es  behauptet,  dass  die  Macht  der  Händ- 
ler ,  die  Preise  in  die  Höhe  zu  treiben ,  grösser  war  ,  als  der  Einfluss  der  Fülle,  welche 
in  derselben  Zeit  die  Preise  nach  unten  drückte. 

3)  31  Ed.  III.  s.  1  c.  2  ist  gegen  diejenigen  gerichtet,  welche  durch  ,,Covin  and 
Covenant"  die  Wollenpreise  herabdrücken  wollen.  37  Ed.  III.  c.  5  gegen  „Grocers", 
welche  ,,do  enhance  the  Price  of  such  Merchandise  .  .  .  . ,  putting  to  Säle  by  Covin  or 
Ordinance  made  betwixt  them."  18  H.  VI.  c.  4  spricht  unter  Anderen  davon,  wie  die 
Ausländer  „by  Covins  and  Compassings ,  that  they  do  to  impair  or  abate  the  Price  and 
Value  of  all  Manner  of  Merchandises  of  this  noble  Realm ,  and  do  .  .  .  inhance  the 
Price  of  their  own  Merchandises."  2 — 3  Ed.  VI.  c.  15  ,,Fore  as  much  as  of  late  divers 
Seilers  of  Victuals ,  non  contented  with  moderate.  .  .  Gain ,  but  minding  to  have  .  .  . 
for  their  Victuals  as  much  as  list  them ,  have  conspired  and  covenante  together  to  seil 
their  Victuals  at  unreasonable  Prices.  .  .  ." 
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Gedenken  wir  ausserdem  der  Verbote:  den  zum  Markt  Kommen- 
den entgegenzueilen,  Ankäufe  im  Lande  zu  machen,  um  die  erworbe- 
nen Gegenstände  selbst  auf  den  Markt  zu  bringen  und  dgl.,  wie  hier 
die  Kaufleute  als  Eindringlinge,  als  überflüssige  dritte  Personen,  welche 
sich  per  fas  et  nefas  zwischen  die  Parteien  einschieben,  geschildert 
werden;  ziehen  wir  ferner  in  Betracht,  wie  die  Gesetze  sich  überhaupt 
schroff  gegen  diejenigen,  welche  kaufen,  um  wieder  und  schnell  zu 
verkaufen,  stellen  und  fügen  wir  noch  hinzu,  dass  allerlei  Händler 
immer  unter  dem  Namen  von  Vor-  und  Aufkäufern,  zu  welch'  letzte- 
ren sowohl  die,  welche  den  Gegenstand  für  den  angebotenen  Preis 
nicht  verkaufen  wollen,  als  auch  die,  die  Vorräthe  sammeln,  gezählt 
werden  sollen ,  in  den  Gesetzen  auftreten ;  dass  Missbräuche  mit  allen 
anderen  Handelsgeschäften  zusammen  und  auf  denselben  Fuss  gestellt, 
behandelt  sind^),  so  kommen  wir  nothwendig  zu  dem  Ergebniss,  dass 
die  Gesetzgebung  jener  Zeit  den  Handelsverkehr  als  ein  künstliches 
Institut,  als  Handel  um  des  Handels  willen,  nicht  aber  als  einen  in- 
tegrirenden  Theil  des  wirthschaftlichen  Gebäudes  betrachtete. 

Der  Handelsverkehr,  vom  Standpunkte  der  hier  behandelten  Ge- 
setzgebung aus  betrachtet ,  ist  ein  künstliches  Gewebe  sowohl  im  Ver- 
hältniss  zur  Produktion  als  zur  Konsumtion.  Auch  auf  dem  ersten 
Gebiete  treibt  er  sein  falsches  Spiel ,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
sein  Zweck  in  diesem  Falle  auf  die  Erniedrigung  des  Preises  gerichtet 
ist,  so  dass  das  Gesetz  abermals  zur  Beseitigung  der  Kaufleute  grei- 
fen muss^).  Der  Handelsverkehr  ist  daher  im  vollsten  Sinne  des 
Wortes  ohne  Verbindung  mit  dem  wirthschaftlichen  Leben. 

Diese  Stellung  des  Handelsverkehrs  schloss  die  Anerkennung  eines 
eigenen  selbständigen  Gebietes  für  die  Handelsthätigkeit  nothwendig 
aus.    Wir  erblicken  in  jenen  angeführten  Bestrebungen  der  Handels- 

1)  Das  schon  erwähnte  Gesetz  31  Ed.  III.  s.  2  c.  1 ,  in  welchem  der  Vorkauf  der 
Heringe  zur  Sprache  kommt ,  enthält ,  wie  es  scheint ,  ein  Beispiel  des  wirklichen  Miss- 
brauchs,  indem  die  Gastwirthe  alle  Anderen  von  den  Fischern  fernzuhalten  suchten,  um 
sie  ausbeuten  zu  können.  Der  bezügliche  Passus  lautet:  „the  Hostelers  of  the  same 
Town  (Great  Yarmouth)  that  lodge  the  Fishers  Coming  thither  with  the  Herring ,  will 
not  suifer  the  said  Fishers  to  seil  their  said  Herring,  nor  meddle  with  the  Säle  thereof, 
but  seil  them  at  their  own  will  as  dear  as  they  will,  and  give  to  the  Fishers  that  plea- 
seth  them".  Die  Gastwirthe  haben  aber  wahrscheinlich  ihr  Treiben  fortgesetzt ,  weil 
ihnen    durch    6  R.  H.  s.  1  c.  11    jede  Einmischung    in  den  Fischhandel   verboten  wurde. 

2)  31  Ed.  III.  s.  1  c.  2  greift  diejenigen  an,  die  durch  Uebereinkommen  die  Wol- 
lenpreise herabzudrücken  suchten.  14  R.  II.  c.  4  fängt  folgendermaassen  an  ,,To  keep 
the  Price  of  Wool  the  better.  .  ." ;  die  nachfolgenden  Bestimmungen  vid.  S.  98  Anm.  4. 
Man  kann  in  ihnen  den  klaren  Gedanken  der  Förderung  der  Produktion  nicht  einsehen, 
wohl  aber  die  Rücksicht  auf  den  direkten  Verkehr. 
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Icutc  nach  Gewinn  unter  den  kleinlichen  Kunststücken  auch  die,  ob- 
gleich entstellten,  Züge  der  in  einem  grösseren  Maassstabe  angelegten 
Ilandelsthiitigkeit  in  den  Versuchen,  den  Ort  und  die  Lage  der  Dinge 
daselbst  kennen  zu  lernen ,  Agenturen  und  Korrespondenten  zu  halten, 
die  günstige  Zeit  abzuwarten ,  rasch  abzusetzen  u.  s.  w. ;  die  Absicht, 
den  Markt  zu  beherrschen ,  ist  ebenfalls  nicht  zu  verkennen.  Einer 
solchen  Wirksamkeit  tritt  das  Gesetz  entschieden  entgegen,  und  es 
liegt  wohl  auf  der  Hand ,  dass  die  Gewährung  jener  Thätigkeitssphäre 
und  der  Marktbeherrschung  den  Handel  weit  über  die  Gränzeu  des 
bis  jetzt  bestimmten  ökonomischen  Wirkens  hinausführen  würde;  denn 
in  diesem  Falle  würde  er  zu  einer  grossartigen  Unternehmung  mit 
der  Aufgabe ,  die  Mittelstellung  zwischen  Produktion  und  Konsumtion 
und  die  Regelung  der  Nachfrage  und  des  Angebots  zu  übernehmen. 

Wenn  wir  aber  einen  Blick  in  die  hier  behandelten  Statuten  wer- 
fen, so  bemerken  wir,  dass  hinter  dem  vorgeschobenen  individuellen 
Interesse,  gegen  welches  sich  das  Gesetz  wendet,  eine  geschlossene 
Phalanx  steht.  Es  wird  zwar  gesprochen  von  dem  Gewinne  des  Ein- 
zelnen, andererseits  aber  wird  „die  Uebereinstimmung",  „die  Verab- 
redung" als  ein  durch  die  Vor-  und  Aufkäufer  für  ihre  Zwecke  be- 
nutztes Mittel  angeführt.  Jener  Gewinn  fällt  also  den  Vereinigten 
zu  und  die  Feindschaft  des  Gesetzes  gilt  dem  weit  verbreiteten,  gros- 
sen Unternehmen,  welches  den  Markt  zu  beherrschen  strebt. 

Ob  der  Kampf  in  dieser  Richtung  bewusst  oder  unbewusst  geführt 
wurde,  wollen  wir  nicht  entscheiden;  es  muss  aber  zugegeben  werden, 
dass  die  Thatsache  mit  der  bisher  dargestellten  Politik  im  Einklang 
steht.  Allerdings  ist  der  Maassstab  hier  grösser  als  dort ,  wo  es  sich 
um  Fälle  handelte,  eine  kleine  Unternehmung  in  den  Rahmen  des 
Haushalts  einzuschränken;  indessen  können  wir  behaupten ,  dass,  falls 
der  Sieg  der  dargestellten  Richtung  geblieben  wäre,  die  grosse  Unter- 
nehmung des  Handelsverkehrs  (im  besten  Falle)  in  eine  Anzahl  zu- 
sammenhangsloser kleiner  Unternehmungen  zersprengt  worden  wäre  ^), 
um  sodann  nach  dem  ihnen  zukommenden  Maassstab  reduzirt  zu  werden. 

Wir  machen  endlich  darauf  aufmerksam,  dass,  obgleich  in  der  bis- 
her dargestellten  Handelsthätigkeit  die  Freiheit  des  Individuums  und 
die  Beweglichkeit  des  Kapitals  durch  die  umfassende  Rührigkeit  in 
höherem  Grade  als  bei  einem  einzelnen,  kleinen  Unternehmen  hervor- 
zutreten scheint,  doch  der  Gesetzgeber  keineswegs  geneigt  ist,  diese 
Eigenschaften ,  besonders  im  Verhältnisse  des  Handels  zur  Produktion 


1)  Vid.  SS.   107  ff. 
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und  Konsumtion  als  woblthätig  wirkende  zu  erkennen.  Die  beiden 
Eigenscliaften  sind  vielmehr  ganz  einseitig  auf  den  Handelskreis  be- 
schränkt. Die  Phalanx  der  Händler  steht,  dem  Gesetze  nach,  dem 
Produktions-  und  Konsumtionsgebiete  starr  und  unbeweglich  gegen- 
über, und  ein  negatives,  ablehnendes,  ausbeutendes  Verhalten  bildet 
dasjenige  Merkmal,  welches  vielleicht  in  der  dargestellten  Gesetzge- 
bung am  leichtesten  in  die  Augen  fiel. 

Was  das  Kapital  im  Besonderen  betrifft,  so  scheinen  die  Gesetze 
nicht  viel  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  die  Macht  des  Kapitals  die 
Handelsunternehmung  stütze  und  zur  Beherrschung  des  Verkehrs 
führe.  In  den  anderen  Theilen  der  Gesetzgebung,  wo  auch  von  grossen 
Unternehmungen  die  Rede  ist,  tritt  das  Kapital  viel  deutlicher  her- 
vor^), hier  aber  scheinen  die  Hauptstütze  der  Handelsleute  Vereini- 
gung, durch  Unternehmungsgeist  ausgedachte  Mittel  und  Mittelchen, 
Pfiffigkeit,  Schlauheit  u.  dgl.  zu  bilden.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
aus,  welcher  das  Persönliche  in  den  Vordergrund  schob,  konnte,  bei- 
läufig gesagt,  auch  das  Streben  nach  dem  Gewinn  dem  Gesetzgeber, 
der  das  Kapital  als  Rechtfertigungsgrund  nicht  ansah  und  dem  nur 
die  Neigung  der  menschlichen  Natur  nach  Reichthumserwerb  vor- 
schwebte, von  der  ethischen  Seite  aus  angesehen,  noch  verwerflicher 
erscheinen. 


Nachdem  wir  die  Grundzüge  des  Verkehrs  aufgestellt  und  das 
Prinzip  der  direkten  Verbindung  bei  Ausschliessung  des  Handels  als 
den  leitenden  Gedanken  gezeigt  haben,  wollen  wir  jetzt  die  Gestaltung 
der  Verhältnisse  betrachten. 

Die  Beseitigung  des  Handels  lässt  den  Markt  unbeherrscht,  ja 
wir  könnten  vielleicht  sagen,  unbesetzt.  Den  Vorschriften  des  Gesetzes 
gemäss  bereist  Niemand  das  Land,  Niemand  schliesst  Kaufverträge, 
bevor  noch  der  Gegenstand  fertig  ist,  oder  bevor  er  auf  dem  Markte 
angelangt  ist;  und  es  wird  überhaupt  dafür  gesorgt,  dass  sich  Nie- 
mand zwischen  den  Produzenten  und  den  Markt  einschiebe.  Diese 
Einrichtung  muss  nothwendig  alle  einzelnen  Produzenten,  die  nur  et- 
was abzusetzen  haben,  auf  den  Markt  bringen.  Wir  erinnern  hier  an 
die  oben  gezeigte  Tendenz  der  Zersplitterung  des  grossen  kompakten 
Handelsverkehrs  in  kleine  Unternehmungen,  welche  auf  diese  Weise 
zur  Wirklichkeit  würde. 


1)  Z.  B.  bei  der  Frage  der  Einzäunungen  und  der  Umwandlung  der  Aecker  in  Wei- 
den.    Vid.  S.  93  Anm.  1. 
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Nach  dem  aufgestellten  Grundsatze  dürfen  sich  ferner  keine  sol- 
chen Käufer  finden,  die  Waaren  zum  Weiterverkauf  erwerben  möchten, 
und  die  richtigen  Käufer  sind  hier  daher  die  Konsumenten.  Dieses 
Zusammenkommen  bloss  der  beiden  Endparteien  auf  dem  Markte,  wo 
der  Konsument  wohl  auch  gewöhnlich  sein  eigenes  Produkt  mitbringen 
dürfte,  erinnert  an  das  primitive  Bild  des  Verkehrs,  wo  die  zerstreuten 
Einzelnen,  ein  Jeder  mit  dem  wenigen  Ueberflüssigen,  dem  Markte  zu- 
strömen, dieses  absetzen,  um  sodann  für  den  Betrag  sich  das  Nöthige 
zu  verschaffen.  Wir  sehen  bei  dieser  Gestaltung  des  Verkehrs,  selbst 
beim  Vorhandensein  des  Geldes  in  der  Transaktion,  dass  wir  von  dem 
Tauschverkehre  nicht  weit  entfernt  sind. 

Führen  wir  hier  zur  näheren  Charakteristik  des  Vorgangs  noch 
zwei  Gesetze  Eduard's  III.  an.  Das  erste,  das-4ie  Beherrschung  des 
Heriugshandels  durch  Auf-  und  Verkäufer  zu  verhindern  sucht,  ist 
uns  schon  bekannt^);  wir  erinnern  nur  daran,  dass  das  Gesetz  im 
Allgemeinen  die  Absicht  hat,  den  Markt  otfen  zu  lassen.  Nun  gesteht 
ein  bald  nachfolgendes  Statut^),  auf  das  frühere  Bezug  nehmend  zu, 
dass  der  durch  die  ursprünglichen  Vorschriften  eröffnete  Markt  ein 
Ueberbieten  im  Preise  hervorgerufen  hat.  Es  wird  daher  bestimmt,  dass 
„Niemand  einen  Anderen  im  Handel  unterbrechen  darf,  und  bis  der 
Erste  fertig  ist,  warten  soll".  Wir  sehen  also  hier,  wie  gleichsam  jeder 
einzelne  Konsument  jedem  einzelnen  Produzenten  gegenübersteht,  wie 
die  Harmonie  ohne  Konkurrenz,  ohne  jedes  Schwanken  der  Nachfrage 
und  des  Angebots  durchgeführt  ist,  und  wir  weisen  auf  diesen  Fall 
abermals  hin  als  auf  einen  Beweis  der  Politik  der  Atomisirung  des 
im  grösseren  Maassstabe  organisirten  Handelsverkehrs. 

Wenden  wir  uns  noch  denjenigen  Gesetzen  zu,  welche  das  Vor- 
enthalten der  Vorräthe  und  überhaupt  der  zu  verkaufenden  Güter  ver- 
bieten und  den  Zwangsverkauf  derselben  einschärfen.  Unter  den  Sta- 
tuten Heinrich's  VIII.  finden  wir  solche,  welche  von  den  Auf-  und 
Vorkäufern  ausgehend  mit  der  Aufforderung  an  die  Produzenten 
schliessen,  dass  sie  ihre  Produkte  zu  den  bestimmten  Preisen  ver- 
kaufen sollen  3),  woraus  folgt,  dass  nicht  nur  das,  was  die  Eigenschaft 
des  verkäuflichen  Gutes  durch  das  Vorhandensein  in  des  Händlers 


1)  Vid.  S.  100  Anm.  3  und  S.  105  Anm.  1. 

2)  35  Ed.  III. 

.3)  25  H.  VIII.  c.  1,  nach  welchem  die  Pächter,  Mäster  u.dgl.,  wenn  es  verlangt 
wurde,  das  Vieh  zu  ,,reasonable  price"  abgeben  mussten.  —  Aehnlich  im  25  H.  VIII.  c.  2, 
nach  welchem  die  Produzeuten  die  verschiedensten  Lebensmittel  zu  den  bestimmten  Preisen 
zu  verkaufen  gezwungen  waren. 
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Händen  erhielt,  sondern  auch  das,  was  seiner  Natur  nach  konsuiiiirljar 
war,  sofort  abgesetzt,  der  Konsumtion  übergeben  werden  niusste.  Ver- 
gleichen wir  damit  die  Vorschrift  eines  Gesetzes  aus  der  Regierungs- 
zeit Eduard's  VI.,  wonach  der  Wollenproduzent  seine  Wolle  unverkauft 
höchstens  zwölf  Monate  behalten  darf  i),  so  scheint  es,  dass  man  in 
solchen  Fällen  in  der  Bestimmung  der  Gränze  sich  durch  die  Betrach- 
tung der  Natur  leiten  Hess.  Sobald  diese  Neues  hervorgebracht  hatte, 
sollte  das  Alte  bereits  konsumirt  sein. 

Mitunter  war  das  gesetzliche  Maximum  des  Vorraths  äusserst  ge- 
ring, wie  z.  B.  unter  Marie  die  Zahl  der  durch  einen  Einzelnen  auf 
ein  Mal  zu  kaufenden  Hüte  auf  12  beschränkt  worden  war  2),  eine 
Maassregel,  die  gleich  einer  anderen  in  einem  Gesetze  Eduard's  HL, 
nach  welchem  das  Handeln  mit  vielen  Gegenständen  verboten  und  nur 
mit  einem  einzelnen  gestattet  wurde  3),  zur  Ausbildung  einer  grossen 
Anzahl  der  kleinen  Unternehmungen  als  Ersatz  einer  grossen  wohl 
geeignet  war. 

Fassen  wir  die  Art  und  Weise  des  sich  so  gestaltenden  Verkehrs 
ins  Auge,  so  ist  seine  primitive  Verfassung  mit  der  einseitigen  Nei- 
gung zur  Konsumtion  unmöglich  zu  verkennen;  es  kommt  aber  noch 
dazu,  dass  jener  direkte  Verkehr  der  Konsumenten  mit  den  Produ- 
zenten, jenes  Zusammenkommen  der  beiden,  jene  Zerstückelung  der 
Verhältnisse  überhaupt  und  des  Handelsverkehrs  insbesondere  und  die 
fast  unmittelbare  Konsumtion,  beinahe  ein  Leben  von  der  Hand  in  den 
Mund,  dem  Ganzen  das  Gepräge  einer  Thätigkeit  im  engen  Kreise, 
einen,  möchten  wir  sagen,  lokalen  Charakter  aufdrückt.  Es  drängt 
sich  daher  die  Frage  nach  den  Gränzen  dieses  Kreises  auf,  und  wir 
wollen  um  so  mehr  die  Lösung  derselben  versuchen,  als  wir  auf  die- 
sem Wege  nicht  nur  zur  Feststellung  des  Umfangs  der  Wirthschaft, 
sondern  auch  zur  näheren  Bestimmung  der  hier  verfolgten  Zwecke 
derselben  zu  gelangen  hoffen  können. 

"Wir  wählen  dazu  solche  Statuten,  welche  wir  entweder  noch  nicht 
berührt,   oder  doch  nur  wegen   anderer  charakteristischer  Merkmale 


1)  5 — 6  Ed.  VI.  c.  7  §  5.  Zu  jener  Vorschrift  wird  bezüglich  der  Preishöhe  der 
Wolle  hinzugefügt:  „such  price  as  then  shall  be  rnost  commonly  given  in  the  same  Shire 
for  Wool  of  like  goodness  and  packing." 

2)  1  M.  s.  2  c.  11. 

3)  37  Ed.  III.  c.  5 :  ,,.  .  the  Merchants ,  called  Grocers ,  do  ingross  all  Manner  of 
Merchandise  vendible",  daher  verordnet  „That  no  English  Merchant  shall  use  no  Ware 
or  Merchandise,  by  him  or  by  other,  nor  by  no  Manner  of  Covin,  but  only  one ,  which 
he  shall  choose  betwixt  this  and  the  Feast  of  Candlemas  next  Coming." 
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erwähnt  haben.  Wh*  fassen  sie  aber  hier  zusammen  meistens  auf 
Grund  einer  Art  gesetzlicher  Beschränkung,  welche  noch  nicht  behan- 
delt war  und  welche,  wie  wir  sehen  werden,  mit  der  Preis-,  Vor-  und 
Aufkaufsfrage  im  Zusammenhange  steht  und  sich  überhaupt  aus  der 
Tendenz  der  Preiserniedrigung  und  der  besonderen  Rücksicht  auf  die 
Konsumtion  herleitet. 

Unter  Eduard  III.  wird  die  Ausfuhr  des  Eisens,  offenbar  wegen 
der  hohen  Preise  und  der  daraus  entstehenden  Nachtheile  für  den  all- 
gemeinen Verbrauch,  verboten').  Ein  analoges  Verfahren  wird  durch 
25  H.  VIII.  c.  2  augewendet,  in  welchem  die  Theuerung  der  Lebens- 
mittel, die  Umtriebe  der  Händler,  die  Preisbestimmung  und  der  Zwang 
zum  Verkauf  nach  einander  zur  Sprache  kommen  und  endlich  das 
xVusfuhrverbot  in  den  Kreis  der  Preiserniedrigungsmittel  gezogen 
wird=^).  Wir  finden  sodann  unter  derselben  Regierung,  dass,  in  An- 
betracht des  Aufkaufs  des  wollenen  Garns  und  zwar  mit  der  Absicht, 
dasselbe  nicht  weben  zu  lassen,  sondern  auszuführen,  wodurch  die 
Handwerker  in  Armuth  gerathen  wären,  die  Ausfuhr  dieses  Artikels 
verboten  war  3).    Gleich  zu  Anfang  der  Regierung  Elisabeth's  sind. 


1)  28  Ed.  lU.  c.  5:  „Item,  it  is  .  .  .  established  that  Iron  made  in  England,  and 
Iron  brought  into  England ,  and  there  sold ,  shall  not  be  carried  out  of  the  said  Realm 
.  .  .  and  .  .  .  Justices  .  •  •,  shall  have  Power,  to  enquire  of  them  that  seil  the  Iron  at 
too  dear  a  Price."  Wir  glauben,  die  Beweise  dafür,  dass  das  Gesetz  nicht  die  Produktion 
im  Auge  hatte ,  sind  ganz  überflüssig.  Von  der  Eisenindustrie  war  damals  noch  keine 
Bede. 

2)  „Foreasmuch  as  Dearth,  Scarcily,  good  cheap  and  Plenty  of  Cheese,  Butter,  Ca- 
pons,  Hens,  Chickens,  and  other  Victuals  necessary  for  the  Man's  Sustenance,  happeneth, 
riseth,  and  enhanceth  of  so  many  and  divers  occasions,  that  it  is  very  hard  and  difficult 
to  put  any  certain  Prices  to  any  such  Things;  and  yet  nevertheless  the  Prices  of  such 
Victuals  be  many  Times  inhanced  and  raised  by  the  greedy  Covetousness  and  Apetites  of 
the  Owners  of  such  Victuals ,  by  occasion  of  ingrossing  and  regrating  the  same ,  more 
than  any  other  reasonable  or  just  Ground  or  Cause,  to  the  great  Damage  etc."  Die  Preise 
sollen  bestimmt  und  die  Bestimmung  proklamirt  werden.  Richter,  Geheim-Eäthe ,  Muni- 
zipalbehörden etc.  setzen  die  Preise  fest.  Die  Produkte  müssen ,  wenn  verlangt ,  durch 
die  Händler,  Pächter  etc.  zu  den  bestimmten  Preisen  abgegeben  und  dürfen  nicht  ausge- 
führt werden. 

3)  33  H.  VIII.  c.  16 :  ,,.  .  .  that  the  regrators  do  buy  .  .  .  Yarn  by  small  parcels  of 
many  men  ,  and  after  they  have  so  by  little  and  little  bought  a  great  Quantity  of  .  .  . 
Yarn ,  do  not  cause  it  to  be  woven  .  .  .  but  do  soll  .  .  .  the  same  out  of  this  Realm", 
daher  wird  imr  solchen  Personen  das  Garn  zu  kaufen  gestattet ,  welche  dasselbe  zu  be- 
arbeiten gedenken.  So  wie  hier  der  Aufkauf  besonders  zum  Vorschein  kommt,  so  tritt 
der  konsumtive  Standpunkt  in  der  Einleitung  hervor.  „Whereas  in  the  most  part  in  all 
the  Shires  .  .  .  there  be  and  have  been  certain  private  Commodities  growiug  and  arisiug 
only  within  the  said  Shires ,    by  the  which  only  Commodities  .  .  .  the  Cities  and  Towns 
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dem  Gesetze  nach,  die  Preise  der  Häute,  des  gegerbten  und  uiige- 
gerbten  Leders  und  des  Talgs  sehr  gestiegen,  und  zwar  in  Folge  der 
egoistischen  Habsucht  der  Händler,  welche  eine  solche  Menge  dieser 
Waaren  nach  dem  Ausland  geführt  haben  sollen,  dass  sie  dort  „in 
grösserer  Fülle  und  billiger  als  in  England  zu  haben  waren".  Das 
Ausfuhrverbot,  welches  zur  Abhülfe  dieses  Uebelstandes  erlassen  wurde, 
ist  nach  Ablauf  des  Termins  verlängert  bezw.  bestätigt  worden  im 
14ten  Regierungsjahre  der  Fürstin  mit  Hervorhebung  der  Theurung 
unil  Seltenheit  der  obigen  Erzeugnisse,  und  so  wie  im  ersten  Statut 
die  Schäden  für  „alle  geliebten  Unterthanen  der  Königin",  so  sind  in 
dem  letzten  noch  die  Nachtheile  der  armen  Klassen ,  welche  für  Be- 
schuhung ungefähr  das  Doppelte  zahlen  mussten,  angeführt '). 

Dass  man  durch  diese  Ausfuhrverbote  die  Preissteigerung,  welche 
zum  Vortheil  der  Händler  oder  Produzenten  und  zum  Nachtheil  der 
Konsumenten  führen  sollte,  zu  verhindern  glaubte,  dass  man  die  Aus- 
fuhr als  einen  Vorgang  betrachtete,  welcher  die  Güter  von  dem  nor- 
malen Wege,  nach  dem  einheimischen  Konsumenten  zu,  abwendete,  und 
dass  die  Preiserniedrigung  resp.  Fülle  der  Landeserzeugnisse  nur  für 
diesen  bestimmt  war,  geht  wohl  klar  aus  jenen  Statuten  hervor. 

Zur  näheren  Erklärung  des  Gegenstandes  führen  wir  noch  einige 
Statuten  an,  welche,  obgleich  sie  nach  ihrem  Umfange  und  nach  der 
Entschiedenheit  der  ergriffenen  Hülfsmittel  von  den  obigen  abweichen, 
im  Grunde  doch,  wie  wir  sehen  werden,  schliesslich  analoge  Mittel  zur 
Erreichung  desselben  Zweckes  wählen.  Wir  zählen  dahin  den  Erlass 
aus  der  Zeit  Heinrich's  VL ,  nach  welchem  die  Getreideausfuhr,  wenn 


.  .  .,  and  the  Inhabitants  of  the  same ,  be  and  have  been,  without  any  foreign  Aid  .  .  . 
plenteously  and  Trealthly  kept  ...  all  which  Commodities  by  the  Deceit  .  .  .  of  divers 
covetous  Person»,  have  been  and  be  many  Times  clearly  destroyed  .   .   ." 

Das  Gesetz  21  H.  VIII.  c.  10  mit  dem  Ausfuhrverbote  von  Erz  (Laten  Brasse),  wegen 
,,der  hohen  und  noch  immer  steigenden  Preise'' ,  könnte  liier  vielleicht  auch  angereiht 
werden.  Wir  wollen  dies  aber  nicht  durchaus  behaupten,  weil  der  konsumtive  Standpunkt 
sich  nicht  in  seiner  Reinheit  und  Allgemeinheit  darstellt.  Die  Preissteigerung  sollte  für 
,,das  Volk,  die  Gewerbetreibenden  und  die  königliche  Artillerie"  schädlich  sein  und  es  ist 
wohl  möglich,  dass  man  die  letzte  mehr  als  den  Bedarf  des  ersten  und  den  Unterhalt  der 
zweiten  ins  Auge  fasste. 

1)  1  El.  c.  10.  vid.  S.  95  Anm.  1.  —  14  El.  c.  4  fängt  mit  der  Anführung  der  Zweck- 
mässigkeit des  vorangehenden  1  El.  an  ;  nach  der  Expirirung  desselben  aber  ,,ther  hathe 
been  aud  yet  daylye  is  such  a  greate  transportacion  of  Leather  Rowe  Hydes  and  Tallowe 
out  of  tliis  Realme ,  that  therby  greate  Scarcytye  and  Dearth  thereof  is  nowe  growen 
amonges  the  Queenes  .  .  .  moste  loving  .  .  .  Subjectes  ,  and  specyally  amonges  those  of 
the  pooreste  sorte,  who  are  nowe  compelled  to  paye  for  their  Bootes  .  .  .  almoste  double 
the  Pryce  that  they  did  before  the  determinacion  of  the  said  good  .  .  .  Statute." 
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Weizen  6  s.  8  d.  und  Gerste  3  s.  per  Quarter  erreichte,  ohne  Lizenz 
verboten  war^).  Unter  Philipp  und  Marie  2)  sollte  „Getreide,  Malz, 
Käse,  Butter,  andere  Viktualien  und  Holz"  in  Folge  der  Ausfuhr  „zur 
wunderbaren  Theuerung"  gebracht  und  „zu  äusserst  hohen  Preisen" 
gestiegen  sein.  Es  wurde  daher  die  Ausfuhr  verboten ;  sollten  jedoch 
die  Preise  auf  6  s.  8  d.  per  Quarter  Weizen  herabsinken,  so  war  die 
Ausfuhr  wiederum  gestattet. 

In  einer  Reihe  der  schon  bei  anderer  Gelegenheit  erwähnten  3) 
den  Wollenhandel  bestimmenden  Statuten  wird  auf  die  Theuerung  der 
Wolle  in  Folge  des  Aufkaufs  und  überhaupt  der  Umtriebe  der  Händler 
hingewiesen.  Da  sich  unter  diesen  Umständen  die  armen  Handwerker 
mit  Wolle  nicht  versorgen  konnten,  so  wurden  die  Händler  während 
einer  bestimmten  Zeit  in  jedem  Jahre  vom  Kauf  ausgeschlossen  und 
das  Kontraktschliessen  vor  der  Schur  verboten.  Mit  anderen  Worten : 
es  wurde  den  Handwerkern  der  Vorkauf  gewährt.  Sie  genossen  dieses 
Privilegium  mit  den  „Merchants  of  the  Staple"  zusammen,  und  ob- 
gleich diese  letzten  auch  Kaufleute  waren,  so  erschienen  sie  dem  Ge- 
setzgeber offenbar  nicht  gefährlich,  weil  sie  nicht  den  inneren  Verkehr 
trieben,  sondern  nur  das,  was  ihnen  gebracht  war,  nach  dem  Auslande 


1)  15  H.  VI.  c.  2.  Es  muss  hier  bemerkt  werden,  dass  der  Hauptzweck  dieses  Ge- 
setzes in  der  Unterstützung  der  landwirthschaftlichen  Produktion  lag.  Bis  zum  Erlass  des- 
selben konnte  das  Getreide  nur  auf  Grund  der  königlichen  Lizenz  ausgeführt  ■werden,  und 
von  Zeit  zu  Zeit  waren  Ausfuhrverbote  proklamirt.  (Vid.  diesbezügliche  Ordonanzen  in 
Rymer,  Foedera  in  ziemlich  grosser  Anzahl.  Die  vom  J.  1350  fängt  so  an:  „Nos,  ad 
sterilitatem  bladorum ,  quae  contigit  hoc  anno ,  considerationem  habentes  .  .  . ;"  es  folgt 
das  Verbot.  Mehr  oder  weniger  ähnlich  sub  JJ.  1353,  1366  u.  s.  w.)  Im  Statute  H.  VI. 
kommt  eine  andere  Ansicht  zum  Vorschein.  Wir  lesen  in  der  Einleitung :  ,,Foreasmuch 
as  by  the  law  it  was  ordained ,  that  no  Man  might  carry  .  .  .  Corn  out  of  the  Realm 
.  .  .  without  the  King's  Licence ,  for  cause  whereof  Farmers  and  other  Men  which  use 
Manurement  of  their  Land ,  may  not  seil  their  Corn  but  of  a  bare  Price ,  to  the  great 
Damage  of  all  the  Realm  .  .  Our  .  .  .  Sovereign  Lord  the  King  .  .  .  hath  ordained  .  .  . 
That  it  shall  be  lawfuU  to  every  Person  to  carry  .  .  .  Corn  out  of  England  .  .  .  as  long 
as  a  Quarter  of  White  excede  not  the  Price  of  6  s.  8  d.,  and  a  Quarter  of  Barley  3  s.", 
ohne  Lizenz.  Das  Gesetz  gehört  also  nur  insofern  hierher,  als  es  geringe,  der  Kaufkraft 
der  Konsumenten  entsprechende  Preise  jedenfalls  erhalten  will.  Der  Gedanke  der  Unter- 
stützung der  Produktion  aber,  welcher  in  dem  Gesetze  im  Vordergrunde  steht,  unter- 
scheidet dieses  wesentlich  von  dem  ihm  oben  nachfolgenden  (1 — 2  P.  &  M.),  wo  in  erster 
Linie  auf  den  Konsumenten  Rücksicht  genommen  wird  ,  und  wir  können  sagen  ,  dass  das 
obige  Statut  H.  VI.  sammt  3  Ed.  IV.  c.  2 ,  wonach  die  Einfuhr  bis  zum  Preise  von  6  s. 
8  d.  per  Quarter  Weizen  verboten  war,  die  einzigen  in  jener  Zeit  sind,  wo  der  Pro- 
duktionszweck klar  hervortritt. 

2)  1—2  P.  &  M.  c.  5. 

3)  Vid.  S.  98  Anm.  4. 
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führten.  Sie  nahmen  also,  ihrer  bestimmten  Aufgabe  des  Export- 
Handels  gemäss,  gewissermaasscn  nur  den  Ueberschuss  ab,  was  na- 
türlich die  Fülle  für  den  inneren  Verbrauch  nicht  ausschloss.  In  dieser 
Beziehung  finden  wir  eine  charakteristische  Bestimmung  in  dem  Ge- 
setze 37  H.  VIII.,  dahin  lautend,  dass,  wenn  der  Produzent  seine  Wolle 
auf  dem  Markte  an  die  Gewerbsleute  oder  an  die  „Merchants  of  the 
Staple"  nicht  verkaufen  konnte,  er  dieselbe  dann  an  eine  beliebige 
Person  verkaufen  durfte.  Der  Ueberschuss,  das,  was  von  der  gesät- 
tigten Konsumtion  abfiel,  wurde  also  frei  dem  Handel  übergeben,  und 
um  diesen  Theil  kümmerte  sich  das  Gesetz  nicht  mehr. 

Eine  Vorschrift  im  ähnlichen  Sinne  wurde  unter  Eduard  IV.  in 
Bezug  auf  die  Ausfuhr  der  Hörner  erlassen.  Dieses  Gesetz,  welches 
durch  die  Erzählung,  wie  die  Hornhändler  im  Lande  mit  Hülfe  ihrer 
„Gastwirthe  und  Führer"  massenhaft  die  Hörner  kaufen,  lebhaft  an 
den  Aufkauf  erinnert,  schliesst  mit  dem  Ausfuhrverbot  des  Produktes, 
jedoch  in  der  Weise,  dass  jener  Theil,  welcher  nach  Befriedigung  des 
inneren  Verbrauchs  übrig  blieb,  ausgeführt  werden  konnte  i). 

Wir  können  also  jetzt  auf  die  letzte  Frage  antworten,  dass  der 
national -ökonomische  Gesichtskreis  eigentlich  an  den  Gränzen  des 
eigenen  Landes  endete.  Die  Konsumtion,  die  man  im  Auge  hatte,  er- 
öffnete der  produktiven  Thätigkeit  des  Landes  keine  weiten  Felder, 
sondern  schloss  dieselbe  in  die  Schranken  des  einheimischen  Ver- 
brauchs ein,  und  es  ist  einzig  und  allein  für  diesen  berechnet,   dass 


1)  4  Ed.  IV.  c.  8 :  „Our  Sovereign  Lord  the  King,  perceiving  by  grivous  complaint 
made  .  .  .  by  .  .  .  Horners ,  enfranchised  in  the  City  of  London ,  how  that  Peoplc  of 
Strange  Lands  hath  come  into  this  Land  and  into  divers  Parts  thereof  and  hath  bought 
by  the  Hands  of  their  Hosts  and  Guides,  the  great  and  chief  StnfiF  of  English  Horns  un- 
wrought  of  Tanners  and  Butchers ,  and  carried  the  same  over  the  Sea  .  .  . ,  to  the  great 
Damage  of  tliis  Land,  and  to  the  final  Prejudice  of  the  great  Number  of  Men  being  of 
the  same  occupation ;  hath  .  .  .  ordained  .  .  .,  that  from  the  Feast  of  Easter  (1465)  no 
manner  Stranger  or  Alien,  by  himself  or  by  any  other,  shall  buy  any  English  Horns  un- 
wrought  .  .  .  gathered  or  growing  within  the  said  City  and  XXIHj  Miles  on  every  side 
of  the  Said  City  next  adjoining.  And  that  no  Englishman  nor  other  Person  seil  any  Eng- 
lish Horns  unwrought  to  any  Stranger ,  or  cause  them  to  be  sent  over  the  Sea ;  so  that 
the  Said  Horners  will  buy  the  said  Horns  at  like  Price  as  they  be  at  the  Time  of  the 
making  of  this  Act  .... 

Provided  always ,  that  after  the  Men  of  the  said  Occupation  within  this  Land  have 
taken  out  and  chosen  such  and  as  many  Horns  as  shall  be  needfull  to  their  Occupation 
that  then  it  shall  be  lawful  to  them ,  and  every  of  them ,  and  all  other  Persons  of  this 
Realm  .  .  . ,  to  seil  and  deliver  all  the  Hörn  refused  whlch  be  not  able  to  be  occupied 
in  their  Mystery  to  any  manner  Stranger  or  other  Person,  to  send  or  carry  beyoud  the 
Sea  or  elsewhere,  as  shall  please  them." 


W^  Dr.  W.  V.  Oclienkowski, 

die  iiiländisclie  Produktion  Fülle  schaffen  sollte.  Man  erkennt  hier 
aber  ausserdem  einen  weiter  gehenden  Zweck  als  bei  den  einfachen 
Preisbestimmungen,  weil  wir  diese  als  eine  Anpassung  an  die  Kauf- 
kraft des  Konsumenten  ansehen  können,  welche  Kaufkraft,  hier  zwar 
überall  gering,  sich  wenigstens  in  der  Idee  ebenfalls  als  etwas  Be- 
stimmtes und  als  dasjenige,  was  eine  gewisse  Höhe  erreicht  hat,  un- 
seren Augen  darstellt.  Wo  aber  der  Begriff  dieser  Kaufkraft  ver- 
schwindet, in  der  Weise,  dass  dem  Konsumenten  Alles  ohne  Weiteres 
überlassen  ist,  bis  er  sich  gesättigt,  und  wo  dieser  Sättigungspunkt 
der  mittellosen  Konsumenten  über  die  gesammte  Produktion  entscheidet, 
da  nähert  sich  der  Begriff  und  die  Verfassung  der  ökonomischen  Thä- 
tigkeit  der  Rohheit  und  zeigt  den  Mangel  des  Verständnisses  für  eine 
produktive  Nationalwirthschaft. 


Wenn  wir  jetzt  den  allgemeinen  Charakter  der  Wirthschaft  nach 
dem  Obigen  betrachten,  so  bemerken  wir,  dass  man  von  dem  „kon- 
sumtiven" Zuge,  dem  wir  überall  begegnet  sind,  und  welcher  die  Pro- 
duktion und  den  Handelsverkehr  aus  ihrer  Selbständigkeit  in  eine 
untergeordnete  Stellung  zurückdrängte,  auf  keinen  Fall  die  Merkmale 
der  Schwäche,  der  Beschränkung  durch  Luxusgesetze  und  der  Abge- 
schlossenheit in  den  Gränzen  des  eigenen  Landes  trennen  kann.  Da- 
durch erhält  der  Grundsatz  der  Konsumtion,  wie  er  damals  für  die 
Wirthschaft  aufgestellt  worden  ist,  eine  bestimmte  und  ausgebildete 
Gestalt. 

Gesetzt,  dass  man  die  Konsumtion  entweder  durch  Erweiterung 
über  die  Landesgränzen  hinaus  oder  durch  die  Steigerung  im  eigenen 
Lande  entwickeln  wollte,  so  würden  sich  dann  natürlich  die  Verhält- 
nisse der  Produktion  und  des  Verkehrs  anders  als  in  der  dargestellten 
Weise  gestalten.  Wenn  also  jene  bestimmte  Gestalt  der  Konsumtion 
zum  Grundsatz  erhoben,  über  die  Wirthschaft  ihren  Einfluss  verbreitete, 
so  darf  man  wohl  nach  dem  Existenztitel  dieses  Grundsatzes  und  nach 
den  Gründen  seiner  Festhaltung  fragen.  Warum  konnte  das  Kon- 
sumtionsgebiet durch  Zuziehung  des  Auslandes  nicht  erweitert,  warum 
konnte  die  innere  Konsumtion  nicht  intensiver  gemacht  werden?  kurz, 
warum  wurde  die  Entwickelung  als  leitende  Idee  in  den  internatio- 
nalen und  inneren  ökonomischen  Verhältnissen  nicht  aufgestellt? 

Wir  unternehmen  es  keineswegs,  an  dieser  Stelle  eine  nur  halb- 
wegs erschöpfende  Antwort  zu  geben,  jedoch  mit  vollem  Bewusstsoin 
der  UnVollständigkeit  der  nachfolgenden  Auseinandersetzung  wollen  wir 
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auf  einige  Punkte  liindeutcn,  um  wenigstens  einiges  Licht  über  die 
gestellte  Aufgabe  zu  verbreiten. 

Die  erste  Frage  kann  natürlich  nicht  so  gefasst  werden,  ob  glück- 
licherweise noch  ein  Ueberschuss  von  manchen  Gegenständen  nach 
Bestreitung  des  Landesbedarfs  vorhanden,  um  ihn  mehr  oder  weniger 
regelmässig  dem  Auslande  zuzuführen,  sondern  diese  Frage  muss  be- 
trachtet werden  von  der  Seite  des  Strebens,  die  Thätigkeit  für  das 
Ganze  zu  erweitern,  d.  h.  von  der  Seite  einer  bewussten  nationalen 
Politik  eines  Landes  allen  anderen  gegenüber,  im  Gegensatz  zu  der- 
jenigen der  EinSchliessung  in  die  eigenen  Gränzen. 

Man  sieht  aber,  dass  die  damaligen  gesellschaftlichen  Hauptele- 
mente Englands,  d.  h.  die  feudalen  Grundbesitzer  und  die  Bürger  der 
Städte,  welche  zugleich  Vertreter  der  wirthschaftlichen  Interessen  wa- 
ren, in  sozialer  und  ökonomischer  Hinsicht  zu  sehr  von  einander  ge- 
trennt waren,  um  ihre  Interessen  zu  vereinigen  und  zu  einem  gemein- 
samen auszubilden.  Es  kommt  noch  dazu,  dass  die  Hauptaufgabe, 
die  in  der  Frage  der  wirthschaftlich- internationalen  Beziehungen  zu 
lösen  war,  in  der  Regulirung  des  Verhältnisses  der  nach  England  zu- 
strömenden Ausländer  lag.  Indem  diese  in  fest -geschlossenen  Kolo- 
nien, gewöhnlich  mit  Privilegien  ausgestattet,  in  den  wichtigen  Handels- 
punkten des  Landes  Wurzel  fassten,  bildeten  sie  eigentlich  einen  Status 
in  statu.  In  dieser  Stellung,  auf  Erfahrung  und  Kenntniss  des  Aus- 
landes gestützt,  mit  fertigen  Handelsverhältnissen  in  ihren  respektiven 
Heimathsländern  —  um  von  der  entwickelteren  Kapitalsmacht  nicht 
zu  sprechen  —  konnten  sie  im  internationalen  Handel  entweder  die 
Engländer  von  vielen  Geschäften  fernhalten,  oder  wenigstens  denselben 
in  ihrem  eigenen  Lande  eine  höchst  erfolgreiche  Konkurrenz  machen. 
In  Folge  dessen  wurde  die  internationale  Frage  zur  Lösung  auf  den 
eigenen  Boden  übertragen,  wobei  es  sich  also  eigentlich  um  die  Stel- 
lung jener  in  England  handeltreibenden  Fremden  und  nicht  um  die 
Verhältnisse  Englands  zu  den  anderen  Ländern  handelte. 

Dieses  individuelle  Merkmal  der  Politik  ergiebt  sich  noch  deut- 
licher aus  der  Betrachtung,  wie  gegen  jene  Stellung  der  Fremden  die 
Freiheiten  der  englischen  Städte  geltend  gemacht  wurden,  so  dass  wir 
hier  zwar  gewisse  Engländer  mit  ihren  besonderen  Rechten,  nicht  aber 
England  den  Fremden  entgegengesetzt  sehen.  Die  städtischen  Frei- 
heiten, Rechte  und  Privilegien  bei  dieser  Frage  vorgebracht,  waren 
freilich  noch  unter  Eduard  III.  bekämpft,  gewannen  aber  schrittweise 
die  Oberhand,  um  schliesslich  den  Sieg  zu  behalten  und  der  ganzen 
Angelegenheit  ein  Gepräge  nur   des  eigenen  Interesses  aufzudrücken. 


11(3  Dr.  W.  V.  Ocli  en  ko  wski , 

Unter  solchen  Umständen  konnte  wohl  der  Handel  mit  fremden 
Ländern  durch  Einzelne  oder  Gesellschaften  geführt  werden,  aber  eine 
zweckbewusste  und  klare  nationale  Politik,  welche  die  einheimische 
Produktion  als  ein  Ganzes  im  Verhältniss  zu  der  Konsumtion  der  an- 
deren Länder  ins  Auge  fassen  würde,  konnte  sich  kaum  ausbilden,  wie 
sie  sich  auch  wirklich  nicht  ausgebildet  hat^). 

In  Bezug  auf  die  Stärkung  der  inneren  Konsumtion  kommt  uns 
sofort  der  Gedanke  an  den  Luxus,  und  wir  erinnern  daran,  in  welch' 
hohem  Grade  bei  den  Luxusgesetzen  auf  die  sozialen  Klassenunter- 
schiede Rücksicht  genommen  wurde.  Nach  diesem  Standpunkte  ge- 
staltete sich  der  Luxus  zu  einem  relativen  Begriff;  er  war  nicht  mehr 
an  und  für  sich  verwerflich  und  hörte  auf,  ein  solcher  zu  sein,  sobald 
er  durch  hoch  Gestellte  getrieben  wurde,  sobald  er  also  standesgemäss 
war.  Drang  er  aber  in  die  unteren  Schichten,  deren  soziale  Stellung 
die  Einfachheit  und  die  bescheidene  Lebensweise  zur  Pflicht  machte, 
so  wurde  er  zur  Sünde,  zum  Streben,  die  Klassenunterschiede  zu  ver- 
wischen. 

Ausser  den  Luxusgesetzen  bieten  uns  noch  andere  Statuten  eine 
Gelegenheit,  die  Gränzen  des  Genusses  der  zahlreichen  Bevölkerungs- 
klassen annähernd  zu  bestimmen.  Wir  werden  uns  dazu  einiger  legis- 
latorischer Erlasse  bedienen ,  in  welchen  die  plötzlich  eintretende  Noth 
der  industriellen  Bevölkerung  und  die  Hülfsmittel  dagegen  zur  Sprache 
kommen.  Als  Ursachen  jener  Noth  wird  die  persönliche  Konkurrenz 
der  fremden  Gewerbsleute  in  England  selbst,  oder  auch  die  Zufuhr 
der  ausländischen  Waaren  bezeichnet.  Die  Fremden,  so  ist  die  An- 
sicht des  Gesetzgebers,  erwerben  dadurch  Reichthum;  die  Engländer 
dagegen  sinken  von  dem  Zustande,  in  welchem  sie  ihren  Lebensuuter- 


1)  Zu  dieser  Frage  besonders  die  Statuten:  9  Ed.  III.  s.  1.  c.  1,  14  Ed.  III.  s.  2.  c.  2, 
25  Ed.  III.  s.  4.  c.  2  ,  2  R.  II.  s.  1.  c.  1 ,  11  R.  II.  e.  7  ,  5  H.  IV.  c.  9,  18  H.  VI.  c.  4, 
1  R.  III.  c.  9,  14—15  H.  VIII.  c.  2,  das  Dekret  der  Sternkammer  vom  20.  Februar  20 
H.  VIII.,  sainmt  21  H.  VIII.  c.  16.  —  Vid.  die  verschiedenen  Rechte  und  Privilegien  der 
Städte  in  Norton,  Exposition  etc.  S.  12  fF.  und  ibid.  S.  19  die  Petition  der  Londoner 
gegen  die  Bestimmungen  des  25  Ed.  III.  Vid.  auch  Luffman,  Charters  of  London.  1793. 
Nortliouck,  History  of  London.  Appendix.  Norton,  Commentaries.  Eine  grosse  An- 
zahl der  Freibriefe  an  verschiedene  Ausländer  in  Rym  er ,  Foedera.  1704 — 35.  Einige  sehr 
interessante  aus  der  Zeit  vor  Eduard  III.  in  Liber  Custumarum.  Für  die  Beziehungen  mit 
Flandern:  Kervyn  de  Lettenhove,  Histoire  de  Flandre.  1847  —  55.  Varenbergh, 
Histoire  des  relations  diplomatiques  entre  la  Flandre  et  l'Angleterre.  1874.  Für  die 
deutsche  Hansa  :  Sartorius,  Urkundliche  Geschichte  der  deutschen  Hansa.  1830.  Lap- 
pe nberg,  Urkundliche  Geschichte  des  hansischen  Stahlhoflfes  in  London.    1857. 
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halt  verdienen   konnten,  in  den  Abgrund  der  Arniuth  liinab  und  er- 
geben sich  schliesslich  dem  Müssiggang,  Raub,  Diebstahl  u.  dgl.^). 

1)  3  Ed.  IV.  c.  3.  In  den  Motiven  wird  die  Petition  der  Seidenstoflliaiidwerker  an- 
geführt und  auseinandergesetzt,  wie  die  Ausländer  ,,by  the  great  Multitude  of  Comnio- 
dities  and  Wares  pertaining  to  their  (der  Petenten)  Mysteries  and  Occupations,  being  fully 
wrought,  and  ready  made  to  Säle,  as  well  by  the  Hands  of  Strangers  being  the  King's 
Enemies  as  other,  in  this  Realm  and  Wales,  fetched  and  brought  from  beyond  the  Sea, 
as  well  by  Merchants  Strangers  as  Denizens ,  as  other  Persons,  whereof  the  greatest  Part 
in  Substauce  is  deceitful,  and  nothing  worth  in  Regard  of  any  Man's  Occupation  or  Profit; 
by  which  Occasion  the  said  Artificers  cannot  live  by  their  Mysteries  and  Occupations,  as 
they  have  done  in  Times  past ,  but  divers  of  them ,  as  well  Householders  as  Hirelings, 
and  other  Servants  and  Apprentices  in  great  Number,  be  at  this  Day  unoceupied,  and  do 
hardly  live ,  in  great  Misery ,  Poverty ,  and  Need ,  whereby  many  Inconveniences  liave 
grown  before  this  Time,  and  hereafter  more  be  like  to  come  .  .  ." 

1  R.  III.  c.  9.  Nach  einem  ziemlich  langen  Register  der  Handlungen  der  Ausländer, 
welche  schliesslich  zu  dem  Reichthum  derselben  und  zur  Armuth  der  Engländer  führen 
sollten,  fährt  das  Gesetz  weiter  fort:  „Mereover,  a  great  Number  and  other  Strangers, 
not  born  under  the  King's  Obeysance ,  do  daily  resort  to  the  City  of  London ,  and  other 
Cities ,  Boroughs ,  and  Towns  of  the  said  Realm  much  more  than  they  were  wont  to  do 
in  Times  past,  and  inhabit  by  themselves  in  the  said  Realm  with  their  Wives,  Children, 
and  Household,  and  will  not  take  upon  them  any  laborious  Occupation,  as  going  to  Plough 
and  Cart ,  and  other  like  Business ,  but  use  the  making  of  Cloth ,  and  other  Handicrafts 
and  easy  Occupations,  and  bring  and  convey,  from  the  Parts  beyond  the  Sea  great  Sub- 
stances  of  Wares  and  Merchandizes  to  Fairs  and  Markets  .  .  .  at  their  Pleasure,  and  then 
seil  the  same,  as  well  by  Retail  as  otherwise,  as  freely  as  any  of  the  King's  Subjects  use 
to  do,  to  the  great  Damage  and  Impoverishment  of  the  King's  said  Subjects,  and  will  in 
no  wise  suffer  nor  take  any  of  the  King's  said  Subjects  to  work  with  them  .  .  .  whereby 
the  King's  said  Subjects,  for  Lack  of  Occupation,  fall  into  Idleness,  and  be  Times,  Beggars, 
Vagabonds  and  People  of  vicious  living,  to  the  great  Perturbance  both  of  the  King,  and 
of  all  bis  Realm  ,  and  when  Merchants ,  Artificers ,  and  Strangers  before  rehearsed ,  have 
gained  within  this  Realm ,  by  buying  and  selling ,  or  by  such  easy  Occupations  and 
Handicrafts  great  Substance  of  Goods,  with  the  same  Substance  they  go  out  of  this  said 
Realm  to  such  Parts  beyond  the  Sea  as  them  like  best,  and  there  spend  the  same  Goods 
often  times  among  the  King's  Adversaries  and  Ennemies,  to  the  great  Damage  of  our  .  .  . 
King  and  bis  Subjects ,  and  Impoverishment  of  this  Realm  ,  and  the  Commons  of  the 
same;  and  so  by  Occasion  of  the  Premisses,  the  Substance  of  the  Inhabitants  of  the  said 
Cities ,  Boroughs ,  and  Towns ,  now  late  hath  fallen ,  and  daily  doth  fall ,  into  great  Po- 
verty and  Decay  .  .  ."     (Dieses  Statut  zitirt  nach  der  Ausgabe  von  Ruffhead.) 

1  R.  III.  c.  12.  Verschiedene  Gewerbszweige  petitioniren  gegen  die  Einfuhr  fremder 
Waaren.  „It  is  so  now  that  by  merchaunts  Strangers  denizens  and  other  ther  be  brought 
from  the  parties  of  beyonde  the  See  to  be  solde  within  this  Roialme  so  many  of  the  said 
Wares  the  whiche  myght  be  wrought  by  the  Artificers  above  reherced,  that  thereby  the 
people  of  Straunge  Countries  where  the  forceid  Wares  be  made ,  becn  huggely  occupied 
encressed  and  greatly  prospere  and  dailly  encrese  by  the  making  of  the  same,  as  well  to 
the  profyth  of  their  Princes  as  of  theymself;  and  the  Artificers  aforesaid  of  this  seid 
Realm ,  the  which  were  wont  to  make  the  said  Wares  and  gete  their  ly vyng  ,  .  .  be 
greatly  empoveresshed,  and  dailly  dekeyn  .  .  ." 

XXX.  0 
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Bilden  wir  nach  dem  Vorstehenden  unser  Urtheil,  so  sehen  wir, 
dass  die  Kousumtionsfähigkeit  der  englischen  Bevölkerung  bis  zu  der 
niedrigsten  Stufe  heruntergegangen  war,  und  um  sie  zu  heben,  wird 
zu  den  Beschränkungen  resp.  zu  dem  Verbot  des  Zuflusses  der  fremden 
Gewerbsleutc  oder  der  fremden  Waaren  Zuflucht  genommen,  und  ob- 
gleich hier  von  dem  erworbenen  Reichthum  der  Ausländer  gesprochen 
wird,  so  sollen  doch  eigentlich  die  ergriff'enen  Maassregeln  die  Eng- 
länder lediglich  aus  der  äussersten  Noth  heraus  auf  die  früher,  ein- 
genommene Stufe  des  Durchkommens  oder  des  bescheidenen  Wohlseins 
stellen. 

Es  berechtigt  uns  nichts,  jene  Mittel  als  Aeusserung  einer  Poli- 
tik, die  den  Reichthumserwerb  im  Sinne  hat,  anzunehmen.  Gerade 
dieses  Stillstehen  des  Gesetzes  an  der  Schwelle,  deren  Ueberschreiten 
die  Annahme  dieser  Politik  bedeuten  würde,  kann  als  recht  bezeich- 
nend für  den  Standpunkt  des  Gesetzgebers  betrachtet  werden ;  und 
was  den  hier  hervorgehobenen  grossen  Erfolg  der  Ausländer  in  Eng- 
land insbesondere  betrifi"t,  so  kann  die  Aufstellung  des  grellen  Kon- 
trastes der  eigenen  Noth  und  des  darauf  sich  gründenden  Reichthums 


21  H.  VIII.  c.  16  weist  auf  die  Zweckmässigkeit  der  vorangehenden,  den  Zufluss  der 
Fremden  hemmenden  Gesetze  hin :  „which  continual  Resort  (der  Ausländer)  into  this  our 
.  .  .  Eealm  daily  increased ,  to  the  great  Detriment  of  our  own  natural  Suhjects ,  Arti- 
ficers  of  the  same  Grafts  and  Mysteries,  and  of  other  sundry  Inconveniences,  by  Occasion 
that  divers  of  the  said  Subjects,  for  Lack  of  Occupation  fall  into  Idleness."  —  Es  wird 
ferner  hervorgehoben,  wie  die  Fremden  der  Aufsicht  der  Behörden  sich  zu  entziehen  ver- 
suchen, ihre  Erzeugnisse  zu  hohen  Preisen  verkaufen,  „Bacon,  Gheese,  Beef,  Mutton  and 
other  Gommodities"  aus  England  ausführen,  ,,whereby  they  daily  increase  in  great  Riches, 
and  in  great  Multitude  in  Number  of  Strangers  Handicraftsmen  born  out  of  our  Obei- 
sance  ;  and  when  they  have  gathered  much  Riches  and  Money ,  they  against  our  Laws 
convey  the  same  Money  over  the  Sea,  and  then  they  go  also  over  the  Sea  in  their  Coun- 
tries,  and  there  purchase  them  Land  and  Tenements  with  Part  thereof,  and  with  the  Re- 
sidue  of  the  same  they  live  thereby,  and  sometime  they  convert  Part  thereof  to  the  Use 
of  our  Enemies  in  those  Parts,  and  so  as  well  our  poor  Subjects  Gordwainers,  and  also 
our  Subjects  Handicraftsmen,  born  within  our  Obeysance,  by  the  Means  aforesaid,  be  sore 
impoverished,  minished,  and  almost  utterly  decayed  and  destroyed,  and  many  of  them  for 
lack  of  Occupation  in  the  said  Handicrafts ,  be  constrained  to  live  in  Idleness ,  by  Occa- 
sion whereof  they  do  continually  fall  to  Theft,  Murder,  and  other  great  Oflfences,  and  con- 
sequently  in  great  Number  to  Death  by  our  Laws  .  •  • ;  and  also  the  great  Scarcity  of 
Grain  and  Victuals  at  this  present  Time  throughout  this  our  Realm,  to  be  the  more  en- 
forced  .  .  .,  by  Reason  of  the  great  Multitude  and  continual  Recourse  of  the  said  Strangers 
Handicraftsmen ,  which  consume  a  great  Portion  of  Gorn  and  Victual ,  grown  and  bred 
within  this  our  Realm  ..."  (Nach  Ruffhead.)  —  Vid.  noch  dazu  unter  anderen  die 
Gesetze:  33  H.  VL  c.  5,  7  Ed.  IV.  c.  3,  22  Ed.  IV.  c.  3,  3  H.  VII.  c.  IJ,  3  H.  VlIL  c.  7, 
14—15  H.  VIII.  c.  8,  25  H.  VIH.  c.  15,  5  El.  c.  7. 
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der  Fremden,  bei  der  im  15.  und  16.  Jahrh.  in  diesen  und  ähnlichen 
Gesetzen  überhaupt  herrschenden  gehässigen  Feindseliglieit  gegen  die 
Ausländer,  als  Ausdruck  desselben  Geistes  angenommen  werden.  Ob- 
jektiv betrachtet,  bleibt  der  Zweck  des  Gesetzes  die  Beschaffung  des 
Lebensunterhalts  und  dieser  würde  auch  der  Grad  sein,  bis  zu  welchem 
die  Konsumtion  der  zahlreichen  gewerblichen  Bevölkerung  steigen  darf, 
welcher  kein  höherer  Genuss,  der  eine  Konsequenz  des  Reich thums 
ist,  erlaubt  wird,  ein  Ergebniss,  dessen  Analogon  wir  bereits  bei  einer 
anderen  Gelegenheit  begegnet  sind. 

Identifiziren  wir  für  einen  Augenblick,  was  uns  wohl  erlaubt  ist, 
die  entwickeltere  Konsumtion  mit  der  Reichthumssteigerung  und  neh- 
men diese  letzte  als  Lebenszweck  an,  der  auch  durch  den  Geringsten 
erreicht  und  in  der  Folge  genossen  werden  könnte,  so  stellen  wir  ihn 
auf  dasselbe  Niveau  mit  dem  Grossen ,  verwischen  den  Klassenunter- 
schied, füllen  die  Kluft  aus,  mit  einem  Worte:  wir  verfahren  nicht  in 
dem  Geiste  der  Zeit ,  welcher  auf  soziale  Unterschiede  in  den  Gesetzen 
den  Nachdruck  legte.  Wir  sehen  also,  dass  die  Eröffnung  der  Mittel 
und  Wege  der  Konsumtionsentwickelung  für  die  grosse  Masse  der  Be- 
völkerung eine  viel  radikalere  Politik  bedeuten  würde,  als  diese  sonst 
sein  könnte. 

Bei  Beurtheilung  dieser  Verhältnisse  darf  man  einen  Punkt,  den 
wir  aus  den  besprochenen  Statuten  angeführt  haben,  nicht  vergessen, 
um  so  mehr,  da  er  etwas  Licht  auf  die  berührte  soziale  Frage  zu 
werfen  im  Stande  ist.  Wir  erinnern  daran ,  dass  neben  der  Noth  der 
gewerbetreibenden  Bevölkerung  Mängel  ethischen  Charakters  zur 
Sprache  kommen.  Indem  der  Gesetzgeber  untei'  den  Nachtheilen, 
welche  sich  für  die  arbeitslosen  Handwerker  ergeben,  Raub,  Diebstahl, 
Müssiggang  M  und  dgl.  aufzählt,  verräth  er,  dass  er  keinen  hohen 
Begriff  von  der  Moral  der  betreffenden  Leute  hat.  Diese  Nachtheile 
will  er  jedoch  beseitigen ,  und  so  wie  die  Noth  durch  Beschaffung  von 
Beschäftigung  beseitigt  werden  sollte,  so  sollten  jene  Laster  ebenfalls 
durch  Arbeitsfülle  verhindert  werden. 

Auf  diese  Weise  bildet  sich  die  Arbeit  zu  einem  pädagogischen 
Mittel,  die  moralische  Gesundheit  der  unteren  Schichten   der  Bevöl- 


l)  Der  Leser  hat  wohl  in  den  angeführten  Gesetzen  die  Rolle  des  „Müssiggangs" 
schon  bemerkt.  Man  trift't  ihn  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  hervorgehoben  ,  und  als 
schliessliches  Ergebniss  der  mannigfachen  Ei-scheinungen  angegeben.  Vid.  z.  B.  4  H.  VII. 
c.  19  ,  6  H.  VIII.  c.  5 ,  24  IL  VIII.  c-  4.  In  den  ersten  wird  darüber  gesagt:  ,,idleness 
ground  and  beginning  of  all  mischiefs." 
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kerung  zu  erhalten,  aus  ^).  Damit  aber  dieses  Mittel  seine  volle  Wirk- 
samkeit an  einem  rohen  Elemente  zeige,  muss  es  ununterbrochen  in 
Anwendung  gebracht  werden;  das  heisst  also,  dass  hier  von  keinem 
anderen  Genüsse  als  von  einem  knappen ,  mühselig  durch  den  Schweiss 
der  tagtäglichen  Arbeit  erkämpften  die  Rede  sein  kann ,  was  aber  die 
Moral  erhalten  und  so  der  Auffassung  der  Verhältnisse  entsprechen 
würde. 

Nachdem  wir  die  politischen  und  sozialen  Hindernisse  für  die 
Einleitung  einer  weitreichenderen  Politik  kurz  auseinandergesetzt  ha- 
ben, wenden  wir  uns  zu  den  ökonomischen  Gründen  dieser  Erschei- 
nung. Wir  haben  öfters  bemerkt ,  wie  die  Erwerbsthätigkeit  gehemmt 
wurde,  und  man  könnte  sofort  aus  diesem  Verfahren  den  Schluss 
ziehen,  dass  dadurch  die  Kaufkraft,  welche  als  identisch  mit  der  Kon- 
sumtionsfähigkeit angenommen  werden  kann,  gehindert  werden  musste. 
Dadurch  wäre  aber  die  Frage  nicht  befriedigend  gelöst  und  wir  müs- 
sen daher  weiter  gehen. 

In  dem  Vorangehenden  haben  wir  gezeigt,  wie  die  Gesetzgebung 
dem  Handelsverkehr,  sobald  er  einen  grösseren  Maassstab  annehmen 
und  sich  selbständig  zu  einer  umfassenderen  Unternehmung  bilden 
wollte,  entgegentrat  und  eine  solche  Gestaltung  nicht  zulassen  wollte. 
Betrachten  wir  aber  die  Aufgabe  des  Handelsverkehrs,  welche  sich 
aus  seiner  Mittelstellung  zwischen  der  Produktion  und  der  Konsum- 
tion ergiebt,  so  bemerken  wir,  dass  diese  in  der  Konzentration 
einerseits  der  Bedürfnisse  und  andererseits  der  Ergebnisse  der  Pro- 
duktion, welche  jene  befriedigen  sollen,  liegt.  Wir  sehen  hier,  dass 
der  Handel  durch  das  Eintreten  in  die  ihm  angewiesene  Mittelstellung 
sowohl  die  Konsumtion  als  auch  die  Produktion  zu  zwei  grossen  Gan- 
zen ausbildet  und  sie  von  einander  sondert.  Aber  trotz  dieser  Tren- 
nung sieht  man  doch,  dass  der  Handel  das  einzige  praktische  Mittel 
ist,  welches  den  innigen  und  ununterbrochenen  Zusammenhang  zwi- 
schen den  beiden  jetzt  zu  einer  grösseren  Selbständigkeit  ausgebildeten 
Gebieten  vermittelt  und  die  Wechselwirkung  unter  ihnen  erhält  und 
fördert.  Im  anderen  Falle  können  zwar  die  zerstreuten  Theile  aus 
der  Konsumtions-  und  Produktionssphäre  gelegentlich   in  Berührung 


1)  Charakteristisch  in  dieser  Beziehung  ist  das  Gesetz  13  EI.  c.  19 ,  in  welchem 
Maassregeln  getroflfen  sind  (vid.  S.  82  Anm.  2) ,  die  Mützenmacher  mit  Arbeit  zu  versor- 
gen und  dabei  keineswegs  auf  Reichthum,  sondern  auf  „honest  Labour  and  virteous 
exercise"  hingewiesen.  Im  5  El.  c.  7  wird  neben  anderen  Vortheilen  der  reichlichen 
Beschäftigung  auf  ,,good  Education  of  a  great  Part  of  the  Youth  of  this  Kealm  in  good 
Art  and  laudable  Exercise"  Rücksicht  genommen. 
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kommen ,    sie   bleiben   jedoch    im    Allgemeinen   ohne    Fühlung    unter 
einander. 

Es  ist  aber  klar,  dass  der  Handel,  damit  er  die  Aufgabe,  die 
seinem  Innern  spezifisch  obliegt ,  vollbringen  kann ,  sich  auf  das  Ka- 
pital stützen  muss;  wie  denn  auch  wirklich  ein  organisirter,  grosser 
Handel  der  Vertreter  des  ausgebildetsten,  d.  h.  beweglichsten  Kapitals 
ist.  Die  Verkennung  des  Wesens  und  der  Zwecke  des  Handelsverkehrs 
überhaupt  und  seiner  organisirenden  Rolle  in  der  ökonomischen  Ge- 
sellschaft bedeutet  daher  zugleich  die  Verkennung  des  Kapitals;  eine 
Erscheinung,  die  wir  einige  Mal  im  Verlaufe  unserer  Arbeit  hervor- 
zuheben Gelegenheit  hatten. 

Durch  diese  Verkennung  wurde  nicht  nur  das  Kapital  in  einem 
grösseren  Maassstabe  dem  Auge  und  der  Betrachtung  entrückt,  son- 
dern auch  die  schärfere  Markirung  des  Produktionsgebietes  als  eines 
grossen  Ganzen,  worin  jede  einzelne  Unternehmung  nicht  als  ein  Ab- 
gesondertes, sondern  als  ein  auf  das  weite  Feld  der  gesammten  Kon- 
sumtion gerichteter  und  zur  National -Produktion  gehöriger  Theil  an- 
genommen wird,  nothwendigerweise  verwischt.  Auf  diese  Weise  wurde 
aber  nicht  allein  das  Bild  und  die  Vorstellung  von  der  produktiven 
Kapitalsthätigkeit,  sondern  auch  von  der  produktiven  Arbeit  als  eines 
nationalen  Ganzen  verdunkelt. 

Die  Gesetzgebung,  welche  schliesslich  auch  die  grossen  Unterneh- 
mungen durch  kleine  zu  ersetzen  strebte ,  fasste  vielmehr  die  erwerb- 
thätigen  Unternehmungen  von  dem  einseitigen ,  individuellen  Gesichts- 
punkte aus  auf  und  betrachtete  jene  nach  einem  höheren  Erwerb 
strebende  Thätigkeit  als  einen  Ausfluss  der  individuellen  Ausbeutungs- 
sucht ,  welche  durch  eine  Verbindung  der  zerstreuten  Unternehmungen 
nur  gesteigert  werden  könnte.  Daher  glaubte  man  der  freien  Aeusse- 
rung  der  Kraft  der  wirthschaftlichen  Faktoren  entgegentreten  zu  müs- 
sen und  wies  sie  in  enge  Schranken  zurück,  in  welchen  die  Produk- 
tionsunternehmung, wie  bei  der  Zurückfühmng  auf  den  Haushalt, 
ihren  engen  konsumtiven  Charakter  noch  nicht  abgestreift  und  sich 
zu  einer  speziellen  Anlage  in  Hinsicht  auf  das  weite  Konsumtionsge- 
biet noch  nicht  ausgebildet  hatte. 

Wir  können  jetzt  das  Obige  zusammenfassen  und  erhalten  nun 
als  Grund,  warum  die  Entwickelung  der  allgemeinen  Erwerbs-  resp. 
Kaufkraft  als  Zweck  nicht  aufgestellt  wurde.  Folgendes:  dass  sowohl 
das  Kapital  als  auch  die  Arbeit  im  grösseren  nationalen  Maassstabe 
verkannt  wurden,  dass  man  ferner  die  Wirthschaft  als  ein  Agglomerat 
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der  losen,  feindlichen  Atome  ansah,  und  dass  man  endlich  die  Frei- 
heit der  ökonomischen  Faktoren  nicht  anerkennen  wollte. 

Sehen  wir  aber  zu,  wie  es  mit  dem  Grade  der  Eutwickelung  und 
der  Freiheit  jener  Faktoren  auf  zwei  grossen  Produktionsgebieten :  der 
Landwirthschaft  und  der  Industrie,  bestellt  war. 

Gleich  vom  Anfang  der  hier  behandelten  Epoche  an  bemerkt  man 
in  der  Landwirthschaft  eine  geschäftsmässige  Führung.  Es  ist  Vieles 
in  Geld  abgeschätzt,  eine  sorgfältige  Buchhaltung  angelegt  und  man 
sieht,  dass  der  Grundeigenthümer,  der  in  seiner  Regie  das  Gut  ver- 
waltet, auf  Erlangung  einer  Einkommensumme  hinzielt  ^).  Ist  dies  also 
nicht  das  Bild  einer  kapitalistischen  Unternehmung?  Diese  Richtung 
verliert  aber  an  Entschiedenheit,  wenn  wir  andere  Erscheinungen  in 
Rechnung  ziehen.  Der  Umfang  der  Aecker  ist  zwar  gross,  aber 
ein  bedeutender  Theil  davon  liegt  brach,  um  auf  diese  Weise  einige 
Kraft  von  der  Natur  wieder  zu  erhalten ;  die  Erträge  sind  gering,  und 
bei  dem  kostspiehgen  Getreidebau  bleibt  als  Einkommen  nur  ein  ge- 
ringer Betrag  über  die  Produktionskosten ;  das  Getreide  wird  trotzdem 
gebaut,  weil  es  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  nothwendig  ist'^). 
Eine  rohe  Heerdewirthschaft  wird  auch  geführt  und  die  Erträge  der- 
selben sind  im  Verhältniss  zu  denen  aus  dem  Getreidebau  so  ansehn- 
lich, dass  die  Wolle  ungefähr  die  Hälfte  des  landwirthschaftlichen 
Ertrags  darstellt 3).  Nun  fragt  es  sich  jetzt,  ob  das  Bild,  welches 
durch  diese  Thatsachen  gezeichnet  wird,  auf  eine  Wirthschaft,  in  wel- 
cher das  Kapital  seine  Kraft  frei  entfaltet,  hinweist?  Sehen  wir  nicht 
vielmehr  das  freie  Schalten  der  Natur,  anstatt  des  freien  Kapitals? 
Ist  das  kapitalistische  Streben  in  der,  man  kann  sagen,  zwangsweisen 
Befolgung  des  Getreidebau's ,  welcher  wenig  Gewinn  abwirft,  nicht 
gehemmt?  Man  muss  gestehen,  dass  dies  keine  kapitalistische  W^irth- 
schaft  darstellt,  und  dass  das  Kapital  gering  und  gebunden  ist. 


1)  Rogers,  A  History  of  Agriculture  Vol.  I  Ch.  II,  III,  IV  uud  das  reiche  Material 
dazu  im  Vol.  II. 

2)  Rogers,  A  History  of  Agriculture  Vol.  I  p.  34  ,,Scanty  as  the  crop  was  it 
seems  to  have  been  very  exhausting ,  for  half  the  land  in  ordinary  cases  lay  in  fallow." 
p.  81  „The  narrow  margin  of  profit  had  been  reduced  to  a  minimum"  (nach  der  Pest), 
p.  21  ,,In  these  times ,  I  conclude,  the  culture  of  the  soll  was  a  necessity  aud  not  an 
advantage." 

3)  Th.  W^alsingham,  HLstoria  Anglicana  ed.  1863.  S.  68.  Aus  Anlass  der  Wol- 
lenauflage im  J.  1297.  ,,Praeterea ,  tota  communitas  sentit  se  gravatam  de  vectigali 
lanarum  .  .  .  . ,  lana  enim  Angliae  ascendit  fere  ad  valorem  medietatis  totius  terrae.** 
Ob  diese  Schätzung  genau  ist ,  rauss  dahingestellt  bleiben ,  sie  ist  aber  jedenfalls  be- 
zeichnend.    Vid.  auch:  Rogers,  A  History  of  Agriculture  Vol.  I  p.  31. 
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Nicht  weniger  bezeichnend  ist  das  Verhältniss  der  Arbeit  zu  der 
hindwirthschaftlichen  Unternehmung.  Die  Lockerung  und  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  ist  eine  Erscheinung,  die  unter  Eduard  IIL  Idar 
hervortritt.  Ausser  den  Befreiungen  sind  die  Abschätzungen  der  Na- 
tural- und  Dienstleistungen  in  Geld  bereits  gewöhnUch  * ) ,  so  dass  der 
Ackerbau  sich  auf  die  freie  Arbeit  stützen  musste'-^).  Andererseits 
aber  sind  die  Geldabschätzungen  mehr  Sitte  oder  ein  von  dem  Wil- 
len des  Grundherrn  abhängiger  Vertragt),  die  das  Zurückgehen  auf 
das  frühere  Verhältniss  keineswegs  ausschliessen.  Es  verdient  aber  in 
Betreff  dieser  Verhältnisse  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  dass, 
wenn  der  auf  bezahlte  Arbeiter  angewiesene  Ackerbau  nach  der  Pest 
wegen  seiner  geringen  Ertragsfähigkeit  den  höheren  Lohnforderungen 
nicht  Stand  halten  konnte,  zu  der  gesetzlichen  Lohnreduktion,  Orts- 
gebundenheit, Zwang  zur  Feldarbeit,  Verbot  des  Verlassens  der  land- 
wirthschaftlichen  Beschäftigung  u,  s.  w.,  als  zu  den  Hülfsmitteln,  den 
Betrieb  zu  erhalten,  Zuflucht  genommen  wurde ^).  Sieht  man  in  die- 
sem Verfahren  nicht  das  Streben,  die  freie  Arbeit  an  die  kapitallose 
oder  kapitalsarme  Landwirthschaft  zu  binden? 

Es  war  das  eine  Keaktion,  die  sich  auch  sonst  in  der  Tendenz 
zur  Wiedereinführung  der  alten  Agrar- Verhältnisse  kundgab 5),  aber 
sie  entstand  nicht  aus  einer  verstockten  Feindseligkeit  gegen  die  Frei- 
heit, sondern  aus  der  Gestaltung  der  ökonomischen  Verhältnisse. 
Wir  sehen  dies  auch  daraus,  dass,  wenn  die  Freiheit  nicht  aufgehoben 
und  die  Naturalabgaben  und  Dienstleistungen  nicht  wieder  hergestellt 
werden  konnten,  der  Ackerbau  dagegen  bei  hoch  bezahlter  Arbeit 
nicht  zu  betreiben  war,  die  Grundeigeuthümer  zur  Metayer-^)  oder 


1)  Macpherson,  Annais  of  Commerce  1805.  Vol.  I  p.  522  beriehtet  von  massen- 
hafter Befreiung  fürs  Geld  im  J.  1338.  Vid.  auch  F.  Eden,  State  of  the  Poor  Vol.  I 
p.  30,  31.  Gneis  t,  Das  englische  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  Bd.  I  S.  15. 
Die  Umwandlung  der  Naturalabgaben  in  Geldsummen  auf  den  königlichen  Domänen  geht 
bis  auf  das  Damesday-Book  zurück  und  wird  unter  Heinrich  I.  zur  Regel.  Rogers, 
A  History  of  Agriculture  Vol.  I  Ch.  IV  und  a.  a.  O. 

2)  ibid.  S.  24  und  a.  a.  O.  Der  Einfluss  der  gesteigerten  Löhne  auf  den  Land- 
wirthschaftsbetrieb. 

3)  Rogers,  A  History  of  Agriculture  Vol.  I  p.  73. 

4)  In  den  Arbeitsgesetzen.     Vid.  S.  82  Anm.  4. 

5)  Rogers,  A  History  of  Agriculture  Vol.  I  p.  81  nimmt  dies  als  eine  Hypothese 
an ,  die  jedoch  viel  für  sich  hat.  Unserer  Meinung  nach  ist  dies  mehr  als  eine  Hypo- 
these;  Holinshed,  Chronicles.  ed.  1807  Vol.  II  p.  735  spricht  davon  ganz  deutlich. 
Vgl.  dazu  das  Betragen  des  Landvolks  in  der  Agrar-Frage  vor  (Vid.  z.  B.  1  R.  II  c.  6) 
und  zur  Zeit  des  Aufstandes  im  J.   1381. 

6)  Rogers,  A  History  of  Agriculture  Vol.  I  p.  25  und  a.  a.  0. 
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zur  Heerde-Wirthschaft  ^)  greifen  mussten.  Dass  die  erste,  nur  kurze 
Zeit  dauernde,  indem  sie  den  Rohertrag  zwischen  dem  Eigenthümer 
und  Pächter  zur  Hälfte  theilt,  ein  wenig  ausgebildetes  System  ist, 
und  dass  die  zweite,  welche  von  nun  an  Wurzel  fasste  und  sich  ent- 
wickelte, dem  Ackerbau  nachfolgend  einen  Kulturrückschritt  bedeutet, 
liegt  auf  der  Hand.  Wir  sehen  also,  wie  wenig  die  ökonomischen 
Faktoren  in  ihrer  Kraft  entwickelt  waren,  und  wie  wenig  der  wohl- 
thätige  Einfluss  ihrer  freien  Thätigkeit  im  ökonomischen  Leben  zum 
vollen  Durchbruch  gelangte. 

Und  wenn  das  Kapital  im  XVI.  Jht.  in  viel  höherem  Grade  als 
zuvor  in  der  Landwirthschaft  zur  Anwendung  kommt,  so  wirkt  es 
noch  vielfach  nicht  in  der  Art,  um  die  Arbeit  durch  seine  Kraft  an- 
zuziehen und  zusammen  eine  höhere  Bodenkultur  hervorzubringen, 
sondern  es  wird  öfters  in  einem  extensiven  und  eigentlich  arbeitsfeind- 
lichen Systeme  der  Weide  resp,  Heerdenwirthschaft  angelegt.  Es  ver- 
dient hier  zugleich  erwähnt  zu  werden,  dass  die  Gesetzgebung  kein 
besseres  Mittel  gegen  die  Nachtheile  des  extensiven  Betriebes  sah,  als 
die  Latifundien  wieder  in  kleine  Pachthöfe,  aus  welchen  jene  ent- 
standen sind,  zu  verwandeln  und  die  gesteigerten  Renten  herabzu- 
setzen 2). 

In  Betreff  des  allgemein  in  der  Industrie  herrschenden  Klein- 
betriebs müssen  wir  uns  zuvörderst  die  enge  Anlage  jeder  einzelnen 
Unternehmung  ins  Gedächtniss  zurückrufen.  Ihr  geringster  Umfang 
ist,  was  die  Arbeitskräfte  betrifft,  durch  die  Familienmitglieder  gege- 
ben. Alle  kommen  dem  Vater  im  Gewerbebetriebe  zu  Hülfe,  und  wir 
bemerken  hier  sogleich,  wie  auf  diese  Weise  die  Arbeitskräfte  natür- 
lich an  das  kleine  Unternehmen  gebunden  sind.    Dasselbe  wird  aber 


1)  Wir  glauben  die  Heerdewirthschaft ,  welche  mit  der  Zeit  so  grosse  Dimensionen 
annahm,  als  eine  Konsequenz  der  Pest  aufstellen  zn  können.  Das  Metayers-System  hat 
sieh  nicht  bewährt,  denn  es  verschwindet,  nach  Rogers  (Vol.  I  S.  25),  bereits  zum 
Anfang  des  15.  Jahrh.  Die  Heerdewirthschaft  dagegen  war  für  eine  dünne  Bevölkerung 
ganz  geeignet ,  und  man  besass  eine  Grundlage  dazu  in  den  vorhandenen  Heerden.  Un- 
ter Anderem  berichtet  Henry  de  Knighton,  Chronica  de  eventibus  Angliae ,  ed. 
Twysden  p.  2699  davon,  dass  zur  Zeit  der  Pest  an  einem  Orte,  in  Folge  der  zugleich 
herrschenden  Thierepidemie ,  5000  Schaafe  starben.  Vid.  auch  S.  122  Anm.  3.  Es  er- 
giebt  sich  ausserdem  aus  J.  Kossus,  Historia  Regum  Angliae  1745  p.  120  ff. ,  dass  zur 
Zeit  des  Verfassers,  d.h.  Mitte  des  15.  Jahrh. ,  die  Zusammenlegung  der  kleinen  Pacht- 
höfe grosse  Fortschritte  gemacht  hat. 

2)  Vid.  dazu  die  Statuten:  4  H.  VII.  c  17  ,  4  H.  VII.  c.  19,  6  H.  VIII.  c.  5, 
7  H.  VIII.  c.  1  ,  25  H.  VIII.  c.  13  ,  27  H.  VIII.  c.  22 ,  5—6  Ed.  VI.  c.  5  ,  2—3  P.  &  M. 
c.  2  ,  5  El.  c.  2  ,  39  El.  c.  2. 
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durch  Zutritt  der  neuen  Kräfte  der  Lehrlinge  und  Knechte,  deren  Zahl 
gering  bleibt,  nicht  wesentlich  erweitert,  und  ebensowenig  wird  das  Ver- 
hcältniss  im  Innern  verändert.  Die  von  Aussen  kommenden  sind  durch 
patriarchalische  Bande  und  positive  Vorschriften  an  den  Kern  gebun- 
den; aber  diese  feste  Gruppirung  der  Arbeitskräfte  rings  um  das 
kleine  Kapital  gab  dem  Unternehmen  eine  Mittelstellung,  die,  um  be- 
hauptet werden  zu  können,  ebenso  gegen  die  Angriffe  der  freien  Ar- 
beit als  auch  gegen  die  des  grösseren  Kapitals  vertheidigt  werden 
musste. 

Es  liegt  in  der  Natur  dieses  Vorgangs  ein  Konservatismus  und 
eine  Abschliessung  nach  Aussen,  und  es  ist  allgemein  bekannt,  wie 
die  Zünfte  —  die  englischen  machen  davon  keine  Ausnahme  —  gegen 
jedwede  Störung  des  hergebrachten  Ganges  der  Industrie  sich  zur 
Wehr  setzten.  Wir  wollen  hier  nicht  auf  die  Bedeutung  der  verschie- 
denen Beschränkungen  eingehen,  wir  konstatiren  nur,  dass  sie  mit 
der  Freiheit  des  Kapitals  und  der  Arbeit  unvereinbar  waren,  und  in 
Fällen,  wo  sich  das  Arbeitselement  selbständig  organisiren  wollte, 
sehen  wir  schon  früh  solche  Gelüste  verhindert  und  auch  später  nicht 
freigelassen  ^).  Aehnliches  kommt  bei  dem  Auftreten  des  grösseren 
Kapitals  vor,  dessen  Kraft  durch  Bestimmung  des  Umfangs  der  ein- 
zelnen Unternehmung  lahm  gelegt  wird  2). 

Wir  sehen  also,  dass  die  geringe  Ausbildung  und  die  unentwickelte 


1)  Liber  Custumarum.  p.  540  in  der  „Ordinance  for  the  Cordwainers"  aus  der  Zeit 
31  Ed.  I.  wird  bestimmt:  „And  it  is  forbidden  that  servant  workmen  in  cordwainery, 
or  others  ,  shaH  hold  any  meeting  to  make  provision  which  may  be  to  the  prejudice 
of  the  trade  and  to  the  detriment  of  the  common  people ;  under  pain  of  imprisonment." 
Einige  Fälle  aus  der  späteren  Zeit  in :  Riley.  Memorials  of  London  and  London  life  in 
the  XIII,  XIV  and  XV  centuries.    pp.  342  ff.,  480  ff.,  495  ff. 

2)  Sehr  deutlich  im  Statut  2 — 3P.  &M.  c.  11:  ,,Fore  as  mach  as  the  Weavers  .  .  . 
have  as  well  at  this  .  .  .  Parliament,  as  at  divers  other  Times,  complained  that  the 
rieh  and  wealthy  Clothiers  do  many  ways  oppress  them,  same  by  setting  up  and  keeping 
in  their  Houses'  divers  Looms  ,  and  keeping  and  maintaining  them  by  Journeymen  and 
Persons  unskilful,  to  the  Decay  of  a  great  Number  of  Artificers  .  .  .  brought  up  in  the 
said  Science  of  Weaviug  .  .  .  some  by  Ingrossing  of  Looms  into  their  Hands  .  .  .  and 
letting  them  out  at  such  unreasonable  Rents ,  as  the  poor  Artificers  are  not  able  to 
maintain  themselves  .  .  .  . ;  some  also  by  giving  much  less  Wages  and  Hire  .  .  .  than 
in  Times  past  they  did  .  .  ."  Daher  ,,.  .  .  uo  Person  using  the  Mystery  of  Cloth-making 
and  dwellling  out  of  a  City,  Borough,  Market-Town  or  Corporate  Town  shaU  .  .  .  keep 
in  his  own  House  .  .  .  above  one  Woollen  Loom  at  one  Time;  nor  shall  by  any  Means 
directly  or  indirectly  receive  .  .  .  any  Manner  Profit  •  •  . ,  by  letting  or  setting  any 
Loom,  or  any  House  wherein  any  Loom  is  or  shall  be  used  and  occupied  ,  which  shall 
be   together   by  him  set  or  let That  no  Woollen  Weaver  .  .  .  dwelling  out  of 
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Freiheit  der  ökonomischen  Faktoren,  welche  wir  bei  den  Preisbeschrän- 
kungen beobachtet  haben,  eine  Thatsache  ist,  die  bei  anderen  wich- 
tigen ökonomischen  Fragen  und  Vorgängen  ebenfalls  zum  Vorschein 
kommt.  Wir  wollen  damit  nicht  die  Zweckmässigkeit  der  Preisbe- 
schräiikungen  beweisen ,  sondern  nur  zeigen ,  dass  sie  keine  anomalen 
Erscheinungen  waren  und  vielmehr  in  den  sozialen  und  ökonomischen 
Einrichtungen  und  Zuständen  der  Gesellschaft  ihren  Grund  hatten. 


Der  Kampf,  der  hier  stattfand,  ist  wohl  dem  Leser  nicht  unbe- 
merkt geblieben.  Die  Versuche,  die  ökonomische  Thätigkeit  in  einem 
rascheren  Tempo  wirken  zu  lassen ,  den  Reichthumserwerb  als  Zweck 
aufzustellen,  die  Freiheit  der  ökonomischen  Faktoren  zur  Geltung  zu 
bringen,  liegen  klar  auf  der  Hand;  andererseits  aber  bemerkt  man 
ein  diese  Bestrebungen  aufhaltendes,  hemmendes  Veiiahreu.  Indem 
die  Art  und  Weise  der  Durchführung  des  Prinzips  eine  Starrheit  und 
Unbeweglichkeit  aufweist,  lässt  der  herrschende  konservative  Geist 
einen  um  so  stärkeren  Eindruck  zurück.  Die  Vorgänge  in  der  Sphäre 
der  Landwirthschaft  und  der  Industrie,  welche  wir  hier  berührt  ha- 
ben ,  und  auch  die  anderen  gelegentlich  angeführten  gesetzlichen  Maass- 
regeln zeigen ,  dass  man  bei  dem  Kampfe  gegen  die  Aeusserungen  des 
entgegengesetzten  Geistes  zu  dem  Mittel  der  Zurückführung  der  Dinge 
auf  den  früheren  Stand  zu  greifen  pflegte ,  ohne  dabei  die  bereits  aus- 
gebildeten Erscheinungen  in  Rechnung  zu  ziehen,  oder  als  solche, 
welche  ihre  Bürgerrechte  in  der  ökonomischen  Einrichtung  der  Gesell- 
schaft ei'worben  haben,  zu  erkennen.  Bei  der  weiteren  Betrachtung 
des  Gegenstandes  ersieht  man  sofort,  dass  die  konservative  Tendenz 
ziemlich  weit  rückwärts  ging,  indem  sie  als  Ersatz  der  neuen  Erschei- 
nungen Einrichtungen  und  Gebilde  primitiver  Art,  lebhaft  an  die 
Naturalwirthschaft  erinnernde,  aufstellte. 

Diese  Tendenz  zeigt  sich  auf  den  ersten  Blick  bei  der  Preisfrage 

City  etc.  .  .  .  shan  .  .  .  keep  at  any  one  Time  above  .  .  .  two  Woollen  Looms,  or  re- 
ceiving  any  Profit  .  .  .  directly  or  indirectly  .  .  . ,  by  any  more  than  two  Looms  at 
one  Time  ....  That  no  Person  which  shaU  .  .  .  occupy  only  the  .  .  .  Mystery  of  a 
Weaver,  and  not  CIoth-Making  shaU  .  .  .  keep  or  have  any  Tucking-MiU,  or  shaU  .  .  . 
use  the  Mystery  of  a  Tucker,  FuHer  or  Dyer  ....  That  no  Person  which  .  .  .  shaU  . 
occupy  the  Mystery  of  a  Tucker  or  Funer  shan  .  .  .  keep  or  have ,  any  Loom  in  his 
House  or  Possession,  or  shaU  directly  or  indirectly  take  any  Profit  .  .  .  by  the  same  .  . 
....  Provided  always  ....  That  it  shall  not  be  lawful,  to  any  Person  being  a  Weaver, 
or  that  dath  or  shall  use  the  Art  or  Mystery  of  a  Weaver,  dwelling  out  of  a  City  etc.  .  . 
to  have  in  his  Service  .  .  .  above  the  Number  of  two  Apprentices  at  one  Time  .  .  ." 
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scheinbar  in  einer  milderen  Form.  Allerdings  ist  der  Kampf  der  ent- 
gegengesetzten Strömungen  in  dem  Worte  „Preisbeschränkiing"  selbst 
verkörpert.  Wir  sehen  hier  den  Preis,  also  eine  eminent  geldwirth- 
schaftliche  Erscheinung  und  ein  Ergebniss  der  wirthschaftlichen  Ver- 
fassung, welche  nach  der  freien  Thätigkeit  hindrängt,  durch  Anwen- 
dung von  Zwang,  eines  aus  den  natural  -  wirthschaftlichen  Zuständen 
gezogenen  Mittels,  gefesselt.  Indessen,  obgleich  auch  der  Preis  mit- 
unter schlechtweg  auf  den  früheren  Zustand  zurückgeführt  werden 
soll  1 ) ,  so  folgt  man  ihm  gewissermaassen  nach ,  bewacht  ihn  und, 
nur  wenn  nöthig,  beschränkt  man  ihn  auch.  Es  kommen  sogar  Zuge- 
ständnisse vor  2),  welche  die  Schwankungen  der  Preise  anzuerkennen 
scheinen.  In  Anbetracht  jedoch  der  Konstruktion  der  gesammten  Wirth- 
schaft  können  wir  diese  Thatsachen  nicht  anders  als  eine  einfache  An- 
nahme der  Erscheinung,  welche  sich  nicht  beseitigen  lässt,  betrachten, 
welche  aber  keineswegs  als  Anerkennung  des  damit  zusammenhängen- 
den Prozesses  angenommen  werden  kann.  Im  Gegentheil,  wir  bemer- 
ken in  der  Beschränkung  des  Preises ,  in  der  Auffassung  des  Handels 
als  eines  künstlichen  Gebildes,  in  der  Bestrebung,  ihn  zu  beseitigen  und 
durch  den  direkten  Verkehr  der  Produzenten  mit  den  Konsumenten 
zu  ersetzen ,  ein  Streben  und  eine  Wendung  nach  der  natural-wirth- 
schaftlichen  Epoche  zu. 

Wenn  wir  jetzt  den  vorsichgehenden  Kampf  in  einem  Satze  zu- 
sammenfassen wollen ,  so  stellt  er  sich  uns  als  ein  Ringen  zwischen 
der  Natural-  und  Geldwirthschaft  dar,  und  die  Epoche,  welche  wir 
behandelt  haben,  ist  im  vollsten  Sinne  eine  Uebergangsepoche. 

Die  Erörterung  der  p]ntwickelung  dieses  Kampfes  und  seiner  Ge- 
staltung zu  Gunsten  der  Geldwirthschaft  müssen  wir  bis  auf  Weiteres 
unterlassen;  wir  heben  hier  aber  hervor,  dass  der  konservative  Geist 
in  jener  Epoche  stark  genug  war,  um  in  der  Wirthschaftspolitik  die 
strenge  Erhaltung  des  Bestehenden,  „der  alten  guten  Zeiten"  zur  Herr- 
schaft zu  bringen.  Was  Wunder  also,  dass  man,  vorzüglich  bei  den 
thatsächlich  unentwickelten  wirthschaftlichen  Faktoren  —  welcher  Um- 
stand auf  den  Gesichtskreis  beschränkend  wirken  musste  —  die  Er- 
scheinungen der  neuen  Richtung  als  Auswüchse  betrachtete ! 


1)  Vid.  S.  90  Anm.  2.  Bei  denLohnbestimmungeu  23  Ed.  III.  (Ordinance  ofLabourers) 
und  in  den  gegen  die  Einzäunungen  gerichteten  Gesetzen  in  Bezug  auf  die  Pacht- 
renten. 

2)  13  R.  II.  s.  1  c.  8 :  ,,But  fore  as  much  as  a  Man  cannot  put  the  Price  of  Corn 
and  other  Victuals  in  certain   .    .    ."     Vid.   auch  S.  110  Anm.  2. 
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Ob  und  inwiefern  die  Freiheit  wolilthätig  wirken  konnte,  daran 
dachte  man  nicht.  Ihre  das  Alte  zersetzende  Kraft  genügte  wohl, 
um  gegen  sie  einzuschreiten.  Statt  der  Idee  der  Freiheit  und  des 
Fortschritts  stellte  man  schroff  die  der  Erhaltung  auf  und  die  ethisch- 
religiösen  Ideen  der  Genügsamkeit,  Einfachheit,  Pflichten  gegen  Gott 
und  die  Nächsten  u.  dgl.  Da  aber  zugleich  die  vorhandenen  sozial- 
wirthschaftlichen  Zustände  mit  in  Rechnung  gezogen  wurden,  so  er- 
blickt man ,  im  Grossen  und  Ganzen  genommen ,  nirgends  die  ursprüng- 
liche Majestät  jener  Ideen  und  Tugenden. 


IV. 

Arbeitstlieiiiiiig  und  liarmonisclie  Ausbildung  im 

gegenwärtigen  Entwickelungsstadium  der 

menschlichen  (leselischiift. 

Von 

Emil   Witte. 


Ein  Organismus  ist  um  so  vollkommener,  je  weiter  in  ihm  die 
Arbeitstheilung  durchgeführt  ist,  je  mehr  die  einzelnen  Thätigkeiten 
desselben  einzelnen  für  diesen  besondern  Zweck  bestimmten  Organen 
zugewiesen  sind.  Bei  den  niedrigsten  organischen  Wesen  dient  noch 
jeder  Theil  sowohl  der  Ernährung  und  der  Fortpflanzung  als  auch, 
soweit  man  hier  von  diesen  Funktionen  überhaupt  sprechen  kann,  der 
Bewegung  und  der  Empfindung.  Je  höher  wir  dagegen  in  der  orga- 
nischen Welt  hinaufsteigen,  um  so  strenger  sind  die  verschiedenen 
Funktionen  des  Individuums  an  bestimmte,  nur  diesem  Zwecke  die- 
nende Organe  gebunden. 

Jedes  Organ  aber  gelangt  nur  dann  zur  gesunden  Entwickelung, 
wenn  es  zweckentsprechend  geübt  wird.  Der  Nichtgebrauch  führt  zu 
seiner  Verkümmerung  und  somit  zum  Schwinden  der  an  dasselbe  ge- 
bundenen Funktion,  wodurch  noth wendig  ein  Rückschritt  des  gesamm- 
ten  Organismus  herbeigeführt  wird.  Dieser  kann  nur  dann  vollkom- 
men gedeihen,  wenn  alle  seine  Fähigkeiten  je  nach  der  Wichtigkeit, 
die  sie  für  das  Leben  desselben  haben,  ausgebildet,  wenn  also  alle 
Organe  diesem  Verhältniss  entsprechend  gleichmässig  geübt  werden  ^). 

Es  hängt  daher  mit  dem  Prinzipe  der  Arbeitstheilung  ein  ande- 
res aufs  Engste  zusammen,  welches  wir  das  Prinzip  der  harmonischen 


1)  In  der  Naturgeschichte  spielt  aUerdings  auch  diese  rückschreitende  Entwickelung 
eine  nicht  unbedeutende  Kolle.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese  eigenthümliche  Er- 
scheinung näher  einzugehen,  doch  der  Kenner  sieht  leicht,  dass  dieselbe  keineswegs  im 
Widerspruch  gegen  unsere  Ausführungen  steht. 
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Ausbildung  nennen  wollen,  und  welches  darin  besteht,  dass  jedes  Or- 
gan für  die  Funktion,  der  es  zu  dienen  hat,  zweckmässig  vorbereitet 
und  weiter  gebildet  wird,  damit  es  die  Stellung  möglichst  vollständig 
ausfüllt,  welche  ihm  im  Bau  des  ganzen  Organismus  zufällt. 

Auf  diesen  beiden  Prinzipien ,  der  Theilung  der  Arbeit  und  der 
harmonischen  Ausbildung  aller  Fähigkeiten,  beruht  die  Entwickelung 
aller  Organismen.  Die  Prinzipien  müssen  aber  mit  einander  in  Kampf 
gerathen,  sobald  ein  Organismus  sich  als  Glied  einreiht  in  einen  hö- 
heren Organismus.  So  ist  z.  B.  jeder  einzelne  Mensch  ein  Ganzes, 
aber  zugleich  ein  Glied  der  Familie,  der  Gemeinde,  der  Berufsgenos- 
senschaft, des  Staates;  und  selbst  der  Staat  ist  in  gewissem  Sinne 
ein  Glied  der  gesammten  Menschheit.  Aus  diesem  verwickelten  Ver- 
hältnisse ergeben  sich  mit  Nothwendigkeit  die  mannigfachsten  Kon- 
flikte zwischen  Arbeitstheilung  und  harmonischer  Entwickelung.  Denn 
dem  höheren  Gebilde  dienen  die  niederen  als  Organe,  mithin  ist  das 
höhere  um  so  vollkommener,  je  mehr  jedes  einzelne  der  niederen  nur 
für  einen  bestimmten  Zweck  ausgebildet  ist,  nur  eine  Funktion  aus- 
übt. Da  aber  das  Organ  selbst  wieder  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
ein  vollständiger  Organismus  ist,  gedeiht  es  seinerseits  um  so  besser, 
je  harmonischer,  je  gleichmässiger  nach  allen  Seiten  hin  es  ausgebil- 
det ist.  Und  da  das  Wohlbefinden  des  höheren  Organismus  natürlich 
wieder  durch  das  seiner  Glieder  bedingt  wird,  so  herrscht  zwischen 
den  beiden  Prinzipien  mit  Nothwendigkeit  ein  beständiger  Kampf. 
Dieser  muss  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
andern  ausgeglichen  werden;  und  dass  der  Ausgleich  ein  glücklicher 
sei,  ist  die  Bedingung  des  Gedeihens  des  Ganzen  wie  der  Glieder. 

Sonach  beruht  also  der  Fortschritt  der  Menschheit  darauf,  dass 
die  Versöhnung  der  beiden  Prinzipien  erfolgt  in  der  Weise ,  welche 
dem  Bedürfnisse  der  Zeit  am  meisten  angemessen  ist.  Eine  bestimmte 
Art  von  Arbeitstheilung  erweist  sich  für  eine  bestimmte  Kulturepoche 
als  höchst  segensreich;  für  eine  spätere  Zeit  wird  sie  ein  Hinderniss 
der  Entwickelung,  ja  sie  wirkt  mit  zum  Verfalle  der  Gemeinwesen, 
welche  nicht  von  ihr  zur  harmonischeu  Ausbildung  zurückkehren  kön- 
nen. Diese  Rückkehr  ist  jedoch  nur  dann  ein  Fortschritt,  wenn  sie 
die  Härten  und  Schroffheiten  der  voraufgegangenen  Arbeitstheilung 
zu  mildern  versteht ,  ohne  die  Vortheile  derselben  aufzugeben ,  wenn 
sie  mit  den  erprobten  Vorzügen  der  Spezialisirung  der  Beschäftigungen 
eine  harmonische  Ausbildung  zu  verbinden  vermag.  Die  höhere  Ent- 
wickelungsstufe  bedingt  dann  andere  Arten  der  Arbeitstheilung,  welche 
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auf  einer   noch  höheren  Stufe  abermals  zur  harmonischeu  Ausbildung 
zurückführen. 

Den  Entwickelungsgang  der  Menschheit  aus  diesem  Gesichtspunkte 
zu  betrachten  würde  eine  höchst  interessante  Aufgabe  sein.  Wir  wol- 
len jedoch  im  Folgenden  nur  zu  zeigen  versuchen,  in  welchem  Sta- 
dium der  angedeutete  Kampf  sich  augenblicklich  bei  uns  befindet,  und 
nicht  weiter  auf  frühere  Zustände  eingehen,  als  für  das  Verständniss 
des  Gegensatzes  erforderlich  ist,  in  welchem  hinsichtlich  der  vorlie- 
genden Frage  unsere  Zeit  zur  Vergangenheit  steht.  Wir  werden  hier- 
bei zu  dem  Resultate  kommen,  dass  gegenwärtig  auf  fast  allen  Ge- 
bieten eine  Reaktion  gegen  die  Arbeitstheilung  eingetreten  ist  und 
die  Tendenz  zur  harmonischen  Ausbildung  vorherrscht. 


In  den  ältesten  Zeiten,  welche  die  Geschichtsforschung  noch  zu 
erhellen  vermag,  finden  wir  die  Kulturvölker  auf  einer  ziemlich  hohen 
Entwickeluugsstufe  angelangt.  Das  einfachste  gesellschaftliche  Ge- 
bilde, die  Familie,  hat  sich  schon  derartig  erweitert,  dass  innerhalb 
desselben  eine  mannigfache  Arbeitstheilung  herrscht.  Die  Bezeich- 
nungen für  die  verschiedenen  Verwandtschaftsgrade  weisen  z.  B.  bei 
den  ludogermanen  deutlich  auf  eine  solche  Spezialisirung  der  Thätig- 
keiten  hin.  Und  da  diese  Bezeichnungen  nach  dem  Zeugnisse  der 
Sprachforscher  bei  den  indogermanischen  Völkern  durchaus  überein- 
stimmen, so  muss  dieselbe  bereits  vor  der  Trennung  des  Stammes  in 
die  verschiedeneu  Nationen  Platz  gegriffen  haben.  Auch  die  Semiten 
befinden  sich  in  den  ältesten  Zeiten,  aus  welchen  wir  zuverlässige 
Nachrichten  über  dieselben  besitzen,  auf  einer  ähnlichen  Eutwicke- 
lungsstufe.  Eine  solche  Erweiterung  der  Familie  ist  bedingt  durch 
eine  gewisse  Wohlhabenheit  bei  einer  verhältnissmässig  niedrigen  Kul- 
turstufe, wie  sie  die  Nomadenvölker  erreicht  haben.  Wenn  das  Wei- 
deland nicht  mehr  ausreicht,  um  Heerden  und  mit  ihnen  die  Besitzer 
derselben  in  unbegrenzter  Zahl  zu  ernähren,  so  entspinnt  sich  um 
dasselbe  zwischen  den  Nachbarn  ein  Kampf,  und  in  diesem  wird  die 
zahlreichere  und  besser  organisirte  Familie  über  die  unvollkommnere 
den  Sieg  davon  tragen.  Die  vollkommnere  Organisation,  also  im  All- 
gemeinen die,  in  welcher  die  Fähigkeiten  vieler  Einzelnen  am  straff- 
sten zu  einer  Einheit  zusammengefasst  sind,  wird  sich  nach  errunge- 
nem Siege  am  meisten  verbreiten,  während  die  unvollkommnere  ver- 
schwindet, und  so  erwächst  die  Familie  im  Kampfe  um's  Dasein  zu 
einem  immer  höheren  organischen  Gebilde.  Indem  nun  jedes  Glied 
derselben  gewisse  Funktionen  übernimmt,  deren  spezielle  Verrichtung 


132  Emil  Witte, 

fortan  ihm  obliegt,  entsteht  ein  ganz  bestimmtes  Recht,  welches  in 
das  Volksbewusstsein  übergeht,  und  welches  sich  auch  dann  noch  er- 
hält, wenn  die  Voraussetzungen,  unter  denen  es  entstanden  ist,  nicht 
mehr  zutreffen.  Die  untergeordnete  Stellung  des  Weibes,  die  weite 
Ausdehnung  der  patria  potestas,  das  Recht  der  Erstgeburt  und  die 
Anfänge  der  Sklaverei  stammen  aus  dieser  Zeit.  Alle  diese  Institu- 
tionen sind  eigenthümliche  Arten  der  Arbeitstheilung  innerhalb  der 
Familie,  und  gegen  alle  hat  sich  im  Verlaufe  der  weiteren  Entwicke- 
lung  eine  Reaktion  zu  Gunsten  des  Individuums  geltend  gemacht. 

Das  Haupt  der  Familie  ist  naturgemäss  der  „Vater",  der  Be- 
schützer. Seine  ursprünglich  auf  dem  körperlichen  Uebergewichte  be- 
ruhende Herrschaft  entwickelt  sich  mit  der  Erweiterung  der  Familie 
zu  einer  unumschränkten  Monarchie  in  der  vollsten  Bedeutung.  Er 
entscheidet  über  alle  wichtigen  Angelegenheiten  derselben,  er  ist  Ver- 
mittler zwischen  ihr  und  der  Gottheit,  er  ist  ihr  Anführer  im  Kriege 
und  ihr  Richter  im  Frieden.  Seine  Macht  wächst  mit  ihrer  Ausdeh- 
nung, mit  der  Zahl  der  Kinder,  Knechte  und  Heerden.  Daraus  er- 
giebt  sich  zunächst  als  die  zweckmässigstc  und  daher  natürlichste  Form 
der  Ehe  die  Polygamie,  und  mit  dieser  ist  die  untergeordnete  Stel- 
lung des  Weibes  untrennbar  verbunden.  Nicht  als  ob  dieselbe  erst 
zur  Missachtung  des  Weibes  führte.  Sie  ist  im  Gegentheil  nur  ein 
Ausdruck  des  bestehenden  Verhältnisses,  und  die  mit  ihr  zusammen- 
hängende weitere  Ausdehnung  der  Familie  gestattet  sogar  dem  Weibe 
eine  höhere  Entwickelung,  als  der  voraufgegangene  noch  rohere  Zu- 
stand. Denn  unter  den  verschiedenen  Weibern  macht  sich  nothwendig 
eine  gewisse  Rangordnung  also  eine  neue  Arbeitstheilung  geltend,  und 
indem  eine  bevorzugte  Frau  den  andern  gegenüber  als  Herrin  auftritt, 
erhält  sie  eine  dem  Manne  ähnliche  Stellung.  Zunächst  freilich  nur 
im  Verhältniss  zu  den  untergeordneten  Familiengliedern.  Dem  Manne 
gegenüber  bleibt  sie  mehr  oder  weniger  rechtlos,  bis  die  Entwicke- 
lung des  höheren  Organismus,  des  Staates,  ihr  zu  einer  geachteteren 
Stellung  verhilft.  Denn  diese  Entwickelung  kann  nur  dadurch  vor 
sich  gehen,  dass  derselbe  einen  Theil  der  Macht  des  Familienhauptes 
übernimmt.  Indem  aber  der  bisherige  Alleinherrscher  eine  seiner  Be- 
fugnisse nach  der  andern  verliert,  werden  die  Familienglieder  mehr 
und  mehr  ihm  gleichberechtigt,  und  so  führt  die  Entwickelung  des 
höheren  Organismus,  welche  selbst  ein  Akt  der  Arbeitstheilung  zwi- 
schen ihm  und  der  Familie  ist ,  zur  harmonischen  Ausbildung  der  In- 
dividuen. Freihch  geht  dieser  Prozess  gerade  hinsichtlich  des  Weibes 
sehr  langsam  vor  sich.    Denn  da  sich  das  Volksbewusstsein  an  die 
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untergeordnete  Stellung  desselben  gewöhnt  hat,  wird  es  auch  bei  den 
Völkern,  welche  zu  einer  höheren  Entwickelung  gelangen,  sehr  lang- 
sam dem  Manne  ebenbürtig.  Verhältnissmässig  am  schnellsten  voll- 
zieht sich  dieser  Vorgang  bei  den  Römern  und  bei  den  Germanen, 
wo  er  durch  die  Annahme  des  Christenthums  seinen  theoretischen 
Abschluss  findet.  Aber  auch  dann  noch  ist  das  Weib  auf  den  Kreis 
des  Hauses  beschränkt.  Im  Erwerbs-  und  Verkehrsleben  als  gleich- 
berechtigt neben  den  Mann  zu  treten  gilt  für  sie  noch  immer  als  un- 
schicklich ,  bis  allmählich  auch  diese  Schranke  zu  fallen  beginnt.  Die 
Emanzipationsversuche  des  Weibes  sind  ein  neues  Stadium  des  Kam- 
pfes gegen  die  Theilung  der  Arbeit  zwischen  dem  stärkeren  und  dem 
schwächeren  Geschlechte,  und  dieselben  sind  nach  unserer  Auffassung 
in  so  weit  berechtigt,  als  sie  zu  einer  harmonischeren  Entwickelung 
des  Weibes  führen,  ohne  die  harmonische  Ausbildung  des  höheren 
Organismus,  der  Familie,  zu  beeinträchtigen.  Denn  in  diesem  ein 
Glied  zu  sein  ist  die  wichtigste  und  hauptsächlichste  Bestimmung  des 
Weibes.  Wenn  also  thatsächlich  ein  grosser  Theil  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes nicht  dazu  gelangt,  diese  Bestimmung  zu  erfüllen,  so  ist 
es  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  dem  bestehenden  Missverhältnisse  Rech- 
nung zu  tragen,  ohne  das  Familienleben  zu  gefährden. 

In  derselben  Weise,  wie  das  Weib  durch  den  Aufbau  des  staat- 
lichen Organismus  über  dem  der  Familie  zu  einer  höheren  Stellung 
gelangte,  musste  durch  denselben  auch  das  Verhältniss  der  Kinder 
zum  Vater  umgestaltet  werden.  Die  Befugnisse  des  letzteren  gingen 
grossen  Theils  auf  den  Staat  über,  und  dieser  Uebergang  konnte  sich, 
da  die  Unmündigkeit  der  Kinder  eine  fortdauernde  Einwirkung  auf 
dieselben  nöthig  machte,  nur  vollziehen  unter  beständigen  Konflikten 
zwischen  dem  höheren  und  dem  niederen  Gebilde,  dem  Staate  und 
der  durch  den  Vater  repräsentirten  Familie.  Dieser  besonders  auf 
dem  Felde  der  Erziehung  zu  Tage  tretende  Konflikt  spielt  gerade  in 
der  Gegenwart  eine  grosse  Rolle.  Es  ist  bekannt,  wie  die  allgemeine 
Schulpflicht  als  ein  Eingriff  des  Staates  in  die  Rechte  der  Familie 
bekämpft  wird.  Dass  ein  Eingriff  in  der  That  vorliegt,  ist  ja  un- 
zweifelhaft; und  dass  durch  denselben  die  Familie,  welcher  ein  Theil 
ihrer  Befugnisse  genommen  wird,  geschädigt  werden  kann,  ist  nicht 
zu  verkennen.  Aber  ein  Eingreifen  seitens  des  Staates  kann  noth- 
wendig  werden  im  Interesse  der  harmonischen  Ausbildung  der  zukünf- 
tigen Staatsbürger,  wenn  die  Familie  in  dieser  Hinsicht  nicht  ihre 
Schuldigkeit  thut,  wenn  sie,  statt  dem  Kinde  Gelegenheit  zu  geben, 
die  körperlichen  und  geistigen  Fähigkeiten  angemessen  zu  entwickeln, 
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dasselbe  z.  B.  durch  zu  frühe  Heranziehung  zu  wirthschaftlichen  Ar- 
beiten in  ihrem  augenblicklichen  Interesse  ausnutzt.  Dasselbe  Bestre- 
ben, das  Kind  gegen  etwaigen  Missbrauch  der  väterlichen  Autorität 
zu  schützen,  spricht  sich  aus  in  der  Beschränkung  der  Kinderarbeit, 
sowie  in  der  neuesten  Ehegesetzgebung  durch  die  Bestimmung,  dass 
von  der  Einwilligung  der  Eltern  zur  Eheschliessung  unter  gewissen 
Bedingungen  abgesehen  werden  darf.  Nicht  ob  der  Staat  ein  Recht 
habe  zu  diesen  Eingriffen ,  kann  in  derartigen  Fällen  die  Frage  sein ; 
ist  er  doch  aus  der  Familie  nur  dadurch  entstanden,  dass  er  eine 
ihrer  Befugnisse  nach  der  andern  für  sich  in  Anspruch  genommen  hat. 
Die  Sorge  des  Gesetzgebers  kann  nur  sein,  den  Organismus  der  Fa- 
milie ,  dessen  auch  der  Staat  zu  seiner  Existenz  nicht  entbehren  kann, 
durch  diese  Eingriffe  nicht  zu  untergraben ,  damit  dieselbe  stark  genug 
bleibt,  um  die  sittlichen  Aufgaben  zu  erfüllen,  welche  ihr  innerhalb 
des  staatlichen  Organismus  zufallen. 

Eine  eigenthümliche  Art  der  Arbeitstheilung ,  welche  gleichfalls 
mit  der  Ausübung  einer  patriarchalischen  Herrschaft,  wie  sie  der  Ent- 
stehung des  Staates  voraufging,  im  innigsten  Zusammenhange  steht, 
ist  das  Recht  der  Erstgeburt.  Soll  nicht  der  Organismus  der  Familie 
beim  Tode  des  Hauptes  der  Gefahr  des  Zerfalles  ausgesetzt  sein,  so  muss 
stets  ein  im  voraus  bestimmter  Träger  des  Einheitsgedankens  vorhanden 
sein ;  und  dieser  ist  naturgemäss  der  älteste  Sohn.  Wenn  die  Familie 
sich  zur  Stammesgenossenschaft  und  im  ferneren  Verlaufe  zum  Staate 
entwickelt ,  so'  bleibt  doch  wenigstens  überall  da ,  wo  diese  Entwicke- 
luug  in  monarchischem  Sinne  fortschreitet,  —  und  dies  scheint  der  bei 
weitem  häufigste  Fall  zu  sein  —  der  Träger  der  Einheit  eine  Familie. 
In  dieser  muss  das  Recht  der  Erstgeburt  erhalten  bleiben,  wenn  nicht 
der  ganze  Organismus  sich  auflösen  soll,  und  deshalb  findet  sich  das- 
selbe noch  heute  in  den  Herrscherfamilien.  Die  übrigen  Bürger  stehen 
in  dem  höheren  Gebilde  als  gleichberechtigt  und  gleichverpflichtet  da. 
Demgemäss  schwindet  hier  das  Recht  der  Erstgeburt  und  macht  mehr 
und  mehr  einer  Gleichberechtigung  aller  Kinder  Platz.  Das  Fort- 
bestehen der  Majorate  setzt  voraus,  dass  es  den  erweiterten  Familien 
gelingt,  innerhalb  des  Staates  einen  lebensfähigen  Organismus  zu  bil- 
den. Die  Ausdehnung  des  Privat- Erbrechts  aber  auf  die  Herrscher- 
familien, wie  sie  zuweilen  von  einzelnen  Fürsten  besonders  in  Deutsch- 
land versucht  worden  ist,  zeugt  von  einer  Verkennung  des  Staates 
als  eines  organischen  Ganzen.  Das  Streben,  allen  Gliedern  eine  har- 
monische Entwickelung  zu  gestatten ,  kann  nur  so  weit  befriedigt  wer- 
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den,   dass    nicht   die   Existenz   des   höheren   Organismus   dadurch   in 
Frage  gestellt  wird. 

Führte  schon,  wie  wir  sahen,  die  Gliederung  innerhalb  der  Fa- 
milie zu  dem  Verhältniss  des  Befehlenden  und  des  Gehorchenden,  so 
wurde  dasselbe  weiter  ausgebildet  durch  die  Entstehung  der  Sklaverei. 
Sie  ist  „einer  der  ersten  und  folgenreichsten  Schritte  der  jugendlichen 
Menschheit"  im  Sinne  der  Arbeitstheilung.  Dadurch,  dass  eine  Men- 
schenklasse alle  gröbere  Arbeit  verrichten  musste,  bekam  eine  andere 
Müsse  sich  zu  einer  höheren  Kulturstufe  zu  erheben.  Die  Blüthe  des 
klassischen  Alterthums  war  nur  möglich  durch  diese  Arbeitstheilung; 
selbst  ein  Plato  und  Aristoteles  konnten  sich  einen  zivilisirten  Staat  ohne 
dieselbe  nicht  vorstellen.  Und  auch  die  germanischen  Völker  haben 
ihre  heutige  Bildungsstufe  nicht  erstiegen,  ohne  durch  die  mannig- 
faltigsten Uebergäuge  von  der  Unfreiheit  ganzer  Volksklassen  zu  der 
jetzigen  Gleichberechtigung  aller  Staatsangehörigen  hindurch  gegangen 
zu  sein.  Die  Aufhebung  der  Sklaverei  ist  einer  der  wichtigsten  Schritte 
zur  harmonischen  Ausbildung  des  Einzelnen.  Durch  sie  ist  die  gross- 
artigste und  durchgreifendste  Arbeitstheilung,  die  es  je  gegeben  hat, 
rückgängig  gemacht;  durch  sie  ist  wenigstens  im  Prinzip  anerkannt, 
dass  nicht  ein  Theil  der  Menschheit  arbeiten  solle,  damit  der  andere 
Theil  geniessen  könne,  sondern  dass  jeder  Einzelne  —  natürlich  nicht 
alle  in  gleichem  Maasse  und  in  gleicher  Weise  —  zur  Arbeit  und  zur 
Freude  über  den  Segen  seiner  Arbeit  berufen  sei. 


"Wie  nun  die  Entstehung  des  Staates,  welche  selbst  ein  Akt  der 
Arbeitstheilung  zwischen  ihm  und  der  Familie  war,  die  harmonische 
Ausbildung  des  Individuums  begünstigte,  so  war  dieselbe  anderseits 
die  nothwendige  Bedingung  jener  unendlich  mannigfaltigen  Arbeits- 
theilung, welche  einer  der  Grundpfeiler  der  Kultur  ist.  Vor  seiner 
Entstehung  ist  die  Familie  ein  abgeschlossenes,  soweit  es  auf  dieser 
Entwickelungsstufe  überhaupt  möglich  ist,  nach  allen  Seiten  harmo- 
nisch ausgebildetes  Ganzes.  Sie  erzeugt  selbst  alle  ihre  Bedürfnisse; 
ihre  Existenz  ist  von  der  der  anderen  P'amilien  unabhängig;  ihr  Wohl- 
befinden wird  durch  das  der  Nachbarn,  mit  denen  sie  stets  nur  in 
oberflächliche  und  meist  feindliche  Berührung  kommt,  wenig  beein- 
flusst.  Denn  wenn  auch  schon  auf  dieser  Kulturstufe  gelegentlich  ein 
Austausch  der  Bedürfnisse  stattfindet^),   so  kann  derselbe  nicht  An- 


1)  Schon  Abraham  hat  gekaufte  Knechte ;  doch  darf  man  bei  der  Betrachtung  dieser 
patriarclialischen    Zustände    nicht    vergessen ,     dass    die    Völkerschaften ,    mit    denen   die 
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lass  ZU  einer  Arbeitstheilung  im  heutigen  Sinne  werden,  so  lange  nicht 
die  regehiiässige  Wiederkehr  einer  solchen  Gelegenheit  verbürgt  ist. 
Sonach  bildete  also  das  Einnehmen  fester  Wohnsitze,  der  Uebergang 
vom  Nomadenthum  zum  Ackerbau,  einen  der  wesentlichsten  Schritte 
zur  Bildung  des  Staates  wie  zur  Weiterführung  der  Arbeitstheilung, 
und  je  schneller  und  energischer  diese  Arbeitstheilung  durchgeführt 
wird,  um  so  früher  sehen  wir  die  Völker  eine  höhere  Kulturstufe  er- 
steigen. Der  weite  Vorsprung,  den  die  alten  luder  und  Aegypter 
vor  andern  Völkern  hatten,  ist  in  erster  Linie  eine  Frucht  der  rück- 
sichtslosen Arbeitstheilung,  welche  wir  mit  dem  Namen  des  Kasten- 
wesens bezeichnen.  Indem  schon  durch  die  Geburt  jedem  Staatsange- 
hörigen sein  Antheil  an  der  zum  Bestehen  des  ganzen  Organismus 
nöthigen  Arbeit  zugewiesen  war,  erstiegen  diese  Völker  eine  Bildungs- 
stufe, welche  wir  in  gewisser  Hinsicht  noch  heute  bewundern.  Aber 
auf  der  andern  Seite  erzeugt  diese  strenge  Durchführung  der  Arbeits- 
theilung nothwendig  mit  der  Zeit  eine  schädliche  Einseitigkeit,  eine 
Ueberschätzung  des  Werthes  einzelner  Berufsarten  gegenüber  anderen 
zur  Erhaltung  des  Ganzen  eben  so  wichtigen  Zweigen ,  eine  unter  Um- 
ständen verhängnissvolle  Feindschaft  zwischen  den  Angehörigen  des- 
selben Staates,  und  bei  der  Unmöglichkeit,  zu  einer  höheren  Stufe 
emporzusteigen  oder  auf  eine  niedere  zurückzusinken,  eine  gewisse 
Trägheit  und  Gleichgültigkeit,  welche  die  Bewohner  Indiens  noch  heute 
charakterisiren.  So  wird  auf  einer  späteren  Stufe  dieselbe  Arbeits- 
theilung, welche  die  Kultur  in  so  hervorragender  Weise  gefördert  hat, 
zu  einem  Hindernisse  der  Entwickelung,  und  frische  Völker  müssen 
die  Kulturarbeit  der  im  Kastenwesen  erstarrten  Nationen  fortsetzen. 
Und  indem  sie  sich  die  Errungenschaften  der  voraufgegangenen  Ent- 
wickelung aneignen,  gelangen  sie  zu  einer  ähnlichen  Arbeitstheilung 
wie  jene  Völker,  doch  so,  dass  sie  dieselbe  mit  einer  harmonischen 
Ausbildung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  vereinigen.  Noch  heute  ist 
bei  uns  ein  Vererben  des  Berufes  vom  Vater  auf  den  Sohn  im  Allge- 
meinen üblich;  denn  gewiss  hat  ja  Niemand  bessere  Gelegenheit,  mit 
seinem  zukünftigen  Berufe  vertraut  zu  werden ,  sich  allmählich  in  den- 
selben hineinzuleben,  als  der  Sohn,  welcher  sich  darauf  vorbereitet, 
dereinst  die  Stellung  des  Vaters  einzunehmen.  Aber  indem  bei  be- 
sonderer Neigung  und  Anlage  ein  Uebergang  in  einen  anderen  Beruf 
stattfindet,   bleiben  die  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  in  fortwäh- 


Stammväter  der  Israeliten  in  Berührung  kamen ,    auf  einer  wesentlich  höheren  Stufe  der 
Gesittung  als  letztere  standen. 
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reiidcm  Kontakt  mit  ciiiandcr.  Und  dass  bei  besonderer  Tüchtigkeit 
ein  Aufsteigen ,  bei  besonderer  Untüchtigkeit  ein  Zurücksinken  des  Ein- 
zelneu sowohl,  als  auch  der  nachfolgenden  Generation  im  Bereiche  der 
Möglichkeit  liegt,  regt  selbst  träge  Naturen  zur  Anspannung  ihrer 
Kräfte  und  zur  Erstrebung  möglichster  Vollkommenheit  an.  Bis  zu 
Nvelchem  Grade  der  Staat  ein  solches  Aufsteigen  und  Zurücksinken 
unterstützen  soll,  diese  Frage  hat  jede  Zeit  nach  ihrem  Bedürfnisse 
zu  lösen.  Die  heutigen  Kulturstaaten,  und  insbesondere  die  deutschen 
Staaten,  sind  gegenwärtig,  nachdem  die  gesetzlichen  Beschränkungen 
des  üeberganges  in  einen  anderen  Beruf  gefallen  sind ,  auf  dem  Wege, 
dasselbe  immer  mehr  zu  erleichtern,  indem  sie  für  die  unbemittelten 
Klassen  bessere  Schulen  errichten  und  sich  die  allgemeine  Bildung  des 
Volkes  mehr  angelegen  sein  lassen.  Niedriges  Schulgeld  auf  den  höhe- 
ren Schulen,  Stipendien  für  befähigte  und  unbemittelte  Schüler  und 
ähnliche  Einrichtungen  haben  dieselbe  Tendenz.  Jeder  weitere  Schritt 
in  dieser  Richtung  führt  uns  näher  zu  dem  Ziele,  die  schon  durch 
die  Geburt  gegebene  Theilung  der  Arbeit  unter  den  verschiedenen  Ge- 
sellschaftsklassen bis  zu  einem  gewissen  Grade  aufzuheben.  Noch  voll- 
ständiger würde  scheinbar  dieses  Ziel,  jeden  Einzelnen  so  weit  har- 
monisch auszubilden,  wie  es  seine  Fähigkeiten  und  dfe  vielseitigen 
Bedürfnisse  der  Gesellschaft  gestatten,  erreicht  werden  können,  wenn 
die  Kinder,  ohne  Rücksicht  auf  die  Lebensstellung  der  Eltern,  vom 
Staate  erzogen  und  für  den  Beruf  vorbereitet  würden,  zu  welchem 
sie  sich  nach  ihren  Anlagen  am  besten  eignen.  Aber  wer  soll  über 
diesen  letzten  Punkt  entscheiden?  Würden  nicht  Missgriffe  noch  viel 
häufiger  werden  als  jetzt,  wenn  man  sich  über  das  Urtheil  der  kom- 
petentesten Instanz,  der  Eltern,  hinwegsetzte?  Der  in  Rede  stehende 
Eingriff  in  den  Organismus  der  Familie  würde  also  nicht  nur  die 
Stetigkeit  der  Entwickelung  aufs  Schroffste  unterbrechen,  sondern  nicht 
einmal  verbürgen,  dass  der  erstrebte  Zweck  vollkommener  erreicht 
würde ,  als  auf  dem  Wege  einer  weniger  gewaltsamen  und  willkürlichen 
Weiterentwicklung  möglich  erscheint. 

So  führt  uns  das  Kastenw^esen  zu  der  heutigen  Gliederung  der 
Staatsbürger  in  die  s.  g.  Stände,  deren  landläufige  Eintheilung  in 
den  Nährstand ,  den  Lehrstand  und  den  Wehrstand  wir  unserer  wei- 
teren Betrachtung  zu  Grunde  legen  wollen.  Der  erste  versorgt  die 
Gesammtheit  mit  den  leiblichen  Bedürfnissen,  der  zweite  befriedigt 
ihre  geistigen  Bedürfnisse,  und  der  dritte  schützt  dieselbe  gegen  ge- 
waltsame Angriffe.  Zu  diesen  drei  Ständen  kommt  dann  noch  der, 
welcher  die  Einheit  des  staatlichen  Organismus  repräsentirt,   welcher 
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die  Fiiiiktiüiiuii  des  Staates  als  eines  organischen  Ganzen  versieht  und 
das  Vcrhältniss  der  Einzehien  zu  diesem  Ganzen  regelt,  der  Beamten- 
stand im  engeren  Sinne. 

Die  verschiedenen  ursprünglich  in  derselben  Person  vereinigten 
Funktionen  des  Nährstandes  schieden  sich  zunächst  in  zwei  Gruppen, 
indem  sich  vom  Ackerbau,  sobald  derselbe  eine  höhere  Entwickelung 
erreichte,  das  Handwerk  absonderte.  Letzteres  vervollkommnete  sich 
dann  im  weiteren  Verlaufe  zur  Industrie,  und  diese  Scheidung  zwi- 
schen Agrikultur  und  Manufaktur  ist  eine  der  folgenreichsten  und 
durchgreifendsten  Arbeitstheilungen  geworden.  Während  der  Ackerbau 
naturgemäss  seinen  Sitz  auf  dem  Lande  hatte,  konzentrirte  sich  das 
gewerbliche  Leben  mehr  und  mehr  in  den  Städten.  Diese  Kultur- 
zentren verdanken  ihre  Entstehung  wohl  überall  dem  Bedürfnisse  des 
Schutzes  gegen  plötzliche  feindliche  Einfälle,  wie  denn  bei  uns  nach- 
weislich die  Raubzüge  der  Ungarn  Anlass  zu  ihrer  Gründung  gegeben 
haben.  Da  aber  unsere  Vorfahren  wenig  geneigt  waren,  sich  in  engen 
Mauern  einzuschliessen ,  so  wurden,  um  die  festen  Plätze  zu  bevöl- 
kern, ihren  Bewohnern  gewisse  Privilegien  eingeräumt,  welche  viel- 
fach auf  die  schon  angedeutete  Theilung  der  Arbeit  zwischen  Stadt 
und  Land  hinausliefen.  Diese  Arbeitstheilung  ist  für  eine  gewisse 
Entwickelungsphase  iiicht  nur  der  Industrie,  sondern  des  gesammten 
geistigen  Lebens  aller  Kulturvölker  in  hohem  Grade  segensreich  ge- 
wesen. Die  Ausbildung  der  Industrie  auch  nur  zu  der  Höhe,  auf  wel- 
cher wir  dieselbe  bei  uns  im  Mittelalter  finden,  war  nur  möglich  in 
den  Städten.  Denn  die  Arbeitstheilung,  ohne  welche  dieselbe  nicht 
gedacht  werden  kann,  hat  ihre  nothwendige  Ergänzung,  um  mich  des 
List'schen  Ausdrucks  zu  bedienen,  in  der  Konföderation.  Die  Thei- 
lung der  verschiedenen  zur  Hervorbringung  eines  Gegenstandes  nöthi- 
gen  Operationen  unter  verschiedene  Personen  ist  nur  dann  eine  För- 
derung der  Produktion ,  wenn  die  Thätigkeiten  dieser  Personen  zweck- 
mässig in  einander  greifen.  Nur  unter  der  Voraussetzung  des  Zusam- 
menwirkens einer  Menge  von  Individuen  zu  demselben  Zwecke  ist  die 
Arbeitstheilung  im  Sinne  von  Adam  Smith  möglich.  Dieses  Zusam- 
menwirken aber  kann  mit  der  nöthigen  Präzision  nur  geschehen ,  wenn 
die  verschiedenen  Individuen  räumlich  nahe  bei  einander  wohnen. 
So  geht  also  das  Wachsthum  der  Städte  mit  der  Arbeitstheilung  in- 
nerhalb derselben  Hand  in  Hand. 

Die  Leichtigkeit  des  Verkehrs  in  den  Städten  war  nun  für  die 
Förderung  geistigen  Lebens  von  höchster  Wichtigkeit.  In  ihnen  strömte 
die  gesammte  Intelligenz  zusammen,  alle  geistigen  Bewegungen  voll- 
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zogen  sich  iuiierlialb  ihrer  Mauern  und  iconnten  sich  von  hier  nur 
sehr  schwer  auf  das  Land  fortpflanzen.  Dieses  blieb  auf  der  früheren 
Kulturstufe  stehen,  während  die  Städte  sich  immer  weiter  und  innner 
lebhafter  entwickelten.  So  führte  die  Arbeitstheilung  zwischen  Stadt 
und  Land  zu  einer  immer  grösseren  Entfremdung  der  wichtigsten 
Glieder  des  Staates  und  damit  zur  Erkrankung  des  gesammten  Organis- 
mus. Dass  das  klassische  Alterthum  sich  von  der  Arbeitstheilung 
zwischen  Stadt  und  Land  nicht  wieder  zur  harmonischen  Ausbildung 
erheben  kann ,  wird  eine  der  hauptsächlichsten  Ursachen  seines  Unter- 
ganges. Beim  Zusammenstosse  mit  demselben  haben  die  Germanen 
„einen  Kampf  um  das  Leben  mit  anders  gebildeten  Kulturvölkern  aus- 
zufechten,  bei  denen  die  Städteverfassung  den  Landbau  verdorben 
hat,  deren  Kapital wirthschaft  übermässig  entwickelt  ist,  welche  sich 
gewöhnt  haben,  die  Arbeit  des  Landmannes  als  unerschöpflichen  Born 
für  die  Erpressungen  des  Städters  zu  betrachten."^) 

Bei  uns  haben  viele  Umstände  zusammengewirkt,  um  uns  vor 
einer  ähnlichen  Einseitigkeit  zu  bewahren.  Zunächst  hatte  schon  die 
Kirche  ein  gewisses  Interesse  daran,  geistiges  Leben  auch  nach  den 
entlegensten  Dörfern  und  Ansiedelungen  hinzutragen.  Und  wenn  auch 
die  Anregung,  welche  Priester  und  Mönche  dem  Denken  des  Volks 
gaben,  hauptsächlich  eine  einseitig  religiöse  war,  so  darf  doch  der 
Einfluss  derselben  nicht  unterschätzt  werden,  um  so  weniger,  als  ein- 
sichtsvolle Herrscher  wie  Karl  der  Grosse  die  Wichtigkeit  der  allge- 
meinen Bildung  des  Volkes  erkannten  und  für  dieselbe  mit  klarem 
Bewusstsein  eintraten.  Mit  der  Befestigung  des  Christenthums  trat 
dann  freilich  der  Gedanke  einer  Volksaufklärung  wieder  mehr  in  den 
Hintergrund ,  bis  er  durch  die  Reformation  von  Neuem  an's  Licht  ge- 
zogen wurde.  Es  ist  bekannt,  welches  Gewicht  Luther  auf  die  Er- 
richtung von  Volksschulen  legte;  ihn  haben  wir  als  den  Gründer  der 
deutschen  Volksschule  und  damit  als  einen  der  hervorragendsten  För- 
derer harmonischer  Ausbildung  anzusehen.  Und  sein  Streben  in  dieser 
Richtung  wirkte  um  so  nachhaltiger,  als  bei  uns  eben  nicht  eine  Kon- 
fession die  Alleinherrschaft  errang.  Gerade  der  Kampf  der  religiösen 
Gegensätze  nöthigte  die  Kirchen  immer  wieder,  an  das  Urtheil  des 
Volkes  zu  appelliren,  und  noch  heute  sehen  wir,  wie  derselbe  die 
schneidigste  Wafi"e  des  Protestantismus,  die  Aufklärung,  immer  wieder 
zu  Ehren  bringt. 

Zur  Verbreitung  dieser  Aufklärung  nicht  nur  in  religiösen,   son- 


1)  Gustav  Freitag,  Bilder  aus  der  deutschen  Vergangenheit. 
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dcrn  auch  in  weltlichen  Dingen  wirkte  aber  nichts  mächtiger,  als 
die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst.  Durch  sie  wurde  eine  fast  un- 
mittelbare geistige  Berührung  zwischen  den  Brennpunkten  der  Kultur, 
den  Städten,  und  den  entlegensten  Dörfern  geschaffen.  Sie  ist  und 
wird  immer  mehr  eines  der  wichtigsten  Mittel,  um  geistiges  Leben 
zunächst  aus  den  Städten  auf  das  Land,  und  nachdem  dasselbe  hier 
angeregt  ist  und  Früchte  gebracht  hat,  in  entgegengesetzter  Richtung 
wieder  in  die  Stadt  zu  tragen,  um  das  Verständniss  der  räumlich 
getrennten  Staatsangehörigen  über  alle  wichtigen  Fragen  zu  vermit- 
teln und  die  Verständigung  über  dieselben  anzubahnen ,  um  die  Thei- 
lung  der  Arbeit  zwischen  Stadt  und  Land  auf  geistigem  Gebiete  so 
weit  wie  möglich  rückgängig  zu  machen  und  die  harmonische  Aus- 
bildung der  seit  Alters  her  am  meisten  vernachlässigten  Bezirke  zu 
fördern. 

Auch  die  moderne  Industrie  ist  schon  vielfach  von  der  Bevorzu- 
gung der  Städte  zurückgekommen.  Denn  einestheils  tragen  die  neue- 
ren Verkehrsmittel  die  Produkte  auch  der  entfernteren  Landstriche 
immer  schneller  und  für  einen  immer  geringeren  Kostenaufwand  in 
die  Städte  und  liefern  dafür  immer  grössere  Mengen  von  Manufaktur- 
waarcn,  anderentheils  erleichtern  sie  den  direkten  Verkehr  der  Land- 
und  Stadtbewohner  in  einer  noch  vor  wenigen  Dezennien  ungeahnten 
Weise.  Sie  ermöglichen  nicht  nur  dem  wohlhabenden  Landmanne, 
mit  geringem  Zeit-  und  Geldaufwande  persönlich  neue  Anregungen  aus 
den  Verkehrszentren  in  sich  aufzunehmen,  die  dann  auch  seiner  Um- 
gebung zu  gute  kommen,  nicht  nur  dem  wohlhabenden  Städter,  den 
Staub  und  das  Gewühl  der  Stadt  zuweilen  mit  dem  stillen  und  ge- 
sunden Landleben  zu  vertauschen,  sondern  auch  schon  dem  Fabrik- 
arbeiter, in  grösserer  Entfernung  von  der  Fabrik  zu  wohnen  und  so 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Annehmlichkeiten  des  Landlebens 
theilhaftig  zu  werden.  Und  immer  deutlicher  tritt  das  Streben  her- 
vor, die  Fabriken  an  die  Peripherie  der  grossen  Städte  oder  auf  das 
Land  zu  verlegen.  Gerade  die  Arbeitstheilung  ist  es,  welche  diese 
Tendenz  auf's  Nachdrücklichste  unterstützt.  Sie  ermöglicht  es,  dass 
die  erste  Verarbeitung  der  schwer  zu  transportirenden  Rohstoffe  mehr 
und  mehr  am  Orte  der  Erzeugung  vorgenommen  wird.  Ja,  einzelne 
Industriezweige,  wie  die  Spiritus-  und  Zuckerfabrikation,  sind  geradezu 
auf  das  Land  angewiesen.  Und  je  mehr  sich  der  Ackerbau  vervoll- 
kommnet, je  mehr  er  sich  die  Errungenschaften  der  Industrie  und 
der  Wissenschaft  aneignet,  um  so  mehr  wird  die  Kluft  zwischen  Stadt 
und  Land  verschwinden.    Die  Einführung  der  Maschinen  im  landwirth- 
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schaftlichen  Betriebe  hat  zunächst  allerdings  die  ländlichen  Arbeiter 
geschädigt,  indem  sie  ihnen  für  einen  grossen  Theil  des  Winters  die 
Arbeit  entzogen  hat.  Aber  dies  ist  ein  neues  Motiv,  um  die  Industrie 
auch  auf  das  Land  zu  verpflanzen  und  dadurch  die  gegenseitige  Durch- 
dringung der  Manufaktur  und  der  Agrikultur  zu  fördern.  Je  weiter 
aber  dieser  Prozess  fortschreitet,  um  so  eher  wird  es  sich  ermög- 
lichen lassen ,  was  einsichtige  Fabrikherren  schon  jetzt  vielfach  durch- 
geführt haben,  dass  die  Handarbeiter  neben  der  Wohnung  ein  Gärt- 
chen  zur  eigenen  Benutzung  erhalten.  Dass  diese  Einrichtung  das 
Wohl  derselben  eben  so  fördert,  wie  sie  indirekt  dem  Interesse  des 
Fabrikanten  entspricht ,  wird  ohne  Zweifel  je  länger  je  mehr  zu  Tage 
treten.  So  führt  also  auch  in  dieser  Hinsicht  die  weitere  Ausbildung 
der  Industrie  von  der  Arbeitstheilung,  welche  ja  allerdings  in  ihrer 
äussersten  Konsequenz  den  Menschen  zur  Maschine  erniedrigt,  wieder 
zur  harmonischen  Ausbildung  zurück. 

Endlich  ist  bei  Gelegenheit  der  Industrie  noch  ein  Punkt  zu  er- 
wähnen, welcher  zwar  nicht  das  Verhältniss  derselben  zum  Ackerbau 
betrifft,  doch  aber  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist  für  die  Beurthei- 
lung  des  Einflusses,  welchen  die  Arbeitstheilung  in  derselben  auf  die 
Entwicklung  der  Kultur  ausübt.  Das  Charakteristische  der  modernen 
Industrie  ist  die  Maschine.  Nun  sind  aber  die  Verrichtungen  dieser 
stummen  Sklaven  naturgemäss  stets  von  einfachster  Art.  Je  weiter 
daher  die  zur  Erzeugung  eines  Bedürfnissgegenstandes  nöthigen  Thä- 
tigkeiten  in  ihre  Elemente  zerlegt  werden,  um  so  grösser  wird  das 
Feld,  auf  welchem  die  menschliche  Arbeit  durch  die  Maschine  er- 
setzt werden  kann  ^).  So  bekommt  durch  die  Fortschritte  der  Indu- 
strie die  menschliche  Gesellschaft  immer  mehr  Müsse  zu  weiterer, 
vielseitigerer  Ausbildung.  Zwar  der  Uebergang  eines  Fabrikations- 
zweiges aus  der  Hand  des  Menschen  zur  Maschine  vollzieht  sich  zu- 
nächst zum  Nachtheil  einer  Klasse,  nämlich  aller  derer,  welche  bis- 
her in  dem  betreffenden  Zweige  ihre  Nahrung  fanden,  und  welche 
durch  die  Konkurrenz  der  billiger  arbeitenden  Maschine  brodlos  wer- 
den.    Aber   so   verhängnissvoll   auch  diese  Wirkung  der  Maschinen- 


1)  Freilich  giebt  es  auch  komplizirte  Maschinen ,  welche  verschiedenartige  Thätig- 
keiten  verrichten.  Dieselben  sind  aber  genau  genommen  Kombinationen  vieler  ein- 
zelner Maschinen ,  deren  jede  an  dem  zu  verarbeitenden  Stoffe  nur  eine  einzige 
Operation  vornimmt ,  und  deren  Zwischenglieder ,  wiederum  höchst  einfache  Maschi- 
nen ,  die  Weiterbeförderung  des  unvollständigen  Fabrikates  zur  nächsten  Station  be- 
sorgen. So  tritt  gerade  hier  dem  Kundigen  die  Arbeitstheilung  am  deutlichsten  vor 
Augen. 
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arbeit  wiedcrholciitlich  gewordeu  ist,  so  wird  sie  doch  mehr  als  aus- 
geglichen durch  den  nothwcndigen  endlichen  Erfolg,  dass  nämlich  die 
Mascliine  mehr  und  mehr  für  das  menschliche  Geschlecht,  d.  h.  nicht 
nur  statt  desselben,  sondern  auch  zu  seinem  Nutzen  arbeitet.  In  wie 
weit  diese  Vortheile  schon  jetzt  nicht  nur  einer  Klasse,  sondern  der 
gesammten  Gesellschaft  zu  gute  kommen,  darüber  uns  mit  den  So- 
zialisten auseinanderzusetzen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Es  mag  genü- 
gen, darauf  hinzuweisen,  dass  die  Einsichtsvolleren  unter  ihnen  die 
Verbesserung  der  Lage  des  s,  g.  Arbeiterstandes  zugeben,  während 
wir  anderseits  die  Hoffnung  nicht  verhehlen  wollen,  dass  es  den  wei- 
teren Fortschritten  der  Zivilisation  in  immer  höherem  Grade  gelingen 
wird,  diesen  Stand  „zu  den  Segnungen  der  Kultur  heranzurufen", 
ihm  ein,  so  weit  es  seinen  Verhältnissen  angemessen  ist,  immer  har- 
monischeres Dasein  zu  schaffen. 

Der  Hauptgrund,  dass  dieses  Ziel  bisher  noch  nicht  in  dem  wün- 
schenswerthen  Grade  erreicht  ist,  dürfte  in  den  s.  g.  Krisen  der  In- 
dustrie SU  suchen  sein.  Denn  während  die  Geschäfte  prosperiren, 
haben  die  Handarbeiter  bei  hinlänglichem  Verdienste  hinlängliche 
Müsse  zur  leiblichen  und  geistigen  Erholung.  Ja,  die  Lage  derselben 
war  vor  der  letzten  Krise  vielfach  für  den  Bildungsstand,  den  sie 
nun  einmal  einnahmen,  und  der  naturgemäss  erst  durch  die  Erziehung 
von  Generationen  sich  heben  kann,  unverhältnissmässig  günstig.  Die 
Beseitigung  oder  möglichste  Unschädlichmachung  derartiger  Stockun- 
gen liegt  aber  gleichmässig  im  Interesse  aller  Stände,  und  es  wäre 
kleinmüthig,  wenn  man  an  der  Hebung  dieser  Krankheit  verzweifeln 
wollte.  Die  Vorschläge,  welche  die  Sozialisten  in  dieser  Richtung 
machen,  haben  jedenfalls  das  für  sich,  dass  sie  durch  die  Erfahrung 
kaum  widerlegt  werden  können.  Wir  meinen,  die  oben  angedeutete 
immer  innigere  Durchdringung  von  Manufaktur  und  Agrikultur  und 
die  gerade  durch  die  Arbeitstheilung  ermöglichte  Ausbildung  des  Ar- 
beiters nach  beiden  Richtungen  hin  wird  sich  hier  mit  der  Zeit  zu 
einem  der  mächtigsten  Heilmittel  gestalten,  so  dass  dann  auch  auf 
diesem  Wege  die  Arbeitstheilung  zur  harmonischen  Ausbildung  zu- 
rückführt. 

Während  nun  die  Fortschritte  der  Industrie  unbewusst  die  Ten- 
denz äussern,  die  schädlichen  Folgen  des  Gegensatzes  zwischen  Stadt 
und  Land  auszugleichen,  beginnt  die  neuere  Entwickelung  bereits, 
dieses  Ziel  mit  Bewusstsein  zu  verfolgen,  und  auf  den  entlegensten 
Punkten  der  Gesetzgebung  werden  auch  bei  uns  Schritte  gethan,  wel- 
che zu  demselben  hinführen.    In  der  Aufhebung  der  Zünfte  und  des 
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Btuiii/waiigos,  der  Eiieicliterimg  der  Aiisicdcliiiig  uiisscrhallj  des  Weich- 
bildes geschlossener  Ortschaften,  der  Umgestaltung  des  Verwaltungs- 
niechauisnius,  der  neuen  Gerichtsverfassung  mit  ihrer  Vertheilung  der 
Kreisgerichte  auf  alle  bewolmteren  Ortschaften  u.  s.  w.,  überall  zeigt 
sich  das  bewusste  Streben  nach  Dezentralisation,  wie  man  es  ge- 
wöhnlich nennt.  Diese  Dezentralisation  werden  wir  an  einer  spätem 
Stelle  auch  noch  aus  einem  andern  Gesichtspunkte  kennen  lernen : 
hier  kommt  dieselbe  nur  in  so  fern  in  Betracht,  als  sie  dazu  führt, 
die  Bevorzugung  der  Städte,  nachdem  sich  aus  ihr  die  bürgerliche 
Freiheit  mit  ihren  reichen  Verzweigungen  über  die  verschiedensten 
Gebiete  menschlicher  Thätigkeit  entwickelt  hat,  aufzuheben^),  die 
harmonische  Ausbildung  von  Stadt  und  Land  zu  fördern. 

Mit  jedem  weiteren  Schritte  aber  in  dieser  Kichtung  verliert  die 
Bedeutung  des  dritten  Hauptfaktors  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit, 
des  Handels.  Indem  dieser  den  Austausch  der  verschiedenen  Pro- 
dukte der  Arbeitstheilung  vermittelt,  ist  er  selbst  ein  Erzeugniss  der 
letzteren,  und  seine  Bedeutung  wächst  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
mit  ihren  Fortschritten.  Sobald  aber  die  Arbeitstheilung  zur  harmo- 
nischen Ausbildung  zurückführt,  sobald  der  Konsument  dem  Produ- 
zenten so  nahe  rückt,  dass  er  mit  ihm  in  direkten  Verkehr  treten 
kann,  wird  der  Handel  zwischen  beiden  eliminirt,  so  dass  er  von  einem 
gewissen  Entwickelungsstadium  an  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund 
tritt.  In  diesem  Sinne  kann  man  in  der  That  mit  Carey  von  einem 
Gegensatze  zwischen  Handel  und  Verkehr  sprechen.  Neben  der  zu- 
nehmenden Verdichtung  der  Bevölkerung  ist  es  die  in  erster  Linie 
durch  den  Handel  und  für  ihn  geschaffene  Leichtigkeit  des  Verkehrs 
über  grössere  Entfernungen  hin,  welche  den  direkten  Austausch  zwi- 
schen dem  Fabrikanten  und  dem  Konsumenten  ermöglicht,  in  andern 
Fällen,  wie  das  Beispiel  der  Konsumvereine  zeigt,  wenigstens  einzelne 
Zwischenglieder  in  Wegfall  bringt.  Staaten,  deren  Bedeutung  aus- 
schliesslich auf  dem  Handel  beruht,  wie  sie  das  Mittelalter  kennt, 
sind  bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  undenkbar.    Nur  in  Ver- 


1)  Eine  der  wenigen  noch  bestehenden  gesetzlichen  Bevorzugungen  der  St.ädte  ge- 
genüber dem  flachen  Lande  ist  die  Heranziehung  der  Staatsbeamten  zu  den  Kommunal- 
steuern. Denn  es  ist  klar ,  dass  die  Abgaben ,  welche  der  Beamte  von  seinem  Dienst- 
einkommen zahlt ,  im  Grunde  genommen  der  Staat  trägt.  Zu  den  Vortheilen ,  welche 
eine  Stadt  durch  den  Besitz  einer  höheren  Schule  ,  eines  Gerichtes ,  einer  Verwaltungs- 
behörde geniesst,  fügt  er  also  auch  noch  die  Vergünstigung  hinzu,  dass  er  aus  seiner 
Kasse ,  d.  h.  auf  Kosten  der  ohnehin  schon  benachtheiligten  kleineren  Städte  und  des 
flachen  Landes ,  einen  Theil  ihrer  Steuern  zahlt.  Die  ganze  Richtung  unserer  Entwicke- 
lung  deutet  unverkennbar  auf  die  Aufhebung  dieser  Begünstigung  hin. 
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eiiiigiing  mit  der  Manufaktur  vermag  derselbe  sich  auf  einer  gewissen 
Höhe  zu  erhalten,  ja  sogar  an  absoluter  Ausdehnung  zu  wachsen. 
Aber  sein  Wachsthum  erfolgt  nothwendig  um  so  langsamer,  je  schnel- 
ler sich  Ackerbau  und  Industrie  entwickeln.  Diese  relative  Abnahme 
der  Wichtigkeit  des  Handels  wirkt  aber  wiederum  darauf  hin,  das 
Uebergewicht  der  Städte  über  das  flache  Land  aufzuheben,  und  hat 
also  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Tendenz,  von  der  Ar- 
beitstheilung  zur  harmonischen  Ausbildung  hinüberzuführen. 

Hiernach  zeigt  uns  die  Entwickelung  des  wirthschaftlichen  Lebens 
der  Völker  überall  das  Bild  einer  immer  reicher  sich  gestaltenden 
Arbeitstheilung,  als  deren  Pole  Agrikultur  und  Manufaktur,  Land  und 
Stadt  hervortreten.  Diese  trennen  sich  im  Alterthume  weiter  und  wei- 
ter, bis  die  Hypertrophie  des  bevorzugten  Organes,  der  Stadt,  zur 
Erkrankung  des  gesammten  Organismus  führt  und  eine  der  wichtig- 
sten Ursachen  seines  Unterganges  wird.  Bei  den  modernen  Kultur- 
völkern dagegen  bereitet  ein  glückliches  Zusammenwirken  vieler  Um- 
stände die  Rückkehr  zur  harmonischen  Ausbildung  vor  und  eröffnet 
uns  so  die  erfreuliche  Perspektive  auf  eine  fernere  glückliche  Zukunft. 

Schon  die  Betrachtung  des  wirthschaftlichen  Lebens  hat  uns  in 
einzelnen  Fällen  genöthigt,  auch  das  geistige  Leben,  mit  welchem  es 
ja  in  untrennbarem  Zusammenhange  steht,  in  den  Kreis  unserer  Be- 
trachtung zu  ziehen.  Das  Gedeihen  des  Nährstandes  steht  im  innig- 
sten Zusammenhange  mit  dem  des  Lehrstandes,  dessen  beide  Organ- 
systeme, Kirche  und  Schule,  nach  unserer  Auffassung  die  Aufgabe 
haben,  innerhalb  des  staatHchen  Organismus  das  geistige  Leben  zu 
pflegen. 

Die  vorchristlichen  Religionen  waren  ausnahmslos  Staatsreligio- 
nen. Ihre  Diener  waren  Staatsdiener,  und  die  Arbeitstheilung  zwi- 
schen ihnen  und  den  Laien  hatte  genau  denselben  Charakter,  wie  die 
zwischen  den  verschiedenen  andern  Berufsarten,  Ganz  anders  gestal- 
tete sich  diese  Arbeitstheilung,  als  mit  der  Erhebung  der  christlichen 
Religion  zur  Weltreligion  die  Kirche  den  Anspruch  erhob  und  durch- 
setzte, ein  selbständiger,  in  gewisser  Hinsicht  über  den  Staaten  stehen- 
der Orgairismus  zu  sein.  Jetzt  fiel  in  der  That  eine  Zeit  lang  den 
Staaten  die  Rolle  von  mehr  oder  weniger  abhängigen  Gliedern  dieses 
gewaltigen  Körpers  zu.  Eine  solche  Macht  aber  konnte  nur  erwor- 
ben werden  vermittelst  einer  in  ihrer  Weise  bewundcrnswerthen  Ar- 
beitstheilung innerhalb  der  herrschenden  Körperschaft.  Schon  die  Ein- 
führung des  Cölibates  trägt  diesen  Charakter;  denn  indem  sie  dem 
Priester  die  Sorge  für  die  Erhaltung  der  Familie  abnimmt,  ordnet  sie 
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ihn  ganz  einem  Zwecke,  dem  Interesse  der  Kirche,  unter.  Diese 
Priesterschaft  mit  dem  Haupte  in  Rom  gliedert  sich  weiter  in  den 
verschiedensten  Abstufungen  mit  einer  Vollkonnnenlieit,  dass  selbst 
die  äusserstcn,  dem  Laienstande  angehörigen  Ausläufer  dem  zentralen 
Willen  unbedingt  gehorchen.  Aber  je  vollkommener  die  Arbeitsthei- 
lung durchgeführt  wird,  um  so  mehr  wird  der  Organismus  seiner  gei- 
stigen Grundlage  entfremdet.  Macht  wird  sein  Prinzip,  und  diese 
Macht  wurzelt  mit  Vernachlässigung  des  Intellekts  und  Unterdrückung 
des  Willens  mehr  und  mehr  ausschliesslich  im  Gefühlsleben. 

Die  einseitige  Ausbildung  des  Geistes  nach  der  Richtung  des  Ge- 
fühles und  die  übermässige  Erregung  der  Phantasie  führen  nun  auch 
auf  diesem  Gebiete  zur  mannigfachsten  Arbeitstheilung,  indem  nicht 
nur  die  verschiedenen  Funktionen  des  göttlichen  Wesens  zu  einer 
Gliederung  innerhalb  desselben  Anlass  geben,  sondern  zwischen  ihm 
und  dem  Menschen  ganze  Generationen  von  vermittelnden  Wesen  ein- 
geschoben werden. 

Eine  solche  Kirche  konnte  freiwillig  nicht  zur  harmonischen  Aus- 
bildung zurückkehren  und  wurde  in  ihren  Grundfesten  erschüttert,  als 
das  deutsche  Volk  über  sie  hinweg  diese  Rückkehr  vollzog.  Denn 
harmonische  Ausbildung,  das  ist  gegenüber  der  römischen  Kirche  das 
Prinzip  des  Protestantismus.  Diese  tritt  uns  vor  Augen  zunächst  in 
der  Lehre  vom  allgemeinen  Priesterthum,  welche  den  wesentlichen 
Unterschied  zwischen  dem  Geistlichen  und  dem  Laien  aufhebt,  und 
deren  nothwendige  bei  uns  freilich  erst  jetzt  gezogene  Konsequenz, 
die  Synodalverfassung,  nichts  anderes  ist,  als  ein  Ausdruck  der  Gleich- 
berechtigung beider  Stände.  Die  harmonische  Ausbildung  äussert  sich 
weiter  in  der  Elimination  der  Zwischenglieder  zwischen  der  Gottheit 
und  der  Menschheit  und  der  Herstellung  eines  direkten  Verkehrs  zwi- 
schen beiden,  welcher  freilich  in  der  streng  kirchlichen  Lehre  wie  in 
der  Volksphantasie  noch  immer  durch  eine  Anzahl  von  Wesen  guten 
und  schlechten  Charakters  unterstützt  wird.  Sie  zeigt  sich  ferner 
darin,  dass  die  Kirche  sich  wieder  au  den  Intellekt  des  Volkes  wen- 
det und  ihren  Beruf  als  Lehrerin  desselben  wieder  aufnimmt.  Und 
endlich  tritt  die  harmonische  Ausbildung  hervor  in  der  thatsächlichen 
Einordnung  der  Kirche  in  den  Staat ,  welche  nach  unserer  Auffassung 
immer  mehr  dahin  führen  muss,  die  Kirche  zu  einem  Gliede  des  staat- 
lichen Organismus  zu  gestalten.  Der  Gedanke  der  Trennung  von 
Kirche  und  Staat  war  nur  ein  Uebergang,  auf  dem  schwächere  staat- 
liche Gebilde  zunächst  stehen  geblieben  sind,  während  bei  uns  die 
Verschmelzung  der  beiden  Organismen  bereits  sich  zu  vollziehen  be- 
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gönnen  hat.  Die  Lösung  dieser  Aufgabe  gestaltet  sicli  für  uns  freilich 
zunächst  ungleich  schwieriger,  als  bei  einer  konfessionell  gleichartigen 
Bevölkerung.  Aber  gerade  diese  Schwierigkeit  hat  bereits  die  Frucht 
der  Toleranz  getragen,  welche  ja  an  sich  schon  ein  wesentlicher  Schritt 
von  der  Einseitigkeit  religiöser  Beschränktheit  zur  harmonischen  Aus- 
bildung ist. 

Auch  die  Tendenz  zur  Trennung  von  Schule  und  Kirche  dürfte 
ihrem  Höhepunkte  nahe  sein.  So  lange  sich  Staat  und  Kirche  fremd 
oder  gar  feindlich  gegenüberstanden,  war  es  für  den  Staat  durchaus 
angezeigt,  auf  diese  Trennung  hinzuwirken,  um  zunächst  wenigstens 
in  der  Schule  ein  zuverlässiges,  seinen  Zwecken  dienendes  Organ  zu 
gewinnen.  Je  sicherer  aber  die  Schule  als  staathches  Organ  funktio- 
nirt,  um  so  mehr  wird  sie  gerade  durch  ihre  Verbindung  mit  der 
Kirche  fähig  sein,  auch  diese  in  den  Dienst  des  Staates  zu  ziehen. 

Eine  Folge  der  Arbeitstheilung  zwischen  Schule  und  Kirche  war 
das  Entstehen  eines  besonderen,  ausschliesslich  der  Erziehung  der 
Jugend  sich  widmenden  Standes,  des  Lehrerstandes.  Ja,  die  Arbeits- 
theilung ist  stellenweise  noch  weiter  gegangen,  und  man  hat  der 
Schule  die  erzieherische  Thätigkeit  ganz  absprechen  und  ihr  nur  die 
Beibringung  von  Kenntnissen  und  die  Einübung  von  Fertigkeiten  über- 
lassen wollen.  Gegenwärtig  ist  man  sich  wohl  auch  bei  uns  darüber 
einig,  dass  eine  solche  rohe  Trennung  der  verschiedenen  Einwirkungen 
auf  den  jugendlichen  Geist  unmöglich  ist,  dass  vielmehr  Schule  und 
Haus  die  harmonische  geistige  nicht  nur  sondern  auch  körperliche 
Ausbildung  der  Jugend  Hand  in  Hand  betreiben  müssen.  Zur  mög- 
lichst vollkommenen  Erreichung  dieses  Zweckes  scheint  es  uns  frei- 
lich nöthig,  dass  das  allgemeine  Interesse  für  die  Schule  in  weit  hö- 
herem Grade  als  bisher  geweckt  werde,  dass  in  ähnlicher  Weise,  wie 
in  der  Verwaltung  des  Staates,  der  Kommune,  des  Kreises  u.  s.  w., 
so  auch  im  Erziehungswesen  neben  Fachleuten  berufene  Laien  mit  Rath 
und  That  mitwirkend  eintreten.  Die  Lösung  dieses  Problems,  ein 
harmonisches  Zusammenwirken  des  Lehrerstandes  mit  Laienkreisen 
am  Werke  der  Jugenderziehung  zu  fördern ,  erscheint  uns  als  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  der  Pädagogik,  und  insbesondere  des  für  Preus- 
sen  bevorstehenden  Unterrichtsgesetzes. 

Nur  beiläufig  wollen  wir  erwähnen,  dass  sich  aus  der  Heran- 
ziehung der  unteren  Stände  zur  Schule  auf  der  einen  Seite  und  der 
immer  grösser  werdenden  Ausdehnung  der  Wissenschaft  auf  der  an- 
dern Seite  mit  der  Zeit  eine  Art  von  Trennung  zwischen  der  Volks- 
schule und  der  Gelehrtenschule  bei  uns  ergeben  hat,  indem  die  höhere 
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Schule  nicht  die  Thätigkoit  der  Volksschule  fortsetzen,  sondern  in 
einer  organisch  mit  ihr  verschmolzenen  Vorbereitungsschule  ihre  zu- 
künftigen Zöglinge  selbst  in  den  Elementen  unterrichten  will.  Wäre 
diese  Arbeitstheilung  entsprungen  aus  einem  Absonderungsgeiste  der 
s.  g.  höheren  Klassen,  so  würden  wir  die  Reaktion,  welche  sich  gegen 
dieselbe  geltend  macht,  und  welche  vermuthlich  in  den  parlamentari- 
schen Debatten  über  das  Unterrichtsgesetz  ihren  Ausdruck  finden  wird, 
für  berechtigt  halten.  Dieselbe  dürfte  aber  vielmehr  in  dem  tiefen 
Stande  der  Volksschule  begründet  sein;  eine  Vereinigung  dieser  bei- 
den Zweige  des  Elementarschulwesens  würde  daher  allerdings  in's 
Auge  zu  fassen,  jedoch  erst  dann  auszuführen  sein,  wenn  die  Lei- 
stungen der  Volksschule  denen  dieser  Vorschulen  ebenbürtig  sind. 

Ungleich  wichtiger  ist  die  Arbeitstheilung,  welche  sich  auf  dem 
Gebiete  des  höheren  Unterrichtswesens  geltend  gemacht  hat,  und 
welche  mit  der  Entwickelung  der  Wissenschaft  in  so  engem  Zusam- 
menhange steht,  dass  sie  nur  durch  eine  Betrachtung  des  gesamm- 
ten  wissenschaftlichen  Lebens  unserer  Zeit  verständlich  wird.  Wir 
meinen  den  Gegensatz  zwischen  Humanismus  und  Realismus. 

Unser  Kulturleben  wurzelt  im  Alterthume,  und  zwar  hauptsächlich 
und  direkt  in  dem  s.  g.  klassischen  Alterthume.  Unsere  Religion  ha- 
ben wir  überkommen  durch  Vermittelung  Roms  und  Griechenlands. 
Die  Entwickelung  fast  aller  Wissenschaften  ist  für  uns  von  ihnen  aus- 
gegangen. Neben  dieser  Wurzel  hat  sich  nun  seit  einigen  Jahrhun- 
derten immer  kräftiger  eine  zweite  entwickelt  durch  die  Ausbildung 
der  Naturwissenschaften,  deren  Bedeutung  für  das  wirthschaftliche 
Leben  uns  die  Fortschritte  der  Industrie  täglich  vor  Augen  führen. 
Aber  „viel  tiefer  greifend,  viel  nachhaltiger  ist  eine  andere,  langsamer 
zu  Tage  tretende  Wirkung:  es  ist  die  durch  die  naturwissenschaftliche 
Erkenntniss  herbeigeführte  Aenderung  in  unserer  Weltanschauung,  es 
ist  der  Einfluss ,  den  sie  auf  die  Richtung  des  geistigen  Fortschreitens 
der  Menschheit  ausüben."  (Gallenkamp.)  Und  beide  Wurzeln  ha- 
ben sich  während  der  letzten  Jahrhunderte  so  vielfach  verzweigt,  dass 
es  für  den  Einzelnen  nicht  mehr  möglich  ist,  alle  ihre  Fasern  zu  ver- 
folgen. Daher  hat  sich  auch  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  die  Ar- 
beitstheilung als  nöthig  erwiesen,  und  wir  verdanken  derselben  auch 
hier  die  bedeutendsten  Erfolge.  Aber  je  weiter  die  Wissenschaft  fort- 
schreitet, um  so  mehr  treten  die  Fäden  hervor,  durch  welche  die 
verschiedenen  Disziplinen  mit  einander  zusammenhängen,  um  so  schwe- 
rer wird  es,  auf  einem  Felde  Grosses  zu  leisten,  wenn  der  Blick  nicht 
auch  die  benachbarten   Gebiete  beherrscht,   und  die  Bedeutung   des 
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Einzelnen  für  das  Ganze  vermag  nur  der  zu  würdigen,  welcher  einen 
Uebcrblick  über  das  gesammte  Kulturleben  der  Gegenwart  besitzt. 
Daher  das  Streben  nach  „allgemeiner  Bildung",  welches  so  sehr  im 
Charakter  unserer  Zeit  liegt,  dass  es  bei  allen  Gesellschaftsklassen 
mehr  oder  weniger  deutlich  hervortritt.  Freilich  führt  dieser  Zug  in 
seiner  letzten  Konsequenz  zum  Dilettantismus.  Aber  so  lange  er  eine 
gewisse  Grenze  nicht  überschreitet,  bildet  er  ein  heilsames  Gegenge- 
wicht gegen  zünftige  Beschränktheit  und  hochmüthige  Abschliessung; 
und  die  Grenze  liegt  um  so  höher,  je  einflussreicher  die  soziale  Stel- 
lung ist.  Denn  wenn  es  auch  vielleicht  wissenschaftliche  Disziplinen 
giebt,  in  welchen  selbst  der  einseitigste  Forscher  Grosses  leisten  kann, 
so  wird  doch  ein  solcher  zur  Ausfüllung  einer  öffentlichen  Stellung 
wenig  geeignet  sein.  Die  leitenden  Stände  müssen  ein  Verständniss 
für  das  gesammte  Kulturleben  unserer  Zeit  haben,  und  müssen  daher 
ihre  Bildung  aus  den  beiden  Wurzeln  desselben,  der  humanistischen 
und  der  realistischen,  der  theologisch -historischen  und  der  naturwis- 
senschaftlich-philosophischen, empfangen  haben.  Und  wenn  es  die 
Aufgabe  der  höheren  Schule  ist,  in  das  Verständniss  unseres  Kultur- 
lebens einzuführen,  so  muss  dieselbe  aus  beiden  Wurzeln  ihre  Nah- 
rung ziehen. 

Diese  Nothwendigkeit  birgt  allerdings  in  sich  eine  gewisse  Gefahr 
der  Zersplitterung  der  jugendlichen  Kräfte.  Aber  die  Gefahr  lässt 
sich  durch  weise  Beschränkung  vermeiden,  und  sie  wächst  keines- 
wegs mit  dem  Wachsen  der  einzelnen  Wissenschaften.  Denn  jeder 
grosse  Fortschritt  derselben  charakterisirt  sich  gerade  durch  eine  Ver- 
einfachung. Wer  eine  Gebirgslandschaft  kennen  lernen  will ,  der  muss 
viele  Berge  besteigen.  Je  höher  er  kommt,  desto  klarer  wird  ihm 
das  Ganze,  desto  mehr  verschwinden  aber  auch  die  Einzelnheiten. 
Was  er  auf  dem  früheren  Standpunkte  noch  für  wichtig  hielt,  das 
nimmt  jetzt  eine  untergeordnete  Bedeutung  ein,  und  was  er  vorher 
nur  mit  grosser  Mühe  durch  das  Erklimmen  vieler  einzelner  Gipfel 
erkennen  konnte,  das  liegt,  wenn  er  den  Schlüssel  der  Landschaft 
gefunden  hat,  auf  einen  Blick  vor  seinen  Augen.  Dieser  Vorgang 
wiederholt  sich  in  jeder  Wissenschaft.  Eine  Reihe  neuer  Entdeckun- 
gen kann  das  Material  ausserordentlich  häufen :  ein  grosser  Fortschritt 
ordnet  das  mühsam  Erkannte  einem  Gesetze  unter,  und  mit  leichter 
Mühe  werden  nun  die  wesentlichen  Details  dem  Ganzen  eingefügt, 
unbedeutende  Thatsachen,  die  einer  frühern  Periode  wichtig  erschie- 
nen, entschwinden  später  den  Blicken  und  sind  nur  noch  den  Spezial- 
forschern  bekannt. 


Arbeitstheilung  und  harmonische  Ausbildung  u.  s.  w.  149 

Die  Beschränkung  nun,  welche  sich  die  höhere  Scliulc  zur  Ver- 
meidung der  Zersplitterung  aufzuerlegen  liat,  wird  sich  nicht  darin 
zu  zeigen  haben,  dass  sie  das  eine  Gebiet  bis  in's  Kleinste  hinein 
bearbeitet,  das  andere  gleich  wichtige  übergeht,  sondern  darin,  dass 
sie  aus  den  beiden  Gebieten  die  Punkte  auswählt,  welche  dem  jugend- 
lichen Verständniss  den  lohnendsten  Weg  verheisscn  und  die  frucht- 
barsten Perspektiven  eröffnen.  Auf  diese  Weise  wird  den  Schülern 
nicht  nur  eine  harmonischere  Ausbildung  zu  Theil,  sondern  sie  wer- 
den sogar  für  ihr  besonderes  Fach  besser  vorbereitet,  als  auf  dem 
andern  Wege.  Denn  jeder  Einzelne  ist  eben  wieder  ein  Organismus, 
der  nur  dann  wahrhaft  gedeihen  kann,  wenn  alle  Seiten  seines  We- 
sens wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  gleichmässig  ausgebil- 
det sind.  Und  dass  die  Naturwissenschaften  in  der  That  Seiten  des 
menschlichen  Geistes  berühren ,  über  welche  der  Humanismus  hinweg- 
geht, wird  man  wohl  selbst  dann  nicht  in  Abrede  stellen  können, 
wenn  man  die  Sprache  als  das  universellste  Bildungsmittel  anerkennt. 
Wenn  wir  daher  eine  zu  frühe  oder  gar  eine  vollständige  Arbeitsthei- 
lung für  die  Schule  der  leitenden  Stände  verwerfen  und  dagegen  for- 
dern, dass  dieselben  ihre  Bildung  aus  den  beiden  grossen  Strömen 
schöpfen,  welche  in  unserm  Kulturleben  vereinigt  sind,  so  geschieht 
dies  zwar  in  erster  Linie  zur  Förderung  einer  fruchtbaren  allgemeinen 
Bildung,  aber  doch  auch  im  Interesse  einer  gründlichen  Fachbildung. 

Im  vollsten  Einklänge  mit  unsern  Ausführungen  verfolgt  die  Uni- 
versität ihrem  Namen  entsprechend  das  Ziel,  ihre  Schüler  möglichst 
vielseitig  anzuregen.  Die  Vereinigung  der  Fakultäten,  von  denen  die 
philosophische  wieder  die  verschiedensten  Fächer  umfasst,  zu  einem 
Ganzen,  die  Leichtigkeit  des  Verkehrs  und  der  gegenseitigen  Anre- 
gung zwischen  den  Studirenden,  die  Vertretung  entgegengesetzter 
Richtungen  an  derselben  Hochschule  wirken  darauf  hin,  dass  die 
Fachbildung  durch  eine  möglichst  harmonische  Ausbildung  ergänzt 
werde. 

Dagegen  hat  das  Gymnasium,  und  am  schroffsten  vielleicht  das 
preussische  Gymnasium,  hier  eine  Arbeitstheilung  vorgenommen,  in- 
dem es  sich  gegen  die  Realien  in  hohem  Grade  ablehnend  verhält 
und  fast  ausschliesslich  die  humanistischen  Fächer  betreibt.  Zwar 
wird  die  Einseitigkeit  dieser  Bildung  auch  von  ihren  Vertheidigern 
oft  zugegeben.  Aber  gerade  durch  die  Einseitigkeit  glaubt  man  die 
Jugend  für  das  fernere  Studium  am  besten  vorzubereiten,  durch  die 
intensivere  Behandlung  des  beschränkten  Gebietes  ihre  Kraft  zu  stäh- 
len.   Nicht  ein  Wissen  solle   auf  dieser  Altersstufe  erreicht  werden, 
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sondern  ein  Können,  und  dieses  werde  gerade  durcli  die  Gymnasial- 
bildung am  besten  gefördert. 

Dem  gegenüber  verweisen  wir  zunächst  auf  die  aliademischen 
Gutachten  über  Zulassung  der  Realschüler  zu  den  Fakultätsstudien 
(Berlin  1870),  von  denen  nicht  wenige  das  Unzureichende  der  Gym- 
nasialbilduiig  betonen.  Am  zutreffendsten  hat  wohl  diesen  Mangel 
das  Separatvotum  der  Greifswalder  philosophischen  Fakultät  ausge- 
sprochen in  den  Worten:  „Die  Unterzeichneten  verkennen  keineswegs, 
dass  der  Gymnasialunterricht  in  seiner  jetzigen  Verfassung  eine  gleich- 
massige  Vorbildung  für  alle  Universitätsstudien  nicht  gewährt  und 
die  künftigen  Studirenden  der  Medizin,  der  Mathematik  und  der  Na- 
turwissenschaften nicht  genügend  vorbereitet.  Im  Gegentheil,  sie  gehen 
noch  weiter:  sie  sind  der  Ansicht,  dass  der  in  der  Mathematik  und 
den  Naturwissenschaften  enthaltene  Bildungsstoff  auch  für  alle  übri- 
gen Zöglinge  unserer  Gymnasien  nicht  in  ausreichender  Weise  ver- 
Averthet  wird."  Wenn  nämlich  die  medizinische  Fakultät  sich  über 
die  unzureichende  mathematische  und  naturwissenschaftliche  Bildung 
ihrer  angehenden  Studirenden  beschwert,  so  kann  man  ihr  mit  Recht 
entgegnen:  die  Gymnasien  sind  keine  Fachschulen;  die  Kenntnisse, 
deren  nur  die  Mediziner  und  einzelne  Studirende  der  philosophischen 
Fakultät  bedürfen,  mögen  sie  sich  auf  der  Universität  zunächst  an- 
eignen. Aber  gerade  weil  alle  Fakultäten  dieser  Kenntnisse  und  der 
zu  ihrer  Gewinnung  benutzten  Methoden  auf's  Dringendste  bedürfen, 
weil  „kein  Mann  noch  für  gebildet  gelten  kann,  der  sich  nicht  wenig- 
stens eine  übersichtliche  Kenntniss  der  Naturwissenschaften  angeeignet 
hat",  (Gutachten  der  Breslauer  philosophischen  Fakultät)  darum  ist 
die  Gymnasialbildung  unzureichend.  Die  Gymnasien  erstreben  kein 
Wissen,  sondern  ein  Können.  Wohlan,  können  denn  die  Theologen 
und  Philologen  sich  diese  Kenntnisse  später  noch  erwerben?  Ist  in 
ihnen  der  Trieb,  sich  nach  dieser  Richtung  hin  weiter  zu  bilden,  wirk- 
lich geweckt  worden?  Dann  würde  doch  die  Mehrzahl  von  ihnen  die 
Gelegenheit  hierzu  suchen  und  benutzen.  Kann  man  nicht  aus  diesen 
Kreisen  täglich  das  mit  der  unbefangensten  Miene  ausgesprochene 
Geständniss  hören ,  dass  sie  von  diesen  Dingen  gar  nichts  verstehen? 
Und  wird  nicht  den  Theologen  von  ihren  Professoren  sogar  der  direkte 
Rath  gegeben,  gewisse  Kollegia  nicht  zu  besuchen?  Ist  es  nicht  un- 
erhört, wenn  von  Geistlichen  im  Konfirraandenuntcrricht,  ja,  wenn  im 
preussischen  Abgeordnetenhause  als  Argument  gegen  die  Leichenver- 
brennung angeführt  wird,  dass  durch  dieselbe  die  Auferstehung  des 
Fleisches  verhindert  werde?    Kann  man  sich  wundern,  wenn  die  ge- 
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bildeten  Stände  einer  Theologie  entfremdet  werden,  welche  vom  Stoff- 
wechsel noch  nichts  gehört  hat,  und  deren  Vertreter  mit  den  Piesul- 
taten  der  Naturforschung  langer  unbekannt  bleiben,  als  die  Kreise, 
auf  welche  sie  einwirken  sollen?  Können  solche  Leute  unsere  Zeit 
verstehen?  Die  Wissenschaft  ist  die  Kontinuität  des  Gewussten.  Aber 
ihre  Entwickelung  hat  seit  einigen  Jahrhunderten  ein  schnelles  Tempo 
angenommen,  und  wer  in  seinem  Wissen  etwa  bei  Baco  v.  Verulam 
stehen  geblieben  ist,  der  hat  in  demselben  eine  mindestens  eben  so 
verhängnissvolle  Lücke,  als  wer  von  Rom  und  Griechenland  nichts 
gehört  hat. 

Nicht  also  dass  die  medizinischen  und  einige  der  philosophischen 
Fakultäten  sich  über  die  mangelhafte  Gymnasialbildung  beklagen,  be- 
weist uns  die  Mangelhaftigkeit  derselben,  sondern  dass  andere  diesen 
Mangel  gar  nicht  empfinden,  dass  nicht  einmal  die  Ilöchstgebildeten 
unter  den  Theologen  ^)  fühlen ,  wie  einseitig  ihre  Zöglinge  gebildet 
sind,  das  ist  uns  der  schlagende  Beweis  für  die  Unzulänglichkeit  ihrer 
Bildung.  Ja,  in  gewissem  Sinne  ist  unser  Gymnasium  eine  vorzügliche 
Schule  für  die  zukünftigen  Mathematiker,  Naturforscher  und  Medizi- 
ner. Denn  gerade  sie  erhalten  später,  indem  sie  durch  ihr  Fachstu- 
dium die  Einseitigkeit  der  Gymnasialbildung  ergänzen,  eine  harmo- 
nische Ausbildung;  und  in  diesem  Sinne  ist  das  Gymnasium  für  Theo- 
logen und  Philologen  eine  unzulängliche  Fachschule.  Die  hohe  Blüthe 
der  Naturwissenschaften  in  Deutschland  einerseits,  die  vielfachen  re- 
ligiösen Wirren  anderseits  sind  gewiss  Argumente,  welche  für  unsere 
auf  den  ersten  Blick  paradox  erscheinende  Auffassung  schwer  in's 
Gewicht  fallen. 

So  musste  denn  neben  dem  Gymnasium  eine  zweite  Gattung  von 
höheren  Unterrichtsanstalten  entstehen,  die  Realschule,  welche  in  er- 
ster Linie  die  mathematisch  -  naturwissenschaftlichen  Fächer  berück- 
sichtigt. Dieselbe  leidet  gleichfalls  an  der  unnatürlichen  Arbeitsthei- 
lung  zwischen  Humanismus  und  Realismus,  ausserdem  aber  noch  an 
ihrer  eigenthümlichen,  von  vielen  Diskontinuitäten  unterbrochenen  Ent- 
wickelung aus  der  höheren  Bürgerschule-).    Dieser  Entwickelungsgang 

1)  ,.Und  Juristen" ,  müssten  wir  vieUeicht  hinzufügen.  Doch  scheint  es ,  als  ob 
dieselben  in  ihrer  späteren  Lebensstellung  diesem  Wissensgebiete  unbefangener  gegen- 
überständen ,  als  gerade  die  Theologen. 

2)  Auf  die  Einzelnheiten  dieser  Entwickelung  einzugehen  ist  hier  um  so  weniger 
der  Ort,  als  die  Realschule  erster  Ordnung  in  noch  höherem  Grade  als  das  Gymnasium 
eine  spezifisch  preussische  Einrichtung  ist.  Vf.  hat  den  obigen  Gedankengang  an  einem 
andern  Orte  weiter  ausgeführt. 
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ist  auch  die  Veranlassung  geworden,  dass  in  unserm  höheren  Schul- 
wesen noch  ein  zweiter  zur  Zeit  noch  unberechtigter  Gegensatz  zur 
Geltung  gekommen  ist.  Bis  jetzt  haben  die  alten  Kultursprachen  für 
uns  eine  höhere  Bedeutung  als  die  modernen.  Allerdings  liegt  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  unsere  Kultur  sich  allmählich  mehr  und 
mehr  vom  klassischen  Alterthum  loslöst  und  mit  der  unserer  Nachbar- 
völker verwächst.  Doch  dieser  Nothwendigkeit,  welche  sich  in  der 
seit  dem  Mittelalter  stetig  abnehmenden  Bedeutung  des  Lateinischen 
so  deutlich  zeigt,  hatte  sich  das  Gymnasium  nicht  verschlossen.  Da- 
durch dass  die  Realschule  vermöge  ihrer  Entstehung  aus  einer  Fach- 
schule für  Kaufleute  und  Industrielle  genöthigt  war  die  modernen 
Sprachen  zu  bevorzugen ,  wurde  der  Zwiespalt  in  unserm  höheren  Un- 
terrichtswesen noch  erweitert. 

Trotzdem  lässt  sich  auch  hier  mit  Sicherheit  hoifen,  dass  die 
Arbeitstheilung  zur  harmonischen  Ausbildung  zurückführen,  ja  dieselbe 
in  gewisser  Hinsicht  vorbereiten  wird.  Gerade  dadurch,  dass  sich 
die  moderne  Geistesströmung  in  der  Realschule  ein  eigenes  Organ 
geschaffen  hat,  hat  sie  Aussicht,  auch  auf  dem  Felde  der  Pädagogik 
der  älteren  Richtung  um  so  früher  ebenbürtig  zu  werden,  und  dann 
in  der  endhchen  Vereinigung  mit  ihr  zur  gebührenden  Geltung  zu 
gelangen.  Die  Trennung  ist  ja  überhaupt  vielleicht  nirgends  in  der 
Schroffheit  zum  Ausdruck  gekommen ,  wie  gerade  in  Preussen ,  dessen 
Unterrichtswesen  schon  seit  so  langer  Zeit  einer  gesetzlichen  Grund- 
lage und  eines  einheitlichen  Planes  entbehrt. 

Zwischen  Volksschule  und  höherer  Schule  schob  sich  nun  in  Folge 
der  wachsenden  Bedeutung  des  gewerbhchen  Lebens  eine  Anzahl  von 
Schulen  ein,  deren  Aufgabe  es  war,  denen,  für  welche  die  Volksschule 
nicht  mehr  ausreichte,  und  welche  doch  eine  höhere  Bildung  nicht 
verwcrthen  konnten,  eine  ihrem  Berufe  und  ihrer  sozialen  Stellung 
angemessene  Bildung  zu  gewähren.  Da  diese  Schulen  in  erster  Linie 
praktische  Zwecke  verfolgten  und  für  ganz  bestimmte  Berufsarten  vor- 
bereiten wollten,  so  wurden  an  ihnen  die  verschiedenartigsten  Dinge 
gelehrt,  und  die  einen  Schüler  nahmen  an  dieser,  die  andern  an  jener 
Lektion  Theil.  Aber  diese  Fachschulen  genügten  sehr  bald  auch  dem 
Bedürfnisse  der  Stände  nicht  mehr,  für  welche  sie  hauptsächlich  ge- 
schaffen waren.  Die  zu  weit  gehende  Arbeitstheilung  hatte  zur  Folge, 
dass  die  Schüler  nur  in  ganz  engen  Kreisen  sich  mit  Sicherheit  be- 
wegen konnten,  unerwarteten  Verhältnissen  gegenüber  aber  rathlos 
dastanden,  dass  sie  wohl  eine  gewisse  Routine,  aber  nur  ein  verhält- 
nissmässig  geringes  Verständniss  selbst  ihres  Faches  bekamen.    Daher 
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die  eigenthümliche  Erscheinung,  dass  selbst  Industrielle  und  Kauf- 
Icute  lieber  den  Schüler  eines  Gymnasimns,  der  doch  für  seinen  eigent- 
lichen Beruf  eine  ausserordentlich  geringe  Vorbildung  mitbrachte,  als 
den  Zögling  einer  solchen  Fachschule  in  ihr  Geschäft  nahmen.  Diese 
Erfahrung  führte  auch  hier  zu  einem  Streben  nach  „allgemeiner  Bil- 
dung" zurück.  Doch  sind  die  Mittelschulen,  welche  diesen  Ständen 
eine  ihrem  Bedürfnisse  möglichst  entsprechende  harmonische  Ausbil- 
dung zu  geben  hätten ,  gerade  bei  uns  unverhältnissmässig  \Yenig  ent- 
wickelt. Dies  ist  jedenfalls  eine  der  Ursachen,  welche  das  in  jüng- 
ster Zeit  zu  Tage  getretene  Zurückbleiben  unserer  Industrie  verschul- 
det haben. 

So  zeigt  sich  uns  auch  auf  dem  Gebiete  des  geistigen  Lebens 
überall  die  Tendenz,  durch  die  Arbeitstheilung  zur  harmonischen  Aus- 
bildung zurückzukehren.  Freilich  tritt  die  Tendenz  hier  bei  weitem 
nicht  mit  der  Klarheit  hervor,  wie  auf  anderen  Gebieten,  weil  die 
Eutwickelung  noch  rückständig  ist,  weil  hinsichtlich  des  Verhältnisses 
von  Schule  und  Kirche  zu  einander  wie  zum  Staate  die  Meinungen 
noch  weit  auseinander  gehen.  Diese  Umstände  haben  uns  genöthigt, 
statt  objektiver  und  einfacher  Thatsachen  vielfach  unsere  Auffassung 
über  ganze  Reihen  von  noch  nicht  zum  Abschluss  gelangten  Vorgängen 
auszuführen  und,  da  diese  Auffassung  jedenfalls  vielfach  auf  Wider- 
spruch stösst,  eingehender  zu  begründen,  als  auf  einer  höheren  Ent- 
wickelungsstufe  nöthig  gewesen  sein  würde. 

Unvergleichlich  klarer  gestaltet  sich  das  Bild  hinsichtlich  des 
Wehrstandes.  \Yiederuni  tritt  uns  bei  allen  Völkern  mehr  oder  we- 
niger deuthch  ausgeprägt  in  einer  gewissen  Lebensphase  das  Streben 
entgegen,  einen  besonderen  Militärstand  zu  bilden  und  den  Kriegs- 
dienst ausschliesslich  diesem  zu  überlassen.  Die  Einführung  der  all- 
gemeinen Wehrpflicht  war  eine  Rückkehr  zur  harmonischen  Ausbildung 
in  vielfacher  Hinsicht.  Denn  dieselbe  fördert  in  zuträghchster  Weise 
die  körperliche  Ausbildung  der  Staatsbürger,  welche  in  den  modernen 
Kulturstaaten  im  höchsten  Grade  vernachlässigt  wurde.  Besonders 
für  die  meisten  Augehörigen  der  s.  g.  höheren  Stände  ist  der  Militär- 
dienst die  nothwendige  Ergänzung  der  einseitig  geistigen  Ausbildung. 
Ja,  derselbe  hat  uns  in  gewisser  Hinsicht  erst  wieder  auf  die  Wich- 
tigkeit der  harmonischen  Ausbildung  von  Leib  und  Seele  aufmerksam 
gemacht  und  äussert  seine  Rückwirkung  in  diesem  Sinne  auf  die 
mannigfaltigsten  Verhältnisse.  Dass  z.  B.  die  Schule  anfängt,  das 
leibliche  Wohl  ihrer  Zöglinge  weniger  als  bisher  zu  vernachlässigen, 
ist  grossen  Theils  unserer  Militärverfassung  zu  danken.     Die  Dienst- 
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zeit  ist  aber  aueli  eine  vorzügliche  Schule  des  Geistes  nicht  nur  für 
den  in  engen  Verhältnissen  aufgewachsenen  Landmann,  sondern  für 
alle  Stände.  Nun  Hesse  sich  zwar  die  Erziehung  zur  Ordnung,  Pünkt- 
lichkeit, Sauberkeit  u.  s.  w.,  die  man  dieser  Schule  nachrühmt,  viel- 
leicht auch  auf  andere  Weise  erreichen,  aber  das  Bewusstsein,  im 
Nothfalle  die  eigene  Existenz  dem  Wohle  des  Ganzen  opfern  zu  müs- 
sen, kann  wenigstens  in  stumpferen  Geistern  nur  die  Wehrpflicht 
wecken.  Für  diese  bildet  daher  der  Soldatendienst  eine  unschätzbare 
Ergänzung  der  sittlichen  Ausbildung. 

Aber  auch  hier  konnte  die  Arbeitstheilung  durch  die  Rückkehr 
zur  harmonischen  Ausbildung  nicht  einfach  aufgehoben  werden.  Die 
Vervollkommnung  des  Militärwesens  zu  einer  besonderen  Wissenschaft 
macht  es  unerlässlich,  dass  an  der  Spitze  des  Volksheeres  Berufs- 
soldaten stehen.  Doch  ist  selbst  innerhalb  des  Offizierstandes  die 
fortschreitende  Tendenz  zur  harmonischen  Ausbildung  unverkennbar. 
Immer  mehr  wird  von  demselben  eine  allgemeinere  Bildung  verlangt, 
und  er  zählt  unter  seinen  Reihen  hervorragende  Vertreter  der  ver- 
schiedensten Wissenschaften.  Auch  die  jüngste  auf  die  Ausbildung 
der  preussischen  Offiziere  bezügliche  Maassregel,  die  Umgestaltung 
der  Kadettencorps  nach  dem  Muster  der  Realschulen,  war  ein  Schritt 
im  Sinne  der  harmonischen  Ausbildung. 

Mit  der  fortschreitenden  Entwickelung  des  staatlichen  Organis- 
mus wurde  nun  auch  die  Ausübung  seiner  sich  mannigfaltiger  ge- 
staltenden Funktionen  schwieriger.  Der  Zustand,  in  welchem  die 
Gesammtheit  der  freien  Bürger  selbst  die  Entscheidung  über  alle 
wichtigen  öffentlichen  Angelegenheiten  traf,  wie  wir  ihn  noch  in  den 
Republiken  des  klassischen  Alterthums  finden,  wurde  mit  der  Aus- 
dehnung der  staatlichen  Kompetenzen  immer  unhaltbarer,  die  Verwal- 
tung immer  schwerfälliger:  immer  mehr  drängten  die  Verhältnisse  auch 
auf  diesem  Gebiete  zu  einer  Arbeitstheilung.  Letztere  aber  vollzog 
sich,  da  sie  nothwendig  das  Selbstbewusstsein  eines  grossen  Theiles 
der  Bürger  verletzen  musste,  um  so  langsamer,  je  energischer  der 
Charakter  des  betreffenden  Volkes  war,  bis  die  Unzuträglichkeiten 
des  bestehenden  Systems  den  Untergang  der  Republik  herbeiführten. 
Dieselbe  wurde  abgelöst  von  der  Monarchie,  welche  als  solche  die 
Arbeitstheilung  zwischen  dem  Regierenden  und  den  Regierten  je  nach 
ihrer  Form  in  mehr  oder  weniger  schroffer  Weise  bereits  vollzogen 
hat.  Diese  entwickelt  nun,  da  bei  der  zunehmenden  Bedeutung  des 
Staates  das  Oberhaupt  immer  weniger  im  Stande  ist,  die  sich  in  sei- 
ner Person  häufenden  Machtvollkommenheiten  selbst  auszuüben,  einen 
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sich  immer  weiter  verzweigenden  Beamtenstaiid ,  welcher  im  Xanien 
des  Müuarclien  die  öffentlichen  Angelegenheiten  verwaltet.  Diese  Ar- 
beitstheilung  erreicht  ihre  höchste  Form  in  der  absoluten  Monarcliie, 
bei  uns  etwa  unter  Friedrich  d.  Gr.  Und  sie  erzielt  wiederum  Resul- 
tate, welche  in  gewisser  Hinsicht  bewundernswerth  sind.  Das  Beamtcn- 
tlium  arbeitet  mit  einer  vorzüglichen  Präzision.  Der  Mechanismus  ist 
so  eingerichtet,  dass  mit  der  möglichst  geringen  Kraftanstrengung  das 
niögliclist  Vollkommene  geleistet  wird,  bis  auch  hier  die  Uebelstände 
der  Arbeitstheilung  zu  Tage  treten.  Der  Bürger  verhert  das  Interesse 
für  Staatsangelegenheiten,  der  Beamtenstand  das  Interesse  für  das 
Wohl  der  Bürger.  Er  wird  eine  Maschine  in  der  Hand  des  Monar- 
chen, welche  von  ihm  nicht  selten  zu  seinem  augenblicklichen  oft 
schlecht  verstandenen  Vortheil  missbraucht  wird.  In  Folge  dessen 
entsteht  überall  eine  Reaktion  gegen  dieses  System,  und  die  Tendenz 
zur  harmonischen  Ausbildung  kommt  in  mehr  oder  weniger  schweren 
Krisen  zum  Durchbruch.  Selbst  bei  uns,  wo  die  absolute  Monarchie 
noch  nicht  zu  ähnlichen  Uebelständen,  wie  beispielsweise  in  Frankreich, 
geführt  hatte,  zeigte  der  Zusammcnstoss  mit  Napoleon  I.  die  Schäden 
der  Bureaukratie.  Die  Beamtenmaschinerie  arbeitete  so  gut,  dass  selbst 
der  Untergang  des  Staates  ihren  Gang  wenig  störte.  Der  Beamte 
hatte  durch  die  zu  vorzügliche  Arbeitstheilung  den  Blick  für  das 
Ganze  des  Staates  verloren.  Sein  Amt  war  ihm  Selbstzweck  gewor- 
den. Alle  Reformen ,  welche  zur  Wiederherstellung  des  Staates  durch- 
geführt wurden,  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  die  Ordnung  der 
bäuerlichen  Verhältnisse,  die  Aufhebung  des  Zunftzwanges,  die  neue 
Wehrverfassung  u.  s.  w.,  tragen  den  Charakter  der  Reaktion  gegen 
die  Arbeitstheilung.  An  dieser  Stelle  kommt  für  uns  besonders  in 
Betracht  die  Städteordnung,  welche  die  Bürger  von  der  beamtlichen 
Bevormundung  befreite  und  ihnen  die  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten zurückgab.  Und  diese  Tendenz  der  Gesetzgebung,  die  Ange- 
legenheiten des  Staates  und  der  innnerhalb  desselben  bestehenden 
Gruppen  aus  den  Händen  von  Berufsbeamten  in  die  der  Bürger  zurück- 
zuverlegen  und  so  von  der  Arbeitstheilung  zur  harmonischen  Ausbil- 
dung zurückzuführen,  ist  bis  in  unsere  Zeit  hinein  deutlich  ausge- 
prägt. Die  wichtigsten  Schritte  in  dieser  Richtung  sind  die  Einfüh- 
rung der  Verfassung  und  die  Reform  der  Verwaltung  von  Kreis  und 
und  Provinz,  denen  sich  nothwendig  noch  andere  Reformen  von  ein- 
greifendster Wirksamkeit  anschliesseu  müssen.  Dieselbe  Tendenz  äus- 
sert sich  in  der  Einführung  der  Geschwornengerichte,  Dass  auch  die 
Heranziehung  des  Laienstandes  zur  Verwaltung  kirchlicher  Angelegen- 
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hciten  hierher  gcliört,  wurde  schon  früher  auseinandergesetzt.  Wenn 
auf  dem  Gebiete  der  Erziehung,  welches  vielleicht  mehr  als  irgend  ein 
anderes  ein  harmonisches  Zusammenwirken  von  Fachmännern  und 
Laien,  von  Schule  und  Haus,  erfordert,  bisher  kaum  vereinzelte 
Schritte  in  dieser  Richtung  gethan  sind,  so  ist  dies  nur  dadurch  er- 
klärlich, dass  die  organische  Entwickelung  auf  diesem  Gebiete  bei 
uns  überhaupt  still  steht. 

Hiernach  tritt  uns  also  auf  allen  Gebieten  des  Staatslebens  mehr 
oder  weniger  deutlich  ausgeprägt  eine  Reaktion  gegen  die  Theilung 
der  Arbeit  zwischen  Beamten  und  Laien  vor  Augen ,  obwohl  es  unbe- 
streitbar ist,  dass  in  fast  allen  Fällen  der  Berufsbeamte  schneller, 
billiger  und  oft  auch  besser  arbeitet  als  der  Laie,  und  Aufgabe  un- 
serer wie  jeder  späteren  Periode  wird  es  sein,  das  Kompromiss  zwi- 
schen den  beiden  Prinzipien  der  Arbeitstheilung  und  der  harmonischen 
Ausbildung  der  jeweiligen  Entwickelungsphase  des  Volkes  entspre- 
chend so  abzuschliessen,  dass  jede  Gruppe  ihre  Angelegenheiten  mög- 
lichst selbständig  und  mit  möglichster  Heranziehung  aller  Betheiligten 
verwaltet,  ohne  dass  darum  die  Präzision  im  Gange  der  Staatsma- 
schine zu  sehr  beeinträchtigt  wird. 

Die  Tendenz  zur  harmonischen  Ausbildung  zeigt  sich  aber  nicht 
nur  in  den  einzelnen  Zweigen  unseres  Staatslebens ,  sondern  der  staat- 
liche Organismus  als  solcher  bildet  sich  zusehends  fast  von  Jahr  zu 
Jahr  vielseitiger  aus  und  zieht  immer  neue  Gebiete  in  den  Kreis  sei- 
ner Wirksamkeit.  Hinsichtlich  der  Schule  hat  sich  der  Uebergang 
bei  uns  fast  vollzogen.  Dass  in  Frankreich  die  entgegengesetzte  Strö- 
mung die  Oberhand  gewonnen  hat,  wird  wohl  von  allen  Einsichtigen 
als  ein  Krankheitssymptom  angesehen.  Hinsichtlich  der  Kirche  haben 
wir  unsere  Auffassung  bereits  dargelegt.  Auch  in  das  Gewerbs-  und 
Verkehrsleben  beginnt  der  Staat,  wie  speziell  bei  uns  das  Reichs- 
Eisenbahnamt,  das  Reichs -Gesundheitsamt,  die  Ausdehnung  der  Haft- 
pflicht der  Arbeitgeber,  die  Beaufsichtigung  der  Fabriken  durch  den 
Staat  und  andere  Einrichtungen  zeigen,  immer  energischer  einzugrei- 
fen. Das  Projekt  eines  Ankaufes  der  Eisenbahnen  durch  das  Reich 
konnte  nur  unter  dem  Einflüsse  dieser  Strömung  entstehen.  Das  Prinzip 
des  laisser  aller  wird  selbst  von  seinen  Anhängern  heute  nicht  mehr 
so  verstanden,  wie  noch  vor  wenigen  Dezennien.  An  einen  „Noth- 
staat"  denkt  wohl  heute  Niemand  mehr.  Nur  über  das  Maass,  bis 
zu  dem  die  Ausdehnung  der  staatlichen  Kompetenz  zuträglich  ist, 
gehen  die  Meinungen  auseinander.  Die  nothwendige  Konsequenz  dieser 
Entwickelung  würde  der  Sozialismus  sein,   wenn  mit  der  Omnipotenz 
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des  Staates  die  harmonische  Ausbildung  der  untergeordneten  Gruppen 
und  der  Individuen  verträglich  wäre.  Daher  ist  auch  hier  die  Auf- 
gabe des  Staatsmannes,  die  harmonische  Ausbildung  des  höheren  Ge- 
bildes, des  Staates,  nur  so  weit  zu  fördern,  dass  nicht  die  harnioiii- 
sche  Ausbildung  der  untergeordneten  Organismen,  der  Einzelnen  wie 
der  Gruppen,  durch  dieselbe  unterdrückt  wird. 


Nachdem  wir  den  Kampf  zwischen  Arbcitstheilung  und  harmoni- 
scher Ausbildung  kennen  gelernt  haben  zunächst  innerhalb  der  Fa- 
milie ,  dann  innerhalb  des  zu  immer  vollkommneren  Formen  entwickel- 
ten Staates,  haben  wir  denselben  noch  zu  betrachten  hinsichtlich  des 
denkbar  höchsten  sozialen  Organismus ,  der  menschlichen  Gesellschaft. 
Freilich  besitzt  dieses  Gebilde  noch  keinerlei  Zentralorgan,  aber  es 
existirt  zunächst  im  Reiche  des  Gedankens  und  ist  hier  mächtig  genug, 
um  in  den  Einzelnen  wie  in  den  Völkern  immer  lebhafter  das  Be- 
wusstsein  zu  wecken,  dass  sie  Glieder  eines  grossen  Ganzen  bilden. 
Die  Wissenschaft  ist  thatsächlich  schon  jetzt  ein  gemeinschaftliches 
Feld  der  Kulturvölker,  und  jeder  Fortschritt  derselben  fördert  das 
Wohl  der  gesammten  Menschheit.  Ebenso  wird  die  Kunst  immer  mehr 
Gemeingut  aller  Nationen.  Auch  auf  materiellem  Gebiete  begünstigt 
die  Kultur  die  Vereinigung  derselben.  Der  internationale  Verkehr  wird 
immer  lebhafter,  und  in  Folge  der  immer  häufiger  und  inniger  sich 
gestaltenden  friedlichen  Berührung  wird  die  Idee  der  Zusammengehö- 
rigkeit mächtig  genug,  um  wenigstens  in  einzelnen  Fällen  einen  be- 
stimmten, allgemein  anerkannten  Ausdruck  zu  finden.  Schon  das  Alter- 
thum  kennt  ein  selbst  im  Kriege  heilig  gehaltenes  Völkerrecht.  Die 
Weiterentwickelung  desselben  hat  gerade  in  der  neuesten  Zeit  durch 
die  Genfer  und  die  Petersburger  Konvention  die  erfreulichsten  Fort- 
schritte gemacht.  Internationale  Verträge  regeln  den  friedlichen  Ver- 
kehr, und  die  Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  durch  Schieds- 
gerichte, von  der  unsere  Zeit  mehrere  Beispiele  erfahren  hat,  ist  ein 
weiterer  Schritt  zu  einer  Völkerkonföderation,  von  welcher  sich  frei- 
lich noch  nicht  absehen  lässt,  welche  Form  dieselbe  einst  anneh- 
men wird. 

Während  nun  das  harmonische  Zusammenwirken  der  Völker  sich 
langsam  aber  doch  unverkennbar  vorbereitet,  ist  internationale  Arbcits- 
theilung ihr  Loos  gewesen  seit  Jahrtausenden,  wenn  dieselbe  auch 
erst  zum  bewussten  Prinzip  erhoben  worden  ist  durch  die  neuere  In- 
dustrie und  insbesondere  durch  die  Freihandelsparteien  aller  Länder. 
Jedes  einzelne  Volk,   welches  im  Laufe  der  Geschichte  gross  gewor- 
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den  ist,  glaubte  sich  berufen  zum  Herrn  über  andere,  und  sobald  es 
die  Macht  dazu  hatte,  nahm  es  eine  Arbeitstheilung  in  diesem  Sinne 
vor.  Athen,  Sparta,  vorzugsweise  Rom  mögen  als  die  bekanntesten 
Beispiele  genannt  werden,  obgleich  sich  dasselbe  Streben  bei  jedem 
andern  Volke  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  gleichfalls  nachweisen 
liesse.  Auch  Deutschland  hat  während  seiner  ersten  Blütheperiodc 
an  diesem  Gedanken  gekrankt  und  ist  wesentlich  durch  die  Bemühun- 
gen denselben  durchzuführen  zu  Grunde  gegangen.  Das  Weltreich 
Napoleon's  I.  mit  Frankreich  an  der  Spitze  war  der  letzte  grossartige 
Versuch,  denselben  in  die  Wirklichkeit  zu  rufen.  Aber  immer  mehr 
gewinnt  der  Gedanke  einer  harmonischen  Entwickelung  aller  einzelnen 
Völker  und  damit  die  Möglichkeit  des  Nebeneinanderbestehens  von 
Kulturstaaten  an  Boden.  Ein  grosser  Theil  der  von  den  europäischen 
Staaten  abhängigen  Kolonialstaaten  der  neuentdeckten  Länder  hat 
bereits  die  Kraft  gewonnen,  sich  vom  Mutterlande  loszureissen  und 
sich  als  ebenbürtig  neben  dasselbe  zu  stellen,  und  es  scheint  unbe- 
streitbar, dass  die  Tendenz  der  gegenwärtigen  Geschichtseutwicklung 
dahin  geht,  nationale,  politisch  von  einander  unabhängige  Staaten  zu 
bilden.  Nicht  einmal  Kriege  vermögen  dieses  Verhältniss  mehr  um- 
zustossen.  Sie  verschieben  wohl  die  Grenzen  der  einzelnen  Staaten, 
aber  sie  bringen  nicht  ein  Volk  oder  Theile  desselben  unter  die  Bot- 
mässigkeit  des  anderen  ^),  Die  Geschichte  der  modernen  Staaten 
zeigt  mit  zunehmender  Klarheit  diesen  Entwickelungsgang.  Insbeson- 
dere hat  Preussen  die  älteren  Landestheile  nie  vor  den  jüngeren  be- 
vorzugt. Selbst  den  wider  ihren  Willen  dem  wachsenden  Staate  ein- 
verleibten Provinzen  wurden,  sobald  es  irgend  anging,  dieselben 
Rechte  gewährt,  deren  sich  die  übrigen  Bürger  erfreuten,  und  die 
Last  der  zu  übernehmenden  Pflichten  wurde  ihnen  nach  Möglichkeit 
dadurch  erleichtert,  dass  sie  zu  denselben  erst  allmählich  herangezo- 
gen wurden.  Ja,  äusserlich  sind  die  neueren  Landestheile  von  Preussen 
stets  bevorzugt  worden.  Bekannt  ist  die  Sorgfalt,  welche  Friedrich  d.Gr. 
zuerst  Schlesien,  dann  Wcstpreussen  und  Posen  zuwandte.  Die  Bei- 
spiele aus  der  neuesten  Geschichte  sind  in  Jedermanns  Gedächtniss. 
So  wurde  das  organische  Verwachsen  zu  einem  Ganzen,   die  harmo- 


1)  Polen  bildet  in  gewisser  Hinsicht  allerdings  eine  Ausnahme.  Aber  die  unerwar- 
tete Kraftentfaltung,  zu  welcher  sich  diese  Nation  seit  ihrem  Untergange  schon  wiedcr- 
holentlich  aufgeschwungen  hat ,  und  die  Schwierigkeiten  ,  welche  noch  nach  fast  einem 
Jahrhundert  die  nicht  etwa  geknechteten ,  sondern  den  älteren  Provinzen  gleichberech- 
tigten und  erst  durch  die  Verbindung  mit  ihnen  kultivirten  Landestheile  selbst  dem 
preussischen  Staate  bereiten ,  bestätigen  gerade  in  der  Ausnahme  das  Gesetz. 
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nische  Entwicklung  des  gcsamnitcn  Staates  wie  seiner  einzelnen  Theile 
erleichtert  und  unterstützt. 

Auch  zeitlich  zeigt  sich  in  der  älteren  Geschichte  die  Arbeits- 
theilung. Jedes  einzelne  Volk  entwickelt  sich  zu  einer  Blüthepcriode, 
während  andere  entweder  erst  den  Keim  zu  ihrer  Grösse  treiben  oder 
bereits  im  Absterben  begriffen  sind.  Die  neuere  Geschichte  zeigt  die 
Tendenz,  gleichberechtigte  Staaten  neben  einander  entstehen  zu  las- 
sen, in  so  ausgeprägter  Deutlichkeit,  dass  die  Nationen  nicht  selten 
gerade  dann  sich  zu  neuer  Dlütlie  entwickelten,  wenn  sie  dem  Unter- 
gange am  nächsten  zu  sein  schienen.  Deutschland  ist  aus  diesem 
Prozess  der  Selbstverjüngung  schon  wiederholentlich  neu  gekräftigt  her- 
vorgegangen. Andere  Völker  beginnen  nach  langem,  todesähnlichem 
Schlafe  zu  frischem  Leben  zu  erwachen. 

Selbst  die  verschiedenen  Ragen  scheinen  dazu  bestimmt,  sich  un- 
abhängig neben  einander  zu  entwickeln,  oder  zu  Grunde  zu  gehen. 
Die  Natur  des  Menschen  scheint  einer  internationalen  Arbeitstheilung, 
durch  welche  ein  Stamm  zum  Dienen,  ein  anderer  zum  Herrschen 
bestimmt  ist,  durchaus  zu  widerstreben.  Wie  weit  auch  die  kauka- 
sischen Völker  den  äthiopischen  in  ihrer  Entwickelung  voraus  waren, 
wenige  Jahrhunderte  inniger  Berührung  haben  genügt,  um  zur  Gleich- 
berechtigung beider  zu  führen.  Die  Arbeitstheilung,  die  Sklaverei, 
ist  auch  hier  nur  die  Durchgangsstufe  gewesen  zur  harmonischen  Aus- 
bildung, und  gerade  in  Amerika,  wo  dieselbe  am  unmenschlichsten 
durchgeführt  war,  ist  der  Fortschritt  der  tieferen  Rage  zu  einer  vcr- 
hältnissraässig  hohen  Kulturstufe  am  schnellsten  vor  sich  gegangen. 
Andere  Völkerschaften,  wie  die  Eingeborenen  Nordamerika's  und  die 
Bewohner  vieler  australischer  Inseln,  gehen  eher  zu  Grunde,  weil  sie 
nicht  im  Stande  sind ,  sich  den  modernen  Anforderungen  entsprechend 
zu  entwickeln,  als  dass  sie  sich  mit  einer  untergeordneten  Stellung 
begnügen. 

Und  selbst  die  friedliche  internationale  Arbeitstheilung  des  abso- 
luten Freihandels  scheint  ihren  Kulminationspunkt  einstw^eilen  über- 
schritten zu  haben.  Schon  unser  grosser  Thünen  hat  auf  die  Ge- 
fahren desselben,  insbesondere  für  die  nationale  Entwickelung,  hinge- 
wiesen, schon  er  hat  auf  die  Wichtigkeit  der  Bildung  vieler  Asso- 
ziationszentren aufmerksam  gemacht.  Aber  seine  Ausführungen  sind 
unbeachtet  geblieben,  bis  sie  in  neuester  Zeit  in  vielfach  übertrie- 
bener Form  als  Gar ey 'sehe  Gedanken  aus  Amerika  wieder  impor- 
tirt  worden  sind.  Eine  der  grössten  Aufgaben  unserer  Zeit  auf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  wird  es  sein,   den  richtigen  Gedanken  des  Frei- 
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haiidels,  dass  es  für  jedes  Volk  vvirthschaftlich  am  vortheilhaftesten 
ist,  hauptsäclilich  das  zu  produziren,  wozu  es  sich  vermöge  seiner 
Lage,  seines  Kliraa's,  der  natürlichen  Beschaffenheit  seines  Bodens 
u.  s.  w.  am  besten  eignet,  und  dass  nur  bei  freiem  Verkehr  sich  jedes 
Volk  die  Fortschritte  der  andern  schnell  zum  Eigen thum  macht,  mit 
dem  eben  so  richtigen  Gedanken  zu  versöhnen,  dass  sich  jedes  Volk 
möglichst  harmonisch  nach  allen  Richtungen  hin  ausbilden,  dass  es 
sich  auch  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  möglichst  unabhängig  von  an- 
dern machen  muss,  damit  nicht  eine  an  einer  einzelnen  Stelle  hervor- 
tretende Krankheit  die  gedeihliche  Entwicklung  der  gesammten  mensch- 
lichen Gesellschaft  schädigt. 

So  erscheint  also  die  Verwirklichung  des  kosmopolitischen  Ge- 
dankens, der  Zusammenschluss  der  Menschheit  zu  einer  mehr  oder 
weniger  eng  verbundenen  Familie,  bedingt  durch  die  vorherige  harmo- 
nische Ausbildung  der  einzelnen  Nationen,  welche  alsdann  befähigt 
sind,  in  derselben  ihr  individuelles  Dasein  eben  so  ausgeprägt  fort- 
zusetzen, wie  etwa  die  einzelne  Familie  ihre  Aufgabe  innerhalb  des 
staatlichen  Organismus  zu  erfüllen  hat.  Das  Papstthum,  welches  in 
seiner  besten  Zeit  den  Versuch  machte,  das  Zentralorgan  einer  sol- 
chen Völkerkonföderation  zu  werden ,  musste  an  dieser  Aufgabe  schon 
darum  scheitern,  weil  die  einzelnen  Völker  noch  nicht  hinlänglich 
gleichmässig  fortgeschritten  waren,  um  einen  derartigen  Zusammen- 
schluss ohne  Schaden  für  ihre  eigenartige  Entwickelung  ertragen  zu 
können,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  nur  eine  Seite  des  mensch- 
lichen Wesens  ausfüllende  Kirche  überhaupt  nicht  berufen  sein  kann 
das  höchste  soziale  Gebilde  zu  verwirklichen,  dass  dieses  vielmehr 
nur  durch  allseitig  harmonisch  entwickelte  soziale  Gebilde  in's  Leben 
gerufen  werden  kann. 

Werfen  wir  zum  Schluss  noch  einen  Blick  zurück  auf  die  Resul- 
tate unserer  Untersuchung,  so  sehen  wir,  wie  in  der  immer  grössere 
Kreise  umfassenden  gesellschaftlichen  Gruppenbildung  der  Kampf  zwi- 
schen Arbeitstheilung  und  harmonischer  Ausbildung  zum  Austrage 
kommt  bald  zu  Gunsten  des  einen,  bald  zu  Gunsten  des  andern  Prin- 
zips, gegenwärtig  in  den  meisten  Fällen  zu  Gunsten  der  harmonischen 
Ausbildung.  Die  Punkte,  an  welchen  dieser  Kampf  glücklich,  d.  h. 
dem  jeweiligen  Bedürfnisse  entsprechend,  entschieden  wird,  treten  her- 
vor als  Träger  der  Kultur,  und  von  ihnen  aus  verbreitet  sich  neues 
Leben  über  die  absterbenden  Gebilde. 


Literatur. 


I. 

Wilhelm  Schum.  lieber  bäuerliche  Verhältnisse  und  die  Ver- 
fassung der  Landgenaeinden  im  Erfurter  Gebiete  zur  Zeit  der 
Reformation.  (Separat-Abdruck  a.  d.  Zeitschr.  f.  Thür.  Gesch.  Bd.  IX). 
Jena   1877.      102  SS. 

Es  ist  unzweifelhaft  eine  Aufgabe  unserer  Zeit  in  der  historischen 
Forschung  einmal  sich  mehr  dem  sozialen  Gebiete  zuzuwenden,  dann  eine 
genauere  Feststellung  der  Verhältnisse  einzelner  kleiner  Territorien  vor- 
zunehmen ,  und  zwar  zurückgreifend  auf  das  urkundliche  Material ,  das 
noch  manchen  schönen  Schatz  enthält,  der  nur  zu  heben  ist.  Deshalb 
begrüssen  wir  die  vorliegende  Schrift  mit  aufrichtiger  Freude,  welche  sich 
die  Aufgabe  gestellt  hat,  die  politische  und  soziale  Lage  der  Erfurter 
Landbevölkerung  vor  dem  Bauernaufstände  im  16,  Jahrhundert  klar  zu 
legen,  um  festzustellen,  wie  weit  dadurch  die  dortige  Bewegung  direkt 
hervorgerufen  wurde.  Mit  vielem  Fleisse  hat  der  Verf.  dazu  die  Quellen 
herangezogen,  theils  noch  ungedruckte  Urkunden,  Zeugenverhöre,  Ver- 
träge etc.,  theils  Chroniken,  die  für  Erfurt  und  Thüringen  in  grösserer 
Zahl  vorhanden,  wo  man  seit  lange  bestrebt  war,  die  vorliegenden  Ver- 
hältnisse wie  ihre  Entwicklung  genau  zu  übersehn.  War  doch  1524  vom 
Eath  in  Erfurt  sogar  „eine  genaue  statistische  Aufnahme  (S.  96)  aller 
Baarschaften ,  Retardateu  und  Erbzinsen  der  Dörfer,  Gemeinheiten  und 
Kirchen,  der  Steuererhebungen,  der  Brau-,  Malz-,  Schankgerechtigkeiten, 
der  Schäfereien  u.  s.  w."  anbefohlen  und  auch  durchgeführt,  welche  dem 
Verf.  einer  älteren  Chronik,  Dominicus,  noch  vollständig  vorgelegen  hat, 
jetzt  aber  leider  spurlos  verschwunden  ist,  wenn  auch  Hinweise  auf  die- 
selbe häufig  genug  vorkommen  um  es  zweifellos  zu  machen,  dass  die  Er- 
hebung wirklich  stattgefunden  und  Bedeutung  erlangt  hat.  — 

In  dem  ersten  Abschnitt  „Gebiet  und  Bevölkerung"  bespricht  der 
Verf.  ausführlich  die  Besitzverhältnisse,  den  Grad  der  Abhängigkeit  und 
Zinspflichtigkeit ,  wobei  er  zu  dem  Resultate  kommt,  dass  zwar  der  grösste 
Theil  der  ländlichen  Bevölkerung  in  Bezug  auf  den  Besitz  in  einem  ge- 
wissen Abhängigkeitsverhältniss  stand  (womit  aber  Beschränkung  persön- 
licher Freiheit  keineswegs  verbunden  zu  sein  brauchte) ,  und  ein  noch 
grösserer  Theil  mit  Zinszahlung  und  Frohnden  belastet  war,  ohne  dass 
man  aber  den  Eindruck  einer  TJeberlastung    empfängt,    so    dass  mehr  die 
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"Willkür  bei  Auflegung  und  Eintreibung  als  die  Höhe  der  Gefälle  etc.  zu 
Klagen  Veranlassung  gab.  Der  Verf.  nimmt  daher  an,  dass  der  Erfurter 
Aufstand  seinen  Grund  nicht  in  sozialen  sondern  in  politischen  Verhält- 
nissen gehabt  habe.  Ueber  die  Letzteren  wird  in  Abschn.  II  „Verfassung 
und  Beamte"  und  Abschn.  III  „Kechtspflege  und  Verwaltung"  berichtet. 
Es  geht  daraus  hervor,  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Erfurter  Land- 
beTÖlkerung  durch  das  Recht  auf  die  Wahl  ihrer  Vorsteher  und  Theil- 
nahrae  an  der  Rechtspflege,  die  sich  erhalten,  besser  daran  war  als  die 
in  den  meisten  andern  deutschen  Ländern.  Der  Verf.  meint  daher,  dass 
es  mehr  der  zunehmende  Steuerdruck  war,  der  die  Gährung  hervorbrachte, 
zumal  die  Bauern  auf  dessen  Verminderung  keinen  Einfluss  hatten,  da 
der  städtische  Rath,  in  dem  sie  nicht  vertreten  waren,  die  Steuern  auch 
für  das  von  der  Stadt  abhängige  Land  bestimmte.  In  den  Forderungen 
der  Aufständigen  vom  J.  1525  tritt  deshalb  die  der  Unterstellung  der  Be- 
steuerung unter  den  Willen  der  ,, ganzen  Gemeine  -  und  Landsassen"  be- 
sonders hervor.  Es  kam  hinzu,  dass  die  Stadt  bei  ihren  fortdauernden 
Zwistigkeiten  mit  den  Nachbarn  nicht  im  Stande  war  den  ausserhalb  der 
Stadtmauer  wohnenden  Angehörigen  zu  schützen ,  und  der  Bauer  fort- 
dauernd hülflos  der  Plünderung  durch  die  Gegner  ausgesetzt  war.  — ■ 

Der  Verf.  stellt  uns  erfreulicher  Weise  eine  eingehendere  Behandlung 
des  städtischen  Verfassungskampfes  und  seines  Zusammenhanges  mit  jener 
Bev/egung  der  Bauern  in  Aussicht,  von  welcher  wir  noch  weitere  Be- 
leuchtung verschiedener  hier  dunkel  gebliebener  Punkte  erwarten  können. 


n. 

Emil  Sax.     Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswirthsehaft. 

Erster  Band.     Wien.    Alf.  Holder.    1878.     372  SS. 

Der  Verfasser  bestimmt  das  Objekt  seiner  Untersuchung  dahin :  „Das 
Gesammtgebiet  des  Verkehrswesens  einer  systematischen,  die  Masse  des 
Details  auf  die  grossen  maassgebenden  Gesichtspunkte  zurückführenden 
Erörterung  zu  unterziehen,  wobei  sich  die  einzelnen  Verkehrsmittel  und 
ihre  Funktionen,  die  Erscheinungen  der  Gegenwart  und  der  Vergangen- 
heit, als  denselben  wirthschaftlichen  Gesetzen  unterworfen  erweisen  müs- 
sen, deren  Formulirung  eben  zu  versuchen  ist.  —  Es  ist  vor  Allem  die 
Stellung  der  Kommunikationsmittel  in  der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen 
zu  präzisiren.  Es  wird  das  Wesen  und  der  Beruf  der  Verkehrsmittel  in 
der  menschlichen  Wirthschaft  analysirt  werden  müssen;  es  wird  zu  unter- 
suchen sein,  was  die  Verkehrsmittel  in  der  Volkswirthschaft  sind;  es  ist 
ihre  wirthschaftliche  Natur  und  ihre  Funktion  zu  bestimmen ,  und  damit 
ist  zweierlei  gewonnen:  Erstens  eine  Förderung  der  Einsicht  in  die  in- 
neren Kräfte  des  Wirthschaftslöbens  und  zweitens  der  Ausgangspunkt  für 
die  weiteren  Beobachtungen." 

Dieser  erste  Band  enthält  erstens  den  Allgemeinen  Theil:  Bedeutung 
und  Wesen  der  Verkehrsmittel,  und  die  Verkehrsmittel  als  Gegenstand 
der  Geraeinwirtlischaft  behandelnd;  zweitens  aus  der  Darstellung  der  ein- 
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zelnen  Verkehrsmittel  diejenige  der  „Land-  und  Wasserwege"  und  von 
„Post  und  Telegrapli".  Den  Eisenbahnen  ist  der  zweite  Band  vorbe- 
halten. 

Da  eine  zusammenfassende  Behandlung  der  Verkehrsmittel  bisher  noch 
fehlte ,  so  gross  die  Literatur  über  die  einzelneu  Verkehrsmittel  vom  ge- 
schichtlichen, politischen  und  ökonomischen  Standpunkte  aus  aucli  ist,  kommt 
das  Buch  einem  wissenschaftlichen  Bedürfnisse   entgegen. 

Wir  wollen  für  jetzt  uds  auf  ein  kurzes  Beferat  über  den  Inhalt 
des  vorliegenden  Bandes  beschränken  und  Weiteres  bis  zum  Erscheinen 
des  zweiten  (Schluss-)  Bandes  aufsparen. 

Zuvörderst  wird  auf  die  Doppelrolle  des  Verkehrs  als  Produktion 
und  Konsumtion  fördernden  Mittels  und  als  Selbstzwecks  aufmerksam  ge- 
macht und  dann  werden  die  Wirkungen  der  Verkehrsmittel  in  ersterer 
Beziehung  entwickelt,  nämlich  die  örtliche  Nivellirung  der  Preise,  das 
Sinken  der  Durchschnittspreise  eines  Marktgebietes,  das  Wachsen  der 
Absatzfähigkeit  im  quadratischen  Verhältnisse  mit  der  Transportfähigkeit, 
die  Verschiebung  der  Gruppirung  der  einzelnen  Produktionszweige  im 
Sinne  der  territorialen  Arbeitstheilung  durch  die  Vervollkommnung  des 
Transports.  Ferner  wird  die  Natur  der  Transportmittel  als  stehende  Ka- 
pitalsanlage und  die  Zunahme  dieser  ihrer  Eigenschaft  mit  ihrer  Vervoll- 
kommnung besprochen,  sowie  die  Monopolnatur  des  vollkommeneren  Trans- 
portmittels. 

Die  Monopoleigenschaft  der  Verkehrsmittel  ist  sogar  ein  Erforderniss 
der  Wirthschaftlichkeit ,  woraus  sich  dann  wieder  ergiebt,  dass  sie  Ge- 
genstand der  Geraein  (öffentlichen-)  wirthschaft  sein  müssen,  deren  Aus- 
übung durch  „delegirte"  Verwaltung  von  Privaten  unter  Umständen  em- 
pfehlen swerth  sein  kann. 

Die  Betrachtung  der  Land-  und  Wasserwege  wird  eingeleitet  durch 
eine  solche  über  den  Thünen'schen  isolirten  Staat  als  Eepräsentanten  der 
früheren  Gestaltung  des  Verkehrswesens  und  über  die  Veränderungen  in 
derselben  durch  die  Dampfmaschinen.  Es  wird  dann  die  Verwaltung  der 
Wege,  dieses  ersten  Objekts  positiv- wirthschaftlicher  Aktion  des  Staats, 
in  den  wichtigsten  west-  und  mittel-europäi sehen  Staaten  angedeutet.  Bei 
Besprechung  der  obersten  Prinzipien  der  Wegeverwaltung  wird  besondere 
Aufmerksamkeit  dem  Punkte  geschenkt:  wie  die  Mittel  zur  Anlage  auf- 
zubringen und  wann  die  Ersetzung  der  Wegeabgaben  durch  allgemeine 
Steuern  für  die  Unterhaltung  eintreten  dürfe.  Dann  werden  die  Gesichts- 
punkte für  die  Oekonomie  des  Strassenbaues  selbst  dargelegt.  Der  Ab- 
schnitt schliesst  mit  Notizen  über  Transportpreise  auf  Land-  und  "Wasser- 
wegen und  die  für  die  Bestimmung  derselben  maassgebenden  Gesichts- 
punkte, sowie  über  die  Entwicklungsgeschichte  der  Strassen. 

Post  und  Telegraph  werden  zunächst  in  ihren  produktiven  Wirkungen 
als  Vermittler  des  Nachrichtenverkehrs  geschildert.  Eür  die  Verwaltungs- 
prinzipien betont  Verf.  die  prinzipielle  Scheidung  der  Länder  mit  exten- 
siver und  intensiver  Verkehrsentwickelung,  desgleichen  zwischen  Post  und 
Telegraph,  und  grundsätzliche  Konservirung  des  „Unternehmerprinzips" 
für  Fahrpost  und  transoceanische  Telegraphie.  Die  Besprechung  der  wirth- 
schaftlicheu  Grundlagen  der  Tarifsysteme  d.  h.  die  Frage  des  Einheitsporto's 
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uud  der  zweckmässigen  Tarifiruug  der  verschiedenen  Leistungen,  sowie 
der  Oekonomie  der  sachlichen  Anlage  uud  der  persönlichen  Verwaltung 
geschieht  in  zwei  folgenden  Abschnitten,  denen  sich  sodann  ein  kurzer 
Abriss  der  Entwickelungsgeschichte  der  Posten  und  Telegraphen  anschliesst. 
Wenn  auch  die  Disposition  und  Entwickelung  hie  und  da  an  Durch- 
sichtigkeit, die  Ausarbeitung  der  einzelnen  Abschnitte  an  Gleichmässigkeit 
zu  wünschen  übrig  lassen  ,  so  ist  doch  unzweifelhaft  Anlage  und  Durch- 
führung des  Werkes  höchst  anerkennenswerth  und  die  Ausbeute  an  neuen 
und  richtigen  Gedanken  eine  reiche,  dabei  die  Betrachtung  durchaus  ob- 
jektiv wissenschaftlich.  Wir  begrüssen  daher  das  Werk  als  höchst  ver- 
dienstvoll und  sehen  der  Vollendung  desselben  mit  den  besten  Erwar- 
tungen entgegen. 

H.  V.  S. 
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n. 

Die  Preisentwicklung  in  Frankreicli  in  den  letzten  50  Jahren  nach. 
A.  de  Foville:  „Les  variations  des  prix  en  France  depuis  un  demi 
siecle."     „L'economiste  frangals."     30.  Mai   1874.  —  29.  Sept.   1877. 

Frankreich  besitzt  seit  dem  Jahre  1873  in  seinem  ,,Economiste 
fran^ais"  eine  wöchentlich  erscheinende  Zeitschrift  für  die  Interessen  der 
gesammten  Volkswirthschaft,  die  sich  unter  der  trefflichen  Leitung  P. 
Leroy-Beaulieu's  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  einen  immer  wach- 
senden Leserkreis  auch  im  Auslande  zu  verschaffen  wusste.  Und  zwar 
mit  vollem  Eechte;  denn  sie  sucht  einmal  in  ihrem  literarischen  Theile 
ähnlich  wie  das  bereits  länger  existirende  „Journal  des  Economistes"  durch 
wissenschaftlich  gründliche  Artikel  die  hauptsächlichsten  Tagesfragen  der 
Volkswirthschaft  zu  erörtern  und  versucht  es  gleichzeitig,  nach  dem  Vor- 
bilde des  englischen  „Economist"  —  dem  sie  in  Format  und  Umfang 
völlig  gleicht,  —  durch  reichhaltige  finanzielle  und  handelsstatistische 
Nachrichten  den  praktischen  Bedürfnissen  des  Handelsstandes  zu    dienen. 

Leider  ist  das  Blatt  bisher  in  Deutschland  noch  zu  wenig  beachtet 
worden,  darum  wagen  wir  es,  eine  sehr  umfangreiche  und  bemerkens- 
werthe  Arbeit  aus  demselben  von  A,  de  Foville  über  „die  Entwicklung 
der  Preise  in  Frankreich  seit  einem  halben  Jahrhundert"  in  ihren  haupt- 
sächlichsten Resultaten  hier  wiederzugeben. 

Sie  erscheint  bereits  seit  dem  30.  Mai  1874  in  einer  langen  Reihe 
fortlaufender  Artikel,  die,  wie  eine  Anmerkung  zum  1.  Aufsatz  besagt, 
„des  extraits  aualytiques"  aus  einer  grossen  noch  nicht  herausgegebenen 
Arbeit  des  Verfassers  sind,  welcher  von  der  Akademie  der  Wissenschaften 
der  Preis  zuerkannt  wurde. 

Erst  in  dem  am  29.  Sept.  1877  ausgegebenen  Hefte  erschien  der 
Schlussartikel  der  ganzen  Serie,  die  sich  also  durch  mehr  denn  3  Jahre 
hindurchzieht ,  und ,  wenn  auch  in  den  einzelnen  Aufsätzen  von  verschie- 
denem Werth,  doch  in  Form  und  Inhalt  so  viel  Beachtenswerthes  bietet, 
dass  eine  eingehende  Besprechung  derselben  wohl  gerechtfertigt  erscheinen 
dürfte,  zumal  da  die  ganze  Auffassung  der  Frage  und  die  Art  der  Be- 
handlung eine  ganz  eigenartige  ist  und  in  manchen  Punkten  als  richtiger 
und  besser  zu  bezeichnen  sein  dürfte  als  die  bisher  üblichen  Methoden 
der  Berechnung  der  Preisentwicklung. 
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Zunächst  nimmt  der  Verf.  schon  den  Begriff  des  „Preises"  in  einer 
Ausdehnung,  wie  er  unseres  Wissens  bisher  in  der  Literatur  für  preis- 
statistische Untersuchungen  in  praxi  nicht  in  Anwendung  gekommen  ist. 
"Während  man  sich  sonst  mit  den  Preisen  im  engeren  Sinne  begnügte, 
nur  die  der  eigentlichen  Waaren  zum  Gegenstande  wissenschaftlicher  For- 
schung machte  und  nur  ab  und  zu  auch  einzelne  Angaben  über  den  Preis 
der  Wohnungen,  des  Grund  und  Bodens  oder  der  nothwendigsten  mensch- 
lichen Dienstleistungen  mit  hinzuzog,  scheint  unser  Autor  möglichst  Alles 
in  den  Bereich  seiner  Untersuchungen  ziehen  zu  wollen,  was  nur  immer 
im  Leben  mit  baarem  Gelde  bezahlt  wird,  und  im  Ausgabe-  oder  Ein- 
nahmebudget des  Einzelnen  von  Bedeutung  sein  kann. 

Er  berücksichtigt  also  nicht  allein  die  Preise  der  nothwendigsten 
und  allgemein  gebräuchlichen  Nahrungsmittel,  die  Preise  der  Bekleidungs- 
gegenstände, der  hauptsächlichsten  Industrieprodukte,  der  Wohnungen, 
des  Ackerlandes,  sondern  ebenso  eingehend  auch  die  Preise  der  mensch- 
lichen Arbeit,  die  Löhne  in  den  verschiedensten  Arbeitszweigen,  die  Ge- 
hälter der  Beamten,  die  Zinsen  der  Kapitalien;  selbst  die  Ausgaben  für 
Vergnügungen,  für  Theater  etc.,  für  Reisen  und  öffentliches  Fuhrwerk, 
für  Kunstwerke  und  dergleichen  zieht  er  in  die  Betrachtung  mit  hinein. 

Natürlich  kann  und  soll  auch  hierbei  nicht  von  einer  Vollständigkeit 
in  der  Wahl  der  Gegenstände  die  Rede  sein,  im  Gegentheil  finden  sich 
viele  Lücken ,  da  der  Verf.  namentlich  aus  der  Reihe  der  allgemein  ge- 
bräuchlichen Waaren  absichtlich  nur  solche  auswählt,  die  von  gewisser 
Bedeutung  für  das  konsumirende  Publikum,  deren  Preisschwankungen  von 
erheblichem  Einfluss  auf  das  Wohl  und  Wehe  des  Volkes  sind. 

Diese  Richtung  auf  die  verbesserte  oder  verschlimmerte  Lage  der 
Konsumenten  ist  es  auch  hauptsächlich,  was  der  Arbeit  speziell  in  ihrem 
ersten  Theile  einen  eigenthümlichen  Charakter  verleiht,  denn  sie  versucht 
nicht  allein  die  Art  der  Preis  Veränderung  hervorzuheben  und  ihre  Aus- 
dehnung ziffermässig  auszudrücken,  sondern  forscht  vor  Allem  nach  der 
Wirkung  dieser  Erscheinung  auf  die  Konsumenten,  sucht  durch  verglei- 
chende Gegenüberstellung  der  Preis-  und  Lohnschwankungen  Rückschlüsse 
zu  machen  auf  die  soziale  Bedeutung  der  Preisrevolutionen.  In  dem  Streben, 
statt  wie  sonst  üblich,  allein  auf  die  Ursachen  des  Sinkens  oder  Steigens 
der  Preise,  auch  auf  deren  Wirkung  aufmerksam  su  machen,  finden  wir 
die  Hauptbedeutung  dieser  Arbeit,  da  ähnliche  umfassende  Versuche 
derart  bisher  nirgends  vorliegen. 

Leider  bleibt  es  vielfach  nur  bei  dem  Streben  nach  diesem,  wie  es 
scheint,  nur  dunkel  geahnten,  nicht  scharf  vorgezeichneten  Ziele,  und  die 
angewendete  Methode  konnte  auch  nicht  zu  sicheren  Resultaten  führen, 
da  sie  neben  manchen  bedeutsamen  Vorzügen  sehr  erhebliche  Mängel 
aufzuweisen  hat. 

Richtig  ist  es  zunächst,  dass  der  Verf.  die  einzelnen  Waaren  stets 
nach  ihrer  Bedeutung  für  die  Volkswirthschaft  berücksichtigt,  dass  er  so 
viel  als  möglich  Zahlen  liefert  für  den  Gesammtkousum  des  ganzen  Lan- 
des ,  wie  für  den  Durchschnittsverbrauch  des  Einzelnen ,  dass  er  die  all- 
mählige  Veränderung  des  Bedarfes  hervorhebt  und,  wenigstens  theilweise, 
unter  Berücksichtigung    der    konsumirteu  Quantitäten  jedes 
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einzelnen  Artikels  für  eine  Eeihe  von  Waaren  durchschnittliche 
Preisbewegungen  berechnet,  und  dabei  den  Nachweis  zu  liefern 
sucht,  dass  nicht  minder  die  waclisenden  Ansprüche  und  der  gesteigerte 
Verbrauch,  als  die  erhöhten  Preise  die  Befriedigung  des  Bedürfnisses  der 
Nahrung  oder  der  Kleidung  etc.  vertheuert  haben. 

Richtig  und  anzuerkennen  ist  es  auch,  worauf  wir  bereits  hingewiesen, 
dass  er  den  Preisen  der  nothwendigsten  Unterhaltsraittel  die  Preise  der 
Arbeit  gegenüberstellt,  welche  für  die  grosse  Mehrzahl  der  Bevölkerung 
die  Mittel  zur  Beschaffung  des  Unterhaltes  zu  gewähren  hat,  und  dass 
er  aus  einer  Vergleichung  dieser  beiden  Erscheinungen  eine  Verbesserung 
der  Gesammtlage,  namentlich  der  arbeitenden  Klassen,  abzuleiten  sucht. 

Aber  so  richtig  der  allgemeine  Grundgedanke  ist,  so  anerkennons- 
werth  das  vorschwebende  Ziel,  so  viele  Schwächen  bietet  die  Durchfüh- 
rung im  Einzelnen,  so  dass  man  der  vielen  kleinen  Mängel  wegen  oft 
versucht  ist ,  die  Richtigkeit  der  allgemeinen  Schlüsse  anzuzweifeln. 

Vor  Allem  ist  das  Material,  das  der  Verf.  seinen  Beobachtungen  na- 
mentlich über  die  Preise  der  Waaren  und  für  die  konsumirten  Quantitäten 
derselben  zu  Grunde  legt,  durchaus  kein  einheitliches,  jedenfalls  nicht  für 
die  Gesammtheit  seines  Beobachtungsobjektes  maassgebend,  —  und  doch 
sucht  er  allgemeine,  einheitliche  Schlüsse  daraus  zu  ziehen.  Nur  für  ein- 
zelne, wenige  Gegenstände  bringt  er  Durchschnittspreise,  die  für  das  ganze 
Land  Geltung  haben  können,  zumeist  aber,  und  zwar  vielfach  grade  bei 
Gegenständen,  die  einen  durchaus  lokalen  und  desshalb  von  Ort  zu  Ort 
wesentlich  schwankenden  Marktpreis  haben,  sind  es  Preisangaben  für  nur 
einzelne  Marktplätze,  besonders  Paris,  oder  es  sind  die  zollamtlichen 
Preisschätzungen  an  der  Grenze  des  Landes,  die  er  in  ihrer  Entwicklung 
der  Vergleichung  zu  Grunde  legt,  bald  sind  es  en  gros-Preise,  bald  detail- 
Preise ,  die  er  bringt,  letztere  namentlich  aus  den  Berichten  der  Hospi- 
täler von  Paris  oder  ganz  Erankreich  gesammelt.  —  Ja,  man  kann  nicht 
leugnen,  dass  seine  Zahlen,  namentlich  auch  die  über  die  konsumirten 
Quantitäten  der  einzelnen  Waaren,  vielfach  den  Schein  der  Unwissen- 
schaftlichkeit an  sich  tragen,  und  in  der  Form,  wie  sie  geboten  werden, 
einen  Mangel  an  scharfer  Kritik  offenbaren,  wie  er  in  einer  exakten 
Forschung  nicht  zulässig  erscheint.  Der  Verf.  bringt  beispielsweise  Zahlen 
für  den  Konsum  an  Nahrungsmitteln  oder  Bekleidungsgegenständen  viele 
Jahrzehute  weit  zurückgreifend,  Zahlen,  die  auf  einfacher  Konjektural- 
Statistik  beruhen  und  beruhen  müssen ,  weil  sie  fast  gar  keine  positive 
Basis  haben;  und  doch  nimmt  er  sie  ohne  Weiteres  in  die  Betrachtung 
mit  auf,  sagt  höchstens ,  dass  diese  Angaben  auf  der  Schätzung  dieses 
oder  jenes  namhaften  Schriftstellers  oder  auf  einer  amtlichen  Erhebung 
beruhen,  ohne  nur  einigermaassen  gründliche  Kritik  zu  üben,  wie  weit 
diese  Zahlen  auf  Glaubwürdigkeit  Anspruch  machen  dürfen. 

Ein  grosser  Theil  dieses  schweren  Vorwurfes,  das  gestehen  wir  gerne 
zu,  findet  wohl  eine  Entschuldigung  in  der  Art  der  Veröffentlichung  der 
Arbeit,  die  eben  nicht  als  ein  einheitliches  Werk  uns  vorliegt,  sondern 
als  eine  Reihe  ziemlich  selbständiger  in  sich  abgerundeter  Aufsätze  vor 
den  Leser  einer  wöchentlich  erscheinenden  Zeitschrift  hintritt  und  wohl 
desshalb    leichter    in    den    Fehler   verfällt,    die   einförmigen    Auseinander- 
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Setzungen  über  den  "Werth  oder  Unwerth  der  Zahlen  dem  Leser  zu  er- 
sparen ;  wenigstens  deutet  der  Verfasser  mehrfach  an ,  dass  er  selber 
Kritik  geübt  habe,  unterlässt  es  aber,  in  der  Arbeit  darüber  Eechenschaft 
abzulegen.  —  Der  Werth  der  einzelnen  Artikel  ist  daher  ein  sehr  ver- 
schiedener, und  die  eben  gemachten  Vorwürfe  treffen  nur  einzelne  von 
ihnen;  in  anderen  geht  unser  Autor  durchaus  korrekt  vor  und  prüft  sein 
Zahlenmaterial  gründlicher  und  sorgfältiger.  Auch  die  Art,  wie  er  das 
gewiss  mit  grossem  Fleisse  gesammelte  Zahlenmaterial  benutzt,  ist  nicht 
ohne  Weiteres  als  richtig  hinzustellen ;  denn  er  baut  häufig  (worauf  wir 
weiter  unten  noch  einmal  zurückkommen)  auf  einzelne  und  vereinzelte 
Zahlenangaben  das  Gebäude  seiner  Schlüsse  auf,  ohne  sich  um  die  Voll- 
ständigkeit seiner  Angaben  zu  sorgen,  ohne  aus  einer  Eeihe  von  fort- 
laufenden Zahlen  Durchschnittspreise  für  längere  Zeiträume  zu  berechnen. 

Für  gewisse  Gegenstände  mit  relativ  konstantem  Werthe  hat  das 
gewiss  seine  Berechtigung,  aber  für  viele  andere,  die  von  Monat  zu 
Monat ,  von  Jahr  zu  Jahr  durch  äussere  Einflüsse  bedeutenden  Werth- 
schwankungen  unterliegen,  können  Durchschnittspreise  doch  mehr  An- 
spruch auf  Korrektheit  machen,  als  einzelne  herausgerissene  Zahlen,  auch 
wenn  sie  mit  Sorgfalt  ausgewählt  sind,  weil  sich  ja  im  Durchschnitt  längerer 
Zeiträume  die  Zufälligkeiten  der  einzelnen  Jahre  ausgleichen  müssen. 

Neben  diesen  Schwächen,  die  das  Material  und  seine  direkte  Be- 
nutzung hat,  können  wir  noch  einen  prinzipiellen  Vorwurf  gegen  die 
Methode  im  Allgemeinen  nicht  unterdrücken.  Wir  halten  nämlich  das 
Beobachtungsobjekt  —  ganz  Frankreich  —  für  eine  derartige  Behandlung 
des  Stoffes,  d.  h.  für  einen  Versuch  die  Wirkung  der  Preis-  und  Lohn- 
steigerung etc.  auf  das  Gesammtwohl  zu  berechnen ,  für  viel  zu  gross, 
namentlich  bei  einer  Benutzung  so  mangelhaften,  so  wenig  einheitlichen 
Materials. 

Denn  was  helfen  mir  die  Fleischpreise  für  lebend  Vieh  auf  dem 
Pariser  Markte,  was  die  Entwicklung  der  Preise  für  Geflügel,  Wild,  Eier, 
Butter,  für  Weine,  Spirituosen  und  Kolonialwaaren  etc.  in  der  Hauptstadt 
des  Landes,  oder  schätzungsweise  an  der  Zollgrenze  erhoben,  wenn  ich 
sie  nachher  vergleichen  will  mit  der  Steigerung  der  Löhne  der  ländlichen 
Arbeiter?  Viele  dieser  Waaren  sind  Luxusartikel,  deren  Preisschwankungen 
das  Wohl  und  Wehe  des  Arbeiters,  wenigstens  direkt,  gar  nicht  berühren; 
und  es  fragt  sich  noch  sehr,  ob  nicht  für  die  grosse  Mehrheit  der  länd- 
lichen Distrikte  die  in  Betracht  kommenden  Produkte  des  Ackerbaues  und 
der  Viehzucht  eine  ganz  andere  Preisbewegung  durchgemacht  haben  als 
in  der  grossen  Weltstadt,  wo  sich  Angebot  und  Nachfrage  in  der  kon- 
zentrirtesten  Form  gegenüberstehen,  wo  die  Vervollkommnung  der  Trans- 
portmittel wesentlich  anders  die  Preise  beeinflussen  musste  als  in  den 
produzirenden  Landstrichen. 

Freilich  kann  man  sagen,  jene  Zahlen  für  die  Löhne,  jene  Angaben 
für  den  Konsum  beschränken  sich  ja  auch  nicht  auf  einzelne  ländliche 
Kreise,  sondern  sind  Durchschnittszahlen  für  das  ganze  Land  berechnet, 
die  in  ihrer  Entwicklung  sehr  wohl  mit  der  Preisentwicklung  an 
einzelnen  bestimmten  Hauptmarktplätzen  verglichen  werden  können,  weil 
diese  letzteren    auch  für  die  Provinzen  den  Preiswellen   den  Anstoss  und 
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die  Eichtuug  der  Bewegung  geben.  —  Gewiss!  etwas  "Wahres  liegt  darin, 
und  wir  erkennen  ja  auch  mit  Freuden  an ,  dass  das  Bild ,  welches  aus 
einer  vergleichenden  Zusammenstellung  der  Veränderung  jener  Durch- 
schnittszalileu  resultirt,  wesentlich  neue  Gesichtspunkte  für  die  Betrach- 
tung der  ganzen  Frage  eröffnet,  und  dass  solch  eine  Betrachtungsweise 
ihre  grossen  Vorzüge  vor  der  bisher  üblichen  hat,  allein  mit  den  Preis- 
kouranten  einzelner  Handelsplätze  zu  operiren.  Aber  wir  meinen,  dass 
die  Umrisse  des  Bildes  noch  immer  recht  verschwommen  und  unklar 
bleiben,  und  dass  damit  erst  eine  Zwischenstufe  gewonnen  ist  zu  der 
noch  höheren,  für  bestimmte  kleine  Distrikte  wirklich  vorliegende  Zahlen 
zu  vergleichen ,  also  faktisch  gezahlte  Löhne  mit  faktischem  Konsum  und 
wirklichen  Preisen  ^).  Man  wird  also  nicht  ein  vages  Durchschnittsein- 
kommen für  ein  ganzes  Volk  vergleichen  dürfen  mit  einem  Durchschnitts- 
konsum ebenso  für  ein  grosses  Land  und  für  alle  Gesellschaftsklassen 
berechnet,  sondern  wirkliches  Einkommen  verschiedener  Klassen  mit  der 
Preisentwicklung  ihres  wirklichen  Verbrauchs;  denn  jede  Gesellschaftsklasse 
hat  eine  ihr  eigen thümli che  Bedürfnisssphäre  und  die  Preisentwicklung 
der  nothwendigsten  Nahrungsmittel  kann  und  wird  vielfach  eine  ganz  an- 
dere sein ,  als  die  der  entbehrlichen  Genussmittel. 

Immerhin  bleibt  die  Arbeit,  so  wie  sie  vorliegt,  beachtenswerth,  und 
ist  nur  zu  bedauern ,  dass  der  Verf.  in  den  einzelnen  ziemlich  unabhängig 
von  einander  dastehenden  Artikeln  nicht  den  Baum  gefunden  hat,  seine 
Ansichten  über  die  Ursachen  der  Preisveränderung  im  Allgemeinen,  über 
ihre  "Wirkungen  und  vor  Allem  über  seine  angewandte  Methode  zusam- 
menhängend klar  zu  legen  und  zu  motiviren. 

Auch  das  Zahlenmaterial  and  die  Eesultate  der  Berechnungen  haben 
namentlich  für  die  deutsche  Lesewelt  entschiedenes  Interesse,  weil  sie 
uns  in  dem  Bilde,  dass  sie  von  der  Gestaltung  des  Konsums,  der  Preise 
und  der  Löhne  entrollen,  zugleich  ein  klares  Bild  der  wirthschaftlichen 
Entwicklung  unseres  grossen  Nachbarstaates  während  dieses  Jahrhunderts 
gewähren. 

Der  beschränkte  Baum  verbietet  uns  ein  detaillirteres  Eingehen  auf 
diese  Eesultate,  wir  werden  uns  vielmehr  begnügen  müssen,  die  interes- 
santesten und  wichtigsten  hervorzuheben. 

1.  Die  Nahrungsmittel. 
Für  die  Entwicklung  der  Preise  und  des  Konsums  der  hauptsäch- 
lichsten Nahrungsmittel  glauben  wir  am  besten  zu  thun ,  wenn  wir  zu- 
nächst eine  kleine  Tabelle  im  Auszuge  hier  wiedergeben ,  welche  die  Ee- 
sultate einer  Anzahl  früherer  Aufsätze  über  einzelne  Gegenstände  über- 
sichtlich zusammenfasst  und  zugleich  am  besten  die  angewandte  Methode 
zur  Anschauung  bringt;  und  die  wir  trotz  der  mancherlei  Schwächen  bei 
den  Zahlen  über  den  Verbrauch  um  so  weniger  Bedenken   tragen,    abzu- 


1)  Wir  sind  zur  Zeit  damit  beschäftigt,  unter  Berücksichtigung  all  dieser  Ansprüche 
die  soziale  Bedeutung  der  Preisrevolution  für  Halle  a.  S.  in  einer  umfangreicheren  Arbeit 
klar  zu  legen  ,  und  hoffen  in  kurzer  Zeit  damit  an  die  Oeffentlichkeit  treten  zu  können, 
desshalb  unterlassen  wir  hier  des  beschränkten  Raumes  wegen  eine  eingehendere  Be- 
gründung unserer  Ansicht. 
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drucken,  als  es  bisher  in  der  Literatur  au  ähulicheu  umfassenden  Ver- 
suchen fehlt,  uuter  Berücksichtigung  des  Konsums  deu  Einfluss  der  Preis- 
schwankungen auf  die  Gesammtheit  klar  zu  legen.     (S.  Tabelle.) 


W  a  a  r  e  n 

(U 

W 

a 

CS 

Konsum 

pro 

Kopf 

Mittelpreis 
pro  Maass- 
Einheit 

Werth  der  pro  Kopf  konsu- 
mirten  Quantitäten 

1820 

1870 

1820 

1870 
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nach  d. 
Preisen 
V.  1820 
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Preisen 
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y.  1820 
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1 
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fr. 

fr. 

fr. 
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1.  Weizen    .... 

Litre 

150 

200 

0.18 

0.22 

27.0 

33.0 

36.0 

44.0 

2.  Roggen    .... 

3.  Gerste      .... 

)i 

75 
28 

55 
15 

) 

4.  Buchweizen 

19 

15 

l0.09 

0.13 

13.05 

18.85 

9.36 

13.52 

5.  Mais 

16 

15 

( 

6.  Hafer 

7 

4 

1 

7.  Kartoffeln     .     .      . 

j, 

40 

100 

0.02 

0.05 

1.0 

2.0 

2.50       5.0 

8.   Bohnen,  Erbsen,  Lin- 

sen       

10 

20 

0.15 

0.25 

1.50 

2.50 

30          5.0 

9.   Andre  Hülsenfrüchte 

Kilo 

65 

80 

0.05 

0.08 

3.25 

5.20 

4.0          6  40 

10.  Früclite   .... 

») 

25 

40 

0.05 

0.08 

1.25 

2.0 

2.0          3.20 

Vegetabilisc 

he  Nahrung 

47.05 

63.55 

56.86 

77.12 

11.  Rindfleisch  . 

12.  Kalbfleisch  .     .      . 

13.  Hammel-  u.  Ziegenfl. 

14.  Schweinefleisch 

15.  Wein 

16.  Bier 

17.  Cidre 

18.  Spirituosen  . 


19.  Salz    . 

20.  Zucker 

21.  Reis    . 

22.  Kaffee 

23.  Thee  . 

24.  Kakao 

25.  Oel 

26.  Weinessig 

27.  Pfeffer 

28.  Ausländis 


Kilo 


6     I     8 
2     I  4.25 
2.50  j   3.50 
8.50  10.25 


0.80     1.50       15.20     28.50     28.80  1     39 


Litre 

70 

115 

0.12    0.25 

8.40 

17.50 

jj 

10 

18 

0.10    0.20 

1.0 

2 

20 

25 

0.07    0.10 

1.40 

2 

1 

3.5 

1.50    1.50 

1.50 

150 

13.80 
1.80 
1.75 
525 


Innländische  Getränke       12.30  1  23.00  I   22.60 


28.75 
3.60 
2.50 
5.25 


40.10 


che  Früchte 


Kilo 


Litre 
Kilo 


6.50 

8.75 

0.33 

0.12 

2.14 

0.78 

2.90 

1.05 

1.40 

6 

2.50 

1.25 

3.50 

1.75 

15 

7.50 

0.20 

1.20 

0.40 

0.35 

0.08 

0.07 

0.48 

0.42 

025 

1.30 

2 

2.50 

050 

0.63 

2.60 

3.25 

0.003 

0.008 

10 

5 

0.03 

0.02 

0.08 

0.04 

001 

0.10 

1.75 

2.50 

0.02 

0.02 

0.17 

0.25 

1 

1.50 

1.50 

1.25 

1.50 

1.25 

2.25 

1.90 

0.80- 

1.40 

0.25 

0.25 

0.20 

0.35 

0.20 

0.35 

0.055 

0.075 

2 

2.75 

0.11 

0.15 

0.15 

0.20 

0.30 

130 

0  60 

0.50 

0.18 

0.15 

0.78 

0  65 

Ve 

rschiedenes 

8.26 

5.17 

24.61 

15.61 

Ges 

immte 

Ernähr 

ung 

82.81 

120.22 

132.87 

171.83 

Die  Tabelle  bringt  also  von  28  der  hauptsächlichsten  Nahrungs-  und 
Genussmittel  für  die  Jahre  1820  und  1870  den  durchschnittlichen  Kon- 
sum pro  Kopf  der  Bevölkerung  und  die  Mittelpreise  pro  Maass-Einheit 
und  berechnet  sodann ,  wie  viel  sich  die  Gesammtausgabe  für  den  Ver- 
brauch der  einzelnen  Waaren  und  für  die  Gesammtheit  derselben  im 
Durchschnitt  verändert  habe,    einmal  bei  gleich   bleibendem  Konsum  und 
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veränderten  Preisen ,  sodann  bei  gleichbleibenden  Preisen  aber  verän- 
dertem Konsum ,  schliesslich  wie  sich  die  faktische  Veränderung  gestaltet 
bei  verändertem  Konsum  und  veränderten  Preisen.  Danach  erfordern  bei 
Zugrundelegung  der  Preise  von  1820  allein  durch  die  Steigerung  des 
Konsums 

I.  Die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  eine  Mehrausgabe  von  20  ^j^. 
II.  Die  animalischen  von  89  "^/q. 
ILI.  Die  einheimischen  Getränke  von   85  ^Jq. 

IV.  Die  Kolonialwaaren  von  200  ^/q  und  die  gesammte  Ernährung  be- 
dingt eine  Mehrausgabe  von  60  °/q. 
Nehmen  wir  aber  den  Konsum  als  unveränderlich  an,  so  verursacht  für 
diese  28  Artikel  allein  der  Wechsel  der  Preise  eine  Erhöhung  der  Aus- 
gabe von  c.  44  *^/q  ,  während  sich  die  Entwicklung  bei  den  einzelnen 
Gruppen  wesentlich  anders  gestaltet  und  die  durchschnittliche  Preisverän- 
derung, adl  +  350/0,  ad.  II  und  III  je  +  87  o/^ ,  ad  IV  dagegen 
—  38  o/q  beträgt.  Die  Steigerung  des  Konsums  und  die  wachsenden 
Preise  haben  zusammen  die  Durchschuittsausgabe  für  die  Ernährung  eines 
Individuums  in  Frankreich  von  c,  83  Franks  auf  171  hinaufgeschraubt, 
also  um  mehr  als   100  ^j^   erhöht. 

Aber  an  dieser  Verdoppelung  der  Ausgaben  hat,  wie  wir  gesehen 
haben  die  Vermehrung  des  durchschnittlichen  Konsums  nicht  minderen 
Antheil  als  die  Vertheuerung  der  einzelnen  Waaren,  und  da  die  Zunahme 
des  Verbrauches  fast  durchweg  eine  sehr  erhebliche  ist,  so  würde  es  ab- 
surd sein ,  annehmen  zu  wollen ,  dass  nur  die  höheren  Gesellschaftsklassen 
an  dieser  Verbesserung  der  Gesammtlage  Antheil  hätten,  dass  die  arbei- 
tenden Klassen  davon  ausgeschlossen  seien.  Im  Gegentheil  werden  die 
letzteren  am  meisten  dazu  beigetragen  haben,  mehr  als  die  "NVolilhabenden 
und  Eeichen,  die  schon  im  Anfang  des  Jahrhunderts  in  Ueberfluss  lebten. 
Man  wird  also  mit  unserem  Autor  hinsichtlich  der  Nahrung  eine  nicht 
unwesentliche  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  annehmen  können, 
wenn  man  hinzurechnet,  dass,  wie  die  späteren  Ausführungen  beweisen, 
die  Steigerung  der  Löhne  eine  rapidere  gewesen  ist,   als  die  der  Preise. 

Dazu  kommt  noch,  dass  die  Vertheuerung  sich  in  Wirklichkeit  für 
die  unteren  Volksschichten  noch  weniger  fühlbar  machen  wird ,  als  unsere 
Tabelle  erwarten  lässt,  denn  manche  der  hier  angeführten  Gegenstände 
mit  hervorragender  Preiszunahme  —  wie  die  animalischen  Nahrungs- 
mittel —  kommen  für  jene  Klassen  entweder  gar  nicht  in  Betracht,  oder 
werden  in  den  ländlichen  Distrikten  eine  weit  geringere  Steigerung  er- 
fahren haben,  als  die  hier  benutzten  Zahlen  andeuten;  und  wollte  man 
die  für  den  Konsum  der  grossen  Menge  allein  wesentlichen  „nothwendigen 
Unterhaltsmittel"  ausscheiden,  so  würde  deren  Vertheuerung  eine  weit  ge- 
ringere sein,  als  der  Durchschnitt  dieser  28  Gegenstände  angiebt. 

Doch,  so  verlockend  auch  diese  Eesultate  und  so  richtig  auch  im 
Allgemeinen  die  angewendete  Methode,  müssen  wir  doch  noch  einmal, 
worauf  wir  oben  nur  kurz  hinwiesen,  unsere  Bedenken  äusseren  gegen 
die  Zahlen  selbst  und  die  Art  der  Benutzung  derselben.  Die  Angaben 
über  den  Verbrauch  basiren  zwar  vielfach  auf  amtlichen  Enqueten  spe- 
ziell  des  Ministeriums   für  Handel   und  Gewerbe,    und   der  Verf.    scheint 
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ihneu  deswegen  zu  trauen,  aber  es  ist  ja  bekannt,  wie  wenig  gründlich 
man  in  Frankreich  bei  solchen  Erhebungen  vorgegangen  ist,  und  es  kann 
deshalb  vielen  Zahlen  der  Tabelle  ein  Werth  nicht  beigelegt  werden. 
Ausserdem  muss  jedem  statistisch  geübten  Auge  auffallen,  dass  es  nur 
2  Jahre  sind,  1820  und  1870,  für  welche  der  Konsum  und  die  Mittel- 
preise (prix  moyens)  zur  Vergleichung  herangezogen  werden,  und  dass 
daraus  die  Preisentwicklung  eines  halben  Jahrhunderts  berechnet  wer- 
den soll. 

Die  Angaben  für  den  Verbrauch  können  ja  nur  bei  den  wenigsten 
Artikeln  auf  positiven  Zahlen  beruhen,  es  sind  zumeist  Schätzungen, 
die,  soweit  sie  überhaupt  Anspruch  auf  Beachtung  verdienen,  ebendes- 
wegen nicht  für  das  einzelne  Jahr  allein,  sondern  für  die  ganze  Zeit- 
periode, welche  jenes  herausgerissene  Jahr  repräseutiren  soll,  Geltung 
haben  können.  Aber  die  Preise,  für  die  man  gewohnt  ist  exakte 
Zahlen  zu  finden  und  zu  verlangen ,  schwanken  doch  sehr  wesentlich  von 
Jahr  zu  Jahr,  namentlich  bei  den  am  meisten  ins  Gewicht  fallenden  Ge- 
treidearten ,  und  da  erscheint  es  sehr  bedenklich  2  einzelne  Jahre  mit 
einander  zu  vergleichen,  und  dann  so  allgemeine  Zahlen  zu  bringen,  wie 
die  Durchschnittspreise  von  je  5  Getreidearten  und  4  Fleischsorten  zu- 
sammengefasst ,  oder  für  die  Sammelbegriffe  „Fische",  „Geflügel",  „Wild", 
„Spirituosen",  —  die  wir  deshalb  z.  Th.  aus  der  Tabelle  weggelassen 
haben  —  ohne  dass  ein  Wort  darüber  gesagt  wird ,  wie  diese  Durch- 
schnitte entstanden  sind,  und  ohne  zu  rekurriren  auf  die  Zahlen,  wie 
sie  in  den  früheren  Aufsätzen  für  die  einzelnen  Gegenstände  angeführt 
wurden. 

Allerdings  müssen  wir  den  Verf.  etwas  in  Schutz  nehmen;  denn  was 
er  hier  mit  prix  moyen  bezeichnet,  hat  er  früher  bereits  als  prix  normal 
zu  vertheidigen  gesucht,  d.  h.  als  einen  Preis,  der  allerdings  nicht  ein- 
fach als  Durchschnitt  eines  längeren  Zeitraumes  rechnerisch  gebildet  ist, 
der  aber  doch  den  faktischen  Verhältnissen  jener  Zeit  entsprechen  soll, 
weil  er  nach  Weglassung  der  extremen  Schwankungen  nach  oben  und 
unten  gefunden  wird. 

Vermuthlich  bezeichnet  unser  Autor  hier  als  Mittelpreis,  was  er  dort 
als  Normalpreis  zu  rechtfertigen  suchte;  aber  auch  dann  halten  wir  die 
Durchschnittspreise  längerer  Zeiträume  doch  für  werthvoller  als  jene  weit 
mehr  auf  der  Willkür  des  Verarbeitenden  beruhenden  Angaben.  Der 
Preis  des  Weizens  wird  z.  B.  in  unserer  Tabelle  mit  0.18  frc.  für  die 
Zeit  um  1820  und  mit  0.22  für  die  um  1870  angegeben,  die  faktischen 
jährlichen  Durchschnittspreise  pro  Hektoliter  waren  aber  für  jene  betref- 
fenden Zeiträume  folgende: 


Kalenderjahr 

Francs 

1811 

20.26 

1812 

26.33 

1813 

33.00 

1814 

22.82 

1815 

17.73 

1816 

19.53 

1817 

28.31 

Kalenderjahr 

Francs 

1818 

36.16 

1819 

24.65 

1820 

18.42 

1821 

19.13 

1822 

17.79 

1823 

15.49 

1824 

17.52 

Mise  c 

lleu. 

lendeijalir 

Francs 

Kalenderjahr 

Francs 

1825 

16.22 

1865 

17.58 

1826 

15.74 

1866 

16.41 

1827 

15.85 

1867 

19.61 

1828 

18.21 

1868 

26.19 

1829 

22.03 

1869 

26.64 

1830 

22.59 

1870 

20.33 

1861 

20.24 

1871 

20.56 

1862 

24.55 

1872 

25.65 

1863 

23.24 

1873 

23.15 

1864 

19.78 

173 


Der  zehnjährige  Durchschnittspreis  würde  also  sein: 

1811—1820     24  fr.  72, 

1821  —  1830      18  „    05, 

1861  —  1870  21  „  46. 
Nun  war  allerdings  das  Jahrzehnt  1811—20  ein  anormales,  nament- 
lich während  der  Kriegszeit,  aber  die  20er  Jahre  waren  ebenso  abnorm 
billige,  und  es  muss  immer  sehr  willkürlich  erscheinen  für  die  Zeit  um 
1820  den  niedrigen  Preis  des  folgenden  Jahrzehnts  zu  wählen,  für  die 
Zeit  um  1870  aber  den  verhältnissraässig  hohen  Preis,  wie  er  etwa  aus 
dem  Durchschnitt  der  letzten  6  Jahre  resultirt.  Wir  glauben  deshalb 
auch,  dass  der  Verf  das  viele,  werthvolle  Material,  was  er  für  die  Preise 
der  hauptsächlichsten  Nahrungsmittel  den  Berichten  der  Hospitäler  ent- 
lehnt, weit  besser  und  übersichtlicher  würde  verwerthet  haben,  wenn  er 
aus  grösseren  Zeitabschnitten  Durchschnittspreise  berechnet  und  darauf 
seine  Resultate  gegründet  hätte;  denn  so  machen  seine  Schlüsse,  die  er 
aus  den  langen  Zahlenreihen  zieht,  stets  den  Eindruck,  als  wenn  sie  all- 
zusehr auf  willkürlicher  Schätzung  beruhten  und  nicht  klar  genug  die 
faktischen  Verhältnisse  wiederspiegelten. 

Wir  unterlassen  es,  noch  spezielle  Zahlen  über  die  Preise  und  den 
Konsum  einzelner  Waaren  zu  geben,  ein  ungefähres  Bild  davon  giebt  ja 
bereits  die  oben  angeführte  Tabelle,  und  von  Genauigkeit  namentlich  der 
Zahlen  für  den  Verbrauch  könnte  ja  nur  bei  wenigen  Gegenständen  die 
Rede  sein,  die,  wie  die  Kolonialwaaren  ausschliesslich  durch  den  inter- 
nationalen Handel  bezogen  werden ,  und  deren  Quantität  bei  der  Einfuhr 
an  der  Zollgrenze  ermittelt  wird,  oder  bei  wenigen  inländischen  Pro- 
dukten, die  einer  besonderen  Steuer  und  deshalb  einer  Kontrolle  seitens 
der  Regierung  unterliegen.  Die  vielfachen  anderen  Angaben,  die  der 
Verfasser  über  den  allmählig  wachsenden  Verbrauch  an  Brodfrüchten,  an 
Fleisch  etc.  bringt,  machen  doch  zu  sehr  den  Eindruck  blosser  Konjektur, 
und  können,  obwohl  oder  gerade  weil  sie  vielfach  auf  der  amtlichen  en- 
quete  agricole  beruhen,  zu  wenig  Anspruch  auf  Sicherheit  machen,  als 
dass  ihre  detaillirte  Wiedergabe  hier  am  Platze  wäre. 

2.     Bekleidungsgegenstände. 
Wir  haben  gesehen,  dass  sich  die  Ausgaben  für  die  hauptsächlichsten 
Nahrungsmittel  nach  Annahme  des  Verf.'s  in  50  Jahren  beinahe  verdoppelt 
haben,   dass    aber   ein  sehr   erheblicher  Mehrverbrauch    die  Hälfte   dieser 
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Mehrausgabc  in  Auspruch  nimmt.  Noch  erfreulicher  sind  die  Resultate 
betreffs  der  Bekleidungsgegenstände;  denn  hier  sind  die  Preise,  statt  in 
die  Höhe  zu  gehen,  nicht  unbeträchtlich  gefallen,  und  wenn  trotzdem 
die  jetzige  Generation  mehr  Geld  für  ihre  Kleidung  aasgiebt  als  früher, 
so  geschieht  das  einfach,  weil  man  sich  heutzutage  unendlich  besser  kleidet 
als  in  früherer  Zeit. 

Der  Verf.  unternimmt  es  ein  Bild  der  Bedürfnisslosigkeit  früherer 
Zeiten  zu  entwerfen.  Im  Mittelalter,  wo  die  Verbote  gegen  den  Kleider- 
luxus eine  so  grosse  Eolle  spielten,  war  das  eigentliche  Volk  sehr  er- 
bärmlich gekleidet,  und  auch  bei  den  höheren  und  höchsten  Ständen  war 
der  Eeichthum  an  Kleidern  nur  äusserer  Schein.  Es  ist  bekannt,  „dass  im 
15.  Jahrhundert  die  Gemahlin  Karls  des  7.  den  Neid  ihrer  Hofdamen  er- 
regte, weil  sie  zwei  leinene  Hemden  besass",  und  dass  die  Edelleute  es  sehr 
natürlich  fanden  ihre  Kockärmel  die  Stelle  unserer  heutigen  Taschentücher 
vertreten  zu  lassen.  Selbst  noch  im  vorigen  Jahrhundert  waren  bei  den 
arbeitenden  Klassen,  der  grossen  Mehrheit  der  Bevölkerung,  Betten  und 
Bettüberzüge  fast  unbekannt  und  Tischtücher  und  dergleichen ,  die  heute 
überall  üblich  sind,   galten  als  Luxusgegenstände. 

Wie  ganz  anders  jetzt!  Wie  unendlich  sind  die  Ansprüche  der  Be- 
völkerung gestiegen  und  wie  gross  sind  die  Mengen  gewebter  und  ge- 
wirkter Stoffe,  die  heutzutage  konsumirt  werden!  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffe ermöglichen  es  die  Eohstoffe  aus  weiter  Ferne  in  reichlichen 
Mengen  herbeizuschaffen,  mechanische  Webstühle,  grossartige  Spinnma- 
schinen gestatten  eine  in's  Fabelhafte  gestiegene  Produktion  von  Stoffen 
aller  Art ,  und  die  Nähmaschine  hilft  schliesslich  die  fertigen  Stoffe  zum 
Konsum  zu  vollenden ,  so  dass  sie  zu  relativ  billigen  Preisen  und  viel- 
fach in  besserer  Qualität  als  früher  selbst  den  unteren  Volksklassen  reich- 
lich zugänglich  sind.  —  Unser  Autor  hat  es,  wie  er  selbst  sagt,  mit 
grosser  Mühe  versucht,  festzustellen,  wie  viel  in  verschiedenen  Zeiten  die 
durchschnittliche  Ausgabe  pro  Kopf  der  Bevölkerung  für  Bekleidungs- 
gegenstände aller  Art  gewesen  ist,  und  bringt  auch  Zahlen,  für  deren 
annähernde  Eichtigkeit  er  glaubt  einstehen  zu  können.  Wir  wagen  es 
aber  nicht,  sie  hier  wiederzugeben,  weil  sie  trotz  der  Versicherungen 
des  Verfassers  auf  zu  unsicheren  Füssen  stehen  müssen  und  gar  nicht 
abzusehen  ist,  wie  er  für  den  Verbrauch  au  wollenen  oder  leinenen 
Stoffen  sogar  bis  in's  vorige  Jahrhundert  hinein  auch  nur  leidlich  brauch- 
bare Zahlen  sich  verschaffen  will.  Für  Baumwolle  und  Seide  Hesse  sich 
ja  aus  dem  Produkt  der  eingeführten  resp.  produzirten  Quantitäten  mit 
den  Durchschnittspreisen  vielleicht  eine  derartige  Zahl  berechnen,  aber 
auch  sie  würde  nur  als  eine  sehr  anfechtbare  Schätzung  anzusehen  sein. 
Wir  bemerken  daher  nur  im  Allgemeinen,  dass  Foville  die  Gesammtaus- 
gabe  eines  Individuums  für  Bekleidungsgegenstände  in  Frankreich  1788 
auf  27  fr.  schätzt,  im  Jahre  1812  auf  28  fr.,  1850  auf  31  und  1870— 
75  auf  50  fr.  Danach  würde  sich  also  die  Ausgabe  seit  50  Jahren 
beinahe  verdoppelt  haben,  und  da  die  Preise,  in  ihrer  Gesammtheit  be- 
trachtet, sich  um  mehr  als  die  Hälfte  vermindert  haben,  so  würde  sich 
der  Verbrauch  beinahe  vervierfacht  haben. 

Damit  scheint  sehr  viel  gesagt  zu  sein,  aber  es  ist  vielleicht  nicht 
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ZU  viel  gesagt,  wenn  man  bedenkt,  wie  unendliche  Massen  von  Geweben 
gegenwärtig,  abgesehen  von  der  reichlicheren  Bekleidung  —  in  Industrie, 
Handel  und  Laudwirthschaft  verbraucht  werden,  und  wie  viele  Stoffe  jetzt 
als  nothwendige  Bestaudtheile  des  Hauswesens  angesehen  werden  z.  B. 
Fenstervorhäuge,  Teppiche,  Tischgedecke,  Möbel-  und  Bettüberzüge  etc., 
von  denen  früher  in  den  Häusern  der  mittleren  und  niederen  Volksklassen 
kaum  die  Bede  war. 

Nach  diesen  allgemeinen  Betrachtungen  glauben  wir  verpflichtet  zu 
sein,  noch  einige  positive  Zahlen  über  die  Steigerung  des  Konsums  der 
einzelnen  Spinnstoffe  und  die  Gestaltung  ihrer  Preise  zu  bringen.  Leider 
sind  die  Angaben  des  Verf.  nicht  sehr  vollständig  und  manche  Vorwürfe, 
die  wir  den  früheren  Zahlen  gemacht  haben,  würden  liier  zu  wiederholen 
sein.  Wir  unterlassen  das  hier  und  wälilen  nur  solche  Zahlen  aus,  die 
nach  den  Motivirungen  des  Textes  Anspruch  auf  einige  Genauigkeit  machen 
können,  und  werden  versuchen,  wo  es  möglich  ist,  aus  längeren  Zahlen- 
reihen die  Durchschnitte  mehrerer  Jahre  zu  berechnen  und  nur  diese  hier 
vorzuführen. 

Wir  beginnen  mit  den  Rohstoffen,  um  später  einige  Daten  über  die 
Halb-  und  Ganzfabrikate  zu  bringen. 

Die  Produktion  von  Lein  betrug  in  Frankreich  nach  der  offiziellen 
Statistik: 

1840     36,875,000  Kilogr. 
1852      33,650,000 
1862      52,311,000 
1871      41,697,000       „ 
sie  ist  also,  wenn  man  nicht  das  Jahr  1871   als  ein  anormales  betrachten 
muss,    in  den    letzten   30   Jahren  nicht    wesentlich    verändert,    wenigstens 
in    allerletzter    Zeit    beinahe    wieder    zum  Ausgangspunkte    zurückgekehrt. 
Wesentlich  anders  gestalten    sich  die  Zahlen  für  den  Import.      Er  betrug 
ungefähr : 

1827—36  ca.         300,000  Kilo  jährlich 
um   1850     „     20,000,000     „  „ 

1870—73     „     60,000,000     „ 
Der  gesamrate  Verbrauch  Frankreichs  an  Flachs  würde  also,   da  der  Ex- 
port minimal  ist,  im  Jahre   1840   etwa  40   Millionen  Kilogramm  betragen 
haben   und   betrug   im  Anfange    dieses  Jahrzehnts   etwa  2^/2  mal    so  viel 
c.   100  Millionen  Kilogr. 

In  ganz  ähnlicher  Weise  hat  sich  der  Verbrauch  der  rohen  Baum- 
wolle gesteigert,  denn  er  war  jährlich 

1817—26  21.7  Millionen  Kilogr. 
1827—36  33.5 
,  1837—46  56.3 
1847—56  65.2 
1857—66  84.5 
1861—65  73 
1866—70  112.5 
1871—73  101.5 
Der  Konsum  hat  sich  also  seit  Anfang   der  20er  Jahre  beinahe  ver- 
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fünffacht,    seit  den  30er  Jahren  verdreifacht,    und  ist  seitdem  von  etwas 
über  2/3  Kilo  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  3  Kilo  gestiegen. 

Für  den  Verbrauch  an  Schafwolle  müssen  wir  uns  zunächst ,  wie 
beim  Flachs  auf  ziemlich  unsichere  Schätzungen  über  die  inländische  Pro- 
duktion stützen.     Sie  betrug 

um   1812  circa    37,900,000  Kilo 
„     1821       „       46,400,000     „ 
1862—66       „       60,000,000     „ 
hätte  sich  also  hiernach  trotz  der  nicht  unerheblichen  Verminderung  der 
Zahl  der  Schafe  (35  Millionen  im  Jahre  1812,    30,3  Mill.   1866   und  24,7 
Millionen  1872)  durch  rationellere  Züchtung  ziemlich  bedeutend  vermehrt, 
macht  aber  doch  in  neuster  Zeit  nur  die  Hälfte  aus  von  der  Menge,  die 
zur    Verarbeitung    vom    Auslande    importirt    wird;     denn    der    Import    an 
Wolle  ergiebt  folgende  Durchschnittszahlen: 

1815—19  5,400,000  Kilogr. 

1820—22  7,000,000       „ 

1823—26  4,680,000        „ 

1827—36  8,450,000 

1837—46        17,358,000       „ 
1847  —  56        24,005,000        „ 
1857—60        41,264,000        „ 
1861—65        60,733,000 
1866—70       97,374,800       „ 
1871—74     111,955,240       „ 
Der   gesammte   Wollverbrauch   Frankreichs   zur   inländischen    Fabri- 
kation hat  sich  also  im  Lauf  der  letzten   50  Jahre  mehr  als  verdreifacht. 
Neben  den  3  bereits  angeführten  Eohstoffen  zur  Erzeugung  von  Ma- 
nufakturwaaren    ist   für    Frankreichs    Wohlstand    noch   besonders    wichtig 
die   Seidenindustrie,    wegen   der    nicht    unbedeutenden    inländischen   Pro- 
duktion an  Rohseide   und    der   enormen  Verarbeitung   ausländischen  Roh- 
stoffes.    Die  eigene  Erzeugung  Frankreichs  an  Rohseide  hat  seit  den  50er 
Jahren,   wo    sie  ihren  Höhepunkt  erreichte,   in  Folge    der  Krankheit  der 
Seidenraupen    sehr   erheblich  nachgelassen  und    ist   im  Wesentlichen    eine 
sehr  schwankende,  wir  geben  im  Folgenden  die  Zahlen  dafür  wieder,  um- 
gerechnet  auf  Rohseide    (nach  dem  Verhältniss   1  Kilogr.  Kokons   =  65 
Gramm.  Rohseide),  um  sie  mit  der  Einfuhr  leichter  vergleichen  zu  können. 
Die  Produktion  war  nach  den  amtlichen  Ausweisen: 
1760—80        429,000  Kilogr. 
1801—07         273,000 
1808—20         335,000 
1821—30         702,000 
1831—40        747,000 
1841—45      1,137,000 
1846  —  55      1,542,000 
1856—60         637,000 
1861—65         520,000 
1866—70         773,000 
1871—73        617,000 
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Viel  bedeutsamer  für  die  französische  Seidenindustrie  ist  die  Zufuhr 
von  aussen,  welche  namentlich  seit  dem  Rückgänge  der  eigenen  Produk- 
tion grossartige  Dimensionen  angenommen  hat.  Sie  betrug  im  Durch- 
schnitt der  Jahre: 

1827—36  jährlich      630,000  Kilo 

1837—46    „    1,015,000  „ 

1847  —  56    „    1,925,000  „ 

1857—66    „    3,295,000  „ 

1867—69    „    4,063,000  „ 

1871—73  „  4,200,000  „ 
1874  „  6,600,000  „ 
Leider  giebt  der  Verfasser  keine  genaueren  Zahlen  über  die  Ausfuhr  von 
Eohseide,  sie  ist  aber  sehr  erheblich  und  bezifferte  sich  in  den  Jahren 
1871—73  auf  850,000  Kilo,  1874  ausnahmsweise  auf  2,500,000.  Immer- 
hin verarbeitet  Frankreich  jetzt  über  4  Millionen  Kilo  Eohseide,  das  ist 
etwa  das  Dreifache  von  dem,  was  vor  50  Jahren  verbraucht  wurde. 

Wir  haben  all  diese  Zahlen  für  den  Verbrauch  Frankreichs  an  Spinn- 
stoffen angeführt,  weil  sie  den  besten  Anhalt  gewähren,  den  grossartigen 
Aufschwung  zu  beurtheilen,  den  seine  Manufakturwaarenindustrie  seit  einem 
halben  Jahrhundert  genommen  hat,  es  würde  uns  aber  zu  weit  führen, 
wollten  wir  daran  noch  Zahlen  anreihen  darüber,  wie  die  Aus-  und  Ein- 
fuhr von  Garnen  und  fertigen  Stoffen  diese  Quantitäten  zu  Gunsten  des 
schliesslichen  Konsums  an  Kleiderstoffen  modifizirt  hat;  wir  haben  schon 
oben  darauf  hingewiesen,  in  welcher  Weise  sich  ungefähr  der  Konsum 
entwickelt  hat,  und  begnügen  uns  damit  noch  wenige  Notizen  über  die 
Preisentwicklung  beizufügen. 

Es  ist  aber  für  die  Rohstoffe  nicht  minder  wie  für  die  Halb-  und 
Ganzfabrikate  äusserst  schwierig  allgemeine  Durchschnittspreise  zu  be- 
rechnen, da  die  Qualität  und  mit  ihr  der  Preis  so  wesentlich  verschieden 
ist,  dass  eigentlich  von  einem  Durchschnittspreise  für  Wolle  oder  Baum- 
wolle etc.  kaum  gesprochen  werden  kann.  All  die  Zahlen,  die  unser 
Autor  bringt,  sind  daher,  wie  er  selber  betont,  mit  Vorsicht  aufzunehmen 
und  können  nur  dazu  dienen ,  ein  ungefähres  Bild  der  Preisentwicklung 
wiederzuspiegeln. 

Die  „commission  des  valeurs"  schätzte  beim  Import  den  Preis  für  1  Kilo 
Flachs  und  Hanf  folgendermaassen : 


roher  Flachs 

roher  Hanf 

Francs 

Francs 

1820 

0.90 

0.80 

1826 

1.00 

0.65 

1847 

1.25 

0.70 

1850 

1.00 

0.75 

Baumwoll- 
krisis 

1856 
1862—66 

1.35 
1.91 

0.98 
0.92 

1869 

1.77 

0.90 

1871—73 

1.46 

1.08 

laumwolle 

geben    wir 

eine 

interessante   Zusammenstellung 

Für 
Auszuge  wieder,  über  die  Preise  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
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und  in  Frankreich. 
Baumwolle 


Danach  war  der  Durchschnittspreis  von   1  Kilo  roher 


in  den  in 

Verein.   Staaten     Frankreich 
Francs  Francs 


1820  0.80  3.87 

1830  1.09  2.22 

1840  0.93  1.92 

1849  0.65  1.30 

1851—60  1.17  1.70 

1862—66  5.21  4.05 

1867—73  1.87  2.40 

Für  Schafwolle  glauben  wir  am  besten  zu  thuu  die  Preisuotizen 
aus  Elbeuf,  dem  Hauptproduktiousorte  für  Wollwaaren,  hier  anzuführen, 
da  die  an  der  Zollgrenze  für  importirte  Wolle  erhobenen  Zahlen  zu 
lückenhaft  sind.  Danach  kostete  in  Elbeuf  1  Kilo  ungewaschene  Wolle 
im  Durchschnitt: 


1832 

—40 

2.18 

Francs. 

1841 

—  50 

1.84 

» 

1851 

—60 

2.22 

)> 

186] 

—66 

2.01 

>> 

186^ 

'—70 

1.56 

}> 

Für  Seide    bringen    wir 

neben 

einan 

der   die  Preise    für  1  Kilo    rohe 

Kokons  und   1   Kilo  Rohseide 

,    um 

zuglei 

ch    auf    die    verschiedene    Preis- 

entwicklung    des    ursprünglichen    Rohmaterials    und    der    ersten    Verarbei- 

tungsstufe aufmerksam  zu  m< 

ichen. 

Kokons 

Rohseide 

1821—30 

4.10  Francs 

47  Francs 

1831—40 

3.71 

» 

50       „ 

1846—52 

3.79 

)> 

56       „ 

1856—60 

7.13 

» 

65        „ 

1860—65 

6.40 

)> 

62.73        „ 

1866—70 

6.98 

>) 

76.30        „ 

1871—73 

5.61 

>> 

76       „ 

Ueberblicken  wir   noch 

einmal 

die  Preisentwicklung   der   hauptsäch- 

liebsten    rohen    Spinnstoffe, 

so    erg 

iebt    sich,    dass    nur    die    dem    Luxus- 

konsum  dienende  Seide  erheblich  im  Preise  gestiegen  ist,  während  alle 
übrigen  seit  20  Jahren  nur  unwesentliche  Veränderungen  im  Preise  er- 
litten haben,  man  darf  wohl  mit  einiger  Bestimmtheit  sagen,  wegen  der 
grossartigen  Ausbildung  unseres  jetzigen  Verkehrswesens ,  welches  uns 
gestattet  aus  immer  weiterer  Ferne  und  mit  geringeren  Transportkosten 
die  Rohprodukte  zu  beziehen,  die  wir  auf  dem  heimischen  Boden  ent- 
weder gar  nicht  oder  nur  mit  wachsenden  Produktionskosten  in  ausrei- 
chender Menge  gewinnen  könnten. 

Aber  man  darf  nicht  vergessen,  dass  sich  manches  „wenn"  und 
„aber"  gegen  die  oben  angeführten  Durchschnittszahlen  vorbringen  lässt, 
weil  sie  eben  alle  verschiedenartigen  Qualitäten  enthalten  und  ebensowohl 
durch  eine  allmählige  Verbesserung  oder  Verschlechterung  der  gerade 
gangbarsten  Sorten,    oder   durch  ein  Ueberwiegen    der   besseren    oder  ge- 
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ringereu  Qualität  beim  Gesammtverbrauch  die  Differenz  uacli  oben  oder 
unten  bedingt  sein  kann  ,  während  sie  in  jenen  Zahlen  als  Ausdruck  einer 
einfachen  Preisveränderung  erscheint. 

Wir  haben  schliesslich  noch  wenige  Worte  über  die  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate, über  die  Garne  und  Gewebe  zu  sagen.  Wenn  man  bedenkt, 
wie  gewaltig  der  Aufschwung  und  die  technische  Vervollkommnung  der 
Fabrikation  grade  in  dem  für  uns  in  Eede  stehenden  Zeitraum  gewesen 
ist,  wie  grade  in  ihm  durch  die  Einführung  der  Dampfkraft,  durch  die 
Aufstellung  der  grossen  Spinnmaschinen  und  der  mechanischen  Webstühle 
die  Produktionsmengen  sich  beinahe  in's  Unglaubliche  gesteigert  haben, 
so  erscheint  es  von  vornherein  klar,  dass  diese  enorme  Vermehrung  des 
Angebotes  billigere  Preise  zur  Folge  gehabt  haben  muss.  Und  so  ist  es 
in  der  That.  Die  Vervollkommnung  der  Produktion  führt  zu  Garn-  und 
Zeugpreisen ,  die  sich  scheinbar  von  den  Preisen  der  Rohstoffe  emanzipirt 
haben  und  zwar  um  so  mehr,  eine  je  höhere  Stufe  der  Verarbeitung  die 
Stoffe  einnehmen,  je  mehr  Arbeitskraft  sie  zu  ihrer  Herstellung  erfordern. 

Leider  ist  es  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Fabrikate  und  den  nach 
der  Güte  und  Beschaffenheit  der  Waare  sehr  erheblich  schwankenden 
Preisen  fast  unmöglich  nur  einigermaassen  richtige  Durchschnittspreise 
aufzustellen.  Unser  Autor  versucht  es  mit  aller  Vorsicht  trotzdem  einige 
Anhalte  für  die  Preisentwicklung  in  Durchschnittszahlen  zu  geben,  denen 
wir  im  Auszuge  die  folgenden  entnehmen. 

1  Kilo  einfaches  rohes  Garn  kostete: 


Fr. 


aus 

aus 

aus 

Flachs  oder  Hanf 

Baumwolle 

Wolle 

1826 

5.0    Fr. 

8.0     Fr. 

16.25   ] 

1847  —  50 

4.21    „ 

3.39     „ 

12.73 

1851—55 

4.24    „ 

3.45    „ 

12.59 

1856—60 

3.90    „ 

3.67    „ 

12.00 

1861—66 

4.33    „ 

6.13    „ 

14.12 

1867—70 

2.74    „ 

5.28    „ 

12.11 

1871—73 

2.87    „ 

5.43    „ 

10.50 

Das  sind  Zahlen  für  den  Werth  der  exportirten  Garne  an  der  Zoll- 
grenze aufgestellt,  sie  geben  aber  nach  der  Ansicht  unseres  Verfassers 
kein  genaues  Bild  für  die  Preisverminderung,  weil,  wie  er  an  einzelnen 
Beispielen  zeigt,  die  faktische  Verbilligung  der  letzten  Zeit  noch  grösser 
gewesen  ist.  —  Wir  unterlassen  es  auch  für  die  fertigen  Waaren  noch 
besondere  Zahlen  anzuführen,  da  diejenigen,  welche  Foville  bringt,  aus 
der  offiziellen  Statistik  des  auswärtigen  Handels,  doch  zuwenig  Anspruch 
auf  Richtigkeit  und  Genauigkeit  machen  können,  weil  sie  die  faktischen 
Werthe  der  Jetztzeit  mit  den  „offiziellen"  Werthen  früherer  Zeiten  ver- 
gleichen. Aber  das  Gesammtergebniss  dieser  Zahlenbeispiele  wird  man 
wohl  acceptiren  können  und  sagen,  dass  die  meisten  wollenen,  baum- 
wollenen und  leinenen  Stoffe  um  mehr  als  die  Hälfte  im  Preise  gesunken 
sind,  dass  die  seidenen  Stoffe  etwa  im  Preise  gleich  geblieben  sind,  wäh- 
rend einzelne  feine  Seidenzeuge  um   100  «/q   gestiegen,    andere  aber  auch 

um  40  <*/()   gefallen  sind. 

(Fortsetzung  folgt.) 
Halle  im  Januar  1878.  Dr.  H.  P  aas  che. 
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III. 
Ueber  den  Einfluss  des  Alters  der  Eltern  auf  das  Geschlecht  der 
Neugeborenen;    dargelegt    aus   der   Bevölkerung    Norwegens    in    den 
Jahren   1872  und   1873.     Von  L.  Francke. 

Der  Einfluss  des  Alters  der  Eltern  auf  das  Geschlecht  ihrer  Kinder 
ist  bereits  einmal  im  vorigen  Jahrgange  dieser  Jahrbücher  seitens  des 
Verfassers  zum  Gegenstande  einer  Untersuchung  gemacht  worden.  Es 
wurden  dazu  die  Erhebungen  Norwegens  über  das  Alter  der  Eltern  bei 
der  Geburt  der  Kinder  in  den  Jahren  1870  und  1871  benutzt.  Diese 
Untersuchung  führte  zu  dem  Ergebniss,  dass  das  Alter  der  Eltern  weder 
in  absoluter  noch  in  relativer  Hinsicht  eine  Einwirkung  auf  das  Geschlecht 
der  Neugeborenen  ausübe;  ausserdem  wurde  die  bisher  vielseitig  aner- 
kannte von  Hofacker  und  Sadler  aufgestellte  Hypothese,  welche  den  Ueber- 
schuss  der  männlichen  Geburten  durch  das  verhältnissmässig  höhere  Alter 
des  Vaters  begründet  glaubte,  durch  dieselbe  keineswegs  bestätigt. 

Durch  die  in  den  Jahren  1872  und  1873  mit  derselben  Gründlich- 
keit wie  im  Jahre  1871  in  Norwegen  fortgesetzten  Erhebungen  über  den- 
selben Gegenstand  ist  das  sehr  spärlich  fliessende  Material  zur  Erörterung 
jenes  Einflusses  wiederum  wesentlich  bereichert  worden.  Um  daher  jede 
Gelegenheit  zur  Aufklärung  dieser  interessanten  Frage  zu  benutzen,  sollen 
in  Nachstehendem  die  seitens  des  Norwegischen  statistischen  Bureau's  ver- 
öffentlichten Erhebungen  aus  den  genannten  beiden  Jahren  einer  näheren 
Prüfung  unterzogen  werden. 

Nach  der  „Norges  officielle  Statistik  udgiven  i  aaret  1876  und  1877, 
C  Nr.  1"  fanden  in  Norwegen  im  Jahre  1872  überhaupt  54335  Geburten 
(wovon  2064  todt  Geborene)  und  im  Jahre  1873  55032  Geburten  (wovon 
2051  todt  Geborene)  statt;  das  Alter  beider  Eltern  ist  dagegen  im  Jahre 
1872  nur  für  38390  und  im  Jahre  1873  nur  für  43873  Neugeborene  be- 
kannt geworden,  wobei  die  todt  Geborenen  nicht  berücksichtigt  worden 
sind.  Eine  dort  durchgeführte  Scheidung  in  eheliche  und  uneheliche 
Kinder  konnte  für  die  vorliegende  Untersuchung  unberücksichtigt  bleiben. 

Im  Ganzen  stehn  also  aus  beiden  Jahren  82263  beobachtete  Fälle 
zu  Gebote,  welche  sich  in  41994  Kinder  männlichen  und  40269  Kinder 
weiblichen  Geschlechts  scheiden  und  eine  Sexualproportion  von  104,28 
repräsentiren ,  d.  h.  es  sind  in  Norwegen  in  den  Jahren  1872  und  1873 
zusammen  auf  100  Mädchen  durchschnittlich  104,28  Knaben  geboren 
worden. 

Diese  Verhältnisszahl  bleibt  gegen  die  als  das  gewöhnliche  Mittel 
von  "Wappäus  erforschte  Ziffer  106,31  nicht  unwesentlich  zurück,  sie 
stellt  aber  gleichwohl  das  in  Norwegen  in  jenen  beiden  Jahren  bei  sämmt- 
lichen  lebend  Geboreneu  statt  gehabte  Verhältniss  mit  hinreichender  Ge- 
nauigkeit dar.  Es  waren  nämlich  von  den  in  beiden  Jahren  überhaupt 
lebend  Geborenen  105252  Kindern  53676  männlichen  und  51576  weib- 
lichen Geschlechts,  das  ergiebt  eine  Sexualproportion  von  104,07,  also 
eine  noch  um  0,21  kleinere  als  die  für  die  beobachteten  Fälle  ermittelte; 
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die  Differenz  ist  gleichwolil  so  gering,  dass  sie  kein  Bedenken  gegen   die 
in   Betreff  des  Alters  der  Eltern   beobachteten   Fälle  erwecken   kann. 

Auch  im  Einzelnen  bleibt  die  l'roportionalzalil  für  Xorwegeu  ziemlich 
konstant,  denn  die  im  Jahre  1872  beobachteten  38390  Fälle  scheiden  sicli 
in  19634  Kinder  männlichen  und  18756  Kinder  weiblichen  Geschlechts 
und  ergeben  eine  Sexualproportion  von  104,68,  während  sich  für  aämmt- 
liche  in  diesem  Jahre  lebend  geborenen  52271  Kinder  eine  Sexualpropor- 
tion von  104,42  berechnet.  Die  beobachteten  Fälle  vom  Jalire  1873  an 
Zahl  43873  lebend  geborene  Kinder,  von  denen  22360  männlichen  und 
21513  weiblichen  Geschlechts,  ergeben  eine  Sexualproportion  von  103,94, 
sämmtliche  in  diesem  Jahre  52981  lebend  geborene  Kinder  aber  eine 
solche  von  103,73.  Die  unbedeutenden  Differenzen  beweisen  genügend, 
dass  die  Beobachtungen  mit  grosser  Sorgfalt  und  Zuverlässigkeit  ausge- 
führt wurden.  Leider  sind  die  todt  Geborenen  nicht  berücksichtigt,  iudess 
ist  ihre  Anzahl  von  4115  Fällen  oder  3,76 '\',j  aller  Geborenen  so  gering, 
dass  sie  ohne  Nachtheil  ausser  Betracht  bleiben  können. 

Tabelle  I  stellt  nun  sämmtliche  Fälle,  für  welche  in  den  beiden 
Jahren  1872  und  1873  das  Alter  beider  Eltern  erforscht  ist,  zusammen. 
Die  die  Elternpaare  bildenden  Männer  und  Frauen  sind  dabei  nach  fünf- 
jährigen Altersklassen  geordnet.  Tabelle  II  berechnet  aus  diesen  Angaben 
die  Sexualproporti oneu,  dabei  sind  die  fün^ährigen  Altersklassen  der 
Männer  in  soweit  reduzirt,  als  die  über  60  Jahre  alten  Männer  wegen  der 
geringen  Anzahl  der  aus  diesen  Jahren  vorliegenden  Fälle  in  eine  Klasse 
zusammengefasst  wurden ;  ausserdem  sind  in  dieser  wie  in  den  folgenden 
Tabellen  alle  diejenigen  Sexualproportionen,  welche  aus  10  oder  weniger 
Daten  entstanden ,  als  nicht  verwendbar  fortgelassen  und  die  aus  weniger 
als  100  oder  nur  unbedeutend  mehr  entsprungenen  eingeklammert  worden. 
Aus  diesen  Yerhältnisszahlen  müsste  sich  demnach,  wenn  überhaupt  ein 
Einfluss  des  absoluten  oder  relativen  Alters  der  Eltern  auf  das  Geschlecht 
der  Kinder  vorhanden  ist,  dieser  nachweisen  lassen. 

Was  zunächst  das  absolute  Alter  beider  Eltern  anlangt,  so  zeigt  Ta- 
belle II,  wenn  man  die  eingeklammerten  Ziffern,  wegen  der  zu  unbedeu- 
tenden Anzahl  von  Fällen  aus  welchen  sie  hervorgegangen,  ausser  Acht 
lässt,  die  höchste  Yerhältnisszahl  bei  einer  Kombination  von  Männern  im 
Alter  von  45  —  50  Jahren  mit  Frauen  im  Alter  von  20 — 25  Jahren,  die 
niedrigste  dagegen  bei  einer  Kombination  von  Männern  im  Alter  von 
55—60  Jahren  mit  Frauen  von  30 — 35  Jahren.  Die  beiden  extremen 
Verhältnisszalilen  erscheinen  hier  also  bei  Ehen,  in  denen  der  Mann  je- 
desmal 25  Jahre  älter  als  die  Frau  ist,  dabei  tritt  die  grössere  in  dem 
Falle  auf,  wo  der  Mann  im  absteigenden  die  Frau  dagegen  im  aufstei- 
genden Aste  der  kräftigsten  Lebensjahre  sich  bewegt,  während  die  nie- 
drigste da  auftritt,  wo  das  Alter  des  Täters  bereits  dem  Greisenalter  sich 
nähert,  während  die  Mutter  im  Kulminationspunkte  ihrer  kräftigsten  Jahre 
sich  befindet.  Da  aber  beide  Erscheinungen  offenbar  nicht  als  normale 
angesehen  werden  können  und  wie  Tabelle  I  lehrt  nur  einer  geringen 
Anzahl  von  Fällen  ihren  Ursprung  verdanken,  so  ist  die  Thatsache,  die 
sie  ausdrücken,  für  die  vorliegende  Untersuchung  von  keinem  Werthe. 
Im  Uebrigen  schwanken  die  Verhältnisszalilen  der  einzelnen  Kubriken 
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dieser  Tabelle  sowohl  horizontal  als  vertikal  so  regellos  hin  und  her,  dass 
irgend  eine  Gesetzmässigkeit  aus  ihnen  nicht  abgeleitet  werden  kann; 
allenfalls  könnte  in  der  vertikalen  Summenspalte  eine  solche  insofern  an- 
gedeutet erscheinen ,  als  hier  mit  Ausserachtlassuug  der  aus  ganz  abnormen 
Verhältnissen  hervorgegangenen  Ziffer  122,86  für  das  Alter  der  Männer 
unter  20  Jahren,  die  beiden  demnächst  höchsten  Sexualproportionen  den 
hervorragendsten  Einfluss  auf  den  Ueberschuss  der  Knabengeburten  bei 
Männern  im  Alter  von  25  —  30  und  30 — 35  Jahren  erkennen  lassen. 
Aus  der  horizontalen  Summenspalte  dagegen  lässt  sich  die  vorherrschende 
Einwirkung  irgend  einer  Altersklasse  der  Frauen  nirgends  konstatiren, 
da  die  einzelnen  Ziffern  hier  ohne  jedes  rationelle  Gesetz  folgen.  Selbst 
aus  der  höchsten  Verhältnisszahl  108,40  darf  ein  besonders  hoher  Einfluss 
der  Frauen  im  Alter  von  45 — 50  Jahren  auf  die  Knabengeburten  wegen 
der  grossen  Differenzen  zwischen  den  einzelnen  Verhältnisszahlen  dieser 
Spalte  keineswegs  gefolgert  werden. 

TJm  durch  eine  engere  Vereinigung  der  Proportionszahlen  eine  mög- 
licherweise deutlichere  Bestätigung  der  in  der  vertikalen  Summenspalte 
der  letzteren  Tabelle  angedeuteten  Erscheinung  zu  erreichen,  ist  Tabelle  III 
aufgestellt.  Wenn  man  hier  wieder  die  eingeklammerten  Verhältniss- 
zahlen wegen  der  zu  geringen  Anzahl  von  Fällen ,  aus  denen  sie  hervor- 
gegangen, unberücksichtigt  lässt,  genügt  allerdings  ein  Blick  auf  die  vei'- 
tikale  Summenspalte  der  Tabelle,  um  von  dem  vor  allen  übrigen  Alters- 
klassen hervorragenden  Einfluss  der  Männer  im  Alter  von  25^35  Jahren 
zu  überzeugen.  Auch  die  höchste  Verhältnisszahl  der  Tabelle  überhaupt 
koustatirt  diese  Thatsache.  Da  letztere  jedoch  unter  der  abnormen  Kom- 
bination der  Männer  im  Alter  von  25  —  35  Jahren  mit  Frauen  von  40  — 
50  Jahren  auftritt,  der  kein  Werth  beigemessen  werden  kann,  im  TJebrigen 
aber  die  einzelnen  Sexualproportionen  für  Eltern,  von  denen  der  Vater 
im  Alter  von  25  —  35  Jahren,  die  Mutter  dagegen  in  einem  beliebigen 
Alter  steht,  von  mehreren  Verhältnisszahlen  der  Tabelle  weit  übertroffen 
werden  und  einen  hervorragenden  Einfluss  der  Männer  dieser  Altersklasse 
keineswegs  durchgehends  erkennen  lassen,  so  ist  ersichtlich  wie  wenig 
Bedeutung  dem  Ergebnisse  beigemessen  werden  muss. 

In  Bezug  auf  den  überwiegenden  Einfluss  irgend  einer  Altersklasse 
der  Frauen  ist  ebensowenig  ein  Resultat  zu  erkennen;  die  Differenzen 
zwischen  den  einzelnen  Verhältiiisszahlen  sind  so  verschieden  gross  und 
theilweise  so  bedeutend,  dass  eine  Gesetzmässigkeit  auch  aus  dieser  Ge- 
genüberstellung vergebens  gesucht  wird. 

Um  nun  den  möglichen  Einfluss  des  relativen  Alters  der  Eltern  zu 
erforschen,  ist  Tabelle  IV  aufgestellt.  Die  zu  Gebote  stehenden  Fälle 
sind  hier  nach  drei  Kategorien  eiugetheilt,  jiämlich  in  solche,  bei  denen 
der  A'ater  älter,  in  solche  bei  denen  der  Vater  jünger  als  die  Mutter  und 
in  solche,  bei  denen  der  Vater  gleich  alt  mit  der  Mutter  ist.  Als  gleich- 
alterig  sind  wie  in  der  erwähnten  ersten  Abhandlung  über  denselben  Ge- 
genstand solche  Eltern  angesehn  worden,  bei  denen  Vater  und  Mutter 
als  in  derselben  Altersgruppe  von  fünf  Jahren  stehend  angegeben  sind, 
unbeschadet  der  in  einer  solchen  Gruppe  noch  möglichen  kleinen  Alters- 
differenzen ,    die    uuberücksichtist    bleiben    können.      Die   geringe   Anzahl 
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der  Fälle  für  das  Alter  beider  Eltern  über  50  Jahre  ist  weggelassen,  weil 
in  der  als  Quelle  benutaten  Norges  officielle  Statistik  das  Alter  der  Frauen 
über   50   Jahre  wie   uatüi'lich  nicht  detaillirt  angegeben   ist. 

Ein  Blick  auf  die  Surameuspalte  der  Tabelle  lehrt  zunächst,  dass  im 
Allgemeinen  der  grösste  Einfluss  auf  die  Knabengeburten  von  solchen 
Eltei*n  ausgeübt  wird,  bei  denen  der  Vater  jünger  als  die  Mutter  ist. 
Allein  die  einzelnen  Verhältnisszahleu  dieser  Rubrik  schwanken  sowohl 
bei  den  verschiedenen  Altersklassen  des  Vaters  als  bei  denjenigen  der 
Mutter  sehr  erheblich  hin  und  her;  einerseits  zeigen  sie  beim  Alter  des 
Vatei's  von  35 — ^40  Jahren  sogar  einen  Ueberschuss  der  Mädchengeburten 
und  daneben  bei  der  nächsten  Altersklasse  desselben  von  40 — 45  Jahren 
einen  sehr  hohen  Ueberschuss  der  Knabengeburten;  andrerseits  ist  beim 
Alter  der  Mutter  von  40 — 45  Jahren  ein  Ueberschuss  der  Mädchenge- 
burten angedeutet  und  daneben  findet  sich  beim  späteren  Alter  der  Mutter 
von  45  —  50  Jahren  sogar  die  höchste  Sexualproportion  der  ganzen  Ta- 
belle. Es  liegt  auf  der  Haud,  dass  bei  so  abnormen  Verhältnissen  auf 
die  in  der  Summenspalte  ausgesprochene  Erscheinung  kein  Gewicht  zu 
legen  ist.  Am  regelmässigsten  treten  noch  die  Verhältnisszahlen  in  der 
mittleren  Spalte  auf  für  Ehen ,  in  denen  Vater  und  Mutter  gleichalterig 
sind,  indem  sie  ausnahmslos  einen  Ueberschuss  von  Knabengeburten  nach- 
weisen; allein  die  Differenz  zwischen  der  grössten  und  kleinsten  Ziffer 
ist  auch  hier  zu  bedeutend,  die  Aufeinanderfolge  der  Ziffern  zu  regellos 
und  deren  Grösse  im  Vergleich  mit  den  übrigen  Ziffern  der  Tabelle  wieder 
zu  gering,  als  dass  daraus  eine  hervorragende  Einwirkung  solcher  Eltern 
als  Gesetz  gefolgert  werden  kann. 

Es  muss  also  auch  aus  den  Erhebungen  Norwegens  in  den  Jahren 
1872  und  1873  geschlossen  werden,  dass  weder  in  absoluter  noch  in  re- 
lativer Hinsicht  das  Alter  der  Eltern  einen  Einfluss  auf  das  Geschlecht 
der  Kinder  ausübt,  und  insbesondere  wird  durch  dieselben  der  Hofacker- 
Sadler'schen  Hypothese  der  Begünstigung  der  Knabeugeburteu  durcli  das 
verhältuissmässig  höhere  Alter  des  Vaters  auf  das  Bestimmteste  wider- 
sprochen. 

Die  Untersuchung  der  vorliegenden  Frage  auf  Grund  der  Erhebungen 
Norwegens  in  den  Jahren  1870  und  1871  in  der  erwähnten  Abhandlung 
im  vorigen  Jahrgange  dieser  Jahrbücher  hatte  zu  demselben  Resultat 
geführt.  Da  indess  zu  jener  Untersuchung  nur  die  im  Jahre  1871  be- 
obachteten 34207  Fälle  als  allein  zuverlässig  benutzt  werden  konnten 
und  auch  für  die  vorliegende  Untersuchung  nur  die  immerhin  geringe 
Summe  von  82263  Fällen  zu  Gebote  steht,  so  soll  schliesslich  noch  ge- 
prüft werden,  ob  durch  Zusammenfassung  der  drei  Jahre  1871,  1872 
und  1873  es  etwa  gelingen  kann  einen  dennoch  vorhandenen  Einfluss 
deutlicher  zu  konstatiren. 

Im  Ganzen  stehen  aus  jenen  3  Jahren  116470  lebend  Geborene  zu 
Gebote,  für  welche  bei  der  Geburt  das  Alter  beider  Eltern  festgestellt 
ist;  dieselben  scheiden  sich  in  59550  männliche  und  56920  weibliche 
und  repräsentiren  eine  Sexualproportion  von  104,62.  Die  Anzahl  sämmt- 
licher  lebend  geborener  Kinder  dagegen  betrug  zusammen  156332,  die- 
selben scheiden  sich  in   79907  männliche  und  76425  weibliche  und  ergeben 
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die  von  der  ersteren  kaum  dift'erireiide  Sexualproportion  104,56;  erstere 
Ziffer  ist  daher  der  fast  absolut  genaue  Ausdruck  des  Sexualverhältnisses 
sämmtlicher  lebend  Geborenen  der  drei  Jahre. 

Die  Tabellen  V  und  VI  sind  für  die  Summe  der  aus  jenen  drei 
Jahren  zu  Gebote  stehenden  Fälle  analog  den  Tabellen  II  bezw.  IV  auf- 
gestellt worden,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  hier  nicht  die  aus 
100  sondern  wegen  der  grösseren  Anzahl  vorhandener  Daten  die  aus  200 
und  unbedeutend  mehr  Fällen  entstandenen  Sexualproportionen  als  zum 
Vei'gleich  mit  den  übrigen  nicht  geeignet  eingeklammert  sind.  In  Ta- 
belle V  erscheint  zunächst  die  höchste  Sexualproportion  bei  einer  Kom- 
bination von  Männern  im  Alter  von  über  60  Jahren  mit  Frauen  von  40 
— 45  Jahren,  die  demnächst  höchste  bei  Männern  im  Alter  von  40 — 45 
Jahren  mit  Frauen  von  20 — 25  Jahren,  die  niedrigste  dagegen  bei  Män- 
nern im  Alter  von  über  60  Jahren  mit  Frauen  von  35- — 40  Jahren;  diese 
abnormen  Erscheinungen  verbunden  mit  der  Thatsache,  dass  die  einzelnen 
Verhältnisszahlen  in  den  vertikalen  wie  horizontalen  Rubriken  ganz  regellos 
und  ohne  jede  Spur  von  Gesetzmässigkeit  sich  neben  einander  stellen, 
lassen  nichts  weniger  als  einen  Einfluss  des  Alters  der  Eltern  auf  das 
Geschlecht  ihrer  Kinder  erkennen.  Aus  der  vertikalen  Summenspalte 
könnte  man  folgern,  dass  die  unter  50  Jahre  alten  Männer  mit  Frauen 
von  über  20  Jahren  einen  hervorragenden  Einfluss  auf  den  Ueberschuss 
der  männlichen  Geburten  hätten ,  allein  die  einzelnen  Sexualproportionen 
der  bei  diesen  Altersklassen  möglichen  verschiedenen  Alterskombinationen 
der  Männer  und  Frauen  bestätigen  diese  Annahme  durchaus  nicht ,  da 
zu  öfteren  Malen  ein  Ueberschuss  von  Mädchengeburten  dazwischen  auf- 
tritt und  von  fortschreitenden  Reihen  bei  zunehmendem  Alter  des  Vaters 
oder  der  Mutter  ausserdem  gar  keine  Spur  bestellt.  Ebensowenig  wäre 
die  aus  derselben  Summenspalte  zu  schliesseude  Annahme,  dass  die  über 
50  Jahre  alten  Männer  mit  Frauen  von  über  20  Jahren  einen  Ueberschuss 
der  Mädchengeburten  zu  Folge  hätten,  berechtigt,  denn  mehrere  hohe 
Sexualproportionen  dieser  Alterskombinationen  verbunden  mit  den  grossen 
Differenzen  zwischen  den  einzelnen  Ziffern  machen  auch  diese  Annahme 
sofort  hinfällig.  Aus  der  horizontalen  Sumraenspalte  den  hervorragenden 
Einfluss  irgend  einer  Altersklasse  der  Mutter  ableiten  zu  wollen  scheint 
ebensowenig  zulässig,  als  eine  Gesetzmässigkeit  wegen  der  grossen  Un- 
regelmässigkeit in  der  Gruppiruug  der  Ziffern  zu  erkennen  ist. 

Tabelle  V  lehrt  also,  dass  weder  das  absolute  Alter  des  Vaters  noch 
dasjenige  der  Mutter  irgendwie  von  Einfluss  auf  das  Geschlecht  der  Neu- 
geborenen ist. 

Ein  entsprechendes  Resultat  ergiebt  Tab.  VI  in  Bezug  auf  das  rela- 
tive Alter  der  Eltern.  Im  Allgemeinen  ist  hier  zwar  ersichtlich ,  dass 
gerade  umgekehrt  als  Hofacker  und  Sadler  annehmen  Ehen  in  denen  der 
Vater  jünger  als  die  Mutter  ist,  den  grössten  Einfluss  auf  die  Knaben- 
geburten ausüben,  dass  dagegen  bei  Ehen,  in  denen  der  Vater  älter  als 
die  Mutter  ist,  dieser  Einfluss  am  geringsten  ist;  allein  die  einzelnen 
Verhältnisszahlen  sämmtlicher  Rubriken  dieser  Tabelle  schwanken  mit  so 
bedeutenden  Differenzen  hin  und  her  und  ausserdem  ist  in  Bezug  auf  das 
zunehmende  Alter   weder  beim  Vater   noch    bei    der    Mutter   irgend    eine 
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Gesetzmässigkeit  zu  erkenueu,    so    dass    deu  in    der  Summeiispalte    ausge- 
drückten Erscheinungen  gar  kein  Wertli   beigelegt  werden   kann. 

Uie  Prüfung  der  Summe  aller  beobachteten  Geburten  aus  den  drei 
Jahren  1871,  1872  und  1873  lässt  also  ebenfalls  weder  einen  EinÜuss 
des  absoluten  noch  einen  solchen  des  relativen  Alters  der  Eltern  auf  das 
Geschlecht  der  Kinder  erkenueu. 

Im  V.  Heft  der  „statistischen  Mittheiluugcu  über  Elsass  -  Lothringen 
(Strassburg,  1875)"  hat  Prof.  Stieda  eiumal  an  100590  Fällen  aus  der 
Bevölkei'ung  Elsass-Lothringens  und  dann  durch  Zusammenfassung  der  in 
früheren  Jahren  über  diesen  Gegenstand  angestellten  Untersuchungen  von 
Hofacker,  Sadler,  Goelilert,  Bouleuger,  Legoyt,  Breslau,  Körber  mit  im 
Ganzen  169651  Fällen  eingehend  nachgewiesen,  dass  das  Alter  der  El- 
tern weder  in  absoluter  noch  relativer  Hinsicht  von  EinÜuss  auf  das  Ge- 
schlecht der  Kinder  sei ;  rechnet  man  dazu  die  aus  den  vorliegenden 
116470  Fällen  der  Bevölkerung  Norwegens  abgeleiteten  Besultate,  welche 
genau  zu  demselben  Ergebniss  geführt  haben,  so  steht  damit  ein  Material 
zu  Gebote,  dessen  Beweiskraft  in  Bezug  auf  die  vorliegende  Frage  wenu 
auch  keineswegs  als  hinreichend,  so  doch  als  um  so  schwerer  in's  Gewicht 
fallend  anzusehn  ist,  als  es  den  Bewohnern  zweier  in  Bezug  auf  die  geo- 
graphischen, physikalischen,  klimatischen  und  sozialen  Verhältnisse  sehr 
verschiedener  Länder  entnommen  ist.  Prof.  Stieda  fand  für  die  ihm  aus 
der  Bevölkerung  Elsass-Lothringens  zu  Gebote  stehenden  100590  Fälle 
die  dem  gewöhnlichen  Mittel  sehr  nahe  kommende  Sexualproportion  106,27; 
die  in  der  vorstehenden  Betrachtung  dagegen  benutzten  116470  Fälle  der 
Bevölkerung  Norwegens  ergaben  die  viel  niedrigere  Sexualproportiou 
104,62;  trotz  dieser  nicht  unbeträchtlichen  Differenz  des  Sexual  Verhält- 
nisses der  Geborenen  lassen  beide  Bevölkei'ungen  in  Bezug  auf  den  Ein- 
Üuss des  Alters  der  Eltern  doch  nur  ganz  dieselben  negirenden  Thatsachen 
erkennen. 

Da  aber  alle  von  deu  Physiologen  zur  Aufklärung  des  alljährlich 
immer  wiederkehrenden  Ueberschusses  der  Knaben-  über  die  Mädchen- 
geburten angestellten  Untersuchungen  bis  jetzt  bei  Hypothesen  stehen 
bleiben  mussten,  ist  von  der  Statistik  gleichwohl  das  Streben  nicht  auf- 
zugeben ,  aus  ähnlichen  Untersuchungen  haltbare  Gesichtspunkte  für  die 
Lösung  des  wichtigen  und  interessanten  Problems  durch  ein  hinlänglich 
grosses  und  vorwandfreies  Zahlenmaterial  aus  möglichst  vielen  Ländern 
und  möglichst  laugen  Zeiträumen  zu  gewinnen,  Norwegen  hat  hierzu 
durch  seine  jährlichen  Erhebungen  über  das  Alter  der  Eltern  bei  der  Ge- 
burt der  Kinder  seit  dem  Jahre  1870  einen  sehr  daukeuswerthen  Anfang 
gemacht,  möchten  eine  grössere  Zahl  Kulturstaaten  im  Interesse  der  Sache 
diesem  Beispiele  recht  bald  folgen! 
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M.  W. 

M. 

W. 

M. 

W. 

M. 

W. 

M. 

W. 

M. 

W. 

M. 

w. :  M. 

W. 

M. 

w.tt 

1.    2. 

3.  4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

16.  il7. 

18. 

19. 

20.  ■ 

unter 
20  J. 

1872 
1873 
zus. 

3   2 

11   4 
14   6 

9 
26, 
35 

13 

26j 
39 

4 
16 

20 

4 
11 
15 

5 

9 
14 

l 

5, 

3 
3 

1 
2 
3 

— 

2 

2 

— 

—  — 

— 

24 
62 
86 

2al 

47| 
70l 

20— 
25  J. 

1872 
1873 

zus. 

29 

58 
87 

37 
57 

94 

441  418' 

638  628 

1079  1046; 

282 
434 
716 

272 
444 
716 

112 
135 

247 

92!  33 
1511   46 
243,   79 

33 
33 
66 

8 
12 
20 

6l    1 
13:   1 
19    2 

1  — 

1  — 

1 
1 

906   860a 
1324  1326fl 
2230  2186B 

25— 
30  J. 

1872 
1873 
zus. 

53  53 

71  80 

124  133 

956  914 
1186  1118 
2142  2032 

1710 
1871 
3581 

1585 
1752 
3337 

660 

813 

1473 

593  206 

683'  202 

1276,  408 

190 
186! 
376, 

38 
57 
95 

42'   11 
38'   12 
80   23 

3  1 
5  — 
8  1 

1 
1 

3635  33819 
4212  3862fl 
7847  724^ 

30— 
35  J.  j 

1872 
1873 
zus. 

17  21 
41  34 
58  55 

573  527 

676  590 

1249  1117 

1552 
1801 
3353 

1552 
1694 
3246 

1622 
1732 
3354 

1507,  612 
1700  650 
32071262 

590 

574 

1164 

161 
175 
336 

148   22 
154'   19 
302   41 

7  1 
12  1 
19  2 

2 
2 

4560 
5095 
9655 

435^ 
475^ 
9112™ 

35  — 
40  J. 

1872 
1873 
zus. 

5 
10 
15 

12 
13 
25 

213 
225 

438 

240 
238' 
478' 

764 

905 

1669 

783 

935 

1718 

1358 
1501 
2859 

1250: 
1481^ 
2731 

1410 
1494 
2904 

1397 
1392 
2789 

398 
412 

810 

404 
467 
871 

46 
40 
86 

34 
44 

78 

4  — 
4  — 

4198 
4587 
8785 

4120 
4570 
8690 

40— 
45  J. 

1872 
1873 
zus. 

4 
4 
8 

4 
5 
9 

92 
121 
213 

86 

88 

174 

287 
345 
632 

285 
376 
661 

742 

829 
1571 

710 

823 

1533 

1181 
1282 
2463 

1101 
1249 
2350 

893 

995 

1888 

823 

946 

1769 

117  113 
137,  113 

254  226 

4 

2 
6 

3 
3 

3320 
3715 
7035 

3122 
3G03 
6725 

45  — 
50  J. 

1872 
1873 
zus. 

2 
1 
3 

1 
2 
3 

32 
41 
73 

31 
26 
57 

117 
126 
243 

104 
106 
210 

264 
297 
561 

255 
308 
563 

592 

592 

1184 

575 

608 

1183 

630 

698 

1328 

597 

662 

1259 

218;  201 
247  233 
465  434 

6 

5 

11 

6 
10 
16 

1861 
2007 
3868 

ITTii 
1955 
3725  < 

50— 
55  J. 

1872 
1873 
zus. 

2 
2 

— 

13 
14 
27 

18 
12 
30 

42 
55 
97 

38 

62 

100 

104 
116 
220 

115 
125 
240 

192 
221 
413 

169 
210 
379 

295 
319 
614 

266 
348 
614 

126  127 
160  169 
286  296 

5 

9 

14 

7 

5 
12 

777 

896 

1673 

740 

931 

1671 

55— 

60  J. 

1872 
1873 

zus. 

1 
1 

1 
1 

3 
4 

7 

4 
5 
9 

12 
15 

27 

8 
14 
22 

31 
37 
68 

31 
45 
76 

64 

72 

136 

70 

79 

149 

77 
114 
191 

98 

95 

193 

35   45 
63   49 
98   94 

6 

4 
10 

3 

6 
9 

228 
310 
538 

259 
294 
ööo 

60— 
65  J. 

1872 
1873 
zus. 

— 

— 

1 

1    1 

2 
2 
4 

5 

9 

14 

10 

4 

14 

9 
13 
22 

14 
22 
36 

20 
29 
49 

23 
34 
57 

39 
33 

72 

29 
32 
61 

9    9 
16   14 
25   23 

E 

2 
2 

82 
101 
183 

87 
110 
107 

65— 
70  J. 

1872 
1873 
zus. 

— 

"~ 

i   1 
2 

3 

3 
1 
4 

4 
1 
5 

1 

7 
8 

1     t 

i    ^ 

3 

4 

7 

8 
14 
22 

9 
14 
23 

10 
13 
23 

5 
11 
16 

3 

6 
9 

l 

5 

1 
1 

1 

1 

31 
40 
71 

G-i 

70— 
75  J. 

1872 
1873 
zus. 

— 

l 

1 
1 

2 
2 

— 

1    1 
1  — 
1 

2 
2 
4 

3 

4 

7 

3 
4 

7 

1 

1 

3 

2 
5 

1 
1 

3 
3 

1 
1 

— 

8 

5 

13 

11 
9 

20, 

75  — 

80  J. 

1872 
1873 

zus. 

— 

- 

— 

1 
1 

1 
1 

2 
2 

1 
1 

1 
2 
3 

1 
3 
4 

1 
1 

2 

2 
2 

E 

2 
2 

— 

— 

2 

6 
8 

1' 
10 

80— 
85  J. 

1872 
1873 
zus. 

z 

l 

= 

l 

— 

— 

E 

1 
1 

1 

1 

z 

E 

1 

1 

z 

1 
1 

— 

— 

1 
1 

2 
1 

85— 
90  J. 

1872 
1873 
zus. 

— 

— 

= 

= 

1 
1 

— 

~ 

— 

— 

E 

~ 

— 

— 

z 

— 

— 

1 
1 

=  1 

Summa 

1872 
1873 
zus. 

113 
199 
312 

130 
196 
326 

2333 
J2934 
,5267 

2256 
2735 
4991 

4782 

5579 

10361 

4642 

5406 

10048 

4912 

5488 

10400 

4576 
5347 
9923 

4326 
4608 
8934 

4162 

4388 
8550 

2550 
2830 
5380 

2422 
2772 
5194 

589 

701 

1290 

547 

643 

1190 

29 
21 
50 

21 
26 
47 

19634 

22360 
41994 

1875fll 
215l|J 
4026« 

Miscelleu. 
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Tab.  II.     Sexualproportionen  der  Neugeborenen  der  Jahre  1872  und  1873. 


Alter  der  Frauen 

Alter 
der  Männer 

unter 
20 

20- 
25 

25— 
30 

30— 
35 

35— 
40 

40— 
45 

45— 
50 

über 
50 

Summa 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

unter  20  J. 

(233,33) 

(89,74) 

(133,33) 

(280,00) 

— 







122,86 

20—25  „ 

92,55 

103,15 

100,00 

101,65 

119,70 

(105,26) 

I       

102,01 

25—30  ,, 

93,23 

105,41 

107,31 

115,44 

108,51 

118,75 

(287,50)1       — 

108,34 

30—35   „ 

105,45 

111,82 

103,30 

104,58 

108,42 

111,26 

(215,79):       — 

105,96 

35—40   „ 

(60,00) 

91,63 

97,15 

104,69 

104.12 

93,00 

110,26  '       — 

101,09 

40—45   „ 

(88,88) 

122,41 

95,46 

102,48 

104,89 

106,73 

112,39         — 

104,61 

45—50  „ 

— 

128,07 

115,71 

99,64 

100,08 

105,48 

107,14     (86,75) 

103,84 

50—55   „ 

— 

(90,00) 

97,00 

91,96 

108,97 

100,00 

96,62  (116,66) 

100,12 

55—60  „ 

_ 

(77,77) 

(122,73) 

89,47 

91,28 

99,00 

104,26  1(111,11) 

97,29 

über  60  ,, 

— 

(,44,44) 

(100,00) 

(,67,35) 

90,11 

115,29  !(102,94)i      — 

94,22 

Summa 

95,71 

105,53 

103,12 

104,81 

104,49 

103,58 

108,40 

106,38 

104,28 

Tab.  III.    Sexualproportioneu  der  Neugeborenen  der  Jahre  1872  und  1873. 


Alter 

Alter  der  Frauen 

Summa 

der  Männer 

unter  20 

20—30 

30—40 

40—50 

über  50 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

unter  25  J. 

101,00 

101,87 

108,20 

(100,00) 



102,66 

25-35  „ 

96,81 

106,09 

107,87 

121,03 

— 

107,01 

35—45   „ 

(67,65) 

97,39 

104,19 

103,19 

(33.33) 

102,63 

45—55  „ 

— 

110,83 

100,55 

103,46 

(89,28) 

102,69 

über  55  ,, 

— 

96,83 

87,40 

103,94 

(100,00) 

96,22 

Summa 

95,71 

103,92 

104,66 

104,48 

(106,38) 

104,28 

Tab.  IV.    Sexualproportioneu  der  Neugeborenen  der  Jahre  1872  und  1873. 


Alter 

Relatives 

Alter  der  Eltern 

Alter 
der 

Relatives  Älter  der  Eltern 

des 

Vater  älter 

Vater 

Vater 

Vater  älter 

Vater       !       Vater 

Vaters 

als  die 

gleich   alt 

jünger  als 

Mutter 

als  die 

gleich   alt 

jünger  als 

Mutter 

der  Mutter 

die  Mutter 

Mutter 

der  Mutter 

die  Mutter 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

unter   20  J. 



(233,33) 

(112,50) 

unter  20  J. 

92,48 

(233,33) 



20—25   „ 

92,55 

103,15 

101,82 

20—25   ,, 

106,66 

103,15 

(89,74) 

25—30  „ 

104,67 

107,31 

114.89 

25—30  „ 

101,06 

107,31 

100,68 

30-35  „ 

105,48 

104,58 

110,37 

30—35  „ 

103,40 

104,58 

113,78 

35—40  „ 

100,59 

104,12 

94,42 

35—40   „ 

103,23 

104,12 

108,89 

40—45  „ 

103,38 

106,73 

112,39 

40—45   „ 

105,48 

106,73 

98,98 

45—50  ,, 

103,57 

107,14 

— 

45—50  „ 

— 

107,14 

122,29 

Summa 

103,27 

105,54 

107,53 

Summa 

103,27 

105,54 

107,53 
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Mi  sc  el  len. 


Tiib.  V.     Sexualproportion eu  der  Neugeborcueu  der  Jahre   1871, 
1872  und   1873. 


Alter 

Alter  der  Frauen 

der 
Männer 

unter  20 

20—25 

25—30 

30—35 

35—40 

40—45 

45—50 

über  50 

Summa 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

unter  20  J. 

(175,00) 

(95,83) 

(107,69) 

(340,00) 

(60,00) 

— 

— 

— 

(117,02) 

20—25,, 

91  37 

102,82 

102,79 

93,66 

(109,47) 

(112,00) 

— 

— 

101,50 

25—30., 

97.67 

107,33 

107.6.') 

115,98 

106,03 

107,52 

(290,00) 

— 

108,95 

30—35  „ 

(113,92) 

111,65 

101,22 

106,99 

109.92 

102,28 

(161,11) 

— 

105,89 

35—40,, 

(82. 14) 

97,60 

100,57 

105,19 

102,40 

100,42 

113,27 

— 

102,56 

40—45., 

(84.62) 

117,53 

97.08 

102,80 

104,16 

107,50 

110,93 

(200,00) 

104,64 

45  —  50,, 

(100,00) 

(128,05) 

102,41 

103,29 

102,86 

102,73 

108,37 

(75,00) 

103,77 

50—55  „ 

— 

(95,12) 

97,69 

97,27 

100,89 

97,75 

97,10 

(111,11) 

98,45 

55-60,, 

— 

(81,82) 

(123.33) 

(89,62) 

100,00 

97,64 

100,00 

(76,92) 

97,88 

über  60 ,, 

— 

(70,00) 

(113,33) 

(92,19) 

85,82 

122,69 

(90,20) 

— 

99,76 

Summa 

98,88 

106,80 

103,15 

106,11 

103,87 

103,57 

107,41 

(104,55) 

104,62 

Tabelle  VI.     Sexualproportiouen  der  Neugeborenen  der  Jahre   1871, 

1872  und   1873. 


Alter 
des  Vaters 

Relatives 

Alter  der  Eltern 

Alter 
der  Mutter 

Relatives  Alter  der  Eltern 

Vater 
älter  als 

Vater 
gleich  alt 

Vater 
jünger  als 

Vater 
älter  als 

Vater 
gleich  alt 

Vater 
jünger  als 

die  Mutter 

der  Mutter 

die  Mutter 

die  Mutter 

der  Mutter 

die  Mutter 

1, 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

unter  20  J. 



(175,00) 

(111,63) 

unter  20  J. 

97,25 

(175,00 



20—25  „ 

91,37 

102,82 

101,22 

20-25   „ 

108,17 

102,82 

(97,92) 

25-30  „ 

106,77 

107,65 

113,98 

25—30  ,, 

100,61 

107,65 

102,91 

30—35  „ 

103,98 

106,99 

109,21 

30—35   ,, 

104,22 

106,99 

112,90 

35—40  „ 

102,77 

102.40 

101,54 

35-40  ., 

103,73 

102,40 

108.84 

40—45  „ 

103,-21 

107,50 

110,93 

40-45   „ 

102,73 

107,50 

101,46 

45-50  „ 

103,28 

108,37 

— 

45—50  „ 

— 

108,37 

119,28 

Summa 

103,61 

105,92 

108.05 

Summa 

103,61 

105,92 

108,05 

IV. 
Die  Entwicklung  des  Konsumvereins  der  Pioniere  von  Bochdale. 

Wir  entnehmen  dem  „Rochdale  Equitable  Pioneers' Almanack  for  1878" 
die  folgenden  interessanten  Notizen  über  die  Fortschritte  und  die  gegen- 
wärtige Ausdehnung  jener  berühmten  Assoziation,  auf  die  in  Deutschland 
besonders  V.  A.  Hub  er  aufmerksam  gemacht  hat,  und  die  ein  überaus 
lehn-eiches  Beispiel  dafür  ist,  was  die  Arbeiterklasse  aus  eigener  Initiative 
durch  Fleiss,  Sparsamkeit  und  Beharrlichkeit  zu  leisten  vermag. 
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Die  Eutwicklung  des  Vereins,  Avelcher  bekiinntlich  von  eiiiiucheu 
Webern  gegründet  ist  und  fortdauernd  von  Arbeitern  gebildet  und  ge- 
leitet wird,  war  von   1844 — 77   folgende: 


Jahr 

Mitgliedcr- 
zahl 

Staminkapitiil 

Verkauf 

Reinertrag 

Pfd. 

1»I<1. 

Pfd. 

1844 

28 

28 

— 

— 

1845 

74 

181 

710 

22 

1850 

600 

2289 

13,179 

880 

1855 

1400 

11,032 

44,902 

3109 

1860 

3450 

37,710 

152,063 

15,906 

1865 

532() 

78,778 

196,234 

25,156 

1867 

6823 

128,435 

284,919 

21,619 

1870 

5500 

80,291 

223,021 

25,209 

1875 

8415 

225,682 

305,657 

48,212 

1876 

8892 

254,000 

305,190 

50,668 

1877 

9722 

280,275 

311,754 

51,648 

Mit  Ausnahme  der  Zeit  von  1867 — 70,  wo  alljährlich  ein  Rückgang 
zu  beobachten  war,  ist  der  Aufschwung  in  allen  llubriken  ein  perpetuir- 
licher  gewesen.  Die  allgemeine  Geschäftsstockung  der  letzten  Jahre  ist 
in  dieser  Beziehung  nicht  verspürt  worden ,  wenn  auch  die  Höhe  der  Di- 
vidende sich  vermindert  hat.  —  Während  Anfangs  jedes  Mitglied  eine 
Aktie  resp.  1  Pfd.  Einlagekapital  besass,  kommen  1850  schon  3,8  Pfd.  pro 
Kopf,  1860  =  10,9  Pfd.,  1867  =  18,8  Pfd.,  1877  =  28,9  Pfd.  Es  be- 
steht jetzt  die  Bestimmung,  dass  Jeder,  um  Mitglied  zu  werden,  5  An- 
theile  haben  muss,  während  Niemand  mehr  als  100  besitzen  darf.  Der 
lleinertrag  belief  sich  1845  auf  12  o/^,  1850  38  «V^,  1860  auf  40,2  f'/,,, 
1870    31,3  «/^,   1877    18  ^j^. 

Die  Assoziation  hat  gegenwärtig  18  Materialwaarenlädeu  eröffnet, 
13  rieischläden ,  12  Tuchhandlungcn,  1  Kleider-  und  3  Schuhwaarenlager, 
5   Holzwaarenläden  und   1    Kohlenlager. 

Ausserdem  hat  die  Gesellschaft  eine  Abtheilung  zur  Unterstützung 
der  Mitglieder  zur  Erlangung  eigener  Häuser,  indem  sie  aus  dem  Ueserve- 
fond  hierzu  Vorschüsse  gewährt  und  die  Tilgung  in  Annuitäten  gestattet. 
Sie  besitzt  ferner  ein  „Juvenile  Saving  Department",  welches  durch  be- 
sondere ^Vergünstigung  bei   Einlagen  junge  Leute  zum  Sparen   anregt. 

Ausserdem  hat  die  Gesellschaft  Bibliotheken  und  Lesezimmer  etc.,  so- 
wie eine  vortreffliche  höhere  Fortbildungsschule  eingerichtet. 

Von  dem  Reinertrage  werden  5  °/(j  den  Antheilinhabern  gewährt. 
10  ^1^  für  die  Abnutzung  des  Inventars  in  Abzug  gebracht,  für  die  Läden 
und  Magazine  '^^  ^ I [)  >  ^^^  Wohnungen  2 '^/^j.  Weitere  ''2^'^|^)  werdcu  für 
Unterrichtszwecke  etc.  bei  Seite  gelegt,  der  Rest  fällt  den  Mitgliedern 
nach  Maassgabe  ihrer  Einkäufe  bei  der  Gesellschaft  zu. 

Als  Ergänzung  hierzu  wurde  1850  eine  neue  Gesellschaft  gegründet: 
„The  Rochdale  District  Co-operative  Corn  Mill  Society  limited",  also  eine 
Mühle  angelegt,  um  den  Mitgliedern  reines  und  billiges  Mehl  zu  schaffen. 
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Die  ersten  Jahre  Avaren  wenig  glücklich,  gleichwohl  war  dies  Kapital 
von  2613  rfd.  schon  1855  auf  4626  Pfd.  gestiegen,  mit  28,085  Pfd.  Um- 
satz und    1376  Pfd.   Reingewinn. 

1865:  55,261  Pfd.  Kapital,  148,533  Pfd.  Umsatz,  12,511  Pfd.  Rein- 
gewinn, tmd  1877:  78,234  Pfd.  Kapital,  252,045  Pfd.  Umsatz  und  5333  Pfd. 
Gewinn. 

Der  Reinertrag  war  im  Durchschnitt  der  Jahre  von  1856 — 60  28  ^/q, 
von  1861  —  65  23,8  «/(, ,  von  1866  —  70  9,5  0/„,  von  1871—75  6  o/^, 
1876  u.  77   5,7  o/^^. 

Der  Konsumverein  betheiligt  sich  ferner  au  einem  Engros  -  Geschäft : 
,,Co-operative  Wholesale  Society  limited",  einem  Centi*al-Konsumverein,  wel- 
cher in  der  gleichen  "Weise  eingerichtet  ist  und  seineu  Sitz  in  Mauchester 
hat,  nebst  Filialen  in  Newcastle  und  London.  Erst  1863  gegründet,  ge- 
hören jetzt,  Beginn  1878,  bereits  581  Konsumvereine  dazu  mit  273,351 
Mitgliedern.  Sie  haben  25,850  Aktieuantheile  zu  5  Pfd.  Die  Gesellschaft 
oporirte  1877  mit  einem  Kapital  von  414,462  Pfd.,  verkaufte  für  2,791,477 
Pfd.  Waarea  und  erzielte  in  diesem  Jahre  einen  Reingewinn  von  33,274  Pfd. 
oder  gegen  8  '^/q,  von  denen  5  "^.^  den  Aktien  zufielen,  während  der 
Rest  den  Vereinen  ihrem  Bezüge  entsprechend  zu  Gute  kam.  Die  Gesell- 
schaft besitzt  drei  Schuhfabrikeu,  die  jährlich  26,000  Paar  Schuhe  und 
Stiefel  liefern,  eine  Biscuit-,  2  Seifen-  und  eine  Lichtfabrik.  Sie  bezieht 
allein  A'on  Irland  jährlich  100,000  Fässchen  Butter,  hat  ihre  Kommissio- 
näre in  j^ew-York,  Liverpool,  Cheshire  und  Calais  stationirt  und  unter- 
hält die  Verbindung  mit  Frankreich  durch  einen  eigenen  Dampfer. 

J.  C. 


Eingesendete  Schriften. 

C.  W.  A .  li  a  1  c  k ,  F  i  n  a  u  z  V  c  r  h  ii  1 1  n  i  s  s  e  in  M  e  c  k  1  o  u  b  u  r  g  -  tS  c  h  w  u  r  i  n. 
Bd.  II.     Schwerin   1878.     341  SS. 

Dieser  zweite  Band  der  schon  früher  von  uns  erwähnten  linanz- 
historischen  Schrift  betrachtet  die  Landessteuern,  die  Organisation  der  Ver- 
waltung etc.  Leider  wird  der  Band  aber  fast  ganz  durch  die  detaillirte 
Behaudkmg  der  Staatsorgane  und  öffentlichen  Anstalten  in  Anspruch  ge- 
nommen ,  deren  tinanzielle  Seite  von  durchaus  untergeordneter  Bedeutung 
ist.  Dagegen  wird  das  Steuerwesen  übermässig  kurz  besprochen ,  und  bei 
den  Zöllen  die  volkswirthschaftliche  Seite  ganz  ignorirt,  so  dass  man  die 
immerhin  verdienstliche  Arbeit  doch  enttäuscht  aus  der  Hand  legt,  wenn 
man  davon  eine  erheblichere  wissenschaftliche  Ausbeute  erhoffte. 

H.  Lastig,  Entwicklungswege  und  Quellen  des  Handels- 
rechtes.    Stuttgart  1877.     450  SS. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  das  Resultat  längerer  Durchforschung  der 
italienischen  Archive  und  beruht  in  der  Hauptsache  auf  bisher  noch  un- 
verwertheten  Urkunden.  Für  den  Nationalökonomen  hat  besonders  das 
zweite  Buch,  welches  sich  mit  Florenz  und  vorzüglich  den  Arti  und  der 
Mercanzia  dieser  Stadt  beschäftigt,  Interesse.  Wir  beabsichtigen  ausführ- 
licher darauf  zurückzukommen. 

liichard  v.  Kaufmann,  Die  Zuckerindustrie  in  ihrer  wirth- 
schaftlichen  und  steuerfiskalischen  Bedeutung  für  die 
Staaten  Europas.     Berlin   1878.     248  SS. 

Der  Verf.  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  Alles  zusammenzutragen  und 
übersichtlich  vorzuführen,  was  für  den  Volkswirth  in  Bezug  auf  die  Zucker- 
industrie von  Interesse  ist,  und  er  hat  sie  in  verdienstlicher  Weise  ge- 
löst. In  gewandter,  übersichtlicher  Darstellung  bespricht  er  im  ersten  Ab- 
schnitt den  Zucker  und  seine  Geschichte.  Ist  hierin  etwas  Neues  auch 
nicht  geboten,  so  muss  man  dem  Verf.  für  die  Vollständigkeit  des  stati- 
stischen Materials  und  die  sorgfältige  Verarbeitung  desselben  doch  dank- 
bar sein.  In  dem  zweiten  Abschnitt :  „der  Zucker  als  Finanzobjekt"  nebst 
Anhang  werden  die  Steuergesetze  der  in  Betracht  kommenden  Länder  selbst 
wiedergegeben  und  mit  Sachkenntniss  besprochen.  Der  dritte  Abschnitt 
behandelt  die  internationale  Zuckerkonvention;  der  vierte  die  Reform  der 
Zuckersteuer   und  der  bezüglichen  internationalen  Zollgesetzgebung,    unter 
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spezieller  Berücksichtigung  der  deutschen  Verhältnisse.  Der  Verf.  tritt 
darin  mit  aller  Entschiedenheit  für  die  Fabrikatsteuer  ein.  Er  fusst  dar- 
auf, dass  das  neue  Schcibler'sche  Verfahren  der  Bestimmung  des  Zucker- 
gehaltes im  Safte  allen  vernünftigen  Anforderungen  entspricht,  dass  die 
damit  im  Grossen  angestellten  Versuche  bereits  zum  Abschluss  gelaugt 
seien,  und  diese  das  Verfahren  als  durchaus  brauchbar  für  die  Besteuerung 
erwiesen  hätten.  Diese  Behauptung  müssen  wir  nach  unseren  Informa- 
tionen als  verfrüht  bezeichnen,  und  werden  erst  dann  auf  die  Ausführungen 
des  Verf.  zurückkommen,  wenn  sie  sich  vielleicht  später  als  richtig  heraus- 
stellt. —  Wir  erinnern  daran,  dass  man  in  derselben  Weise  den  Siemens'- 
schen  Apparat  zur  Bestimmung  der  Quantität  und  Qualität  des  von  der 
Blase  abgetriebenen  und  vom  Kühler  ablliessenden  Spiritus  schon  vor  zehn 
Jahren  sehr  allgemein  als  ausreichend  zur  Durchführung  der  Spiritusfabrikat- 
steucr  bezeichnet  hatte,  dass  die  ersten  Versuche  im  Kleinen  und  Grossen 
durchaus  glänzend  ausfielen  und  doch  später  gerechte  Bedenken  dagegen 
auftraten,  so  dass  noch  keine  Regierung  es  gewagt  hat,  sich  desselben 
zur  Steueri'eform  zu  bedienen. 

Fr.  Volz,    Die  Pfandbrieffrage  de  lege  ferenda. 
München   1878.     48  SS. 

Der  Verf.  schlägt  einige  gesetzliche  Bestimmungen  zur  Sicherung  der 
Pfaudbriefinhaber  vor,  insbesondere  zur  Verhinderung  einer  über  die 
Deckung  hinausgehende  Pfandbriefemission  und  begründet  seine  Vorschläge 
mit  Sachkenntniss  und  Klarheit.  Sie  dürften  allerdings  nur  für  solche 
landwirthschaftliche  Kreditinstitute  erforderlich  sein,  welche  zugleich  eigent- 
liche Bankgeschäfte  machen,  was  überhaupt  erheblichen  Bedenken  durch 
die  Vermengung  zweier  zu  heterogener  Geschäftsthätigkeiten  unterliegt.  In 
den  in  Preussen  konzessionirten  Kreditinstituten  sind  die  Statuten  der  Art, 
dass  einem  Missbrauch  der  Pfandbriefemission  genügend  vorgebeugt  ist. 

Th.  Kraus,  Die  Kaiffei  senschen  Darl ehn  s kassenv  ereine  in 
der  RheinproA'inz.  H.  IL  Kritische  Bemerkungen.  Bonn 
1877.     88  SS. 

Das  erste  Heft  ist  im  Jahrg.  1876  besprochen.  Die  Statistik  der 
Vereine,  deren  Lückenhaftigkeit  dort  beklagt  wurde,  hat  hier  eine  we- 
sentliche Ergänzung  erhalten,  wenn  auch  Vollständigkeit  nicht  zu  er- 
langen war.  Die  Eigenthümlichkeiten  der  in  Rede  stehenden  Institute 
sind  sachgemäss  und  objektiv  besprochen,  so  dass  sich  Jeder  daraus  ein 
richtiges  Urtheil  bilden  kann.  Der  Vei-f.  befürwortet  die  Geschäftsantheile, 
ohne  ihnen  eine  so  grosse  Bedeutung  beizulegen  wie  Schulze -Delitzsch. 
Die  Reservegelder  räth  er  grösseren  Banken  zu  übergeben,  seine  Bedenken 
gegen  die  Anlage  in  sichere  Werthpapiere  scheinen  uns  nicht  genügend 
begründet.  In  dem  letzten  Abschnitt  zeigt  der  Verf.  die  erfreuliche  Ent- 
wicklung dieser  Institute  an  anderen  Orten,  besonders  in  Oesterreich. 

Th.  Kraus,  Die  Solidarhaft  bei  den  Erwerbs-  und  Wirth- 
schafts-Genossenschaften.     Bonn   1878.      90  SS. 

Mit  grosser  Sachkeuntniss,    Klarheit  und  Gewandtheit   behandelt   der 
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Verf.  sein  Thema,  wobei  er  besonders  den  dem  Reichstage  schon  wieder- 
holt (1876.  77.  78)  von  Schulzc-Delitzsch  vorgelegten  Gesetzentwurf,  betr. 
die  privatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirthschafts  -  Genossen- 
schaften,  einer  eingehenden  Untersuchung  unterzieht,  und  sie  durch  Er- 
örterung der  Gesetze  anderer  Länder  unterstützt.  —  Er  spricht  sich  mit 
Entschiedenheit  für  die  Zulassung  von  Genossenscliaften  mit  beschränkter 
Haft  neben  der  mit  unbeschränkter  aus,  und  es  dürfte  schwer  sein,  sich 
seinen  Gründen,  die  durch  lieispiele  aus  der  neuesten  Entwicklung  des 
deutschen  Genossenschaftswesens  belegt  werden ,  zu  entziehen.  AVeniger 
glücklich  sclieint  uns  der  Verf.  in  der  Bekämpfung  der  Paragraphen  des 
Gesetzentwurfs,  wonach  zu  jeder  Zeit  während  des  Konkurses  und  an 
dessen  Ende  das  Repartitionsverfahren  beschlossen  werden  kann.  Wenn 
er  S.  6  sagt:  „Mit  diesen  Bestimmungen  ist  die  Solidarhaft  gänzlich  aus 
dem  Gesichtskreis  der  Genossenschaften  verschwunden,  ....  nur  noch  dem 
Namen  nach  vorhanden";  und  wejin  er  weiter  ausführt,  dass  damit  die 
alte  Grundsäule  des  deutschen  Genossenschaftswesens  beseitigt  werde,  und 
eher  noch  unsolidere  als  bessere  Verhältnisse  dadurch  angebahnt  werden, 
so  scheint  er  uns  die  Bedeutung  der  Veränderung  des  Gesetzes  zu  über- 
schätzen. "Während  die  Fälle  sehr  nahe  liegen,  wo  dadurch  der  Konkurs 
verhindert  und  die  Angelegenheit  schnell  zur  Zufriedenheit  Aller  geordnet 
werden  kann,  wie  es  in  den  AFotiven  zum  Gesetzentwurf  ausgeführt  ist, 
vermochten  wir  die  daraus  erwachsenden  Gefahren  aus  den  Ausführungen 
des  Verf.  in  der  That  nicht  als  reale  zu  erkennen.  Dagegen  hat  der  Verf. 
unzweifelhaft  darin  Recht,  dass  es  schärferer  Bestimmungen  bedürfen  wird, 
um  der  um  sich  greifenden  Entartung  der  Genossenschaften  zu  steuern, 
die  sonst  in  einer  neuen  Schwindelperiode  bedenkliche  Dimensionen  anzu- 
nehmen droht.  —  Wir  können  deshalb  auf  die  vorliegende  ^'chrift  nur 
aufmerksam  machen,  als  sehr  geeignet  sich  über  die  angeregte  Frage  ein 
Urtheil  zu  bilden,  wenn  man  zugleich  von  den  abweichenden  Ansichten 
Schulze-Delitzsch's  Xotiz  nimmt. 

R.  Jannasch,    Bericht   über  die  Entwicklung  des  landwirth- 
sc haftlichen  Genossenschaftswesens  in  Schlesien,   erstattet 
an  den  landwirthschaftlichen  Centralverein  der  Provinz.     Breslau  1878. 
57  SS. 
Dem  Berichte,  der  sich  auf  die  Entwicklung  in   den  letzten  10  .Jahren 
erstreckt  und  dem  der  Verf.  noch  allgemeine  Erörterungen  über  das  länd- 
liche Genossenschaftswesen   hinzugefügt  hat,    sind   die  bewährt  gefundenen 
Statuten    von    vier    schlesisehen   Genossenschaften    als  Anhang   beigegeben. 
Man    muss    dem  Verf.    dafür    besonders    dankbar    sein ,    da  solche  Statuten 
sonst    schwer   zu    bekommen    sind.      Es  sind   die  Statuten   einer  Drainage- 
und   einer  Dampfdresclimaschincn-Genossenschafl,    eines  Düngerkonsumver- 
eins und  einer  genossenschaftlichen  Spiritusfabrik. 


Die  periodische  Presse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

I,  Journal  des  Ec  ono  miste  s.  Revue  de  la  science  economique 
et  de  la  Statistique  (37  Anuee  de  la  fondation)  1878.  Paris  I.  Preface  de 
la  4.  Sei'ie.  II.  L'annce  1877.  III.  L'cvolution  economique  du  XIX  Siecle 
(l*"  art.).  Des  Caiises,  qui  regardent  le  progres,  par  G.  de  ilolinari.  IV.  La 
cliarite  legale  et  la  legislation  charitable  en  Angleterre ,  par  Ad.  de  Fon- 
■  petuis.  V.  Des  monopoles  naturels,  par  M.  G.  Fauveou.  VI.  Revue  des 
princ.  publ.  econ.  de  retranger.  p.  M.  Block.  VII.  Bulletin.  VIII.  So- 
ciete  d'e'conomie  politique.  IX.  Compte-rendus.  X.  Chrouique  economique. 
XL  Bibl.  economique. 

Nr.  2.  Fevrier  I.  Conjectures  sur  Thistoire  du  droit  de  propriete, 
par  M.  Courcelle-Seneuil.  IL  L'Unilication  monetaire  dev.  l'expos.  univ. 
de  1878,  par  M.  E.  de  Parieu.  III.  Le  luxe  et  la  democratie,  discuss.  ä 
l'Acad.  des  sciences.  IV.  Les  interets  des  colonies  et  le  protectionisrae, 
par  H.  Tache.  V.  Les  cousequences  de  l'abolition  des  octrois  eu  Belgique, 
par  Henri  ^Mariclial.  VI.  L'Uraguay  et  le  ParaguaJ^  VII.  Le  commerce 
dans  le  Rio  de  la  Plata  aux  XVI.,  XVII.  et  XVIIL  Siecles  p.  A.  Vaillant. 

VIII.  Bulletin.  IX.  Necrologie.  X.  Comptes-Rendus.  XI.  Societe  d'eco- 
nomie  politique.  XII.  Chi'onique  economique.  XIII.  Bibliographie  eco- 
nomique. 

IL  Revue  Ge'nerale  d' Admiuistrati  on  sous  la  direction  de 
M.  Maurice  Block.  I  Annee.  Janv.  1878  Paris.  I.  A  nos  lecteurs,  par 
Maur,  Block.  IL  Le  conseil  gener.  et  ses  developpements  successil's,  par 
Ach,  Saint-Paul.  III.  Le  maire  polit.  et  le  maire  admiuistratif.  par  Gas. 
Fournier.  IV.  Le  budget  de  1878,  par  U.  de  Foville.  V.  L'hygiene  et 
la  Prolongation  de  la  vie  humaine,  par  Ed.  Chadwick.  VI.  La  nomination 
des  instituteurs,  par  M.  B.  VII.  Jurisprud.  admin.  Responsabilite  des  fonc- 
tionaires  publics.  —  Le  Bulletin  des  Communes.  Election,  d'un  delegue 
municipal  pour  1' election   d'un  senateur.      VIII.   Notices  et  renseignemeuts. 

IX.  Questions  et  re'ponses.     X.  Document.     XL  Chronique.     SS.    153. 
III.    L' Economiste  Frangais,  Journal  hebdomadaire.    Red. 

M.  Paul  Leroy-Beaulieu.     Paris  1878  6«  Annee  l«'' Vol. 

Nr.  1.  L'Achevement  de  notre  reseau  de  chemins  de  fer.  La  Crise 
economique  et  les  greves  en  Angleterre  et  aux  Etats-Unis.  Les  uaissances 
ä  Paris.  L'Annee  economique  en  Italic,  Les  Brevets  d'invention:  —  Les 
Relations  coramerciales  entre  les  Etats -Unis  et  la  France.  Le  Mouve- 
raent  comm.  du  Canada  1876.  Les  Colonies  fran^aises.  Chrouique  meu- 
suelle.     Le  Classement  des  nouveaux  chemins  de  fer  fran9ais.     Protection 
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intern,  des  niarques  de  fabrique.  Les  Billets  de  cent  Francs  et  les  pieces 
de  cent  sous.  Nouvelles  d'outrc-raer.  Partie  comraerciale.  Partie  Finan- 
ciere. 

Xr.  2.  Le  mouvemeut  maritime  du  lioyaume-Uni.  Le  mouvement 
economique  et  iinancier  en  Allemagne:  Les  nouveaux  Impots  projetos  par 
L'Emp.  allem.  La  qucstion  du  credit  agricole  en  France  et  les  nouvelles 
Solutions.  Le  mouvement  ccon.  et  tin.  aux  Etats -Unis.:  le  Budget,  la 
dette  publ.  et  la  quest.  raonc'taire.  Les  causes  de  la  baisse  du  rouble 
en   Russie. 

Nr.  3.  De  rintiueuce  de  {>rands  travaux  publics  sur  Toconomie  ge- 
nerale, sur  la  dette  et  sur  le  budget.  Le  commerce  de  la  France  peud. 
Taunee  1877.  La  propriete  rurale  et  l'agriculture  en  France  depuis  un 
sit'cle.  Le  budget  de  l'Assistance  publique  et  des  administrations  locales 
en  Anglet.  La  question  monetaire  en  Autruche.  Les  importations  de  la 
Or.  Bretagne.  Revue  de  jurispi'udence  commerc.  et  industr.  Le  product. 
des  Imports  et  revenus  indir.  en   1877  et  76. 

Xr.  4.  Les  Fiuances  russes.  Comm.  exter.  de  la  France  1877. 
Comra.  ext.  de  l'Anglet.  1877.  Les  Causes  generales  des  variations  de 
prix  au  XIX  siecle.  La  propriete  rur.  et  l'agr.  en  Fr.  dep.  uu  siecle. 
La  dette  des  Etats-Unis,  ses  origines  et  la  question  monetaire.  — 

Xr.  5.  La  Paix  e'ventuelle  en  Oinent  et  les  interets  econom.  Le 
public  et  les  de'tenteurs  de  raonopoles.  Le  comm.  de  l'Allem.  en  1876. 
77.  Le  Mouvement  economique  et  financier  aux  Etats-Unis.  La  question 
de  l'argent;  TAdministr.  et  les  finauces  de  la  ville  de  Xew  York.  L'anneo 
economique  en  Russie  et  le  budget  de  1878.  La  Richesse  publique  en 
Angleterre  et  sa  rec.  augmentation.     La  Question  des  brevets  d'invention. 

Xr.  6.  L'Egypte  et  les  interets  franc^ais.  Les  Causes  gen.  des  variat. 
des  prix  aux  XIX  siecle.  La  Transformation  des  moyens  de  production. 
Les  Resultats  des  tarifs  protecteurs  et  la  propagande  libre-e'changiste  aux 
Etats-Unis.  La  production  approx.  du  bassin  houiller  de  la  Loii'e  en  1877. 
Les  Caisses  de  retraite  pour  les  ouvriers  en  Alsace.  La  question  des  breA'. 
d'invent. :  Avant-Projet  pour  la  garantie  des  brev.  d'inv.  en  Suisso,  pres. 
par  le  chef  du  depart.  feder. 

B.     Italien. 

Ciiornale  degli  Economisti.  publicato  dalla  Societa  d'Incoraggia- 
mento  in  Padova.     Anno  IV.  Padova  vol.  VI.  Xo.  1   e  2.     1877. 

La  Statistica  e  la  Scienza  dell  amministrazione  nelle  faonlta  giuri- 
diehe.  p.  C.  F.  Ferraris.  Del  Sulario  e  delle  sue  leggi.  p.  G.  Ricca- 
Salerno.  L'educatione  popolare  nel  regime  democratico  odieruo.  Xasi 
Virgilio.  Prolusione  ad  un  corso  libero  con  effetti  legali  di  diritto  in- 
dustriale  nell'  Uuiversita  di  Torino.  Moise'  Amar.  Un  fenomeno  poco 
avvertito  nello  circulazione  baucaria.  L.  Luzzatti.  Rassegua  di  fatti  eco- 
nom.ici.     Rassegna  industriale.     Bibliografie. 

Xo.  3.  Triste  Commemorazione.  il  Direttore  Eugenio  Forti.  —  Ai 
lettori,  la  Dir.  Le  leggi  Biologiche  nella  economia  politica.  G.  Boccardo. 
II  diritto  economico  internationale  e  l'inchiesta  industriale.  L.  Luzzatti.  1 
principii  della  scieuza  economica  secundo  i  socialisti  della  cattedra.  E.  Forti. 
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II  risparmio,   le  sue  incoguite  e  le  sue  couquiste.    E.  Morpurgo.    Rass.  di 
fatti  economici  etc. 

No.  4.  5.  Oggetto  e  Compito  della  scienza  delle  finanze.  G.  Ricca 
Solerno.  —  H.  llisparmio,  le  sue  incoguite  e  le  sue  couquiste.  E.  Mar- 
purgo.  — -  I  priucipii  della  scicuza  ecouomica  secoudo  i  socialisti  della 
cattedra.  E.  Forti.  —  La  liberta  dei  mari  e  l'iuchiesta  iudustriale.  L.  Luz- 
zatti.  —  La  riforma  del  bilaucio  dell'  imposte  iudirette  in  lughilterra  e 
in  Italia.  L.  Luzzatti.  —  Rivista  del  movimeuto  giuridico  raercautile  in 
Germania.    A.  Sacerdoti. 

C.  Euglaud. 

I.  Jourual  of  the  Statistical  Society.     Vol.  XL. 

March  1877.  Part  I.  Statistical  Results  of  the  recent  Treaties 
of  Commerce  betwoen  difFereut  States  of  Europe,  hy  Leone  Levi.  The 
Growing  Prepouderance  of  Imports  over  Exports  in  the  Foreign  and  Colo- 
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W  ertli  niid  Preis  lu  der  ältesten  Periode  deutseher 

Volkswirthscbaft. 

Von 
Professor  Dr.  Karl  Theodor  von  Inama  -  Sternegg. 


Wir  sind  gegenwärtig  gewöhnt,  den  volkswirthschaftlichen  Werth 
ausschliesslich  im  Tauschwerthe  zu  erblicken,  und  dem  Gebrauchs- 
werthe  nur  die  Bedeutung  eines  konstitutiven  Elements  desselben  zu- 
zuerkennen, welches  aber,  wegen  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  sub- 
jektiven Beurtheilung  der  Brauchbarkeit  der  Güter  keine  selbständige 
Geltung  im  System  der  volkswirthschaftlichen  Werthe  beanspruchen 
könne. 

Zwar  hat  auch  die  herrschende  Theorie  vielfach  dem  Gedanken 
Ausdruck  gegeben,  dass  die  Auffassung  des  Gebrauchswerthes  als  Aus- 
druck einer  bloss  subjektiven  Werthschätzung  nicht  genüge,  um  die 
volkswirthschaftlichen  Erscheinungen  der  Werthbildung  erschöpfend  zu 
erklären.  So  gehen  die  Auffassungen  eines  universellen  Gebrauchs- 
werthes (Hermann),  eines  Gattungswerthes  als  Gebrauchswerth  der 
Güterarten  für  menschliche  Bedürfnissbefriedigung  im  Allgemeinen 
(Rau)  und  ähnliche  entschieden  über  diese  enge  Begränzung  hinaus 
und  weisen  auf  Vorgänge,  welche  in  der  volkswirthschaftlichen  Werth- 
bildung vorhanden  sind,  ohne  doch  der  Sphäre  des  Tauschwerthes 
anzugehören. 

Und  in  der  That  ergibt  auch  schon  eine  Analyse  unsrer  modernen 
Werthbildung,  dass  neben  den  Momenten,  welche  speziell  dem  Tausch- 
verhältnisse angehören  und  neben  der  quantitativen  Messung  (Verhält- 
niss  von  Angebot  und  Nachfrage)  auch  eine  qualitative  Schätzung  (ob- 
jektive Brauchbarkeit)  eine  wesentliche  Rolle  spielt. 
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Allerdings  wird  diese  in  unsrer  Zeit  reichster  Verkehrsentwickelung 
entschieden  verdunkelt  durch  jene  Momente,  welche  geradezu  auf  den 
Preis  als  die  konkrete  Feststellung  des  Verkehrswerthes  für  den  ein- 
zelnen Fall  bestimmend  wirken.  Aber  sie  treten  schon  hervor,  wenn 
wir  den  Marktpreis  als  den  auf  dem  Wege  der  Konkurrenz  gewöhnlich 
(durchschnittlich)  erlangten  Geldpreis  der  Waaren  betrachten ;  denn  es 
verwischen  sich  hier  schon  alle  Zufälligkeiten,  welche  individuell  ver- 
schiedene Preise  erzeugen,  insbesondere  aber  verliert  hier  auch  die 
rein  subjektive  Schätzung  der  Brauchbarkeit  ihre  Bedeutung.  Noch 
mehr  erkennbar  treten  dann  die  Momente  allgemeiner  —  weitver- 
breiteter —  Brauchbarkeit  als  bestimmend  in  Erscheinung,  wenn  wir 
den  Preis  eines  bestimmten  Marktes  in  längerer  Zeit  (Jahresmittelpreis), 
oder  den  Preis  mehrerer  Märkte  (volkswirthschaftlicher  Preis)  in's 
Auge  fassen,  da  hier  auch  die  Zufälligkeiten  von  Angebot  und  Nach- 
frage (Quantitäten)  eliminirt  werden.  Wir  erhalten  damit  den  allge- 
meinen Tauschwerth,  als  die  Summe  der  in  einer  Zeit  möglich  gewor- 
denen Preise  getheilt  durch  die  Zahl  der  Tauschvorgänge. 

Dieser  Tauschwerth  ist  schon  nur  mehr  eine  Kombination  eines 
auf  volkswirthschaftlicher  Qualifikation  der  Güter  beruhenden  Ge- 
brauchswerths  (Gattungswerths)  und  des  Kostenwerths;  und  zwar  wird 
dabei  der  Gebrauchswerth  eine  um  so  grössere  Rolle  spielen,  je  gleich- 
förmiger der  Kostenwerth  ist,  und  je  weniger  eine  Zeit  oder  eine 
Wirthschaft  nach  ihrer  ganzen  Entwickelung  im  Stande  ist,  die  nieder- 
sten Kosten  wirksam  zur  Geltung  zu  bringen.  Der  Antheil  dieser 
beiden  Werthelemente  bei  der  Bildung  des  allgemeinen  Tauschwerths 
wird  daher  am  deutlichsten  hervortreten,  wenn  wir  die  volkswirth- 
schaftliche  Werthbildung  in  verschiedenen  Zeiten  der  volkswirthschaft- 
lichen  Entwickelung  betrachten,  wo  dann  die  unsrer  Zeit  besonders 
zukommenden  Eigenthümlichkeiten  der  nationalen  Werthbildung  als 
solche  erkannt,  und  zugleich  jene  Momente  deutlicher  beobachtet  wer- 
den können,  welche  zu  allen  Zeiten  auf  die  volkswirthschaftliche  Werth- 
bildung gleichmässig  eingewirkt  haben. 

Wir  können  uns  dabei  erinnern,  dass  schon  den  Römern  die  Vor- 
stellung eines  Gattungswerthes  nicht  fremd  war,  wie  dies  aus  jenem 
Zwölftafelgesetz  de  arboribus  succisis  ersichtlich  ist,  das  für  jeden 
Baum  abgesehen  von  der  Strafe  eine  Ersatzsumme  von  25  Assen  fest- 
setzte (Plin.  bist.  nat.  XVII,  1,  7).  Aber  selbst  noch  in  der  klassi- 
schen Zeit  der  römischen  Jurisprudenz  findet  sich  diese  Vorstellung 
und  zwar  gerade  bei  dem  an  nationalökonomischen  Ideen  reichsten 
Juristen  Paulus  (1.  33  D.  9,  2):  Si  servum  meum  occidisti,  non  äffe- 
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ctiones  aestimandas  esse  puto,  sed  quaiiti  omnibus  valeret.  Sextus 
Pedius  (im  1.  Jahrli.  n,  Chr.)  ait,  pretia  rerum  non  ex  aflfectione  nee 
utilitate  singuloruDi  sed  commuiiiter  fungi;  und  noch  deutlicher  spricht 
derselbe  1.  63  pr.  D.  35,  2:  pretia  rerum  non  ex  atiectu  nee  utilitate 
singulorum  sed  communiter  funguntur.  Nee  enim  qui  filium  naturalem 
possidet,  tanto  locupletior  est,  quod  eum,  si  alius  possideret,  plurimo 
redemturus  fuisset;  sed  nee  ille  qui  filium  alienum  possidet,  tantum 
habet,  quanti  eum  patri  vendere  potest,  nee  exspectandum  est,  dum 
vendat,  sed  in  praesentia  non  qua  filius  alicuius  sed  qua  homo  aesti- 
matur.  §.  2:  Nonnullam  tamen  pretio  varietatem  loca  temporaque 
offerunt :  nee  enim  tantidem  Romae  et  in  Hispania  oleum  aestimabitur, 
nee  continuis  sterilitatibus  tantidem  quanti  secundis  fructibus,  dum  hie 
quoque  non  ex  momentis  temporum  nee  ex  ea,  quae  raro  accidit, 
caritate  pretia  eonstituantur.  Aehnlich  auch  bei  Ulpian  1,  3  §.  11 
D.  43,  17 :  Quanti  res  est,  sie  accipimus,  quanti  uniuscuiusque  interest, 
possessionem  retinere. 

Aber  freilich  hat  in  der  Zeit  der  klassischen  römischen  Jurispru- 
denz der  Verkehr  schon  längst  alle  Werthformen  ergriöen,  so  dass 
nunmehr  die  endgültige  Werthschätzung ,  soweit  sie  sich  nicht  bloss 
nach  dem  subjektiven  Interesse  des  Geschädigten  bemass  (quanti  in- 
terest, utilitas,  afifectus)  auch  schon  nicht  mehr  bloss  auf  dem  Gattungs- 
werthe,  sondern  auch  auf  dem  Kostenwerth  und  dem  Markte  beruht; 
vgl.  Ulpian  28  ad  Edict.  (1.  1  pr.  Dig.  19,  1)  quanti  res  valet;  Pom- 
ponius  bei  dems.  29  ad  Edict.  (1.  5  D.  15,  3)  rei  verum  pretium; 
Paulus  34  ad  Ed.  (1.  2  §.  4  D.  14,  2)  quanti  res  venire  possunt^). 

Auch  innerhalb  des  kanonisclien  Rechts  ist  eine  ähnliche  Vor- 
stellung jedenfalls  in  der  älteren  Zeit  vorhanden;  noch  bei  Covar- 
ruvius  II  c.  3  u.  4,  und  bei  Azor.  1.  8  c.  21  heisst  es:  constituitur 
pretium  primo  pro  varietate  rei  naturalis,  sed  prout  res  humanis  com- 
modis  et  usibus  condueit;  secundo  pretium  justum  non  semper  aesti- 
matur  ex  utilitate  rei;  nam  res  alioquin  minus  utiles  plus  valent  ali- 
quando;  tertio  pretia  considerantur  ex  communi  omnium  aestimatione 
et  ideo  pro  varietate  locorum,  temporum  populorum  augentur  vel 
minuuntur.  Wie  aber  schon  hier  der  Einfluss  des  Marktes  neben  den 
objektiven  Gebrauchswerth  als  Element  der  Werthbildung  hingestellt 
wird,  so  tritt  in  der  späteren  kanonistischen  Jurisprudenz  überhaupt 
neben  der  bonitas  intrinseca  auch  noch  eine  Rücksicht  auf  Kosten  und 

1)  Vgl.  i.  A.  M.  Voigt,  Das  jus  naturale,  aequum  et  bonum  und  jus  gentium  der 
Römer  III,  439  ff.  1875,  der  nur  allzusehr  von  den  hergebrachten  Kategorien  der  Volks- 
wirthschaftslehre  sich  beeinflussen  lässt. 
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aufgewendete  Arbeit,  Gefahr  und  Begehr  (Nachfrage),  überhaupt  die 
Frequenz  des  Marktes  als  entscheidend  für  die  Preishöhe  einer  Waare 
aufi). 

Im  Grunde  genommen  ist  aber  nicht  nur  dem  Zeitalter  des  ka- 
nonischen Rechts,  sondern  ebensowohl  auch  der  folgenden  Zeit,  und 
der  juristischen  und  volkswirthschaftlichen  Literatur  ebensowohl  als 
den  volksthümlichen  Anschauungen  bis  auf  den  heutigen  Tag  der  Ge- 
danke an  einen  wahren  Werth  der  Güter  und  darnach  an  ein  justum 
pretium,  das  nicht  erst  aus  dem  Kampf  entgegengesetzter  Interessen 
resultiren,  sondern  in  der  Nützlichkeit  der  Güter  selbst  begründet 
sein  soll,  lebendig;  freilich  sind  demselben  auch  ^die  verkehrtesten 
Polizeimaassregeln  entsprungen,  welche  in  arger  Verkennung  der  Werth- 
und Preisbildung  einen  vergeblichen  Kampf  mit  den  Mächten  des  An- 
gebots und  der  Nachfrage  kämpften. 

Um  so  lehrreicher  muss  es  sein,  die  Werthbildung  einer  Wirth- 
schaftsperiode  zu  untersuchen,  in  welcher  der  Verkehr  und  der  Markt 
noch  nicht  die  maassgebenden  Faktoren  der  Produktion  waren,  die 
Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs  also  auch  noch  nicht  nach  ihrer 
Verkäuflichkeit,  nach  ihrer  Fähigkeit  zum  Vertauschen  gebraucht  zu 
werden,  geschätzt  worden  sind.  Die  einzelnen  Momente,  welche,  ab- 
gesehen von  dieser  Fähigkeit,  auf  die  endgültige  Einreihung  der  Güter 
in  ein  bestimmtes  Werthsystem  Einfluss  haben,  werden  da  in  aller 
Schärfe  und  Bestimmtheit  hervortreten,  während  sie  sich  in  unserm 
modernen,  viel  verschlungenen  Verkehrsleben  leicht  verhüllen  und  von 
den  auffälligsten,  aber  desswegen  noch  lange  nicht  maassgebendsten 
Bestimmungsgründen  der  Preise  dem  Auge  des  Beobachters  entzogen 
werden. 

Schon  längst  ist  in  der  Nationalökonomie  das  Verfahren  der  Iso- 
lirung  der  einzelnen  Erscheinungsursachen  zum  Zwecke  vollständiger 
Ermittlung  ihrer  spezifischen  Wirkungen  angewendet,  und  als  ein  ganz 
besondrer  Vorzug  dieser  Wissenschaft  bezeichnet  worden.  Die  histo- 
rische Schule  hat  überdies  den  Gedanken  ausgesprochen,  dass  der 
Nationalökonomie  als  einer  empirischen  Wissenschaft  die  geschicht- 
liche Durchforschung  der  Wirthschafts Vorgänge  bei  den  verschiedenen 
Völkern  in  den  verschiedenen  Zeiten  ihrer  Ent Wickelung  einen  Ersatz 
für  das  Experiment  der  Naturwissenschaften  biete. 

Eine  Untersuchung  wie  die  hier  beabsichtigte  vereinigt  beide  Me- 
thoden; sie  isolirt  das  Moment  des  Gebrauchs  für  das  Bedürfniss  der 

1)  Vgl.  i.  A.  Endemann    in  Hildebrand's   Jahrbüchern   für   Nationalökonomie 
uod  Statistik  I  S.  360  ff. 
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Eiuzelwirthschaften ,  um  dessen  spezifischen  Einfluss  auf  die  Werth- 
bildung  kennen  zu  lernen,  indem  sie  diese  in  einer  Zeit  studirt,  welcher 
der  Gebrauch  zum  Vertauschen  noch  nicht  geliiufig  genug  war,  um 
ihn  vor  allem  andern  Gebraucli  bei  der  Wcrthschätzung  in's  Auge  zu 
fassen;  und  sie  vermag  damit,  wie  bei  einem  Experimente  zu  be- 
obachten, wie  sich  ein  Volk  bei  seiner  Werthbildung  verhält,  dessen 
allgemeine  volkswirthschaftliche  Zustände  von  den  modernen  so  un- 
geheuer weit  verschieden  sind. 

Die  Ergebnisse  einer  solchen  Untersuchung,  wenn  sie  überhaupt 
Werth  haben,  werden  diesen  vorwiegend  für  die  theoretische  National- 
ökonomie und  besonders  für  die  Analyse  der  volkswirthschaftlichen 
Begriffe  von  Werth  und  Preis  beanspruchen  können;  und  die  histo- 
rische Methode  erscheint  damit  wie  uns  dünkt,  gerade  auf  einem  Ge- 
biete bedeutsam,  auf  welchem  man  ihr  noch  vielfach  jede  Berechtigung 
abspricht.  Wohl  mag  zugegeben  werden,  dass  wir  durch  abstraktes 
Denken  und  eine  spekulative  Begriffsanalyse  gleichfalls  zu  allgemeinen 
Vorstellungen  über  die  werthbildenden  Ursachen  gelangen,  wie  ja  auch 
Rau's  Gattungswerth  und  ähnliche  Vorstellungen  eines  objektiven 
Gebrauchswerths  auf  diesem  Wege,  in  Verbindung  freilich  mit  sorg- 
samer Beobachtung  des  Lebens  gewonnen  worden  sind.  Aber  schon 
die  verhältnissmässig  geringe  Beachtung,  welche  diesen  „Entdeckungen" 
zu  Theil  wurde,  noch  mehr  aber  die  höchst  ungenügende  Verwerthung, 
welche  dieselben  in  der  Werth-  und  Preislehre,  sowie  in  der  soge- 
nannten praktischen  Wirthschaftslehre  gefunden  haben,  sprechen  laut 
dafür,  dass  die  Wissenschaft  sich  nicht  mehr  auf  genügendem  Boden 
bew'egt,  wo  sie  über  allgemeine  Vorstellungen  von  den  Funktionen  des 
volkswirthschaftlichen  Lebens  nicht  hinausgekommen  ist.  Man  konnte 
zweifeln  an  der  Bedeutung  eines  „Gattungswerths"  für  das  System  der 
volkswirthschaftlichen  Güterbewerthung,  so  lange  nur  ungefähre  Wahr- 
nehmungen eines  solchen  vorlagen;  man  wird  darüber  nicht  mehr 
im  Zweifel  sein  können,  wenn  es  gelingt  zu  zeigen,  dass  ein  grosses 
Volk  Jahrhunderte  lang  einen  Maassstab  zur  volkswirthschaftlichen 
Messung  seiner  Werthe  kannte,  welcher  unmittelbar  von  der  öffent- 
lichen Meinung  über  die  Brauchbarkeit  der  Güter  für  nationale  Be- 
dürfnissbefriedigung erzeugt  und  gehandhabt  worden  ist. 

2. 

Es  ist  die  älteste  Periode  deutscher  Wirthschaftsgeschichte ,  vom 
Beginn  der  urkundlichen  Zeit  bis  gegen  Ende  des  9.  Jahrhunderts, 
deren  Werthbildung  Gegenstand  der  nachfolgenden  Untersuchung  sein 
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soll.  Wir  beschränken  uns  dabei  ausdrücklich  auf  das  eigentliche 
Deutschland,  dessen  früheste  Wirthschaftszustände  sich  in  voller  Ur- 
si)rünglichkeit  entwickelten  und  keiner  unmittelbaren  Einwirkung  rö- 
misch-gallischer Cultur  unterlagen.  Denn  nur  in  dieser  Beschränkung 
finden  wir  hinlängliche  Uebereinstimmung  der  Grundbedingungen  des 
Wirthschaftslebens,  wenigstens  im  Grossen  und  Ganzen,  um  von  Ge- 
saramtzuständen  und  allgemeinen  Entwickelungstendenzen  der  deut- 
schen Volkswirthschaft  reden  zu  können. 

Wir  fassen  zu  diesem  Behufe  die  Volksrechte,  die  Urkunden  und 
die  Gesetzgebung  der  Karolinger  in's  Auge  und  untersuchen  zuerst 
die  einzelnen  Werthangaben  der  ältesten  Zeit. 

Das  älteste  der  sog.  Volks  rechte,  die  lex  Salica  enthält  solche 
nur  für  servi  und  mancipia ,  besonders  in  tit,  X  de  servis  vel  manci- 
pii s  furatis.  Bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Texte  dürfte  eine 
ausführlichere  Angabe  derselben  zunächst  angezeigt  sein. 

Tit.  10  §.  3  (Eccard^)):  Si  quis  ancilla  prodederit,  solidos  35;  si 
pro  vinitore,  si  fabrum,  si  carpentario,  si  stratario  valente  sol.  30, 
sunt  din.  2880,  faciunt.  solid.  85  cui  fuerit  adprobatum  culpabilis  ju- 
dicitur. 

ib.  (Feuerbach):  Si  quis  ancillam  perdiderit  valente  sol.  25,  si 
porcario ,  venatore  si  fabrum  aut  carpentarium  vel  stratorem ,  sol.  70 
culpabilis  judicitur. 

ib.  (Pardessus  2.  Text):  Si  qu.  a.  perd.  val.  sol.  15  sive  porc. 
sive  vinudore  sive  fab.  carp.  val.  sol.  35,  2700  den.  qui  faciunt  sol.  65. 

ib.  (Pardessus  3.  Text):  Si  qu.  a.  furaverit  aut  vindiderit  val.  sol. 
15  aut  25,  si  portario  (porcario)  si  fabrum  si  venatorem  (vinitori) 
molinario  carpentario  vel  quemcunque  artificem  (val.  sol.  25)  hec  sunt 
de  ministeria,  sunt  2800  qui  fac.  sol.  65  culp.  jud.  excepto  capitale. 

ib.  (Pardessus  4.  Text) :  Si  qu.  servum  aut  anc.  perd.  valentes 
sol.  25,  se  porc.  se  venatore  se  fabro  se  carpent.  se  stratore  valentes 
sol.  25  furav.  aut  occis.  sol.  60  c.  j.  exe.  capit.  et  delatura. 

L.  Salica  emendata  (Pardessus  5.  Text) :  Si  qu.  serv.  aut  a.  val. 
sol.  15  aut  25  für.  aut  vend.  seu  porc.  aut  fahr,  sive  vinitorem  aut 
molinarium  aut  carpent.  sive  venatorem  sive  aut  quemcunque  artif. 
2800  din.  qui  fac.  sol.  70  c.  j.  e.  c.  et  del. 

Tit.  XI  §.6  (Herold):  Si  quis  majorem,  infestorem,  scantionem, 
mariscalcum,  stratorem,  fabrum  ferrarium,  vinitorem  vel  porcarium 
vel  ministerialem  furav.  aut  occ.  vel  vend.  valentes  sol.  25,  1400  den. 

1)  Der  Beisatz  bezeichnet  immer  die  Ausgabe  des  betreflfenden  Textes  ,  wobei  ich 
mich  an  Behrends  neueste  Bearbeitung  der  lex  Salica  (Berlin   1874)  gehalten  habe. 
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qui  fac.  sol.  35  c.  j.  e.  c.  et  d.  §.7:  Si  vero  majorissam  aut  ancil- 
lam  ministerialem  val.  sol.  25,  superiorem  causam  conveiiit  obscrvare. 
§.  8:  In  alio  pacto  dicit  de  ipsis  praecia  haec  solidos  in  summa  85 
qui  fac.  den.  3200  c.  j.  e.  c.  et  d. 

Aus  diesen  Stellen  ist  nun  zunächst  ersichtlich,  dass  sie  wirk- 
liche Werthangaben  enthalten,  denn  die  Bussen,  welche  nicht  selten 
irrigerweise  mit  den  Werthen  der  zu  büssenden  Sachen  identificirt 
werden ,  sind  erheblich  grösser.  Doch  erlangen  auch  die  Bussen  eine 
besondere  Bedeutung  für  die  Werthbestimmungen,  wenn  es  gelingt, 
feste  Verhältnisse  zwischen  beiden  zu  ermitteln;  wir  können  dadurch 
ebenso  auf  Werthe  kommen,  wo  nur  Bussen  angegeben  sind,  wie  an- 
derseits die  angegebnen  Werthe  mit  Hilfe  der  Bussen  auf  ihre  innere 
Wahrscheinlichkeit  untersucht  werden  können. 

Das  Verhältniss  der  Werthe  und  Bussen  ist  nun  in  der  Reihen- 
folge der  Stellen:  30:85,  25:70,  15  beziehungsweise  35:65,  15 
bzw.  25  :  65,  25  :  60,  15  bzw.  25  :  70,  25  :  35,  bzw.  25  :  85.  Von 
diesen  Zahlen  unterliegen  diejenigen  einer  berechtigten  Korrektur,  bei 
denen  die  Rechnung  der  Denare  und  Solidi  (40  :  1)  nicht  stimmt,  da 
wir  zu  der  Annahme  verschiedner  Denare  oder  Solidi  in  keiner  Weise 
berechtigt  sind.  Korrigiren  wir  nun  die  Zahlen  der  Solidi  als  die 
aus  den  Denaren  abgeleiteten  Grössen,  so  verändert  sich  obige  Reihe 
nach  der  Höhe  der  eigentlichen  Werthe  geordnet :  35  :  67.5 ,  30  :  72, 
25  :  80,  25  :  70,  25  :  60,  25  :  35,  15  :  70,  15  :  67.5. 

Um  über  die  innere  Zulässigkeit  dieser  verschiednen  Verhältniss- 
zahlen einigermaassen  ein  Urtheil  zu  erhalten,  dienen  nun  die  Buss- 
sätze für  servi  und  ancillae  schlechtweg,  welche  durchgängig  auf  35  sol. 
angesetzt  sind  i).  Nun  stimmt  das  Verhältniss  25:70,  welches  auch 
für  die  qualifizirten  Ministerialen  zweimal  vorkömmt,  am  nächsten  zu 
dem  Verhältniss  12  :  35 ,  so  dass  demnach  für  den  gewöhnlichen  Leib- 
eignen der  Werth  auf  12  sol.  veranschlagt  werden  könnte  '■^).  Das  Ver- 
hältniss 25  :  70  für  den  qualifizirten  Ministerialen  hält  aber  gerade 
die  Mitte  zwischen  den  übrigen  für  die  25  sol.  werthen  Leibeignen 
angesetzten  Bussen ,   da  das  Verhältniss  25  :  35 ,  welches  bei  Herold 


1)  Nur  Pardessus  4.  Text  hat  für  den  servus,  3.  Text  für  die  anciUa  30  sol.  Auch 
in  tit.  26  §.  2 :  Si  quis  servo  alieno  per  denario  aut  ante  regem  dimiserit,  ist  neben  der 
Rückgabe  des  precium  servi  eine  Busse  von  35  sol.  vorgeschrieben. 

2)  Die  mehrmals  vorkommende  Werthbestimmung  von  servus  und  ancilla  auf  15  sol. 
vermag  ich ,  wenn  sie  nicht  etwa  auf  blosses  Missverständniss  des  Eccard'schen  Textes 
zurückzuführen  ist,  nur  dahin  zu  erklären,  dass  für  alle  höher  bewertheten  Leibeignen 
die  höhere  Busse  ausgesprochen  ist. 


204  ^^'-  Karl  Theodor  von  Inama -Sternegg, 

allein  vorkömmt,  fast  sicher  auf  Irrthum  zurückzuführen,  vielleicht 
nur  auf  den  gewöhnlichen  servus  zu  beziehen  ist,  und  auch  die  höhe- 
ren Werthe  (30  und  35  sol.)  nur  in  je  einem  Texte  vorkommen ;  wäh- 
rend die  Bewerthung  der  Ministerialen  auf  25  sol.  die  Regel  bildet. 
Dabei  ist  es  bemerkenswerth ,  dass  das  Verhältniss  25  :  80  nur  im 
Herold'schen  Texte ,  das  von  25  :  60  nur  in  6  Texten ,  das  von  25 :  70 
dagegen  in  19  Texten  vorkömmt. 

Diese  Annahme  von  12  sol.  für  den  Werth  eines  servus  erhält  nun 
eine  zweifache  Unterstützung.  Zunächst  in  dem  ed.  Chilperici  c.  7 
(LL.  II  1 1) :  causa  super  domino  magis  non  ascendat  nisi  quantum  de 
servo  lex  est,  aut  ipse  servus  decidat  aut  dominus  pro  servo  compo- 
nat,  hoc  est  sol.  12.  Aber  auch  von  andern  Werthbestimmungen  fällt 
Licht  auf  den  Werth  des  Leibeignen.  L.  Sal.  Tit.  X  §.  1  bestimmt : 
Si  quis  servo  aut  caballo  vel  jumentum  furaverit,  hoc  est  1400  dina- 
rios  qui  faciunt  sol.  35  culpabilis  judicitur;  und  tit.  38  wird  bald  der 
caballus  spado,  bald  der  caballus  und  das  jumentum  schlechtweg  mit 
35  sol.  gebüsst.  Die  gleiche  Bewerthung  eines  servus  und  caballus 
findet  sich  aber  auch  sonst  in  den  Volksrechten,  so  im  Pactus  Alam. 
n  49:  Si  servo  fuerit  facto  (Tödtung)  12  sol.  componat.  III  31 — 34, 
equa  meliorissima  12  sol.  L.  AI.  Hloth.  70:  amissarius,  marh  12  sol. 
Der  Umstand ,  dass  hier  die  besten  Pferde  auf  12  sol.  geschätzt  sind, 
während  in  der  L.  Sal.  diese  mit  45  bzw.  37.5  sol,  gebüsst  (darnach 
also  mit  13.4  und  16  sol.  bewerthet)  wurden,  ist  wohl  aus  einem  all- 
gemeinen Sinken  der  Viehwerthe  in  der  Zeit  zwischen  der  Abfassung 
der  L.  Sal.  und  dem  Pact.  Alam.  zu  erklären  (s.  u.).  Auch  noch  in 
der  L.  Bajuv.  IX,  3  ist  equus  und  mancipium  gleichmässig  mit  12  sol. 
bewerthet. 

Abgesehen  davon  aber  finden  wir  den  servus  wiederholt  ausdrück- 
lich auf  12  sol.  geschätzt,  wie  das  schon  aus  den  angeführten  Stellen 
hervorgeht,  Pact.  Alam.  II  49,  II  52:  si  ancilla  fuerit  12  sol.  com- 
ponat. L.  AI,  Hoth.  VIII  A:  Si  quis  servum  ecclesiae  occiderit,  in 
triplum  componat,  Si  quis  solvat  servum  regis,  ita  solvatur,  id  est 
45sol.  ^).  L.  AI.  Lantfr.  81:  Si  quis  servum  alterius  susceperit  et.. 
ad  lege  reddere  noluerit:  cum  12  sol.  solvat  eum.  Auch  L.  Bajuv. 
XIII,  9:  Si  quis  servum  alienum  foras  terminum  duxerit  cum  12  sol. 
componat  et  ipsum  reducat.  Auch  I,  4  12  sol.  (nach  andern  Hand- 
schr.  15  s.  2)).    Es  kann  hier  nun  allerdings  nur  die  Busse,  nicht  der 


1)  Darnach  wäre  der  Werth    15  sol. ;    3  sol.  aber  können    pro  mulata  delicti  in  fai- 
dum  in  Abrechnung  gebracht  werden.     Vgl.  Merkel  zu  dieser  Stelle. 

2)  Nach  tit.  VI  §.  12  wird  die  Tödtung  eines  servus  mit  20  sol.  gebüsst. 
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Werth  ausgedrückt  sein,  wie  es  nach  L.  Baj.  XIII  9')  und  L.  AI. 
Lantfr.  80  und  83  den  Anschein  hat,  wenn  es  heisst:  12  sol.  corapo- 
nat  quare  proprietatem  contradixit.  c.  81:  quare  contra  legem  eum 
recipit.  Aber  L.  AI.  Karol.  8  ist  doch  deutlich  als  Wertlibestimmung 
aufzufassen.  Si  quis  servum  alienum  occiderit,  12  sol.  in  capitale  re- 
stituat  aut  cum  alio  servo  ...  et  3  sol.  in  alieno  prctio  superponat, 
quod  fiunt  simul  15  sol.  Si  quis  ecclesiasticum  servum  vel  regium 
occiderit,  tripliciter  componatur,  hoc  est  45  sol.  2). 

In  L.  Rip.  Tit.  8,  28,  62  ist  die  Busse  für  einen  erschlagenen 
oder  kastrirten  servus  mit  36,  für  einen  homo  regius  und  ecclesiasti- 
cus  mit  100  sol.  angesetzt.  Wenn  es  gestattet  ist,  ein  ähnliches  Ver- 
hältniss  der  Busse  zum  Werthe,  wie  wir  es  in  der  Lex  Salica  gefun- 
den haben,  auch  hier  zu  Grunde  zu  legen,  so  ist  auch  darnach  der 
Werth  des  Leibeignen  auf  annähernd  12  sol.  festzustellen. 

Ebenso  wird  in  der  L.  Saxon.  II,  4  der  servus  mit  36  sol.  gebüsst, 
während  nach  der  L.  Angl.  et  Werin.  I,  4  die  Busse  des  getödteten 
servus  30  sol.  beträgt,  was  auf  einen  Werth  von  10  sol.  schliessen 
lässt,  insofern  die  sonst  statuirte  Komposition  der  Vermögensbeschä- 
digung cum  triplo  (tit.  VII)  auch  auf  diesen  Fall  Anwendung  findet. 

Für  andere  Werthe  kömmt  zunächst  die  Lex  Ripuariorum  als 
Grundlage  in  Betracht,  welche  in  tit.  36  einen  Werthtarif  für  solche 
Güter  aufstellt,  welche  bei  Zahlungen  von  Wergeid  anstatt  des  Gel- 
des gegeben  werden  können.  Ist  nun  auch  die  Aufzeichnung  dieses 
Titels  erheblich  jünger,  als  die  L.  Salica,  ja  selbst  als  die  ersteren 
Theile  der  L.  Rip.  (I— XXXI),  so  kann  doch  der  Inhalt  des  36.  Titels 
eben  so  hohes  Alter  beanspruchen  als  irgend  eine  andere  Bestimmung 
dieser  Lex  3). 

Die  Stelle  (36,  12)  lautet:  Si  quis  weregeldum  solvere  debet,  bo- 
vem  cornutum  videntem  et  sanum  pro  2  sol.  tribuat,  vaccam  cornu- 
tam  videntem  et  sanam  pro  1  sol.  tribuat,  equum  videntem  et  sanum 
pro  6  sol.  trib.,  equam  videntem  et  sanam  pro  3  sol.  trib.,  spatam  cum 
scogilo  pro  7  sol.  trib.,  spatam  absque  scogilo  pro  3  sol.  trib.,  bru- 
niam  bonam  pro  12  sol.  trib.,  helmum  cum  directo  pro  6  sol.  trib., 
bainbergas  bonas  pro  6  sol.  trib.,  scutum  cum  lancea  pro  2  sol.  trib., 
commorsum  gruarium  pro  6  sol.  trib.,  acceptorem  rautatum  pro  12 
sol.  trib. 


1)  Die  anciUa  wird  hier  mit  24  sol.  gebüsst. 

2)  Vgl.  i.  A.  Merkel,   Zur  1.  AI.  VIII  A,    dem    auch  Soetbeer,    Forschungen 
zur  deutschen  Geschichte  II  336  beistimmt. 

3)  Vgl.   Soetbeer,  Forschungen  II  313  ff. 
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Auch  in  anderen  Volksrechten  finden  sich  analoge  Viehwerthc. 
In  der  L.  Alani.  sind  nur  zwei  Stellen  als  strenge  Werthangaben  auf- 
zufassen: tit.  80:  Sunimus  bovus  5  tremissus  valet.  Medianus  4  tre- 
niissus  M  valet.  Minor  quod  adpreciatus  fuerit.  tit.  22:  porcum  va- 
lente  tremisse  1.  Andere  Schätzungen  kommen  als  zulässige  Maxi- 
malwerthe  für  die  Berechnung  der  Komposition  in  Betracht.  So  in 
L.  Alam.  Hloth.  70  c.  1 :  Si  quis  amissarium  involaverit,  ille  cuius  est, 
debet  probare  quod  valet.  c.  2:  Si  enim  dicit,  quod  12  sol.  valuit, 
cum  2  juret,  quod  sie  valuisset;  postea  solvat  illi  für  tale  quäle  ille 
iuraverit,  in  caput.  c.  3:  Et  si  quis  involaverit  equum  quod  Alamanni 
marh  dicunt,  sie  eum  solvat  sicut  et  amissarium.  tit.  71  c.  1:  Si  quis 
alterius  caballum  involaverit,  adpreciit  eum  dominus  eins  usque  ad 
6  sol.  si  tantum  valet:  amplius  non  quaerat,  non  valet  plus;  aut  mi- 
nus, quantum  illi  adpreciaverit  in  caput  restituat  für.  c.  2:  Jumen- 
tum  3  sol.  adpreciet,  si  tantum  valet,  aut  minus,  tit.  74,  c.  1:  Si 
enim  in  troppo  de  iumenta  illa  doctricem  aliquis  involaverit,  liceat 
eam  dominus  eins  adpreciare  12  sol.  Und  wegen  des  Zusammenhangs 
sind  wohl  auch  gleich  zu  beurtheilen  tit.  74  c.  2:  Alia  autem  iumenta 
de  grege,  quae  lactantis  est,  cum  6  sol.  componat.  c.  3:  Alias  autem 
qui  adhuc  prignans  non  fuerunt,  sol.  3  sint  adpreciatas.  tit.  77  c.  2:  Illa 
mellissima  vacca  4  tremisses  Uceat  adpreciare.  c.  3:  illa  alia  sequen- 
teriana  animalia  secundum  quod  arbitrii  adpreciaverint,  ita  solvantur. 

In  anderen  Stellen  sind  dagegen  nur  die  Kompositionen  vorge- 
tragen, welche  für  getödtete  oder  gestohlene  Thiere  entrichtet  werden 
müssen.  So  tit.  77  c.  1:  Si  quis  in  vaccariciam  legitimam,  ubi  sunt 
12  vaccas  vel  amplius,  taurum  ex  ea  involaverit  vel  occiderit,  3  sol. 
componat.  Auch  die  Stellen  des  Pact.  Alam.  III,  31  ff.,  welche  den 
angeführten  der  L.  Alam.  Hoth.  tit.  74  und  77  korrespondiren:  Si  quis 
de  grege  aliena  iumentum  tollit  et  domat  eum,  alium  simile  eum  red- 
dat.  Si  occisa  fuerit,  3  sol.  solvat.  Mediana  aequa  (3  sol.  componat. 
Meliorissima  12  sol.  Taurus  6  sol.  Accipiter  qui  augam  mordit  sol.  3. 
Grugem  sol.  6.  Si  verrus  verrem  occidit,  ipso  pro  eo  reddatur  aut 
3  sol.  solvat.  Endlich  gehören  hieher  auch  noch  die  Kompositionen 
für  Hunde  tit.  84,  welche  je  nach  der  Leistung  mit  1 — 12  sol.  ange- 
setzt sind. 

In  der  1.  Bajuvariorum  erscheint  eine  eigentliche  Werthangabe 
nur  in  tit.  9,  c.  3 :  Si  maiorem  pecuniam  furatus  fuerit,  hoc  est  12  sol. 
valentem  vel  amplius,  aut  equum  totidem  pretii,  aut  mancipium.    Tit.  13 

1)  In  2  Handschriften  der  Lex  Lautfr.  tit.  70 :  tres,  in  einer  IUI  tres ;  vgl.  Mer- 
kel LL  III  S.  111. 
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c.  4  ist  die  Komposition  für  1  porcus  auf  2  saicas,  für  die  ductrix  auf 
1  tremiss.  festgesetzt.  Ausserdem  bietet  tit.  9 ,  c.  2  noch  einen  An- 
haltspunkt. Si  aniphus  quam  soHdum,  sive  3  sol.  vel  plus  usquc 
5  sol.  furaverit ,  cum  sacramcntalcs  6  juret.  Si  bovem  domitum  vcl 
vaccam  mulsam,  id  est  lactantem  furaverit,  cum  6  sacramentales  ju- 
ret. Es  sind  diese  Thiere  hier  also  offenbar  einer  gestohlenen  Sache 
im  Werthe  von  3 — 5  sol.  gleichgestellt. 

Die-  lex  Frisionum  hat  Werthbcstimmungen  in  Form  von  Kompo- 
sitionen nur  für  Hunde  und  zwar  von  1  tremiss.  bis  4  sol.  inter  Lau- 
baci  et  Cincfalam,  von  4—12  s.  trän s  Laub.  (LL  III  662).  Leibeigne 
und  andre  Thiere  werden  nach  Schätzung  gebüsst:  ita  solvuntur, 
prout  fuerint  a  possessore  earum  adpreciata. 

In  der  1.  Saxonum  dagegen  finden  sich  bestimmte  Werthangaben. 
So  c.  34  (LL  V  66):  qui  bovem  quadrimum,  qui  2  solid,  valet,  noctc  furto 
abstulerit.  c.  66:  solidus  est  dufjlex,  unus  habet  2  tremisses,  quod 
est  bos  anniculus  12  mensium  vel  ovis  cum  agno.  Alter  solidus  3  tre- 
misses, id  est  bos  16  mensium.  Addid.  Tilian:  Westfalaiorum  et  An- 
grariorum  et  Ostfalaiorum  solidus  est  secales  sceffila  30,  ordei  40, 
avenae  60;  apud  utrosque:  2  siele  mellis  solidus.  Addid.  Tilian.  und 
Corvey:  Quadrimus  bos,  2  solidi;  2  boves,  quibus  arari  potest,  ösohdi; 
bos  bonus,  3  sol.;  vacca  cum  vitulo,  sol.  2  et  semis.  Add.  Corv.:  Vitu- 
lus  anniculus,  sol.  1.  Ovis  cum  agno  et  anniculus  agnus  ei  super  ad- 
junctus,  sol.  1  ^). 

Um  nun  auch  noch  über  das  rein  deutsche  Gebiet  hinaus  zu 
greifen ,  finden  wir  in  der  1.  Burgundionum  ähnliche  Werthbestimmun- 
geu  für  Thiere  in  tit.  IV,  1:  Quicumque  mancipium  alienum  sollici- 
taverit  caballum  quoque ,  equam ,  bovem  aut  vaccam  .  .  .  furto  auferre 
praesumpserit,  occidatur:  et  de  occisi  facultatibus ,  is  qui  perdidit 
superius  comprehensa  mancipia  atque  animalia,  apud  sollicitatorem 
aut  furem,  si  non  potuerit  invenire  in  simpium  accipiat:  hoc  est  pro 
mancipio  sol.  25,  si  tarnen  mancipium  ipsum,  sicut  dictum  est,  non 
potuerit  invenire:  pro  caballo  optimo  10  sol.,  pro  mediocri  5  sol.,  pro 
equa  sol.  3,  pro  bove  sol.  2,  pro  vacca  sol.  1.  —  c.  3:  Quicumque 
porcum,  ovem,  apem,  caprum  furto  abstulerit,  in  triplum  solvat  se- 
cundum  formam  pretii  constituti,  et  multae  nomine  sol.  12.  Id  est:  pro 
porco  sol.  1 ,  pro  ove  sol.  1 ,  pro  ape  sol.  1 ,  pro  capra  tremissem. 
Pretia  vero  haec  in  triplum  solvantur. 


1)  Dass  sowohl  der  sol.    in  L.  Saxon.  34  ,    als  auch    in  den    späteren  Zusätzen    als 
grosser  Solidus  zu  3  tremisses  gerechnet  werden  muss,  wird  unten  S.  226  zu  zeigen  sein. 
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Fassen  wir  alle  diese  Werthangabeu  zusammen,  so  erhalten  wir 
folgenden  detaillirten  Werthtarif: 
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Werth  in   Solidi 


amissarius 

marh 

doctrix 

meliorissima  equa     .... 

equus  maior 

caballus  optimus 

equus  videns  et  sanus  .    .    . 

caballus 

iumentum  lactans     .... 

equa  mediana 

caballus  mediocris    .... 
equa  videns  et  sana  .    .  -  .    . 

iumentum 

iumentum  adhuc  non  pregnans 

taurus     

bos  bonus    

bos  domitus 

bos  cornutus    

bos  quadrimus 

summus  bovus 

medianus  bovus 

bos  16  mensium 

bos  12  mensium 

vacca  lactans 

vacca  cum  vitulo      .    .    .     . 

vacca  mellissima 

vacca  sequenteriana      .    .    . 

verres      

porcus  (ductrix) 

porcus  (non  ductrix)     .     .     . 
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Wir  können  daraus  zweierlei  entnehmen;  einmal  eine  auffallende 
Uebereinstimmung  der  Werthangaben  in  allen  Volksrechten ;  dann  aber 
die  ziemliche  Gewissheit,  dass  auch  in  jenen  Stellen,  wo  die  Volks- 
rechte nur  Compositiouen  für  getödtete  oder  gestohlene  Tliiere  ent- 
halten, doch  eine  feste  Werthschätzung  derselben  zu  Grunde  liegt, 
die  sich  auch  im  Laufe  der  Jahrhunderte  nicht  nenuenswerth  verän- 
dert hat. 

Es  wäre  nun  besonders  werthvoll,  wenn  auch  die  vielen  Buss- 
sätze, welche  die  1.  Salica  für  Thiere  hat,  unter  diesem  Gesichts- 
punkte für  Werthbestimmungen  verwendet  werden  könnten.  Wir  ha- 
ben nun  schon  oben  (S.  203)  die  Annahme  eines  festen  Verhältnisses 
von  Werth  und  Busse  bei  der  Bewerthung  und  Sühne  der  Leibeignen 
und  Ministerialen  als  zulässig  gefunden.  Wenn  es  gestattet  wäre,  das 
Verhältniss  für  den  einfachen  Leibeignen  (12  :  35)  auch  für  die  Er- 
mittelung der  Viehwerthe  anzuwenden ,  so  würde  «ich  darnach  für  die 
lex  Salica  ein  Werthtarif  ergeben,  wie  er  versuchsweise  in  die  letzte 
Rubrik  obiger  Tabelle  eingestellt  ist.  Diese  Werthe  gehen  nun  aller- 
dings in  vielen  Positionen  so  erheblich  über  die  sonst  regelmässigen 
hinaus,  dass  sie  auf  den  ersten  Blick  als  unbrauchbar  erscheinen 
möchten ;  aber  einerseits  die  theilweise  Uebereinstimmung  und  andrer- 
seits die  Erwägung ,  dass  die  Viehbussen  doch  kaum  in  einem  stärke- 
ren Verhältnisse  als  die  Bussen  der  Leibeignen  und  Ministerialen  an- 
gesetzt sein  dürften,  fordern  zum  Nachdenken  auf,  ob  nicht  doch 
theils  die  Werthschätzung  der  einzelnen  Viehgattungen  bei  dem  Kultur- 
zustande der  alten  salischen  Franken  eine  ganz  andere  war,  als  in 
späteren  Zeiten  bei  anderen  Stämmen,  und  ob  nicht  auch  in  den  ver- 
änderten Geldmengen  eine  Erklärung  der  im  Ganzen  auffallend  hohen 
Viehbewerthung  bei  den  Saliern  gefunden  werden  kann.  Insbesondere 
ist  aber  auch  die  schon  früher  geltend  gemachte  Gleichheit  der  Be- 
werthung eines  Leibeignen  und  eines  Pferdes,  so  wie  die  weitere  Ueber- 
einstimmung in  den  nach  unserem  Verfahren  berechneten  Werthen  der 
Hunde  (1 — 5  sol.)  in  allen  Volksrechten,  der  Bienenstöcke  (1  sol.)  in 
1.  Sal.  und  1.  Burg,  ein  Umstand,  der  uns  zwingt,  die  oben  berechneten 
Viehwerthe  nicht  ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen. 

Uebcrhaupt  aber  bieten  das  Alter  der  einzelnen  volksrechtlichen 
Werthangaben  und  der  gesammte  Kulturzustand  der  einzelnen  Völker 
zu  dieser  Zeit  einige  Anhaltspunkte  zur  weiteren  Beurtheilung  jener 
Werthreihen.  So  ungenügend  auch  unsere  Kenntniss  von  diesen  beiden 
Verhältnissen  ist,  so  kann  doch  mit  ungefährer  Sicherheit  angenom- 
men werden ,  dass  der  Zeit  nach  die  Werthbestimmungen  der  1.  Salica 
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die  ältesten  sind ,  denen  chronologisch  die  1.  Burg. ,  der  Pactus  Alam., 
die  1.  Alam.  Hotharii,  die  1.  Baiuw. ,  die  1.  Ripuar.  und  endlich  die  1. 
Saxonuni  folgt;  während  in  Hinsicht  auf  den  gesammten  Kulturzustand 
in  diesen  Zeiten   Burgund  oben  an   steht,  ihm  Ripuarien,   dann  Ala- 
mannien  folgt,  Baiuwarien  aber  und  Sachsen  sowie  das  Land  der  sa- 
lischen  Franken  in  der  Zeit  ihrer  volksrechtlichen  Bestimmungen  ver- 
hältnissmässig  am  niedrigsten   standen.     Es  ist  immerhin   plausibel, 
und  wird  durch  unsre  Werthreihen  im   Allgemeinen  bestätigt,   dass, 
je  höheres  Alter  mit  niedriger  Kultur  zusammentrifft,  desto  höher  die 
Bewerthung  der  vorzüglichsten  Nutzthiere  war,  dass  aber  auch  höhere 
Allgemeiukultur  mehr  als  spätere  Fassung  der  einzelnen  volksrechtli- 
chen Bestimmungen  zu  einer  Ermässigung  der  Werthe  geführt  habe. 
Endlich  ist  auch  das  allgemeine  Werthmaass,  der  sohdus  in  sei- 
nem Werthe  zu  berücksichtigen.    Es  kann  hier  nicht  von  der  verän- 
derten Kaufkraft  desselben  die  Rede  sein,   die  sich  ja  nur  durch  die 
bekannten  Werthe  der  Waaren  bestimmen  lässt,  sondern  nur  von  dem 
Metallgehalte  oder  dem  inneren  Werthe  desselben.    Und  in  dieser  Be- 
ziehung haben  wir  keinen  Grund,  uns  von  den  Resultaten  der  gründ- 
lichen Untersuchungen  Soetbeer'sO  zu  entfernen,  wornach  während 
der  merowingischen  Zeit  bei  allen  germanischen  Völkern,   die  nach 
Metallgeld  rechneten,  der  Solidus  überall  einen  und  denselben  Wertli- 
begriflf  bezeichnet  hat,   nämlich   den  Goldsolidus.    Dieser  Solidus  ist 
nun  allerdings  selbst  von  zweifacher  Art;   72  auf  das  römische  Gold- 
pfund bis  etwa  a.  570,  und  von  da  an  84  auf  das  Pfund.    Von  den 
oben  betrachteten  Werthangaben   werden  demnach   die  der  1.  Salica 
und  1.  Burg.,  etwa  auch  noch  die  des  Pactus  Alam.   nach  den  alten 
schwereren  Solidis  ausgedrückt  sein,  und  es  würden  sich  dadurch  die 
Verhältnisse  der  Viehwerthe  nicht  unwesentlich  verschieben,  im  Gan- 
zen aber  doch   die  Auffassung  begünstigen,   dass  die  an  sich  auffal- 
lende Gleichwerthigkeit  bei  den  älteren  und  den  jüngeren  leges  gera- 
dezu durch  die  inzwischen  eingetretene  Entwerthung  des  Werthmaass- 
stabes  herbeigeführt  wurde,  während  ohne  sie  ein  Sinken  der  Werthe 
bei  erleichterten  Produktionsbedingungen  einer  fortschreitenden  Kul- 
tur vermuthet  werden  könnte. 

Auch  der  eigenthümlich  bestimmte  Solidus  der  lex  Saxonum  dürfte 
sich  von  dem  Solidus  der  übrigen  Volksrechte  in  gleicher  Zeit  nicht  weit 
im  Werthe  entfernen;  denn  von  dem  ^/^  sol.  werthen  einjährigen  zu 
dem  3/3  sol.  werthen  IGmonatlichen  Ochsen  der  1.  Saxon.  öG,  dann  dem 
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^/a  sol.  werthen  bos  niediamis  und  dem  -'j.^  sol.  wcrthcii  suiunius  bo- 
viis  der  1.  Alani.  Hlotli.  ist  doch  eine  ganz  regelmässige  Fortschreitung 
unverkennbar.  Da  aber  der  Solidus  des  sächsischen  Volksrechts  nicht 
als  Goldsolidus  gelten  kann,  so  wird  die  Erklärung  dieser  Werth- 
übereinstimmung  darin  zu  suchen  sein,  dass  aucli  für  die  anderen 
Volksstämme  im  Laufe  des  8.  Jahrhunderts  der  Silbersolidus  an  die 
Stelle  des  alten  Goldsolidus  getreten  war,  was  der  veränderte  Geld- 
werth  sehr  wohl  möglich  machte,  ohne  dass  eine  Aenderung  in  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  eintreten  musste.  Uebrigens  dürfen  wir 
gerade  hier  nicht  übersehen,  dass  die  sächsischen  Werthe  theils  in 
den  kleinen  solidis  =  2  tremisses ,  theils  in  dem  grösseren  karolingi- 
schen  solidus  =  3  tremisses  gerechnet  sind,  ohne  dass  sich  eine  ganz 
sichere  Ausscheidung  treffen  Hesse  (vgl.  unten  S.  224  f.). 

3. 

Wir  haben  in  den  Volksrechten  Beispiele  einer  legalen  Werth- 
konstanz  wichtiger  Gebrauchsgegenstände,  die  sich  in  ebenso  merk- 
würdig übereinstimmender  Weise  bei  den  verschiedenen  Völkerschaf- 
ten zeigt,  wie  sie  sich,  allerdings  zum  Theil  begünstigt  durch  eine 
Münzveränderuug,  auffallend  lange  zu  erhalten  vermochte. 

Die  Nothwendigkeit  solcher  legaler  Werthkoustauz  war  nun  jeden- 
falls schon  mit  der  ersten  Ausbildung  der  Volksrechte  gegeben.  Das 
System  der  Bussen,  Kompositionen  und  Wergelder  bedurfte  eben  so 
sehr  einer  festen  unverrückbaren  Grundlage  der  Berechnung,  wie  auch 
heut  zu  Tage  durch  alle  Gesetze  mit  Bestimmungen  über  Geldbeträge 
eine  legale  Werthkonstanz  des  Geldes,  ohne  Rücksicht  auf  die  that- 
sächlichen  Veränderungen  seiner  jeweiligen  Kaufkraft,  geschaffen  und 
festgehalten  wird.  Diese  feste  unverrückbare  Grundlage  der  Buss- 
und Kompositionsbestimmungen  konnte  aber  keine  andre  sein,  als  der 
Werth  der  Gegenstände,  deren  Vernichtung,  Diebstahl  u.  s.  w.  eben 
gebüsst  werden  sollte.  Denn  Busse  und  Komposition  gehörte  wenig- 
stens zum  Theile  dem  Beschädigten,  der  darin  Genugthuung  für  das 
erlittene  Unrecht  erhalten  sollte,  und  diese  musste  offenbar  in  einem 
gewissen  Verhältnisse  zu  dem  Vermögensschaden  stehen,  welchen  der- 
selbe durch  das  Unrecht  erlitt. 

Nun  ist  allerdings  nicht  jeder  Bussansatz  der  Volksrechte  ein  be- 
stimmtes Vielfaches  einer  Werthseinheit ,  die  gebüsst  werden  soll;  es 
sind  Rücksichten  der  öffentlichen  Sicherheit,  welche  neben  der  Berück- 
sichtigung des  Werthes  maassgebeud  waren,  wie  diess  theils  aus  dem 
gleichen  Busssatze  für  Diebstahl  von   1  —  3,  von  3—15  Stück  Vieh, 
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aber  auch  aus  den  Bestimmungen  ersichtlich  ist,  welche  in  Werth- 
skalen  beim  gewaltsamen  Diebstahl  die  Bussen  steigern  (z,  B.  1.  Salic. 
XI  und  XII).  Auch  zeigt  der  häufige  Beisatz  excepto  capitale  der 
1.  Sal.  und  Angl.  et  Werin.,  dass  der  blosse  Vermögensersatz  unab- 
hängig von  der  Busse  bestehen  konnte. 

Dass  aber  dennoch  der  Werth  der  beschädigten  oder  vernichteten 
Sache  die  rechnerische  Grundlage  der  Bussen  und  Kompositionen  bil- 
dete, ist  nicht  bloss  aus  dem  Gesammtcharakter  derselben,  Genug- 
thuung  für  das  erlittene  Unrecht  zu  sein,  und  aus  den  vielfachen 
ausdrücklichen  Relationen  der  Volksrechte  zwischen  Werth  und  Busse 
zu  erweisen,  sondern  erhellt  auch  aus  dem  oben  angestellten  Versuche 
eines  allgemeinen  Werthtarifs,  der  die  vollste  Uebereinstimmung  der 
aus  Kompositionen  berechneten  Werthe  mit  den  eigentlichen  und  aus- 
drücklichen Werthangaben  der  Volksrechte  dargethan  hat. 

Diese  Werthangaben  bieten  uns  nun  zugleich  einen  werthvollen 
Anhaltspunkt  zur  Beurtheilung  des  nationalökonomischen  Charakters 
der  in  den  Volksrechten  überhaupt  in's  Auge  gefassten  Werthe.  Es 
werden  in  ihnen  gewisse  Gegenstände  allgemeinen  Gebrauchs  bestimm- 
ten Geldsummen  gleichgestellt  in  ihrer  Fähigkeit  zur  Zahlung  von 
Wergeid  verwendet  zu  werden.  Sie  beanspruchen  aber  in  keiner  Weise 
als  allgemeine  Werth-  oder  gar  als  Preissatzungen  zu  gelten.  Viel- 
mehr erhellt  es  aus  mehreren  Stellen  der  Volksrechte,  dass  durch  sie 
der  freien  Preisbildung  keine  Schranke  gezogen  werden  soll.  So  sagt 
1.  AI.  37  §.  3  ganz  allgemein :  Si  autem  fecerit  (mancipium  foris  pro- 
vincia  venundare)  .  .  .  illud  pretium  quod  tulit  de  proprio  suo  man- 
cipio  perdat  et  insuper  fredum  quem  lex  habet,  componat.  Freilich 
handelt  es  sich  hier  um  einen  Verkauf  ausserhalb  der  Provinz,  wo 
auch  ein  etwa  aufgestellter  Legalwerth  keine  Anerkennung  mehr  be- 
anspruchen konnte.  Aber  die  1.  Baiuw.  16,  9  bestimmt  doch  ganz 
ausdrücklich:  Venditionis  haec  forma  servetur,  ut  seu  res  seu  manci- 
pium vel  quodlibet  genus  animalium  venditur,  nemo  propterea  firmi- 
tatem  venditionis  inrumpit,  quod  dicat,  si  vile  pretio  vendidisset.  Es 
ist  also  jede  Wirksamkeit  einer  legalen  Bewerthung  ausgeschlossen. 
Die  in  den  Volksrechten  für  Wergeid-  und  Busszahlung  aufgestellten 
Werthtarife  und  Legalwerthe  sind  also  nur  speziell  für  diesen  Zweck 
gültig  anzusehen;  und  sie  weisen  demnach,  abgesehen  von  der  oben 
gezeigten  Uebereinstimmung,  auf  einen  gleichen  Werthbegriff  hin,  wie 
er  als  Grundlage  für  die  Bussansätze  selbst  gedient  hat. 

Es  ist  nun  aber  besonders  zu  untersuchen,  welcher  Art  dieser 
Werthbegriff  war,  von  welchem  Standpunkte  aus  die  Werthschätzung 
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der  Güter  vorgenonimeu  und  für  die  Feststellung  der  Bussen  und  Kom- 
positionen zu  Grunde  gelegt  wurde.  Die  allgemeine  Beziehung  der- 
selben auf  den  Interessenkreis  des  Beschildigten  (Vermr)gensverlust 
und  erlittenes  Unrecht)  legen  den  Gedanken  an  einen  subjektiven  Ge- 
brauchswerth  der  beschädigten,  gestohlnen  oder  vernichteten  Güter 
nahe;  und  auch  der  Umstand,  dass  in  manchen  Yolksrechten  die  Busse 
in  dem  Vielfachen  des  vom  Beschädigten  geschätzten  Werthes  besteht, 
scheint  für  diese  Auffassung  zu  sprechen. 

So  bestimmt  die  1.  Fris.  IV,  1 :  Si  quis  servum  alterius  occiderit, 
componat  eum  iuxta  quod  a  domino  eins  fuerit  aestimatus.  IV,  2: 
Similiter  equi  et  boves,  oves,  caprae,  porci  et  quicquid  mobile  in 
animantibus  ad  usum  hominum  pertinet,  usque  ad  canem  (für  welche 
in  §.  4—8  feste  Werthe  bestimmt  sind)  ita  solvatur,  prout  fuerint  a 
posscssore  earum  adpreciata.  Auch  der  freie  Spielraum  der  Schätzung, 
welcher  nach  der  1.  Alam.  dem  Beschädigten  eingeräumt  ist,  könnte 
hieher  bezogen  werden ;  tit.  70,  1:  Si  quis  alterius  amissarium  invola- 
verit,  ille,  cuius  est,  debet  probare  quod  valet.  §.2:  Si  enim  dicit 
quod  12  sol.  valuit,  cum  duos  iuret,  quod  sie  valuisset;  postea  solvat 
illi  für  tale  quäle  ille  iuraverit  in  caput.  tit.  71  §.  1 :  Si  quis  alterius 
caballum  iuvolaverit,  adpreciit  eum  dominus  eius  cum  sacramentum 
usque  ad  6  sol.,  si  tantum  valet.  tit.  74  §.1:  Si  enim  in  troppo  de 
iumenta  illa  doctricem  aliquis  involaverit,  licet  eam  dominus  eius  ad- 
preciare  12  sol.  Et  quicquid  ille  adpreciaverit,  ille  für  reddat  uovi- 
gildos.  Es  ist  aber  doch  diese  freie  Schätzung  schon  im  Gesetz  an 
bestimmte  Grenzen  gebunden;  in  tit.  71,  1  heisst  es  sogar  bei  der 
Schätzung  des  caballus  sehr  bestimmt:  Adpreciit  eum  dominus  usque 
ad  6  sol.  si  tantum  valet:  amplius  non  quaerat,  non  valet  plus.  Und 
zur  weiteren  Deutlichkeit  über  die  Bedeutung  dieser  Schätzung  durch 
den  Beschädigten  dient  tit.  77  §.1:  qualecumque  armentum  de  ipsa 
vaccaritia  involatus  fuerit,  secundum  qualitatem  eam  restituat. 
Wir  werden  darnach  wohl  annehmen  dürfen ,  dass  die  freie  Schätzung 
bis  zu  der  legalen  Maximalgrenze  des  Werthes  auf  objectiven  Momen- 
ten beruhen  musste,  wie  sie  in  den  Qualitätsunterschieden  der  einzel- 
nen Thiere  begründet  waren,  nicht  aber  der  subjectiven  Werthschä- 
tzung  des  Beschädigten  anheim  gegeben  war.  Ja  um  jedes  subjektive 
Moment  aus  dieser  Werthschätzung  zu  entfernen,  ist  in  tit.  77  §.  4 
bestimmt:  lila  alia  minuta  animalia  secundum  quod  arbitrii  adprecia- 
verunt,  ita  solvantur,  secundum  quod  lex  habet.  Mag  nun  auch  diese 
Bestimmung  erst  in  späterer  Zeit  (nach  Merkel  unter  der  Regierung 
Dagoberts)  dem  Alamannischen  ^■olksrechte  hinzugefügt  worden  sein, 
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SO  ist  doch  klar,  dass  damit  das  auch  im  älteren  Recht  herrschende 
System  der  Legalwerthe  nur  bestimmter  im  Ausdrucke  und  sicherer 
für  die  Durchführung  gemaclit  werden  sollte. 

Aehnlich  verfügt  überdies  aber  auch  das  Ed.  Rothar.  137 :  Si  quis 
infantem  parvulum  de  servo  massario  casu  faciente  occiderit,  arbitre- 
tur  a  iudice  secundum  qualem  habuerit  aetatem  aut  quale  hierum  fa- 
cere  poterat,  ita  componat.  Stellen  wir  nun  damit  auch  noch  die  Be- 
stimmungen der  1.  Wisigoth,  VIII  4,  1,  IX  1,  1,  5  u,  a.  zusammen, 
in  welchen  der  Dieb  und  Hehler  alium  caballum  aequalis  meriti,  alium 
servum  paris  meriti  u.  s.  w,  zu  geben  verpflichtet  ist,  so  wird  es  wohl 
vollkonnncn  deutlich,  dass  nur  objektive  Momente  der  Güter,  nicht 
irgend  welche  subjektive  Beziehung  derselben  zu  dem  Beschädigten  die 
Grundlagen  der  Bewerthung  bildeten.  Die  Qualität  des  Gutes,  beson- 
ders sein  allgemeiner  Nutzeffekt,  den  dasselbe  in  jeder  wirthschaftli- 
chen  Verwendung  ergeben  konnte,  sind  für  die  Wertlibestimmung  ent- 
scheidend. Aber  in  keiner  Weise  kommen  der  Verkehr,  der  Markt, 
kommen  Angebot  und  Nachfrage  oder  anderweitige  Anschaffungskosten 
in  Betracht;  nie  wird  in  Rücksiclit  gezogen,  um  wie  viel  man  das  Gut 
etwa  kaufen  oder  verkaufen  konnte,  nie,  wie  hoch  man  es  etwa  an  Zah- 
lungsstatt (ausser  für  Wergcld)  angenommen  hätte.  Ebenso  wenig  als 
wir  in  den  Legal werthen  der  Volksrechte  den  Ausdruck  eines  subjekti- 
ven Gebrauchswerthes  erblicken  können,  ist  es  zulässig,  in  ihnen  einen 
Tauschwerth  der  geschätzten  Güter  oder  gar  einen  Preis  anzunehmen. 

Und  das  ist  am  Ende  sehr  einfach  zu  begreifen.  In  der  ältesten 
Periode  deutscher  Volkswirthschaft  ist  Kauf  und  Verkauf  mit  indivi- 
dueller Festsetzung  des  Werthverhältnisses  der  Waaren  selten.  Es 
fehlen  daher  wesentliche  Bedingungen  einer  regelmässigen  Preisbil- 
dung: der  Markt  als  eine  Konkurrenz  der  Käufer  und  Verkäufer,  also 
auch  die  Kenntniss  anderweitiger  Anschaffungskosten ;  denn  alle  Käufe 
waren  isolirte  Vorgänge  von  keineswegs  regelmässiger  Wiederkehr. 
Auch  die  Produktionskosten  kamen  bei  dem  gänzlichen  Mangel  einer 
detaillirten  Werthberechnung  in  den  isolirten  Wirthschaften  und  bei 
der  grossen  Gleichförmigkeit  derselben ,  sowie  dem  starken  Vorherr- 
schen des  Naturalfaktors  nicht  in  Rechnung. 

Dagegen  herrschte  eine  eben  so  einfache  wie  regelmässige  und 
gleichförmige  Wirthschafts-  und  Lebensweise,  wodurch  Gegenstände 
von  so  allgemeiner  Brauchbarkeit,  wie  Leibeigne,  Arbeits-  und  Jagd- 
vieh, aber  auch  Waffen  für  alle  im  Ganzen  den  gleichen  Werth  er- 
hielten und  denselben  Werth  in  verschiednen  Gegenden  und  für  lange 
Zeiträume  haben  konnten. 
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Aus  solcher  Gleichartigkeit  und  Kunstanz  rler  subjektiven  Werth- 
schätzung  allgemein  gebrauchter  Güter  entwickelte  sich  dann  im  Laufe 
der  Zeit  eine  objektive  Hewerthung  nacli  den  inneren  Eigenschaften 
und  dem  wirthscliaftlichen  Nutzeffekt  dieser  Güter,  welche  zur  öffent- 
lichen Meinung  über  den  Werth  der  Dinge  führte  und  damit  die  erste 
Voraussetzung  für  eine  erfolgreiche  Aufstellung  eines  legalen  Wcrth- 
tarifs  geworden  ist. 

Eine  zweite  Voraussetzung  hiefür  war  nun  aber  die  Ausbildung 
einer  Werthskala  der  Güter  und  zwar  in  der  Weise,  dass  irgend  ein 
bestimmtes  Gut,  das  einer  solchen  volksthümlichen  Gebrauchswerth- 
schiitzuug  unterlag,  als  Einheit  des  ganzen  Systems  gewählt,  und  alle 
übrigen  Güter  von  gleich  allgemeiner  Brauchbarkeit  demselben  als 
Theilwerthe  und  Vielfache  des  Einhcitswerthes  angegliedert  wurden. 
Dieses  System  objektiver  Gebrauchswerthe  konnte  sich  aber  in  seiner 
Reinheit  doch  nur  so  lange  erhalten,  als  die  Naturalwirthschaft  rein 
und  ausschliesslich  ihre  Herrschaft  behauptete;  wir  lernen  es  so  auch 
aus  den  skandinavischen,  zum  Theil  auch  noch  aus  den  angelsächsi- 
schen Rechten  kennen,  welche  die  Kuh-  und  Ochsenwerthe  als  Grund- 
lage ihres  ganzen  nationalen  Werthsystems  hatten;  und  es  ist  immer- 
hin wahrscheinlich,  dass  auch  die  verschiedenen  deutschen  Völker- 
stämme nach  einem  auf  solcher  Grundlage  basirten  Werthsysteme 
rechneten.  Aber  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie  sich  an  den 
Geldgebrauch  oder  wenigstens  an  die  Geldreciuiung  gewöhnten  —  und 
es  fällt  dies  vor  die  Zeit  der  Abfassung  der  ältesten  Volksrechte  — 
trat  doch  ein  neues  bisher  gänzlich  unberücksichtigtes  Moment  in  ihr 
W^erthsystem  ein;  denn  das  Geld,  das  zu  allen  Zeiten  immer  nur  das 
Medium  des  Güteraustausches  war,  maass  die  Werthe  auch  immer 
nach  ihrer  Fälligkeit,  gegen  andere  eingetauscht  zu  werden,  die  ihrer- 
seits der  Vermittlung  des  Geldes  bedurften. 

Um  einen  Anschluss  des  volksthümlichen  Werthsystems  der  Deut- 
scheu an  das,  ihnen  von  aussen  her  durch  die  Berührung  und  theil- 
weise  gesellschaftliche  Vermischung  mit  den  Römern,  aufgedrungne 
Geldsystem  zu  finden,  niusste  wenigstens  für  die  Wertheinheit,  welche 
die  Grundlage  jenes  Systems  der  objektiven  Gebrauchswerthe  bildete, 
ein  aequivalenter  Werthaasdruck  in  Geld  gesucht  werden.  Und  dieser 
war  nur  zu  finden  durch  Beobachtung  der  Verkehrswirksamkeit  — 
der  Kaufkraft  —  des  Geldes.  Je  unbedeutender  aber  in  dieser  gan- 
zen Periode  der  Geldverkehr  in  deutschen  Landen  war,  desto  wahr- 
scheinlicher ist  es,  dass  diese  Beobachtung  eben  nur  dort  zu  machen 
war,  wo  Geld  schon  regelmässige  Verkehrs-  und  Werthmessungsdienste 
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versah.  Und  da  übcrdiess  der  Geldgebrauch  der  diessrheinischcn 
Völkerstämme  fast  nur  in  ihren  Beziehungen  zu  Neustrien  einige  Re- 
gelmässigkeit gewann ,  so  war  die  Werthgleichung  zwischen  Geld  und 
anderen  Brauchbarkeiten  auch  wohl  nur  auf  Grund  neustrischer  Ver- 
hältnisse zu  finden  ^). 

Und  so  schlössen  Ripuarier  und  Alamannen,  Baiern  und  Sachsen 
wohl  ihr  Werthsystem  dem  herrschenden  Preisstande  ihrer  westlichen 
Nachbarn  an.  Aber  es  blieb  die  Uebertragung  der  Geldrechnung  den- 
noch nur  eine  äusserliche  Annahme  eines  Geldwerthsystems ;  die 
Werthverhältnisse  der  wichtigsten  Gebrauchsgegenstände  blieben  da- 
durcli  unberührt  und  auch  die  nachfolgenden  Preisveränderungen  der 
Geldläuder  brauchten  auf  das  herrschende  System  der  Legalwerthe 
keinen  Einfluss  auszuüben.  Denn  die  Bussen  blieben,  wie  schon 
Soetbeer  (Forschungen  II  323)  bemerkt,  auch  bei  starkentwerthe- 
tem  Gelde,  für  den  der  sie  zu  empfangen,  wie  für  den  der  sie  zu 
zahlen  hatte,  in  ihrer  wirthschaftlichen  Bedeutung  ziemlich  gleich, 
wenn  der  Schuldige  nach  wie  vor  die  verwirkte  Busse  nicht  in  Geld, 
sondern  nur  in  den  nach  Geld  geschätzten ,  d.  h.  nach  ihrem  inneren 
Werthverhältniss  abgestuften  Gebrauchsgegenständen  entrichtete. 

Und  das  war  in  der  That  der  Fall.  Der  bis  in  die  Karolinger- 
zeit, ja  sogar  über  dieselbe  hinaus  andauernde,  durchgreifende  Mangel 
des  Geldgebrauchs  ist  wie  die  weitgehende  Isolirung  und  Stabilität 
der  wirthschaftlichen  Zustände  in  Deutschland  eine  auch  sonst  hin- 
länglich zu  erweisende  Thatsache^).  Nur  so  ist  die  wiederholt  be- 
tonte, weitverbreitete  Uebereinstimmung  in  der  Geldbewerthung  der 
allgemeinen  Brauchbarkeiten  und  die  jahrhundertlange,  unverrückte 
Geltung  dieser  Werthansätze  hinlänglich  zu  erklären,  an  der  alle  Ver- 
schiedenheiten der  Preise  und  alle  Veränderung  im  Werthe  des  Gel- 
des spurlos  vorüber  ging.  Es  wäre  diess  geradezu  undenkbar,  wenn 
die  Verhältnisse  des  Marktes ,  welche  den  Tauschwerth  und  den  Preis 


1)  Es  ist  doch  kaum  anzunehmen,  wie  das  nach  Grote,  Münzstudien  I  143  und 
Soetbeer,  Forschungen  I  214  den  Anschein  gewinnt,  als  hätten  die  Deutschen  die 
Einheit  ihres  Werthsystems  (die  Kuh  ?)  einfach  mit  der  Einheit  der  übernommenen  Geld- 
rechnung (solidus)  gleichgestellt,  ohne  auf  den  Werth  dieser  Münze  Rücksicht  genom- 
men zu  haben.  Es  M'ürde  das  mindcsten.s  eine  wirtbschaftliclie  Isolirung  der  deutschen 
Stämme  voraussetzen,  wie  sie  zu  keiner  Zeit  vorhanden  war.  Aus  der  Bedeutung  des 
deutschen  Wortes  Schilling  (für  solidus)  als  Strafsimplum  ist  diese  Annahme  keineswegs 
abzuleiten. 

2)  Vgl.  meine  Schrift  über  die  Ausbildung  der  grossen  Grundherrschaften  in  Deutsch- 
land während  der  Karolingerzeit.     Leipzig  1878. 
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bestimmen,  irgend  einen  andern  Eintlutss  anf  die  VVerthbcstiinnmngen 
der  Vülksreclitc  genonunen  hätten,  als  er  für  die  Gewinnnug  einer 
ersten  Relation  zwischen  dem  natnralwirthsehaftliehen  System  der  Ge- 
braiichswerthe  und  dem  geldwirthschaftlichen  System  der  Tauschwerthe 
unvermeidlich  war. 

4. 

Eine  den  Legalwerthen  der  Volksrechte  verwandte  Werthbestim- 
mung  findet  sich  in  den  ältesten  Urkunden  und  Urbarien;  ein 
Bedürfniss  nach  einem  präzisen  Wertliausdrucke  für  bestimmte  Güter 
bestand  hier  in  zweifacher  Richtung.  Es  musste  zunächst  das  Werth- 
verhältniss  derjenigen  Güter  genau  festgestellt  sein,  welche  alternativ 
als  Zins  für  Benefizien,  Precarien  u.  s.  w.  gegeben  und  genommen  wer- 
den sollten;  und  da  es  frühzeitig  schon  nothwendig  wurde,  die  Be- 
zahlung dieser  Zinse  in  natura  oder  in  Geld  freizustellen,  so  entstand 
auch  das  Bedürfniss  nach  einem  Gcldanschlage  solcher  Gebrauchsge- 
genstände, welche  regelmässig  gezinst  wurden. 

Dann  aber  musste  auch  bei  solchen  Gütern,  welche  in  derselben 
Spezies  von  sehr  verschiedner  Qualität  sein  konnten,  nach  einer  mög- 
lichst kurzen  und  bestimmten  Bezeichnung  der  Qualitätsunterschiede 
gesucht  werden,  um  bei  dem  einzelnen  Zinsvertrage  diejenige  Quali- 
tät in  unzweifelhafter  Weise  bezeichnen  zu  können,  welche  als  ent- 
sprechende Zinsleistung  gelten  sollte;  dafür  war  aber  nur  ein  Zah- 
lenausdruck vollkommen  geeignet,  der  den  Werth  der  verschiednen 
Qualitäten  anzeigte;  und  dieser  Ausdruck  konnte  wohl  nur  in  der 
Geldbewerthung  gefunden  werden.  Das  gleiche  Bedürfniss  konnte 
dann  auch  noch  dazu  führen,  bei  Käufen  den  naturalen  Kaufpreis, 
bei  Täuschen  das  Aequivalent  zur  näheren  Bezeichnung  der  Qualität 
in  seinem  Geldwerthe  auszudrücken. 

Abgesehen  von  den  Kaufpreisen  für  Grundstücke  und  Landgüter 
sind  denn  nun  auch  alle  in  den  Urkunden  deutscher  Gebiete  vor  und 
während  der  Karolingerzeit  vorkommenden  Bewerthungen  von  Sachgü- 
tern auf  die  eine  oder  andere  dieser  Kategorien  von  Werthbestimmun- 
gen  zurückzuführen. 

Zu  denjenigen  Geldwerthen,  welche  eventuell  an  Stelle  bestimm- 
ter naturaler  Zinsleistungen  treten  können ,  gehören  in  den  Urkunden 
dieser  Zeit  zunächst  die  Getreidewerthe.  Die  St.  Gallner  Urkunden 
aus  den  Jahren  790  —  909  enthalten  46  solcher  Angaben  und  zwar 
bemessen  sie 
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1     „      „  „       inter  fmnientuni  et  segale   „     '6         „ 

Die  Freisinger  Urkunden  bieten  uns  nur  zwei  Werthangaben  die- 
ser Art  aus  dem  J.  823  (M  ei  che  Ib.  T'  426,  44ö).  Darnach  wird 
der  modius  ohne  nähere  Bezeichnung  auf  IV0  den.,  der  modius  avenae 
auf  1  den.  bewerthet.  Und  im  Registrum  Prumicnse  (53)  v.  J.  893  ist 
der  Wcrth  des  modius  sigale  auf  2  den.,  avenae  auf  1  den.  festgesetzt. 
Im  ältesten  Heberegister  von  Werden  (Ende  des  9.  oder  Anfang  des 
10.  Jahrh.)^)  ist  der  modius  siliginis  auf  1  ^3  flen.,  der  modius  bracii 
auf  1  den.,  der  modius  avenae  auf  ^/^  den.,  der  modius  ordei  einmal 
gleich  siligo,  ein  andermal  gleich  avena  gesetzt. 

In  gleicher  Weise  wird  in  den  St.  Gallner  Urkunden  von  852 — 
960  der  Werth  eines  Huhns  8  mal  auf  V2  d^'J^-i  einmal  auf  1  den. 
bestimmt. 

Der  Werth   einer  situla  Wein  ist   in   den  St.  Gallner  Urkunden 

von  786—865 

2  mal  mit  4     den. 

1  3 

■'■     1^      11    «-'        11 

•■11       11     2         „ 

1  11/ 

^     11       11         /  1  5  11 

in  einer  Fuldaer  Urkunde  von  803  (Cod.  dipl.  Fuld.  213)   mit  4  den., 
im  Registrum  Prumiense  mit  ^j.^  d. ,  ^/,(;  d.  und  2  dn.  bemessen. 

Der  Werth  einer  situla  Bier  beträgt  in  St.  Gallner  Urkunden 
von  778 — 847 

2  mal  V2     c^cn. 

^  11  '   /ö  51 

1  '/ 

'^        11  /  1  .5        11 

1        1,        1  11^'). 


1)  Bei  Lacomblet,  Archiv  f.  d.  Geschichte  des  Niederrhein  II   1857. 

2)  Wir  haben  der  üebersichtlichkeit  halber  !\uch  jene  Werthe  eingesetzt,  welche 
nur  aus  andern  Verhältnissen  berechnet  sind.  Das  ist  bei  Wein  2  mal  der  Fall ,  wo 
Trad.  Sang.  786  No.  110  15  sit.  =  15  maldr.  und  829  No.  328  15  sit.  =  7  maldr.  ge- 
setzt sind.  Da  wir  den  regelmässigen  Werth  des  maldrum  =  2  den.  annehmen  können, 
ergibt  sich    in  dem  ersten  Falle    für    die  situla  Wein   2  den.,    im  zweiten   **/j5  d.      Für 
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Ausserdem  eiitluiltcii  die  St.  Gulliier  Urkunden  noch  einzelne  lin- 
dere Werthan  gaben  dieser  Art,  so  813  —  816  No.  217,  827  ib.  yoö, 
830  ib.  332,  850  ib.  II  S.  398:  4  den.  aut  1  vonierenj,  825  No.  291: 
1  soccuni  aut  4  den.,  welche  aber  in  ihrer  Isolirung  keine  weitere  Be- 
deutung in  Anspruch  nehmen  können. 

VVerthe  sodann,    mit  welchen   nur  Qualitätsunterschiede   der   zu 
leistenden  Sachgüter  erkennbar  und  bestimmt  zum  Ausdrucke  gelan- 
gen sollen,  sind  insbesondere  bei  Thieren  vorhanden,  deren  sehr  ver- 
schiedene Qualität  innerhalb  derselben  Spezies  hiezu  besondern  Anlass 
bot.     Die  St.  Gallner  Urkunden  von  753—926  enthalten  an  56  Stellen 
Bewerthungen  des  Frischlings  (junges  Schwein)  und  zwar 
29  mal  mit  1  tremiss.  oder  4  den. 
21     „      „1  saigaO 
2    „      „    5  den, 

1  „      „    8—12  den. 

2  „      „1  solid.  (12  den.) 

Ausserdem  bewcrthet  ihn  eine  Freisinger  Urkunde  von  825 
(Meich.  P  481)  mit  2  saig.,  eine  Regensburger  Urk.  v.  889  (Ried 
1  69)  mit  4  den. ,  und  das  Registr.  Prüm,  an  verschiednen  Stellen 
mit  4— 12  den.  2). 

Von  sonstigen  Thieren  finden  wir  das  Schwein  (porcus  und 
sualis)  in  St.  Gallner  Urkunden  von  770  und  845  No.  58  und  394  mit 
4  und  12  den.,  in  einer  Corvey'schen  Urk.  v.  853  (Erhard  Reg.  Westf. 
I  17)  mit  12  d.,  im  Registrum  Prumiense  mit  4 — 24  d.  und  zwar 

9  mal  mit  24  den. 
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also  im  Durchschnitt  von  27  Angaben  mit  UVs  d.;  im  Heberegister 

Bier  sind  4  Werthe  bereclinet ,  Tr.  Saug.  778  No.  84  10  siel.  =  10  mod. ;  829  No.  328 
30  siel.  =  7  maldr. ;  834  No.  346  10  siel.  =  3  maldr. ;  847  No.  402  10  siel.  =  10  mod. 
Den  raodius  =    '/jj  den.  gerechnet,    ergibt    den  Werth    einer    sicla  Bier    auf  V2  '    '/i  .-i» 

1)  Schon  darin  könnte  die  Aniiiüinie  eine  Stütze  finden,  dass  die  saiga  nicht  erheb- 
lich weniger  als  die  tremissis  gegolten  habe,  zu  3  den.  wird  sie  auch  von  Soetbeer 
und  Andern  angenommen. 

2)  Diese  hohe  Bewerthung  insbesondere  bei  friskinga  vervecena  cum  lana. 


220  Dl"-  Karl  Theodor  von  I  n  a  ra  a  -  S  t  e  r  n  c  g  g  , 

von  Werden  auf  4 — 12  d.,  im  Durchschnitt  von  14  Angaben  aber  aut 
7  d.  bewcrthet,  wobei  aber  die  besonders  niedern  Werthe  wohl  auf 
Frischlinge   deuten.     Den   Ochsen   schätzen   die  Tr.   Sang.  176   auf 

7  saig.,  No.  82  und  532  auf  5  sol.;  das  Reg.  Prüm,  auf  37^/2  d.  Das 
Pferd  ist  auf  1  libra  (Tr.  Sang.  92),  und  auf  10  sol.  (Tr.  Sang.  643 
und  Meich.  P  546)  geschätzt.  Der  Widder  auf  6  den.  (Corveyer 
Urk.  bei  Ehrhard  1.  c),  auf  8—12  d.  (Reg.  Prüm,  und  Tr.  Sang.  58); 
der  Hammel  (vervex)  auf  1  saiga  (Tr.  Sang.  159);  der  multo  cum 
lana  auf  15  d.  (Reg.  Prüm.);  das  Schaf  auf  6  d.,  die  victima  auf 
6 — 8  d.  (Werden).  Von  andern  Gebrauchsgegenständen  wird  ein  Pal- 
lium 3  sol.  valent.  (Tr.  Sang.  838  No.  368)  mit  8  dn.  (Werden),  eine 
tonica  1  sol.  val.  (Tr.  Sang.  865  No.  506),  linea  quae  dicitur  sraoccho 
2  tremiss.  val.  (ib.),  eine  hircina  pellis  1  sol.  val.  (ib.  878  No.  689), 
10  Wollbündel  (trocta)  mit  2  dn.  (Reg.  Prüm.) ,   1  amphora  mellis  mit 

8  dn.,  1  mod.  sal.  mit  ^/^  dn.  (Werden)  nach  der  Quantität  bemessen. 

Ein  Ueberblick  über  alle  diese  Werthaugaben  ergibt  zunächst  eine 
ungemein  grosse  und  bleibende  Uebereinstimmung  in  der  Bewerthung 
solcher  Güter,  welche  alternativ  in  natura  oder  in  Geld  als  Zins  ge- 
geben werden  konnten.  Verstehen  wir,  wie  das  Soetbeer  (For- 
schungen VI,  90)  rechtfertigt,  unter  granura  und  anona  Hafer  (oder 
nicht  enthülsten  Spelz),  so  bleibt  der  Werth  des  maldrum  während 
120  Jahren  fast  ausschliessUch  auf  2  den.,  der  modius  immer  auf  Vü 
— 1  den.  bestehen;  und  selbst  dieser  kleine  Unterschied  lässt  sich 
durch  die  Verschiedenheit  des  modius  erklären.  Auch  das  Huhn  be- 
hauptet in  mehr  als  100  Jahren  seinen  Werth  von  ^/^  den.  Bei  Wein 
und  Bier  sind  die  Schwankungen  ^2  d.  —  4  d.  und  ^2  d.  —  1  d.,  theils 
aus  den  Qualitätsunterschieden,  theils  nach  den  Gegenden  zu  erklä- 
ren, indem  die  weinreichen  Güter  des  Klosters  Prüm  einen  niederem 
Werth  als  die  weinarmen  Güter  St.  Gallons  zeigen. 

Auch  die  ausschliesslich  nach  der  Qualität  bemessnen  Werthe 
haben  in  sehr  langer  Zeit  und  an  den  verschiedensten  Orten  nur  sehr 
enge  Schwankungsgrenzen,  während  eine  volle  Uebereinstimmung  hier 
der  Natur  dieses  Werthes  nach  ausgeschlossen  sein  muss.  Aber  es 
besteht  doch  eine  grosse  Gleichförmigkeit  des  Durchschnittswerthes ; 
auch  ist  es  besonders  charakteristisch,  dass  die  friskinga  in  Schwa- 
ben im  J.  753  (Tr.  Sang.  17)  ebenso  zu  4  den.  bewerthet  ist,  wie  noch 
in  Baiern  im  J.  889  (Ried  69)  und  am  Mittelrhein  893  (frisk.  Por- 
cina im  Reg.  Prüm.). 

Auch  ist  die  Bewerthung  keine  andre,  mag  sie  nun  zur  Feststel- 
lung eines  Geldäquivalents  für  Zinse,  oder  zur  Bezeichnung  einer  be- 
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stimmten  Qualität  einer  Zinsleistung  oder  eines  Kaufobjekts  dienen. 
In  Urk.  797  (Tr.  Sang.  145)  ist  ein  Zins  von  4  und  ö  dn.  aut  fri- 
schinga  sie  valente  bestimmt,  wie  sonst  einfach  frisk.  4  dn.  val. ;  im 
J.  829  (Meieh.  I"  546)  wie  im  J.  885  (Tr.  Sang.  ()43)  wird  ein  ca- 
ballus  10  sol.  val.  als  Kaufpreis  gegeben. 

Die  werthbestimmenden  Momente  müssen  also  wohl  sehr  gleich- 
artig und  sehr  konstant  gewesen  sein.  Das  schliesst  zunächst  aus, 
dass  die  bei  Kauf  und  Verkauf  der  in  den  Urkunden  bewertheten  Gü- 
ter vorkommenden  Preise  (Marktpreise)  in  diesen  Schätzungen  zum 
Ausdruck  kommen.  Denn  hier  werden  immer  und  in  jenen  Zeiten  be- 
sonders die  Mengen  und  anderweitigen  Anschaffungskosten  grosse  Dif- 
ferenzen hervorgebracht  haben;  auch  dürften  sie  noch  immer  zu  selten 
und  zu  vereinzelt  ge^Yesen  sein,  als  dass  sie  einer  Geldbewertliung 
von  Gebrauchsgegenständen  der  Wirthschaft  hätten  zur  Grundlage  die- 
nen können. 

Aber  auch  die  Kaufkraft  des  Geldes  konnte  für  diese  Art  der 
Werthbestimmung  nicht  maassgebend  sein.  Denn  die  Berücksichti- 
gung derselben  schliesst  geradezu  jedes  feste  Werthverhältniss  von 
Geld  und  Naturalien  aus,  da  sich  die  Werthe  dieser  Güter  immer  in 
umgekehrter  Richtung  bewegen.  Durch  die  alternative  Zinsleistung 
war  sogar  der  thatsächlichen  Veränderung  in  der  Kaufkraft  des  Gel- 
des jede  Anerkennung  versagt;  sie  musste  offenbar  unberücksichtigt 
bleiben,  wenn  für  eine  unbestimmt  lange  Reihe  von  Jahren,  auf  Le- 
bensdauer oder  selbst  über  dieselbe  hinaus  eine  gewisse  Zinsleistung 
in  natura  einer  bestimmten  Geldsumme  immer  gleich  gestellt  sein  sollte. 

Ebenso  aber  ist  der  rein  subjektive  Standpunkt  der  Vertragschlies- 
senden  ausgeschlossen.  Denn  es  würde  dann  eine  solche  Ueberein- 
stimmung  nicht  angenommen  werden  können,  wie  sie  thatsächlich  be- 
steht; und  das  um  so  weniger,  je  mehr  die  P'eststellung  der  Zinsver- 
pflichtung einseitig  von  dem  Verleiher  des  Benefiziums,  der  Precarie 
u.  s.  w.  ausging. 

Den  festen  Ausgangspunkt  für  diese  Werthmessung  musste  daher 
wieder  jener  objektive  Gebrauchswerth  bilden,  den  wir  schon  für  die 
Legalwerthe  der  Volksrechte  als  maassgebend  gefunden  haben.  Und 
das  ist  schon  in  Ausdrücken  und  Redewendungen  der  Urkunden  zu 
erkennen.  Stellen  wie  in  Urk.  772  (Tr.  Sang.  64):  quicquid  cum  meo 
pretio  acquesivi,  .  .  .  servum  adtaxatum  pretium,  Urk.  782  (Tr.  Wizz. 
76) :  quicquid  de  pretio  meo  comparavi ,  können  gewiss  nicht  von  Prei- 
sen verstanden  werden;  auch  Urk.  791  (Tr.  Wizz.  78):  censum  6  den. 
vel  quod  illis  valet  pretium   oder  Urk.  811  (Tr.  Sang.  207):   in  quo- 
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ciiiKiiic  itrutiu  potucrit;  Urk.  7'J4  (ib.  187):  IViskingaiii  ipso  gi-iiuo  va- 
lenteiii  lunl  viele  iihiiliche  Redeweiiclungen  sind  nur  dann  sprachlich 
richtig,  wenn  sie  auf  Gebrauchswerth  bezogen  werden. 

Welcher  Art  aber  dieser  Gebrauchswerth  war,  das  zeigt  schon 
der  in  Urk.  832  (xMeich.  I''  443)  vorkommende  Ausdruck  prata  va- 
lentes  30  carradas,  der  nur  das  Erträgniss  als  maassgebend  für  die 
Werthschätzung  ansieht;  aber  auch  die  Menge  von  Werthbestimmun- 
gen,  welche  offenbar  mir  die  Qualitätsunterschiede  der  Thiere  zu  einem 
klaren  und  konkreten  Ausdrucke  bringen  sollen ,  weisen  darauf  hin, 
dass  der  ausgedrückte  Werth  ein  Gebrauchswerth  war.  Im  rechten 
Gegensatz  dazu  stehen  die  bei  Festsetzung  von  Kaufpreisen  gewöhn- 
lichen Ausdrücke  z.  B.  C.  Lauresh.  764  No.  549:  accepimus  iuxta  quod 
nobis  placuit,  pro  eisdem  3  uncias;  765  ib.  1037:  quod  nobis  placuit 
atque  aptificavit.  In  den  Fuldaer  Traditionen  seit  753  ist  häufig  iuxta 
quod  mihi  conq)lacuit,  813  (Niederrh.  Urk.  B.  I  30)  precium  sicut  in- 
ter  nos  placuit  atque  convenit,  ebenso  817  No.  34,  848  ib.  64  u.  o. 
zu  lesen;  diese  Ausdrücke  deuten  auf  eine  konkrete  und  subjektive 
Werthschätzung  und  scheinen  sogar  den  Gegensatz  zu  der  sonst  vor- 
kommenden objektiven  Werthschätzung  bestimmt  zum  Ausdrucke  brin- 
gen zu  wollen. 

Dürfen  wir  aber  auch  die  Werthangaben  der  Urkunden  als  ob- 
jektive Gebrauchswerthe  ansehen,  so  ist  doch  noch  immer  der  Aus- 
gangspunkt nicht  bestinmit,  von  welchem  das  Werthverhältniss  zwi- 
schen Geld  und  Naturalien  hergenommen  wurde.  Ein  solcher  muss 
auch  hier  besonders  untersucht  werden,  wenn  er  auch  nach  der  Na- 
tur des  festen  Zinsverhältnisses  nur  für  die  erste  Werthbestimmung 
maassgebend  zu  sein  brauchte,  während  alle  nachfolgenden  sich  ein- 
fach an  das  einmal  gewählte  Verhältniss  anschliessen  konnten. 

Es  liegt  nun  der  Gedanke  nahe,  einen  Anschluss  an  die  Legal- 
wertlie  der  Volksrechte  anzunehmen,  von  denen  wir  sahen,  dass  sie 
auch  im  Laufe  der  Jahrhunderte  nicht  allzuweit  von  dem  wahren  na- 
tionalökonomischen Wertlie  der  Leistung  sich  entfernten.  Eine  solche 
Vergleichung  muss  bei  dem  Mangel  des  Materials  sich  freilich  auf 
einige  Thiere  und  auf  die  schwäbischen  Lande'  allein  beschränken. 
Darnach  ergibt  sich: 

1.  Alain,  Trad.   Saugall. 

caballus  6 — 12  sol.        12 — 20  sol, 

bos  Va  — "Vs  sol.       2V3— 5  sol. 

porcus  Vs  ^"1-                1  sol. 

Da   der  Goldsolidus  der  1.  Alam.   und   der  Silbersolidus  der  ür- 
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künden  sich  ungefälir  wie  1  :  3  vorluilteii  liubcn  (lüiitcn,  so  ist  eine 
Uebercinstimnmng  bei  bus  und  poreiis  allerdings  voilianden,  beson- 
ders da  die  2'/^  sol.  als  Werth  eines  Ochsen  ganz  unsicher  sind.  Hei 
dem  Mangel  gleichartiger  Daten  für  andere  Gebiete  aber,  und  bei  dein 
Unistande,  dass  die  Legalwerthe  der  lex  auch  noch  in  Geltung  waren, 
als  sich  praktisch  schon  die  Silberwährung  eingebürgert  liatte  (s.  o, 
S.  211),  müssen  wir  es  dahingestellt  sein  lassen,  wie  weit  diese  Le- 
galwerthe auf  die  Bewerthung  der  Urkunden  im  8.  und  9.  -Jahrhun- 
derte überhaupt  von  Einfiuss  waren. 

Ein  anderer  Ausgangspunkt  für  die  ganze  Geldbewerthung  der 
älteren  Zeit  könnte  möglicherweise  in  den  Werthen  für  Landgüter  ge- 
sehen werden.  Zwar  ist  der  Zusammenhang  zwischen  Hufe  und  Wer- 
geid keineswegs  klargestellt;  aber  dass  ein  solclier  bestand,  scheint 
ausser  Zweifel  zu  sein  ^ ).  Wäre  aber  etwa  die  volle  Hufe  des  freien 
Mannes  ursprünglich  seinem  Wergeide  gleichgesetzt,  so  konnte  von 
da  aus  eine  Geldrechnung  für  den  IJestand  des  Gutes  in  allen  einzel- 
nen Theilen  gewonnen  werden.  Aber  bei  dem  Mangel  aller  brauch- 
baren Belege  von  Geldwerthen  solcher  Landgüter,  die  uns  nach  ihrer 
ganzen  Beschaffenheit  und  besonders  auch  nach  ihrem  Viehstande  be- 
kannt wären,  bleibt  diess  eben  nur  eine  hier  nicht  weiter  zu  unter- 
suchende Möglichkeit  2). 

Das  Wahrscheinlichste  aber  bleil)t  doch  immer,  dass  alle  Mo- 
mente, welche  einerseits  innerhalb  der  Gutswirthschaften  zur  Beur- 
theilung  der  Werthverhältnisse  wichtiger  Gebrauchsgegenstände  sich 
darboten,  anderseits  auch  alle  Werthbestimmungen  und  Kaufpreise, 
welche,  wenn  auch  immer  vereinzelt,  so  doch  in  grosser  Menge  aus 
verschieduen  Orten  und  Gegenden  bekannt  werden  mochten ,  schliess- 
lich ein  Gesammturtheil  über  das  gegenseitige  sowie  über  das  Geld- 
werthverhältniss  der  einzelnen  Hauptgüter  des  täglichen  Bedarfs  und 
des  wirthschaftlichen  Betriebs  erzeugten.  Und  bei  der  bis  tief  in  das 
8.  Jahrhundert  hinein  dauernden  Einfachheit  und  Gleichförmigkeit  der 
ökonomischen  Verhältnisse  konnte  selbst  dem  Verkehrsbedürfnisse  im 
Allgemeinen  eine  Bewerthung  genügen,  welche  zwar  die  konkreten 
Verhältnisse  der  zu  leistenden  ökonomischen  Güter  nicht  voll  berück- 
sichtigte, dafür  aber  das  Gewicht  der  öffentlichen  Meinung  über  die 
allgemeine  Brauchbarkeit  der  Dinge  für  sich  hatte.  Ja  es  konnte 
diese  öffentliche  Meinung  sogar   so  stark   sein,   dass  selbst  bei  Kauf 

1)  vgl.   Waitz,   Verfassung;sgeschiehte   II   215  f. 

2)  Eine  reiclihaltige  Uebcrsiclit  über  Wertlie  (und  Preise)  von  Landgütern  aus  dieser 
Zeit  gibt  Soetbeer,  Forschungen   II   312,   IV   287  f.,  VI   97  f. 
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und  Verkauf  auf  dem  Markte  die  Berechtigung  der  eigentlichen  Preis- 
bildung gegenüber  dieser  volkstliünilichen  Werthbildung  erkämpft  wer- 
den musste,  wie  das  aus  der  Behandlung  der  Preislehrc  in  kanoni- 
schen Rechten  hervortritt  0- 

5. 

Eine  besondere  Beleuchtung  findet  die  Werth-  und  Preisbildung 
jener  Zeit  noch  in  der  karolingischen  Gesetzgebung.  Von  den 
verschiednen  Stellen  der  Kapitularien  Karl's  d.  Gr. ,  welche  Werthbe- 
stinnnungen  enthalten,  sind  mehrere,  die  sich  an  die  bisher  besprochne 
Weise  der  Werthbildung  enge  anschliessen.  So  insbesondere  jene  bei- 
den Bestimmungen,  welche  zunächst  sächsische  Verhältnisse  berühren 
in  Capit.  Paderbrun.  785  c.  27  LL.  I  50:  Si  vero  super  bannum  in 
domum  suum  intrare  praesumpserit ,  aut  sol.  10  aut  unum  bovem  pro 
cmendatione  ipsius  banni  componat;  dann  im  Capit.  Saxonicum  797 
c.  11  (LL  V,  10):  Illud  notandum  est,  quales  debent  solidi  esse  Sa- 
xonum;  id  est  bovem  annoticum  utriusque  sexus,  autumnali  tempore, 
sicut  in  stabulum  mittitur,  pro  1  sol.;  similiter  et  vernum  tempus, 
quando  de  stabulo  exiit;  et  deinceps  quantum  aetatem  auxerit,  tan- 
tum  in  pretio  crescat.  De  avena  vero  Bortrini  pro  sol.  1  scapilos 
40  donant,  et  de  sigule  20;  Septemtrionales  autem  pro  solido  scapi- 
los 30  de  avena  et  sigale  15.  Mel  vero  pro  solido,  Bortrensi  sigla 
IV2  donant;  Septemtrionales  autem  2  siclos  de  melle  pro  1  sol.  do- 
nent,  idem  ordeum  mundum  sicut  et  sigale  pro  1  sol.  donent.  In  ar- 
gento  12  den.  solidum  faciunt.  Et  in  ahis  speciebus  ad  istum  pre- 
tium  omnes  aestimationes  compositionis  sunt. 

Diese  beiden  Bestimmungen  bilden  das  System  der  Legalwerthe 
für  bestimmte  Bussfälle  weiter  aus;  allerdings  scheinen  sie  weder  un- 
ter sich,  noch  mit  dem  Werthtarife  der  lex  Saxonum  (s.  0.  S.  207)  in 
Uebereinstimmung.  Diese  hatte  den  bos  12  mensium  auf  2  tremisses, 
den  bos  16  mensium  auf  3  tremisses  bestimmt.  Würden  wir  nach  der 
herrschenden  Meinung  (Waitz,  Soetbeer,  Usinger)  den  solidus 
des  Capit.  Saxonicum  als  den  grösseren  fränkischen  Solidus  gelten 
lassen,  so  wäre  damit  eine  Wertherhöhung  des  einjährigen  Ochsen 
von  2  auf  3  tremisses  vorgenommen  worden,  während  der  Ochsen- 
werth  nach  dem  Capit.  Paderbrunense  weder  mit  dem  Volksrechtc 
noch  mit  dem  Capit.  Saxon.  in  Einklang  gebracht  werden  kann^). 

1)  Vgl.  insbes.    Ende  mann,    die  nationalökonomisehen  Grundsätze  der  kanonisti- 
schen  Lehre  in  Hildebrand 's  Jahrbüchern  I.  Bd.    S.  350—367.  537—550. 

2)  Nach  Richthofen,  lex  Saxonum  (LL  V  44)  hätte  der  Gesetzgeber  bei  dieser 


30  sc. 

2     siel. 

20    „ 
15    „ 

2 
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Auch  die  Getreidewerthe  erscheinen  unter  dieser  Voraussetzung 
im  Capit.  Saxon.  erhebUch  erhölit;  es  wurden  niimlich  auf  den  soli- 
dus  gerechnet: 

avena  sigale  inel 

Lex  Saxon.  additam.  (für  Westphalen, 

Engern  und  Ostfalen)   .     .     .     .     GO  sceffila 

Capit.  Saxon.  Bortrini 40      „ 

Septemtrionales 30      „ 

Da  der  fränkische  Solidus  3  Tremissen,  der  kleine  sächsische  So- 
lidus  aber  2  Tremissen  hatte,  so  Nvären  nacli  den  Bestimmungen  der 
lex  30  Scheffel  Hafer,  15  Scheffel  Pioggen  (oder  Dinkel),  nach  dem 
Capitulare  aber  nur  I3.33  und  10  Scheffel  Hafer,  ß.gg  und  5  Scheffel 
Roggen  auf  die  Tremisse  gerechnet,  d.  h.  eine  Wertherhöhung  bis  zum 
Dreifachen  eingetreten,  was  kaum  glaublich  erscheint. 

Es  dürfte  aber  eher  die  entgegengesetzte  Annahme  über  das  Ver- 
hältniss  dieser  beiden  Stellen  richtig  sein,  wie  das  schon  Richtho- 
fen  1.  c.  V  93,  freihch  nur  in  Betreff  des  Capitulare  Saxonicum  dar- 
gethan  hat.  Der  Gesetzgeber  hätte  darnach  uur  die  in  Sachsen  üb- 
liche Bewerthung  des  Getreides  (nach  dem  solidus  Saxonum)  verzeich- 
net und  die  Angabe  der  lex  Saxon.  66  über  den  bos  annoticus 
näher  erläutert,  um  für  die  Berechnung  der  Compositionen  nach  den 
neuern  fränkischen  Solidi  die  nöthigen  Anhaltspunkte  zu  geben,  deren 
allgemeine  Einführung  auch  in  Sachsen  keinem  begründeten  Zweifel 
unterliegt. 

Die  Zusätze  zur  1.  Saxon,  66  aber,  welche  zwei  Texte  derselben 
bieten,  sind  später  als  das  Capitulare  Saxonicum,  und  offenbar  unter 
Berücksichtigung  desselben  von  Privaten  hinzugefügt.  Sie  unterschei- 
den sich  aber  von  den  Werthangaben  des  Capitulare  dadurch,  dass 
sie  für  West-  und  Ostfalen  sowie  für  Engern  die  gleichen  Werthan- 
sätze für  Getreide  und  Honig  haben ,  wo  das  Capitulare  noch  Bortrini 
und  Septemtrionales  unterschied,  und  dass  die  Anzahl  der  auf  1  sol. 
zu  rechnenden  Scheffel  beträchtlich  erhöht  ist.  Der  erste  Umstand 
zeigt  uns  an,  dass  in  der  Zeit  zwischen  dem  Capitulare  (,797)  und 
der  Niederschrift  dieser  Zusätze  (Anfang  des  9.  Jahrh.  ?)  eine  einheit- 
liche Werthbestiramung  für  ganz  Sachsen  üblich  wurde;  die  Erhöhung 
der  Anzahl  der  auf  1  solidus  zu  rechnenden  Scheffel  von  30  resp.  40 
auf  60  bei  Hafer,  von  15,  resp., 20  auf  30  bei  Roggen,  von  IV^  auf 
2  sicla  bei  Honig  ist   aber  angesichts  des  kurzen  Zeitraums,  der  in 


Bestimmung    die    westfräukiseiien  Preise    für  Oclisen    im  Auge    gehabt,    die  nach  Gue- 
rard  Irminon  1   151   nicht  selten   10  sol.  betrugen. 


226  ^''    Kiii'l  Theodov  von  Inama-Sternegg, 

Betracht  kommen  kann,  weder  durch  Aenderungen  des  Marktwerths, 
noch  des  Geldwerths,  noch  der  Gesetzgebung  zu  erklären.  Dagegen 
löst  sich  der  scheinbare  Widerspruch  dieser  Angaben  sehr  einfach, 
wenn  wir  annehmen,  dass  diese  Zusätze  von  dem  inzwischen  einge- 
führten einheitliclien  Sohdus  zu  3  Tremissen  ausgegangen  sind ,  und 
nur  als  Randbemerkungen  zu  der  lex  Saxon.  hinzufügen  wollten,  wie 
sich  nun  die  Rechnung  der  nationalen  Gebrauchswerthe  stellte.  Die 
4<)  Scheffel  Hafer  und  die  20  Scheffel  Roggen,  sowie  die  1^2  sicla 
Honig,  welche  nach  dem  Capitulare  dem  kleinen  Solidus  gleichkamen, 
sind  eben  für  den  grossen  Solidus  einfach  auf  ()0  resp.  30  Scheffel 
und  2  sicla  zu  erhöhen.  Die  etwas  höhere  Bewerthung  des  Getreides 
bei  den  Saxones  septemtrionales  dagegen  rausste  im  Interesse  der 
Einheitlichkeit  der  Rechnung  aufgegeben  werden. 

Diese  Annahme  wird  noch  besonders  durch  den  Umstand  begün- 
stigt, dass  in  den  Zusätzen  der  bos  quadrimis  eben  so  hoch  (2  sol.) 
bewerthet  ist,  wie  in  der  1.  Saxon.  selbst,  wo  der  Solidus  auch  als 
grosser  zu  3  Tremissen  angenommen  werden  nmss.  Denn  nur  für 
Wergelder  rechnete  die  1.  Saxon.  nach  den  kleinen  Solidis.  Und  auch 
die  in  dem  Zusatz  zur  Corveyer  Handschrift  allein  enthaltene  Bewer- 
tlumg  des  ovis  cum  agno  et  anniculus  agnus  ei  super  adiunctus  sol.  1 
spricht  hiefür;  denn  die  1.  Sax.  66  selbst  bewerthete  auf  einen  kleinen 
Solidus  ein  ovis  cum  agno;  für  den  grossen  Solidus  nuiss  also  nach 
dem  Wortlaut  des  Zusatzes  ein  anniculus  ovis  zugegeben  (adiunctus) 
werden  ^).  Für  die  mit  der  Verwaltung  in  Sachsen  betrauten  Beamten 
Karl's  d.  Gr.  mochte  es  Bedürfniss  sein,  im  Capitulare  797  die  in 
Sachsen  bisher  übhchc  Werthberechnung  bekannt  zu  machen  und  da- 
mit einen  legalen  Boden  für  Reduktionen  auf  den  eingeführten  frän- 
kischen Solidus  zu  schaffen.  Für  den  eingebornen  Sachsen  dagegen 
war  es  besonders  wichtig,  die  Getreide-  und  Viehwerthe  dann  auf  den 
fränkischen  Solidus  zu  reduziren;  und  das  scheint  in  den  Zusätzen 
geschehen  zu  sein. 

Auch  mit  der  Getreidebewerthung  der  Urkunden  und  des  unten 
zu  'oesprechenden  Capitulare  Frankofurtense  794  findet  unter  diesen 
Voraussetzungen  einige  Uebereinstimmung  statt.  Wenn  wir  den  säch- 
sischen Scheffel  =  V2  ^^lodius  setzen-),  stellt  sich  das  Verhältniss 
etwa  folsendermaassen  dar: 


1)  Die  Erklärung    dieser  SteUe    von  li  i  c  l*t  li  o  f  e  n    zur  1.   Sa\on.   S.  45    ist    nU  zu 
künstlich  ,  um  wahrscheinlich  zu  sein. 

2)  Die   Beweise   für  diese   Annahme  giht   Rl  c  Ii  tli  o  f  e  n  ,   zur  le.v   Saxo)iinn   S    3C  f. 
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1  modius  avena(3  apiid  r)ructeros 

1        „  „  „       Scptemtr. 

1        „  sigale  apiid  liiiicteros 

1        „  „  „      Scptemtr. 

Wir  kömicii  aber  diese  an  sich  selir  zweifelhafte  und  bestrittiie 
Frage  für  unsern  niiclisteii  Zweck  hei  Seite  lassen  und  einfach  die 
Ucbcreinstininiung  dieser  Werthbestimmungen  mit  dem  ganzen  Cha- 
rakter des  Werthmessungssystems  der  Volksrechte  hervorheben. 

Aelinlich  ist  auch  noch  das  Verhilltniss  des  Capit.  Worniaciense 
82ü  (LL  I  352)  zu  den  Zinswerthen  der  gleichzeitigen  Urkunden  zu 
bestimmen,  c.  13:  Quicunque  vicarii  vel  ahi  ministri  cumitum  tribu- 
tuni,  quod  inferenda  vocatur,  maioris  pretii  a  populo  exigere  prae- 
sumpsit,  quam  a  missis  bonae  memoriae  genitoris  nostri  constitutum 
fuit,  hoc  est  2  solid,  pro  una  vacca  .  .  .  ministeriuni  amittat.  Eine 
Feststellung  dieses  Werthes  durch  Karl  d.  Gr.  ist  uns  zwar  nicht  be- 
kannt; es  geht  aber  daraus  doch  hervor,  dass  er  sich  auch  hier  an 
das  sonst  übliche  System  der  Gebrauciiswerthe  angeschlossen  hat. 
Die  ungefähre  Uebereinstimmung  dieses  Werthsatzes  mit  den  Legal- 
werthen  der  Volksrechte  legt  aber  auch  hier  den  Gedanken  nahe,  dass 
hiebei  eine  Berücksichtigung  der  Verkaufspreise  nicht  stattfand,  son- 
dern ein  feststehendes  gewohnheitsnuässiges  Werthverhältniss  zu  Grunde 
gelegt  wurde. 

Die  Stelle  im  Capit.  Monachuni  Ludovici  pii  817  endlich:  c.  57 
(LL  I  203)  ut  libra  panis  triginta  solidis  per  duodecim  denarios  mc- 
tiatur  wird  gleichfalls  auf  eine  solche  Bewertliung  hinausgehen,  oh- 
schon  sie  in  dieser  Fassung  gar  keinen  bestimmten  Sinn  gibt. 

Es  erübrigen  demnach  nur  drei  Stellen  von  Capitularien ,  in  wel- 
chen die  karohngische  Wirthschaftspolitik  einen  eigenthümlichen  Ein- 
fluss  auf  die  WerthbikUing  auszuüben  versuchte.  Zunächst  im  Capitulare 
Frankofurtense  794  c.  4  (LL  I  72):  Ut  nullus  homo,  sive  ecclesiasti- 
cus  sive  laicus  sit,  ut  nunquam  carius  vendat  annonain  sive  tempore 
abundantiae  sive  tempore  caritatis ,  quam  modium  publicum  et  noviter 
statutum.  De  modio  de  avena  deiiario  1,  modio  ordii  den.  2,  modio 
sigalo  den.  3,  modio  frumenti  den.  4.  Si  vero  in  pane  vendere  vo- 
luerit,  12  panes  de  frumento,  habentes  singuli  libras  2,  pro  denario 
dare  debet,  sigalatius  15  aequo  pondere  pro  denario,  ordeaceos  20 
siniiliter  pensantes.     De  vero   annona  publica  domni  legis,   si  venun- 
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data  fiuTit,  de.  avena  modius  2  pro  den.,  ordeo  den.  1 ,  sigalo  den.  2, 
IVumento  niod.  den.  3.  Et  qiii  nostrum  habet  beneficiura,  diligentis- 
sime  praevideat,  quantum  potest  Deo  donante,  ut  nullus  ex  mancipiis 
ad  illud  pertinentes  beneficiiim,  famem  moriatur,  et  quod  superest 
illius  familiae  necessitatem,  hoc  libere  vendat  jure  praescripto. 

Man  hat  die  Stelle  vielfach  als  Maassregel  der  Theuerungspolizei 
augesehen,  da  im  J.  793  in  einigen  Theilen  des  fränkischen  Reichs 
Ilungersnoth  geherrscht  hatte.  (Ann.  Lauresh.  S.  S.  I  35.)  Diese 
Ansicht  verbietet  sich  aber  durcli  die  Worte  des  Capitulare  von  selbst, 
und  ist  auch  durch  die  ziemliche  Uebereinstimmung  der  hier  ange- 
nommenen Fruchtpreise  mit  den  bekannten  Zinswerthen  von  Getreide 
ausgeschlossen.  Allgemein  aber  hat  man  darin  einfach  eine  Polizei- 
taxe gesehen,  wie  sie  dem  ausgehenden  Mittelalter  und  den  späteren 
Jahrhunderten  zu  eigen  sind. 

Dieser  Auffassung  stehen  aber  sehr  gewichtige  Bedenken  entge- 
gen. Zunächst  schon  der  Umstand,  dass  weder  in  der  Gesetzgebung 
KarVs  d.  Gr.  noch  in  den  Capitularien  seiner  Nachfolger  ein  ähnhcher 
Versuch  einer  gesetzlichen  Feststellung  der  Marktpreise  für  Getreide 
vorkömmt.  Die  Bestimmungen  des  Capit.  Niumag.  806  (s.  u.)  stellen 
nur  Maximalpreise  für  ein  bestimmtes  Theuerungsjahr,  und  zwar  aus- 
schliesslich für  die  Inhaber  königlicher  Benefizien  und  mit  besondrer 
Betonung  des  eingerissnen  Kornwuchers  fest,  nehmen  aber  in  keiner 
Weise  Bezug  auf  bestehende  Korntaxen,  wie  das  doch  gerade  bei 
einer  Ausnahmsbestimmung  so  nahe  gelegen  wäre,  wenn  eine  gesetz- 
liche Regel  überhaupt  bestanden  hätte.  Ebensowenig  lässt  das  Capi- 
tulare duplex  in  Theodonis  villa  promulgatum  805  (LL  I  132  c.  4) 
die  Annahme  zu,  dass  eine  Korntaxe  bestanden  habe;  denn  es  heisst 
hier  ganz  allgemein:  Et  in  praesenti  anno  de  famis  inopia,  ut  suos 
quisque  adiuvet  prout  potest  et  suam  annonam  non  nimis  care  vendat. 
Eine  wiederholte  Normirung  der  Getreidepreise  wäre  aber  doch  unbe- 
dingt nothwendig  gewesen,  wenn  dieselbe  wirklich  den  Zweck  verfol- 
gen sollte,  die  Verkaufspreise  polizeilich  zu  regeln. 

Man  könnte  aber  annehmen ,  dass  es  Karl  d.  Gr.  mit  dem  einen 
Versuche  einer  allgemeinen  Regelung  der  Kornpreise  zu  Frankfurt 
habe  bewenden  lassen,  nachdem  er  sich  von  der  Unmöglichkeit  ihrer 
strikten  Durchführung  überzeugt  habe.  Dieser  Auffassung  ist  aber 
entgegenzuhalten,  dass  Karl  d.  Gr.  bei  seiner  bekannten  Energie  es 
hier  wie  in  andern  Fällen  sicherlich  nicht  unterlassen  hätte,  wenig- 
stens eine  Zeit  lang  den  Versuch  fortzusetzen ,  wenn  er  überhaupt 
in  solcher  Weise  auf  den  Markt  Einfluss  nehmen  wollte;  und  überdiess 
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bezeugt  das  Capit.  Niumag.  808,  in  welchem  Karl  d.  Gr.  Preise  für 
Gewänder  aufstellt,  dass  er  durch  die  mit  dem  Capitulare  i'raiikofur- 
tense  gemachten  Erfahrungen  keineswegs  abgeschreckt  wurde,  in  einem 
ähnlichen  Falle  ähnlich  mit  gesetzlichen  Vorschriften  vorzugehen.  Die- 
ses Capit.  Niumag.  808  (LL  I  152)  bestimmt  nun  in  c.  5:  ut  nullus 
praesumat  aliter  vendere  et  emere  sagellum  meliorem  duplum  20  so- 
lidis  et  simplum  10  solidis.  Reliquos  vcro  minus.  Roccuni  martri- 
num  et  lutrinum  meliorem  30  solidis,  sisrausinum  meliorem  10  sol. 
Eine  besondere  Erläuterung  findet  diese  Bestimmung  im  Monachus 
Sangallensis  (SS.  II  747),  wo  gesagt  wird,  dass  Karl  d.  Gr.  befohlen 
habe,  den  gewohnten  Werth  nur  für  die  Gewänder  der  gewohn- 
ten alten  Maasse  zu  geben,  nicht  aber  auch  für  die  wesentlich  klei- 
neren ,  für  welche  die  Friesen  (Kaufleute)  den  gleichen  Preis  verlang- 
ten. Es  ist  daher  in  diesem  Falle  ersichtlich  nur  das  Bestreben,  be- 
stimmte Qualitätsunterschiede  durch  besondre  Betonung  ihres  bisher 
üblichen  Geldwerths  hervorzuheben,  wie  das  in  ähnlicher  Weise  in 
den  Qualitätswerthen  der  Urkunden  schon  hervorgetreten  ist.  Berück- 
sichtigen wir  nun  aber,  dass  das  Capitulare  Frankofurtense  zu  einer 
Zeit  erlassen  wurde,  in  welcher  eben  eine  Maass-  und  Geldreform 
Karl's  d.  Gr.  zur  Durchführung  kam,  und  dass  der  Gesetzgeber  selbst 
diesen  Umstand  in  seinem  Capitulare  betont  (modius  noviter  statutus 
—  novi  denares),  so  ist  die  Vermuthung  nahe  genug  gelegt,  dass 
Karl  d.  Gr.  mit  dieser  Werthbestimmung  des  Getreides  eben  nur  die 
nothwendige  Reduktion  des  bisher  üblichen  Getreidewerths  auf  die 
neuen  Maass-  und  Geldgrössen  geben  wollte.  Eine  derartige  legisla- 
tive Bemühung  war  um  so  gerechtfertigter,  als  nicht  bloss  die  Ver- 
allgemeinerung des  Geldgebrauchs  zu  den  ausgesprochnen  Zielen  der 
karolingischen  Wirthschaftspolitik  gehörte,  sondern  auch  der  modius 
und  der  denarius  Karl's  d.  Gr.  sehr  erheblich  von  den  bisherigen 
Maassen  und  Münzen  abwich.  Der  neue,  etwa  um  das  J.  789  einge- 
führte modius  enthielt  nach  Soetbeer's  gründlichen  Forschungen 
(1.  c.  VI  71  ff.)  etwa  1/3  "^ehr  Getreide  als  der  bis  dahin  übliche 
(60  :  40  Liter).  Der  neue  Denar  von  an.  781  verhielt  sich  zum  älte- 
ren karolingischen  etwa  wie  1 :  O.gi.  War  daher  der  Werth  des  alten 
modius  etwa  1  den.,  so  betrug  derselbe  nach  dem  neuen  Gewichte 
und  dem  neuen  Denar  gerechnet  etwa  1.^,3  den.  Darnach  stimmt  nun 
aber  der  im  Capit.  Frankof.  angesetzte  Getreidepreis  mit  den  aus  den 
Urkunden  bekannten  Getreidewerthen  ziemlich  überein.  Es  beträgt 
eben  der  Satz 

XXX.  16 
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Die  Frankfurter  Preise  scheinen  darnach  nur  mit  Rücksicht  auf 
die  stattgefundnen  Veränderungen  vorgenommene  Abrundungen  der 
übhchen  Geldwertlie  zu  sein  und  eine  Anerkennung  der  üblichen  Ge- 
brauchswerthe  zu  enthalten;  die  Verkaufspreise  der  königlichen  Güter 
aber  dürften  die  herrschenden  Minimalwerthe  zum  Ausdruck  und  zur 
Anerkennung  bringen,  wie  das  ganz  im  Geiste  der  karolingischen  Ver- 
waltung gelegen  ist,  welche  es  liebte,  das  öffentliche  Interesse  und 
die  besondern  ökonomischen  Verhältnisse  der  Domänen  gleichzeitig  in 
den  Capitularien  zu  berücksichtigen  und  zu  ordnen. 

Aber  immerhin  bestehen  die  Vorschriften  des  Capit.  Frankof.  für 
den  Verkauf,  nicht  blos  für  eine  Geldbewerthung,  wie  sie  für  die 
nächsten  Zwecke  grundherrschaftlicher  Wirthschaft  allein  nothwendig 
war,  um  den  Geldwerth  bestimmter  Zinsleistungen  auszudrücken. 
Karl  d.  Gr.  nahm  also  offenbar  an,  dass  jene  feststehende  Werth- 
schätzung  des  Getreides,  welche  in  den  Urkunden  eine  so  vielfache 
Anerkennung  fand,  auch  bei  Kauf  und  Verkauf  maassgebend  berück- 
sichtigt werde,  und  er  konnte  das  um  so  leichter,  als  er  nach  den 
Worten  des  Capitulare:  quod  superest  iUius  familiae  necessitatem,  hoc 
libere  vendat  jure  praescripto  nicht  an  eigentlichen  Getreidehandel, 
sondern  mehr  an  Gelegenheitskäufe,  nicht  an  den  Marktverkehr,  son- 
dern an  das  Einzelgeschäft  vom  Gutshofe  aus  dachte.  Ja  es  wäre 
sogar  möglich,  dass  diese  Bestimmungen  wie  die  nachfolgend  zu  er- 
örternden des  Capitulare  Niumagense  v.  J.  806  nur  auf  die  Inhaber 
königlicher  Benefizien  Anwendung  haben  sollten,  wenn  wir  berücksich- 
tigen, dass  sie  in  demselben  Kapitel  mit  den  Vorschriften  über  den 
Getreideverkauf  der  königlichen  Güter  stehen,  dass  ihnen  unmittelbar 
Vorschriften  über  die  Verpflegung  der  Ijeute  auf  den  königlichen  Be- 
nefizien angereiht  sind  und  dass  die  Korntaxen  des  Capit.  Niumag., 
welche  sich  nur  auf  die  Inhaber  königlicher  Benefizien  beziehen,  von 
ganz  ähnlichen  Anordnungen  begleitet  sind.  ^ 

In  einem  Punkte  wenigstens  wesentlich  anders  ist  die  Vorschrift 
des  Capitulare  Niumagense  v.  806  (LL  I  145)  zu  beurtheilen.  Nach- 
dem in  den  ersten  Kapiteln  in  der  Manier  älterer  Kanonisten  über 
das  Wesen  von  usura,  cupiditas,  avaritia,  turpe  hierum  und  foenus 
gesprochen  ist,  bestimmt  cap.  8:   Consideravimus  itaque,  ut  praesenti 
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anno,  quia  per  plurinia  loca  famis  valida  esse  videtur,  ut  onnics  epi- 
scopi,  abbates,  abbatissae,  obtimates,  comites  seu  domestici  et  cuncti 
fideles ,  qui  beneficia  regalia,  tani  de  rebus  ecclcsiae  quanKpie  et  de 
reliquis,  habere  videtur,  uuusquisque  de  suo  beneficio  sua  faniilia  nu- 
tricare  faciat,  et  de  sua  proprietate  propria  familia  nutriat;  et  si  Deo 
donante  super  se  et  super  familiam  suam,  aut  in  beneficio  aut  in 
alode,  annonam  habuerit  et  venundarc  voluerit,  non  carius  vendat 
nisi  modium  de  avena  dinarios  2,  modiuni  de  ordeo  contra  dinarios  3, 
medium  de  spclta  contra  dinarios  3,  si  despcrata  fuerit,  modium 
unum  de  sigale  contra  dinarios  4,  modium  de  frumento  parato  contra 
dinarios  6.  Et  ipsum  modium  sit  quod  omnibus  habere  constitutum 
est,  ut  uuusquisque  habeat  aequa  mensura  et  aequalia  media. 

Offenbar  mussten  in  Folge  von  Misserndten  die  Kornpreisc  stark 
•in  die  Höhe  gegangen,  also  freie  Preisbildung  möglich  gewesen  sein 
und  das  Geschäft  der  Aufkäufer  stark  in  Blüthe  stehen  (c.  7) ,  so  dass 
für  die  Gutswirthschaften  die  Versuchung  bestand ,  ihre  Verpflichtun- 
gen gegenüber  ihrer  familia  (Gesinde,  Leibeigne  u.  s.  w.)  bei  Seite  zu 
setzen,  um  an  einem  lukrativen  Korngeschäfte  sich  zu  betheiligen, 
wie  das  auch  schon  das  kurz  vorher  erlassne  Capit.  in  Theodonis 
Villa  805  andeutet.  Diesem  Missstande  wollte  Karl  d.  Gr.  dadurch 
begegnen,  dass  er  allen  Inhabern  königlicher  Benetizien ,  auf  deren 
Wirthschaft  er  als  Oberherr  derselben  einen  Einfluss  sich  vindiziren 
konnte,  vorübergehend  ein  Maximum  des  zulässigen  Verkaufspreises 
vorschrieb,  um  ihnen  den  Reiz  zum  Kornwucher  zu  nehmen  und  die 
Verpflegung  der  arbeitenden  Bevölkerung  auf  den  Benefizien  sicher 
zu  stellen.  Weder  für  die  eigentlichen  Kornhändler  und  den  allge- 
meinen Marktverkehr,  noch  für  Grundbesitzer  überhaupt  erscheinen 
diese  Vorschriften  gegeben ;  von  einem  ganz  korrekten  Standpunkte 
aus  bekämpft  vielmehr  Karl  d.  Gr.  ein  Verhalten  bei  den  seiner  Bot- 
mässigkeit  besonders  Untergebenen,  welches  er  im  Allgemeinen  zwar 
als  turpe  lucrum  bezeichnet,  gegen  welches  einzuschreiten  er  aber  an- 
dern Personen  gegenüber  offenbar  wed^^-  Bedürfniss  noch  wirksame 
Mittel  besass. 

Dass  aber  Karl  d.  Gr.  zu  diesem  Zwecke  nicht  einfach  bei  den 
gewohnheitsmässigen  Getreidewerthen  stehen  blieb,  ist  durch  die  That- 
sache  eines  weitverbreiteten  Getreidemangels,  der  die  Werthschätzung 
für  den  Verkauf  doch  jedenfalls  vorübergehend  alteriren  musste,  hin- 
länglich erklärt.  So  lange  die  Unterschiede  der  disponiblen  Getreide- 
mengen sich  in  bescheidnen  Grenzen  bewegten,  konnte  das  herrschende 
System   der  objektiven  Gebrauchswerthe  dieses  Moment  der  Preisbil- 

16* 
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dung  ganz  unberücksichtigt  lassen  (sive  tempore  abundantiae  sive  tem- 
pore caritatis  Capit.  Frankof.  c.  4);  bei  einem  so  auffallenden  Miss- 
verliältnisse  des  Angebots  und  der  Nachfrage  aber,  wie  es  das  per 
plurima  loca  famis  valida  des  Capit.  Niumag.  c.  8  ausspricht,  war  es, 
ohne  ungerecht  gegen  die  Träger  der  Benefizien  zu  sein,  nicht  mög- 
lich, dieses  Moment  bei  der  Werthfestsetzung  gänzlich  zu  übersehen. 

Endlich  haben  wir  noch  einen  Beweis  der  Anerkennung  jener  Le- 
galwerthe  der  Volksrechte  durch  die  Gesetzgebung  im  Capit.  Aquis- 
granense  generale  v,  J.  817  (LL  I  211),  welches  in  c.  8  bestimmt: 
Quid  in  compositione  wirgildi  dari  non  debet.  In  compositione  wir- 
gildi  volumus,  ut  ea  dentur,  quae  in  lege  (seil.  Ripuaria,  gloss.  cod. 
Vat.)  continentur,  excepto  accipitre  et  spata,  quia  propter  illa  duo 
aliquoties  periurium  committitur,  quando  maioris  pretii  quam  illa  sint, 
esse  jurantur.  Von  den  Werthbestimmungen  der  1.  Ripuariorum  blei- 
ben also  die  für  Hausthiere  ausdrücklich  aufrecht  erhalten,  während 
diess  für  Habicht  und  Schwert,  als  den  beiden  im  Uebrigen  häufig- 
sten Werthäquivalenten  wegen  den  besonderen  Schwierigkeiten  ihrer 
Qualitätsbestimmung  nicht  mehr  für  möglich  gehalten  wird.  Denn  da 
die  Werthe  der  Volksrechte  überhaupt  bestimmte  landesübliche  Qua- 
lität der  bewertheten  Gebrauchsgegenstände  zur  Voraussetzung  hat- 
ten, musste  eine  jede  davon  abweichende  Qualität  besonders  erwiesen 
werden;  und  das  geschah,  wie  schon  1.  Alam.  70,  2  (s.  o.  S.  213)  be- 
stimmte, durch  Eid.  Je  grösseren  Spielraum  nun  bei  derselben  Spe- 
zies die  Qualität  hatte,  desto  näher  lag  der  Missbrauch  des  Eides, 
wie  er  in  dem  Capit.  konstatirt  ist;  und  darum  eigneten  sich  auch 
g(!rade  Geräthschaften  und  der  Habicht,  der  durch  gute  Dressur  den 
vierfachen  Werth  des  ungezähmten  erhielt,  am  wenigsten  für  eine  Le- 
galbewerthung;  und  das  um  so  weniger,  als  diese  nur  bei  den  Ripua- 
riern bestand,  während  für  Hausthiere  sicher  alle  deutschen  Stämme 
ähnliche  Legalwerthe  hatten. 

Aber  eben  in  dieser  Beschränkung  drückt  sich  auf  das  Entschie- 
denste das  Festhalten  an  dem  System  objektiver  Gebrauchswerthe, 
nicht  wie  Soetbeer  (Forschungen  VI  4)  meint,  ein  Abgehen  von  der 
festen  Tarifirung  und  Zahlung  nach  dem  wirklichen  Werth  der  in  An- 
rechnung gebrachten  Werthgegenstände  aus,  und  es  findet  damit  die 
oben  dargelegte  Auffassung  der  Werthangaben  in  den  Capitularien 
Karl's  d.  Gr.  nur  eine  weitere  Bestätigung. 

6. 
Wären  wir  nun  bei  diesen  Untersuchungen  darauf  ausgegangen, 
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die  Preise  für  gangbare  Waareii  jener  ältesten  Zeit  deutscher  Volks- 
wirtlischaft  zu  ermitteln,  so  müssteu  wir  allerdings  im  Wesentlichen 
ein  rein  negatives  Ergebniss  derselben  konstatiren.  Denn  weder  die 
Legalwerthe  der  Volksrechte,  noch  die  Werthbcstimmungen  der  Ur- 
kunden und  Capitularien ,  noch  jene  Grenzbcstinnnungen  für  die  Preis- 
forderung einzelner  Kategorien  von  Verkäufern,  welche  die  karolin- 
gische  Gesetzgebung  enthalt,  können  im  strengen  Sinne  des  Wortes 
als  Preise,  d.  h.  als  das  thatsächliclie  Resultat  von  Augebot  und  Nach- 
frage auf  bestimmtem  Markte  gelten ;  denn  überall  fehlt  die  Beziehung 
auf  die  Mengenverhältnisse  der  Güter  und  des  Begehrs  nach  ihnen; 
überall  auch  die  Beziehung  auf  die  Produktions-  und  anderweitigen 
Anschaflfungskosten ,  also  gerade  die  für  den  Tausch  werth  charakteri- 
stischen volkswirthschaftlichen  Verhältnisse. 

Andere  Werthangaben  oder  Preise  aus  jenen  Zeiten  aber  stehen 
uns  überhaupt  nicht  zu  Gebote,  wenn  wir  von  den  Kaufpreisen  von 
Landgütern  absehen,  welche  aber  wegen  der  Unbestimmtheit  der  Qua- 
lität ihrer  Objekte  hiefür  überhaupt  keine  Verwendung  finden  können. 
Es  ist  aber  auch  keine  Aussicht  vorhanden,  dass  wir  je  über  eigent- 
liche Kaufpreise  von  irgend  welchen  Waaren  genügende  quellenmässige 
Daten  erhalten  werden;  denn  Urkunden  über  Kaufgeschäfte,  welche 
Mobilicn  betrafen,  sind  sicherlich  äusserst  selten  aufgesetzt  worden^); 
und  aus  Geschichtsschreibern,  Biographen  u.  s.  w.  werden  sich  höch- 
stens ganz  vereinzelte  Angaben  ermitteln  lassen^),  die  überdem  zur 
Feststellung  wahrer  Marktpreise  um  so  weniger  brauchbar  sind,  wenn 
sie  durch  eine  aussergewöhnliche  Höhe  der  Preise  bei  Missernten, 
Hungersnoth  u.  s.  w.  veranlasst  worden  sind. 

Es  folgt  daraus  aber  auch,   dass  wir  die  verfügbaren  Werthan- 

1)  Doch  gibt  es  immerhin  Beispiele,  die  freilich  keine  Preisangaben  enthalten  und 
nach  einer  Seite  hin  sich  auf  Immobilien  beziehen.  So  verkauft  761  Tr.  Sang.  31  Isan- 
hard  Besitz  an  3  Orten  nebst  1  Hörigen  für  Pferd  und  Schwert.  772  Tr.  Sang.  I  64 
ein  Rihbert  25  juruales  mit  allem  Zugehör  und  erhält  dafür  servum  adtaxatum  pretium. 
781  Cod.  Laurech.  2820  werden  3  iurnales  für  1  spadonem  verkauft.  821  Urk.B.  o.  d. 
Enns  I  72  wird  1  poledrum  gekauft  um  einen  Waldtheil.  834  ib.  76  1  caballus  um 
1   mansus. 

Ueber  das  späte  Auftreten  von  Quittungen  i.  A.  Brunn  er  in  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Handelsrecht  Bd.  22  S.  80  ff. 

2)  So  z.  B.  Gregor  v.  Tour  HI  15,  der  von  dem  Ankauf  eines  Sklaven  um  12  sol. 
berichtet.  Testament  des  Remigius  580  (Brequigny  No.  118)  Triaredus  quem  ,  ne  occi- 
deretur,  14  solidis  comparavi.  Zur  Zeit  des  König  Dagobert  I.  (ca.  628)  ward  in  der 
Gegend  von  Metz  der  in  Gefangenschaft  gerathne  hl.  Serenus  für  5  sol.  verkauft.  Bou- 
quet  V  482,  vgl.  Soetbeer  II  311.  Der  Mangel  an  Uebereinstimmung  bei  diesen 
Preisen  ist  immerhin  bemerkeuswerth. 
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gaben  zur  Feststellung  der  Kaufkraft  des  Geldes  in  jener  Zeit  nicht 
unbedingt  verwenden  können.  Denn  diese  äussert  sich  nur  in  dem 
Preisstande  sehr  vieler  Waaren  und  nur  dann  mit  einiger  Sicherheit, 
wenn  diese  Preise  als  wahre  Marktpreise,  als  das  Resultat  vieler 
Einzelerwägungen  über  den  Verhältuisswerth  von  Edelmetall  und  an- 
deren Waaren  erscheinen.  Wo  aber  bei  notorisch  sehr  differenten 
Geldmengen  die  Waaren werthe  Jahrhunderte  lang  und  in  den  ver- 
schiedensten Gegenden  sich  auf  gleichem  Stand  erhalten  können,  da 
fehlt  eben  noch  jener  lebendige  Einfiuss  des  Geldes  auf  die  Volks- 
wirthschaft,  der  die  unerlässliche  Voraussetzung  dafür  bildet,  dass 
sich  die  Kaufkraft  des  Geldes  in  der  Werthbestimmung  abspiegle. 

Dagegen  haben  es  die  vorstehenden  Untersuchungen  wohl  unzwei- 
felhaft dargethan,  dass  sich  auf  Grund  allgemein  anerkannter  Brauch- 
barkeit der  Güter  ein  nationales  Werthurtheil  gebildet  hat,  das  dann 
sicherlich  auch  weithin  auf  die  eigentliche  Preisbestimmung  seine 
Macht  äusserte;  und  wenn  wir  auch  keine  Preisreihen  zur  Verfügung 
haben,  die  mit  den  bekannten  objektiven  Gebrauchswerthen  liiefür  in 
Vergleichuug  gestellt  werden  könnten,  so  dürfen  wir  doch  annehmen, 
dass,  wo  die  Mengen-  und  Kostenverhältnisse  niclit  besonders  dra- 
stisch sich  geltend  machten,  die  Marktpreise  wenigstens  in  grösseren 
Durchschnitten,  also  die  allgemeinen  Tauschwerthe ,  sich  von  diesen 
Gebrauchswerthen  nicht  allzuweit  entfernt  haben  werden. 

Es  kann  uns  dafür  schon  der  Inhalt  jener  karolingischen  Kapi- 
tularien einigerraaassen  beweisend  sein,  aus  denen  ersichthch  v/ird,  dass 
Karl  d.  Gr.  diese  Annahme  einer  Uebereinstimmung  des  Gebrauchs-  und 
des  Marktwerthes  selbst  machte;  wir  haben  dafür  ferner  das  Zeugniss 
jener  zufällig  auf  uns  gekommuen  vereinzelten  Preisangaben  aus  die- 
ser Zeit;  aber  auch  der  Umstand  mag  dafür  sprechen,  dass  die  Preise 
der  nächstfolgenden  Periode  sich  nicht  sehr  weit  von  jenen  entfernen. 

Freilich  hat  nun  jene  objektive  Gebrauchsbewerthung  mit  dem 
Schlüsse  der  Periode,  welche  wir  zunächst  untersucht  haben,  nicht 
sofort  aufgehört;  sie  spielt  noch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  fast 
unverändert  ihre  Rolle;  und  wenn  auch  seit  der  Städtebildung  und  dem 
Aufliommen  der  selbständigen  Handwerke  ein  Markt  sich  entwickelte, 
wie  ihn  die  karohngische  Zeit  noch  nicht  gekannt  hat,  so  war  doch 
auch  jetzt  noch  jene  Macht  der  öffentlichen  Meinung  über  die  allge- 
meine Yolkswirthschaftliche  Brauchbarkeit  der  Güter  immer  ein  Faktor 
der  Preisbildung  von  ganz  hervorragender  Bedeutung,  und  ist  es  bis 
auf  den  heutigen  Tag  geblieben.  — 
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Die  Silberbill. 

Die  Zeitschriften,  welche  für  den  Volkswirth  beachtenswerth  sind, 
haben  in  Amerika  einen  andern  Charakter  als  in  Europa.  Es  fehlt  bis 
jetzt  au  streng  wissenschaftlichen  Monatsschriften  oder  Jahrbüchern,  wel- 
che es  sich  zur  Aufgabe  machen,  grössere  statistische  und  nationalökono- 
mische Abhandlungen  zu  bringen.  Die  Vertreter  unserer  Wissenschaft 
bringen  ihre  Anschauungen  theils  in  Brochüren  theils  in  den  Zeitungen 
zum  Ausdruck.  Da  nun  naturgemäss  die  wirthschaftlicheu  Fragen  dort 
eine  ganz  besondere  Bedeutung  haben  und  auf  das  allgemeinste  Interesse 
rechnen  können,  so  nehmen  sie  auch  in  der  Tagespresse  einen  grossen 
Platz  ein,  und  man  ist  genöthigt  ihr  eine  grössere  Aufmerksamkeit  zu 
widmen,  als  es  in  Deutschland  nöthig.  Besonders  findet  sich  in  dersel- 
ben ein  vorzügliches  statistisches  Material  zusammengetragen,  welches 
sonst  in  Fachschriften  oder  in  den  Publikationen  der  Behörden  zerstreut 
und  anderweitig  gar  nicht  zu  beschaffen  ist.  Bemerkenswerth  ist,  dass 
die  grösseren  Tagesblätter  besondere  Wochenausgaben  veranstalten,  in  de- 
nen sie  die  im  Laufe  der  Woche  publizirten  werthvoUen  Artikel  zusam- 
menfassen und  einem  grösseren,  entfernteren  Publikum,  namentlich  auch 
in  den  ländlichen  Distrikten,  billig  (nur  4 — 6  Mark  pro  Jahr)  zugänglich 
machen. 

Die  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  wird  dadurch  sehr  beeinträch- 
tigt, dass  alle  Zeitungen  einen  bestimmten  Parteistandpuukt  einseitig  ver- 
treten, nicht  nur  in  politischen  sondern  auch  in  allen  wirthschaftlicheu 
Fragen ;  von  einer  ruhigen  objektiven  Erörterung  ist  nur  selten  die  llede. 
Der  Spruch:  audiatur  et  altera  pars,  muss  daher  hier  ganz  besonders  be- 
achtet werden. 

Das  Hauptorgan  der  Schutzzöllner,  welches  im  ganzen  Lande  ver- 
breitet einen  gewaltigen  Einfluss  hat,  ist  „the  New-York  Tribüne",  ge- 
gründet von  dem  hochbegabten  Horace  Greeley  und  bis  zu  seinem  1872 
erfolgten  Tode  von  ihm  redigirt,    noch  jetzt    in  seinem  Sinne  weiter  ge- 
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leitet.  H.  Gr.  hatte  sich  bekanntlich  als  Bekämpfer  der  Sklaverei,  eifri- 
ger Schutzzöllner  und  politischer  Agitator  einen  bedeutenden  Namen  in 
seinem  Vatcrlande  gemacht.  Diesem  Blatte  gegenüber  als  entschiedenste 
Vertreterin  des  Freihandels  steht  „the  New-York  Evening  Post",  welche 
schon  1801  gegründet  wurde  und  fortdauernd  grösseren  Einfluss  gewann. 
Sie  wird  jetzt  von  dem  auch  als  Dichter  bekannten  William  C.  Bryant 
vortrefflich  redigirt,  und  tritt  gegenwärtig,  wie  alle  New  Yorker  Zeitun- 
gen, energisch  für  die  Goldwährung  ein.  Für  uns  hat  sie  eine  besondere 
Bedeutung  durch  das  reiche  statistische  Material,  welches  sie  mit  grosser 
Sorgfalt  zusammenträgt. 

Das  bedeutendste  aller  „Western  papers"  ist  the  Chicago  Tribüne, 
gleichfalls  ein  F'reihandelsblatt,  aber,  wie  alle  Vertreter  des  Westens,  An- 
hängeriu  und  zwar  entschiedne  Führerin  der  „Silvcr  agitation".  —  In 
der  Schutzzollfrage  theilen  sich  die  Gegenden  nicht  so  scharf  ab,  wie  in 
dem  Kampf  um  die  Währung.  The  Chicago  Inter-Ocean  ist  z.  B.  ein  ra- 
dikales Organ  der  Schutzzöllner,  aber  natürlich  für  die  Doppelwährung. 
Zugleich  schwärmt  es  in  extremer  Weise  für  Papiergeld. 

Des  reichen  statistischen  Inhalts  wegen  und  durch  die  sehr  sachge- 
mässen  und  umsichtigen  Artikel  über  die  volkswirthschaftlichen  Verhält- 
nisse verdient  dann  die  deutsche  New  Yorker  Handelszeitung  besondere 
Beachtung,  welche  in  den  frühereu  Jahren  in  den  Jahrbüchern  bereits 
viel  benutzt  wurde  und  fortan  wieder  berücksichtigt  werden  wird,  da  wir 
aus  ihr  über  Aus-  und  Einfuhr,  die  Finanzen,  das  Eisenbahnwesen,  wie 
die  Produktionsverhältnisse  Amerika's  am  besten  orientirt  werden.  Jeden 
Monat  erscheint  eine  besondere  Beilage  „die  amerikanische  Industrie", 
welche  auf  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Branchen   speziell  eingeht. 

Wir  nennen  schliesslich  noch  vier  Zeitschriften,  die  zwar  Artikel  über 
die  verschiedensten  Gegenstände  aus  allen  möglichen  Gebieten  bringen, 
aber  der  Bichtung  des  allgemeinen  Interesses  in  Amerika  entsprechend 
häufig  volkswirthsehaftliche  Fragen  behandeln  und  zwar  aus  der  Feder 
der  bekanntesten  Nationalökonomen,  wie  A.  L.  Perry,  D.  A.  Wells,  H.  C. 
Carey  u.  A.  Das  sind  the  North  American  Review,  the  Atlantic  Monthly, 
the  Springfield  Republican  und  the  Nation, 

Letztere  erfreut  sich  des  allgemeinsten  und  grössten  Ansehens  ihrer 
gemässigten,  unabhängigen  Stellung  wegen,  und  bringt  fortwährend  beach- 
tenswerthe,  wirklich  wissenschaftlich  gehaltene  Artikel,  z.  B.  über  die  Pu- 
rifikation  des  Beamtenstandes,  die  Nothwendigkeit  korrekter  Schuldentil- 
gung und  der  Goldwährung,  die  Steuerfragen  etc.  allerdings  neben  alleu 
möglichen  sonstigen  Besprechungen. 

Nach  diesen  wenigen  orientirenden  Bemerkungen  wollen  wir  aus  zwei 
der  beachtenswerthesten  Organen,  die  sich  schroff  gegenüberstehen,  die 
Anschauungen  der  amerikanischen  Parteien  in  der  Silberfrage,  welche  in 
letzter  Zeit  das  ganze  Land  beschäftigt  hat,  charakterisiren.  Die  Blätter, 
welche  wir  dabei  berücksichtigen,  sind:  The  Chicago  Tribüne  und  the 
Nation,   die  erste  tritt  für  das  Silber,  die  andere  für  das  Gold  ein. 

Nachdem  trotz  des  Veto  des  Präsidenten  der  Streit  zu  Gunsten  des 
Silbers  entschieden  ist,  also  ausgetobt  hat,  ist  der  geeignete  Moment  ge- 
kommen einen  Rückblick   darauf  zu   werfen.      Doch  wollen  wir  zunächst 
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eine  allgemeine  Ucbersicht  über  die  Entwicklung  der  Münzverhällnisse  in 
den  V.  St.  geben,  welche  wir  in  der  Hauptsuclie  dem  Berichte  eines  Ame- 
rikaners und  zwar  einer  Autorität  in  diesen  Fragen,  J.  S.  Moore  im  L'E- 
conomiste  Fran(;ais  v.    10.  Febr.  1878,   entnehmen. 

1793  errichtete  mau  in  den  V.  St.  zu  Thiladelphia  eine  Münze  und 
prägte  dort  aus  Silber  Dollar,  Halbdollar  und  Dimes,  aus  Gold  Eagles  zu 
10  D.  und  halbe  Eagles,  Gold  wie  Silber  war  gesetzliches  Zahlungsmittel. 
Bis  1817  wurden  geprägt:  132,592  Eagles  und  815,909  halbe  Eagles  im 
Werthc  von  5,555,465  D.,  und 

1,439,517  Dollars 
13,104,433  halbe  D. 
650,280  viertel  D. 

1,007,151  Dimes,  d.  h.  zusammen  für 

8,255,018  Dollars  Silbergeld. 
Bis  1825  zirkulirten  noch  ausser  den  einheimischen  Münzen  spanische 
und  mexikanische  Dollars  in  den  V.  St.  Bis  1834  war  das  Werthver- 
hältniss  der  Metalle  wie  15:1  bei  der  Prägung  festgehalten.  In  diesem 
Jahre  wurde  aber  gesetzlich  der  Silberdollar  mit  einem  Gewicht  von 
412,5  Grains  und  '•'*^"|iooo  Feingehalt  normirt,  der  Golddollar  zu  25,8 
Grains,  wonach  das  Verhältuiss  sich  wie  fast  16  :  1  gestaltete,  während 
in  den  andern  Ländern  zu  gleicher  Zeit  das  Verhältniss  wie  15,5  :  1  der 
Prägung  zu  Grunde  gelegt  wurde.  Eben  durch  diese  Maassregel  wurde 
künstlich  der  Silberwerth  in  den  V.  St.  herabgedrückt  und  führte  natürlich 
zur  sofortigen  Auswanderung  aller  neu  geprägten  Silberraünzen,  und  es  tra- 
ten neben  den  Goldmünzen  grosse  Massen  von  Noten  der  zu  Tausenden 
im  Lande  verbreiteten  Banken.  1853  wurden  der  Halbdollar  und  Viertel- 
dollar, welche  bis  dahin  dem  Silberdollar  entsprechendes  Gewicht  gehabt 
hatten,  nach  dem  Verhältniss  von  15  :  1  auszuprägen  begonnen,  um  ihre 
Auswanderung  zu  verhüten.     (S.  auch  Chic.  Trib.  v.  6.  März  1878.) 

Nach  der  Entdeckung  der  Goldminen  in  Californien  wurde  Gold 
faktisch  das  alleinige  Zahlungsmittel.  Während  des  Bürgerkrieges  ver- 
schwand dann  Gold  so  gut  wie  Silber,  ja  selbst  das  Kupfer  aus  dem  Ver- 
kehr. Dem  gegenüber  bestimmte  die  Eegierang,  dass  die  Zölle,  wie  die 
Zinsen  in  klingender  Münze  (coin)  gezahlt  werden  sollten,  gestattete  also 
Silber-  wie  Goldzahlung.  1873  untersagte  eine  Bill  indess  die  Ausprä- 
gung des  Silberdollars  zu  412^/2  Gr.  gänzlich.  Die  Leute,  welche  dieses 
durchsetzten,  waren  einfach  „inflationists",  d.  h.  sie  wollten  überhaupt 
die  Papierwährung  erhalten  und  jede  Baarzahlung  beseitigen.  Zwei  Jahre 
später,  als  das  Silber  im  Werthe  fiel,  und  dadurch  dem  ganzen  Lande  ein 
erheblicher  Schaden  zugefügt  wurde,  erkannte  man,  welche  Handhabe 
man  freiwillig  geopfert  hatte.  Ganz  besonders  natürlich  war  Nevada  da- 
bei interessirt,  und  unter  dem  Vorsitze  seines  Vertreters  im  Senate  Jones 
trat  eine  Kommission  (the  Silver-Commission)  zusammen,  um  Silber  wie- 
der als  Zahlungsmittel  zu  retabliren.  Sie  suchte  von  allen  Seiten  Material 
zusammenzubringen  und  hat  einen  äusserst  interessanten  Bericht  über  die 
Währungsfrage  geliefert.  Allerdings  verlor  man  sich  dabei  in  über  jedes 
Maass  hinausgehende  Vorschläge,  z.  B.  der  Staat  solle  sich  die  Ausgabe 
von  uneinlösbarem  Papiergelde  vorbehalten  zur  dauernden  Beseitigung  der 
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Mctullcirkulation,  wclclio  ein  veraltetes  System  und  ciuo  Thorheit  sei.  — 
Schon  187G  brachle  M.  Bland  eine  Bill  ein,  ura  die  Wiederaufnahme  der 
Silberausprägung  zu  bewirken,  doch  fand  sie  zunächst  wenig  Interesse  und 
sie  blieb  bis  zum  Oktober  1877  unbeachtet  liegen.  Dann  trat  er  von  Neuem 
damit  hervor  und  erlangte  gegen  alles  Erwarten  die  nöthigen  ^j.^  Stim- 
men. Matthews  aus  Ohio  beantragte  ausserdem  die  Kesolution,  dass  alle 
bis  zur  letzten  Bill  kontrahirten  Anleihen  in  Silberdollars  zu  412,5  Gr. 
abgezahlt  und  verzinst  werden  können.  Auch  im  Senate  erlangte  die 
Vorlage  die  nöthigen  Stimmen.  Im  Osten  wohnen  die  Kapitalisten  und 
Gläubiger,  im  Westen  und  Süden  die  Schuldner.  Sie  stehen  sich  mit 
ihren  Interessen  schroff  gegenüber  und  bekämpfen  sich  auf  das  Schärfste. 
Die  Partei  der  Schuldner  hatte  gesiegt  und  hat  später  bekanntlich  Alles 
erreicht,  indem  auch  das  Veto  des  Präsidenten  überstimmt  wurde  und  die 
Bill   mit  der  llesolution  Gesetzeskraft  erlangte. 

Der  Inhalt  der  Bill  ist  folgender:  "B  e  it  euacted  by  the  Senate 
and  House  of  Representatives  of  the  United  States  of  Ame- 
rica in  Congress  assembled,  That  there  shall  be  coined  at  the  se- 
veral  mints  of  the  United  States  silver  dollars  of  the  weight  of  412^/jj 
grains  troy,  of  Standard  silver,  as  provided  in  the  act  of  Jan.  18,  1837, 
on  which  shall  be  the  devices  and  superscription  provided  by  said  act, 
which  coins,  together  with  all  silver  dollars  heretofore  coined  by  the 
Uuited  States  of  like  weight  and  fineness,  shall  be  a  legal  tender  at  their 
nominal  value  for  all  debts  and  dues,  public  and  private,  except  where 
otherwise  expressed  and  stipulated  in  the  contract;  and  the  Secretary  of 
the  Treasury  is  authorized  and  directed  to  purchase,  from  time  to  time, 
silver  buUion,  at  the  market  price  thereof,  not  less  than  2,000,000  D. 
worth  per  month,  nor  more  than  4,000,000  D.  worth  per  month,  and  cause 
the  same  to  be  coined  monthly,  as  fast  as  so  purchased,  into  such  dol- 
lars, and  a  sum  sufficient  to  carrj'  out  the  foregoing  provisious  of  this 
act  is  hereby  appropriated  out  of  any  money  in  the  Treasury  not  other- 
wise appropriated.  And  any  gain  or  seignorage  arising  from  this  coinage 
shall  be  accounted  for  and  paid  into  the  Treasury  as  provided  under  ex- 
isting  laws  relative  to  the  subsidiary  coinage;  provided,  that  the  amount 
of  money  at  any  one  time  invested  in  such  silver  bullion,  exclusive  of 
such  resulting  ooin,  shall  not  exceed  5,000,000  D.;  and  provided,  further, 
that  uothing  in  this  act  shall  be  construed  to  authorize  the  payment  in 
silver  of  certificates  of  deposit  issued  under  the  provisions  of  See.  254  of 
the  Eevised  Statutes." 

Lassen  wir  nun  beide  Parteien  in  ihren  Organen  selbst  das  Für  und 
Wider  vertheidigen: 

The  Chicago  Tribüne  nimmt  in  der  Nummer  vom  14.  Nov.  1877  in 
folgender  Weise  Stellung:  Der  ganze  Streit  drehe  sich  nur  darum,  ob 
man  berechtigt  sei  die  alte  Münze  wieder  als  gesetzliches  Zahlungsmittel 
einzuführen,  welche  es  während  80  Jahren  gewesen  und  zwar  mit  unbe- 
schränkter Ausgabe  und  während  der  Zeit,  während  welcher  die  grossen 
Anleihen  kontrahirt  wurden.  Nur  das  bezwecke  die  neue  Silver-Bill.  Sie 
wolle  keineswegs  zum  ersten  Male  Silber  zum  Zahlungsmittel  machen  noch 
eine  ganz  neue  Münze  schaffen.     Thue  man  es  nicht,  so  sanktionire  und 
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verewige  mau  einen  einfachen  Betrug-,  der  gegen  das  Volk  begangen   sei. 

—  Der  letzte  Gedanke  wird  in  der  Ausgabe  vom  13.  Februar  und  30.  Ja- 
nuar 1878  weiter  ausgefülirt  und  begründet:  Das  Gesetz  von  187;>,  wel- 
ches die  Silberwiihrung  aufhob,  vertheuerte  das  Gold  abnorm  und  über- 
mässig, also  das  Metall,  in  dem  nun  die  Verzinsung  der  früher  koutra- 
hirton  Schulden  zu  bewirken  wai-,  und  erschwert  die  Zahlung  im  Durch- 
schnitt um  30 — 40  ^'/ü  ohne  jeden  Grund,  es  könne  nur  gerecht  erschei- 
nen  ein  Gesetz  zu  beseitigen,    das  die  Nation  in   solcher  ÄVeise  schädige. 

—  Ganz  besonders  falle  ins  Gewicht,  dass  bei  Erlass  der  Bill  Niemand 
dai'an  gedacht  habe,  das  Silber  als  gcs.  Zahlungsmittel  zu  beseitigen  und 
es  zu  entwertheu.  Dieser  Passus  des  Gesetzes  sei  vielmehr  völlig  unbe- 
achtet und  uebenbei  hineingekommen  ohne  dass  Jemand  die  Bedeutung 
geahut.  Der  Präsident,  welcher  die  Bill  durch  seine  Unterschrift  sauk- 
tionirt,  habe  ausdrücklich  ein  Jahr  darauf  seine  Verwunderung  darüber 
ausgesprochen,  dass  man  nach  der  Bill  aufgehört  Silbermünzen  zu  prägen. 
(In  einem  Briefe  an  The  Nation  27.  Dez.  1877  behauptet  Mr.  Halstead, 
ohne  Widerspruch  zu  finden,  der  Präsident  Grant  hätte  in  einem  Briefe 
klar  bewiesen,  dass  er  sich  nicht  bewusst  gewesen  wäre,  was  die  Bill 
eigentlich  in  sich  schlösse.) 

Auf  ausdrückliche  Aufforderung  an  die  gegnerischen  Zeitungen  und 
Abgeordneten,  irgend  eine  Notiz  aus  den  Jahren  1872,  73,  74  beizubrin- 
gen, dass  sie  damals  hervorgehoben  oder  bemerkt,  das  Silber  verliere 
durch  die  Bill  seine  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlungsmittel,  habe  sich 
Niemand  gemeldet,  woraus  zu  entnehmen,  dass  keine  Zeitung  dazu  im 
Staude.  Auch  bei  allen  späteren  Verhaudlungen  des  Kongresses  über  die 
Wiederaufnahme  der  Baarzahlungen  in  den  Jahren  1874 — 75  sei  dessen  mit 
keiner  Silbe  erwähnt.  Im  Gegentheile  sei  stets  von  Zahlung  in  Gold  und 
Silber  gesprochen  (Nummer  v.  23.  Jan.  1878).  Die  grossen  Kapitalisten, 
in  deren  Händen  sich  die  Obligationen  aller  möglichen  Staaten  befänden, 
hätten  auf  eine  Maassregel  gesonnen,  sich  zu  bereichern,  und  sclilau  das 
Mittel  ausfindig  gemacht,  durch  den  Uebergaug  zu  der  alleinigen  Gold- 
währung den  Werth  des  Geldes  zu  erhöhen.  Deutschland  habe  sich  zu 
solcher  Maassregel  bethören  lassen,  ebenso  die  amerikanische  Eegierung, 
wie  sich  in  den  zwei  ges.  Bestimmungen  gezeigt,  wodurch  das  Silber  als 
ges.  Zahlungsmittel  beseitigt  und  die  Aufnahme  der  Baarzahluug  allein  in 
Gold  dekretirt  sei.  Schliesslich  sucht  das  Blatt  am  5.  Dez,  1877  nach- 
zuweisen, dass  bei  der  Kontrahirung  der  Schulden  von  Seiten  der  Eegie- 
rung der  V.  St.  vor  1873  nirgends  vorausgesetzt  sei,  dass  nur  in  Gold 
gezahlt  werden  könne.  Es  führt  nach  einer  Rede  von  Mr.  Hubbell  aus 
Michigan  an,  dass  in  der  Acte  vom  25.  Febr.  1862,  welche  die  Ausgabe 
von  5 — 20  Bonds  (nach  5  —  20  Jahren  fällig)  verfügt,  die  gleiche  Acte 
vom  17.  Febr.  1862,  vom  11.  Juni  1862,  vom  3.  März  1863,  welche  eine 
Anleihe  von  900  Mill.  Dollars,  vom  3.  März  1864  von  200  Mill.  D.  be- 
trifft, vom  30.  Juni  1864  von  400  Mill.  D. ,  vom  3.  März  1865  über  600 
Mill.  D.  sämmtlich  bestimmen:  zu  zahlen  in  Münze  (coin),  nicht  aber  in 
Gold.  (Nur  die  letzte  Acte  gestattet  auch  Zahlung  in  Greenbacks.)  In 
keinem  Gesetz  ist  mit  einem  Worte  davon  gesprochen,  dass  das  Silber 
nicht  zur  Zahlung  benutzt  werden  dürfe. 
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Vou  der  Ausgabo  der  Silbordollars  als  gosetzlichos  Zahlungsmittel  er- 
Avartcn  die  Anhänger  desselben  die  volle  Wertherhöhung  des  Silbers  auf 
den  Stand  der  sechziger  Jahre,  und  unser  Blatt  unternimmt  es  abenteuer- 
licher "Weise  am  21.  Nov.  1877  den  Beweis  zu  führen,  dass,  wie  die 
Scheidemünze  zu  gleichem  Werthe  wie  die  Greenbacks  resp.  dem  Nomi- 
ualwerthe  acceptirt  werden,  so  auch  der  durch  Gesetz  zum  Zaliluugsmittel 
bestimmte  Silberdollar  mindestens  den  Werth  von  97 '/^  Cents  haben 
werde.  Wobei  unbeachtet  geblieben,  dass  die  Summe  der  Scheidemünze 
gesetzlich  auf  ein  geringes  Maass  beschränkt  ist. 

Diesen  Anschauungen  der  Silberpartei  tritt  nun  The  Nation  entgegen, 
indem  sie  vor  Allem  am  6.  Dez.  1877  eine  ausführliche  Geschichte  der 
Acte  vou  1873  bringt  und  darin  Folgendes  ausführt:  Die  Ausarbeitung 
der  Bill  war  John  Jay  Knox,  jetzigem  ,,Comptroller  of  Currency",  anver- 
traut. Dieser  lieferte  den  Entwurf  mit  ausführlichen  Motiven  an  den  Se- 
cretary  of  the  Treasury,  der  sie  dem  Senate  vorlegte,  wo  sie  am  28.  April 
1870,  also  schon  drei  Jahre  vor  der  Annahme,  in  Druck  gegeben  wurde. 
In  diesen  Motiven  ist  allerdings  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  der 
Silberdollar  von  412 ^/^^  Grains  und  3^ — 4  Cents  höher  im  Werthe  als  der 
Golddollar  von  der  Liste  der  Courantmünzen  gestrichen,  da  er  schon 
längst  faktisch  ausser  Cours  gekommen  sei.  Die  Bill  ist  dann  zweimal 
im  Senate  und  zweimal  im  Abgeordnetenhause  und  zwar  in  zwei  verschie- 
denen Kongressen  mit  verschiedener  Zusammensetzung  eingehend  durch- 
berathen  und  dazu  nicht  weniger  als  dreizehnraal  gedruckt.  Stets  aber 
blieb  der  Passus  unverändert,  welcher  die  Beseitigung  des  Silberdollars 
zu  412^/jj  Grains  ausspricht,  obwohl  mehrfach  darüber  debattirt  wurde. 
Hooper  von  Massachussetts  lenkte  als  Referent  ausdrücklich  die  Aufmerk- 
samkeit darauf,  und  Kelley  bezeichnete  ihn  in  einer  Rede  vom  9.  April 
1872  als  die  bemerkenswertheste  Bestimmung  des  ganzen  Gesetzes.  Er 
sagte,  der  alte  Silberdollar  würde  3^/3  Cents  mehr  werth  sein  als  der 
Golddollar,  wenn  man  noch  einen  aufzutreiben  vermöchte.  Ausser  in 
Münzsammlungen  sei  aber  keiner  mehr  zu  finden.  Er  wendet  sich  dann 
ausdrücklich  gegen  die  Doppelwährung  und  bemerkt:  England  präge  Sil- 
bermünzen 10  ^/o  unter  dem  Werthe  aus,  ähnlich  Frankreich;  beiden 
Ländern  folgend  habe  neuerdings  Japan  die  Silbermünzen  12  *^/q  unter 
dem  Werthe  ausgegeben.  Es  sei  unmöglich  die  Doppelwährung  beizube- 
halten, weil  man  nicht  vorher  zu  bestimmen  vermöge,  welches  Werth- 
verhältuiss  die  beiden  Edelmetalle  in  der  nächsten  Zeit  haben  werden, 
und  die  Schwankungen  bekanntlich  sehr  gross  seien.  Man  solle  deshalb 
Silber  nur  aus  Bequemlichkeitsrücksichten  zur  Aushülfe  in  kleinen  Beträ- 
gen ausprägen.  Trotzdem  allerdings  hat  er  sich  nach  „the  Nation"  vom 
14.  März  nicht  gescheut,  jetzt  zu  erklären,  er  hätte  gleichwohl  nicht  ge- 
wusst,  was  er  eigentlich  damit  gesagt,  da  er  jetzt  zu  den  eifrigsten  Sil- 
beranhängern gehört.  —  Hooper  als  Referent  des  Ausschusses  sagte  aus- 
drücklich: Der  Silberdollar  zu  412^/2  Gr.,  dessen  wirklicher  Werth  grös- 
ser als  sein  Nominalwerth  ist,  ist  längst  aus  der  Cirkulation  verschwun- 
den und  eingeschmolzen.  Für  den  Handelsverkehr  ist  er  unnöthig,  den 
Goldarbeitern  aber  ist  mit  kleinen  gestempelten  Barren  von  dem  gleichen 
Gehalt  ebenso   gedient  und  mau  erspart  die  Prägungskosten.  —  Mr.  Potter 
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aus  New  York  betoute  gleichfalls,  dass  durch  die  Bill  nicht  wie  bisher 
zwei  Metalle,  sonderu  fortan  nur  eins  gesetzliches  Zahlungsmittel  sein 
werde.  Aber  man  ging  nicht  näher  darauf  ein,  und  das  Haus  schien 
völlig  der  Erklärung  Kelley's,  dass  die  Doppclwährung  unmöglich  wäre, 
zuzustimmen,  wie  auch  am  27.  Mai  1872  die  ganze  liill  mit  110  Ja  ge- 
gen 13  Nein  angenommen  wurde.  Trotzdem  wurde  sie  dem  neu  gewähl- 
ten Kongresse  noch  einmal  vorgelegt  und  passirte  wie  ein  neuer  Entwurf 
nochmals  am  13.  Jan.  1873  den  Senat.  Durch  die  Unterschrift  des  Prä- 
sideuten erlangte  sie  dann  am   12.  Febr.  1873  endlich  Gesetzeskraft. 

Diesen  Thatsachen  gegenüber  gehört  viel  Kühnheit  dazu,  sagt  the  Na- 
tion, wenn  die  Chicago  Tribüne  behauptet:  „Die  Bill  sei  heimlich  und  auf 
betrügerische  Weise  durchgebracht,  indem  dem  Volke  die  Absichten  nicht 
zur  Kenntniss  gebracht,  die  Diskussion  unterdrückt,  und  sogar  der  Präsi- 
dent betrogen  sei." 

Weshalb  der  Aufhebung  der  Silberprägung  keine  besondere  Beach- 
tung gezollt  wurde,  erklärt  The  Nation  am  20.  Dez.  1877  einfach  damit, 
dass  dadurch  keine  Veränderung  in  den  faktischen  Verhältnissen  in  jener 
Zeit  herbeigeführt,  sondern  nur  die  thatsächlich  bestehende  ausschliessli- 
che  Goldwährung  gesetzlich  sanktionirt  wurde. 

In  der  Vertheidigung  gegen  die  Angriffe  von  Mr.  Halstead,  Redakteur 
des  „Cincinati  Commercial",  führt  sie  am  27.  Dez.  1877  weiter  aus,  da 
in  de)i  letzten  40  Jahren  vor  1873  Niemand  in  Amerika  mehr  mit  Silber 
gekauft  und  verkauft  oder  bei  Schliessung  von  Verträgen  Silberzahlung 
im  Auge  gehabt  habe,  obwohl  es  noch  gesetzliches  Zahlungsmittel  war, 
konnte  unmöglich  die  Beseitigung  jener  gesetzlichen  Bestimmung  eine  Ent- 
werthung  jenes  Metalls  bewirken,  die  nur  durch  Verminderung  des  fak- 
tischen Gebrauchs  eintreten  kann.  Diese  sei  nur  nach  1873  herbeige- 
führt durch  die  Veräusserung  grosser  Silbermassen  in  Deutschland  und  die 
Zunahme  der  Silberproduktiou. 

Was  die  Ausdehnung  der  Silberprägung  anbetrifft,  so  sind  in  den 
Nummern  vom  29.  Nov.  1877  und  21.  Febr.  1878  folgende  Angaben  von 
Interesse:  Vor  1805  waren  1,439,517  Dollar  in  Silber  ausgegeben;  von  da 
bis  1836  aber  nicht  mehr  ein  Dollar.  Der  Gesammtbetrag  der  vor  1860 
gemünzten  Silberdollars  betrug  2,827,320  D.,  während  Silber  überhaupt, 
excl.  der  Scheidemünze,  von  1793 — 1873  für  8,045,838  Dollars  ausge- 
prägt wurden,  dagegen  für  816,522,042  Dollar  Goldmünzen,  d.  i.  das 
lOOfache.  The  Chicago  Tribüne  vom  6  March  1878  liefert  dazu  die  er- 
gänzenden Zahlen  der  anderen  Silbermünzen ,  welche  gleichfalls  legal- 
tender  sind.     Es  wurden  von   1793 — 1873  geprägt  aus  Silber: 

DoUars 8,045,838,00 

Half  dollars    ....     66,249,153,00 

Quarter  D 3,999,040,50 

Dimes 3,890,062,50 

Half  dimes      ....        1,823,298,90 
84,007,392,90 
Von  diesen  Suramen  ist  aber  ein  nicht  unbedeutender  Theil,  wie  wir  hin- 
zufügen, nur  geprägt  worden,  um  als  Zahlungsmittel  für  den  Handel  mit 
Asien  zu  dienen  und  sofort  dorthin  auszuwandern. 
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Unser  Referent  Mr.  S.  Patten,  dem  wir  obige  Mittlieiluugeu  verdan- 
ken ,  fügt  nun   seinerseits  hinzu : 

„Diese  Zahlen  zeigen  schlagend,  dass,  obgleich  Silber  „legal  tender" 
in  den  V.  St.  war,  es  nie  wirkliches  Zahlungsmittel  von  irgend  welcher 
Bedeutung  gewesen  ist.  Es  kann  danach  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
jeder  A^ersuch  jetzt  plötzlich  Schulden,  die  bisher  kontrahirt  wurden,  in 
Silber  zu  bezahlen  dem  Kredite  des  Landes  im  höchsten  Maasse  verderb- 
lich werden  muss.  Es  ist  nach  dem  Ausgeführten  aber  klar,  dass  nach 
dem  Wortlaute  der  Gesetze  es  dem  Staate  freisteht,  die  Zahlung  des  Ka- 
pitals und  der  Zinsen  der  Schulden  in  Gold  oder  Silber  zu  leisten.  Selbst 
das  Gesetz  von  1873  hebt  nur  faktisch  die  Doppelwährung  auf,  da  es  die 
Prägung  der  dazu  nöthigeu  Münzen  verbietet,  aber  es  erklärt  nicht,  dass 
Silber  nicht  mehr  gesetzliches  Zahlungsmittel  sei.  Dem  Wortlaute  der 
Gesetze  nach  hat  in  den  V,  St.  die  Doppelwährung  zu  allen  Zeiten  zu 
Hecht  bestanden.  Moralisch  ist  der  Staat  aber  verpflichtet  nur  in  Gold 
zu  zalilen,  da  bei  Ausstellung  der  Bonds  Niemand  die  Zahlung  in  Silber 
für  möglich  hielt." 

Zu  demselben  Eesultate  kommt  the  Ecouomist  vom  2.  März  1878  in 
einem  sehr  eingehenden  Artikel:  American  Credit  S.  230.  Es  wird  darin 
gezeigt,  dass  in  den  Prospekten  der  amerikanischen  Banquiers,  durch  wel- 
che in  England  zur  Zeichnung  aufgefordert  wird,  sowohl  zur  5  ^[q-Ah- 
leihe  in  Folge  der  Act  vom  14.  Juli  1870  und  20.  Januar  1871,  sowie 
der  4^/2  **/(,  von  1876  und  der  4  ^1^  von  1877,  bald  die  Zahlung  in  gold- 
coin  direkt  versprochen  ist,  oder  wo  es  Auszüge  aus  der  Act  selbst  sind, 
und  es  heisst:  in  coin  of  the  Standard  value  of  the  Dnited  States,  zur  Prä- 
zisirung  in  Parenthese  ,,gold  coin"  hinzugefügt  wurde.  Es  heisst  darin 
ferner,  dass  zur  Zinszahlung  Anweisungen  an  die  Inhaber  der  Bonds  in  al- 
len Theilen  Europas  geschickt  werden ,  welche  nach  den  Grundsätzen  aus- 
geführt werden  soll,  nach  welchen  die  Bank  voia  England  die  Zinsen  der 
Consols  bezahlt.  Ein  „Beamter  des  Schatzamtes"  werde  zur  Eintragung 
der  Namen  der  Zeichner  in  London  sein,  wodurch  das  Publikum  glauben 
musste,  die  Regierung  sei  verantwortlich  für  den  Wortlaut  des  Dokumen- 
tes. Um  aber  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  schrieb  der  Sekretär  des  Schatz- 
amtes John  Sherraan  am  19.  Juni  1877  einen  Brief,  der  vor  Auflegung 
der  Anleihe  veröif entlicht  wurde,  in  dem  es  heisst: 

"Under  the  laws  now  in  force,  there  is  no  coin  issued  or  issuable  in 
which  the  priucipal  of  the  Eour  per  Centum  Bonds  is  redeemable,  or  the 
interest  payable,  except  the  gold  coin  of  the  United  States  of  the  Standard 
value  fixed  by  the  laws  in  force  on  the  14th  of  July,  1870,  when  the 
bouds  were  authorised.  The  Government  exacts  in  exchange  for  these 
bonds  payment  at  their  face  in  such  gold  coin  and  it  is  not  to  be  anti- 
cipated  that  any  future  legislation  of  Congress,  or  any  action  of  auy  de- 
partment  of  the  Government,  would  sanction  or  tolerate  the  redemption 
of  the  principal  of  these  bonds,  or  the  payment  of  the  interest  thereon, 
in  coin  of  less  value  than  the  coins  authorised  by  law  at  the  time  of  the 
issue  of  the  bonds,  being  the  coin  exacted  by  the  Govei-nment  in  exchange 
for  the  same."  —  Hinzugefugt  ist  ("The  Letter  was  submitted  to  the  Ga- 
bi n  et  before  it  was  seut.") 
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Es  ist  hiernach  Alles  geschehen,  heisst  es  weitei",  um  das  Publikum 
sicher  zu  machen,  es  werde  stets  in  Gold  gezahlt  werden,  und  es  sei 
nicht  zu  verlangen,  dass  es  genau  den  Wortlaut  der  amerikanischen  Ge- 
setze kenne,  uiid  gleichwohl  auf  eine  Aenderung  gefasst  sei.  Unter  Zu- 
ziehung zweier  Autoritäten  W.  A.  Kichardson :  Practical  Information  con- 
cerning  the  public  debt  of  the  U.  St.  und  H.  R.  Lindcrmann :  Money  and 
Legal  Tender  in  the  XJ.  St.  Trübner  1878.  schliesst  aber  der  Economist, 
dass  den  Gesetzen  nach  das  Vorgehen  der  V.  St.  in  der  Silbcrbill  nicht 
anzufechten  ist,  so  sehr  es  auch  dem  natürlichen  Gerechtigkeitssinn  ins 
Gesicht  sclilage. 

In  diesem  Sinne  spricht  sich  auch  der  Präsident  Hayes  aus  in  der 
Motiviruug  des  Vetos,  nach  The  Nation  vom  7.  März  1878: 

"In  view  of  these  facts  it  will  justly  be  regarded  as  a  grave  breacli 
of  the  public  faith  to  undertake  to  pay  those  bonds,  principal  or  interest, 
in  silver  coin  worth  in  the  market  less  than  the  coin  received  for  them." 

"The  silver  doUar  should  be  made  a  legal  tender  only  at  its  market 
valuc.  The  Standard  of  valuo  should  not  be  changed  without  the  consent 
of  both  parties  of  the  contract.  National  promises  should  be  kept  with 
unflinchiug  fidelity."  Der  Präsident  schliesst  mit  der  Erklärung,  dass  er 
nicht  ein  Gesetz  sanktionireu  kann,  welches  "authorizes  the  violation  of 
sacred  obligations" ;  and  that  a  false  currency  "will  in  the  end  defraud 
not  only  creditors,  but  all  who  are  engaged  in  legitimate  business,  and 
none  more  surely  than  those  who  are  dependeut  ou  their  daily  labor  for 
their  daily  bread." 

Gleichwohl  ist  aber  das  Veto  überstimmt  und  die  angeführte  Bill  am 
28.  Februar  1878  Ges^etz  geworden. 

Was  die  Folgen  desselben  betrifft,  so  dürfen,  nach  unserem  Refe- 
renten, diese  nicht  überschätzt  werden.  Es  handelt  sich  allerdings  um 
bedeutende  Summen.  Die  Anleihen  vor  1873  beliefeu  sich  auf  1,143,493,400 
Dollars,  die  nach  dem  Gesetz  vom  Febr.  1873  ausgegebenen,  die  stets 
mit  Gold  bezahlt  wurden,  auf  583,440,350  Dollars,  bei  welchem  Betrage 
es  schon  in  das  Gewicht  fällt,  ob  in  entwerthetem  Metall  oder  in  voll- 
gültigem gezahlt  wird.  Man  muss  aber  beachten,  dass  nicht  mehr  als 
48  Mill.  Silberdollar  im  Jahre  geprägt  werden  dürfen,  und  dass  der  Prä- 
sident es  in  der  Hand  hat  die  Summe  auf  die  Hälfte  zu  beschränken. 

Bis  jetzt  besteht  noch  das  Gesetz,  nach  welchem  vom  1.  Januar  1879 
die  Baarzahlung  wieder  aufgenommen  werden  muss.  Deshalb  wird  eine 
grosse  Summe  von  überschüssigen  Greenbacks  eingezogen.  Es  zirkuliren 
gegenwärtig  circa  350  Mill.  Dollar  in  Greenbacks.  Es  vergehen  deshalb 
mindestens  sieben  Jahre,  bevor  diese  ganz  verdrängt  sind.  Sie  stehen 
gegenwärtig  99  ^j^^ ,  so  lange  nicht  mehr  Silber  emittirt  als  an  Greenbacks 
zurückgezogen  wird,  werden  die  Silberdollars  denselben  Cours  haben.  Man 
hat  es  also  in  der  Hand  noch  eine  lange  Zeit  den  Zustand  zu  erhalten 
wie  er  ist.  In  dieser  Zeit  wird  die  jetzige  Aufregung  sich  legen  und  der 
Entschluss  des  amerikanischen  Volkes,  die  Schulden  in  „cheap  money"  zu 
tilgen,  kann  wieder  aufgegeben  werden.  Natürlich  sind  es  mehr  die  Privat- 
wie  die  Staatsschulden,  welche  zu  dem  ganzen  Vorgehen  Veranlassung  ge- 
geben haben ,    und  die  bisher  auf  kein  bestimmtes  Metall  lautenden  wer- 
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den  zum  grossen  Theile  in  nicht  zu  langer  Zeit  getilgt  sein.  —  Es  kommt 
hinzu,  dass  durch  die  Silberausprägung  in  den  V.  St.  dieses  Metall  sicher 
im  "NVerthe  steigen  wird.  Im  Economist  vom  2.  Febr.  1878  S.  121  findet 
sich  folgende  Zusammenstellung,   die  das  Verhältniss   übersichtlich  zeigt: 


Jahr 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 


Preis  per  Unze 

brit.  Stand. 

d. 

60V2 
60V16 

60V2 

60V16 

59V4 

56V8 
52V4 


Werth  eines  Silber- 
dollars V.  412 '/2  Grains 
u.  371V4  ^'■-  '"^in-  S- 
103,63 
102,67 
102,57 
102,47 
102,67 
102,57 
102,25 
100,46 
98,86 
96,43 
89,22 


Werthverhältniss 
von  Gold  zu 
Silber 
1  :  15,42 
1  :  15,57 
1  :  15,58 
1  :  15,60 
1  :  15,57 
1  :  15,58 
1  :  15,63 
1  :  15,91 
1  :  16,17 
1  :  16,58 
1   :   17,87 


Der  Preis  der  Unze  Silber  war  nun  nach  dem  Economist  vom  5.  Jan.  1878 
und  den  folgenden  im  Jahre  1877  im  Durchschnitt  54^^/jg  d.,  der  höch- 
ste war  58^/^,  der  niedrigste  53'/^.  In  diesem  Jahre  belief  er  sich  am 
2.  Jan,  auf  53^/4  d.,  am  2.  Eebr.  53^/^,  am  2.  März  55  d.,  am  9.  März 
54^/4.  Es  ist  auffallend,  dass  nach  der  Annahme  der  Bill  keine  Steige- 
rung sondern  sogar  ein  Sinken  eingetreten  ist.  Es  möchte  dies  darauf 
zurückzuführen  sein,  dass  man  schon  seit  einiger  Zeit  auf  die  Annahme 
gerechnet  hatte,  so  dass  der  Beschluss  selbst  keine  besondere  Wirkung 
mehr  hervorbringen  konnte.  Andererseits  nimmt  man  wohl  an,  dass  die 
Wirkung  nicht  sofort  eintreten  kann.  Die  Erscheinung  lässt  keinen  Schluss 
für  die  Zukunft  zu.  —  Jede  Werthsteigerung  des  Silbers  vermindert  aber 
natürlich  den  Schaden  des  Gesetzes  für  die  Gläubiger  und  den  Vortheil 
für  den  Staat.  Ein  Preis  von  59  d.  pro  Unze  entspricht  dem  Werthver- 
hältniss des  Silberdollars  von    1  :  15,988. 

Es  ist  ferner  zu  beachten,  dass  die  Regierung  so  lange  sie  über  Gold 
verfügt  auch  in  Gold  zahlen  wird,  was  noch  circa  ein  Jahr  der  Fall  sein 
wird.  Dann  aber  bleibt  noch  die  Entscheidung  des  Supreme  Court  abzu- 
warten. Au  dieses  höchste  Gericht  werden  sich  die  grossen  Geldmänner, 
wie  sie  bereits  erklärt  haben,  wenden,  um  zu  ihrem  Eechte  zu  gelangen, 
und  es  wird  in  Amerika  vielfach  angenommen,  dass  dieses  im  Sinne  des 
Präsidenten  entscheiden  wird.  Fehlte  doch  seiner  Zeit  nur  wenig,  dass 
es  gegen  die  Papiergeldausgabe  auftrat,  was  bekanntlich  nur  durch  beson- 
dere Maassregeln  verhindert  wurde. 

Eine  grosse  Gefahr  schwebt  allerdings  noch  über  dem  Lande,  da  eine 
nicht  unbedeutende  Partei  auch  anstrebt  die  Wiederaufnahme  der  Baar- 
zahlung  zu  verhindern,  doch  ist  anzunehmen,  dass  diese  Gefahr  glücklich 
abgewendet  werden  wird.  Wir  werden  an  der  Hand  der  amerikanischen 
Presse  die  weitere  Entwicklung  jener  interessanten  Verhältnisse  verfolgen. 
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V. 
Die  Preisentwicklung  in  Frankreicli  in  den  letzten  50  Jahren  nach 
A.  de  Foville:  „Les  variations  des  prix  eii  France  depuis  uu  demi 
siecle."     „L'ecouomiste  fran^ais."     30.  Mai   1874.  —  29.  Sept.   1877. 

(Fortsetzung  von  S.  179.) 

3.     Einige  andere  Rohstoffe  und  Industrieprodukte, 

Eines  der  wichtigsten  KohstofFe  und  gleichzeitig  das  bedeutsamste 
Hilfsmittel  der  Produktion,  Voraussetzung  und  Bedingung  jeder  blühenden 
Grossiudustrie  ist  für  die  Neuzeit  entschieden  die  Steinkohle ,  die  wie 
Foville  begeistert  ausruft,  „für  die  Länder,  wo  sie  im  Ueberfluss  vor- 
handen ist,  einen  grösseren  Eeichthum  erzeugt,  als  Gold-  und  Silber- 
minen, so  ertragreich  man  sie  sich  auch  vorstellen  mag",  —  die  den 
„wahren  Stein  der  "Weisen"  repräsentirt,  „das  Gold,  das  die  Alchimisten 
des  Mittelalters  in  ihren  »Schmelztiegeln  suchten,  und  das  zu  ihren  Füssen 
lag."  Kein  Wunder  also,  wenn,  bei  der  grossartigen  Bedeutung  der  Stein- 
kohlen für  das  Wohl  des  Landes,  die  wirthschaftliche  Statistik  aller  Kul- 
turländer das  lebendigste  Interesse  an  den  Variationen  der  Produktion, 
des  Konsums  und  der  Preise  der  Steinkohlen  nimmt  und  überall  mit 
der  grössten  Sorgfalt  Erhebungen  darüber  anstellt. 

Foville  entlehnt  daher  seine  Zahlen  der  offiziellen  Statistik  Frank- 
reichs, und  der  kurze  Auszug,  den  wir  daraus  mittheilen,  darf  deshalb 
wohl  Beachtung  verdienen. 


Durchschn 

ttspreis 

Produktion 

Konsumtion 

einer  Tonne   am 

1000  Tonnen 

1000  Tonnen 

Produktionsorte 

1787—89 

227 

431.7 

— 

1802 

844.2 

935.2 

— 

1815 

881.6 

1,112.2 

11.20 

Fr. 

1820 

1,093.7 

1,348.1 

10.50 

1830 

1,862.7 

2,493.9 

9.75 

1840 

3,003.4 

4,256.7 

10 

1847—50 

4,409.1 

6,843.7 

9.44 

1851—60 

6,877 

11,551 

11.20 

1861—70 

11,821 

18,447 

11.68 

1871 

13,258.9 

18,879.2 

12.40 

1872 

15,802.5 

22,935.1 

13.60 

1873 

17,000 

24,000 

16.40 

s:xx. 
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"Welch  ein  gewaltiger  Aufschwung  in  der  Erzeugung  und  dem  "Verbrauch 
dieses  wichtigen  Minerals,  ein  Aufschwung  so  gross  wie  er  sich  sonst 
wohl  bei  keinem  anderen  Artikel  findet.  Seit  1815  hat  sich  die  Pro- 
duktion yon  Kohlen  in  Frankreich  durchschnittlich  alle  14  Jahre  ver- 
doppelt, der  Konsum  dagegen  schon  alle  12  Jahre,  erstere  ist  im  Ver- 
lauf von  54  Jahren  gewachsen  im  Verhältniss  von  1  :  15  letzterer  wie 
1  :  19  und  dennoch  zeigen  die  Preise  bis  zum  Jahre  1870  eine  auffallende 
Gleichmässigkeit  und  erst  in  den  letzten  drei  Jahren  findet  eine  rapide 
und  sehr  erhebliche  Steigerung  statt,  die  aber  vfiß  ^J^  Neuzeit  gelehrt 
hat,  zum  Glück  nicht  von  langer  Dauer  gewesen  ist,  und  ebenso  wie  in 
England,  Deutschland  und  Amerika  verursacht  war  durch  den  plötzlichen, 
übertriebenen  Aufschwung  der  Industrie  und  die  damit  zusammenhängende 
ebenso  gewaltsam  vermehrte  Nachfrage  nach  Steinkohlen,  nicht  etwa  durch 
eine  Erschwerung  der  Produktion  oder  eine  Verminderung  des  allgemeinen 
Angebotes. 

Eine  ähnliche  Bedeutung  wie  die  Kohle  hat  für  die  heutige  Ent- 
wicklung unserer  Industrie  das  Eisen,  das  man  in  der  Neuzeit  oft  das 
Brod  aller  Industrie  genannt  hat,  das,  wie  Foville  meint,  weit  mehr  als 
Gold  und  Silber  den  Namen  eines  Edelmetalles  verdiente.  Der  Auf- 
schwung den  seine  Produktion  in  Eraukreich  genommen  ,  ist  zwar  nicht 
so  bedeutend  wie  bei  den  Steinkohlen  aber  doch  immerhin  nach  diesen 
vielleicht  der  grösste  von  allen  Produkten  des  Bodens.  Der  Verf.  unter- 
scheidet dabei  1)  Erze  (minerais) ,  2)  rohes  Gusseisen  (fönte) ,  3)  Fabrikat- 
eisen  (fer  pur,  fer  proprement  dit.),  4)  Stahl  (acier).  Die  Angaben,  die 
er  für  die  beiden  ersten  Kategorien  macht,  sind  zu  wenig  vollständig, 
als  dass  es  sich  lohnte  sie  hier  wiederzugeben,  wir  bringen  also  nur  we- 
nige Zahlen  über  die  Erzeugung  und  die  Preise  der  beiden  letzteren. 
Frankreich  produzirte  an  Eisen  der  dritten  Kategorie: 

1789        50,000  Tonnen 

1810       70,000 

1819        75,000         „ 

1835      200,000         „ 

1843      300,000         „ 

1853      450,000         „ 

1863     770,000 

1869      900,000         „ 

1873      819,000 

Die  Steigerung  der  Eisenerzeugung  ist  also  mindestens  auf  das  1  Ofache 
in  den  letzten  50  Jahren  anzunehmen,  dagegen  sind  die  Preise  nicht 
unwesentlich  zum  Theil  um  50  ^Iq  gefallen,  wie  die  folgende  Zusammen- 
stellung zeigt: 

Es  kostete   1  Tonne  beim  Export 


Stabeisen 

Schienen 

Draht 

Blech 

1826 

250  Fr. 

— 

1000   Fr. 

1000   Fr 

1847 

250    „ 

250  Fr. 

1000     „ 

1000     „ 

1856 

360     „ 

330    „ 

1650     „ 

1150     „ 

1866 

200    „ 

180    „ 

550     „ 

600     „ 
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Stabeisen  Scliieneu  Draht  Blecli 

1870  200  Fr.  190  Fr,  550  Fr.  550  Fr. 

1871  210     „  190     „  600     „  450     „ 

1872  280     „  240     „  680     „  500     „ 

1873  —  250     „  700     „  500     „ 

Zeigte  sonach  die  Produktion  von  Eisen  im  eigentlichen  Sinne  eine 
geringere  Progression  als  die  der  Steinkohlen ,  so  überflügelt  dagegen  die 
Gewinnung  von  Stahl  die  letzteren  um  ein  ganz  Bedeutendes,  namentlich 
durch  die  Verbesserung  in  der  Fabrikation,  die  seit  der  Einfülirung  des 
Bessemer  Stahls  Platz  gegriffen  hat.  —  Die  folgende  Zusammenstellung 
giebt  uns  über  die  Produktion  und  den  Durchschnittspreis  einigen  Auf- 
schluss: 

Produktion  Mittelpreis 

1000  Tonnen      einer  Tonne  Stahl 

1826  5                            — 

1836  5.3  804  Fr. 

1847  12.7  845     „ 

1855—60  23.8  742     „ 

1861—65  41.4  582     „ 

1866—70  94.5  463     „ 

1871—72  138.7  412    „ 

1873  198.4                   — 

Frankreich  verfertigte  also  im  Jahre  1873  beinahe  40  mal  so  viel 
Stahl  als  in  den  20er  Jahren  und  im  Durchschnitt  der  beiden  Jahre 
1871  —  72  beinahe  30  mal  so  viel  als  vor  50  Jahren,  und  da  dieser  gross- 
artige Aufschwung  fast  ausschliesslich  auf  einer  Erleichterung  der  Pro- 
duktion beruht,  so  ist  es  wohl  nicht  zu  verwundern,  wenn  die  Preise 
eine  rückgängige  Bewegung  durchmachen  und  fast  um  50  ^j ^  billiger  er- 
scheinen als  sie  es  vor  einem  halben  Jahrhundert  gewesen  sind. 

Nach  diesen  beiden  soeben  besprochenen  Hauptgrundlageu  aller  mo- 
dernen Kulturentwicklung  nennt  der  Verfasser  als  dritten  Gegenstand  das 
Holz,  nach  den  beiden  Zukunftswaareu,  die  „Waare  der  Vergangenheit", 
die  obwohl  immer  dringlicher  begehrt,  doch  bereits  so  selten  geworden 
ist,  namentlich  in  Frankreich,  dass  fast  ein  Luxus- Artikel  zu  werden 
droht,  was  früher  die  wohlfeilste  Frucht  aus  dem  Eeiche  der  Vegetation 
gewesen  ist. 

Die  Schätzungen ,  die  über  den  Waldbestand  Frankreichs  in  früheren 
Zeiten  existiren,  sind  aber  so  unsicher,  zum  Theil  sich  gegenseitig  so 
sehr  widersprechend,  dass  wir  sie  hier  übergehen  dürfen;  es  genüge  an- 
zuführen, dass  die  offizielle  Schätzung  des  jährlichen  Holzertrages  der  For- 
sten 1804  38,717,000  Steren  (=  1/2  Klafter)  angab,  1835  nur  32,150,000 
und  1862  circa  35  Millionen.  Frankreich  ist  daher  schon  seit  langer  Zeit 
gezwungen,  wie  die  meisten  Kulturländer,  einen  grossen  Theil  seines 
Holzbedarfes  namentlich  an  dem  werthvolleren  Bau-  und  Nutzholze  aus 
dem  Auslande  zu  beziehen.  Ein  ungefähres  Bild  über  die  allmählige  Zu- 
nahme dieses  Verbrauches  werden  die  folgenden  Zahlen  über  den  Werth 
der  Ein-  und  Ausfuhr  geben  können. 

17* 
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Werth  der  jährlichen 
Einfuhr  Ausfuhr         Mehr-Einfuhr 

in  Millionen  Francs. 


1827—36 

23.2 

2.7 

20.5 

1837—46 

39.2 

4.2 

35 

1847—56 

57.2 

6.3 

50.9 

1857—66 

125.3 

25.1 

100.2 

1867—70 

173.1 

34.5 

138.6 

1871—74 

135.2 

36.0 

99.2 

Frankreich  muss  also  jetzt  im  Vergleich  mit  den  20er  Jahren  das 
6 —  6fache  des  Geldbetrages  für  seineu  Holzbedarf  in  das  Ausland  senden  ; 
aber  damit  ist  natürlich  nicht  gesagt,  dass  der  Verbrauch  auch  in  glei- 
chem Verhältniss  gestiegen  sei ,  weil  ja  in  jenen  Zahlen  auch  die  Preis- 
veränderungen  mit  zum  Ausdruck  gelangen  und  nicht  wenig  jene  Zahlen 
in  die  Höhe  treiben. 

Das  Brennholz  hat  freilich  wenigstens  in  Paris,  wie  die  folgenden 
Zahlen  zeigen,  keine  allzu  grosse  Vertheueruug  erfahren,  wohl  aber  das 
Bau-  und  Nutzholz.  Es  kosteten  nämlich  10  Steren  (=  5  Klafter)  Brenn- 
holz im  Durchschnitt 


in  den  Hosp 

itälern 

im  Ministerium 

von  Par 

s 

der  Finanzen 

1806—10 

185.60  Fr. 

— 

1811—20 

167.0 

}} 

— 

1821—30 

171.45 

t) 

— 

1831—40 

174.10 

t> 

— 

1841—50 

172.99 

}> 

— 

1851—60 

169.12 

}) 

160.15  Fr. 

1861—70 

189.75 

» 

186.46    „ 

1871—72 

216.13 

M 

244.30    „ 

1873 

206.0 

ti 

178.70    „ 

1874 

— 

173.30    „ 

Der  Preis  ist  also  in  den  letzten  50  Jahren  sonderbarer  Weise  nur 
um  20  — 25<'/q  in  die  Höhe  gegangen,  trotz  der  gewaltigen  Ausdehnung 
von  Paris  und  dem  damit  nothwendig  verbundenen  Wachsen  der  Zahl  der 
Nachfragenden,  sodass  man  einige  Zweifel  gegen  die  Richtigkeit  und  Ver- 
gleichbarkeit jener  Zahlen  kaum  unterdrücken  kann,  ob  nicht  jene  Preise 
in  früherer  Zeit  gutes  hartes  Holz,  in  der  Neuzeit  aber  vielleicht  nur 
weiches  Holz  oder  gar  Holzabfälle  zum  Anheizen  etc.  repräsentiren.  Frei- 
lich die  stetige  Zunahme  des  Kohlenverbrauchs  hat  den  Bedarf  der  Ein- 
zelnen an  Holz  sehr  wesentlich  herabgedrückt  (nach  den  Schätzungen 
Foville's  etwa  auf  die  Hälfte)  und  die  Verbilligung  der  Kohlen  hat  der 
übermässigen  Vertheuerung    des   übrigen  Brennmaterials    entgegengewirkt. 

Dagegen  ist  das  Bau-  und  Nutzholz  sehr  bedeutend  in  die  Höhe  ge- 
gangen, einzelne  Sorten  um  300 — 400  ^j^,  andere  aber  wieder  in  gerin- 
gerer Proportion,  so  dass  man  mit  unserem  Autor  die  durchschnittliche 
Vertheuerung  wohl  auf  150  ^j^  schätzen  darf.  Die  Verbesserung  der 
Transportmittel  und  der  vielfache  Ersatz  des  Holzes  namentlich  durch 
das  Eisen  haben  wohl  eine  noch  grössere  Vertheuerung  verhindert. 
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Es  würde  uns  zu  weit  führen,  wollten  wir  ebenso  ausführlich  wie 
diese  3  hauptsächlichsten  Kohstoffe  der  Produktion  auch  noch  die  übrigen 
vom  Verfasser  einzeln  in  ihrer  Preisbewegung  und  ihren  Produktiousbc- 
diugungen  durchgenommenen  Gegenstände,  wie  Glas,  Papier,  Puh-er  und 
Taback,  —  einer  Besprechung  unterziehen.  Nur  für  den  letzteren  Ar- 
tikel, der  ja  heutzutage  in  den  meisten  Kulturländern  Europa's  fast  zu 
einem  nothwendigen  Genussmittel  geworden  ist,  möchten  wir  für  Frank- 
reich einige  Zahlen  über  den  Verbrauch  mit  anfügen,  die  wohl  wegen 
der  Kontrolle,  die  durch  das  Monopol  des  Staates  uothwendig  und  mög- 
lich wird,  Anspruch  auf  Glaubwürdigkeit  haben. 

Konsum  auf  je   100  Individuen. 

zu  Paris  Ausserhalb  Paris 


Jälirllcher 

Jährliche 

Jährliclior 

Jährliche 

Verbrauch 

Ausgabe 

Verbr 

auch 

Ausgabe 

1816 

— 

— 

32.5  Kil. 

180  Fr. 

1826 

— 

— 

33.5 

)f 

210    „ 

1831 

99.7  Kil. 

736  Fr. 

34.0 

}} 

200    „ 

1846 

115.7    „ 

1,245    „ 

52.5 

>) 

325    „ 

1856 

160.0    „ 

1,542    „ 

70.1 

>} 

447    „ 

1866 

162.7    „ 

1,848    „ 

79.4 

1} 

630    „ 

1872 

157.3    „ 

2,028    „ 

73.7 

M 

731    „ 

1873 

157.1    „ 

2,111     „ 

75.0 

>> 

800     „ 

Es  hat  sich  also  der  durchschnittliche  Verbrauch  für  Paris  um  60  ^/^ 
vermehrt  und  die  entsprechende  Ausgabe  sich  seit  1830  beinahe  verdrei- 
facht, im  übrigen  Frankreich  stieg  der  Konsum  sogar  auf  das  Doppelte 
und  die  Ausgaben  haben  sich  vervierfacht.  Die  Zunahme  der  Preise,  das 
Monopol  des  Staates ,  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Eaucher  sowie  des 
Verbrauchs  jedes  Einzelnen  haben  zusammen  dazu  beigetragen  diese  Stei- 
gerung zu  bewirken. 

4.     Preis  des  Grund  und  Bodens,  Pacht  und  Miethe. 

Es  ist  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  für  die  Preisstatistik,  die  Ent- 
wicklung der  Preise  des  Grund  und  Bodens  zu  geben,  einmal  weil  die 
Qualität  des  Bodens  eine  sehr  verschiedene  ist,  und  der  Preis  nach  dieser 
Qualität  und  der  Gunst  der  Lage  sehr  bedeutend,  variirt,  sodann  weil 
eben  desswegen  nirgends ,  wie  bei  jeder  anderen  "Waare,  ein  allgemeiner 
Marktpreis  dafür  existirt,  sondern  nur  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  im 
Stillen  das  Geschäft  geschlossen  wird ,  und  viele  persönliche  Rücksichten 
von  Seiten  der  beiden  Kontrahenten  den  Preis  beeinflussen. 

Trotzdem  Hesse  sich  aus  den  Hypothekenbüchern,  oder  für  Frank- 
reich aus  dem  enregistrement  die  Entwicklung  der  Kaufpreise  wenigstens 
annähernd  feststellen,  und  man  hatte  auch  im  dortigen  Finanzministerium 
die  Absicht,  eine  detaillirte  Statistik  der  Preise  des  Grund  und  Bodens 
herauszugeben  und  hatte  zu  dem  Zwecke  sich  bereits  von  den  Direktionen 
sämmtlicher  enregistrements  die  betreffenden  Zusammenstellungen  ein- 
schicken lassen,  aber  leider  ist  all  das  schöne  Material  noch  vor  seiner 
Publikation  in  den  Zeiten  der  Kommune  1871  mit  ein  Raub  der  Flam- 
men geworden. 
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Foville  benutzt  daher  als  allein  amtliches  Material  die  Ergebnisse 
der  enquete  agricole  von  1852  und  1862  und  für  frühere  Zeiten  die  ziem- 
lich vagen  Schützungen  von  Lavoisier  für  1790  und  von  Lavergne  für 
1815,  für  das  Jahr  1874  schätzt  er,  der  bevorstehenden  enquete  vorgrei- 
fend,  selbst.     So  findet  er  folgende  Steigerung  pro  Hektare : 

1789  500  Fr. 

1815  700    „ 

1851  1,290    „ 

1862  1,850    „ 

1874  2,000    „ 

Es  hätte  sich  also  danach  der  Durchschnittspreis  einer  Hektare  Land 
seit  85  Jahren  vervierfacht,  seit  60  Jahren  verdreifacht,  seit  40  Jahren 
etwa  verdoppelt. 

Aber  man  wird  diesen  Schlüssen  nur  eine  sehr  untergeordnete  Be- 
deutung beilegen  können ;  denn  einmal  beruhen  all  die  Zahlen  viel  zu  sehr 
auf  anfechtbaren  Schätzungen ,  sodann  was  hilft  uns  eine  allgemeine  Schä- 
tzung, eine  allgemeine  Durchschnittszahl  für  ganz  Frankreich,  wo  die 
Preise  in  den  verschiedenen  Distrikten  so  durchaus  verschieden  sind,  wo, 
wie  Foville  selbst  anführt,  1  Quadratmeter  im  Centrum  von  Paris  oft 
theurer  bezahlt  wird,  als  50,000  Quadratmeter  Gebirgs-  oder  Haideland, 
wo  selbst  -  in  der  Ebene  von  2  gleich  grossen  Parzellen  die  eine  wohl 
100  mal  so  viel  kostet  als  die  andere?  Kann  da  nicht  die  ganze  grosse 
Durchschnittsvertheuerung  auf  Rechnung  der  grossen  Städte  und  ihrer 
Umgebung  zu  setzen  sein ,  oder  kann  nicht  allein  durch  ein  allmähliges 
Urbarmachen  und  Kultiviren  früher  unbebauten  Bodens  die  Durchschnitts- 
ziffer für  den  "Werth  einer  Hektare  Grund  und  Bodens  sehr  bedeutend 
alterirt  werden ,  weil  dadurch  als  Werthgrösse  mit  in  die  Berechnung  ein- 
tritt, was  früher  fast  werthlos  war?  Solche  positive  Zahlen,  die  stets 
einen  Schein  von  Genauigkeit  für  sich  haben,  können  also  den  Leser  weit 
eher  irre  führen ,  als  ihm  ein  klares  Bild  der  thatsächlichen  Entwicklung 
geben,  doch  erhalten  die  vorliegenden  Zahlen  etwas  mehr  Anspruch  auf 
Glaubwürdigkeit,  weil  der  Verfasser  behauptet  durch  gründliche  Nachfor- 
schungen in  verschiedenen  Theilen  des  Landes  das  obige  Verhältniss  der 
Preiserhöhung  bestätigt  gefunden  zu  haben. 

Für  den  Pachtpreis  der  landwirthschaftlich  benutzten  Grundstücke 
bringt  unser  Autor  keine  bestimmten  Zahlen,  glaubt  aber  auf  Grund  der 
Ergebnisse  der  statistique  agricole  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  Pacht 
im  Durchschnitt  nicht  mehr  als   3  ^1^   vom  Grundwerthe  beträgt. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit   der  Miethe   der   bebauten  Grund- 
stücke und  zwar  mit  vollem  Recht,  weil  die  Grundlagen  der  Preisbestim-  £ 
mung  ganz  andere  sind  hier  als  dort.                                                                                 '^ 

Kauf-  und  Pachtpreis  eines  Ackerstückes  bemessen  sich  fast  aus- 
schliesslich nach  dem  Reinertrage,  den  es  dem  Bebauer  unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  durchschnittlich  einzubringen  vermag,  es  wii'd  also 
ein  Angebot  stets  Nachfrage  erzeugen,  weil  sich  jederzeit  Leute  finden, 
die  Willens  sind  es  für  die  Aussicht  auf  einen  ortsüblichen  Unternehmer- 
gewinn zu  bebauen,  und  dem  Eigenthüraer  einen  bestimmten  Zins  zu  ent- 
richten; aber  es  wird  auch  Niemand  geneigt  sein,    dem  Verpächter  mehr 
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ZU  zahlen  uud  auf  eiuen  outsprecheudcn  Gcwiun  zu  verzichten,  da  er  ja 
jederzeit  in  anderen  Produktionszweigen  sich  diesen  Gewinn  erwerben 
kann.  Wesentlich  anders  ist  es  bei  der  Preisbestimmung  der  Wohnungen. 
Der  Industrielle,  der  Kaufmann,  der  Beamte,  der  Advokat,  der  Arzt  etc. 
ist  nicht  selten  gezwungen,  koste  sie,  was  sie  wolle,  an  einem  bestimm- 
ten Orte,  wohl  gar  in  einer  bestimmten  Gegend  der  Stadt  sich  eine  Woh- 
nung zu  suchen.  Die  Nachfrage  nach  Wohnungen  passt  sich  also  nicht 
ohne  Weiteres  dem  Angebote  an,  und  die  Zahl  der  Häuser  in  einer  Stadt 
bestimmt  nicht  die  Zahl  ihrer  Bewohner,  sondern  umgekehrt,  die  Bevöl- 
kerung variirt  ganz  unabhängig  davon  uud  wo  die  Volkszahl  zunimmt, 
da  beginnt  man  Wohnhäuser  zu  bauen ,  sobald  eine  Steigerung  der  Mie- 
then  dazu  den  Austoss  giebt.  So  kommt  es  vielfach,  dass  die  Hausbe- 
sitzer 15 — 20  ^Iq  Zinsen  von  ihren  Kapitalien  ziehen,  während  andrerseits 
wieder  in  Gegenden  oder  Stadttheilen ,  wo  eine  Entvölkerung  stattfindet, 
viele  Häuser  nicht  den  lOOsten  Theil  von  dem  eintragen,  was  ihre  Er- 
bauung gekostet  hat. 

Aehnlich  meint  Foville  ist  es  jetzt  auch  in  Frankreich,  In  den  klei- 
nen Landstädten,  deren  Bevölkerung  wenig  oder  gar  nicht  zunimmt,  ha- 
ben sich  die  Preise  der  Miethen  seit  lauger  Zeit  auf  gleicher  Höhe  erhal- 
ten, oder  zeigen  sogar  die  Tendenz  zu  sinken,  während  in  den  grossen 
Städten,  den  Mittel-  und  Sammelpunkten  alles  geistigen  und  industriellen 
Lebens,  Dank  ihrer  plötzlichen  und  rapiden  Bevölkerungszunahme,  die 
Miethen  sich  um  100  ^j^  durchschnittlich  vertheuert  haben.  So  ist  es 
namentlich  mit  Sicherheit  in  Paris  anzunehmen. 

Aber,  wie  die  Verdoppelung  der  Ausgaben  für  die  Ernährung  sich 
zur  Hälfte  aus  einer  reichlicheren  und  besseren  Ernährung,  aus  einem 
Mehrkonsum,  erklären  Hess,  so  ist  es  auch  mit  dem  Aufwand  für  die  Woh- 
nung; denn  die  Wohnungen  von  heute  sind  grundverschieden  von  denen 
vor  einem  halben  Jahrhundert.  An  die  Stelle  der  einfach  schlichten  Wohn- 
häuser früherer  Tage  sind  z.  Th.  grossartige  Paläste  getreten,  mit  pracht- 
voller Aussenseite,  aber  vielfach  ohne  die  entsprechende  Bequemlichkeit 
im  Inneren.  Wo  noch  ab  und  zu  die  alten  Wohnräume  unverändert  er- 
halten sind,  hat  sich  auch  der  Miethzins  um  höchstens  50  ^/q   gesteigert. 

Im  Allgemeinen  schätzte  man  für  Paris  die  durchschnittliche  Ausgabe 
für  Wohnung  im  Jahre  1817  auf  90  Franken  pro  Kopf,  1829  auf  110 
und  während  der  Jahre  1860  —  70  auf  mehr  als  200  Franken,  seit  dem 
letzten  Kriege  und  der  Belagerung  der  Stadt  sind  aber  die  Miethen  wie- 
der um  etwa  15 —  20  ^/^  herabgegangen. 

5.     Der  Preis  der  menschlichen  Arbeit. 

Nachdem  Foville  in  den  bisher  besprochenen  Aufsätzen  die  Preisent- 
wicklung der  hauptsächlichsten  Bedürfnisse  der  Nahrung,  Kleidung  und 
Wohnung  klar  gelegt  hat,  kommt  er  in  einer  Reihe  sehr  gründlicher  Ar- 
tikel auf  den  Preis  der  menschlichen  Arbeit  zu  sprechen,  die  für  die  Be- 
schaffung der  Befriedigungsmittel  all  dieser  Bedürfnisse  zu  sorgen  hat. 
Er  beginnt  mit  der  untersten  Stufe  der  menschlichen  Arbeit,  mit  der  ein- 
fachen Handarbeit  des  Tagelöhners  auf  dem  Lande. 

Aber  er  scheidet  sehr  richtig  zwischen  einem  „absoluten"  und  einem 
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„rolatiyeu"  Lohne.  Dcuu  aus  der  einfachen  Thatsache,  dass  sich  der  Geld- 
lohn des  Handarbeiters  seit  einer  bestimmten  lleihe  von  Jahren  verdrei- 
facht oder  verdoppelt  hat,  lässt  sich  noch  durchaus  kein  Schluss  auf  das 
grössere  oder  geringere  Wohlbefinden  der  Arbeiter  ziehen,  mau  muss  auch 
wissen,  in  welchem  Verhältniss  sich  diesen  Einnahmen  gegenüber  die  Aus- 
gaben vermehrt  haben,  und  wenn  die  Preise  für  den  Lebensunterhalt  in 
stärkerer  Progression  gestiegen  sind,  als  die  Löhne,  so  hat  sich  die  Noth 
der  arbeitenden  Klassen  trotz  der  erhöhten  Geldlöhne  vermehrt. 

Deshalb  geht  unser  Autor  durchaus  richtig  so  vor,  dass  er  sich  zuerst 
genaue  Rechenschaft  giebt  von  der  allmähligeu  Vertheuerung  des  Tage- 
lohues,  und  erst  dann  zu  erforschen  sucht,  welches  die  Wirkung  und  die 
Tragweite  dieser  Lohnsteigerung  gewesen,  wie  weit  sie  aufgehoben  wird 
durch  eine  entsprechende  Vertheuerung  des  Lebensunterhaltes.  Seine  Un- 
tersuchungen greifen  ziemlich  weit  zurück,  und  es  ist  ein  überaus  trau- 
riges, abschreckendes  Bild,  das  er  gestützt  auf  glaubwürdige  Quellen  von 
der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  seit  dem  Beginne  der  Neuzeit  entwirft; 
überall  Hunger  und  Noth,  die  Menschen  selbst  der  allergewöhnlichsten 
Nahrungsmittel  beraubt,  halb  nackt  in  elenden  Hütten  wohnend,  selbst 
noch  zur  Zeit  Ludwigs  XIV,  wo  zu  Versailles  der  Glanz  und  Luxus  der 
königlichen  Hofhaltung  die  Augen  Europas  blendete.  Erst  seit  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  zeigen  sich  Spuren  einer  nachhaltigen  Verbes- 
serung, besonders  seit  Einführung  des  Kartoffelbaues,  und  die  Revolution, 
die  den  Arbeiter  bürgerlich  frei  machte  und  gleichberechtigt  mit  seinen 
früheren  Herrn  unter  den  Schutz  des  Gesetzes  stellte,  schuf  ihnen  für 
die  Dauer  ein  menschenwürdiges  Dasein.  Die  Parzellirung  der  zahlrei- 
chen konfiszirteu  Güter  liess  einen  grossen  Stand  kleiner  Landbesitzer 
entstehen,  die  durch  diesen  Besitz  die  Möglichkeit  erlangten,  die  neu 
gewonnene  bürgerliche  Freiheit  den  besitzenden  Klassen  gegenüber  zu  be- 
haupten und  sich  allmählig  eine  Besserung  ihrer  Lage,  vor  Allem  eine 
Erhöhung  der  Löhne  zu  erwirken.  So  waren  die  Löhne  im  Jahre  1813 
bereits  um   100  Prozent  höher  als  zu  Zeiten  Ludwigs  XIV. 

Der  Verfasser  nimmt  eine  Arbeiterfamilie  von  5  Personen  an,  in 
welcher  der  Vater,  die  Mutter  und  eins  der  Kinder  zu  arbeiten  und  zu 
verdienen  im  Stande  sind.  Dabei  rechnet  er  gleich  der  amtlichen  Stati- 
stik für  ganz  Frankreich  im  Durchschnitt  die  Arbeitsleistung  des  Mannes  |< 
auf  226  Arbeitstage  jährlich,  die  der  Frau  auf  172  und  die  des  Kindes  f. 
auf  129  Tage. 

Mit  Zugrundelegung  dieser  Daten  stellt  er  folgende  Tabelle  über  die 
Aenderung  der  ländlichen  Tagelöhne  auf,  und  glaubt  für  die  annähernde 
Richtigkeit  der  Zahlen  einstehen  zu  können,  da  er  sie  mit  Sorgfalt  auf 
Grund  der  Angaben  zuverlässiger  Schriftsteller  oder  amtlicher  Enqueten 
zusammengestellt  habe 


Tagelohn 

jährliche 

eines 

Einnahme 

Mannes 

einer  Familie 

1788 

0.60  Fr. 

200  Fr. 

1813 

1.05     „ 

400     „ 

1840 

1.30     „ 

500     „ 

Mi  sei;  11  Uli. 

Tagelohn 

jjiliiliclie 

eines 

Eiiinuliinc 

Miuincs 

einer  Familie 

1852 

1.42  Fr. 

550  Fr. 

1862 

1.85     „ 

720     „ 

1872 

2.00     „ 

800     „ 
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Demnach  würde  sich  der  absolute  Lohn  des  Kindlichen  Arbeiters  seit 
1788  vervierfacht,  und  seit  1813  verdoppelt  haben.  Es  fragt  sich  jetzt, 
in  wieweit  dieses  allmälilige  Steigen  des  Geldlohnes  die  Gesammtiago  des 
Arbeiters  verbessert  hat. 

Der  Werth  des  Geldes  ist  ja  den  einzelneu  Uuterhaltsmittcln  gegen- 
über durchaus  kein  konstanter,  und  die  Erhöhung  des  Geldlohnes  ist  nicht 
gleichbedeutend  mit  grösserem  Wohlbefinden  des  Lohnarbeiters,  vielmehr 
muss  man  den  Einnahmen  die  Ausgaben  gegenüberstellen,  die  er  für  die 
nothwendigen  Lebensmittel,  die  ja  für  den  Arbeiter  hauptsächlich  in  Be- 
tracht kommen,  zu  verschiedenen  Zeiten  zu  machen  hat.  Aber  wo  ist 
die  Grenze  des  Nothwendigen?  wo  beginnt  der  Ueberfluss?  —  Die  Be- 
dürfnisse der  Menschen  sind  ja  äusserst  dehnbar,  derselbe  Arbeiter  wird 
in  Zeiten  der  Fülle  und  des  Ueberflusses  sehr  viel  mehr  an  Nahrung  zu 
sich  nehmen,  als  in  Zeiten  der  Theuerung  und  des  Mangels;  aber  eigent- 
liche Noth  wird  erst  eintreten,  sobald  die  Nahrung  so  unzureichend  wird, 
dass  die  Gesundheit  oder  Existenz  des  Körpers  in  Frage  gestellt  wird. 
Was  dieser  untersten  Grenze,  die  keinesfalls  überschritten  werden  darf, 
nahe  liegt,  wird  man  wirthschaftlich  als  „nothwendig"  bezeichnen  müs- 
sen, und  je  mehr  dem  Arbeiter  nach  Deckung  dieses  Nothbedarfes  zu  an- 
derweitigem Konsum  verbleibt,  je  besser  situirt  wird  er  sein.  Von  Ge- 
nauigkeit bei  einer  Schätzung  des  Nothbedarfes  kann  natürlich  keine  Hede 
sein,  will  man  aber  dieses  absolut  nothwendige  Quantum  an  Nährstoffen, 
wie  es  von  Physiologen  und  Statistikern  öfter  geschieht,  einheitlich  in 
Getreide  ausdrücken,  so  wird  man  mit  Foville  3  Hektoliter  Getreide  pro 
Kopf  als  nothwendig  annehmen  müssen.  Das  würde  für  die  oben  ange- 
nommene Familie  von  5  Köpfen  einen  jährlichen  Verbrauch  von  15  Hek- 
toliter ergeben,  den  man  alsdann  nach  den  Normalpreisen  des  betreffen- 
den Zeitabschnittes  mit  den  entsprechenden  Zahlen  für  den  Geldlohn  der 
Arbeiter  zu  vergleichen  hätte. 

Das  ist  in  der  folgenden  Zusammenstellung  geschehen: 


Jährliche  Ein- 

Normalpreis 

Preis  für 

nahme  einer 

eines  Hektoli- 

15 Hektoliter 

Arbeiterfamilie 

ters  Getreide 

Getreide 

1788 

200  Fr. 

16.00  Fr. 

240  Fr. 

1813 

400     „ 

21.00     „ 

315    „ 

1840 

500     „ 

.  20.32    „ 

305    „ 

1852 

550'  „ 

19.45    „ 

292    „ 

1862 

720     „ 

21.08     „ 

316     „ 

1872 

800     „ 

23.74     „ 

356     „ 

Das  Verhältniss  zwischen  der  Einnahme  der  Arbeiterfamilie  und  dem 
Preise  der   15  Hektoliter  Getreide  ist  also: 
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oll 
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1700  wie  1 

.  0,63 

1852  wie  1 

.  1,88 

1788  „  1 

0,83 

1862  „  1 

2,27 

1813   „  1 

:  1,27 

1872  „  1 

2,25, 

1840   „  1 

1,64 

hat  sich  also  fortdauernd  zu  Gunsten  der  Arbeiter  verbessert,  und  wenn 
diese  Zahlen  wirklich  einen  ungefähren  Maassstab  für  das  Wohl  und  Wehe 
der  ländlichen  Arbeiterbevölkerung  abgeben  können,  so  wird  die  Lage 
der  heutigen  Arbeiter  etwa  dreimal  so  gut  sein  als  unter  Ludwig  XVI 
und   doppelt  so  gut  als  unter  der  Eegierung  Napoleons  des  Ersten. 

Aber,  wird  man  einwenden,  das  Brot  ist  von  allen  wichtigen  Nah- 
rungsmitteln grade  dasjenige,  welches  am  langsamsten  im  Preise  gestie- 
gen ist,  ein  Vergleich  mit  den  Getreidepreisen  allein  wird  also  stets  nur 
ein  einseitiges,  unklares  Bild  abgeben,  weil  die  Preise  für  Fleisch,  Hül- 
senfrüchte, Getränke,  Wohnung  etc.  in  ganz  anderen  Proportionen  sich 
verändert  haben.  Aber  dafür  sind  auch  die  Preise  für  Kleidung,  für  Salz, 
Zucker  etc.  in  ähnlicher  Weise  herabgegangen. 

Will  man  aber  diesen  entgegengesetzten  Bewegungen  Eechnung  tra- 
gen, so  wird  es  gut  sein  ein  vollständiges  Budget  unserer  typischen  Ar- 
beiterfamilie nach  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  aufzustellen.  Unser 
Verfasser  rechnet  im  Durchschnitt  530  Franken  jährliche  Ausgabe  für  die 
Nahrung  d.  h.  für  Brot  280  Fr.,  für  Fleisch  80,  für  Hülsenfrüchte  etc. 
50,  für  Milch,  Butter  und  Eier  25,  für  Getränke  75,  für  Salz  und  Zucker 
20  Fr.  Dazu  kommen  noch  60  Fr.  für  Wohnung  und  Abgaben,  30  Fr. 
für  Heizung  und  Beleuchtung,  80  Fr.  für  Kleidung,  50  Fr.  für  sonstige 
Ausgaben,  also  in  Summa  750  Fr. 

Fragt  man  nun,  was  ein  derartiges  Leben  vor  60  oder  90  Jahren 
nach  den  damaligen  Preisen  würde  gekostet  haben,  so  ergiebt  sich  etwa 
folgendes  Resultat: 

Durchschn.  Ausgaben 

einer  ländl.  Ausgabe  für  denselben  Verbrauch 

Arbeiterfamilie  nach  den  Preisen  von 

1870—75  1810—15  1785—90 

Nahrung       ....     530  Fr.  400  Fr.  350  Fr. 

Miethe  und  Abgaben        60    „  40    „  25    „ 

Feuer  und  Licht        .       30    „  25    „  20    „ 

Kleidung      ....       80    „  140    „  150    „ 

Verschiedenes        .     .        50    „  45    ,,  30    ,, 


Summa     750  Fr.  650  Fr.  575  Fr. 

Die  faktischen  Einnahmen  waren  aber  800,  400  und  200  Franken,  so 
dass  man  nach  dieser  Berechnung  sagen  kann  die  Grossväter  der  franzö- 
sischen Tagelöhner  besassen  nur  ^/g  und  die  Urgrossväter  gar  nur  ^/g 
von  dem,  was  die  Enkel  und  Urenkel  zur  Verfügung  haben,  und  wer 
heutzutage  Lust  zur  Arbeit  hat,  kann  auch  etwas  ersparen,  und  wenn 
Elend  und  Noth  noch  nicht  verbannt  sind  aus  Frankreich ,  so  sind  sie 
doch  zur  Ausnahme  geworden,  während  sie  früher  die  Regel  bildeten. 

Wir  haben  uns  bei  den  ländlichen  Arbeitern  ziemlich  lange  aufge- 
halten, einmal  weil  sie  das  grösste  Kontingent  zur  Arbeiterbevölkerung 
überhaupt   stellen,    sodann   weil   uns   grade    die   bei   ihnen   durchgeführte 
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Vei'glcicliung  ilircs  Einkommens  mit  den  Preisen  der  nothwcndigstcn  Uii- 
lerhaltsmittel  besonders  interessant  ersoliien.  Wir  -werden  uns  aber  für 
die  übrigen  Arbeiterkategorien  kürzer  fassen  können,  weil  sie  ja  zumeist 
besser  situirt  sind,  als  die  gewöhnlich  am  schlechtesten  bezahlten  länd- 
lichen Arbeiter,  und  wenn  wir  für  diese  bereits  eine  sehr  wesentliche 
Verbesserung  ihrer  Lage  konstatirt  haben ,  so  wird  der  alleinige  Nach- 
weis eines  höheren  Lohnes  und  einer  allmähligen  Lohnsteigerung  für  jene 
genügen,  um  zu  zeigen,  dass  auch  sie  in  der  Neuzeit  besser  leben,  als 
es  ihnen  in  früheren  Zeiten  vergönnt  war. 

So  übersteigt  der  Lohn  der  Bergleute  in  den  Steinkohlengruben  fort- 
dauernd den  der  ländlichen  Arbeiter  um  etwa  50  ^/^  ,  desgleichen  der 
Lohn  der  Weber  und  Spinner.  Die  einer  grösseren  Geschicklichkeit  und 
Uebung  bedürfenden  Handwerker  verdienen  aber  selbst  bei  einer  Durch- 
schnittsleistung das  Doppelte  und  Dreifache  von  dem  Lohn  der  Tagelöh- 
ner auf  dem  Lande,  während  sich  natürlich  besonders  geschickte  und 
fleissige  Arbeiter  noch  weit  besser  stehen.  Der  Verf.  giebt  etwas  detail- 
lirter  Zahlen  an  für  die  Lohnsteigerung  der  beim  Baugewerbe  beschäf- 
tigten Handwerker  und  Arbeiter.  Die  erste  Enquete,  deren  Material  er 
benutzt,  stützt  sich  allein  auf  die  Eechnungen  der  Hospitäler  und  zeigt 
etwa  folgende  Zahlen  „für  den  durchschnittlichen  Tagelohn  der  beim  Bau 
von  Hospitälern  beschäftigten  Arbeiter": 


1824—33 

1834—43 

1844—53 

1854 

1855 

Fr, 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Maurer       .     2.0 

2.07 

2.15 

2.26 

2.34 

Zimmerleute   2.15 

2.21 

2.32 

2.44 

2.52 

Tischler     .     2.16 

2.22 

2.30 

2.41 

2.49 

Schlosser   .     2.26 

2.32 

2.42 

2.55 

2.64, 

Die  Lohnsteigerung  beträgt  also  in  den  angeführten  30  Jahren  etwa  17  '^/^. 
Leider  fehlt  dasselbe  Material  für  die  neuere  Zeit,  um  aber  die  Verände- 
rungen derselben  zu  zeigen,  bringen  wir  die  folgenden  Zahlen  über  die 
durchschnittlichen  Löhne,  wie  sie  nach  den  amtlichen  Ermittelungen  von 
den  Bauunternehmern  in  den  Hauptstädten  der  Departements  gezahlt  wur- 
den, mit  Ausschluss  von  Paris: 


1853 

1857 

1871 

1872 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Maurer     . 

.      2.07 

2.40 

3.06 

3.07 

Zimmerleute 

.      2.20 

2.53 

3.34 

3.43 

Tischler    .     .     . 

.      2.02 

2.31 

2.86 

2.98 

Schlosser 

.      2.16 

2.44 

3.02 

3.01. 

Die  Löhne  sind  also  in  den  letzten  20  Jahren  erheblich  schneller  gestie- 
gen als  in  den  vorhergehenden  30  Jahren,  sie  gingen  bei  den  Maurern 
um  48,3  '^/(j  in  die  Höhe,  bei  den  Zimmerleuten  um  55,9  ^j^^,  bei  den 
Tischlern  um  47,5  ^j^  und  endlich  bei  den  Schlossern  um  40  ^j^.  Will 
man  die  Eesultate  beider  Zahlenreihen  combiniren,  so  würde  man  für 
Maurer  und  Zimmerleute  ungefähr  eine  Lohnerhöhung  von  70  '^j^  für  di§ 
letzten   50  Jahre  annehmen  können. 

In  ganz  ähnlichem  Verhältniss  haben  die  Löhne  der  meisten  anderen 
Gewerke  zugenommen,  die  direkt  oder  indirekt  beim  Baugewerbe  mit  thä- 
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tig  sind,    doch    unterlassen  wir 

die  Aufzählung  der 

einzelnen  Daten 

geben  nur  fiir  Paris 

eine  ausführlichere  Zusammenstellung 

seit  dem  t, 

1805: 

Durchschnittlicher  Tagelohn  der  Bauhandwerker  in 

Paris. 

1805 

1810 

1853 

1866 

1875 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Erdarbeiter  . 

.      2.25 

2.25 

3. 

4. 

4. 

Steiuhauer     . 

.     3.25 

3,.50 

5. 

5.50 

5.50 

Steinsetzer    . 

.     3.25 

4. 

5.25 

6. 

6.25 

Maurer     . 

.      3.25 

3.25 

4.25 

5.25 

5.50 

Handlanger  . 

.     1.70 

1.90 

2.50 

3.35 

3.50 

Zimmermann 

.     3. 

3.25 

5. 

6. 

6. 

Tischler   .     . 

.      3.50 

3.25 

4. 

4.50 

5. 

Schmied  . 

.     5. 

5. 

5. 

6.50 

7. 

Glaser 

.     3. 

— 

3.75 

5. 

5.25 

Bleiarbeiter  . 

.     4.25 

— 

4. 

5.50 

6. 

Dachdecker  . 

.      5. 

— 

5. 

6. 

6. 

Maler        .     . 

.     4.25 

— 

4. 

5. 

6. 

Schlosser 

.     — 

— 

4. 

5. 

5. 

Es  muss  selbst 

bei    einem 

oberflächlichen  Blick 

auf  die  Zahlen 

auf- 
fallen, wie  yerschieden  die  Lohnsteigerung  bei  den  verschiedenen  Gewer- 
ben ist,  und  dass  grade  die  hohen  Löhne  die  geringste  Vermehrung  er- 
fahren haben,  die  niedrigen  dagegen  sehr  viel  schneller  zugenommen  ha- 
ben. Bei  den  Dachdeckern  z.  B.  beträgt  die  Differenz  der  Löhne  von 
vor  60  Jahren  und  jetzt  nur  20  ^j^,  bei  den  Schmieden  nur  40  <*/(,,  wäh- 
rend die  einfachen  Erdarbeiter,  die  damals  nur  halb  so  viel  verdienten 
als  jene,  eine  Lohnerhöhung  von  ca.   80  '^/^   erlangt  haben. 

Ein  Beweis  für  die  allgemein  gültige  Erfahrung,  dass  die  hohen 
Löhne  relativ  langsam,  die  niedrigen  dagegen  verhältnissmässig  schnell 
zunehmen,  und  dass  die  Löhne  in  gewissem  Grade  sich  auszugleichen 
streben ,  wohl  weil  durch  die  Erfindung  und  Vervollkommnung  der  Ma- 
schinen die  menschliche  Arbeit  in  vielen  Industriezweigen  sich  auf  ein 
einfaches  leicht  erlernbares  Bedienen  der  Maschinen  beschränkt  und  nicht 
mehr  so  viel  persönliche  Geschicklichkeit  verlangt  wird  als  früher.  — 
Auch  bei  den  Löhnen  der  Frauenarbeit  findet  diese  Regel  Bestätigung; 
denn  es  steigen  auch  hier  die  höchsten  Löhne  am  wenigsten.  Leider 
bietet  die  Betrachtung  der  Verhältnisse  der  weiblichen  Lohnarbeiter  auch 
in  Frankreich  ein  sehr  wenig  erfreuliches  Bild,  denn  entweder  sind  die 
Lohnverhältnisse  so  unzureichend,  dass  man  die  Lage  der  Arbeiterinnen 
nur  bedauern  kann,  oder  aber,  wo  die  Mädchen  und  Frauen,  wie  in  den 
Manufakturdistrikten,  reichlichen  Lohn  gewinnen,  da  schafft  wieder  die 
allgemeine  Sittenlosigkeit  und  der  Mangel  jeden  Familienlebens  Elend 
und  Noth. 

Die  Löhne  der  eigentlichen  Fabrikarbeiterinnen  übergehen  wir  und 
geben  nur  einzelne  Daten  über  die  Löhne  der  hauptsächlich  im  eigenen 
Hause  arbeitenden  Frauen  und  Mädchen.  Nach  der  offiziellen  Statistik 
war  der  durchschnittliche  Tagelohn  in  den  Departements-Häuptstädten:  ^ 

i 


Misce  llen. 
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bei  den 
Modistiunen    . 
Weissnäheriuneu 
Stickerinnen    . 
Korsetmacherinneu 
Schneiderinnen    . 
Hosen-Nälierinnen 
Schuh-Stepperinnen 
Wäscherinnen 
Westen-Näherinnen 
Spitzenmacherinnen 
Blumenmacherinnen 


1853 

Fr, 
1.12 
0.90 
0.98 
0.97 
1.08 
1.05 
1.00 
1.25 
0.95 
1.08 
1.33 


1872 

Prozentische 

Fr. 

Steigerung 

1.37 

22 

1.38 

53 

1.38 

41 

1.46 

51 

1.49 

38 

1.50 

43 

1.52 

52 

1.53 

22 

1.57 

65 

1.66 

54 

1.78 

34 

Durchschnitt     1.07  1.51  41 

Demnach  würde  eine  Arbeiterin  in  der  Provinz  jährlich  etwa  400  Fr.  im 
Durchschnitt  verdienen,  also  nur  die  Hälfte  von  dem,  was  eine  Arbeiter- 
familie auf  dem  Lande  au  Lohn  erwirbt.  In  Paris  sind  die  absoluten 
Zahlen  für  dieselben  Arbeiterinnen  etwas  höher,  es  war  nämlich  der  durch- 
schnittliche Tagelohn  für  alle  zusammen  gerechnet: 

1844  1.43  Fr.  =  100 

1853  2.12    „    =   148 

1860  2.20    „    =   154 

1872  2.78    „    =  194. 

Bedenkt  man  aber,  wie  oft  die  Arbeiterinnen  ohne  Arbeit  sind  und  noth- 
gedrungen  feiern  müssen,  und  dass  diese  Durchschnittszahlen  für  viele 
Arbeiterinnen  viel  zu  hoch  gegriffen  sind,  weil  sie  durch  die  hohen  Löhne 
besonders  geschickter  Arbeiterinnen  in  die  Höhe  getrieben  werden ,  so 
wird  mau  dem  Verfasser  Recht  geben  können,  dass  noch  immer  viel  Noth 
und  Elend  in  diesen  Klassen  herrscht.  Die  folgenden  Zahlen  mögen  zei- 
gen, wie  viele  Mädchen  oder  Frauen  sich  in  Paris  mit  geringem  Lohn 
begnügen  müssen.  Im  Jahre  1860  beschäftigte  die  Pariser  Industrie 
106,310  Arbeiterinnen;  davon  verdienten: 


Fr. 

Fr. 

73 

7—10 

7,723 

2.25 

694 

4.50—6 

24.810 

2.0 

1.264 

4 

7.644 

1.75 

2.250 

3.50 

16.722 

1.50 

411 

3.25 

7.093 

1.25 

7.588 

3 

6.505 

1.0 

2.055 

2.75 

2.429 

0.75 

17.873 

2.50 

1.176 

0.50. 

mehr  als  die  Hälfte 

aller  Arbeit 

erinnen    musste 

Also  mehr  als  die  Hälfte  aller  Arbeiterinnen  musste  sich  mit  einem  ge- 
ringeren als  dem  Durchschnittslohne  begnügen;  aber  diese  Zahlen  malen 
das  Bild  wohl  etwas  zu  düster,  denn  es  werden  auch  unter  diesen  letz- 
teren sich  sehr  viele  befinden,  die  durchaus  nicht  von  ihrem  Lohn  allein 
ihren  ganzen  Lebensunterhalt  zu  decken  haben ,  sondern  im  Hause  der 
Eltern  oder  des  Ehemannes  nur  neben  ihren  häuslichen  Funktionen  durch 
diesen    ihren    Erwerb    einen  Beitrag   zur   Erhaltung    des   Haushaltes    bei- 
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steuern  wollen.  Leider  fehlt  es  au  einer  ergänzenden  Untersuchung,  wie 
sich  in  den  verschiedeneu  Zeiten  der  Lohn  zur  Leistung  verhielt,  was 
einen  noch  tiefereu  Einblick  in  die  bezüglicheu  Verhältnisse  gewährt  ha- 
ben würde,  als  die  vorgeführten   absoluten  Lohuangabeu. 

Von  den  auf  Tage-  oder  Wochenlohu  Arbeiteuden  gehen  wir  über 
zu  den  dauernd  angestellten  Beamten  mit  festem  Jahreseinkommen;  doch 
unterlassen  wir  es  die  äusserst  interessanten  Angaben  Foville's  über  die 
Besoldungen  der  höchsten  Staatsdiener,  selbst  der  Leiter  des  Staates,  hier 
wiederzugeben.  —  Die  geringe  Zahl  der  Minister  oder  Präfekten  und  höch- 
sten Geistlichen  macht  einmal  ihi'e  pekuniäre  Lage  für  die  Volkswirth- 
schaft  bedeutungslos,  sodann  haben  grade  in  Frankreich  unter  dem  Wech- 
sel der  Eegierungsformeu  in  diesem  Jahrhundert  diese  höchsten  Besoldun- 
gen so  sehr  und  so  willkürlich  geschwankt  von  riesigen  Summen  bis  fast 
zur  Unentgeltlichkeit  der  Leistung,  dass  sich  daraus  für  eine  preisstatisti- 
sche Untersuchung  gar  nichts  ersehen  lässt,  Nur  das  Eine  sei  kurz  er- 
wähnt, dass  unter  der  jetzigen  Republik  die  Gehälter  dieser  ersten  Klasse 
von  Staatsbeamten  fast  allzu  sehr  herabgesetzt  sind;  denn  es  befinden  sich 
gegenwärtig  unter  den  mehr  als  200,000  Civilbeamten  des  Staates  nur 
170,  deren  Brutto-Einnahme  25,000  Fr.  übersteigt,  aber  nur  etwa  die  Hälfte 
von  diesen  hat  eine  gleich  hohe  Netto-Einnahme.  —  Anders  ist  es  bei  den 
vielen  mittleren  und  niederen  Staatsbeamten.  Ihre  Besoldungen  fallen  für 
das  "Wohl  der  ganzen  Volkswirthschaft  schon  sehr  bedeutsam  in  die  Wag- 
schale und  sind  sie  der  unzureichenden  Besoldung  wegen  gezwungen,  sich 
und  den  Ihrigen  Beschränkungen  aufzuerlegen,  so  wird  das  einen  wesent- 
lichen Druck  auf  die  Konsumtionsverhältnisse  des  ganzen  Landes  ausüben. 
Leider  scheint  das  letztere  in  Frankreich  der  Fall  zu  sein,  obgleich  sich 
im  Allgemeinen  die  Gehalts  Verhältnisse  der  Beamten  in  der  Neuzeit  nicht 
unwesentlich  verbessert  haben.  Wir  geben  im  Auszuge  im  Folgenden  ein- 
zelne Angaben  wieder  über  die  Besoldungen  der  Justizbeamten: 

1.     Gerichte  erster  Instanz. 

1830  1840  1850  1860         1875 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

l.Kl.  (Paris)    16,000     16,000     15,000     18,000     20,000 

2.  „  8,000       6,000       8,000       8,000     10,000 

3.,,  4,000       4,200       6,000       6,000       7,000 

Präsidenten       -J  ^    ^^  g^g^Q       g^g^Q       ^^qqq       ^g^^       g^^^^ 

5.  „  2,850       2,850       3,500       3,500       4,500 

6.  „  2,250       2,250       3,000       3,000       3,600 

l.Kl  (Paris)       6,000  6,000  6,000  7,000  8,000 

2.   „  3,000  3,000  4,000  4,000  5,000 

Richter  und      J  3.  „  2,400  2,400  3,000  3,000  3,500 

Substituten       )  4.  „  2,100  2,100  2,500  2,500  3,000 

5.  „  1,800  1,800  2,100  2,100  2,700 

6.  „  1,500  1,500  1,800  1,800  2,400 


l.Kl.  (Paris) 


Friedensrichter 
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Friedensger 

i  eilte. 

1830 

1840 

18.'i0 

18G0 

1875 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

i)       2,400 

2,400 

G,000 

7,000 

8,000 

1,600 

1,Ü00 

4,000 

4,000 

5,000 

1,200 

1,200 

3,G00 

3,600 

3,600 

1,000 

1,000 

3,000 

3,000 

3,500 

800 

800 

2,500 

2,500 

3,000 

— 

— 

2,160 

2,160 

2,700 

4.  „ 

5.  „ 

6.  „ 

Die  Ecsoldungen  sind  also  in  den  letzten  35  Jahren,  mit  Ausnahme  der 
Friedensrichter,  im  Durchschnitt  etwa  um  ^/^  in  die  Höhe  gegangen,  aber 
die  absoluten  Zahlen  sind  noch  immer  sehr  gering.  Ebenso  ist  es  bei  den 
Subalternbeamten.  Die  folgenden  Zahlen  mögen  genügen  ein  Bild  der  statt- 
gehabten Steigerung  der  niedrigsten  Beamtenkategorien  zu  geben. 

Durchschnittsgehalt  der  niedrigsten  Zoll-,  Forst-  und  Postbeamten, 
1840  1850  1860  1875 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

Zollaufseher      ,     .     .     618  673  785  895 

Forstaufseher    ...      500  500  600  600 

Landbriefträger      .     .      430  450  500  600 

Wenn  man  bedenkt,  dass  das  noch  Durchschnittszahlen  sind,  dass  das 
Minimum  des  gezahlten  Gehaltes  noch  tief  unter  diesen  Durchschnitt  sinkt, 
und  dass  sich  mancher  Landbriefträger  mit  400  Fr,  jährlichem  Einkom- 
men behelfen  muss,  so  kann  das  Loos  dieser  untersten  Staatsbeamten  ge- 
wiss nicht  für  beneidenswerth  gelten.  Dasselbe  gilt  von  den  in  allen 
Ländern  bemitleideten  Dorfschullehrern.  Noch  yor  15  Jahren  war  das 
Minimalgehalt  derselben  400 — 500  Franken.  1862  wurden  700  Franken 
nach  5 jähriger,  800  Franken  nach  10 jähriger  Dienstzeit  als  Minimum 
festgesetzt,  1875  ward  der  Minimalsatz  für  Anfänger  auf  900  Fr,  nor- 
mirt,  der  nach  je  5  Jahren  auf  1000,   1100  und   1200  Fr.  steigen  soll. 

Wenn  man  all  diesen  Zahlen  die  früher  angeführten  über  die  Stei- 
gerung der  Löhne  der  ländlichen  Arbeiter  und  der  Handwerker  entgegen- 
hält, so  kann  man  nicht  leugnen,  dass  sich  ihre  Löhne  weit  schneller 
und  in  stärkerer  Progression  erhöht  haben  als  die  Besoldungen  der  nie- 
deren Staatsbeamten,  und  dass  jene  zumeist  mehr  verdienen  als  diese,  ob- 
wohl die  Beamten  vielfach  zu  Ausgaben  gezwungen  sind,  die  der  Arbeiter 
vermeiden  kann. 

Soviel  über  die  Löhnung  der  Arbeiter  und  der  Civilbeamten.  Foville 
scliliesst  daran  noch  ziemlich  detaillirte  Auseinandersetzungen  über  die 
Entwicklung  und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Besoldungen  des  Wehr- 
standes. Aber,  so  interessant  auch  die  Zahlen  im  Vergleich  mit  denen 
anderer  Länder  sind,  so  dürften  sie  doch  für  die  eigentliche  Preisstatistik 
nicht  sonderlich  in  Betracht  kommen  und  sich  wenig  daraus  entnehmen 
lassen,  weil  grade  beim  Militär  Ausnahmezustände  herrschen  und  selbst, 
wenn  man  annehmen  wollte,  dass  der  Staat  auch  hier  in  Konkurrenz  tritt 
mit  der  freien  Arbeit  und  gezwungen  ist,  den  gestiegenen  Preisen  ent- 
sprechend mehr  zu  zahlen,  doch  die  Löhnung  der  Soldaten  und  Matrosen, 
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—  die  gleichzeitig  Wohnuug  und  Kleidung  und  theilweise  Naturalverpfle- 
gung  erhalten,  —  in  ihrer  allmähligen  Veränderung  nur  ein  ungenaues 
Bild  von  den  veränderten  Zeitverhältnissen  geben  würde.  Auch  die  Stel- 
lung der  Offiziere,  die  im  Gegensatz  zu  den  meist  gezwungen  für  kurze 
Zeit  dienenden  gemeinen  Soldaten,  sich  ihren  militärischen  Beruf  zur 
dauernden  Lebensaufgabe  frei  erwählen,  ist  immer  eine  Ausnahmestellung 
und  ihre  Bewerber  werden  dabei  wohl  selten  durch  Rücksichten  auf  pe- 
kuniäre Verhältnisse  geleitet. 

6.     Verschiedenes. 

Bereits  bei  Beginn  unserer  Besprechung  haben  wir  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  dass  PoviUe  den  Begriff  des  Preises  in  sehr  erweitertem 
Sinne  auffasst,  und  dass  er  Dinge  in  seine  Untersuchung  hineinzieht,  die 
bisher  wohl  noch  nirgends  in  preisstatistischeu  Untersuchungen  behan- 
delt sind. 

Er  bespricht  ausführlich  die  Preise  der  Plätze  im  Theater,  die  Um- 
gestaltung der  Kosten  der  Inscenirung  der  einzelnen  Stücke,  die  Gagen 
der  Künstler,  bringt  genaue  Schilderungen  der  Entwicklung  und  der  Kosten 
des  öffentlichen  Fuhrwesens,  der  Umständlichkeit  und  Kostspieligkeit  des 
Reisens  in  früheren  Zeiten  und  zeigt,  wie  sich  die  Kosten  des  Transportes 
im  Laufe  der  letzten  Jahrhunderte  gestaltet  haben.  Schliesslich  giebt  er 
auch  noch  einzelne  Preisnotizen  für  Kunstschätze  und  Edelsteine,  die  also 
vielfach  durchaus  keinen  allgemeinen,  volkswirthschaftlichen  Preis  haben, 
sondern  von  individueller  Schätzung  abhängig  sind  und  individuelle  Preise 
haben.  g 

So  wenig  wir  nun    auch    sonst  einer  solchen  Erweiterung  der  Preis-  2 

Statistik  zustimmen  möchten,  —   weil   bei  manchen  Gegenständen,    z.  B.  | 

bei  den  Preisen  des  Reisens,  nicht  mehr  von  einer  Entwicklung  der  Preise  ;, 

oder  der  Miethe   für   die   gleiche  Gegenleistung   gesprochen  werden  kann,  \ 

sondern  vielmehr  die  kulturgeschichtliche  Ausbildung  eines  Institutes  vor-  i 

geführt  und  dabei  bemerkt  wird ,  wie  der  Preis  für  die  Leistung  dessel- 
ben in  gewissen  Stadien  der  Entwicklung  gewesen  sei,  —  so  glauben  wir 
doch  einzelne  Resultate  jener  gewiss  danken swerthen  Untersuchungen  hier 
wiedergeben  zu  dürfen,  weil  es  in  der  deutschen  Fachliteratur  an  derar- 
tigen Zahlen  ganz  fehlt.  •"] 

Foville  bespricht  zunächst  die  Theater-Industrie.     Während  die  Preise  J 

der  Plätze  in  den  besten  Theatern  von  Paris  eher  billiger  als  theurer  ge-  j 

worden  sind,  —    jedenfalls  in  Anbetracht  des   gebotenen  Genusses,    sind  1 

umgekehrt  die  Ausgaben  der  Theater  unendlich   gestiegen.     Im  17.  Jahr-  .; 

hundert  wird  es  noch  als  etwas  Besonderes  berichtet,  dass  le  beau  ballet  C 

de  „Psyche"  4,359  livres  kostete,  um  auf  die  Bühne  gebracht  zu  werden. 
Dagegen  erforderte  1835  die  Inscenirung  der  „Jüdin"  150,000  frcs. ,  die 
„Königin     von    Cypern"    (1841)     96,000   fr.,    der    „ewige    Jude"    (1852)  | 

135,000  fr.,    die  „Afrikanerin"  (1865)    260,000  fr.    und    die  grossartigeu  | 

Feerien  der  neuesten  Zeit  haben  noch  weit  höhere  Summen  verschlungen. 

Die  Gagen  der  Schauspieler  und  Sänger  sind  nicht  minder  in  die 
Höhe  gegangen  und  verdienen  wohl  eher  Beachtung  als  jene  Angaben 
über  die  Inscenirung,    weil  ja   dort   für  die    grösseren  Summen  auch  uu- 
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endlich  viel  mehr  geleistet  wird,  während  hier  etwa  die  gleiche  Leistung 
yerschieden  gelohnt  wird. 

Moliere  erliielt  z.  B.  als  comcdien  1659  2995  livres ,  KHU)  2477; 
später  bewilligte  man  ihm  zwei  Antheile  am  Gewinn,  und  er  erhielt  1063 
9068  livres,  1664  4486,  1665  6704,  dann  in  den  folgenden  Jahren 
5217  —  10954  —  8069  —  9278  —  8466  und  9171  livres.  Lagrange 
selber,  der  diese  Zahlen  angibt,  hatte  vom  25.  April  1659  bis  17.  Febr. 
1673  51,670  livres  und  14  sous  eingenommen,  also  noch  nicht  4000  li- 
vres jährlich.  —  Im  folgenden  Jahrhundert  erhielt  der  grosse  Tragiker 
Lekain  an  der  Comedie  rranc;aise  nach  einem  Briefe  Voltaire's  vom  2.  April 
1755  nur  2000  fr,  jährlich;  dagegen  forderte  Frl.  Kachel  im  Jahre  1840 
ca.  60,000  fr.  und  solche  Forderungen  erscheinen  heutzutage  noch  be- 
scheiden. Die  ersten  Sängerinnen  an  der  Pariser  Oper  erhielten  1789 
ca.  7 — 9000  fr.,  1820  ca.  20,000  und  jetzt  ist  die  Summe  von  100,000  fr. 
mehr  als  einmal  überschritten  worden. 

Unser  Autor  geht  dann  über  zur  Besprechung  des  Transportwesens 
und  kommt  nach  höchst  interessanten  Ausführungen  über  das  öfFeutliche 
Fuhrwesen  in  der  Hauptstadt  Paris  zu  dem  Kesultat,  dass  letzteres  fort- 
dauernd besser,  bequemer  und  billiger  geworden  sei.  Dasselbe  Kesultat 
musste  sich  ergeben,  wenn  man  das  Keiseu  von  Stadt  zu  Stadt  in  Be- 
tracht zog.  Welch  ein  glänzender  Entwicklungsgang  seit  den  Zeiten  Lud- 
wig's  XIV.  —  wo  selbst  der  König  auf  einer  Keise  von  43  Meilen  5  mal 
übernachten  musste,  —  und  heute,  wo  man  im  Eisenbahnwagen  ebenso 
viele  Stunden  zu  einer  Keise  braucht,  als  damals  Tage  erforderlich  wa- 
ren. Die  ersten  regelmässigen  öffentlichen  Wagen  wurden  in  Frankreich 
1692  eingerichtet,  sie  legten  täglich  10  Meilen  zurück  und  kosteten  pro 
Kilometer  Fahrt,  ungerechnet  Verpflegung  und  Nachtquartier,  pro  Kopf 
40  Centimes  nach  heutigem  Gelde;  1782  schwankte  der  Preis  für  den 
Kilometer  im  Extra-Postwagen  von  0,83  fr.  bis  0,27  fr.,  1832  von  0,56  fr. 
bis  0,27  fr.  pro  Kopf,  jenachdem  einer  oder  mehrere  im  Wagen  waren. 

Die  „messageries"  unter  Louis  XV.  und  die  Briefposten  unter  Louis 
Philipp  nahmen  20  cent.  pro  Kopf  und  Kilometer,  die  Eilwagen  (dili- 
gence)  je  nach  dem  Platze  15,  12^/2  oder  10  cent.  Dagegen  haben  die 
französischen  pisenbahnen  als  höchsten  anwendbaren  Preis  für  die  drei 
Wagenklassen  10,  7^/^  und  b^j^  cent.  pro  Kilometer  ohne  Steuer.  Kech- 
net  man  die  Kosten  des  Unterhaltes  und  des  versäumten  Verdienstes  wäh- 
i'end  der  Keise  mit  an,  so  würde  eine  Keise  von  Paris  nach  Brest  auf 
dem  billigsten  Platze  der  diligeuce  220  fr.,  dagegen  auf  der  Eisenbahn 
nur  100  fr.  kosten,  also  um  55  ^/^   billiger  sein. 

Beachten swerth  sind  auch  wohl  die  Zahlen ,  die  Foville  über  die 
Eisenbahntarife  der  verschiedensten  Länder  für  die  Gegenwart  verglei- 
chend zusammenstellt,  aus  denen  wir  die  folgende  Tabelle  gebildet  haben : 
Der  Preis  einer  Keise  von   100  Kilometern  kostet  durchschnittlich 

in  Klasse  I   Klasse  II   Klasse  III 
in  Fr.        Fr.        Fr. 

1)  der  Türkei 17.40  12.90  8.50 

2)  Kussland        18.00  13.00  7.60 

3)  Oestreich 12.00  9.00  6.00 

XXX.                    ,  18 
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in  Klasse  I   Klasse  II   Klasse  III 
in  Fr.        Fr.        Fr. 

4)  Italien 11.30  8.05  5.80 

5)  Schweiz 10.55  7.35  5.20 

6)  Deutschland 9.80  7.44  4.70 

7)  Spanien 13.07  10.47  6.05 

8)  Portugal 14.00  10.60  7.0 

9)  Holland 10.50  8.40  5.25 

10)  Belgien 8.00  6.00  4.00 

11)  England 12.00  9.00  6.20 

12)  Frankreich  (incl.  23  o/^   Steuer)   12.32  9.24  6.77. 

Am  billigsten  reist  man  danach  in  Belgien,  wo  sämmtliche  Bahnen  Staats- 
bahneu  sind,  nächstdem  in  Deutschland;  am  theuersten  ist  das  Reisen, 
wenigstens  die  Eiseubahnfahrt ,  in  Russland  und  der  Türkei. 

Eoville  dehnt  seine  Untersuchungen  auch  noch  auf  die  Seereisen  aus 
und  betrachtet  dann  ebenso  eingehend  die  Entwicklung  der  Telegraphen- 
taxen und  der  Posttaxen,  letztere  für  Prankreich  bis  zu  den  Anfängen 
des  Postwesens  zurück.  Ueberall  stellt  er  auch  Vergleiche  zwischen  den 
verschiedenen  Ländern  an ,  aber  wir  müssen  es  uns  hier  versagen  auf 
seine  Resultate  genauer  einzugehen  und  wollen  nur  noch  auf  den  letzten 
Abschnitt  seiner  Arbeit  einen  kurzen  Blick  werfen,  auf  die  Preise  der 
Kunstwerke  und  all  der  Sachen,  die  einen  Seltenheitswerth  haben. 

Es  werden  ja  diese  Dinge  z.  Th.  gar  keinen  allgemeinen,  volkswirth- 
schaftlichen  Preis  haben,  sondern  jedes  einzelne  Stück  je  nach  seiner 
Schönheit  und  Seltenheit,  nach  der  besonderen  Werthschätzung  des  Lieb- 
habers einen  individuell  verschiedenen  Preis  aufweisen,  aber  es  ist  doch 
von  hohem  Interesse,  zu  sehen,  wie  sich  einzelnen  alten  Kunstwerken 
gegenüber  die  Schätzung  der  Kunstfreunde  allmählig  verändert  hat,  wel- 
che Preise  früher,  welche  jetzt  für  bestimmte  Kunstwerke  gezahlt  wurden. 
"Wir  heben  aus  dem  reichlich  gebotenen  Material  nur  Weniges  hervor 
und  citiren  die  Preise  einiger  alter  Kupferstiche.  „Le  Parnasse"  von 
Marc  Antoine  Eaimondi  kostete 

1755       61  livres 

1772     106      „ 

1798      154      „  • 

1801      576      „ 

1877     300  fros. 
„Saint   Laurent"    von    demselben    Künstler    erzielte    1817    507  fr,,    1877 
1000  fr.     „La  massacre    des  lunocents"    1757    59  fr,,    1801    105  fr.    und 
1877  400  fr. 

Die  Stiche  Albrecht  Dürer's  zeigen  in  ihren  Preisen  noch  lebhaftere 
Kontraste.  Vier  schöne  Blätter  von  ihm  wurden  1877  ohne  die  Neben- 
kosten für  1460  fr.  verkauft,  während  1756  dieselben  und  noch  8  andere 
von  Dürer  nur  20  livres   12  sols  erzielten. 

Die  Stiche  von  Rembrandt  repräsentiren  heutzutage  z.  Th.  ein  kleines 
Vermögen.  Das  Porträt  des  Advokaten  ToUing  ward  1876  mit  12,500  fr, 
bezahlt,  während  es  1773  für  687  und  1774  für  820  livres  verkauft  ward. 
Die  schönen  Stiche  des  „Bürgermeister  Six"  erzielten  1756  801  fr.,  1765 
910  fr.,    1774    719  fr.,    1845    2700  fr.,    1853    3505  fr.   und  endlich  am 
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11.  Mai  1876  17,0Ü()  IV.  Das  berühmte  Juki  „Christus  die  Kranken  hei- 
lend", das  zu  Lebzeiten  llembrandt's  100  Gulden  kostete  und  nach  diesem 
ungewöhnlich  hohen  Preise  das  „Hundertguldenbild"  hiess,  ward  1847  für 
3000  fr.   erstanden,    1807   für  '29,500   und    1«()9   für  ca.   ;}0,0()0  fr. 

Man  ersieht  aus  diesen  wenigen  Beispielen,  wie  unendlich  viel  mehr 
mau  heutzutage  für  ein  Kunstwerk  zu  bieten  geneigt  ist,  als  früher. 

Ganz  anders  gestalten  sich  die  Preise  der  Diamanten,  die  Foville  in 
seinem  letzten  Artikel  bespricht;  sie  haben  ja  auch  einen  Seltenhcitswerth, 
sind  aber  doch  in  gewissen  Grössen  zumeist  ersetzbar  und  als  fungible 
Sachen  auch  im  Angebot  vermehrbar,  und  dürfte  wohl  der  sich  allmählig 
ansammelnde  grössere  Yorrath  den  geringen  Preisaufschlag  rechtfertigen. 
Die  folgende  im  Auszug  wiedergegebene  Tabelle  mag  über  die  Preise  der 
Diamanten  einigen  Aufschluss  geben. 

Es  war  der  Preis  der  Diamanten : 


1606 

1750 

1867 

1877 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

'1-2 

carat 

— 

— 

151 

132 

1 

545 

202 

529 

480 

IV. 

1473 

454 

1134 

900 

2 

2182 

807 

2017 

1500 

2V. 

3003 

1260 

2175 

2100 

3 

4916 

1815 

3529 

3240 

3^2 

5460 

2128 

4415 

4200 

4 

6554 

2470 

— 

5760 

4V2 

7645 

3640 

7563 

6480 

5 

8755 

5042 

8825 

7200 

Es  gelten  also  heute  die  Diamanten  gleicher  Qualität,  vom  schönsten  Wasser, 
thatsächlich  weniger  als  unter  Henry  IV.  aber  um  etwa  die  Hälfte  durch- 
schnittlich mehr  als  unter  Louis  XV.,  zeigen  aber  durchweg  jetzt  billi- 
gere Preise  als  vor  10  Jahren. 

Wir  brechen  damit  unsere  Besprechung  ab,  ohne  weitere  einheitliche 
Schlüsse  für  die  Preisentwicklung  Frankreichs  zu  ziehen,  und  wiederholen, 
was  wir  vorher  bereits  aussprachen,  dass  die  umfangreiche,  aber  vom  Autor 
den  Ansprüchen  einer  wöchentlich  erscheinenden  Zeitschrift  entsprechend 
verkürzte  und  im  Auszug  mitgetheilte  Arbeit  gewiss  der  Beachtung  werth 
ist,  und  dass  sie,  wenn  sie  auch  in  der  vorliegenden  Form  nicht  überall  den 
strengen  Anforderungen  einer  wissenschaftlichen  Forschung  genügt,  doch 
jedenfalls  den  Vorzug  für  sieh  in  Anspruch  nehmen  darf,  dass  sie  in  der 
Methode  für  die  Erforschung  der  sozialen  Bedeutung  der  Preisentwicklung 
einen  guten  Schritt  vorwärts  gethan  hat  und  eine  Menge  sehr  werthvol- 
len  Materials  mit  grossem  Fleisse,  wenn  auch  nicht  immer  mit  der  nö- 
thigen  Kritik  zusammengetragen  hat. 

Foville  beginnt  in  den  neusten  Nummern  des  Economiste  fraugais  zu- 
sammenhängend seine  Ansichten  über  die  Ursachen  der  Preissteigerung 
darzulegen.  Wir  rügten  oben  das  Fehlen  derselben  als  einen  Mangel  der 
ersten  Arbeit,  und  werden,  wenn  er  neue  Ideen  in  die  alte  Streitfrage 
hineinbringen  sollte ,  später  darauf  zurückkommen. 

Halle.  Dr.  H.  Paasche. 
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Die  G  c  m  c  i  11  d  G  -  V  c  r  w  a  1 1  u  n  g  der  K  e  i  c  h  s  h  a  u  p  t  -  und  E  e  s  i  d  e  n  z  - 
Stadt  Wicu  in  deu  Jahren  187  4 — 187  6.  Bericht  des  Bürger- 
meisters Dr.  Cajctan  Felder.  Wien  1878.  F.  878  SS. 
Es  ist  dies  bereits  der  dritte  Bericht,  deu  der  verdienstvolle  Bürger- 
meister der  Kaiserstadt  in  derselben  Weise  erstattet,  so  dass  jetzt  für  die 
Jahre  18G8  bis  1876  im  Zusammenhange  die  Entwicklung  Wiens  stati- 
stisch dargestellt  ist,  und  zwar  in  vorzüglicher  Weise.  Die  Anordnung 
ist  dieselbe  wie  in  den  früheren  Bünden  geblieben.  Es  werden  zunächst 
die  Bevölkerungsverhiiltnisse  behandelt,  wobei  leider  jeder  Rückblick  auf 
die  Zeiten  vor  1867  unterblieben  ist.  Naturgemäss  nehmen  dann  die  re- 
gulären Verwaltungsfragen  einen  Hauptplatz  ein.  Ausserdem  wird  dem 
Volkswirthe  viel  Interessantes  in  den  Kapiteln  über  das  Gesundheits-, 
Markt-  und  Armenwesen  geboten.  Zwei  wichtige  Unternehmungen  sind 
in  dieser  Periode  zu  verzeichnen  gewesen  und  ausführlich  behandelt,  die 
grossartige  Donauregulirung  und  Errichtung  des  ,; Wiener  Kommunal-La- 
gerhauses". 

Berliner  städtisches  Jahrbuch  für  Volkswirthschaf t  und 
Statistik.  Jahrg.  III  herausgegeben  von  Richard  Böckh.  Ber- 
lin 1877.  198  SS. 
Nachdem  Schneider  und  Müller  bereits  von  1852 — 54  ein  derartiges 
Jahrbuch  herausgegeben,  wurde  in  der  gegenwärtigen  Form  es  erst  12 
Jahre  später  von  Schwabe  ausgeführt,  nach  dessen  Tode  von  Huppe  et- 
was modifizirt  fortgesetzt  und  seit  zwei  Jahren  von  dem  gegenwärtigen 
Herausgeber  bearbeitet.  —  Mit  vollem  Recht  hat  derselbe  bei  dem  ihm 
knapp  zugemessenen  Räume  diesmal  lieber  die  Hauptthemata  ausführlicher 
behandelt  und  dafür;  Unterricht,  Kirchenverbände,  öffentliche  Lasten  und 
Rechte  bei  Seite  gelassen.  In  dem  Abschnitte:  Bevölkerung  machen  wir 
besonders  auf  die  vom  Herausgeber  berechneten  Sterblichkeitstafeln  auf- 
merksam. Für  den  Volkswirth  sind  die  Abschnitte:  Grundbesitz  und  Ge- 
bäude, Handel,  Industrie,  Versicherungswesen  und  Anstalten  für  Selbst- 
hülfe von  besonderem  Interesse.  Sie  gewähren  sehr  wichtige  Einblicke 
in  die  Entwicklung  der  Preise  und  Löhne,  wie  in  den  gegenwärtigen 
Stand  der  Industrie-  und  Handelsverhältnisse. 

Die  Bevölkern ngs-,  Gewerbe-  und  Wohnungs-Aufnahme  vom 
1.  Dez.  187  5  in  der  Stadt  Berlin.  Im  Auftrage  der  städtischen 
Deputation  für  Statistik  bearbeitet  von  Richard  Böckh.  Heft  I. 
Berlin  1878.     Q.      197  SS. 

Da  wir  auf  diese  durch  ihre  ausserordentliche  Gründlichkeit  bedeut- 
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same  Arbeit,  sobald  die  Fortsetzung  vorliegt,  ausführlicher  /urüukzukom- 
men  beabsichtigen,  begnügen  wir  uns  hier  mit  wenigen  Andeutungen. 
Die  Einleitung  zerfällt  in  zwei  Abschnitte:  die  biKherigou  Volkszählungen 
und  die  Bevölkerungs-Aufualime  von  1875.  Der  Verf.  liat  in  dem  ersten 
durch  Hervorziehung  bisher  unbenutzten  QucllenraaTerials  und  durch  ein- 
gehendere Yerwerthung  des  schon  bekannteren  eine  detaillirte  üoschichtc 
der  bisherigen  Berliner  Aufnahmen  gegeben,  welche  von  ausserordentlichem 
Interesse  ist.  In  dem  zweiten  ist  die  Methode  der  letzten  Aufnahme  ein- 
gehend geschildert.  Die  erste  Abtheilung  bringt  dann  die  Ergebnisse  der 
Aufnahme  der  Bevölkerung,  der  Gebäude  und  Grundstücke  sowohl  in  Ta- 
bellen nach  kleinen  Bezirken,  wie  vorzüglich  verarbeitet  und  mit  ausführ- 
lichem Text  erläutert. 

Tabelvaerk  til  Kjobenhavns  Statistik.  No.  2.  Udgivet  af 
Kjobenhavn'  Magistrat.  Kjobenhavn  1877.  U.  457  SS. 
Ueber  zwei  frühere  Publikationen  des  Magistrats  von  Kopenhagen, 
zu  welchen  dieses  Tabellenwerk  No.  2  die  Ergänzung  bildet,  haben  wir 
Bd.  28  S.  59  berichtet.  In  dem  vorliegenden  wird  die  Privatwohlthätig- 
kcit  eingehend  behandelt,  die  Zahl  und  Höhe  der  Vermächtnisse,  beson- 
dere Stiftungen,  Wohlthätigkeits-Anstalten  und  Vereine,  Sparkassen  und 
Kranken  -  resp.  Begräbnisskassen  augeführt.  Wir  erfahren  daraus ,  dass 
die  Stadt  für  wohlthätige  Zwecke  durch  Legate  ein  Kapital  von  über  24  Mill. 
Kroner  (9  Kr.  =10  Mark)  besitzt,  resp.  daraus  über  eine  Eente  von  ca. 
1  Mill.  Mark  dispouirt. 

Breslau  er  Statistik.     Im  Auftrage  des  Magistrats  herausgegeben  vom 
städtischen  statist.  Bureau.     Dritte  Serie  H.  I.     Hygienische  Wochen- 
berichte vom  Jahre  1877.     Breslau  1878.      104  SS. 
Obgleich  die  erste  Serie  1877  erschien,  ist  nun  bereits  das  erste  Heft 
der    dritten    ausgegeben,    welches    die    hygienischen  Wochenberichte   vom 
Jahre  1877  vollständig  enthält.     Dieselben  führen  auf:    1.  Meteorologische 
und   physikalische  Beobachtungen  nach  Tagen.      2.  Gestorbene  nach  Tagen. 
3.  Bewegung  der  Bevölkerung  nach  Stadttheilen.     4.  Wanderung  der  Be- 
völkerung.    5.  Ursachen    der    Kindersterblichkeit.     6.  Alle   Todesursachen 
nach  dem  Wortlaut.     7.  Gruppen  der  Todesursachen  nach  Alter  und  Woh- 
nung etc. 

Naturgemäss  nehmen  in  allen  drei  Serien  die  Bevölkerungsverhältnisse 
den  hauptsächlichsten  Platz  ein.  Ausserdem  finden  wir  aber  noch  in  den 
ersten  beiden  Serien  behandelt:  die  Errichtung  und  Einrichtung  des  städti- 
schen statistischen  Bureaus,  die  Armenpflege,  die  städtische  Bank,  Spar- 
kasse, die  gewerblichen  Hülfskassen,  das  Grundwasser,  das  öffentliche 
Bauwesen,  den  Pfaudverkehr,  die  städtischen  Gas-  und  Wasserwerke  und 
das  Projekt  einer  neuen  Bezirkseintheilung. 

Der  Herausgeber  Dr.  Bruch  hat  es  somit  verstanden ,  in  anerken- 
nenswerther  Weise  über  den  Ort  seiner  Wirksamkeit  nach  den  verschie- 
densten Eichtungen  aufklärend  und  belehrend  zu  wirken,  und  nicht  nur 
der  Verwaltung,  sondern  vor  Allem  der  Wissenschaft  ein  werthvoUes  Ma- 
terial zu  bieten. 
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Statistisches  Handbüchleiu  der  köuigl.  Hauptstadt  Prag  für 
das    Jahr    1876,    herausgog.  von    dum  Dir.  des  städt,   stat.  Bureaus 
Prof.  Jos.  Erben.    Fünfter  Jahrg.  Deutsche  Ausg.  Prag  1877.   136  SS. 
Erste  Abth.     Zur  Aufklärung    über    die  Mortalität   in  Prag.     2.  Me- 
teorologische   und    topographische  Verhältnisse.      3.  Bevölkerung.      4.  Er- 
werbs- und  Kulturverhältnisse.     5.  Gemeindeangelegenheiten. 

Mitth eilungen    des    statist.  Bureaus    der  Stadt  Leipzig, 
herausgeg.  von  E.  Hasse.     Leipzig  1877. 
Heft  XL     Die  Ergebnisse   der  Volkszählung   vom   1.  Dez.   1875 
in  der  Stadt  Leipzig  und  im  Bezirk  der  Amtshauptraannschaft  Leipzig. 
Qu.     80  SS. 

Ausser  den  gewöhnlichen  Rubriken  finden  sich  darin  besonders  die 
schulpflichtigen  Kinder,  die  Anstaltsbewohner,  Hauptübersicht  über  die 
Dichtigkeit  des  Wohnens,  die  Lage  der  Zimmer  in  den  Leipziger  Woh- 
nungen, Beruf  combinirt  mit  Alter,  Civilstand  und  Eeligionsbekenntniss. 

Heft  XIL  Mittheilungen  des  statist.  Bureaus  der  Stadt  Leip- 
zig. Qu.  28  SS. 
Inhalt:  Der  Bevölkerungswechsel  von  1876  und  N'achträge  zu  denen 
von  1871 — 75.  Der  Einfluss  der  W^ohnungsverhältnisse  auf  die  Sterblich- 
keit in  Leipzig.  —  Der  Verf.  fasst  hierbei  das  Resultat  in  den  Satz  zu- 
sammen: „der  Beweis  sei  erbracht,  dass  in  Leipzig  von  allen  lokalen  Ein- 
flüssen auf  die  Sterblichkeit  derjenige  der  Wohnungsdichtigkeit  der  ein- 
flussreichste und  alle  anderen  zurückdrängende  ist".  Indessen  scheint  uns 
der  Zusammenhang  der  erwähnten  Ursache  (Wohuungsdichtigkeit)  und  der 
Thatsache  der  grossen  Sterblichkeit  als  Wirkung  davon  keineswegs  naeh- 
gewies'.n  zu  sein.  Der  Verf.  konnte  unserer  Ansicht  nach  nur  den  Satz 
so  aufstellen :  in  den  Familien ,  welche  nahe  zusammengedrängt  wohnen, 
ist  die  Sterblichkeit  sogar  in  allen  Altersklassen  am  grössten.  Ob  aber 
das  zusammengedrängte  Wohnen  selbst  die  Schuld  trägt  oder  das  Resultat 
nur  dadurch  herbeigeführt  ist,  dass  in  diesen  Familien  notorisch  die  Ar- 
muth  am  grössten,  somit  auch  die  Unbildung  und  die  Mangelhaftigkeit 
der  Ernährung,  muss  weiterer  Untersuchung  vorbehalten  werden.  Es 
kann  auch  trotz  der  vorgeführten  Zahlen  sehr  wohl  in  Leipzig  eine  an- 
dere lokale  Eigenthümlichkeit  an  sich  schädlicher  wirken  als  beschränkter 
Wohnungsraum.  —  In  den  schliesslich  gebotenen  Beiträgen  zur  Indivi- 
dualabsterbeorduung  und  zu  den  Geburtsverhältnissen  ist  ausserordentlich 
dankenswerth  die  unseres  Wissens  neue  Untersuchung  über  den  Beruf  der 
unverehelichten  Mütter,  dann  darüber,  das  wievielste  Kind  das  1876  gebo- 
rene war,  und  in  welchem  Alter  es  die  Mutter  zur  Welt  brachte,  was 
zur  Nachahmung  dringend  empfohlen  werden  muss. 
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Die  periodische  Presse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

I.  Journal  des  Economistes.  Mars  187  8.  I.  L'^volutiou  eco- 
uomique  du  XIX''  Siecle,  par  M.  G.  de  Molinari.  II.  Dialogue  avec  un 
legislateur  sur  la  reorganisatiou  des  chemins  de  fer,  p.  M.  Aug.  Cherot. 
in.  Le  remplacement  des  octrois  par  un  impot  sur  les  valeurs  locatives 
et  le  mobilier,  p.  M.  J.  Clement.  IV.  L'assistance  des  eufants  naturels,  p. 
Ad.  F.  de  Fontpertuis.  V.  Le  deuxieme  congres  d'ouvriers  Franc^ais,  p. 
Charles  M.  Limousin. 

II.  Kevue  Generale  d' Ad  mi  nistrati  on  p.  Maurice  Block. 
I  Annee.  Mars  1878.  I.  Question  de  procedure  constitutionelle,  par  M. 
Jules  Simon.  IL  De  la  preparation  aux  service  publics  en  France,  par 
Charles  Trauchant.  III.  La  gratuite  et  l'obligation  de  l'enseignemeut  pri- 
maire,  par  M.  G.  Charmes.  IV.  Les  rachats  de  chemiu  de  fer  et  l'exploi- 
tatiou  par  l'Etat,  par  M.  Octave  Noel.  V.  Des  arretes  interlocutoires  et 
preparatoires,  par  M.  L.  Pasquier.  VI.  Situation  des  commissaires  de  po- 
lice ,  par  M.  X.  VII.  Projet  de  reforme  du  regime  des  voies  de  commu- 
nication  par  terre.     VIII.  Jurisprud.  admin.   etc. 

III.  L'Economiste  Fran^ais  187  8. 
Nr.  7.  Du  rachat  et  de  l'exploitation  des  petites  lignes  de  chemiu 
de  fer  par  l'Etat.  —  La  navigation  de  la  France  en  1877.  —  Bulletin 
du  mouvement  ouvrier.  Le  congres  ouvrier  de  Lyon.  —  Les  questious 
agricoles  devant  le  parlement.  —  La  Situation  de  l'Egypte.  —  Le  com- 
merce Italien  en  1877.  —  La  richesse  publique  en  Angleterre  et  sa  re- 
cente  augmentation.  —  L'impot  sur  la  grande  vitesse  et  le  commerce  des 
denrees  alimentaires.  —  Les  droits  d'octroi  sur  les  vins  en  bouteilles  et  le 
commerce  ext^rieur  de  la  France.  —  Le  rachat  des  lignes  secondaires  de 
chemins  de  fer.  —  Le  comm.  de  la  France  pend.  le  prem.  mois  de  1878. 

—  Revue  economique  etc. 

Nr.  8.  La  commission  senatoriale  d'enquete  sur  le  commerce  et  l'in- 
dustrie.  —  Le  comm.  exter.  de  la  France  et  de  l'Anglet.  pend.  le  mois 
de  Janv.  1878.  —  Les  deces  de  Paris.  —  Les  halles  centrales  et  la  li- 
berte  de  comm.  —  Le  rachat  des  petites  comp,  de  ehem.  de  fer.  —  Le 
marchet  monet.    —  L'Egypte  et  la  reforme  judiciaire  etc. 

Nr.  9.  Les  tarifs  de  douane  en  France.  —  Les  projets  de  reman- 
cement  de  la  dette  publ.  fran^aise.  —  Le  pauperisme  aux  Etats-Unis.  — 
Des  effets  economiques  de  l'achevement  du  reseau  des  ehem.  de  fer.  — 
Les  taxes  locales  en  Italic.  —  Les  halles  centrales  et  la  liberte  du  comm. 

—  Le  projets  du  reforme  des  peusions  des  fonctionnaires  civils.  —  L'Egypte 
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et  la  reforme  judie.  —  Les  constructions  uavales  en  Augleterre.  —  La 
mouvemeut  economique  et  financier  aux  Etats-Unis,  —  Protection  intern, 
des  marques  de  fabrique.  —  Le  comm.  exter.  des  fers,  fontes  etc.  en 
France  et  en  Angleterre  pendant  les  anuees  1876  et  77.  —  Revue  econ.  etc. 
Nr.  10.  L'impot  sur  les  loyers  et  la  forme  progressive.  —  Les 
causes  geuerales  des  variations  des  prix  en  XIX^  siede:  II.  La  transfor- 
mation  des  moyens  de  transport.  —  Le  mouvement  econ.  et  financ.  en 
Allemagne.  —  Lettres  de  Suisse.  —  L'Egypte.  —  Nos  colonies.  —  La 
distribution  du  sol  et  la  taxe  de  la  terre  en  Angleterre.  —  Les  com- 
pagnies  de  chemin  de  fer  et  le  public.  —  L'etat,  le  phylloxera  et  le  do- 
ryphora.  —  Eevuc  de  jurisprud.  comm.  et  industr.  —  Le  commerce  des 
huiles  minerales  et  la  crise  economique.  —  Revue  etc. 

Nr.  11.  Les  perspectives  fiuancieres  de  la  France.  —  Les  traites  de 
commerce  avec  l'Espagne  et  avec  l'Italie.  —  Les  droits  de  douane  sur  le 
vin  et  le  virage.  —  Lettres  d'Autruche.  —  De  l'influence  des  caisses  d'e- 
pargne  scolaires  sur  les  caisses  d'epargne.  —  La  mortalite  et  hygiene  pu- 
blique. —  La  Suprematie  commerc.  et  industr.  de  la  Gr.  Bret.  etc. 

Nr.  12.  Le  projet  de  tarif  general  des  douanes  et  les  interets  na- 
tionaux.  —  Le  comm.  exter.  de  la  France  et  de  l'Anglet.  —  La  Situation 
econ.  de  la  Grece.  —  Les  greves  en  France,     etc. 

B.  Italien. 
Giornale  degli  Economisti.  1878.  Vol.  VI  No.  6,  I  principii 
della  scienza  economica  secondo  i  socialisti  della  cattedra  (Contiu.)  E. 
Forti.  II  limite  nella  scienza.  Gi  v.  Della  Bona.  Forme  e  leggi  delle 
perturbazioni  economiche.  S.  Cognetti  de  Martiis.  Rassegna  di  fatti 
economici,  Rass.  agraria  e  industriale.  —  Bibliografia, 

C.  England. 
The  Economist  1878.  Vol.  XXX VL  January  5.  No.  1793,  Po- 
sition of  business,  S.  1.  Ouvertüre  of  peaee.  1,  The  new  difficulty  in 
Spain.  2.  Insurance  against  famine  in  India.  3.  The  course  of  price  of 
commodities.  4.  —  No.  1794.  The  reduction  of  the  bank  rate  to  3  p.  C. 
8.  29.  Variation  in  prices  of  securities,  32.  The  board  of  trade  returns 
for  the  past  month  and  year.  33.  etc.  Supplem.  Accounts  relating  to 
trade  and  navigation  of  the  XJn,  K,  for  the  year  1877,  I.  Imports,  IL 
HL  Exports.  V.  Gold  and  silver.  VI.  Circul,  of  banks  in  the  Un,  K,  — 
No.  1795,  Bills  under  discount  by  the  bank  of  France  and  the  bank  of 
Germauy,  57,  Caprices  of  legal  development.  60.  The  eastern  absorption 
of  silver.  61.  etc.  —  No.  1797.  A  Standard  of  value.  S.  120.  The  United 
States  credit.  121.  —  No.  1798.  The  origiu  of  the  currency  fever  in  the 
United  States.  146.  Famine  and  finance  in  India.  147.  The  board  of 
trade  in  returns.  148.  —  No.  1799.  The  American  president's  veto.  177. 
The  London  discount  companies.  178.  —  No.  1800.  The  eflfects  of  iudirect 
election.  203.  American  delusions  on  the  double  Standard.  204,  The  bank- 
ruptcy  Bill,   205, 

Druck   von   Ed.  Fromm  ann   in   Jena. 


VI. 

Der  Eigeiithiimsbegrit'f. 

Von 

Adolph   Samter. 

Es  giebt  Weltanschauungen,  welche  oft  viele  Jahrhunderte 
hindurch  mit  dem  Bewusstsein  der  Zeitgenossen  so  enge  verwachsen 
sind,  dass  erst,  nachdem  die  Institutionen,  mit  denen  sie  verknüpft 
sind,  sich  thatsächlich  mit  zwingender  Gewalt  als  unhaltbar  erwiesen 
haben,  sie  auch  als  unrichtig  erkannt,  und  deragemäss,  weil  tief  ein- 
gewurzelt, freilich  sehr  allmählig  aufgegeben  worden.  Die  Sklaverei 
ist  wohl  Jahrtausende  hindurch  als  ein  durchaus  naturgemässes,  selbst- 
verständliches Verhältniss  der  Menschen  untereinander  angesehn  wor- 
den, und  sie  wurde  erst  verworfen,  als  die  durch  sie  hervorgerufenen 
gesellschaftlichen  Zustände  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten  waren. 
Wie  viele  Faktoren  an  ihrer  Aufhebung  auch  mitgewirkt,  es  waren 
im  Grunde  lediglich  die  durch  die  Sklaverei  erzeugten  überall  als 
morsch  sich  herausstellenden  thatsächlichen  Verhältnisse,  wel- 
che ihre  Aufhebung  veranlassten,  und  dieselbe  im  Lichte  der  neuen 
Zeit  als  verwerflich  erscheinen  Hessen.  Nicht  minder  haben  sich  über 
das  Privateigenthum  Jahrhunderte  hindurch  Anschauungen  einge- 
bürgert, welche  wohl  erst  dann  allgemein  werden  aufgegeben  werden, 
wenn  die  Verhältnisse,  unter  denen  diese  Anschauungen  gross  gezo- 
gen, sich  als  unhaltbar  erwiesen  haben  werden. 

Die  Gestaltung,  welche  die  Eigenthumsvcrhältnisse  in  den  Kultur- 
staaten in  der  letztverflossenen  Zeit  und  in  der  Gegenwart  genommen, 
die  gesellschaftlichen  Gegensätze,  welche  sich  aus  dieser  Gestaltung 
herausgebildet,  lassen  bereits  deutlich  erkennen,  dass  wir  es  auch 
hier,  wie  in  den  letzten  Zeiten  der  Sklaverei,  mit  unhaltbar  gewordenen 
Zuständen  (?  d.  Red.)  zu  thun  haben,  und  es  scheint  der  richtige  Zeit- 
punkt gekommen,  die  Anschauungen  über  Eigcnthum,  wie  sie  seit  Jahr- 
hunderten sich  eingenistet,  einer  Klärung  entgegenzuführen,  und  es  ist 
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Aussicht  vorhanden,  dass  diejenigen,  welche  dieselbe  für  erforderlich 
erachten,  jetzt  bereitwilligeres  Gehör  finden  werden,  als  je  zuvor.  Sie 
werden  unterstützt  durch  die  volle  "Wucht  der  sich  immer  stärker 
geltend  machenden  Thatsachen. 

Seit  dem  römischen  Recht,  wie  es  in  den  Rechtsbüchern  des  Ju- 
stitian  enthalten  ist ,  also  seit  circa  1300  Jahren  stehn  wir  unter  dem 
Banne  der  Voraussetzung,  dass  Eigenthum  lediglich  Privateigenthum, 
und  zwar  möglichst  uneingeschränktes  Privateigenthum  sei,  und  in 
welch  ausgedehntem  Grade  sich  auch  neben  dem  Privateigenthum 
andere  Eigenthumsarten  thatsächlich  geltend  gemacht  haben  und 
noch  geltend  machen,  und  wie  sehr  auch  das  Gesellschaftsleben  Be- 
schränkungen des  Eigen thums  erforderlich  macht,  je  mehr  das  Pri- 
vateigenthum in  den  letzten  Jahrhunderten  in  den  Vordergrund  ge- 
treten ist,  um  so  mehr  hat  die  Ansicht,  dass  Privateigenthum  allein 
Eigenthum  sei  und  seine  ünumschränktheit  bewahren  müsse,  die 
Oberhand  gewonnen,  und  selbst  die  Rechtsanschauungen  weit  über 
Gebühr  beherrscht.  Es  handelt  sich  darum,  dieser  Fiktion  ein  Ende 
zu  bereiten,  welche  weder  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen  Bestand 
haben,  noch  durch  rechtliche  Deduktionen  Begründung  finden  kann. 
Das  Privateigenthum  kann  kein  absolutes  sein  und  dem 
Privateigenthum  steht  ein  gesellschaftliches  Eigenthum 
zur  Seite,  welches  volle  wissenschaftliche  und  rechtliche  Anerken- 
nung beansprucht.  Dieses  gesellschaftliche  Eigenthum  neben  dem 
Privateigenthum  zu  erkennen  stellt  sich  als  unabweisbare  Nothwen- 
digkeit  heraus. 

Um  den  Begriff  des  gesellschaftlichen  Eigenthums  zu  er- 
fassen, ist  es  unerlässlich ,  den  Eigenthumsbegriff  festzustellen. 
Erst  wenn  man  das  Wesen  des  Eigenthums  erkannt  hat,  ist  die  Mög- 
lichkeit geboten,  auch  eine  bestimmte  Eigenthumskategorie,  als  welche 
sich  das  gesellschaftliche  wie  das  Privateigenthum  ergiebt,  aufzufas- 
sen. Der  specielle  Begriff  des  gesellschaftlichen  Eigenthums  muss 
ebenso  wie  der  des  Privateigenthums  unverstanden  bleiben,  so  lange 
nicht  der  allgemeine  des  Eigenthums  erkannt  ist. 

„Es  ist",  sagt  Ahrens^),  „eine  auffallende  Thatsache,  dass  eine 
bei  allen  Kulturvölkern  sich  vorfindende  Einrichtung  wie  die  des  Eigen- 
thums noch  keine  genügende  wissenschaftliche  Bestimmung  weder  in 
ihrem  Grunde  und  Wesen  noch  nach  ihrem  Begriffe  und  Umfange  ge- 
funden hat  2)."    Wir  stehn   mithin  vor  dem  Eigenthumsbegriff  nicht 

1)  Ähren s,  Naturrecht  6.  Auflage  II  S.  107. 

2)  Dagegen  Girtaner:  „Der  Begriff  des  Eigenthums  gehört  bisher  zu  den  Gegen- 
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vor  einer  bereits  erledigten  und  allgemein  anerkannten  These,  son- 
dern derselbe  ist  gegenüber  den  Ausführungen  der  bedeutendsten  Ge- 
lehrten noch  durchaus  strittig,  und  eine  jede  Feststellung  des  Eigen- 
thumbegriffs  wird  sich  erst  ihre  Anerkennung  erkämpfen  müssen. 

Im  EigenthurasbegrifiP  sind  drei  Momente  zu  unterscheiden,  1)  das 
Eigenthumsobjekt.  Es  umfasst  die  Gegenstände,  an  welchen  Eigen- 
thum  bestehn  kann.  2)  Das  Eigen thums Subjekt,  die  Inhaber, 
welchen  das  Eigenthum  überantwortet,  zu  „eigen"  gegeben  ist.  3)  Das 
Eigenthumsrecht,  das  Rechtsverhältniss,  welches  zwischen  Eigen- 
thumssubjekt  und  Eigenthumsobjekt  besteht.  Ueber  jedes  dieser  Mo- 
mente kann  Meinungsverschiedenheit  herrschen,  und  herrscht  Mei- 
nungsverschiedenheit, und  erst  wenn  über  alle  diese  Momente  ein 
Einvernehmen  erzielt  ist,  lässt  sich  die  Behauptung  abgeben,  der 
Eigenthumsbegriff  ist  festgestellt.  Zunächst  ist  es  durchaus  nicht 
unbestritten,  welche  Gegenstände  in  das  Eigenthum  überzugehn 
haben,  beziehungsweise  von  demselben  auszuschliessen  sind;  noch 
strittiger  ist,  wer  Eigenthum  er  der  verschiedenen  Gegenstände 
sein  darf,  und  am  strittigsten  sind  die  Grenzen  des  Eigen  thums,  bis 
wie  weit  das  Eigenthum  zuzulassen,  und  bis  wie  weit  es  sich  zu  er- 
strecken habe.  Es  ist  daher  sehr  erklärlich,  dass  der  Eigenthums- 
begriff sehr  verschiedenartig  aufgefasst  wird,  und  dass  ein  Einver- 
ständniss  über  die  auf  drei  Punkte  sich  erstreckende  Eigenthumsbe- 
gritfsbestimmungen  nichts  weniger  als  leicht  erzielbar  ist,  so  dass  der 
Begriff  Eigenthum  mehr  Anlass  zu  Widersprüchen  in  sich  birgt,  als 
im  Allgemeinen  angenommen  wird.  Jedenfalls  muss  es  von  vornherein 
weit  abgewiesen  werden,  das  Eigenthum  als  etwas  Selbstverständli- 
ches aufzufassen,  das  etwa  so,  wie  es  vor  uns  liegt,  einfach  zu  adop- 
tiren  ist;  vielmehr  erfordert  das  Eigenthum,  als  fundamentale  Insti- 
tution der  Gesellschaft  die  eingehendste  und  sorgfältigste  Prüfung. 

Eigenthumsobjekte  sind  alle  sachlichen  Gegenstände, 
welche  aneignungsfähig  sind,  eine  abgesonderte  Existenz 
haben,  irgend  welchen  Werth  haben  (Sachgüter  sind) 
und  von  der  Rechtsordnung  als  Eigenthumsobjekte  an- 
erkannt sind. 


ständen  ,  über  welche  in  den  verschiedenen  Lehrbüchern  und  Systemen  eine  sonst  so 
selten  vollkommene  Eintracht  herrschte."  Er  fährt  aber  auch  seinerseits  fort:  „Unge- 
achtet aller  Einstimmigkeit  kann  schwerlich  zugegeben ,  dass  die  Aufgabe ,  um  die  es 
sich  handelt ,  mit  den  erwähnten  Definitionen  genügend  gelöst  ist."  (Die  Rechtsstellung 
der  Sache  und  der  Eigenthumsbegriff.  Jahrbücher  für  die  Dogmatik  des  heutigen  römi- 
schen und  deutschen  Reclits  von  Gerber  und  Jhering  III.  Bd.   67.   68.) 
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Eigenthum  im  engeren  eigentlichen  Sinne  können  nur  Sachen, 
körperliche  Gegenstände  werden  3)  *).  In  der  Sache,  das  Eigen- 
thumsohjekt  bildend,  liegt  der  prinzipielle  Gegensatz  zu  der 
Person,  dem  Eigen thumssubjekt,  welchem  über  die  Sache  das  Eigen- 
thumsrecht  eingeräumt  wird^).  Der  Eigenthumsbegriff  würde  sofort 
an  Schärfe  verlieren,  wollte  man  nicht  von  der  wirklich  existirenden 
gleichsam  handgreiflichen  Sache  ausgehn''),  welche  ihrerseits  eine 
körperliche  E>dstenz  führt,  wie  die  Person  als  das  geistige 
Wesen  auftritt,  welche  als  solche  den  Anspruch  erhebt,  die  Sache  in 
seine  Machtsphäre  ziehn  zu  dürfen. 

Das  Eigenthum  kann  freilich  auch  im  weiteren  Sinne  gefasst  wer- 
den, indem  man  von  Eigenthums rechten  au  nicht  körperlichen  Sa- 
chen spricht,  wie  denn  die  neuere  Gesetzgebung  Eigenthums  rechte 
an  nicht  körperlichen  Sachen  zugelassen  und  konstatirt  hat ''')  ^).  So 
weit  dieses  aber  der  Fall  ist,  so  weit  das  Eigenthum  im  weiteren 
Sinne  gebraucht,  und  auf  nicht  körperliche  Sachen  ausgedehnt  wird, 
so  ist  dieses  nur  im  bildlichen  Sinne  zu  verstehn,  wie  überhaupt 

3)  ,,Eigenthumsgegenstand  ist  nur  die  körperliche  Sache."  Pagenstecher,  Die 
römische  Lehre  vom  Eigenthum  in  ihrer  modernen  Anwendbarkeit  S.  40. 

4)  ,, Unter  Sachen  versteht  man  körperliche  Gegenstände  mit  Ausnahme  des 
menschlichen  Körpers."     Sintenis,  Das  praktische  gemeine  Civilrecht  3.  Aufl.  S.  416. 

5)  ,,Im  Eigenthum  ist  der  Gegensatz  zwischen  Subjekt  und  Objekt  der  schroffste, 
das  Verhältniss  ein  totales,  durch  die  Körperlichkeit  des  Gegenstandes  gleichsam  sicht- 
bares."    Pagenstecher  a.  a.  O.  S.  2. 

6)  Adolph  Wagner  verlangt,  dass  die  Definitionen  von  Eigenthum  ,,weit  genug 
seien  ,  um  neben  dem  Eigenthum  an  körperlichen  Sachen  auch  ein  Eigenthum  an  Ver- 
hältnissen, Rechten,  Forderungen,  also  auch  das  ,,  ,,geistige  Eigenthum""  mit  umfas- 
sen zu  können."     Grundlegung  S.  501. 

7)  ,,Zum  Begriff  der  Sache  gehört  das  Moment  der  realen  Existenz,  der  Körper- 
lichkeit. Es  ist  jedoch  dem  positiven  Recht  unbenommen,  blos  gedachte  Dinge  als  Ge- 
genstände von  Rechtsverhältnissen  zu  behandeln  wie  körperliche.  Insofern  es  dies  wirk- 
lich thut,  wird  man  passend  von  unkörperlichen  Sachen  reden  dürfen."  Windscheid, 
Lehrbuch  des  Pandektenrechts  4te  Aufl.  S.  409. 

8)  ,, Hinsichtlich  der  Objekte  der  Güter ,  auf  welche  der  (Eigenthums)  Begrifi"  aus- 
zudehnen ist ,  besteht  in  dem  positiven  Rechte  eine  verschiedene  Auffassung  und  Be- 
handlung. Das  römische  Recht  hat  das  Eigenthum  auf  körperliche  Sachen  eingeschränkt, 
obwohl  es  gewisse  im  Eigenthum  liegende  Momente  auch  auf  unkörperliche  Rechte,  wie 
auf  Servituten  anwendete;  der  deutsche  Geist  dagegen  fasste  als  Gegenstand  des  Eigen- 
thums nicht  nur  Sachen,  sondern  auch  Rechte  an  Sachen  auf.  Das  östr.  Gesetzbuch  sagt 
§.354:  Alles  was  Jemandem  zugehört,  alle  seine  körperlichen  und  unkörperlichen 
Sachen  heissen  sein  Eigenthum."  Ahrens  a.  a.  O.  S.  115.  Das  allgem.  Landrecht  I 
8.  1  sagt :  Eigenthümer  heisst  derjenige ,  welcher  befugt  ist  über  die  Substanz  einer 
Sache  oder  eines  Rechts  mit  Ausschliessung  Anderer,  aus  eigener  Macht  durch  sich 
selbst  oder  einen  Dritten  zu  verfügen. 
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Eigcnthum  und  Eigentimms  rechte  von  einander  gelialten  werden 
müssen^)  ^^).  Es  braucht  in  dieser  Beziehung  nur  an  das  sogenannte 
geistige  Eigen th um  erinnert  zu  werden.  Ahrens^^)  macht  mit  Reclit 
darauf  aufmerksam:  „Der  Autor  verfolgt  dem  Eigenthum  gci'ade  ent- 
gegengesetzten Zweck,  indem  die  Absicht  nicht  auf  Aneignung  son- 
dern auf  Mittheilung  eines  Gutes  geht."  „Das  Urheberrecht  ist",  wie 
Krause  ^2)  es  richtig  bezeichnet,  „nicht  selbst  ein  Eigenthums-  oder 
Vermögens  Objekt,  sondern  nur  eine  in  der  geistigen  Arbeit  liegende 
Erwerbsart  des  Eigenthums.  Eigenthumsrechte  können  da- 
her Anspruch  auf  P^igenthum  geben,  ohne  selbst  Eigen- 
thum zu  sein."  Das  reale  Eigenthum  setzt  sich  ausschliesslich  aus 
Sachen  zusammen;  der  korrekte  Eigenthumsbegriff  vermag  nur  Sa- 
chen als  Eigen thumsobjekte  anzuerkennen. 

Die  Aneignung sfähigkeit  ist  die  Vorbedingung  dazu,  dass 
ein  Gegenstand  Eigenthum  werden  kann.  Sobald  er  sich  wie  die 
Luft,  das  Licht,  das  Meer  (res  naturali  jure  omnium  communes),  an 
denen  im  Ganzen  keine  Sonderherrschaft  erworben  werden  kann  *  ^), 
der  Aneignung  entzieht,  so  kann  er  nicht  in  das  Eigenthum  über- 
gehen i^).  Erst  mit  der  Aneignungstahigkeit  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  dass  der  betreffende  Gegenstand  Eigenthumsobjekt  werden 
kann.  Sobald  der  Gegenstand  nicht  angeeignet  werden  kann,  so 
kann  er  nicht  Eigenthumsgegenstand  werden;  er  bleibt,  weil  er 
sich  der  Aneignung  der  Menschen  entzieht,  freies  Gut. 

Der  Gegenstand  muss  ferner  eine  abgesonderte  Existenz 
haben,   wenn   er  Jemandem   zu  eigen  gegeben  werden  solP^),   da 

9)  „Das  Eigenthum  selbst  ist  körperlich,  alle  Rechte  unkörperlich."  Pagenste- 
cher a.  a.  O.  S.  4. 

10)  „Die  Sachen,  woran  die  Sachenrechte  bestehn ,  sind  durchweg  körperliche  (res 
corporales) ;  unkörperliche  Sachen  sind  gewisse  Sachenrechte  selbst,  nicht  ihr  Objekt." 
Brinz,  Lehrbuch  der  Pandekten  S.  132. 

11)  Ahrens  a.  a.  O.  S.  149. 

12)  Ahrens  a.  a.  O.  S.  153. 

13)  Ahrens  a.  a.  0.  S.  104. 

14)  ,, Verwerflich  ist  die  Ansicht  von  einem  gemeinsamen  ,, ,, Eigenthum""  aller  Men- 
schen über  die  res  naturali  jure  omnium  communes.  Vielmehr  schliesst  die  Natur 
jener  Sachen  ihre  Eigen  thumsfähi  gkeit  aus,  die  Gebrauchsfreiheit  für  alle 
Menschen  ein."     Pagenstecher  a.a.O.   S.  49. 

15)  ,,Das  Sondereigenthum  der  Privaten  fordert  eine  räumliche  Begrenzung  der 
Sphäre  ihres  ausschliesslichen  Schaltens  und  Waltens.  Dieselbe  wird  bei  Mobilien  der 
Regel  nach  durch  deren  Individualität  gegeben.  Und  zwar  gilt  dieses  mit  Nothwendig- 
keit  bei  reell  nicht  theilbaren  Sachen  (Reitpferd ,  Kunstmittel) ,  dagegen  ist  bei  reell 
theilbaren  Mobilien  ein  besonderes  Eigenthum    an  den  Theilen  auch  vor  Verwirklichung 
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andernfalls  die  Verfügung  über  den  Gegenstand,  der  noch  mit  einem 
andern  dem  betreffenden  Eigenthumsverhältniss  nicht  unterworfenen 
Gegenstande  verknüpft  ist,  von  vornherein  beschränkt  ist,  von  einem 
Jemandem  „eigen  sein"  nicht  eher  die  Rede  sein  kann,  als  bis  der 
Gegenstand  seine  abgesonderte  Existenz  hat.  Es  bleibt  hier  zu- 
nächst ganz  bei  Seite,  in  welchem  Verhältniss  der  Gegenstand  zu 
seinem  Eigenthümer  steht,  ob  der  Gegenstand  Einem  überantwortet 
ist,  ob  Mehrere  Eigenthum  am  Theile  eines  Ganzen  haben,  ob  der 
Gegenstand  einer  Gesammtheit  zu  eigen  gegeben  ist;  der  Gegen- 
stand als  solcher  muss  sich  von  anderen  Gegenständen  abheben, 
er  muss  eine  gesonderte  Existenz  führen,  um  überhaupt  in  ein  Eigen- 
thumsverhältniss treten  zu  können^*'),  um  Jemandem  zu  eigen  ge- 
geben werden  zu  können.  Das  Eigenthum  gewinnt  erst  reale  Exi- 
stenz, wenn  der  Eigenthumsgegenstand  in  unzweifelhafter  Gewiss- 
heit feststeht,  d.  h.  in  sich,  von  allen  anderen  Gegenständen  unter- 
schieden, abgegrenzt  ist.  Erst  dann  kann  der  Gegenstand  Eigen- 
thumsobjekt  werden. 

Ferner  muss  der  Gegenstand  irgend  welchen  Werth  haben,  mit 
anderen  Worten  ein  Sachgut  sein,  wenn  er  Eigenthumsobjekt  werden 
soll,  da  es  andernfalls  an  einem  Eigenthumssubjekt  fehlen  würde,  das 
ihn  zum  Eigenthumsobjekt  erhebt.  Einen  Gegenstand  zum  Eigen- 
thumsobjekt machen,  heisst,  ihn  Jemandem  zu  eigen  geben;  hierin 
liegt,  wie  späterhin  ausgeführt  werden  wird,  ein  Herrschaftsverhält- 
niss  eingeschlossen.  Ueber  Nichts  kann  man  nicht  herrschen;  diese 
Herrschaft  wäre  ein  Phantom.  Sie  gewinnt  erst  reale  Existenz,  wenn 
das  Objekt  irgend  welchen  Werth  in  sich  birgt,  der  dem  Eigenthümer 
eine  Unterlage  giebt,  seine  Herrschaft  zu  bethätigen.  Dieser  Werth 
kann  der  denkbar  geringste  sein,  ja  er  braucht  nicht  einmal  sich 
thatsächhch  geltend  zu  machen,  er  kann  latent  sein,  und  nur  für  die 
Zukunft  in  Aussicht  stehn,  —  er  kann  selbst  ein  imaginärer  sein, 
aber  irgend  welchen  Werth  muss  der  Gegenstand  haben,  oder  rich- 
tiger irgend  welcher  Werth  muss  ihm  beigelegt  sein,  weil  er  sonst 
Eigenthümer-los  bleiben  würde,  weil  derjenige,  dem  er  zu  eigen  gege- 


der  Trennung  an  sich  nicht  unmöglich,  z.  B.  an  einer  angezeichneten  aber  noch  nicht 
getrennten  Anzahl  von  Ellen  eines  grösseren  Stück  Zeug  *) ,  oder  an  dem  Rad ,  das  mit 
dem  Wagen  eines  Anderen  verbunden  ist,  oder  an  einem  Juwel,  welches  in  einem 
Schmuck  gefasst  ist."     Dernburg,  Lehrbuch  des  preuss.  Privatrechts  S.  451. 

*)  ist  durch  die  Anzeichnung  bildlich  getrennt. 

16)  ,,DJe  einzelne  körperliche  Sache  ist  jederzeit  nur  in  einem  Eigenthum  zu 
stehn  fähig."     Pagenstecher  a.  a.  O.  S.  8. 
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bell  ist,  keinen  Anhalt  hätte,  ihn  als  Eigenthum  zu  betrachten.  Ein 
im  strengsten  Sinne  des  Wortes  werthloser  Gegenstand  kann  nicht 
Eigenthum  werden,  wenn  er  aucli  freilich  thatsäclilich  in  Besitz  über- 
gehen kann,  wie  man  auch  von  werthlosem  Besitz  spricht.  Ein  ab- 
solut werthloses  Eigenthum  ist  ein  Widerspruch. 

Alle  diese  bisher  angeführten  Erfordernisse,  dass  der  Gegen- 
stand eine  körperliche  Sache  ist,  dass  er  aneignungsfähig  ist,  dass 
er  eine  abgesonderte  Existenz  führt,  dass  ihm  irgend  ein  Werth  bei- 
gelegt wird,  reichen  noch  nicht  aus,  einen  Gegenstand  endgültig  zum 
Eigenthumsobjekt  zu  machen.  Die  Rechtsordnung  muss  erst 
den  Gegenstand  als  Eigenthumsobjekt  anerkennen,  bevor 
er  thatsäclilich  als  Eigenthumsobjekt  fungiren  kann.  Es  ist  dieses 
von  fundamentaler  Bedeutung.  Der  Eigenthumsbegritf  steht  und  fällt 
mit  der  Erkenntniss,  dass  ohne  Anerkennung  seitens  des  öffentlichen 
Rechts  kein  Gegenstand  Eigenthumsobjekt  werden  kann.  Die  eben 
angeführten  Erfordernisse  sind  die  subjektiven,  die  Anerkennung  sei- 
tens des  öffentlichen  Rechts  das  objektive  Erforderniss,  um  einen  Ge- 
genstand zum  Eigenthumsobjekt  zu  stempeln.  Das  öffentliche  Recht 
kann  nicht  dem  Gegenstande  die  Eigenschaften  verleihen,  die  es  be- 
fähigen Eigenthumsobjekt  zu  werden,  aber  seine  Anerkennung  muss 
hinzutreten,  wenn  die  Eigenthums fähigen  Gegenstände  auch  reale 
Eigenthumsgegenstände  werden  sollen.  Das  öffentliche  Recht 
muss  das  Eigenthum  durch  alle  seine  Stadien  begleiten 
und  der  Eigenthumsbegriff  würde  nicht  nur  die  empfindlichste  Lücke 
aufweisen,  sondern  ohne  feste  Grundlage  sein,  wenn  in  ihm  nicht  das 
öffentliche  Recht  als  Begründer  des  Eigenthumsobjekts  hingestellt 
wäre,  wenn  in  ihm  Gegenstände  als  Eigenthumsobjekt  anerkannt  sein 
würden,  welche  die  Rechtsordnung  als  solche  nicht  ausdrücklich  an- 
erkannt hätte  1^).  Es  wird  dieses  freilich  erst  in  voller  Schärfe  her- 
vortreten, wenn  auch  das  Eigenthumssubjekt  und  das  Rcchtsverhältniss 
des  Eigenthums  also  alle  beim  Eigenthum  zu  berücksichtigenden  Mo- 
mente ins  Auge  gefasst  sind,  d.  h.  der  Eigenthumsbegriff  erschöpft 
ist,  aber  es  muss  schon  hier  ausgesprochen  werden,  es  giebt  kein 
Eigenthumsobjekt  ohne  rechtliche  Anerkennung  und  Behandlung. 


17)  „Warum  soll  sich  die  rechtliche  Ordnung  nur  auf  Personen ,  nicht  auch  auf 
Sachen  beziehn,  und  unmittelbar  auch  auf  diese  wie  für  jene  die  Beziehungen  feststel- 
len und  regeln?  Zu  jeder  Macht,  zu  jedem  Machtverhältniss  gehören  zwei  Faktoren, 
ein  Subjekt  und  ein  Objekt.  Auch  dieses  Objekt ,  die  Sache ,  stellt  ihre  selbstständigen 
Anforderungen  an  die  Gestaltung  des  Verhältnisses,  des  Rechts,  unabhängig  von 
dem  der  Persönlichkeit."     G  Irtan  er,  Jahrbücher  v.  Gerber  u.  Jhering  III  S.  64. 


27  ß  Adolph  Samt  er, 

E i gen tliu ms  Subjekte  sind  die  Personen  i^).  Wie  Eigen- 
thumsübjektc  nur  Sachen  sein  können,  so  müssen  Eigenthums- 
subjekte  Personen  sein^''). 

Dass  in  der  Sache,  welche  das  Eigenthumsobjekt  bildet,  der  prin- 
zipielle Gegensatz  zu  der  Person,  dem  Eigenthumssubjekt  liegt,  ist 
schon  erwähnt  worden.  Die  Sachen  müssen  Körper  sein,  um  ins 
Eigcnthum  übergehn  zu  können;  die  Personen  müssen  Eigenthum  ha- 
ben, um  als  Personen  auftreten  zu  können.  Die  Sachen  haben  die 
Bestimmung,  Eigenthum  zu  werden  2")  21)^  und  sie  werden  es,  falls 
sie  die  hierzu  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen,  und  vom  Eigen- 
thumssubjekt unter  Anerkennung  der  Rechtsordnung  zum  Eigenthum 
erhoben  werden,  die  Personen  erfordern  Eigenthum,  um  ihre  Per- 
sönlichkeit bethätigen  zu  können  22).  Es  ist  durchaus  unzulässig,  das 
Eigenthum  nur  als  eine  Institution  aufzufassen,  welcher  in  der  Ge- 
sellschaft eine  Stätte  bereitet  ist,  weil  sie  Nutzen  gewährt,  die  mit- 
hin abzuschaffen  wäre,  wenn  die  Nachtheile,  mit  denen  sie  begleitet 
ist,  die  Vorthcile  überwiegen  würden.  Das  Eigenthum  hat  einen  we- 
senthch  tieferen  Grund  als  den  der  Nützlichkeit,  es  findet  seine  Be- 
gründung in  der  Persönlichkeit  der  Eigenthumssubjekte.  Diese 
ist  es,  welche  die  Institution  des  Eigenthums  unabweisbar  macht, 
gleichsam  schafft,  wie  das  Eigenthumsobjekt  nur  das  Material  ist,  aus 
welchem  das  Eigenthum  geschaffen  wird.  Der  Puchta'sche  Satz 
„kein  Vermögen  ohne  Person"  kann  auch  umgekehrt  gefasst  werden, 
keine  Person  ohne  Vermögen.   Der  Nutzen,  welchen  das  Eigen- 


18)  „Die  subjektive  Rechtsfähigkeit  steht  bei  der  Person.  Physische  Person  und 
cigenthumsfähig  ist  z.  Z.  jeder  physische  Mensch."     Pagenstecher  a.  a.  O.   S.  25. 

19)  „Windscheid  hat  nicht  versäumt  zu  demonstriren  wie  ein  "Vermögen  ohne 
Subjekt  bestehn  könne  (Pandekten  §.  49  Anm.  2 :  „  „mit  dem  Begriff  des  Rechts  ver- 
einigt sich  die  behauptete  Möglichkeit  [subjektlosen  Vermögens]  durch  die  Betrachtung, 
dass  das  Recht  nicht  reales  Wollen  ist,  sondern  Wollen  dürfen"")  und  wird  man  sich, 
wenn  seine  Frage  richtig  ist,  dazu  bequemen  müssen,  ein  Vermögen  nicht  nur  ohne 
Person  oder  Subjekt ,  sondern  auch  ohne  alle  und  jede  Zugehörigkeit  oder  Zuständigkeit 
zu  denken.  Allein  abgesehn  davon,  dass  es  noch  nicht  ausgemacht  ist,  ob  die  Essenz 
aller  Rechte,  ob  namentlich  die  des  Eigenthums  in  dem  ,,  ,,Wollen  dürfen""  aufgeht, 
so  entsteht  die  Frage,  ob  in  dem  Wollendürfen  nicht  das  Wollen  als  integrirender  Thcil 
gedacht ,  und  ob  dieses  ohne  ein  Wollendes ,  gleichwie  das  Dürfen  ohne  ein  Dürfendes, 
dieses  und  jenes  ohne  Subjekt  zu  denken  ist."     Brinz  a.  a.  O.  S.  201. 

20)  „Die  Sache  hat  die  Bestimmung,  dem  Menschen  eigen  zu  sein."  Girtaner, 
Jahrbücher  von   Gerber  und  Jhering  III.  Bd.   S.  83. 

21)  ,,Es  ist  die  Bestimmung  der  Sache  Eigenthum  einer  bestimmten  Person  zu  sein, 
ihr  zu  gehören."     Förster,  Privatrecht  III.  Bd.   S.  124. 

22)  Samter,  Soziallehre  S.  107—109. 
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thuui  gewährt,  ist  nur  eine  Accidoiiz  der  Eigcntlmnisinstitution,  wel- 
chem, mag  dieselbe  sich  gestalten,  wie  sie  will,  auch  Nachtheile 
gegenüberstehn;  der  Nutzen  der  Eigenthumsinstitution  kann  nicht  als 
Basis  des  Eigenthums  gelten,  diese  vermag  nur  die  Persönlichkeit  der 
Eigenthumssubjckte  zu  sein.  Der  Eigenthumsbegriff  würde  ein  sehr 
hohler  und  leerer  bleiben,  wenn  er  sich  nur  auf  die  Nützlichkeit  des 
Eigenthums  in  der  menschlichen  Gesellschaft  stützen  wollte,  wenn  er 
nicht  das  Eigenthum  auf  die  Persönlichkeit  der  Eigenthumssubjckte 
zurückführen  wollte.  Hält  der  Eigenthumsbegriff  nicht  fest,  dass 
Eigenthumsobjekte  körperliche  Sachen  sind,  so  entzieht  er  sich  dem 
realen  Boden ;  abstrahirt  der  Eigenthumsbegriff  von  der  Persönlichkeit 
der  Eigenthumssubjckte,  so  entäussert  er  sich  des  geistigen  Gehalts. 
Mit  dem  sogenannten  Zweckvermögen  ist  man  darauf  angewiesen, 
mit  Nützlichkeitsrücksichten  zu  operireu,  denen  auch  unabweisbare 
Nachtheile  gegenüberstehn.  Auf  solch  schwankende  Grundlage  darf 
sich  der  Eigenthumsbegriff  nicht  stellen.  Erst  mit  der  Persönlichkeit 
der  Eigenthumssubjckte  gewinnt  der  Eigenthumsbegriff  festen  Boden. 

Die  Eigenthumssubjckte  sind  1)  Einzelpersonen,  2)  freiwillig  ge- 
schlossene Personenverbände  (Familien,  Genossenschaften,  Korpora- 
tionen, Kirche),  3)  gesellschaftliche  Zwangsgemeinschaften  (Gemeinde, 
Staat). 

Es  ist  dieses  der  anscheinend  einfachste,  und  dennoch  einer  der 
wichtigsten  Sätze,  der  in  der  vorliegenden  Entwickelung  des  Eigen- 
thumsbegriffes  ausgesprochen  werden  wird.  Mit  ihm  wird  vorweg  da- 
gegen Front  gemacht,  dass  Eigenthum  ausschliesslich  oder  auch  nur 
lediglich  Privateigenthum  sei.  Wie  Eingangs  erwähnt,  es  ist  der 
folgenschwerste  Irrthum,  der  sich  in  dem  Eigenthumsbegriff 
eingenistet  hat,  dass  Privateigenthum  allein  Eigenthum 
sei  2  3)  2  4)^  so  dass,  um  welche  Eigenthumsverhältnisse  es  sich  auch 


23)  „Das  vornehmste  Prinzip  der  Eigenthumsordnung  ist  das  rein  individua- 
listisch aufgefasste  möglichst  absolute  Eigenthum  an  allen  Arten  von  Sachgü- 
tern. .  .  .  Erst  der  Sieg  des  Individualprinzips  über  das  Gemeinschaftsprinzip  hat  die 
Ansicht  geschaffen,  dass  das  alle  Sachgüter  gleichmässig  umfassende  ab- 
solute allen  Privaten  zustehende  Privateigenthum  überhaupt  allein 
Eigenthum  sei."     Adolph  Wagner,  Die  Grundlegung  S.  305.   306.  .  .  441. 

So  sehr  nun  auch  Wagner  gegen  dieses  absolute  individualistische  Privateigenthum 
Front  macht ,  und  eine  Erweiterung  der  Eigenthumbegriffsbestimraung  anstrebt ,  iind  so- 
gar anerkennt,  ,,dass  das  Recht  die  Ausdehnung  des  Eigenthums  bestimmt,  d.  h.  es  be- 
stimmt, an  welchen  äusseren  Gütern  ein  Privateigenthum  zulässig  ist"  (a.  a.  O.  S.  504), 
so    behandelt  er    doch    in   seiner  Eigenthumsordnung    lediglich  das  Privateigenthum    und 
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neben  dem  Privateigen thum  handeln  mag,  sei  es  getheiltes  Eigenthum, 
Miteigenthum2'>),  Gesammteigenthum  ^6),  diese  Eigenthumsgestaltun- 
gen  immer  auf  das  Privateigenthum  zurückgeführt  ^ 7),  gleichsam  vom 
Gesichtspunkt  des  Privateigenthums  betrachtet  worden  sind.  „In  Folge 
dessen",  sagt  Dernburg,  „treten  diese  Institutionen,  obgleich  wirth- 
schaftlich  dazu  bestimmt,  der  Einseitigkeit  des  Privateigenthums  die 
Wage  zu  halten ,  nach  juristischen  Begriffen  wieder  in  dessen  Rahmen 
ein  2^)."  Es  ist  geradezu  erstaunlich,  welche  Mühe  man  sich  gege- 
ben hat,  da  wo  man  mit  dem  reinen  Privateigenthumsbegritf  nicht 
auszukommen  vermochte,  den  privatrechtlichen  Gesichtspunkt  auf  das 
nicht  private  Eigenthum  zu   übertragen.     Es  wurde  gleichsam  „die 


eröffnet  dieselbe  mit  dem  Satz :  „Unter  Eigenthum  wird  in  Folgendem  zunächst  dem 
juristischen  Sprachgebrauch  gemäss  Privat-  oder  Sondereigenthum  an  körperlichen  Sa- 
chen (Sachgütern)  verstanden ,  und  zwar  dasjenige  Privateigenthum ,  welches  den  Pri- 
vatpersonen (Privatwirthschaft)  an  den  Sachen  zustehen  kann  (das  Eigenthum  an  res  in 
commercio)  und  seinen  Umfang  und  Inhalt  alsdann  wesentlich  vom  Willen  dieser  Perso- 
nen als  den  Eigenthümern  enthält  "  (Ebendaselbst  S.  439.)  Auch  wo  er  weiterhin  von 
der  Erweiterung  des  Eigenthumsbegriffs  spricht ,  bleibt  er  immer  bei  dem  Privat- 
eigenthum stehn ,  und  spricht  auch  nur  von  dem  Privateigenthum  der  Gemeinde  und 
des  Staats  (Not.  2  zu  §.  254). 

24)  „Grund  und  Bestimmung  des  Eigenthums  liegt  in  der  Ei  nz  el persönlichkeit. 
.  .  Das  Eigenthumsrecht  ist  im  Vermögensrecht  das  oberste  jus  singulorum."  Ahrens 
a.  a.  O.  S.  145. 

25)  Das  Eigenthumsrecht  an  einer  Sache  kann  Mehreren  der  Art  zustehn  ,  dass  das 
Recht  eines  Jeden  seiner  Anlage  nach  auf  die  Totalherrschaft  über  die  ganze  Sache  ge- 
richtet ist ,  sich  jedoch  durch  die  Konkurrenz  zu  einem  blossen  Theilrecht  gestaltet. 
(L.  R.  I  17  §1.)  Dieses  Verhältniss  wird  vom  Landrecht  als  gemeinschaftliches  Eigen- 
thum, in  neuerer  Zeit  als  Miteigenthum  bezeichnet.  .  .  Für  die  Gemeinschaft  der 
Miteigenthümer  bestehn  bei  uns  je  nach  ihrer  besonderen  Art  sehr  verschiedene  konkrete 
Rechtssätze.  Es  sind  z.  B.  die  Verhältnisse  der  Erwerbsgesellschaften ,  bergmännische 
Gewerkschaften ,  Kirchen-  und  Schulgesellschaften ,  die  aus  Testamenten  entspringenden 
Gemeinschaften ,  das  aus  der  eheliclien  Gütergemeinschaft  entstehende  Miteigenthum  in 
abweichender  Art  geordnet."  Dernburg  a.a.O.  472.  473.  „Das  Miteigenthum"  um- 
fasst  hiernach  in  der  That  die  heterogensten  Elemente. 

26)  „Mehrere  Personen  können  gemeinsam  ein  und  dasselbe  Eigenthum  haben  (con- 
dominium)  ,  dadurch  ergeben  sich  nothwendig  Bruchtheile  des  Eigenthums  an  der  Sache 

selbst In  der  Mitte    zwischen  römischem  Eigenthum ,  juristischer  Person    und 

Miteigenthum  steht  das  Gemeindeeigenthum  der  aus  den  Theilberechtigten  gebildeten  Kor- 
poration."    Pagenstecher  a.  a.  O.  S.  23.  25. 

27)  „Das  römische  Recht  vermittelte  dieses  dadurch,  dass  es  die  gedachten  sozialen 
Grössen  als  Personen  auffasste ,  welchen  Vermögen  in  derselben  Art  wie  Privaten  ge- 
hört. (Die  Beseitigung  des  Begriffs  der  juristischen  Person  ist  neuestes  Bestreben  v. 
B  r  in  z,  Pandekten  II  S.  979.)"     (S.  Note  29.)     D  e  r  nb  u  rg  a.  a.  O.  S.  83. 

28)  Dernburg  a.  a.  O.  S.  83. 
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juristische  Person"  erfunden  2"),  nur  um  das  Eigenthuni  der  Verbände, 
Korporationen,  Gemeinschaften  u.  s.  w.  in  den  Begriflf  des  Privateigen- 
thums  zwängen  zu  können;  der  Staat  wurde  als  Fiskus  =''')  aufgefasst, 
um  sein  Eigenthum  dem  Privateigenthum  adäquat  zu  gestalten  2^), 
und  alles  Eigenthum,  welches  durchaus  des  privat  rechtlichen  Cha- 
rakters entbehrte,  wurde  als  res  naturali  jure  omnium  communes,  als 
res  extra  commercium  erklärt,  d.  h.  des  EigenthumsbegrifiFs  überhaupt 
entkleidet 3 2 )_  Un^i  dennoch  liegt  nicht  der  geringste  innere  Grund 
vor,  zu  statuiren,  weil,  was  freilich  unabweisbar,  das  Eigenthums- 
subjekt  eine  Person  sein  muss,  dieselbe  eine  Einzelperson  sein 
muss,  und  nicht  mit  eben  so  gutem  Grunde  eine  Mehrzahl  von 
Personen  in  irgend  welch  denkbarer  Verbindung  sein  kann  ^ 3).  Es 
ist  absolut  nicht  abzusehn,  dass  das  Recht  auf  Eigenthum,  wel- 
ches man  einer  Person  der  Sache  gegenüber  einräumt,  nicht  auch 
einer  Mehrheit  von  Personen   einzuräumen  sein   sollte  ^■^),   dass   der 


29)  ,,Als  logisch  fehlerhaft  ist  heut  erkannt  der  Puchta'sche  Aufbau:  kein  Ver- 
mögen ohne  Person  —  soll  dem  Zweck  zu  lieb,  für  den  es  bestimmt  ist,  ein  Vermögen 
gleichwohl  ohne  Person  bestehn ,  so  wird  eine  solche  hinfingirt.  Mit  dem  gleichen  Er- 
folg würden  wir  unsere  Hüte  an  einen  Haken  hängen ,  den  wir  an  die  Wand  denken, 
fingiren."     Brinz  a.  a.  0.  S.  197. 

30)  ,,Der  Staat  steht  den  Untcrthanen  in  zweifacher  Art  gegenüber.  Er  macht  einer- 
seits gegen  sie  Rechte  geltend  in  Folge  seiner  Landeshoheit;  er  verkehrt  andererseits 
mit  ihnen  als  Vermögenssubjekt  in  seiner  Eigenschaft  als  Fiskus.  In  dieser  letzteren 
Eigenschaft  unterliegt  der  Staat  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Privatrechts  eben 
so  wie  alle  anderen  Personen."     D  e  r  nb  urg  a.  a.  O.  S.  100. 

31)  ,,Res  publicae  im  Sinne  des  öffentlichen  Rechts  gehört  das  ganze  staatliche 
Territorium  dem  Staate ,  im  Sinne  des  Civilrechts  dagegen  steht  der  Staat  als  V  e  r  - 
mögensträger  auf  gleicher  Linie  mit  dem  Privat  manne.  .  .  Das  civilistische 
Eigenthum  des  Staates  oder  der  Gemeinde  scheidet  sich  in  solches,  dessen  Verwendung 
eine  unbestimmte  ist ,  res  in  patrimonio  populi  oder  fisci ,  und  in  solches  ,  welches  dem 
unmittelbaren  gemeinen  Gebrauche  aller  Bürger  ofiFen  steht.  Nur  die  Sachen  letzterer 
Gattung  gehören  zu  den  res  extra  commercium  als  civile  jure  communes.  Pagenste- 
ch  er  a.  a.  0.  S.  51. 

32)  S.  Note  14. 

33)  Eigenthum  ist  die  rechtliche  Verbindung  Einer  Sache  nicht  nothwendig  mit 
Einer  sondern  möglicherweise  mit  mehreren  Personen.  In  dieser  Thatsache  liegt  eine 
Eigenthumsgemeinschaft  (condominium  res  communes).     Brinz  a.  a.  O.  S.  476. 

34)  Die  Sachen  sind  bestimmt,  der  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  zu  dienen. 
Die  rechtliche  Form ,  in  welcher  sie  dies  thun ,  ist  regelmässig  die ,  dass  für  sie  der 
Wille  eines  bestimmten  Individuums,  oder  mehrerer  bestimmter  Individuen 
mit  Ausschluss  aller  anderen  Individuen  maassgebend  ist.  Erfasst  dabei  der  berechtigte 
Wille  die  Sache  in  der  Gesammtheit  ihrer  Beziehungen,  so  bezeichnen  wir  das  Rechts- 
verhältniss  als  Eigen  thumsrech  t.     Wind  scheid  a.  a.  0.  S.  427. 


280  Adolph  S  a  m  t  e  r , 

Eigeiithumsbegriff  nicht  ebenso  auf  eine  Mehrzahl  von  Personen,  als 
auf  eine  Einzelperson  anwendbar  sein  soll. 

Sicherlich  wird  sich  das  Recht  einer  Einzelperson  anders  ge- 
stalten können  und  müssen,  als  das  einer  Mehrheit  von  Personen. 
Ganz  ebenso  wie  das  Eigenthurasrecht  sich  anders  ge- 
staltet je  nach  der  Verschiedenheit  der  Eigenthums- 
objekte,  wird  es  sich  in  der  That  anders  gestalten  nach 
der  Verschiedenheit  der  Eigenthumssubjekte.  Es  handelt 
sich  aber  hier  nur  darum,  dass  den  ihrer  Beschaffenheit  nach  sehr 
verschiedenen  Eigen thums Objekten  —  Personen  als  Eigen- 
thumssubjekte gegenüberstehn  müssen,  welche,  je  nach- 
dem sie  Einzelpersonen  oder  Personenmehrheiten  sind,  ebenfalls  dem 
Eigenthume  gegenüber  eine  sehr  verschiedene  Stellung  einnehmen; 
und  es  bedarf  nichts  weiter,  als  den  römisch -rechtlichen  Begriff  des 
Eigenthums,  der  sich  weit  über  Gebühr  im  deutschen  Recht  erhalten, 
aufzugeben,  um  darüber  nicht  im  Zweifel  zu  sein,  dass  der  Eigen- 
thumsbegriff  an  sich  durchaus  nicht  eine  Einzelperson 
fordert,  dass  die  Sache  mit  eben  so  grossem  Recht  einer  Person, 
wie  mehreren  Personen  zu  „eigen"  gegeben  werden  kann. 

Wenn  die  Sache  einer  Person  zu  eigen  gegeben  wird,  so  wird 
sie  dadurch  zum  Einzeleigen thum ;  wird  sie  mehreren  Personen  zu- 
ertheilt,  so  gestaltet  sie  sich  zu  einem  gemeinsamen  Eigenthum; 
immer  aber  bleibt  sie  Eigenthum.  Es  wäre  falsch,  obgleich  neben 
dem  Wort  Privateigenthum  sich  auch  das  Wort  Sonder  eigenthum 
eingebürgert,  das  Wort  Privateigenthum  aufzugeben,  und  was  begriff- 
lich freilich  korrekter  es  Einzeleigenthum,  Individualeigenthum  zu  nen- 
nen, nur  um  dieses  dem  gemeinsamen  Eigenthum,  mit  welchem  sich 
wiederum  ein  ganz  spezifischer  Begriff  des  Kommunistischen  ver- 
knüpft hat,  gegenüberzustellen;  man  kann  recht  wohl  bei  dem  alther- 
gebrachten Ausdruck  Privateigenthum  ^s)^  als  dem  Eigenthum  des 
Einzelnen  stehn  bleiben,  muss  sich  aber  hüten,  dieses  schlechtweg  auf 
das  Eigenthum  mehrerer  Personen,  auf  die  kleineren  oder  grösseren 
Gemeinschaften  zu  übertragen.   Hierfür  muss  eine  andere  Bezeich- 


35)  „Oeflfentlich  heisst  was  offen  ist.  Die  Römer  nahmen  die  Bezeichnung  des  Be- 
griffs dem  W^ort  populus ;  populicum  publicum  ist  was  für  Alle,  fürs  Volk  bestimmt  ist, 
d.  h.  allen  offen  steht  ...  ad  usum  omnium  pertinet  .  .  quasi  publicum  esse  .  .  hoc 
est  Omnibus  patere  .  .  .  usibus  populi.  Den  Gegensatz  des  Offenen  bildet  das  Ge- 
schlossene, den  des  publicum  das  privatum  proprium  (quod  pro  privo  est),  d.  i.  was  für 
den  Einzelnen  bestimmt  ist ,  dasjenige  ,  was  jeder  für  sich  allein  hat ,  und  von  dem 
er  jeden  Anderen  ausschliesst.     Jhering,  Der  Zweck  im  Recht  S.  296.   297. 
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nung  gewählt  werden,  wenn  man  aus  der  heillosen  Verwirrung  heraus- 
kommen will,  die  dadurch  geschaffen  ist,  dass  Eigenthuin  und  Privat- 
eigenthum  konfundirt  ist  (s.  Note  23).  Als  diese  Bezeichnung  empfiehlt 
sich  Gemeineigenthum  oder  besser  gesellschaftliches  Eigenthum, 
weil  Individuum  (Einzelperson)  und  Gesellschaft  althergebrachte 
Ausdrücke  sind. 

Dass  nicht  nur  Einzelpersonen,  sondern  auch  Personeumehrheiten 
als  Eigenthumssubjekte  aufzufassen  sind,  dass  in  Folge  dessen  das 
Eigenthum  der  einen  wie  der  anderen,  Privateigenthum  wie  ge- 
sellschaftliches Eigenthum  reales  Eigenthum  sei,  wird  für  den 
Eigenthumsbegriff  von  entscheidender  Bedeutung.  In  der  Aner- 
kennung der  Existenzberechtigung  des  Privateigenthums 
und  des  gesellschaftlichen  Eigenthums  liegt  der  erste 
Bruch  mit  der  römisch  rechtlichen  Auffassung  des  Eigen- 
thums, und  die  Aufstellung  eines  von  ihr  wesentlich  unterschiedenen 
Eigenthumbegriffs ,   welcher   sich  Geltung  verschaffen  wird   und  muss. 

Obwohl  von  prinzipieller  Bedeutung  für  den  Eigenthumsbegriff  es 
nur  ist,  zu  konstatiren,  dass  nicht  nur  eine  Einzelperson  sondern 
auch  eine  Mehrheit  von  Personen  Eigenthumssubjekt  ist,  so  wird  es 
auch  hier  schon  am  Platze  sein,  diese  Mehrheit  ins  Auge  zu  fassen, 
da  es  für  Klarlegung  des  Eigenthumsbegriffes  nur  vortheilhaft  sein 
kann,  zugleich  festzustellen,  woraus  die  Personenmehrheit,  welche 
jede  ein  Eigenthumssubjekt  bildet,  besteht.  In  dieser  Beziehung  er- 
geben sich  folgende  Unterscheidungen.  Eigenthumssubjekte  sind,  ab- 
gesehn  von  Einzelpersonen,  freiwillig  geschlossene  Personen- 
verbände, wie  Familien,  Genossenschaften,  Korporationen.  Bei  der 
Familie,  welche  begrifflich  der  Einzelperson  am  nächsten  steht,  zeigt 
es  sich  vielleicht  am  deutlichsten,  wie  unhaltbar  es  ist,  und  zu  wie 
vielen  gewaltmässigen  Interpretationen  es  geführt  hat,  als  Eigenthums- 
subjekt lediglich  eine  Einzelperson  ins  Auge  zu  fassen,  und  wo  dieses 
nicht  angängig  zu  Auskunftsbegriffen  zu  schreiten,  statt  einfach  zu 
konstatiren:  Eigenthumssubjekt  ist  eine  Einzelperson  oder  eine  Mehr- 
heit von  Personen.  Unter  den  Begriff  einer  juristischen  Person  lässt 
sich  die  Familie  nicht  bringen  ^ß),  es  wurden  daher  neue  Begriffsbe- 
stimmungen erforderlich ,  um  das  Familieneigenthum  zu  legalisiren, 
von  dem  mau  füglicherweise  nicht  absehen  konnte.  Geht  man  von 
dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  Eigenthumssubjekt  auch  eine  Mehrheit 


36)  Die  Familie  ist  in  der  Regel    nicht  einer  juristischen  Person    gleich  zu  achten. 
Pagenstecher  S.  20. 
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von  Personen  sein  kann,  so  begegnet  das  Eigenthum  der  Familie  nicht 
der  geringsten  prinzipiellen  Schwierigkeit  und  schmiegt  sich  gleichsam 
dem  Eigenthum  der  Einzelpersönlichkeit  aufs  engste  an.  — 

Ebenso  wie  man  eine  Einzelperson  als  Eigenthumssubjekt  aner- 
kennt, so  ist  nicht  abzusehn,  weshalb  man  mehreren  Personen,  die 
sich  freiwillig  zusammenthun,  die  Qualit<ät  des  Eigenthumssub- 
jekts  absprechen  sollte;  dieselben  hören  dadurch  nicht  auf,  Eigen- 
thumssubjekte  zu  sein,  wenn  sie  mit  einander  sich  verbinden.  Das 
Rechtsverhältniss  zu  dem  Eigenthumsobjekt  wird,  wie  voraus  bemerkt, 
freilich  wesentlich  dadurch  modifizirt,  ob  ihm  eine  Einzelperson 
oder  eine  Mehrheit  von  Personen  gegenübersteht,  aber  nichts  an  der 
Qualität  des  Eigenthumssubjekts  geändert.  Alle  Bemühun- 
gen, das  Eigenthum  lediglich  in  ein  Privatverhältniss  zu  zwängen, 
wie  die  Aufstellung  der  juristischen  Person  3^),  haben  nicht  verhin- 
dern können,  dass  thatsächlich  den  Eigenthumsobjekten  eine  zusam- 
mengesetzte Mehrheit  von  Personen  als  Eigenthumssubjekt  gegenüber- 
getreten sind.  Es  ist  aber  leicht  nachweisbar,  dass  die  Fiktion,  dass 
es  sich  hierbei  auch  um  ein  privates  Verhältniss  gehandelt  hat,  dass 
das  Eigenthum  hierbei  nicht  aus  dem  Rahmen  des  Privateigenthums 
herausgetreten  sei,  von  Nachtheilen  begleitet  ist.  Es  sei  nur  daran 
erinnert,  welch  ein  Schade  dadurch  angerichtet  ist,  dass  man  von  der 
Voraussetzung  ausgegangen  ist,  das  Eigenthum  der  Aktiengesellschaf- 
ten sei  Privateigenthum ,  und  wie  dieses  zu  behandeln.  Obgleich 
hierauf  einzugehn  erst  später  der  Ort  sein  wird,  so  ist  hier  schon 
darauf  zu  verweisen,  wie  sehr  viel  richtiger  es  ist,  zwar  Einzelperso- 
nen und  Personenverbände  als  Eigenthumssubjekte  anzuerkennen, 
aber  sie  auch  vorweg  zu  unterscheiden,  statt  sie  gewaltsam  unter 
eine  Schablone  zu  bringen.  Ihre  Gemeinschaft  besteht  ausschliesslich 
darin,  dass  sie  Eigenthumssubjekte  sind,  aber  hiermit  ist  auch 
diese  Gemeinschaft  zu  Ende;  in  sich  differenziren  sich  Einzelpersonen 
und  Personenverbände  durchaus. 

Den  freiwillig  geschlossenen  Personenverbänden  schliessen  sich  die 
Zwangsgemeinschaften:  Gemeinde  und  Staat  an.  Auch  sie  sind,  um 
was  es  sich  hier  allein  handelt,  schlechtweg  als  Eigenthumssub- 
jekte anzuerkennen,  ohne  (s.  Note  30)  dass  es  erforderlich  ist,  in 
ihrem  Eigenthum  Analogien  mit  dem  Privateigenthum  zu  suchen  und 


37)  Es  ist  leicht  möglich  ,  dass  der  Name  juristische  Person  noch  sehr  lange  im 
Munde  der  Juristen  leben  wird  ;  das  wäre  kein  Zeichen,  dass  der  Versuch,  unsere  Lehre 
von  dogmatischen  Unebenheiten  und  überflüssigen  Verrenkungen  zu  befreien,  missglückt 
ist.     Demelius,  Jahrbücher  von  Gerber  und  Jhering  IV  S.  158. 
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gewaltsam  herauszufinden.  Ja  es  kann  hier  schon  ausgesprochen  wer- 
den, dass  ihr  Eigenthum  sich  sehr  wesentlich  von  dem  Privateigen- 
thum  abhebt,  und  einen  absolut  unterschiedenen  Charakter  annimmt; 
die  Zwangsgemeinschaften  Gemeinde  und  Staat  sind  objektiv  in  Be- 
zug auf  das  Eigenthum  von  den  Privateigenthümern  durchaus  ver- 
schieden; sie  stehn  nur  als  Eigenthumssubjekte  auf  demselben 
Boden;  aber  hieran,  dass  Staat  und  Gemeinde  Eigenthumssubjekte 
mit  eben  solchem  Rechte  wie  Privatpersonen  sind,  darüber  kann  nicht 
der  geringste  Zweifel  obwalten.  Es  ist  wiederum  nur  erforderlich,  sich 
vom  römisch  rechtlichen  Begriff  des  Eigenthums  loszusagen,  und  nicht 
vom  Begriff  des  Privateigenthums  auszugehn,  sondern  unbefangen 
Eigenthumsobjekt  dem  Eigenthumssubjekt  gegenüberzustellen,  und  es 
wird  unfassbar  erscheinen,  wie  man  den  Staat  und  die  Gemeinde 
nicht  als  Eigenthumssubjekt  anerkennen  kann,  oder  bevor  man  die- 
ses thut,  in  die  Kategorie  der  Einzelpersonen  bringen  zu  müssen 
vermeint. 

Wollte  man  auf  die  in  der  That  müssige  Frage  eingehn,  wer 
mehr  berechtigt  ist  Eigenthumssubjekt  zu  sein,  Privatperson  oder  Ge- 
meinde und  Staat,  so  erscheint  es  logischer  und  wohl  auch  mit  der 
Geschichte  in  gewisser  Beziehung,  zumal  betreffend  das  Grundeigen- 
thum,  mehr  im  Einklang,  von  dem  Eigenthum  der  Gemeinschaft  aus- 
zugehn, und  aus  ihm  das  Privateigenthum  zu  entwickelnd^),  als 
umgekehrt,  das  Eigenthum  durch  Zusprechen  desselben  an  die  Ein- 
zelnen zum  Privateigenthum  zu  stempeln,  und  den  Gemeinschaften 
Staat  und  Gemeinde  aus  Nothbehelf  —  weil  es  eben  unvermeidlich, 
ebenfalls  Eigenthum  als  Privateigenthum  zuzuerkennen.  Beides  ist 
nicht  erforderlich.  Die  Sache,  das  Eigenthumsobjekt  erfordert 
nur  als  Pol  ein  Eigenthumssubjekt,  und  als  dieses  ist  jede 
Person,  wie  jeder  Personenverband  an  sich  berechtigt, 
mag  der  letztere  freiwillig  geschlossen,  mag  er  wie  Gemeinde  und 
Staat  als  gesellschaftliche  Nothwendigkeit  eine  Zwangsgemeinschaft 
sein.    Es  heisst  Gemeinde  und  Staat  zum  wesenlosen  Schemen  herab- 


38)  Die  Völker,  auf  die  wir  auch  in  den  ältesten  Quellen  zurückgewiesen  werden, 
sind  ganz  überwiegend  schon  Völker,  die  bereits  eine  Wanderung  gemacht.  Die  Ansie- 
delung ist  durch  Kampf  und  Arbeit  des  Volkes  als  Ganzen  geschehn  und  so  betrachtet 
dieses  Volk  den  Grund  und  Boden  als  zunächst  der  Gesammtheit  erworben  ,  von  dem 
dann  nur  die  einzelnen  Grundstücke  an  die  Einzelnen  auf  Zeit  ausgetheilt  werden 
(Mommsen,  Kömische  Geschichte  II  158  III  117).  „Der  Begriff  des  Eigenthums 
fehlt  nicht ,  aber  er  wird  politisch  verwendet ,  es  fehlt  das  Privateigenthum  an  Grund 
und  Boden."     Leist,  Natur  des  Eigenthums  S.  247. 
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setzen,  wollte  man  ihnen  die  Persönlichkeit,  die  ursprüngliche 
Quelle  des  Eigenthums  an  der  Sache,  absprechen;  es  heisst  den  Eigen- 
thumsbegriflf  über  Gebühr  einschränken,  wollte  man  das  Eigenthum 
nur  auf  die  Einzelpersönlichkeit  (s.  Note  24)  zurückführen,  und  Per- 
sonenverbände und  Zwangsgemeinschaften  nicht  in  ihrer  vollen 
Eigenart  als  Eigenthumssubjekte  anerkennen. 

Auf  diese  Weise  ist  man  nicht  nur  befugt,  sondern  absolut  ge- 
zwungen, als  Eigenthumssubjekt  sowohl  Einzelpersonen,  wie  freiwillig 
geschlossene  Personen  verbände,  wie  die  Zwangsgemeinschaften  Staat 
und  Gemeinde  hinzustellen;  sämmtliche  drei  Kategorien  haben  den 
Anspruch  Eigenthumssubjekte  zu  sein.  — 

Die  Eigenthumssubjekte  müssen  jedoch,  um  in  Wirklichkeit  als 
solche  zu  fungiren,  wie  die  Eigenthumsobjekte  von  der  Rechtsordnung 
anerkannt  werden.  Das  Recht,  Eigenthumssubjekt  zu  sein,  trägt  so- 
wohl die  Einzelperson  in  sich,  wie  es  die  Personenverbände  und  die 
Zwangsgemeinschaften  es  ihrem  inneren  Wesen  nach  an  sich  haben; 
die  Rechtsordnung,  um  mit  Dernburg^^)  zu  sprechen,  muss 
dieses  Recht  aber  regeln,  wenn  sie  es  auch  nicht  erfindet;  sie  muss 
es  sichern,  wenn  sie  es  auch  nicht  erst  geschaffen.  Erst  durch 
die  Rechtsordnung  und  gemäss  derselben  vermögen  die 
Eigenthumssubjekte,  als  solche  anerkannt,  sich  zu  be- 
thätigen*").  Wie  sich  dieses  Recht  zu  gestalten  hat,  ist  hier  nicht 
zu  untersuchen,  sondern  nur  zu  konstatiren,  dass  das  subjektive 
Recht  Eigenthümer  zu  sein,  noch  nicht  ausreicht;  dass  das  öffentliche 
Recht  erst  hinzutreten,  jenes  subjektive  Recht  legalisiren  muss,  um 
das  konkrete  Eigenthumssubjekt  in  der  Gesellschaft  zu  begründen. 
Die  Geschichte  erhärtet  dieses  ausreichend.  Nicht  das  abstrakte  be- 
ziehungsweise natürhche  Recht,  dass  jede  Person  Anspruch  hat,  Eigen- 
thümer zu  sein,  ist  ausreichend  gewesen,  um  jede  Person  thatsäch- 
lich  eigenthumsberechtigt  zu  machen;  das  öffentliche  Recht  hat  sich 
vorbehalten ,  zu  bestimmen ,  wer  Eigenthümer  sein  darf,  und  noch  das 
allg.  Landrecht  kennt  gesetzliche  Ausschliessungen  einzelner  Perso- 
nenklassen   vom  Eigenthumserwerb  ^  ^).      Hiermit   soll    nicht  ausge- 


39)  Dernburg  a.  a.  O.  S.  55. 

40)  „Bei  dem  Besitz  ist  es  nur  der  subjektive  Einzelwille,  der  das  Recht  erzeugt, 
weil  seine  Uebereinstimmung  mit  dem  objektiven  allgemeinen  Willen  angenommen  wird. 
Bei  dem  Eigenthum  dagegen  befindet  sich  der  subjektive  Willen  im  Einklang  mit  der 
objektiven  Rechtsordnung;  es  existirt  überhaupt  nur,  wenn  dieser 
wirklich  vorhanden  ist.     Förster  a.  a.  O.  S.  124. 

41)  Förster  a.  a.  O.  S.  135. 
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drückt  werden,  dass  dem  öffentlichen  Recht  die  Befugniss  zugespro- 
chen werden  soll ,  irgend  welchen  Personen  und  Personenkkissen  die 
Eigenthumsberechtigung  zu  nehmen;  sobald,  und  dieses  ist  unzweifel- 
haft zur  Zeit  der  Fall,  das  öffentliche  Bewusstsein  dahin  gelangt  ist, 
jede  Person  als  eigenthumsberechtigt  zu  erklären,  so  begeht  das  öf- 
fentliche Recht  ein  Unrecht,  wenn  es  eigenthumberechtigtc  Personen 
als  Eigenthumssubjekte  nicht  anerkennt;  aber  die  Möglichkeit,  dass 
ein  solches  Unrecht  begangen  werde,  kann  nicht  von  der  Forderung 
abhalten,  dass  das  öffentliche  Recht  die  Eigenthumssubjekte  als  solche 
anzuerkennen  hat.  Gerade  weil  es  thatsächlich  im  Laufe  der  Ge- 
schichte im  ausgedehntesten  Maasse  vorgekommen  ist,  dass  Perso- 
nen die  Eigenthumsberechtigung  abgesprochen  ist,  muss  es  als  Sa- 
tzung gelten,  dass  das  öffentliche  Recht  die  Eigenthumssubjekte  als 
solche  anzuerkennen  hat,  damit  jeder  Eigenthumsberechtigte  auch 
thatsächlich  als  solcher  dasteht,  und  dieses  Recht  nicht  nur  ein 
innerliches  bleibt.  Wie  es  bei  den  Eigenthumsobjekten  ausgespro- 
chen ist  (S.  275) ,  das  öffentliche  Recht  muss  das  Eigenthum  durch 
alle  seine  Stadien  begleiten ,  es  darf  weder  den  Eigenthumsobjekten 
noch  den  Eigenthumssubjekten  gegenüber  sich  passiv  verhalten,  und 
muss  schliesslich  der  Eigenthumsordnung  ihren  Inhalt  geben.  Uebri- 
gens  bleiben  dem  positiven  Recht  hinsichtlich  der  Eigenthumssubjekte 
auch  bestimmte  Aufgaben,  selbst  wenn  der  Rechtsgrundsatz  adoptirt 
ist,  dass  jede  Person  eigenthumsberechtigt  sei.  Es  sei  hier  nur  der 
Kinder  Erwähnung  gethan,  welchen,  obwohl  sie  nur  werdende  Per- 
sönlichkeiten sind,  die  Eigenthumsberechtigung  nicht  vorenthalten  wer- 
den darf;  ebenso  gegenüber  den  Verbrechern,  ob  und  bis  wie  weit 
diesen  die  Eigenthumsberechtigung  aberkannt  werden  darf.  Das  Spe- 
zielle gehört  hier  nicht  her,  wo  es  sich  um  Entwickelung  des  Eigen- 
thumsbegriffs  handelt;  es  wird  dieses  nur  erwähnt,  um  zu  erhärten, 
dass  das  Eigenthumssubjekt  der  Anerkennung  des  öffentlichen  Rechts 
nicht  entbehren  darf. 

Diese  Anerkennung  des  Eigenthum s Subjekts  ist  um  so  unerlässli- 
cher,  wenn  der  Grundsatz  adoptirt  ist,  dass  nicht  nur  Einzelpersonen, 
sondern  auch  Personenverbände,  wie  Gemeinde  und  Staat  Eigenthums- 
subjekte sind.  Was  die  freiwillig  geschlossenen  Personenverbände  be- 
trifft, so  wird  darüber  schwerlich  eine  Meinungsverschiedenheit  herr- 
schen, dass  das  öffentliche  Recht  dieselben  zuvor  als  Eigenthums- 
subjekte anerkennen  muss,  bevor  sie  als  solche  aufzutreten  vermögen; 
hinsichtlich  der  Zwangsgemeinschaft,  Gemeinde  und  Staat  wird  es  von 
entscheidender  Bedeutung,    dass  das  öffentliche  Recht   ausdrücklich 

XXX.  20 
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erklärt:  Gemeinde  und  Staat  sind  Eigenthumssiibjekte; 
erst  hierdurch  wird  nicht  nur  begrifflich,  sondern  thatsächlich  mit  der 
Fiktion  gebrochen,  Privat(einzel)eigenthum  sei  allein  Eigenthum,  und 
was  der  Staat  und  Gemeinde  als  Eigenthum  besitzt,  besitze  er  als 
Privatperson,  oder  involvire  nur  eine  Herrschaft  über  Sachen,  ohne 
effektives  Eigenthum  zu  sein.  — 

Das  öffentliche  Recht  muss  die  Eigenthumsobjekte  und  die  Eigen- 
thumssubjekte  als  solche  anerkennen,  damit  dieselben  gesellschaft- 
liche Geltung  gewinnen ;  das  öffentliche  Recht  ist  in  dieser  Beziehung 
insofern  gebunden ,  erstens  als  die  Gegenstände  bestimmte  Eigenschaf- 
ten haben  müssen,  um  Eigenthumsobjekte  werden  zu  können,  zwei- 
tens die  Personen  beziehungsweise  Personenverbände  mit  zwingender 
Gewalt  auf  Anerkennung  seitens  des  öffentlichen  Rechts  Anspruch  er- 
heben, so  dass  das  öffentliche  Recht  sich  in  Unrecht  versetzt,  wenn 
es  diese  Ansprüche  nicht  ausreichend  berücksichtigt.  Nicht  dass  das 
öffentliche  Recht  in  Bezug  auf  die  Anerkennung  der  Eigenthumsob- 
jekte nur  eine  formale  Befugniss  hätte,  dieselbe  ist  durchaus  wesent- 
lich, aber  sie  ist  eben  nur  das  Tüpfelchen  über  dem  I  —  sie  vollendet 
das  Eigenthumssubjekt  wie  -objekt,  sie  macht  sie  gleichsam  erst  le- 
bensfähig. — 

Eine  wesentlich  weitergehende  Bedeutung  gewinnt  das  öffentliche 
Recht  gegenüber  dem  Rechtsverhältniss  zwischen  dem  Eigen- 
thumsobjekt  und  -Subjekt,  dessen  Umfang  und  Inhalt  es  festzu- 
setzen hat.  Das  Eigenthumsobjekt  gewinnt  nur  reale  Existenz  durch 
das  Eigenthumssubjekt,  und  ebenso  letzteres  durch  ersteres,  aber  erst 
durch  das  Rechtsverhältniss  zwischen  beiden  gewinnt  das  Eigenthum 
sein  eigenartiges  Leben  und  dieses  Rechtsverhältniss  kann  nur  durch 
die  Rechtsordnung  festgestellt  werden.  Es  ist  dieses  nicht  so  aufzu- 
fassen, als  wenn  die  Rechtsordnung  das  Eigenthumsrecht  ganz  will- 
kürlich festzusetzen  vermöchte,  dass  bei  diesem  jede  Schranke,  die 
bei  den  Eigenthumssubjekten  oder  -Objekten  zu  koustatiren  war,  weg- 
fallen könnte;  es  giebt,  wie  Leist  sich  ausdrückt ^^^^  „eine  faktische 
Natur  des  Eigenthums,  eine  Physis  des  Eigenthums",  über  welche 
sich  die  Rechtsordnung  nicht  hinwegsetzen  kann ,  sondern  welcher  sie 
Rechnung  tragen  muss,  aber  dieses  ändert  nichts  an  der  Thatsache, 
dass  sie,  wie  es  früher  ausgedrückt  ist,  das  Eigenthum  durch  alle 
Stadien  begleiten  muss ,  von  Anerkennung  der  Eigenthumsobjekte  und 
-Subjekte  an,  bis  zur  Feststellung  der  Eigenthumsordnung.    Leist* 3) 

42)  Leist  a.  a.  O.  S.  2. 

43)  Leist  a.  a.  0,  S.  2.  3.   10. 
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weist  darauf  hin:  „das  Eigenthum  liat  schon  seinen  von  der  Rechts- 
satzung getrennten  und  schon  vor  der  liechtssatzung  einen  sozialen 
Organismus  in  sich  fassenden  Stoff."  „Das  Eigenthum  ist  nicht  ein 
Produkt  des  Rechtssatzes,  sondern  der  Einzelkraft*).  Das  Eigenthum 
ruht  nicht  auf  Rechtssatz,  sondern  auf  Natursatz."  „Nicht  das  Recht 
schafft  den  Verkehrsorganismus,  sondern  dieser  hesteht  zuerst,  und 
darauf  bauen  sich  dann  Rechtsinstitutionen  auf.  Zu  diesem  faktisch  sich 
zunächst  bildenden  Verkehrsorganismus  gehört  auch  das  Eigenthum." 
Aber  mit  Recht  erwidert  ihm  Windscheid*'):  „Es  ist  ein  nahe 
liegender  und  nie  ganz  verkannter  Gedanke,  dass  ein  grosser  Theil 
des  bei  einem  Volke  geltenden  Rechts  nicht  von  der  rechtsschaffenden 
Gewalt  nach  Gesichtspunkten  verständiger  Ueberlegung  erfunden  wor- 
den, sondern  dass  es  der  unmittelbare  Ausdruck  gegebener  Lebens- 
verhältnisse ist."  ....  „aber  dass  Jemand  Eigenthümer  einer  Sache 
sei,  und  nicht  bloss  Besitzer  heisst,  dass  er  die  Sache  haben  dürfe, 
nicht  blos  habe,  dieses  setzt  eine  Autorität  voraus,  und  diese  Auto- 
rität kann  nur  das  Rechtsgesetz  sein."  In  diesem  Sinne 
schafft  in  der  That  die  Rechtsordnung  das  Eigenthum,  wie  es  besteht, 
auch  wenn  es  eben  keine  willkürliche  Schöpfung  sein  kann,  sondern 
nur  eine  solche ,  welche  auf  der  Natur  des  Menschen  und  auf  den  be- 
stehenden und  zunächst  erreichbaren  gesellschaftlichen  Verhältnissen 
beruht.  Das  Eigenthum  tritt  ins  Leben  einerseits  durch  das  Bestehen 
der  Eigenthumsobjekte ,  andererseits  durch  das  Auftreten  der  Eigen- 
thums Subjekte;  der  Lebensinhalt  des  Eigenthums  selbst  ist  aber  das 
Verhältniss,  in  welches  das  Eigen thumssubjekt  zu  dem  Eigenthums- 
objekt  tritt,  und  das  öffentliche  Recht  ist  es,  welches  den  Rahmen 
dieses  Lebensinhalts  zu  bestimmen  hat. 

Für  den  Eigenthumsbegriff  ist  die  richtige  Auffassung  des 
Eigen thumssubjekts  und  -Objekts  unerlässliche  Voraussetzung;  man 
würde  mit  dem  Eigenthumsbegriff,  welcher  sich  nicht  darüber  in 
ausreichender  Weise  schlüssig  gemacht  hat,  in  keiner  Weise  ope- 
riren  können,  und  es  sei  bei  der  Wichtigkeit  der  Sache  gestattet, 
nochmals  darauf  zu  verweisen,  zu  welcher  Unklarheit  und  Verwir- 
rung es  geführt  hat,  dass  als  Eigenthumssubjekt  lediglich  die  Ein- 
zelperson aufgefasst  ist,  und  es  unterlassen  ist,  Personenverbände 
und  Staat  und  Gemeinde    als   durchaus  selbstständige  Eigenthums- 

*)  Wiederum  die  irrige  UntersteUung,  dass  Eigenthum  Einzeleigenthum  (Privateigen- 
thum)  sein  muss. 

44)  Windscheid ,  Civilistische  Studien  von  Dr.  Lei  st.  Vierteljahrschrift  für 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  von  Pözl  1859.    S.  295. 
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Subjekte  anzuerkennen.  Den  konkreten  Inhalt  findet  aber  der  Eigen- 
thumsbegrifif  erst  durch  das  Rechtsverhältniss ,  in  welches  das  Eigen- 
thumssubjekt  zu  dem  Eigenthumsobjekt  tritt,  und  die  eigentliche 
Aufgabe,  den  Eigenthumsbegriff  festzustellen,  fällt,  nachdem  Eigen- 
thumssubjekt  und  -objekt  klargelegt  ist,  mit  der  Aufgabe  zusam- 
men, das  Rechtsverhältniss  zwischen  Eigenthumssubjekt  und  -objekt 
zu  erfassen. 

Als  erster  Rechtsgrundsatz  ist  aufzustellen:  dem  Eigenthümer 
steht  über  sein  Eigenthum  ausschliessliche  Verfügung 
zu,  so  dass  der  Wille  Anderer  über  dasselbe  ausgeschlos- 
sen ist.  Das  Eigenthum  trägt  vorweg  den  Charakter  der  Aus- 
schliesslichkeit an  sich  ^5).  Es  ist  dieses  bereits  durch  den 
Wortlaut  Eigenthum  ausgedrückt,  die  Sache  ist  einer  bestimmten 
Person  zu  eigen  gegeben;  dieses  eigen  heisst  in  erster  Linie  ihm 
ausschliesslich  übergeben;  würde  diese  Ausschliesslichkeit  nicht 
statuirt,  so  würde  die  Sache  eben  aufliören  Eigenthum  einer  be- 
stimmten Person  zu  sein.  Die  Ausschliesslichkeit  wird  das  erste 
Moment  des  Eigenthumsverhältnisses. 

Es  erscheint  angebracht  hier  noch  ganz  besonders  hervorzuheben, 
dass  die  Ausschliesslichkeit,  welche  der  Eigenthumsbegriff  konstatirt, 
keineswegs  damit  im  Widerspruch  steht,  dass  das  Eigenthumssubjekt 
nicht  eine  Einzelperson  zu  sein  braucht.  Bei  einer  Einzelperson  tritt 
freilich  dieses  Moment  der  Ausschliesshchkeit  am  schärfsten  und  rein- 
sten hervor;  wenn  einer  Person  A  eine  Sache  zum  Eigenthum  über- 
geben ist,  so  sagt  A  mit  Recht,  diese  Sache  ist  mein  eigen,  sie  ist 
ausschliesslich  mein  eigen,  kein  B  oder  C  hat  Eigenthumsansprüche 
an  sie.  Hier  tritt  das  Verhältniss  der  Ausschliesslichkeit  sehr  deut- 
lich und  unverfälscht  hervor,  aber  dasselbe  fehlt  auch  nicht,  wenn 
irgend  ein  Personenverband  eine  Sache  zum  Eigenthum  hat.  Dieser 
Personenverband  hat  es  als  solcher  auch  ausschliesslich  und  zwar 
allen  Einzelpersonen  und  etwaigen  anderen  Personenverbänden  gegen- 
über. Das  Moment  der  Ausschliesslichkeit  erscheint  nur  getrübt  ge- 
genüber den  Personen,  welche  zu  dem  Personenverband  gehören.  Hier 
erscheint  in  der  That  das  Eigenthum  als  ein  getheiltes  Eigen- 
thum, und  die  Eigenthümer  als  Miteigenthümer.  Es  kann 
aber  keine  begriffliche  Schwierigkeit  machen,  die  hierbei  zu  Tage  tre- 


45)  ,,Das  Eigenthum  ist  ausschliesslich.  Das  Eigenthum  gehört  seiner  Sub- 
stanz nach  nur  dieser  Person ,  kein  Anderer  hat  das  gleiche  Recht  auf  sie ,  der  Wille 
des  Eigenthümers  durchdringt  sie  so  vollständig ,  dass  kein  Raum  mehr  in  ihr  ist  für 
den  Willen  eines  anderen  Subjektes."     Förster  a.  a.  0.  S.  125. 
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teiidüu  zwei  Momente  scharf  auseinander  zu  halten.  Das  Verhältniss 
des  Eigenthunis  eines  Personenverbandes  zu  den  zu  diesen  gehörigen 
Personen  ist  unzweifelhaft  eine  innere  Angelegenheit,  welche  dem 
Eigenthum  eines  Personenverbandes  einen  anderen  Charakter  verleiht, 
als  ihn  das  Eigenthum  einer  Einzelperson  hat,  aber  nichts  daran 
ändert,  dass  das  betreffende  Eigenthum  seine  Ausschliesslich- 
keit den  anderen  Eigenthümern  gegenüber  bewahrt.  Die  Piechtsord- 
nung  wird  das  Eigenthum  der  Einzelperson  anders  behandeln  müs- 
sen ,  als  das  der  Personenverbände,  weil  bei  den  letzteren  ein  Rechts- 
verhältniss  der  zu  den  Personenverbänden  gehörenden  Person.en  unter- 
einander dem  Eigeuthumsobjekte  gegenüber  zu  regeln  bleibt,  welches 
bei  dem  Eigenthume  der  Einzelpersonen  fortfällt;  aber  abgesehn  von 
diesen  sich  speziell  geltend  machenden  Diifereuzirungen  zwischen  Ein- 
zeleigenthum  und  Eigenthum  der  Personenverbände  hat  die  Rechts- 
ordnung die  Ausschliesslichkeit  des  Eigenthums  der  Personen- 
verbände ganz  ebenso  zu  wahren,  wie  die  des  Eigenthums  der 
Einzelpersonen,  jenes  trägt  ebenso  wie  dieses  den  Charakter  der 
Ausschliesslichkeit  an  sich.  Nur  in  sich  ist  das  Eigenthum  der  Ein- 
zelpersonen und  der  Personenverbände  unterschieden,  nach  aussen 
treten  sie  beide  als  ausschliessliches  Eigenthum  auf. 

Ganz  dasselbe  ist  der  Fall  bei  dem  Staats-  und  Gemeindeeigen- 
thum.  Auch  dieses  Eigenthum  hebt  sich  innerlich  ganz  wesentlich 
von  dem  Einzeleigenthum  und  dem  Eigenthum  freiwillig  gebildeter 
Personenverbände  ab,  aber  den  Charakter  der  Ausschliesslich- 
keit hat  es  ebenso  an  sich  wie  jene.  Weil  das  der  Gemeinde  und 
dem  Staate  gehörige  Eigenthum  ihnen  eigen  ist,  kehrt  es  seine 
Ausschliesslichkeit  jedem  anderen  Eigenthumssubjekt,  sei  dieses 
eine  Einzelperson ,  sei  es  irgend  ein  freiwillig  gebildeter  Personenver- 
band, heraus.'  Das  Gemeinde-  und  Staatseigenthum  gehört  nicht 
einer  Einzelperson ,  gehört  nicht  irgend  welchem  freiwillig  gebildeten 
Personenverband.  So  weit  der  Einzelne  oder  irgend  welche  beliebige 
Personenverbände  (auch  Korporationen)  auf  das  Gemeinde-  oder  Staats- 
eigenthum Anspruch  erheben,  als  zur  Gemeinde  und  zum  Staat  ge- 
hörig, so  geschieht  dieses  nur  als  ideeller  Bruchtheil  derselben,  nicht 
als  konkretes  Eigenthumssubjekt.  Weil  Eigenthumssubjekt  entweder 
Einzelperson  oder  freiwillig  gebildeter  Personenverband,  oder  Zwangs- 
gemeinschaft,  Gemeinde  und  Staat  ist,  so  kann  das  Eigenthum  nur 
ausschliesslich  einem  dieser  Eigenthumssubjekte  zu  eigen  sein. 

Die  Ausschliesslichkeit  des  Eigenthums  ist  erstes  Moment 
jedes  Eigenthumsverhältnisses ,  und  der  Eigenthumsbegrifif  muss  un- 
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bekümineit  um  die  inneren  Unterschiede,  die  sich  zwischen  den  ver- 
schiedeneu Eigenthumssubjekten  herausstellen,  festhalten,  dass  das 
Eigenthumsvcrhältniss  zwischen  Eigenthumssubjekt  und  -objekt  seiner 
inneren  Natur  nach  ein  ausschliessliches  sein  muss. 

Das  zweite  Moment  des  Eigenthumsverhältnisses ,  welches  für  den 
Eigeuthumsbegriff  entscheidend  ist,  ist:  dem  Eigenthümer  steht 
an  sich  unbeschränkt  Verfügung  über  sein  Eigenthum  zu,  aber  — 
es  muss  dieses  sofort  hinzugefügt  werden,  damit  vorweg  jedes  Miss- 
vcrständniss  ausgeschlossen  wird  —  das  Gesellschaftsleben 
macht  Beschränkungen  unabweisbar^^)  4^),  welche  die 
Rechtsordnung  festzusetzen  hat.  Der  Eigenthumsbegriflf  muss 
von  der  unumschränkten  Herrschaft  des  Eigenthümers  über  sein  Eigen- 
thum ausgehn,  aber  er  muss  nicht  minder  festhalten,  dass  die  Insti- 
tution des  Eigenthums  nicht  nur  ein  singuläres  Verhältniss  zwischen 
Eigenthumssubjekt  und  -objekt  ist,  welches  ersteren  allein  angeht,  son- 
dern dass  dieselbe  ihre  gesellschaftliche  Seite  hat,  die  ebenfalls 
festgehalten  werden  muss.  Sehr  treffend  unterscheidet  Jh  er  in  g  **) 
individuelle  und  gesellschaftliche  Eigenthumstheorie :  Es  ist 
in  der  That  eine  durchaus  unhaltbare  individuelle  Eigenthumstheorie, 
wenn  man  ausschliesslich  das  Verhältniss  des  Eigenthümers  zu  seinem 
Eigenthume  ins  Auge  fasst,  und  dieses  Verhältniss  von  dem  gesell- 
schaftlichen Boden ,  auf  dem  es  allein  festen  Fuss  fassen  und  bestehn 
kann ,  loslösen  zu  können  vermeint.  Wenn  also  auch  der  Eigenthums- 
begriff  zu  konstatiren  hat,  dass  das  Eigenthum  die  volle  Herrschaft 
des  Eigenthümers  über  sein  Eigenthum  bedeutet,  so  ist  es  ganz  un- 
möglich bei  ihr  stehn  zu  bleiben,  sondern  es  wird  unabweisbar,  die 
Rechte  des  Eigenthümers  mit  den  gesellschaftlichen  Anforderungen 
in  Einklang  zu  setzen.  Man  kann  von  der  Absolutheit  des  Eigen- 
thums ausgehn,  vermag  aber  nicht  an  ihr  haften  zu  bleiben,  und 
muss  dieselbe  modifiziren,  so  weit  es  das  gesellschafthche  Interesse 
erheischt. 

Das  Eigenthumsverhältniss  gestaltet  sich  demnach  so:  an  sich 
hat  der  Eigenthümer  über  sein  Eigenthum  unbeschränkte  Verfügung  — 
aber  diese  erstreckt  sich  nur  so  weit,   als  kein  gesellschaftliches  In- 


46)  ,,Das  Eigenthum  ist  an  sich  unbeschränkt  und  besteht  in  der  Totalität  aller 
an  einer  Sache  denkbaren  T?efugnisse ,  aber  es  duldet  Beschränkungen.  Vangerow, 
Lehrbuch  der  Pandekten  7te  Auflage  Bd.  I  S.  540. 

47)  Ebenso  Windscheid:  Das  Eigenthum  ist  als  solches  schrankenlos,  aber  es 
verträgt  Beschränkungen.     Lehrbuch  der  Pandekten  4'^  Aufl.   S.  514. 

48)  Jhering  a.  a.  0.  S.  514. 
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teresse  verletzt  wird,  und  wird  durcli  dieses  eingeengt  und  bestimmt. 
Der  römisch  rechtliche  Grundsatz,  dass  der  Eigentiiümer  sein  Eigen- 
thum  gebrauchen  und  missbrauclien  kann  (jus  utendi  et  abutendi  re 
sua),  nmss  eben  so  wie  die  Fiktion,  dass  Eigenthum  lediglich  Privat- 
eigenthum,  jus  singulorum,  sei,  aufgegeben  werden;  jener  Rechtsgrund- 
satz darf  nur  so  weit  Gültigkeit  beanspruchen,  als  der  (gebrauch  Im- 
ziehuugsweise  Missbrauch  eine  rein  innere  Angelegenheit  des  Eigen- 
thümers  gegenüber  seinem  Eigenthum  bleibt,  und  dieses  wird  in  der 
That  nur  in  verhältnissmässig  seltenen  Fallen  zutreffen;  sowie  durch 
einen  nicht  ausreichenden  Gebrauch  oder  gar  Missbrauch  ein  gesell- 
schaftliches Interesse  berüiirt  wird,  so  hört  das  absolute  Verfü- 
gungsrecht auf. 

Dieses  ist  denn  auch  im  grossen  Ganzen  der  Standpunkt  sowohl 
des  positiven  Rechts,  wie  wenigstens  eines  grossen  Theils  der  Rechts- 
wissenschaft, wenn  auch  von  gewisser  Seite  die  Absolutheit  des  Pri- 
vateigenthums  weit  über  Gebühr  in  den  Vordergrund  gedrängt  ist. 
Das  kleine  Kaiserrecht  sagt  freilich  noch:  „Welchem  Mann  God  hat 
gegeben  eygen  Gud,  der  sol  wissen  daz  he  med  syne  Gud  mag  thun 
was  he  weH^)."  Das  allgemeine  Landrecht  sagt:  „Zum  vollen  Eigen- 
thum gehört  das  Recht  die  Sache  zu  besitzen,  zu  gebrauchen  und 
sich  ihrer  zu  begeben  ^o).«  Um  das  positive  Element  recht  nach- 
drücklich zu  bezeichnen,  hebt  das  allgem.  Landrecht  noch  hervor: 
„Dass  der  Eigenthümer  von  dem  Gebrauch  seiner  Sache,  soweit  es 
die  Gesetze  nicht  ausdrücklich  verordnen,  Niemandem  Re- 
chenschaft zugeben  schuldig  ist '^i)."  Förster  ^  2)^  auf  diese  Stellen 
verweisend,  äussert  sich  dem  gemäss  dahin:  „Da  das  Eigenthum 
das  volle  und  absolute  rechtUche  Herrschaftsverhältniss  über  die  Sache 
ist,  so  ist  es  eben  alles  Recht  über  die  Sache,  sein  Inhalt  ist 
unbestimmbar,"  aber  er  setzt  weiter  hinzu:  „Wenn  der  Inhalt  des 
Eigenthums  als  unbestimmbar  unendlich  bezeichnet  wird,  so  ist  doch 
das  Eigenthum  keinesweges  unbegrenzt.  Grenzen  hat  es, 
weil  der  Mensch  nicht  allein  lebt.  Das  Eigenthum  des  Einzelnen  wird 
nicht  in  seinem  Inhalt  beschränkt,  aber  seine  Ausdehnung  wird  zu- 
rückgedrängt. Einerseits  berühren  sich  die  Rechtssphären  der  neben- 
einander lebenden  Menschen,  andererseits  stossen  höhere  allgemeine 
Interessen  mit  denen  des  Privateigenthums  zusammen." 


49)  Kleines  Kaiserrecht  II  90.     Förster  a.  a.  0.  S.  130. 

50)  Al]g.  Landrecht  §.9  18. 

51)  Allg.   Landrecht  §.  27.   28   I  8. 

52)  Förster  a.  a.  O.  S.  143.   144. 
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Es  ist  von  gleiclimässigcr  Wichtigkeit,  daran  festzuhalten,  dass 
der  Eigenthunisbegriff  von  der  vollen  Herrschaft  des  Eigenthümers 
über  sein  Eigenthum  ausgehn  muss,  und  dass  dieses  Recht  durch  die 
gesellschaftlichen  Interessen  näher  bestimmt,  d.  h.  begrenzt  wird. 
Würde  man  nicht  von  der  vollen  Herrschaft  des  Eigenthümers  über 
sein  Eigenthum  ausgehn,  so  würde  man  dem  Eigenthumsbegriflf  vor- 
weg Gewalt  anthun;  würde  man  nicht  der  Gesellschaft  ausreichenden 
Einfluss  einräumen,  so  würde  man  zu  der  unzulässigen  individuellen 
Eigcnthumstheorie  gelangen.  —  An  sich  heisst  unzweifelhaft  „eigen 
sein"  der  Herrschaft  Jemandes  überantwortet  sein.  Deshalb  kann, 
wie  beim  Eigenthumsobjekt  nachgewiesen,  dem  inneren  Wesen  nach 
nur  eine  Sache  Eigenthum  werden,  und  niemals  eine  Person;  des- 
halb kann,  wie  beim  Eigenthumssubjekt  nachgewiesen,  nur  eine  Per- 
son Eigenthümer  werden,  —  und  das  Eigenthum  selbst  heisst,  zu- 
nächst abstrakt  genommen,  die  Herrschaft  einer  Person  über  eine 
Sache -^3).  Die  Herrschaft  des  Eigenthümers  über  sein  Eigenthum  ist 
das  normale  Verhältniss,  ebenso  normal,  wie  die  Sache  bestimmt  ist 
Eigenthum  zu  werden,  wie  die  Person  Eigenthum  erfordert.  Der 
Eigenthümer  hat  a  priori  Recht  auf  sein  Eigenthum,  und  die  Rechts- 
ordnung muss  jede  Beschränkung,  die  sie  eintreten  lässt,  durch  das 
gesellschaftliche  Interesse  rechtfertigen.  Während  der  Eigenthümer 
den  Rechtsanspruch  der  Herrschaft  über  sein  Eigenthum  für  sich  hat, 
muss  die  Rechtsordnung  ihrerseits  den  Beweis  beibringen,  dass  eine 
Beschränkung  dieser  Herrschaft  durch  das  gesellschaftliche  Interesse 
geboten  wird. 

Soweit  das  gesellschaftliche  Interesse  aber  eine  Einschränkung 
der  Herrschaft  über  das  Eigenthum  erfordert,  so  muss  diese  Herr- 
schaft beschränkt  werden.  Das  Eigenthum  kann  nur  Geltung  haben 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  gesellschaftlichen  Interesse.  Wenn  also 
auch  sein  Ausgangspunkt  die  volle  Herrschaft  des  Eigenthümers 
über  sein  Eigenthum  ist,  mag  der  Eigenthümer  eine  Einzelperson  oder 
irgend  welch  ein  Personenverband  sein,  so  kann  seine  reale  Gestal- 
tung nur  darin  münden,  dass  es  den  gesellschaftlichen  Interessen 
unterworfen  wird. 

Was  das  Eigenthum  der  Einzelpersonen  und  der  freiwillig  ge- 
schlossenen Personenverbände  betrifft,  so  hat  ihm  gegenüber  der  Staat 
als  der  Vertreter  der  Gesellschaft  die  Interessen  derselben  zu  wah- 
ren, was  das  Eigenthum  des  Staates  betrifft,  so  hat  dieser  sich  selbst 

53)  „Eigentbum  ist  die  den  Körper  der  Sache  erfüllende  rechtliche  Macht  der  Per- 
son."    Pasre  nst  e  eher  a.  a.  O.  S.  3. 
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die  Schranken  tmfzucrlegen ,  und  sich  selbst  die  Gebote  zu  geben, 
dass  er  sein  Eigenthuni  im  gesellschaftlichen  Interesse  verwende.  In 
allen  Fällen  niuss  das  Eigenthuni,  die  Herrschaft  des  Eigenthüniers 
über  sein  Eigenthuni  mit  dem  gesellschaftlichen  Interesse  in  Einklang 
gesetzt  werden. 

Wie  die  Herrschaft  des  Eigenthüniers  über  sein  Eigenthuni  sich 
zu  gestalten  hat,  ist  hier,  wo  es  sich  darum  handelt,  den  Eigenthuins- 
begriff  festzustellen,  nicht  der  Ort  zu  behandeln,  es  ist  dieses  Sache 
der  Eigenthumsordnung.  Es  ist  hier  nur  zu  konstatiren,  dass  die 
Rechtsordnung  das  Eigenthumsverhältniss  zwischen  dem  Eigenthuni 
und  dem  Eigenthümer  nach  allen  Seiten  zu  regeln  hat.  Für  die  Klar- 
stellung des  Eigenthumsbegriffs  wird  es  jedoch  von  Wichtigkeit  sein, 
neben  den  bereits  angeführten  Grundprinzipien,  welche  dem  Eigen- 
thumsverhältniss innewohnen:  dass  das  Eigenthuni  den  Charakter  der 
Ausschliesslichkeit  an  sich  trägt,  dass  es  an  sich  die  volle  Herrschaft 
des  Eigenthümers  über  sein  Eigenthuni  in  sich  schliesst,  die  jedoch 
von  den  gesellschaftlichen  Interessen  bestimmt  und  beschränkt  wird  — 
noch  folgende  leitende  Gesichtspunkte  hervorzuheben:  Das  Eigen- 
thumsverhältniss ist  je  nach  den  unterschiedenen  Eigen- 
thumsobjekten  (Eigenthunisarten)  und  je  nach  den  ver- 
schiedenen Kategorien  der  Eigenthumssubjekte  verschie- 
den, so  dass  die  Rechtsordnung  Inhalt  und  Umfang  des 
Eigenthums  für  jedes  der  Eigenthumssubjekte  je  nach 
den  verschiedenen  Eigenthumsobjekten  festzusetzen  hat. 
Es  wird  in  ihr  zur  Entscheidung  zu  bringen  sein,  ob  alle  Eigen- 
thumssubjekte auf  alle  Eigenthumsobjekte  Anspruch  haben, 
speziell  welche  Eigen thumsgegenstände  nicht  in  die  Hände  der  Pri- 
vaten überzugehn  haben ,  d.  h.  nicht  Privateigenthum  werden  dürfen, 
und  dem  Staate  vorbehalten  bleiben^*),  beziehungsweise  welche 
Befugnisse  den  Eigenthümern  über  das  ihnen  zugesprochene  Eigen- 
thum  zustehn. 

Es  ist  durchaus  unzulässig,  eine  Eigenthumstheorie  aufzustellen, 
welche  nicht  auch  die  verschiedenen  Eigenthumsarten  und  Eigenthü- 
merkategorien  berücksichtigt.  Es  wird  vorweg  einleuchten,  dass  das 
Eigenthumsverhältniss  bei  Eigenthumsgegenständen,  welche  relativ  be- 

54)  „Das  Recht  bestimmt  die  Ausdehnung  des  Eigenthums,  d.  h.  es  bestimmt, 
an  welchen  unseren  Gütern  überhaupt  ein  Eigenthum  zulässig  ist.  .  .  .  Gewisse 
Objekte,  namentlich  freie  Besitzgüter  (Boden),  bleiben  mitunter  nach  dem  Rechte 
den  Zwangsgemeinwirthschaften,  besonders  dem  Staate  vorbehalten,  unter  Ausschluss 
des  Privateigenthums."     Ad.  Wagner  a.  a.  O.  S.  504.  505. 
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liebig  vcrniehrbar,  also  in  relativ  unbeschränktem,  d.h.  den  Bedarf 
in  weit  übersteigendem  Grade  vorhanden  sind,  sich  anders  gestalten 
Avird,  und  anders  gestaltet  werden  kann,  als  bei  Gegenständen,  welche 
nicht  beliebig  vermehrbar  sind,  und  deshalb  nur  beschränkt  mehr  oder 
minder  weit  unter  Bedarf  vorhanden  sind.  Der  Unterschied  ob  ein 
Gut  beliebig  vermehrbar  oder  nicht,  deshalb  ohne  besondere  Schwie- 
rigkeit den  Bedarf  übersteigend  beschafft  werden  kann,  oder  nur  mit 
Schwierigkeit  dem  Bedarf  und  zwar  nur  einem  beschränkten  Bedarf 
zur  Verfügung  gestellt  werden  kann,  ist  wirthschaftlich  von  so  augen- 
scheinlich weitreichender  Bedeutung,  dass  leicht  ermessen  werden 
kann,  wie  unmöglich  eine  Eigen thumsordnung  ist,  die  diesen  Unter- 
schied unbeachtet  lässt,  und  wie  mangelhaft  eine  Eigenthumstheorie 
ist,  die  es  nicht  zum  Ausdruck  bringt,  dass  die  Verschiedenheit  der 
Eigenthumsarten  eine  verschiedene  Behandlung  in  der  Eigenthumsord- 
nung  nöthig  macht,  und  die  sich  darauf  beschränkt,  schlechtweg  die 
Herrschaft  des  Eigenthümers  über  sein  Eigenthum,  sei  es  auch  mit 
gewissen  erforderlichen  Einschränkungen,  zu  konstatiren. 

Nicht  minder  sind  es  die  bereits  aufgeführten  verschiedenen  Ka- 
tegorien der  Eigenthümer,  welche  eine  durchaus  andere  Behandlung 
unerlässlich  machen.  Es  ist  von  vorn  herein  ausgeschlossen,  dieselbe 
Eigenthumssatzung  für  Einzelpersonen,  für  freiwillige  Personenverbände, 
für  Zwangsgeraeinschaften  festzusetzen.  Die  wesentlich  verschiedene 
Natur  dieser  Eigenthumsinhaber  muss  ihren  Ausdruck  in  der  Eigen- 
thumsordnung  finden,  und  die  Eigenthumstheorie  muss  es  stets  im 
Bewusstsein  haben,  dass  sie  es  mit  verschiedenen  Elementen  zu  thun 
hat,  deren  unterschiedene  Natur  besondere  Berücksichtigung  erheischt. 
Das  Privateigenthumsrecht ,  d.  h.  das  den  Einzelpersonen  zuerkannte 
Recht  über  ihr  Eigenthum,  muss  einen  ganz  andern  Inhalt  aufweisen, 
als  das  Recht  hat,  welches  sich  der  Staat  über  das  Eigenthum  zu- 
spricht, das  er  sich  vorbehält.  Wenn  der  Staat  einerseits  mit  seinem 
Eigenthum  auch  nach  einer  gewissen  Richtung  hin  dieselben  Ziele  wie 
die  Einzelperson  verfolgt,  so  sind  andererseits  diese  Ziele  nicht  nur 
von  einander  verschieden,  sondern  einander  diametral  entgegengesetzt. 
Demgemäss  ergeben  sich  auch  durchaus  unterschiedene  Gesichtspunkte 
für  das  Eigenthumsrecht  je  nachdem  das  Eigenthum  in  den  Händen 
der  Einzelpersonen  oder  des  Staates  ist.  So  sehr  in  der  Praxis  auch 
diese  Unterschiede  berücksichtigt  werden  mussten,  die  Eigenthums- 
theorie hat  in  dem  Bestreben,  als  möglichst  einheitliche  zu  erscheinen, 
nur  zu  häutig  die  Unterschiede,  die  getroffen  werden  müssen,  unbe- 
achtet gelassen,  sie  hat  das  Eigenthumsrecht  gleichsam  nur  aufs  Pri- 
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vateigeiithuni  ziigeschnitti'U  und  zwar  untcrscliieclslos  auf  alle  Eigeii- 
thunisarten.  Der  Eigentliuuistheorie,  die  auf  die  sowohl  bei  den  Eigen- 
thumsgegenständen  wie  bei  den  Eigenthünicrn  zu  Tage  tretenden  Un- 
terschiede nicht  achtet,  kann  nur  ein  falscher  Eigenthunisbegrift"  zu 
Grunde  gelegt  sein,  und  bei  Aufstellung  des  Eigenthunisbegriffes  niuss 
Vorsorge  getroffen  werden,  dass  die  auf  ihm  begründete  Eigenthunis- 
theorie  nicht  von  diesen  gewichtigen  Unterschieden  abstrahire.  Es 
muss  bei  Aufstellung  des  Eigenthumsbegrifts  ausreichend  betont  wer- 
den, dass  das  Eigenthumsverhiiltniss  je  nach  den  verschiedenen  Eigen- 
thumsarten  und  den  verschiedenen  Kategorien  der  Eigenthünier  weit- 
reichende Unterschiede  in  sich  birgt. 

Ebenso  wie  festgehalten  werden  muss,  dass  das  Eigenthumsrecht 
keine  einheitliche  Materie  behandelt,  ebenso  muss  festgehalten  wer- 
den, dass  es  kein  unwandelbares  sein  kann.  Das  Eigenthums- 
recht ist  im  Hinblick  auf  die  sich  entwickelnden  Wirth- 
schafts-  und  Kulturverhältnisse  und  sich  läuternden 
Rechtsanschauuugen  in  steter  Wandlung  begriffen. 

Die  Eigenthumsgegenstände  Avechseln  im  Laufe  der  Zeiten 
ihrer  Beschaffenheit  und  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  nach, 
hierdurch  ändert  sich  ihr  Verhältniss  gegenüber  den  Eigenthümern, 
und  das  Eigenthumsrecht  kann  diese  Wandlungen  nicht  unberück- 
sichtigt lassen.  Beispielsweise:  Es  giebt  Wirthschaftsepochen,  in  wel- 
chen es  von  der  grössten  Wichtigkeit  ist  W^aldungen  auszuroden  ^^j, 
es  giebt  Wirthschaftsepochen,  in  welchen  es  dringend  geboten  ist,  den 
Waldbestand  zu  schonen.  Dort  sind  die  Holzungen  in  ihrem  Bestände 
ein  wirthschaftliches  Hinderniss,  das  beseitigt  werden  muss,  hier  ist 
ihr  Mangel  eine  wirthschaftliche  Kalamität,  welche  ernste  Beachtung 
erheischt.    Eine  Eigenthumstheorie ,   welche  gestatten  würde  mit  den 

55)  „Waldzerstörung  ist  eine  Phase  aber  nicht  das  letzte  Wort  der  Kultur.  Wenn 
auf  einem  jungfräulichen  Boden  ein  Menschengeschlecht  die  ersten  Schritte  zur  Kultur 
thut,  da  muss  der  Urwald  dem  nächsten  Bedürfniss  weichen,  da  wird  an  Wahl  und 
Schonung  nicht  gedacht.  Jeder  schöpft  nach  Belieben  aus  dem  unermesslichen  Vorrath, 
der  wie  die  Luft  Allen  gleich  geschenkt  ist.  Ja  der  Ausroder  des  Waldes  er- 
scheint auf  dieser  Stufe  als  ein  Wohlthäter  und  hülfreicher  Heros. 
In  den  Wald  vorzudringen  war  in  jenen  Zeiten  in  der  That  schwieriger  als  man  jetzt 
denkt ,  ein  Werk ,  das  fast  übermenschliche  Anstrengung  erfordert.  ...  Je  weiter  der 
W^ald  sich  zurückzog ,  desto  freundlicher  wurde  die  Natur ,  desto  mannigfaltiger  ihre 
Gaben  ,  denn  der  Urwald  duldete  nur  eine  beschränkte  und  einförmige  Vegetation.  .  .  . 
Erst  lange  nachher  erweckt  der  Mangel  an  Holz  ,  an  Schatten  und  Feuchtigkeit ,  die 
Klage  nach  Naturfrische;  jetzt  wird  mit  bewusster  Absicht  dem  Walde  sein  Bestehn  in- 
nerhalb gewisser  Grenzen  gesichert."  Hehn,  Kulturpflanzen  und  Hausthiere.  II.  Aufl. 
S.  4.  5. 
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Waldungen  ganz  so  zu  verfahren,  wenn  ihre  Ausrodung  erforderlich 
ist,  als  wenn  ihre  Erhaltung  dringendes  gesellschaftliches  Bedürfniss 
ist,  stellt  sich  als  unmöglich  heraus.  Weiter,  Grund  und  Boden  kann 
gegenüber  der  Bevölkerung  in  so  reichlichem  Maasse  vorhanden  sein, 
und  in  Folge  dessen  unbebaut  bleiben,  oder  so  wenig  intensiv  be- 
>Yirthschaftet  werden,  dass  es  als  dringende  Wirthschaftspolitik  er- 
scheint, den  Boden  den  Einzelnen  zur  weitestgehenden  Ausbeute  zu 
überlassen;  andererseits  kann  die  Bevölkerung  auf  einer  bestimmten 
Fläche  eine  so  überaus  grosse  sein,  dass  es  sich  als  unabweisbar 
herausstellt,  für  eine  Verwendung  des  Bodens  Sorge  zu  tragen,  welche 
den  gesellschaftlichen  Interessen  entspricht.  Anknüpfend  hieran  sei 
eine  Aufstellung  von  Jhering  angeführt  ^ ^ )^  ^^YAn  Garten  an  der 
Strasse  enthält  für  eine  grosse  Stadt  eine  Ungehörigkeit.  Der  Platz 
ist  hier  zum  Hause  und  nicht  zum  Garten  bestimmt,  und  in  richtiger 
Würdigung  dieses  Gesichtspunktes  stellen  manche  Rechte  dem  Eigen- 
thümer  die  Alternative  entweder  selber  zu  bauen  oder  den  Platz  ge- 
gen einen  entsprechenden  Preis  abzutreten,  der  sich  erbietet,  darauf 
ein  Haus  zu  setzen."  Diese  Beispiele  werden  bereits  genügen,  um 
darzuthun,  dass  die  Eigenthumsordnung  nothgedrungen  auf  die  ver- 
schiedenen wirthschaftlichen  Verhältnisse,  wie  sich  solche  zu  den  ver- 
schiedenen Wirthschaftsepochen  und  auf  den  verschiedenen  Wirth- 
schaftsstufeu  geltend  machen,  Rücksicht  nehmen  muss,  dass  die  Eigen- 
thumsordnung eine  sich  diesen  wechselnden  Verhältnissen  anpassende 
sein  muss,  dass  also  auch  a  priori  der  Eigenthumsbegriff  derartig 
gefasst  sein  muss,  dass  aus  ihm  hervorgeht,  dass  das  Eigenthums- 
recht  wegen  der  wechselnden  Leistungsfähigkeit  der  Eigen- 
thumsobjekte  kein  konstantes  sein  kann. 

Auch  der  eigenartige  Standpunkt,  welchen  zu  verschiedenen  Zei- 
ten und  in  verschiedenen  Gesellschaftsorganisationen  die  Eigenthü- 
mer  in  Folge  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung  einnehmen,  übt  auf  die 
Eigenthumsordnung  einen  bestimmenden  Einfluss  aus.  Die  Eigen- 
thumsordnung kann  nicht  dieselbe  sein,  wenn  die  Gesellschaft  zu 
einer  staatlichen  Gemeinschaft  sicli  noch  nicht  entwickelt  hat,  wenn 
ein  mehr  regelloses  Zusammenleben  der  Individuen  stattfindet,  und 
wenn  sie  zu  einem  mehr  oder  minder  strammen  Staatsorganismus  ge- 
diehen ist;  sie  muss  eine  andere  sein,  wenn  das  Staatswesen  noch 
einen  mehr  patriarchalischen,  einen  mehr  theokratischen  Charakter 
an  sich  trägt,   oder  bereits   ein  ausgebildetes  politisches  Gepräge  ge- 


56)  Jhering  a.  a.  0.  S.  508. 
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wonneii  hat.  Die  Stellung  der  Individuen  und  hicrniit  derselben  auch 
als  Eigenthümer  ist  in  den  verschiedenen  Gesellschaftsorganisationen 
so  unterschieden,  dass  die  Eigenthumsordnung,  die  für  die  eine  am 
Platze  ist,  durchaus  hinfällig  für  die  andere  wird''^).  Auch  deshalb 
wird  bei  Aufstellung  des  Eigenthunisl)egrift's  darauf  Bedacht  genoni- 
men  werden  müssen,  dass  das  Eigenthumsverhältniss,  welches  zu  kon- 
struiren  ist,  ein  stets  wandelbares  bleiben  wird. 

Hierzu  kommt  schliesslich,  dass  die  Ilechtsanschauungen  an  sich 
einer  steten  Wandlung  unterworfen  sind.  Eine  jede  Zeit  glaubt  das 
absolute  Recht  gefunden  zu  haben,  und  in  längerer  oder  kürzerer 
Zeit  kommt  sie  dahinter,  dass  das  aufgestellte  Recht  seine  wesentli- 
chen Bedenken  hat,  man  sieht  sich  veranlasst,  es  umzugestalten,  und 
so  sehn  wir,  zurückblickend  auf  die  Rechtsgeschichte,  dass  das  Rechts- 
leben steten  Wandlungen  unterworfen  ist.  Also  auch  die  Quelle  des 
Rechtslebens,  das  öffentliche  Recht  ist  nichts  feststehendes;  auch  die- 
ses ist  immer  bestrebt,  ein  objektives  Recht  herzustellen,  trifft  seine 
Bestimmungen  nach  subjektiven  Weltanschauungen,  und  modelt  die 
Eigenthumsordnung  in  durchaus  unterschiedener  Weise.  Es  sei  nur 
das  eine  und  eingreifendste  Moment  erwähnt,  welch  wesentlichen  Un- 
terschied für  die  Eigenthumsordnung  es  macht,  ob  das  öffentliche 
Recht  Sklaverei  zulässt,  oder  die  freie  Persönlichkeit  aller  Menschen 
anerkennt  ^^). 

Auf  diese  Weise  ist  das  Eigeuthumsrecht  abhängig  von  den  wirth- 
schaftlichen  Dienstleistungen  der  Eigenthumsobjekte,  abhängig  von  der 
gesellschaftlichen  Stellung  der  Eigenthümer,  und  ist  vollends  den 
wandelnden  Rechtsanschauungen  unterworfen.  Bei  Aufstellung  des 
Eigen thumsbegriffs  ist  es  unbedingt  erforderlich,  daran  festzuhalten, 
dass  das  Eigenthumsverhältniss  zwischen  Eigenthumssubjekt  und 
-Objekt,  welches  das  schliessliche  Moment  des  Eigenthumsbegriffs  bil- 
det, und  mithin  die  Eigenthumsordnung,  welche  dieses  zu  re- 
geln hat,  in  steter  Wandlung  begriffen  ist.  Für  den  Eigenthums- 
be griff  an  sich  können  feste  Normen  aufgestellt  werden,  die 
Materie,  auf  die  er  sich  bezieht,  bleibt  eine  stets  wandelbare,  und 
hierdurch  wird  in  der  That  auch  sein  Inhalt  verändert.    Von  diesem 


57)  ,,Die  Entwicklung  des  Eigenthumsrechts  hat  sehr  verschiedene  Stufen  ,  und  bei 
verschiedenen  Völkern  sehr  von  einander  abweichende  Gestaltungen  durchzumachen  ge- 
habt."    Leist  a.  a.  O.  S.  246. 

58)  ,,Eine  grundsätzliche  Aenderung  in  der  Auffassung  der  Menschen  hat  stets  in 
kürzerer  oder  längerer  Zeit  eine  Aenderung  in  den  Eigenthumsverhältnissen  herbeige- 
führt."    Ahrens  a.  a.  O.  S.  159. 
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Gesichtspunkt  aus  kann  und  muss  man  sagen ,  dass  der  Eigenthums- 
begriff  zu  den  verschiedenen  Zeiten  sich  verschieden  gestaltet  hat, 
und  dass  er  voraussichtlich  auch  in  der  Zukunft  ein  von  der  Gegen- 
wart verschiedener  sein  wird.  Der  Eigenthumsbegriff  lässt  sich  seinem 
Inhalte  nach  nur  für  bestimmte  Zeit-  und  Kulturepochen  aufstellen. 

Der  Eigenthumsbegriff,  abgesehn  von  seinem  speziellen 
Inhalt,  ist  seinen  allgemeinen  wesentlichen  Bestimmungen  nach  fol- 
geudermaassen  zu  fassen: 

Eigenthum  ist  die  den  Einzelpersonen,  den  Perso- 
nenverbänden, den  gesellschaftlichen  Gemeinschaf- 
ten (Staat  und  Gemeinde)  von  der  Rechtsordnung  zu- 
ertheilte  ausschliessliche  Herrschaft  über  Sachen. 

Die  Eigenthumsobjekte,  die  Eigenthumssubjekte,  das  durch  die 
Rechtsordnung  bestimmte  Eigenthumsrecht,  sind  die  konstituiren- 
den  Elemente  des  Eigenthums,  die  in  ihrer  sich  verändernden 
Beschaffenheit  das  Eigenthum  in  sehr  verschiedener  Gestaltung  in 
Erscheinung  treten  lassen. 

Die  hier  aufgestellte  Fassung  wird  deutlicher  hervortreten,  wenn 
man  sie  mit  einigen  anderen  Aufstellungen  des  Eigenthumsbegriffes 
vergleicht.  Ähren  s  sagt  in  seinem  Naturrecht  ^ 9):  „Das  Eigenthum 
kann  bestimmt  werden,  als  die  einer  Person  zustehende  virtuelle 
Macht  über  ein  sachliches  Gut  nach  allen  durch  vernünftige  Lebens- 
zwecke bestimmte  und  begrenzte  Nutzungen."  Es  fehlt  hier  die  sehr 
wesenthche  Bestimmung,  dass  es  nicht  eine  Einzelperson  zu  sein 
braucht,  welcher  die  virtuelle  Macht  über  ein  sachliches  Gut  u.  s.  w. 
zusteht;  auch  erscheint  es  richtiger  an  Stelle  der  „vernünftigen  Le- 
benszwecke", ein  sehr  unbestimmter  dehnbarer  Begriff,  die  Rechts- 
ordnung, die  positive  Macht  zu  setzen,  die  ihrerseits  vernünftige 
und  ethische  Zwecke  zu  verfolgen  hat.  Deutlicher  in  dieser  Beziehung 
ist  schon  die  Bestimmung  des  Eigenthumsbegriffs  von  Adolph  Wag- 
ner*'*'): „Der  Eigenthumsbegriff  lässt  sich  definiren,  als  die  vom 
Recht  (Gesetz)  zugelassene  vollkommene  rechtliche  Herrschaft  einer 
Person  über  äussere  Güter,  vorbehaltlich  der  mit  dieser  Herrschaft 
verbundenen  Beschränkungen  und  Verpflichtungen."  Hier  ist  aus- 
drücklich die  Rechtsordnung  in  den  Eigenthumsbegriff  aufgenommen; 
„die  vollkommene  Herrschaft  vorbehaltlich  der  mit  dieser  Herr- 
schaft verbundenen  Beschränkungen"  erscheint  freilich  weniger  prä- 
zise, als  wenn  man  einfach:  „die  von  der  Rechtsordnung  zuertheilte 
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ausschliessliche  Herrschaft"  statuirt.  Es  ist  eben  Sache  der  Rechts- 
ordiuing  vorweg  die  Beschränkungen  der  vollkommenen  Herrscliaft 
festzustellen.  Für  Wagner  war  es  entschieden  von  Bedeutung  bei 
dem  Eigenthunisbegriff  dem  an  sich  unzweifelhaft  richtigen  und  wich- 
tigen Satz  Ausdruck  zu  geben,  dass  es  sich  beim  Eigenthum  nicht 
nur  um  Rechte,  sondern  auch  um  Pflichten  handle,  so  dass  er 
der  Herrschaft  über  die  Sache  nicht  nur  Beschränkungen,  sondern 
auch  Verpflichtungen  gegenüberstellt*'^).  Die  dem  Eigenthümer 
aufzuerlegenden  Verpflichtungen  finden  aber  in  der  Eigenthumsord- 
nung  bei  der  Zuertheilung  der  Herrschaft  über  die  Eigenthumsobjekte 
ihre  geeignete  Stelle;  es  ist  Sache  der  Eigenthumsordnung  der  Herr- 
schaft über  die  Sachen  diejenigen  Beschränkungen  aufzuerlegen,  welche 
mit  den  Verpflichtungen  verknüpft  sind.  Den  Eigenthumsrechten  stehn 
Eigenthumspflichteu  gegenüber;  deshalb  ist  die  Herrschaft  über  die 
Sache  keine  absolute,  sondern  eine  eingeengte,  und  wenn  es  im  Eigen- 
thumsbegriff"  ausgedrückt  ist,  dass  die  Rechtsordnung  diese  Herrschaft 
zu  bestimmen  hat,  so  ist  damit  anerkannt,  dass  das  Eigenthum  nicht 
nur  Rechte,  sondern  auch  Pflichten  hat,  —  Im  Uebrigen  unterlässt 
auch  Wagner  es  in  seinem  Eigenthumsbegriff  hervorzuheben,  dass 
das  Eigeuthumssubjekt  nicht  nur  eine  Einzelperson,  sondern  auch  ein 
Personenverband,  beziehungsweise  die  Gemeinschaft  —  Staat  und  Ge- 
meinde ist;  es  hängt  dieses  wohl  nur  damit  zusammen,  dass  er  in 
seiner  Grundlegung  der  Volkswirthschaft  vorzugsweise  das  Privat- 
eigenthum  ins  Auge  fasst. 

Ganz  absolut  ist  der  Eigenthumsbegriff  gefasst  als  „die  unbe- 
schränkte und  ausschliessende  Herrschaft  einer  Person  über  eine  Sache" 
(Savigny),  „als  die  volle  Gewalt  über  eine  körperliche  Sache —  als 
die  totalrechtliche  Unterwerfung  einer  Sache,  die  vollkommen  recht- 
liche Herrschaft  über  einen  körperlichen  Gegenstand"  (Puchta),  „das- 
jenige dingliche  Recht,  vermöge  dessen  eine  körperliche  Sache  ihrer 
Totalität  nach  Jemandem  unterworfen  ist"  (W^ächter)  ^^^  „Eigen- 
thum heisst  das  Recht,  welches  seiner  Natur  nach  die  volle  und  aus- 
schliessliche Unterwerfung  einer  Sache  umfasst"  (Sintenis)  *'^). 

Förster  *5'^)  sagt  über  den  Eigenthumsbegriff":  „in  dem  Eigen- 
thum liegen  folgende  Momente:  das  Eigenthum  ist  ausschliess- 
lich, die  Sache  gehört  ihrer  Substanz  nach  nur  dieser  Person,  keine 
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andere  hat  das  Recht  auf  sie,  der  Wille  des  Eigenthüraers  durch- 
dringt sie  so  vollständig,  dass  kein  Raum  mehr  in  ihr  ist  für  den 
Willen  eines  anderen  Subjektes;  das  Eigenthum  ist  untheilbar; 
es  ist  frei  und  unbeschränkt;  die  Person  verfügt  über  die  Sache  bis 
zur  Vernichtung.  Das  Eigenthum  ist  beständig."  Hier  erscheint 
der  Eigenthumsbegriff  noch  viel  zu  absolut  gefasst,  und  es  hätte  sich 
empfohlen ,  wenn  er  mindestens  seinen  Hinweis  (s.  S.  291) ,  dass  das 
Eigenthum  keinesweges  unbegrenzt  sei,  bereits  in  seinen  Eigen- 
thumsbegriff aufgenommen  hätte.  Auch  Förster  lässt  es  in  seinem 
Eigenthumsbegriff  unentschieden,  ob  er  unter  Person  nur  eine  Ein- 
zelperson oder  Personengesammtheiten  zu  verstehn  sei.  Er  lässt  sich 
hierüber  folgendermaassen  aus^'^):  „Jüngeren  Datums  ist  die  Idee 
des  Gesammteigenthuras;  zunächst  erscheint  sie  im  17''='' Jahr- 
hundert. Das  Gesammteigenthum  soll  ein  dominium  plurium  in  soli- 
dum  sein.  Diesem  Gesammteigenthum  werden  jene  deutschen  ge- 
meinschaftlichen Rechtsverhältnisse  untergeordnet.  Der  Streit  ob 
das  getheilte  und  das  Gesammteigenthum  als  Rechtsinstitut 
zu  verwerfen  oder  als  gültig  anzuerkennen  sei,  ist  noch 
nicht  geschlichtet."  Er  seinerseits  erklärt  sich  freilich  gegen  die 
Idee  des  Gesammteigenthums,  indem  er  sich  äussert  ^^):  „Fast  noch 
stärker  als  das  getheilte  Eigenthum  steht  das  Gesammteigenthum 
im  Widerspruch  mit  dem  Begriff  des  Eigenthums,  ja  es  kann  lo- 
gisch überhaupt  nicht  gedacht  werden."  Es  muss  dieses  in 
der  That  lediglich  als  Ausfluss  der  Nachwirkung  der  römischen  Rechts- 
auffassung über  Eigenthum  aufgefasst  werden,  von  welcher  sich  die 
Gegenwart  immer  mehr  zu  emanzipiren  Veranlassung  hat. 

Jhering  spricht  sich  sehr  deutlich  dagegen  aus,  dass  Eigen- 
thum seinem  logischen  Begriffe  nach  nur  einer  Einzelperson  zuzuer- 
kennen sei.  Er  sagt^'):  „Das  Rechtsverhältniss  an  Sachen  nimmt 
nach  Verschiedenheit  der  Zwecksubjekte,  Individuen, 
Staat,  Gesellschaft  die  Gestaltung  an:  Individualeigenthum, 
Staatseigenthum,  Gemeingebrauch  (Gemeinschaft).  ..  .  Alle 
drei  Formen  bezwecken  Sicherung  der  ökonomischen  Lebensbedingun- 
gen der  Gesellschaft.  Keine  derselben  kann  fehlen,  weder 
das  Individualeigenthum  noch  das  Staatseigenthum." 
Jhering,  welcher  ausdrücklich  innerhalb  der  Gesellschaft  neben  den 
Individuen  auch  den  Staat,   die  Kirche,  die  Vereine  als  Rechts- 
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Subjekte  im  Sinne  der  Juristen  anerkennt  ^^),  theilt  also  nach  seinen 
eben  angeführten  Aeusserungen  unzweifelhaft  den  von  mir  eingenom- 
menen Standpunkt,  dass  das  Eigenthum  den  Einzelpersonen,  den 
Personenverbänden,  den  gesellschaftlichen  Gemeinschaften  (Staat  und 
Gemeinde)  zuzuerkennen  ist.  Es  ergiebt  sich  zwischen  uns  nur  der 
eine  Differenzpunkt,  dass  von  ihm  auch  die  Gesellschaft  als 
Rechtssubjekt  bezeichnet  ist,  während  ich  die  Gesellschaft  nicht 
als  Rechts  Subjekt  betrachte,  sondern  Gesellschaftseigenthum  nur 
als  Eigen thumsobjekt  derjenigen  Rechtssubjekte  betrachte,  welche 
nicht  Einzelpersonen  sind.  Die  Gesellschaft  als  solche  ist  m.  E. 
nicht  Rechtssubjekt,  sondern  um  Rechtssubjekt  zu  werden  verkör- 
pert sie  sich  im  Einzelindividuum,  im  freiwilligen  Personenverband 
(Familie,  Genossenschaft,  Korporation),  oder  tritt  als  Zwangsgemein- 
schaft, Gemeinde  und  Staat  auf.  Die  Gesellschaft  muss,  um  Rechts- 
subjekt zu  werden,  sich  individualisiren,  als  Individuum  auf- 
treten, oder  sich  in  den  oben  angeführten  Gemeinschaften  organi- 
siren.  —  Objektiv  dagegen  ist  alles  gesellschaftlich,  was 
nicht  individuell  ist,  nicht  einer  Einzelperson  anhaftet.  Deshalb 
kann  man  nicht  von  der  Gesellschaft  als  Rechts-  und  Eigenthums- 
subjekt  sprechen,  wohl  aber  von  gesellschaftlichen  Rechtsobjekten, 
speziell  vom  gesellschaftlichen  Eigenthum.  Es  wird  dieses  noch 
deutlicher  hervortreten,  wenn  man  das  Eigenthum  näher  betrach- 
tet, welches  Jhering  als  der  Gesellschaft  gehörig  vindizirt,  und 
(s.  oben)  zum  Gemeingebrauch  bestimmt  erklärf^^):  „Ohne  Ge- 
meinschaft der  öffentlichen  Wege,  Plätze,  Flüsse  ist  der  Verkehr  un- 
denkbar, das  Verhältniss  ist  durch  die  Natur  selbst  vorgezeichnet." 
Ganz  unzweifelhaft  sind  Wege,  Plätze  u.  s.  w.  gesellschaftliches  Eigen- 
thum, d.h.  zum  Gebrauch  der  Gesammtheit  bestimmt,  aber 
dieses  Verhältniss  ist  eben  ein  rein  objektives.  Fragt  man  nach 
dem  Rechts  Subjekt,  so  sehn  wir,  dass  sowohl  Wege  und  Plätze 
der  Gemeinde  wie  dem  Staate  (wohl  auch  der  Kirche)  also  ver- 
schiedenen Rechtssubjekten  gehören  können;  sie  gehören  nur 
als  Zweckobjekte  der  Allgemeinheit  au,  und  können  sowohl  in 
Händen  der  Gemeinde  wie  des  Staates  d.  h.  von  einander  verschie- 
dener Rechtssubjekte  sein.  Hält  man,  wie  es  erforderlich  ist,  daran 
fest,  dass  es  innerhalb  der  Gesellschaft  verschiedene  Eigenthumssub- 
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jekte  giebt,  die  Gesellschaft  selbst  aber  in  ihrer  Allgemeinheit  und 
Unbestimmtheit  kein  Eigenthumssubjekt  ist,  so  wird  man  davon  ab- 
sehn ,  Strassen ,  öffentliche  Wege  u.  s.  w.  der  Gesellschaft  als  Eigen- 
thumssubjekt zuzusprechen,  sondern  sich  darauf  beschränken,  sie  ob- 
jektiv als  das,  was  sie  sind,  als  gesellschaftliches  Eigenthum  zu 
erklären,  und  als  ihr  Eigenthumssubjekt  eine  der  organisirten  Ge- 
meinschaften, Staat  oder  Gemeinde,  denen  es  überwiesen  ist,  zu  be- 
trachten. —  In  Bezug  auf  die  Grenzen ,  welche  der  Herrschaft  über 
das  Eigenthum  zu  setzen,  spricht  sich  J bering  folgendermaassen 
aus'"):  „Die  Ansichten  der  Laien  und  Juristen  stimmen  darin  über- 
ein, dass  das  Wesen  des  Eigenthums  in  der  Unumschränktheit  der 
Herrschaft  des  Eigenthümers  besteht  und  dass  jede  Beschränkung 
desselben  im  Grunde  einen  Eingriff  in  dasselbe  enthalte,  der  der  Idee 
des  Instituts  widerspreche.  Meiner  Ansicht  nach  ist  diese  Idee  eine 
grundirrige.  ...  Es  ist  nicht  wahr ,  dass  das  Eigenthum  seiner  Idee 
nach  die  absolute  Verfügungsgewalt  in  sich  schlösse.  Ein  Eigenthum 
in  solcher  Gestalt  kann  die  Gesellschaft  nicht  dulden  und  hat  sie 
nicht  geduldet.  —  „„Die  Idee""  des  Eigenthums  kann  nichts  mit  sich 
bringen,  was  mit  der  „„Idee""  der  Gesellschaft  in  Widerspruch  steht 
(s.  Wagner,  Grundlegung  S.  499,  Jhering,  Geist  des  R.  R.  I.  S.  7), 
kurz  formulirt:  es  giebt  kein  der  Rücksicht  auf  die  Gesellschaft  ent- 
bundenes Eigenthum." 

Uebereinstimmung  herrscht  also  darüber,  dass  Eigenthum  die 
Herrschaft  und  zwar  die  ausschliessliche  einer  Person  über  eine  Sache 
ist;  diese  Herrschaft  wird  mehr  oder  minder  weit  gefasst,  aber  auch 
darüber  kann  nunmehr  ein  Einverständniss  als  erzielt  betrachtet  wer- 
den, dass  diese  Herrschaft  nur  eine  begrenzte  sein  darf,  und  durch 
die  Rechtsordnung  zu  begrenzende  ist.  — 

Als  unentschieden  wird  es  angesehn,  ob  Eigenthum  im  strengen 
Sinne  des  Wortes  nur  einer  Einzelperson  zuzuerkennen  ist  (beson- 
ders von  Förster  und  Ähren s  vertreten),  oder  ob,  wofür  ich  ein- 
getreten bin,  der  Eigenthumsbegriff  auch  Personen  verbände ,  freiwil- 
lig geschlossene  wie  die  Zwangsgemeinschaften  Gemeinde  und  Staat 
vollgültig  als  Eigenthumssubjekte  anzuerkennen  hat,  ohne  dass  man 
sich  der  Aufstellung  von  juristischen  Personen  als  Auskunftsmittel 
zu  bedienen,  oder  den  Staat  in  Bezug  auf  das  ihm  überwiesene 
Eigenthum  in  zwei  Eigenschaften  aufzufassen  braucht  (s.  Note  30), 
einmal  als  Privatperson,  ein  anderes  Mal  als  Vertreter  der  Gesammt- 
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heit.  Dafür,  dass  die  juristische  Person  fallen  zu  lassen  ist,  hat  be- 
reits Brinz  plaidirt,  dass  neben  dem  Individualeigenthum  auch  Staats- 
eigenthum  bestehn  muss,  sich  J  he  ring  ausgesprochen. 

Von  welch  weitreichender  Bedeutung  für  den  Eigenthumsbegriff 
es  ist,  dass  Eigenthumssubjekte  nicht  nur  Einzelpersonen,  sondern 
auch  Personenverbände  und  zwar  freiwillig  geschlossene  Personenver- 
bände  und  Zwangsgenieinschaften,  Gemeinde  und  Staat,  sind,  ist  von 
mir  ausreichend  hervorgehoben.  Erst  hierdurch  wird  der  Fiktion, 
dass  Privateigenthum  allein  Eigenthum  sei,  ein  Ende  bereitet,  erst 
hierdurch  erhalten  die  Personenverbände,  seien  es  die  freiwillig  ge- 
schlossenen, seien  es  die  gesellschaftlichen  Gemeinschaften  Gemeinde 
und  Staat,  indem  sie  als  reale  vollgültige  Eigenthümer  anerkannt 
werden,  nach  der  vermögensrechtlichen  Seite  den  gesicherten  Boden 
der  Existenz,  und  werden  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  „der  Ein- 
seitigkeit des  Privateigenthuras  die  Wage  zu  halten"  (s.  S.  278  Dern- 
burg). 

Hinsichtlich  der  Eigenthumsordnung  wird  es  anerkannt  werden, 
dass  im  Eigenthumsbegriff  festgehalten  werden  rauss,  dass  das  Eigen- 
thumsverhältniss  zwischen  Eigenthümern  und  Eigenthum  je  nach  den 
wandelnden  Kulturverhältnissen  und  Kulturanschauungen  ein  wech- 
selndes ist,  dass  die  Eigenthumsordnung  nur  für  bestimmte  JZustäude 
und  Zeitepochen  gegeben  werden  kann. 

Der  Eigenthumsbegriff  kann  nur  die  allgemeine  Natur  die 
Totalität  des  Eigenthums  hervortreten  lassen,  nicht  dessen  unter- 
schiedene Momente.  Um  diese  zu  erfassen,  speziell  um  festzustel- 
len, welche  Eigenthumsarten  vorzugsweise  den  Einzelpersonen,  den 
Personenverbänden,  den  Zwangsgemeinschaften,  Gemeinde  und  Staat 
zu  überantworten  sind,  ist  es  erforderlich  auf  die  verschiedenen  Eigen- 
thumsarten und  ihr  Verhältniss  zu  den  verschiedenen  Eigenthümer- 
kategorien  einzugehu.  Dieses  liegt  schon  ausserhalb  des  Rahmens 
des  Eigenthumsbesrififs. 


21 


Literatur. 


IV. 

Aeltere   und   neuere   Literatur   zur   Frage    der   Tabaksbesteuerung 

in  Deutsehland. 

Der  Zollverein    und  das  Tabak-Monopol.     Berlin,  Decker.     1857.      135  S. 

V.  Plenker:  Das  österreichische  Tabak-Monopol  seit  dessen  Ausdehnung 
auf  das  gesammte  Staatsgebiet.  Ein  Beitrag  zur  Statistik  des  Tabak- 
Monopols.     "Wien,  Staatsdruckerei.     1857.     125  S. 

Maehrlen:  Die  Besteuerung  des  Tabaks  im  Zollverein.  Stuttgart,  Hall- 
berger.      1868.     V,  95  S.  nebst  Anhang,  72  S. 

Greiz enach:  Die  französische  Tabaksregie  in  ihrer  Entwicklung,  Orga- 
nisation, finanziellen  und  volkswirthschaftlichen  Bedeutung.  Mainz, 
V.  Zabern.     1868.     IV,   131  S. 

(Mayr):  Das  Deutsche  Reich  und  das  Tabakmonopol.  Stuttgart,  Cotta. 
1878.     IV,   167  S. 

Mayr:  Kritische  Nachträge  zu  den  Studien  über  das  Tabakmonopol.  Augs- 
burger Allgemeine  Zeitung  1878.     N«.49ff. 

Mo  hl,  Moriz:  Denkschrift  für  eine  Reichs-Tabak-Regie.  Stuttgart,  "Witt- 
wer.     1878.     XIII,   148  S. 

Mo  hl,  Moriz:  Zur  deutschen  Finanzlage.  Augsburger  Allgemeine  Zei- 
tung.    NO.  91.  92.   94.   98.   99. 

Krükl:  Das  Tabak-Monopol  in  Oesterreich  und  Frankreich.  Eine  ver- 
gleichende Studie.     Wien,  Carl  Gerold's  Sohn.     1878.     68  S. 

Schieiden:  Zur  Frage  der  Besteuerung  des  Tabaks.  Annalen  des  Deut- 
schen Reichs,   1878.     Heft  2 — 4. 

Fels  er:  Das  Tabakmonopol  und  die  amerikanische  Tabaksteuer.  Anna- 
len d.  D.  R.   1878.     Heft  4. 

Felser:  Zur  Tabaksteuer  -  Frage.  Abwehr  gegen  die  „kritischen  Nach- 
träge zu  den  Dr.  Mayr'schen  Studien  über  das  Tabakmonopol."  An- 
nalen d.  D.  R.   1878.     Heft  6. 

Das  Tabak  -  Monopol  und  seine  Gemein  Schädlichkeit.  Nach  Artikeln  der 
Lahrer  Zeitung:  „Tabaksteuer  und  das  Tabakmonopol."  Zweite,  we- 
sentlich vervollständigte  Aufl.     Lahr,  Schauenburg.     1878. 

Gegen  das  Tabaksmonopol.  Denkschrift  der  Bremer  Handelskammer.  Fe- 
bruar  1878.     Bremen,  Schünemann. 


Literatur.  305 

Die  Frage  der  Tabaksbesteuerung  steht  nicht  zum  ersten  Male  auf 
der  Tagesordnung.  Im  Jahre  185o  wurden  von  den  süddeutschen  Staaten 
auf  der  X.  Generalkonferenz  des  Zollvereins  Verhandlungen  eröffnet  in  der 
Absicht,  eine  gemeinschaftliche  Besteuerung  des  Tabaks  herbeizuführen 
und  diese  Besteuerung  richtigen  und  rationellen  Grundsätzen  anzupassen. 
Die  Mittelstaaten,  von  denen  jene  Anregung  ausging,  hatten  damals  schon 
ihrer  Mehrzahl  nach  kein  geringeres  Ziel  ins  Auge  gefasst,  als,  diejenige 
Besteuerungsform,  welche  in  den  grossen  Nachbarstaaten,  Oesterreich  und 
Frankreich,  seit  Langem  als  bewährte  Einrichtung  bestand  und  den  in 
Rede  stehenden  Artikel  zu  einem  der  finanziell  ergiebigsten  im  Staatshaus- 
halte erhoben  hatte,  auch  in  die  Wirthschaftsgemeinschaft  des  Zollvereins 
einzuführen.  Heute,  wo  uns  von  jenen  Vorgängen  im  Zollverein  gerade 
ein  Vierteljahrhundert  ti'ennt,  ist  im  Deutschen  Reiche,  dem  Erben  des 
Zollvereins,  mit  der  Frage  der  ergiebigeren  Besteuerung  des  Tabaks  ins- 
besondere wiederum  diejenige  der  Einführung  des  Tabakraonopoles  her- 
vorgetreten und  hat  dieselbe  aufs  Neue  den  Kampf  der  Meinungen  und 
Interessen  in  einem  ihrer  Bedeutung  entsprechenden  Grade  hervorgerufen. 
Die  Bedingungen  der  Entscheidung  sind  indessen  heute  wesentlich  ver- 
änderte, und  sind  infolge  dieser  Veränderung  der  Sachlage,  welche  der 
Hauptsache  nach  in  der  inzwischen  vollzogenen  politischen  Neugestaltung 
Deutschlands  zu  finden  ist,  die  Chancen  des  Monopoles  in  erheblichem 
Maasse  gestiegen. 

Damals  galten  die  Bestrebungen  vorwiegend  der  Erreichung  einer 
Gemeinschaftlichkeit  in  Erhebung  der  Abgabe.  Daraus  ergab  sich 
der  Gesichtspunkt,  der  in  der  "Wahl  der  Form  entschied.  Soweit  nicht 
die  Abgabe  vom  Tabak  auf  der  Erhebung  von  Grenzzöllen  beruhte  und 
insofern  der  Natur  der  Sache  nach  von  Anfang  an  gemeinsam  gewesen 
war,  wurde  die  volle  Gemeinschaftlichkeit,  wie  bekannt,  erst  nach  Er- 
richtung des  Norddeutschen  Bundes  durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1868 
begründet.  Durch  dieses  Gesetz  wurde,  während  bis  dahin  der  inländi- 
sche Tabak  einer  gemeinsamen  Besteuerung  nur  für  Preussen  und  einige 
anschliessende  kleinere  Staaten  unterlegen  hatte,  in  den  andern  deutschen 
Staaten  hingegen  völlig  unbelastet  geblieben  war,  die  niedrige  Arealsteuer 
für  das  gesammte  Zollvereinsgebiet  eingeführt  und  somit  derjenige  Zustand 
geschaffen,  der  zur  Stunde  noch  besteht,  und  dessen  Aenderung  den  Ge- 
genstand der  Erwägungen  bildet. 

Indem  so  in  den  fünfziger  Jahren  die  Frage  der  Einführung  des  Mo- 
nopols vorwiegend  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Herstellung  des  freien 
Verkehrs  im  Innern  des  Zollvereins  behandelt  wurde,  trat  die  finanzielle 
Rücksicht,  die  Vermehrung  der  Einkünfte,  nicht  in  dem  Maasse  in  den 
Vordergrund  der  Erwägungen,  wie  heutzutage  im  Deutschen  Reich.  Frei- 
lich betonte  man  schon  damals  die  Unmöglichkeit  für  die  Einzelstaaten, 
den  fortwährend  wachsenden  Anforderungen  durch  Erhöhung  der  direkten 
Steuern  zu  begegnen,  und  forderte  daher  Vermehrung  der  indirekten  Ab- 
gaben. Aber  doch  blieb  zu  jener  Zeit  diese  Forderung  eine  derartige, 
welche  ausschliesslich  im  Interesse  der  einzelnen  Staaten,  als  solchen, 
nicht  aber  auch  im  Hinblick  auf  die  Zwecke  der  bestehenden  Gemeinschaft 
gestellt  wurde.     Ihr  fehlte  daher  das  Gewicht  eines  gemeinsam  empfunde- 
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uen  Bedürfnisses.  Zudem  hatte  die  finanzielle  ISToth  keinen  so  hohen  Grad 
erreicht,  dass  sie  als  unerträglicher  Druck  empfunden  wäre  und  man 
sich  auf  ein  unabweisbares  Bedürfniss  nach  radikalen  Mitteln  der  Abhülfe 
hätte  berufen  können.  Noch  weniger  vermochte  man  schon  damals  den 
Tabak  als  denjenigen  Verbrauchsgegenstand  hinzustellen,  der,  in  allzu 
schroffem  Missverhältnisse  zu  andern  besteuerungsfähigen  Objekten,  allein 
in  seinen  finanziellen  Erträgen  weit  hinter  seiner  Ertragsfähigkeit  zurück- 
geblieben sei ,  mochte  man  immerhin  an  sich  in  der  Besteuerung  des 
Tabaks  eine  höchst  geeignete  und  entwicklungsfähige  Einanzquelle  erbli- 
cken, der  man  bisher  zu  geringe  Berücksichtigung  geschenkt  habe. 

Die  Verhandlungen  der  X.,  XL  und  XII.  Generalkonferenz  erzielten 
bekanntlich  kein  materielles  Resultat.  Denn  obwohl  von  keiner  Seite 
schliesslich  mehr  die  Besteuerung,  beziehungsweise  höhere  Besteuerung 
des  Tabaks  "Widersprach  erfuhr,  vielmehr  alle  Mitglieder  sich  für  eine 
solche  Maassregel  im  Prinzip  aussprachen,  konnte  man  dennoch  nicht 
zu  einer  Einigung  über  den  Modus  der  Besteuerung  gelangen.  Weder 
der  württembergische  Vorschlag  auf  Einführung  des  Monopols,  noch  der 
preussische  Antrag,  welcher  auf  Annahme  der  in  einigen  norddeutschen 
Staaten  bestehenden  Produktionssteuer  in  modifizirter  Gestalt  und  unter 
gleichzeitiger  Aenderung  der  geltenden  Zollsätze  abzielte,  fand  allgemei- 
nen Anklang.  Einige  der  kleineren  Staaten  befürworteten  von  vornherein 
eine  Verschiebung  aller  eine  höhere  Besteuerung  beabsichtigenden  Maass- 
regeln auf  spätere  Zeiten  der  Noth. 

Die  Gründe,  durch  welche  Preussen  zu  jener  Zeit  sich  bestimmen 
liess,  der  geplanten  Einführung  der  Tabaksregie  sich  mit  Entschiedenheit 
zu  widersetzen,  finden  sich  in  eingehender  Weise  dargelegt  in  der  Denk- 
schrift, welche  bald  darauf,  im  Jahre  1857,  unter  dem  Titel:  Der  „Zoll- 
verein und  das  Tabak-Monopol"  erschien.  Die  anonyme  Schrift,  als  deren 
Verfasser  von  den  Meisten  Delbrück,  von  Schieiden  hingegen  der 
Generalsteuerdirektor  Kühne  genannt  wird,  gehört  ohne  Zweifel  zu  dem 
Vorzüglichsten ,  was  auf  dem  Gebiete  der  Tabaksteuerfrage  überhaupt 
veröffentlicht  wurde.  Es  mag  nicht  ungerechtfertigt  erscheinen,  im  ge- 
genwärtigen Zeitpunkte  an  sie  und  ihre  Ausführungen  in  Kürze  zu  er- 
innern. 

Natürlich  ist  die  Schrift  in  ihren  Daten  veraltet ;  die  politischen  Vor- 
aussetzungen, welche  ihr  zu  Grunde  liegen,  sind  nicht  mehr  dieselben. 
Dennoch  hat  sie  an  Bedeutung  für  die  Gegenwart  eher  gewonnen,  als 
eingebüsst.  Heute  kann  sie  —  so  paradox  die  Behauptung  klingen  mag, 
so  wahr  bleibt  sie  trotzdem  —  als  eine  starke  Waffe  in  der  Hand  Der- 
jenigen gelten,  welche  für  die  Einführung  des  Monopols  in  die  Schranken 
treten ,  —  eben  durch  ihre  Gegnerschaft.  Der  Beweis ,  so ,  wie  sie  ihn 
führt,  ist  folgerichtig  und  in  Nichts  widerleglich.  Aus  dem  Wesen  des 
Monopols  wie  aus  dem  Wesen  des  Zollvereins  beweist  sie,  dass  Erste- 
res,  möchte  es  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  oder  auf  privative  Rech- 
nung der  einzelnen  Staaten  gedacht  sein,  im  Zollverein  unausführbar 
sei.  Denn  der  Zollverein  bildete  eine  auflösbare  Verbindung  souveräner, 
gleichberechtigter  Staaten,  einen  Staatenbund,  enthielt  somit  keine  der 
nothwendigen  Voraussetzungen    des  Monopols,    das  nur  als  eine  dauernde 
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Einrichtuug  und  in  Verbindung  mit  einer  stark  zentralisirteu  Verwaltung 
bestehen  kann,  soll  es  seinen  Zweck,  der  in  Beschaffung  hoher  Erti'ägo 
zu  suchen  ist,  erfüllen.  Weil  die  Zustände,  aus  deren  Bestellen  die  Denk- 
schrift ihre  Gründe  scliöpft,  durcli  die  Verfassung  des  Deutschen  Keiches, 
welches  den  Staatenbund  in  einen  Bundesstaat  umwandelte,  beseitigt  sind, 
hört  sie  auf,  ferner  noch  eine  Gegenschrift  gegen  das  Monopol  zu  sein. 
Zu  einer  Vertheidigungsschrift  wird  sie  um  so  mehr,  als  sie  im  Prinzip 
das  Monopol  keineswegs  verwirft.  Sie  rühmt  seine  Vorzüge  und  erkennt 
die  fortschreitenden  Erfolge,  welche  andere  Staaten  m*t  ihm  erzielt  ha- 
ben, bereitwilligst  an.  Sie  räumt  sogar  ein,  —  die  amerikanische  Ea- 
brikationssteuer  freilich  existirte  zu  jener  Zeit  noch  nicht  —  dass  eine 
hohe  Einnahme  nur  auf  zwei  Wegen  zu  erreichen  sei :  durch  das  Tabak- 
Mouopol  oder  durch  Unterdrückung  der  inländischen  Kultur,  und  gesteht 
die  Bedenklichkeit  des  zweiten  Weges  zu.  Unter  Anwendung  auf  die 
heutige  Lagerung  der  Verhältnisse  bedarf  es  daher  nur  noch  des  Ent- 
schlusses zu  einer  höheren  Besteuerung  des  Tabaks,  um  darnach  das  Mo- 
nopol als  gewollt   anzusehen. 

In  der  Wiedergabe  des  Geistes  des  in  dem  Kegiebetriebe  aufgestell- 
ten Systems  ist  die  Schrift  von  keiner  späteren  erreicht,  geschweige  denn 
■übertreffen  worden.  Keine  andere  hat  mit  gleichem  Geschick  und  Kunst, 
wie  sie  es  in  klassisch  durchsichtiger  Darstellung  gethan  hat,  gezeigt, 
wie  überall  in  diesem  Organismus  nichts  Zufälliges,  nichts  Willkürliches 
enthalten  sei,  wie  jeder  Theil  unmittelbar  aus  dem  Zwecke  des  Ganzen 
folgt,  jeden  andern  Theil  bedinge  und  hinwiederum  von  jedem  andern 
Theile  bedingt  werde. 

Wie  inzwischen  die  Frage  der  Tabaksbesteuerung  niemals  völlig  ge- 
ruht hat,  sondern  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  in  neuer  Gestalt  auf 
dem  Gebiete  der  Wirthschafts-  und  Finanzpolitik  hervorgetreten  ist ,  so 
hat  auch  die  literarische  Thätigkeit  nicht  aufgehört,  Früchte  auf  diesem 
Gebiete  zu  zeitigen.  Unter  den  mannigfaltigen  Erscheinungen,  welche  in 
die  Zwischenzeit  fallen,  können  nur  die  wenigen  im  Eingänge  erwähnten 
Schriften  auch  heute  noch  grösseres  Interesse  und  Beachtung  für  sich 
beanspruchen. 

Greiz  enach  steht  auf  Seite  derjenigen,  welche  die  Einführung  des 
Monopols  in  Deutschland  bekämpfen,  von  andern  Gründen  und  Erwägun- 
gen freilich  geleitet,  als  die  übrigen  Gegner  dieser  Institution.  Seine 
Broschüre  bietet  eine  gute  und  ziemlich  ausführliche  Darstellung  der  fran- 
zösischen Tabaksregie.  Sie  hält,  was  sie  in  ihrem  Titel  verspricht,  indem 
sie  sowohl  die  geschichtliche  Entwicklung,  als  auch  die  gegenwärtige  Ein- 
richtung und  Bedeutung  in  allen  Beziehungen  erörtert.  Obwohl  sie  sich  als 
ein  Beitrag  zur  Orientirung  in  der  Tabaksfrage  einführt,  kommt  es  ihr  doch 
weit  weniger  auf  die  mit  dem  Monopole  verbundene  Steuerfrage  an,  als 
vielmehr  auf  die  volkswirthschaftliche  Seite  desselben,  seine  Bedeutung  als 
Material  zur  Lösung  des  Problems  von  der  Organisation  der  Arbeit.  Nach 
Creizenach's  Ueberzeugung  —  und  mau  kann  ihm  wohl  kaum  hierin  wi- 
dersprechen —  leistet  die  Tabaksregie  alles,  was  die  ausgebildetste  „Organi- 
sation der  Arbeit"  nur  irgendwie  zu  leisten  vermag.  Mit  geringerem  Eecht 
sieht  er  alle  Ideale  des  Sozialismus  hier  im  vollsten  Maasse  verwirklicht. 
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Seine  Auffassung  könnte  zunächst  zu  dem  Glauben  verleiten,  die  Darstel- 
lung solle  dem  Zweck  der  Befürwortung  allgemeiner  staatlicher  Verkehrs- 
organisation dienen.     Dass  dies  nicht  der  Fall,  wird  schon  in  dem  Motto : 

„Je  trefflicher  euch  auf  den  Leib 
Der  Schneider  euren  Rock  hat  zugeschnitten, 
Je  wen'ger  gut  kann  er  für  Dritte  passen", 
angedeutet,  um  am  Schlüsse  zu  bestimmtem  Ausdruck  zu  gelangen.     Durch 
das  Gedeihen  der  Regie ,  welches  er  nur  dem  Umstände  zuschreibt ,    dass 
ihre    Begründung     sogleich    bei    Entstehung    der   Tabaksindustrie    er- 
folgte, hält  Creizenach  die  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  staatlichen 
Betriebes  nur  bezüglich  neuer  Industriezweige  für  bejaht,  hingegen  überall 
da   für  verneint,    wo  eine    private  Industrie    bereits   zur  Entwicklung  ge- 
langt ist. 

Im  Uebrigen  charakterisirt  die  Darstellung  mehr  die  Zustände,  als 
dass  sie  dem  staatswissenschaftlichen  Bedürfnisse  in  Vollständigkeit  des 
gebotenen  Materials  zu  genügen  vermöchte.  Dass  der  Verfasser  Jurist 
ist,  gereicht  ihr  insofern  zum  Vortheil,  als  die  rechtliche  Stellung  derje- 
nigen, welche  zur  Regie  in  Beziehung  stehen,  schärfer  präzisirt  wird, 
als  es  sonst  wohl  zu  geschehen  pflegt.  Am  Besten  sind  diejenigen  Par- 
tieen  gelungen,  welche  das  Verhältuiss  der  Regie  zum  Tabakbau  zur  Dar- 
stellung bringen.  Die  Stellung  der  Tabakbauer,  die  Kontrole  der  Regie, 
die  Ablieferung  des  Produkts  und  das  Ab schätzungs verfahren  zeichnen 
sich  aus  durch  Anschaulichkeit  und  konkrete  Schilderung. 

Wenn  gleich  Creizenach  mehr  bezweckte,  als  bestehende  Einrich- 
tungen zu  schildern,  er  wirthschafts-  und  sozialpolitischen  Gesichtspunk- 
ten folgte,  so  kann  man  ihm  doch  das  Zeugniss  nicht  vorenthalten,  dass 
die  Schilderung  der  Zustände  selbst  nicht  unter  den  Einfluss  irgend  wel- 
cher Tendenzen  gestellt  ist.  Diese  bewahrt  durchgehends  eine  rein  sach- 
liche und  objektive  Haltung,  und  mit  Recht  darf  sie  daher  bleibendes 
Interesse  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

Weit  umfassender  in  seiner  ganzen  Anlage,  fachwissenschaftlicher  in 
der  Behandlung,  abgefasst  unter  spezieller  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse 
Deutschlands,  reicher  an  wissenschaftlichem  Material  für  die  allgemeine 
Bourtheilung  der  Tabaksfrage,  nimmt  das  Buch  Maehrlen's  eine  weit 
grössere  Bedeutung  für  die  Gegenwart  in  Anspruch.  Eigene  sorgfältige  ge- 
werbestatistische Untersuchungen  über  die  Tabaksfabrikation,  sowie  eigene 
in  grösserem  Umfange  angestellte  praktische  Versuche  auf  dem  Gebiete 
des  Tabaksbaues  lassen  diesen  Schriftsteller  von  vornherein  besonders  be- 
rufen erscheinen,  auf  dem  beregten  Gebiete  das  Wort  zu  ergreifen.  Hier- 
zu fühlte  er  sich  veranlasst  durch  die  kurz  vorher,  im  Juli  1867,  be- 
treffs der  Fortdauer  des  Zollvereins  geschlossenen  Verträge,  welche  die 
Tabakssteuer  —  wie  es  damals  schien ,  definitiv  —  auf  die  Tagesord- 
nung setzten. 

Angesichts  der  damals  schon  drückender  werdenden  Finanzlage  der 
Zollvereinsstaaten,  hervorgerufen,  wenn  gleich  hauptsächlich,  so  doch  nicht 
allein  durch  den  unumgänglichen  Militäraufwand,  sondern  daneben  durch  die 
fortwährend  sich  steigernden  Anforderungen  der  innern  Verwaltung,  for- 
dert er  neue  und  erhöhte  Verbrauchssteuern.     Den  Tabak  hierfür  zu  em- 
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pfehlen  veranlasst  ihn  die  ausserordentlich  grosse  und  nachhaltige  Stcuer- 
kraft,  welche  die  meisten  übrigen  Staaten  zur  Erzielung  gewaltiger  Ein- 
nahmen ausgenutzt  haben,  vorzugsweise  aber  die  demselben  innewohnenden 
Eigenschaften,  welche  ihn  als  ein  —  ideell  wenigstens  —  entbehrliches 
Genussmittel  erscheinen  lassen.  Um  die  hieraus  sich  ergebende  schwie- 
rige Frage  nach  dem  Modus  der  Besteuerung  zu  beantworten  ,  unterwirft 
Maehrlen,  nach  vorgängiger  Darstellung  der  resultatlosen  Zollvereins- 
verhandlungen der  fünfziger  Jahre,  die  einzelnen  Systeme  einer  Prüfung 
daraufhin ,  wie  weit  sie  zur  Uebertragung  auf  den  Zollverein  geeignet 
erscheinen.  Die  übersichtliche  Zusammenstellung  dieser  letzteren,  welche 
ausser  denjenigen  Formen,  die  zur  Zeit  noch  bestehen,  auch  alle  dieje- 
nigen begreift,  welche  früher  irgendwie  in  den  verschiedenen  Staaten  be- 
standen haben,  erschöpft  zwar  die  Mannigfaltigkeit  der  im  Laufe  der  Zeit 
angestellten  Versuche.  Im  Uebrigen  hingegen  beschränkt  sie  sich  auf 
die  charakteristischen  Grundzüge  jedes  Systems,  um  das  Detail  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  und  der  sonstigen  Verordnungen,  worin  der  Kern 
jeder  Besteuerung  liegt,  in  umfangreichem  Anhange  nachzubringen  ^). 
Der  Standpunkt,  auf  den  sich  Maehrlen  in  der  Frage  der  "Wahl  des 
Systems  für  jeden  Staat  stellt,  gewinnt  von  vornherein  für  seine  Unter- 
suchungen, weil  dieser  ihn  völlig  frei  erscheinen  lässt  von  jedem  Doktri- 
narismus. Denn  was  er  sucht,  ist  nicht  das  Absolute,  nicht  das  an  sich 
nichtige,  das  nur  seiner  allgemeinen  Durchführung  entgegenharrt,  viel- 
mehr verhehlt  er  sich  nicht,  dass  dieser  Frage,  so  allgemein  gestellt,  nur 
eine  relative  Beantwortung  zu  Theil  werden  könne,  sie  nur  entschieden 
zu  werden  vermöge  nach  Maassgabe  der  vorhandenen  finanzpolitischen 
Ziele  sowie  der  bestehenden  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse,  vor  Allem 
aber  nach  der  Höhe  des  angestrebten  Ertrages.  Eine  in  diesem  Geiste 
unternommene  Prüfung  lässt  alle  Systeme  als  mehr  oder  minder  unbrauch- 
bar erkennen ,  theils  weil  sie  ihrer  Innern  Natur  nach  mangelhaft  sind, 
theils  weil  sie  den  konkreten  Verhältnissen  des  Zollvereins  nicht  entspre- 
chen. Die  mindest  ungünstige  Beurtheilung  erfährt  die  Besteuerungsform 
des  Monopols.  Im  Prinzip  ist  Maehrlen  derselben  völlig  geneigt,  und 
wird  man  keinen  Anstand  nehmen  dürfen,  ihn,  wie  damals  zu  den  be- 
dingten, so  bei  gegenwärtiger  Lage  der  Dinge  zu  den  unbedingten  Für- 
sprechern derselben  zu  zählen.  Im  Monopol  sieht  er  eine  Reihe  von 
finanziellen  Vorzügen  vereinigt,  welche  dieser  Besteuerungsform  den  Vor- 
rang vor  jeder  andern  sichern.  Es  trifft  direkt  den  Konsumenten,  es 
lässt  die  Besteuerung  der  Qualitäten  zu,  es  kann  jederzeit  ohne  Abände- 
rung des  Mechanismus  zu  einem  höheren  Steuerfuss  fortschreiten,  und 
gewährt  endlich  eine  sicherere  und  leichtere  Erhebung  der  Einnahmen, 
als  jene.  Den  aus  dem  Bestehen  der  Gewerbefreiheit  oder  aus  den  Eigen- 
schaften des  deutschen  National  Charakters  oder  gar  aus  einer  vermeintli- 
chen Beschränkung  des  Tabakbaues  hergeleiteten  Einwänden  wird,  bei  aller 


1)  Ausser  den  steuerlichen  Maassregeln  und  finanziellen  Ergebnissen  bieten  die  ver- 
scbiedenen ,  im  Anhange  enthaltenen  Beilagen  ausführliche  Nachweise  über  den  Stand 
der  Eingangszölle  der  bedeutendsten  europäischen  und  aussereuropäischen  Staaten  ,  über 
Tabakbau,  Tabakiabrikation,  sowie  über  Ein-  und  Ausfuhr  in  Tabak  und  Tabakfabrika- 
ten im  Zollverein  für  eine  längere  Reihe  von  Jahren. 
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zuerkannten  Berechtigung,  nicht  soviel  Gewicht  beigelegt,  dass  sie  auf  die 
Entscheidung  der  Frage  von  Einfluss  werden  könnten.  Auf  die  Vorfrage, 
welche  Summe  der  Staat  von  der  Steuer  fordert,  kommt  alles  an  für  die 
Einführung,  und  erscheint  darnach  diese  als  unumgänglich,  sobald  gleiche 
Erträge,  wie  in  Frankreich  i)  oder  auch  nur  wie  in  Oesterreich  ^),  erstrebt 
werden.  Nur  in  dem  Bestehen  einer  blühenden  Fabrikation  ruht  ein 
wirkliches  Hinderniss ,  das  aber  aufhört,  ein  solches  zu  sein,  sobald  die 
übrigen  Voraussetzungen  völlig  erfüllt  sind. 

Zur  Zeit  als  Maehrleu  schrieb,  tauchte  gerade  ein  neuer  preussi- 
scher  Entwurf  für  eine  Tabaksbesteuerung  im  Zollverein  auf,  derselbe 
suchte  die  Aufgabe  zu  lösen  durch  eine  Kombination  eines  dem  russischen 
nachgebildeten  Systems  der  Fabrikations-  und  Kontroisteuer  mit  einer 
fixirten  Produktionsteuer,  wie  sie  in  einigen  norddeutschen  Staaten  be- 
stand, unter  gleichzeitiger  beträchtlicher  Erhöhung  der  Zoll-  und  Steuer- 
sätze. Dieses  Projekt  unterzieht  Maehrlen  einer  umfassenden  Kritik, 
um  darnach  einen  eigenen  Entwurf  ihm  gegenüberzustellen.  "Wie  von 
ihm  nachgewiesen  wird,  würde  das  von  Preussen  aufgestellte  System  nicht 
nur  den  bestehenden  Tabakbau  vernichten,  sondern  überdies  die  Fabri- 
kation auf  wenige  grosse  Fabriken  beschränken,  und  beide,  Bau  und  Fa- 
brikation, einer  so  drückenden,  kostspieligen  Kontrole  unterwerfen,  dass 
es  alle  Lasten  des  Eegiebetriebes  bringen  würde,  ohne  durch  gleiche  Vor- 
theile  zu  entschädigen.  An  jenem  preussischen  Entwurf  können  wir  jetzt 
nur  noch  ein  historisches  Interesse  nehmen.  Mehr  als  dies  vermag  auch 
Maehrlen 's  Gegen-Entwurf  im  Grunde  genommen  nicht  zu  beanspru- 
chen. Jedoch  wird  dieser  dadurch  bemerkenswerther,  dass  in  jüngster 
Zeit  zweimal  noch  Projekte  ganz  ähnlicher  Art  hervorgetreten  sind,  frei- 
lich auch  diese  von  vornherein  ohne  Aussicht  auf  Erfolg.  Der  Vorschlag, 
wie  er  hier  entwickelt  wird,  geht  dahin,  allen  im  Inlande  erzeugten  Ta- 
bak unter  Kontrole  des  Staats  zu  stellen,  für  das  gesaramte  jährliche  Er- 
zeugniss,  ähnlich  wie  beim  Monopolsystem,  loyale  Preise  nach  Maassgabe 
der  Sorte  und  Qualität  festzustellen,  und  darnach  den  Tabak  zu  festen 
Preisen  unter  Aufschlag  der  Steuer,  auszuschreiben.  Der  Staat  erscheint 
somit  nicht  selbst  als  Käufer,  wahrt  sich  aber  alle  Vortheile,  welche  er 
als  solcher  für  die  Erhebung  der  Steuer  haben  würde,  ohne  gleichzeitig 
das  damit  verbundene  Eisiko  zu  übernehmen.  Der  Tabakbauer  ist  ander- 
seits davor  geschützt,  eine  Steuer  zahlen  zu  müssen,  bei  welcher  er  stets 
Gefahr  läuft,  dass  sie  an  ihm  haften  bleibt.  Mit  einem  derartigen  Plane 
soll  der  doppelte  Zweck  erreicht  werden :  den  Anbau  des  Tabaks  wo  mög- 
lich im  bisherigen  Umfange  aufrecht  zu  erhalten,  anderseits  Tabakfabri- 
kation und  Tabakhandel  freizugeben  ohne  Gefährdung  der  Steuer.  Dabei 
wirft  Maehrlen  selbst  die  Frage  auf,  die  jedem  unwillkürlich  sich  auf- 
drängen muss:  Was  zu  geschehen  habe,  wenn  der  Fabrikant  sich  weigere, 
den  Steueraufschlag  zu  zahlen,  also  dem  Pflanzer  sein  Erzeugniss  in  der 
Hand  lasse?  Dann  greift  der  Staat  zum  Monopol!  lautet  seine  Autwort. 
Also  auch  hier  das  Monopol  im  Hintergründe,  wie  fast  überall!  Wenn 
hierzu  noch  die  ausgesprochene  Ueberzeugung  tritt,  dass  jedes  andere  Sy- 


1)  Damals  45-46  und  2i— 22  Mill.  Thlr. 
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stcm,  welches  ciue  irgend  erkleckliche,  sichere  und  nachhaltige  Einnahme 
gewähren  solle,  früher  oder  später  zum  Staatsraonnpol  führen  müsse,  dann 
fragt  man  doch  billig,  wo25U  das  lange  Widerstreben?  wozu  alle  diese 
Versuche,  einer  Besteuerungsforra  zu  entgehen,  deren  überwältigende 
Vorzüge  anzuerkennen  man  nicht  müde  wird  r  wozu  Nothbrücken  bauen, 
wo  man  einer  definitiven  ]legelung  dringend  bedarf?  Nur  solclie  Vor- 
schläge dürfen,  zumal  heute,  Anspruch  auf  ernstliclie  Berücksichtigung 
erheben,  welche  darauf  angelegt  sind,  durch  ihre  Verwirklichung  eine 
definitive  Lösung  der  schwebenden  Frage  herbeizuführen ,  nicht  aber  ein 
abermaliges  Provisorium  für  kürzere  oder  längere  Frist  zu  schaffen. 

Zu  einer  solchen  definitiven  Lösung  soll  augenblicklich  die  Frage  der 
Tabaksbesteuerung  gebracht  werden ,  da  die  Bedürfnisse  und  Ausgaben 
des  Deutschen  Reichs  von  Jahr  zu  Jahr  reissend  zugenommen  haben  und 
weitere  Steigerung  in  mindestens  gleichem  Maasse ,  wie  bisher,  für  die 
nächste  Zukunft  mit  ziemlicher  Sicherheit  vorauszusehen  ist.  Das  System 
der  EinnahmebeschafFung  für  das  Eeich,  wie  es  zur  Zeit  entwickelt  ist^ 
entbehrt  durchaus  der  hinreichenden  Expansionsfähigkeit,  um  der  Zunahme 
der  Ausgaben  auf  die  Dauer  zu  folgen;  auch  in  soweit  es  noch  in  sei- 
nen quantitativen  Resultaten  genügen  würde,  entspricht  es  nicht  den 
Anforderungen,  die  man  nothwendig  au  seine  Rationalität  stellen  muss. 
Daher  mehren  sich  die  Klagen  der  Einzelstaaten  über  ungleichraässige 
und  schwankende  Belastung  durch  die  Matrikularbeiträge,  und  ertönt  von 
allen  Seiten  der  Ruf  nach  umfassender  Steuerreform,  die  vor  Allem  neue 
Einnahmequellen  zu  erschliessen  hätte.  Nachdem  die  Einsicht  mehr  und 
mehr  sich  Bahn  gebrochen  hat,  dass  bei  den  bestehenden,  politischen  und 
staatsrechtlichen  Verhältnissen  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten  der  Weg 
der  direkten  Besteuerung  hierbei  nicht  wohl  mit  Erfolg  eingeschlagen  wer- 
den kann ,  sieht  man  im  Wesentlichen  sich  auf  das  Mittel  indirekter  Ab- 
gabenerhebung auch  ferner  angewiesen,  und  hat  abermals  unter  den  man- 
nigfaltigen Verbrauchsgegeustäuden  der  Tabak  in  erhöhtem  Grade  die  Auf- 
merksamkeit der  Finanzpolitiker  auf  sich  gezogen. 

In  der  Ansicht,  dass  jeder  Versuch  scheitern  werde,  welcher  da- 
rauf gerichtet  wäre,  vermittels  des  geltenden  Steuersystems  oder  einer 
wie  auch  beschaffenen  Modifikation  desselben  aus  dem  Tabak  namhaft  hö- 
here Erträge  zu  erzielen,  dürften  so  ziemlich  alle,  sogar  die  Interessen- 
ten, nunmehr  übereinstimmen.  So  hat  sich  denn  selbst  der  jüngst  dem 
Reichstag  vorgelegte  Entwurf,  wie  bekannt,  als  eine  Maassregel  heraus- 
gestellt, die  nur  als  Uebergang  zum  Staatsmonopol  dienen  sollte.  Da 
aber  das  unter  dem  Eiufluss  kolonialpolitischer  Gesichtspunkte  entstandene 
englische  System  für  ein  Land  mit  so  weitverbreitetem  Tabaksbau ,  wie 
Deutschland  ihn  besitzt,  von  vornherein  ausgeschlossen  ist,  so  bleibt,  falls 
man  zu  einer  hohen  Tabaksbesteuerung  einmal  entschlossen  ist,  nur  noch 
die  Alternative,  ob  Fabrikationssteuer  nach  amerikanischem,  allenfalls  auch 
russischem  Muster,  oder  Monopol  und  Regie  nach  dem  Vorbilde  Frank- 
reichs, Oesterreichs  und  anderer  Länder.  Daraufhin  ist  auch  von  der 
Regierung  selbst  die  Frage  in  diesen  Tagen  gestellt.  Dem  fast  allein  galt 
in  dieser  Zeit  die  wissenschaftliche  Erörterung  und  der  literarische  Mei- 
nungsstreit,   und  haben    die   wenigen  Monate,    die    seit    dem    abermaligen 
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Auftauchen  der  Frage  yerstrichen  sind,  vollauf  genügt,  um  eine  ziemlich 
reichhaltige  Literatur  auf  diesem  Gebiete  entstehen  zu  lassen. 

Zwei  Schriftsteller  sind  es  vor  Allem,  welche  für  die  Einführung  des 
Monopols  in  Deutschland  neuerdings  eingetreten  sind,  der  bayerische  Mi- 
uisterialrath  Mayr  in  München  und  der  württembergische  Abgeordnete 
Moriz  Mo  hl.  Während  der  letzten  Monate  des  vorigen  Jahres,  eben 
im  richtigen  Zeitpunkte,  veröffentlichte  Ersterer  in  der  Augsburger  Allge- 
meinen Zeitung  unter  dem  Titel  ,, Vorbereitende  Studien  zur  Frage  der 
Einführung  des  Tabakmonopols  im  Deutschen  Eeiche"  eine  Keihe  von  Ar- 
tikeln, welche  zu  Anfang  dieses  Jahres  als  selbständiges  Buch  unter  der 
Eingangs  aufgeführten,  veränderten  Benennung  erschienen  sind.  Die  Form 
der  Abfassung,  wie  der  Ort  ihres  ersten  Erscheinens  lassen  diese  „Stu- 
dien" von  vornherein  weniger  für  engere  Fachkreise,  als  vielmehr  für 
das  grössere  Publikum  der  allgemein  Gebildeten  berechnet  erscheinen,  und 
ist  der  Zweck,  allgemeineres  Interesse  zu  erwecken,  anscheinend  durch  die- 
selben in  vollstem  Maasse  erreicht.  Das  Aufsehen ,  welches  sie  hervor- 
gerufen haben,  ist  offenbar  grösser,  als  durch  das  Maass  des  wissenschaft- 
lichen Gehaltes  gerechtfertigt  wird,  und  lässt  sich  nur  aus  der  Erwägung 
des  Ilmstandes  begreifen,  dass  man  auf  den  Vorschlag  einer  so  radikalen 
Maassregel,  wie  es  die  Einführung  des  Monopols  sein  würde,  im  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte  zu  wenig  vorbereitet  war. 

In  richtigem  Verständnisse  dessen ,  was  eine  populäre  Schreibweise 
zu  leisten  hat,  enthält  die  Schrift  sich  aller  eingehenden  und  ermüden- 
den Details,  sondern  beschränkt  sich  auf  die  Darlegung  der  allgemeinen 
Gesichtspunkte  und  Verhältnisse,  welche  für  die  Entscheidung  der  Frage 
bestimmend  sind.  In  der  Einführung  des  Reichs -Tabakmonopols  erblickt 
Mayr  nicht  etwa  nur  das  zweckmässigste ,  sondern  das  einzige  Mittel, 
das  geeignet  wäre,  die  obwaltenden  finanziellen  Schwierigkeiten  des  Reichs 
und  der  Einzelstaaten  dauernd  und  in  befriedigender  Weise  zu  beseitigen. 
Das  jährliche  Erträgniss  desselben  veranschlagt  er  auf  100  Mill.  M. ,  ein 
Betrag,  der  allerdings  im  Vergleich  zu  den  Monopolserträgen  anderer 
Hauptläuder  ein  bescheidener  zu  nennen  ist  und  doch  genügen  würde,  auf 
die  Matrikularbeiträge  verzichten  zu  lassen  und  einer  Vermehrung  der 
Ausgaben  zu  begegnen.  Die  Einführung  der  vorgeschlagenen  Neuerung 
fasst  er  schon  für  die  allernächste  Zeit  ins  Auge,  indem  er  als  Termin 
für  dieselbe  den  1.  Januar  1879  vorschlägt.  Alle  wesentlichen  und  be- 
rechtigten Interessen  hält  er  durch  das  Monopol  gewahrt,  nur  die  unge- 
sunden verletzt,  und  entwirft  ein  Bild  der  neuen  Zustände,  wie  auch  der 
Art,  in  welcher  der  Uebergang  zu  diesen  sich  gestalten  werde. 

Um  ihren  Zweck  zu  erreichen,  holt  die  Darstellung  mit  Rücksicht 
auf  die  angeblich  noch  allgemein  herrschenden  Vorurtheile  weiter  aus, 
als  es  sonst  gerechtfertigt  erscheinen  würde,  und  behandelt  in  der  ersten 
Studie  die  direkte  und  indirekte  Besteuerung  im  Allgemeinen.  Das  Re- 
sultat ist  den  direkten  Steuern  nicht  günstig ,  da  sie  den  vielgerühmten 
Vorzug  der  besseren  Anpassung  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen 
nur  theilweise  und  nur  in  sehr  geringem  Grade  besitzen.  Wir  stehen 
zwar  auch  nicht  auf  dem  hier  bekämpften  Standpunkte,  die  indirekten 
Steuern  nur  als  ein  nothwendiges  Uebel  zu  betrachten;  indessen,  dass  die 


Literatur.  313 

indirekten  Steuern  ihrer  Natur  nach  grösserer  Gerechtigkeit  fähig  seien 
als  die  direkten,  geben  wir  nicht  zu,  selbst  nicht  bei  "Wahl  solcher  Ob- 
jekte, welche  eine  verschiedene  Belastung  nach  Qualitäten  zulassen.  Denn 
das  höhere,  leistungsfähigere  Einkommen  auf  solche  "Weise  proportional, 
oder  gar  progressiv  heranzuziehen,  halten  wir  nicht  für  möglich,  am  we- 
nigsten bei  einem  Artikel,  wie  Tabak,  ganz  abgesehen  davon,  dass  der 
Einzelne  sich  der  Steuer  hier  entziehen  kann,  was  wir  nicht,  wie  die 
Meisten ,  als  einen  Vorzug,  sondern  nur  als  einen,  wenn  auch  nicht  ent- 
scheidenden, Nachtheil  betrachten  können.  Die  indirekte  Steuer  wird  sich 
stets  an  Gegenstände  allgemeinen  Verbrauchs  halten  müssen.  Das  hö- 
here Einkommen  aber  wird  nicht  vorwendet  in  einem  einigermaasseu  ent- 
sprechend gesteigerten  Konsum  derartiger  Gegenstände  nach  Quantität  und 
Qualität.  Die  indirekte  Steuer  vermag  das  zu  leisten,  dass  sie  Nie- 
manden nöthigt  mehr  zu  steuern,  als  er  kann,  nicht  aber  dass 
sie  jeden  zwingt,  soviel  zu  steuern,  als  er  kann  und  ihm  zu- 
kömmt. Zudem  hat  man  unter  der  Herrschaft  des  Tabakmouopols  noch 
nicht  einmal  einen  dem  "Werthc  proportionalen,  geschweige  einen  progres- 
siven Steuerfuss  zu  verwirklichen  vermocht,  wie  weiter  unten  sich  zeigen 
wird,  und  sind  selbst  die  Brutto-Erträgc,  welche  die  „feineren  Sorten" 
in  den  Mouopolländern  erbringen,  so  geringfügig,  dass  sie  gegenüber  den 
überall  vernommenen  Anpreisungen  der  Qualitätenbesteuerung  unwillkür- 
lich komisch  wirken.  Insofern  wir  somit  dem  Qualitätssteuerfuss  bei  der 
indirekten  Steuer  nur  einen  ausserordentlich  geringen  "Werth  beizumessen 
vermögen,  können  wir  auch  über  die  Salzsteuer  uns  keine  so  ungünstige 
Meinung  bilden,  wie  Mayr,  zumal  nicht,  so  lange  neben  den  indirekten 
Steuern  direkte  bestehen. 

Aus  der  so  gewonnenen  allgemeinen  Grundlage  folgt  von  selbst,  dass 
die  zweite  Studie,  welche  sich  mit  der  Steuerreform  im  Deutschen  Reiche 
befasst,  für  eine  Erhöhung  der  Verbrauchsbesteuerung  eintritt.  Sie  gibt 
einen  flüchtigen  TJeberblick  über  die  im  Eeiche  bestehenden  oder  etwa  zu 
denkenden  indirekten  Steuern  und  prüft  diese  auf  ihre  Entwicklungsfähig- 
keit, um  zu  dem  Schlüsse  zu  gelangen,  dass  nur  beim  Tabak  eine  Steuer- 
reform in  grossem  Style,  wie  sie  zur  Zeit  allein  geplant  werden  dürfe, 
eingreifen  könne.  Dass  eine  Steuerreform  nothweudig  sei,  wer  will  es 
bestreiten  ?  Aber  dass  eine  solche  nur  in  grossartigstem  Maassstabe  ge- 
rade jetzt  schon  vorgenommen  werden  müsse,  kann  noch  keineswegs  als 
völlig  ausgemacht  gelten.  Die  Matrikularauflagen  werden  zu  einem  em- 
pfindlichen "üebel  lediglich  erst,  wo  sie  allzuhohe  Beträge  erreichen  und 
allzusehr  in  ihrer  Höhe  schwanken;  sie  lassen  überdies  eine  rationellere 
Vertheilung  und  Umlage,  als  die  jetzt  geltende,  sehr  wohl  zu  i).  Die 
grössere  Ertragsfähigkeit  eines  Artikels,  wie  der  Tabak,  der  in  andern 
Kulturländern  pro  Kopf  6 — 14  mal  mehr  als  im  Deutschen  Reiche  und 
hier  nur  35  Pfennige  neben  einer  Salzabgabe  von  93  Pfennigen  erbringt, 
lässt  sich  auch  nicht  in  Abrede  stellen ,  ebensowenig  werden  hohe  Er- 
träge mit  ihm  schwerlich  anders  als  im  Regiebetriebe  erzielt  werden  kön- 

1)  Vgl.  V.  Scheel 's  Aufsatz:  „Wie  sind  die  Matrikularbeiträge  im  Deutschen 
Reiche  zu  beseitigen?"  in  Holtzendorff  und  Brentano:  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc. 
Jahrg.  1878.     I.  Heft. 
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nen.  Daraus  folgt  noch  nicht  die  absolute  Nothwendigkeit  hiei-zu  zu 
greifen,  und  werden  die  Gründe,  aus  welchen  Mayr  seine  allzu  gering- 
schätzige Meinung  über  die  Brauchbarkeit  der  sämmtlichen  übrigen  Fi- 
nanzquellen des  Deutschen  Reiches  für  die  Steuerreform  ableitet,  auf  die 
allgemeine  Beistimmung  der  Sachkundigen  kaum  rechnen  dürfen.  Dass 
aber  mit  dem  Bestreiten  der  absoluten  Nothwendigkeit  der  Maass- 
regel nicht  auch  ihre  wirthschaftliche  wie  politische  Zweckmässigkeit 
in  Abrede  gestellt  werden  soll,  bedarf  nach  dem  Gesagten  wohl  kaum 
erst  der  ausdrücklichen  Betonung. 

Die  folgende  Studie  liefert  eine  Besprechung  derjenigen  Systeme, 
welche  bei  einer  Tabaksteuerreform  in  Betracht  kommen  könnten,  mit 
Ausnahme  des  Monopols,  dem  die  vierte  Studie  gewidmet  ist.  Berück- 
sichtigt werden  allein  das  in  Deutschland  bestehende  System,  eine  nach 
der  Gewichtsmenge  erhobene  Produktionssteuer,  das  englische  System ,  so- 
wie die  Fabrikations-  und  Verschleisssteuer,  wie  sie  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  Eussland  in  Kraft  ist.  Die  Untersuchung  verwirft  alle 
diese  Formen  für  eine  höhere  Besteuerung,  sei  es,  weil  sie  bei  hohem 
Steuerfuss  indirekt  eine  Vernichtung  des  Tabakbaues  herbeiführen  würden, 
wie  die  ersten  beiden  Arten,  sei  es,  weil  sie,  wie  das  englische  System, 
den  Tabakbau  direkt  auflieben  und  zu  umfassendem  Schmuggel  und  Ver- 
fälschung der  Fabrikate  fortgesetzt  verleiten,  sei  es  endlich,  weil  sie,  wie 
das  russische  System,  die  Fabrikation  in  unerträgliche  Fesseln  schmieden 
und  in  die  Hände  einiger  weniger  grossen  Fabrikanten  bringen ,  ohne 
doch  einem  kolossalen  Unterschleif  wehren  zu  können.  Ueber  das  rus- 
sische System  finden  sich  hier  etwas  ausführlichere  Angaben.  Dass  das 
amerikanische  System  mit  einer  blossen  Erwähnung  abgethan  wird  und 
als  in  dem  russischen  von  selbst  mitverurtheilt  gilt,  erregt  freilich  Be- 
fremden. Denn  jenes  weicht,  wie  sich  aus  Allem  ergiebt,  in  seinen 
Grundbestimmungen  und  Einrichtungen  so  wesentlich  von  diesem  ab  und 
hat  so  viel  günstigere  Erfolge  erzielt,  dass  es  von  vornherein  wohl  auf 
eine  besondere  Würdigung  Anspruch  erheben  durfte,  und  in  seiner  Nicht- 
berücksichtigung ein  nicht  geringer  Mangel  der  Schrift  erblickt  werden 
muss. 

Dem ,  was  bis  dahin  negativ  erwiesen  wurde ,  der  entschiedene  Vor- 
zug des  Monopols  vor  allen  andern  Formen  der  Tabakbesteuerung,  wird 
im  Weiteren  die  positive  Begründung  zu  geben  versucht.  Hierzu  dienen 
hervorragend  die  Hauptdaten  aus  der  Geschichte  der  glänzenden  Mono- 
polserträgnisse in  Oesterreich  und  Frankreich  und  eine  Abwehr  der  poli- 
tischen Bedenken,  welche  aus  einer  vermeintlichen  Bedrohung  des  Bud- 
getrechts durch  die  Beseitigung  der  Matrikularbeiträge ,  als  Folge  hoher 
Monopolerträge,  entnommen  werden.  Neben  der  Einträglichkeit,  welche 
ihm  freilich  das  Hauptmoment  bleibt,  lässt  der  Verfasser  der  Studien  auch 
die  sonstigen  finanzpolitischen  und  volkswirthschaftlichen  Vorzüge  des 
Monopols  sprechen,  wie  sie  meist  schon  von  früheren  Schriftstellern  her- 
vorgehoben wurden.  Soweit  diese  Vorzüge  ersterer  Art  sind,  liegen  sie 
ihm  zuvörderst  in  der  schon  erwähnten  Anpassung  an  die  Zahlungsfähig- 
keit der  Verbraucher,  worin  auch  wir,  unbeschadet  unserer  oben  ausge- 
sprochenen Ansicht  immerhin    einen,   wenn  gleich    nur  geringen  Vortheil 
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erblicken.  Ebenfalls  in  Beschränkung  des  Unterschlcifs  und  des  Schmug- 
gels leistet  es  mehr  als  andere  Systeme  bei  hohem  Steuerfuss.  Den  Ta- 
bakbau schützt  und  fördert  es  trotz  aller  Belästigung  durcli  umfassende 
Kontrole,  indem  es  ihm  Sicherheit  des  Absatzes  und  höhere  Preise  bietet, 
es  sichert  der  Fabrikation  die  Vortheile  des  Grossbetriebes,  garantirt  fer- 
ner die  Echtheit  des  Eabrikats.  Freilieb  an  die  Preiswürdigkeit  des  Ee- 
giefabrikates  glauben  wir  nicht  mit  Mayr,  würden  aber  mit  ihm  eine 
Wohlthat  in  der  Beseitigung  der  Wucherpflanze  eines  zu  üppig  emporge- 
schossenen Zwischenhandels  sehen,  welcher  offenbar  zur  Zeit  den  Konsu- 
menten schwer  besteuert,  ohne  dass  diesem  in  Vermeidung  anderer  Steuern 
oder  durch  eine  entsprechende  Gegenleistung,  wie  beim  Monopole,  ein 
Aequivalent  geboten  wäre;  und  gleich  ihm  wünschen  wir,  dass  wenigstens 
der  noch  allzuverbreitete  Doktrinarismus  einer  einsichtigen  und  vorur- 
theilsfreien  Beurtheilung  der  schwebenden  Frage  kein  schadenbringendes 
Hinderniss  bereiten  möge. 

Der  letzten  Studie  ist  die  Darlegung  der  Technik  des  Monopols  vor- 
behalten ,  welche  eine  zusammenfassende  Uebersicht  sowohl  der  dauernden 
Einrichtungen  gibt,  als  auch  der  vorübergehenden,  einmaligen  Maassregeln, 
welche  durch  die  Einführung  in  Deutschland  nothwendig  würden.  Die 
dauernden  Einrichtungen  umfassen  die  sachlichen  Anordnungen,  wie  die 
Organisation  der  Behörden.  Die  Darstellung  will  nur  Grundzüge  zeich- 
nen, im  Einzelnen  keinerlei  endgültige  Entscheidung  treffen.  Die  Frage 
der  Uebergangskosten  und  der  Entschädigungssummen  scheint  etwas  zu 
leicht  genommen  zu  sein.  Auf  Grundlage  der  Berechnungen  der  preussi- 
schen  Denkschrift  vom  Jahre  1857  berechnet  Mayr  die  Schuld,  welche 
das  Reich  in  Zukunft  zu  übernehmen  hätte,  auf  nur  109  Mill.  M.,  ihre 
Verzinsung  und  Amortisation  auf  jährlich  7  Mill.  M.  Indessen  ist  es  zu- 
nächst fraglich,  ob  nicht  jene  Denkschrift  bereits  mit  ihren  Schätzun- 
gen hinter  den  wirklichen  Anforderungen  zurückgeblieben  ist.  Jeden- 
falls aber  verdient  die  inzwischen  eingetretene  Geldentwerthung  sowohl 
bei  den  Einrichtungskosten ,  wie  bei  den  Entschädigungssummen  Berück- 
sichtigung zu  finden.  Endlich  dürfte  man  wohl  mit  etwas  mehr  Sorge 
als  es  dort  geschieht,  auf  die  grosse  Anzahl  derjenigen  blicken,  welche 
beim  TJebergange  zum  Monopole  plötzlich  ihren  Erwerb  verlieren,  ein 
Umstand,  der  in  einer  Zeit  allgemeiner  Geschäftsstockung  weit  schwerer 
noch  in  die  Wage  fällt,  als  zu  Zeiten  normalen  Geschäftsganges. 

In  ganz  ähnlicher  Weise,  wie  von  Mayr,  wird  in  Mohl's  Denk- 
schrift die  Einführung  des  Tabakmonopols  befürwortet.  Mehr  noch  als 
von  jenem  wird  hier  die  bedrängte  Finanzlage  gerade  der  Einzelstaaten 
betont  und  speziell  an  dem  Beispiele  Württembergs  nachzuweisen  ver- 
sucht, wie  dieselbe  durch  die  Finanzgebahrung  des  Reiches  veranlasst 
werde. 

Zunächst  soll  die  Reichstabakregie  verhüten,  dass  durch  Entziehung 
des  ihnen  verbliebenen  Restes  indirekter  Steuern  die  Existenz  der  Staa- 
ten untergraben  oder  durch  Schaffung  neuer  Stempelsteuern  der  Verkehr 
von  weitgehenden  Belästigungen  heimgesucht  werde.  Darüber  hinaus  ist 
Mohl's  Ideal  nicht  nur  die  Abschaffung  der  bestehenden  passiven,  son- 
dern womöglich  Schaffung  aktiver  Matrikularbeiträge,  so  dass  das  Reich 
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aus  seinen  Einnahmen  die  Eiuzelstaaten  dotirte,  wozu  man  indessen  vor- 
erst demselben  den  Beruf  wird  absprechen  müssen. 

Von  den  zu  erwartenden  Regieerträgen  denkt  Mo  hl  weit  weniger 
bescheiden,  als  Mayr.  Nach  Verhältuiss  des  mehrfach  grösseren  Tabak- 
yerbrauches  in  Deutschland ,  welcher  im  Durchschnitt  der  vier  Jahre 
1871—75 

1,697,624  Ctr.  zu  50  Kilogr. 
oder  4  Pfund  7  Gramm  pro  Kopf 
gegenüber  dem  französischen  Konsum  von  nur 

636,000  Ctr.  zu  50  Kilogr. 
oder  1  Pfund  748  Gramm  pro  Kopf 
betrug,   berechnet  er    die  Eoh einnahmen    einer  deutschen  Reichsregie 
bei  gleichen  Verkaufspreisen,  wie  in  Frankreich,  auf  nicht  weniger  als 

801  Mill.  Frk. 
und    den   Reinertrag   nach  Verhältniss    der   verarbeiteten    Mengen   und 
des  französischen  Reinertrages  auf 

667  Mill.  Frk.  =  533  Mill.  M. 
Von  diesen  Erträgen  wären  freilich  die  Zinsen  und  die  jährlichen  Amor- 
tisationsquoten der  Anleheu  für  Einrichtung  der  Reichstabakfabriken  und 
Entschädigungen  der  Fabrikanten  in  Abzug  zu  bringen.  Von  den  dies- 
bezüglichen Erfordernissen  jedoch  macht  Mo  hl  sich  eine  ziemlich  mas- 
sige Vorstellung.  Für  Anlage  von  Fabriken  und  Magazine  bringt  er  nur 
77  Mill.  M.  in  Anschlag,  für  die  Entschädigungssummen  bleibt  er  den 
zalüenmässigen  Nachweis  überhaupt  schuldig.  Die  unwillkürlich  sich  auf- 
dräugende  Befürchtung  einer  erheblichen  Einschränkung  des  Verbrauches, 
welche  unter  dem  Monopole  den  Ertrag  wesentlich  beeinträchtigen  würde, 
wird  hier  nicht  getheilt,  und  in  der  That  haben  die  französischen  Er- 
fahrungen gezeigt,  dass  jede  Preiserhöhung  nur  ganz  vorübergehend  den 
Konsum  zurückzudämmen  vermochte.  Indessen  bleibt  zu  bedenken,  dass 
die  einzelnen  Erhöhungen  der  französischen  Tarife  sich  nicht  entfernt 
vergleichen  lassen  mit  dem  gewaltigen  Sprunge,  den  Deutschland  thun 
würde,  wenn  es  eine  Regie  einführen  wollte,  die  streng  in  allen  Einzel- 
heiten dem  französischen  Vorbilde  folgte. 

Immerhin  aber,  möchte  man  diese  Abzüge  und  Abminderungen  noch 
so  hoch  in  Anschlag  bringen,  würde  die  Mohl'sche  Annahme,  dass  das 
Reinerträguiss  in  allen  Fällen  nahezu  zur  Bestreitung  des  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Aufwandes  für  Heer  und  Flotte  ausreichen  würde, 
ihre  Berechtigung  behalten,  vorausgesetzt  nur,  dass  wirklich  das  Deutsche 
Reich  die  französischen  Preise  zu  Grunde  legte  und  alsbald  mit  allen  Er- 
fahrungen der  französischen  Regie  auf  den  Plan  trete.  Jedoch  welcher 
zwingende  Umstand  sollte  dasselbe  veranlassen,  im  Falle  der  Einführung 
des  Monopols  Tarife  festzusetzen  von  einer  Höhe,  die  in  Frankreich  zwar 
ihren  natürlichen  Entstehungsgrund  in  einer  zur  erdrückenden  Höhe  an- 
gewachsenen Budgetlast  besitzt,  der  in  Deutschland  hingegen  von  vorn- 
herein jede  ähnliche  Berechtigung  fehlen  würde  ?  Hier  im  Reiche  erstreckt 
sich  das  Bedürfniss  augenblicklich  nur  auf  die  Beschaffung  eines  Erfor- 
dernisses von  einigen  Millionen  Mark  und  höchstens  noch  auf  die  Erse- 
tzung  der  Matrikularbeiträge.     Welcher   praktische  Finanzpolitiker  würde 
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weitergehen  wollen,  sich  der  Ungerechtigkeit  und  —  sit  venia  verbo!  — 
TJnklugheit  schuldig  machen,  nahezu  die  gesammte  Finanzlast  des  lleiches 
ausschliesslich  den  Schultern  der  Eaucher  aufzubürden  ?  Zudem  darf  man 
doch  von  einer  neu  eingerichteten  Staatsindustrie  nicht  gleiche  Erfolge  er- 
warten, wie  von  einer  Organisation,  die  nunmehr  zwei  Generationen  hindurch 
ununterbrochen  im  Betriebe  war  und  nach  allen  Richtungen  hin  technische 
Erfahrungen  sammeln  konnte!  Auch  von  dieser  Seite  her  verdienen  also 
die  sanguinischen  Hoffnungen  Mohl's  einige  Berichtigung  zu  erhalten. 

Die  Frage,  ob  es  möglich  sei,  auf  anderem  Wege  als  durch  das  Mo- 
nopol gleich  hohe  Erträgnisse  zu  erzielen,  wird  von  Mo  hl  nur  flüchtig 
gestreift.  Nur  dem  englischen  und  russischen  Systeme  wird  eine  kurze 
Abfertigung  zu  Theil.  Die  bestehende  deutsche  Steuer,  eine  etwaige  Ge- 
wichtssteuer werden  gar  nicht  berührt.  Wie  diese  wird  das  amerikanische 
System,  dieser  mächtigste  Bivale  des  Monopols,  ungeachtet  seiner  gross- 
artigen Eesultate,  mit  der  allgemeinen  Bemerkung  bei  Seite  geschoben, 
dass  man  mit  einem  andern  Systeme  jedesmal  gescheitert  sei,  sobald  man 
einen  hohen  Ertrag  habe  erzielen  wollen.  Was  die  Denkschrift  in  dieser 
Beziehung  versäumte ,  haben  spätere  Aufsätze  der  Augsburger  Allgemeinen 
Zeitung  nachgeholt,  und  werden  diese  weiter  unten  die  geeignete  Berück- 
sichtigung finden. 

Die  hohen  Erträgnisse  bilden  auch  bei  Mo  hl  zwar  den  hauptsächlich- 
sten, aber  keineswegs  einzigen  Vorzug,  welcher  für  die  Empfehlung  des 
Monopols  bestimmend  wirkt.  Soweit  seine  Ausführungen  Vorzüge  steuer- 
technischer oder  wirthschaftlicher  Natur  betreffen,  sind  sie  den  von  Mayr 
gebotenen  verwandt.  Eigenthümlich  ist  ihnen  die  starke  Hervorhebung 
der  technischen  Leistungen,  deren  genaue  Kenntniss  der  Verfasser  der 
Denkschrift  bezüglich  der  französischen  Regie  durch  mehrjährigen  Aufent- 
halt in  Frankreich  sowie  durch  persönliche  Beziehungen  zu  erwerben  Ge- 
legenheit hatte.  Nach  seiner  Behauptung  rührt  auch  die  ungeheuere  Zu- 
nahme des  französischen  Reinertrages  von  ca.  32  Mill.  Frk.  im  Jahre  1815 
auf  260  Mill.  Frk.,  also  auf  das  Sfache,  im  Jahre  1876,  die  nur  zu  unge- 
fähr 1/3  auf  der  Zunahme  des  französischen  Tabakverbrauchs  beruht,  kei- 
neswegs ausschliesslich  von  den  wiederholt  erhöhten  Verkaufspreisen,  son- 
dern wesentlich  von  den  ungemeinen  Fortschritten  her,  welche  die  Regie 
in  Einführung  wohlfeiler  technischer  Verfahren  durch  Maschinen  und  in 
der  Fabrikation  machte.  Die  humane  Sorge  für  das  Wolil  der  Arbeiter, 
welche  überdies  der  französischen  Regie  nachgerühmt  und  zu  Gunsten  des 
Monopols  verwerthet  wird,  ist  ein  Moment,  das  in's  GcAviclit  fallen  würde, 
da  wo  es  die  Ergreifung  sozialpolitischer  Maassregeln  gilt;  in  Fällen  aber, 
in  denen  eine  finanzielle  Frage  diskutirt  wird,  ist  sie  von  keiner  Bedeu- 
tung. Auch  liegt  hierin  nicht  eine  spezifische  Erscheinung  des  Monopol- 
systems, kaum  einmal  des  heutigen  Staatsbetriebes  überhaupt  vor. 

Die  Nothwendigkeit,  darüber  Entscheidung  zu  treffen,  welches  der 
verschiedenen  Monopolländer  man  bei  Einrichtung  einer  deutschen  Regie 
zum  Muster  nehmen  solle,  bietet  den  Anlass  zu  einer  vergleichenden  Er- 
örterung der  Regieverhältnisse  in  denjenigen  beiden  Staatswesen,  welche 
hierbei  vorwiegend  in  Betracht  kommen,  Frankreichs  und  Oesterreich- 
TJngarns.     Die  Darstellung,  welche  aus  genauester  Kenntniss  der  einschla- 
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gendeu  Gesetze,  Einrichtuugeu  und  Erfolge  beider  Länder  fliesst,  bildet 
zu  einem  so  sehr  überwiegenden  Theile  den  Inhalt  der  Denkschrift,  dass 
mau  beinahe  versucht  wäre ,  in  ihr  den  eigentlichen  Zweck  der  letzteren 
zu  vermuthen.  Gegenüber  den  österreichisch  -  ungarischen  Kegieen  zeigt 
sich  die  französische  entschieden  bevorzugt.  Sie  ist  es  auch,  die  schliess- 
lich, nachdem  die  Ergebnisse  der  Tabaksregieen  Italiens  und  Spaniens 
nur  kurz  erwähnt  worden  sind,  als  das  vom  Deutschen  Reiche  zu  wäh- 
lende Muster  erscheint. 

Die  von  Mo  hl  angestellten  Vergleiche  führen  zur  Beobachtung  der 
interessanten  Thatsache,  dass  die  Erträge  der  ungarischen  Regie  von  de- 
nen der  österreichischen  weitaus,  und  die  Erträge  beider  Regieen  von  den 
glänzenden  Resultaten  des  französischen  Monopols  in  noch  erheblicherem 
Grade  übertroiFen  werden,  und  zwar  nicht  nur  im  absoluten  Betrage,  son- 
dern auch  relativ,  nach  Maassgabe  der  Bevölkerungsziffern.  Im  ersteren 
Falle  sind  die  Gründe  der  Erscheinung,  ausser  in  theilweise  geringeren 
Preisen,  in  dem  geringeren  Wohlstände,  wie  in  der  mangelhaften  Gesetz- 
gebung Ungarns  zu  suchen;  in  letzterem  Falle  liegt  die  Ursache  fast 
allein  in  den  niedrigen  Verkaufspreisen  der  Fabrikate  in  Oesterreich  und 
in  Ungarn,  als  deren  natürliche  Folge  sich  die  geringeren  Preise  ergeben, 
welche  hier  für  den  inländischen  Rohtabak  gezahlt  werden.  Wenn  Mohl 
Angesichts  dieser  Thatsachen  dem  Deutschen  Reiche  die  Wahl  hoher  Ta- 
rife empfiehlt,  um  freigebig  gegen  den  Pflanzer  sein  zu  können,  so  ist 
dies  nur  Konsequenz  der  von  ihm  gestellten  Forderung  hoher  Erträge. 
Wer  hingegen  eine  Deutsche  Regie  zunächst  auf  Erzielung  massiger  Rein- 
einnahmen angelegt  wissen  will,  wird  lohnende  Rohtabakspreise  mit  nie- 
drigen Tarifen  sehr  wohl  für  vereinbar  halten. 

Als  Hinderniss  dafür,  die  österreichisch-ungarischen  Preise  den  fran- 
zösischen gleichzustellen,  werden  die  geschichtlichen  Verhältnisse  geschil- 
dert. Auf  Ungarn  wurde  das  Monopol  erst  im  Jahre  1851  ausgedehnt, 
und  heute  noch  bestehen  daselbst  Ausnahmsgesetze,  welche  den  steuerfreien 
Tabaksbau  für  eigenen  Gebrauch  in  beschränktem  Umfange  gestatten. 
Durch  Erhöhung  der  Preise  würde  der  darin  liegende  Reiz  zum  Unter- 
schleife noch  entsprechend  vermehrt  werden.  Auf  das  Reinerträgniss  übt 
überdies  die  gleichfalls  historisch  zu  erklärende  Mannigfaltigkeit  der  Sor- 
ten und  Varietäten,  mit  welchen  die  österreichische  Regie  sich  befassen 
muss,  einen  nachtheiligen  Einfluss  aus. 

Das  detaillirte  Bild,  das  im  Weiteren  auf  Grund  amtlicher  Quellen, 
namentlich  des  Kommissions -Berichtes  der  Enquete  sur  l'exploitation  du 
monopole  des  tabacs,  von  dem  Gebahren  der  französischen  Regie  entwor- 
fen wird,  mag  an  sich  werthvoll  sein,  für  den  eigentlichen  Zweck  der 
Denkschrift  erscheint  es  irrelevant.  Es  findet  sich  dort  nicht  nur  eine 
vollständige  Zusammenstellung  aller  einzelnen  Gattungen  in-  und  ausländi- 
scher Tabakfabrikate,  sondern  ebenfalls  ausführliche  Angaben  über  die 
prozentuale  Zusammensetzung  der  Massen  aus  in-  und  ausländischen  Ta- 
baken, über  die  verschiedenen  Preise,  die  Herstellungskosten  sowie  die 
abgesetzten  Quantitäten.  Indem  Mohl  ein  Eingehen  auf  die  entspre- 
chenden Details  bei  der  österreichischen  (cisleithanischen)  Regie  als  zu 
weitführend  ablehnt   und   nur   den  Hauptergebnissen  beider  Betriebe  ent- 
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scheidende  Bedeutung  beilegt,  liefert  er  selbst  die  Bestätigung  zu  dem 
soeben  ausgesprochenen  Urtheile. 

Aus  Allem,  was  hier  über  den  Inhalt  der  Mohl'schen  Denkschrift 
mitgetheilt  wurde,  wird  mau  die  Ueberzeugung  gewinnen  müssen,  dass  in 
ihr  für  die  Beurtheilung  des  Mouopolsystems  und  Begiebetriebes  ein  Mate- 
rial enthalten  ist,  das  in  solcher  Heichhaltigkeit  und  Vollständigkeit  bisher 
nirgends  geboten  wurde.  Hingegen  was  die  Form  betrifft,  yermisst  man 
gar  sehr  die  Gleichmässigkeit  der  Ausführung  in  den  einzelnen  Theilen, 
vermisst  eine  klare  und  übersichtliche  Anordnung  des  umfassenden  Stoffes, 
sowie  eine  in  sich  folgerichtige  Entwicklung  bei  Darlegung  des  Systems. 
Dies  mag  sich  erklären  aus  dem  Drange  der  Verhältnisse,  die  keine  Müsse 
gewährten,  den  Anforderungen  einer  kunstvollen  Darstellung  Kechuung  zu 
tragen  ,  auch  wird  man  um  so  weniger  mit  dem  Verfasser  darüber  rech- 
ten wollen,  da  er  durch  inneren  Gehalt  so  reich  entschädigt. 

Jene  bei  Mo  hl  schon  hervorgehobene  Erscheinung,  dass  die  Re- 
gieen  Oesterreichs  und  Frankreichs,  obwohl  auf  ähnlichen  Einrichtungen 
beruhend,  so  sehr  verschiedene  Ertragssummeu  aufweisen,  hat  Krükl 
gleichfalls  Veranlassung  gegeben ,  in  einer  ihr  eigens  gewidmeten  Studie 
den  zu  Grunde  liegenden  Ursachen  nachzuforschen.  Auf  die  gegenwärtig 
in  Deutschland  schwebende  Frage  der  Tabaksbesteuerung  nimmt  diese 
,  Broschüre  nirgends  Bezug.  Trotzdem  gewinnt  sie  lediglich  durch  den 
Gegenstand,  den  sie  behandelt,  für  dieselbe  eine  gewisse  Bedeutung,  so 
dass  sie  gegenwärtig  grösserem  und  allgemeinerem  Interesse  begegnet,  als 
ihr  unter  anderen  Umständen  zu  Theil  geworden  wäre.  Der  Zweck,  der 
hier  verfolgt  wird,  liegt  ausschliesslich  auf  finanziellem  Gebiete,  nicht 
auch  auf  volkswirthschaftlichem.  Dadurch  sind  der  Behandlung  bestimmte 
enge  Grenzen  gezogen ,  die  von  ihr  auch  überall  konsequent  innegehalten 
werden.  Das  Gebiet,  auf  dem  sie  sich  bewegt,  erschöpft  die  Darstellung 
nirgends.  Der  Verfasser  enthält  sich  jeden  Urtheils  über  die  Zweckmäs- 
sigkeit der  verschiedeneu  Einrichtungen,  fragt  nicht  nach  der  Idee,  welche 
diesen  zu  Grunde  liegt,  stellt  keinerlei  Untersuchungen  an  über  die  volks- 
wirthschaftlichen  ^"irkungen  der  einzelnen  Maassregeln  und  Anordnungen. 
Für  ihn  gibt  es  überall  nur  Thatsachen,  die  so  oder  so  beschaffen  sind, 
diesen  oder  jenen  finanziellen  Effekt  gehabt  haben,  so  dass  sie,  was  sie 
an  Vollständigkeit  einbüsst,  an  Uebersichtlichkeit  gewinnt. 

Die  Mouopolsregie  wird  hier  lediglich  als  ein  dem  Staate  vorbehal- 
tenes Industrieunternehmen  betrachtet,  welches  bei  dem  Absätze  seiner 
Produkte  eine  Verbrauchssteuer  einzuhebeu  hat.  Dem  gemäss  wird  alles 
in  .die  nach  dem  Gesichtspunkt  rentablen  Wirthschaftsbetriebes  gebildeten 
Rubriken  der  Einnahmen,  Ausgaben  und  Erträge  eingeordnet.  Zu  Grunde 
gelegt  werden  vorzugsweise  die  Ergebnisse  des  Jahres  1872,  weil  die  Ab- 
rechnungen der  französischen  Regie  über  dieses  Jahr  vorläufig  nicht  hinaus- 
reichten 1).     Die  ungarische  Regie  findet  neben  der  österreichischen  keine 

1)  Die  Abrechnungen  der  französischen  Regie,  wie  sie  das  Gesetz  vom  28.  April 
1816  vorschreibt,  erscheinen  jährlich  unter  dem  Titel:  Compte  en  matieres  et  en  de- 
niers  de  l'exploitation  du  monopole  des  tabacs.  Die  Abrechnungen  der  österreichischen 
Monopolverwaltung  erscheinen  in  dem  allgemeinen  Staats-Eechnungsabschlusse,  die  Nach- 
weise über  Ankauf,  Fabrikation  und  Verschleiss  in  den  Berichten  der  Generaldirektion, 
die  bis  1876  reichen. 
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Berücksichtigung.     Die   wesentlichen  Resultate    der  Studie    sind    den    von 
Mo  hl  gefundenen  ähnlich  und  mögen  hier  eine  kurze  Erwähnung  finden. 

Die  Einnahmen  der  verschiedenen  Länder  resultiren  nach  den  Er- 
gebnissen der  Untersuchung  in  der  Hauptsache  aus  dem  Verschleisse  im 
Inlande,  neben  welchem  der  Absatz  ins  Ausland  und  andere  Quellen  nur 
mit  höchst  geringfügigen  Beträgen  figuriren.  Die  individuelle  Konsumtion 
zeigt  sich  in  Oesterreich  noch  einmal  so  gross,  der  Tabakpreis  noch  ein- 
mal so  billig,  als  in  Frankreich.  Dort  ruht  das  Hauptgewicht  des  Ab- 
satzes auf  Zigarren  und  llauchtabaken ,  hier  auf  Rauch-  und  Schnupfta- 
baken, und  bilden  die  höheren  Verkaufspreise  der  ordinären  Sorten,  wel- 
chen in  beiden  Ländern  der  Konsum  ganz  überwiegend  zugewandt  ist, 
die  eigentliche  Ursache  zunächst  der  höhereu  Einnahmen,  welche  die  fran- 
zösische Regie  erzielt. 

An  dem  Verhältniss  der  Einnahmen  ändert  sich  durch  die  Ausgabeu- 
nachweise  nur  wenig.  An  den  Ausgaben  hat  naturgemäss  die  Verwen- 
dung im  Ankauf  von  Tabak  mit  zwei  Dritttheilen  den  weitaus  grössten 
Antheil.  Der  Geldaufwand  für  Erwerbung  inländischen  Materials  ist  in 
beiden  Staaten  ungefähr  gleich,  nur  zahlt  die  französische  Regie  den  Ta- 
bakbauern bedeutend  höhere  Preise  und  bezieht  dafür  ein  um  ein  Dritt- 
theil  geringeres  Quantum.  Ausländische  Tabake  wurden  in  Frankreich  in 
grösseren  Mengen,  aber  in  geringeren  Qualitäten  als  in  Oesterreich  erwor-  % 
ben.  Nächst  dem  Erwähnten  bilden  die  Kosten  der  Regie-Verwaltung  den 
bedeutendsten  Ausgabeposten.  Dieser  Aufwand  ist  trotz  des  geringeren 
Konsums  in  Frankreich  absolut  grösser,  während  die  Transportkosten  in 
Oesterreich  wegen  Lage  der  Anbaugebiete  mehr  erfordern. 

Als  Resultat  ergiebt  sich  hieraus,  dass  das  grössere  Erträgniss  des 
französischen  Monopols  in  der  höheren  Besteuerung  begründet  ist. 
Der  Aufschlag  auf  die  Kosten  beläuft  sich  auf  141  °/q  in  Oesterreich,  in 
Frankreich  auf  435  ^/q,  Sätze,  von  welchen  diejenigen  des  eigentlichen  Mo- 
nopolgewinns mit  142  *^/q  und  430  ^/^  nicht  wesentlich  differiren.  Es  ist 
darnach  die  Besteuerung  des  Tabakverbrauches  im  Ganzen  dreimal  so 
gross  in  Frankreich,  als  in  Oesterreich.  Nach  Gattungen  und  Sorten  be- 
trachtet, zeigt  die  Steuerauflage  bezüglich  der  Zigarren  in  beiden  Ländern 
keine  erheblichen  Unterschiede  und  bleibt  unter  dem  Durchschnittssatze, 
während  bei  Rauch-  und  Schnupftabaken  eine  höchst  ungleiche  Belastung 
der  Konsumenten  sich  herausstellt.  Bei  diesen  steigt  der  Regiegewinn  hier 
wie  dort  über  den  Durchschnittssatz,  am  meisten  in  Frankreich,  wo  er 
beim  Scaferlati  etranger  und  beim  feinen  Schnupftabak  477  ^/q,  beim  Sca- 
ferlati  ordinaire  hingegen  schon  597  "^/^  und  gar  beim  ordinären  Schnupf- 
tabak 858  ^Iq  beträgt.  Letzteren  Sorten  ist  überwiegend  die  Konsumtion 
zugewandt.  Kann  die  Werthlosigkeit  der  Behauptung,  dass  unter  dem  Mo- 
nopole der  Steuerfuss  sich  der  Leistungsfähigkeit  der  Konsumenten  anpasse, 
besser  illustrirt  werden,  als  es  durch  diese  Nachweise  geschieht? 

Der  Versuch,  die  beiden  Hauptmonopolländer  in  Parallele  zu  stellen, 
wie  bei  Mohl  und  Krükl  geschehen,  liegt  zu  nahe,  als  dass  er  nicht 
früher  schon  hätte  angestellt  werden  sollen.  Im  Jahre  1857  bereits  hat 
der  damalige  Zentral -Direktor  der  österreichischen  Tabak  -  Fabriken ,  v. 
Plenker,  zwischen  den  finanziellen  Ergebnissen  in  Oesterreich  und  Frank- 
reich einen  Vergleich  für  eine  sechsjährige  Periode  gezogen,  welcher  we- 
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sentlich  gleiche  Resultate  aufweist,  wie  die  neueren  Untersuchungen.  Diese 
Vergleichung  ist  unter  Anderem  interessant  durch  eine  Darstellung  der  Er- 
träge, welche  die  österreichische  und  die  französische  Kegie  ergeben  würde, 
wenn  für  Oesterreich  die  französischen  und  für  Frankreich  die  österreichi- 
schen Durchschnitts- Verkaufs-Preise  zu  Grunde  gelegt  werden.  Während 
thatsächlich  in  jeuer  Periode  der  französische  Monopols -Ertrag  87,1  ^/^ 
grösser  war,  als  der  österreichische,  würde  nach  der  vorgenommenen  Be- 
rechnung letzterer  jenen  um  503,8  "/^  überragen  und  213,4  ^/^  mehr  be- 
tra-gen  haben,  als  seine  wirkliche  Grösse  war.  Wenn  auch  der  Einflups, 
welchen  die  Höhe  der  Besteuerung  auf  die  Konsumtion  ausübt,  dabei  über- 
gangen werden  musste,  so  liegt  doch  in  jenen  Zahlen  die  ausschlaggebende 
Bedeutung  der  Tarifpreise  auf  das  Deutlichste  ausgesprochen.  Im  Uebrigen 
bringt  das  genannte  W^erk  bezüglich  des  österreichisch-ungarischen  Mono- 
polgebietes ausser  den  finanziellen  Ergebnissen  genaue  Nachweisungen  über 
Ausdehnung,  Handhabung  und  Ertrag  des  Tabakbaues,  Betrieb  der  Staats- 
fabriken, Verbrauch  von  Fabrikaten  und  Verschleiss-Einnahmen,  sowie  An- 
gaben über  die  Einführung  des  Monopols  in  Ungarn  und  deren  Erfolge, 
so  dass  es  immerhin  als  brauchbares  Material  für  die  Beurtheilung  der 
Monopolfrage  auch  in  Deutschland   gelten  kann. 

Das  Monopol  hat  schwer  um  seine  Existenz  ringen  müssen,  selbst  in 
denjenigen  Staaten,  in  denen  gegenwärtig  sein  Bestand  von  Niemandem 
mehr  in  Frage  gezogen  wird.  Es  ist  daher  natürlich,  dass  die  Befürwor- 
tung desselben  in  Deutschland  bei  der  weiten  Verbreitung  liberaler  An- 
schauungen lebhaftem  Widerstände  begegnete.  Die  Gegenschriften  neue- 
ster Zeit  wurden  zuerst  durch  die  Veröffentlichung  der  Mayr 'sehen  Stu- 
dien hervorgerufen,  deren  Inhalt  das  Objekt  des  Angriffs  in  hervorragender 
Weise  bildet,  und  hat  sich  theilweise  daraus  ein  literarischer  Kampf  ent- 
wickelt, dem  nicht  überall  die  persönliche  Gereiztheit  fremd  geblieben  ist. 

Die  Arbeit  Schlei  den 's  erschien,  ebenfalls  wie  die  Mayr 'sehen  Stu- 
dien, zunächst  in  der  Augsb.  Allg.  Zeitung,  zwar  nicht  dem  Namen,  aber 
wohl  dem  Inhalte  nach  als  Entgegnung  auf  jene.  Zwar  ist  Schieiden 
mit  seinem  Gegner  über  die  Nothwendigkeit,  die  indirekten  Steuern  im 
Reiche  mehr  noch  als  bisher  zu  entwickeln,  einverstanden,  ebenso  neigt 
er  sich,  wie  dieser,  einer  höheren  Besteuerung  des  Tabaks  zu,  darüber 
hinaus  aber  scheiden  sich  die  Wege.  Die  Verschiedenheit  des  ferneren 
Standpunktes  kann  nicht  besser  bezeichnet  werden,  als  es  in  dem  ersten, 
speziell  der  Widerlegung  Schieiden 's  gewidmeten  Theile  der  „Kritischen 
Nachträge"  geschieht,  wo  sie  treffend  dahin  präzisirt  wird,  dass  Schiei- 
den eine  ausgiebige  Besteuerung  des  Tabaks  durchaus  ablehne.  Diese 
Ablehnung  ist  wesentlich  dadurch  bedingt,  dass  letzterer  dem  Reiche  den 
Beruf  abspricht,  auf  die  Ordnung  der  Finanzen  der  Einzelstaaten  irgend- 
welche Rücksicht  zu  nehmen,  und  demgemäss  für  die  Beibehaltung  der 
Matrikularbeiträge  eintritt.  Von  dem  eingenommenen  Standpunkte  aus  kommt 
Schieiden,  da  er  die  Unbrauchbarkeit  der  Areal-  wie  auch  jeder  Ge- 
wichtssteuer für  eine  höhere  Ertragserzielung  nicht  läugnen  will,  ganz 
folgerichtig  zu  dem  Vorschlage  einer  Besteuerung  nach  dem  Werthe. 
Darüber  jedoch,  wie  eine  solche  namentlich  beim  inländischen  Tabak  sich 
realisiren  lasse,  fehlt  es  bei  ihm  an  allen  greifbaren  Angaben.  Er  erinnert 
an    einen  dem  Maehrlen'schen    ähnlichen  Vorschlag,    welcher  im  Jahre 
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1872  in  ciucr  Denkschrift  der  sächsischen  Kegierung  von  dem  Finanz- 
rath  Wahl  ausgeführt  wurde,  und  der  darauf  hinauslief,  dass  der  Staat, 
ähnlich  wie  beim  Monopol,  das  gesammte  inländische  Erzeugniss  gegen 
bestimmte  Preise  auf  eigene  llechnung  übernehme  und  alsdann  in  öffent- 
lichen Auktionen  versteigern  lasse.  Indessen  die  Schwierigkeiten  der  Aus- 
führung eines  solchen  Vorschlages,  der  leicht  nur  zum  Monopol  hinüber- 
leiten dürfte,  verkennt  Schieiden  offenbar  ebensowenig  wie  die  Denk- 
schrift selbst,  und  vermag  er  den  Mangel  anderer  bestimmter  und  eigener 
Vorschläge  —  was  er  gibt,  sind  nur  Andeutungen  —  nicht  durch  die  aus- 
gesprochene allgemeine  Ueberzeugung  zu  ersetzen ,  dass  sich  ausreichende 
Garantieen  für  die  Interessen  der  Steuerverwaltung  sowohl  als  für  dieje- 
nigen der  Tabakpflanzer  bei  einer  derartigen  Werthbesteuerung  jedenfalls 
ermitteln  lassen  würden. 

Der  Schwerpunkt  der  Ausführungen  ist  mithin  hier  nicht  in  den 
positiven  Vorschlägen  zu  suchen ,  sondern  liegt  in  der  Negation ,  in  der 
Bekämpfung  des  Monopols,  welche  dem  entsprechend  den  grössten  Raum 
für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Von  den  vorgebrachten  Bedenken  ist  das 
geringste  Gewicht  den  finanzpolitischen  zuzuerkennen.  Das  von  Schiei- 
den selbst  als  das  gewichtigste  unter  diesen  bezeichnete  ist  aus  dem  an- 
geblichen Missverhältniss  zwischen  dem  Monopolgewinn  und  den  von  den 
Steuerzahlern  geforderten  Opfern  geschöpft.  Seine  Berufung  zuf  den  hohen 
Prozentsatz  der  Regiekosten  in  den  Monopolländern  ist  irreleitend,  weil 
sie  verschweigt,  dass  diese  Kosten  zwar  in  einer  gewissen  Abhängigkeit 
von  der  Grösse  des  Konsums  stehen ,  nicht  aber  von  den  Roheinnahmen, 
soweit  diese  durch  den  Steuerfuss  bedingt  sind;  dass  sie  ferner  —  was 
noch  wichtiger  ist  —  zum  geringsten  Theile  eigentliche  Erhebungs-,  viel- 
mehr der  Hauptsache  nach  Betriebskosten  einer  Staatsindustrie  bilden.  Den 
Vorwurf,  dass  Mayr  auf  den  von  ihm  angenommenen  Grundlagen  die 
Summen  des  Anschaffungs-  und  Betriebskapitals  der  Regie  sowie  der  Ent- 
schädigungen unrichtig  berechnet  habe,  ist  von  diesem  selbst  in  seinen 
„kritischen  Nachträgen"  entkräftet  worden.  Wenn  aber  für  Schieiden 
die  Verzinsung  dieser  Summen,  selbst  unter  Annahme  der  von  Mayr  be- 
rechneten Beträge,  in  ihrer  Grösse  und  der  dadurch  bedingten  Belastung 
der  Konsumenten  das  schärfste  Verdammungsurtheil  des  Tabakmonopols 
enthält,  so  ist  er  leicht  widerlegt  durch  den  blossen  Hinweisdarauf,  dass 
zur  Zeit  die  Konsumenten  mehrfach  höhere  Beträge  nur  in  anderer  Form, 
in  der  Form  des  Geschäftsgewinnes,  aufzubringen  haben,  an  deren  Stelle 
eben  nur  jene  andern,  offenbar  geringeren,  treten  sollen,  so  dass  nicht 
von  einer  neuen  Belastung,  wohl  aber  von  der  Abminderung  einer  be- 
stehenden gesprochen  werden  kann. 

Schwerer  als  jene  finanzpolitischen  wiegen  die  dem  volkswirthschaft- 
li.chen  Gebiete  entnommenen  Einwendungen.  Diese  konzentriren  sich  zu 
einem  Plaidoyer  für  die  Erhaltung  der  Privatfabrikation  und  des  Tabak- 
handels, indem  eine  höhere  Schätzung  des  in  ihrer  Vernichtung  drohen- 
den Schadens  versucht  wird.  Aber  anstatt  die  bedrohten  Interessen  als 
rein  private,  bestimmten  Klassen  eigene  anzuerkennen  und  den  Schwer- 
punkt der  Ausführungen  in  die  Verpflichtung  des  Staats  zu  legen,  diese 
Interessen  zu  schützen,  nachdem  und  weil  er  sie  hat  gross  werden  lassen, 
betrachtet    Seh  leiden    den  nothwendigen  Schaden    nicht   nur   als    einen 
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privaten,  sondern  gleichzeitig  als  einen  allgemein  volkswirthschaft- 
lichen,  als  eine  Schädigung  des  Deutschen  Nationalreichthums,  und 
schwächt  auf  solche  Weise  selbst  die  Position,  die  aus  jenen  Momenten 
sich  für  die  Vertheidigung  gewinnen  liesse. 

Die  staatsrechtlichen  und  politischen  Auseinandersetzungen  gelten 
überwiegend  der  zweifelhaften  Auslegung  des  Art.  7ü  der  Reichs- Verfas- 
sung,  sowie  der  Gefährdung  des  Budgetrechts  und  ihren  Folgen. 

Den  Artikeln  Schieiden 's  kann  man  schriftstellerische  Gewandtheit 
nicht  abstreiten,  und  werden  durch  die  Form  manche  Mängel  des  Inhalts 
verdeckt.  Durch  ihre  sachliche  Haltung  heben  die  Ausführungen  sich 
vortheilhaft  ab  gegen  Felser 's  Schrift,  die  auch  gegen  die  „Studien" 
gerichtet  ist,  sich  aber  zu  einer  offenbar  sehr  unmotivirten ,  gereizten 
Polemik  gegen  deren  Verfasser  vielfach  hat  hinreissen  lassen. 

Felser  führt  den  Kampf  gegen  das  Monopol,  indem  er  diesem  den 
amerikanischen  Tabakstempel  als  das  erlösende  Prinzip  entgegenstellt.  Er 
will  nicht  weniger  beweisen,  als  dass  „der  Tabakstempel  allein  von  sämmt- 
lichen  Arten  der  Tabakbesteuerung  das  höchste  Steuererträgniss  erreicht 
mit  dem  geringsten  Steuerfusse,  bei  dem  geringsten  Verwaltungsaufwand 
und  bei  den  geringsten  volkswirthschaftlichen  und  Steuerunkosten."  Nur 
einen  einzigen  systematischen  Vorzug  will  er  dem  Monopol  lassen ,  und 
zwar  den  nur,  dass  die  Steuer  mit  dem  Preise  unmittelbar  von  dem  Kon- 
sumenten eingehoben  wird.  Aber  auch  diesen  einzigen  Vorzug  hält  er  für 
völlig  aufgewogen  durch  die  freie  Tabakkultur,  die  freie  Tabakfabrikation 
und  den  freien  Tabakhandel,  wie  sie  der  Tabakstempel  bestehen  und  sich 
entwickeln  lässt. 

Indem  Felser  so  Vieles  beweisen  will,  fordert  er  die  Kritik  zur 
strengsten  Prüfung  seiner  Argumente  heraus.  Man  mag  über  die  Ueber- 
tragbarkeit  des  amerikanischen  Systems  auf  Deutschland  denken,  wie  man 
will;  darüber  kann  bei  unparteiischer  Prüfung  kein  Zweifel  bleiben,  dass 
ein  Beweis  in  dem  Umfange,  wie  er  hier  erbracht  werden  sollte,  in  Wahr- 
heit nicht  erbracht  worden  ist.  Der  Widerlegung  Felser's  insbesondere 
hat  Mayr  den  zweiten  Artikel  seiner  kritischen  Nachträge  gewidmet,  des- 
sen Ausführungen  im  Wesentlichen  Zustimmung  verdienen.  Indessen,  wie 
einzelne  Einwendungen  nicht  zutreffend  sind ,  so  kann  andererseits  die 
Widerlegung  nicht  als  erschöpfend  gelten. 

Einen  hervorragenden  Platz  nimmt  in  Felsers  Darstellung  der  Ver- 
gleich des  Tabakmonopols  und  des  Tabakstempels  bezüglich  ihrer  Steuer- 
erträgnisse wie  ihrer  Steuerkosten  ein.  Die  Zusammenstellung  ergibt, 
dass  das  rechnungsmässige  Reinerträgniss  des  Stempels  von  den  Ergeb- 
nissen keiner  Regie  annähernd  erreicht  wird,  ausser  von  denen  der  fran- 
zösischen ,  welche  sich  hierin  überlegen  zeigt.  Indessen  hier  schon  erweist 
sich  der  Vorwurf  ungleicher  Rechnung,  welchen  Mayr  bei  Erörterung 
eines  anderen  Punktes  gegen  Felser  richtet,  durchaus  begründet.  Denn 
in  demselben  Athemzuge,  mit  welchem  Fels  er  den  zehn  prozentigen  Auf- 
schlag der  Debitanten  dem  französischen  System  als  Perzeptionskosten 
zur  Last  legt,  mithin  für  den  Verkauf  der  Regiefabrikate  den  Gesichtspunkt 
reiner  Steuererhebung  zur  Geltung  bringt,  behandelt  er  die  Regie  in 
erster  Linie  als  produktives  Unternehmen,  indem  er  den  Monopolge- 
winn um  den  Betrag  der  Zinsen  vom  Betriebskapital  und  den  eines  Unter- 
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nehraergewinns  reduzirt,  um  so  aus  der  Grösse  des  verbliebenen  Eestes 
die  Folgerung  zu  ziehen,  dass  das  wahre  und  eigentliche  Steuererträgniss 
selbst  in  Frankreich  geringer  sei  als  in  Amerika.  Was  das  letzterwähnte 
Prinzip  betrifft,  —  abzusehen  natürlich  von  seiner  ungleichmässigen  An- 
wendung, —  so  halten  wir  zwar  die  Berechnung  eines  Unternehmergewinns 
und  Zinses  bei  jedwedem  mouopolisirten  Staatsbetrieb  an  sich  für  unzuläs- 
sig; dennoch  aber  müssen  wir  es  anwendbar  erachten,  wenn  Länder  mit 
reinen  Steuersystemen,  welche  private  Produktion  und  privaten  Verkehr  be- 
stehen lassen,  wie  England  und  Amerika,  verglichen  werden  sollen  mit 
solchen,  welche  die  Steuererhebung  mit  technischem  Betriebe  verschmelzen. 
Hier  schafft  eine  solche  Berechnung  vergleichbare  Resultate  und  verdient 
unseres  Erachten s,  wenn  man  sich  von  dem  Begriff  der  reinen  Steuer 
leiten  lässt,  das  Eesultat  jenes  Fels  er 'sehen  Vergleichs  anerkannt  zu  wer- 
den. Aber  dieselben  Momente,  welche  auf  diese  Weise  für  den  amerika- 
nischen Stempel  zahlenmässig  günstig  wirken,  müssen  hinsichtlich  der  Be- 
lastung des  Konsumenten  das  Resultat  nothwendig  in  gleichem  Verhält- 
nisse ungünstig  beeinflussen.  In  dieser  Beziehung  ist  der  ungeschmälerte 
Monopolgewinn  dem  Erträgniss  einer  reinea  Steuer  nur  vergleichbar,  wenn 
letzterem  mindestens  der  gesammte  Geschäftsgewinn  der  Fabrikanten  und 
Händler  hinzugerechnet  wird;  nur  indem  er  hier  die  maassgebenden  Ge- 
sichtspunkte verschiebt,  kann  Felser  die  geringste  Belastung  des  ameri- 
kanischen Rauchers  behaupten,  und  ist  dies  um  so  bedeutsamer,  weil  die 
Belastung  das  praktisch  Entscheidende  ist,  während  jene  andere  Berech- 
nung keinen  andern  Werth  als  einen  theoretischen  für  sich  in  Anspruch 
zu  nehmen  vermag.  Es  kann  im  Gegentheil  nicht  dem  geringsten  Zweifel 
unterliegen,  dass  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die  blosse  Steuer  pro 
Kopf  dem  vollen  französischen  Monopolgewinn  nahezu  gleichkommt,  das 
Opfer  des  Einzelnen  total  am  Grössten  sein  muss. 

Im  Weiteren  vergleicht  Fels  er  den  Tabakverbrauch  unter  dem  Mo- 
nopole und  unter  dem  Tabakstempel,  um  an  den  wesentlich  höheren  Ver- 
brauchsziffern, welche  Nord-Amerika  aufzuweisen  hat,  die  erheblich  gerin- 
gere Rückwirkung  seines  Steuersystems  auf  den  Konsum  zu  veranschauli- 
chen. Er  verkennt  hierin,  dass  der  Konsum,  abgesehen  von  dem  Einfluss, 
welchen  der  Umfang  unversteuerten  Verbrauches  auszuüben  vermöchte, 
doch  lediglich,  ausser  von  dem  Wohlstand  und  von  den  Gewohnheiten  des 
Volkes,  durch  die  Höhe  der  Steuer  bedingt  werden  kann,  nicht  von  dem 
Systeme  der  letzteren.  Da  nun  die  beträchtliche  Höhe  der  amerikani- 
schen Steuer  offenbar  ist,  dürfte  Mayr  mit  mehr  Recht  in  jenen  Zahlen 
den  Ausdruck  der  grösseren  Konsumtionsfähigkeit  des  amerikanischen  Vol- 
kes erblicken,  die  trotz  der  Steuer  sich  so  grossartig  bethätigt. 

Bezüglich  des  unversteuerten  Verbrauchs  wird  von  Fels  er  der  Ta- 
bakstempel auf  gleiche  Stufe  mit  dem  Monopol  gestellt.  Andere  An- 
schauung vertritt  Philippson^),  der  aus  einer  Vergleichung  der  Zahl 
der  beschäftigten  Arbeiter  mit  der  Gesammtmenge  der  versteuerten  Zigar- 
ren auf  einen  ungeheueren  Unterschleif  in  Nord -Amerika  schliesst;  doch 
scheinen  die  Gegen ausführungen,  welche  Fels  er  in  seiner  „Abwehr" 
bringt,  jene  Vermuthung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu  entkräften. 

Ein  eigener  Abschnitt,  welcher  dem  Steuerfuss  der  beiden  Systeme 
gilt,    gibt    eine   vergleichen,'e  Darstellung   der  Objektbelastung.     Die  An- 
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wenduDg  ungleicher  Grundlagen  bei  der  Berechnung  führt  auch  hier  zu 
einer  Begünstigung  des  Tabakstempels,  und  werden  Erscheinungen ,  welche 
gar  nicht  aus  dem  Wesen  des  Monopols  fliessen ,  wie  die  Verabfolgung 
billiger  Grenztabake,  zur  Bestreitung  der  glcichraüssigen  Gerechtigkeit  des 
Monopolpriuzips  verwandt. 

I^ach  Allem,  was  vorausgegangen,  ist  mau  nicht  wenig  überrascht, 
wenn  Fels  er  schliesslich  die  alsbaldige  Einführung  der  Eabrikatsteuer 
widerräth,  indem  er  diese  für  später  aufgehoben  wissen  will,  und  vorerst 
Beschränkung  auf  eine  Gewichtssteuer  mit  massigem  Abgabensatze  für 
Deutschland  befürwortet,  damit  die  Besteuerung  des  Tabaks  in  ein  ange- 
messenes \erhältniss  zu  den  anderen  besteuerten  Artikeln  gebracht  werde. 
Hier,  gegen  das  Ende,  erst  erhalten  wir  auch  ausführlichere  Mittheilung 
von  den  mannigfachen  Bestimmungen  des  amerikanischen  Systems.  Die 
dasselbe  beherrschenden  Prinzipien  werden  genannt  als  die  der  Selbstbe- 
steuerung und  der  privaten  wie  öffentlichen  Selbstkontrole;  im  Weiteren 
sei  es  charakterisirt  durch  die  ungewöhnliche  Erweiterung  des  Straf- 
rahmens, durch  welche  es  wesentlich  von  den  europäischen  Steuererhe- 
buugsformen  differire.  Hierin,  in  der  Korabinirung  dieser  besonderen 
Elemente,  erblickt  Felser  die  vorzügliche  Ursache  der  Erzielung  so  hoher 
Bevenuen  mit  so  geringen  Steuerkosten.  Wie  soll  man  da  sich  nicht  be- 
fremdet fühlen,  wenn  er  für  den  Fall  einer  Uebertragung  nach  Deutsch- 
land Modifikationen  in  Anregung  bringt,  die  alle  jene  wesentlichen  Vor- 
theile  aufgeben  und  damit  den  finanziellen  Erfolg  in  Frage  stellen,  wenn 
nicht  unmöglich  machen!  Es  soll  das  drakonische  Strafsystem,  ohne 
welches  jene  Steuer  nun  einmal  undenkbar  ist,  beseitigt,  die  Selbsterhe- 
bung und  Selbstkontrole  durch  eine  bureaukratische  Handhabung  ersetzt 
werden,  so  dass  bei  der  Zersplitterung  der  Fabrikation  und  des  Handels 
offenbar  ein  Heer  von  Beamten  und  ungeheuere  Kosten  geschaffen  wür- 
den. Von  dem  ähnlich  wie  beim  Monopol  kontrolirten  Tabaksbau  soll 
eine  Gewichtssteuer  von  2  M.  erhoben,  der  ganze  weitverzweigte  Handel 
mit  Eohtabak,  inländischem  wie  ausländischem,  unausgesetzt  registrirt 
und  kontrolirt  werden;  ebenso  die  Bewegung  des  Materials  in  den  Fabriken 
bis  zur  Abstemplung  des  Fabrikats. 

Was  von  der  Durchführbarkeit  eines  so  gestalteten  Planes  zu  halten, 
und  welche  Früchte  die  Eealisirung  desselben  zeitigen  würde,  ist  von 
Mohl  in  Artikeln,  welche  jüngst  in  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung 
veröffentlicht  wurden,  meisterhaft  gezeigt  worden.  Diese  wahrhaft  vor- 
trefflichen Arbeiten,  welche  zur  Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung  be- 
stimmt sind,  behandeln  die  Frage  der  Tabaksbesteuerung  in  klarer,  ein- 
facher Weise.  Unter  Anderm  geben  sie  ausführlich  die  amerikanischen 
Bestimmungen,  und  nirgends  sind  so  einleuchtend  wie  hier  die  Gründe  dar- 
gelegt, welche  bei  der  Wahl  des  Systems  bestimmend  waren.  Die  räum- 
lichen, Bevölkerungs -  und  Kulturverhältnisse  des  Landes,  die  temporäre 
Natur  und  Bestimmung  der  innern  Bundesstaatssteuern,  wie  endlich  die 
spezifischen  Ausfuhrverhältnisse  der  Vereinigten  Staaten,  alle  diese  Gründe, 
welche  drüben  die  Einführung  des  Monopols  von  vornherein  unmöglich 
machten  und  zu  dem  angenommenen  Modus  drängten,  liegen  in  Deutsch- 

1)  Vortrag  in  der  Volkswirthschaftlicheii  Geselbchaft  zu  Berlin  am  12.  Januar,  ab- 
gedruckt im  Bremer  Handelsblatt  1878  Nr.  1372—74. 
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land  nicht  vor  und  sollten  bedenklich  machen  gegen  die  Empfehlung  eines 
Systems,  das  nur  vermöge  eines  Kodex  so  harter  Straf bestimmungen  —  es 
kann  dem  Fabrikanten  unter  Umständen  seine  Fabrik  mit  allem  Zubehör 
genommen  werden,  —  seine  Erfolge  zu  erzielen  vermag. 

Jedenfalls  bedingt  eine  Art  der  Besteuerung  wie  die  amerikanische 
nothwendig  Zollsätze  von  prohibitiver  Höhe,  im  Interesse  und  zum  Schutze 
des  Tabakbaus  und  der  Tabakfabrikation.  Auch  diese  Folgen  werden  von 
Mohl  geschildert,  und  macht  er  der  Meier 'sehen  Denkschrift  *)j  welche 
ebenfalls  die  Empfehlung  des  amerikanischen  Systems  unternimmt,  die 
vöUige  Uebergehung  der  amerikanischen  Zollsätze  mit  Recht  zum  Vorwurf. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  zweier  Erscheinungen  kurz  gedacht,  welche  die 
Frage  mehr  oder  minder  vom  Standpunkt  berührter  Interessen  erörtern. 

Die  eine  von  ihnen  „Das  Tabakmonopol  und  seine  Gemeinschädlich- 
keit" versucht  die  Interessen  Aller  gegen  die  drohende  Einführung  des 
Monopols  aufzurufen.  Sie  ist  in  gut  populärem  Sinne  und  Styl  gehalten; 
auch  sie  richtet  ihre  Angriffe  vorzugsweise  gegen  May r 's  Ausführungen, 
von  denen  sie  einzelne  mit  entschiedenem  Erfolg  bekämpft.  Besonders 
macht  sie  sich  zur  Aufgabe,  ihren  Lesern  in  Lahr  wie  in  Baden  über- 
haupt vor  den  Folgen  des  Regiebetriebes  Besorgniss  einzuflössen,  da  sie 
durch  diesen  einem  weitgreifenden  Bevormundungssystem  unterworfen  und 
aus  freien  Bauern  zu  Kronbauern  herabgedrückt  würden.  Dem  Tabakbau 
prophezeit  sie  unvermeidlichen  Rückgang,  und  im  Voraus  sieht  sie  Millio- 
nen Geldes  für  fremden  Rohtabak  ins  Ausland  fliessen.  Nicht  viel  mehr 
des  Günstigen,  als  vom  Monopol,  weiss  sie  von  dem  neuesten  Steuerent- 
wurf Preussens  zu  sagen.  "Was  sie  vom  Reiche  dem  entgegen  verlangt,  ist 
eine  vermehrte  Einnahmebeschaffung  nicht  durch  die  Belastung  eines 
Industriezweiges  derart,  dass  dessen  Fortbestand  dadurch  bedroht  werde, 
sondern  durch  das  Anziehen  aller  Steuerschrauben,  damit  die  Gesammt- 
bevölkerung  gleichmässig  getroffen  werde. 

Auf  der  andern  Seite  tritt  die  Bremer  Handelskammer  in  einer  Denk- 
schrift ein  für  die  bedrohten  Interessen  des  deutschen  Tabakhandels,  ins- 
besondere Bremens ,  als  des  bedeutendsten  Tabakmarktes  nicht  nur  Deutsch- 
lands, sondern  der  ganzen  Welt.  Für  die  Interessen,  deren  Wahrung 
ihr  obliegt,  weiss  sie  mit  der  ganzen  Würde  aufzutreten,  welche  der  han- 
seatische Charakter  von  jeher  in  der  Vertheidigung  gefährdeter  Interessen 
hervorzukehren  verstanden  hat.  Die  Denkschrift  gibt  einen  guten  Ueber- 
blick  über  die  Bewegung  des  bremischen  Tabakhandels  während  der  letzten 
Jahre  nach  Menge  und  Werth,  sowie  über  die  in  diesem  Zweige  beschäf- 
tigten Kapitalien.  Mit  Einführung  der  Regie  sieht  sie  den  Absatz  nach 
dem  Zollverein,  der  gegenwärtig  mit  ^/^  der  gesammten  Tabaksausfuhr  und 
mit  der  Mannigfaltigkeit  seiner  Nachfrage  die  Basis  des  bremischen  Tabak- 
handels bilde,  für  Bremen  nothwendig  entfallen,  und  damit  dessen  Welt- 
marktsstellung dauernd  erschüttert.  Denn  obwohl  selbst  äusserlich  nur  der 
vierte  Theil  des  ganzen  Eigenhandels  durch  den  Tabakhandel  repräsentirt 
wird  2),  ist  dieses  ihr  das  Knochengerüst  des  gesammten  bremischen  Han- 

1)  H.  H.  Meier  (Bremen):    Die    amerikanische  Tabakssteuer  (Inland  revenue)    auf 
Deutschland  angewandt.     Dez.   1877,  gedruckt  bei  Schünemann ,   Bremen. 

2)  Der   Werth    der    gesammten   Tabakeinfuhr    Bremens   beträgt    übrigens    nur    etwa 
'/v — ^/s  ^^^  Werthes  seiner  Totalcinfuhr. 
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dels,  und  betrachtet  sie  seiueu  Uebergang  an  andere  Orte,  wie  Amsterdam, 
Rotterdam  und  London  als  unabwendbar,  auch  ohne  das  die  bestehenden 
Dampferlinien  Deutschlands  völlig  in  Frage  gestellt.  Dass  der  bremische 
Handel  durch  Eintritt  der  in  Aussicht  genommenen  Aenderung  des  herr- 
schenden Zustandes  beeinträchtigt  werde,  kann  und  will  Niemand  läugnen ; 
indessen  wird  man  wohl  thun,  sich  stets  gegenwärtig  zu  halten,  dass  nicht 
die  Nationen  des  Handels,  sondern  der  Handel  der  Nationen  wegen  da  ist, 
und  dass  hier  im  Handel  bei  derartigen  Aenderungen  der  Schwerpunkt  in 
den  entgangenen  Gewinn  fällt,  der  positive  volkswirthschaftliche  Schaden 
hingegen  relativ  gering  ist,  da  der  Handel  zum  wenigsten  mit  fixem  Kapi- 
tal arbeitet.  Auch  der  Gegner  des  Monopols  wird  bei  unbefangenem  Ur- 
theil  in  der  Einführung  der  Eegie  noch  nicht  den  Euin  Bremens  besiegelt 
sehen  können.  Zudem  ist  es  nicht  zulässig,  schlechthin,  wie  es  die  Denk- 
schrift thut,  den  "Werth  des  inländischen  Tabaks  mit  dem  doppelt  so  gros- 
sen Werth  der  Tabaksausfuhr  Bremens  zu  vergleichen,  um  das  Grössenver- 
hältniss  der  Interessen  zu  veranschaulichen.  Denn  was  bei  dem  Handel 
volkswirthschaftlich  in  Betracht  kommt,  ist  doch  nicht  der  ganze  "Werth 
der  Waare,   sondern  nur  der  Gewinn,  welchen  sie  beim  Umsätze  abwirft. 

An  jeden  bestehenden  staatswirthschaftlichen  Zustand  knüpfen  sich 
bestimmte  Interessen,  und  jede  Aenderung  der  Zustände  wird  einen  Theil 
dieser  Interessen  verletzen.  Nicht  durch  die  Behauptung,  dass  Interessen 
verletzt  werden,  darf  man  auf  die  Gestaltung  der  Dinge  Einfluss  gewinnen 
wollen,  sondern  nur  dadurch,  dass  man  andere  Wege  zeigt,  auf  denen  der- 
selbe Erfolg  mit  geringerem  Schaden  für  die  Gesammtheit  des  Volkes  er- 
zielt wird.     Die  Bezeichnung  solcher  Wege  lässt  die  Denkschrift  vermissen. 

Hiermit  sind  wir  an  das  Ende  unserer  kritischen  Ueberschau  gelangt. 
Nur  kurz  erwähnen  wollen  wir,  dass  in  allerjüngster  Zeit  auch  in  der 
Schweiz  in  Anlass  der  gleichfalls  bedrängten  Finanzlage  dieses  Bundes- 
staats die  Frage  der  Tabaksbesteuerung  erörtert  wird  und  vor  Kurzem 
erst  ein  Mitglied  des  dortigen  Ständerathes  sich  veranlasst  gesehen  hat, 
die  Eventualität  der  Einführung  des  Monopols  für  dieses  republikanische 
Gemeinwesen  ebenfalls  ins  Auge  zu  fassen '). 

Welches  nun  ist  das  objektive  Resultat,  zu  dem  uns  ein  zusammen- 
fassender Rückblick  auf  die  ganze  Entwicklung  der  Literatur  seit  den 
fünfziger  Jahren  führen  muss  ?  — 

Es  ist  die  Beobachtung  einer  Strömung  in  der  Finanzpolitik  zu  Gun- 
sten des  Monopols  von  Anbeginn  an,  die  sich  zwar  in  jedem  entscheiden- 
den Stadium  bricht  an  den  Widerständen,  welche  sie  vorfindet,  und  durch 
ihr  Hervorbrechen  noch  steigert  bei  den  allgemein  überlieferten  Anschauun- 
gen der  Zeit,  oder  bei  den  bestehenden  Verhältnissen  und  Interessen,  die 
bisweilen  aber  auch  schon  einem  Widerspruche  begegnet,  der  im  Denken 
und  Empfinden  des  Schreibenden  selbst  sich  nicht  will  unterdrücken  lassen. 
Im  Zollverein  vermochte  die  günstigste  Meinung  von  ihren  Vortheilen  der 
Regie  nicht  zum  Siege  zu  verhelfen.  Das  Monopol  fiel  mit  der  Entschei- 
dung der  Vorfrage,  ob  denn  ein  solches  bei  den  damaligen  staatsrechtli- 
chen und  politischen  Verhältnissen  überhaupt  möglich  sei.     Die  preussische 


1)  Bodenheime r:  Zur  Frage  einer  eidgeuössischen  Steuer  auf  Tabak  und  Brannt- 
wein.    Bern.     1878. 
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Denkschrift  verneinte  die  Frage.  Erst  in  der  Zeit  nach  Gründung  des 
norddeutschen  Bundes  und  mehr  noch  nach  Errichtung  des  Reiches ,  als 
das  Monopol  staatsrechtlich  und  politisch  möglich  geworden,  sucht  man 
in  der  Literatur  die  Frage  der  Tabaksbesteuerung,  die  für  Deutschland 
jederzeit  im  Wesentlichen  Monopolfrage  gewesen  ist  und  es  bleiben  wird 
bis  zur  endgültigen  Lösung,  einer  unmittelbaren  Entscheidung  entgegenzu- 
führen. Aber  auch  jetzt  noch  gilt  der  Streit  weit  weniger  den  absoluten 
Vorzügen  und  Nachtheilen  des  Monopols  als  Besteuerungsmodus,  —  auch 
die  Gegner  des  Systems  zollen  ihm  in  dieser  Hinsicht  grossentheils  ihre 
Anerkennung,  —  vielmehr  tritt  mit  auffallender  Entschiedenheit  die  Frage 
in  den  Vordergrund,  ob  es  volkswirthschaftlich  sich  rechtfertigen  lasse  und 
es  finanzpolitisch  richtig  sei,  ihm,  dem  Monopol,  eine  blühende,  ausge- 
breitete Industrie  und  einen  ausgedehnten,  freien  Tabakshandel  zu  opfern, 
sowie  auch  der  Erträgnisse  wegen,  welche  die  Regie  verheisst,  den  Ta- 
baksbau in  eine  weitgehende  Abhängigkeit  von  der  Verwaltung  zu  ver- 
setzen. Man  fühlt  sehr  richtig,  dass  man  damit  in  dem  Einzelnen  ein 
gutes  Stück  Prinzipienfrage  für  die  Volkswirthschaft  entscheidet,  und  dieses 
Gefühl  verschärft  die  Gegensätze.  Man  sucht  zwar,  da  man  die  grössere 
Besteuerungsfähigkeit  des  Tabaks  nicht  verkennen  kann,  andererseits  aber 
die  Unzulänglichkeit  des  geltenden  Systems  bei  Erhöhung  des  Steuerfusses 
ausser  Zweifel  steht,  nach  einem  Modus,  der  aus  dem  Dilemma  befreit. 
Man  glaubt  einen  solchen  Ausweg  neuerdings  im  amerikanischen  System 
gefunden  zu  haben.  Jedoch  der  unbefangene  XJrtheiler  kann  den  Nachweis 
der  entscheidenden  absoluten  Vorzüge  dieses  Systems  bis  dahin  unmöglich 
als  erbracht  ansehen,  noch  weniger  den  Beweis  der  Uebertragbarkeit  auf 
deutsche  Verhältnisse,  möchte  er  immerhin  hoffen,  dass  solche  Nachwei- 
Bungen  in  Zukunft  sich  erbringen  Hessen,  Man  macht,  soweit  man  nicht 
ausschliesslich  sich  auf  den  Standpunkt  der  Negation  stellt,  andere  Vor- 
schläge, die  entweder  als  neue  sich  darstellen  oder  aus  bekannten  Elemen- 
ten kombinirt  sind.  Aber  dergleichen  Vorschläge  leiden  bisher  noch  an 
zu  grosser  Unbestimmtheit,  während  sie,  eben  weil  sie  eine  nicht  vorhan- 
dene Form  bieten,  der  grössten  Bestimmtheit  nicht  entrathen  können. 
Man  sieht  aus  Allem,  dass  auch  auf  dem  Gebiete  der  wissenschaftlichen 
Literatur  der  Kampf  um  das  zu  befolgende  System  noch  keineswegs  als 
ausgetragen  gelten  kann,  wohl  aber  muss  man  anerkennen,  dass  hier  zur 
Zeit  die  Wage  zu  Gunsten  des  Monopols  sich  senkt. 

Es  hiesse,  die  Grenzen  einer  Literaturbesprechung  überschreiten,  woll- 
ten wir  hier  die  eigenen  Ansichten  positiv  entwickeln.  Ueber  den  allge- 
meinen Standpunkt,  welchen  der  Verfasser  in  der  Frage  einnimmt,  kann 
übrigens  kaum  ein  Zweifel  bestehen,  wenn  nicht  die  Bekämpfung  bestimm- 
ter Gründe  mit  einer  Ablehnung  der  begründeten  Sache  verwechselt  wer- 
den sollte.  Wir  schliessen  mit  dem  Wunsche,  dass  es  gelingen  möge,  die 
Behandlung  der  wichtigen  Frage,  die  hier  zur  Beantwortung  gestellt  ist, 
mehr  und  mehr  zu  befreien  von  dem  Einflüsse  politischer  Parteianschauun- 
gen, sowie  eines  falschen  Doktrinarismus,  und  die  Entscheidung  sachlich 
zu  treffen  nach  rein  volkswirthschaftlichen  und  finanzpolitischen  Gesichts- 
punkten zu  des  ganzen  Volkes  Besten! 

Mitte  April   1878.  Julius    Pierstorff. 
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V. 

Die  bisherigen  Publikationen  Cliffe  Leslie's*). 

Unser  Autor  ist  Barrister-at-Law  of  Liucoln's  Inn  in  London,  war 
aber  zugleich  schon  früher  Examinator  der  politischen  Üekonomie  an  der 
Londoner  Universität,  und  ist  jetzt  Professor  der  Jurisprudenz  und  poli- 
tischen Oekonomie  an  der  Queon's  Universität,  und  Examinator  für  die 
Verwaltungsbeamten  Indiens,  und  der  Society  of  Arts. 

Seine  erste  Abhandlung  erschien  in  Macmillan's  Magazine,  May  IBüÜ 
und  war  betitelt:  The  Uuestion  of  the  Age  —  Is  it  Peace?  —  Er  be- 
kämpft darin  Buckle's  Ansicht,  dass  die  Civilisation  die  Ursachen  der 
Kriege  und  die  Neigung  dazu  beseitige,  und  zeigt  an  der  Hand  der  Ge- 
schichte, dass  wir  grade  in  einem  Zeitalter  des  Krieges,  nicht  aber  des 
Friedens  leben.  —  Li  einem  zweiten  Artikel  in  demselben  Blatt,  Sept. 
1860:  „The  Future  of  Europe  foretold  in  History",  sucht  er  zu  zeigen, 
wie  die  grossen  historischen  Bewegungen  in  Europa  Jahrhunderte  hindurch 
auf  die  Bildung  grosser  Staaten  gerichtet  waren,  was  sich  nicht  ohne  Krieg 
voUziehn  konnte.  Er  stellte  darin  die  Einigung  Deutschlands  in  nahe 
Aussicht  und  sprach  die  Ansicht  aus,  dass  solange  nicht  alle  Staaten  der 
Welt  politisch  verschmolzen  seien ,  die  Ursachen  zum  Kriege  nicht  voll- 
ständig beseitigt  werden  könnten.  — 

Der  nächste  Gegenstand,  den  er  behandelte,  war  die  historische  Ent- 
wicklung der  Sitten ,  worüber  er  einen  Artikel  veröffentlichte :  „Utilitari- 
anism  or  the  Summum  Bonum"  in  Macmillan's  Magazine,  Juni  1863.  Er 
tritt  darin  gegen  J.  Stuart  Mill's  Utilitäts-Theory  auf,  indem  er  nachzu- 
weisen strebt,  dass  sittliche  Fühlsweise  und  der  Begriff  von  Moralität 
(both  moral  feelings  and  moral  ideas)  in  der  Kulturentwicklung  solchen 
Veränderungen  unterworfen  sind,  und  in  verschiedenen  Verhältnissen  und 
verschiedenen  Individualitäten  sich  so  mannigfaltig  gestalten,  dass  sich  keine 
allgemeinen,  endgültigen  Gesetze  der  Moral  aufstellen  lassen.  Im  Aug.  1864 
erschien  in  demselben  Organ  eine  Abhandlung :  The  Distribution  and  Value 


1)  Es  ist  ein  Uebelstand,  der  wohl  von  allen  Männern  der  Wissenschaft  empfunden 
wird,  dass  es  ausserordentlich  schwer  ist,  sich  eine  einigermaassen  vollständige  Ueber- 
sicht  über  die  Publikationen  unserer  bedeutendem  Schriftsteller  zu  verschaffen,  dass  man 
häufig  im  Unklaren  bleibt,  ob  Alles  berücksichtigt  ist,  was  eine  Autorität  über  den  Gegen- 
stand,  der  uns  grade  beschäftigt,  gesagt  hat.  Dies  tritt  um  so  mehr  hervor,  je  allge- 
meiner es  wird,  wissenschaftliche  Abhandlungen  in  den  verschiedensten  Zeitschriften  unter- 
zubringen, was  noch  ausgedehnter  im  Auslande  als  in  Deutschland  der  Fall  ist.  An  den 
wenigsten  Orten  reichen  die  Bibliotheken  und  Lesezimmer  aus ,  um  genügend  alle  Er- 
scheinungen verfolgen  zu  können.  Wir  glauben  deshalb  einem  Bedürfnisse  nachzu- 
kommen, wenn  wir  es  unternehmen  mit  Hülfe  der  Autoren  selbst,  vollständige  Ueber- 
sichten  der  Arbeiten  hervorragender  Männer  unserer  Wissenschaft,  zunächst  Frankreichs 
und  Englands,  zu  liefern,  durch  welche  es  Jedem  leicht  gemacht  wird,  sich  ein  Urtheil 
darüber  zu  bilden ,  was  von  den  Schriften  des  einen  oder  andern  Mannes  für  ihn  von 
besonderem  Interesse  ist,  und  sich  dieselben  zu  verschaffen.  In  welchem  Umfange  es  uns 
möglich  sein  wird ,  hängt  natürlich  von  dem  Entgegenkommen  der  betreffenden  Herren 
ab,  da  wir  uns  allein  auf  deren  eigene  Angaben  verlassen  wollen,  um  unsern  Lesern  die 
Garantie  der  Vollständigkeit  zu  liefern ,  durch  welche  dieser  Versuch  allein  auf  Werth 
Anspruch  machen  kann.  Deshalb  halten  wir  es  aber  für  geboten,  uns  hier  rein  referirend 
zu  verhalten,  und  uns  ausschliesslich  auf  die  uns  gewordenen  Mittheiiungen  zu  beschrän- 
ken, während  zur  Kritisirung  später  einzelne  und  namentlich  neuere  Schriften  ausgewählt 
werden  sollen.  D.  Red. 
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of  the  Precious  Metals,  in  the  Sixteenth  and  Ninteenth  Centuries."  Es 
kam  ihm  darauf  an,  zu  zeigen,  dass  die  Veränderung  des  Werthes  der 
edeln  Metalle  oder  die  Preisumwälzuug  in  Folge  der  Entdeckung  Ameri- 
ka's  im  16.  Jahrhundert  wesentlich  verschieden  war  von  der  modernen 
nach  Entdeckung  der  Goldminen  von  Kalifornien  und  Australien.  Er  hat 
seine  Auffassung  noch  weiter  dargelegt  in  folgenden  Ai'tikeln :  The  New 
Gold  Mines  and  Prices  in  der  North  British  Review.  Juni  1864:  „The 
New  Gold  Mines  and  the  Movement  of  Prices  in  Germany"  Fortnightly 
Keview."  Nov.  1872.  „The  Gold  Mines  and  Prices  in  England"  in  dems. 
Blatt  Juni   1873,  und  im  Juni   1874  „Agricultural  Wages  in  Europe."  — 

Unser  Autor  schrieb  dann  mehrere  Abhandlungen  über  die  Geschichte 
der  politischen  Oekouomie  und  die  anzuwendende  Methode  nationalökono- 
mischer Forschung.  Letztere  besonders  um  der  verbreiteten  englischen 
Schule  Ricardo's  entgegenzutreten,  welche  rein  deduktiv  vorgeht.  —  Diese 
Artikel  sind :  „The  Political  Economy  of  Ad.  Smith"  Fortnightly  Review, 
Nov.  1870.  „The  History  of  German  Political  Economy"  F.  Rev.  Juli 
1865.  „On  the  Philosophical  Method  of  Political  Economy"  Hermathena. 
1876.  No.  IV.  „Sulla  Storia  dell'  Economia  Politica  in  Inghilterra"  Gior- 
nale  degli  Economisti.  Sept.  1875. —  Fortnightly  Review  Dez.  1874  ent- 
hält einen  Art.:  ,,Auvergue",  in  welchem  Cl.  L.  zeigt,  wie  in  jener  alten 
französischen  Provinz  durch  die  physikalische  Beschaffenheit,  geographi- 
sche Lage  und  durch  die  politische  Entwicklung  wirthschaftliche  und  so- 
ziale Verhältnisse  herausgebildet  wurden ,  welche  denen  völlig  entgegen- 
gesetzt sind,  die  von  der  englischen  deduktiven  Schule  nach  ihren  ab- 
strakten Grundlehren  vorauszusetzen  wären.  — 

Eine  weitere  Anzahl  Abhandlungen  besprechen  die  Grundbesitzver- 
hältnisse in  den  verschiedenen  Ländern :  ,,The  Land  System  of  France" 
in  den  Cobden  Club  Essays  on  Systems  of  Land  Tenure  in  Various  Coun- 
ties ;  ausserdem  in  einem  besondern  Bande  ,,Land  Systems  of  Ireland, 
England  and  the  Continent." 

Seine  Anschauungen  über  Finanzfragen  hat  er  in  der  Schrift  nieder- 
gelegt: „Financial  Reform"  in  der  2.  Ser.  der  Cobden  Club  Essays  1871 
bis  72  und  in  dem  Art.:  „The  Incidence  of  Taxation  on  the  Working 
Classes"  in  Fortnightly  Review.  Febr.  1874.  —  In  North  British  Review 
Dez.  1868:  „The  Military  Systems  of  Europe"  untersucht  er  den  Einfluss 
der  militärischen  Einrichtungen  in  den  in  Betracht  kommenden  Ländern 
auf  die  Volkswirthschaft.  Seit  dem  Erscheinen  jenes  Artikels  sind  im 
englischen  Militärwesen  bereits  gewaltige  Reformen  durchgeführt.  — 

Ueber  juristische  Fragen  und  über  die  Geschichte  der  Gesetzgebung 
sind  folgende  Aufsätze  zu  erwähnen :  „Nations  and  International  Law." 
Fortn.  Rev.  July  1868  und  März  1875  „Maine's  Early  History  of  Insti- 
tutions", dann  April  1868:  „The  Law  of  Patents."  Zu  beachten  ist  ferner 
in  dieser  Hinsicht  die  Vorrede  zur  englischen  Ausgabe  Em.  de  Lavelaye's 
Primitive  Property.  Ausser  den  vorgeführten  sind  eine  Menge  Abhand- 
lungen von  unserem  Autor  zu  verschiedenen  Zeiten  in  the  AVestminster 
Review,  the  Saturd.  Rev.,  Economist,  the  Atheneum  und  the  Academy 
erschienen  ohne  seine  Namensunterschrift.  — 
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VI. 

Die    neuste    Entwicklung    der   Banknoten-    und  Papiergeld -Zirku- 
lation in  den  hauptsächlichsten  Kulturländern  der  Gegenwart. 
Von  Dr.  H.  P aas  che. 

Die  Volkswirth Schaft  braucht  in  bestimmten  Stadien  ihrer  Entwick- 
lung, um  ihren  Verkehr  mühelos  vermitteln  zu  können,  eine  bestimmte 
Menge  von  Zirkulationsmitteln ,  die  aber  durchaus  nicht  konstant  bleibt, 
Bondcrn  einem  allmähligen  Wechsel  naturnothweudig  unterliegt.  Denn  jo 
schneller  das  wirthschaftliche  Leben  pulsirt,  je  weiter  sich  Handel  und 
Verkehr  entwickeln,  je  grösser  also  damit  die  Zahl  der  regelmässigen  Um- 
sätze wird,  um  so  grösser  muss  im  Allgemeinen  auch  die  Menge  der  Um- 
laufsmittel sein,  die  diesen  gestiegenen  Verkehr  zu  unterhalten  hat.  Kein 
Wunder  also,  wenn  bei  dem  grossartigen  Aufschwünge  des  kommerziellen 
Lebens,  bei  den  Fortschritten,  welche  die  Kultur  in  diesem  Jahrhundert 
nach  innen  und  aussen  hin  gemacht  hat,  die  gegenwärtige  Volkswirth- 
schaft  weit  mehr  Tauschmittel  nöthig  hat,  als  das  früher  der  Fall  war, 
und  wenn  zur  Ergänzung  der  klingenden  Münze  auch  Bauknoten  und 
Papiei-geld  mit  herangezogen  werden  müssen. 

Der  Bedarf  des  einzelnen  Landes  nimmt  nicht  plötzlich  zu,  aber  er 
vergrössert  sich  doch  allmählig,  und  wo  die  nöthige  Summe  an  klingen- 
der Münze  nicht  ohne  erhebliche  Störungen  der  Zirkulation  anderer  Län- 
der beschafft  werden  kann,  da  tritt  mit  vollem  Eecht  die  metallisch  un- 
gedeckte Banknote  ergänzend  ein,  um  vorübergehend  oder  dauernd  den 
Bedarf  zu  decken ,  ohne  die  Zahlungsbilanz  der  einzelnen  Länder  wesent- 
lich zu  alteriren.  In  der  Neuzeit  hat  man  aber  die  Geldsurrogate  nicht 
blos  in  diesen  bescheidenen  Grenzen  verwendet,  sondern  die  Banken  haben 
mehrfach,  des  eigenen  Gewinnes  wegen,  ungedeckte  Noten  in  grossen  Sum- 
men ausgegeben  und  im  Verkehr  zu  erhalten  gesucht,  und  finanzielle  Be- 
drängnisse haben  die  Regierungen  der  meisten  Grossstaaten  veranlasst, 
Staatspapiergeld  in  erheblichen  Mengen  allein  nach  dem  Bedürfniss  der 
Staatskasse  zu  verausgaben,  so  dass  man  häufige  Klagen  über  ein  die  ge- 
sunde Entwicklung  störendes  „Zuviel"  vernimmt. 

Da  nun  diese  papierenen  Zirkulationsmittel,  in  vieler  Beziehung  den 
Charakter  des  Geldes  haben,  und  in  ihrer  zunehmenden  Menge  den  Geld- 
bestand der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  vermehren,  so  müssten  sie 
denselben  Einfluss   auf   die  Entwicklung    der  Waarenpreise   ausüben,   wie 
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eine  gleiche  Summe  Metall-Geld.  Es  ist  daher  vielfach  von  denjenigen 
Schriftstellern,  die  über  die  Ursachen  der  allgemeinen  Preissteigerung  der 
letzten  Jahrzehnte  geschrieben  haben ,  neben  der  augenfälligen  Vermeh- 
rung des  Edelmetallvorrathes,  mit  Recht  auf  die  Thatsache  des  stetigen 
An-svachsens  ijnd  der  zwangsweisen  Vermehrung  der  papierenen  Geldzei- 
chen hingewiesen  worden.  Und  es  lässt  sich  auch  sicher  nicht  leugnen, 
dass  wenn  die  Menge  der  Zirkulationsmittel  überhaupt  von  Einfluss  auf 
die  Gestaltung  der  Preise  ist,  dass  dann  auch  jene  papierenen  Umlaufs- 
mittel dieselbe  Berücksichtigung  verdienen,  wie  die  klingende  Münze. 

Aber  bisher  sind  die  Anschauungen  darüber,  um  wieviel  durch  jene 
Zettel  der  Geldbestaud  vermehrt  sei ,  noch  ziemlich  unklar ,  und  es  fehlt 
in  der  Litteratur  noch  an  jeder  nur  eiuigermaassen  genügenden  Zusam- 
menstellung über  die  allmählige  Entwicklung  des  Banknotenverkehrs  und 
der  Ausgabe  von  Staatspapiergeld,  während  man  sich  doch  mit  den  weit 
weniger  sicheren  Zahlen  über  die  Zunahme  des  Edelmetallvorrathes  so 
vielfach  und  eingehend  beschäftigt  hat,  und  fortdauernd  neue  Berechnungen 
über  die  muthmaasslichen  Veränderungen  desselben  angestellt  werden. 

Nur  vereinzelt  und  verstreut  finden  sich  statistische  Zusammenstel- 
lungen über  die  Gestaltung  des  Banknoten-  und  Papiergeld  -  Verkehres  in 
diesem  oder  jenem  Lande,  meist  auch  nur  in  wenigen,  nicht  vollständigen 
Zahlen;  —  an  vergleichenden  und  zusammenfassenden  Arbeiten  über  die 
Entwicklung  der  Papiergeldzirkulation  im  Allgemeinen  fehlt  es  unseres 
Wissens  noch  ganz. 

Und  doch  dürfte  es  gerade  für  die  Beurtheilung  der  Fragen  nach  dem 
Einflüsse  des  Geldvorrathes  auf  die  Preise  von  nicht  minderem  AVerthe 
sein ,  diese  an  Geldesstatt  zirkulirenden  Surrogate  des  Metallgeldes  stati- 
stisch zu  verfolgen ,  als  Berechnungen  anzustellen  über  die  vorhandenen 
Vorräthe  an  klingender  Münze.  Darum  hoffen  wir  mit  den  folgenden 
Berechnungen  über  die  Entwicklung  der  Banknoten  und  des  Papiergeldes 
in  den  hauptsächlichsten  Kulturländern  einem  vielleicht  auch  von  Anderen 
bereits  empfundenen  Bedürfniss  eiuigermaassen  abzuhelfen. 

Wir  haben  nach  genauer  Durchsicht  der  einschlägigen  Litteratur,  so- 
weit sie  uns  zugänglich  war,  aus  den  verstreuten  Notizen  ein  übersicht- 
liches Bild  zu  schaffen  und  für  die  allerneuste  Zeit  so  viel  als  möglich 
aus  der  periodischen  Presse  und  Zeitungslitteratur  eine  Ergänzung  zu  bie- 
ten gesucht.  Leider  konnte  dass  Bild  nicht  nach  allen  Seiten  hin  so  voll- 
ständig und  scharf  gezeichnet  werden,  als  es  wohl  im  Interesse  der  Sache 
wünschenswerth  gewesen  wäre;  aber  die  Lückenhaftigkeit  des  uns  zu- 
gänglichen Materials  nöthigte  uns  zur  Beschränkung,  und  wir  haben  uns 
desshalb  absichtlich  mit  der  Besprechung  der  hauptsächlichsten  Län- 
der begnügt,  und  die  minder  ins  Gewicht  fallenden  kleineren  Staaten  lieber 
ganz  unbeachtet  gelassen,  als  die  wenigen  Zahlen,  die  wir  dafür  fanden, 
hier  beizufügen. 

Auch  zeitlich  mussten  wir  uns  beschränken,  weil  es  nicht  in  unserer 
Absicht  lag ,  ein  in  jeder  Hinsicht  erschöpfendes  Bild  zu  geben  und  die 
Notenausgabe  und  Papiergeldemissionen  bis  zu  ihren  ersten  Anfängen  zu- 
rück zu  verfolgen,  sondern  weil  wir  hauptsächlich  zur  Beurtheilung  jener 
eben  genannten  Frage  nach    dem  Einfluss   der  Geldmenge    auf   die  Preise 
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der  letzten  Jahrzehnte,  einiges  Material  herbeischaffen  -wollten  und  dees- 
wegen  hauptsächlich  eine  Vollständigkeit  in  den  Angaben  für  die  letzten 
drei  Jahrzehnte  erstrebt  haben.  Wo  uns  aber  ein  Zurückgreifen  auf  frü- 
here Zeiten  möglich  war,  da  haben  wir  auch  diese  älteren  Zahlen  mit 
aufgenommen,  weil  sie,  wenn  sie  auch  lückenhaft  sind,  doch  vielleicht 
dazu  beitragen,  unserer  kleinen  Skizze  ein  etwas  allgemeineres  Interesse  zu 
verleihen. 

Betreffs  der  für  die  Zusammenstellung  der  Zahlen  angewendeten  Me- 
thode sei  noch  zuvor  kurz  bemerkt,  dass  wir  versucht  haben,  so  viel  als 
möglich  Durchschnittszahlen  für  ein  ganzes  Jahr  zu  bringen,  und  nicht, 
wie  das  bisher  vielfach  in  Uebung  war,  nur  einzelne  herausgegriffene 
Daten  für  bestimmte  Tage  zu  geben.  Wenn  solche  Durchschnitte  nicht 
zu  finden  waren,  haben  wir  die  Mühe  nicht  gescheut,  da  wo  uns  das  Mate- 
rial dazu  vorlag,  aus  den  einzelneu  wöchentlichen  oder  monatlichen  Noti- 
rungen  den  Jahresdurchschnitt  herauszurechnen,  weil  jene  vereinzelten 
Daten  durchaus  kein  korrektes  Bild  der  thatsächlichen^  Verhältnisse  wie- 
derspiegeln können,  selbst  wenn  man  konsequent  den  Status  ein  und  des- 
selben Tages  durch  verschiedene  Jahre  hindurch  verfolgt.  Denn ,  wenn 
auch  manche  regelmässige  Zahlungen  an  bestimmten  Tagen  wiederkehren 
und  diesen  Zeitpunkten  einen  gewissen  gleichartigen  Typus  verleihen  könn- 
ten, so  schwankt  doch  der  Geldbedarf  des  Landes,  selbst  in  Zeiten  ruhiger 
Geschäftsentwicklung  fortdauernd  hin  und  her,  je  nach  der  momentanen 
Gunst  oder  Ungunst  der  Konjunktur,  und  von  einer  regelmässig  wieder- 
kehrenden Eigenthümlichkeit  der  Bewegung  kann  namentlich  in  Zeiten 
der  Krisis  kaum  die  Rede  sein.  Die  Ziffern  für  den  einzelnen  Tag  können 
also  gar  leicht  unter  dem  Einfluss  momentaner  Zeitströmuugen  abnorme 
Verhältnisse  repräsentiren ,  während  der  Durchschnitt  des  ganzen  Jahres 
weit  mehr  die  faktische  Lage  des  Geldmarktes  reÜektiren  kann.  Aber  es 
war  nicht  überall  möglich,  solche  Durchschnittszahlen  zu  gewinnen,  viel- 
mehr mussteu  wir  vielfach  froh  sein,  dergleichen  Einzelnotirungen  in  gleich- 
artig fortlaufender  lleihe  zu  finden,  und  haben  sie  dann  gerne  aufgenom- 
men, um  nicht  allzugrosse  Lücken  zu  lassen. 

Da  es  uns  fe;'ner  hauptsächlich  darauf  ankam ,  ähnlich  jenen  viel- 
fachen Berechnungen  über  die  Zunahme  des  Metallgeldes,  zu  zeigen,  um 
wie  viel  in  den  letzten  Jahren  die  Menge  der  zirkulirenden  Geldzeichen 
durch  Banknoten  und  Papiergeld-Pressen  vermehrt  sei,  im  Vergleich  zu 
jener  Zeit  vor  den  kalifornisch-australischen  Goldentdeckungen,  so  haben 
wir  neben  die  Zahlen  für  die  Noten  und  Papiergeldzirkulation  so  weit 
möglich  Angaben  über  die  zu  ihrer  Deckung  vorhandenen  Baarbestände 
gesetzt  und  danach  die  Summe  der  ungedeckt  umlaufenden  Geldsur- 
rogate berechnet,  weil  nur  sie  die  Gesammtzirkulation  vermehren.  Wir 
haben  daher  auch  da,  wo  mehrere  Zettelbanken  existiren  und  daneben 
noch  Staatspapiergeld  im  Umlauf  ist,  die  im  Baarsatz  befindlichen  papie- 
renen Geldzeichen,  also  Staatspapiergeld  oder  Banknoten  anderer  Banken 
als  Baarvorrath  von  der  Zirkulation  in  Abzug  gebracht,  weil  sonst  viel- 
fach ein  Doppelt-Zähleu  nothwendig  würde. 

Wir  beginnen  unsere  eigentliche  Besprechung  mit  demjenigen  Lande, 
das,    wie  in  den  meisten    wirthschaftlicheu  Verhältnissen,    so  auch   in  der 
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Ausbildung  des  Kredites  den  Ländern  des  Kontinentes  vorangeeilt  ist,  mit 
dem  britischen  Reiche,  und  wei'deu  daran  die  übrigen  fünf  europäischen 
Grossmächte  und  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  anreihen,  um 
schliesslich  in  einer  zusammenfassenden  Uebersicht  die  Entwicklung  dieser 
sieben  hauptsächlich  für  die  Volkswirthschaft  in  Betracht  kommenden  Län- 
der zu  veranschaulichen. 

1.     Grossbritanuien  und  Irland. 

Das  vereinigte  britische  Königreich  hat  ein  eigentliches  Staatspapier- 
geld nominell  nie  besessen;  denn,  wenn  auch  zeitweise  die  Bank  von 
England  der  VerpHichtung  zur  Einlösung  ihrer  Noten  entbunden  war,  und 
diese  Noten  bei  allen  öffentlichen  Kassen  an  Zahlungsstatt  angenommen 
werden  mussten,  also  damit  de  facto  eine  Art  von  Papiergeld  geschaffen 
wurde,  so  zirkulirte  es  doch  immer  unter  dem  Namen  von  Bauknoten 
und  kein  Privatmann  war  gezwungen  es  in  Zahlung  zu  nehmen.  Wir 
haben  uns  also  bßi  der  Betrachtung  der  britischen  Papierzirkulation  aus- 
schliesslich au  die  Notenausgabe  der  Zettelbanken  zu  halten. 

a.     Die  Bank  von  England. 

Die  „Bank  von  England",  die  erste  Depositen-  und  Noten-Bank  in 
Europa,  wurde  durch  Patent  vom  27ten  Juli  1694  gegründet,  und  begann 
sofort  ihre  Thätigkeit.  Ueber  die  Notenausgabe  der  allerersten  Zeit  ihres 
Bestehens  gibt  die  folgende  Tabelle  Aufschluss,  die  wir  dem  Werke  von 
M"^.  Culloch:  „A  treatise  on  metallic  and  paper  money  and  banks." 
(Edingburgh  1858)  S.  60  entnehmen.  M".  Culloch  gibt  an  jener  Stelle 
zunächst  für  die  Jahre  1698  bis  1792  inkl.  für  den  28ten  Februar  und 
den  31ten  August  jeden  Jahres  die  Menge  der  zirkulirenden  Banknoten 
und  „Postbills"  in  Pfund  Sterling  an,  und  haben  wir  danach  im  Folgen- 
den die  Notiruugen  vom  31ten  Aug.  bis  zum  Jahre  1778  zusammenge- 
stellt, auf  Reichsmark  umgerechnet ' )  und  die  zehnjährigen  Durchschnitte 
beigefügt. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


Noten  etc. 
im  Um- 
lauf. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


Noten  etc. 
im  Um- 
lauf. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


Noten  etc. 

im  Um-' 

lauf. 


Am  31.  Aug 
des  Jahres : 


Noten  etc. 
im  Um- 
lauf. 


Reichsmark.     Die 

letzten  drei  Ziffern  sind  wegge 

assen. 

1698 

24,808 

1718 

36,132 

1738 

92,188 

1758 

97,282 

1699 

10,383 

1719 

38,791 

1739 

83,048 

1759 

96,195 

1700 

15,628 

1720 

60,648 

1740 

88,880 

1760 

98,725 

1701 

15,277 

1721 

44,125 

1741 

81,689 

1761 

104,936 

1702 

20,618 

1722 

60,128 

1742 

98,227 

1762 

117,739 

1703 

24,280 

1723 

69,644 

1743 

85,003 

1763 

106,292 

1704 

18,920 

1724 

77,154 

1744 

85,411 

1764 

124,213 

1705 

20,862 

1725 

66,868 

1745 

69,307 

1765 

107,129 

1706 

16,108 

1726 

63,046 

1746 

76,850 

1766 

104,928 

1707 

16,497 

1727 

93,552 

1747 

73,046 

1767 

97,668 

1698—1707 

18,338 

1718—1772 

61,008 

1738—1747 

83,362 

1758—1767 

105,511 

1)  Wir  haben  zur  besseren  Vergleichbarkeit  der  einzelnen  Länder  alle  Zahlenangaben 
auf  einheitliche  Münze,  auf  Reichsmark  umgerechnet  und  haben  überall  1  Pfund  Sterling 
gleich  20  Mark  angenommen. 
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Am  31.  Aug. 
des  Jahres: 


I  Noten  etc. 

im  T'm- 

lauf. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


i  Noten  ete 
im  l'm- 
lauf. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


Nuten  etc. 

im  Vm- 

lauf. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres  : 


Reichsmark.     Die  letzten  drei  Ziileru  sind  weggelassen. 


I  Noten  etc. 

I    im  I'm- 

laut. 


1708 

11,979 

1728 

90,275 

1748 

75,794 

1768 

108,310 

1709 

13,827 

1729 

83,908 

1749 

83.667 

17G9 

108,229 

1710 

9,618 

1730 

88,337 

1750 

86,369 

1770 

114,735 

1711 

11,464 

1731 

104,996 

1751 

103,906 

1771 

120,482 

1712 

40,504 

1732 

91,848 

1752 

95,007 

1772 

119,751 

1713 

16,016 

1733 

90,860 

1753 

88,405 

1773 

127,244 

1714 

33,035 

1734 

93,438 

1754 

81,625 

1774 

197,724 

1715 

19,576 

1735 

94,771 

1755 

82,305 

1775 

167,966 

1716 

31,594 

1736 

101,551 

1756 

90,327 

1776 

171,021 

1717 

43,760 

1737 

88,293 

1757 

102,998 

1777 

155,071 

1708—1717 

23,137 

1728—1737 

92,836 

1748—1757 

89,040  1768—1777 

139,053 

Man  sieht  wie  langsam  und  allmählig  sich  die  Banknote  einbürgert, 
und  wie  wenig  in  jenen  Zeiten  noch  unentwickelten  Verkehrs  sich  der 
Geldbedarf  des  Landes  vermehrt.  Leider  waren  uns  für  diese  erste  Zeit 
keine  Zahlen  über  den  Baarvorrath  der  Bank  zugänglich,  so  dass  wir  die 
Summe  der  ungedeckten  Noten  nicht  ermitteln  konnten.  Seit  dem  Jahre 
1778  gaben  Tooke  und  Newmarch  in  ihrem  Buche:  „Die  Geschichte 
und  Bestimmung  der  Preise  während  der  Jahre  1793 — 1857."  Deutsch 
und  mit  Zusätzen  versehen  von  Dr.  C.  W.  Ascher.  (Dresden  1858) 
Band  I.  S.  768—774.  Zahlen  für  den  Notenumlauf,  den  Metallbestand  und 
die  Höhe  der  Depositen  und  Sicherheiten  der  Bank,  für  den  31ten  Aug. 
jeden  Jahres  bis  1831,  während  M<^.  Gull  och  a.  a.  0.  von  1793 — 1847 
dieselben  Angaben  veröffentlicht.  AVir  haben  daher  nach  sorgfältiger  Ver- 
gleichung,  —  die  bis  auf  einen  erheblichen  Druckfehler  bei  Tooke  etc. 
völlige  Uebereinstimmung  ergab,  —  aus  beiden  Schriftstellern  die  folgende 
Zahlenreihe  kombinirt  und  den  Betrag  der  metallisch  ungedeckten  Noten 
berechnet. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


L,  ,1  „  I  Durch  den  Eaar^ 

I  Noten  und  Baarvor-  jyorrath  nicht  ge- 

I   PostbiUs  rath  der       jg^.^te  Noten 

im  Umlauf.  Bank.  j^  ura\m{. 


Am  31.  Aug 


Noten  und  Baarvor- 
'  Postbills  rath  der 
lim  Umlauf.      Bank. 


IDurch    den   Baar- 
iTorrath    nicht  ge- 
;     deckte  Noten 
im  Umlauf. 


1778 
1779 
1780 
1781 
1782 
1783 
1784 
1785 
1786 
1787 
1788 
1789 
1790 

1781  —  1790 


Reichsmark, 


135,16 
145,52 
126,82 
126,18 
135,18 
126,14 
111,84 
131,40 
163,68 
193,70 
200,04 
222,42 
228,66 


62,56 

79,66 

83,58 

57,24 

39,12 

11,80 

30,78 

109,74 

126,22 

125,86 

137,97 

172,90 

167,72 


163,92   97,93 


die  letzten  4  Ziffern  sind 

weggelas 

sen. 

72,60 

1791 

233,44 

161,10 

72,34 

65,86 

1792 

220,12 

107,14 

112,98 

43.24 

1793 

217,30 

106,44 

110,86 

68,92 

1794 

205,72 

135,40 

70,32 

96,06 

1795 

217,24 

102,72 

115,52 

114,34 

1796 

184,92 

42,44 

142,48 

81,06 

1797 

222,28 

81,78 

60,50 

21,66 

1798 

243,60 

130,92 

112,68 

37,46 

1799 

267,78 

140,00 

127,78 

67,84 

1800 

300,94 

103,00 

197,94 

62,06 
49,52 

1791—1800 

231,33 

111,09 

120,24 

60,94 

1801 

291,12 

86,70 

204,42 

65'99 

1802 

341,94 

77,84 

264,10 

1803 

319,66 

71,84 

247,82 

23* 
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Fortsetzung. 


Am  31.  Aug. 
des  Jahres : 


Noten  und 
Postbills 


Baarvor- 

rath  der 

Bank. 


Durch  den  Baar- 
vnrrath  nicht  ge- 
deckte Noten 
im  Umlauf. 


|„  .  ,1  „  I Durch   den  Baar- 

Am  31    Aue     P^*'' «  ^f''  Baarvor-  \yontit\i  nicht  ge- 

Am  Jl.  Aug.      Postbills  rath  der        deckte  Noten 

des  Jahres:       ^ Umlauf.  Bank.  ^  Llau? 


Reichsmark, 

1804 

343,06 

117,58 

1805 

327,76 

152,48 

1806 

420,54 

124,30 

1807 

393,56 

129,68 

1808 

342,22 

120,30 

1809 

391,48 

73,04 

1810 

495,86 

63,82 

1801—1810 

366,72 

101,75 

1811 

465,72 

64,86 

1812 

460,52 

61,98 

1813 

496,56 

54,24 

1814 

567,36 

41,94 

1815 

544,96 

68,18 

1816 

535,16 

151,24 

1817 

590,86 

233,36 

1818 

524,04 

127,26 

1819 

505,04 

71,90 

1820 

485,98 

164,22 

1811—1820 

517,62 

103,91 

die  letzten 
225,48 
175,28 
296,24 
263,88 
221,92 
318,44 
432,04 

264,97 

400,86 
398,54 
442.32 
526,42 
476,78 
383,92 
357,50 
396,78 
433,14 
321,76 

413,71 


Ziffern  sind 
1821 
1822 
1823 
1824 
1825 
1826 
1827 
1828 
1829 
1830 

1821—1830 

1831 
1832 
1833 
1834 
1835 

1831  —  1835 


weggelassen. 


405,90 

224,66   1 

349,28 

201,94 

384,62 

253,16 

402,64 

235,74 

387,96 

72,68 

431,26 

135,08 

454,94 

209,26 

427,14 

209,96 

391,94 

135,90 

429,28 

223,00 

406,49 

190,63 

370,76 

128,78 

366,40 

150,28 

398,50 

217,62 

383,90 

146,06 

361,70 

125,10 

376,03 

153,57 

181,24 
137,34 
131,46 
166,90 
315,28 
296,18 
245,68 
217,18 
256,04 
206,28 

215,86 

241,98 
216,12 
180,98 
237,84 
236,60 

222,46 


Bis  hieher  war  es  uns  nicht  möglich  gewesen,  Zahlen  für  den  Jah- 
resdurchschnitt zu  erhalten,  erst  seit  dem  Jahre  1834  waren  uns  solche 
zugänglich  und  zwar  wieder  aus  dem  erwähnten  Buche  von  T  o  o  k  e  und 
Newmarch  Band  II  S.  585,  wo  für  die  Jahre  1834  bis  1854  unter  An- 
derem auch  die  durchschnittliche  Notenausgabe  und  der  Baarbestand  der 
Bank  von  England  verzeichnet  ist.  Wir  haben  die  dort  angeführten  Zah- 
len im  Folgenden  für  die  5  Jahre  1836  bis  1840  benutzt,  von  da  an  die 
amtlichen  Veröffentlichungen  über  den  Stand  der  Bank  von  England,  wie 
sie  der  „Statistical  abstract  for  the  United  Kingdom"  in  regelmässiger 
Wiederkehr  für  je  15  Jahre  giebt.  In  letzterem  Werke  sind  allerdings 
nicht  die  Durchschnitte  jeden  Jahres  veröffentlicht,  wohl  aber  die  der  ein- 
zelnen Vierteljahre  und  war  danach  leicht  der  Jahresdurchschnitt  zu  be- 
rechnen. Freilich  stimmen  diese  letzteren  Zahlen  nicht  absolut  mit  denen 
von  Tooke  und  Newmarch  überein,  aber  die  Abweichungen  sind  nur 
gering,  so  dass  wir  wohl  für  die  ersten  5  Jahre  jene  vielleicht  minder 
richtigen  Zahlen  benutzen  durften. 

Die  allerneusten  Nummern  des  Statistical  abstract  konnten  wir  noch 
nicht  benutzen,  wir  haben  daher  für  die  Jahre  1876  und  1877  nach  dem 
London  Economist  aus  den  wöchentlichen  Publikationen  die  Jahresdurch- 
ßchnitte  berechnet. 
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1. 

2. 

3. 

4.            1             5. 

6. 

Durch  den  Baarvorrath   ni 

cht  gedeckte 

Durchschnitt 

Noten  und 
Postbills  im 

Baarvorrath 
der 

Noten  im  Umlauf. 

des 

1 

Jalires : 

Umlauf; 

Bank. 

1  in  Sjährigem 
jährlich:         Durchschnitt: 

rroccntischc  Vor- 

lindmuii^  gegen 

18-U;— .50  =  100. 

1000  Reichsmark. 

1836 

356,400 

125,800 

230,600 

■ 

1837 

365,800 

119,400 

246,400 

1838 

379,000 

194,200 

184,800 

/     236,283 

200.26 

1839 

353,400 

87,200 

266,200 

1840 

336,980 

83,790 

253,190 

^ 

1836—1840 

358,316 

122,078 

236,238 

1841 

338,060 

94,490 

243.570 

1842 

369,280 

165,555 

203,725 

\     169,711 

1843 

390,840 

236,995 

153,845 

143.49 

1844 

425,280 

307,464 

117,816 

1845 

435,084 

305,484 

129,600 

. 

1846 

424,054 

292.890 

131,164 

1847 

401,520 

212,420 

189,100 

1848 

382,104 

276,315 

105,789 

\     118,266 

100.00 

1849 

389,600 

303.220 

86,380 

1850 

411,970 

333,070 

78,900 

/ 

1841—1850 

396,779 

252,790 

143,989 

1851 

411,995 

290,950 

121,045 

1852 

460,715 

408,904 

51,811 

1853 

485,664 

355,060 

130,604 

.     118,051 

99.82 

1854 

437,524 

282,620 

154,904 

1855 

415,495 

283,604 

131,891 

. 

1856 

409,775 

218,655 

191,120 

1857 

404,840 

202,165 

202,675 

1858 

420,904 

356,955 

63,949 

:     137,413 

116.19 

1859 

442,725 

358,580 

94,145 

1860 

439,975 

304,795 

135,180 

. 

1851—1860 

432,961 

300,229 

126,732 

1861 

413,800 

260,185 

153,615 

X 

1862 

431,020 

326,855 

104,165 

1863 

425,900 

291,010 

134,890 

.     137,255 

116.05 

1864 

422,244 

269,770 

152,474 

1865 

431,770 

290,640 

141,130 

1866 

474,725 

297,455 

177,270 

\ 

1867 

479,385 

426,785 

52,600 

1868 

489,410 

415,740 

73,670 

l       92,981 

78.62 

1869 

479,010 

381,220 

97,790 

1 

1870 

478,685 

415,110 

63,575 

; 

1861—1870 

452,595 

337,477 

115,118 

1871 

500,780 

471,765 

29,015 

1 

V       61,027 

1872 

517,625 

451,710 

65,915 

1873 

521,380 

454,005 

67,375 

51.60 

1874 

533,155 

445,885 

67,270 

1875 

554,020 

478,460 

75,560 

/ 

1876 

555,080 

588,360 

—  33,280 

1877 

558,680 

507,080 

51,600 

338  Mistellen. 

Bütrachteu  wir  jetzt  ciumal  im  Zusiimraenhauge  die  gesammte  Ent- 
-\vicklung  der  Noten  -  Ausgabe  der  Bank  von  England.  Anfangs  sind  es 
nur  minimale  Saramen  von  Noten,  welche  die  Bank  ausgibt,  doch  nehmen 
sie  allmählig  zu  und  übersteigen  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
bereits  die  Summe  von  100  Millionen  Mark.  Die  grossen  Kriege,  in  die 
England  verwickelt  ward,  und  die  damit  Avachsenden  Ansprüche  des  Staates 
an  die  Bank,  erhöhen  sodann  in  den  1790er  Jahren  die  umlaufenden  Noten 
auf  mehr  als  200  Millionen  und  führen  im  Jahre  1797  zur  Suspendirung 
der  EinlösungsverpHichtuug  und  zu  fernerer  Vermehrung  der  Noten.  Das 
Jahr  1817  hat  in  jenen  Zeiten  fast  ausschliesslicher  Papierwährung  den 
höchsten  Betrag  mit  590  Millionen  Mark  zu  verzeichnen,  einen  Betrag, 
der  auch  in  der  jüngsten  Zeit  noch  nicht  wieder  erreicht  ist,  der  aber 
auch  damals  ein  bald  Aorübergehender  war  und  nach  der  Wiederaufnahme 
der  Baarzahlungen  im  Jahi'e  1821  um  mehr  als  200  Millionen  herabging, 
um  dann  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  anfangs  allmählig,  zuletzt  aber 
konsequent  und  ziemlich  bedeutend  zu  steigen,  so  dass  der  Durchschnitt 
der  letzten  7  Jahre  um  die  Hälfte  höher  ist,  als  derjenige  der  5  Jahre 
1836  —  40. 

Aber  die  absoluten  Zahlen  für  die  umlaufenden  Noten  können  uns 
keinen  Aufschluss  darüber  bieten,  um  wie  viel  die  Gesammtzirkulation 
dadurch  vermehrt  ist,  dazu  müssen  wir  vielmehr  die  Entwicklung  der  me- 
tallisch ungedeckten  Noten  kennen  lernen.  Die  Summe  der  letzteren 
hat  sich  aber  ganz  anders  entwickelt  als  die  der  zirkulirenden  Noten  über- 
haupt; denn  der  Baarvorrath  der  Bank,  der  im  zehnjährigen  Durchschnitt 
bis  1820  nur  wenig  über  100  Millionen  betragen  hatte,  steigt  nach  der 
durch  die  Peel'sche  Bankakte  im  Jahre  1844  erfolgten  Trennung  der 
Bank  in  zwei  Departements,  sehr  erheblich,  schwankt  aber  in  den  50er 
Jahren  noch  um  100  Prozente  und  gewinnt  erst  in  den  letzten  10  Jahren 
eine  grössere  Stabilität.  Während  er  im  Jahre  1852  bereits  auf  408  Mil- 
lionen angewachsen  war,  bringt  ihn  die  Krisis  von  1857  auf  202  Millio- 
nen herab,  und  er  schwankt  bis  zum  Jahre  1867  noch  um  mehr  als 
100  Millionen  hin  und  her,  erreicht  dann  aber  in  rapidem  Ansteigen  im 
Jahre  1876  seinen  Höhepunkt  mit  588  Millionen,  einer  Summe,  die  den 
Betrag  der  umlaufenden  Noten  noch  um  33  Millionen  übersteigt.  Durch 
diese  gewaltige  Zunahme  der  Baarbestände  in  den  Kellern  der  Bank 
muss  natürlich  die  Entwickelung  des  ungedeckten  Notenumlaufs  eine 
wesentlich  andere  werden,  als  die  der  umlaufenden  Noten  im  Allgemeinen, 
und  während  diese  in  den  letzten  Jahrzehnten  fortdauernd  zugenommen 
haben,  zeigen  jene  eine  sehr  bedeutende  Abnahme.  Am  höchsten  stieg 
die  Summe  der  ungedeckten  Noten  im  Beginn  des  Jahrhunderts,  wo  sie 
im  Durchschnitt  des  ersten  Jahrzehntes  bereits  264  Millionen  beträgt  und 
im  Jahre  1814  das  Maximum  von  526  Millionen  aufweist,  während  der 
Durchschnitt  des  2**"  Jahrzehntes  413  Millionen  ausmacht.  Die  folgenden 
Jahre  bringen  bedeutend  geringere  Ziffern,  nur  die  Zeiten  der  Krisis  treiben 
den  Betrag  vorübergehend  in  die  Höhe,  und  in  den  letzten  30  Jahren 
wird  die  Summe  immer  geringer  und  ist,  wie  die  in  der  Kolumne  6  der 
letzten    Zusammenstellung    berechneten    Verhältnisszahlen    andeuten,     im 
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Durchschnitt  der  5  Jahre  1871 — 75  um  beinahe  50  "/„  gegen  1846 — 50 
gefallen. 

Das  Jahr  1876  zeigt  die  merk-\vürdige  Thatsachc,  dass,  während  doch 
der  Bank  gesetzlich  eine  Summe  von  300  (früher  280)  ^Millionen  in  un- 
gedeckten Eanknoten  in  maximo  auszugeben  gestattet  ist,  dennoch  von 
diesem  Privileg  keinerlei  Gebrauch  gemacht  wird,  und  nicht  nur  keine  un- 
gedeckten Xoten  im  Umlaut  sind,  sondern  der  liaarvorrath  noch  einen 
Ueberschuss  hat. 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Schluss,  dass  durch  die  Notenemission  der 
Bank  von  England  die  Gesammtzirkulation  in  den  letzten  3  Jahrzehnten 
nicht  vermehrt,    sondern    nicht  unerheblich  vermindert  worden  ist. 

Die  gesammte,  relativ  langsame  Entwicklung  des  Bauknotenverkehrs 
muss  aber  im  Verhältniss  zu  dem  schnell  und  zu  riesigen  Dimensionen 
emporgeblühten  Verkehrsleben  Englands  nicht  wenig  auffallen  und  würde 
unerklärlich  sein,  wenn  nicht  durch  die  grösste  Anspannung  des  Kredites 
und  die  zweckmässigsten  Einrichtungen  desselben  sogar  diese  Geldsurro- 
gate vielfach  entbehrlich  geworden  wären. 

b.    Die  englischen,  schottischen  und  irischen  Landbanken. 

Die  Bank  von  England  ist  bekanntlich,  wenn  auch  die  bedeutendste 
und  eigentlich  massgebende,  doch  nicht  die  einzige  Zettelbank  im  briti- 
schen Keiche,  vielmehr  existiren  neben  ihr  namentlich  in  England  eine 
grosse  Anzahl  von  Privat-  und  Aktien  (Joint -Stock)  Banken,  und  Irland 
und  Schottland,  wo  die  Noten  der  Bank  von  England  nicht  mal  als  legal 
tender  anerkannt  sind,  haben  gleichfalls  ihre  eigenen  Noten -emittirenden 
Banken,  Die  Notenausgabe  all  dieser  Institute,  die  unter  dem  Namen 
Landbankeu  (country  bauks)  zusammengefasst  werden,  ist  nicht  unerheb- 
lich und  verdient  genauere  Beachtung. 

Landbanken  haben  bereits  vor  der  Gründung  der  Bank  von  England 
bestanden  und  haben  lange  neben  jener  Zentralbank,  durch  die  Regierung 
ungehindert,  ihre  Noten  im  Umlauf  zu  erhalten  gewusst,  z.  Th.  zum 
grossen  Schaden  für  die  Volkswirthschaft;  aber  es  fehlt  an  allen  nur  eini- 
germassen  authentischen  Berichten  über  ihre  Geschäftsthätigkeit  bis  in  die 
letzten  Jahrzehnte  hinein.  Im  Jahre  1804  wurde  zwar  die  Notenzirkula- 
tion der  Landbanken  mit  einer  Stempelabgabe  belegt,  aber  die  Berech- 
nungen, die  man  nach  den  Stempelerträgeu  aufstellen  könnte,  würden  doch 
nur  unsichere  Anhalte  für  die  Notenausgabe  gewähren.  Erst  seit  1834 
werden  alle  4  Wochen  durch  die  Regierung  Bankausweise  verlangt ,  und 
lässt  sich  danach  die  jährliche  Zirkulation  berechnen.  Seit  den  Bank-Ge- 
setzen von  1844  resp.  45  werden  wöchentliche  Berichte  eingefordert. 
Jene  Gesetzgebung  von  1844  u.  1845  war  überhaupt  von  tief  einschneiden- 
der Bedeutung  für  die  ganze  Entwicklung  der  Landbanken  und  hat  na- 
mentlich ihre  Notenausgabe  in  mannigfacher  Weise  zu  beschränken  ge- 
sucht. Zunächst  ward  darin  für  alle  drei  Länder  die  Neugründung  von 
Zettelbanken  untersagt.  Für  England  ward  sodann  bestimmt,  dass  keine 
der  bestehenden  Banken  im  vierwöcheutlichen  Durchschnitt  mehr  Noten 
ausgeben  dürfe  als  während  der  12  Wochen  vor  dem  21^^^  April  1844  im 
Umlauf  waren,  im  Eall  eine  Bank  dieses  Maximum  überschreite,  so  solle 
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sie  um  dcu  ganzen  Betrag  des  Ucberschusses  in  Geldbusse  genommen 
■werden.  Minder  streng  sind  die  Bestimmungen  für  Schottland  und  Irland. 
Hier  ist  eine  Fortbildung  wenigstens  prinzipiell  ermöglicht;  denn,  wenn 
auch  der  Durchschnitt  des  Jahres  vor  dem  1'"^"  Mai  1845  als  Maximum 
des  ungedeckten  Notenumlaufs  fixirt  ward,  so  gestattete  man  doch  eine 
Mehr -Ausgabe,  nur  verlangte  man  für  dieses  Plus  volle,  metallische 
Deckung.  Selbstredend  mussten  all  diese  Beschränkungen  jede  grössere 
Ausdehnung  der  Notenzirkulation  hindern,  und  die  unten  folgenden  Zahlen 
bestätigen  dies. 

Die  Zahlenangaben  selbst  aber  waren  nur  schwer  zu  bekommen;  denn 
die  Veröffentlichungen  im  Statistical  Abstract,  an  die  man  zunächst  denkt, 
geben  nicht  wie  für  die  Bank  von  England  den  Vierteljährlichen  Durch- 
schnitt, sondern  nur  die  durchschnittliche  Notenzirkulation  der  Schluss- 
monate jeden  Vierteljahres,  und  da  die  daraus  genommenen  Zahlen  nicht 
genug  dem  faktischen  Durchschnitt  entsprechen,  so  haben  wir  uns  damit 
nicht  begnügt,  sondern  nach  Jahresdurchschnitten  gesucht.  Wir  fanden 
solche  verstreut  in  einzelnen  Arbeiten  (On  the  laws  of  the  Currency)  von 
Gilbart,  die  er  im  „Journal  of  the  Statistical  Society  of  London"  veröffent- 
licht hat.  Er  gibt  zunächst  a.  a.  0.  vol.  XV  S.  307—326  für  Irland  die 
durchschnittliche  Zirkulation  von  1841  — 1851,  sodann  in  vol.  XVII 
Seite  289  —  321  Zahlen  für  die  Noten- Ausgabe  der  englischen  Landbanken 
in  den  Jahren  1834  — 1854  und  ebendieselben  Angaben  für  Schottland 
vol.  XIX  S.  144 — 169.  Diese  Notizen,  die,  wie  es  scheint,  auf  zuver- 
lässigen Berechnungen  basiren,  haben  wir  unten  benutzt  und  haben  für 
Irland  aus  dem  bereits  genannten  Werke  von  M*'.  Culloch  S.  73,  die 
Zahlen  für  1852  —  56  nachgetragen.  —  Für  die  Zeit  von  1855  — 1876 
haben  wir  die  unten  gegebenen  Zahlen  berechnet  nach  dem  Journal  of  the 
Statistical  Societj^  of  London.  Dort  werden  nämlich  am  Schlüsse  jeden 
Heftes,  also  alle  Vierteljahr,  für  die  englischen  Privat-  und  Aktienbanken 
die  wöchentlichen ,  für  die  schottischen  und  irischen  Banken  die  vier- 
wöchentlichen Beträge  des  durchschnittlichen  Notenumlaufes  regelmässig 
angegeben.  Diese  Zahlen  haben  wir  ausgezogen  und  daraus  die  Jahres- 
durchschnitte berechnet. 

Um  Raum  zu  sparen,  sind  für  die  Jahre  1834  —  45  nur  7  resp. 
5jährige  Durchschnitte  hier  wiedergegeben  und  erst  von  1845  die  Ziffern 
für  jedes  einzelne  Jahr  angereiht  worden. 

Jahres-Durchschnitt 

der  Noten  -  Ausgabe  der  britischen  Landbanken. 

1834  —  76. 


Durchschnitt 

der 

Jahre 

Englische 
Landbanken. 

Schottische 
Banken. 

,  .    ,               Summa 
Irische           ,,       ,-       , 
„     ,              aller  Land- 
Banken.           ,      , 

banken. 

Prozentische  Ver- 
änderung der 
Summa  gegen 
1846-50  =  lUO. 

Millionen  Reichsmark. 

1834—40 

1841—45 

1845 

219,89 
166,10 
152,84 

63,19 
60,02 
66,14 

114,10 
138,98 

340,22 
357,96 

110,00 

Mise  e  11  c  n. 
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Jahres-Durchschnitt 

der  Noten  -  Ausgabe  der  britischen  Landbanken. 

1834  —  76. 


Durcliscbnitt 

der 

Jahre. 

Entjlisclic 
Landbanken. 

Schottische 
Banken. 

Irische 
Banken. 

Summa 
aller  Land- 
bauken. 

l'ro7,cnti»cho  Ver- 
üiidcrunK  der 
Summa    gegen 

\bV<—M  =  100. 

Millionen  Reichsmark. 

1846 

155,80 

68,79 

145,20 

370,79 

1847 

147,04 

70,32 

120,16 

337,52 

1848 

125,26 

63,25 

96,57 

285,08 

1849 

123,98 

62,68 

86,20 

272,86 

1850 

126,46 

64,50 

90,24 

281,20 

1846—50 

135,71 

65,91 

107,67 

309,29 

100,00 

1851 

124,20 

64,84 

89,25 

278,29 

1852 

128,36 

68,06 

96,36 

292,78 

1853 

137,08 

75,78 

113,00 

325,86 

1854 

138,02 

81,10 

125,91 

345,03 

1855 

140,78 

82,09 

127,24 

350,78 

1851—55 

133,69 

74,77 

110,35 

318,81 

103,08 

1856 

137,07 

81,86 

133,04 

350,97 

1857 

132,06 

81,64 

136,40 

349,74 

1858 

122,46 

80,02 

123,42 

325,90 

1859 

128,20 

82,20 

137,36 

347,76 

1860 

133,34 

84,20 

136,74 

354,28 

1856—60 

130,62 

81,98 

133,39 

345,99 

111,22 

1861 

122,40 

83,80 

125,02 

331,22 

1862 

122,24 

83,02 

113,14 

318,40 

1863 

120,50 

83,60 

106,80 

310,90 

1864 

0.118,00 

c.  85,00 

c.112,00 

315,00 

1865 

115,30 

87,74 

118,18 

321,22 

1861—65 

119,70 

84,63 

115,03 

319,36 

103,25 

1866 

102,96 

89,24 

117,40 

309,60 

1867 

101,32 

91,82 

116,06 

309,20 

1868 

100,98 

92,14 

125,56 

318,68 

1869 

102,81 

94,30 

131,80 

328,91 

1870 

100,61 

98,08 

136,68 

335,37 

1866  —  70 

101,73 

93,31 

125,50 

320,54 

103,63 

1871 

101,30 

102,84 

149,98 

354,12 

1872 

102,02 

106,34 

152,80 

361,16 

1873 

99,14 

112,66 

141,54 

353,34 

1874 

99,50 

118,00 

135,34 

352,84 

1875 

96,19 

121,06 

140,08 

357,35 

1871—75 

99,63 

112,18 

143,95 

355,76 

115,02 

1876 

93,54 

123,06 

150,32 

366,92 

118,63 

Ein  Blick  auf  die  obigen  Zahlen  zeigt,  von  wie  durchgreifender  Be- 
deutung die  Gesetzgebung  von  1844  und  45   gewesen  ist.     Namentlich  die 
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fiiglisclicu  Laiidbaukcü  sind  seitdem  uaturgemüss  Schritt  für  Schritt  zurück- 
gegaugen  in  ihrer  Noten -Ausgabe,  und  der  umlaufende  Betrag  ist  1876 
um  beinahe  die  Hälfte  geringer  als  derjenige  der  5  Jahre  1846  —  50. 
Grade  umgekehrt  war  die  Entwicklung  der  schottischen  und  irischen  Banken. 
"Weil  bei  ihnen,  wenn  auch  schwer,  doch  eine  Ausdehnung  Avenigstens 
ermöglicht  war,  so  haben  sie  allmählig  ihre  Noten  den  Ansprüchen  des 
Verkehrs  entsprechend  erweitert,  und  Schottland  hat  im  Jahre  1876  fast 
doppelt  so  viel  Noten  in  Zirkulation  als  in  den  5  Jahren  nach  jener  be- 
schränkenden Gesetzgebung,  während  Irland  nur  c.  40  *^/q  mehr  im  Um- 
lauf erhält.  Der  Durchschnitt  aller  britischen  Landbanken  zeigt  nur  eine 
geringe  Vermehrung  der  Noten,  in  den  Jahren  1871  —  75  gegen  1846 
bis   50  nur  c.    15  o/^. 

Aber  auch  diese  15  ^j^  kann  man  nicht  als  eine  Vermehrung  der  Ge- 
sammtzirkulation  auffassen,  weil  die  Zunahme  auf  Seiten  der  schottischen 
und  irischen  Banken  liegt  und  dort,  wie  bereits  erwähnt,  jeder  Ueber- 
schuss  über  das  gesetzlich  festgestellte  Maximum  von  1845  durch  Metall 
gedeckt  sein  muss,  also  die  Entwicklung  der  metallisch  ungedeckten 
Noten  keinenfalls  eine  Vermehrung  ergeben  kann.  Sonderbarer  Weise 
finden  sich  fast  nirgends  Angaben  über  die  Baarvorräthe  der  Landbanken. 
Jene  regelmässigen  Publikationen  in  dem  Journal  of  the  Stat.  Society, 
denen  wir  die  Zahlen  für  den  Notenbetrag  entnommen  haben ,  geben  gar 
keinen  Anhalt  und  selbst  die  eingehenden  Arbeiten  von  Gilbart  und 
von  John  Dun  („The  Banking  lustitutions  etc."  im  Journal  of  the  Stat. 
S.  1876  S.  1  ff.)  bieten  nur  sehr  vereinzelt  einige  Angaben  über  den  Baar- 
vorrath.  Es  war  uns  daher  nicht  möglich,  ein  genaues  Bild  der  unge- 
deckten Notenausgabe  jener  Zettelbanken  zu  entwerfen,  und  müssen  wir 
uns  auf  einige  wenige  Zahlen  über  die  schottischen  und  irischen  Banken 
beschi'änken ,  da  uns  für  die  englischen  fast  gar  keine  Angaben  vorlagen. 

Wir  entnehmen  die  folgenden  Zahlen  theils  den  bereits  genannten 
Schriften  von  M*^.  Culloch  und  John  Dun,  theils  dem  bekannten  Buche 
von  Ad.  Wagner  „System  der  Zettelbankpolitik"  (Freiburg  1873)  und 
der  Arbeit  von  Wolowski  „Die  Banken  von  Schottland"  deutsch  von 
J.  V.  Holtzendorff  (Berlin    1870). 

a)  Schottland. 


Autor. 

Durchschnitt. 

Metallvorrath. 

Noten- 
Zirkulation. 

Ungedeckte 
Noten. 

IOC 

)0  Reichsmar] 

L. 

Wolowski. 

der  4  Wochen  vor 

dem  3.  Januar  1846 

23,608 

66,728 

43,080 

M":.  Culloch. 

des  Jahres        1856 

35,380 

81,930 

46,550 

Wolowski. 

4  Wochen  vor  dem 

5.  März            1864 

46,749 

79,934 

33,185 

dto. 

dto.                1867 

52,924 

87,359 

34,435 

Ad.  Wagner 

System,  Seite  728. 

des  Jahres        1872 

69,040 

106,340 

37,300 

John  Dun 

dto.               1874 

82,160 

118,000 

35,840 

Mise  eilen. 
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Noten- 

ünfjedeckte 

Autor. 

J.alircsduri-hscliiiitt. 

« 

Mctallvurratli. 

Zirkulation. 

Noten. 

1000  Reichsmark 

M--.  Culloch. 

1846  —  50 

34,556 

114,100 

79,556 

1851 

25,118 

89,250 

64,132 

1852 

24,871 

96,360 

71,469 

1853 

31,532 

113,000 

81,468 

1854 

39,180 

125,900 

86,720 

1855 

40,189 

116,680 

76,491 

1856 

52,453 

133,040 

80,587 

Ad.  Wagner  (Syst.) 

1872 

63,166 

152,800 

89,634 

J.  Dun. 

1874 

55,960 

135,800 

79,840 

Diese  Zahlen,  so  lückenhaft  sie  sind,  werden  doch  genügend  die  Be- 
hauptung rechtfertigen ,  dass  der  Betrag  der  ungedeckten  Noten  bei  den 
britischen  Landbanken  seit  dem  Ende  der  1840er  Jahre  nicht  gestiegen, 
sondern  nicht  unerheblich  gesunken  ist,  und  dürfte  eine  Verminderung  von 
50  Millionen  Mark  wohl  nicht  zu  hoch  veranschlagt  sein. 


2.     Frankreich. 

Für  Frankreich  lässt  sich  ebenso  wie  für  Grossbritannien  die  Entwick- 
lung der  papierenen  Zirkulationsmittel  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  au 
dem  Notenumlauf  der  Zettelbanken  verfolgen ;  denn  auch  hier  wie  dort 
hat  der  Staat  kein  eigenes  Papiergeld  geschaffen,  sondern  sich  im  Falle 
finanzieller  Bedrängniss  der  Notenpresse  der  Zentralbank  bedient.  Anders 
war  die  Sachlage  im  vorigen  Jahrhundert,  wo  schliesslich  die  tollste  Assig- 
uatenwirthschaft  herrschte;  doch  fehlt  es  zur  genaueren  Beurtheilung  jener 
Verhältnisse  an  genügendem  statistischen  Material ,  darum  werden  wir  nur 
mit  wenig  Worten  darauf  eingehen. 

Die  gegenwärtig  dominirende  „Bank  von  Frankreich"  hatte  2  Vor- 
gänger: die  Law'sche  Bank  und  die  Caisse  d'Escompte.  Erstere  ward  am 
2.  Mai  1716  gegründet  mit  einem  Kapital  von  circa  5  Millionen  Mark  und 
hatte  bereits  um  die  Mitte  von  1717  c.  45  Millionen  Noten  in  Umlauf 
gesetzt,  deren  Betrag  in  raschem  Lauf  immer  höher  stieg.  Durch  Dekret 
vom  20.  August  1  720  erhielten  sie  Zwangskours  und  verloren  bald  darauf 
jeden  Werth,  während  etwa  für  700  Millionen  Mark  in  Zirkulation  waren. 
Die  Caisse  d'Escompte  ward  1776  errichtet,  hatte  aber  nur  eine  kurze 
Existenz  und  kam  nie  zu  recht  gedeihlicher  Entwicklung;  1783  gab  man 
ihren  Noten  Zwangskours  und  bald  darauf  ging  sie  in  dem  allgemeinen 
Strudel  der  Revolution  zu  Grunde.  In  den  regellosen  Jahren  der  llevolu- 
tionszeit  von  1790  — 1795  gab  man  das  grossartigste  Beispiel  einer  sinn- 
losen Papiergeldwirthschaft,  indem  man  für  c.  43578  Millionen  Franks  an 
Assignaten  dem  Verkehr  aufzwang,  von  denen  später  blos  einige  Milliar- 
den eingelöst  wurden. 

Erst  im  Beginne  dieses  Jahrhunderts  kommen    geordnetere  Kreditver- 
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hältuisso,  als  Niipolc'on  im  Jahre  1800  die  Bank  von  Frankreich  gründete. 
Sic  erhielt  bereits  1803  eine  neue  Verfassung,  rausste  aber  schon  1806 
ihre  Zahlungen  einstellen  und  ward  dann  durch  Gesetz  vom  22.  April  1806 
auf  gesunderer  Basis  rekonstruirt.  Sie  erhielt  damals  bereits  das  Privileg 
der  ausschliesslichen  Notenausgabe  für  Paris,  aber  nicht,  wie  Pfau  (das 
Bankwesen  der  Schweiz  und  des  Auslandes.  Zürich  1875  B,  7)  behauptet, 
für  ganz  Frankreich;  vielmehr  gab  es  bis  zum  Jahre  1848  in  den  grösse- 
ren Provinzialstädten  in  Summa  9  Aktien -Banken  unter  dem  Namen: 
„Banques  Departementales",  deren  Notenumlauf  etwa  200  Millionen  Mark 
betrug.  Erst  1848  gingen  diese  Banken  als  Filialen  in  die  Bank  von 
Frankreich  auf,  und  seitdem  hat  jene  Zentral-Bank  das  Monopol  der  No- 
tenausgabe für  das  ganze  Reich  besessen. 

Für  die  Provinzialbankeu  liegen  uns  keinerlei  genauere  Nachrichten 
vor,  wir  beschränken  uns  also  im  Folgenden  ausschliesslich  auf  die  No- 
tenausgabe der  Bank  von  Frankreich.  Aber  auch  dafür  fanden  wir  nur 
merkwürdig  mangelhafte  Zahlenangaben  und  waren  in  der  uns  zugänglichen, 
ziemlich  umfangreichen  Litteratur  fast  nirgends  zusammenhängende  Zahlen 
zu  finden,  namentlich  nicht  für  die  letzte  Zeit.  Für  die  ersten  40  Jahre 
des  Bestehens  der  Bank  gibt  Tooke  und  Newmarch  a.  a.  0.  Bd.  II. 
S.  346  Zahlen  für  den  Durchschnitt  der  jährlichen  Noten  -  Ausgabe  und 
den  Baarvorrath  der  Bank ,  die  wir  im  fünfjährigen  Durchschnitt  in  Mark 
umgerechnet  (1  fr.  =  0.8  Mark)  hier  folgen  lassen. 

Bank  von  Frankreich. 


Zeit 

Noten 

im 
Umlauf 

Baar- 
Vorrath 

Ungedeckte 

Noten 
im  Umlauf 

Mil 

ionen  Reichsm 

ark 

1800 

17,0 

7,6 

9,4. 

1801—1805 

42,16 

9,68 

32,48. 

1806—1810 

68,92 

41,32 

27,60. 

1811—1815 

52,92 

47,04 

5,88. 

1816—1820 

79,76 

86,04 

—  6,28. 

1821—1825 

159,72 

127,48 

32,24. 

1826—1830 

157,68 

130,52 

27,16. 

1831  —  1835 

173,96 

156,08 

17,88. 

1836—1839 

168,00 

160,65 

7,35. 

Aus  der  Zeit  von  1840 — 45  fehlt  uns  jede  Angabe,  für  1846  und  47 
gibt  Tooke  und  Newmarch  a.  a.  0.  die  vierteljährlichen  Durchschnitte 
und  haben  wir  danach  die  Jahresdurchschnitte  berechnet  und  im  Folgen- 
den angeführt;  für  1848—57  führt  er  Bd.  II  S.  658  ausführliche  Zusam- 
menstellungen der  Aktiva  und  Passiva  der  Bank  an,  aber  nur  für  einzelne 
Daten,  so  dass  uns  deren  Benutzung  nicht  möglich  war.  Wir  haben  viel- 
mehr die  unten  gegebenen  Zahlen  für  1848 — 64  nach  dem  Buche  von 
Pereire  (Principes  de  la  Constitution  des  Banques.  Paris  1865)  berech- 
net, der  im  Anhange  genaue  Angaben  über  den  monatlichen  Stand  der 
Aktiva   und    Passiva   veröffentlicht.      Auch    M^  Culloch    a.  a.  0.    S.  75 
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briugt  für  die  11  Jahre  1846  bis  1856  Zahlen  für  den  Status  der  Bank 
von  Frankreich  ,  doch  weichen  seine  Notirungen  z.  Th.  von  den  nach 
Pereire  berechneten  und  unten  benutzten  ab;  wir  haben  aber  geglaubt 
den  letzteren  den  Vorzug  geben  zu  müssen,  weil  sie  aus  den  monatlichen 
Durchschnitten  gewonnen  sind ,  also  etwaige  kleine  Druckfehler  in  jenen 
im  Jahresdurchschnitt  grösstentheils  verschwinden  müssen.  Für  1865  und 
66  fehlen  uns  wieder  alle  Angaben,  die  für  1867 — 70  sind  lückenhaft. 
Wir  haben  dieselben  einigen  Aufsätzen  von  Eoepell  im  ,, Deutschen  Eko- 
nomist"  vom  18.  Mai  und  30.  Nov.  1872  entnommen,  wo  unter  Anderem 
der  Durchschnitt  des  ersten  und  des  dritten  Quartales  jener  Jahre  ange- 
geben war.  Endlich  für  die^  letzten  7  Jahre  haben  wir  aus  den  wöchent- 
lichen Publikationen  des  „Ecouomiste  fraii^ais"  die  Jahresdurchschnitte 
mühsam  berechnet,  weil  grade  für  jene  Zeit  der  gi'ossartigsten  Verände- 
rungen die  Angabe  einzelner  Daten,  wie  sie  u.  a.  auch  Ad.  Wagner  in 
seinem  bekannten  „System  der  Zettelbankpolitik"  anführt,  am  allerwenig- 
sten genügen  können.  Wir  glauben  wenigstens  einigermaassen  für  jene 
Zahlen  einstehen  zu  können,  obwohl  sich  nicht  selten,  und  z.  Th.  sogar 
durch  mehrere  AVocheu  weiter  geschleppt,  recht  störende  Druckfehler  in 
jenen  Notirungen  finden,  die  wir  aber  so  viel  als  möglich  durch  Ver- 
gleiche mit  früheren  Zahlen  zu  beseitigen  suchten.  Da  erst  seit  dem  Jahre 
1848  die  Bank  von  Frankreich  das  ausschliessliche  Noteumouopol  hat,  so 
haben  wir  nur  die  3  Jahre  1848 — 50  der  Vergleichuug  mit  den  späteren 
Jahren  zu  Grunde  gelegt. 


Durch  den  Baarvorrath  nicht  gedeckte 

Bauk- 
Noten 

Baar- 
Vorrath 

Noten  im  Umlauf 

, 

Prozentische 

Zeit 

im 

der 

Durchschnitt 

Veränderung 

Umlauf 

Bank 

Jährlich 

mehrerer 
Jalire 

gegen 
1848—50 
=  100 

Millione 

n  Reichsmark 

Durchschnitt  des 

Jahres 

(die  le 

tzten  4  Zifl 

ern  sind   weggelassen) 

1846 

208,20 

136,90 

71,30 

1847 

192,10 

141,50 

50,60 

1848 

225,60 

129,74 

95,86 

) 

1849 

336,22 

280,90 

55,32 

>      57,30 

100,00 

1850 

386,94 

366,23 

20,71 

) 

1851 

418,67 

453,22 

—   34,55 

^ 

1852 

493,55 

464,21 

29,34 

1 

1853 

528,82 

361,88 

166,94 

\     113,14 

197,46 

1854 

489,81 

323,27 

166,54 

l 

1855 

509,59 

272,14 

237,45 

) 

1856 

493,45 

180,84 

312,61 

207,16 

1857 

470,98 

184,57 

286,41 

1858 

497,66 

368,07 

129,59 

361,53 

1859 

571,90 

454,56 

117,34 

1860 

599,66 

409,81 

189,85 

) 
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Durch  den  Baarvorrath  nicht  gedeckte 

Zeit 

Bank- 
Noten 

im 
Umlauf 

Baar- 

Vorrath 

der 

Bank 

Noten  im  Umlauf 

Jiihrlich 

Durchschnitt 

mehrerer 

Jahre 

Prozentische 

Veränderung 

gegen 

1848-50 

=  100 

Millionen  Eeichsmarh 

Durchschnitt  des  Jahres 

(Die  letzten  4  Zififern  sind  we 

ggelassen) 

1861 

592,11 

292,63 

299,48 

\ 

1862 
1863 

707,38 
632,81 

282,19 
244,39 

425,19 
388,42 

[    380,36 

663,80 

1864 

608,47 

200,12 

408,35 

) 

1867 

842,33 

663,85 

178,48 

j 

1. 

u.  3.  Quartal     1868 
(1869 

974,78 
1055,29 

951,40 
938,29 

23,38 
117,00 

/     118,73 

207,20 

1.  Quartal  1870 

1152,84 

996,78 

156,06 

j 

3. 

u.  4.   Quartal   1871 

1639,44 

511,44 

1128,00 

1 

1872 

1908,88 

585,96 

1322,92 

1873 

2287,92 

611,05 

1676,87 

l  1198,10 

2090,92 

1874 

2051,60 

916,62 

1134,98 

1875 

1964,20 

1236,48 

727,72 

) 

1876 

1877 

1986,81 
1985,36 

1593,72 

1754,88 

393,09 
230,48 

j    311,78 

544,12 

Die  Noten  der  Bank  von  Frankreich  sind  also  nach  den  vorstehen- 
den Angaben  nur  langsam  und  allmählig  in  den  Verkehr  gedrungen  und 
hat  von  jeher,  obwohl  keinerlei  gesetzliche  Vorschriften  über  die  Deckung 
der  Noten  existiren,  ein  ziemlich  bedeutender  Baarschatz  dieser  Zirkula- 
tion gegenüber  gestanden,  so  dass  bis  zum  Jahre  1852  nur  geringe  Sum- 
men von  metallisch  ungedeckten  Noten  im  Publikum  kursirten,  und  zeit- 
weise sogar  ein  Ueberschuss  des  Metallvorrathes  zu  verzeichnen  ist.  Spä- 
ter steigt  der  Betrag  der  ungedeckten  Noten,  aber  er  bleibt  zumeist  noch 
innerhalb  bescheidener  Grenzen  und  nimmt  nur  zeitweise,  im  Anfange 
der  1 860er  Jahre,  grössere  Dimensionen  an,  und,  obwohl  vor  Beginn  des 
Krieges  der  Notenumlauf  auf  mehr  als  eine  Milliarde  gestiegen  ist,  so 
haben  sich  doch  auch  die  Keller  der  Bank  so  mit  Edelmetall  gefüllt,  dass 
nur  relativ  wenig  ungedeckte  Noten  in  den  Händen  des  Publikums  sind. 
Der  deutsch- französische  Krieg  störte  auf  kurze  Zeit  diese  überaus  gün- 
stige Lage  der  Bank,  und  die  grossen  Ansprüche,  welche  der  Staat  an 
dieselbe  stellen  musste,  nöthigte  sie  zur  Einstellung  ihrer  Baarzahlungen, 
und  führte  am  1 1^*"*  Aug.  1870  zur  Proklamirung  des  Zwangskurses  für 
die  Noten  der  Bank.  Der  Metailschatz ,  der  am  23'*'"  Juni  1870  ein  Ma- 
ximum von  1318  Millionen  Frank  erreichte,  schmolz  rasch  zusammen  auf 
etwa  ein  Viertel  jener  Summe,  und  die  Zirkulation  der  ungedeckten  Noten 
stieg  im  2""  Halbjahr  1871  bereits  auf  1128  Millionen  Mark.  Die  fort- 
dauernden grossen  Zahlungen  an  Deutschland  führten  auch  in  den  näch- 
sten   Jahren    noch    zu    einer  Vermehrung    der   Noten,    und    erreichte    die 
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Emission  ihreu  Höliepunkt  am  13''"  November  1873  mit  der  gewaltigen 
Summe  von  3012  Millionen  Frank.  Von  da  an  ei'folgt  eine  allmählige 
Keduktion  und  war  bisher  der  niedrigste  Stand  am  6''"  Sept.  1877,  näm- 
lich 23ül  Millionen  Frank.  Daneben  hat  die  Direktion  der  liank  fort- 
dauernd die  Baarreserven  wieder  zu  vermehren  gesucht,  und  wälirend  der 
niedrigste  Stand  am  23'*^"  Februar  1871  nur  398  Millionen  Frank  auf- 
weist, beträgt  das  bisher  erreichte  Maximum  am  4'''"  Juni  1877  die  enorme 
Summe  von  2281  Millionen  Frank,  also  etwa  das  Dreifache  des  grössten 
Baarvorrathes  der  Bank  von  England,  die  bisher  als  das  eigentliche  Ke- 
servoir  des  Edelmetallmarktes  angesehen  wurde.  Die  Summe  der  unge- 
deckten Noten,  die  im  Durchschnitt  des  Jahres  1873  auf  1676  Millionen 
Mark  angewachsen  war,  schwindet  daher  schnell  wieder  und  der  Jahres- 
durchschnitt für  1877  ergibt  einen  in  jeder  Beziehung  günstigen  Stand 
der  Bank,  indem  nur  etwa  der  8'"'  Theil  aller  zirkulirenden  Noten  metal- 
lisch ungedeckt  ist.  Immerhin  bleibt  die  Thatsache  bestehen,  dass  sich 
der  Betrag  der  metallisch  ungedeckten  Noten  in  den  letzten  30  Jahren 
allmählig  vermehrt  hat,  und  dass  vorübergehend  im  Beginne  dieses  Jahr- 
zehntes die  grossartigen  Metallreserven  der  Bank  von  Frankreich  in  die 
Zirkulation  gestossen,  und  gleichzeitig  die  Menge  der  umlaufenden  Noten 
noch  vermehrt  wurde. 

Ob  aber  dadurch  auch  in  entsprechendem  Verhältniss  die  gesammte 
Geldzirkulation  vergrössert  wurde,  ist  damit  noch  immer  nicht  erwiesen, 
es  wird  sogar  vielfach  das  Gegeutheil  behauptet.  So  sagt  Geffken  („Das 
Deutsche  Beich  und  die  Bankfrage"  Berlin  1874,  auf  Seite  78):  „Frank- 
reich war  bekanntlich  ein  Land,  welches  vor  dem  Kriege  eine  gewaltige 
metallische  Zirkulation  hatte.  Diese  versteckte  sich  beim  Zwangskours, 
aber  sie  blieb  ziemlich  ganz  im  Lande  und  wurde  durch  die  Noten  er- 
setzt, welche  so  eine  baare  Deckung  hatten,  die  nur  nicht  in  der  Bilanz 
der  Bank  zu  Tage  kam."  Wie  weit  diese  Ansicht  begründet  ist,  wagen 
wir  hier  nicht  zu  entscheiden,  etwas  Wahres  hat  sie  jedenfalls  für  sich, 
und  wird,  da  die  gauze  Erscheinung  von  kurzer  Dauer  war,  gewiss  eine 
Menge  von  dem  durch  die  Noten  ersetzten  Metall  in  den  Händen  der 
Einwohner  Frankreichs  geblieben  und  dem  Umlauf  entzogen  sein.  Es  ist 
ja  auch  bekannt  genug,  dass  in  keinem  unserer  Kulturländer  so  viel  an 
baarem  Gelde  namentlich  von  der  ländlichen  Bevölkerung  als  Schatz  auf- 
bewahrt wird,  als  grade  in  Frankreich,  und  da  in  den  Jahren  der  stärk- 
sten Notenzirkulation  die  Handelsbilanz  fortdauernd  zu  Gunsten  Frank- 
reichs war,  und  der  Werth  der  Ausfuhr  um  200  —  300  Millionen  Franks 
den  der  Einfuhr  überstieg,  so  gewinnt  die  obige  Ansicht  an  Bedeutung 
trotz  der  grossartigen  Kriegsentschädigung,  von  der  aber,  wie  bekannt, 
nur  etwa  500  Millionen  in  klingender  Münze  getilgt  wurden. 

3.  Oesterr  eich-TJngarn. 
Die  Papiergeldwirthschaft  ist  ein  altes  Uebel  in  diesem  Staate.  Be- 
reits im  vorigen  Jahrhundert  existirte  Staatspapiergeld  in  nicht  unerheb- 
lichem Maasse.  Doch  ist  es  bei  dem  Mangel  an  genauerem  statistischen 
Material  nicht  möglich  eine  detaillirtere  Skizze  der  damaligen  Verhältnisse 
zu  geben,    wir  begnügen    uns  daher   für  jene  Zeit   mit    wenigen  Notizen, 


348  Miscellen. 

die  wir  zum  grössteu  Theil  v.  Czöruig's  Buch  über  „Das  östreichische 
Budget  von  1862"  (Wien  1862  Bd.  H.  S.  266  ff.)  und  Kolb's  „Hand- 
buch der  vergleichenden   Statistik"  (Leipzig   1875)  entlehnen. 

Durch  Patent  der  Kaiserin  Maria  Theresia  vom  15.  Juni  1762  er- 
folgte die  erste  Papiergeldemission  im  Betrage  von  12  Millionen  Gulden 
unter  dem  Namen  „Stadt-Wiener  Bankozettel".  Bei  Joseph's  II.  Kegie- 
rungsautritt  zirkulirten  ca.  7,700,000  fl.  Dann  trat  eine  schnelle  Ver- 
mehrung ein,  die  Summe  stieg  1788  auf  mehr  als  20  Millionen  fl,,  1794 
auf  32,  1796  auf  47,  1797  auf  74  Mill.  In  den  nächsten  Jahren  zirku- 
lirten an  Papiergeld : 

1798       1799        1800        1801        1802        1806        1809 
Millionen  fl.       92  141  201  262  337  450  730. 

Im  Jahre  1811  war  es  auf  1060  Millionen  augewachsen,  ward  dann 
zu  1/^  des  "Werthes  in  neues  Papiergeld  umgewechselt,  aber  bis  1816 
schon  wieder  auf  639  Mill.  fl.  vermehrt.  Von  da  an  nahm  man  energisch 
die  Reduktion  desselben  in  Angriff,  und  die  1817  gegründete  „National- 
bauk"  unterstützte  darin  die  Bemühungen  des  Staates,  so  dass  der  Betrag 
1817  auf  529  Mill.  fl.  sank,  1821  auf  330,  1825  auf  150,  1830  auf  ca. 
50  und  1839  auf  etwa  20  Millionen,  um  dann  so  gut  wie  ganz  zu  ver- 
schwinden. 

Die  "Wirren  der  Revolutionszeit  von  1848  und  49  zwangen  den  Staat 
wieder  zur  Ausgabe  von  Papiergeld,  das  als  „Kassenanweisungen",  „Reichs- 
schatzscheine"  und  „Münzscheine"  bis  zum  23''-'"  Febr.  1854  zirkulirte, 
dann  aber  an  die  Nationalbank  übertragen  und  von  ihr  in  Banknoten  aus- 
gewechselt wurde.  Ebenso  drängte  die  Pinanznoth  während  des  Krieges 
1866  den  Staat  von  Neuem  zur  Ausgabe  von  Staatspapiergeld,  das  vor- 
her mit  Recht  neben  der  Notenzirkulation  beseitigt  war,  und  es  laufen 
jetzt  wieder,  wie  wir  unten  zeigen  werden,  sehr  bedeutende  Summen 
von  Staatsnoten  um. 

Um  nun  die  allmählige  Entwicklung  der  Notenemission  der  National- 
bank zu  kennzeichnen,  halten  wir  uns  an  eine  Tabelle,  die  Hertz ka  in 
seiner  Schrift  über  „"Währung  und  Handel"  ("Wien  1876)  auf  Seite  12 
veröffentlicht,  wo  er  von  1818  bis  1875  den  Banknotenumlauf  und  den 
Münzvorrath  der  Bank,  und  seit  1866  auch  den  Gesammt- Umlauf  (an 
Staats-  und  Banknoten)  mittheilt.  Leider  gibt  Hertzka  nicht  an,  woher 
diese  Zahlen  stammen  und  wie  sie  entstanden  sind,  man  kann  z.  B.  nicht 
ersehen,  ob  er  den  Jahresdurchschnitt  berechnet  hat  oder  nicht.  Man 
sollte  nach  der  einfachen  Ueberschrift  der  Zeitkolumne  „Jahreszalil"  fast 
vermuthen^  dass  das  erstere  der  Eall  sei,  aber  eine  ähnliche  Tabelle,  die 
er  in  seiner  Schrift:  „Die  Valutafrage"  ("Wien  1875)  auf  S.  47  wiedergibt, 
führt  unter  der  Bezeichnung  „mit  Ende  des  Jahres"  für  1848 — 74  als 
„Gesammtumlauf"  die  gleichen  Zahlen  an  als  in  der  zuerst  genannten  Zu- 
sammenstellung, so  dass  der  Schluss  wohl  berechtigt  ist,  auch  dort  sei  der 
Bestand  am  Ende  des  Jahres  gemeint.  Auch  sonst  kann  man  Hertzka 
den  Vorwurf  nicht  ersparen ,  dass  er  nicht  mit  der  genügenden  Sorgfalt 
vorgegangen  sei;  denn  während  jene  Tabellen  sonst  genau  übereinstim- 
men, finden  wir  in  den  einzelnen  Zahlen  für  den  Gesammtumlauf  fol- 
gende erhebliche  Abweichungen: 
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„Valutafrage"         „Währung  und  Handel" 

1855  377,880,275  347,880,275 

1858  388,523,473  370,022,355 

1868  682,626,393  574,516,027 

1869  593,097,810  598,768,850 

1870  647,010,483  649,006,679 

1871  689,145,106  690,934,424 
1874  630,044,544  639,044,544. 

Die  Differenzen  basiren  offenbar  bei  einigen  Zahlen  nur  auf  Druck- 
fehlern, wie  sie  nirgends  ganz  zu  vermeiden  sind,  aber  bei  anderen  muss 
der  Grund  der  Abweichung  in  der  Art  der  Berechnung  liegen,  und  wäre 
ein  kurzer  Hinweis  darauf  in  der  zweiten,  nur  1  Jahr  späteren  Publika- 
tion wohl  wünsch enswerth  gewesen.  Für  denjenigen  ,  der  die  Zahlen  be- 
nutzen will,  ist  es  jedenfalls  schwierig  sich  zu  entscheiden,  wo  wohl  die 
grössere  Zuverlässigkeit  sei ,  und  vermochten  wir  nur  durch  Vergleiche 
mit  den  verstreuten  Notizen,  in  J.  Neuwirth's  „Bankakte  und  Bankstreit" 
(Leipzig  1873)  uns  zu  entscheiden  und  zwar  zumeist  für  die  Zahlen  der 
späteren  Tabelle.  Diese  letzteren  Angaben  sind  daher  auch  in  der  fol- 
genden Zusammenstellung  benutzt  worden. 

Da  wir  für  die  ersten  Jahrzehnte  des  Bestehens  der  Bank  keine 
genaueren  Zahlen  über  die  noch  zirkulirenden  Staatspapiergeldmengen  zu 
bringen  vermögen,  so  begnügen  wir  uns  für  jene  Zeit  mit  den  von 
Hertzka  gegebenen  Zahlen  über  den  Banknotenumlauf,  und  haben  im  Fol- 
genden die  allmählige  Entwicklung  der  Banknoteuzirkulation,  des  Baarvor- 
rathes  und  der  ungedeckten  Noten  zu  zeigen  versucht,  und  zwar  der  Eaum- 
ersparniss  wegen    nur   in  Durchschnittszahlen    für   grössere  Zeitabschnitte. 

Banknoten-  Ungedeckte  Noten 


Durchschnitt 

Umlauf 

Münzvorrath 
Millionen  Reichsmark 

im  Umlauf 

1818—20 

81,63 

54,46 

27,17 

1821—25 

113,72 

37,63 

76,09 

1826—30 

193,96 

37,82 

156,04 

1831—35 

262,31 

56,61 

205,80 

1836—40 

320,19 

46,43 

273,76 

1841—45 

372,76 

139,83 

232,93. 

Man  sieht,  wie  mit  dem  allmähligen  Verschwinden  des  Staatspapier- 
geldes die  Notenzirkulation  zunimmt  und  zwar  in  weit  stärkerem  Ver- 
hältniss  als  der  Baarvorrath,  der  lange  Zeit  hindurch  relativ  sehr  ge- 
ring ist. 

Für  die  Neuzeit  geben  wir  unten  nach  Hertzka  die  Zahlen  für  den 
Schluss  jedes  einzelnen  Jahres  so  wie  für  die  daraus  berechneten  5jähri- 
gen  Durchschnitte;  die  Angaben  über  die  zirkulirenden  Staats-Noten  ha- 
ben wir,  so  weit  möglich,  beigefügt  und  die  Menge  der  metallisch  unge- 
deckt umlaufenden  papierenen  Geldzeichen  berechnet. 
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Bauk-  und  Staats-Noten-Umlauf  in  Oestreich-Uugaru   1846 — 1875 
in  Millionen  Reichsmark  (0,000  weggelassen). 


Prozentische 

Veränderung 

der 

Am  Ende 

Banknoten 

Staatsnoten 

Münz-Vorrath 

Ungedeckte 

ungedeckten 

des 

im 

im 

der 

Noten  im 

Noten  gegen 

Jahres 

Umlauf 

Umlauf 

Nationalbank 

Umlauf 

1846—50 
=  100 

1846 

427,38 



173,86 

253,52 

1847 

437,94 

— 

140,48 

297,46 

1848 

445,95 

— 

60,85 

385,10 

1849 

500,95 

— 

60,12 

440,83 

1850 

510,73 

— 

64,60 

446,13 

1846—50 

464,59 

— 

99,98 

364,61 

100,00 

1851 

431,27 

> 

85,65 

} 

1852 

389,84 

c.   400 

86,49 

} 

1853 

376,60 

c.  400 

89,76 

> 

1854 

766,98 

— 

90,61 

676,37 

1855 

755,76 

— 

99,42 

656,34 

1851  —  55 

544,09 

? 

90,38 

? 

— 

1856 

760,36 

— 

174,48 

585,88 

1857 

766,96 

— 

196,08 

570,88 

1858 

740,04 

— 

197,15 

542,89 

1859 

933,51 

— 

160,37 

773,14 

1860 

949,72 

— 

178,33 

771,39 

1856—60 

830,12 

— 

181,28 

648,84 

177,95 

1861 

937,74 

— 

198,28 

739,40 

1862 

853,74 

— 

210,14 

643,60 

1863 

793,31 

221,41 

571,90 

1864 

751,65 

224,38 

527,27 

1865 

702,20 

— 

243,04 

459,16 

. 

1861—65 

807,73 

— 

219,45 

588,28 

158,59 

1866 

567,97 

431,59 

208,01 

791,55 

1867 

494,04 

602,27 

216,69 

879,62 

1868 

552,37 

596,65 

217,28 

931,74 

1869 

567,39 

630,14 

233,72 

963,81 

1870 

593,78 

795,22 

228,65 

1159,35 

1866—70 

555,11 

611,17 

220,87 

945,41 

259,29 

1871 

634,66 

757,18 

286,99 

1105,85 

1872 

636,73 

751,98 

285,86 

1103,85 

1873 

717,88 

688,07 

287,67 

1118,28 

1874 

587,52 

690,56 

278,73 

999,35 

1875 

572,48 

693,00 

268,83 

996,65 

1871—75 

629,85 

716,16 

281,61 

1064,40 

292,03 

1876 

591,80 

273,20 

1877 

564,60 

275,00 
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Für  die  Zeit  von  1851  bis  1853,  wo  faktisch  neben  den  Banknoten 
noch  unverzinsliches  Staatspapiergeld  mit  Zwangskours  umlief,  fehlten  uns 
genaue  Angaben  für  letzteres,  wir  konnten  daher  den  Betrag  der  unge- 
deckten Noten  nicht  berechnen,  ebenso  für  die  beiden  letzten  Jahre  1876 
und  77,  für  welche  wir  die  vorstehenden  Angaben  dem  Economistc  fran- 
<;ais  entnehmen. 

Da  in  den  Jahren  1849  und  50  noch  kein  eigentliches  Staatspapier- 
geld zirkulirte,  sondern  die  in  der  Noth  des  Staates  ausgegebenen  Sali- 
nenscheine und  Kassenanweisungen  mit  3  ^^/^  verzinslich  waren,  also,  wenn 
sie  auch  bei  der  Bank  und  allen  Staatskassen  in  Zahlung  genommen  wui'- 
den,  dennoch  mehr  den  Charakter  von  Werthpapiereu  besassen  und  erst 
1851  in  eigentliches  Papiergeld,  in  unverzinsliche  lleichsschatzscheine  ver- 
wandelt wurden,  so  konnten  wir  die  vorliegenden  Zahlen  für  die  Zirku- 
lation der  ungedeckten  Banknoten  sehr  wohl  als  die  überhaupt  in  den 
Händen  des  Publikums  belindliche  Papiermenge  ansehen  und  zum  Aus- 
gangspunkt der  Vergleichung  wählen.  Die  letzte  Kolumne  der  obigen 
Tabelle  zeigt  nun,  wie  bedeutend  die  Vermehrung  in  den  letzten  30  Jah- 
ren gewesen  ist,  —  um  beinahe  200  ^j^  steht  der  Durchschnitt  der  5  Jahre 
1871 — 75  höher  als  derjenige  von  1846 — 50,  weil  die  Kriegsnoth  von 
1866  den  Staat  trotz  entgegenstehender  Vereinbarungen  veranlasst  hat, 
sehr  erhebliche  Summen  von  Staatsnoten  dem  Verkehre  aufzudrängen,  die 
durch  die  nicht  unerhebliche  Eeduktion  der  Banknotenzirkulation  nicht 
ausgeglichen  werden  konnte.  Die  Lage  der  Bank  selber  ist,  wie  man 
sieht,  nur  vorübergehend  ungünstig  gewesen,  und  sie  wäre  bei  dem  in 
letzter  Zeit  vorhandenen  Baarvorrath  von  über  ein  Drittel  der  Notenemis- 
sion sehr  wohl  im  Stande  die  Baarzahlungen  aufzunehmen,  wenn  nicht 
die  umlaufenden  Staatsnoten  jeden  derartigen  Versuch  vereiteln  müssten. 

Für  die  gesammte  Zirkulation  der  abendländischen  Kulturstaaten  er- 
gibt sich  aber  das  Resultat,  dass  die  östreichischen  Notenpressen  die  Um- 
laufsmittel in  den  letzten  3  Jahrzehnten  um  circa  700  Millionen  Eeichs- 
mark  vermehrt  haben. 

4.     Deutsches  Reich. 

Für  Deutschland,  das  sich  erst  im  Beginne  dieses  Jahrzehntes  zu  po- 
litischer und  in  manchen  Beziehungen  auch  zu  wirthschaftlicher  Einheit 
emporgearbeitet  hat,  sind  die  Daten  über  die  Banknoten-  und  Papiergeld- 
zirkulation nur  sehr  mangelhaft  vorhanden. 

Bei  der  Zersplitterung  des  Reiches  in  einzelne  selbständige  Gebiete, 
und  bei  der  Verschiedenheit  in  der  Kontrolle  und  der  Art  der  Verwal- 
tung der  Banken,  namentlich  in  der  Art  der  Publikationen  ihres  Geschäfts- 
standes, ist  es  fast  unmöglich  für  die  früliere  Zeit  genaue  und  umfas- 
sende Zahlenangaben  zu  finden,  da  keinerlei  einheitliche  Erhebungen  statt- 
gefunden haben.  Die  Publikationen  über  Notenumlauf  und  Baarvorrath 
sind,  so  weit  sie  überhaupt  erfolgten,  zerstreut  in  Börsen-  und  Handels- 
zeitungen, und  nur  vereinzelt  sind  amtliche  Berichte  erlassen.  Es  ist  da- 
her unendlich  schwierig  und  mühevoll  die  einzelnen  Zahlen  zu  sammeln, 
und  bei  der  Mannigfaltigkeit  in  der  Abfassung  der  Berichte  auch  schwie- 
rig,   sie    zu    gruppiren    und    zu  verarbeiten.     Erst   seit  der  neuesten  Zeit, 
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WO  die  Keichsgesetzgebung   einheitliche  Normen   geschaffen  hat,    wird  ein 
besseres  statistisches  Material  sich  herausbilden. 

Trotzdem  existiren  auch  für  die  frühere  Zeit,  wenn  auch  nicht  abso- 
lut, so  doch  leidlich  sichere  Zahlen,  welche  durch  die  mühsamen,  sorg- 
fältigen Berechnungen  von  0.  Hübner,  Ad.  "Wagner,  Roep'ell  und 
Anderen  gewonnen  sind.  Namentlich  Ad.  Wagner  hat  in  seinem  „Sy- 
stem der  Zettelbankpolitik"  die  bisherigen  Zahlenangaben  gesammelt ,  kri- 
tisch gesichtet,  ergänzt  und  fortgeführt,  und  seine  Berechnungen  dürfen 
daher  mit  Recht  als  die  vollständigsten  und  sichersten  gelten,  obwohl  auch 
er  häufig  auf  Fehlerquellen  hinweisen  muss,  und  er  seine  Zahlen  nur  als 
approximativ  richtig  hinstellt.  Wir  benutzen  sie  im  Folgenden  in  erster 
Linie;  da  Wagner  aber  für  die  ersten  Jahre  nur  die  metallische  De- 
ckung vom  Notenumlauf  in  Abzug  bringt,  also  nur  die  metallisch  unge- 
deckten Noten  berechnet ,  so  haben  wir  neben  den  seinigen  auch  die 
H  üb  n  er 'sehen  Zahlen  (Jahrbuch  für  Volkswirthschaft,  Band  8.  S.  112  ff.) 
mit  verwendet.  Denn  da  wir  hauptsächlich  ersehen  wollen,  wie  durch 
die  Notenemission  die  gesammten  Umlaufsmittel  vermehrt  sind,  so  müssen 
wir  selbstredend  ausser  dem  Metallvorrath  auch  die  in  den  Kassen  der 
Banken  befindlichen,  also  dem  Umlauf  entzogenen,  Kassenscheine  und 
Noten  anderer  Banken  von  den  zirkulirenden  Noten  in  Abzug  bringen. 
Hübner  rechnet  aber  die  letzteren  mit  zum  Baarvorrath,  Wagner  da- 
gegen sucht  in  seiner  Tabelle  (auf  S.  202)  dieselben  möglichst  zu  elimi- 
niren,  obwohl  eine  genaue  Trennung  nicht  immer  durchführbar  ist.  Wir 
haben  daher  versucht,  aus  der  Differenz  beider  Angaben  den  Betrag  des 
papierenen  Baarvorrathes  annähernd  zu  berechnen,  ebenso  für  spätere 
Jahre  aus  Wagner's  Angaben  in  Tabelle  L  und  M.  Doch  gelang  das 
nicht  überall,  wir  können  also  jener  Trennung  nicht  viel  Gewicht  beile- 
gen. Für  die  Jahre  1873 — 77  haben  wir  einzelne  Notizen  aus  dem  „Deut- 
schen Handelsblatt"  benutzt  (Jahrgang  1876  S.  301,  Jahrg.  1877  S.  278 
u.  Jahrg.  1878  S.  54).  Leider  sind  alle  diese  Zahlen  keine  Durchschnitts- 
zahlen, sondern  die  Daten  eines  einzelnen  Tages,  des  3 1**"^  Dezembers 
jeden  Jahres;  aber  es  war  unmöglich  Jahresdurchschnitte  zu  bekommen. 


Ende 

des 

Jahres 


Bank-Noten 

im 

Umlauf 


Baarvorrath 


Metall 


Papiergeld 

und  Noten 

anderer 

Banken 


Durch  den  Baarvorrath 

nicht  gedeckte  Noten  im  Umlauf 

I  I    Prozentische 

im  Durchschnitt       Veränderung 

Jährlich  von  5  Jahren  eegen  1846 


Millionen  Reichsmark  (0,000  weggelassen) 

5,73 

5,64 
13,32 
26,75    \     15,73 

0,15 
32,70 


\    1846 

18,03 

12,30 

1851 

102,36 

96,72 

1852 

113,04 

99,72 

1853 

112,62 

85,87 

1854 

119,01 

118,86 

1855 

129,12 

96,42 

100 


274,52 
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Ende 

des 

Jahres 

Bank-Noten 

im 

Umlauf 

Baarvorrath 

1    Papiergeld 
1    und  Noten 
Metall              -^n^fer 
Banken 

Durch  den  Baarvorrath 
nicht  gedeckte  Noten  im  Umlauf 

1    Prozentische 
im  Durchschnitt      Vcriinderung 
Jährlich          von  5  Jahren         e^'E*"  ^***ß 
1                                        =  100 

Millionen  Reichsmark  (0,000  weggelassen) 

1856 

245,10 

151,36 

93,74 

\ 

1857 

300,60 

186,63 

113,97 

1 

1858 

318,87 

198,15 

120,72 

\   119,24 

2080,98 

1859 

366,15 

238,65 

13,41 

113,09 

i 

1860 

463,26 

296,76 

11,70 

154,80 

) 

1861 

532,80 

335,10 

17,46 

180,24 

\ 

1862 

520,95 

297,15 

29,76 

194,04 

j 

1863 

> 

' 

f 

[  235,39 

4108,03 

1864 

528,00 

279,90 

248,10 

i 

1865 

574,80 

246,00  1      9,60 

319,20 

) 

1866 

553,80 

"304,80*"^ 

249,00 

J 

1867 

630,00 

351,30 

278,70 

/ 

1868 

679,32 

366,00 

31,20 

282,12 

\  320,12 

5588,60 

1869 

713,40 

339,00 

15,90 

358,50 

i 

1870 

851,10 

396,00 

22,80 

432,30     ] 

1871 

1058,70 

654,00 

36,90 

367,80 

j 

1872 

1342,00 

777,00 

65,00 

500,00 

/ 

1873 

1352,00 

926,00 

426,00 

[   402,30 

7020,94 

1874 

1325,00 

985,00 

340,00 

i 

1875 

1050,45 

609,90 

63,00 

377,52 

] 

1876 

990,37 

610,91 

81,70 

297,76 

300,25 

5240,00 

1877 

918,03 

eis 

63"       " 

304,40 

Die  Banknoten  beginnen  in  Deutschland,  wie  man  aus  obigen  Zahlen 
ersieht,  ziemlich  spät  als  Zahlungsmittel  sich  einzubürgern,  ganz  unbe- 
deutende Summen  sind  es,  die  dayon  1846  im  Umlauf  sind,  weil  die 
meisten  der  deutschen  Zettelbauken  erst  in  den  1850er  Jahren  gegründet 
wurden.  Seit  1856  wird  die  Notenemission  eine  bedeutendere,  sie  steigt 
dann  langsam  in  die  Höhe  und  ist  in  den  Jahren  1872  bis  1874  am  gros- 
sesten, um  in  den  allerletzten  Jahren  nach  dem  Zusammenbruch  des  gross- 
artigen Schwindelgebäudes  der  Spekulationszeit  sehr  erheblich  reduzirt  zu 
werden.  Auch  die  Zahl  der  Zettelbauken  ist  bekanntlich  in  Folge  des 
Eeichs-Bankgesetzes  vom  14'"^°  März  1875  verringert  worden,  indem  viele 
der  früher  Noten-emittirenden  Banken  auf  ihr  Notenrecht  verzichteten,  und 
dasselbe  an  die  Deutsche  Keichsbank  überging,  so  dass  gegenwärtig  statt 
34  nur  noch   19  derartige  Banken  existiren. 

Die  Baardeckung  der  Noten  ist  durchweg  eine  gute  gewesen,  nur 
vereinzelt  ist  der  Baarvorrath  geringer  als  die  Hälfte  des  Noten-Umlaufs, 
zumeist  ist  er  wesentlich  grösser,  so  dass  die  Summe  der  ungedeckt  zir- 
kulirenden  Banknoten  verhältnissmässig  klein  ist.     "Will  man  aber  das  ein- 
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zclüo  Jahr  1846  zum  Ausgangspunkt  einer  Vergleichung  wählen,  so  ist 
trotzdem  die  Zunahme  eine  sehr  bedeutende,  wie  die  Verhältnisszahlen 
in  der  letzten  Kolumne  obiger  Tabelle  andeuten.  Im  Durchschnitt  der 
5  Jahre  1871  —  75  ergibt  sich  eine  Vermehrung  der  Zirkulationsmittel 
durch  die  Banknotenausgabe  von  etwa  400  Millionen  Mark,  im  Durch- 
schnitt der  letzten  beiden  Jahre  dagegen  um  ca.  300  Millionen. 

In  Deutschland  kursirt  aber  neben  den  Banknoten  noch  Staatspapier- 
geld ,  das  in  Form  von  Kasseanweisuugen  und  Darlehnskassenscheinen  von 
den  meisten  deutschen  Staaten  ausgegeben  ist.  —  War  es  aber  schon 
schwierig,  die  Notenemission  der  vielen  deutschen  Zettelbanken  statistisch 
zu  verfolgen,  so  ist  es  fast  unmöglich  die  Papiergeldausgabe  der  einzelnen 
Staaten  zu  einem  einheitlichen  Bilde  zusammenzufassen  und  zifFermässig 
ihre  allmählige  Veränderung  darzulegen,  weil  hierüber  noch  weniger  als 
über  die  Notenausgabe  sichere  Publikationen  vorliegen.  Wir  müssen  uns 
daher  im  Folgenden  mit  wenigen  Angaben  begnügen,  die  in  erster  Linie 
den  sorgsamen  Berechnungen  Ad.  Wagner 's  zu  danken  sind.  (Vergl, 
Ad.  Wagner:  „System  der  Zettelbankpolitik"  S.  196  u.  198,  ferner  für 
1862  seinen  Artikel  „Papiergeld"  im  „Staatswörterbuch"  Band  VII  S.  662.) 
Ihm  sind  die  ersten  Zahlen  entnommen,  die  für  1871  entlehnen  wir  einem 
Aufsatz  von  Schramm  in  diesen  „Jahrbüchern"  Band  XX  S.  60,  und  die 
neusten  Angaben  dem  „Deutschen  Handelsblatt"  vom  7.  Septemb.   1876. 

Es  zirkulirten  demnach  an  Staatspapiergeld  in  ganz  Deutschland: 
1850         ca.   161,16  Millionen  Mark 


1862 

97,37 

1865 

109,05 

1868/69 

177,25 

1871 

183,79 

April         1874 

184,29 

am  31.  Dez.   1875 

179,78 

„    30.  Juni   1876 

174,62 

So  lückenhaft  auch    diese  Zahlen  sind,    und  j 

'^enig  namentlich  die 
älteren  auf  absolute  Genauigkeit  Anspruch  machen  können,  so  werden  sie 
doch  genügen,  den  Entwicklungsgang  zu  kennzeichnen,  da  das  Papiergeld 
im  Gegensatz  zu  den  Banknoten  nicht  der  Ausdehnung  des  Verkehrs  ent- 
sprechend in  seiner  Menge  bald  zu-  bald  abnimmt,  sondern  relativ  kon- 
stant in  seinem  Umlauf  ist,  also  auch  das  einzelne  Jahr  die  Zirkulation 
einer  bestimmten  Zeitperiode  markiren  kann. 

Es  war  also  nach  obigen  Zahlen  die  umlaufende  Summe  im  Anfang 
der  1860er  Jahre  weit  geringer  als  1850,  hauptsächlich  wegen  der  1856 
erfolgten  Verminderung  der  preussischen  Kassenscheine  von  92  Millionen 
auf  47  Millionen.  Das  Kriegsjahr  1866  brachte  dann  die  Summe  wieder 
über  die  alte  Höhe  hinaus,  indem  namentlich  Baiern  und  Sachsen  ihre 
Emission  vermehrten,  und  erst  die  neueste  Zeit  bringt  eine  allmählige 
Reduktion,  die  auch  nach  dem  Reichs-Gesetz  vom  30.  April  1874  ferner- 
hin durch  regelmässige  Tilgung  der  Reichskassenscheine  fortdauern  soll, 
um  bis  zum  Jahre  1892  die  gesetzlich  fixirte  Summe  von  120  Millionen 
Mark  zu  erreichen.  Betrachtet  mau  nur  die  obigen  absoluten  Zahlen,  so 
ergibt  sich,    dass  in  diesem  Jahrzehnt  im  Vergleich    mit  dem  Jahre   1850 
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nur  eine  sehr  unbedeutende  Vermehrung  des  Staatspapiergeldes  erfolgt  ist. 
Für  die  gesammte  Zirkulation  dürfte  aber  auch  diese  geringe  Vermehrung  noch 
nicht  existiren,  sondern  vielmehr  eine  Verminderung  in  Anschlug  zu  bringen 
sein.  Denn,  wenn  auch  der  in  Goldmünzen  depouirte  llcichskriegsschatz 
von  120  Millionen  keineswegs  als  „Deckung"  für  die  lieichskasseuscheino 
anzusehen  ist,  und  auch  nie,  seinem  Wesen  nach,  als  Baardeckung  dafür 
dienen  soll  und  kann,  so  ist  doch  hauptsächlich  in  Rücksicht  auf  diese 
unverzinslich  eingesperrten  und  dem  Verkehr  entzogenen  Edelmetallmas- 
sen die  Summe  des  Staatspapiergeldes  ausgegeben  worden,  imd  darf,  so 
lange  jene  Schätze  unberührt  bleiben,  das  zirkulirende  Papiergeld  immer- 
hin als  Vertreter  jenes  ruhenden  Schatzes  augesehen  werden.  Wir  dür- 
fen also  bei  einer  Berechnung  der  Vermehrung  der  Zirkulationsmittel  jene 
120  Millionen  Goldmünzen  sehr  wohl  von  der  Summe  der  E-eichskassen- 
scheine  in  Abzug  bringen,  und  da  im  Jahre  1850  kein  solcher  Baarschatz 
existirte,  so  dürfte  wohl  eine  Verminderung  des  „ungedeckten  Staatspapicr- 
geldes"  von  etwa   100  Millionen  zu  verzeichnen  sein. 

Fassen  wir  die  Zirkulation  der  ungedeckten  Banknoten  und  des  Papier- 
geldes zusammen,  so  würde  die  um  das  Jahr  1850  au  derartigen  Tausch- 
mitteln umlaufende  Menge  etwa  166  Millionen,  dagegen  im  Beginne  dieses 
Jahrzehntes  etwa  466  Millionen  Mark  betragen,  so  dass  für  Deutschland 
eine  Vermehrung  der  Gesammtzirkulation  ungefähr  von  300  Millionen, 
für  die  beiden  letzten  Jahre  jedoch  nur  von  190  Millionen  zu  verzeich- 
nen wäre. 

5.     Russland. 

Auch  in  Russland  datirt  ebenso  wie  in  Oesterreich  die  Papiergeld- 
wirthschaft  bereits  aus  dem  vorigen  Jahrhundert.  Kurze  Zeit  nach  der 
ersten  Papiergeldemission  unter  Maria  Theresia  betrat  auch  Katharina  II 
die  abschüssige  Bahn,  und  kündigte  durch  Manifest  vom  29,  Dezember 
1768  die  Ausgabe  von  Staatspapiergeld  au,  das  im  Betrage  nicht  20  Mil- 
lionen Rubel  übersteigen  sollte  und  namentlich  das  schwertransportable, 
damals  fast  allein  zirkulirende  Kupfergeld  im  grösseren  Verkehre  zu  er- 
setzen bestimmt  war.  Der  Verkehr  nahm  es  als  ein  wirkliches  Bedürf- 
niss  willig  und  gern  auf  und  zahlte  zeitweise  sogar  ein  Agio  dafür,  aber 
sehr  bald  vermehrten  sich  die  ausgegebenen  Summen  über  den  Bedarf 
hinaus,  und  alle  IS'achtheile  der  Papiergeldwirthschaft  machten  sich  fühlbar. 
Brückner  hat  in  seinem  Artikel:  „Die  Geschichte  des  russischen  Papier- 
geldes etc."  in  diesen  Jahrbüchern  (Band  I  S.  48 — 64)  die  früheste  Ent- 
wicklung bereits  detaillirt  geschildert,  indem  wir  darauf  verweisen,  zitiren 
wir  hier  im  Auszuge  nur  einige  Zahlen  von  ihm. 

Es  zirkulirten  an  Assignationen : 


Im  Anfang 

Millionen 

Im  Anfang 

Millionen 

des  Jahres 

Rubel 

des  Jahres 

Rubel 

1788 

40 

1800 

210 

1790 

100 

1801 

212 

1791 

111 

1802 

221 

1792 

117 

1803 

230 

1793 

120 

1804 

247 

356 
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Im  Anfang 

Millionen 

Im  Anfang 

Millionen 

des  Jahres 

Rubel 

des  Jahres 

Rubel 

1794 

124 

1805 

260 

1795 

145,5 

1806 

292 

1796 

150 

1807 

312 

1797 

157 

1808 

382 

1798 

163 

1809 

477 

1799 

194 

1810 

533 

1811- 

-14 

577 

Die  Menge  der  ausgegebenen  Assignationen  steigt  also  fortdauernd 
und  ziemlich  rapide  an  und  erreicht  1817  ihren  Höhepunkt  mit  einer 
Summe  von  836  Millionen  Rubel.  Erst  dann  beginnt  man  ernstlich  an 
einer  Verminderung  derselben  zu  arbeiten  und  reduzirte  sie  bis  1821  auf 
595  Millionen,  welche  Summe  bis  zum  Jahre   1843  unverändert  blieb. 

Durch  Manifest  vom  I.Juni  1843  sollten  sodann  alle  diese  längst  mit 
hohem  Disagio  umlaufenden  Bank- Assignationen  im  Verhältniss  von  1:3,5 
gegen  neue  Reichs-Kreditbillets  eingelöst  werden,  und  wurden  davon  170,2 
Millionen  Rubel  ausgegeben  und  mit  Zwangskours  dem  Silberrubel  gleich- 
gesetzt. Sie  waren  anfangs  einlösbar  und  sollte  stets  ein  genügendes  Ein- 
lösungskapital vorhanden  sein.  Aber  es  blieb  nicht  lange  bei  diesen  170 
Millionen,  wie  die  unten  folgenden  Zahlen  zeigen. 

Leider  sind  uns  aber  für  die  Neuzeit  nicht  ausreichende  Zahlenanga- 
ben zugänglich  gewesen,  obwohl  regelmässige  Veröffentlichungen  vorhanden 
sein  müssen.  Wir  halten  uns  daher  einmal  an  die  bereits  erwähnte  Arbeit 
von  Brückner,  sodann  hauptsächlich  an  Ad.  Wagner:  „Die  russische 
Papierwährung",  (Riga  1868),  ferner  an  Kolb:  „Handbuch  der  verglei- 
chenden Statistik"  (Leipzig  1875)  S.  504  ff.,  endlich  für  die  neuste  Zeit 
an  Karatschunsky:  „Statistik  der  produktiven  Kräfte  Russlands" 
Berlin  1878.  Nach  diesen  vereinzelten  Notizen  haben  wir  die  folgende 
Tabelle  über  den  Papiergeldumlauf  und  seine  Baardeckung  zusammenge- 
stellt (in  Mark  umgerechnet,   1   Rubel  =  3,236  Mark). 

Wir  wagen  es  jedoch  nicht  für  die  absolute  Sicherheit  dieser  Zahlen 
eine  Garantie  zu  übernehmen,  da  wir  nicht  ersehen  konnten,  ob  und  wie 
weit  die  verschiedenen  Notirungen  auf  einheitlichen  Berechnungsgrund- 
sätzen basiren;  einzelne  kleine  Abweichungen  scheinen  sogar  das  Gegen- 
theil  anzudeuten. 

Trotzdem  werden  die  Zahlen  genügen,  ein  leidlich  sicheres  Bild  der 
Entwicklung  wiederzuspiegeln. 
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Papiergeld 

Baarvorrath 

Ungedecktes  Papiergeld 

Jahr. 

(Kreditbillets) 

der 

im  Umlauf. 

im  Umlauf. 

Keichsbank. 

jährlich         Durchschnitt 

Millionen  Iteichsmark. 

1843 

550,76 

267,29 

283,47 

1849 

971,99 

— 

c.  620,00 

c.    620,00 

1.  Januar 

1851 

974,97 

350,13 

624,84 

t> 

1852 

983,09 

360,16 

622,93 

» 

1853 

1007,69 

400,30 

607,39 

.       654,36 

» 

1854 

1078,88 

425,53 

653,35 

» 

1855 

1152,98 

389,67 

763,31 

_ 

» 

1856 

1647,77 

366,00 

1281,77 

■^ 

>i 

1857 

2230,57 

397,38 

1833,19 

» 

1858 

2379,43 

385,41 

1994,02 

>     1756,56 

>> 

1859 

2085,92 

321,33 

1764,59 

» 

1860 

2190,45 

281,21 

1909,24 

_ 

» 

1861 

2307,27 

272,29 

2034,98 

' 

»> 

1862 

2308,89 

262,43 

2046,46 

>f 

1863 

2236,40 

260,82 

1975,58 

-     1972,45 

» 

1864 

2059,71 

182,18 

1877,53 

» 

1865 

2106,96 

179,27 

1927,69 

, 

j) 

1866 

2037,06 

196,75 

1840,31 

J      1936,63 

>) 

1867 

2230,77 

194,16 

2036,61 

>> 

1868 

2233,26 

300,30 

1932,96 

Neujahr 

1869 

2344,16 

c.  375,00 

— 

» 

1870 

2335,68 

— 

— 

>> 

1871 

2316,33 

— 

— 

>j 

1872 

2343,51 

— 

— 

Mitte 

1874 

2541,16 

703,37 

1837,79 

1837,79 

1.  Oktob. 

1876 

2305,97 

580,21 

1725,76 

) 

1.  Januar 

1877 

2293,03 

584,10 

1708,93 

\      1722,85 

1.  Oktob. 

1877 

2316,65 

582,80 

1733,85 

/ 

"Wie  man  sieht,  hat  der  gute  Wille,  den  man  1843  an  den  Tag 
legte  die  erschütterten  Geldverhältnisse  des  Landes  endlich  wieder  auf  so- 
lide Basis  zu  stellen,  sehr  bald  der  Macht  der  Verhältnisse  weichen  müs- 
sen. Namentlich  die  Noth  des  Krimkrieges  überschwemmte  das  Land  mit 
einer  wahren  Fluth  von  Papierzetteln,  die  auch  nach  Beendigung  des  Krie- 
ges nicht  eingezogen  und  konsolidirt  wurden,  sondern  nach  vorübergehen- 
der, geringfügiger  Verminderung  sogar  noch  vermehrt  wurden,  so  dass  seit 
dem  Jahre  1857  die  Summe  der  emittirten  Zettel  nicht  wieder  unter  2 
Milliarden  sinkt,  und  selbst  die  ungedeckt  umlaufenden  Geldzeichen  zeit- 
weise mehr  als  2  Milliarden  Mark  betragen,  eine  Summe,  die  nur  in  den 
Vereinigten  Staaten  Nordamerika's  erreicht  und  vorübergehend  selbst  über- 
troffen wird. 

Will  man  aber,   wozu  man  nach  den    obigen  Zahlen  wohl  berechtigt 
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ist,  die  Summe  von  etwa  620  Millionen  Mark  als  den  Betrag  der  um 
1850  zirkulirendeu  ungedeckten  Notenmenge  annehmen,  so  würde  E-uss- 
lands  schlechte  Finanzpolitik  der  Gesammtzirkulation  in  der  neusten  Zeit 
eine  Vermehrung  vou   1100  bis  1200   Millionen  Mark  gebracht  haben. 

6.     Italien. 

Italien ,  die  jüngste  der  europäischen  Grossmächte  hat  gegenwärtig 
wohl  das  am  wenigsten  befriedigende  Geldwesen  aufzuweisen.  Die  unter 
gewaltsamen  Verhältnissen  erfolgte  Neubildung  des  Einheitsstaates  musste 
die  Finanzen  zerrütten  und  führte  sehr  bald  zur  Papiergeldwirthschaft, 
die  seit  dem  April  1866,  durch  Proklamirung  des  Zwangskurses  für  die 
Noten  der  italienischen  Nationalbank  mit  all  ihren  Nachtheilen  besteht. 
Seitdem  zirkuliren  noch  immer  wachsende  Summen  von  ungedeckten  Bank- 
noten ,  und  sind  selbst  Papierscheine  bis  herab  zu  ^  Lire  ausgegeben 
worden. 

Leider  fehlte  es  uns  an  jeder  zureichenden  Statistik,  und  dürfte  es 
überhaupt  schwierig  sein,  für  das  politisch  zersplitterte  Italien  vor  seiner 
Einigung  brauchbare  Zahlen  zu  gewinnen;  aber  auch  für  die  spätere  Zeit 
waren  uns  nur  wenige  Angaben  zugänglich,  —  zunächst  von  Ad.  Wagner 
in  seinem  System  der  Zettelbankpolitik  (S.  740),  sodann  für  die  letzten 
Jahre  einzelne  verstreute  Daten  im  Economiste  frangais.  Wir  stellen  im 
Folgenden  diese  wenigen  Notirungen  zusammen : 


Zeit. 

Noten- 

Baarvor- 

Ungedeckte 

Umlauf. 

ratb. 

Noten. 

Millionen  Reich 

smark. 

Anfang 

1866 

210,80 

— 

— 

» 

1871 

1027,84 

— 

— 

j» 

1873 

1188,80 

169,28 

1019,52 

Am  30. 

April 

1874 

1131,12 

290,08 

841,04 

„     31. 

Dez. 

1874 

1210,56 

254,64 

955,92 

j>       >> 

>> 

1875 

1248,96 

230,00 

1018,96 

»       }> 

}> 

1876 

1268,80 

253,68 

1015,12 

Es  fehlt  uns  also  ganz  an  Angaben  über  die  Papierzirkulation  frühe- 
rer Jahre,  namentlich  um  die  Zeit  vor  1850,  so  dass  es  uns  nicht  mög- 
lich wird  mit  Sicherheit  die  Zunahme  der  letzten  30  Jahre  zu  konstati- 
ren.  Dass  auch  damals  bereits  Banknoten  zirkulirten  ist  sicher,  aber  deren 
Menge  wird  kaum  zu  bestimmen  sein.  Ebenso  war  bereits  vorübergehend 
Papiergeld  im  Umlauf,  denn  im  Kirchenstaat  waren  z.  B.  nach  Kolb  zur 
Zeit  der  Revolution  von  1848  bereits  mehr  als  30  Millionen  Mark  aus- 
gegeben. 

Jedenfalls  waren  aber  die  damals  im  Verkehr  befindlichen  Summen 
nur  minimal  im  Vergleich  zur  Gegenwart,  und  wenn  wir  seit  jener  Zeit 
eine  Vermehrung  von  800 — 900  Millionen  Mark  für  die  gesammte  Zirku- 
lation annehmen,  so  haben  wir  vielleicht  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  ge- 
griffen. 

Wir  wiederholen  jedoch,  dass  wir  diesen  Schätzungen  nicht  viel  Werth 
beilegen  können,  und  haben  wir  sie  nur  aufgenommen,    weil  uns  bei  der 
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Bchliesslichen  Zusammenfassung  der  einzelnen  Länder  das  Fehlen  der  italie- 
nischen Ziffern  zum  Vorwurf  gemacht  werden  könnte. 

7.     Die  Vereinigten  Staaten  Nord- Ameri  kas. 

Nordamerika,  das  gegenwärtig  seit  dem  Bürgerkriege  eine  reine  Papier- 
währung besitzt,  war  bereits  zweimal  in  früheren  Perioden  in  dasselbe 
Uebel  der  Papiergeldwirthschal't  hiueingerathen.  Nach  Sumner:  „History 
of  American  Curreucj'"  (New- York  1875)  wurde  das  erste  Papiergeld  im 
Jahre  1690  im  Betrage  von  40,000  Listres  ausgegeben  und  gern  genom- 
men, weil  es  bei  der  damaligen  englischen  Kolonialpolitik,  die  möglichst 
die  Ausfuhr  von  Geld  aus  dem  Mutterlande  zu  hindern  suchte,  so  sehr  an 
Zirkulationsmitteln  fehlte,  dass  selbst  das  Zeicheugeld  der  Indianer  lange 
Zeit  als  Geld  unter  den  Kolonisten  zirkulirte.  Doch  führte  das  Verlockende 
der  Papiergeldemission  die  Kolonien  bald  so  weit  in  die  Papierwirthschaft 
hinein,  dass  die  englische  Regierung  eingeifen  musste  um  dem  Unwesen 
zu  steuern. 

Als  dann  1775  der  nordamerikanische  Unabhängigkeitskrieg  begann, 
sah  sich  der  neuzusammeugetretene  Kongress  gezwungen,  abermals  Staats- 
papiergeld auszugeben,  um  Geld  zum  Kriege  zu  bekommen.  (Vergl.  diese 
Jahrbücher  Band  I  S.  392 — 96.)  Der  Betrag,  Anfangs  klein,  wuchs  sehr 
bald  zu  relativ  grossen  Summen  an,  so  dass  schliesslich  c.  200  Millionen 
Dollars  zirkulirten,  (d.  h.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  mehr  als  83  Dollars) 
und  dass  der  Silber -Dollar  im  Werthe  auf  200  Papier  -  Dollars  und  mehr 
stieg,  bis  man  sich  1780  zu  schneller  Einziehung  der  „Kontinentalbillets" 
entschloss. 

Seit  dem  hat  erst  der  Bürgerkrieg  zur  dritten  Papiergeldausgabe  im 
Jahre  1862  Anlass  gegeben.  Aber  bis  dahin  haben  die  in  grosser  Menge, 
z.  Th.  auf  der  unsolidesten  Basis  existirenden  Zettelbanken  dafür  gesorgt, 
dass  reichliche  Mengen  von  papierenen  Zirkulationsmitteln  im  Umlauf 
blieben. 

"Wir  vermögen  die  Notenzirkulation  nicht  bis  zu  ihren  ersten  An- 
fängen zurückzuverfolgen«,  doch  kursirten  nach  Sumner  a.  a.  0.  S.  123 
im  Jahre  1820  nur  e.  190,  im  Jahre  1830  c.  260  Mill.  Mark.  Tooke 
und  Newmarch  a.  a.  0.  11  S.  716,  die  ausserdem  noch  für  die  Jahre 
1814 — 16  Zahlen  angeben,  weichen  nicht  unwesentlich  von  diesen  An- 
gaben ab,  aber  da  sie  selbst  auf  die  Unsicherheit  ihrer  Zahlen  hinweisen, 
glauben  wir  die  obigen  so  wie  die  im  Folgenden  benutzten  den  dortigen 
vorziehen  zu  dürfen.  Für  die  Zeit  von  1834  bis  1874  halten  wir  uns  au 
die  detaillirten  Angaben  einer  uns  vorliegenden  Parlamentsrede  von  M^ 
Burchard  („Currency  and  free  Banking."  Speech  of  Hon.  Horatio  C. 
Burchard  of  Illinois,  in  the  House  of  Representatives ,  April  2,  1874.  — 
Washington  1874).  Er  hat,  wie  er  selbst  versichert,  mit  möglichster  Sorg- 
falt theils  selbst,  theils  mit  Hülfe  der  Beamten  der  Regierung  Zusammen- 
stellungen gemacht  über  die  Zirkulation  der  Vereinigten  Staaten  an  Münze 
und  Papiergeld,  über  die  Banknoten- Ausgabe,  so  wie  über  die  Baarvor- 
räthe  der  Banken  und  des  Staatsschatzes,  und  haben  wir  nach  seinen  ge- 
wiss zuverlässigen  Angaben  durch  Kombination  mehrerer  Tabellen  die  fol- 
genden Zahlen  berechnet  und  zusammengestellt  (1  Dollar  =  4,265  Mark). 
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"Wir  bringen  jedoch  für  die  Zeit  von  1834 — 45  nur  die  Durchschnitte 
mehrerer  Jahre,  erst  von  1846  ab  neben  den  5jährigen  Durchschnitten 
die  Zahlen  für  jedes  einzelne  Jahr.  (Wie  es  scheint  sind  die  Zahlen  seit 
1854  die  Durchschnitte  der  Fiskaljahre  vom  Iten  Juli  an  gerechnet.)  Lei- 
der standen  uns  in  ähnlicher  Vollständigkeit  für  die  letzten  3  Jahre  keine 
Zahlen  zu  Gebote.  Für  die  Fiskaljahre  1875  bis  77  haben  wir  die  durch- 
schnittliche Banknotenzirkulation  nach  der  „New- Yorker  Handelszeitung" 
aus  den  dort  veröffentlichten  Beträgen  der  für  die  Notenzirkulation  jähr- 
lich entrichteten  Steuern  (1  ^)  berechnet  und  der  Tabelle  angefügt.  Fer- 
ner haben  wir  nach  einer  anderen  Parlamentsrede  des  oben  genannten 
Autors  „Resumtion  of  Specie  Payment"  (July  29.  1876)  Washington  1876, 
die  dort  veröffentlichten  Gesammtsummen  als  Ergänzung  nachgetragen,  und 
bedeuten  im  Folgenden  die  mit  *  versehenen  Zahlen  die  Summe  der  ge- 
sammten  Papiergeldzirkulation  an  Banknoten  und  Staatspapiergeld,  die 
mit  t  bezeichneten  Ziffern  dagegen  den  Baarvorrath  der  Banken  und  des 
Staatsschatzes  an  Papiergeld  und  Banknoten. 


Jahr: 
(Durch- 
schnitt). 


Baarvorrath  der 

Im  Staatssehatz 

Staatspapiergeld 

Banken. 

vorräthig. 

im  Umlauf 

Unge- 

durch den 

Bank- 

deckte 

Staats- 

noten im 

Noten  im 

schatz  un- 

Umlauf. 

Metall. 

Papier. 

Umlauf. 

Metall. 

Papier. 

überhaupt 

gedeckt. 

£  -2 


30 


1834—35 

424,36 

1836—40 

551,96 

1841—45 

354,07 

1846 

452,09 

1847 

452,09 

1848 

550,18 

1849 

490,47 

1850 

558,71 

1846—50 

500,71 

1851 

661,07 

1854 

874,32 

1855 

797,55 

1851—55 

777,65 

1856 

835,94 

1857 

916,97 

1858 

661,07 

1859 

823.14 

1860 

882,85 

1856—60 

823,99 

1861 

861,53 

1862 

784,76 

186.S 

1014,33 

1864 

793,29 

1865 

814,61 

Millionen  Reichsmark. 

149,27 

91,69 

183,39 

— 

— 

162.72 

121,12 

268,12 

— 

— 

162,92 

70,79 

120,35 

— 

— 

179,13 

55,44 

217,52 

— 

— 

149,27 

55,44 

247,38 

12,79 

— 

196,19 

68,24 

285,75 

34,12 

— 

187,66 

55,44 

247,37 

25,59 

— 

191,92 

68,24 

298.55 

25,59 

180,83 

60,56 

259,32 

24,52 

— 

208,98 

72,50 

379,59 

46,91 

— 

251,63 

98,09 

524,60 

110,89 

230,31 

98,09 

469,15 

115,15 

230,31 

89,56 

457,78 

90,98 

— 

255,90 

106,62 

473,42 

93,83 

— 

247,37 

93,83 

575,77 

85,30 

25,5 

315,61 

93,83 

251,63 

46,91 

— 

447,82 

81,03 

294,29 

21,32 

— 

358,26 

110,89 

413,70 

21,32 

— 

324,99 

97,94 

401,76 

53,73 

— 

372,32 

93,83 

395,38 

8,53 

— 

435,03 

106,62 

243,11 

17,06 

— 

430,76 

247,37 

336,20 

0,00 



— 

145,01 
1279,50 
1919,25 
2972,72 


127,95 
1279,50 
1919,25 
2972,70 


183,39 
268,12 
120,35 
217,52 
234,59 
251,63 
221,78 
272,96 

239,69 

332,68 

413,71 
354,00 

366,80 

379,59 
464,88 
204,72 
272,97 
392,38 

342,91 

386,85 

371,06 

1615,70 
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Bajrvorrath  der 

Im  Staatsschatz 

Staatspapiergeld 

Haiiki'n. 

TorrUthijf. 

im   Vmlauf 

I.'ngc- 

durch  den 

liank- 

dfckte 

Staats- 

nüten im 

Noten  im 

schatz  un- 

Vmlauf. 

Metall. 

Papier. 

Umlauf. 

Mct.ill. 

Papier. 

überhaupt 

gedeckt. 

.^1^ 


•?2 


—    3  ■ 

J?  c' 


Millionen  Reichsmark. 


1866 
1867 
1868 
1869 

1870 

1866—70 

1871 
1872 
1873 
1874 

1875 
1876 
1877 


1104,63 
1270,95 
1270,95 
1266.70 
1253,91 

1253.43 

1270,95 
1364,80 
1441.57 
1458,63 

1407,50 
1287.18 
1236.85 


72.50 

887.12 

145.01 

251.63 

251,63 

2925.79 

2422,53 

2567.54 

72.50 

878.59 

319.84 

422,23 

187,60 

2388.40 

1778.57 

2098.41 

76,77 

771.96 

422.22 

473,41 

132.21 

1957.63 

1352.01 

1774.23 

127.95 

673.87 

464.88 

422,23 

127.95 

1940,57 

1290.39 

1755,27 

85,30 

746,37 

422,24 

477,68 

76.77 

1914.98 

1360.53 

1782,77 

87,00 

791.58 

354,84 

409,43 

155,23 

2225,47 

1640,81 

1995,64 

110,89 

601,36 

568.70 

473,41 

140,74 

1910,72 

1296,58 

1865,28 

127.95 

554,40 

682.45 

345,46 

76,77 

1838,31 

1416.08 

2098,53 

81.03 

601.36 

759,18 

315.61 

153,54 

1769.97 

1300.82 

2060.00 

115,15 

648.28 

695.20 

392,38 

187.66 

1851,01 

1270,97 

1966,17 

1.  Januar  1875     *     3330,28     f     779.77 

1.         .,       1876     *     3245,24     f     706,71 

1 

.  Juli 

1876     " 

3137, 

46 

Wie  überall,  so  zeigt  sich  auch  hier  mit  der  Erweiterung  des  Ver- 
kehrs ein  allmähliges  Anwachsen  der  Banknotenzirkulation,  sie  steigt  von 
1846  — 1874  um  etwa  eine  Milliarde.  Aber  auch  der  Baarvorrath  ver- 
mehrt sich  dem  entsprechend  auf  etwa  das  Dreifache  des  früheren  Be- 
trages, während  er  jedoch  Anfangs  überwiegend  aus  Metall  und  nur  zum 
geringeren  Theile  aus  Noten  anderer  Banken  bestand,  hat  sich  das  Ver- 
hältniss  in  der  Neuzeit  umgekehrt.  Die  Kassen  der  Banken  sind  haupt- 
sächlich mit  Papiergeld  angefüllt,  während  die  Metallvorräthe  minimal 
sind,  —  dagegen  häuft  sich  im  Staatsschatze  Edelmetall  in  grösseren 
Mengen  an.  Bis  zum  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  war  der  Umlauf  der 
ungedeckten  Noten  nur  wenig  gegen  die  Zeit  von  1846  —  50  gestiegen, 
er  hält  sich  auch  noch  bis  1870  auf  normaler  Höhe,  schwellt  aber  im  Be- 
ginne dieses  Jahrzehntes  unter  dem  Einliuss  der  allgemein  herrschenden 
Spekulationslust  nicht  unwesentlich  an,  so  dass  er  zeitweise  das  Dreifache 
jenes  Durchschnittsbetrages  erreicht. 

Diese  Zunahme  der  ungedeckten  Banknoten  verschwindet  aber  gegen 
die  enorme  Vermehrung  des  Staatspapiergeldes,  das  vorübergehend  in  einer 
Höhe  von  fast  3  Milliarden  dem  Verkehr  aufgedrängt  wurde.  Die  Noth 
des  Krieges  zwang  dazu,  und  obwohl  man  nach  dem  Friedensschluss  grosse 
Mengen  einzog  und  vernichtete,  ist  man  doch  bis  in  die  neuste  Zeit  unter 
der  Herrschaft  der  Papierwährung  verbHeben,  trotzdem  der  Staatsschatz 
über  ziemlich  hohe  Beträge  von  Metall  zu  disponiren  hat  und  die  Mög- 
lichkeit, grössere  Summen  zu  beschaffen,  nahe  liegt. 

Nord  -  Amerikas  Noten  und  Papiergeldpressen  haben  also  jedenfalls 
der  Gesammtzirkulation  der  abendländischen  Kulturvölker  seit  dem  Ende 
der  1840er  Jahre  eine  Vermehrung  von  mehr  als  1700  Millionen  Mark 
an  Zirkulationsmitteln  gebracht. 


3(52  Mi  sc  eilen. 

Schluss. 

lu  den  einleitenden  Bemerkungen  zu  dieser  kleinen  Skizze  haben  wir 
mehrfach  betont ,  dass  es  bei  der  Darlegung  der  allmähligen  Vermehrung 
der  papierenen  Geldzeichen,  weniger  unsere  Absicht  war,  die  Ursachen 
der  einzelnen  Schwankungen  und  ihre  Wirkung  auf  die  Volkswirthschaft 
zu  erforschen,  sondern  dass  wir  hauptsächlich  nur  das  eine  Ziel  verfolg- 
ten, das  vorhandene  zerstreute  Zahlenmaterial  zu  einem  einheitlichen  Bilde 
zu  vereinigen  und  zu  zeigen,  wie  seit  Entdeckung  der  kalifornisch  -  austra- 
lischen Goldminen  der  Vorx'ath  an  Zirkulationsmitteln  in  den  wichtigsten 
Kulturländern  Europas  und  Amerikas  durch  die  Banknoten-  und  Papier- 
geldpressen vermehrt  sei.  Wir  haben  uns  deshalb  auch  bei  den  obigen 
Besprechungen  der  einzelnen  Länder  auf  wenige,  allgemeine,  erläuternde 
Bemerkungen  beschränkt  und  hauptsächlich  jene  allmählige  Zunahme  des 
Gesammt  -  Umlaufes  im  Auge  gehabt. 

Um  nun  die  dort  gewonnenen  Eesultate  leichter  übersehen  zu  können 
und  einen  besseren  Einblick  in  die  möglichen  Wirkungen  der  jeweilig  vor- 
handenen Geldmengen  zu  gewähren ,  wollen  wir  den  Entwicklungsgang  der 
Papierzirkulation  für  die  obigen  Länder  in  einer  letzten  Tabelle  vorführen. 

Wir  stellen  daher  seit  dem  Jahre  1845  die  oben  berechneten  Zahlen 
für  den  ungedeckten  Noten-  und  Papiergeld  -  Umlauf  zusammen  und  addi- 
ren  diese  Zahlen ,  obwohl  sie  nicht  absolut  gleichartiges  Material  darstel- 
len. Aber,  wenn  auch,  so  unstatthaft  es  sonst  ist,  bald  Jahresdurchschnitte, 
bald  die  Daten  für  einzelne  Tage  summirt  werden  müssen,  so  wird  doch 
die  Unmöglichkeit  bessere,  einheitlichere  Zahlen  zu  beschaffen,  diesen 
Mangel  entschuldigen,  und  die  Gesammtsumme  immerhin  ein  möglichst 
genaues  Bild  der  Entwicklung  wiedergeben. 

Leider  wird  die  fortlaufende  Reihe  ziemlich  lückenhaft,  weil  uns  bei 
manchen  Ländern  für  einzelne  Jahre  keine  Angaben  zugänglich  waren. 
Da  es  sich  aber  bei  derartigen  Berechnungen  doch  nie  um  absolute 
Sicherheit  und  Genauigkeit  handeln  kann,  so  durften  wir  uns  wohl  das 
Ausfüllen  einiger  Lücken  durch  Konjektur  erlauben,  und  haben  wir 
möglichst  vorsichtig  und  unter  Berücksichtigung  der  uns  vorliegenden  An- 
haltspunkte einige  Zahlen  ergänzt  und  dieselben  in  der  folgenden  Tabelle 
mit  (?)  versehen.  Im  Uebrigen  verweisen  wir  betreffs  der  Zuverlässigkeit 
der  Angaben  auf  die  Kritik  der  Zahlen  in  den  obigen  Besprechungen  jedes 
einzelnen  Landes.  Noch  bemerken  wir,  dass  wir  für  die  britischen  Land- 
banken keine  Zahlen  aufgenommen  haben,  ebenso  wenig  für  das  Papier- 
geld des  deutschen  Reiches,  und  dass  wir  Italien  ganz  unberücksichtigt 
Hessen,  weil  uns  dafür  eine  fortlaufende  Reihe  von  Zahlen  fehlte,  und  wir 
uns  allzusehr  auf  Schätzungen  hätten  einlassen  müssen. 
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Die  Kolumnen  8  u.  9  der  nebenstehenden  Tabelle  geben  das  Resul- 
tat der  bisherigen  Berechnungen  in  wenigen  Zahlen  wieder.  Es  betrug 
danach  die  Summe  der  ungedeckt  umlaufenden  Banknoten  und  Papierzet- 
tel in  den  genannten  6  Grossstaaten  1846 — 50  etwa  1166  Millionen  Mark. 
Sie  steigt  dann  schnell  in  die  Höhe,  weist  bereits  im  Jahre  1856  mehr 
als  das  Doppelte,  1857  sogar  das  Dreifache  dieser  ersten  Summe  auf,  wird 
dann  durch  die  amerikanische  Papiergeldemission  1866  auf  das  5  fache  ge- 
steigert und  erreicht  im  Jahre  1873  ihr  Maximum  mit  7248  Millionen  Mark. 
Diese  letzte  Summe ,  die  hauptsächlich  durch  die  französische  Banknoten- 
zirkulation zu  so  ungewöhnlicher  Höhe  hinaufgetrieben  wurde,  nimmt  aber 
schnell  wieder  ab,  so  dass  1875  bereits  über  1300  Millionen  Mark  weni- 
ger umlaufen  als  2  Jahre  zuvor. 

Diesen  absoluten  Zahlen  entsprechend  steigen  auch  die  in  Kolumne  9 
berechneten  relativen  Zahlen.  Die  grösste  Zunahme  im  Vergleich  mit 
1846  —  50  zeigen  die  beiden  Jahre  1872  und  1873  mit  5,  8  resp.  6  Mil- 
liarden Mark.  Aber  diese  Ziffern  werden  noch  etwas  verändert  durch  die 
in  obiger  Tabelle  unberücksichtigt  gebliebenen  britischen  Landbanken,  sowie 
die  Zahlen  für  Deutschlands  Papiergeldzii'kulation  und  Italiens  Notenumlauf. 
Da  wir  für  die  ersteren  beiden  in  Summa  eine  Verminderung  von  150  Mil- 
lionen glaubten  annehmen  zu  dürfen,  dagegen  das  letztere  im  Jahre  1873 
eine  Zunahme  von  etwa  800  Millionen  aufwies,  so  würde  sich  für  das 
Jahr  1873  vielleicht  eine  Vermehrung  der  Gesammtzirkulation  durch  die 
papierenen  Geldsurrogate  jener  7  Grossstaaten  von  etwa  6830  Millionen 
Mark  ergeben;  —  eine  Summe,  die  dann  in  den  beiden  nächsten  Jahren 
sich  auf  etwa  5,900  und  5,500  Millionen  ermässigen  würde. 

Diese  Zahlen  umfassen  freilich  noch  nicht  die  gesammte  Banknoten- 
und  Papiergeldzirkulation  der  zivilisirten  Welt,  aber  sie  repräsentiren  doch 
die  überwiegend  grösste  Menge  derselben,  da  die  übrigen  europäischen 
und  amerikanischen  Staaten  nur  mit  relativ  geringen  Summen  in  Betracht 
kommen.  Wir  unterlassen  jedoch  eine  ziffermässige  Schätzung  des  etwa 
noch  hinzukommenden  Betrages,  da  es  uns  an  jedem  sicheren  Anhalt  dazu 
fehlt. 

Die  Summen ,  die  wir  in  obiger  Zusammenstellung  mit  einiger  Sicher- 
heit herausgerechnet  haben,  sind  auch  so  schon  bedeutend  genug,  und  kann 
es  kaum  V/under  nehmen,  wenn  diese  enorme  Vermehrung  der  papierenen 
Geldzeichen  so  vielfach  als  Erklärung  für  die  Hausse  der  Preise  in  aller- 
letzter Zeit  mit  herangezogen  ist.  Wie  weit  man  das  mit  Recht  gethan, 
das  zu  erörtern,  würde  uns  hier  zu  weit  führen,  zumal  da  ein  klares 
Bild  doch  nur  aus  einer  Besprechung  unter  Berücksichtigung  der  Edelme- 
tallzunahme gewonnen  werden  könnte.  Wir  begnügen  uns  deshalb  hier 
mit  jenen  bescheidenen  Resultaten,  für  die  bisher  unbeantwortete  Frage 
nach  der  Vermehrung  der  papierenen  Zirkulationsmittel  einige  positive 
Anhalte  geboten  zu  haben,  und  werden  auf  jene  weiter  gehende  Frage 
nach  dem  Einfluss  dieser  wachsenden  Geldmengen  auf  die  Preise  an  an- 
derem Orte  ausführlich  zurückkommen. 
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et  arts  accessoires.  — 

*  Du  Mesnil-Mariguy,  L'Economie  politique,  devenue  Science  ex- 

acte    ou   les   libre  Echangistes    et   les  Protectionistes    concilies.     Trois. 
Edict.     Paris   1878.     408  SS. 

H.  vonPoschinger,  Bankwesen  und  Bankpoiitik  in  Preussen, 
nach  amtlichen  Quellen  bearbeitet.  Bd.  I  von  der  ältesten  Zeit  bis 
1846.     Berlin  1878.      358  SS. 

Nachdem  der  Verf.  die  Bankgeschichte  Bayerns  und  Sachsens  ge- 
schrieben, hat  er  sich  hier  ein  noch  lohnenderes  Thema  gewählt;  er  beab- 
sichtigte, wie  er  in  der  Vorrede  sagt:  die  Darstellung  der  Organisation 
des  Kredites  im  Umfang  der  gesammten  preussischen  Monarchie.  Er  be- 
handelt ausführlich  die  ältesten  Gründungen  von  Banken  in  den  Gebieten, 
welche  Preussen  jetzt  umfasst,  so  wie  auch  die  mannigfachen  Gründungs- 
projekte, die  darin  kund  gegebenen  Anschauungen  und  das  Schicksal  der- 
selben, so  dass  ein  wesentlicher  Beitrag  zur  Geschichte  der  Volkswirth- 
schaft  damit  unzweifelhaft  geliefert  ist.  Man  muss  der  Sorgsamkeit  und 
dem  Fleisse  die  vollste  Anerkennung  zollen,  mit  denen  der  Verf.  das  oft 
mühsam  zu  erlaugende  Material  zusammengetragen  hat;  es  ist  ihm  gelungen, 
manche  bisher  unbeachtete  Thatsache  zur  rechten  Würdigung  zu  bringen, 
und  aus  dem  Archive  die  leitenden  Gesichtspunkte  der  betr.  Staatsmän- 
ner etc.  klarer  hinzustellen. 

Was  wir  aber  vermissen,  das  ist  die  Einheitlichkeit  und  Abrundung 
des  Ganzen,  die  Verbindung  der  einzelnen  Banken  mit  dem  ganzen  Kre- 
ditwesen und  der  Volkswirthschaft.     Es  ist  eine  Geschichte  der  einzelnen 


*)  Die  mit  einem  *  versehenen  Schriften  werden  später  ausführlicher  besprochen, 
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Bankinstitute,  aber  nicht  des  Bankwesens  oder  gar  der  Organisation  des 
Kredites;  wir  finden  eine  Aufzählung  der  Momente,  welche  zur  Gründung 
der  Institute  unmittelbar  führten,  aber  nicht  eine  Geschichte  der  Bankpo- 
litik. — 

In  dem  Titel  des  Buches,  wie  in  den  Ueberschriften  der  einzelnen 
Paragraphen  verspricht  der  Verf.  mehr  als  er  wirklich  bietet.  Das  tritt 
um  so  schärfer  hervor,  je  mehr  sich  die  Darstellung  der  Gegenwart  nähert. 
Während  für  die  ältere  Zeit  die  Thatsache  der  Bankgründung  allein  und 
der  eine  oder  andere  Vorgang  dabei  schon  von  Interesse  ist,  ist  das  für 
die  neuere  Zeit  nicht  ausreichend.  Wenn  es  §.  32  in  Kapitel  II  des  2'*"  Ab- 
schnittes, welches  die  Geschichte  der  k.  Bank  in  Berlin  bis  1806  behan- 
delt, im  Inhaltsverzeichnisse  heisst:  „Die  Periode  von  1765 — 1806.  All- 
gemeine Geschäftsübersicht.  Verfassung  der  Bank.  Einfluss  derselben  auf 
den  Nationalreichthum  und  das  öffentliche  Einkommen",  so  werden  die 
Erwartungen  etwas  hochgespannt,  und  die  Enttäuschung  ist  eine  vollstän- 
dige, indem  darin  nur  von  der  Etablirung  der  Breslauer  Bank  auf  5^/,  Seiten 
die  Rede  ist  und  dem  geringen  Anklang ,  den  sie  bei  der  dortigen  Han- 
delswelt fand,  dem  ein  paar  Zahlen  über  das  Anwachsen  der  Depositen 
und  des  Gewinnes  bei  der  Bank  hinzugefügt  sind.  Dafür  ist  es  keine 
Entschuldigung,  dass  in  der  Einleitung  auf  Niebuhr's  Geschichte  der 
preuss.  Bank  verwiesen  ist  und  gesagt  wird,  dass  hier  nur  solche  Vor- 
gänge berührt  werden  sollen,  welche  die  Niebuhr'sche  Darstellung  ergän- 
zen. In  einer  Behandlung  des  Bankwesens  und  der  Bankpolitik  in  Preussen 
ist  eine  derartige  Auslassung  der  Entwicklung  des  maassgebenden  Institu- 
tes des  Staates  überhaupt  nicht  zu  rechtfertigen  und  bezeichnend  für  die 
ganze  Auffassung  der  Aufgabe.  Ebenso  charakteristisch  ist  es  für  die 
mehr  kompilatorische  Behandlung  des  Ganzen,  dass  das  Kap.  11  des  ersten 
Abschnittes :  „der  wissenschaftliche  und  praktische  Stand  der  Bankfrage  in 
Deutschland  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts"  fast  ganz  aus 
kurzen  Eeferaten  über  Schriftsteller  der  damaligen  Zeit  besteht. 

Wir  vermissen  in  der  Durchführung  durchaus,  was  der  Verfasser  in 
der  Vorrede  verheisst :  die  offne  Darlegung  der  bisher  verborgenen  Fäden 
der  preussischen  Bankpolitik.  Man  hat  es  nirgend  mit  einem  zusammen- 
hängenden Faden  zu  thun,  sondern  nur  mit  einzelnen  abgerissenen  Stücken. 
Es  fehlt  jede  Gesammtübersicht,  jeder  Resultate  ziehende  Rückblick.  Man 
hat  werthvolles  Material  vor  sich,  und  dafür  sind  wir  dem  Verf.  Dank 
schuldig,  mehr  aber  hat  er  nicht  geboten,  er  hätte  auch  nicht  mehr  ver- 
heissen  sollen.  — 

G.  Marchet,  Der  Kredit  des  Landwirthes.  (Separatabdr.  aus  d. 
Landw.  Jahrbüchern  1878  H.  3.)  Berlin  1878.  70  SS. 
Der  Verf.  tritt  darin  hauptsächlich  energisch  für  die  Raiff eisen'schen 
Genossenschaften  ein,  um  dem  Landwirth  den  längern  Personal-  und  Mo- 
biliarkredit zu  verschaffen,  den  er  im  Vergleich  zum  Kaufmann  und  In- 
dustriellen bedarf.  Da  der  Verf.  diese  Frage  seit  geraumer  Zeit  zum  Ge- 
genstand seines  Spezialstudiums  gemacht  hat  und  darin  schon  mehrfach 
literarisch  aufgetreten  ist,    sieh  auch  ernstlich  bemüht,  die  Sache  sine  ira 
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et  studio  zu  behaudelu ,  ist  das  Schriftcheii  aiigelegcutlichst  zu  cmpfohluu, 
Avcun  auch  nichts  wesentlich  Neues  darin  geboten  ist.  — 

Fr.  Wilh.  Toussaint,    Die    laudwirth  sc  haftliche  Wasser  frage. 
Trag   1878  H.  1  u.  2.     80  u.  64  SS. 

Eine  der  ersten  Autoritäten  auf  diesem  Gebiete  bemüht  sich  in  diesen 
Heften,  „die  landwirthschaftliche  Wasserfrage  auf  der  Tagesordnung  zu  er- 
halten", was  bei  der  unter  den  Landwirthen  noch  herrschenden  Indifferenz 
von  hoher  liedeutung,  und  deshalb  „alles  auf  diesem  Gebiete  Geschaffene 
dem  lesenden  Publjkum  in  möglichst  populairer  Form  vorzutragen." 

Hess,  Die  Bedeutung  des  llostock-Berliner  Schifffahrtska- 
nals für  die  landw.  Interessen  in  dem  Grshzth.  Mecklen- 
burg; ein  Gutachten  mit  einem  Bericht  von  M.  Wiggers.  llostock 
1878.     79  SS. 

Otto  Mühlbrecht,  Uebersicht  der  gesammten  staats-  und 
rechtswissenschaftlichen  Li  teratur  des  Jahres  1877.  Berlin 
1878.     230  SS. 

Es  ist  dies  bereits  der  zehnte  Jahrgang  dieses  äusserst  dankonswer- 
then  Unternehmens,  welches  das  Verfolgen  der  literarischen  Produktion 
namentlich  auch  des  Auslandes  ausserordentlich  erleichtert.  Absolute  Voll- 
ständigkeit darf  man  allerdings  nicht  dabei  erwarten.  — :, 

*  Arnold  Lindwurm,    Das  Eigenthumsrecht  und    die  Mensch- 

heits-Ideen im  Staate.     Eine  Kritik  und  Lösung  der  sozialen  Frage. 
Leipzig  1878.     530  SS. 

„Das  vorliegende  Werk  stellt  sich  die  Aufgabe,  das  in  der  sozial-de- 
mokratischen Bewegung  wissenschaftlich  zu  Rechtfertigende  nachzuweisen." 
Das  für  die  Sozialdemokraten  zu  lösende  und  nicht  gelöste  Problem  ist 
nach  dem  Verf.  die  Organisation  der  geistigen  Thätigkeit  (die  bei  der  Or- 
ganisation der  Arbeit  überhaupt  nicht  unberücksichtigt  bleiben  kann),  ohne 
damit  zugleich  den  wissenschaftlichen  Tod  herbeizuführen,  während  die 
wirthschaftliche  Produktion  s.  Ans.  n.  nicht  durch  die  Organisation  und 
Bevormundung  zur  „Starrheit"  gebracht  zu  werden  braucht. 

Inhalt:  I.  Der  Angelpunkt  der  sozialen  Frage.  1.  Das  klassische 
Heidenthum,  2.  die  asiatisch -europäischen  Gedankenwurzeln  der  mittelal- 
terlichen Kultur,  3.  die  soziale  Revolution.  II.  Die  soziale  Aposteriorität 
des  Rechtsbegriffes.  III.  Die  philosophische  Begründung  der  Menschheits- 
idee im  Staate.  IV.  Das  Bedingtsein  der  Produktion  durch  die  freie  In- 
dividualität der  Urheberschaft.  V.  Die  subjektiven  und  die  objektiven 
Bedingungen  der  Bodenrente.  VI.  Die  politische  Bilanz  zwischen  Indivi- 
dualismus und  dem  Sozialismus.  VII.  Das  Defizit  in  der  politischen  Bilanz 
und  seine  ethische  Ergänzung, 

*  Karl  Bücher,    Lehrlingsfrage  und  gewerbliche  Bildung  in 

Frankreich.     Eisenach    1878.     42  SS. 
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Ph.  Geyer,  Die  Lebensversicherung  in  Deutschland  und 
ihre  gesetzliche  Regelung.  Leipzig.  Duncker  u.  Humblot. 
94  SS.     2,40  Mk. 

Eine  ganz  vorzügliche  Schrift,  aus  der  Jeder  die  reichste  Belehrung 
schöpfen  kann.  Ein  grosses  Material  ist  in  knappster  Form  vortrefflich 
verarbeitet  uud  übersichtlich  vorgelegt.  Auch  der  Gegner,  (und  es  wird 
deren  sehr  viele  geben,  auch  Referent  vermag  nicht  überall  die  Auffas- 
sung des  Verf.s  zu  theilen)  wird  bei  den  Behauptungen  und  Ansprüchen, 
die  ihm  zu  weitgehend  sind,  anerkennen  müssen,  dass  sie  mit  ausser- 
ordentlicher Sachkenntniss,  Gründlichkeit,  Schärfe,  und  Klarheit  vertreten 
werden.  Wir  halten  es  nach  dem  Gesagten  nicht  für  angezeigt,  hier  auf 
den  Inhalt  ausführlicher  einzugehn,  sondern  für  richtiger  Jeden,  der  sich 
für  den  Gegenstand  interessirt,  auf  die  Schrift  selbst  zu  verweisen.  Er 
findet  darin  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  der  deutschen ,  wie  ameri- 
kanischen Lebensversicherungsgesellschafteu  auf  das  Schonungsloseste  dar- 
gelegt und  angegriffen,  die  bezügliche  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Län- 
der wie  deren  Handhabung  angegeben  und  kritisirt,  woran  sich  die  Vor- 
schläge des  Verf.s  überall  unmittelbar  anschliessen  und  zwar  mit  Bezug- 
nahme auf  unsere  deutschen  Verhältnisse.  Der  Verfasser  tritt  energisch 
und  mit  völlig  schlagenden  Gründen  für  die  Staatskontrolle  ein,  die  er  in 
Deutschland  für  unumgänglich  hält,  deren  schleuniges,  energisches  Ein- 
greifen uns  s.  A.  n.  allein  vor  ernsten  Krisen  im  Lebensversicherungs- 
wesen bewahren  kann.  Zu  einer  ausreichenden  Kritik  der  Schrift  ist 
nur  ein  gegenwärtig  im  Versicherungsfache  arbeitender  Praktiker  im  Stande, 
der  zugleich  wissenschaftlich  geschult  ist,  und  auch  er  erst,  wenn  die 
verschiedenen  angegriffenen  Gesellschaften,  was  wohl  zu  erwarten  steht, 
sich  zu  vertheidigen  gesucht  haben.  Schon  jetzt  aber  können  und  müs- 
sen wir  dem  Verf.  unsern  Dank  für  sein  mannhaftes  Auftreten  und  seine 
Belehrung  aussprechen.  — 
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B.     Italien. 

Archivio  di  Stalistica,  fondato  de  Teodoro  Pateras,  Consi- 
glio  direttivo  comm. ;  Cesare  Correnti,  Vice-Presidente  della  Giuuta 
centrale  di  statistica;  Prof.  P.  Boselli,  deputato  al  parlamento  e  Prof. 
L.  Bodio,  Direttore  della  statistica  generale.     Roma   1878. 

Anno  n.  Fascicolo  I.  1.  La  Direzione.  Repetizione.  2.  Ar  ist. 
Gab  eil  i.  Gli  scettici  della  statistica.  3.  Vit  t.  Elle  na.  I  porti  rivali 
del  Mediterraneo.  4.  Eug.  Rey.  Appunti  di  statistica  sanitaria  in  Italia 
ed  in  altri  stati.  5.  Luigi  Pagliaui.  The  Growth  of  Children  by  Bow- 
ditch.  6.  Notizie  yarie  e  bibliogr.  7.  L.  B.  Statistica  elettorale  poli- 
tica.  8.  L.  Bodio.  Dell'  emigrazione  Italiana  nel  1876  comparato  a 
quella  di  altri   stati. 

Fascicolo  II.  1.  Alfredo  Baccarini.  Appunti  di  statistica  idro- 
grafia  Italiana.  2.  Franc.  Colaci.  II  censimento  dei  proprietari  e  le 
coudizioni  della  terra  nella  Gran  Bretagna  e  Irlanda.  3.  Notizie  varie 
e  bibliogr. 

Fascicolo  III.  1.  Andr.  Verga.  Prime  linee  d'una  statistica  delle 
frenopatie  in  Italia.  2.  Ces.  Lombroso.  Dell'  influenza  dell'  orografia 
suUe  stature.  3.  Franc.  Colaci.  Di  alcune  questioni  trattate  dalla 
Giunta  centrale  di  statistica  duraute  la  sessione  del  1877.  4.  Bonaldo 
Stringher.  Appunti  di  statistica  comparata  delle  banche  de  emissione. 
5.  Angel.  Messedoglia.  La  scieuza  statistica  della  populazione.  6. 
AI  fr.  Baccarini.     Appunti  di  statistica  idrogr.  italiana.     7.  Notizie. 

Fascicolo  IV.  1.  Vitt.  Ellen a.  Le  finanze  communali.  2.  Em. 
Morpurgo.  L'ufficio  scientifico  e  l'assunto  civile  della  statistica.  3.  L. 
Bodio.  Della  statistica  meteorologica  in  Italia.  4.  V.  E.  II  trattato  di 
commercio  con  la  Francia  e  la  statistica  industriale.  5.  Ces.  Lom- 
broso. Saggio  di  statistica  della  recidiva.  6.  A.  R.  Ricerche  sopra  le 
condizioni  degli  operai  nelle  fabbriche.     7.  Notizie. 

C.     England. 

Journal  of  the  Statistical  Society.  Vol.  XLI.  Part.  I. 
March  1878. 

1.  Recent  accumulations  of  capital  in  the  United  Kingdom,  by  Rob. 
Giffen.  2.  Diagramms  exhibiting  the  position  of  the  bauk  of  England, 
the  bank  of  France,  the  German  Reichsbauk,  the  national  bank  of  Austria, 
the  Netherlands  bank,  the  natiou.  bank  of  Belgium,  the  nation.  bank  of 
Italy,  and  the  state  bank  ofRussia;  with  remarks  thereon  and  references 
to    the    note   issue   system    of   the  bank    of  England,    by  Ernest  Seyd. 
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3.  What  are  the  couditious  on  which  tlie  commercial  and  manufacturiug 
supremacy  of  Great  Britain  depend ,  and  is  there  any  reason  to  think 
they  have  been,  or  may  be,  endangered?  by  A.  J.  Mundella.  Miscel- 
lanea.     Period.  Returns. 

The  Statist.  1).  No.  2.  The  London  private  banks  and  the  recent 
failure.  —  Eussia's  economic  loss  in  the  war.  —  The  effects  of  the  Ame- 
rican silver  bill.  —  No.  3.  The  rise  in  the  American  exchange  and  the 
yalue  of  monej-.  —  The  conditions  and  rate  of  profit  in  the  various  de- 
scriptions  of  Jointstock  enterprise.  —  ludian  import  duties.  —  No.  4.  The 
conditions  and  rate  etc.  2.  —  The  relative  value  of  gold  and  silver.  — 
No,  5.  The  morality  and  expediency  of  large  war  iudemnities.  —  The 
facts  as  to  the  floating  debt.  —  Middle  Class  incomes.  —  No.  6.  The 
value  of  mouey.  —  The  uew  taxation.  —  Loans  to  local  authorities.  — 
No.  7.  The  conditions  etc.  3.  —  No.  8.  The  Cotton  strikes.  —  American 
resumtion  of  gold  payment.  —  City  editors  as  wreckers.  —  No.  9.  The 
conditions  etc.  4.  —    The  foreign  competition  in  cotton  manufacture.  — 

D.     Oesterreich. 

Statistische  Monatsschrift.  Herausgeg.  vom  Bureau  der  K.  K. 
Statist.  Central-Kommission.  Redig.  v.  F.  X.  v.  Neumann- Spallart  u. 
G.  Ad.  Schimmer.     Jahrg.  IV.     Wien   1878.     Alfr.  Holder. 

H.  I.  Abb.:  Soziologie  und  Statistik  v.  F.  X.  v.  Neumann -Spal- 
lart.  Gebietsveränderuugen  der  österr.-ungar.  Monarchie  1790 — 1877  v. 
Ad.  Ficker.  Mittheilungen  u.  Miscellen:  Die  k.  k.  Permanenz  -  Komm, 
für  die  Handelswerthe  u.  die  Erheb,  der  letzteren  für  das  Jahr  1876  v. 
J.  Pizzala.  Bewegung  der  Bevölkcr.  Oesterreichs  im  1,  Halbj.  1877  v. 
Schimmer.  Das  Stempelgefälle  Oesterreichs  und  der  übrigen  grössern 
Staaten  v.  Bratassevic.  —  Litteraturbericht. 

H.  II.  Soziol.  u.  Statist,  v.  F.  X.  v.  Neumann  (Schluss).  Statist. 
Untersuchungen  über  die  Ergebnisse  der  Rekrutirungen  in  der  österr.- 
ungar.  Monarchie  v.  J.  V.  Goehlert.  Mittheilungen  u.  Miscellen:  Oef- 
fentl.  Gymnasien  und  Realgymnasien  Oesterreichs  im  Schuljahre  1876 — 77. 
Schiffsverkehr  von  Triest  im  J.  1877  v.  Kill  ich  es.  Gebäudebrände  in 
d.  J.   1875  u.  76.     Die  Sparkassen  Russlands.     Litteraturbericht. 

H.  HL  Todesurtheile  im  ordentl.  Strafverfahren  wegen  Verbrechen 
V.  1804 — 77  V.  Ad.  Ficker.  Statist.  Untersuchungen  über  die  Ergeb- 
nisse der  Rekrutir.  in  d^*  oesterr.-ungar.  Monarchie  v.  J.  V.  Goehlert 
(Schluss).  Mittheilungen  u.  Miscellen:  Schätzungen  der  Edelmetallproduk- 
tion. Internationale  Statistik  des  Zettelbankwesens.  Die  eheliche  Frucht- 
barkeit in  Oesterreich.  Die  Steuereingänge  in  den  im  Reichsr.  vertretenen 
Ländern  1876 — 77.  Der  Verkehr  auf  den  österr.-ungar.  Eisenbahnen  1877. 
Feld-  und  "Waldbrände  in  Oesterreich  1872 — 76.  Englisches  Sparkassen- 
wesen.    Litteraturbericht. 

H.  IV.  Gedanken  über  die  Durchführung  der  nächsten  Volkszählung 
in  Oesterreich  v.  G.  A.  Schimmer.  Oekonomische  Klassifikation  des 
Ackerlandes  auf  Grundlage  des  Rohertrages  v.  W.  Hecke.  Bruno  Hilde- 
brand t   V.  F.  H.  V.  Neumann-Spallart.     Mittheilungen  u.  Miscellen: 


1)   Wir  greifen   nur  die  Artikel   von  dem  reichen  Inhalte  heraus,  die  uns  von  allge- 
meinstem Interesse  und  mehr  dauerndem  Werthe  erscheinen. 
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Die  neue  Organisation  der  amtlichen  Statistik  in  Italien.  Die  öfi'entl.  Real- 
schulen 1876 — 77  V.  Franke.  Der  auswärtige  Handel  Oesterr.-Ungarns 
1877  y.  Pizzala.     Litteraturbericht. 

E.     Schweiz. 
Zeitschrift   für    schweizerische    Statistik.      13.  Jahrg.   1877. 
Red.  A.  Chatelanat. 

I.  Quartal-Heft.  1,  Einige  Betrachtungen  über  die  Lohnstatistik  in 
Deutschland,  v.  Leo  de  Leeuw,  2.  Die  Pocken-  und  Impffrage  im 
Kampfe  mit  der  Statistik,  v.  Ad.  Vogt.  3.  Ilecherches  sur  le  raouve- 
meut  de  la  population  dans  le  Cauton  de  Neufchatel  de  1760 — 1875. 
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Druck  von  Ed.  Frommann  in  Jena. 


Der  gleichniiissig'  beschränkte  Raum  einer  Zeitschrift  nöthigt  die 
Redaktion  häutig  werth volle  Arbeiten  zurückzuweisen,  bald  weil  der 
Anspruch  schnellen  Abdrucks  erhoben  wird,  während  noch  andere 
Manuskripte  mit  Prioritätsrechten  vorliegen,  bald  weil  sie  zu  umfang- 
reich sind.  Auf  der  andern  Seite  trägt  mancher  Autor  Bedenken 
seine  Abhandlung  einer  Zeitschrift  zu  übergeben,  wo  sie  Gefalir  läuft 
in  mehrere  Theile  zerlegt  und  in  grösseren  Zwischenräumen  stückweise 
ausgegeben  zu  werden,  wodurch  der  Gesammteindruck  event.  beein- 
trächtigt werden  kann.  Und  doch  ist  es  wünschenswerth,  dass  ms- 
senschaftliche  Abhandlungen  an  solclien  Sammelorten  vereinigt  werden, 
wo  sie  dem  Publikum  leicht  zugänglich  sind  und  durch  das  Inhalts- 
verzeichniss  demselben  wieder  und  wieder  ins  Gedächtniss  gerufen 
werden,  während  sie  als  Brochüren  oft  nicht  einmal  in  den  öffentli- 
chen Bibliotheken  Aufnahme  finden  und  meist  vorzeitig  in  Vergessen- 
heit gerathen.  — 

Verleger  und  Redakteur  glauben  daher  einem  wirklichen  Bedürf- 
nisse zu  entsprechen,  wenn  sie  neben  den  wie  bisher  allmonatlich  er- 
scheinenden Heften  fortan  noch  in  zwangsloser  Weise  Supplementhefte 
ausgeben ,  in  welchen  umfangreichere ,  für  die  Jahrbücher  dem  Inhalte 
nach  geeignete  Arbeiten  Platz  finden.  Die  Abonnenten  der  „Jahrbü- 
cher für  Nationalökonomie"  sind  indessen  natürlich  nicht  veqiflichtet 
zur  Abnahme  dieser  Supplementhefte.  — 

Das  erste  derartige  Heft  legen  wir  hiermit  unsern  Lesern  vor.  — 

Jena  und  Halle  August  1878. 
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I. 

V  0  r  b  e  m  e  r  k  u  n  g\ 

Die  folgenden  Blätter  bilden  die  Fortsetzung  meiner  im  24.  Bande 
der  „Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik"  veröffentlichten 
und  nachher  als  Separatabdruck  (Jena  1875)  im  Buchhandel  erschie- 
nenen kleinen  Schrift:  „Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewe- 
gung im  Jahre  1872".  Ich  hatte  die  vorliegende  Arbeit  bereits  zu 
Ende  1874  in  Riga  in  Angriff  genommen,  wurde  jedoch  darin  durch 
meine  im  Sommer  1875  erfolgte  Berufung  an  die  hierortige  neu  ge- 
gründete Universität  unterbrochen.  Die  vermehrte  Arbeitslast,  die  ein 
derartiger  Stellungswechsel  in  der  ersten  Zeit  jedesmal  mit  sich  bringt, 
und  die  um  so  empfindlicher  ist,  wenn  der  Uebertritt  an  eine  Anstalt 
erfolgt,  die  eben  erst  im  Entstehen  begriffen  ist,  machten  es  mir  un- 
möglich die  Arbeit  so  rasch  fortzuführen  und  zu  beenden,  als  ich  an- 
fänglich gehofft  hatte.  Die  Fortsetzung  erscheint  somit  ziemlich  spät, 
und  der  Gedanke  liegt  nahe,  dass  eine  Geschichte  der  englischen  Ar- 
beiterbewegung in  den  Jahren  1873  und  1874  heute  überhaupt  schon 
zu  spät  kommt.  Eine  derartige  Arbeit  muss  nothwendig  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  Detailmalerei  sein ,  sie  muss  die  kleinen  Vorkommnisse 
der  betreffenden  Bewegung  mit  vielleicht  zu  peinlicher  Gewissenhaftig- 
keit registriren,  und  —  auf  den  ersten  Blick  wenigstens  —  erscheint 
es  ziemlich  gleichgiltig ,  ob  in  jenen  Jahren  die  Arbeitslöhne  in  Eng- 
land um  einige  Pence  höher  oder  niedriger  standen,  ob  die  Arbeiter 
dieses  oder  jenes  Unternehmens  die  Arbeit  eingestellt  haben  oder  ob 
sie  ausgesperrt  wurden,  oder  ob  sie  als  Sieger  oder  als  Besiegte  aus 
dem  betreffenden  Kampfe  hervorgegangen  sind. 

Der  Einwand  hätte  seine  Berechtigung,  wenn  es  sich  lediglich 
um  die  nackten  Thatsachen  handeln  würde.  Wären  es  wirklich  nur 
die  jedesmalige  Höhe  der  Löhne,  die  Streiks  und  beziehentlich  die 
Aussperrungen  der  Arbeiter  oder  die  etwaigen  Siege  oder  Niederlagen 
der  letzteren,  die  hier  in  Betracht  kommen,  dann  käme  eine  Geschichte 

Jahrb.  f.  Nationalökonomie  Suppl.  %.  i 
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der  englischen  Arbeiterbewegung  in  früheren  Jahren  heute  thatsäch- 
lich  zu  spät  und  im  besten  Falle  dürfte  man  heute  noch  diese  That- 
sachen  in  einem  statistischen  Tableau  übersichtlich  zusammenstellen. 
Die  Bedeutung  einer  eingehenden  Darstellung  der  Arbeiterbewegung 
irgend  eines  Landes  und  Zeitabschnittes  liegt  jedoch  tiefer,  sie  liegt 
in  den  Ideen ,  die  in  den  Details  dieser  Bewegung  zur  Erscheinung 
gelangen  und  sie  beherrschen.  Ob  es  mir  gelungen  ist,  diese  bewe- 
genden Ideen  entsprechend  darzustellen,  kann  selbstverständlich  nicht 
ich  entscheiden;  ist  aber  diese  Auffassung  richtig,  dann  darf  ein  Bei- 
trag zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  in  den  Jahren 
1873  und  1874  einige  Aufmerksamkeit  auch  heute  noch  für  sich  in 
Anspruch  nehmen. 


II. 

Die  Eiseil-  und  Kohlenwerke. 

a.    Die  Arbeiter  der  Eisenwerke. 

Die  „Times"  bringt  allwöchentlich  am  Montage  unter  der  Rubrik 
„State  of  Trade"  kurze  Berichte  über  den  Stand  der  Geschäfte  aus 
den  hervorragenderen  Handels-  und  Industriestädten  in  England.  Hier- 
nach beginnt  das  Jahr  1873  für  die  Eisenbranche  unter  ausserordent- 
lich günstigen  Auspicien.  Die  Berichte  lauten  im  Januar  und  Februar 
aus  allen  Theilen  des  Landes  überaus  vortheilhaft.  Im  März  ver- 
schlechtert sich  das  Geschäft  nicht  unempfindlich,  geht  aber  im  April 
wieder  recht  gut.  Von  da  ab  tritt  ein  kleiner  Abfall  ein,  der  sich 
im  Juli  stärker  bemerkbar  macht,  bis  endlich  der  August  den  schlech- 
testen Geschäftsgang  aufweist.  September  und  Oktober  sind  recht  gut, 
der  November  ist  ebenso  schlecht  wie  es  der  August  war,  der  Dezem- 
ber endlich  bringt  wieder  einige  Besserung,  ganz  besonders  wird  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  über  empfindlichen  Mangel  an  Kohle  und 
den  hohen  Preis  derselben  geklagt.  Im  Jahre  1874  gehen  die  Ge- 
schäfte im  Januar  so  ziemlich,  im  Februar  schlechter,  im  März  am 
schlechtesten.  Der  April  und  Mai  bringen  eine  Besserung,  der  Juni 
einen  empfindlichen  Rückfall.  Im  Juli  gehen  die  Geschäfte  wesentlich 
besser,  im  August  und  September  recht  gut,  im  Oktober  und  Novem- 
ber zwar  etwas  schwächer,  aber  noch  immer  gut,  bis  sich  im  Dezem- 
ber wieder  eine  ziemlich  allgemeine  Verllauung  bemerkbar  macht. 


1.     Die  Eisenwerke  in  South  Wales. 

Im  Juni  des  Jahres  1872  hatten  die  in  den  grossen  Eisenwerken 
in  South  Wales  beschäftigten  Arbeiter  eine  Ijohnerhöhung  von  20  Pro- 
zent gefordert.  Da  jedoch  die  Eisenwerksbesitzer  sich  weigerten  diese 
Forderung  zuzugestehen,  so  reduzirten  die  Arbeiter  ül)er  den  Rath 
des  Executive  Council  ihrer  Union  ihre  Forderung  auf  die  Hälfte  und 
in  der  That  wurde  ihnen  von  den  Arbeitgebern  eine  Lohnerhöhung 
von  10  Prozent  zugestanden.  Zu  einem  Streik  kam  es  damals  nicht. 
Im  September  1872  begannen  die  Arbeiter,  welche  diese  Lohnerhö- 
hung gewissermassen  als  Abschlagszahlung  auf  ihre  Forderung  be- 
trachtet hatten,  sich  neuerdings  zu  regen  und  verlangten  die  restli- 
chen 10  Prozent.  Die  Arbeitgeber  erklärten  jedoch,  diesem  Ansinnen 
keineswegs  entsprechen  zu  können  und  drohten  die  Werke  zu  schlies- 
sen,  falls  die  Arbeiter  auf  ihrer  Forderung  beharren  und  etwa  die 
Arbeit  einstellen  würden.  Diese  Drohung  wirkte  und  die  Arbeiter  ga- 
ben nach.  Zu  Ende  November  1872  sodann  kamen  die  Eisenwerks- 
besitzer dahin  überein,  dass  vom  1.  Januar  1873  ab  wegen  der  un- 
günstigen Lage  des  Eisenraarktes  eine  Lohnreduktion  von  10  Prozent 
eintreten  müsse  ^ ). 

Zur  Erklärung  dieser  Thatsache  theilt  die  „Times"  ^)  Folgendes 
mit.  Sie  sagt:  Das  Jahr  1872  war  für  die  Eisen-  und  Kohlenwerke 
ein  überaus  günstiges.  In  Folge  des  Zusammentreffens  verschiedener 
Umstände  hatten  die  Eisen-Konsumenten  die  Deckung  ihres  Bedarfes 
länger  als  gewöhnlich  hinausgeschoben,  und  gleichzeitig  hatten  die 
Eisen-Produzenten  ihre  Vorräthe  an  Rohmaterial  beinahe  vollständig 


1)  So  schildert  Mr.  HaUiday,  der  Vorsitzende  der  Amalganiated  Association  of  Mi- 
ners, die  Bewegung  des  Jahres  1872  auf  einem  am  2.  Januar  1873  in  Cardiß"  abgehal- 
tenen Arbeiter-Meeting.  „Times"  vom  3.  Januar  1873  ,  pag.  6 :  „The  Iron  and  Coal 
Trades."  —  In  meiner  kleinen  Schrift  „Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung 
im  Jahre  1872"  S.  14  habe  ich  von  der  hier  im  Texte  erwähnten,  vergeblich  geforder- 
ten Lohnerhöhung  im  Juni  1872  nichts  gesagt,  vielmehr  die  Darstellung  der  Arbeiter- 
bewegung in  South  Wales  mit  den  Worten  begonnen:  ,,Die  dortigen  Hüttenarbeiter  hat- 
ten im  September  1872  eine  Erhöhung  der  Löhne  um  10  bis  20  Prozent  gefordert  etc." 
So  viel  mir  gegenwärtig  noch  erinnerlich,  lauteten  die  bezüglichen  Notizen  der  ,, Times', 
über  diesen  Punkt  etwas  undeutlich  und  fand  ich  damals  keine  Mittheilung  darüber, 
dass  die  Arbeiter  bereits  im  Juni  1872  eine  Erhöhung  ihrer  Löhne  um  20  Prozent  ge- 
fordert hatten.  Ob  aber  die  ,, Times"  wirklich  diese  Notiz  nicht  brachte ,  oder  ob  ich 
dieselbe  in  dem  förmlichen  Berge  von  Zeitungs-Ausschnitten  übersah ,  kann  ich  heute 
nicht  mehr  mit  Bestimmtheit  angeben.  Jedenfalls  ist  meine  frühere  Arbeit  nach  dem 
hier  Gesagten  zu  berichtigen. 

2)  ,, Times"  vom   21.  März   1873,  pag.  7:   ,,The  late  Strike  in  South  Wales." 
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aufgearbeitet.  Als  dann  mit  einem  Male  die  neuen  Bestellungen  ein- 
trafen, konnten  dieselben  nicht  ebenso  rasch  eflfektuirt  werden,  und 
die  Folge  hievon  war  eine  rapide  Preissteigerung  aller  Eisensorten. 
Selbstverständlich  verlangten  auch  die  Arbeiter  ihren  Antheil  am  stei- 
genden Gewinne,  und  so  entstand  unter  ihnen  jene  Bewegung,  welche 
gegenwärtig  noch  nicht  abgeschlossen  ist.  Die  glänzende  Lage  des 
Eisenmarktes  rief  eine  grössere  Nachfrage  nach  Kohlen  hervor  und 
trieb  demgemäss  auch  die  Kohlenpreise  in  die  Höhe,  was  seinerseits 
wieder  eine  Steigerung  der  Löhne  der  Arbeiter  in  den  Kohlengruben 
nach  sich  zog.  Man  würde  jedoch  irren,  wenn  man  die  gegenwärtige 
Kohlentheuerung  und  Kohlennoth  lediglich  auf  Rechnung  der  hohen 
Löhne  setzen  wollte.  Der  Lohn  der  Kohlengrubenarbeiter  ist  zwar 
gestiegen,  aber  nicht  in  dem  Maasse,  als  die  Kohlenpreise  in  die  Höhe 
gegangen  sind,  ja  die  letzteren  könnten  immerhin  um  etwas  fallen, 
ohne  dass  dies  nothwendig  eine  Lohnreduktion  zur  Folge  haben  müsste. 
Die  gegenwärtige  Kohlennoth  wurde  nämlich  heraufbeschworen  durch 
die  von  den  Arbeitern  befolgte  Politik,  nach  welcher  dieselben  bemüht 
waren  die  Kohlenausbeute  so  viel  als  möglich  zu  restringiren.  Jede 
den  Grubenarbeitern  zugestandene  Begünstigung  wurde  von  diesen  be- 
nutzt, um  eine  Verkürzung  ihrer  Arbeitsstunden  zu  erlangen  und  da- 
durch wurde  die  Produktion  der  Kohle  so  ausserordentlich  vermindert 
und  ihr  Preis  so  enorm  in  die  Höhe  getrieben.  Durch  den  hohen 
Kohlenpreis  wurde  seinerseits  der  Gewinn  der  Eisenproduzenten  ge- 
schmälert und  diese  sahen  sich  dadurch  gezwungen,  ihren  Arbeitern 
die  Lohnreduktion  vom  1.  Januar  1873  ab  in  Aussicht  zu  stellen, 
durch  welche  der  gegenwärtige  Konflikt  veranlasst  wurde. 

Die  „Times"  hatte  sich  zwar  der  Hoffnung  hingegeben,  dass  ein 
Konflikt  vermieden  werden  könne,  denn  sie  schrieb  noch  am  30.  De- 
zember 1872,  dass  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Arbeiter  sich  die 
Lohnreduktion  von  10  Prozent  gefallen  lassen  würden ,  diese  Hofl"nung 
wurde  jedoch  gründlich  getäuscht,  denn  jener  Beschluss  der  Iron- 
masters  hatte  eine  kolossale  Arbeitseinstellung  zur  Folge.  Da  die  be- 
züglichen Verhältnisse  hier  ziemUch  komplizirt  sind,  so  mag,  ehe  auf 
die  eigentliche  Darstellung  des  Streites  eingegangen  wird,  nachste- 
hende Auseinandersetzung  hier  eingeschaltet  werden. 

Die  Ironmasters  befinden  sich  im  Besitze  von  Eisenbergwerken, 
von  Kohlengruben,  deren  Produkt  (bituminöse  Kohle)  nicht  oder  nur 
zum  geringen  Theile  zum  Verkaufe  gelangt,  sondern  vorwiegend  in 
den  Hochöfen  und  Hüttenwerken  verbraucht  wird,  endlich  von  Hüt- 
tenwerken.    Die  angekündigte  Lohnreduktion  galt  den  Arbeitern  der 
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Werke  aller  drei  Kategorien,  den  Bergleuten  der  Eisenwerke  (den 
ironstone  miners),  den  Arbeitern  der  Kohlengruben  (den  iron  coal 
Colliers)  und  den  Hüttenarbeitern  (den  ironworkers).  Ausser  diesen 
den  Iroumasters  gehörigen  und  fast  ausschliesslich  für  den  eigenen 
Bedarf  der  Hüttenwerke  produzirenden  Kohlengruben  (den  sogenann- 
ten Iron  Coal  Collieries  oder  Iron  Coal  Mines)  und  selbstverständlich 
oft  in  unmittelbarer  Nachbarschaft  derselben  giebt  es  Kohlengruben 
(die  sog.  Säle  Coal  Collieries),  welche  keinen  Ironniasters  gehören, 
und  die  demgemäss  für  den  Verkauf  produziren.  Innerhalb  dieser 
letzteren  Kategorie  werden  dann  wieder  die  Steam  Coal  Collieries, 
welche  Kohlen  für  die  Maschinenfeuerung  (Steam  Coal)  liefern,  und 
die  House  coal  collieries  unterschieden,  in  welchen  Kohle  für  den 
Hausbedarf  (House  Coal)  gebrochen  wird.  Nach  einem  früher  zwischen 
den  Steam  Coal  Colliers  und  ihren  Arbeitgebern  getroffenen  Uebcr- 
einkunft  war  festgesetzt  worden,  dass  die  in  den  Steam  Coal  Collieries 
gezahlten  Löhne  ebenso  hoch  sein  sollten  als  die  Löhne,  welche  von 
den  Ironmasters  in  ihren  Iron  Coal  Collieries  an  die  Colliers  gezahlt 
werden.  Auf  diese  Weise  hätte  eigentlich  die  von  den  Ironmasters 
beabsichtigte  Reduktion  der  Löhne  ihrer  Colliers  sich  auf  die  sämmt- 
lichen  Kohlengruben  in  South  Wales  erstrecken  sollen.  Dem  jedoch 
widersetzten  sich  die  Steam  Coal  Colliers  auf  das  Nachdrücklichste, 
indem  sie  geltend  machten,  dass  jene  Lohnreduktion  durch  den  Wi- 
derspruch der  Iron  Coal  Colliers  nicht  rechtskräftig  geworden  sei.  Die 
Besitzer  der  Steam  Coal  Collieries  ihrerseits  gaben  dieser  Forderung 
ihrer  Leute  um  so  lieber  nach,  als  der  Preis  der  Kohle  enorm  hoch 
stand,  und  der  Stillstand  der  Iron  Coal  Collieries  jedenfalls  nicht  dazu 
beitrug  die  Kohlenpreise  zum  Weichen  zu  bringen.  Die  Arbeiter  zo- 
gen hieraus  einen  doppelten  Vortheil.  Erstens  wurde  die  Masse  der 
Steam  Coal  Colliers  nicht  beschäftigungslos  und  konnte  somit  die 
feiernden  Arbeiter  der  Ironmasters  kräftig  unterstützen.  Zweitens 
wurde  die  Zahl  der  feiernden  Arbeiter  dadurch  gemindert,  dass  ein 
guter  Theil  der  Iron  Coal  Colliers  und  der  Ironstone  Miners  in  den 
ruhig  weiterproduzirenden  Steam  Coal  Collieries  lohnende  Beschäfti- 
gung fand.  Waren  auf  diese  Weise  schon  die  Grubenarbeiter  (u.  zw. 
die  Colliers  wie  die  Ironstone  Miners)  gegenüber  den  Arbeitern  der 
Eisenhütten  (den  Ironworkers)  im  Vortheile,  so  trug  noch  ein  anderer 
Umstand  dazu  bei,  sie  gegenüber  den  letzteren  vollständig  zu  Herren 
der  Situation  zu  machen.  Die  Grubenarbeiter  waren  nämlich  fast 
durchgehends  Mitglieder  des  mächtigen  Gewerkvereins  der  Amalgam- 
ated  Association  of  Miners,  von  dem  sie  ausgiebig  unterstützt  wurden, 


während  die  Ironworkers  nur  zum  geringen  Theile  einer  Gewerkschaft 
angehörten.  Im  Gefühle  ihrer  Schwäche  wären  diese  letzteren  gern 
zur  Nachgiebigkeit  geneigt  gewesen,  allein  sie  wurden  durch  den  Streik 
der  Iron  Goal  Colliers  in  Schach  gehalten,  weil  der  Betrieb  der  Hüt- 
tenwerke auf  den  Konsum  der  eigenen  Kohle  angewiesen  und  nicht 
lohnend  ist,  wenn  fremde  Kohle  gekauft  werden  muss.  So  waren 
durch  den  Streik  der  Iron  Goal  Colliers  die  sämmtlichen  Eisenwerke 
zum  Stillstaude  verurtheilt  und  konnten  die  Hüttenarbeiter  selbst  beim 
besten  Willen  nicht  nachgeben  und  weiter  arbeiten  ^).  —  So  viel  zur 
vorläufigen  Orientirung. 

Der  am  26.  November  1872  gefasste  Beschluss  der  Eisenwerks- 
besitzer die  Arbeitslöhne  zu  reduziren,  rief  begreiflicher  Weise  eine 
ungeheure  Aufregung  unter  den  Arbeitern  hervor  und  hatte  zur  Folge, 
dass  schon  im  Dezember  1872  wegen  der  kontinuirlichen  Besprechun- 
gen der  Arbeiter  die  Arbeit  sehr  lässig  geleistet  wurde,  und  dass  in 
den  letzten  Tagen  des  Jahres  1872  eigentlich  schon  60.000  Mann  („men 
and  boys")  feierten.  Am  1.  Januar  1873  traten  die  beiderseitigen  De- 
legirten  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  aus  South  Wales  und  Monmouth- 
shire  in  Gardiflf  zusammen,  um  die  obschwebende  Frage  zu  besprechen 
und  die  Löhne  für  das  nächste  Vierteljahr  festzusetzen.  Seitens  der 
Arbeitgeber  wurde  auf  die  ungünstige  Geschäftslage  hingewiesen  und 
geltend  gemacht,  dass  der  Preis  der  Schienen,  der  in  den  öffentlichen 
Preislisten  noch  mit  12  1.  pro  Tonne  angesetzt  ist,  eifektiv  bereits  auf 
9  1.  2  s.  bis  9  1.  10  s.  herunter  gegangen  sei.  Wollten  also  die  Iron- 
masters  nicht  mit  Verlust  arbeiten,  so  bleibe  nichts  Anderes  übrig,  als 
die  Löhne  um  10  Prozent  zu  reduziren.  Zum  Beweise  für  die  Rich- 
tigkeit ihrer  Behauptung  erboten  sich  die  Ironmasters  ihre  Geschäfts- 
bücher, und  zwar  in  der  Art  vorzulegen,  dass  die  Bücher  jedes  Ar- 
beitgebers von  einer  Deputation  seiner  eigenen  Arbeiter  geprüft  wer- 
den sollten.  Ueber  Andringen  der  Arbeiter  gingen  die  Eisenwerksbe- 
sitzer noch  einen  Schritt  weiter  und  formulirten  ihre  Proposition  dahin, 
dass  die  Lohureduktiou  vorläufig  keine  definitive  sein,  sondern  nur 
provisorisch  eintreten  solle.  Würden  nämlich  —  wie  die  Ironmasters 
hoffen  —  die  Geschäfte  sich  im  Frühjahre  wieder  lebhafter  gestalten, 
so  würden  vom  1.  März  1873  ab  die  Löhne  nicht  nur  wieder  um  die 
in  Rede  stehenden  10  Prozent  erhöht  werden,  sondern  die  Arbeitgeber 
würden  noch  überdies  nach  Kräften  bestrebt  sein  den  Ausfall  am  Lohne 


3)  „Times"  vom  7.  Januar  1873,  pag.  4:  „The  Strike  in  South  Wales."  —  „Times" 
vom  9.  Januar  1873,  pag.  6:   ,,The  Strike  in  South  Wales." 
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pro  Januar  und  Fel)ruar  ihren  Leuten  nachträglich  zu  ersetzen.  Die 
Arbeiter  ihrerseits  wiesen  (hirauf  hin ,  dass  sie  auf  die  Prüfung  der 
Geschäftsbücher  nicht  eingehen  könnten,  weil  ihnen  die  erforderlichen 
kaufmännischen  Kenntnisse  fehlen  und  verlangten,  dass  die  ganze  An- 
gelegenheit einem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  vorgelegt  werde. 
Da  jedoch  die  Arbeitgeber  die  Berufung  an  ein  Schiedsgericht  rund- 
weg ablehnten,  so  blieb  die  Verhandlung  resultatlos,  denn  die  Arbei- 
terdelegirteu  erklärten,  dass  sie  zwar  ermächtigt  seien  auf  ein  Schieds- 
gericht zu  komprommittiren,  dass  sie  aber  nicht  weiter  gehen  dürften 
und  vorher  die  Meinung  ihrer  Kommittenten  einholen  müssten  '). 

In  Folge  dessen  wurde  am  folgenden  Tage  (2.  Januar)  ein  Meeting 
der  Delegirten  der  Arbeiter  aus  den  Eisenwerken  und  Kohlengruben 
von  Glamorgaushire  und  Monmouthshire  in  Cardiff  abgehalten,  wel- 
ches circa  20C0  Theilnehmer  zählte  und  die  von  den  Arbeitern  einzu- 
schlagenden Wege  berathen  sollte.  Mr.  Halliday,  der  Vorsitzende  der 
Amalgamated  Association  of  Miners,  hielt  eine  längere  Rede,  in  wel- 
cher er  die  oben  mitgetheilte  Entstehungsgeschichte  der  vorliegenden 
Streitfrage  darlegte  und  die  Sachlage  beleuchtete.  Er  sagte,  die  Union 
rathe  zwar  nicht  direkt  zum  Streik,  allein  die  Arbeiter  möchten  be- 
denken, dass  die  in  Aussicht  gestellte  Lohnreduktion  nicht  bloss  die 
Arbeiter  der  fraglichen  Werke  in  South  Wales,  sondern  die  Kohlen- 
grubenarbeiter von  ganz  England  betreife,  denn  gemäss  der  bereits 
erwähnten  Uebereinkunft  würden  die  Löhne  der  Steam  Goal  Colliers 
durch  die  den  Iron  Goal  Golliers  gezahlten  Löhne  regulirt.  Werden 
die  letzteren  herabgesetzt,  so  müssen  die  ersteren  nachfolgen,  und 
werden  die  Löhne  der  Steam  Goal  Golliers  reduzirt,  so  steht  ein  glei- 
ches Schicksal  auch  wieder  den  House  Goal  Golliers  bevor;  kurz  eine 
Herabsetzung  der  Löhne  aller  Kohlengrubenarbeiter  in  ganz  England 
wäre  die  Folge.  Wohl  seien  die  Ironmasters  in  South  Wales  keine 
leicht  zu  besiegenden  Gegner,  denn  die  meisten  von  ihnen  sind  mehr- 
fache Millionäre,  die  im  Falle  einer  Arbeitseinstellung  längere  Zeit  hin- 
durch ruhig  zuwarten  können,  andererseits  aber  dürfe  er  (Halliday)  den 
Arbeitern  versichern,  dass  im  Nothfalle  150.000  Grubenarbeiter  bereit 
seien  die  Feiernden  zu  unterstützen.    Die  Gewerkschaft  wünsche  zwar 


4)  „Times*'  vom  1.  Januar  1873,  pag.  6:  „The  Goal  and  Iron  Trades."  —  „Times" 
vom  2.  Januar  1873,  pag.  6:  „The  Goal  and  Iron  Trades."  —  ,, Times"  vom  6.  Januar 
1873,  pag.  7  :  „The  threatened  Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times"  vom  7.  Januar  1873, 
pag.  4:  ,,The  Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times"  vom  9.  Januar  1873,  pag.  6:  ,,The 
Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times"  vom  13.  März  1873,  pag.  6:  ,,The  Iron  and  Goal 
Trades." 
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nicht  die  Arbeiter  aus  South  Wales  nach  anderen  Theilen  von  Eng- 
land zu  verpflanzen,  weil  dadurch  leicht  an  den  betreffenden  Orten 
Kalamitäten  hervorgerufen  werden  können,  allein  im  äussersten  Falle 
sei  er  ermächtigt  Separatzüge  auf  den  betreffenden  Eisenbahnen  zu 
miethen  und  dieselben  den  auswauderungslustigen  Arbeitern  unentgelt- 
lich zur  Disposition  zu  stellen.  Als  hierauf  die  Frage  der  Arbeitsein- 
stellung zur  Erörterung  kam,  wurde  von  mehreren  Rednern  hervor- 
gehoben, dass  die  Entscheidung  hierüber  eigentlich  nur  den  Gruben- 
arbeitern (also  mit  Ausschluss  der  Ironworkers)  zustehe,  weil  sie  nach 
den  Auseinandersetzungen  Halliday's  ja  doch  diejenigen  seien,  welche 
in  letzter  Instanz  die  Zeche  zu  bezahlen  haben.  Diese  Ansicht  drang 
durch  und  so  wurde  denn  am  Nachmittage  desselben  Tages  ein  bloss 
von  Grubenarbeitern  (Ironstone  Miners  und  Colliers)  besuchtes  Meeting 
abgehalten,  auf  welchem  mit  überwiegender  Majorität  der  Beschluss 
gefasst  wurde,  den  Ironmasters  mit  allen  legalen  Mitteln  entgegen  zu 
treten,  d.h.  also  die  Arbeit  einzustellen^).  Die  Zahl  der  Arbeiter, 
welche  in  Folge  dieses  Beschlusses  die  Arbeit  thatsächlich  einstellten, 
wird  in  den  verschiedenen  Berichten  der  „Times"  auf  60.000  bis  70.000 
angegeben. 

Zwei  Umstände  waren  es  namentlich,  welche  die  Unzufriedenheit 
der  Arbeiter  veranlassten :  einmal  die  Weigerung  der  Arbeitgeber  sich 
einem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen,  und  zweitens  die  Berufung  der 
Ironmasters  auf  ihre  Geschäftsbücher  im  Gegensatze  zu  den  öffentli- 
chen Preislisten. 

Bezüglich  des  ersten  Punktes  hatten  sich  die  Arbeiter  bald  nach 
dem  Bekanntwerden  des  ominösen  Beschlusses  der  Ironmasters  au  Mr. 
Mundella  gewendet  und  denselben  um  Rath  gefragt,  wie  sie  sich  ver- 
halten sollten.  Mundella  hob  in  seiner  Antwort  hervor,  dass  es  den 
Arbeitern  in  der  Regel  nicht  leicht  falle  die  Lage  des  Marktes  zu 
überblicken,  und  rieth  ihnen  sie  möchten  die  Streitfrage,  ob  die  rück- 
läufigen Eisenpreise  in  der  That  eine  Herabsetzung  der  Löhne  gebie- 
ten oder  nicht,  einem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  vorlegen.  Wür- 
den die  Arbeitgeber  die  Berufung  an  ein  Schiedsgericht  akzeptiren, 
so  mögen  die  Arbeiter  vorläufig  zu  den  reduzirten  Löhnen  ruhig  wei- 
ter arbeiten,  nur  müsste  schon  vorher  festgesetzt  werden,  dass  der 
Schiedsspruch  auf  die  Zeit  vom  1.  Januar  1873  ab  rückwirkende  Kraft 
haben  solle.  Mundella  wollte  also  ein  Provisorium  schaffen,  so  dass 
die  Arbeiter  —  falls  der  Schiedsspruch  zu  ihren  Gunsten  lauten  würde  — 


5)  „Times"  vom  3    Januar  1873,  pag.   6:  „The  Iron  and  Goal  Trades." 
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berechtigt  sein  sollten,  die  Naciizahlung  der  bewusstcn  10  Prozent 
vom  1.  Januar  ab  bis  zum  Tage  der  Urtheilspublikation  zu  verlan- 
gen e).  Die  Arbeiter  traten  dieser  Anschauung  bekanntlich  bei  und 
beantragten  demgemäss  wiederholt  die  Berufung  an  ein  Schiedsgericht. 
Die  Arbeitgeber  hingegen,  obwohl  sie  —  wie  oben  erwähnt  —  dem  Ge- 
danken eines  Provisoriums,  wie  Mundella  es  beantragte,  durchaus  nicht 
abgeneigt  waren,  weigerten  sich  unbedingt,  sich  einem  Schiedssprüche 
zu  unterwerfen,  und  hierin  glaubten  die  Arbeiter  ihrerseits  wieder  den 
Mangel  einer  redlichen  Absicht  auf  Seite  der  Ironmasters  zu  erblicken. 
Mr.  Halliday  wenigstens  sprach  dies  später  bei  wiederholten  Anlässen 
direkt  aus,  und  wies  darauf  hin,  dass  die  Eisenwerksbesitzer  durch 
die  Ablehnung  jedes  Schiedsgerichtes  selbst  eingestehen,  dass  es  ihnen 
weit  weniger  um  die  Frage  der  Lohnhöhe  als  um  die  gänzliche  Ver- 
nichtung der  Gewerkschaft  zu  thun  sei.  Das  sei  ihr  letztes  Ziel  und 
sie  beabsichtigten  die  Arbeiter  durch  Hunger  zur  unbedingten  Unter- 
werfung unter  ihren  (der  Ironmasters)  Willen  zu  zwingen  ').  Dass 
Halliday  so  ganz  Unrecht  nicht  hatte,  werden  wir  später  sehen. 

Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  dem  zweiten  Punkte.  Zunächst 
machten  die  Arbeiter  nicht  mit  Unrecht  geltend,  dass  es  ein  sonder- 
barer Vorgang  sei,  wenn  die  Eisenwerksbesitzer  die  Richtigkeit  der 
öffentlichen  Preislisten  bestreiten.  Die  Preislisten  würden  denn  doch 
nach  den  eigenen  Angaben  der  Ironmasters  zusammengestellt  und  nun 
kämen  sie  hinterher  und  beriefen  sich  auf  ihre  Geschäftsbücher,  um 
zu  beweisen,  dass  die  öffentlichen  Preislisten  unrichtig  seien  ^).  Zwei- 
tens aber  beschwerten  sich  die  Arbeiter  über  den  von  den  Arbeitge- 
bern vorgeschlagenen  Modus  der  Prüfung  der  Geschäftsbücher.  Die 
Ironmasters  hatten  bekanntlich,  als  sie  die  Appellation  an  ein  Schieds- 
gericht verwarfen,  in  der  Konferenz  am  1.  Januar  1873  sich  erboten 
ihre  Geschäftsbücher  in  der  Art  vorzulegen,  dass  die  Arbeiter  jedes 
Etablissements  aus  ihrer  Mitte  eine  Kommission  wählen  sollten,  wel- 
che die  Bücher  des  Unternehmers  zu  revidiren  hätte.  Die  Arbeiter 
wandten  dem  gegenüber  ein,  dass  dieser  Vorschlag  ebenso  unpraktisch 
wie  unannehmbar  sei,  weil  es  ihnen  ganz  unmöglich  wäre  aus  ihrer 
Mitte  Kommissionen  zusammen  zu  stellen,  welche  genügende  Kennt- 
nisse der  Buchhaltung  besässen,   um   die  ihnen  übertragene  Aufgabe 

6)  „Times"  vom  10.  Januar  1873,  pag.  10:  „The  Strike  in  South  Wales."  (Brief 
des  Mr.  MundeUa  to  the  Editor  of  the  „Times".) 

7)  „Times"  vom  4.  Januar  1873,  pag.  10:  „The  threatened  Strike  in  South  Wales." 
—   „Times"   vom  13.  März  1873,  pag.   6:  „The  Iren  and  Goal  Trades." 

8)  ,, Times"  vom  3.  Januar  1873,  pag.  6:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades." 
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mit  auch  nur  einiger  Sicherheit  zu  lösen  '^).  Freilich  behaupteten  die 
Arbeitgeber,  dass  diese  Befürchtung  ungegründet  sei  und  dass  ihre 
Geschäftsbücher  in  so  übersichtlicher  und  einfacher  "Weise  geführt  wür- 
den, dass  jeder  Schuljunge  "von  10  Jahren  sie  verstehen  müsse '^ö), 
allein  der  Berichterstatter  der  „Times"  sagt  später  selbst,  er  habe 
persönlich  die  Geschäftsbücher  der  Ironmasters  eingesehen,  er  könne 
jedoch  versichern,  dass  es  dem  Uneingeweihten  geradezu  unmöglich 
sei,  aus  denselben  ein  klares  Bild  der  Produktionskosten  zu  gewin- 
nen ^  M. 

Diese  Meinungsdifferenz  war  übrigens  nicht  unwesentlicher  Natur, 
sondern  von  prinzipieller  Bedeutung.  Die  Behauptung  der  Eisenwerks- 
besitzer ging  nämlich  lediglich  dahin,  dass  die  effektiven  Preise  der 
Eisensorten  niedriger  seien  als  die  nominellen  Angaben  der  Preislisten, 
und  um  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  zu  erweisen,  erboten  sie 
sich"  ihre  Geschäftsbücher  den  Arbeitern  vorzulegen.  Bis  hierher,  aber 
nicht  weiter  wollten  sie  eine  Ingerenz  der  Arbeiter  zulassen,  üeber 
die  Frage  aber,  um  wieviel  die  effektiven  Preise  hinter  den  Notirun- 
gen  der  Kurslisten  zurückblieben,  und  ebenso  über  die  weitere  Frage, 
wie  gross  demgemäss  die  Lohnreduktion  sein  solle,  wollten  sie  sou- 
verän entscheiden.  Die  Arbeiter  dagegen  betrachteten  die  Frage  von 
einem  andern  Gesichtspunkte  aus.  Sie  gingen  von  der  Anschauung 
aus,  dass  Preis  und  I^ohn  in  einem  bestimmten  und  unverrückbaren 
Verhältnisse  zu  stehen  haben,  und  es  erschien  ihnen  fraglich,  ob  der 
Preisrückgang  in  der  That  just  eine  Lohnreduktion  von  10  Prozent 
rechtfertige.  Sie  wollten  wissen,  um  wie  viel  die  Eisenpreise  gesun- 
ken seien,  um  daraus  die  künftigen  Löhne  berechnen  zu  können,  und 
weil  sie  sich  die  hiezu  erforderlichen  Fachkenntnisse  nicht  zutrauten, 
wollten  sie  die  ganze  Angelegenheit  einem  sachkundigen  und  unpar- 
teiischen Schiedsgerichte  vorgelegt  wissen.  Es  lag  also  gewisser- 
massen  ein  Kompetenzkonflikt  der  gesetzgebenden  Gewalten  hier  vor. 
Die  Arbeitgeber  wollten  nach  gemeinschaftlicher  Konstatirung  der  That- 
saclie  des  Preisrückganges  die  fernereu  Fragen  allein  entscheiden,  wäh- 
rend die  Arbeiter  das  ßecht  beanspruchten  hierbei  mitreden  zu  dür- 
fen. Ausserdem  wäre  nach  den  Intentionen  der  Arbeiter  ein  Dritter, 
das  Schiedsgericht,  mit  herein  gezogen  worden,  während  die  Iron- 
masters von   der  Einmeugung  freuKier  Personen  nichts  hören,   sou- 

9)  ,, Times"  vom  4.  Januar  1873,  pag.  10:  ,,The  threatened  Strike  in  South 
Wales." 

10)  „Times"  vom  11.  Januar  1873,  pag.  12:   „The  Strike  in  South  Wales." 

11)  ,, Times"  vom  21.  Januar  1873,  pag.  6:  ,,The  Strike  in  South  Wales." 
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dein  die  Angelegenheit  lediglich  mit  ihren  eigenen  Leuten  austragen 
wollten  ^^). 

Ucber  die  Höhe  der  Löhne  in  South  Wales  lauten  die  Angaben 
nicht  ganz  übereinstimmend.  Auf  dem  i'm  Januar  1873  in  Leeds  ab- 
gehaltenen National  Congrcss  of  Trades  Societies  besprach  Mr.  Kanc 
den  Streik  in  South  Wales  und  bemerkte,  dass  die  Löhne  der  betref- 
fenden Arbeiter  daselbst  um  30  bis  40  Prozent  niedriger  wären  als  in 
England  und  Schottland,  und  überdies  seien  die  Arbeitsstunden  in 
Wales  länger  als  in  den  übrigen  Theilen  des  Reiches.  Er  fügte  ferner 
hinzu,  dass  in  Folge  dieses  Umstandes  die  Eisenpreise  in  Wales  zu 
denen  in  P^ngland  sich  im  Durchschnitte  verhielten  wie  7  :  12^2  7  ^'^^s 
dcnigemäss  das  Eisen  von  Wales  dem  englischen  eine  sehr  empfind- 
liche Konkurrenz  bereite,  und  dass  dies  den  englischen  Eisenarbeitern 
durchaus  nicht  gleichgiltig  sein  könne  i^).  Der  Berichterstatter  der 
„Times"  sagt,  er  habe  die  Bücher  der  Ironmasters  eingesehen  und 
hiernach  steile  sich  der  Lohn  der  Arbeiter  im  Durchschnitte  wie  folgt: 
für  die  Colliers  2  1.  5  s.  bis  2  1.  8  s.,  einzelne  derselben  mögen  auch 
3  1.  wöchentlich  verdient  haben,  keineswegs  aber  4  1.,  wie  vielfach 
behauptet  wird ;  für  die  Ironworkers,  und  zwar  für  die  puddlers  durch- 
schnittlich 1  1.  15  s.  pro  Woche,  und  für  die  highest  class  of  the  or- 
dinary  workmen  etwa  2  1.  6  s.  wöchentlich  i^).  Die  „Times"  veröf- 
fentlicht einen  an  ihren  Herausgeber  gerichteten  Brief  des  Mr.  Richard 
Fothergill,  M.  P.  und  Besitzer  der  Aberdare  Ironworks  in  Aberdare 
in  Glaraorganshire  15),  in  welchem  der  letztere  die  Löhne,  die  er  sei- 
nen Arbeitern  zahlte,  folgendermassen  beziifert: 

Colliers  von  2  1.  9  s.  10  d.  bis  3  1.  12  s.  5  d.  wöchentlich, 

Furnacemen  2  1.  15  s.  6  d.  wöchentlich, 

Puddlers  von  2  1.  11  s.  9  d.  bis  3  1.  6  s.  8  d.  wöchentlich, 

Forge  Rollers  3  1.  10  s.  6  d.  wöchentlich, 

Mill  Heaters  von  2  1.  9  s.  Id.  bis  3  1.  9  s.  6  d.  wöchentlich, 

Mill  Rollers  41.  5  s.  9  d.  wöchentlich, 

Mill  Roughers  4  1.  8  s.  8  d.  wöchentlich. 
Endlich  besprach  Mr.  Halliday  auch  auf  einem  am  12.  März  1873  ab- 
gehaltenen Meeting  von  Delegirten   der  London  Trades'  Societies   die 


12)   „Times"  vom  4.  Januar   1873,  pag.  9,  Leitartikel:    „The  Strike  in  South  Wales." 
—  „Times"  vom   14.  Januar   1873,  pag.   6:   ,,The  Strike  in  Soutli  Wales." 

13)  ,, Times"  vom  20.  Januar  1873,  pag.  7:    ,,The  National  Congress  of  Trades  So- 
cieties." 

14)  ,, Times"  vom  21.  Januar  1873,  pag.  6:   ,,The  Strike  in  South  Wales." 

15)  ,, Times"  vom  25.  Januar  1873,  pag.  8:   ,,The  Strike  in  South  Wales," 


—     12    — 

Löhne  der  Grubenarbeiter  (miners)  in  South  Wales  und  sagte  bei  die- 
sem Anhxsse,  dass  dieselben  vielfach  überschätzt  werden.  Seit  dem 
Jahre  1866  seien  die  Löhne  um  nicht  mehr  als  1  s.  bis  1  s.  1  d.  pro 
Tonne  gestiegen.  Der  Durchschnittslohn  der  Kohlenhauer  (coalhewers) 
in  Mr.  Fothergill's  Kohlengruben  betrage  5  s.  6  d.  bis  6  s.  für  den 
10  stündigen  Arbeitstag  und  werde  daselbst  die  Tonne  zu  22  Zentner, 
der  Zentner  zu  120  Pfund  gerechnet.  Die  Löhne  der  an  der  Erdober- 
fläche beschäftigten  Arbeiter  (aboveground  men)  bei  Mr.  P^othergill 
betrage  4  s.  bis  4  s.  6  d.  für  den  10  stündigen  Arbeitstag  ^^^^ 

Was  die  allgemeine  Situation  während  der  ersten  Wochen  des 
Streites  anbelangt,  so  wurde  der  Streik,  wie  schon  erwähnt,  eigent- 
lich nur  von  den  Grubenarbeitern  begonnen  und  aufrecht  erhalten. 
Die  „Times"  berichtet  nämlich,  dass  die  Bevölkerung  von  Wales  einen 
friedliebenden  und  sanften  Charakter  besitze,  und  dass  bis  vor  Kur- 
zem ein  gewissermassen  patriarchalisches  Verhältniss  zwischen  den 
Arbeitgebern  und  ihren  Arbeitern  bestanden  habe.  Wäre  es  —  sagt 
der  Korrespondent  —  nach  dem  Willen  der  älteren  Arbeiter  gegangen, 
so  wäre  ein  Streik  nie  ausgebrochen,  oder  er  wäre  sofort  wieder  bei- 
gelegt worden.  In  der  letzten  Zeit  dagegen  wurde  dieses  patriarcha- 
lische Verhältniss  bedeutend  gelockert,  und  zwar  einerseits  durch  das 
kontinuirliche  Einströmen  fremder  Arbeitskräfte,  durch  welche  die  Ge- 
werkvereinsbewegung  nach  Wales  verpflanzt  wurde;  und  andererseits 
durch  die  Umwandlung  vieler  Werke  in  Aktienunternehmungen,  die 
eine  Lockerung  und  theilweise  die  gänzliche  Lösung  des  früheren 
freundschaftlichen  Verkehrs  zwischen  den  Herren  und  den  Arbeitern 
zur  Folge  hatte  i^). 

Dies  gilt  namentlich  für  die  Grubenarbeiter  (und  zwar  die  Iron- 
stone  Miners  wie  die  Colliers),  welche  in  der  gegenwärtigen  Bewegung 
gewissermassen  den  Liberalismus  oder  den  Fortschritt  repräsentiren, 
während  die  Ironworkers  das  konservative  Element  bilden.  In  den 
Berichten  der  „Times"  wird  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Gewerkvereinsbewegung  unter  den  Eisenarbeitern  in  South  Wales  nicht 
recht  Wurzel  fassen  wolle.  Auf  dem  National  Congress  of  Trades' 
Societies,  der  im  Januar  1873  in  Leeds  abgehalten  wurde,  besprach 
Mr.  Kane  den  Streik  in  South  Wales  und  bemerkte  bei  diesem  An- 
lasse ,  dass  die  National  Ironworkers  Association  bereits  seit  zehn  Jah- 
ren bemüht  sei  die  dortigen  Eisenarbeiter  für  sich  zu  gewinnen,  dass 

16)  ,, Times"  vom    13.  März   1873,  pag.  6:   „The  Iroii  and  Coal  Trades." 

17)  ,, Times"  vom  14.  Januar  1873,  pag.  6:  „The  Strike  in  South  Wales"  (Bericht 
eines  occasional  correspondent). 
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ihr  dies  aber  bisher  noch  immer  nicht  recht  gelingen  wollte.  Gegen- 
wärtig wären  wohl  die  meisten  der  dortigen  Ironworkers  der  Gewerk- 
schaft freundlich  gesinnt,  allein  er  (Mr,  Kane)  sei  überzeugt,  dass 
die  Arbeiter  nach  Beendigung  des  Streiks  von  der  Assoziation  wieder 
nichts  werden  hören  wollen.  In  der  That  war  die  Zahl  der  Gewerk- 
vereins-Mitglieder unter  den  Ironworkers  eine  verhältnissmässig  sehr 
geringe.  Die  „Times"  veranschlagt  die  Gesammtzahl  der  Eisenarbei- 
ter auf  rund  50.000  Mann,  fügt  aber  bei,  dass  kaum  5  Prozent  hie- 
ven Mitglieder  der  Gewerkschaft  wären,  während  die  Zahl  der  dor- 
tigen Grubenarbeiter  lediglich  10.000  bis  11.000  Mann  betrug,  von 
denen  7000  bis  8000,  also  etwas  über  70  Prozent  der  Amalgamated 
Association  of  Miners  angehörten  ^^). 

Die  nothwendige  Folge  dieses  Maugels  einer  einheitlichen  Orga- 
nisation unter  den  Eisenarbeitern  war  selbstverständlich  eine  weit  ge- 
ringere AViderstandsfähigkeit  derselben.  Die  Mitglieder  der  Gewerk- 
schaften, und  zwar  die  Ironworkers  ebenso  wie  die  Grubenarbeiter, 
erhielten  von  ihren  Gewerkvereinen  eine  Unterstützung  von  wöchent- 
lich 10  s.  pro  Kopf  und  ebenso  für  jedes  Kind  unter  12  Jahren  1  s. ; 
die  Nichtmitglieder  erhielten  eine  derartige  Unterstützung  nicht,  und 
demgemäss  nahm  das  Elend  unter  denselben  rasch  zu.  Der  Bericht- 
erstatter der  „Times"  erzählt,  dass  der  Bettel  ausserordentlich  über- 
hand nehme,  und  dass  bereits  Ende  Januar  1873  an  mehreren  Orten 
von  Menschenfreunden  Suppenanstalten  errichtet  wurden,  wo  dreimal 
in  der  Woche  Suppe  und  Brot  an  die  Arbeiter  und  namentlich  an  die 
Kinder  vertheilt  wurden,  um  das  Elend  wenigstens  einigermassen  zu 
lindern.  Die  Ironworkers,  die  unter  der  Arbeitseinstellung  viel  stär- 
ker litten  als  die  Grubenarbeiter,  waren  in  Folge  dessen  viel  mehr 
zur  Nachgiebigkeit  geneigt  und  hätten  gern  die  Arbeit  wieder  aufge- 
nommen, wenn  nicht  durch  den  Streik  der  Grubenarbeiter,  und  zwar 
namentlich  der  Colliers  und  den  dadurch  hervorgerufenen  Kohlenman- 
gcl  die  Werke  zum  Stillstande  verurtheilt  gewesen  wären  ^^). 

Die  Grubenarbeiter  befanden  sich  dem  gegenüber  in  einer  viel 


18)  „Times"  vom  10.  Januar  1873,  pag.  10:  „The  Strike  in  South  Wales."  — 
„Times"  vom  20.  Januar  1873,  pag.  7  :  ,,The  National  Congress  of  Trades  Societies."  — 
„Times"  vom  15.  Januar  1873,  pag.  12:  ,,The  Strike  in  South  Wales." 

19)  „Times"  vom  15.  Januar  1873,  pag.  12:  „The  Strike  in  South  Wales."  — 
„Times"  vom  18.  Januar  1873,  pag.  9:  „The  Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times"  vom 
20.  Januar  1873,  pag.  5  :  ,,The  Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times"  vom  24.  Januar 
1873,  pag.  6:  ,,The  Strike  in  South  Wales."  —  „Times"  vom  29.  Januar  1873,  pag.  8: 
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günstigeren  Situation,  einmal  weil  ein  bei  weitem  grösserer  Theil  von 
ihnen  aus  der  Gewerkvereinskasse  unterstützt  wurde,  dann  weil  eine 
namhafte  Zahl  derselben  (und  zwar  nicht  bloss  der  Colliers,  sondern 
auch  der  Ironstone  Miners)  in  den  benachbarten  Steam  Goal  Gollieries 
zu  hohen  Löhnen  Beschäftigung  fand.  Sie  hatten  es  also  einerseits 
nicht  nothwendig  bei  ihren  früheren  Lohhherren  um  Arbeit  zu  bitten, 
und  überdies  waren  sie  durch  die  oben  erwähnte  Verquickung  der  bei- 
derseitigen Kohlengruben  gezwungen  zu  streiken,  da  eine  Lohnherab- 
setzung in  den  Iron  Goal  Gollieries  auch  die  Steam  Goal  Gollieries  in 
gleicher  Weise  getroffen  und  dies  dann  allmählig  auch  eine  Lohnre- 
duktion in  den  House  Goal  Collieries  zur  Folge  gehabt  hätte  2*^). 

Trotzdem  war  der  Streik  kein  ganz  allgemeiner,  einzelne  Werke 
hatten  sich  nämlich  dem  Vorgange  der  betreffenden  Ironmasters  nicht 
angeschlossen,  sondern  arbeiteten  unter  den  alten  (höheren)  Löhnen 
ruhig  weiter  =^1).  Ausserdem  gab  es  selbst  in  denjenigen  Werken,  wel- 
che eigentlich  feierten,  wenigstens  anfänglich,  immer  noch  einzelne 
Arbeiter,  die  nach  wie  vor  zu  unveränderten  Löhnen  beschäftigt  wur- 
den. Es  waren  dies  einmal  die  Arbeiter  in  den  Reparatur-Werkstät- 
ten, ferner  die  an  den  Pumpwerken  angestellten  Leute.  Die  Iron- 
masters benutzten  nämlich  die  unfreiwillige  Müsse,  um  die  nothwen- 
digen  Reparaturen  mit  grösserer  Energie  zu  bewerkstelligen,  und 
gleichzeitig  wollten  sie  begreiflicher  Weise  die  Werke  vom  Wasser 
freihalten  und  zahlten  demgemäss  die  höheren  Löhne  nicht  nur  den 
hiefür  erforderlichen  Arbeitern ,  sondern  einer  kleinen  Anzahl  von  Col- 
liers, welche  die  Aufgabe  hatten  die  Reparatur- Werkstätten  und  die 
Pumpwerke  mit  dem  unentbehrlichen  Feuerungsmaterial  zu  versorgen. 
Um  die  Mitte  Januar  1873  stellten  freilich  auch  diese  Colliers  die  Ar- 
beit ein.  Seitens  der  Union  wurde  bei  diesem  Anlasse  wohl  mit  Be- 
dauern zugegeben,  dass  auf  diese  Weise  ein  Theil  der  Gruben  vom 
Wasser  überfluthet  würde,  und  dass  der  Schade  auch  die  Arbeiter 
treffe,  weil  nach  Beendigung  des  Streikes  die  Arbeit  daselbst  nicht 
sofort  wieder  aufgenommen  werden  könne,  allein  trotzdem  sei  auch 
dieser  traurige  Schritt  nothwendig,  weil  die  Eisenwerksbesitzer  unter 
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dem  Vorwande  der  Pumpwerke  auch  jene  Kohle  fördern  lassen,  die 
zum  Betriebe  der  Reparatur- Werkstätten  und  zur  Vornall me  anderer 
Arbeiten  in  den  Werken  erforderlich  ist,  und  dies  könnten  die  Arbei- 
ter nicht  dulden,  weil  die  Ironmasters  dadurch  in  den  Stand  gesetzt 
würden  die  Schliessung  der  Eisenwerke  zu  verlängern.  Und  dass  diese 
Anschauung  der  Arbeiter  richtig  war  und  die  Eisenwerksbesitzer  sich 
wirklich  diesen  Vorwand  zum  Nachtheile  der  Arbeiter  zu  Nutzen  mach- 
ten, wird  vom  Berichterstatter  der  „Times"  ausdrücklich  bestätigtes). 

Der  vorhin  erwähnte  Interessengegensatz  zwischen  den  Ironworkers 
und  den  Miners  machte  sich  im  Verlaufe  des  Streiks  wiederholt  be- 
merkbar. Um  den  20.  Januar  1873  wurden  an  verschiedenen  Orten 
in  South  Wales,  so  in  Rowlais,  in  Blaina,  in  Beaufort,  in  Brynmawr 
u.  a.  0.  wiederholt  Meetings  der  Arbeiter  abgehalten,  auf  welchen  sich 
die  Ironworkers  jedesmal  bereit  erklärten  die  Arbeit  zu  den  reduzir- 
teu  Löhnen  wieder  aufzunehmen,  während  die  Colliers  sich  dem  auf 
das  Kräftigste  widersetzten.  In  einem  Falle  gelang  es  den  Ironworkers 
in  der  That  auch  diesen  ihren  Einfluss  zu  verwirklichen,  und  zwar 
den  Eisenarbeitern  der  Llynvi  Iron  and  Goal  Company  in  Maesteg. 
Diese  Gesellschaft  besass  nämlich  grössere  Vorräthe  und  da  ihre  Iron- 
workers auf  einem  am  7.  Februar  1873  abgehaltenen  Meeting  den  Be- 
schluss  gefasst  hatten  sich  der  Lohnreduktion  zu  fügen,  und  sich  des- 
halb an  den  Direktor  (Manager)  Mr.  Colqhoun  wendeten,  so  wurden 
die  Eisenwerke  dieser  Gesellschaft  am  9.  Februar  1873  wieder  in  Be- 
trieb gesetzt.  Im  Uebrigen  fand  jedoch  dieser  Vorgang  keine  Nach- 
ahmung; wohl  meldeten  sich  auch  an  anderen  Orten  die  Ironworkers 
zur  Arbeit,  ihr  Anerbieten  musste  jedoch  wegen  des  Kohlenmangels 
und  der  Weigerung  der  Miners  zu  arbeiten,  zurückgewiesen  werden  ^^). 

Die  längere  Dauer  des  Streites  rief  mehrere  Versuche  dritter  Per- 
sonen hervor  denselben  gütlich  beizulegen,  sie  blieben  jedoch  fast 
sämmtlich  erfolglos.  Zunächst  waren  es  die  Herren  Alexander  Brodgen, 
M.P.  und  Herr  John  Nixon,  Kohlenwerksbesitzer,  welche  gleichzeitig 
in  ihren  Briefen  „To  the  Editor  of  the  Times"  ^ 4)  mit  dem  Vorschlage 

22)  „Times"  vom  13.  Januar  1873,  pag.  7:  „The  Strike  in  South  Wales."  — 
„Times"  vom  15.  Januar  1873,  pag.  12:  ,,The  Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times" 
vom  16.  Januar  1873,  pag.  12:  „The  Strike  in  South  Wales."  —  „Times"  vom  23.  Ja- 
nuar 1873,  pag.  6:  ,,The  Strike  in  South  Wales." 

23)  ,, Times"  vom  21.  Januar  1873,  pag.  6:  ,,The  Strike  in  South  Wales."  — 
„Times"  vom  22.  Januar  1873,  pag.  12:  ,,The  Strike  in  South  Wales."  —  ,, Times" 
vom  23.  Januar  1873,  pag.  6:  „The  Strike  in  South  Wales."  —  „Times"  vom  10  Fe- 
bruar 1873,  pag.  7 :  „The  Strike  in  South  Wales." 

24)  Brief  des  Mr.  Alex.  Brodgen  in  der  ,, Times"    vom  22.  Januar  1873,    pag.  12: 
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hervortraten,  es  möge  an  Stelle  der  bisherigen  9  stündigen  Arbeitszeit 
in  den  Kohlengruben  das  sog.  „double  shift  System",  d.  i.  die  14 stün- 
dige Arbeitszeit  mit  zwei  Schichten  von  Arbeitern,  deren  jede  7  Stun- 
den in  der  Grube  zu  arbeiten  hätte,  eingeführt  werden.  Die  beiden 
Herren  begründeten  diesen  Vorschlag  damit,  dass  gegenwärtig  bei  der 
nominellen  Arbeitszeit  von  9  Stunden  viel  Zeit  mit  dem  Ein-  und  Aus- 
fahren in  die  Grube  und  aus  derselben,  ferner  mit  den  Essenspausen 
verloren  gehe.  Würde  hingegen  das  double  shift  System  so  eingeführt, 
dass  jede  Schicht  von  Arbeitern  sieben  effektive  Stunden  in  der  Grube 
zu  arbeiten  hätte,  so  würde  die  Kohlenausbeute  so  sehr  gesteigert 
werden,  dass  die  Werksbesitzer  es  nicht  nöthig  hätten  den  10  ^/^ 
Lohnabzug  eintreten  zu  lassen.  Der  Gedanke  wurde  vielfach  ventilirt, 
die  Arbeiter  wie  die  Arbeitgeber  waren  theilweise  geneigt  auf  den 
Brodgen'schen  Vorschlag  einzugehen  und  fast  schien  es,  als  ob  das 
double  shift  System  in  einzelnen  Werken  praktisch  durchgeführt  wer- 
den sollte,  als  die  Dinge  eine  unerwartete  Wendung  nahmen.  Die 
Executive  of  the  Miners'  Union  hielt  nämlich  am  29.  Januar  1873  eine 
Sitzung,  in  welcher  der  Vorschlag  Mr.  Brodgen's  als  den  Interessen 
der  Arbeiter  entgegen  verworfen  wurde.  Mr.  Halliday  wurde  Seitens 
der  Union  angewiesen  die  Arbeiter  in  diesem  Sinne  zu  instruiren,  und 
von  da  ab  ist  von  dem  double  shift  System  weiter  nicht  mehr  die 
Rede  2  5). 

Etwas  glücklicher  war  der  folgende  Versuch.  Auf  einem  am 
4.  Februar  1873  in  Merthyr  abgehaltenen  Meeting  der  delegates  re- 
presenting  all  the  districts  of  the  Union  in  South  Wales  sprach  auch 
ein  Mr.  James  Lewis  aus  Maesteg  und  befürwortete  eine  Konferenz 
zwischen  den  Arbeitgebern  und  den  Arbeitnehmern,  um  eine  friedliche 
Lösung  des  Streites  anzubahnen.  Diese  Idee  wurde  von  Mr.  Halliday 
aufgegriffen  und  er  begab  sich  am  folgenden  Tage  in  Begleitung  des 
Mr.  Lewis  zu  Mr.  Brodgen,  um  mit  ihm  hierwegen  zu  sprechen  und 
ihn  zu  bitten  er  möge  jene  Konferenz  veranstalten.    Mr.  Brodgen  er- 

„The  Strike  in  South  Wales."  —  Brief  des  Mr.  John  Nixon  in  der  „Times"  vom  23.  Ja- 
nuar 1873,  pag.  6:  „The  Strike  in  South  Wales." 

25)  „Times"  vom  22.  Januar  1873,  pag.  12:  „The  Strike  in  South  Wales."  — 
,, Times"  vom  23.  Januar  1873,  pag.  6:  ,,The  Strike  in  South  Wales."  —  „Times"  vom 
29.  Januar  1873,  pag.  8:  „The  Strike  in  S.  W."  —  „Times"  vom  30.  Januar  1873, 
p.  10:  „The  Strike  in  S.  W."  —  ,, Times"  vom  31.  Januar  1873,  pag.  7:  „The  Strike 
in  S.  W."  —  ,, Times"  vom  5.  Februar  1873,  pag.  10:  „The  Strike  in  S.W."  —  ,, Times" 
vom  8.  Februar  1873,  pag.  12:  „The  Strike  in  S.  W."  —  „Times"  vom  11.  Februar 
1873,  pag.  10:  „The  Strike  in  S.  W."  —  „Times"  vom  12.  Februar  1873,  pag.  12: 
„The  Strike  in  S.  W."  —  „Times"  vom  13.  Februar  1873,  pag.  8:  ,,The  Strike  in  S.  W." 


—     17     — 

klärte  sich  hiezu  bereit,  seine  Bemühungen  blieben  jedoch  in  so  fern 
erfolglos,  als  die  Arbeitgeber  als  Körperschaft  sich  weigerten  die  Ar- 
beiter in  corpore  zu  empfangen.  Dagegen  erklärten  sich  die  Masters 
bereit ,  jeder  für  sich  mit  seinen  Leuten ,  jedoch  nur  unter  der  Be- 
dingung zu  unterhandeln,  wenn  die  Arbeiter  persönlich  und  „un- 
beeinflusst  von  dritten  Personen,  die  mit  den  Eisenwerken  nichts  zu 
schaffen  haben"  (untrammelled  by  conditions  imposed  by  straugers  un- 
connected  with  the  works)  kommen  würden.  Dadurch  war  zwar  die 
allgemeine  Konferenz  gleich  von  vorn  herein  ausgeschlossen,  allein  we- 
nigstens erklärte  sich  Mr.  Alex.  Brodgen  in  seiner  Eigenschaft  als 
Präses  des  Verwaltungsrathes  und  leitender  Direktor  (chairman  and 
managing  director)  der  Llynvi,  Tondu  and  Ogmore  Coal  and  Iron 
Company  bereit  eine  Deputation  seiner  Arbeiter  zu  empfangen.  Die 
Zusammenkunft  fand  am  15.  Februar  1873  statt  und  bei  derselben 
wurde  über  Halliday's  Vorschlag,  der  schon  früher  mit  den  Arbeitern 
hierüber  berathen  hatte,  folgende  Vereinbarung  erzielt: 

„Die  Arbeiter  der  genannten  Gesellschaft  nehmen  am  17.  Februar 
„1873  die  Arbeit  unter  folgenden  Modalitäten  wieder  auf:" 

,,1.  Bis  inclusive  1.  März  1873  wird  der  im  Dezember  1872  ge- 
„zahlte  Lohn  minus  5  ^Iq  gezahlt"  (d.  h.  die  ursprünglich  angekündigte 
Lohnherabsetzung  von  10  "/o  wird  auf  die  Hälfte  reduzirt). 

„2,  Der  Lohn  für  die  Zeit  vom  2.  bis  inclusive  29.  März  1873 
„wird  in  der  ursprünglichen  Höhe  (d.  i.  wie  er  im  Dezember  1872 
„stand)  ausgezahlt." 

„3.  Vom  31.  März  (einem  Montage)  bis  5.  Juli  1873  wird  dieser 
,,Lohn  um  5  ^/^  erhöht." 

„4.  Vor  Ablauf  dieses  Termines  wird  eine  neuerliche  Zusammen- 
„kuuft  zwischen  Mr.  Brodgen  und  seinen  Arbeitern  stattfinden,  um 
„den  Lohn  für  die  folgende  Periode  zu  vereinbaren." 

„5.  Die  Delegirten  der  Arbeiter  verpflichten  sich  dahin  zu  wirken, 
„dass  die  Arbeiter  in  Zukunft  fleissig  und  pünktlich  (d.  i.  fleissiger 
„als  bisher)  arbeiten." 

Diese  Vereinbarung  wurde  Seitens  der  betheiligten  Arbeiter  und 
ihrer  Familien  mit  grosser  Befriedigung  aufgenommen  und  war  in  so 
fern  von  einiger  Tragweite,  als  die  genannte  Gesellschaft  4000  Per- 
sonen beschäftigt,  welche  nunmehr  wieder  zu  ihrer  Arbeit  zurückkeh- 
ren konnten  2  6). 
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Ebenfalls  am  15.  Februar  1873  begab  sich  eine  Deputation  der 
Kohleugrubenarbeiter  der  Nantyglo  and  Blaina  Iron  and  Goal  Comp, 
und  zwar  aus  den  der  Gesellschaft  gehörigen  Werken  in  Rowlais  zu 
Mr.  Menelaus,  dem  leitenden  Direktor  (raanager)  dieser  Werke,  um 
ihn  zu  fragen,  ob  keine  Möglichkeit  für  sie  vorhanden  sei  die  Arbeit 
wieder  aufzunehmen.  Mr.  Menelaus  erwiderte,  dies  könne  sofort  ge- 
schehen, wenn  die  Arbeiter  sich  entschliessen  wollten  sich  den  Anord- 
nungen des  Verwaltungsrathes  bedingungslos  zu  unterwerfen,  wenn  sie 
die  Lohnreduktion  von  10  "^/o  annehmen  und  ihren  Arbeitgebern  Ver- 
trauen schenken  wollten.  Wenn  sie  dies  thäten,  so  könne  er  ihnen 
sein  Ehrenwort  als  Gentleman  geben,  dass  sie  eine  grossmüthige  Be- 
handlung (generous  treatment)  erfahren  und  früher  als  sie  es  dächten 
in  den  ursprünglichen  Lohngenuss  (i.  e.  vom  Dezember  1872)  wieder 
eingesetzt  würden.  Ein  Gegenvorschlag  der  Arbeiter,  die  Lohureduk- 
tion  von  10  auf  5  "/o  herunter  zu  mindern,  wurde  von  Mr.  Menelaus 
rundweg  abgelehnt.  Am  17.  Februar  1873  wurde  sodann  ein  von  circa 
2000  Arbeitern  der  verschiedenen  Branchen  besuchtes  Meeting  veran- 
staltet, auf  welchem  die  Arbeiterdelegirten  ihren  Kommittenten  über 
ihre  Mission  an  Mr.  Menelaus  Bericht  erstatteten.  Wie  der  Bericht- 
erstatter der  „Times"  erzählt,  war  die  Versammlung  auf  dem  besten 
Wege  die  Vorschläge  des  Mr.  Menelaus  zu  acceptiren,  als  der  local 
agent  of  the  Miners'  Union  sich  zum  Worte  meldete  und  den  Leuten 
auseinandersetzte,  dass  sie  sich  nicht  blindlings  unterwerfen  und  min- 
destens dieselben  Bedingungen  fordern  sollten,  die  von  Mr.  Brodgen 
seinen  Arbeitern  zugestanden  worden  waren.  Diese  Ansicht  drang 
durch  und  es  wurde  sofort  eine  Deputation  von  sechs  Mann  an  Mr. 
Menelaus  entsendet,  die  jedoch  alsbald  mit  der  Antwort  zurückkam, 
dass  Mr.  Menelaus  unter  keiner  Bedingung  von  seinen  am  15.  Februar 
gestellten  Anträgen  abgehe.  In  Folge  dessen  ging  die  Versammlung 
resultatlos  auseinander  ^'j. 

Der  nämliche  Vorgang  spielte  sich  zwischen  den  Arbeitern  der 
Cyfarthfa  Works  und  dem  Leiter  dieser  Werke,  Mr.  Crawshay,  ab. 
Am  17.  Februar  1873  sagte  dieser  einigen  seiner  streikenden  Arbeiter, 
wenn  sie  ungebunden  durch  irgend  welche  Mandate  („with  freedom  to 
act")  zu  ihm  kommen  wollten,  um  über  die  Bedingungen  der  Wieder- 
aufnahme der  Arbeit  mit  ihm  zu  unterhandeln,  so  zweifele  er  nicht, 
dass  sie  gegenseitig  bald  sich  einigen  würden,  dagegen  erkläre  er  mit 

„The  Strike  in  S.  W."  —  „Times"  vom  15.  Februar  1873,  pag.  12:   „The  Strike  in  S. 
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Bestimmtheit,  dass  er  unter  keinen  Umständen  Delegirte  irgend  einer 
Union  empfangen  werde.  Am  folgenden  Tage  kamen  in  der  Tliat  die 
Delegirten  der  Arbeiter  zu  Mr.  Crawshay,  der  ihnen  dieselben  Vor- 
schläge anbot  wie  Mr.  Menelaus  in  Rowlais.  Die  Arbeiter  zogen  sich 
hierauf  zurück,  um  die  Einwilligung  ihrer  Kollegen  einzuholen.  Es 
wurde  sodann  am  Abende  des  18.  und  am  Vormittage  des  U).  Februar 
ein  Meeting  der  Arbeiter  der  Cyfarthfa  Works  abgehalten,  welches  im 
Allgemeinen  zur  Versöhnung  geneigt  war  und  eine  neuerliche  Deputa- 
tion von  sechs  Mann  wählte,  die  beauftragt  wurde  wo  möglich  die 
gleichen  Begünstigungen  zu  erwirken,  welche  Mr.  Alex.  Brodgen  sei- 
nen Arbeitern  zugestanden  hatte.  Die  Deputation  wurde  von  Mr. 
Crawshay  freundlich  empfangen,  derselbe  erklärte  aber  sofort,  dass 
er  auf  die  Bedingungen  des  Mr.  Brodgen  in  keinem  Falle  eingehen 
könne,  sein  Vorschlag  sei  vielmehr  der  folgende:  Die  Arbeiter  würden 
sich  erinnern,  dass  die  Arbeitgeber  ursprünglich  die  lU  "/o  Lohnreduk- 
tion für  die  ersten  drei  Monate  des  Jahres  1873  eintreten  lassen  woll- 
ten. Er  habe  nun  zwar  für  die  ersten  drei  Monate  des  Jahres  Bestel- 
lungen zu  niedrigeren  Preisen  übernommen,  er  wolle  jedoch  seinen 
Leuten  auf  halbem  Wege  entgegen  kommen.  Gegenwärtig  seien  die 
ersten  sechs  Wochen  dieser  drei  Monate  abgelaufen,  die  Arbeiter  mö- 
gen nunmehr  auch  ihrerseits  auf  halbem  Wege  entgegen  kommen  und 
die  restlichen  sechs  Wochen  bis  zum  letzten  März  1873  sich  die  Lohn- 
reduktion von  10  Prozent  ruhig  gefallen  lassen.  Vom  1.  April  ange- 
fangen wolle  er  dann  wieder  den  ursprünglichen  Lohn  wie  im  Dezem- 
ber 1872  zahlen.  Crawshay  fügte  hinzu,  dass  er  auf  diese  Weise  sechs 
Wochen  lang  (nämlich  bis  zum  15.  Mai  1873)  mit  effektivem  Verluste 
arbeiten  würde,  er  wolle  jedoch  diesen  Schaden  auf  sich  nehmen,  weil 
er  dann,  wenn  die  bisherigen  Bestellungen  aufgearbeitet  sein  würden, 
neue  Aufträge  zu  höheren  Preisen  übernehmen  könne.  Dies  sei  sein 
fester  Entschluss,  er  wolle  diese  Bedingungen  einhalten,  auch  wenn 
die  übrigen  Ironmasters  dieselben  ihren  Leuten  nicht  zugestehen  könn- 
ten, aber  darüber  hinaus  werde  er  unter  keinen  Umständen  gehen. 

Mr.  Crawshay  sprach  sich  —  wie  der  Berichterstatter  der  „Times" 
hinzufügt  —  sehr  abfällig  über  die  Union  aus.  Noch  vor  zwei  Jahren 
—  sagte  er  —  seien  die  Arbeiter  der  Cyfarthfa  Works  bei  etwaigen 
Differenzen  jedesmal  persönlich  zu  ihm  selbst  gekommen,  um  dieselben 
beizulegen,  weil  sie  wussten,  dass  er  seinen  Leuten  stets  zugänglich 
sei  und  billigen  Anforderungen  nie  sein  Ohr  verschliesse.  Seit  zwei 
Jahren  jedoch  haben  sich  die  Verhältnisse  gänzlich  geändert.  Die  Ar- 
beiter sind  in  Verbindungen  eingetreten,  an  deren  Spitze  Personen  ste- 
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hen,  die  mit  den  Lokalverhältnissen  nicht  vertraut  sind  und  kein  In- 
teresse für  dieselben  haben.  Für  die  Arbeitgeber  sei  es  eine  Existenz- 
frage (a  qucstion  of  the  existcnce  of  their  own  power)  ihre  Angele- 
genheiten selbst  und  ohne  das  Dazwischentreten  Dritter  zu  ordnen,  die 
fern  vom  Orte  wohnen  und  mit  den  Operationen  der  Ironmasters  nichts 
zu  schaffen  haben.  Er  dürfe  wohl  sagen,  wären  seine  Leute  gleich 
anfänglich  selbst  und  nicht  mit  jenen  Eindringlingen  zu  ihm  gekom- 
men, so  hätte  es  wohl  kaum  einen  Streik  gegeben  und  hätten  seine 
Arbeiter  die  weitgehendsten  Konzessionen  erwirkt.  Die  Arbeiterdepu- 
tirten  überbrachten  diesen  Bescheid  ihren  versammelten  Kollegen,  die 
schon  geneigt  waren  die  Vorschläge  Mr.  Crawshay's  anzunehmen,  wenn 
nicht  auch  hier  wieder  ein  Redner  auf  das  Nachdrücklichste  gegen 
den  Antrag  gesprochen  und  ihn  damit  zum  Falle  gebracht  hätte  ^s). 
Der  Berichterstatter  der  „Times"  beklagt  bei  diesem  Anlasse  die  ün- 
entschiedenheit  der  Arbeiter,  die  der  Mehrzahl  nach  versöhnlicher  Na- 
tur und  einem  Friedensschlüsse  geneigt  seien,  die  sich  aber  jedesmal 
von  einigen  wenigen  aber  entschlossenen  Wortführern  der  Union  ein- 
schüchtern und  umstimmen  lassen  ^  ^ ). 

Die  lange  Dauer  des  Streiks  hatte  begreiflicher  Weise  unter  der 
Arbeiterbevölkerung  eine  sehr  gedrückte  Stimmung  hervorgerufen,  da 
beschlossen  denn  endlich  die  Krämer  (tradesmen)  in  Rowlais  sich  in's 
Mittel  zu  legen.  Diese  befanden  sich  nämlich  selbst  in  Folge  des 
Streiks  in  einer  sehr  misslichen  Lage,  weil  sie  ihre  Waare  der  feiern- 
den Arbeiterbevölkerung  auf  Borg  abgeben  mussten  und,  so  lange  die 
Arbeitseinstellung  dauerte,  keine  Aussicht  hatten  zu  ihrem  Gelde  zu 
kommen.  In  dieser  ihrer  Noth  veranstalteten  die  Krämer  am  21.  Fe- 
bruar 1873  in  Rowlais  eine  Versammlung,  um  ihre  trostlose  Lage  und 
die  Mittel  zur  Abhilfe  zu  besprechen,  und  bei  diesem  Anlasse  be- 
merkte ein  Mr.  Evan  Jones,  einer  der  angeseheneren  Krämer,  er  sehe 
keinen  anderen  Ausweg,  um  aus  der  gegenwärtigen  Situation  heraus 
zu  kommen,  als  direkt  mit  den  beiden  Streittheilen  zu  unterhandeln 
und  so  einen  Ausgleich  zu  versuchen.  Seine  Kollegen  acceptirten  die- 
sen Gedanken  und  in  Folge  dessen  begab  sich  Mr.  Jones  zu  Mr.  Me- 
nelaus,  um  ihn  zu  fragen,  ob  er  seine  den  Arbeitern  gemachten  Pro- 
positionen vom  15.  Februar  noch  aufrecht  halte.     Mr.  Menelaus,  von 
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dem  Mr.  Jones  sehr  freundlich  aufgenommen  wurde,  bejahte  diese 
FriigC!  und  kam  im  Verlaufe  der  Unterredung  auch  wieder  auf  den 
Mangel  an  Vertrauen  auf  Seite  der  Arbeiter  zurück.  Früher  —  sagte 
er  —  haben  die  Arbeitgeber  stets  das  volle  Vertrauen  ihrer  Arbeiter 
genossen,  in  der  letzten  Zeit  aber  sei  dieses  freundscliaftliche  Verhält- 
niss  durch  die  Machinationen  von  Leuten  zerstört  worden,  welche  die 
Union  begründeten  und  sich  als  Wortführer  derselben  gerirten,  und 
diesen  Leuten  gegenüber  würden  die  Eisenwerksbesitzer  nicht  nach- 
geben, sie  wollten  ihre  Kechte  als  Arbeitgeber  wahren  und  nur  direkt 
mit  ihren  Leuten,  nicht  aber  mit  jenen  Fremdlingen  verkehren  und 
unterhandeln. 

Mit  diesem  Bescheide  kehrte  Mr.  Jones  zu  den  versammelten  Krä- 
mern zurück  und  diese  beschlossen  nunmehr  den  district  agent  der 
Union  für  Aberdare  zu  einer  Besprechung  einzuladen,  um  weiter  mit 
ihm  über  diese  Angelegenheit  zu  berathen.  Dieser  äusserte  sich  im 
Allgemeinen  zustimmend,  und  als  dann  Mr.  Jones  sich  neuerlich  zu 
Mr.  Menelaus  begab,  wiederholte  der  Letztere  die  Vorschläge,  die  er 
bereits  am  15.  Februar  seinen  Leuten  (s.  oben)  proponirt  hatte.  Der 
Agent  der  Union  erklärte  sich  hiermit  einverstanden  und  demgemäss 
wurde  auf  den  24.  Februar  ein  Meeting  der  Arbeiter  in  Rowlais  ein- 
berufen, auf  welchem  die  Angelegenheit  berathen  wurde.  Der  Union 
agent  for  Aberdare  besprach  die  Frage  in  ruhiger  und  leidenschafts- 
loser Weise  und  sagte,  die  Frage  sei  einfach  die,  ob  die  Arbeiter  dem 
Versprechen  und  den  guten  Absichten  der  Gesellschaft  Glauben  schen- 
ken oder  nicht.  Dies  sei  ihre  Privatangelegenheit,  in  welcher  er  ihnen 
weder  zu-  noch  abrathen  könne,  wollten  sie  aber  den  Worten  der  lei- 
tenden Persönlichkeiten  dieser  Gesellschaft,  die  ja  als  Ehrenmänner 
bekannt  seien,  vertrauen,  so  könnte  er  nur  unbedingt  zustimmen,  da 
er  überzeugt  sei,  dass  ihnen  —  falls  sie  auf  den  Vorschlag  des  Mr. 
Menelaus  eingingen  —  bald  bessere  Bedingungen  zugestanden  würden, 
als  sie  selbst  gefordert  hatten.  Trotzdem  zerschlugen  sich  auch  diese 
Verhandlungen  wieder.  Die  Arbeiter  hatten  nämlich  auf  diesem  Meeting 
dieselbe  Taktik  beobachtet,  die  sie  bei  ähnhchen  Anlässen  früher  wie- 
derholt befolgt  hatten,  und  gleich  von  vorn  herein  beschlossen,  dass 
nur  die  Grubenarbeiter  (Colliers  und  Ironstone  Miners),  nicht  aber  die 
nachgiebiger  gestimmten  Ironworkers  an  der  Berathung  und  Schluss- 
fassung theilnehmen  sollten.  Hiezu  kam  ferner,  dass  der  Agent  der 
ColHers'  Association  for  the  Merthyr  district  diesem  Antrag  sehr  schroff 
entgegentrat  und  beantragte,  dass  die  Arbeiter  sich  nicht  blindlings 
unterwerfen,  sondern  ihre  Bedingungen  stellen  sollten,  unter  denen  sie 
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die  Arbeit  wieder  aufnehmen  wollten.  (Im  "Wesen  beantragte  er  die 
gleichen  Bedingungen,  die  seiner  Zeit  —  siehe  oben  —  von  Mr.  Brod- 
gen in  Tondu  zugestanden  worden  waren.)  Diese  letztere  Anschauung 
drang  durch,  und  da  Mr.  Menelaus,  der  inzwischen  durch  eine  Depu- 
tation von  diesem  Beschlüsse  der  Versammlung  unterrichtet  worden 
war,  erwiderte,  dass  er  von  seinen  Vorschlägen  unter  gar  keinen  Um- 
ständen abzugehen  gesonnen  sei,  so  blieb  auch  dieser  Vermittlungs- 
versuch erfolglos  3  0). 

Ebenso  vollständig  misslang  der  von  einem  Sir  Rowland  Macdonald 
Stephenson  in  London  (ehemaliger  Governor  of  the  Company  of  Copper 
Miners,  deren  Werke  in  South  Wales  liegen)  unternommene  Ausgleichs- 
versuch. Am  Morgen  des  26.  Februars  1873  traf  nämlich  ein  Tele- 
gramm dieses  Herrn  in  Rowlais  ein,  in  welchem  derselbe  sagte,  dass 
er  am  Nachmittage  in  Rowlais  eintreffen  werde,  um  einen  neuen  Ver- 
söhnungsversuch zu  wagen.  Sir  Stephenson  kam  auch  und  hielt  am 
Abende  in  einer  Arbeiterversammlung  eine  längere  Rede,  in  welcher 
er  zwar  seinen  Plan  nicht  verrieth,  wohl  aber  sich  unbedingte  Voll- 
macht erbat,  um  Namens  der  Arbeiter  mit  Mr.  Menelaus  zu  unter- 
handeln. Die  gewünschte  Vollmacht  wurde  ihm  ertheilt  und  am  fol- 
genden Tage  begab  sich  Sir  Stephenson  zu  Mr.  Menelaus,  überzeugte 
sich  aber  sehr  bald,  dass  alle  seine  Bemühungen  vergeblich  waren. 
Ein  Gutes  brachte  dieser  Versöhnungsversuch  doch.  Mr.  Menelaus, 
der  bekanntlich  bisher  von  den  Arbeitern  verlangt  hatte,  sie  mögen 
einfach  die  Arbeit  wieder  aufnehmen  und  seiner  Grossmuth  vertrauen, 
trat  nämlich  Sir  Stephenson  gegenüber  aus  seiner  Reserve  heraus  und 
erklärte,  dass  er  verlange  die  Arbeiter  mögen  die  Lohnreduktion  von 
10  "^/o  für  den  Monat  März  annehmen ,  dagegen  wolle  er  ihnen  vom 
1.  April  1873  den  unverkürzten  Lohn  (wie  im  Dezember  1872)  wieder 
bewilligen  ^i). 

Die  Berichte  der  „Times"  enthalten  zwar  keine  Angaben  hierüber, 
es  scheint  aber  doch,  dass  das  Bekanntwerden  der  fest  formulirten 
Vorschläge  des  Mr.  Menelaus  —  weil  nun  die  Arbeiter  endlich  wuss- 
ten,  was  von  ihnen  gefordert  wurde  —  seine  Wirkung  that,  denn  von 
da  ab  ist  der  Streik  eigentlich  beendet.  Die  Berichte  der  „Times" 
seit  dem  1.  März  1873  melden  kontin uirlich,  dass  die  Arbeiter  da  und 
dort  sich  zur  Wiederaufnahme  der  Arbeit  melden,    und   dass  überall 

30)  „Times"  vom  24.  Februar  1873,  pag.  12:  „Expected  close  of  the  South  Wales 
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die  Bedingungen  die  gleichen  waren ,  nämlich :  10  "/„  Lohnreduktion 
bis  Ende  März  1873,  von  da  ab  der  unverkürzte  Lohn.  Die  Colliers 
sträubten  sich  zwar  zum  Theile  noch  eine  Zeit  lang  und  hielten  ver- 
schiedene Versamndungen  ab,  auf  denen  sie  regelmässig  beschlossen 
auszuharren,  als  sie  aber  sahen,  dass  ihnen  dies  nichts  half,  unter- 
warfen auch  sie  sich  allmählich  den  Bedingungen  der  Arbeitgeber  und 
am  19.  März  nahmen  auch  die  letzten  feiernden  Arbeiter  in  Plymouth 
und  Cyfarthfa  die  Beschäftigung  wieder  auf^^). 

Die  Verluste,  die  aus  dem  10-  bis  12 wöchentlichen  Streik  der 
Gesammtheit  und  den  Arbeitern  erwuchsen,"  sind  wahrhaft  kolossal. 
Der  Berichterstatter  der  „Times"  berechnet  sie  wie  folgt.  Er  sagt: 
Die  feiernden  Werke  produzirten  wöchentlich  rund  11.000  Tonnen  von 
fertigem  Eisen  (finished  iron) ,  1800  Tonneu  Stahl  (finished  steel)  und 
1000  Tonnen  Eoheisen  für  den  Verkauf  (raw  pig  for  sale),  ferner  wö- 
chentlich etwa  107.000  Tonnen  Kohlen,  von  denen  jedoch  nur  rund 
30.000  Tonnen  in  den  Handel  kamen.  Der  Werth  des  erzeugten  Eisens 
beträgt  wöchentlich  140.000  Pf.  St.,  der  der  30.000  Tonnen  Kohle  (die 
Tonne  zu  15  s.  gerechnet)  22.500  Pf.  St.,  also  in  Summa  162.500  Pf. 
St.  pro  Woche ,  so  dass  der  Ausfall  an  Eisen  und  Kohle  während  der 
ganzen  Dauer  des  Streikes  auf  2.000.000  Pf.  St.  geschätzt  werden  kann. 
Ebenso  bedeutend  ist  verhältnissmässig  der  Verlust,  den  die  Arbeiter 
erlitten.  Der  gesammte  Lohn,  der  in  den  stillstehenden  Werken  sonst 
gezahlt  wurde,  betrug  75.000  Pfd.  St.  pro  Woche,  somit  für  die  Dauer 
des  Streiks  rund  800.000  Pf.  St.  Zieht  man  hievon  die  Unterstützun- 
gen ab,  die  die  Arbeiter  erhielten,  und  zwar  etwa  40.000  Pf.  St.,  die 
von  den  betreffenden  Gewerkvereinen  (und  zwar  vorwiegend  von  der 
Amalgamated  Association  of  Miners)  gezahlt  wurden,  und  etwa  5000  Pf. 
St.,   die  den  Arbeitern  aus  den  öffentlichen  Subscriptionen  und  sonst 
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zuflössen,    so  erübrigt  noch   immer  ein  Ausfall  am  Arbeitslohn  von 
über  ^U  Millionen  Pf.  St.^s). 

Trotz  der  Höhe  dieser  Verluste  für  die  Arbeiter  und  der  Noth, 
die  sie  im  Gefolge  hatten,  blieb  die  Haltung  der  Arbeiter  während 
der  ganzen  Dauer  des  Streikes,  wie  Seitens  der  „Times"  zu  wieder- 
holten Malen  anerkennend  hervorgehoben  wird,  eine  streng  legale; 
nirgends  zeigte  sich  Verbitterung,  es  kamen  keine  Exzesse  vor,  eine 
Vermehrung  der  Polizei  war  nicht  nothwendig  und  keiner  der  feiern- 
den Arbeiter  nahm  die  Unterstützung  der  Armenkasse  in  Anspruch  ^^). 
Einige  Drohbriefe  wurden  zwar  vorgefunden,  in  denen  Arbeiter  mit 
dem  Tode  bedroht  wurden,  wenn  sie  sich  nicht  der  streikenden  Partei 
anschliessen  und  ihre  Beschäftigung  nicht  einstellen  würden,  allein  die 
Drohungen  kamen  einerseits  nicht  zur  Ausführung  und  überdies  äus- 
serten sich  die  Arbeiter  und  namentlich  die  Wortführer  der  Gewerk- 
vereine auf  verschiedenen  Meetings  so  energisch  über  die  Verwerf- 
lichkeit eines  derartigen  Vorganges,  dass  jene  Drohbriefe  —  wenn  sie 
überhaupt  ernstlich  zu  nehmen  sind  —  jedenfalls  nicht  auf  Kechnung 
der  Gesammtheit  der  Arbeiter  oder  gar  irgend  eines  der  betheiligteu 
Gewerkvereine  gesetzt  werden  dürfen  ^5). 

Als  ein  beachtenswerthes  Symptom  für  die  Aufmerksamkeit,  wel- 
che in  England  von  allen  Seiten  derartigen  wirthschaftlichen  Ereig- 
nissen zugewendet  wird,  mag  hier  die  Thatsache  erwähnt  sein,  dass 
in  Merthyr,  als  dem  Zentrum  der  Bewegung,  gleich  nach  Ausbruch 
des  Streiks  ein  Telegraphenamt  errichtet  wurde,  welches  während  der 
Dauer  des  Streikes  nicht  weniger  als  400.000  Worte  beförderte  ^  ^ ). 
Die  „Times"  selbst  hatte  einen  Spezialberichterstatter  auf  den  Schau- 
platz dieses  wirthschaftlichen  Krieges  entsendet,  welcher  sich  die  ganze 
Zeit  hindurch  in  South  Wales  aufhielt  und  seine  Berichte  telegraphisch 
an  die  Redaktion  absandte.  Diese  telegraphischen  Berichte  der  „Times" 
beginnen  am  11.  Januar  und  reichen  bis  zum  18.  März ;  fast  jede  Num- 
mer des  Blattes  während  dieser  Zeit  bringt  einen  derartigen  Bericht, 
der  in  der  Regel  mehr  als  eine  Spalte  füllt.  Eine  Spalte  der  „Times" 
fasst  193  Zeilen,  die  Zeile  rund  10  Worte,  die  Spalte  somit  rund 
2000  Worte,   so  dass  dieses  Blatt  allein  über  den  in  Rede  stehenden 
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Streik  sich  mindestens  50  Spalten  oder  100.000  Worte  telegraplii- 
ren  Hess. 

Anfangs  April  1873  ergab  sich  abermals  eine  kleine  Ditferenz  zwi- 
schen den  Ironmasters  in  South  Wales  und  ihren  Arbeitern,  die  jedoch 
sehr  bald  in  Güte  beigelegt  wurde.  Wie  oben  erwähnt ,  .  hatten  die 
Arbeiter  im  Laufe  des  Monats  März  die  Arbeit  zu  den  um  10  ^!^,  re- 
duzirten  Löhnen  unter  der  Bedingung  wieder  aufgenommen,  dass  ihnen 
vom  1.  April  angefangen  der  unverkürzte  Lohn  (wie  er  im  Dezember 

1872  bestand)  wieder  gezahlt  werde.  Die  Arbeiter  hatten  jedoch  be- 
kanntlich bei  ihren  Unterhandlungen  im  Februar  1873  regelmässig  ge- 
fordert, dass  der  unverkürzte  Dezember-Lohn  vom  1.  März  ab  wieder 
in  Kraft  zu  treten  habe,  und  dass  vom  1.  April  1873  eine  weitere 
Lohnerhöhung  um  5  bis  10  "/^  stattfinden  solle,  und  diese  Begünsti- 
gung wurde,  wie  oben  dargelegt  wurde,  auch  von  Mr.  Alex.  Brodgen 
im  Februar  den  Arbeitern  der  Llyuvi,  Tondu  and  Ogmore  Goal  and 
L'on  Company  zugestanden.  Die  Besitzer  der  übrigen  Werke  hatten 
ein  derartiges  Versprechen  nicht  gegeben  und  machten  daher  Anfangs 
April  keine  Miene  eine  weitere  Lohnerhöhung  eintreten  zu  lassen.  Die 
Arbeiter  dagegen,  die  sich  in  jene  Hoffnung  eingelebt  hatten,  hielten 
sich  für  berechtigt  die  Lohnerhöhung  zu  fordern  und  begannen  dem- 
gemäss  Anfangs  April  diese  Frage  auf  verschiedenen  Meetings  zu  ven- 
tiliren,  bis  endlich  auf  einer  am  7.  April  1873  in  Pontybridd  abge- 
haltenen Arbeiterversammlung  der  Beschluss  gefasst  wurde,  die  Ange- 
legenheit dem  Exekutiv-Ausschusse  der  Amalgamated  Association  of 
Miners  zur  Entscheidung  vorzulegen.  Der  Letztere  berieth  hierüber 
und  sprach  sich  in  einer  am  23.  April  in  Manchester  abgehaltenen 
Sitzung   dahin  aus,    dass  die  Arbeiter  berechtigt  seien   vom  1.  Mai 

1873  die  Lohnerhöhung  zu  verlangen.  In  Folge  dessen  begab  sich 
eine  Deputation  von  Arbeitern  in  den  letzten  Tagen  des  April  zu  Mr. 
Menelaus,  um  ihm  die  Bitte  vorzutragen.  Dieser  erwiderte,  dass  er 
vorher  die  Meinung  der  übrigen  Eisenwerksbesitzer  einholen  müsse; 
er  begab  sich  demgemäss  nach  London  und  brachte  nach  seiner  Rück- 
kehr den  Arbeitern  den  Bescheid,  dass  die  Ironmasters  beschlossen 
haben  den  Lohn  ihrer  Leute  (d.  i.  der  Ironworkers,  der  Ironstone 
Miners  und  Iren  Goal  Golliers)  vom  19.  Mai  1873  ab  um  10  *^/o  zu 
erhöhen.  Die  „Times"  bemerkt  hiezu,  dass  diese  Begünstigung  in 
Folge  der  oben  öfter  erwähnten  Verabredung  sich  auch  auf  die  Steam 
Goal  Golliers  erstrecke,  und  dass  der  gegenwärtige  günstige  Geschäfts- 
gang die  Lohnerhöhung  wohl  rechtfertige  3^). 
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Weitere  Notizen  über  den  Gang  der  Geschäfte  in  der  Eisenbranclie 
in  South  Wales  bringt  die  „Times"  vom  Jahre  1873  nicht,  es  scheint 
somit,  dass  bis  Ende  Dezember  1873  weder  eine  Differenz  zwischen 
den  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  noch  eine  Veränderung  der  Löhne 
daselbst  mehr  vorkam. 

Ein  Gleiches  gilt  für  die  ersten  Monate  des  Jahres  1874.  An- 
fangs April  jedoch  verbreitete  sich  das  Gerücht,  dass  die  Eisenwerks- 
besitzer in  South  Wales  wegen  der  nahezu  gänzlichen  Geschäftsstockung 
eine  Lohnreduktion  von  20  Prozent  eintreten  lassen  würden.  Einzelne 
Eisenwerksbesitzer,  so  namentlich  Mr.  Crawshay  (Eigenthümer  der 
Cyfarthfa  Works)  gaben  sogar  ihren  Arbeitern  eine  vierwochentliche 
Aufkündigung  mit  Hinweis  auf  den  Umstand,  dass  sie  keine  weiteren 
Bestellungen  mehr  erhalten  hätten.  Begreiflicher  Weise  rief  dies  eine 
bedeutende  Aufregung  auf  Seite  der  Arbeiter  hervor,  welche  auf  ver- 
schiedenen Meetings  sich  dahin  aussprachen,  dass  eine  Lohnherab- 
setzung von  10  Prozent  im  Hinblick  auf  die  traurige  Geschäftslage 
allenfalls  hinzunehmen  sei,  dass  sie  jedoch  eine  weitergehende  Reduk- 
tion der  Löhne  mit  einem  Streik  beantworten  würden.  Am  14.  Mai 
endlich  hatten  die  Ironmasters  von  South  Wales  und  Monmouthshire 
eine  Zusammenkunft,  auf  welcher  sie  beschlossen,  vom  1.  Juni  1874 
die  liöhne  um  10  °/o  herabzusetzen.  Die  Arbeiter  hielten  einige  Tage 
später  gleichfalls  eine  Versammlung,  auf  welcher  sie  namentlich  über 
Anrathen  Halliday's  beschlossen  sich  dieser  Maassregel  zu  fügen.  Da- 
mit war  die  Angelegenheit  vorläufig  erledigt  ^^), 

Wo  möglich  noch  spärlicher  fliessen  die  Mittheilungen  in  der  zwei- 
ten Hälfte  des  Jahres.  Ende  Juni  und  Anfangs  Juli  1874  finden  sich 
zwei  Notizen  in  der  „Times"  2*'),  in  welchen  über  den  ganz  ausseror- 
dentlich schlechten  Geschäftsgang  in  South  Wales  geklagt  und  gesagt 
wird,  dass  die  dortigen  Eisenwerksbesitzer  am  1.  Juli  ihren  Arbeitern 
eine  vierwochentliche  Kündigung  gaben  und  ihnen  anzeigten,  dass  vom 
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1.  August  1874  ab  eine  neuerliche  Lohnherabsctzuug  eintreten  werde. 
Ob  aber  die  letztere  wirklich  eintrat,  ist  nicht  ersichtlich.  Ein  ähn- 
licher Vorgang  wiederholt  sich  am  Ende  des  Jahres.  Im  November 
1874  wird  berichtet,  dass  die  Arbeitgeber  eine  Lohnreduktion  von 
10  ''/o  und  zwar  vom  1.  Januar  1875  ab  ankündigten.  Die  Arbeiter 
beschlossen  sich  dem  auf  das  Kräftigste  zu  widersetzen,  so  dass  —  wie 
es  daselbst  heisst  —  ein  Streik  mit  grösster  Wahrscheinlichkeit  be- 
vorsteht ■^^). 

2.     Die  Eisenwerke  in  South  Staff  ord  shire. 

Das  Jahr  1872  schloss  gewissermaassen  mit  einem  Fragezeichen. 
Auf  der  letzten  Konferenz  des  Einigungsamtes  für  South  Statibrdshire 
und  East  Worcestershire  am  16.  und  23.  Dezember  1872  hatten  die 
Delegirten  der  Arbeiter  verlangt,  es  möchten  die  Löhne  nach  Maass- 
gabe der  Eisenpreise  während  der  letzten  sechs  Monate  plus  1  s.  Ex- 
travergütung pro  Tonne  festgesetzt  werden.  Die  Delegirten  der  Ar- 
beitgeber dagegen  verweigerten  dies ,  erboten  sich  jedoch  den  Arbei- 
tern, je  nach  ihrem  Wunsche  durch  drei  oder  sechs  Monate  die  bis- 
herigen Löhne  (und  zwar  den  Puddlers  12  s.  6  d.  pro  Tonne)  weiter 
zu  zahlen,  um  auf  diese  Weise  Zeit  für  ein  neuerliches  Arrangement 
zu  gewinnen*^).  Die  Eisenwerksbesitzer  traten  am  2.  Januar  1873 
zu  einer  neuerlichen  Berathung  in  Birmingham  zusammen,  auf  welcher 
sie  beschlossen  an  diesem  Antrage  festzuhalten.  Die  Arbeiter  ihrer- 
seits veranstalteten  wenige  Tage  später  ein  Massen-Meeting,  auf  wel- 
chem sie  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  sie  zu  einem  Streik  nicht 
vorbereitet  seien,  beschlossen  sich  den  Anträgen  der  Ironmasters  un- 
ter Protest  zu  fügen  und  zu  den  bisherigen  Löhnen  drei  Monate  wei- 
ter zu  arbeiten  ^^). 

Am  18.  März  trat  das  Einigungsamt  wieder  zusammen,  um  die 
Löhne  für  die  Monate  April,  Mai  und  Juni  1873  festzusetzen  und  nach 
mehrfachen  Unterhandlungen  wurde  den  Arbeitern  am  5.  April  1873 
eine  kleine  Lohnerhöhung  zugestanden.  Die  Arbeitgeber  hatten  an- 
fänglich wieder  nur  den  Fortbestand  der  bisherigen  Löhne  für  die 
nächsten  3,   6  oder  9  Monate   (je  nach  dem  Wunsche  der  Arbeiter) 
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angeboten  und  erklärt,  dass  sie  im  Hinblicke  auf  die  hohen  Kohlen- 
preise und  auf  den  Umstand,  dass  die  gegenwärtigen  Löhne  (12  s.  6  d. 
pro  Tonne  für  die  Paddlers)  die  höchsten  seien,  die  je  gezahlt  wur- 
den, keine  Lohnerhöhung  bewilligen  könnten.  Die  Arbeiter  dagegen 
hatten  eine  Lohnerhöhung  gefordert,  und  zwar  für  die  Puddlers  von 
1  s.  6  d.  pro  Tonne,  für  die  übrigen  Arbeiter  (millmen)  von  15  Pro- 
zent. Nach  einigen  Unterhandlungen  entschlossen  sich  die  Arbeitgeber 
die  Hälfte  der  geforderten  Lohnerhöhung  zuzugestehen,  d.  i.  den  Pudd- 
lers 9  d.  pro  Tonne,  den  millmen  T^/g  Prozent,  und  zwar  sollten  diese 
Löhne  durch  sechs  Monate,  d.  i.  bis  Ende  September  1873,  in  Kraft 
bleiben.  Die  Arbeiter  veranstalteten  hierauf  am  7.  April  1873  ein 
Meeting,  um  diese  Angelegenheit  zu  berathen  und  kamen  endlich  zu 
dem  Entschlüsse  dieses  Anbot  anzunehmen.  Die  „Times"  bemerkt 
hiezu,  es  sei  dies  vorwiegend  das  Verdienst  der  Malleable  Ironworkers' 
Association  gewesen,  welche  den  Arbeitern  nachdrücklichst  rieth  sich 
zu  fügen,  da  ihnen  im  Falle  einer  Arbeitseinstellung  keine  Unter- 
stützung Seitens  der  Gewerkschaft  bewilligt  würde -^^j. 

Anfangs  Oktober  1873  wurde  die  Frage  der  Lohnregulirung  selbst- 
verständlich wieder  akut.  Die  erste  Sitzung  des  Einigungsamtes  am 
3.  Oktober  blieb  jedoch  erfolglos,  weil  die  Arbeitgeber  eine  Lohnre- 
duktion ,  und  zwar  für  die  Puddlers  von  1  s.  3  d.  pro  Tonne ,  für  die 
übrigen  Arbeiter  von  12 ^/^  Prozent  beantragten,  während  die  Arbeiter 
eine  Lohnerhöhung  forderten.  Beide  Theile  beriefen  sich  auf  den  Ge- 
schäftsgang; die  Arbeitgeber  selbstverständlich  behaupteten,  dass  die 
schlechte  Lage  des  Marktes  die  Lohnreduktion  fordere,  die  Arbeiter 
ihrerseits  meinten,  dass  der  günstige  Geschäftsgang  ihre  Forderung 
rechtfertige.  Endlich  einigten  sich  beide  Theile  dahin,  dass  der  Aus- 
spruch des  Einigungsamtes  für  den  Norden  von  England,  welches  dem- 
nächst unter  dem  Vorsitze  des  Mr.  Ruppert  Kettle  als  Schiedsrichter 
zusammentreten  sollte,  auch  für  South  Staffordshire  und  Fast  Wor- 
cestershire  maassgebend  sein  solle.  Diese  Sitzung  wurde  am  8.  Okto- 
ber in  Durham  abgehalten,  die  beiderseitigen  Delegirten  trugen  dem 
Mr.  Ruppert  Kettle  ihre  Gründe  vor  und  der  Letztere  veröffentlichte 
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am  16.  Oktober  1873  seinen  Schiedsspruch,  dahin  lautend,  dass  die 
Arbeitgeber  die  Unabweislichkeit  der  Lohnherabsetzung  nicht  genü- 
gend erwiesen,  und  dass  somit  die  bisherigen  Löhne  für  die  nächsten 
drei  Monate,  bis  Ende  des  Jahres  1873  in  Kraft  zu  bleiben  haben. 
Der  Schiedsspruch  wurde  acceptirt  und  damit  war  die  Angelegenheit 
erledigt  '^^). 

Gegen  das  Ende  des  Jahres  1873,  im  November  und  Dezember, 
mehren  sich  die  Klagen  über  den  schlechten  Geschäftsgang  und  wie- 
derholt wird  berichtet,  dass  die  Werke  nur  mit  halber  Kraft  arbeiten. 
In  Folge  dessen  beschloss  denn  auch  das  Einigungsamt  in  seiner  Sitzung 
vom  19.  Dezember  1873,  dass  die  Löhne  für  die  Zeit  vom  3.  Januar 
bis  4.  April  1874  um  jenen  Betrag  reduzirt  werden  sollen,  um  welchen 
sie  im  April  1873  erhöht  worden  waren  (also  die  Löhne  der  Puddlers 
um  9  d.  pro  Tonne,  d.  i.  von  13  s.  3  d.  auf  12  s.  6  d.,  die  der  Mill- 
men  um  7^2  Prozent).  Die  Arbeiter  beschlossen  auf  einem  am  22.  De- 
zember 1873  abgehaltenen  Meeting  ohne  weitere  Widerrede  sich  die- 
ser Reduktion  zu  fügen '^^). 

In  der  Zwischenzeit  hatte  das  Streben,  und  zwar  der  Arbeiter 
wie  der  Arbeitgeber,  nach  einer  gleichmässigen  Festsetzung  der  Ar- 
beitslöhne in  der  Eisen-Branche  in  ganz  England,  Wales  und  Schott- 
land immer  festere  Formen  angenommen.  Schon  im  Januar  1873  hatte 
das  Einigungsamt  für  den  Norden  von  England  sich  hierwegen  an  das 
Einigungsamt  für  South  Staffordshire  und  East  Worcestershire  gewen- 
det, damals  allerdings  noch  ohne  Erfolg  ^^).  Im  März  1873  hatten 
die  Eisenwerksbesitzer  dieses  Bezirkes  eine  Konferenz  mit  ihren  Kol- 
legen im  Norden  von  England,  um  ein  einheitliches  Vorgehen  in  der 
Lohnfrage  zu  erzielen*^).  Im  Oktober  1873  hatten  —  wie  vorhin 
erwähnt  wurde  —  beide  Theile,  die  Arbeiter  wie  die  Arbeitgeber,  in 
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South  Statibrdshire  und  East  Worcestershire  beschlossen  sich  dem 
Ausspruche  des  Einigungsamtes  für  den  Norden  von  England  zu  un- 
terNverfen.  Im  Dezember  1873  endlich  wurde  der  gleichmässige  Vor- 
gang der  Lohnregulirung  für  ganz  England  Seitens  der  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  im  Prinzipe  beschlossen  und  Anfangs  April  1874  trat  der- 
selbe in  Kraft  ^^). 

Damit  war  auch  gleichzeitig  die  Frage  erledigt,  nach  welchem 
Prinzip  die  Festsetzung  der  Löhne  erfolgen  ä'olle.  Schon  im  Januar 
lö72  hatten  die  Delegirten  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  eine  so- 
genannte „sUding  Scale",  eine  Lohnskala  entworfen ,  der  zu  Folge  die 
Löhne  mit  den  Eisenpreisen  steigen  und  fallen  sollten,  dieselbe  wurde 
jedoch   damals  von   den  Arbeitern  nicht   angenommen  "^^j.     Im  Jahre 

1873  ist  von  dieser  Skala  anfänglich  keine  Rede  und  erst  im  Dezem- 
ber 1873  wird  berichtet,  dass  der  ständige  Ausschuss  des  Einigungs- 
amtes für  den  Norden  von  England  eine  derartige  Skala  entworfen 
habe  und  zur  Annahme  empfehle.  Hiernach  sollte  jedesmal  für  die 
letztverflossenen  drei  Monate  der  Durchschnittspreis  des  Eisens  in  ganz 
England  ermittelt  und  demgemäss  der  Lohn  für  die  nächsten  drei  Mo- 
nate festgesetzt  werden,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  Puddlers 
so  viele  Shillings  pro  Tonne  Lohn  erhalten  sollten,  als  der  Preis  der 
Tonne  Eisen  an  Pfd.  Sterling  betrage,  jedoch  mit  der  Modifikation, 
dass  der  Lohn  der  Puddlers  nicht  unter  9  s.  6  d.  sinken  und  nicht 
über  12  s.  6  d.  steigen  sollte.  Die  Löhne  der  übrigen  Arbeiter  (der 
sog.  millmeu)  sollten  verhältnissraässig  zu  den  Löhnen  der  Puddlers 
bemessen  werden.  (Da  1  s.  =  V^o  ^^^-  Stlg.  ist,  so  war  der  Lohn 
rund  mit  5  Prozent  des  Eisenpreises  festgesetzt.)  Im  Prinzip  waren 
beide  Parteien  in  South  Staifordshire  und  East  Worcestershire  mit  die- 
sem Entwürfe  einverstanden  und  sollte  diese  Skala  mit  Anfang  April 

1874  in  Kraft  treten.  Da  jedoch  einige  kleine  Differenzen  bestanden, 
so  verzog  sich  die  Wirksamkeit  der  gedachten  Skala  bis  Anfang  Juli 
1874. 

Die  Arbeiter  verlangten  nämlich,  dass  die  Puddlers  zu  dem  auf 
diese  Weise  festgesetzten  Lohne  noch  ein  Plus  von  1  s.  pro  Tonne  er- 
halten sollten,  während  die  Arbeitgeber  diese  Extra-üratifikation  nicht 
bewilligen  wollten.     Später  reduzirten  die  Arbeiter  diese  Extra-Grati- 
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fikation  auf  6  d.  pro  Tonne  und  Messen  dieselbe  sogar  ganz  fallen,  als 
die  Ironmasters  Ende  März  mit  der  Erklärung  hervortraten,  dass  die 
schlechte  Lage  des  Marktes  eine  Lohnherabsetzung  von  20  Prozent 
erheische.  Damals  war  für  eine  genaue  Berechnung  der  Durchschnitts- 
preise keine  Zeit  mehr,  es  wurde  daher  auf  einer  am  10.  April  1874 
in  York  abgehaltenen  Konferenz  der  Delegirten  der  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  für  Staflbrdshire  und  den  Norden  von  England  beschlossen, 
dass  die  in  Rede  stehende  Skala,  und  zwar  ohne  jene  vorerwähnte 
Extravergütung  erst  mit  Anfang  Juli  1874  in  Kraft  treten  solle  und 
dass  bis  dahin  die  Löhne  der  Puddlers  um  1  s.  pro  Tonne  (also  für 
StaÖbrdshire  von  12  s.  6  d.  auf  11  s.  6  d.),  die  der  übrigen  Arbeiter 
um  10  ^lo  zu  reduziren  seien.  Diese  Verabredung  wurde  von  der  Ge- 
sammtheit  der  Arbeiter  gutgeheissen  und  damit  war  der  befürchtete 
Konflikt  beigelegt  °*'). 

Seit  April  1874  häufen  sich  die  Klagen,  dass  die  Geschäfte  schlecht 
gehen  und  dass  England  in  der  Eiseubrauche  bereits  von  dem  euro- 
päischen Kontinent  und  von  Nordamerika  unterboten  werde.  Im  Mai 
1874  wird  sogar  gemeldet,  dass  von  den  153  in  South  Staffordshire 
befindlichen  Hochöfen  wegen  des  schlechten  Geschäftsganges  nur  mehr 
46  in  Thätigkeit  seien. 

Ueber  die  Höhe  der  Löhne  für  die  Monate  Juli,  August  und  Sep- 
tember 1874  findet  sich  nur  eine  einzige  Notiz  in  der  „Times"  ^^),  in 
welcher  jedoch  weiter  nichts  gesagt  wird,  als  dass  die  Löhne  nach 
Maässgabe  der  vereinbarten  Skala  festgesetzt  wurden.  Aus  den  spä- 
teren Mittheilungen  geht  jedoch  hervor,  dass  dieselben  eine  Verände- 
rung nicht  erfuhren.    Am  3.  Oktober  1874  wird  nämlich  berichtet,  dass 
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18.  April  1874,  pag.  12:  „Iron  and  Goal  Trades."  —  ,, Times"  vom  20.  April  1874, 
pag.  8:  ,,The  Iron  and  Goal  Trades." 

51)  „Times"  vom  21.   Juli  1874,   pag.  11:   „The  Goal  and  Iron  Trades." 
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für  die  letzten  drei  Monate  des  Jahres  die  Löhne  der  Puddlers  um 
1  s.,  d.  i.  von  11  s.  6  d.  pro  Tonne  auf  10  s.  6  d. ,  die  der  übrigen 
Arbeiter  um  10  "^/o  auf  Grundlage  jener  öfter  erwähnten  „sliding  scale" 
heruntergesetzt  wurden  ^2)_ 

Gegen  das  Ende  des  Jahres  endlich  wird  berichtet,  dass  die  noch 
immer  andauernde  Geschäftsstockung  eine  weitere  Herabsetzung  der 
Löhne  für  die  ersten  Monate  des  Jahres  1875  nothwendig  machen 
werde,  und  dass  dieselbe  muthmaasslich  10  bis  20  Prozent  betragen 
werde.  Gleichzeitig  wird  darüber  Klage  geführt,  dass  die  Arbeiter  zu 
Hunderten  aus  den  Werken  entlassen  werden,  weil  die  letzteren  selbst 
fast  keine  Bestellungen  erhalten  ^3). 

Die  Annahme  dieser  sogenannten  gleitenden  Lohnskala  war  für 
die  Eisenindustrie  ein  bedeutender  Gewinn ,  weil  ihr  dadurch  die  Auf- 
regung erspart  wurde,  die  sonst  regelmässig  mit  der  vierteljährigen 
Lohnregulirung  verbunden  war.  Bevor  nämlich  jene  Skala  in  Wirk- 
samkeit trat,  finden  sich  jedesmal  um  die  Zeit,  wenn  das  Einigungs- 
amt zusammentreten  sollte,  um  die  Löhne  für  die  nächsten  drei  Mo- 
nate festzusetzen,  Klagen  in  der  „Times",  dass  grosse  Unsicherheit  im 
Gewerbe  herrsche ,  dass  die  Eisenwerksbesitzer  sich  fürchten  neue  Be- 
stellungen anzunehmen,  weil  sie  nicht  wissen  wie  die  Löhne  und  da- 
mit die  Preise  sich  stellen  werden,  oder  ob  die  Arbeiter  gar  die  Ar- 
beit nicht  einstellen  werden,  und  andererseits  heisst  es  auch  wieder 
jedesmal  zum  Quartalswechsel,  dass  fast  nichts  gearbeitet  werde,  weil 
die  Arbeiter  in  ihrer  Erwartung  und  Ungewissheit  unregelmässig  ar- 
beiten und  lieber  ihre  Versammlungsorte  als  ihre  Werkstätten  auf- 
suchen. Mit  der  Annahme  dieser  „selfregulating  scale"  dagegen  ver- 
schwinden jene  Klagen  und  darf  man  somit  wohl  annehmen,  dass  von 
da  ab  etwas  mehr  Ruhe  in  die  Eisenindustrie  gebracht  wurde. 

Als  bemerkenswerthes  Zeichen  der  Zeit  mögen  hier  allenfalls  noch 


52)  „Times"  vom  3.  Oktober  1874,  pag.  11:  „The  Goal  and  Iron  Trades."  Es 
heisst  hier  aUerdings  ,  dass  die  Löhne  der  Puddlers  um  1  s.  auf  10  s.  9  d.  herunterge- 
setzt wurden,  es  scheint  mir  jedoch  keinem  Zweifel  zu  unterliegen,  dass  dies  ein  Druck- 
fehler ist,  und  dass  es  richtig  heissen  soll:  ,,10  s.  6  d."  An  den  früheren  Stellen  wa- 
ren nämlich  diese  Löhne  wiederholt  mit  12  s.  6  d.  angegeben.  Da  nun  die  nachfolgen- 
den Lohnreduktioneu  jedesmal  1  s.  betrugen ,  so  ist  nicht  abzusehen ,  wie  sich  jener 
Bruchtheil  von  6  d.  mit  einem  Male  in  9  d.  verwandeln  konnte.  Vgl.  auch  die  „Times" 
vom  5.  Oktober  1874,  pag.  6 :  ,,The  Iron  and  Goal  Trades",  wo  die  gleiche  Lohnherab- 
setzung von  1  s.  und  beziehentlich  10  ^j^  für  die  letzten  drei  Monate  des  J.ahres  1874 
auch  für  den  Norden  von  England  gemeldet  wird. 

53)  „Times"  vom  2.  Dezember  1874,  pag.  G:  ,,The  Goal  and  Iron  Trades."  — 
„Times"  vom   16.  Dezember  1874,  pag.  7  :  ,,The  Iron  and  Goal  Trades." 


—    33    — 

zwei  Thatsachen  mitgetheilt  sein.  Zunächst  wird  im  März  und  April 
1873  von  der  „Times"  gemeldet'"*),  dass  mehrere  grosse  Eisenwerks- 
besitzer in  South  Staftbrdshire  und  East  Worcestershire  Anstalten  tra- 
fen ihre  Werke  in  Aktien-Unternehmungen  umzuwandeln,  weil  sie  der 
ewigen  Reibungen  mit  ihren  Arbeitern  müde  geworden  und  zu  der 
Ueberzeugung  gelangt  waren,  dass  eine  Aktiengesellschaft  den  Arbei- 
tern viel  nachdrücklicher  entgegentreten  könne  als  der  einzelne  Arbeit- 
geber. So  bewegt  sich  die  Industrie  heute  im  Zirkel.  Die  Arbeiter- 
bewegung verleidet  es  dem  Einzelnen  an  der  Spitze  eines  industriellen 
Unternehmens  zu  stehen  und  begünstigt  die  Entstehung  von  Aktien- 
gesellschaften. Und  der  Bestand  der  letzteren  lockert  wieder  —  wie 
wir  oben  in  South  Wales  gesehen  haben  —  die  persönlichen  Bezie- 
hungen zwischen  dem  Arbeiter  und  dem  Arbeitgeber  und  fördert  auf 
diese  Weise  die  Gewerkvereinsbewegung,  so  dass  die  Gegensätze  fort- 
während sich  zuspitzen. 

Sodann  berichtet  die  „Times"  im  November  und  Dezember  1873  ^^), 
dass  die  Malleable  Ironworkers  Association  Schritte  that,  um  selbst 
ein  Eisenwerk  um  circa  50.000  Pf.  Sterl.  in  Staöbrdshire  zu  erwerben 
und  dasselbe  in  eine  Arbeiter-Aktiengesellschaft  mit  Aktien  zu  5  Pf. 
Sterl.  umzuwandeln. 

3.  Die  Eisenwerke  im  Norden  von  England, 
Die  Bewegung  verlief  hier  vollständig  parallel  mit  der  in  South 
Staflfordshire  and  East  Worcestershire,  Zu  Ende  Januar  1873  trat  das 
Einigungsamt  für  den  Norden  von  England  und  Cleveland  zusammen 
und  bestimmte,  dass  die  Löhne  bis  Ende  März  1873  in  der  bisheri- 
gen Höhe  unverändert  fortgezahlt  werden  sollten  ^^j.  Um  den  Anfang 
April  1873  verlangten  die  Arbeiter  eine  Lohnerhöhung,  die  Arbeitgeber 
verweigerten  dieselbe  und  Mr.  Ruppert  Kettle  als  ständiger  Schieds- 
richter für  den  Norden  von  England  entschied,  dass  der  Lohn  der 
Puddlers  um  9  d.  pro  Tonne,  der  der  übrigen  Arbeiter  um  7^2  Pi'o- 
zent  erhöht  werden  solle,  und  dass  diese  Löhne  bis  Anfangs  Oktober 
1873  in  Kraft  zu  bleiben  haben  ^'^j.    Im  Oktober  1873  endlich  ent- 


54)  „Times"  vom  31.  März  1873,  pag.  9:   „The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times" 
vom  21.  April  1873,  pag.   9  :  „The  Iron  and  Coal  Trades," 

55)  „Times"  vom    29.  November  1873,    pag.  4:    „Iron  Trade."  —    „Times"  vom 
23.  Dezember  1873,  pag,  10:  .,The  Wages  Question  in  the  Iron  Trade." 

56)  ,, Times"  vom  29.  Januar  1873,  pag,  6 :    „The  Iron  Trades."   —  ,, Times"  vom 
30.  Januar  1873,  pag.  6:  „The  Iron  and  Coal  Trades." 

57)  ,, Times"  vom  3.  April  1873,  pag.  6:  „The  Iron  and  Coal  Trades." 
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schied  Mr.  Kettle  abermals  (wie  für  South  Stafifordshire) ,  dass  die 
Löhne  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1873  uuverändert  bleiben  sollen, 
weil  die  Arbeitgeber  die  Unabweislichkeit  einer  Lohnreduktion  nicht 
genügend  dargethan  haben  ^^). 

Für  die  ersten  drei  Monate  des  Jahres  1874  wurden  in  Folge 
einer  gemeinsamen  Berathung  der  Einigungsämter  für  den  Norden  von 
England  und  für  South  Stafibrdshire  sammt  East  Worcestershire  die 
Löhne  wieder  um  jenen  Betrag  herabgesetzt,  um  den  sie  im  April 
1873  erhöht  worden  waren  ''^).  Im  April  1874  fand  eine  weitere  Lohn- 
herabsetzung statt,  und  zwar  für  die  Puddlers  um  1  s.  pro  Tonne,  für 
die  übrigen  Arbeiter  um  10  *^/o  '^"),  und  Anfangs  Juli  1874  trat  wie 
in  StaJSordshire  die  oben  erwähnte  sliding  scale  in  Kraft,  durch  wel- 
che die  Löhne  von  selbst  nach  den  Eisenpreisen  reguiirt  wurden  *^i), 
es  gilt  somit  von  hier  ab  für  die  Löhne  dasselbe,  was  oben  über 
South  Staifordshire  gesagt  wurde  ^^j 

Gegen  das  Ende  des  Jahres  1874  mehren  sich  auch  hier  wie  in 
Staifordshire  die  Klagen  über  die  fast  absolute  Geschäftsstockung, 
durch  welche  zahlreiche  Arbeiterentlassungen  nothwendig  wurden,  so 
dass  etwa  6 — 7000  Arbeiter  im  Bezirke  beschäftigungslos  seien.  In 
Darlington  berief  sogar  der  Mayor  der  Stadt  ein  öffentliches  Meeting, 
um  irgend  welche  Massregeln  zum  Besten  dieser  brotlosen  Arbeiter 
in's  Leben  zu  rufen  ^^j. 

Weniger  glatt  verliefen  die  Dinge  in  den  Eisensteingruben 
in  Cleveland.  Anfangs  März  1873  beschloss  nämlich  die  Cleveland 
Ironstoue  Miners'  Association  eine  Lohnerhöhung  zu  verlangen,  und 
zwar  für  die  eigentlichen  Miners  um  2  d.  pro  Tonne,  für  die  übrigen 
in  den  Eisensteingruben  beschäftigten  Arbeiter  um  10  ^l^j.  Gleichzei- 
tig wurde  die  Frage  der  Bildung  eines  Einigungsamtes  für  diesen  In- 
dustriezweig,  die  schon  im  verflossenen  Jahre  ventilirt  worden  war, 
Seitens  der  Gewerkschaft  neuerdings  angeregt.  Darauf  hin  beschlos- 
sen die  Besitzer  der  Eisensteingruben,  und  zwar  am  18.  März  1873, 

58)  Vgl.  Note  44. 

59)  „Times"  vom  23.  Dezember  1873,  pag  10:  ,,The  Wages  Questiou  in  the  Iron 
Trade." 

60J  „Times"  vom  14.  April  1874,  pag.  7:    „The  Coal  and  Iron  Trades." 

61)  „Times"  vom  21.  Juli  1874,  pag.  11 :    ,,The  Coal  and  Iron  Trades." 

62)  Vgl.  auch  oben  Note  52. 

63)  ,, Times"  vom  10.  November  1874,  pag.  7:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
„Times"  vom  24.  November  1874 ,  pag.  7  :  „The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times" 
vom  25.  November  1874,  pag.  6:  „The  Coal  and  Iron  Trade."  —  „Times"  vom  30.  No- 
vember 1874,  pag.   6:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades." 
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auch  ihrerseits  einen  Verein,  die  „Mineowners'  Association  ior  Cleve- 
lancl"  zu  gründen ,  und  die  Delegirten  der  letzteren  beschlossen  auf 
einer  am  5.  Mai  1873  in  Middlesbrough  abgehaltenen  Konferenz,  die 
geforderte  Lohnerhöhung  nicht  zu  bewilligen.  Die  Arbeiter  dachten 
die  Arbeitgeber  durch  eine  Verringerung  der  Ausbeute  an  Eisenerz 
zur  Nachgiebigkeit  zu  zwingen  und  fingen  an  lässig  zu  arbeiten.  Die 
Arbeitgeber  jedoch  waren  fest  entschlossen  nicht  zu  weichen  und  sperr- 
ten am  18.  März  1873  ihre  Gruben,  wodurch  circa  7000  Grubenar- 
beiter beschäftigungslos  wurden.  Der  Streik  dauerte  indessen  nicht 
lange,  denn  schon  am  29.  Mai  1873  nahmen  die  Arbeiter  ihre  Be- 
schäftigung wieder  auf,  nachdem  beide  Theile  in  einer  Zusammenkunft 
am  27.  Mai  sich  geeinigt  hatten,  die  Streitfrage  durch  Mr.  Ruppert 
Kettle  als  Schiedsrichter  entscheiden  zu  lassen.  Mr.  Kettle  kam  am 
24.  Juni  nach  Saltburn,  hörte  dort  beide  Parteien,  sowie  verschiedene 
Zeugen,  er  prüfte  die  Bücher  der  Arbeitgeber  und  sonstige  Schrift- 
stücke und  gab  schliesslich  am  11.  Juli  1873  sein  Urtheil  dahin  ab, 
dass  die  Lohnerhöhung  nicht  einzutreten  habe,  da  die  Löhne  der  Ar- 
beiter weit  höher  seien,  als  die  Arbeiter  anfänglich  selbst  gedacht  und 
ihm  angegeben  haben  ^'^j. 

Ein  ernsterer  Konflikt  ergab  sich  im  folgenden  Jahre.  Am  31.  März 
1874  hielt  die  Cleveland  Mine  Owners'  Association  eine  Sitzung  in 
Middlesbrough  und  beschloss  vom  2.  Mai  dieses  Jahres  ab  die  Löhne 


64)  „Times"  vom  13-  März  1873,  pag.  6:  „The  Ii"on  aud  Coal  Trades."  —  „Times" 
vom  20.  März  1873,  pag.  6:  „The  Iron  and  Coal  Trade."  —  ,, Times"  vom  27.  März 
1873,  pag.  10:  ,,The  Coal  and  Iron  Trades."  —  ,, Times"  vom  6.  Mai  1873,  pag.  9: 
,,lron  and  Coal."  —  „Times"  vom  19.  Mai  1873,  pag.  9:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades." 
—  „Times"  vom  20.  Mai  1873,  pag.  11:  „The  Iron  Trade."  —  „Times"  vom  21.  Mai 
1873,  pag.  8:  „Iron  and  Coal  Trade."  —  „Times"  vom  22.  Mai  1873,  pag.  7:  ,,The 
Iron  Trade."  —  „Times"  vom  23.  Mai  1873,  pag.  12:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
„Times"  vom  24.  Mai  1873,  pag.  10:  „The  Iron  Trade."  —  „Times"  vom  26.  Mai 
1873,  pag.  8:  ,,Tlie  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  27.  Mai  1873,  pag.  12: 
„The  Coal  and  Iron  Trades."  —  ,, Times"  vom  28.  Mai  1873,  pag.  7:  „The  Coal  and 
Iron  Trade."  —  „Times"  vom  29.  Mai  1873,  pag.  6:  ,,The  Iron  aud  Coal  Trades."  ^ 
„Times"  vom  3.  Juni  1873,  pag.  7:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades."  —  ,, Times"  vom 
24.  Juni  1873,  pag.  7:  ,,The  Cleveland  Ironstone  Miners."  —  ,, Times"  vom  25.  Juni 
1873,  pag.  9:  „The  Cleveland  Miners."  —  „Times"  vom  12.  Juli  1873,  pag.  12:  ,,The 
Iron  and  Coal  Trades."  —  In  wie  fern  die  Arbeitslöhne  effektiv  höher  waren  ,  als  die 
Arbeiter  anfänglich  meinten,  ist  aus  den  mitgetheilten  Notizen  nicht  ersichtlich,  bei  der 
häufig  ziemlich  komplizirten  Art  und  Weise  der  Berechnung  der  Löhne  jedoch,  und  na- 
mentlich wenn  etwa  die  Arbeiter  theilweise  in  natura  entlohnt  werden ,  ist  es  sehr  be- 
greiflich ,  dass  sie  selbst  oft  über  die  eigentliche  Höhe  ihrer  Bezüge  ganz  im  Unkla- 
ren sind. 
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der  Ironstone  Miners  um  2  d.  pro  Tonne,  die  der  übrigen  in  den  Eisen- 
steingruben beschäftigten  Arbeiter  um  12^2  Prozent  herunterzusetzen. 
Die  Arbeiter  beschlossen  sich  dem  zu  widersetzen  und  stellten  am 
9.  Mai  1874  die  Arbeit  ein.  Der  Streik  währte  bis  gegen  Ende  Juni 
1874,  um  welche  Zeit  die  Arbeiter  ihre  Beschäftigung  wieder  auf- 
nahmen^^). 

b.     Die   Arbeiter   der  Kohlenwerke, 

1,     Die  Kohlenwerke  in  South  Wales. 

Die  Bewegung  unter  den  Arbeitern  in  den  den  Eisenwerksbesitzern 
gehörigen  Kohlengruben  (den  sog.  Iron  Goal  Collieries)  in  South  Wales 
während  des  Jahres  1873  wurde  anlässlich  der  Schilderung  des  dor- 
tigen grossen  Streiks  bereits  oben  dargelegt.  Hier  ist  somit  lediglich 
die  Arbeiterbewegung  in  den  für  den  Verkauf  produzirenden  Kohlen- 
gruben (den  sog.  Säle  Goal  Mines,  und  zwar  den  sog.  Steam  Goal 
Collieries  und  den  House  Goal  Gollieries)  nachzutragen. 

Schon  oben  (a.  a.  O.)  wurde  erwähnt,  dass  der  grosse  Streik  in 
den  Eisenwerken  und  der  damit  verbundene  Stillstand  der  Iron  Goal 
Collieries  für  die  Säle  Goal  Mines  ein  grosser  Gewinn  war,  weil  die 
letzteren  in  Folge  dessen  mehr  Kohle  als  bisher  und  zu  besseren  Prei- 
sen abzusetzen  vermochten.  Die  Besitzer  dieser  für  den  Verkauf  pro- 
duzirenden Kohlenwerke,  denen  somit  der  Streik  in  den  Eisenwerken 
ganz  gelegen  kam,  fühlten  gar  kein  Verlangen  darnach,  auf  die  oben 


65)  „Times"  vom  1.  April  1874,  pag.  12:  „Disputes  in  the  Iron  and  Coal  Trades." 

„Times"  vom   15.   April   1874,  pag.   12:    ,,Iron  and  Coal  Trades."  —    ,, Times"  vom 

8.  Mai   1874,  pag.   10:    ,,The  Durham  Strike."  —  ,, Times"  vom   11.  Mai   1874,  pag.   8: 

,Strikes  of  Colliers."  —  ,, Times"  vom  18.  Mai  1874,  pag.  8:  ,,The  Iron  and  Coal 
Trades."  —    ,, Times"   vom    22.  Mai  1874,    png.   11:    ,,The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
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pag.  10:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  8.  Juni  1874,  pag.  8:  ,,The 
Coal  and  Iron  Trades."  —  ,, Times"  vom  11.  Juni  1874,  pag.  7:  ,,Tiie  Coal  and  Iron 
Trades."  —  „Times"  vom  18.  Juni  1874 ,  pag.  7 :  „The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
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als  Sieger  oder  Besiegte  aus  diesem  Kampfe  hervorgingen.  Eher  dürfte  jedoch  anzu- 
nehmen sein,  dass  die  Arbeiter  sich  fügen  mussten,  weil  sie  den  Streik  gegen  den  Wil- 
len ihrer  Union  in  Scene  setzten  und  in  der  ,, Times"  vom  18.  Juni  1874  a.  a.  O.  be- 
richtet wird ,  dass  die  Kassenvorräthe  der  Cleveland  Ironstone  Miners'  Association ,  aus 
denen  die  Feiernden  unterstützt  wurden ,  um  die  Mitte  Juni  herum  schon  fast  gänzlich 
erschöpft  waren. 


—    37     — 

öfter  erwähnte  Konvention  zurück  zu  greifen,  der  zu  Folge  jede  Lohn- 
herabsetzung  in  den  Iron  Goal  Collieries  ipso  facto  auch  für  alle  übri- 
gen Kohlengruben  in  South  Wales  in  Kraft  treten  sollte.  Sie  machten 
sich  vielmehr  die  gestiegenen  Kohlenpreise  zu  Nutzen  und  förderten 
ihre  Kohle  ruhig  weiter,  indem  sie  nicht  nur  ihren  bisherigen  Arbei- 
tern die  bestehenden  Löhne  fortzahlten,  sondern  auch  noch  einen  Theil 
der  in  den  Eisenwerken  feiernden  Grubenarbeiter  (und  zwar  Golliers 
wie  Ironstone  Miners)  zu  denselben  hohen  Löhnen  engagirten,  um  die 
Ausbeute  ihrer  Gruben  zu  steigern. 

In  Folge  dessen  kam  es  auch  daselbst  im  Jahre  1873  zu  keiner 
eigentlichen  Differenz.  Die  Arbeiter  dieser  Kohlengruben  verlangten 
zweimal  im  Jahre,  und  zwar  zuerst  im  März  und  dann  wieder  im  Juni 
1873  eine  Lohnerhöhung  von  3  d.  pro  Tonne  und  beide  Male  wurde 
ihnen  dieselbe  Seitens  der  Arbeitgeber  nach  einigen  Unterhandlungen 
zugestanden*^'').  Anfangs  August  ergab  sich  zwar  ein  kleiner  Streik, 
derselbe  wurde  jedoch  sehr  bald  wieder  beigelegt.  Um  diese  Zeit 
wurde  nämlich  in  den  dortigen  Kohlenwerkeu  an  Stelle  der  bisherigen 
old  Welsh  ton  zu  22^2  Zentner  die  neue  Tonne  (imperial  ton)  zu 
20  Zentner  eingeführt,  und  selbstverständlich  beschlossen  die  Werks- 
besitzer dem  entsprechend  den  Nominal-Lohn  der  Arbeiter  pro  Tonne 
herabzusetzen.  Die  Letzteren  wollten  dies  nicht  gestatten  und  stell- 
ten die  Arbeit  ein,  allein  schon  nach  wenigen  Tagen  fügten  sie  sich 
über  Anratheu  Mr.  Halliday's  und  nahmen  die  Arbeit  ruhig  wieder 
auf*'^).  Eine  fernere  Aenderung  der  Löhne  im  Jahre  1873  scheint 
nicht  vorgekommen  zu  sein,  da  die  „Times"  keine  hierauf  Bezug  neh- 
menden Notizen  veröffentlicht. 

Im  März  und  April  1874  tauchten  verschiedene  Gerüchte  auf,  dass 
die  Löhne  der  Kohlengrubenarbeiter  demnächst  eine  Herabsetzung  von 
10  bis  20  Prozent  erfahren  dürften.    Am  14  Mai  endlich  hielten  die 
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Arbeitgeber,  und  zwar  die  Besitzer  der  Kohlengruben  (The  South 
Wales  Collieries  Association)  und  die  Ironmasters  eine  Berathung  und 
beschlossen  in  Anbetracht  des  schlechten  Geschäftsganges  die  Löhne 
der  Colliers  um  10  •'/o  herabzusetzen.  Die  Arbeiter,  die  zwar  schon 
vorher  auf  verschiedenen  Versammlungen  beschlossen  hatten,  sich  einer 
eventuellen  Lohnreduktion  zu  widersetzen,  veranstalteten  am  20.  Mai 
1874  eine  Berathung  in  Merthyr,  auf  welcher  sie  nach  langen  Debat- 
ten, namentlich  über  Anrathen  des  Mr.  Halliday,  schliesslich  zu  dem 
Resultate  gelaugten ,  dass  ihnen  unter  den  obwaltenden  Umständen 
kein  anderer  Ausweg  bleibe,  als  die  Reduktion  ruhig  hinzunehmen '^8). 

Aehnlich  erging  es  im  August  und  September.  Am  14.  August 
1874  hatten  die  Besitzer  der  Säle  Coal  Mines  eine  abermahge  Zusam- 
menkunft, auf  welcher  sie  beschlossen  ihren  Arbeitern  bekannt  zu  ge- 
ben ,  dass  die  ungünstige  Lage  des  Marktes  eine  neuerliche  Herab- 
setzung der  Löhne  um  10  ^/o ,  und  zwar  vom  1.  September  1874  ab 
erheische.  Die  Kohlengrubenarbeiter  hielten  mehrfache  Versammlun- 
gen ab,  auf  welchen  sie  gegen  die  eindringlichen  Abmahnungen  Hal- 
liday's  jedesmal  beschlossen,  dem  Ansinnen  der  Arbeitgeber  entgegen 
zu  treten.  Schliesslich  wurde  am  26.  August  eine  Konferenz  der  bei- 
derseitigen Delegirten  in  Merthyr  veranstaltet,  auf  welcher  die  Arbeit- 
geber die  zwingenden  Gründe  der  beabsichtigten  Massregel  den  Ar- 
beitern auseinander  setzten,  und  das  Ergebniss  war,  dass  die  Arbeiter 
sich  fügten  ^9), 

Weit  unerquicklicher  gestalteten  sich  die  Dinge  gegen  das  Ende 
des  Jahres.  Am  24.  November  1874  beschlossen  die  vereinigten  Koh- 
lenwerksbesitzer, alle  bestehenden  Arbeitskontrakte  am  1.  Dezember 
1874  aufzukündigen,  weil  am  1.  Januar  1875  eine  abermalige  Lohn- 
herabsetzung eintreten  müsse.     Verschiedene  Konferenzen  der  Dele- 
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girtcu  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  blieben  erfolglos,  da  die  Letzte- 
ren erlilärten  auf  ihrem  Beschliisse  beharren  zu  wollen  und  auch  den 
Antrag  der  Arbeiter,  die  Angelegenheit  einem  Schiedsgeiichte  vorzu- 
legen, rundweg  ablehnten.  Diesmal  trat  auch  die  Amalgamated  As- 
sociation of  Miners  durch  ihren  Vorsitzenden  dem  Plane  der  Arbeit- 
geber entgegen  und  schliesslich  wurde  in  der  zweiten  Hälfte  des  De- 
zember unter  den  betreffenden  Grubenarbeitern,  welche  Mitglieder  der 
genannten  Gewerkschaft  waren  (ihre  Zahl  wird  auf  mehr  als  52.000 
angegeben),  eine  sog.  Volksabstimmung  abgehalten,  welche  sich  mit 
überwiegender  Majorität  gegen  die  projektirte  Lohnreduktion  aussprach. 
Die  „Times"  berichtet  zwar,  dass  der  genannte  Gewerkverein  der  Gru- 
benarbeiter in  South  Wales,  Glamorganshire  und  Monmouthshire  viele 
Anhänger  verloren  habe,  und  dass  namentlich  die  ausgetretenen  Ar- 
beiter einer  Arbeitseinstellung  sehr  abgeneigt  seien,  aber  trotzdem 
schliessen  die  Berichte  des  Jahres  1874  mit  der  wiederholten  Versi- 
cherung, dass  vom  1.  Januar  1875  ein  grosser  Streik  der  Kohlengru- 
ben-Arbeiter zweifellos  bevorstehet*^). 

2.  Die  Kohleuwerke  in  South  Staff ordshire. 
Ueber  das  Jahr  1873  ist  nicht  viel  zu  sagen.  Bis  gegen  Ende 
April  wird  aus  allen  Theilen  der  Grafschaft  berichtet,  dass  das  Ge- 
schäft —  wohl  auch  zum  Theil  in  Folge  des  grossen  Streiks  in  South 
Wales  —  brillant  gehe  und  dass  die  Preise  der  Kohlen  steigen.  Selbst- 
verständlich gingen  die  Arbeiter  dabei  nicht  leer  aus;  dieselben  reg- 
ten sich  allerorts  und  verlangten  entsprechende  Lohnerhöhungen,  wel- 
che ihnen  auch  regelmässig  ganz  oder  theilweise  zugestanden  wur- 
den ^i).     Von  Anfang  Mai  1873   heisst  es,   dass  die  Nachfrage  nach 
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Kohle  abiichnie,    dass  jedoch   die  Grubenbesitzer   einverständlich  mit 
den  Arbeitern  bestrebt  seien  die  Preise  auf  ihrer  bisherigen  Höhe  zu 
erhalten,    und  dass  demgemäss  die  Kohlenausbeute   in  allen  Werken 
möglichst  verringert  werde.     Arbeitseinstellungen  kamen  seit  jener  Zeit 
mehrfach  vor,  einerseits  waren  sie  jedoch  ohne  jeden  Belang  und  an- 
dererseits entsprangen  sie  nicht  irgend  welchen  Lohnstreitigkeiten,  son- 
dern hatten  ihren  Grund  darin ,  dass  die  Grubenbesitzer  in  Folge  des 
neuen  Berggesetzes   (Mines  Regulation  Act)  sich  theilweise  veranlasst 
fanden,  neue  Statuten  („special  rules")  für  ihre  Grubenarbeiter  zu  er- 
lassen, mit  denen  die  Letzteren  nicht  immer  einverstanden  waren  ^2)_ 
Das  Jahr  1874  brachte   der  Kohlenindustrie  von  South  Stafford- 
shire  einen  nicht  unbedeutenden  Streik,   der  jedoch  wegen  der  Unei- 
nigkeit der  Arbeitgeber  kein  allgemeiner  wurde,  sondern  nur  auf  einige 
Gruben  (allerdings  die  grössten)  beschränkt  blieb.     Am  5.  März  1874 
hatten  die  Mitglieder  der  Coalmasters'  Association  eine  Zusammenkunft 
in  Birmingham,  auf  welcher  die  ungünstige  Lage  des  Marktes  bespro- 
chen und  eine  Herabsetzung  der  Kohlenpreise   sowie  der  Arbeitslöhne 
als  unvermeidlich  erkannt  wurde.    Allein  schon   hier  gingen  die  An- 
schauungen auseinander.     Im  Allgemeinen  ging  die  Ansicht  dahin,  dass 
der  Preis   der   besten  Kohle   um   3  s.   pro  Tonne   und   der  Lohn   der 
Grubenarbeiter  in  den  thick-coal  districts  um  1  s.,    in   den   thin-coal 
districts  um   9  d,  pro  Tag   zu  ermässigen  sei.    Die  Kohlengrubenbe- 
sitzer aus  der  Gegend  von  Cannock  Chase  wollten  den  Kohlenpreis 
(für  die  beste  Qualität)  um  4  s.  pro  Tonne,  den  Arbeitslohn  um  1  s. 
herabgesetzt  wissen,   und  beschlossen,   als  ihr  Antrag  von  der  Majo- 
rität verworfen  wurde,   diese  Massregel  in  ihrem  Bezirke  auf  eigene 
Faust   durchzusetzen.     Die  Arbeiter  ihrerseits  verlangten,   dass   die 
Kohlenausbeute  vermindert  werde,  wenn  die  Nachfrage  sinke,  und  er- 
klärten sich  bereit  eine  Lohnreduktion  zu  akzeptiren,  wenn  der  Koh- 
lenpreis im  Sinken  begriffen  sei,   nur  müsste  beides  im  Verhältnisse 
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stehcD.  Die  Arbdterdülegirtcn  hoben  (auf  einer  gemeinschaftlichen 
Konferenz  mit  den  Delegirten  der  Arbeitgeber)  hervor  —  und  dies 
wurde  von  den  Arbeitgebern  zugestanden  —  dass  die  Arbeitslöhne  in 
den  letzten  Jahren  allerdings  um  60  "/o  erhöht  wurden,  dass  aber  die 
Kohle  noch  mehr,  nämlich  um  85  ^l^  im  Preise  gestiegen  sei.  Sie 
erklärten  sich  bereit  eine  Lohnherabsetzung  von  G  d.  pro  Tag  hinzu- 
nehmen, wenn  der  Kohlenpreis  um  5  s.  pro  Tonne  heruntergeht,  nicht 
aber  eine  Lohnreduktiou  von  1  s.  täglich,  wenn  die  Preisherabsetzung 
bei  der  Kohle  nur  3  s.  betrage.  Ueberdies  forderten  die  Arbeiter, 
dass  die  Streitfrage  einem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werde.  Ebenso  weigerten  sich  die  Arbeiter  in  Cannock  Chase,  sich 
den  Bedingungen  der  Arbeitgeber  zu  fügen,  und  da  keiner  der  beiden 
Theile  zur  Nachgiebigkeit  bereit  war,  so  stellten  am  19.  März  1874 
etwa  3000  Grubenarbeiter  in  Cannock  Chase  und  am  30.  März  weitere 
12.000  Grubenarbeiter  in  den  sonstigen  Kohlenwerken  von  South  Staf- 
fordshire  die  Arbeit  ein,  so  dass  anfänglich  etwa  15.000  Mann  feier- 
ten '  3). 

Der  Streik  war,  wie  gesagt,  kein  allgemeiner,  weil  ein  Theil  der 
Kohlenwerksbesitzer  (namentlich  die  kleineren)  sich  der  Lohnherab- 
setzung nicht  angeschlossen  hatte  oder  dieselbe  bald  wieder  zurück- 
nahm und  nach  wie  vor  die  höheren  Löhne  zahlte.  Auch  die  Arbei- 
ter blieben  nicht  alle  standhaft.  Einige  Tausend  Nicht-Gewerkver- 
einler,  die  anfänglich  auch  gestreikt  hatten,  sahen  sich  durch  den 
Mangel  an  Subsistenzmitteln  allmählig  gezwungen  sich  den  Coalmasters 
zu  unterwerfen  und  nahmen  die  Arbeit  zu  den  herabgesetzten  Löhnen 
wieder  auf.  Das  Gros  der  Arbeiter  hingegen,  und  namentlich  die  Mit- 
glieder der  Amalgamated  Association  of  Miners,  die  von  der  Gewerk- 
schaft unterstützt  wurden,  leisteten  bis  zum  10.  Juni  1874  Widerstand, 
wo  endlich  nach  mehreren  misslungenen  Versuchen  ein  Kompromiss 
durch  die  Bemühungen  des  Mayor's  von  Birmingham,  Mr.  Chamber- 
laiu,  erzielt  wurde.  Dasselbe  ging  dahin,  dass  die  Arbeitslöhne  mit 
den  Kohlenpreisen  steigen  und  fallen  sollen,  und  zwar  sollten  die 
Löhne  in  den  thick-coal  collieries  bei  einem  Preise  der  Kohle  von 
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19  8.  und  darüber,  betragen  5  s.  6  d. 
17  s.  6  d.  bis  19  s.  „  5  s.— 
16  s.  bis  17  s.  6  d.  „  4  s.  6  d. 
13  s.  bis  16  s.  „         4  s.    — 

11  s.    „    13  s.  „         3  s.  6  d. 

so  dass  die  Löhne  niclit  über  5  s.  6  d.  steigen  und  nicht  unter  3  s. 
G  d.  lallen  sollten.  Für  die  thin-coal  Colliers  wurde  festgesetzt,  dass 
ihr  Taglohn  3  s.  3  d.  betragen  solle,  wenn  der  der  thick-coal  colliers 
auf  4  s.  6  d.  stehe,  und  so  oft  der  Lohn  der  letzteren  um  6  d.  steige 
oder  falle,  solle  der  der  tliin-coal  colliers  um  3  d.  auf-  oder  abstei- 
gen. Als  Normalpieis  der  Kohle  sollte  der  Preis  gelten,  der  von  dem 
Earl  of  Dudley  als  dem  grössten  Kohleuwerksbesitzer  der  Gegend  je- 
desmal festgesetzt  wird,  und  beiden  Theilen  (Arbeitern  wie  Arbeitge- 
bern) solle^  es  freistehen,  diese  gegenwärtige  Vereinbarung  durch  eine 
sechsmonatliche  Aufkündigung  wieder  zu  lösen.  Diese  Lohnskala  wurde 
von  den  Arbeitern  akzeptirt  und  am  10.  Juli  1874  nahmen  sie  dem- 
gemäss  die  Arbeit  wieder  auf'^). 

Am  11.  September  1874  hatten  die  Coalmasters  eine  abermalige 
Konferenz,  auf  welcher  die  Geschäftslage  besprochen  und  der  Beschluss 
gefasst  wurde,  den  Preis  der  Kohle  vom  1.  Oktober  ab  um  3  s.  pro 
Tonne  herunterzusetzen.  Damit  stellte  sich  der  Standard-Preis  der 
Kohle  des  Earl  of  Dudley  auf  13  s.  die  Tonne  und  wurden  vom  1.  Ok- 
tober 1874  ab  die  Löhne  der  thick-coal  colliers  um  6  d.  (auf  4  s.), 
die  der  thin-coal  colliers  um  3  d.  (auf  3  s.)  herabgesetzt '  ^).    Fernere 
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Notizen  für  das  Jahr  1874  fehlen,  es  dürfte  somit  bis  Ende  Dezember 
eine  weitere  Veränderung  nicht  eingetreten  sein. 

lieber  die  Kohlengruben  in  North  Statiordshire  fliessen  die  Mit- 
theilungen überaus  spärlich.  Der  Jahrgang  1873  der  „Times"  erwähnt 
die  dortigen  Grubenarbeiter  so  gut  wie  gar  nicht  und  bringt  höch- 
stens ein  oder  das  andere  Mal  eine  kurze  Notiz,  dass  die  Löhne  da 
oder  dort  um  eine  Kleinigkeit  erhöht  wurden.  So  viel  ist  hieraus 
jedenfalls  zu  entnehmen,  dass  die  rückläufige  Tendenz  des  Marktes 
sich  im  Jahre  1873  in  North  Statiordshire  nicht  bemerkbar  machte. 
Wohl  aber  war  dies  im  Jahre  1874  der  Tall ,  wiewohl  die  Notizen  der 
„Times"  nicht  minder  dürftig  sind,  lim  März  und  April  bringt  die 
„Times"  zwei  kurze  Mittheilungen ''^),  dass  die  Coalmasters  von  North 
Statiordshire  gegen  Ende  März  1874  den  Beschluss  fassten,  die  Löhne 
der  Grubenarbeiter  um  20  ^Z,,  zu  reduziren.  Am  30.  März  fand  hier- 
auf eine  Konferenz  der  beiderseitigen  Delcgirten  statt,  auf  welcher 
die  Lohnreduktion  statt  mit  20,  mit  10  ^Iq  festgesetzt  wurde.  Der- 
selbe Vorgang  wiederholt  sich  im  Juli.  Auch  hier  hatten  die  Arbeit- 
geber anfänglich  beschlossen  die  Löhne  um  20  "/o  herunter  zu  setzen, 
auf  einer  späteren  Zusammenkunft  der  Delegirten  der  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  wurde  jedoch  verabredet,  dass  die  Herabminderung  bloss 
10  Prozent  betragen  solle  ^'). 

3.  Die  Kohlenwerke  in  Lancashire. 
In  South-West  Lancashire,  in  der  Gegend  von  Wigan  verlangten 
die  Kohlengrubenarbeiter  gegen  Ende  Februar  1873  eine  Lohnerhö- 
hung von  15  ^Iq.  Die  Arbeitgeber  kamen  dahin  überein,  dass  sie  ihren 
Leuten  vom  12.  März  1873  ab  eine  Lohnerhöhung  von  10  *^/o  bewil- 
ligen wollten.  Die  Arbeiter  akzeptirten  diese  Lohnerhöhung,  aber  nur 
als  Abschlagszahlung  und  forderten  später  die  restUchen  5  "/(, ,  und 
als  ihnen  diese  von  den  Arbeitgebern  ungeachtet  wiederholter  Unter- 
handlungen nicht  bewilligt  wurden,  traten  sie  Anfangs  April  mit  der 
Forderung  einer  neuerlichen  Lohnerhöhung  von  10  Prozent  hervor  ^'^). 
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Weitere  Mittheiluiigen  fehlen,  so  dass  ein  ernster  Konflikt  aus  dieser 
Difl'erenz  jedenfalls  nicht  hervorging.  So  viel  zeigt  sich  aber  auch 
hier,  dass  der  Anfang  des  Jahres  1873  —  und  zwar  ohne  Zweifel 
auch  wieder  in  Folge  des  grossen  Streiks  in  South  Wales  —  dem  Koh- 
lengeschäftc  in  South-West  Lancashire  einen  Aufschwung*  brachte,  und 
dass  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  ein  Stillstand  eintrat,  bis  end- 
lich im  Jahre  1874  auch  hier  die  rückläufige  Tendenz  sich  bemerk- 
bar machte. 

Anfangs  März  1874  beschlossen  die  Kohlenwerksbesitzer  in  der 
Gegend  von  Wlgan  (The  West  Lancashire  Goal  Association)  die  Löhne 
der  Grubenarbeiter  um  15  "/o  zu  ermässigen,  da  die  Kohlenpreise  im 
ganzen  Lande  im  Sinken  begriffen  seien.  Die  Angelegenheit  wurde 
dann  auf  einer  gemeinsamen  Konferenz  von  je  sechs  Delegirten  der 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  freundschaftlicher  Weise  besprochen  und 
die  Lohnreduktion  von  beiden  Theilen  angenommen'^).  In  einzelnen 
Gruben  in  anderen  Theilen  der  Grafschaft,  wo  die  Arbeitgeber  gleich- 
falls die  Löhne  heruntersetzen  wollten,  kam  es  zwar  zu  kleinen  Kon- 
flikten, die  indessen  bald  beigelegt  wurden,  nachdem  Mr.  Halliday 
Namens  der  Araalgamated  Association  of  Miners  bei  verschiedenen 
Anlässen  den  Grubenarbeitern  eindringlich  gerathen  hatte  sich  zu 
fügen  ^^). 

Die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1874  brachte  einen  grösseren  Streik. 
Schon  im  August  hatten  die  Arbeitgeber  in  Anbetracht  der  ungün- 
stigen Geschäftslage  eine  fernere  Lohnherabsetzung  um  15  °/o,  welche 
vom  1.  Oktober  1874  ab  in  Kraft  treten  sollte,  beschlossen,  und  an- 
fänglich schien  es,  wie  wenn  die  Frage  gütlich  ausgetragen  werden 
sollte,  weil  die  Wortführer  der  Amalgamated  Association  of  Miners 
den  Grubenarbeitern  wiederholt  anriethen  eine  Lohnherabsetzung  von 
10  •'/o  anzunehmen ,  nachdem  die  Arbeitgeber  sich  mit  derselben  be- 
gnügen zu  wollen  erklärt  hatten.  Die  Arbeiter  jedoch  wollten  sich 
nicht  fügen  und  stellten  —  etwa  15  bis  16.000  an  der  Zahl  —  am 
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1.  Oktober  1874  die  Arbeit  ein.  Der  Streik  dauerte  sieben  Wochen, 
denn  erst  am  13.  November  wurde  die  Arbeit  zu  den  um  10  "/o  ^'^- 
fluzirten  Löhnen  wieder  aufgenommen,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte, 
dass  die  Arbeiter  zu  Ende  November  1874  wieder  eine  Lohnerhöhung 
von  10  "/o  (d.  i.  dieselben  Löhne,  wie  sie  vor  dem  Streik  bestanden) 
fordern  würden.  Sie  thaten  dies  in  der  That  auch,  und  in  einzelnen 
Gruben  wurde  ihnen  die  Forderung  zugestanden.  Der  Berichterstatter 
der  „Times"  bemerkt  hiezu,  es  sei  allerdings  fraglich,  ob  alle  Arbeit- 
geber diesem  Beispiele  folgen  würden  «*). 

4.     Die  Kohlenwerke  in  Yorkshire  und  Derbyshire. 

Der  Verlauf  der  Bewegung  war  hier  ganz  analog  der  in  Lanca- 
shire.  In  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1873  verlangten  die  Koh- 
lengrubenarbeiter in  Yorkshire  und  Derbyshire  eine  Erhöhung  der  Löhne 
um  20  "/o  und  nach  einigen  Unterhandlungen  wurde  ihnen  dieselbe 
von  den  Arbeitgebern  zugestanden  ^^^  ßig  zum  Schlüsse  des  Jahres 
ist  sodann  keine  weitere  Veränderung  zu  verzeichnen. 

Im  Jahre  1874  dagegen  wendet  sich  das  Blatt.  Die  Geschäfte 
gingen  schlecht,  die  Kohle  sank  im  Preise  und  im  März  beschlossen 
die  Kohlenwerksbesitzer  bei  ihren  Arbeitern  eine  Herabsetzung  der 
Löhne  um  etwa  20  ^/o  zu  beantragen.  Auf  einer  am  5.  Mai  1874  ab- 
gehalteneu Zusammenkunft  der  Coalmasters  für  South  Yorkshire  und 
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Derbyshire,  der  auch  der  Vorsitzende  und  der  Schriftführer  des  Zweig- 
vereiues  der  Grubenarbeiter  beigezogen  wurde,  wurde  endlich  eine 
Vereinbarung  beider  Theile  dahin  erzielt,  dass  die  Lohnreduktion 
12\/o  Prozent  betragen  solle  ^^). 

Einige  "Wochen  später  wurde  die  gleiche  Streitfrage  für  West- 
Yorkshire  durch  Mr.  Ruppert  Kettle  als  Schiedsrichter  dahin  entschie- 
den, dass  die  Löhne  der  dortigen  Kohlengrubenarbeiter  vom  30.  Mai 
1874  angefangen  um  12  V:.  Prozent  herabzusetzen  seien  ^^). 

Als  dann  im  Juni  die  Arbeitgeber  in  South  Yorkshire  und  Derby- 
shire mit  der  Forderung  einer  neuerlichen  Lohnherabsetzung  von  12 ^/^ 
Prozent  hervortraten,  kam  es  auch  hier  wie  in  Lancashire  zu  einem 
erfolglosen  Streik.  Die  Arbeitgeber  wollten,  wie  gesagt,  anfänglich 
die  Löhne  um  12^/2  '^/o  herabsetzen,  und  zeigten  sich  eventuell  bereit 
sich  mit  einer  Lohnreduktion  von  10  '^/o  zu  begnügen.  Die  Arbeiter 
wollten  jedoch  nur  auf  eine  Herabminderung  von  6^/^  Prozent  der 
gegenwärtigen  Löhne  eingehen,  und  als  die  Arbeitgeber  hierauf  nicht 
eingehen  zu  können  erklärten,  stellten  am  8.  Juli  1874  etwa  18.000 
bis  20.000  Grubenarbeiter  die  Arbeit  ein.  Nach  etwa  14  Tagen  nah- 
men sie  ihre  Beschäftigung  wieder  auf,  indem  sie  erklärten  eine  Lohn- 
reduktion von  10  ^Iq  unter  der  Bedingung  annehmen  zu  wollen,  wenn 
die  Frage  der  restlichen  2^2  Prozent  einem  Schiedsrichter  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt  würde.  Dies  geschah  denn  auch  und  der  Letz- 
tere erklärte  gegen  Ende  August,  dass  die  Löhne  um  die  ganzen  12^2 
Prozent  herabzumindern  seien  ^^). 

Eine  Folge  dieses  Streiks  war  es,  dass  die  Kohlenwerksbesitzer 
in  South  Yorkshire  und  North  Derbyshire  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1874   eine  Gesellschaft  zur  gegenseitigen  Versicherung  gegen 
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Verluste  durch  Streiks  gründeten.  Die  Mitglieder  verjjtlichteten  sich 
durch  bestimmte  Einzahhiiigeii  einen  Fond  zu  bilden,  aus  welchem, 
im  Falle  einer  Arbeitseinstellung,  der  bctreÖeude  Arbeitgeber  entschä- 
digt werden  sollte  **'*). 

5,     Die  Kohlen  werke  im   Norden  von   England. 

Dasselbe  Schauspiel  wiederholt  sich  im  Norden  von  England.  Zu- 
erst verlangten  im  Januar  1.S73  die  Kohlengrubenarbeiter  in  der  Um- 
gebung von  Durham  eine  Lohnerhöhung  von  15  "/,j ,  welche  ihnen  von 
den  Arbeitgebern  am  7.  Februar  1873  zugestanden  wurde  ^').  Unmit- 
telbar darauf  forderten  die  Grubenarbeiter  in  Northumberland  eine 
Lohnerhöhung  von  20  "/o  und  wurde  ihnen  Seitens  der  Arbeitgeber 
am  22.  Februar  1873  eine  Erhöhung  von  15  ^/^  bewilligt  ****). 

Gegen  Ende  September  1873  glaubten  die  Grubenarbeiter  von 
Durham  den  Vorgang  wiederholen  zu  sollen  und  traten  mit  der  For- 
derung einer  abermaligen  Lohnerhöhung  von  2U  '%  hervor.  Da  aber 
auch  hier  die  abfallende  Preisbewegung  auf  dem  Kohlenmarkte  sich 
fühlbar  machte,  so  wurde  ihre  Bitte  von  den  Arbeitgebern  einfach 
zurückgewiesen  und  nach  einigen  weiteren  fruchtlosen  Bemühungen 
zogen  die  Arbeiter  ihre  Forderung  zurück^''). 

Im  März  1874  beschlossen  die  Grubenbesitzer  in  den  verschiede- 
nen Grafschaften  im  Norden  von  England  die  Löhne  der  Arbeiter  um 
20  bis  25  *'/ü  zu  reduziren,  weil  die  Kohleupreise  kontinuirlich  im 
"Weichen  begriffen  waren  ^"^j.  Seitens  der  Arbeiter  fand  dieser  Ent- 
schluss  in  den  einzelnen  Grafschaften  verschiedene  Aufnahme. 

Am  glattesten  verliefen  die  Dinge  in  Northumberland,  wo  über- 
haupt —  wie   in  den  verschiedenen  Notizen  der  „Times"  wiederholt 
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bruar 1873,  pag.  6:   ,,The  Coal  and  Iron  Trades." 

88j  ,, Times"  vom  17.  Februar  1873,  pag.  6:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
,, Times"  vom  24.  Februar  1873,  pag.  7 :  „The  Iron  and  Coal  Trades." 

89)  „Times"  vom  25.  September  1873,  pag.  6:  „The  Coal  and  Iron  Trades."  — 
„Times"  vom  6.  Oktober  1873,  pag.  6:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  —  ,, Times"  vom 
21.  Oktober  1873,  pag.  6:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  30.  Oktober 
1873,  pag.  4:  ,,The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  17.  November  1873, 
pag.  10:  ,,The  Durham  Miners."  —  ,, Times"  vom  18.  November  1873,  pag.  7:  ,,The 
Iron  and  Coal  Trades."  —  ,, Times"  vom  8.  Dezember  1873,  pag.  7:  ,,The  Iron  and 
Coal  Trades." 

90)  „Times"   vom  24.  März   1874,  pag.   6:    „The  Coal  and  Iron  Trades." 
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mit  grosser  Genugthuung  hervorgehoben  wird  —  ein  selten  gutes  Ein- 
vernehmen zwischen  den  Arbeitgebern  und  ihren  Arbeitern  herrschte 
und  seit  Jahren  kein  Streik  vorgekommen  war.  Dort  hatten  die  Dele- 
girten  der  Arbeiter  mit  denen  der  Werksbesitzer  eine  Zusammenkunft, 
auf  welcher  die  Angelegenheit  freundschaftlich  besprochen  und  schliess- 
lich eine  Uebereinkunft  erzielt  wurde,  dahin  gehend,  dass  die  Lohn- 
herabsetzung nicht  20,  sondern  bloss  10  "/o  betragen  solle  ^^j. 

Weniger  glatt,  aber  immer  noch  friedlich  gestaltete  sich  die  Sache 
in  Cumberland.  Hier  hatten  die  Arbeitgeber  im  März  mit  dem  Sin- 
ken der  Kohlenpreise  anfänglich  ihren  Leuten  nur  eine  Lohnherab- 
setzung von  10  *^/o  angekündigt,  da  aber  unmittelbar  darauf  die  Koh- 
lenpreise noch  tiefer  sanken,  traten  die  Arbeitgeber  sofort  mit  der 
Forderung  einer  neuerlichen  Reduktion  von  15  ^Iq  (in  Summa  somit 
25  ^/o)  hervor.  Die  Arbeiter  weigerten  sich  dies  anzunehmen  und 
schliesslich  einigten  sich  beide  Theile  dahin,  dass  Mr.  Ruppert  Kettle 
als  Schiedsrichter  die  Frage  entscheiden  solle.  Dies  geschah  denn 
auch,  und  in  den  ersten  Tagen  des  Juni  entschied  Mr.  Kettle,  dass 
die  Lohnreduktion  17^2  Prozent  zu  betragen  habe^^). 

In  Cleveland  endlich  kam  es  zu  einem  Streik.  Die  Durham  Miners 
wollten  sich  der  Lohnherabsetzung  von  20  ''/o  nicht  fügen  und  stell- 
ten, etwa  50.000  an  der  Zahl,  am  4  Mai  1874  die  Arbeit  ein.  Nach 
etwa  vier  Tagen  nahmen  sie  dieselbe  jedoch  wieder  auf,  nachdem  die 
Coalmasters  in  der  Zwischenzeit  erklärt  hatten  sich  mit  einer  Lohn- 
reduktion von  10*^/0  begnügen  zu  wollen  ^2). 

Im  August  einigten  sich  die  Kohlenwerksbesitzer  im  Norden  von 


91)  „Times"  vom  2.  April  1874,  pag.  6:  „The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times" 
vom  6.  April  1874,  pag.  4:  ,,The  Coal  and  Iron  Ti-ades"  —  „Times"  vom  14.  April 
1874,  pag.  7:  „The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times"  vom  15.  Mai  1874,  pag.  7: 
„The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times"  vom  17.  Juni  1874,  pag.  10:  „The  Iren  and 
Coal  Trades." 

92)  „Times"  vom  30.  Mai  1874,  pag.  6:  „The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times" 
vom  9.  Juni  1874,  pag.  12:  „The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times"  vom  17.  Juni 
1874,  pag.  10:  „The  Iron  and  Coal  Trades." 

93)  „Times"  vom  6.  April  1874,  pag.  4:  ,,The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times" 
vom  5.  Mai  1874,  pag.  6:  „The  Durham  Colliers",  ferner  ebendaselbst  pag.  9:  „The 
Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  6.  Mai  1874,  pag.  10:  ,,The  Iron  and  Coal 
Trades."  —  ,, Times"  vom  7.  Mai  1874,  pag.  7:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times" 
vom  8.  Mai  1874,  pag.  10:  „The  Durham  Strike."  —  „Times"  vom  9.  Mai  1874,  pag.  10: 
„The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  11.  Mai  1874,  pag.  8:  „Strikes  of  Col- 
liers." —  ,, Times"  vom  12.  Mai  1874,  pag.  11:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times" 
.vom  15.  Mai  1874,    pag.   7:    „The  Coal    and  Iron  Trades."  —     „Times"    vom    18.  Mai 

1874,  pag.  8:  „The  Iron  and  Coal  Trades." 
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Englaud  dahin,  dass  die  Lage  des  Marktes  eiue  fernere  Lohnreduk- 
tion von  20  °/o  nothwendig  mache.  Nach  längeren  und  mehrfachen 
Unterhandlungen  z\Yischen  den  Arbeitern  und  den  Arbeitgebern  wurde 
die  Angelegenheit  friedlich  ausgetragen.  In  Northunibcrlaud  zogen 
sich  die  Unterhandlungen  bis  gegen  Ende  Oktober  hin  und  schliesslich 
einigten  sich  beide  Theile  dahin,  dass  der  Lohn  um  10  "/^,  herabge- 
setzt werden  solle '^*).  Etwas  mehr  Schwierigkeiten  verursachte  das 
Arrangement  in  Cleveland,  wo  die  Grubenarbeiter  anfanglich  dachten 
die  Kohleuwerksbesitzer  dadurch  mürbe  zu  machen,  dass  sie  der  For- 
derung einer  Lohnherabsetzung  ihrerseits  die  Forderung  einer  Lohn- 
erhöhung von  20  ^j^  gegenüberstellten.  Selbstverständlich  erwies  sich 
diese  Politik  unter  der  herrschenden  Depression  des  Marktes  als  voll- 
ständig verfehlt  und  schliesslich  einigten  sich  beide  Theile  die  Lohn- 
frage einem  Schiedsgerichte  vorzulegen.  Dieses  entschied  am  4.  No- 
vember 1874,  dass  die  dermaligen  Löhne  um  9  Prozent  (und  eine 
Kleinigkeit  darüber)  herabzusetzen  seien  ^ '"). 

Wenige  Tage  vor  dem  Ende  des  Jahres  1874  endlich  berichtet 
die  „Times",  dass  die  Kohlenwerksbesitzer  in  Northumberland  eine 
Zusammenkunft  mit  ihren  Arbeitern  hatten,  um  ihnen  anzuzeigen,  dass 


94)  „Times"  vom  11.  August  1874,  pag.  7:  .,Tlie  Iron  and  Goal  Trades."  — 
„Times"  vom  17.  August  1874,  pag.  10:  ,,The  Northumberland  and  Durham  Pitmen."  — 
„Times"  vom  24.  August  1874,  pag.  10:  „The  Goal  Trade."  —  „Times"  vom  6.  Okto- 
ber 1874,  pag.  4:  „The  Goal  and  Iron  Trades."  —  „Times"  vom  10.  Oktober  1874, 
pag.  6:  „The  Goal  Trade."  —  ,, Times"  vom  15.  Oktober  1874,  pag.  6:  „The  Goal  and 
Iron  Trades."  —  „Times"  vom  20.  Oktober  1874,  pag.  4 :  ,,The  Iron  and  Goal  Trades." 
—  „Times"  vom  26.  Oktober  1874,  pag.  7  :  „The  Goal  and  Iron  Trades."  —  ,, Times" 
vom  28.  Oktober  1874,  pag.  6:  „The  Goal  Trade."  —  „Times"  vom  2.  November  1874, 
pag.  6 :  „The  Iron  and  Goal  Trades." 

95)  „Times"  vom  11.  August  1874,  pag.  7:  ,,The  Iron  and  Goal  Trades."  —  „Times" 
vom  17.  August  1874,  pag.  10 :  „The  Northumberland  and  Durham  Pitmen."  —  „Times" 
vom  24.  August  1874,  pag.  10:  „The  Goal  Trade."  —  „Times"  vom  27.  August  1874, 
pag.  7:  „The  Iron  and  Goal  Trades."  —  „Times"  vom  1.  September  1874,  pag.  4:  „The 
iron  and  Goal  Trades."  —  „Times"  vom  7.  September  1874,  pag.  5:  „Iron  and  Goal 
Trades."  —  „Times"  vom  9.  September  1874,  pag.  4:  „Iron  and  Goal  Trades."  — 
„Times"  vom  12.  September  1874,  pag,  6:  „The  Iron  and  Goal  Trades."  —  „Times" 
vom  14.  September  1874,  pag.  9:  „Iron  and  Goal  Trades."  —  ,, Times"  vom  16.  Sep- 
tember 1874,  pag.  10:  „Iron  and  Goal  Trades."  —  „Times"  vom  21.  September  1874, 
pag.  6:  ,,The  Iron  and  Goal  Trades."  —  „Times"  vom  28.  September  1874,  pag.  6: 
„The  Iron  and  Goal  Trades."  —  „Times"  vom  5.  Oktober  1874,  pag.  6:  „The  Iron 
and  Goal  Trades."  —  „Times"  vom  12.  Oktober  1874 ,  pag.  G  :  „The  Iron  and  Goal 
Trades."  —  „Times  vom  5.  November  1874,  pag.  6:  „The  Goal  and  Iron  Trade."  — ■ 
„Times"  vom  10.  November  1874,  pag.  7  ,  „The  Iron  and  Goal  Trades." 

Jahrb.  f.  Nationalökonomie  Snppl.  ■.  4 


—    50    — 

sie  gezwungen  seien  vom  16.  Januar  1875  ab  eine  abermalige  Herab- 
setzung der  L()hne  um  10  <^/o  eintreten  zu  lassen  9"). 

6.  Die  Kohlen  werke  iu  Sommerset. 
Im  Süden  von  England  endlich,  in  Sommerset,  war  der  Vorgang 
der  nämliche  wie  in  den  übrigen  Theilen  des  Landes.  Im  Februar 
1873  bewilligten  die  Kohlenwerksbesitzer  ihren  Arbeitern  aus  eigenem 
Antriebe,  ohne  darum  gebeten  worden  zu  sein,  eine  Lohnerhöhung 
von  10  **/(,.  Es  folgt  hierauf  ein  Stillstand,  der  bis  zum  Schlüsse  des 
Jahres  1873  andauert,  und  im  Anfange  des  Jahres  1874  beginnt  die 
rückschreitende  Bewegung  auf  dem  Kohlenmarkte,  die  eine  Herab- 
setzung der  Löhne  zur  Folge  hatte.  Anfangs  März  1874  nämlich  kün- 
digten die  Arbeitgeber  ihren  Leuten  an,  dass  die  Löhne  um  10  "^/o 
herabgesetzt  werden  müssen,  und  ehe  diese  Frage  noch  ausgetragen 
war,  sahen  sich  die  Arbeitgeber  durch  die  kontiuuirlicheu  Preisrück- 
gänge der  Kohle  veranlasst,  den  Arbeitern  eine  fernere  Lohnreduktion 
von  15  ^/o  in  Aussicht  zu  stellen.  Die  Grubenarbeiter  sträubten  sich 
zwar  begreiflicher  Weise  dagegen,  jedoch  ohne  Erfolg.  Nach  mehr- 
fachen Unterhandlungen  wurde  die  Frage  dem  Mr.  Ruppert  Kettle  zur 
Entscheidung  vorgelegt,  und  dieser  sprach  sich  dahin  aus,  dass  die 
Löhne  in  Summa  um  23^2  Prozent  herabzusetzen  seien.  Die  Arbei- 
ter versuchten  in  einigen  Gruben  die  Durchführung  dieses  Schieds- 
spruches zu  verhindern  und  stellten  die  Arbeit  ein,  und  ebenso  kam 
es  in  einzelnen  Theilen  der  Grafschaft,  die  nicht  an  den  Schiedsspruch 
des  Mr.  Ruppert  Kettle  appellirt  hatten,  anlässlich  der  Lohnherab- 
setzung im  Mai  1874  zu  kleinen  Streiks,  sie  waren  jedoch  durchge- 
hends  ohne  Belang  und  endigten  überall  mit  der  Unterwerfung  der 
Arbeiter  ^^). 


96)  „Times"  vom  16.  Dezember  1874,  pag.  7  :  „The  Iron  and  Coal  Trades." 

97)  „Times"  vom  25.  Februar  1873,  pag.  10:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
„Times"  vom  10.  März  1874,  pag.  7:  „The  Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times"  vom 
11.  März  1874,  pag.  8:  „The  Coal  Trade."  —  „Times"  vom  20.  März  1874,  pag.  7: 
,,The  Sommersetshire  CoUiery  Dispute."  —  „Times"  vom  9.  April  1874,  pag.  6:  „The 
Strike  of  Colliers  in  Sommersetshire."  —  „Times  vom  14.  April  1874 ,  pag.  7  :  „The 
Coal  and  Iron  Trades."  —  „Times  vom  30.  April  1874,  pag.  5:  ,,Arbitration  iu  the 
Coal  Trades."  —  „Times"  vom  4.  Mai  1874,  pag.  9:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
„Times"  vom  6.  Mai  1874,  pag.  10:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom 
11.  Mai  1874,  pag.  8:  „Strikes  of  CoUiers."  —  „Times"  vom  19.  Mai  1874,  pag.  13: 
„The  Iron  and  Coal  Trades."  —  „Times"  vom  3.  Juni  1874,  pag.  7:  „The  Coal  and 
Iron  Trades."  —  „Times"  vom  17.  Juni  1874,  pag.  10:  „The  Iron  and  Coal  Trades."  — 
„Times"  vom  1.  Juli  1874,  pag.  13:  „The  Iron  and  Coai  Trades." 
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7.     The  Select  Committee  ou  Goal. 

Die  Preissteigerung  der  Kohle  im  Jahre  1873  und  bezielientlich 
die  Kohlennoth  rief  in  ganz  England  eine  ungeheuere  Aufregung  her- 
vor. Allerorts  wurden  Meetings  abgehalten ,  um  die  Frage  zu  erör- 
tern, eine  Menge  von  Personen  fanden  sich  veranlasst  ihre  Anschauun- 
gen über  diese  Angelegenheit  in  Briefen  „to  the  Editor  of  the  Times" 
öftentlich  auszusprechen  und  der  Refrain  aller  dieser  Klagen  ist  jedes- 
mal der,  dass  die  englische  Industrie  in  Folge  der  Kohlennoth  zu 
Grunde  gehe,  dass  England  im  Begritie  sei  seine  Superiorität  auf  dem 
Weltmarkte  zu  verlieren,  dass  Nordamerika  und  der  europäische  Kon- 
tinent anfangen  sich  von  England  zu  emanzipiren  u.  dgl.  m.  ^**).  In 
Folge  dieser  allseitigen  Aufregung  fand  sich  Mr.  Mundella  veranlasst, 
in  der  Sitzung  des  englischen  Unterhauses  am  21.  Februar  1873  die 
Einsetzung  einer  Enquete-Kommission  zu  beantragen,  welche  die  Frage 
der  Kohlennoth  studiren  und  dem  Hause  darüber  Bericht  erstatten 
sollte-''').  Der  Antrag  wurde  angenommen,  das  „Select  Committee" 
trat  zusammen,  verhörte  eine  Reihe  sachverständiger  Personen  als 
Zeugen  und  überreichte  am  18.  Juli  1873  dem  Hause  seinen  Bericht  •'>"). 
Derselbe  sagt  im  Wesen  Folgendes  ^°^): 

Der  Ausschuss  hat  eine  Reihe  hervorragender  Besitzer  und  lei- 
tender Direktoren  von  Kohlenwerken  über  die  in  Rede  stehende  Frage 
einvernommen  und  ihre  Aussagen  stimmen  im  Wesen  darin  überein, 
dass  die  gegenwärtige  Kohlennoth  vorwiegend  auf  zwei  Gründe  zurück- 
zuführen sei,  einmal  auf  das  allgemeine  Streben  der  Grubenarbeiter 
die  Arbeitszeit  zu  beschränken,  und  zweitens  auf  die  im  verflossenen 
Jahre  erlassene  Mines'  Regulation  Act,  welche  gleichfalls  die  Wirkung 
hatte  die  Kohlenausbeute  etwas  zu  verringern.  Nach  den  Daten,  die 
von  den  Bergwerks-Inspektoren  verööentlicht  werden,  hat  das  Quan- 
tum der  geförderten  Kohle,  welches  im  Durchschnitte  pro  Jahr  auf 
den  einzelnen  Grubenarbeiter  entfällt,  seit  dem  Jahre  1870  nicht  un- 
wesentlich abgenommen.    Die  bezüglichen  Ziffern  stellen  sich  wie  folgt: 

98 J  Es  ist  nahezu  unmöglich  all  die  bezüglichen  Stellen  der  „Times"  hier  zu  ziti- 
reu ,  denn  fast  jede  Nummer  des  Blattes ,  namentlich  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
1873,  bringt  mindestens  Eine,  längere  oder  kürzere  Notiz,  welche  auf  die  Frage  der 
Kohlentheuerung  Bezug  nimmt. 

99)  Bericht  über  die  Sitzung  des  Engl.  Unterhauses  vom  21.  Februar  1873  in  der 
„Times"  vom  22.  Februar   1873,  pag.  7. 

100)  „Times-'  vom  19.  Juli  1873,  pag.  5:  „Keport  of  the  Goal  Committee. 

101)  Die  „Times"  vom  23.  Juli  1873,  pag.  12  veröffentlicht  unter  der  Uebcrschrift 
„The  Price  of  Goal-'  einen  kurzen  Auszug  aus  diesem  Berichte. 
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Zahl  der  in  den 

Jährliche  Kohlen- 

Kohlengruben beschäf- 

ausbeute  pro  Mann 

Jahr: 

tigten  Arbeiter: 

in  Tonnen : 

1864    .    . 

307.542    . 

.    .    309 

1865    .    . 

315.451     . 

.    .    .    313 

1866    .     . 

320.663     . 

.     .    314 

1867     .     . 

333.116    . 

.     .    316 

1868     .     . 

346.810    . 

.    .    302 

1869    .    . 

345.446    . 

.    .    316 

1870    .    . 

350.894    . 

.    .    321 

1871     .    . 

370.881    . 

.    .    317 

1872     .     . 

413.334    . 

.    .    299. 

Trotzdem  ist  der  Ausschuss  der  Ansicht,  dass  die  gegenwärtige  Koh- 
lennoth  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung  ist.  Die  Kohlenvorräthe 
Englands  sind  nämlich  genügend,  um  noch  für  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  den  steigenden  Konsum  zu  befriedigen  und  es  steht  zu  erwar- 
ten, dass  in  kurzer  Zeit  wieder  normale  Verhältnisse  zurückkehren 
werden,  wenn  die  Arbeiter,  die  in  den  letzten  zwei  Jahren  durch  ihre 
rasch  aufeinander  folgenden  Erfolge  gewissermassen  ausser  Rand  und 
Band  gerathen  waren,  wieder  zur  Ruhe  gekommen  sein  und  sich  wie- 
der an  die  regelmässige  Arbeit  gewöhnt  haben  werden,  ferner  wenn 
die  gesammte  Bergwerksindustrie  sich  in  die  Bestimmungen  der  neuen 
Mines'  Regulation  Act  so  zu  sagen  eingelebt  haben  wird,  endlich  wenn 
die  bisherigen  Kohlenwerke  vergrössert  oder  neue  Lager  angebohrt 
sein  werden.  Ueberdies  war  die  gesammte  englische  Kohlenproduktion 
ungeachtet  der  vorstehend  mitgetheilten  Ziffern  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
steigende.  Selbst  im  Jahre  1872  war  die  Gesammt-Ausbeute  an  Kohle 
grösser  als  im  Jahre  1871 ,  nur  blieb  die  Zunahme  gegen  die  Vorjahre 
etwas  zurück,  so  dass  das  Angebot  der  steigenden  Nachfrage  nicht 
gleichen  Schritt  hielt.  Dies  war  der  Grund,  dass  die  Kohle,  deren 
Preis  (im  Grossen)  in  den  Jahren  1868  bis  1870  in  London  ziemlich 
konstant  auf  etwa  18  V2  s.  (pro  Tonne)  stand,  rasch  in  die  Höhe  ging 
und  im  Jahre  1871  etwa  19^/4  s.,  im  Jahre  1872  nahe  an  25  s.  und 
in  den  ersten  fünf  Monaten  des  Jahres  1873  etwa  32^2  s.  betrug. 
(An  zwei  Tagen  im  Februar  1873  erreichte  der  Preis  vorübergehend 
die  Höhe  von  45  s.  an  der  Londoner  Kohlenbörse.)  Der  Bericht 
schliesst  mit  der  Erklärung,  dass  der  Ausschuss  an  dem  Prinzip  der 
staatlichen  Nicht-Intervention  festhalte,  und  dass  er  daher  keine  ge- 
setzliche Massregel  zur  Aenderung  der  damaligen  Verhältnisse  empfeh- 
len könne. 
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Charakteristisch  für  die  Art  und  Weise,  wie  man  in  Kngland  den 
Freihandel  versteht,  ist  eine  Stelle  in  dem  zitirten  Berichte.  Es  heisst 
daselbst  ungefähr,  der  Ausschuss  müsse  allerdings  von  jeder  staatli- 
chen Einmischung  abrathen,  es  dürfe  aber  dennoch  nicht  verschwiegen 
werden,  dass  im  Laufe  der  Enquete  mehrfach  die  Idee  eines  Ausfuhr- 
zolles auf  Kohle  angeregt  wurde,  um  diesen  für  die  heimische  Indu- 
strie so  unentbehrlichen  Hilfsstoff  im  Lande  zurückzuhalten.  Aber 
auch  sonst  könnte  die  starre  "Freihandelsschule,  die  an  ihren  unwan- 
delbaren wirthschaftlichen  „Prinzipien"  mit  so  grosser  Ostentation  fest- 
hält, aus  den  vielfachen  Verhandlungen  über  die  Kohlenfrage  in  Eng- 
land lernen,  wie  wenig  die  Engländer  „aus  Prinzip"  Freihändler  sind. 
Der  Grundgedanke  all  der  unzähligen  Enuntiationen  über  die  wirth- 
schaftliche  Lage  Englands,  die  anlässlich  der  Kohlennoth  in  der  Ta- 
gespresse in  Leitartikeln  oder  „Letters  to  the  Editor"  vor  die  Oeffent- 
lichkeit  treten,  ist  regelmässig  der:  „Wir  Engländer  sind  Freihändler, 
weil  die  freihändlerischen  Prinzipien  uns  in  den  Stand  setzen,  unsere 
Industrieerzeugnisse  in  fremde  Länder  zu  exportiren.  Es  wäre  jedoch 
ein  namenloses  Unglück  für  das  Land,  wenn  wir  diese  unsere  indu- 
strielle Suprematie  verlieren  würden,  wenn  unser  Export  sinken  würde, 
oder  wenn  gar  —  was  der  Himmel  verhüten  möge  —  wir  gezwungen 
wären  vom  Auslande  zu  importiren." 

lieber  die  Frage,  in  wiefern  die  gestiegenen  Arbeitslöhne  zur 
Theueruug  der  Kohle  beigetragen  haben,  enthält  der  vorerwähnte  Be- 
richt, oder  wenigstens  der  in  der  „Times"  veröffentlichte  Auszug  aus 
demselben  nichts.  Dagegen  rauss  hervorgehoben  werden,  dass  ver- 
schiedene hervorragende  Persönlichkeiten  sich  veranlasst  fanden  der 
wiederholt  ausgesprochenen  Ansicht  entgegenzutreten,  dass  die  Gru- 
benarbeiter an  der  Kohlentheuerung  Schuld  tragen.  Schon  Mr.  Mun- 
della wies  in  seiner  vorhin  zitirten  Rede  im  Unterhause  am  1.  Februar 
1873  nach,  wie  unrichtig  diese  Meinung  sei,  indem  er  sagte:  „wäh- 
rend die  Kohle  an  der  Grube  vom  Jahre  1870  bis  jetzt  (Anfangs  Fe- 
bruar 1873)  von  etwa  6  oder  8  s.  auf  18—20  s.  pro  Tonne  im  Preise 
stieg,  stieg  der  Lohn  der  Grubenarbeiter  in  derselben  Periode  von 
2  s.  6V2  d.  nur  auf  3  s.  2V2  d.  pro  Tonne."  Ebenso  sagte  Mr.  Tho- 
mas Brassey  in  einer  auf  dem  „Social  Science  Congress"  (der  in  den 
ersten  Tagen  des  Oktobers  1873  in  Norwich  abgehalten  wurde)  gehal- 
tenen Rede :  Es  sei  unbedingt  falsch  anzunehmen,  dass  die  gestiegenen 
Löhne  der  Grubenarbeiter  die  theueren  Kohlenpreise  verschuldet  ha- 
ben. Der  wirldiche  Vorgang  sei  vielmehr  der  gewesen,  dass  vorerst 
das  Eisen  ganz  enorm  im  Preise  stieg,  diesem  sei  dann  die  Kohle  ge- 
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folgt  und  erst  in  letzter  Reihe  seien  auch  die  Löhne  der  Grubenarbei- 
ter in  die  Höhe  gegangen  i"  2)^  Und  ganz  in  dem  nämlichen  Sinne 
äusserte  sich  der  Professor  am  King's  College  in  London,  Mr.  Leone 
Levi,  in  einem  am  6.  Oktober  1873  daselbst  gehaltenen  öffentlichen 
Vortrage  „Ueber  den  Einfluss  der  hohen  Kohlenpreise  auf  die  Indu- 
strie des  Vereinigten  Königreiches."^*'^)  Er  sagte:  „Während  die 
Löhne  der  Grubenarbeiter  (in  der  Periode  von  1870  bis  Anfang  1873) 
um  etwa  62  Prozent  gestiegen  sind,  stieg  der  Preis  der  Kohle  an  der 
Grube  um  nahezu  500  Prozent,  und  daraus  gehe  unstreitig  hervor, 
dass  die  Kohlenwerksbesitzer  von  dem  gestiegenen  Kohlenprcise  weit 
mehr  profitirten  als  die  Grubenarbeiter." 

8.  Die  Amalgamated  Association  of  Miuers. 
Dieser  Gewerkverein  hielt  im  Jahre  1873  zwei  Halbjahrsversamm- 
lungen ab  ^0^),  die  erste  Anfangs  April  in  Newport  in  Monmouthshire, 
die  zweite  Anfangs  Oktober  in  Bristol,  beide  unter  dem  Vorsitze  des 
Mr.  Thomas  Halliday  ^o^).  Die  Zahl  der  Mitglieder  war  im  Steigen 
begriffen,  sie  betrug: 

am  1.  Oktober  1872 70.536  Mann 

am  1.  April  1873 86.623      „ 

am  1.  Oktober  1873 99.399      „ 

Noch  bedeutender  war  die  Steigerung  des  Vereinsvermögens  seit  dem 
1.  Oktober  1872  bis  1.  April  1873.    Das  Vereins  vermögen  betrug 
am  1.  Oktober  1872  rund 4500  1. 


102)  „Times"  vom  8.  Oktober  1873,  pag.  10:   „The  Social  Science  Congress." 

103)  „Times"  vom  7.  Oktober  1873,  pag.  7:  „Dear  Goal." 

104)  „Times"  vom  2.  April  1873,  pag.  5:  „Iron  and  Goal  Trades."  —  ,, Times" 
vom  9.  Oktober  1873,  pag.  12:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners."  —  „Times" 
vom  10.  Oktober  1873,  pag.  12:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners."  —  „Times" 
vom  11.  Oktober  1873,  pag.  5:  ,,The  Amulgamated  Association  of  Miners."  —  ,, Times" 
vom  1,5.  Oktober  1873,  pag.  5:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners."  —  ,, Times" 
vom  16.  Oktober  1873,  pag.  5:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners."  —  „Bee- 
Hive"  vom  11.  Oktober  1873,  pag  4:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners."  — 
„Bee-Hive"  vom  18.  Oktober  1873,  pag.  4:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners." 
—  ,, Bee-Hive"  vom  25.  Oktober  1873,  pag.  4:  ,,The  Amalgamated  Association  of 
Miners." 

105)  Ueber  die  erste  Halbjahrversammlung  im  April  1873  bringt  die  ,, Times"  (vom 
2.  April  1873  a.  a.  O.  —  vgl.  die  vorstehende  Note)  nur  eine  einzige  ganz  kurze  Notiz, 
welche  lediglich  einige  Angaben  über  den  Kassenstand  und  die  Mitgliederzahl  enthält. 
Ueber  die  zweite  Halbjahrver»ammlung  dagegen  veröffentlicht  das  Blatt  ausführliche 
Berichte. 
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die  ordoiitlichcn  Eiiiiuihnicn  (Mitgliedcrbei trüge)  während 

dieser  Periode  betrugen  nahe  an 6.000  1. 

Die  auisserurdentliclien  Einnahmen  betrugen  über    .     .     .     43.000  „ 

Dem  gegenüber  stehen  Ausgaben  über 33.0<X)  „ 

(darunter  32.858  1.  zur  Unterstützung  streikender  Gru- 
benarbeiter), so  dass  der  Vermögensstand  am  1.  April 

1873  sich  auf  nahe  an 21.000  „ 

stellte  i«ö). 
In    dem   folgenden  Halbjahre   vom   1.  April   bis  Anfangs 

Oktober  1873  betrugen  die  Einnahmen  circa     .    .    .     12.000  „ 

die  Ausgaben  nahe  an 13.000  „ 

(darunter  11.479  1.  zur  Unterstützung  streikenden  Ar- 
beiter),  so   dass   sich  der  Vermögensstand  um  circa 

1000  1.  auf  etwas  über 20.000  „ 

verminderte. 

Gegenstand  der  Berathung  waren  —  wie  jedesmal  bei  derarti- 
gen Anlässen  —  die  verschiedenen  Beschwerdepunkte  der  Arbeiter. 
Zunächst  die  Art  und  Weise  der  Lohnberechnung.  Bisher  war  es 
nämlich  fast  allgemein  Sitte,  dass  das  Quantum  der  geförderten  Kohle 
gemessen  und  dass  hiernach  der  Lohn  der  Arbeiter  in  den  Kohlen- 
gruben berechnet  wurde,  dagegen  verfügt  die  Mines'  Kegulation  Act 
vom  Jahre  1872,  dass  die  Kohle  gewogen  werden  solle.  In  der  Er- 
öffnungsrede hob  der  Vorsitzende,  Mr.  Halliday,  hervor,  dass  der  Exe- 
kutiv-Ausschuss  der  Gewerkschaft  Alles  gethan  habe,  was  in  seinen 
Kräften  stand,  um  die  Durchführung  dieser  Gesetzesbestimmung  zu 
realisiren,  dass  aber  in  dieser  Beziehung  noch  immer  recht  empfind- 
liche üebelstände  in  manchen  Gruben  existiren,  weil  die  Kohleugru- 
benbesitzer,  denen  das  Gesetz  zu  diesem  Behufe  eine  zwölfmonatliche 
Frist  bewilligt  hatte.  Alles  aufbieten,  um  die  Anschaffung  und  Auf- 
stellung der  erforderlichen  Wäge- Vorrichtungen  so  lange  als  möglich 
hinauszuschieben.  Zur  Ulustrirung ,  wie  bei  dem  Messen  der  Kohle 
in  einzelnen  Fällen  verfahren  wurde,  erzählte  einer  der  anwesenden 
Grubenarbeiter,  dass  in  der  Grube  (in  Pembrokeshire) ,  in  der  er  be- 
dienstet war,  Messgefässe  („trams")  benützt  wurden,  welche  angeblich 

106)  Ich  gebe  im  Vorstehenden  nur  die  abgerundeten  Ziffern,  weil  die  Angaben  der 
,, Times"  nicht  genau  stimmen.  In  der  kurzen  Notiz  über  die  April- Versammlung  wird 
der  Vermögensstand  Anfangs  April  1873  genau  mit  20.8611.  16  s.  5  d.  angegeben;  in 
dem  Berichte  über  die  Oktober-Versammlung  dagegen  heisst  es :  der  Vermögensstand  zu 
Anfang  April  1873  betrug  nach  der  letzten  Bilanz  21.410  1.  und  etliche  Shillings.  Wel- 
che Ziffer  die  richtige  ist,  kann  ich  selbstverständlich  nicht  entscheiden. 
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1  Tonne  Kohle  (zu  23  Ztr.  gerechnet)  fassen  sollten.  Vor  einiger  Zeit 
ergab  sich  ein  Streit  zwischen  den  Arbeitern  und  der  Grubenverwal- 
tung, und  als  die  ersteren  verlangten,  es  möge  der  Inhalt  dieser  sog. 
„trams"  durch  das  Gewicht  probeweise  ermittelt  werden,  wurde  dies 
Seitens  der  Grubenverwaltung  verweigert.  Später  wurde  die  Gewichts- 
probe gegen  den  Willen  des  Grubenbesitzers  von  den  Arbeitern  vor- 
genommen, und  dabei  stellte  es  sich  heraus,  dass  diese  „trams"  nicht 
23  Ztr.,  wie  angenommen,  sondern  28  Ztr.  Kohle  fassten.  Aber  auch 
wo  der  Lohn  nach  dem  Gewichte  (pro  Tonne)  gezahlt  wurde,  existir- 
ten  bedeutende  üebelstände,  weil  die  Tonne  —  wie  von  verschiedenen 
Rednern  mitgetheilt  wurde  —  in  den  einzelnen  Gruben  sehr  ungleich, 
zwischen  22^2  bis  30  Ztr.  (!)  festgesetzt  war.  Wie  Mr.  Halliday  in 
seiner  Eröffnungsrede  sagte,  gingen  die  Bemühungen  der  Gewerkschaft 
dahin,  einen  einheitlichen  Vorgang  und  die  Annahme  der  sog.  „im- 
perial ton"  (zu  20  Ztr.,  der  Ztr.  zu  112^2  Pfd.  gerechnet)  im  ganzen 
Lande  durchzusetzen.  Seitens  der  Arbeitgeber  würden  jedoch  diesem 
Uebergange  von  der  „long  ton"  zur  „imperial  ton"  die  grössten  Schwie- 
rigkeiten entgegengestellt,  so  zwar,  dass  den  Arbeitern  im  Allgemei- 
nen nichts  Anderes  übrig  blieb  als  ein  Korapromiss  einzugehen,  nach 
welchem  die  Tonne  mit  21  Ztr.  vereinbart  wurde. 

Sehr  lebhaft  wurde  ferner  von  den  Arbeitern  darüber  geklagt,  dass 
die  Arbeitgeber  in  einzelnen  Theilen  des  Landes  den  Unions  der  Ar- 
beiter noch  immer  feindlich  gegenüberstehen  und  dieselben  auf  jede 
mögliche  Weise  zu  sprengen  suchten.  Der  Delegirte  für  Burnley  er- 
wähnte, dass  gerade  in  dieser  Hinsicht  in  seinem  Bezirke  die  traurig- 
sten Verhältnisse  obwalten.  Nicht  nur,  dass  die  Arbeitgeber  den  Ar- 
beitern Geldgeschenke  (bis  zu  5  1.)  anboten,  wenn  sie  aus  dem  Vereine 
austreten  wollten,  sondern  sie  versuchten  es  die  Arbeiter  zum  Austritte 
zu  zwingen,  indem  sie  den  Gewerkvereinlern  den  Dienst  kündigten. 
Ja  es  komme  sogar  vor,  dass  die  Grubenbesitzer  sich  an  die  Eigen- 
thümer  der  von  den  Arbeitern  bewohnten  Häuschen  wandten  und  be- 
müht seien  diese  Häuser  um  theueres  Geld  zu  kaufen,  um  dann  durch 
die  Kündigung  der  Wohnung  eine  weitere  Pression  auf  die  Mitglieder 
des  Gewerkvereines  ausüben  zu  können.  Ein  fernerer  Ausfluss  dieses 
Strebens  die  ünions  zu  unterdrücken,  war  das  sog.  „Discharge  Note 
System",  dessen  weite  Verbreitung  Seitens  vieler  Redner  konstatirt 
wurde.  W^enn  nämlich  ein  Arbeitgeber  erfährt,  dass  Arbeiter,  die  in 
seiner  Grube  streiken  oder  ausgesperrt  sind,  in  einer  anderen  Grube 
Beschäftigung  gefunden  hatten,  so  ist  er  durch  die  unter  den  Arbeit- 
gebern bestehende  Verabredung  verpflichtet,   den  betreffenden  Werks- 
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besitzer  liicvon  zu  verständigen  und  der  Letztere  niuss  die  bezeich- 
neten Arbeiter  sofort  entlassen.  Uv.  Iliilliday  produzirte  in  der  Ver- 
sanindung  ein  derartiges  Schreiben  eines  Arbeitgebers  in  South  Wales, 
welches  ihm  in  die  Hände  gekommen  war. 

Auch  das  Truck-Unwesen  kam  zur  Sprache  und  ein  Redner  be- 
merkte, dass  in  seinem  Bezirke  (Abertillery)  die  Kohlengrubenbesitzer 
allmählich  den  grösseren  Theil  der  Häuschen,  die  die  Grubenarbeiter 
bewohnen,  an  sich  gebracht  und  die  Miethe  auf  7  s.  wöchentlich  (365 
Reichsmark  jährlich!)  gesteigert  hätten. 

Endlich  wurde  die  Höhe  der  Löhne  diskutirt  und  konstatirt,  dass 
die  Löhne  der  eigentlichen  Grubenarbeiter  (der  coal  cutters)  zwischen 
3  s,  2  d.  bis  7  s.  6  d.  schwanken  und  in  den  meisten  Fällen  etwa  5  s. 
täglich  betragen.  Mr.  Halliday  nahm  diese  Gelegenheit  wahr,  um 
auch  seinerseits  die  Arbeiter  gegen  den  oft  gemachten  Vorwurf  in 
Schutz  zu  nehmen,  dass  die  gestiegenen  Löhne  an  der  Kohlentheue- 
rung  Schuld  tragen,  indem  er  darauf  hinwies,  dass  die  Löhne  seit 
deren  niedrigstem  Stande  im  Jahre  1869  lediglich  um  13  oder  14  d. 
pro  Tonne  gestiegen  seien.  Auch  gegen  die  andere,  vielfach  ausge- 
sprochene Ansicht,  dass  die  Arbeiter  ihren  grösseren  Verdienst  nicht 
gehörig  zu  verwenden  wissen,  kehrte  sich  der  Redner  und  wies  darauf 
hin,  dass  die  Grubenarbeiter  ihre  Ersparnisse  gar  häufig  in  Banken 
niederlegen  oder  zur  Erwerbung  von  Häuschen  benutzten.  Nicht  mit 
Unrecht  sagte  Mr.  Halliday,  die  übrigen  Bevölkerungsklassen,  und  na- 
mentlich die  Aristokratie,  thäte  besser  daran  vor  der  eigenen  Thüre 
zu  kehren,  statt  den  Bergleuten  die  schlechte  Verwendung  ihrer  Ein- 
künfte vorzuwerfen. 

Selbstverständlich  fehlten  auch  die  üblichen  Resolutionen  gegen 
die  herrschende  Arbeitergesetzgebung  (Master  and  Servant  Act  u.  dgl.), 
sowie  zu  Gunsten  der  Vertretung  der  Arbeiter  im  Parlament  etc.  nicht. 

Im  Jahre  1874  wurde  die  erste  Halbjahrsversammlung  Anfangs 
April  in  Manchester  abgehaltene"^).  Die  Zahl  der  Mitglieder  war 
zwar  von  99.399  (zu  Ende  September  1873)   auf  106.368  Mann  (am 


107)  „Times"  vom  8.  April  1874,  pag.  6:  „Amalgamated  Association  of  Miners."  — 
„Times"  vom  9.  April  1874,  pag.  7:  „Amalgamated  Association  of  Miners."  —  „Times" 
vom  10.  April  1874,  pag.  6:  ,,The  Miners'  Conference."  —  „Times"  vom  11.  April  1874, 
pag.  12 :  ,,The  Miners'  Conference."  —  „Times"  vom  13.  April  1874,  pag.  7 :  „Amal- 
gamated Association  of  Miners."  —  „Times"  vom  14.  April  1874,  pag.  10:  „The  Amal- 
gamated Association  of  Miners."  —  „Times"  vom  15.  April  1874,  pag.  12:  „The  Miners' 
Conference."  —  ,, Times"  vom  16.  April  1874,  pag.  8:  ,,The  Miners'  Conference."  — 
„Times"  vom  17.  April  1874,  pag.  12:  ,,The  Amalgamated  Association  of  Miners," 
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31.  März  1874)  gestiegen,  allein  in  der  Zwischenzeit  war  ein  ganzer 
Bezirk,  und  zwar  der  von  Oldham,  mit  rund  1200  Mitgliedern  von 
der  Amalgamated  Association  of  Miners  abgefallen  und  zur  Miners' 
National  Association  übergegangen.  Das  Vereinsverinögen  hatte  einen 
empfindlichen  Rückgang  aufzuweisen.  Dasselbe  betrug  —  wie  vorste- 
hend erwähnt  —  zu  Ende  September  1873  etwas  über  20.000  1. 1"^) 
Die  Einnahmen   während   des   Halbjahres  bis  Ende 

März  1874  beliefen  sich  auf  nahezu 17.000  1. 

die  Ausgaben  hingegen  auf  etwas  über 26.000  1. 

so  dass  am  1.  April  1874  nur  mehr  ein  Kassen- 
stand von  über 11.000  1. 

(die  Ziffer  wird  hier  mit  11.528  1.  angegeben) 
vorhanden  war.  Als  Grund  dieser  bedeutenden  Vermögensverminde- 
rung wird  angegeben,  dass  die  Association  während  des  verflossenen 
Semesters  über  22.000  1.  zur  Unterstützung  feiernder  Grubenarbeiter 
verausgaben  musste.  Allerdings  kam  während  dieser  Periode  kein 
grosser  Streik  vor,  aber  bekanntlich  machte  sich  gegen  das  Ende  des 
Jahres  1873  die  abfallende  Tendenz  des  Kohlenmarktes  schon  etwas 
bemerkbar,  um  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1874  recht  fühlbar 
hervorzutreten.  Im  März  dieses  Jahres  erfolgten  sodann  die  Lohnre- 
duktionen im  ganzen  Lande,  die  —  wie  oben  dargethan  wurde  — 
eine  Reihe  von  kleineren  oder  grösseren  Reibungen  zwischen  den  Ar- 
beitern und  Arbeitgebern  und  einige  Streiks  zur  Folge  hatten. 

Die  Verhandlungen  bieten  diesmal  Wenig  von  allgemeinem  Inter- 
esse, sie  bewegen  sich  vorwiegend  um  die  Lohnreduktionen,  die  von 
allen  Seiten  gemeldet  werden.  Die  Delegirten  klagen  namentlich  dar- 
über, dass  die  Arbeitgeber  in  der  Periode  des  Aufschwunges  die  Löhne 
nicht  in  demselben  Verhältnisse  wie  die  Kohleupreise  steigen  Hessen, 
dass  sie  aber  jetzt  in  der  Aera  der  Depression  bemüht  seien  die  Löhne 
sofort  dem  Preisrückgange  der  Kohle  adäquat  herabzusetzen.  Die  Ur- 
sache der  sinkenden  Kohlenpreise  glaubte  die  Versammlung  in  dem 
Umstände  erblicken  zu  sollen,  dass  die  Ausbeute  an  Kohle  wieder  an- 
fange den  Bedarf  zu  übersteigen.  Dcmgemäss  wurde  in  einer  Resolu- 
tion den  verschiedenen  Zweig-  und  Ortsvereinen  empfohlen  dahin  zu 
wirken,  dass  die  Kohlenproduktion  vermindert  werde.    Die  Mines'  Re- 


108)  Die  Ziffern  der  „Times"  sliinmen  auch  hier  wieder  nicht  ganz  genau.  In  dem 
Berichte  über  die  Versammlung  vom  <Jlitobcr  1873  wird  das  disponible  Vereinsvermögen 
genau  mit  20.234  1.  angegeben.  Hier  dagegen,  in  dem  Berichte  über  die  Versammlung 
im  April  1874  wird  gesagt,  dass  der  Kassenbestand  am  1.  Oktober  1873  sich  mit  20.566  1. 
bezifferte. 
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gulatiüii  Act  vom  Jahre  1872  wurde  für  gut  ürkaunt  und  die  Ver- 
sammlung beschloss  au  die  Regierung  eine  Petition  zu  richten,  des 
Inhaltes,  dass  keine  den  Arbeitern  nachtheilige  Abänderung  dieses  Ge- 
setzes vorgeuümmen  ^Yerden  möge. 

Die  zweite  Halbjahrsversammlung  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des 
Monates  Oktober  1874  in  Birmingham  abgehalten^"»).  Aus  den  Be- 
richten der  „Times",  die  diesmal  kürzer  gehalten  sind  als  gewöhnlich, 
geht  nur  so  viel  hervor,  dass  die  Amalgamated  Association  of  Miners 
in  der  Zwischenzeit  mit  recht  erheblichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
hatte.  Die  fortgesetzten  Lohnreduktionen  hatten  eine  Reihe  von  Ar- 
beits-Einstellungeu  oder  -Aussperrungen  zur  Folge,  und  wenn  auch 
keine  derselben  besonders  gross  war,  so  verursachten  sie  doch  in  ihrer 
Gesammtheit  der  Gewerkschaft  sehr  bedeutende  Auslagen.  Der  Ge- 
werkverein kam  dadurch  in  recht  empfindliche  Geldverlegenheiten  und 
sah  sich  veranlasst  höhere  Streik-Steuern  den  Mitgliedern  aufzulegen, 
was  seinerseits  wieder  das  Missverguügen  der  letzteren  hervorrief.  Aus 
verschiedeneu  Bezirken  liefen  Nachrichten  ein,  dass  die  Grubenarbei- 
ter aus  dem  Vereine  ausschieden,  weil  sie  —  wie  sie  sagten  —  bei 
den  herabgesetzten  Löhnen  nicht  im  Stande  waren  die  hohen  Vereins- 
steuern aufzubringen.  Die  Fahnenflucht  der  Grubenarbeiter  war  in 
der  That  theilweise  eine  sehr  bedeutende;  in  Old  Tredegar  beispiels- 
weise schieden  900  Grubenarbeiter  aus  dem  Vereine,  in  North  Wales 
sank  die  Zahl  der  Mitglieder  von  3800  auf  800,  in  St.  Helenes  und 
Haydock  von  2138  auf  300,  in  Argocd  von  279  auf  64  u.  dgl.  m. 
Die  Verhandlungen  bezogen  sich  unter  solchen  Umständen  fast  aus- 
schliesslich auf  diese  Schwierigkeiten,  ohne  weiteres  Interesse  zu  bie- 

109J  „Times'-  vom  10  Oktober  187-4,  pag.  7:  „The  Miuers'  Conference.-'  —  „Times" 
vom  13.  Oktober  1874,  pag.  7:  ,,The  Miners'  Conference  in  Birmingham"  —  ,, Times" 
vom  14.  Oktober  1874,  pag.  6:  ,,The  Miners'  Conference."  —  ,, Times"  vom  15.  Okto- 
ber 1874,  pag.  5:  „The  Miners'  Conference.-'  —  „Times"  vom  16.  Oktober  1874,  pag.  8: 
„The  Miners'  Conference."  Leider  bin  ich  diesmal  nicht  in  der  Lage,  die  Daten  über 
die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  und  den  Verniögensstand  der  Amalgamated  Association 
of  Miners  zu  Ende  September  1874  mitzutheilen ,  und  zwar  aus  dem  Grunde  nicht,  weil 
in  dem  Jahrgange  1874  der  „Times'-,  der  mir  zu  Gebote  stand,  die  Nummer  vom  9.  Ok- 
tober 1874,  die  den  ersten  Bericht  über  die  in  Rede  stehende  Zusammenkunft  der  Gru- 
benarbeiter enthält,  fehlte.  Eine  von  mir  au  die  Expedition  der  ,, Times''  gerichtete  Bitte, 
mir  jene  Nummer  des  Blattes  nachträglich  (als  ich  die  Lücke  entdeckte)  zuzusenden, 
blieb  erfolglos,  weil  die  Nummer  in  London  nicht  mehr  vorräthig  war.  In  Riga,  wo 
ich  die  Ausschnitte  der  „Times"  für  die  vorliegende  Arbeit  sammelte,  hätte  ich  die  feh- 
lenden Daten  vielleicht  aus  dem  „Bee-Hive-  ergänzen  können  ,  hier  (in  Czernowitz)  ist 
mir  auch  dies  nicht  mehr  möglich,  weil  der  Jahrgang  1874  dieses  Journals  vergriffen 
und  im  Buchhandel  nicht  mehr  zu  bekommen  ist. 


—    60    — 

teu.  Von  den  sonstigen  Resolutionen,  die  gefasst  wurden,  ist  allen- 
falls Eine  hervorzuheben,  die  den  Ortsvereinen  die  Förderung  des  ge- 
nossenschaftlichen Bergbaues  empfiehlt. 

9.     Die  National  Association   of  Miners. 

Der  genannte  Gewerkverein  erstreckt  sich  über  Schottland  und 
die  nördlichen  Theile  von  England,  während  die  Amalgamated  Asso- 
ciation of  Miners  vorwiegend  die  mittleren  Grafschaften  und  den  Sü- 
den von  England  sammt  Wales  umfasst.  Aus  den  lückenhaften  und 
kurzen  Berichten  der  „Times"  über  diesen  Gewerkverein  geht  hervor, 
dass  derselbe  in  den  Jahren  1873  und  1874  seine  regelmässigen  Halb- 
jahrsversammlungen im  Mai  und  November  abhielt,  und  dass  er  zur 
Zeit  über  100.<>J0  Mitglieder  zählte  und  ein  Vermögen  von  über 
lOO.CK»  1.  besass.  Die  Verhandlungen  der  gedachten  Halbjahrsver- 
sammlungen —  soweit  über  sie  berichtet  wird  —  enthalten  nichts  von 
Bedeutung.  Aus  den  verschiedenen  Berichten,  die  von  den  Delegirten 
in  der  Konferenz  im  Mai  1873  erstattet  wurden,  geht  hervor,  dass 
mehrere  Zweigvereine  damals  schon  genossenschaftliche  Gruben  (co- 
operative  mines)  besassen  und  zu  erwerben  im  Begriffe  standen  ^  ^  **). 


m. 

Ihe  ländlichen  Arbeiter. 

Die  Bewegung  unter  den  ländlichen  Arbeitern,  welche  im  Jahre 
1872  mit  der  Gründung  des  ersten  ländlichen  Gewerkvereines,  der 
„"Warwickshire  Labourers'  Union"  und  dem  Streik  in  Warwickshire 
begann,   blieb  seither  rege,  wenn  auch  im  Jahre  1873  kein  grösserer 


llOl  ..Times-  vom  21.  Mai  1873.  pag.  14:  ..Miners'  National  Aäsociarion.-'  — 
..Times"  vom  22.  Mai  1S73.  pag.  12:  ..Miners'  National  Associarion."  —  ,, Times"  vom 
23.  Mai  1873,  pag.  8:  ..Miners'  National  Association."  —  ..Times-  vom  26.  Mai  1873, 
pag.  8:  „Miners'  National  Association."  —  „Times"  vom  13.  September  1873,  pag.  10: 
„The  Miners'  National  Association."  —  „Times"  vom  21.  November  1873,  pag.  6:  „Mi- 
ners' Conference."  —  ., Times"  vom  22.  November  1873.  pag.  10:  „Miners'  Conference." 
—  „Times"  vom  24.  November  1873,  pag.  7:  ..Miners"  Conference."  —  „Times"  vom 
19.  November  1874.  pag.  7:  „The  Miners'  National  Association."  —  ..Times"  vom  20.  No- 
vember 1874.  pag.  6:  ,.The  Iron  Manufacture."  Die  Berichte  der  , .Times"  über  diesen 
Gewerkverein  sind  namentlich  im  Vergleiche  za  den  Berichten  über  die  Konferenzen  der 
Amalgamated  Association  of  Miners  aaffaUend  kurz  und  unvollständig.  Der  ..Bee-Hive" 
berichtet  hierüber  noch  weniger  als  die  „Times". 
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Streitfall  zu  verzeichnen  ist.  Das  genannte  Jahr  charakterisirt  sich 
einerseits  durch  die  festere  Organisation  der  Arbeiter,  andererseits 
aber  durch  eine  Spaltung  derselben  in  zwei  Parteien. 

Bekanntlich  waren  im  Anfange  des  Jahres  1872  neben  der  „War- 
wickshire  Labourers'  Union"  verschiedene  andere  lokale  Vereine  land- 
licher Arbeiter  entstanden,  welche  auf  einer  am  2ü.  Mai  1872  in  Lea- 
mington  abgehaltenen  Delegirtenversammlung  sich  zu  einem  grossen, 
ganz  England  umfassenden  Gewerkvereine  der  ländlichen  Arbeiter,  der 
„National  Agricultural  Labourers'  Union"  zusammenschlössen  ' ).  Diese 
Union,  welche  unter  der  Präsidentschaft  des  Mr.  Joseph  Arch  stand 
und  ihren  Sitz  in  Leamington  hatte,  hatte  im  Jahre  1873  zwar  einen 
sehr  bedeutenden  Zuwachs  an  Zweigvereinen  und  Mitgliedern  aufzu- 
weisen, sie  stiess  jedoch  trotzdem  auf  eine  theilweise  ziemlich  heftige 
Opposition  unter  den  ländlichen  Arbeitern.  Die  näheren  Umstände 
dieser  Erscheinung  lassen  sich  aus  den  Notizen  der  „Times"  und  des 
„Bee-Hive  nicht  mit  voller  Klarheit  erkennen ;  die  „Times"  bringt  nur 
sehr  spärliche  Mittheilungeu  über  diese  Bewegung,  der  „Bee-Hive" 
erwähnt  der  letzteren  zwar  öfter,  theilt  aber  fast  gar  keine  That- 
sachen  mit.  Mit  Sicherheit  ist  den  genannten  beiden  Blättern  nur 
Folgendes  zu  entnehmen: 

Wie  aus  einem  von  dem  Sekretär  der  „National  Agricultural  La- 
bourers' Union"  an  den  Zentralrath  der  Londoner  Gewerkvereine  (thc 
London  Trades'  Council)  gerichteten  Briefe  dato  Leamington,  den 
31.  Dezember  1872  hervorgeht^),  waren  zu  Ende  des  Jahres  1872 
noch  nicht  alle  lokalen  Unions  der  ländlichen  Arbeiter  der  National 
Agricultural  Labourers'  Union  beigetreten,  und  wurde  Seitens  der  letz- 
teren der  begreifliche  Wunsch  gehegt  alle  jene  Lokalvereine  aufzuneh- 
men. Es  heisst  nämlich  in  dem  erwähnten  Schreiben,  dass  der  Exe- 
cutive Council  der  National  Agricultural  Labourers'  Union  in  seiner 
Sitzung  am  27.  Dezember  1872  vier  seiner  Mitglieder  designirt  habe, 
welche  mit  den  Vertretern  der  noch  nicht  dem  Verbände  beigetretenen 
Unions  und  des  London  Trades'  Council  eine  Zusammenkunft  haben 
sollten,  um  den  Beitritt  aller  lokalen  Unions  zur  National  Union  zu 
berathen.  Diese  Konferenz  wurde  in  der  That  am  25.  März  1873  in 
London  abgehalten^),  sie  blieb  jedoch  erfolglos. 


1)  F.  Kleinwächter:     „Zur  Geschichte    der    englischen  Arbeiterbewegung    im    Jahre 
1872."     Jena   1875,    S.  44. 

2)  „Times"  vom  4.  Januar  1873,  pag.  10:  ,,The  imprisoned  Gas-stokers." 

3)  ,,The  Bee-Hive"   vom    29.  März  1873,    pag.   10:     ,, Agricultural  Labourers'  Con- 
ference." 
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Die  Gründe  hievon  mögen  zum  Theil  persönliche  gewesen  sein, 
vorwiegend  aber  waren  sie  sachlicher  Natur  und  bezogen  sich  nament- 
lich auf  die  prinzipielle  Frage  der  Organisation  jenes  Verbandes.  Wäh- 
rend nämlich  die  Verfassung  der  National  Agricultural  Labourers'  Union 
mehr  eine  zentralistische  war  und  ist,  wurde  bereits  auf  der  vorhin 
erwähnten  Londoner  Konferenz  vom  25.  März  1873  von  einem  der  De- 
legirten  hervorgehoben ,  dass  er  und  seine  Partei  nur  einem  Verbände 
auf  föderalistischer  Grundlage  beitreten  könne.  Und  ebenso  berichtet 
der  „Bee-Hive"  späterhin  wiederholt,  dass  einzelne  lokale  ünions  sich 
gleichfalls  für  die  föderative  Verfassung  des  Bundes  aussprachen*). 

Trotzdem  dauerte  es  ziemlich  lange,  ehe  es  den  dissentirenden 
Vereinen  gelang  ihren  besonderen  Verband  in's  Leben  zu  rufen,  denn 
erst  in  der  ersten  Hälfte  November  1873  bringt  die  „Times"  einige 
Notizen  5),  aus  denen  hervorgeht,  dass  in  London  unter  der  Patrouanz 
des  London  Trades'  Council  Konferenzen  von  Delegirten  der  dissenti- 
renden Lokalvereiue  abgehalten  wurden,  welche  sich  mit  der  Ausar- 
beitung der  Statuten  des  neuen  Verbandes  beschäftigten.  Der  letztere 
trat  bald  darauf  in's  Leben  und  es  standen  sich  somit  seit  dem  Ende 
des  Jahres  1873  zwei  Verbände  gegenüber,  die  „National  Agricultural 
Labourers'  Union"  mit  dem  Sitze  in  Leamington  und  die  „Federal 
Union  of  Agricultural  and  General  Labourers",  deren  „executive  com- 
mittee  holds  occasional  sittings  in  London".    Die  Charakteristik  dieser 

i)  Die  „Times"  vom  11.  April  1873,  pag.  7:  „The  Agricultural  Labourers'  Union" 
berichtet,  dass  auf  einem  am  lO.  April  1873  in  Banbury  veranstalteten  Meeting  ein 
ländlicher  Arbeiter,  Namens  John  Prestidge  aus  Harbury  den  Führern  der  National 
Union  vorwarf,  sie  bereicherten  sich  auf  Kosten  der  Mitglieder,  indem  sie  sich  einen 
Gelialt  von  2  1.  wöchentlich  pro  Kopf  excliisive  der  Baarauslagen  für  Reisen  u.  dg],  von 
der  Union  bezahlen  Hessen.  Ferner  veröffentlicht  der  ,, Bee-Hive"  vom  8.  März  1873, 
pag.  7 :  „The  Agricultural  Labourers'  Movement"  ein  von  den  Vorsitzenden  mehrerer 
lokalen  Unions  unterzeichnetes  Schriftstück,  in  welchem  über  das  Benehmen  (conduct) 
der  Führer  der  National  Union  Klage  geführt  und  gewissermassen  dagegen  Protest  er- 
hoben wird.  —  Wie  dem  auch  sein  möge ,  ein  grosses  Verschulden  trifft  jedenfalls  die 
Führer  der  National  Union  nicht ,  da  sie  nicht  nur  im  Jahre  1873 ,  sondern  auch  im 
folgenden  Jahre  auf  ihrem  Posten  blieben  und  von  dem  Vertrauen  ihrer  Partei  getragen 
wurden ,  und  am  wenigsten  kann  ihnen  eine  unredliche  Geldgebahrung  vorgeworfen 
werden.  Dagegen  kann  es  vielleicht  richtig  sein  ,  dass  sie  etwa  durch  schroffes  Auftre- 
ten oder  sonst  irgend  welche  Persönlichkeiten  verletzen ,  wenn  nicht  —  was  wohl  das 
Wahrscheinlichste  sein  dürfte  —  gekränkte  Eitelkeit  das  Motiv  jener  vorhin  erwähnten 
Expektorationen  war. 

5)   ,, Times"  vom  S.November   1873,  pag.   5:   ,, Agricultural  Labourers'  Conference." 

—  ,, Times"     vom    6.  November  1873,    pag.    10:     ,, Agricultural  Labourers'  Conference." 

—  ,, Times"  vom  14.  November  1873,    pag.  4:    ,,Mr.  Gladstone  and  Trades'  Union  Le- 
gislation." 
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beiden  Verbände  wird  von  der  „Times"  (vom  13.  April  1874,  pag.  8: 
„The  Lock-out  of  Farm  Labourers")  kurz  in  folgenden  Worten  zusam- 
mengefasst:  „The  Federal  Union  prefers  to  be  governed  on  the  prin- 
ciples  of  each  district  managing  its  own  local  affairs  and  Controlling 
its  own  funds,  with  a  Central  Executive  to  direct  and  insure  general 
and  harvKianious  action  between  all  districts.  The  National  Union  pre- 
fera  to  be  governed  by  centralizing  the  funds  and  acting  under  the 
guidance  of  an  Executive  Committee  at  Leamington." 

Die  Verfassung  der  National  Union,  wie  sie  auf  der  Delegirten- 
Konferenz  im  Mai  1873  festgesetzt  wurde,  ist  im  Wesen  die  fol- 
gende ^): 

Gewissermassen  die  gesetzgebende  Versammlung  besteht  aus  De- 
legirten  der  District  Unions,  welche  jährlich  im  Mai  in  Leamington 
zusammentritt,  „to  confer  and  decide  upon  the  general  business  and 
iuterests  of  the  Union,"  Die  laufenden  Geschäfte  besorgt  das  aus 
einem  Vorsitzenden  und  zwölf  Mitgliedern  bestehende  „Executive  Com- 
mittee", welches  sich  jeden  zweiten  Montag,  eventuell  auch  öfter  ver- 
sammelt. Das  Executive  Committee  ist  betraut  mit  der  Verwaltung 
der  Gelder,  welche  der  Union  vom  Publikum  oder  den  affiliirten  Ver- 
einen zufliessen  und  ist  nur  im  Allgemeinen  verpflichtet  und  berech- 
tigt diese  Gelder  zur  Förderung  der  Zwecke  der  Union  zu  verwenden. 
Bezüglich  der  Beilegung  von  etwaigen  Streitigkeiten  enthalten  die  Sta- 
tuten (Rules)  folgende  Bestimmungen: 

„Rule  10."  Alle  Streitigkeiten  zwischen  Mitgliedern  der  National 
Union  und  ihren  Arbeitgebern  müssen  vorerst  dem  bezüglichen  „Brauch 
Committee"  vorgelegt  werden.  Vermag  dieses  die  Angelegenheit  nicht 
zur  allseitigen  Zufriedenheit  zu  ordnen,  so  ist  dieselbe  dem  „District 
Committee"  vorzulegen.  Wäre  auch  dieses  ausser  Stande  den  Streit 
beizulegen,  so  wird  der  Gegenstand  vor  den  Exekutiv-Ausschuss  der 
National  Union  (National  Executive)  gebracht,  und  erst  wenn  dessen 
Bemühungen  erfolglos  geblieben  sind,  kann  von  demselben  die  Bewil- 
ligung zur  Arbeitseinstellung  ertheilt  werden. 

„Rule  11."  Eine  Reduktion  der  Arbeitsstunden  darf  nie  gleich- 
zeitig mit  einer  Lohnerhöhung  verlangt  werden. 

„Rule  12."  Innerhalb  der  Verbandsstatuten,  oder  wo  dieselben 
eine  Lücke  lassen,  darf  das  National  Executive  Committee  Verfügun- 
gen treffen,  die  letzteren  dürfen  jedoch  nirgend  dem  Verbandsstatut 
zuwider  laufen. 


6)  „Times"  vom  25.  April  1874,  pag.   10:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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Die  „District  Committees"  werden  gebildet  aus  Delegirten  der  zu 
dem  Distrikt  gehörigen  „Branches"  und  jedes  District  Committee  hat 
strengstens  darüber  zu  wachen  und  Alles  aufzubieten,  um  zu  verhin- 
dern, dass  Arbeiter,  welche  nach  einem  anderen  Theile  des  Landes 
übersiedeln,  die  dort  beschäftigten  Arbeiter  im  Lohne  unterbieten. 

„Rule  20."  Jedes  District  Committee  ist  verpflichtet,  von  jedem 
beabsichtigten  wichtigeren  Schritte  das  National  Executive  Committee 
zu  verständigen.  Erfolgt  ein  derartiger  Schritt  ohne  oder  gegen  den 
Willen  des  National  Executive  Committee,  so  wird  dem  „District"  aus 
den  Kassen  der  National  Agricultural  Labourers'  Union  in  keinem  Falle 
irgend  welche  Unterstützung  zu  Theil. 

Auf  diese  Weise  sind  die  sämmtlichen  Geschäfte  in  der  That  in 
der  Hand  des  Zentralausschusses  konzentrirt  und  übt  derselbe  eine 
unumschränkte  Gewalt  in  allen  Fällen  von  Lohnstreitigkeiten  aus. 
Ausserdem  steht  dem  National  Executive  Committee  ein  berathender 
Ausschuss  von  Arbeiterfreunden  zur  Seite,  der  an  den  Sitzungen  des- 
selben mit  berathender  Stimme  theilnimmt.  Zur  Zeit  gehörten  jenem 
berathenden  Ausschusse  an  die  Parlamentsmitglieder :  S.  Morley,  George 
Dixon,  Jenkins,  der  Canonicus  Girdlestone,  drei  andere  Geistliche  und 
sonstige  Freunde  der  ländlichen  Arbeiter. 

Dem  entgegen  besteht  die  Federal  Union  aus  mehreren  „Leagues" 
(im  Jahre  1874  waren  deren  neun),  deren  jede  ein  Verband  von  Lo- 
kalvereinen ist  und  ihre  Angelegenheiten  —  namentlich  die  Kassa- 
Angelegenheiten  und  etwaige  Lohnstreitigkeiten  —  vollständig  autonom 
verwaltet  und  ordnet.  Der  Londoner  Zentral-Ausschuss  der  Federal 
Union  hat  so  gut  wie  keine  Gewalt  über  die  einzelnen  Leagues  und 
sorgt  lediglich  für  die  Befolgung  möglichst  gleicher  Prinzipien  inner- 
halb der  dem  Bunde  angehörigen  Verbände'). 

Aus  dem  Namen  „Federal  Union  of  Agricultural  and  General 
Labourers"  sowie  aus  verschiedenen  zerstreuten  Bemerkungen  im  „Bee- 
Hive"  scheint  hervorzugehen,  dass  —  wenigstens  anfänglich  —  die 
Absicht  vorlag,  in  dieser  Federal  Union  einen  Verband  herzustellen, 
der  nicht  bloss  ländliche  Arbeiter,  sondern  zugleich  auch  die  Vereine 
der  unqualifizirten  Arbeiter  im  Allgemeinen,  die  sogenannten  „general 
labourers"  umfassen  sollte.  Es  wird  nämlich  im  „Bee-Hive"  (Jahr- 
gang 1873)  wiederholt  darüber  geklagt,  dass  die  ländlichen  und  die 
unqualifizirten  städtischen  Arbeiter  so  häufig  in  ihre  respektiven  Ar- 


7)  „Times"  vom  24.  April  1874,  pag.  10:  „The  Farm  Labourers'  at  Exeter  Hall." 
„Times"  vom  25.  April  1874,  pag.  10:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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beitssphären  hinübergreifen  und  sicli  gegenseitig  Konliurrenz  machen. 
Dass  beispielsweise  die  „general  labourers"  aus  den  Städten  im  Som- 
mer regelmässig  auf  das  Land  kommen,  um  an  den  Erntearbeiteu 
Theil  zu  nehmen  und  so  den  Verdienst  der  ländlichen  Arbeiter  schmä- 
lern, während  die  letzteren  vielleicht  noch  häufiger  im  Baugewerbe, 
in  Zuckerraffinerien ,  Docks  u.  dgl.  Beschäftigung  suchen.  Um  diese 
Uebelstände  zu  beseitigen,  schlug  ein  Mr.  Thomas  M.  Kelly,  General 
Secretary  der  „West  of  England  and  South  "Wales  General  Operative 
Labourers'  Unious'  Association"  vor^),  es  möge  das  ganze  Königreich 
in  Distrikte  getheilt  werden,  und  jede  Union,  gleichgiltig  ob  städti- 
scher oder  ländlicher  Arbeiter,  möge  eine  gewisse  Zahl  von  Delegirten 
wählen,  um  so  eine  das  ganze  Reich  umfassende  „Federal  Amalga- 
mation"  aller  Gewerkvereine  zu  bilden,  welche  in  oberster  Instanz  die 
Angelegenheiten  der  Arbeiter  zu  leiten  hätte.  Der  Gedanke  nahm, 
wie  wir  später  sehen  werden,  im  Jahre  1874  etwas  festere  Formen  an. 
Die  National  Agricultural  Labourers'  Union  ihrerseits  blieb  selbst- 
verständhch  das  Jahr  1873  hindurch  nicht  müssig,  sie  war  vielmehr 
emsig  bedacht  durch  Förderung  der  Auswanderung  die  Lage  der  länd- 
lichen Arbeiter  zu  heben ,  und  zwar  wurden  als  Ziel  der  Auswande- 
rung einerseits  der  Norden  von  England  und  andererseits  Canada  und 
Neu  Seeland  vornehmlich  in's  Auge  gefasst.  Es  finden  sich  bereits  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1873  zahlreiche  Notizen  über  die  Aus- 
wanderung ländlicher  Arbeiter  in  der  „Times",  allein  viel  umfassen- 
dere Massregeln  wurden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  in  Angriff 
genommen.  Anfangs  August  nämlich  entsandte  die  National  Union 
ihren  Vorsitzenden  Mr.  Arch  nach  Canada,  welcher  das  ganze  Land 
bereiste  und  wiederholt  mit  der  dortigen  Regierung  konferirte,  um  so 
die  Verhältnisse  des  Landes  kennen  zu  lernen  und  möglichst  günstige 
Bedingungen  für  die  Auswanderer  zu  erwirken.  Nach  der  Rückkehr 
des  Mr.  Arch,  welche  im  November  erfolgte,  scheint  die  National  Union 
mit  aller  Energie  an  die  Förderung  der  Auswanderung  geschritten  zu 
sein,  wenigstens  wird  noch  im  November  berichtet^),  dass  bereits  im 
Dezember  der  erste  Transport  ländlicher  Arbeiter,  500  Köpfe,  nach 
Neu  Seeland  befördert  werde  und  dass  im  Frühjahre  1874  ihnen  wei- 
tere 10.000  Personen  folgen  würden,  die  theils  nach  Neu  Seeland,  theils 
nach  Australien,  theils  nach  Canada  dirigirt  werden  sollten. 

8)  „The  Bee-Hive"  vom  30.  August  1873,   pag.  5:    ,, National  Federation  of  Town 
and  Bristol  County  Labourers'  Union." 

9)  „Times"  vom  18.  November  1873,  pag.  6  :  ,, Agricultural  Labourers'  Union."  — 
„Times"  vom  28.  November  1873,  pag.  9,  Leitartikel:   ,, Agricultural  Emigration." 
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Die  erste  Jahresversammlung  der  National  Union  wurde  am  28. 
und  29.  Mai  1873  in  Leamington  abgehalten  i^).  Anwesend  waren 
70  Delegirte,  ferner  einige  Mitglieder  des  vorhin  erwähnten  consul- 
tative  committee.  Das  Ehrenpräsidium  führte  das  Parlamentsmitglied 
Mr.  George  Dixon.  Der  vorgetragene  Geschäftsbericht  konstatirte,  dass 
der  Union  zur  Zeit  982  Zweig-  oder  Ortsvereine  (branches)  mit  71.835 
Mitgliedern  angehörten,  welche  sich  über  24  Grafschaften  vertheilten. 
Die  Kassengebahruug  des  verflossenen  Jahres  ergab  folgendes  Resultat: 

Einnahmen 7024  1.  15  s.  lOV^  d. 

(darunter  1129  1.  1  s.  7^4  d.  aus  Schen- 
kungen und  3083  1.  15  s.  2  d.  aus   den 
Beiträgen  der  brauch  districts) 
Ausgaben       6961  1.    4  s.    8^/4  d. 

Kassarest 63  1.  11  s.     IV2  d. 

Die  Debatten  und  Beschlüsse  bieten,  abgesehen  von  der  bereits  er- 
wähnten Feststellung  der  Statuten,  wenig  von  allgemeinem  Interesse. 
Erwähn enswerth  sind  allenfalls  zwei  Resolutionen,  von  denen  die  eine 
sich  gegen  die  Criminal  Law  Amendment  Act  aussprach,  während  die 
andere  die  Ertheilung  des  Wahlrechtes  an  die  Arbeiter  befürwortet. 
Von  eigentlich  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  der  ländlichen  Ar- 
beiter kam  in  den  Verhandlungen  namentlich  die  Errichtung  einer 
Krankenunterstützungskasse  (sick  fund)  zur  Sprache ,  die  Frage  wurde 
jedoch  für  noch  nicht  spruchreif  befunden  und  dem  Executive  Com- 
mittee zur  Vorberathung  überwiesen.  Dass  eine  derartige  Unter- 
stützungskasse sehr  wünschenswerth  sei,  wurde  allseitig  anerkannt, 
nur  wurde  in  Frage  gezogen,  ob  schon  der  gegenwärtige  Zeitpunkt 
hiefür  geeignet  sei.  Namentlich  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  es 
vorläufig  noch  an  den  erforderlichen  statistischen  Vorarbeiten  fehle, 
dass  die  Mitgliederbeiträge  hoch  sein  müssten,  während  die  niedrigen 
Löhne  es  dem  Arbeiter  nicht  gestatten  hohe  Beiträge  zu  zahlen,  end- 
lich dass  die  Union  jetzt  noch  das  Geld  dringender  für  ihren  Kampf 
um's  Dasein  benöthige.  —  Bei  der  darauf  folgenden  Neuwahl  des 
Exekutiv-Ausschusses  wurde  Mr.  Joseph  Arch  abermals  zum  Vorsitzen- 
den gewählt. 

Die  „Times"  (vom  30.  Mai  1873,  pag.  9)  bespricht  diese  Jahres- 
versammlung in  einem  wohlwollend  gehaltenen  Leitartikel    („The  Na- 


lOj  „Times"  vom  29.  Mai  1873,  pag.  5  :  „Agricultural  Labourers'  Conference."  — 
„Times"  vom  30.  Mai  187.3,  pag.  7:  ,, National  Agricultural  Labourers'  Conference."  — 
„The  Bee-Hive"  vom  31.  Mai  1873,  pag.  5  :   ,, National  Agricultural  Labourers'  Union." 


—    67    — 

tional  Agricultural  Labourers'  Union"),  in  welchem  sie  namentlich  die 
Frage  der  Errichtung  des  sick  fiind  erörtert.  Das  Blatt  sagt,  dass 
die  Gründung  einer  derartigen  Unterstützungskasse  den  Arbeitern  nicht 
verwehrt  werden  könne,  meint  aber,  dass  dies  eigentlich  ziemlich 
überflüssig  sei,  nachdem  die  Arbeiter  ihren  sick  fand  bereits  in  der 
Person  der  Farmers  besitzen.  Die  Arbeiter  mögen  nicht  übersehen, 
dass  sie  in  Erkrankungs-  oder  sonstigen  Nothfällen  von  den  Farmers 
regelmässig  in  liberalster  Weise  unterstützt  würden  und  dass  die  schein- 
bare Niedrigkeit  ihrer  Löhne  durch  diese  und  andere  freiwillige  Ga- 
ben der  Farmers  reichlich  kompensirt  werde.  Der  Leitartikel  ist  in 
sofern  bemerken swerth,  als  er  die  damalige  Anschauung  der  „Times" 
charakterisirt ,  welche  allerdings  ein  Jahr  später  in  ihr  direktes  Ge- 
gentheil  umschlug. 

Dass  ein  grösserer  Streik  der  ländlichen  Arbeiter  im  Jahre  1873 
nicht  zu  verzeichnen  ist,  wurde  bereits  oben  angedeutet.  Dagegen 
kam  es  wohl  mehrfach  vor,  dass  einzelne  Arbeiter  da  oder  dort  die 
Arbeit  einstellten,  sowie  dass  Einer  oder  der  Andere  wegen  gesetzwi- 
driger Bedrohung  seiner  Genossen  oder  wegen  Kontraktbruches  zu 
leichter  Freiheitsstrafe  verurtheilt  wurde  i^). 

Die  Farmers  auf  der  anderen  Seite  hatten  bekanntlich,  um  sich 
gegenüber  den  Angriffen  der  Arbeiter  zu  schützen,  bereits  im  Jahre 
1872  begonnen  sich  in  Arbeitgeber- Vereinen  zusammen  zu  schliessen. 
Auch  diese  Gegenbewegung  blieb  im  Jahre  1873  nicht  stehen.  Wie- 
derholt wird  berichtet,  dass  namentlich  in  den  vorwiegend  Ackerbau 
treibenden  östlichen  Grafschaften  von  England,  in  Norfolk,  Suflfolk, 
Essex,  Northamptonshire  u.  a.  derartige  „Farmers'  Defence  Associa- 
tions"  gebildet  wurden,  deren  Mitglieder  sich  verpflichteten,  nicht  mehr 
als  ein  festgesetztes  Lohn-Maximum  zu  bezahlen  oder  keine  Gewerk- 
vereinler  (Union  men)  als  Arbeiter  aufzunehmen,  beziehentlich  die  be- 
reits Aufgenommenen  aus  dem  Dienste  zu  entlassen  ^^). 

Schliesslich  sei  hier  noch  der  Stellung  des  englischen  Klerus  ge- 
genüber den  ländlichen  Arbeitern  gedacht.  Während  auf  dem  Konti- 
nent die  Kirche,  und  zwar  namentlich  die  katholische,  für  die  Arbeiter 
Partei  ergriff  und   augenscheinlich   bestrebt  ist  die  Leitung  der  ge- 


11)  „Times"  vom  26.  Mai  1873,  pag.  9:  „The  Farm  Labourers."  —  „Times"  vom 
12.  August  1873,  pag.  9:  „Agricultural  Intimidation." 

12)  „Times"  vom  22.  Februar  1873,  pag.  12:  „Agricultural  Labour."  —  „Times" 
vom  23.  April  1873,  pag.  5:  „Agricultural  Labour."  —  „Times"  vom  21.  Mai  1873, 
pag.  6:  ,,The  Agricultural  Labour  Question."  —  ,, Times"  vom  13.  Juni  1873,  pag.  5: 
,,The  Agricultural  Labourers." 
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sammten  Arbeiterbewegung  in  die  Hände  zu  bekommen,  um  auf  diese 
Weise  wo  möglich  die  ihr  entschwundene  Macht  wieder  zu  erlangen; 
verhielt  sich  die  englische  Kirche  —  von  einzelneu  wenigen  Ausnah- 
men abgesehen  —  dieser  Bewegung  gegenüber,  wenn  nicht  geradezu 
feindlich,  so  doch  überwiegend  indifferent.  Es  geht  dies  namentlich 
hervor  aus  den  Verhandlungen  des  Kirchenkongresses,  der  Anfangs 
Oktober  1873  in  Bath  abgehalten  wurde  ^  ^).  Bei  Erörterung  der  Frage, 
welche  Stellung  die  Kirche  gegenüber  der  Arbeiterbewegung  einzuneh- 
men habe,  sagte  beispielsweise  der  Bischof  von  Oxford  ungefähr  Fol- 
gendes: In  keinem  Zweige  der  Produktion  ist  während  der  kontinuir- 
lichen  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  der  Name 
der  Kirche  bisher  genannt  worden.  Dagegen  bildet  die  Klage  über 
den  Klerus  eine  stehende  Rubrik  unter  den  Beschwerden  der  ländli- 
chen Arbeiter,  welche  gewohnt  sind  die  Landgeistlicheu  als  ihre 
Feinde  und  Unterdrücker  hinzustellen.  In  ähnlicher  Weise  sagte  ein 
späterer  Redner,  der  bekannte  Kanonikus  Girdlestone,  er  warne  den 
englischen  Klerus  sich  der  Bewegung  der  ländlichen  Arbeiter  länger 
zu  widersetzen,  weil  sonst  die  Kirche  leicht  in  die  Lage  kommen 
könnte  ihren  Einfluss  auf  die  Kirche  zu  verlieren.  Er  (Girdlestone) 
müsse  gestehen,  dass  in  dieser  Beziehung  der  englische  Klerus  nicht 
von  jedem  Vorwurfe  freizusprechen  sei  und  dass  ein  guter  Theil  der 
Verantwortung  auf  ihn  falle. 

Dass  der  englische  Klerus  diese  seine  ablehnende  Haltung  gegen- 
über der  Bewegung  der  ländlichen  Arbeiter  aufgeben  müsse,  wurde 
allseitig  als  nothwendig  erkannt,  nirgends  aber  wurde  etwa  die  di- 
rekte Parteinahme  für  die  Arbeiter  empfohlen ;  es  wurde  lediglich  dar- 
auf hingewiesen ,  dass  der  Klerus  seiner  Mittlerrolle  gemäss  auf  beide 
Parteien  versöhnend  einwirken  solle.  So  z.  B.  sagte  der  Bischof  von 
Oxford  im  weiteren  Verfolge  seiner  vorhin  erwähnten  Rede,  dass  der 
Kirche  als  solcher  alle  Lohnstreitigkeiten  gleichgiltig  seien,  dass  sie 
kein  Interesse  daran  habe  die  Löhne  zu  heben  oder  zu  drücken,  und 
dass  man  keinem  Geistlichen  zumuthen  könne  in  Lohnstreitigkeiten 
den  Richter  zu  spielen ,  einmal  weil  die  Bestimmung  der  Lohnhöhe  zu 
den  schwierigsten  Fragen  der  Volkswirthschaft  gehört  und  man  die 
Kenntniss  der  letzteren  dem  einzelnen  Geistlichen  nicht  zumuthen 
kann;  dann  aber,  weil  dem  Priester,  selbst  wenn  er  sich  jenes  Rich- 
teramt anmassen  wollte,  alle  Gewalt  fehlt,  um  die  Unterwerfung  der 
beiden  Parteien  unter  seinen  Richterspruch  zu  zwingen.    Dagegen  kann 


13)  „Times"  vom  8.  Oktober  1873,  pag.  5:   „The  Church  Congress." 
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und  soll  die  Kirche  im  Geiste  der  Versöhnung  wirken  und  ein  freund- 
liches Verhältniss  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  anbahnen  und 
fördern.  In  demselben  Sinne  äusserte  sich  der  Bischof  Kllicot  in  einer 
am  21).  Oktober  1873  in  Stow-on-the-Wold  an  den  Klerus  seiner  Diö- 
zese gehaltenen  Ansprache  ^*).  Die  Geistlichen  —  sagte  der  Redner  — 
mögen  als  Engländer  und  als  Bürger  über  die  ländliche  Arbeiterbewe- 
gung denken  wie  sie  wollen,  als  Priester  aber  mögen  sie  jene  schöne 
Unparteilichkeit  wahren,  welche  schliesslich  die  Wiederkehr  freundli- 
cher Beziehungen  zwischen  den  Arbeitern  und  den  Arbeitgebern  eher 
ermöglicht  als  eine  irrige  Parteinahme  für  den  einen  oder  anderen 
Theil.  Dagegen  möge  der  Klerus  seinen  Einfluss  geltend  machen,  um 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  mit  einander  zu  versöhnen. 

Ist  auf  diese  Weise  die  Signatur  des  Jahres  1873  auf  dem  Ge- 
biete der  ländlichen  Arbeiterbewegung  eine  vergleichsweise  friedliche 
zu  nennen,  so  kennzeichnet  sich  dagegen  das  Jahr  1874  durch  den 
grossen  Strike  und  Lock-out  der  ländlichen  Arbeiter  in  den  östlichen 
Grafschaften  als  ein  entschieden  kriegerisches.  Schon  gleich  im  An- 
fange des  Jahres  scheint  eine  gewisse  Spannung  zwischen  den  Arbei- 
tern und  Arbeitgebern  vorhanden  gewesen  zu  sein,  und  dürfte  die  An- 
nahme nicht  unberechtigt  sein,  dass  das  Selbstgefühl  der  Arbeiter 
durch  die  von  Arch  geleiteten  Vorbereitungen  zur  Auswanderung  im 
grossen  Style  und  das  stäte  Wachsthum  der  beiden  Unions  ein  wesent- 
lich gehobenes  war,  während  die  Farmers  andererseits  im  Bewusstsein 
ihrer  Vereinigung  auf  die  Macht  der  Farmers'  Defence  Associations 
pochen  mochten. 

Als  ein  Symptom  jener  Spannung  oder  doch  als  ein  bezeichnender 
Vorbote  des  nahenden  Sturmes  darf  der  Brief  eines  Mr.  James  Caird 
„to  the  Editor  of  the  Times"  ^^)  aufgefasst  werden,  in  welchem  die 
Lage  der  Arbeiter  und  der  Farmers  einer  eingehenden  Erörterung  un- 
terzogen wird.  Es  heisst  daselbst  ungefähr:  Jeder  neue  Zensus  be- 
weist, dass  jede  Klasse  der  Bevölkerung  in  England  sich  rasch  ver- 
mehrt und  entwickelt,  nur  die  Klasse  der  ländlichen  Arbeiter  bleibt 
stabil,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  Landbevölkerung  fortwäh- 
rend Elemente  au  die  Städte  und  an  die  städtische  Industrie  abgiebt. 
Dieser  kontinuirliche  Anwachs  der  übrigen  Klassen  der  Bevölkerung 
bedeutet  eine  entsprechende  und  stätige  Steigerung  der  Nachfrage  nach 
Bodeuprodukten  und  hat  eine  namhafte  Erhöhung  der  ländlichen  Ar- 

14)  „Times"  vom  30.  Oktober  1873,  pag.  10:  „Bishop  EUicot  on  the  Agricultural 
Labour  Question." 

15)  „Times"  vom  3.  Januar  1874,  pag    4:   „The  Agricultural  Labourer." 


—     70    — 

beitslöhiie  zur  Folge  gdiabt.    Nach  den  angestellten  Berechnungen  be- 
ziffert sich  der  durchschnittliche  Wochenlohn  des  Landarbeiters: 

in  den  Jahren     1770  1850  1873 

im  Norden  von  England  mit  .    .    .    6  s.  9  d.      11  s.  6  d.      18  s. 

im  Süden  von  England  mit  ...  7  s.  6  d.  8  s.  5  d.  12  s. 
Die  weitere  Folge  dieses  gestiegenen  Arbeitslohnes  war  das  Bestreben 
der  Farmers  die  menschliche  Arbeitskraft  nach  Thunlichkeit  durch 
Maschinen  zu  ersetzen,  und  man  kann  jetzt  schon  die  Zahl  der  in 
England  in  Verwendung  stehenden  Mähemasphinen  allein  auf  rund 
40.000  Stück  veranschlagen.  Die  Verhältnisse  liegen  gegenwärtig  der- 
art, dass  der  Farmer  auf  ein  Minimum  von  disponiblen  Arbeitskräften 
beschränkt  ist  und  dass  die  geringste  Veränderung  des  gegenwärtigen 
Gleichgewichtes,  z.  B.  eine  vergleichsweise  unbedeutende  Auswande- 
rung den  ländlichen  Arbeiter  zum  Herrn  des  Arbeitsmarktes  macht. 
Will  daher  der  Farmer  sich  und  seinen  Wirthschaftsbctrieb  sichern, 
so  muss  er  den  letzteren  entsprechend  umändern  und  auf  eine  mög- 
lichst geringe  Zahl  von  Arbeitern  basiren,  und  hiefür  bieten  sich  ihm, 
abgesehen  von  der  schon  erwähnten  thunlichsten  Verwendung  arbeit- 
sparender Maschinen,  folgende  drei  Wege: 

1.  Die  Auflassung  der  kleinen  Farms  und  der  Uebergang  zum  land- 
wirthschaftlichen  Grossbetriebe,  durch  welchen  eine  vollständigere 
Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  ermöglicht  wird. 

2.  Die  allgemeine  Einführung  des  Stücklohnes  an  Stelle  des  bisher 
üblichen  Zeitlohnes.  Dadurch  würde  nicht  nur  der  Arbeiter  in 
die  Lage  gesetzt  ungefähr  25  Prozent  mehr  zu  verdienen  als  bis- 
her, sondern  es  würde  gleichzeitig  den  Farmers  in  ganz  England 
möglich  werden  etwa  100.000  ihrer  bisherigen  Arbeiter  zu  ent- 
behren. 

3.  Die  Umwandlung  der  Felder  in  Grasland  und  die  Ausdehnung 
der  Viehzucht  auf  Kosten  des  Getreidebaues.  Dies  ist  nun  zwar 
in  Folge  der  steigenden  Fleischpreise  während  der  letzten  Jahre 
in  ziemlich  ausgedehntem  Umfange  in  England  geschehen,  allein 
die  Verminderung  des  Getreidelandes  wurde  bisher  jedesmal  da- 
durch mehr  als  kompensirt,  dass  unproduktives  Land  neu  dem 
Pfluge  unterworfen  wurde,  und  erst  das  letztverflossene  Jahr  weist 
eine  effektive  Verminderung  des  Getreidelandes  um  einige  200.000 
Acres  auf.  Auch  dieses  Mittel  könnte  einige  Tausende  von  länd- 
lichen Arbeitern  entbehrlich  machen. 

Dieser  Brief  kennzeichnet   die  Lage  der  Dinge  in  der  damaligen 
Zeit  in  ganz  zutreffender  Weise,   denn  die  von  Mr.  Caird  vorgezeich- 
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neteu  Priiizipiüii  bildutüu  bei  dein  grossüu,  weiiigi!  Wochen  später  aiis- 
gcbrochencn  Strike  und  Lock-out  der  ländlichen  Arbeiter  in  der  That 
die  Richtschnur  für  die  ITiindlungsweise  der  Fanners.  Die  Prinzipien 
erwiesen  sich,  vom  Staudpunkte  der  Farmers  betrachtet,  gleichzeitig 
als  richtig,  da  sie  den  letzteren  zum  Siege  über  ihre  Arbeiter  ver- 
halfen. 

Der  Streik  begann  in  der  Umgebung  von  Newmarket  (in  Suffolk) 
zu  Ende  Februar  1874  damit,  dass  die  Mitglieder  der  Exning  and 
Alderton  Labourers'  Union,  eines  Zweigvereincs  der  National  Labou- 
rers'  Union,  von  den  Farmers  eine  Erhöhung  ihres  Lohnes  von  13  s. 
auf  14  s.  und  eine  Herabsetzung  ihrer  Arbeitsstunden  auf  54  pro  Wo- 
che forderten.  Das  bezügliche  Schreiben  (mit  all  seinen  orthographi- 
schen und  sonstigen  Fehlern)  lautete  wörtlich  ^  6): 

„Alderton,  February  22.  1874." 

„Dear  Sir  —  the  Agricultural  Labours  of  this  brauch  of  the 
„National  Agricultural  Union  in  your  employ  beg  respectfuly  to  in- 
„form  you  that  on  and  after  2  of  March  1874  they  will  require  A 
„rise  in  their  wages  of  One  Shilling  per  week  A  weeks  work  to 
„consist  of  fifty  fours  (soll  offenbar  heisseu  „fifty  four  hours")  being 
„desirous  of  retaining  good  relations  between  employer  and  em- 
„ployed  and  to  assure  you  that  no  unbecomiug  feelings  promt  us 
„to  such  A  course  we  invite  you  if  our  terms  are  not  in  accordance 
„with  your  views  to  appoint  au  early  time  to  meet  us  so  that  we 
„may  fairley  Consider  the  mater  and  arrange  our  affairs  amicably." 
„Yours  obedient  Servent" 

„The  Committee." 
Dieses  Zirkular  wurde  an  zwölf  Farmers  versendet,  und  da  diese 
keine  Miene  machten  die  geforderten  Bedingungen   zuzugestehen  und 
jenes  Schreiben  einfach  unbeantwortet  Hessen,   stellten  die  Arbeiter, 
einige  340  an  der  Zahl,  am  2.  März  1874  die  Arbeit  ein^'').    Darauf 
hin  versammelten  sich  die  Mitglieder  der  Newmarket  District  Farmers' 
Association  am  10.  März  1874  in  Newmarket  und  beschlossen   diesen 
Strike  mit  einem  Lock-out  zu  beantworten.     Im  Einzelnen  lauteten  die 
damals  gefassten  Beschlüsse,  wie  folgt: 
1.  Die  von  der  Majorität  der  heutigen  Versammlung  gefassten  Be- 
schlüsse sollen  auch  für  die  übrigen  Mitglieder  der  Association 
verbindlich  sein. 


16)  „Times"  vom  19.  August  1874,  pag.  8:  „The  Farmers  and  Labourers." 

17)  „Times"  vom  19.  August  1874,  pag.  8:  ,,The  Farmers  and  Labourers."  — 
„Times"  vom  2.  April  1874,  pag.  7 :  ,, Lock-out  of  Agricultural  Labourers."  —  „Times" 
vom  13.  April  1874,  pag.  8:  ,,Tlie  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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2.  Den  Arbeitern  soll  weder  eine  Erhöhung  des  Lohnes  noch  eine 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  zugestanden  werden. 

3.  Alle  Union  men  sind  auszusperren,  und  zwar  soll  jedem  derselben 
am  nächsten  Zahltage  Seitens  des  betreffenden  Arbeitgebers  eine 
einwochentliche  Aufkündigung  gegeben  werden  und  hat  die  Aus- 
sperrung so  lange  zu  dauern  als  die  Arbeiter  streiken  (as  the 
men  continue  on  strike). 

4.  Bis  auf  Weiteres  findet  an  jedem  Dinstage  eine  Sitzung  der  Far- 
mers' Association  statt. 

5.  Die  Beschlüsse  der  heutigen  Versammlung  sind  in  Druck  zu  le- 
gen und  jedem  Mitgliede  der  Association  werden  mehrere  Exem- 
plare hievon  übergeben,  damit  dieses  sie  seinen  Freunden  mit- 
theilen kann. 

In  Folge  dieser  Beschlüsse  wurden  die  Arbeiter,  welche  Mitglieder 
einer  Union  waren,  thatsächlich  aus  dem  Dienste  entlassen.  Die  Far- 
mers gingen  dann  noch  einen  Schritt  weiter  und  beschlossen  in  ihrer 
Zusammenkunft  vom  24.  März  1874,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  auf- 
reizenden Reden  der  Abgeordneten  der  National  Labourers'  Union  und 
die  Verfolgungen,  denen  die  Non  Union  Men  durch  die  Gewerkver- 
einler  ausgesetzt  sind,  auch  in  Zukunft  kein  Mitglied  der  Farmers' 
Association  einen  Angehörigen  irgend  einer  Union  bediensten  dürfe  ^8). 
Formell  hatten  somit  die  Arbeiter  den  Streit  begonnen,  effektiv 
aber  war  derselbe  von  langer  Hand  her  vorbereitet  und  hatten  beide 
Theile  nur  auf  eine  günstige  Gelegenheit  gewartet,  um  den  entschei- 
denden Schlag  zu  führen.  Es  geht  dies  aus  verschiedenen  kleinen  Um- 
ständen ziemlich  unzweifelhaft  hervor.  Auf  Seite  der  Arbeiter  wurde 
anfänglich  —  wie  dies  auch  in  den  Berichten  der  „Times"  wiederholt 
ausdrücklich  gesagt  wird  —  beabsichtigt  die  gewohnte  Taktik  zu  be- 
folgen, und  sollte,  um  die  Zahl  der  beschäftigungslosen  und  damit 
unterstützungsbedürftigen  Arbeiter  in  möglichst  engen  Schranken  zu 
halten,  die  Arbeit  immer  nur  bei  einzelnen  Arbeitgebern  eingestellt 
werden.  So  hofften  sie  die  Farmers  der  Reihe  nach  mürbe  zu  machen 
und  zur  Nachgiebigkeit  zu  zwingen.  Und  dass  diese  Anschauung  und 
die  Absicht  loszuschlagen,  in  der  That  in  die  grosse  Masse  der  Ar- 
beiter eingedrungen  war,  beweist  ferner  auch  der  Umstand,  dass  auch 
noch  späterhin,  als  über  die  Intentionen  der  Farmers  schon  längst 
kein  Zweifel  mehr  obwalten  konnte,  noch  im  April  und  Mai  an  den 
verschiedensten  Orten  die  Arbeiter  mit  der  Forderung  einer  Lohnerhö- 


18)  „Times"  vom  2.  April  1874,  pag.  7:  „Lock-out  of  Agricultural  Labourers. 
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hung  hervortraten.  Es  war  eben  die  ganze  grosse  Masse  der  ländli- 
chen Arbeiter  in  den  östlichen  Grafschaften  von  England  in  Gährung 
gcrathen  und  die  Spannung  Hess  sich  selbst  nach  Ausbruch  des  Streiks 
nicht  mehr  unterdrücken,  sondern  machte  sich  in  immer  neuen  klei- 
nereu oder  grösseren  Ausbrüchen  Luft. 

Auf  der  anderen  Seite  waren  aber  auch  die  Farmers  nicht  minder 
kriegslustig  und  kampfbereit.  Es  zeigt  sich  dies  darin,  dass  sie  gleich 
die  ersten  Plänkeleien  der  Arbeiter  gewissermassen  mit  einer  förmli- 
chen Geschützsalve  erwiderten  und  dass  sie  gleich  dem  ersten  kleinen 
Streik  die  allgemeine  Aussperrung  der  Arbeiter  entgegenstellten.  Ueber- 
dies  wird  schon  im  März  1874  und  wiederholt  auch  nachher  berichtet, 
dass  die  Farmers  bereits  seit  längerer  Zeit  die  Absicht  hegten  die 
Unions  gänzhch  zu  vernichten  ^'^),  und  wie  planmässig  und  vorsichtig 
sie  dabei  zu  Werke  gingen,  ist  aus  dem  Umstände  ersichtlich,  dass 
sie  die  Aussperrung  erst  eintreten  Hessen,  nachdem  ihnen  das  beson- 
ders günstige  Wetter  gestattet  hatte,  ihre  Felder  ausnahmsweise  früh 
zu  bestellen,  sie  somit  sicher  waren,  dass  sie  die  Arbeitskräfte  längere 
Zeit  hindurch  leicht  entbehren  konnten. 

Durch  das  Zusammenwirken  dieser  verschiedenen  Umstände  nahm 
der  Streit  nicht  nur  einen  sehr  hartnäckigen  Charakter,  sondern  auch 
sehr  bedeutende  Dimensionen  an.  Schon  in  einer  am  23.  März  1874 
in  Leamington  abgehaltenen  Sitzung  des  Executive  Committee  der  Na- 
tional Labourers'  Union  wurde  konstatirt,  dass  über  2000  ländliche 
Arbeiter  in  Hampshire,  Essex,  Sufifolk,  Norfolk,  Cambridgeshire,  Lin- 
colnshire,  Bedfordshire,  Warwickshire  und  Glocestershire  ausgesperrt 
seien  2**).  Um  die  Mitte  April  war  diese  Zahl  bereits  auf  nahe  an 
7000  gestiegen  2 1)  und  Anfangs  Mai  kamen  allein  neuerdings  1200 
Mann  hinzu  22).  Die  Gesammtzahl  der  beschäftigungslosen  Arbeiter 
wird  von  der  „Times"  leider  nirgends  angegeben,  wenn  man  jedoch 
berücksichtigt,  dass  neben  diesen  grossen  Ziffern  wiederholt  von  klei- 
neren Aussperrungen  und  Streiks  berichtet  wird,  so  wird  man  wohl 
kaum  fehlgreifen,  wenn  mau  die  Summe  der  feiernden  Arbeiter  auf 
rund  10.000  Mann  veranschlagt. 

19)  „Times"  vom  17.  März  1874,  pag.  10:  „The  Agricultural  Labourer." 

20)  „Times"  vom  24.  März  1874,  pag.  5:  ,,The  Labourers'  Union." 

21)  In  einer  am  16.  April  1874  in  London  abgehaltenen  Sitzung  des  London  Tra- 
des'  Council  berichtete  ein  Mr.  Rand,  „a  delegate  from  the  labourers  in  the  eastern 
counties",  dass  circa  4000  Mitglieder  der  National  Labourers'  Union  und  etwa  2700 
Mann  der  Federal  Union  ausgesperrt  seien.  ,, Times"  vom  17.  April  1874,  pag.  12: 
,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 

22)  ,, Times"  vom  2.  Mai  1874,  pag.  5  :  ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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Versucht!  den  Streit  gütlich  beizulegen  wurden  mehrere  unter- 
nommen, sie  scheiterten  jedoch  an  der  Festigkeit  der  Farmers.  Der 
Erste,  der  den  Arbeitern  zu  Hilfe  kommen  wollte,  war  der  Bischof 
von  Manchester.  In  seinem  Briefe  vom  31.  März  1874  „To  the  Editor 
of  the  Times"  2 3)  sucht  er  nachzuweisen,  dass  die  Farmers  ein  uner- 
reichbares Ziel  verfolgen,  wenn  sie  sich  einer  Lohnerhöhung  wider- 
setzen, und  motivirt  seine  Behauptung  damit,  dass  die  Löhne  im  Nor- 
den von  England  um  so  viel  höher  sind  als  im  Süden  und  dass  daher 
eine  ungleiche  Lohnhöhe  in  England  auf  die  Dauer  nicht  erhalten 
werden  könne.  Der  Herr  Bischof  führte  allerdings  nichts  weniger  als 
eine  versöhnliche  Sj)rache  und  sagt  beispielsweise  gleich  im  Eingange 
seines  Schreibens:  „Are  the  farmers  of  England  going  mad?  Are  they 
about  to  add  another  exemplification  to  the  old  adage:  „„Quos  Deus 
vult  perdere,  prius  dementat?""  Dieser  Zweifel  an  dem  gesunden 
Menschenverstände  der  Farmers  hatte  demgemäss  begreiflicher  Weise 
keine  weitere  Folge  als  eine  förmliche  Fluth  von  Protesten  Seitens  der 
Arbeitgeber,  welche  in  zahllosen  Briefen  an  den  Herausgeber  der 
„Times"  ihren  Vorgang  gegenüber  den  Arbeitern  zu  rechtfertigen  such- 
ten, aber  auch  nicht  die  leiseste  Neigung  an  den  Tag  legten  den  Er- 
mahnungen des  Herrn  Bischofs  Folge  zu  leisten. 

Nach  dem  Bischöfe  von  Manchester  unternahm  Mr.  Mundella  den 
Versuch  einen  Ausgleich  herbeizuführen.  In  seinem  Briefe  vom  10.  April 
1874  „to  the  Editor  of  the  Times"  ^i)  schlug  er  vor,  die  Arbeiter 
möchten  unter  den  bisherigen  Bedingungen  die  Arbeit  wieder  aufneh- 
men und  es  mögen  die  schwebenden  Streitfragen,  als:  Lohnhöhe,  Ar- 
beitsbedingungen, Arbeitszeit  u.  dgl.  einem  aus  einer  gleichen  Anzahl 
von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  zusammengesetzten  Einigungsamte  zur 
Austragung  vorgelegt  werden.  Sollten  die  Bemühungen  dieser  Kör- 
perschaft erfolglos  bleiben,  so  möchten  die  beiden  Streittheile  sich  auf 
irgend  eine  hervorragende  oder  hochgestellte  Persönlichkeit  als  unpar- 
teiischen Schiedsrichter  vergleichen.  Mr.  Mundella  gab  sich  damit 
einer  ziemlich  argen  Täuschung  hin.  Er  ging  augenscheinlich  von  der 
Voraussetzung  aus,  dass  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  einen  ge- 
wöhnlichen Streik  der  Arbeiter  handele,  welche  sich  gegen  einen  zu 
niedrigen  Lohn  oder  irgend  welche  andere  Arbeitsbedingungen  auf- 
lehnen ;    allein  diese  Voraussetzung  war  eine   irrige.     Formell  hatten 


23)  „Times"    vom    2.  April    1874,    pag.   7:     ,,Lock-out    of    the    Agricultural    La- 
bourers." 

24)  „Times"  vom  11.  April  1874,  pag.  5:    ,,The  Lock-out  of  the  Agricultural  La- 
bourers." 
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wohl,  wie  gezeigt,  einige  Arbeiter  die  Arbeit  eingestellt,  weil  ihnen 
die  geforderte  Lohnerhöhung  verweigert  worden  war,  im  Wesen  war 
jedoch  der  Streit  kein  Strike,  sondern  vielmehr  ein  Lock-out  der  Far- 
mers, welche  jene  ganz  unbedeutende  Arbeitseinstellung  benutzten,  um 
ihren  längst  vorbereiteten  Vernichtungskrieg  gegen  die  Union  in  Szene 
zu  setzen.  Die  „Times" '^•'')  erkannte  die  Lage  der  Dinge  weit  rich- 
tiger, wenn  sie  in  einem  Leitartikel  darauf  hinwies,  dass  es  sich  dies- 
mal weit  weniger  um  die  Frage  der  Löhne  oder  Aehnliches  handele 
als  um  das  Prinzip  der  Union.  Sie  sagt  ganz  zutreffend,  dass  die 
Farmers  unzweideutig  das  Ziel  verfolgen  die  Union  als  solche  zu  ver- 
nichten ,  wenn  sie  sich  verabredet  hatten  keine  Union  men  mehr  zu 
bcdiensten,  dass  andererseits  die  Arbeiter  einfach  ihr  gutes  Recht 
der  Vereinigung  vertheidigeu ,  und  dass  unter  solchen  Umständen  für 
einen  Schiedsrichter  absolut  kein  Raum  sei. 

Der  Vorschlag  Mundella's  blieb  demgemäss  auch  erfolglos.  Der 
Ausschuss  der  „Cambridgeshire  and  Isle  of  Ely  Agricultural  Society" 
zog  zwar  in  seiner  am  IL  April  1874  in  Cambridge  abgehaltenen 
Sitzung  den  von  Mundella  angeregten  Gedanken  in  Berathung,  er  kam 
jedoch  zu  dem  Resultate,  dass  derselbe  gegenwärtig  noch  viel  zu  ver- 
früht sei=^*^).  Am  14.  April  1874  versammelten  sich  sodann  die  Mit- 
glieder der  Newmarket  District  Farmers'  Association ,  aus  den  daselbst 
gehaltenen  Reden  ging  jedoch  deutlich  hervor,  dass  die  Farmers  nicht 
entfernt  au  ein  Schiedsgericht  dachten.  Es  wurde  vielmehr  im  Ge- 
gentheile  von  den  verschiedenen  Rednern  wiederholt  betont,  dass  man 
den  Arbeitern  eine  Lehre  geben  müsse  und  dass  überdies  der  Lock- 
out  eben  jetzt  ganz  erwünscht  ist,  weil  die  Farmers  vorläufig  sehr 
wenig  Arbeitskräfte  brauchten  und  ausserdem  gezwungen  würden  an 
Arbeitskräften  sparen  zu  lernen  =^'). 

Die  weiteren  Versöhnungsversuche  knüpften  sich  an  gewisse  Be- 
stimmungen  der   Statuten    der   Arbeitervereine.      Die   „Lincoln    and 


25)  „Times"  vom  10.  April  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  „The  Lock-out  of  Agri- 
cultural Labourers."  Nur  beiläufig  sei  hier  bemerkt ,  dass  man  Konsequenz  in  der 
„Times"  vergeblich  suchen  würde.  Am  10.  April  1874  veröffentlichte  sie  den  vorste- 
hend zitirten  Leitartikel,  in  welchem  sie  klar  nachweist,  dass  in  dem  vorliegenden 
Streite  an  Arbitration  nicht  zu  denken  sei.  Dies  hinderte  aber  gar  nicht ,  dass  vier 
Tage  später  (in  der  ,, Times  vom  14.  April  1874,  pag.  9)  ein  neuer  den  ländlichen  Ar- 
beitern gewidmeter  Leitartikel  erschien ,  in  welchem  unter  Berufung  auf  Mundella  in 
warmen  Worten  für  ein  Schiedgericht  plaidirt  wird. 

26)  „Times"  vom  13.  April  1874,  pag.  8:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 

27)  ,, Times"  vom  15.  April  1874,  pag.  12:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
—  ,, Times"  vom   16.  April   1874,  pag.  10:   „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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Neiglibouriiig  Countics  Amalganiated  Labourers'  League,  eine  der  neun 
Leagiies,  aus  denen  die  Federal  Union  zur  Zeit  zusammengesetzt  war, 
hatte  nämlicli  in  ihre  Statuten  folgende  Bestimmungen  aufgenom- 
men 2  8): 

„Der  Lohn  der  gesunden  und  kräftigen  (able-bodied)  männli- 
„chen  Arbeiter,  welche  Mitglieder  dieser  League  sind,  soll  nicht 
„weniger  als  18  s.  pro  Woche  betragen." 

„Wenn  dereinst  die  Löhne  auf  diesen  Betrag  erhöht  und  die 
„Arbeitsstunden  auf  jene  Zahl  reduzirt  sein  werden,  welche  von  der 
„nächsten  Jahresversammlung  der  Delegirten  festgesetzt  werden  wird, 
„dann  soll  Seitens  der  Arbeiter,  welche  eine  weitere  Begünstigung 
„von  ihren  Arbeitgebern  verlangen,  eine  14-tägige  Kündigung  gege- 
„ben  werden.  Bis  dahin  genügt  eine  8-tägige  Kündigung  (a  weeks 
„notice)  Seitens  der  Arbeiter,  um  einen  Streik  als  gerecht  erschei- 
„nen  zu  lassen." 

„Von  ganz  besonders  dringenden  Fällen  abgesehen,  sollen  nie 
„mehr  Arbeiter  streiken  dürfen ,  als  aus  den  Beiträgen  der  Vereins- 
„mitglieder  erhalten  werden  können  (than  can  be  supported  by  the 
„contributions  of  their  fellow-members)." 

„Die  Mitglieder  dieser  League  sollen  alle  gesetzlichen  Mittel 
„anwenden,  um  zu  verhindern,  dass  in  dem  Produktionszweige,  dem 
„sie  angehören  —  es  mag  dies  welcher  immer  sein  —  Weiber  oder 
„Kinder  beschäftigt  werden." 

„Arbeitgeber,   welche  dadurch  bekannt  sind,   dass  sie  ständig 
„oder  in  grösserem  Umfange  Weiber  und  Kinder  beschäftigen,   sol- 
„len   dem   „  „brauch -committee  in  the   district""   namhaft  gemacht 
„werden  und  dieses  hat  die  ihm  passend  erscheinenden  Schritte  zu 
„thun,  um  jenem  Unfuge  zu  steuern." 
Diese  „Rules",    welche  um  die  Mitte  April  den  Farmers  bekannt 
wurden,  erregten  das  Missfallen  der  Letzteren  im  höchsten  Grade,  und 
ganz  besonders  fühlten  sie  sich  dadurch  beunruhigt,   dass  die  Union 
eine  bloss  8-tägige  Streik-Ansage  für  genügend  erachtete.     Nicht  mit 
Unrecht  wurde  Seitens  der  Farmers  dagegen  geltend  gemacht,  dass  der 
Landwirth,  der  so  sehr  von  der  Gunst  oder  Ungunst  des  Wetters  ab- 
hängig ist,  seiner  Arbeiter  wenigstens  einigermassen  sicher  sein  müsse 
und  es  keineswegs  darauf  ankommen  lassen  könne,   dass  diese  letzte- 
ren nach  8-tägiger  Kündigung  etwa  ihn  mitten  in  der  Ernte  verlassen. 
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Freilich  war  es  lediglich  die  Lincoln  and  Xeighbouring  Counties  Amtil- 
gamated  Labour  League,  welche  jene  ominöse  Besliniuiung  in  ihre 
Statuten  aufgenommen  hatte,  die  Farmers  übersahen  dies  jedoch  oder 
wollten  absichtlich  keinen  Unterschied  machen  und  fassten  auf  einer 
grossen,  von  etwa  30U  Personen  besuchten  Versammlung  am  22.  April 
1874  in  Bury  St.  Edmunds  den  Beschluss  keinen  Union  man  zu  be- 
diensten ,  beziehentlich  alle  Union  men  aus  dem  Dienste  zu  ent- 
lassen 29). 

Von  dieser  Thatsache  ausgehend,  versuchte  zunächst  der  Sprecher 
des  Unterhauses,  Mr.  Brand,  eine  Verständigung  zwischen  beiden  Thei- 
len  anzubahnen,  indem  er  Anfangs  Mai  bei  der  Newmarket  District 
Farmers'  Defence  Association  den  Gedanken  anregte,  dass  zwischen 
den  Farmers  einerseits  und  den  leitenden  Ausschüssen  der  beiden 
Unious  andererseits  eine  entsprechende  Aenderung  derjenigen  liules 
(gleichgiltig  ob  dieser  oder  jener  Union)  vereinbart  werden  möge,  wel- 
che den  Farmers  anstössig  scheinen.  Dieser  Vorschlag  kam  in  einer 
vertraulichen  Sitzung  der  genannten  Farmers'  Association  am  5.  Mai 
1874  zur  Sprache,  er  wurde  jedoch  mit  dem  Bedeuten  abgelehnt, 
„dass  die  Association  nicht  in  der  Lage  sei,  von  den  Labourers'  Unions 
eine  Abänderung  ihrer  Statuten  zu  verlangen."  Der  Berichterstatter 
der  „Times"  fügt  hinzu,  dass  die  Farmers  sich  nicht  entschliessen 
können  mit  den  Unions  zu  unterhandeln,  weil  eben  eine  Unterhand- 
lung die  Anerkennung  der  Union  als  gleichberechtigten  Partner  invol- 
viren  würde.  Wäre  —  bemerkt  der  Berichterstatter  weiter  —  die 
Vereinigung  der  Arbeiter  lediglich  auf  die  nächste  Umgebung,  etwa 
nur  auf  wenige  Kirchspiele  beschränkt,  so  würden  die  Farmers  gar 
kein  Bedenken  tragen  mit  den  Arbeitern  zu  unterhandeln.  Allein  die 
Thatsache,  dass  die  Union  räumlich  ausgedehnt  ist,  und  der  Gedanke, 
dass  die  leitenden  Persönlichkeiten  Fremde  sind,  welche  die  lokalen 
Verhältnisse  nicht  kennen ,  aber  trotzdem  den  Arbeitern  die  Lohnhöhe 
wie  die  sonstigen  Arbeitsbedingungen  vorschreiben,  ist  den  Farmers 
geradezu  unerträglich.  Sie  sind  der  Ueberzeuguug,  dass  ein  lohnen- 
der Betrieb  der  Landwirthschaft  unter  solchen  Umständen  undurch- 
führbar wäre  3'^). 

Einen,  freilich  verhältnissmässig  wenig  bedeutenden  Erfolg  hatten 
die  verschiedenen  Ausgleichsverhandlungeu  doch  aufzuweisen,  und  zwar 
in  Lincolnshire.    Am  17.  April  1874  hatte  Mr.  Edward  Kerrison,  ein 
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den  Arbeitern  freundlich  gesinnter  grösserer  Grundbesitzer  der  dortigen 
Gegend,  ein  Schreiben  „to  the  Editor  of  the  Times"  gerichtet,  in  wel- 
chem er  einerseits  warm  für  das  Recht  der  Arbeiter  zur  Vereinigung 
eintrat,  andererseits  aber  die  vorhin  erwähnten  „Rules"  der  Lincoln 
Labour  League  als  unbedingt  verwerflich  bezeichnete.  Er  wies  darauf 
hin,  dass  der  Landwirth  in  der  That  nicht  bestehen  könne,  wenn  er 
fortwährend  gewärtigen  müsse,  dass  ihn  die  Arbeiter  nach  einer  bloss 
8-tägigen  Kündigung  verlassen,  und  rieth  der  League  statt  der  8-tägi- 
gen  eine  mindestens  einmonatliche  Kündigungsfrist  in  ihren  Statuten 
festzusetzen.  Ausserdem  berief  Mr.  Edward  Kerrison  seine  Pächter  in 
Lincolnshire  und  bewog  sie,  nicht  nur  die  Union  anzuerkennen,  son- 
dern mit  den  Arbeitern  in  Unterhandlungen  zu  treten,  wenn  dieselben 
geneigt  sein  sollten  die  öfter  erwähnten  Rules  zu  modifiziren  ^i). 

Der  Vorschlag  des  Mr.  Kerrison  fand  bei  der  Lincolnshire  Labour 
League  günstige  Aufnahme  und  dieselbe  erklärte  sich  gern  bereit  ihre 
Rules  in  der  angedeuteten  Weise  abzuändern.  In  Folge  dessen  veran- 
stalteten die  Herren  Samuel  Morley,  M.P.,  George  Dixon,  M.P.,  Macdo- 
nald, M.P.,  und  Thomas  Hughes  am  6.  Mai  1874  eine  private  Konferenz, 
in  welcher  sie  Namens  der  Arbeiter  mit  einer  Deputation  der  Farmers 
aus  Lincolnshire  die  Angelegenheit  besprachen  und  in  der  That  eine 
Vereinbarung  erzielten  ^  2).  Die  hier  erzielten  Ausgleichs-Punktationen 
wurden  sodann  an  die  betreffenden  drei  Korporationen  geleitet,  welche 
hierüber  nachstehende  Beschlüsse  fassten: 

1.  Die  National  Agricultural  Labourers'  Union  in  Leamington  be- 
schloss  am  18.  Mai  1874: 

a.  Diejenigen  ihrer  Mitglieder  in  Lincolnshire,  welche  wegen  einer 
verweigerten  Lohnerhöhung  von  3  s.  wöchentlich  die  Arbeit  ein- 
gestellt hatten,  nehmen  dieselbe  unter  den  früheren  Bedingungen 
wieder  auf. 

b.  An  die  Farmers'  Association  ist  ein  Exemplar  der  Verbandssta- 
tuten zu  übersenden,  um  zu  beweisen,  dass  die  vielfach  angefein- 
deten „Rules"  in  denselben  nicht  enthalten  sind. 

c.  Die  Union  empfiehlt  die  Errichtung  eines  aus  Arbeitern  und  Ar- 
beitgebern zusammengesetzten  Einigungsamtes,  welchem  alle  beab- 
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sichtigten  Veränderungen  der  Löline  und  sonstigen  Arbeitsbedin- 
gungen zur  endgiltigen  Entscheidung  vorzulegen  sind. 

2,  Die  Lincoh]shire  Labour  licague  in  Lincohi  ihrerseits  beschloss, 
und  zwar  gleichfalls  am  18.  Mai  1874: 

a.  Die  angefochtenen  „Rules",  und  zwar: 

dass  die  Löhne  der  Arbeiter  mindestens  18  s.  pro  Woche  be- 
tragen sollen, 
dass  eine  8-tägige  Streik- Ansage  als  genügend  gilt,  endlich 
dass   die  Streiks   immer   nur  gegen   einzelne  Arbeitgeber   ge- 
richtet sein  sollen  — 
werden  ausser  Kraft  gesetzt,   dagegen  sollen   die  Arbeiter  ver- 
pflichtet   sein    eine   8-tägige,   einmonatliche    oder   dreimonatliche 
Kündigung   zu   geben,   je  nachdem   im   einzelneu   Orte   die  Ar- 
beitskontrakte einwochentliche,  einmonatliche  oder  dreimonatliche 
sind. 

b.  Die  streikenden  Mitglieder  der  League  werden  angewiesen  die  Ar- 
beit unter  den  früheren  Bedingungen  wieder  aufzunehmen. 

3.  Die  Lincolushire  Farmers'  Association  in  Lincoln  endlich  be- 
schloss am  20.  Mai  1874,  dass  der  Lock- out  zurückgezogen  wird  und 
die  ausgesperrten  Arbeiter  Montag  den  23.  Mai  die  Arbeit  wieder  auf- 
nehmen können.  Die  Errichtung  eines  Einigungsamtes  wurde  .als  ein 
der  Berücksichtigung  würdiger  Gedanke  erkannt,  doch  erklärte  die 
Association  gegenwärtig  noch  nicht  darauf  eingehen  zu  können  ^^). 

Damit  war  der  Streit  in  Lincolnshire  thatsächlich  beendigt.  Die 
„Times"  bemerkt  hiezu^^)^  die  versöhnliche  Stimmung  in  Lincolnshire 
erkläre  sich  vorwiegend  aus  dem  Umstände,  dass  die  dortigen  länd- 
lichen Arbeiter  zu  den  besser  gezahlten  Arbeitern  in  England  gehören. 
In  Folge  dessen  herrschte  unter  den  Arbeitern  daselbst  seit  jeher  ein 
gewisser  Unabhängigkeitssiun  und  die  Farmers  waren  daran  gewöhnt, 
dass  ihre  Leute  Behufs  Verbesserung  ihrer  Lage  gemeinschaftlich  vor- 
gingen. 

Ermuthigt  durch  diesen  Erfolg  versuchten  die  Herren  Morley  und 
Dixon  den  Streit  auf  derselben  Grundlage  in  Essex  und  Suftblk  bei- 
zulegen, allein  hier  scheiterten  ihre  Bemühungen  an  dem  Widerstre- 
ben der  Farmers.  Die  Newmarket  District  Farmers'  Association  er- 
klärte in  ihrer  Sitzung  vom  26.  Mai  1874  einstimmig,  dass  sie  den 
Lock-out  nicht  aufheben,  sondern  fortsetzen  wolle.    Motivirt  wurde  der 
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Beschluss  damit,  dass  die  Farmers  der  dortigen  Gegend  ihren  Wirth- 
schaftsbetrieb  den  geänderten  Verhältnissen  angepasst  haben,  dass 
sie  landNvirthschaftliche  Maschinen  angeschafft  haben,  die  es  ihnen  er- 
möglichen mit  viel  weniger  Arbeitskräften  ihr  Auskommen  zu  finden, 
und  dass  dieser  Betrieb  überdies  viel  billiger  sei.  Ein  gleicher  Be- 
schluss wurde  am  27.  Mai  1874  von  der  West  Suffolk  Farmers'  De- 
fence  Association  in  Bury  St.  Edmunds  gefasst^^). 

Ungeachtet  dieser  ablehnenden  Beschlüsse  machte  sich  zu  jener 
Zeit  unter  den  Farmers  zum  Theile  eine  etwas  versöhnlichere  Stim- 
mung bemerkbar.  Am  6.  Juni  1874  hielt  die  West  Suffolk  Farmers' 
Defence  Association  eine  neuerliche  Sitzung,  zu  welcher  zahlreiche 
Farmers  aus  Cambridgeshire ,  Norfolk,  North  Essex  und  Huntingdon- 
shire  erschienen  waren,  um  die  Frage  des  Ausgleiches  abermals  in 
Erwägung  zu  ziehen.  Es  scheint,  dass  die  einsichtigeren  und  gemäs- 
sigteren  Elemente  unter  den  Farmers  die  Gelegenheit  benutzen  woll- 
ten, um  der  Majorität  ihrer  Kollegen  aus  der  Sackgasse  heraus  zu 
helfen,  in  welche  sie  sich  durch  ihre  Leidenschaftlichkeit  verrannt 
hatten.  Die  Farmers  hatten  nämlich  durch  ihre  früher  wiederholt  in 
unzweideutiger  Weise  ausgesprochene  Absicht,  dass  sie  die  Union  un- 
ter keinen  Umständen  anerkennen,  sondern  dieselbe  geradezu  vernich- 
ten wollten,  ziemlich  die  gesammte  öffentliche  Meinung  in  England 
gegen  sich  herausgefordert.  Auf  zahlreichen  Meetings,  an  denen  na- 
mentlich auch  Personen  aus  den  sogenannten  besseren  Ständen  Theil 
nahmen,  und  ganz  besonders  von  der  „Times"  wurde  den  Farmers  bei 
jeder  Gelegenheit  vorgehalten,  dass  ihr  Vorgang  ein  ungerechter  sei, 
weil  sie  dem  Arbeiter  das  natürliche  und  durch  das  Gesetz  einge- 
räumte Recht  zur  Vereinigung  streitig  machen  wollten.  Um  aus  die- 
ser schiefen  Position  herauszukommen  und  sich  vor  der  öffentlichen 
Meinung,  einigermassen  zu  rechtfertigen ,  war  von  dem  Exekutiv-Aus- 
schusse  der  Association  eine  sehr  vorsichtig  abgefasste  Resolution  vor- 
bereitet und  der  Versammlung  vorgelegt  worden,  in  welcher  es  hiess, 
dass  die  Association  die  beiden  Arbeiter-Unious  in  so  lange  nicht  an- 
erkennen und  mit  ihnen  in  keine  Unterhandlung  treten  könne,  als  die- 
selben ihre  gegenwärtige  Verfassung  beibehalten.  Damit  sollte  also 
angedeutet  werden,  dass  die  Association,  auch  wenn  sie  mit  den  bei- 
den bestehenden  Unions  nichts  zu  thun  haben  wolle,  doch  das  Prinzip 
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der  Union  nicht  verwerfen,  sondern  das  Recht  der  Arbeiter,  sich  zu 
vereinigen,  anerkennen  wolle. 

In  den  Verhandlungen  wurde  dies  zun»  l'eberfiusse  auch  ausdrück- 
lich ausgesprochen.  Alle  Iledner  machten  ihrer  Entrüstung  gegen  die 
„bestehenden"  I'nions,  gegen  die  aufreizenden  Reden  der  „paid  agi- 
tators"  und  des  Arbeiterblattes  „The  Labours'  Chronicle"  in  kräftigen 
AVorten  Luft,  und  Alle  waren  darin  einig,  dass  mit  den  bestehenden 
IJnions,  namentlich  weil  und  in  so  lange  sie  von  „strangers"  geleitet 
würden,  absolut  nicht  verhandelt  werden  könne.  Dagegen  wurde  wie- 
derholt hervorgehüben,  dass  die  Farmers  gar  nichts  einzuwenden  hat- 
ten, wenn  sich  die  Arbeiter  zu  vernünftigen  und  gemässigten  Unions 
zusammenthun  wollten.  Einer  der  Redner  entwarf  auch  ein  Bild  einer 
derartigen  vernünftigen  oder  gemässigten  Union.  Zunächst  müssten 
die  Arbeiter  die  „Delegates"  über  Bord  werfen,  dann  dürften  sie  den 
„Labourers'  Chronicle"  nicht  unterstützen,  weiter  müssten  die  Bestim- 
mungen über  etwaige  Arbeitseinstellungen  modifizirt  werden ,  die  Ar- 
beiter müssten  ferner  sich  entschliessen  jedesmal  direkt  mit  den  Ar- 
beitgebern zu  unterhandeln  und  dürften  keine  Intervention  dritter 
Personen  dulden,  sie  müssten  endlich  sich  verpflichten,  dass  niemals 
zwischen  dem  1.  Juni  und  letzten  September  die  Arbeit  eingestellt 
werde.  Gegen  derartige  Unions  —  meinte  der  Redner  —  würden  we- 
der er  noch  seine  Kollegen  irgend  Etwas  einzuwenden  haben.  Schliess- 
lich wurde  die  oben  mitgetheilte  Resolution  einstimmig  angenommen  3*^). 
—  Waren  diese  Reden  darauf  berechnet  die  halsstarrigen  Elemente 
unter  den  Farmers  wirklich  zu  bekehren,  oder  sollten  sie  lediglich 
dem  Publikum  Sand  in  die  Augen  streuen  und  ihm  glauben  machen, 
dass  der  bisherige  Kampf  der  Farmer  nicht  dem  Prinzip  der  Verei- 
nigung als  solcher,  sondern  lediglich  den  „bestehenden"  Unions  galt; 
in  beiden  Fällen  war  das  Auskunftsmittel  ziemlich  plump  gewählt  und 
wenig  geeignet  dem  Fernstehenden  einen  besonderen  Respekt  vor  der 
Intelligenz  und  dem  Bildungsgrade  der  Pächter  in  den  östlichen  Graf- 
schaften einzuflössen. 

Ein  gleiches  Meeting  wurde  von  der  Norfolk  Farmers'  Labour  De- 
fence  Association  am  20.  Juni  1874  in  Norwich  abgehalten.  Auch  hier 
wieder  wurde  betont,  dass  die  Farmers  nicht  das  Recht  der  Arbeiter, 
sich  zu  vereinigen,  sondern  lediglich  die  gegenwärtigen  Unions  bekäm- 
pfen. Ein  Mr.  Read,  Parlamentsmitglied,  verstieg  sich  sogar  zu  der 
Behauptung,   dass  die  bestehenden  Unions   eine  Organisation   seien, 
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welche,  konsequent  durchgeführt,  sich  ebenso  unerträglich  und  tyran- 
nisch erweisen  würde  wie  seiner  Zeit  die  berüchtigte  Sternkammer  oder 
das  Inquisitions-Tribunal.  Bemerkeuswerth  ist  die  förmliche  Furcht 
vor  der  ötientlichen  Meinung,  welche  die  Farmers  hier  wie  in  New- 
niarket  an  den  Tag  legten.  Alle  Redner  wetteiferten  hervorzuheben, 
dass  sie  das  Recht  der  men  to  combine  anerkennen  und  dass  die  Far- 
mers jeden  Schritt  vermeiden  müssten,  welcher  geeignet  wäre  die  öf- 
fentliche Meinung  gegen  sie  aufzubringen.  Geradezu  köstlich  ist  ein 
Argument,  das  der  Vorsitzende  der  Versammlung,  Lord  Walsingham 
—  offenbar  ein  grosser  Kenner  der  Arbeiterbewegung  —  ins  Treffen 
führte.  Er  sagte:  die  ünions  der  Arbeiter  bestehen  nicht  durch  die 
Beiträge  ihrer  Mitglieder,  sondern  lediglich  durch  die  Sympathien  und 
Unterstützungen  des  Publikums.  Diese  letzteren  aber  wenden  sich 
den  Arbeitern  nur  aus  dem  Grunde  zu,  weil  das  Publikum  glaube, 
„that  the  farmers  denied  the  right  of  the  men  to  combine"  ^'j.  Trotz 
alledem  aber  beschlossen  die  Farmers  in  Xorwich,  ebenso  wie  ihre 
Kollegen  in  Newmarket,  den  Lock-out  fortzusetzen. 

Allmählich  kam  die  Zeit  der  Ernte  heran,  auf  welche  die  Arbei- 
ter ihre  Siegeshoffuungen  gebaut  hatten,  allein  auch  hier  harrte  ihrer 
eine  bittere  Enttäuschung.  Schon  um  die  Mitte  Juni,  zur  Zeit  der 
Hopfen-  und  der  Heuernte,  hatten  die  entlassenen  Arbeiter  gehofft, 
dass  die  Fanuers  gezwungen  sein  würden  sie  wieder  aufzunehmen,  die 
Letzteren  aber  wussten  sich  anderweitig  zu  behelfen.  Der  Berichter- 
statter der  „Times"  theilt  nämlich  mit,  dass  beides ,  die  Hopfen-  wie 
die  Heuernte  in  den  östlichen  Grafschaften  regelmässig  als  ein  förm- 
liches Volksfest  gefeiert  werde,  dass  die  Einwohner  der  Städte  regel- 
mässig in  ganzen  Schaaren  auf  das  Land  pilgern ,  um  bei  fröhlicher 
und  leichter  Arbeit  theils  ein  Paar  Tage  im  Freien  zu  verleben,  theils 
auch  etwas  Geld  zu  verdienen.  Das  hatten  die  Arbeiter  übersehen 
und  überdies  hatten  die  Farmer  zum  Schneiden  des  Grases  Mähema- 
schinen verwendet,  so  dass  dieselben  der  Xothwendigkeit  enthoben 
waren  auf  ihre  ehemaligen  Arbeiter  zurückzugreifen  ^^j. 

Nicht  besser  erging  es  den  Arbeitern  bei  der  Getreideernte  im 
Juli.  Die  Farmers  hatten  sich  beinahe  durchgehends  mit  Mähema- 
schinen versehen  und  überdies  waren  ihnen  einige  Arbeiter,  die  non 
Union  men,  treu  geblieben.  So  war  für  die  Hauptarbeit,  das  Schnei- 
den des  Getreides,  welches  geübte  Arbeitskräfte  erfordert,  im  "Wesen 

37)  „Times"  vom  22.  Juni  1874,    pag.  9:     ,,Mr.  Read,    M.P.,    and  the  Labourers" 
Union."  —  , .Times"  vom  23.  Juni  1874,  pag.  10:    ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers.*' 
38j   „Times"  vom  27.  Juni  1874,  pag.  11 :  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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vorgesorgt  und  für  die  übrigen  Beschäftigungen  konnten  die  Farmers 
sich  mit  ungelernten  Arbeitern,  mit  Weibern,  Kindern  und  städtischen 
Arbeitern,  die  sich  in  genügender  Zahl  anboten,  leicht  beludfeii. 
Hin  und  wieder  kam  es  wohl  voi-,  dass  die  ausgesperrten  Arbeiter 
von  den  kleineren  Farmers,  die  niclit  zur  Dcfence  Association  gtihör- 
ten,  für  die  Ernte  engagirt  wurden,  in  einzelnen  Fidlen  wurden  sie 
auch  wohl  von  ihren  früheren  Dienstherren  wieder  aufgenommen,  das 
Gros  der  Arbeiter  aber  blieb  nach  wie  vor  beschäftigungslos^'-').  Die 
Farmers  hatten  sich  in  der  That  die  Lehren  zu  Nutzen  gemacht,  die 
ihnen  am  Anfange  des  Jahres  Mr.  Caird  in  seinem  oben  erwähnten 
Briefe  „to  the  Editor  of  the  Times"  ertheilt  hatte.  Sie  hatten  ihren 
Wirthschaftsbetrieb  entsprechend  umgeändert  und  vorwiegend  auf  die 
Verwendung  von  Maschinen  basirt  und  waren  dadurch  thatsächlich  in 
den  Stand  gesetzt  einen  grossen  Theil  ihrer  früheren  Arbeitskräfte  zu 
entbehren  und  dieselben  sogar  da  zurückzuweisen,  wo  sie  sich  ilinen 
zur  Ernte  bedingungslos  anboten.  Die  Unions  wollten  nämlich  nicht 
den  Vorwurf  auf  sich  laden ,  dass  die  Arbeiter  in  ihrem  Kampfe  für 
die  eigenen  Interessen  rücksichtslos  die  ganze  Volkswirthschaft  schä- 
digen und  das  Getreide  auf  dem  Felde  verderben  lassen,  gleichzeitig 
aber  wollten  sie  ihren  Mitgliedern  doch  auch  den  namhaften  Verdienst 
während  der  Ernte  sichern.  Sie  beauftragten  daher  ihre  Angehörigen, 
dass  sie  —  wie  wenn  sie  Fremde  wären  —  unabhängig  von  dem  schwe- 
benden Streite  zur  Ernte  den  Farmers  ihre  Dienste  anbieten.  Dies 
geschah  auch,  die  Arbeiter  wurden  aber  fast  durchgehends  zurückge- 
wiesen, indem  ihnen  bedeutet  wurde,  dass  man  sie  nicht  brauche  und 
dass  der  Bedarf  an  Arbeitskräften  bereits  anderweitig  gedeckt  sei**'). 
In  einzelnen  Fällen  geschah  allerdings  das  gerade  Gegentheil  hievon. 
So  w'ollte  in  Exning  ein  Farmer,  Namens  Sabin,  seinen  früheren  Ar- 
beitern einen  kleinen  Verdienst  zukommen  lassen  und  bot  ihnen  an 
sie  für  die  Ernte  zu  engagiren.  Die  Arbeiter  jedoch,  in  dem  Wahne, 
dass  ihr  ehemaliger  Arbeitgeber  nun  zur  bedingungslosen  Kapitulation 
gezwungen  sei,  forderten,  dass  er  vorher  alle  seine  non  Union  men 
entlassen  solle.  Natürlich  weigerte  sich  Mr.  Sabin  seine  treu  geblie- 
benen Arbeiter  davon  zu  jagen  und  der  ganze  Handel  zerschlug 
sich  *  1). 


39)  „Times"  vom  11.  Juni  1874,  pag.  12:  „The  Lock-out  of  Farm  Laboiirers."  — 
„Times"  vom  24.  Juli  1874,  pag.  10:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  ,, Times" 
vom   28.  Juli   1874,  p:vg.   8:   „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 

40)  ,, Times"   vom   11.  Juli   1874,  pag.  12:   „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 

41)  ,, Times"   vom  30.  Juli  1874,   pag.  10:   ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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Durch  diese  Weigerung  der  Farmers  ihre  ehemaligen  Leute  wie- 
der in  den  Dienst  zu  nehmen,  wurde  es  den  Arbeitern  allmählich  klar, 
dass  sie  nunmehr  definitiv  entlassen  seien ,  mit  anderen  Worten ,  dass 
der  Strike  und  Lock-out  taktisch  beendigt  war.  Gegenüber  dieser 
Thatsache  blieb  den  beiden  Unions  nichts  Anderes  übrig,  als  die  Been- 
digung des  Streites  auch  formell  auszusprechen.  Das  Executive  Cora- 
mittee  der  National  Labourers'  Union  erklärte  dem  zu  Folge  in  seinen 
Sitzungen  am  27.  Juli  und  3.  August  1874  in  Leamington,  dass  der 
ursprüngliche  Lock-out  der  Arbeiter  gegenwärtig  eine  wesentlich  ver- 
änderte Gestalt  angenommen  habe,  indem  die  temporäre  Aussperrung 
der  Arbeiter  in  eine  gänzliche  Entlassung  übergegangen  ist.  Da  nun 
die  Union  die  beschäftigungslosen  Arbeiter  nicht  auf  die  Dauer  im 
Müssiggange  erhalten  kann,  so  bleibt  für  die  Letzteren  keine  andere 
Wahl,  als  entweder  mit  Hilfe  der  Union  auszuwandern,  oder  aber  sich 
irgend  eine  beliebige  Beschäftigung  zu  suchen  ^^).  Ein  ähnlicher  Be- 
schluss  wurde  am  29.  Juli  von  dem  Executive  Committee  der  Federal 
Labourers'  Union  in  London  gefasst.  Auch  dieses  erklärte,  dass  der 
Streit  nunmehr  als  beendigt  angesehen  werden  müsse,  dass  der  Exe- 
kutiv-Ausschuss  seinen  Angehörigen  bei  dem  Suchen  anderweitiger  Be- 
schäftigung behilflich  sein  werde,  dass  aber  die  Unterstützungen  an 
die  feiernden  Arbeiter  nicht  mehr  weiter  gezahlt  werden  können  ^3)_ 

Diese  Beschlüsse  der  beiderseitigen  Zentral-Ausschüsse  wurden  so- 
dann den  Arbeitern  mittels  Zirkulars  oder  durch  die  Sekretäre  der 
einzelnen  Ortsvereine  mitgetheilt  und  erregten  begreiflicher  Weise 
überall  die  grösste  Niedergeschlagenheit.  Die  Enttäuschung  war  eine 
um  so  grössere,  als  unter  den  Arbeitern  vielfach  der  Glaube  verbreitet 
war,  theils  dass  sie  nun  gar  nichts  mehr  zu  arbeiten  brauchten,  weil 
sie  bis  an  ihr  Lebensende  von  der  Union  erhalten  würden,  theils  dass 
die  Unions  den  Grund  und  Boden  unter  die  Arbeiter  als  Eigenthum 
vertheilen  würden  *  ^). 

Die  „Times"  bespricht  diese  Angelegenheit  in  einem  Leitartikel*^), 
in  welchem  sie  namentlich  auch  die  Gründe  erörtert,  welche  den  Far- 

42)  „Times"  vom  28.  Juli  1874,  pag.  8:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  — 
,, Times"  vom  4.  August  1874,  pag.  12  :  ,,Tlie  Agricultural  Labourers."  —  ,, Times"  vom 
6.  August  1874,  pag.  10:   ,,The  Loclc-out  of  Farm  Labourers." 

43)  ,, Times"  vom  30.  Juli   1874,   pag.   9  :   ,, Agricultural  Labourers." 
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mers  zum  Siege  verholfen  haben.  Sie  sagt:  Die  östlichen  Giiifschat'- 
ten  sind  ein  vorwiegend  Ackerbau  treibender  Distrikt,  die  Bevölkerung 
ist  deragemäss  dort  viel  stabiler  geblieben  als  in  anderen  Gegenden 
von  England  und  dies  mochte  die  Union  zu  dem  Glauben  verleitet 
haben,  dass  es  an  Arbeitskräften  fehle,  und  dass  daher  die  Farmers 
gezwungen  sein  würden  nachzugeben.  Die  Union  hat  jedoch  lunes 
übersehen.  Gerade  in  diesen  vorwiegend  Ackerbau  treibenden  Bezir- 
ken wurde  bisher  an  Arbeitskräften  wenig  gespart.  Um  nämlich  zu 
verhindern ,  dass  die  unbeschäftigten  Arbeiter  der  Armenkasse  zur 
Last  fallen,  um  also  ihre  Armensteuer  nicht  zu  hoch  anwachsen  zu 
lassen,  pflegten  die  Farmers  mehr  Arbeiter  zu  beschäftigen  als  eigent- 
lich nothwendig  war.  Während  des  Streiks  jedoch  versahen  sich  die 
Farmers  mit  laudwirthschaftlichen  Maschinen,  so  dass  sie  mit  den 
ihnen  treu  gebliebenen  non  Union  meu  die  erforderliche  Arbeit  zur 
Noth  vollführen  konnten.  Hiezu  kam  ein  fernerer  Umstand,  auf  den 
zahlreichen  Meetings  der  Arbeiter  wurden  die  Lohn-  und  sonstigen 
Verhältnisse  derselben,  sowie  der  Bedarf  der  Farmers  au  Arbeitskräf- 
ten sehr  eingehend  besprochen  und  wurden  diese  Verhandlungen  selbst- 
verständlich durch  die  Journale  veröffentlicht.  Da  nun  heute  auch 
der  Aermste  Zeitungen  liest  und  die  Eisenbahnen  das  Reisen  so  sehr 
erleichtern,  so  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  viele  Leute,  denen  es 
noch  schlechter  geht  als  den  ländlichen  Arbeitern,  herbei  kamen  und 
den  Farmers  ihre  Dienste  anboten,  und  dass  sie  um  so  leichter  ange- 
nommen werden  konnten,  als  die  Maschinen  auch  die  Verwendung  un- 
geübter (unskilled)  Arbeiter  gestatten. 

Eine  der  Hauptaufgaben  der  Unions  gleich  bei  Ausbruch  des 
Streites  war  selbstverständlich  die  Beschaffung  der  Geldmittel.  Die 
Unterstützung  der  feiernden  Arbeiter  wurde  gleich  anfänglich  mit  9  s. 
pro  Kopf  und  ^Yoche  festgesetzt  und  die  ganze  Zeit  hindurch  auch 
gezahlt.  Die  verheiratheten  Arbeiter  erhielten  je  nach  der  Anzahl 
ihrer  Kinder  eine  Kleinigkeit  darüber.  Der  weitaus  grösste  Theil  der 
eingegangenen  und  verausgabten  Gelder  entfiel  auf  die  National  La- 
bourers'  Union,  da  die  Aussperrung  vorwiegend  ihre  Mitglieder  betraf. 
Ein  genauer  Ausweis  über  die  Kassengebahrung  wird  von  der  „Times" 
leider  nicht  mitgetheilt,  doch  wird  angegeben,  dass  die  National  Agri- 
cultural  Labourers"  Union  während  der  Dauer  des  Streites  in  runder 
Summe  20.000  Pf.  St.  eingenommen  und  ziemlich  den  ganzen  Betrag 
—  und  zwar  vorwiegend  zur  Unterstützung  der  Feiernden  und  theil- 
weise  zur  Förderung  der  Auswanderung  —  wieder  verausgabt  habe^^). 

46)  „Times"  vom  4.  August  1874,    pag.  11:    „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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Die  Sunimon,  welche  von  der  Uiiioii  wöchentlich  zur  Unterstützung 
der  beschäftigungslosen  Arbeiter  flüssig  gemacht  wurden,  waren  in  der 
That  nicht  gering.  Sie  betrugen  zu  Ende  März,  und  Anfangs  April 
700  bis  800  L. ,  stiegen  in  der  Mitte  April  auf  1600  L.  und  betrugen 
noch  Anfangs  Juni  1300  L.  pro  Woche,  und  verminderten  sich  erst 
von  da  ab  in  dem  Masse,  als  die  Zahl  der  unterstützungsbedürftigen 
Arbeiter  durch  Auswanderung  oder  sonst  zusammenschmolz"^^).  Noch 
ungenauer  sind  die  Angaben  über  die  Kassagebahrung  der  Federal 
Labourers'  Union.  Am  9.  Oktober  versammelte  sich  das  General  and 
Executive  Council  derselben  in  London'*^),  um  die  Rechnungen  abzu- 
schliessen,  und  bei  dieser  Gelegenheit  wurde  konstatirt,  dass  das  Com- 
mittee  während  der  16  Wochen  des  Streites  2733  L.  19  s.  11 V2  ^' 
empfangen  und  hievon  2293  L.  19  s.  2^/3  d.  zur  Unterstützung  der 
feiernden  Arbeiter  verausgabt  hatte.  Freilich  darf  hier  nicht  über- 
sehen werden  —  und  dies  wurde  auch  in  der  erwähnten  Sitzung  aus- 
drücklich bemerkt  — ,  dass  dies  lediglich  die  Gelder  waren,  welche 
bei  dem  Zentral-Ausschusse  in  London  eingingen.  Die  Verfassung  die- 
ser Union  ist  bekanntlich  eine  föderative  und  jede  der  ihr  angehöri- 
gen  Leagues  hat   ihre   eigene  Kassenverwaltung.     Demgemäss   hatte 


Der  Berichterstatter  der  ,, Times''  fügt  an  dieser  SteUe  liiuzii,  dass  die  Union  bei  der 
liewiUigung  der  Unterstützungen  an  einzelne  Arbeiter  in  mehr  als  koulanter  Weise  ver- 
fuhr ,  und  dass  ihm  ziemlich  viele  Fälle  bekannt  wurden ,  in  welchen  Arbeiter  lediglich 
aus  Trägheit  und  Arbeitsscheu  der  Union  beitraten ,  weil  sie  wussten ,  dass  sie  sodann 
vom  Farmer  entlassen  und  von  der  Union  unterstützt  würden.  Als  ein  Beispiel  statt 
vieler  theilt  der  Berichterstatter  folgende  Szene  mit ,  die  sich  zwischen  einem  Farmer 
und  einem  seiner  Arbeiter  (Namens  John)  abspielte : 

John:     ,,Hcrr,  ich  möchte  der  Union  beitreten." 

Farmer :  „Das  thut  mir  leid  zu  hören ,  John  ,  denn  Ihr  wisst ,  dass  Ihr  in  diesem 
Falle  meinen  Dienst  verlassen  müsst  " 

John:  ,,Ja,  Herr,  aber  ich  möchte  der  Union  nur  für  14  Tage  beitreten,  und 
wenn  Sie  mich  nachher  wieder  zurücknehmen  wollen ,  so  können  Sie  dann  ohne  Wei- 
teres meine  Mitgliedskarte  verbrennen." 

Farmer:     „Was  wollt  Ihr  denn  damit,  John?" 

John  (sich  verlegen  am  Kopfe  kratzend) :  ,,Ja ,  Herr ,  ich  habe  eine  Schwester  in 
London,  die  ich  gern  besuchen  möchte.  Gehe  ich  einfach  nach  London,  so  werden  Sie 
mir  in  der  Zwischenzeit  nichts  zahlen  und  ich  verliere  meinen  Lohn  für  14  Tage.  Trete 
ich  aber  der  Union  bei,  so  kostet  mich  das  höchstens  einen  Sixpence,  aber  ich  bin  dann 
ein  locked-out  mau  und  erhalte  9  s.   pro  Woche." 

47)  ,, Times"  vom  6.  April  1874,  pag.  8:  ,,The  Agricultural  Labourers  Loek-out." 
—  ,, Times"  vom  14.  April  1874,  pag.  10:  ,,The  Lock-out  of  the  Farm  Labourers."  — 
,, Times"  vom  21.  April  1874,  pag  9:  ,,The  Agricultural  Labourers."  —  ,, Times"  vom 
2.  Juni   1874,  pag.  1  1  :   ,,The  National  Agricultural  T^abourers'   Union." 

48)  ,, Times"   vom   10.   Okto])er    1874,  pag.  12:   ,, Agricultural  Labourers." 
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denn  iiuch  die  durch  den  Streit  betroft'ene  Linculnshire  Labuurers' 
Lcaj-ue  ihre  besonderen  Einnahmen  und  Ausgaben.  So  viel  aber  steht 
jedenfalls  fest,  dass  die  Federal  l'nion  viel  weniger  Mitglieder  im 
Kampfe  hatte  und  dass  daher  ihre  Kassenbewegung  viel  weniger  um- 
fangreich war  als  die  der  National  Union. 

Der  ^Yeitaus  grössere  Theil  dieser  zur  Unterstützung  der  Arbeiter 
verausgabten  Gelder  wurde  nicht  aus  dem  eigenen  Vermögen  der  Unious 
oder  aus  den  Beisteuern  ihrer  Mitglieder  entnommen,  sondern  floss 
von  Aussen  ein.  Namentlich  waren  es  die  übrigen  Gewerkvereine, 
welche  den  Unions  der  ländlichen  Arbeiter  sehr  bedeutende  Geldsum- 
men zukommen  liessen,  aber  auch  vom  Publikum  flössen  namhafte 
Beiträge  ein.  In  ersterer  Beziehung  waren  es  zunächst  die  Miners 
von  Derbyshire  und  von  Glasgow,  welche  gleich  bei  Ausbruch  des 
Streites  zu  Ende  März  und  beziehentlich  Anfangs  April  sich  eine  Steuer 
von  G  d.  pro  Kopf  und  Woche  zum  Besten  der  ländlichen  Arbeiter 
auferlegten*^).  Sodann  beschloss  das  General  Council  der  Labour 
Representation  League  in  London  am  11.  April  1874  einen  Aufruf  an 
die  englischen  Gewerkvereine  zu  erlassen  und  sie  zu  Beiträgen  für  die 
ländlichen  Arbeiter  aufzufordern  5").  Ebenso  berief  der  London  Trades' 
Council  eine  grosse  Versammlung  von  Delegirten  der  Londoner  Ge- 
werkvereine auf  den  21.  April  ein,  in  welcher  beschlossen  wurde,  in 
den  verschiedenen  Trades  Unions  Gelder  für  die  Ausgesperrten  zu  sam- 
meln und  dieselben  nach  Massgabe  der  Zahl  der  beschäftigungslosen 
Mitglieder  zwischen  der  National  und  der  Federal  Union  zu  verthei- 
len^^).  Es  würde  zu  weit  führen  hier  die  Beiträge  der  einzelnen  Ge- 
werkvereine, so  weit  sie  in  der  „Times"  verzeichnet  sind,  speziell  an- 
zuführen; nur  so  viel  sei  bemerkt,  dass  die  Gewerkschaften  bereitwil- 
lig und  in  reichlichem  Masse  dieser  Aufforderung  entsprachen  und 
dass  die  Amalgamated  Society  of  Engineers  allein  —  allerdings  der 
mächtigste  Gewerkverein  in  England  —  zweimal  1000  L.  spendete  und 
sich  sogar  gegen  das  Ende  des  Streites  zu  einem  dritten  Beitrage  von 
1000  L.  bereit  erklärte  ^2).    Bemerkenswerth  ist,   dass  sogar  die  non 

49)  „Times"  vom  31.  März  1874,  pag.  12:  „The  Agricultural  Labourers."  — 
„Times"  vom  6.  April  1874,  pag.  8:  ,,The  Agricultural  Labourers'  Lock-out."  Die 
Summe  ,   die  auf  diese  Weise  einfloss ,  ist  leider  nicht  ersichtlich. 
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Union  men  unter  den  ländlichen  Arbeitern  in  den  östlichen  Grafschaf- 
ten ihre  beschäftigungslosen  Kollegen  durch  Geldbeiträge  unterstütz- 
ten "^s). 

Allein  nicht  bloss  die  Arbeiter,  sondern  auch  das  grosse  Publi- 
kum und  namentlich  die  sogenannten  höheren  Stände  legten  vielfach 
ihre  warmen  Sympathieen  für  die  kämpfenden  Arbeiter  an  den  Tag. 
Abgesehen  von  den  vielen  Geldspenden,  die  den  Arbeitern  aus  dem 
Publikum  unaufgefordert  zuflössen,  bildeten  sich  mehrfach  Comites 
aus  hervorragenden  und  angesehenen  Personen,  um  die  Arbeiter  zu 
unterstützen,  und  in  den  verschiedensten  Städten  des  Landes  wurden 
zahlreiche  Meetings  der  sogenannten  gebildeten  Klassen  abgehalten, 
welche  sich  für  die  Arbeiter  aussprachen  und  fast  regelmässig  mit 
einer  Geldsammlung  für  die  Ausgesperrten  endigten^*). 

Ein  originelles  Mittel  der  Geldbeschaffung  wurde  Ende  Juni  und 
Anfangs  Juli  Seitens  der  National  Labourers'  Union  in  Scene  gesetzt. 
Am  20.  Juni  1874  wurde  ein  grosses  open  air  meeting  von  ländlichen 
und  sonstigen  Arbeitern  in  Manchester  abgehalten,  auf  welchem  Mr. 
Arch  eine  längere  Rede  hielt.  Während  dieses  Meetings  wurde  eine 
Sammelbüchse  herumgereicht,  um  Beiträge  für  die  ausgesperrten  länd- 
lichen Arbeiter  der  östlichen  Grafschaften  einzusammeln.  Das  Resultat 
dieser  Kollekte  ergab  197  L.  9  s.  3  d.  (darunter  117  L.  in  Penny- 
Stücken  und  18  L.  in  Halfpenny-Stücken) ,  welche  von  einem  Herrn 
Blackburn  auf  200  L.  ergänzt  wurden  ^^j.  Es  mag  sein,  dass  viel- 
leicht dieses  günstige  Resultat  die  Idee  anregte,  kurz  am  22.  Juni 
1874  beschloss  das  Executive  Committee  der  National  Agricultural  La- 
bourers' Union ,  dass  circa  100  Mann  ihrer  Mitglieder  unter  der  Füh- 
rung des  Vereins-Sekretärs,  Mr.  Henry  Taylor,  am  29.  Juni  1874  eine 
kleine  14-tägige  Rundreise  von  Newmarket  nach  Cambridge,  Bedford, 
Onley,  Northampton,  Coventry,  Birmingham,  Dudley,  Wolverhampton, 
Rugeley,  Burton-on-Trent,  Derby  und  Nottingham  antreten  sollten,  um 
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in  den  gonanuten  StiUlton  sympathische  Kundgebungen  der  Bevölke- 
rung für  die  ländlichen  Arbeiter  hervorzurufen  und  auf  den  daselbst 
zu  veranstaltenden  Meetings  Geldbeiträge  einzusammeln.  Die;  Reise 
wurde  thatsächlich  angetreten,  sie  fiel  jedoch  viel  länger  aus,  als  ur- 
sprünglich beabsichtigt  war,  denn  statt  nach  14  Tagen  kehrten  die 
Arbeiter  erst  am  8.  August,  also  nach  circa  (j  Wochen  von  ihrem  Aus- 
fluge zurück,  üeber  das  finanzielle  Ergebniss  dieser  Pilgerfahrt  feh- 
len genaue  Daten,  es  wird  jedoch  berichtet,  dass  um  den  27.  Juli  die 
Reisenden  bereits  GOO  bis  70U  L.  gesammelt  hatten,  und  da  ihnen  auf 
der  weiteren  Fahrt  noch  Gelder  zuflössen,  so  wird  man  das  Endre- 
sultat wohl  auf  circa  1000  L.  veranschlagen  dürfen-''^).  Auch  Seitens 
der  Federal  Union  wurde  die  Arrangirung  einer  derartigen  Wanderung 
beschlossen,  es  scheint  jedoch,  dass  dieselbe  nicht  mehr  zu  Stande 
kam.  Der  bezügliche  Beschluss  wurde  nämlich  erst  am  15.  Juli  ge- 
fasst ,  und  zwar  wurde  bestimmt ,  dass  der  Marsch  am  25.  Juli  ange- 
treten werden  solle,  „wenn  nicht  inzwischen  die  Beilegung  des  Streites 
erfolgt  sein  sollte"  ^^).  Da  jedoch  wenige  Tage  später  der  Streit  als 
beendet  erklärt  wurde  und  überdies  alle  Notizen  über  die  projektirte 
Wanderung  fehlen,  so  dürfte  dieselbe  als  nicht  mehr  zeitgemäss  un- 
terblieben sein. 

Im  Verlaufe  des  Streites  zeigte  es  sich,  namentlich  auch  bei  der 
Frage  der  Geldbeschafl"ung  Behufs  der  Unterstützung  der  Feiernden, 
dass  das  Nebeneinanderbestehen  der  beiden  Unions  den  Arbeitern  durch- 
aus nicht  zum  Vortheile  gereichte,  einmal  weil  denn  doch  kleine  Rei- 
bungen und  Eifersüchteleien  zwischen  den  beiden  Unions  vorkamen, 
dann  weil  erst  wieder  künstliche  Einrichtungen  geschaffen  werden 
mussten,  um  den  Spalt  zwischen  den  beiden  Heerlagern  zu  über- 
brücken. Gleich  im  Beginne  des  Streites,  als  die  ersten  Angehörigen 
der  National  Labourers'  Union  die  Arbeit  wegen  der  verweigerten  Lohn- 
erhöhung einstellten,  musste  die  Federal  Union  darunter  leiden,  weil 
die  Farmers  hierauf  mit  dem  Lock-out  antworteten   und   sämmtliche 
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GcNYCikvoreiiilei'  aussperrten,  ohne  darnach  zu  fragen,  ob  sie  der  einen 
oder  der  anderen  Union  angehörten.  In  der  Sitzung  des  Executive 
and  General  Council  der  Federal  Union,  welche  am  9.  April  1874  in 
London  abgehalten  wurde,  wurde  dies  schon  von  Mr.  Banks,  dem  Ge- 
neralsekretär der  Lincolnshire  Labourers'  League,  hervorgehoben.  Die- 
ser beschwerte  sich  über  den  Vorgang  der  Farmer  wie  über  den  der 
National  Union  und  meinte,  dass  die  letztere  die  moralische  Verpflich- 
tung habe,  für  die  2000  unschuldiger  Weise  ausgesperrten  Mitglieder 
der  Federal  Union  zu  sorgen,  und  ebenso  beklagte  es  der  Vorsitzende, 
Mr.  Odger,  dass  die  beiden  Unions  nicht  einverständlich  vorgegangen 
waren  ^^). 

Namentlich  war  es  die  Federal  Union ,  welche  unter  dieser  Zwei- 
theilung litt.  Es  wurde  nämlich  wiederholt  beklagt,  dass  die  Geld- 
spenden des  Publikums  beinahe  ausschliesslich  der  National  Union 
zufliessen,  und  dass  die  Federal  Union,  die  in  der  Oeffentlichkeit  noch 
wenig  bekannt  war,  dabei  so  gut  wie  gänzlich  leer  ausgehe.  Das 
Nächstliegende  wäre  es  allerdings  gewesen,  wenn  die  beiden  Unions 
sich  hierüber  freundschaftlich  verständigt  hätten;  dies  geschah  jedoch 
nicht,  sondern  es  musste  das  vermittelnde  Element  von  Aussen  hin- 
zutreten. Auf  dem  von  Freunden  der  ländlichen  Arbeiter  am  13.  April 
1874  veranstalteten  Meeting  in  London  wurde  beschlossen,  in  dieser 
Richtung  die  Initiative  zu  ergreifen  und  durch  eine  Deputation  die 
beiden  Unions  aufzufordern,  sie  möchten  ein  gemeinsames  Komite  ein- 
setzen, dessen  Aufgabe  es  wäre  die  vom  Publikum  einfliessenden  Gel- 
der in  Empfang  zu  nehmen  und  zwischen  den  beschäftigungslosen 
Arbeitern  beider  Verbände  gleichmässig  zu  vertheilen  5'').  In  Folge 
dessen  traten  die  beiden  Unions  aber  erst  am  24.  April  mit  einander 
in  direkte  Verhandlung  und  einigten  sich  dahin,  dass  ein  Komite  aus 
unparteiischen  Personen,  und  zwar  vorwiegend  aus  Parlamentsmitglie- 
dern gebildet  werde,  welches  die  einlangenden  Gelder  nach  Massgabe 
der  Anzahl  der  beschäftigungslosen  Mitglieder  zwischen  den  beiden 
Unions  zu  vertheilen  habe*^**). 
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Trotzdem  kam  es  im  wcilereii  ^'el•i■ulge  noch  zu  kleinen  Reibun- 
gen zwischen  beiden  Unions.  Unter  den  beiderseitigen  Arbeitern  zwar 
—  und  dies  \Yird  in  den  Berichten  ausdrücklich  hervorgehoben  — 
herrschte  das  freundschaftlichste  Einvernehmen,  aber  unter  den  Füh- 
rern Hessen  sich  kleine  Eifersüchteleien  nicht  unterdrücken.  So  wurde 
beispielsweise  in  der  Sitzung  des  London  Committee  of  the  Federal 
Labourers'  Union  am  14.  Mai  darüber  Klage  geführt,  dass  auf  zwei 
Meetings  ländlicher  Arbeiter  Mr.  Arch  sich  geweigert  hatte  zu  reden, 
weil  Mitglieder  der  Federal  Union  daselbst  gleichfalls  sprachen  oder 
sprechen  wollten  ß').  Als  dann  später  Seitens  der  National  Union  eine 
Einladung  wegen  Veranstaltung  einer  gemeinsamen  Delegirten-Konfe- 
renz  an  den  Londoner  Exekutiv-Ausschuss  der  Federal  Union  gerichtet 
wurde,  lehnte  dieser  es  ab  der  Aufforderung  Folge  zu  leisten,  und  die 
Konferenz  unterblieb  ^' 2).  Andererseits  wird  aber  doch  wieder  am 
15.  Juni  1874  in  der  Sitzung  des  Londoner  Exekutiv-Ausschusses  der 
Federal  Union  darüber  geklagt,  dass  die  Farmers  aus  der  Uneinigkeit 
der  beiden  Gewerkschaften  Vortheil  ziehen,  weil  sie  den  in  sich  ge- 
spaltenen Arbeitern  als  eine  geschlossene  und  kompakte  Masse  gegen- 
überstehen •^  ■^'). 

In  wie  fern  die  eine  oder  die  andere  Union  aus  dieser  Spaltung 
der  Arbeiter  effektiv  zu  Schaden  kam,  ist  aus  den  Berichten  nicht  zu 
entnehmen,  so  viel  aber  steht  fest,  dass  die  Sache  bei  der  Federal 
Union  nicht  ganz  glatt  ablief.  ZuDä(^hst  kämpfte  dieselbe,  wenn  nicht 
schon  früher,  so  doch  gegen  das  Ende  des  Streites  mit  einigen  finan- 
ziellen Schwierigkeiten.  In  der  Sitzung  ihres  Londoner  Exekutiv-Aus- 
schusses vom  15.  Juli  1874  wurde  bemerkt,  dass  in  einigen  Bezirken 
die  ausgesperrten  Arbeiter  während  der  letzten  zwei  Wochen  keine 
Unterstützung  Seitens  der  Union  erhalten  haben,  und  diese  rückstän- 
digen Zahlungen  waren  auch  zu  Ende  Juli  noch  nicht  geordnet,  denn 
in  der  Sitzung  des  Exekutiv-Ausschusses  am  29.  JuK  1874  wurde  neuer- 
lich davon  gesprochen,  dass  jene  Rückstände  nunmehr  beglichen  wer- 
den müssen.  Trotzdem  scheint  sich  diese  Angelegenheit  noch  länger 
hingezogen  zu  haben,  denn  erst  in  einer  Sitzung  am  17.  September 
1874  wurde  Seitens  der  Union  konstatirt ,  dass  die  rückständigen  Un- 
terstützungsbeiträge seither  an  die  Arbeiter  ausgezahlt  wurden  ^  *). 
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Von  grösserer  Bedeutung  als  diese  vorübergehende  Geldverlegen- 
heit war  ein  ernstliches  Zerwürfniss ,  welches  später  im  Schoosse  der 
„Federal"  ausbrach.  In  der  Sitzung  des  Londoner  Exekutiv- Ausschusses 
dieser  Union  am  21.  Oktober  1874  berichtete  Ucämlich  der  General- 
sekretär, Mr.  Shipton,  dass  er  Namens  des  Ausschusses  die  Lincoln- 
shire  Labour  League  vor  längerer  Zeit  brieflich  aufgefordert  habe,  sie 
möchte  nunmehr  die  detaillirte  Verrechnung  der  während  des  letzten 
Streites  empfangenen  und  verausgabten  Gelder  einsenden,  nachdem  der 
Londomir  Zentralausschuss  gegenwärtig  daran  sei  die  Schlussrechnung 
zusammenzustellen  und  die  League  wiederholt  sehr  bedeutende  Sum- 
men von  demselben  erhalten  hatte.  Hierauf  jedoch  habe  Mr.  Banks, 
der  Sekretär  der  Lincolnshire  Labour  League,  geantwortet,  dass  die 
League  nicht  nur  die  Rechnungslegung  verweigere,  sondern  gleichzei- 
tig beschlossen  habe  ihre  Verbindung  mit  der  Federal  Union  gänzlich 
zu  lösen  ^5).  Nähere  Angaben  hierüber  und  namentlich  auch  über  den 
Grund  dieses  Bruches  fehlen  vollständig,  wohl  aber  ergiebt  sich  aus 
den  vorstehend  mitgetheilten  diversen  Umständen  ziemlich  unzweifel- 
haft, einmal  dass  die  Spaltung  der  Arbeiter  in  zwei  Gewerkschaften 
ihre  Macht  wesentlich  abschwächte  und  ihren  Bestrebungen  nur  hem- 
mend in  den  Weg  trat,  dann  aber,  dass  die  lockere  Föderativverfas- 
sung dem  Wesen  eines  Gewerkvereines,  dessen  Bedeutung  und  Kraft 
eben  nur  in  der  strammen  Organisation  der  Arbeiter  zu  einem  ge- 
schlossenen Ganzen  beruht,  ziemlich  diametral  zuwiderläuft. 

Nächst  der  Geldbeschaffung  bildete  die  Förderung  der  Auswande- 
rung die  wesentlichste  Sorge  der  beiden  Unions,  und  auch  hier  wieder 
wurden  die  Leistungen  der  „Federal"  von  denen  der  „National"  gänz- 
lich in  den  Schatten  gestellt.  Die  National  Labourers'  Union  hatte 
bekanntlich  diese  Frage  bereits  im  Jahre  1873  in's  Auge  gefasst  und 
durch  die  Reise  des  Mr.  Arch  nach  Canada  die  erforderlichen  Einlei- 
tungen getroffen,  sie  war  daher  noch  vor  Beginn  des  Jahres  1874  im 
Stande  die  Auswanderung  allmählich  in  Scene  zu  setzen,  während  die 
Federal  Union  eigentlich  erst  nach  dem  unglücklichen  Ausgange  des 
Streites  die  Sache  in  die  Hand  nahm.  Wie  förderlich  die  Reise  des 
Mr.  Arch  nach  Canada  für  die  Auswanderung  sich  erwies,  erhellt  aus 
dem  Umstände,  dass  die  Regierung  von  Canada  sofort  die  Landwirthe 
ihres  Landes  durch  Zirkularien  aufforderte,  sie  möchten  bekannt  ge- 
ben, wie  viele  Arbeiter  jeder  von  ihnen  aufnehmen  könnte.    Auf  Grund- 
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läge  dieser  Erhebungen  erklärte  sich  sodann  um  die  Mitte  April  1874 
die  Regierung  von  Canada  in  einer  Zuschrift  an  die  „National"  bereit, 
bis  auf  Weiteres  allwöchentlich  einen  Transport  von  UK.)  unverheira- 
theten  und  100  verheiratheten  Arbeitern  samnit  Familien  zu  überneh- 
men und  zu  unterbringen^'').  Und  ebenso  hatte  bereits  in  den  letz- 
ten Tagen  des  Dezember  1873  die  Regierung  von  Neu  Seeland  sich 
bereit  erklärt  den  Auswanderern  die  freie  Ueberfahrt  und  sonstige  Be- 
günstigungen zugestehen  zu  wollen  *^^). 

In  Folge  dieser  umfassenden  Vorarbeiten  begann  —  wie  aus  zahl- 
reichen Notizen  der  „Times"  hervorgeht  —  die  Auswanderung  in  der 
That  gleich  im  Anfange  des  Jahres  1874,  und  zwar  zunächst  vorwie- 
gend nach  Canada.  Trotzdem  blieb  aber  die  Zahl  der  Auswanderer 
eine  verhältnissmässig  beschränkte  und  noch  im  April  und  Mai,  nach- 
dem bereits  den  Auswanderern  sehr  weitgehende  Fahrpreis-Ermässi- 
gungen und  sogar  ganz  freie  Ueberfahrt  zugestanden  worden  waren, 
wird  in  den  Berichten  der  „Times"  Klage  geführt,  dass  es  mit  der 
Auswanderung  nicht  recht  vorwärts  gehen  wolle  und  dass  die  länd- 
lichen Arbeiter  sich  nicht  entschliessen  können  ihre  Heimath  zu  ver- 
lassen. Erst  im  Juli  und  August,  als  der  Streit  beendigt  war  und 
die  ausgesperrten  Arbeiter  sahen,  dass  sie  ohne  Hoffnung  auf  eine 
Wiederanstellung  definitiv  entlassen  seien,  begann  die  Auswanderung 
im  grossen  Style  und  wird  von  da  ab  kontinuirlich  von  der  „Times" 
berichtet,  dass  die  ländlichen  Arbeiter  zu  Hunderten  die  Wanderung 
nach  ihrer  neuen  Heimath  antreten.  Jeder  grössere  Auswanderer- 
Transport  war  regelmässig  von  einem  Delegirten  einer  der  beiden 
Unions  begleitet,  der  an  Ort  und  Stelle  für  die  Unterbringung  der 
Leute  zu  sorgen  und  sie  vor  etwaiger  Ausbeutung  zu  schützen  hatte. 
Das  Ziel  der  Auswanderung  war  —  wie  schon  erwähnt  —  zunächst, 
da  es  Sommer  war,  Canada.  Mit  dem  Eintritte  der  schlechten  Jah- 
reszeit auf  der  nördlichen  Hemisphäre,  d.  i.  mit  Anfang  Oktober,  wurde 
sodann  von  den  Unions  beschlossen  die  Auswanderer  nach  Neu  Seeland 
zu  dirigiren  '^^). 
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Grössere  Schwierigkeiten  als  die  Auswanderung  nach  den  über- 
seeischen Ländern  scheint  die  Uebersiedelung  der  Arbeiter  nach  dem 
Norden  von  England  bereitet  zu  haben.  Bekanntlich  stehen  die  länd- 
lichen Arbeitslöhne  daselbst  viel  höher  als  im  Süden  des  Landes,  und 
hatte  die  National  Labourers'  Union  bereits  im  Jahre  1873  mehrfach 
Arbeiter  aus  dem  Süden  nach  dem  Norden  versetzt.  Dasselbe  Aus- 
kunftsmittel wurde  nun  auch  im  Jahre  1874  während  des  grossen 
Streites  versucht,  es  wollte  aber  nicht  jedesmal  gelingen.  Es  wird 
nämlich  wiederholt  berichtet,  dass  die  Arbeiter,  ungeachtet  der  viel 
hi'theren  Löhne,  entweder  sicli  weigerten  nach  dem  Norden  zu  ziehen, 
oder  dass  sie  —  falls  sie  wirklich  hingegangen  waren  —  sehr  bald 
wieder  zurückkamen,  weil  ihnen  die  Arbeit  daselbst  zu  viel  und  zu 
schwer  war.  Der  Berichterstatter  der  „Times"  bemerkt  hiezu,  dass 
der  ländliche  Arbeiter  der  östlichen  Grafschaften  gewissermassen  aus 
zu  weichem  Stoffe  geformt  und  gewohnt  sei  mit  einer  gewissen  Behä- 
bigkeit zu  arbeiten.  Die  harte  und  angestrengte  Arbeit,  wie  sie  im 
Norden  verlangt  wird,  wolle  ihm  nicht  behagen,  ebenso  wenig  sage 
ihm  der  Charakter  der  dortigen  Bevölkerung  zu  und  deshalb  zöge  er 
es  in  den  meisten  Fällen  vor,  ungeachtet  der  niedrigeren  Löhne  in 
den  ihm  lieb  gewordenen  Verhältnissen  seiner  engeren  Heimath  zu 
bleiben*'^). 

Seitens  der  Arbeiter  wurde  während  der  ganzen  Dauer  des  Streites 


pag.  7  :  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  „Times"  vom  29.  April  1874,  pag.  14  : 
„The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  „Times"  vom  27.  Mai  1874,  pag.  5:  ,,The 
Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  „Times"  vom  2.  Juni  1874,  pag.  11:  ,,The  National 
Agricultural  Labourers'  Union."  —  „Times"  vom  8.  Juni  1874,  pag.  12:  „The  Lock- 
out  of  Farm  Labourers."  —  ,, Times"  vom  24.  Juni  1874,  pag.  14:  ,,The  Lock-out  of 
Farm  Labourers."  —  ,, Times"  vom  8.  Juli  1874,  pag.  5  :  ,,The  Farm  Labourers."  — 
„Times"  vom  24.  Juli  1874,  pag.  10:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  ,, Times" 
vom  28.  Juli  1874,  pag.  8:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  ,, Times"  vom 
30.  Juli  1874,  pag.  10:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Laboures."  —  ,, Times"  vom  4.  August 
1874,  pag.  11:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  ,, Times"  vom  22.  August  1874, 
pag.  9:  ,,Arrival  of  Farm  Labourers  at  Torronto."  —  ,, Times"  vom  27.  August  1874, 
pag.  5:  ,, Emigration  of  Agricultural  Labourers."  —  ,, Times"  vom  17.  September  1874, 
pag.  6:  „The  Agricultural  Labourers'  Lock-out."  —  ,, Times"  vom  18.  September  1874, 
pag.  4:  „Emigrants."  —  „Times"  vom  23.  September  1874,  pag.  6 :  ,, Agricultural  Emi- 
gration." —  ,, Times"  vom  22.  Oktober  1874,  pag.  10:  ,,Federal  Union  of  Agricultural 
Labourers." 

69)  ,, Times"  vom  2.  April  1874,  pag.  7:  „Lock-out  of  Agricultural  Labourers."  — 
„Times"  vom  15.  April  1874,  pag.  12:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  „Times" 
vom  25.  Mai  1874,  pag.  9:  ,,The  Agricultural  Labourers."  —  ,, Times"  vom  23.  Juni 
1874,  pag.  10:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers"  —  ,, Times"  vom  24.  Juli  1874, 
pag.  10 :  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 


—    95    — 

eine  «ausserordentliche  Standhaftigkoit  an  den  Tag  gelegt.  Allerdings 
geschah  von  Seite  der  Unions  das  Möglichste,  um  den  Arbeitern  Muth 
einzuflössen,  und  wurden  während  der  ganzen  Zeit  in  allen  Tlieilen 
der  östlichen  Grafschaften  unzählige  öffentliche  iMeetings  abgehalten, 
auf  denen  die  Arbeiter  zum  Ausharren  ermuntert  wurden  und  ihnen 
der  schliessliche  Sieg  ihrer  gerechten  Saclie  verheissen  wurde.  Ilie 
und  da  mag  es  auch  vorgekommen  sein,  dass  zu  nicht  ganz  lauteren 
Mitteln  gegriffen  und  dass  von  einzelnen  untergeordneten  Vereinsdele- 
girten  den  leichtgläubigen  Landarbeitern  vorgespiegelt  wurde,  die  Union 
würde  sie  nunmehr  bis  an  ihr  Lebensende  im  süssen  Müssiggange  er- 
halten, oder  die  Union  würde  den  gesammten  Grund  und  Boden  un- 
entgeltlich unter  die  Arbeiter  vertheilen  u.  dgl,  m.  Alle  Bemühungen 
und  etwaigen  kleinen  Kunstgriffe  wären  aber  auf  die  Dauer  vergeblich 
gewesen,  wenn  die  Arbeiter  nicht  mit  der  Ueberzeugung  in  den  Kampf 
gegangen  wären,  dass  sie  ihr  gutes  Recht,  sich  zu  vereinigen,  ver- 
theidigen;  und  dass  dies  wirklich  der  Fall  war,  zeigt  sich  darin,  dass 
die  Arbeiter  im  Grossen  und  Ganzen  lieber  sich  den  härtesten  Ent- 
behrungen unterwarfen,  ehe  sie  von  ihrem  Prinzipe  abliessen. 

Sie  sahen  es  mit  ihren  eigenen  Augen,  dass  die  Farmers  alle 
Union  men  aus  dem  Dienste  entliesseu,  und  trotzdem  blieben  sie  nicht 
nur  standhaft  in  ihren  Unions,  sondern  es  fanden  fortwährend  Neu- 
Anmeldungen  zum  Beitritte  statt.  Und  dies  waren  nicht  etwa  nur 
junge  Brauseköpfe,  sondern  namentlich  auch  alte  Arbeiter.  Unzähhge 
Male  wird  berichtet,  dass  alte  ergraute  Arbeiter,  die  durch  30  oder 
mehr  Jahre  bei  einem  und  demselben  Herrn  im  Dienste  gestanden 
hatten  und  die  von  diesem  mehr  als  Freunde  wie  als  Diener  behan- 
delt wurden,  der  Gewerkschaft  beitraten.  Der  Berichterstatter  der 
„Times"  erzählt  von  vielen  Fällen,  in  welchen  die  Farmers  ihre  Leute 
versammelten  und  sie  mit  freundschaftlichen  Worten  warnten  der  Union 
beizutreten,  weil  sie  sonst  aus  dem  Dienste  entlassen  würden,  oder 
dass  die  Farmers  ihren  früheren  Arbeitern  die  sofortige  Wiederanstel- 
lung anboten,  wenn  sie  aus  dem  Vereine  ausscheiden  wollten  —  alle 
Drohungen  und  Versprechungen  aber  waren  erfolglos,  die  Arbeiter 
blieben  standhaft.  Merkwürdig  ist  die  Erscheinung,  dass  gerade  die 
Weiber,  welche  unter  der  Beschäftigungslosigkeit  ihrer  Männer  am 
meisten  litten,  die  enragirtesten  Anhänger  der  Union  waren.  Der 
Berichterstatter  der  „Times"  hebt  dies  wiederholt  hervor  und  erwähnt 
sogar  eines  Falles,  in  welchem  die  Weiber  einen  Arbeiter,  weil  er 
nicht  Mitglied  der  Union  war,  so  misshandelten,  dass  der  Unglück- 
liche besinnungslos  liegen   blieb  und   für  einige  Tage   arbeitsunfähig 
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war''*').  Mitunter,  und  namentlich  nach  dem  unglücklichen  Ausgange 
des  Streites  kam  es  wohl  vor,  dass  die  Arbeiter  fahnenflüchtig  wur- 
den und  aus  dem  Verbände  austraten'^'),  im  Grossen  und  Ganzen 
jedoch  war  dies  nur  die  Ausnahme  und  blieb  die  Masse  der  Arbeiter 
der  Vereinigung  treu.  Der  Berichterstatter  fügt  hinzu,  dass  der  grosse 
Streit  den  Verband  nicht  nur  nicht  gelockert,  sondern  gerade  umge- 
kehrt die  Arbeiter  nur  noch  fester  an  einander  gekettet  habe  ^2). 

Auch  die  sonstige  Haltung  der  Arbeiter  war  eine  streng  legale 
und  thätliche  Ausschreitungen  gegenüber  den  Farmers  kamen  nirgends 
vor,  nur  an  einer  Stelle  erwähnt  der  Berichterstatter  der  „Times" ''^), 
dass  einige  unbedeutende  Fälle  von  Bedrohung  (intimidation)  unter 
den  Arbeitern  vorkamen  und  dass  die  Schuldigen  zu  kleinen  Strafen 
verurtheilt  wurden.  In  der  ersten  Zeit  des  Streites  wird  sogar  kon- 
tinuirlich  hervorgehoben,  dass  das  frühere  gute  Einvernehmen  zwi- 
schen den  P'armers  und  ihren  ehemaligen  Arbeitern  fortdauere  und 
dass  beide  Theile  nach  wie  vor  freundschaftlich  mit  einander  verkeh- 
ren. Erst  gegen  Ende  April  wird  darüber  geklagt,  dass  unter  den 
Arbeitern  wegen  der  Hartnäckigkeit  der  Farmer  sich  eine  gewisse  Ver- 
bitterung gegen  die  letzteren  bemerkbar  mache''*).  Von  da  ab  blieb 
die  Stimmung  eine  theilweise  gereizte.  Freilich  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  keiner  der  beiden  Streittheile  ganz  frei  von  Schuld  blieb. 
Die  Farmers  ihrerseits  fühlten  sich  gekränkt,  dass  auch  ihre  ältesten 
und  besten  Arbeiter,  die  sie  mehr  als  Familienangehörige  zu  betrach- 
ten gewohnt  waren,  dem  Vereine  beitraten  und  machten  ihrem  Aerger 
dadurch  Luft,  dass  sie  über  die  Unions  weidlich  räsonnirten  und  die 
Führer  derselben  als  Wühler  von  Profession  („paid  agitators")  bezeich- 
neten, die  lediglich  die  guten  Arbeiter  verführten  und  verhetzten. 
Die  Arbeiter  andererseits,  die  durch  die  Unnachgiebigkeit  der  Far- 
mers gereizt  waren,  wollten  natürlich  diesen  Vorwurf  nicht  auf  sich 
sitzen  lassen  und  titulirten  die  Farmers  als  „Tyrannen",  als  „reissende 
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Thiere"  oder  als  „versotiene  Kerle",  die  lediglich  darauf  ausgehen  die 
armen  Arbeiter  erbarmungslos  niederzutreten.  Und  namentlich  da- 
durch fühlten  sich  die  Farmers  dann  wieder  verletzt,  dass  derartige 
Expektorationen  nicht  auf  die  einfachen  Arbeiter  beschränkt  blieben, 
sondern  dass  diese  Schimpfworte  von  den  Arbeiterführern,  so  nament- 
lich von  Mr.  Henry  Taylor,  dem  Generalsekretär  der  National  Labou- 
rers'  Union,  auf  ötfentlichen  Meetings  gebraucht  wurden  und  sogar  in 
einzelnen  Arbeiterjournalen,  wie  beispielsweise  in  „The  Labourers'  Chro- 
nicle",  gewissermassen  zur  stehenden  Phrase  wurden'^). 

An  einer  Stelle''')  wird  wohl  auch  eines  Drohbriefes  erwähnt,  in 
welchem  dem  Lord  Redlesham  mit  Brandlegung  gedroht  wird,  wenn 
er  nicht  dahin  wirken  wolle,  dass  seine  Pächter  die  fremden  Arbeiter 
entlassen  und  ihre  früheren  Leute  wieder  anstellen;  der  Brief  blieb 
jedoch  vereinzelt  und  die  Drohung  wurde  nicht  ausgeführt.  Man  darf 
vielmehr  behaupten,  dass  ungeachtet  dieser  kleinen  Nergeleien  im 
Grunde  doch  ein  gewisses  gegenseitiges  Wohlwollen  auf  beiden  Seiten 
vorhanden  war.  Die  Einsichtigeren  unter  den  Farmers  anerkannten 
wiederholt  noch  während  der  Dauer  des  Streites,  dass  die  Union  durch 
die  Förderung  der  Auswanderung  sich  grosse  Verdienste  um  die  Ar- 
beiter erwerbe  und  erklärten  selbst,  dass  sie  gern  bereit  wären  zu 
diesem  Zwecke  beizusteuern,  weil  in  den  östlichen  Grafschaften  in  der 
That  ein  Ueberschuss  an  Arbeitskräften  vorhanden  sei,  dessen  Besei- 
tigung im  Interesse  der  Gesaramtheit  gewünscht  werden  müsse '^). 
Und  ebenso  erwähnt  der  Berichterstatter  der  „Times"  nach  der  Been- 
digung des  Streites'^),  dass  er  von  allen  Seiten  höre  und  auch  da- 
von überzeugt  sei,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Farmers  das  tiefste 
Mitleid  mit  den  nunmehr  besiegten  Arbeitern  empfinde,  und  nicht  ent- 
fernt daran  denke  diesen  Sieg  rücksichtslos  auszunutzen.  In  der  That 
finden  sich  auch  nachher  mehrfache  Mittheilungen  darüber,  dass  die 
Farmers,  wo  es  nur  halbwegs  anging,  ihre  Arbeiter  wieder  zurück- 
nahmen, ohne  weiter  auf  der  Forderung  zu  beharren,  dass  sie  aus 
der  Union  ausscheiden  sollten. 

Was  die  Veranlassung  des  Streites  anbelangt,  so  lag  dieselbe  auf 
Seite  der  Arbeiter  zunächst  darin,  dass  diese  mit  ihrer  Lage  nicht 
zufrieden  waren,  und  zwar  bezogen  sich  ihre  Klagen  vornehmlich  auf 
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drei  rmstände:  auf  die  schlechte  Beschaffenheit  der  Wohnungen,  auf 
den  Mangel  eines  Gartengrundes  und  auf  die  Niedrigkeit  der  Löhne. 
Die  beiden  erstgenannten  Beschwerdepunkte  waren  allerdings  mehr  lo- 
kaler Natur.  Der  Spezialkorrespoudent  der  „Times",  der  sich  wäh- 
rend der  ganzen  Dauer  des  Streites  in  den  östlichen  Grafschaften  auf- 
hielt und  die  verschiedenen  Ortschaften  nach  einander  aufsuchte,  schil- 
dert die  häuslichen  Verhältnisse  sehr  verschieden.  In  einzelnen  Ge- 
genden, wo  eben  der  Gutsherr  oder  die  Pächter  sich  für  das  Wohl 
der  Arbeiter  interessirten ,  bezeichnet  er  die  Arbeiterhäuser  als  rein- 
lich und  wohnlich,  im  Allgemeinen  aber,  und  speziell  in  der  Gegend 
von  Exning,  wo  der  Streit  bekanntlich  begann,  schildert  er  die  Cot- 
tages  als  unrein,  baufällig  und  überfüllt  von  Bewohnern.  Aehulich 
verhält  es  sich  mit  dem  Gartengrunde.  In  manchen  Gegenden  war 
es  Brauch,  jedem  Arbeiter  ein  Stückchen  Grund  zur  Bewirthschaftung 
für  seinen  Hausbedarf  zu  überlassen,  in  anderen  Gegenden  hingegen 
nicht;  und  abermals  war  es  die  Umgebung  von  Exning,  die  sich  auch 
hier  unvortheilhaft  auszeichnete.  Ausserdem  v/ird  vom  Berichterstat- 
ter mehrfach  über  die  schlechte  Beschaffenheit  def  Schulen  und  dem- 
gemäss  über  den  geringen  Bildungsgrad  der  Arbeiter  geklagt. 

Ganz  allgemein  jedoch  und  von  viel  grösserer  Tragweite  war  die 
Klage  der  Arbeiter  über  die  Niedrigkeit  ihrer  Löhne,  welche  lediglich 
13  s.  pro  Woche  betrugen  ^^j.    Freilich  repräsentirt  dieser  Betrag  le- 
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diglich  den  effektiv  in  Geld  gezahlten  Lohn,  und  traten  zu  demselben 
dann  noch  die  sogenannten  „perquisites"  oder  „allowanees",  d.  i.  ge- 
wisse Neben-Emolumente  hinzu,  welche  sich  theils  aus  ortsüblichen 
Naturalgiebigkeiten  (wie  Bier,  Cider,  Holz  oder  Kohle,  die  billige  oder 
ganz  unentgeltliche  Ueberlassung  der  Wohnung  oder  eiiies  kleinen 
Grundstückes,  &c.),  theils  aus  dem  Ueberverdienste  walircMid  der  Krnti; 
oder  aus  sonstigen  Extra-Leistungen  zusammensetzten.  Allein  gerade; 
dieser  Umstand  gab  Anlass  zu  Meinungsdifferenzen.  Während  näm- 
lich die  Farmers  alle  diese  Dinge  in  Rechnung  stellten  und  ijehaup- 
teten,  dass  der  Wochenlohn  des  Arbeiters  sich  mit  Berücksichtigung 
der  „perquisites"  von  13  s.  auf  17  s.  2  d.  bis  etwa  22  s.  pro  Woche; 
erhöhe,  Hessen  die  Arbeiter  alle  Nebenemolumente  konsequent  unbe- 
rücksichtigt und  blieben  dabei,  dass  ihr  Lohn  lediglich  13  s.  pro  Wo- 
che betrage  —  und  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  muss  man  in  der 
That  beiden  Theilen  Recht  geben. 

Für  den  Farmer  nämlich,  der  alle  diese  verschiedenen  Ausgaben 
zu  bestreiten  hat,  summiren  sich  die  kleinen  Posten  und  repräsentiren 
im  Ganzen  einen  sehr  fühlbaren  Betrag,  den  er  jährlich  aufwenden 
muss.  Versetzt  man  sich  dagegen  in  die  Lage  des  Arbeiters,  so  wird 
es  sehr  erklärlich,  dass  die  Leute  jene  perquisites  unberücksichtigt 
Hessen.  Ein  guter  Theil  derselben  hat  nämlich  keinen  ständigen  Cha- 
rakter, die  kleine  Mehreinnahme,  die  der  Arbeiter  in  dieser  oder  jener 
Woche  für  irgend  einen  besonderen,  dem  Farmer  geleisteten  Dienst 
bezieht,  erscheint  so  sehr  als  Zufall,  dass  der  Arbeiter  gar  nicht  auf 
ihre  regelmässige  Wiederkehr  rechnen  kann  und  dieselbe  nur  zu  leicht 
vergisst.     Ein  anderer,    nicht  minder  grosser  Theil  dieser  perquisites 
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Woclie 

nlohn 

VVeizenpreis 

s. 

d. 

s. 

d. 

18G0 

10 

0 

27 

0 

1861 

11 

0 

30 

3 

1862 

11 

0 

24 

3 

1863 

10 

0 

20 
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1864 

10 
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20 
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1865 

10 
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23 
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1866 

10 
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28 
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1867 

11 
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35 
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1868 

12 
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26 
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1869 

10 
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22 
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1870 

10 

0 

27 

0 

1871 

10 

0 

29 

0 

1872 

12 

0 

26 

0 

1873 

13 

0 

31 

0 
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sind  Natural-Leistungen  oder  -Giebigkeiten ,  die  namentlich  der  Min- 
dcrgebildete  nicht  leicht  als  „Einnahmspost"  betrachtete^').  Der  Be- 
richterstatter der  „Times"  erzählt,  dass  er  wiederholt  mit  den  Arbei- 
tern über  diesen  Punkt  sprach  und  sie  direkt  trug,  wie  hoch  sich 
diese  Nebenemolumente  im  Jahre  belaufen,  er  sagt,  dass  aber  auch 
kein  Einziger  die  Frage  zu  beantworten  im  Stande  war. 

In  Folge  dieser  verschiedenen  Ucbclstände,  die  ihre  Unzufrieden- 
heit erregten,  traten  denn  die  Arbeiter,  und  zwar  zunächst  die  Mit- 
glieder der  Exning  and  Alderton  Labourers'  Union  gegen  Ende  Fe- 
bruar 1874  mit  ihren  Forderungen,  betretfend  die  Erhöhung  der  Löhne 
von  13  s.  auf  14  s.  und  die  Reduktion  der  Arbeitszeit  auf  54  Stunden 
der  Woche  hervor,  und  stellten  —  als  ihnen  dies  verweigert  wurde  — 
Anfangs  März  die  Arbeit  ein.  Dieser  Fall  blieb  nicht  vereinzelt.  Der 
Streit  gewann  vielmehr  nur  dadurch  so  rasch  eine  grosse  Ausdehnung, 
dass  die  Arbeiter  in  den  verschiedensten  Gegenden  der  östlichen  Graf- 
schaften ähnliche  Begünstigungen  forderten  und  regelmässig  die  Arbeit 
einstellten,  wenn  die  Farmers  in  P'olge  ihrer  gegenseitigen  Verabre- 
dung diesen  Wünschen  ein  entschiedenes  „Nein"  gegenüberstellten. 

Ging  auf  diese  Weise  die  Absicht  der  Arbeiter  dahin  sich  eine 
Verbesserung  ihrer  materiellen  Lage  zu  erkämpfen,  so  galt  der  Kampf 
auf  Seite  der  Farmers  nicht  bloss  der  Abwehr  jener  Forderungen,  son- 
dern vielmehr  der  gänzlichen  Vernichtung  der  Unions,  durch  welche 
sie  sich  in  ihrer  Existenz  bedroht  glaubten.  Die  Furcht  war  aller- 
dings unbegründet  und  die  in  allen  Zweigen  der  Industrie  gemachten 
Erfahrungen  hätten  die  Farmers  belehren  können,  einmal  dass  es  ein 
ganz  vergebliches  Bemühen  war  gegen  den  Drang  der  Arbeiter  nach 
Vereinigung  anzukämpfen ,  und  zweitens ,  dass  es  für  den  Arbeitgeber 
in  gewisser  Beziehung  nur  angenehmer  ist,  wenn  er  mit  der  geschlos- 
senen Körperschaft  der  Arbeiter  statt  mit  dem  vielköpfigen  Haufen 
einzelner  Individuen  unterhandeln  kann.     Trotzdem  war  diese  Befürch- 


80)  Man  denke  beispielsweise  nur  an  das  Bier,  das  während  der  Ernte  den  Schnit- 
tern auf  dem  Felde  zur  Erfrischung  gereicht  wird.  Für  den  Farmer ,  der  vielleicht 
einige  Hektoliter  beistellen  und  bezahlen  muss,  ist  die  Ausgabe  empfindlich,  dem  Schnit- 
ter erscheint  der  einzelne  Trunk  als  gar  nichts.  Auch  der  Umstand ,  dass  der  Minder- 
gebildete nicht  scharf  rechnet  und  derartige  Naturalleistungen  leicht  zu  übersehen  ge- 
neigt ist,  fällt  nicht  allzu  schwer  in  die  Wagschale,  denn  auch  die  ,, Gebildeten"  rechnen 
in  dieser  Hinsicht  nicht  viel  besser.  Wenn  heute  in  der  sogenannten  guten  Gesellschaft 
Jemand  etwa  einen  Ball  giebt ,  dessen  Kosten  sich  auf  mehrere  Hundert  Thaler  belau- 
fen ,  so  wird  er  sich  zwar  dieser  Ausgabe  sehr  deutlich  bewusst  sein ,  aber  wem  von 
den  Gästen  fällt  es  auch  nur  entfernt  ein  das  Genossene  im  Kassajournale  als  „Em- 
pfangspost" zu  buchen? 
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tung  untor  den  FiuiiiL'is  vorluiiKlcii  iiiid  kann  ilir  iuidurerseits  auch 
wieder  iiiclit  alle  Huicchtigung  ahgcsproclica  wurduii.  Diu  Farniurs 
gingen  niunlich  von  der  Thatsaclie  aus,  dass  der  Ijundwirth  von  der 
Gunst  oder  Ungunst  des  Wetters  und  der  Jalireszeit  viel  mehr  ab- 
liiingig  ist  als  der  Industrielle,  dessen  Fabrik  das  ganze  Jahr  hin- 
durch gleicliniässig  betrieben  werden  kann.  Streiken  die  Fabrikar- 
beiter, so  erleidet  wohl  der  Unternehmer  einen  gewissen  Verlust, 
schliesslich  ist  aber  damit  bei  ihm  die  Sache  abgethan ,  denn  nach 
der  Beendigung  des  Streites  wird  eben  die  Arbeit  da  wieder  aufge- 
nommen, wo  sie  frühen'  unterbroclien  wurde.  Anders  dagegen  in  der 
Uandwirthschaft,  wo  Jahreszeit  und  Wetter  die  Vornahme  gewisser 
Arbeiten  gebieterisch  fordern  und  wo  die  ganze  Jahreshottnung  ver- 
nichtet weiden  kann,  wenn  der  günstige  Augenblick  versäumt  wird. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend,  erschien  es  den  I''armers  als 
Lebensfrage,  dass  ihnen  die  Dispositionsbefugniss  über  ihre  Arbeits- 
kräfte gewahrt  blieb  unil  war  ihnen  der  (iedanke  ganz  unerträglich, 
dass  die  Arbeiter  nicht  ihnen ,  sondern  einem  fremden  Kommando, 
nämlich  dem  der  Führer  der  verschiedenen  ünions  unterstehen  sollten. 
Die  Möglichkeit,  dass  dritte  Personen,  die  nicht  im  Orte  leben  und 
daher  die  jedesmaligen  Lokal  Verhältnisse  nicht  kennen,  sich  in  den 
Wirthschaftsbetrieb  einmengen  und  die  Arbeiter  gar  nach  einer  bloss 
8-tägigen  Kündigungsfrist  abberufen  könnten  —  wie  dies  namentlich 
in  der  gewissen  „Rule"  'der  Lincolnshire  Labourers'  League  ausdrück- 
lich ausgesprochen  war  —  erschien  den  I'armers  so  überaus  gefähr- 
lich, dass  sie  nicht  einmal  daran  dachten  mit  den  Gewerkschaften  zu 
unterhandeln  und  einen  erträglichen  modus  vivendi  zu  vereinbaren, 
sondern  sofort  den  Vernichtungskampf  gegen  die  ünions  aufnahmen. 

Dass  diese  Absicht  auf  Seite  der  1^'armers  thatsächlich  vorlag,  er- 
giebt  sich  aus  einer  ganzen  Reihe  von  Umständen.  Zunächst  daraus, 
dass  sie  gleich  anfänglich  alle  Gewerkvereinler  unterschiedslos  aus- 
sperrten. Dreht  sich  der  Streit  lediglich  um  die  Lohnbedingungen, 
so  liegt  es  nahe,  dass  der  Arbeitgeber  —  wie  dies  in  der  eigentlichen 
Industrie  die  Regel  bildet  —  um  einem  Streik  zuvorzukommen,  die 
Unzufriedenen  unter  seinen  Arbeitern  entlässt,  oder  dass  er  aus  Rück- 
sichten der  Kriegstaktik  sein  ganzes  Unternehmen  für  einige  Zeit  sperrt, 
um  so  den  Streikenden  in  der  Person  der  unschuldig  ausgesperrten 
Arbeiter  einen  zweiten  Gegner  gewissermassen  an  den  Hals  zu  setzen. 
Dies  thaten  jedoch  die  Farmers  nicht,  sie  arbeiteten  mit  den  non 
Union  men  ruhig  weiter  und  entliessen  lediglich  die  Gewerkvereinler, 
diese  aber  ohne  Unterschied,   ungeachtet  lediglich  die  Mitglieder  der 
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Niitional  Labourers'  Union  mit  höliuron  Fürdurungen  hervorgetreten 
wui'en.  Und  solches  geschah  nicht  bloss  anfänglich,  im  Beginne  des 
Kampfes,  sondern  auch  späterhin.  Es  kam  wiederholt  vor,  dass  die 
Arbeiter  gar  keine  Aufbesserung  ihrer  Lage  vom  Arbeitgeber  verlang- 
ten, sondern  ihm  einfach  mittheilten,  sie  wollten  der  Union  beitreten, 
jedesmal  aber  wurden  sie  hierauf  aus  dem  Dienste  entlassen  ^  ^).  Ein 
weiteres  Symptom  hiefür  ist  die  Thatsache,  dass  die  Farmers  später 
wiederholt  ihren  Leuten  die  Wiederanstellung  anboten,  wenn  sie  aus 
der  Union  austreten  würden. 

Aus  demselben  Grunde  sträubten  sich  die  Farmers  so  entschieden 
gegen  ein  Schiedsgericht.  Es  wurde  oben  bereits  mitgetheilt,  dass 
Mundella  diesen  Gedanken  am  10.  April  1874  anregte.  Die  Arbeiter, 
welche  von  ihrem  Standpunkte  den  Streit  als  einen  Kampf  um  gün- 
stigere Lohnbedingungen  ansahen,  erklärten  bei  verschiedenen  Anläs- 
sen ihre  Bereitwilligkeit  sich  einem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen, 
und  bekanntlich  war  es  auch  die  National  Labourers'  Union,  die  ge- 
legentlich der  Ausgleichsverhandlungen  mit  der  Lincolnshire  Farmers' 
Association  im  Mai  1874  den  Vorschlag  machte,  es  möge  ein  ständi- 
ges Einiguugsamt  errichtet  werden.  Die  Farmers  dagegen  wollten  von 
einem  Schiedsgerichte  nichts  hören,  denn  die  Unterwerfung  unter  einen 
Schiedsspruch  hätte  die  Anerkennung  der  Gewerkschaften  als  ebenbür- 
tigen Gegner  involvirt  und  dies  wollten  die  Farmers  vermeiden.  Es 
wurde  oben  darauf  hingewiesen,  dass  die  Farmers  anfänglich  von  den 
Unions  nichts  wissen  wollten  und  dass  die  weniger  leidenschaftlichen 
Elemente  unter  denselben  die  grösste  Mühe  hatten  die  grosse  Masse 
der  Farmers  wenigstens  so  weit  zu  bringen,  dass  sie  das  Recht  der 
Arbeiter   sich   zu  vereinigen  in  abstracto   und   damit   die  Unions   im 


81)  In  der  „Times"  vom  27.  April  1874,  pag.  12:  „The  Lock-out  of  Farm  Labou- 
rers" beschreibt  der  Berichterstatter  eine  Scene  dieser  Art ,  die  sich  bei  einem  Farmer 
iu  der  Umgebung  von  Bury  St.  Edmunds  abspielte.  In  freundschaftlicher  Wechselrede 
unter  fortwährenden  harmlosen  Scherzen  setzte  der  Farmer  seinen  Leuten  auseinander, 
dass  er  durch  die  Beschlüsse  der  Farmers'  Association  gebunden  sei,  diejenigen  Arbeiter, 
welche  Mitglieder  einer  Union  sind  oder  einer  solchen  beitreten  würden,  aus  dem  Dienste 
zu  entlassen.  In  ebenso  freundschaftlicher  als  ungezwungener  Weise  brachten  dann  die 
Arbeiter  die  Gründe  vor ,  warum  sie  nicht  von  der  Union  lassen  könnten ,  erklärten 
aber  gleichzeitig,  dass  sie  mit  ihrer  Lage  ganz  zufrieden  seien  und  gar  keine  Aufbes- 
serung ihrer  Löhne  verlangten.  Beide  Theile  versicherten  sich  gegenseitig  der  herzlich- 
sten Zuneigung  und  vor  dem  Auseinandergehen  Hess  der  Farmer  Bier  bringen  und  trank 
mit  seinen  Leuten  auf  ein  frohes  Wiedersehen  nach  beendigtem  Kampfe,  indem  er  ihnen 
gleiclizeitig  ver.sprach,  er  werde  ihnen  ihre  Dienstposten  nach  Thunlichkeit  offen  halten. 
—  Eine  geniüthlichere  Form  der  Kriegserklärung  ist  wohl  kaum  denkbar. 
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Priiizipe  aijcrkauiiteii ,  wenn  sie  auch  daneben  kontinuiilich  erklärten, 
(lass  die  bestehenden  l Jnions  unbedingt  vc^rweifiich  seien  und  dass  nnui 
mit  ihnen  absolut  nicht  verhandeln  könne.  Zum  UeberÜusse  wurde 
es  auch  noch  auf  den  verschiedenen  Meetings  der  Farmers'  Associa- 
tions  von  mehr  als  einem  Redner  ausdrücklich  ausgesi)rochen ,  dass 
die  Unions  unter  allen  Umständen  vernichtet  werden  müssen'^-).  Der 
deutlichste  Beweis  endlich,  dass  es  den  Farmers  nicht  um  die  Lohn- 
erhöhung, sondern  um  die  Bekämpfung  der  Union  als  solcher  /.u  thun 
war,  liegt  darin,  dass  dieselben  Farmers,  welche  die  von  den  Arbei- 
tern geforderte  Erhöhung  des  Lohnes  von  13  s.  auf  14  s.  verweigert 
und  mit  der  Aussperrung  der  Union  men  beantwortet  hatten ,  am 
2S.  April  aus  freien  Stücken  beschlossen  den  Lohn  der  treu  gebliebe- 
nen nou  Union  men  auf  14  s.  pro  Woche  zu  erhöhen  ^^j. 

Diese  beiden  Momente,  auf  Seite  der  Arbeiter  die  Unzufriedenheit 
mit  ihrer  Lage,  auf  Seite  der  Farmers  die  Furcht  vor  der  Union  bil- 
deten, wie  gesagt,  die  äussere  Veranlassung  zum  Streite.  Der  eigent- 
liche und  innere  Grund  desselben  aber  lag  tiefer,  lag  in  dem  Gegen- 
satze zwischen  der  feudalen  und  der  bürgerlichen  Gesellschaftsordnung, 
oder  —  wie  die  „Times"  sich  ausdrückt  —  in  dem  Gegensatze  zwi- 
schen dem  „patriarchalischen"  und  dem  „geschäftsraännischen"  Prin- 
zipe.  Noch  im  Beginne  des  laufenden  Jahrhunderts  musste  beinahe 
die  Gesammtheit  der  englischen  Landarbeiter  aus  dem  Armenfonde 
unterstützt  werden.  Während  der  letzten  50  Jahre  gelang  es  ihnen 
wohl  sich  aus  dem  eigentlichen  Pauperismus  herauszuarbeiten,  sie  bil- 
deten aber,  was  Bildung  und  Besitz  anbelangt,  immer  noch  die  un- 
terste Schicht  der  Bevölkerung.  Diese  historisch  gewordenen  Verhält- 
nisse brachten  es  mit  sich,  dass  man  bisher  in  England  gewöhnt  war 
die  Landarbeiter  als  Unmündige  zu  betrachten,  die  unter  Kuratel  ge- 


82)  Beispielsweise  sei  erwälint,  dass  auf  dem  Meeting  der  West  SufFolk  Farmers' 
Association  am  13.  Mai  1874  in  Bury  St.  Edmunds  die  meisten  Redner  bedauerten,  dass 
nicht  noch  strengere  Massregeln  angewendet  wurden  und  die  Ueberzeugung  aussprachen, 
die  Vernichtung  der  Unions  sei  im  Interesse  der  missleiteten  Arbeiter  selbst  geboten. 
Einer  der  Redner,  Mr.  Huddiestone,  sagte  sogar:  ,,There  is  no  middle  coursc  ,  arbitra- 
tion  stinks  in  the  nostrils  of  us  all,  and  1  hope  we  shall  have  nothiug  to  do  with  it." 
,, Times"  vom  14.  Mai  1874,  pag.  11:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers."  —  In  ähn- 
licher Weise  sagte  ein  Farmer  auf  einem  am  22.  April  1874  gleichfalls  in  Bury  St.  Ed- 
munds abgehaltenen  Meeting  derselben  Farmers'  Association  ,  er  erkläre  Jeden ,  der  den 
Farmers  rathen  würde  die  Unions  der  Arbeiter  anzuerkennen ,  für  einen  eben  solchen 
Agitator  wie  Joseph  Arch.  ,, Times"  vom  23.  April  1874,  pag.  10:  „The  Lock-out  of 
Farm  Labourers." 

83j  ,, Times"  vom  29.  April  1874,  pag.  14:   ,,The  Lock-out  of  Farm  Labourers." 
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halten  werden  müssen.  Speziell  die  Farmers  sahen  in  ihren  Arbei- 
tern nichts  als  Dienstboten  und  wollten  sie  nur  als  solche,  nicht  als 
freie  Kontrahenten  im  Arbeitsvertrage  behandeln  ^^).  Dieses  patriar- 
chalische Verhältniss  fand  seineu  Ausdruck  in  den  niedrigen  Löhnen, 
zu  denen  sodann  jene  „perquisites"  hinzutraten;  Naturalentlohn.ungen, 
die  jedesmal  auf  eine  gewisse  Familien-  oder  Hausangehörigkeit  des 
Empfängers  deuten,  oder  kleine  und  unständige  Geldentlohnungen,  die 
aber  mehr  oder  weniger  immer  den  Charakter  eines  Gnadengeschenkes 
an  sich  tragen.  Dass  auf  diese  "Weise  die  Herrschaft  auf  der  einen, 
die  Abhängigkeit  und  Unterthänigkeit  auf  der  anderen  Seite  konti- 
nuirlich  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  ist  selbstverständlich,  und  die- 
ser Umstand  bildete  den  eigentlichen  Kernpunkt  des  Streites. 

Abhängigkeitsverhältnisse  der  geschilderten  Art  werden  wilhg  ge- 
tragen, so  lange,  wie  bei  Kindern  oder  ganz  ungebildeten  Leuten  das 
Bewusstsein  der  eigenen  Kraft  oder  freien  Persönlichkeit  auf  Seite  des 
Untergebenen  noch  nicht  zum  Durchbruch  gelaugt  ist  oder  durch  das 
Gefühl  der  eigenen  Inferiorität,  beziehentlich  der  geistigen  und  so- 
zialen Ueberlegenheit  des  Herrn  vollständig  zurückgedrängt  wird;  sie 
^Yerden  aber  unerträglich  und  unhaltbar,  sobald  der  Untergebene  in 
seinem  Herrn  nichts  mehr  erblickt  als  seinen  einfachen  Nebenmen- 
schen, der  ihm  lediglich  am  Vermögen  überlegen  ist.  Durch  die  Ar- 
beiterbewegung und  speziell  durch  die  Gewerkvereine  wurde  das  Be- 
wusstsein der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  in  die  Massen  und  nament- 
lich auch  der  ländlichen  Arbeiter  hineingetragen,  und  aus  diesem 
Grunde  kämpften  die  letzteren  —  wie  dies  auf  ihren  zahlreichen  Mee- 
tings fast  jedesmal  ausdrücklich  ausgesprochen  wurde  —  für  die  Be- 
seitigung der  perquisites  und  eine  entsprechende  Aufbesserung  der 
Geldlöhne,  während  die  Farmers  in  den  Unions  instinktiv  ihren  ge- 
fährlichsten Gegner  erkannten  und  daher  auch  sofort  auf  dessen  gänz- 
liche Vernichtung  hinarbeiteten. 

Gegen  das  System  der  perquisites  sprechen  aber  auch  noch  zwei 
andere,  allerdings  weniger  prinzipielle  Gründe.  Zunächst  sind  wir 
heutzutage  Alle  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Kaufleute  und  die  „Ti- 
mes" drückt  sich  nicht  unzutreffend  aus,  wenn  sie  von  einem  „ge- 
schäftsmännischen" Modus  der  Entlohnung  spricht.  Wir  sind  gewohnt 
zu  rechnen  und  wollen  in  Dingen,  die  unsere  Einnahmen  oder  Aus- 
gaben betreffen,   klar  sehen,  das  ist  aber  bei  einem  Lohnsystem,  wie 

84)  ,, Times"  vom  1.  Mai  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  ,,The  Lock-out  of  Farm  La- 
bourers."  —  „Times"  vom  14.  Mai  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  „The  Lock-out  of  Farm 
Labourers." 
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es  gegenüber  den  ländlichen  Arbeitern  in  den  östlichen  Grafschaften 
von  England  zur  Zeit  gelumdliabt  wurde,  in  der  Tluit  uiiniö^^lich. 
Einuahnisposten,  die  sich  aus  fixen  und  veränderlichen  Geld/ahlungen 
und  eben  solchen  Naturalgiebigkeiten,  ferner  aus  Geld-  und  Natuial- 
geschenken  zusammensetzen,  bei  denen  also  der  Empfänger  nicht  bloss 
die  Geldposten,  sondern  auch  den  jedesmaligen  Werth  von  Urunnma- 
terial,  den  verschiedensten  Viktualien,  Kleidern,  von  Ereundschafts- 
diensten  und  ähnlichen  Dingen  in  P^videnz  halten  soll  und  bei  denen 
er  überdies  nicht  vergessen  darf,  dass  seine  Wohnung  oder  der  Gar- 
ten auch  eine  Einnahme  rei)räsentirt,  weil  er  die  Miethe  oder  Pacht 
nur  zum  Theile  entrichtet,  können  selbst  den  gewiegtesten  Buchhalter 
zur  Verzweiflung  bringeri.  Man  kann  es  daher  den  Arbeitern,  von 
denen  überdies  ein  guter  Thuil  weder  lesen  noch  schreiben  kann,  in 
der  That  nicht  verargen,  wenn  sie  —  wie  der  Berichterstatter  er- 
zählt —  gar  keine  Ahnung  von  der  wirkliehen  Grösse  ihi-er  Bezüge 
hatten  und  demgemäss  die  volle  Bezahlung  in  Geld  forderten,  um 
nach  dieser  Richtung  hin  endlich  in's  Klare  zu  kommen. 

Es  darf  dann  ferner  nicht  übersehen  werden,  dass  eine  solche  Art 
der  Entlohnung  die  Versuchung  und  die  Möglichkeit  nahe  legt,  das 
Dunkel,  in  welchem  der  Lohnempfänger  tappt,  zu  missbrauchen  und 
ihn  an  seinem  Verdienste  zu  verkürzen,  mit  anderen  Worten,  dass  die 
Naturalentlohnung  das  Truck-Unwesen  begünstigt.  Damit  soll  nicht 
entfernt  der  Gesammtheit  der  englischen  I'armers  der  Vorwurf  gemacht 
werden,  dass  sie  sich  derartige  Missbräuche  zu  Schulden  kommen 
Hessen ,  allein  dass  Aehnliches  in  einzelnen  Fällen  vorkam ,  wird  von 
der  „Times"  an  mehr  als  einer  Stelle  angedeutete-^). 

Die  „Times"  erörtert  diese  Frage  sehr  eingehend  und  mit  rich- 
tigem Blicke.  Für  das  Recht  der  ländlichen  Arbeiter  sich  zu  Verei- 
nen zusammenzuthun,  war  sie  gleich  bei  Beginn  der  ländlichen  Ar- 
beiterbewegung im  Jahre  1872  eingetreten  und  hielt  diesen  Gesichts- 
punkt seither  unverrückt  fest;  dagegen  hatte  sie  bezüglich  der  Per- 
quisites  ihre  Anschauung   allmählich   gänzlich   gewechselt.     Im  Jahre 

85)  Die  „Times"  vom  13.  April  1874,  pag.  8:  „The  Lock-out  of  Farm  Labourers" 
bringt  an  dieser  SteUe  einen  Brief  von  ,,A  Dorsetshire  Clergyman"  an  den  Herausge- 
ber, in  dem  es  unter  Anderen  hcisst:  ,,The  great  merit  of  a  Labourers'  Union  seems 
to  me  the  support  it  gives  the  men  in  country  districts  far  removed  from  the  maricet 
town  against  farmers  wiUing  to  profit  by  their  ignorance  and  isolation  to  give  them 
less  than  the  current  rate  of  wages  of  the  district.  Every  country  clergyman  must  be 
perfectly  acquainted  with    such    instances.      The  Union    is    not    a   terror  to  iiberaUy  dis- 

posed  farmers "     Gleiches  berichtet  der  Spezialkorrespondent  in   der  ,, Times"   vom 

21.  August   1874,  pag.   8:   ,,The  Farmers  and   the  Labourers." 
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1872  ^•■•)  Spruch  sie  die  Ueberzcuguug  aus,  dass  die  ländlichen  Ar- 
beiter eigentlich  einen  Gevverkvercin  nicht  brauchten ,  weil  ihre  Lage 
durch  die  unzähligen  kleinen  Nebenemolumente  und  die  Gefälligkeiten 
und  Freundschaftsdienste  der  Farmers  sich  wesentlich  günstiger  ge- 
staltet, als  man  auf  den  ersten  Blick  meinen  sollte.  Den  gleichen 
Gedanken  sprach  das  Blatt  in  seinem  Leitartikel  vom  30.  Mai  1873 
aus,  wenn  es  gelegentlich  der  damals  abgehaltenen  Jahresversamm- 
lung der  National  Agricultural  Labourers'  Union  bemerkte,  dass  die 
Gründung  einer  Kranken-Unterstützungskasse  Seitens  der  ländlichen 
Arbeiter  entbehrlich  sei,  weil  ihnen  der  Farmer  mit  all  seinen  klei- 
nen Liebesdiensten  und  Unterstützungen  den  besten  sick  fund  reprä- 
sentire. 

Während  des  grossen  Streites  von  1874  dagegen  stand  die  „Ti- 
mes" entschieden  auf  Seite  der  Arbeiter  und  kämpfte  mit  ihnen  für 
die  Beseitigung  der  perquisites  und  für  die  Einführung  einer  bestimm- 
ten und  klaren  Entlohnung  in  Geld.  Sie  weist  darauf  hin,  dass  dies 
allerdings  mit  einigen  Schwierigkeiten  verknüpft  sein  wird.  Man  dürfe 
die  theilweise  Naturalentlohnung  der  Landarbeiter  nicht  ohne  Weiteres 
als  Truck-Unwesen  unbedingt  verwerfen,  denn  der  Arbeiter  erhält  auf 
diese  Weise  Dinge,  die  er  zum  Leben  bedarf  und  die  er  draussen  in 
entlegener  Gegend  für  alles  Geld  nicht  kaufen  kann.  Es  sei  ferner 
richtig,  dass  die  Umrechnung  aller  der  verschiedenen  Naturalbezüge 
in  Geld  umständlich  und  mühevoll  sein  wird  —  aber  es  giebt  eben 
nur  zwei  Prinzipien  hiefür,  das  bisherige  „patriarchalische"  und  das 
„kaufmännische",  und  nachdem  sich  die  Arbeiter  definitiv  und  in  so 
energischer  Weise  für  das  letztere  ausgesprochen  haben,  so  werde  wohl 
auch  den  Farmers  nichts  Anderes  übrig  bleiben,  als  sich  zu  fügen  ^^). 


86)  Kleinwächter,  ,,Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  im  Jahre  1872", 
S.  48  fif. 

87j  ,, Times"  vom  8.  April  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  ,,The  Lock-out  of  thc  Agri- 
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out  of  the  Agricultural  Labourers",  wo  namentlich  auch  darauf  hingewiesen  wird  ,  dass 
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Eine  geradezu  erheiternde  Rolle  spielt  in  dieser  Angelegenheit  der 
Herzog  von  Rutland.  Am  8.  Mai  1874,  nachdem  speziell  die  vorlie- 
gende Frage  in  den  Tagesblättern  bereits  längst  in  allen  Tonarten  va- 
riirt  worden  war,  erliess  derselbe  ein  Zirkular  an  die  Arbeiter  auf 
seinen  Gütern,  in  Avelchem  er  ihnen  auseinandersetzt,  dass  es  für  das 
Verhältniss  zwischen  Farmer  und  Arbeiter  nur  zwei  Prinzipien  giebt, 
das  „mercantile"  und  das  „confidential''.  Bisher  war  das  letztere  das 
vorherrschende,  dieses  ist  das  bessere  und  darum  hoffe  er  (der  Her- 
zog), werde  es  auch  in  Zukunft  so  bleiben.  Diese  Emanation  blieb 
selbstverständlich  ganz  erfolglos.  Der  Berichterstatter  der  „Times", 
der  das  Zirkular  mittheilt,  bemerkt  dazu,  dass  die  Logik  des  Herzogs 
bei  den  Arbeitern  absolut  nicht  verfangen  wolle.  Wenige  Tage  später 
veröÖentlichte  die  „Times"  einen  au  ihren  Herausgeber  gerichteten, 
n)it  „A  Peer"  unterzeichneten  Brief,  der  das  Zirkular  einer  scharfen 
Kritik  unterzieht  und  darauf  hinweist,  wie  Unrecht  der  Herzog  hat, 
wenn  er  in  einer  Zeit,  in  der  alle  Klassen  sich  in  den  verschiedensten 
Vereinen  zusammenschliessen,  dem  ländlichen  Arbeiter  allein  die  Be- 
rechtigung hiezu  absprechen  will.  Endlich  bespricht  auch  die  „Times" 
das  Rutland'sche  Schreiben  in  einem  eigenen  Leitartikel  und  bemerkt 
mit  feiner  Ironie:  „Der  Herr  Herzog  hat  ganz  Recht,  es  giebt  in  der 
That  nur  jene  beiden  Prinzipien,  aber  die  Arbeiter  haben  sich  ja 
längst  ganz  entschieden  für  das  mercantile  principle  ausgesprochen^^)." 

Missgritfe  kamen  in  dem  grossen  Streite  wohl  auf  beiden  Seiten 
vor,  sie  erklären  sich  aber  zum  Theil  durch  die  historische  Entwicke- 
lung^'').  Zunächst  sind  die  Arbeiter  von  dem  Vorwurfe  der  Unüber- 
legtheit nicht  freizusprechen.  Die  Industrie-Arbeiter  erwägen  —  wie 
die  „Times"  sehr  richtig  hervorhebt  —  die  Verhältnisse  sehr  genau, 
ehe  sie  es  zu  einem  Streik  kommen  lassen.  Sie  informiren  sich  vor- 
her über  die  Lage  des  Waaren-  wie  des  Arbeitsmarktes,   sie  berück- 


88)  „Times"  vom  13.  Mai  1874,  pag.  5:  „The  Duke  of  Rutland  on  the  Lock-out." 
—  „Times"  vom  15.  Mai  1874,  pag.  7 :  ,,The  Lock-out."  (Brief  von  A  Peer  „to  the 
Editor  of  the  Times".)  —  ,, Times"  vom  14.  Mai  1874,  pag.  9,  Leitartikel  :  ,,The  Lock- 
out  of  Farm  Labourers." 

89)  „Times"  vom  9.  April  1874,  pag.  5:  ,,Thc  Lock-out  of  the  Agricultural  La- 
bourers." —  „Times"  vom  10.  April  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  ,,The  Lock-out  of  Agri- 
cultural Labourers."  —  „Times"  vom  14.  April  1874,  pag.  10:  ,,The  Lock-out  of  the 
Farm  Labourers."  —  ,, Times"  vom  8.  Mai  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  ,,The  Strike  of 
Farm  Labourers."  —  „Times"  vom  10.  Juni  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  ,,Tiie  Lock-out 
of  Farm  Labourers."  —  ,, Times"  vom  28.  Juli  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  „The  Agri- 
cultural Lock-out."  —  „Times"  vom  19.  August  1874,  pag.  8:  ,,The  Farmers  and  La- 
bourers.'-  —   ,, Times"  vom  21.  August   1874,  pag.  8  :    ,, The  Farmers  aud   the  Labourers." 
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sichtigen  die  Zahliingslahigkeit  des  Arbeitgebers,  sie  erwägen  die  mög- 
liche Dauer  des  Streiks  und  bereclmen  die  wahrscheinlichen  Kosten 
desselben  u.  dgl.  ni.  Das  Alles  aber  Hessen  die  Führer  der  beiden 
Unions  unberücksichtigt.  Sie  begannen  den  Streik  im  möglichst  un- 
günstigen Momente,  nachdem  die  Felder  im  Frühjahre  bereits  bestellt, 
die  Farmers  somit  am  meisten  in  der  Lage  waren  der  Arbeiter  ent- 
rathen  zu  können.  Sie  hoilten  auf  die  Uncntbehrlichkeit  der  Arbeiter 
namentlich  während  der  Ernte,  zogen  aber  nicht  in  Erwägung,  dass 
in  den  östlichen  Giafschaften  ein  verhältnissmässiger  üeberschuss  an 
Arbeitskräften  vorhanden  war  und  dass  die  Farmers  bei  entsprechen- 
der Acnderung  des  Wirthschaftsbetriebes  —  wie  der  Erfolg  es  lehrte  — 
einen  bedeutenden  Theil  ihrer  früheren  Arbeiter  gänzlich  und  auf  die 
Dauer  entbehren  konnten.  Sie  forderten  höhere  Löhne,  kein  Einziger 
unter  ihnen  aber  wusste,  wie  viel  der  Arbeiter  mit  Hinzurechnung  der 
verschiedenen  Neben-Emolumente  effektiv  verdiente.  Endlich  zogen  sie 
die  Möglichkeit  des  Misslingens  nicht  gehörig  in  Betracht  und  uuter- 
liesscn  es  demgemäss  die  Rückzugslinic  genügend  zu  sichern,  denn  als 
der  Streit  thatsächlich  einen  für  die  Arbeiter  ungünstigen  Ausgang 
nahm,  zeigte  es  sich,  dass  das  für  diesen  Fall  bereit  gehaltene  Mit- 
tel ,  die  Auswanderung ,  seine  Dienste  theilweise  versagte.  Ein  guter 
Theil  der  Arbeiter  war  nicht  zur  Auswanderung  zu  bewegen,  und  es 
blieb  daher  diesen  Leuten  nichts  Anderes  übrig,  als  an  die  Milde 
ihrer  alten  Herren  zu  appelliren  und  wieder  unter  den  früheren  Be- 
dingungen Beschäftigung  zu  suchen. 

Ein  anderer,  nicht  minder  grosser  Fehler  der  Arbeiter  war  der, 
dass  sie  in  der  Auswahl  der  mit  der  Agitation  betrauten  Persönlich- 
keiten nicht  genug  vorsichtig  waren.  Dass  ein  Agitations-Komite  über- 
all bestellt  werden  muss,  wo  es  gilt  die  Massen  aus  ihrer  natürlichen 
Trägheit  aufzurütteln,  ist  selbstverständlich,  und  ebenso  begreiflich 
ist  es,  dass  die  Agitatoren  etwas  lebhaftere  Farben  auftragen  müssen, 
wenn  sie  reussiren  wollen.  Einige  schärfere  Worte,  hie  und  da  ge- 
braucht, wären  daher  den  Agitatoren  nicht  verübelt  worden;  allein 
dieselben  traten  —  wie  von  dem  Berichterstatter  der  „Times"  bemerkt 
wird  —  zum  guten  Theile  viel  zu  schroff"  und  verletzend  auf.  Die 
Folge  davon  war  die,  dass  die  Farmers  nur  um  so  mehr  erbittert 
wurden  und  dass  die  Beilegung  des  Streites  unnöthiger  Weise  er- 
schwert wurde. 

Freilich  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  für  diese  Fehler  auch 
wieder  Entschuldigungsgründc  vorliegen.  Die  Gewerkschaften  der  länd- 
lichen Arbeiter  datiren  bekanntlich  erst  vom  Jahre  1872,   sie  haben 
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daher  eine  sehr  geringe  Erfahrung  hinter  sich,  und  dies  lässt  es  er- 
Idärlieh  ersduiinen,  (hiss  sie  gewisseruuissen  kopfüber  sich  in  den  Streik 
hineinstürzten,  ohne  die  silmmtlichen  Nebenunistänile  gehörig  zu  er- 
wägen. Und  wenn  ein  Theil  ihrer  Führer  auf  den  ötientlichen  Mee- 
tings unül)erlegte  Reden  führte,  so  darf  man  nicht  vergessen,  einmal, 
dass  die  hindlichen  Arbeiter  an  IMhlung  den  industriellen  Arbeitern 
bedeutend  nachstehen,  dann  aber,  dass  die  Arbeiter  auch  wieder  durch 
das  Schrotte  Auftreten  der  Farmers  gereizt  waren.  Der  Berichterstat- 
ter der  „Times"  bemerkt  nicht  mit  Unrecht,  dass  ein  Theil  der  Schuld 
das  aus  Parlamentsmitgliedern  und  sonstigen  hervorragenderen  Persön- 
lichkeiten bestehende  Berathungs-Komite  treffe,  welches  namentlich 
der  National  Labourers'  Union  zur  Seite  steht  und  seinen  mässigendeu 
Einfluss  nicht  genügend  zur  Geltung  brachte. 

Auf  der  anderen  Seite  trugen  aber  auch  die  Farmers  nicht  min- 
der Schuld  an  dem  akuten  Charakter  des  Streites  als  die  Arbeiter. 
Wer  mit  halbwegs  unbefangenem  Blicke  das  oben  mitgetheilte  Schrei- 
ben liest,  in  welchem  die  Mitglieder  der  Exning  and  Alderton  Labou- 
rers'  Union  am  22.  Februar  1874  ihre  Arbeitgeber  um  eine  Aufbesse- 
rung ihrer  materiellen  Lage  baten,  wird  zugeben  müssen,  dass  das- 
selbe allem  Anderen  mehr  ähnlich  sieht,  als  einer  Kriegserklärung. 
Es  enthielt  thatsächlich  weiter  nichts  als  die  bescheidene  Bitte  um 
Erhöhung  der  Löhne  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  eventuell  — 
wenn  die  Farmers  nicht  geneigt  wären  dies  sofort  zu  bewilligen  — 
um  Veranstaltung  einer  gemeinsamen  Besprechung  dieser  Frage.  In- 
dustrie-Unternehmer hätten  kaum  ein  Bedenken  getragen  jene  Zusam- 
menkunft zu  veranstalten,  um  in  leidenschaftsloser  Weise  die  ganze 
Angelegenheit  mit  ihren  Arbeitern  zu  besprechen.  Die  Farmers  da- 
gegen wurden  bei  dem  blossen  Anblicke  eines  den  Stempel  der  Ge- 
werkschaft tragenden  Schriftstückes  förmlich  kopfscheu  und  griffen  so- 
fort zum  äussersten  Mittel,  zum  Lock-out. 

Allerdings  darf  man  auch  hier  wieder  die  verschiedenen  Neben- 
umstäude  nicht  vergessen,  welche  auf  die  Handlungsweise  der  Farmers 
bestimmend  einwirkten.  Zunächst  waren  die  Letzteren  —  wie  der 
Berichterstatter  der  „Times"  mittheilt  —  seit  dem  Jahre  1872  in 
einer  gewissen  Erregung.  Seit  jener  Zeit  nämlich  trieben  sich  in  den 
östlichen  Grafschaften  verschiedene  dubiose  Charaktere  als  Delegirte 
der  Unions  herum,  welche  kontinuirlich  in  einer  nichts  weniger  als  ver- 
söhnlichen Weise  gegen  die  Farmers  agitirten  und  bei  jeder  Gelegen- 
heit die  Arbeiter  aufforderten  sie  möchten  durch  Arbeitseinstellungen 
während   der  Erntezeit  günstigere  Lohnbedingungen   erzwingen.     Die 
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Farmers  waren  sodann  in  Arbeitsstreitigkeiten  nicht  minder  Neulinge 
als  ihre  Arbeiter.  Industrie-Unternehmer  sind  in  derartigen  Angele- 
genheiten erfahren,  sie  ziehen  alle  möglichen  Eventualitäten  in  Be- 
tj-acht  und  sind  daher  eher  zu  Unterhandlungen  oder  zur  Nachgiebig- 
keit geneigt.  Hiezu  kommt,  dass  in  der  Industrie  der  persönliche 
Verkehr,  sowohl  zwischen  den  einzelnen  Unternehmern  wie  zwischen 
dem  Unternehmer  und  seinen  Arbeitern  weit  weniger  intensiv  ist,  so 
dass  bei  etwaigen  Streitigkeiten  von  einer  persönlichen  Erregung  oder 
Leidenschaftlichkeit  nicht  leicht  die  Rede  sein  kann.  Anders  hinge- 
gen bei  den  Landwirthen.  Sie  verkehren  mit  einander  auf  jedem  Wo- 
chenmarkte, sie  kennen  sich  daher  alle  persönlich  und  sind  mit  ein- 
ander befreundet,  so  dass  sich  ein  gewisser  Esprit  de  corps  unter 
ihnen  herausgebildet  hat,  und  demgemäss  kommt  es  häufig  vor,  dass 
der  Farmer  aus  Rücksicht  auf  seine  Kollegen  nicht  zur  Nachgiebigkeit 
zu  bewegen  ist,  wo  der  Fabrikant  ohne  Weiteres  nachzugeben  bereit 
ist.  Ausserdem  kommt  der  Farmer  mit  seinen  Arbeitern  täglich  in 
unmittelbare  Berührung  und  kann  es  demgemäss  weit  weniger  vertra- 
gen ,  wenn  zwischen  ihn  und  seine  Leute  ein  Dritter,  die  Union ,  sich 
einschiebt.  Es  ist  somit  erklärlich,  dass  die  Farmers  mit  einer  ge- 
wissen leidenschaftlichen  Erbitterung  an  die  schwebende  Frage  heran- 
traten, und  dass  dann  auch  wieder  der  Streit  einen  viel  schroöeren 
Charakter  annahm,  als  dies  in  der  Industrie  vielleicht  der  Fall  gewe- 
sen wäre. 

Ungeachtet  aller  dieser  Missgrilfe,  die  auf  beiden  Seiten  begangen 
wurden,  und  ungeachtet  der  grossen  materiellen  Verluste,  welche  so- 
wohl die  Arbeiter  als  auch  die  Farmers  erlitten,  kann  aber  doch  nicht 
geleugnet  werden,  dass  der  in  Rede  stehende  Streit  von  sehr  wohl- 
thätigen  Folgen  für  beide  Theile  begleitet  war,  weil  er  wie  ein  Ge- 
witter gleichsam  die  Luft  gereinigt  und  grössere  Klarheit  in  die  Si- 
tuation gebracht  hat  ^  ^). 

Zunächst  wurden  die  Arbeiter,  welche  vorher  in  ihrer  Vereinze- 
lung eine  träge,  unorganische  und  unwissende  Masse  bildeten,  durch 
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die  Gewerkschaftsbowcgung  aufgerüttelt  und  organisirt.  Sie  wurden 
veranlasst  zu  lesen ,  über  ihre  Lage  nachzudenken  und  einen  höheren 
Standard  of  life  anzusti-eben ;  ihr  Klassenbe\Yusstsein  wurde  geweckt 
und  ihr  Kraftgetuhl  gesteigert.  Andererseits  aber  wurden  sie  durch 
die  lange  Dauer  und  den  für  sie  unglücklichen  Ausgang  des  Streites 
belehrt,  dass  man  leichtsinnigen  Versprechungen  nicht  leicht  Glauben 
schenken  darf,  dass  beispielsweise  die  Unions  weder  den  Grund  und 
Boden  verschenken  können,  noch  Anstalten  zur  lebenslänglichen  Ver- 
sorgung unbeschäftigter  Arbeiter  sind;  sie  haben  ferner  erfahren,  dass 
die  Farmers  nicht  so  leicht  zu  besiegen  sind  und  dass  ein  guter  Theil 
der  vorhandenen  Arbeitskräfte  überschüssig  war  und  durch  Maschinen 
ersetzt  werden  konnte.  Mit  einem  Worte:  die  Arbeiter  haben  werth- 
volle  Erfahrungen  gemacht  und  sehr  viel  gelernt. 

Der  Streit  brachte  den  Arbeitern  aber  zugleich  auch  materielle 
Vortheile.  Er  war  die  Veranlassung  einer  umfassenden  Auswanderung ; 
durch  dieselbe  wurde  ein  namhafter  Theil  der  überschüssigen  Arbeits- 
kräfte entfernt  und  die  Möglichkeit  für  eine  bessere  Entlohnung  der 
Zurückgebliebenen  geschaffen.  Es  wurde  ferner  die  Beseitigung  der 
den  Arbeitern  verhassten  perquisites  und  die  Einführung  eines  mehr 
kaufmännischen  Modus  der  Entlohnung  wenigstens  angeregt  und  an- 
gebahnt. Weiter  wurden  durch  den  Streit  die  Farmers  zu  der  Ueber- 
zeugung  gebracht,  dass  irgend  Etwas  zur  Verbesserung  der  Lage  der 
Arbeiter  geschehen  müsse.  Auf  mehr  als  einem  Meeting  der  Farmers 
wurde  davon  gesprochen,  dass  Benefit  Societies  für  die  Arbeiter  ge- 
gründet werden  müssen.  Zwar  ging  hiebei  die  Absicht  der  Farmers 
lediglich  dahin,  ein  Konkurrenz-Unternehmen  neben  die  Unions  hin- 
zustellen, indem  sie  hofften,  dass  ein  Theil  ihrer  Leute  es  vorziehen 
würde  der  Unterstützungskasse  statt  der  Gewerkschaft  beizutreten^ 
immerhin  aber  lag  diesem  Beginnen  die  Ueberzeugung  zu  Grunde,  dass 
auch  von  Seite  der  Arbeitgeber  Etwas  für  die  Arbeiter  gethan  werden 
müsse.  Endlich  hatte  der  Streit  auch  noch  die  gute  Folge,  dass  die 
Arbeiter  energischer  zu  arbeiten  anfingen.  Der  Berichterstatter  der 
„Times"  hatte  früher  wiederholt  bemerkt,  dass  die  Arbeiter  im  Süd- 
osten des  Landes  ihren  Kollegen  im  Norden  an  Leistungsfähigkeit  weit 
nachstehen,  dagegen  sagt  er  nach  Beendigung  des  Streites,  dass  die 
Farmers  allseitig  den  grösseren  Fleiss  ihrer  Arbeiter  rühmen. 

In  ähnlicher  Weise  machten  sich  die  günstigen  Rückwirkungen 
des  Streites  auch  auf  Seite  der  Farmers  bemerkbar.  Bekanntlich  war 
in  den  östlichen  Grafschraften  ein  gewisser  Schlendrian  im  Betriebe 
der  Landwirthschaft  vorherrschend   und  wurde  Seitens  der  Farmers 
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>Yeiiig  auf  eine  gehörige  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  gesehen.  Dies 
wurde  durch  den  Streit  gründlieh  geändert.  Die  Noth  an  Arbeitern 
zwang  die  Farmers  arbeitsparende  Maschinen  einzuführen  und  die  we- 
nigen Arbeitskräfte  gehörig  auszunutzen.  Zugleich  aber  lernten  die 
Farmers  die  Arbeit  besser  würdigen.  Die  Berichte  der  „Times"  er- 
zählen, dass  im  April  die  Farmers  häufig  mit  ihren  Söhnen  selbst  ihre 
Felder  bestellten  und  stolz  darauf  waren,  wenn  sie  ein  gutes  Stück 
Arbeit  fertig  gebracht  hatten,  und  dadurch  wurde  ein  doppelter  Vor- 
theil  erzielt.  Einmal  war  diese  Arbeit,  weil  sie  von  gebildeten  Leuten 
geleistet  wurde,  besser  als  die  der  ungebildeten  Landarbeiter,  und  die 
Farmers  lernten  auf  diese  Weise  aus  der  Praxis,  was  ein  tüchtiger 
Mann  im  Tage  schatfen  kann.  Dann  aber  überzeugten  sich  die  Far- 
mers aus  eigener  Anschauung,  wie  sauer  die  Feldarbeit  ist,  und  muss- 
ten  dadurch  nothwendig  geneigter  werden  einen  fleissigen  Arbeiter 
auch  entsprechend  zu  entlohnen.  Endlich  lernten  die  Farmers  ihre 
Arbeiter  respektiren.  Im  Verlaufe  des  langen  Kampfes  wurde  es  ihnen 
klar,  dass  die  Gewerkschaften,  auf  deren  Seite  überdies  die  Sympa- 
thien des  Publikums  in  ganz  England  sich  befanden,  denn  doch  eine 
Achtung  gebietende  Macht  repräsentirten ,  und  sie  kamen  allmählich 
zu  der  Einsicht,  dass  es  nicht  länger  angehe  die  Arbeiter  wie  un- 
mündige Kinder  am  Gängelbande  zu  führen. 

Eine  andere  Folge  des  Streites  war  die,  dass  beide  Parteien  we- 
sentlich gefestigt  aus  demselben  hervorgingen.  Wohl  hatten  die  Far- 
mers gehofft,  dass  es  ihnen  gelingen  würde  die  Unions  zu  vernichten 
und  kam  es  in  der  That  auch  mehrfach  vor,  dass  die  Arbeiter  schon 
während  der  Aussperrung  und  noch  mehr  nach  Beendigung  derselben 
ihre  Mitgliedskarten  vernichteten  und  aus  der  Gewerkschaft  austra- 
ten ,  allein  derartige  Fälle  blieben  im  Grossen  und  Ganzen  doch  nur 
vereinzelt  und  wurden  durch  die  grosse  Zahl  der  Beitrittserklärungen, 
namentlich  während  der  Dauer  des  Streites  mehr  als  aufgewogen.  Ein 
Gleiches  war  der  Fall  auf  Seite  der  Farmers.  Auch  hier  wird  wie- 
derholt berichtet,  dass  neue  Mitglieder  den  bestehenden  Farmers'  De- 
fence  Associations  beitraten  oder  dass  neue  derartige  Vereine  gegrün- 
det wurden  ^  ^).  Die  Bewegung  blieb  jedoch  dabei  nicht  stehen,  denn 
ebenso  wie  unter  den  Arbeitern  machte  sich  auch  unter  den  Arbeit- 
gebern das  Bedürfniss  nach  einer  einheitlichen  Organisirung  der  ein- 
nen  Arbeitgeber- Vereine  fühlbar.    Leider  sind  die  bezüglichen  Mitthei- 


91)  ,, Times"  vom  23.  April  1874,  pag.  10:  „The  Lock-out  of  Farm  Laboürers."  — 
„Times"  vom  11.  Mai  1874,  pag.  8:  ,,The  Lock-out  of  Farm  Laboürers  "  —  ,, Times" 
vom  23.  Juni   1874,  pag   10:   ,,The  Lock-out  of  Farm  Laboürers." 


—    113    — 

lungen  der  „Times"  über  diesen  Punkt  nicht  hinlänglich  deutlich.  An 
einer  Stelle '^^j  wird  erwähnt,  dass  in  Xorfolk  eine  derartige  Verbin- 
dung der  Arbeitgeber- Vereine  besteht,  jeder  der  dortigen  Arnienver- 
bände  (Poor  Law-  Union)  bildet  eine  besondere  Farmers'  Association, 
und  jede  der  letzteren  entsendet  einen  Delegirten  in  den  Zentral-Aus- 
schuss,  der  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  regelt.  An  einer  zwei- 
ten Stelle  wird  mitgetheilt  ^^),  dass  analog  der  National  Agricultural 
Labourers'  Union  eine  National  Farmers'  Association  und  zwar  gleich- 
falls mit  dem  Sitze  in  I-eamington  gegründet  wurde,  welche  die  sämmt- 
lichen  einzelnen  Associations  zu  einem  ganz  England  umfassenden 
Runde  vereinigen  soll.  Endlich  sagt  eine  dritte  Mittheilung  ^^),  dass 
die  Farmers'  Association  in  den  fünf  Grafschaften:  Suftblk,  Norfolk, 
Cambridge,  Huntingdon  und  Essex  beschlossen  haben  ein  East  Anglian 
Farmers'  Central  Board  of  Consultation  zu  errichten,  welches  aus  De- 
legirten der  einzelnen  Farmers'  Associations  gebildet  werden  und  die 
Aufgabe  haben  sollte  „to  discuss  and  advise  on  all  questions  affecting 
the  interests  of  such  Associations  without  prejudice  to  the  independent 
action  of  each,  but  with  a  view  to  secure  one  uniform  course  of  po- 
licy  so  far  as  practicable."  Gleichzeitig  heisst  es  an  dieser  Stelle, 
dass  die  Idee  einer  weitergehenden  Vereinigung  der  Landwirthe  an- 
geregt wurde,  dass  dieselbe  aber  abgelehnt  wurde,  weil  der  Betrieb 
der  Landwirthschaft  in  den  verschiedenen  Grafschaften  viel  zu  un- 
gleichartig ist  und  derartige  Vereinigungen  nur  Bezirke  mit  möglichst 
ähnlichem  Wirthschaftsbetriebe  umfassen  können.  —  Ganz  übereinstim- 
mend sind  diese  Notizen  zwar  nicht,  so  viel  aber  steht  jedenfalls  fest, 
dass  Verbindungen  der  einzelnen  Arbeitgeber- Vereine  im  Jahre  1874 
thatsächlich  angeknüpft  wurden. 

Eine  festere  Organisation  beider  Parteien  war  somit  jedenfalls  das 
Resultat  des  Kampfes,  allein  deshalb  darf  man  nicht  annehmen,  dass 
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die  beiderseitigen  Vereinigungen  etwa  die  Gcsamnitheit  der  Arbeiter, 
beziehentlich  der  Farmers  umfassten.  Es  waren  vielmehr  auch  nach 
Beendigung  des  Streites  die  Arbeiter  wie  die  Farmers  von  diesem 
Ziele  noch  sehr  weit  entfernt.  Für  Suffolk  theilt  der  Berichterstatter 
einige  Ziöern  mit.  Hiernach  betrug  die  Zahl  der  Gewerkvereinler  da- 
selbst etwa  6 — 7000  Mann,  während  der  Census  pro  1871  die  Zahl 
der  dortigen  ländlichen  Arbeiter  mit  38.85G  Mann  angiebt,  so  dass 
etwa  IG  bis  20  Prozent  der  Arbeiter  den  verschiedenen  Unions  ange- 
hören würden.  Noch  ungünstiger  stellt  sich  das  Verhältniss  bei  den 
Farmers.  Der  Berichterstatter  schätzt  die  Zahl  der  Mitglieder  der 
Farmers'  Associations  in  Suflfolk  auf  höchstens  650,  während  die  Ge- 
sammtzahl  der  Landwirthe  daselbst  nach  dem  erwähnten  Census  4654 
betrug,  was  gar  nur  14  bis  15  Prozent  repräsentiren  würde ^•''). 

Hervorzuheben  wäre  schliesslich,  dass  die  Arbeiter  nach  beendig- 
tem Streite  mit  Energie  an  die  Verbesserung  ihrer  Lage  gingen.  Auf 
einem  am  17.  September  1874  in  Peterborough  abgehaltenen  Meeting 
des  Exekutiv-Ausschusses  der  Peterborough  District  Labourers'  Union 
(eines  Zweigvereines  der  „Federal")  konstatirte  der  Vorsitzende,  Mr. 
Benjamin  Taylor  (nicht  zu  verwechseln  mit  Mr.  Henry  Taylor,  dem 
Generalsekretär  der  „National"),  dass  unter  den  Mitgliedern  der  Union 
zahlreiche  Konsum- Vereine  namentlich  für  den  Bezug  von  Fleisch  und 
Kohle,  ferner  verschiedene  Kranken-  und  Unterstützungskassen  ge- 
gründet wurden.  Gleichzeitig  wurde  die  Gründung  eines  „central  ge- 
neral  störe",  eines  Konsum-Gross-Vereines,  welcher  die  verschiedenen 
Artikel  im  Grossen  einkaufen  und  an  die  einzelnen  Konsum-Vereine 
abgeben  sollte,  ferner  die  Errichtung  einer  genossenschaftlichen  Farm 
angeregt^''). 

Mit  dem  in  Rede  stehenden  grossen  Streite,  der  bekanntlich  in 
den  letzten  Tagen  des  Juli  zu  Ende  ging,  war  jedoch  die  Bewegung 
unter  den  ländlichen  Arbeitern  nicht  abgethan,  sie  zog  sich  vielmehr 
bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1874  hin,  wenn  auch  ein  weiterer  Streik 
oder  Lock-out  nicht  mehr  zu  verzeichnen  ist. 

Zunächst  rief  es  eine  nicht  unbedeutende  Aufregung  hervor,  als  zu 
Ende  September  nach  einer  ausserordentlich  günstigen  Ernte  die  Farmers 
in  den  östlichen  Grafschaften  anfingen  die  Löhne  ihrer  Arbeiter  um  1  s. 
pro  Woche  herunterzusetzen^').     Die  Arbeiter  zwar  blieben  vorläufig 
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ruhig,  lediglich  Seitens  der  Federal  Union  wurde  beschlossen  neue 
Geldmittel  aufzubringen,  um  eine  weitere  Auswanderung  der  Arbeiter 
in  Sccne  zu  setzen-'^).  Dagegen  hatte  diese  Massregel  der  Faimers 
eine  förmliche  Fluth  von  Briefen  „to  the  Editor  of  thc  Times"  zur 
Folge,  in  welchen  einerseits  die  Freunde  der  Arbeiter  ihre  Entrüstung 
über  diesen  Schritt  der  Farmers  aussprachen,  während  andererseits 
die  Letzteren  sich  durch  den  Hinweis  auf  die  sinkenden  Getreidepreise 
zu  rechtfertigen  suchten.  Gegen  Ende  Oktober  sodann  begannen  auch 
wieder  die  Arbeiter  sich  zu  regen,  indem  sie  den  Versuch  machten 
die  Bewegung  aus  dem  Osten  von  England  nach  dem  Westen  zu  über- 
tragen. Ihre  Absicht  ging  vorläufig  nicht  dahin  einen  Streik  der  dor- 
tigen Arbeiter  hervorzurufen,  denn  davon  ist  nirgends  die  Rede,  aber 
Anhänger  wollten  sie  daselbst  werben,  denn  von  dieser  Zeit  ab  wur- 
den in  Devonshire  und  Soraersetshire  zahlreiche  Meetings  der  ländli- 
chen Arbeiter  abgehalten,  auf  denen  namentlich  Delegirte  der  National 
Labourers'  Union  die  Lage  der  Arbeiter  im  Allgemeinen  und  insbe- 
sondere die  Frage  der  Agrarverfassung  in  England  erörterten"^). 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  wirthschaftlichen  Ansichten, 
die  von  den  einfachen  Landarbeitern  bei  verschiedenen  Anlässen  aus- 
gesprochen wurden. 

So  sagte  Mr.  Arch  auf  einem  am  23.  April  1874  in  London  ab- 
gehaltenen Meeting:  „Die  Arbeit  ist  keine  Waare  wie  etwa  Eisen  oder 
Kohle."  10  0) 

Aehnlich  sagte  Mr.  Henry  Taylor,  der  Generalsekretär  der  Na- 
tional Labourers'  Union,  auf  einem  am  28.  April  1874  in  Newmarket 
abgehaltenen  Meeting  ^ "  i) : 

„Die  Volkswirthe  lehren  uns,  dass  der  Arbeitslohn  lediglich  durch 
das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  regulirt  werde.  Ich  bin  gern 
bereit  dieses  Gesetz  mit  seinen  Konsequenzen  zu  akzeptiren,  voraus- 
gesetzt,  dass  es  unter  billigen  Bedingungen  angewendet  wird,    d.  h. 

Harvest",  Brief  des  Professor  Fawcett  „to  the  Editor  of  the  Times".  —  „Times"  vom 
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wenn  es  die  Löhne  reguliren  soll,  so  muss  vollständige  Freiheit  für 
den  Käufer  wie  für  den  Verkäufer  von  Arbeit  vorhanden  sein.  Vor 
dem  Beginne  der  gegenwärtigen  Gewerkschaftsbewegung  war  von  einer 
Freiheit  des  Arbeitsverkäufers  keine  Eede.  Wollte  der  Arbeiter  nicht 
um  den  vom  Farmer  festgesetzten  Lohn  arbeiten,  so  konnte  er  ein- 
fach verhungern.  Er  konnte  nicht  einmal  fortziehen,  weil  er  in  der 
Regel  bis  über  die  Ohren  in  Schulden  steckte  und  überdies  wusste 
der  Arbeiter  nicht  einmal,  was  fünf  Meilen  weiter  in  der  Welt  vor- 
ging. Erst  durch  die  Gewerkvereine  wurden  die  Bedingungen  geschaf- 
fen, unter  welchen  von  einer  Freiheit  des  Arbeitsangebotes  und  von 
einer  unbehinderten  Wirksamkeit  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nach- 
frage auf  dem  Arbeitsmarkte  überhaupt  die  Rede  sein  kann.  Der  Ge- 
werkverein erst  sagt  dem  Arbeiter,  wo  er  höheren  Lohn  erzielen  kann 
und  bietet  ihm  die  Mittel  jene  Orte  aufzusuchen.  Der  Gewerkverein 
entlastet  den  Arbeitsmarkt  von  den  überschüssigen  Arbeitskräften  und 
schützt  die  Arbeiter  vor  der  Tyrannei  der  Arbeitgeber.  Die  Farmers 
sahen  sehr  wohl  ein  und  mussten  selbst  zugestehen,  dass  ein  Ueber- 
schuss  an  Arbeitsaugebot  vorhanden  war,  aber  trotzdem  sahen  sie  es 
ungern,  dass  die  Arbeiter  die  Gegend  verliessen.  .  .  .  Ein  Arbeiter, 
der  der  Union  nicht  angehört,  kann  über  seine  Arbeitskraft  nicht  frei 
verfügen;  ein  freier  Arbeitsvertrag  ist  überhaupt  nur  denkbar,  wenn 
die  beiden  Kontrahenten  auf  gleicher  Basis  einander  gegenüberstehen, 
diese  Basis  aber  kann  für  den  Arbeiter  einzig  und  allein  nur  durch 
den  Gewerkverein  geschaffen  werden,  und  nur  dieser  bietet  der  Arbeit 
die  Möglichkeit,  als  ebenbürtiger  Kontrahent  mit  dem  Kapitale  zu 
paktiren." 

In  demselben  Sinne  äusserte  sich  Mr.  Ball,  ein  ländlicher  Arbeiter 
und  Delegirter  der  National  Labourers'  Union,  auf  einem  am  19.  Ok- 
tober 1874  in  dem  Dörfchen  Broad  Clyst  bei  Exeter  in  Devonshire 
abgehaltenen  Meeting.    Er  sagte  ^^^): 

„Es  ist  widersinnig  zu  behaupten,  dass  der  Lohn  des  ländlichen 
Arbeiters  ausschliesslich  durch  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
regulirt  werde.  Ein  derartiges  Gesetz  kann  lediglich  dort  seine  Wirk- 
samkeit entfalten,  wo  vollständige  Gleichheit  auf  beiden  Seiten  vor- 
handen ist,  w'o  der  Arbeitskäufer  volle  Freiheit  hat  die  angebotene 
Arbeit  zu  kaufen  oder  zurückzuweisen,  und  wo  der  Arbeiter  die  glei- 
che Freiheit  hat  seine  Leistung  zu  verkaufen  oder  zurückzuhalten.  So 
lange  aber  der  Arbeiter  keiner  Union  angehört,  ist  von  einer  Gleich- 
heit gegenüber  dem  Kapitale  keine  Rede." 
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Kann  mau  diese  Anschauungen  gewisscrmassen  nur  als  blossen 
Kathedcrsozialisnius  bezeichnen,  so  fehlt  es  auch  andererseits  nicht 
an  Aeusserungen,  welche  schon  ganz  sozialdemokratisch  genannt  wer- 
den müssen.  Dieselben  betreuen  die  Frage  der  Vertheilung  des  Grund- 
eigenthums,  eine  Frage,  mit  welcher  sich  die  Landarbeiter  bereits  im 
Jahre  1872  beschäftigt  hatten  und  die  auch  1874  neuerdings  wieder 
ventilirt  wurde. 

So  sagte  Mr.  Arch  auf  einem  am  20.  Juni  1874  in  Manchester 
abgehaltenen  öffentlichen  Arbeiter-Meeting  ^^  3); 

„Wenn  sich  die  Arbeiter  zusammen thun  und  das  Land  aufkaufen 
und  gemeinschaftlich  bearbeiten  würden,  was  würde  die  Folge  hievon 
sein?    Ich  behaupte,  ohne  Widerspruch  zu  befürchten,  dass  der  Grund 
und  Boden  in  Englanti,  wenn  er  gehörig  kultivirt  wird,  im  Stande  ist 
alle  Lebensmittel  um  40  Prozent  billiger  zu  liefern,   als  dies  gegen- 
wärtig der  Fall  ist.     Man  frage  nur  die  grossen  Landwirthe  und  man 
wird  sich  überzeugen,  dass  die  Bodenproduktion  in  England  in  stäti- 
ger  Abnahme  begriffen  ist.     Die  Ursache  hievon  liegt  lediglich  darin, 
dass  der  Grundbesitz  monopolisirt  ist;  weil  er  monopolisirt  ist,  wird 
der  Boden  nicht  gehörig  angebaut  und  müssen  die  Leute  in  den  Städten 
ihre  Lebensmittel  theuer  kaufen.  .  .  .    Wenn  dagegen  die  Lebensmit- 
tel um  mindestens  30 — 40  Prozent  billiger  würden,   könnten  die  In- 
dustriearbeiter um  etwa  30  Prozent  billiger  arbeiten,  und  könnte  dann 
wieder  der  Fabrikant  seine  Artikel  um  etwa  25  Prozent  billiger  ver- 
kaufen. ...    Ich  will  den  Grund  und  Boden  nicht  konfisziren.    Der 
Marquis  of  Bristol  hat  mir  zwar  jüngst  vorgeworfen,   dass  ich  den 
Kommunismus  predige,  dies  ist  jedoch  nicht  richtig.    Ich  habe  ledig- 
lich von  7.000.000  acres  of  common  land  gesprochen,  welche  dem  Volke 
allmählich  entzogen  wurden,  und  der  Marquis  of  Bristol  hat  mir  hier- 
auf erwidert,  dass  dieses  Land  durch  Parlamentsakte  genommen  wurde, 
und  dass  es  demgemäss  ein  geheiligtes  Eigenthum  derjenigen  bilde, 
welche  es  rechtmässig  erworben  haben.  —    Nun,   wenn  die  Arbeiter 
dereinst  das  allgemeine  Stimmrecht  haben  werden,  und  sie  werden  es 
erlangen,  so  werden  sie  wahrscheinlich  den  Spiess  gegen  den  Marquis 
of  Bristol  kehren  und  ihm  sagen:   gut,  wenn  jenes  common  land  sei- 
ner Zeit  durch  eine  geheiligte  Parlamentsakte  dem  Volke  entzogen 
wurde,  so  wollen  wir  es  nun  durch  eine  nicht  minder  geheiligte  Par- 
lamentsakte dem  Volke  wieder  zurückgeben." 

Aehnliche  Gedanken  wurden  auf  dem  von  etwa  1500  Personen 
besuchten  Meeting  ländlicher  Arbeiter  am  21.  Oktober  1874  in  Wel- 
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lington  (in  Somcrsetshirc)  ausgesprochen.  Gleich  der  erste  Redner, 
der  liev.  F.  llastings  (a  Congregationalist  minister  aus  Weston-super- 
]\Iare),  wies  darauf  hin,  dass  die  eine  Hälfte  von  England  sich  im 
Besitze  von  lediglich  150  Personen  befinde.  Er  (Redner)  wolle  just 
nicht  die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  befürworten  und  sei  ganz 
einverstanden,  wenn  man  den  reichen  Leuten  den  Löwenantheil  am 
Grund  und  Boden  belasse,  aber  andererseits  sei  es  nur  billig,  dass 
auch  dem  ländlichen  Arbeiter  ein  kleiner  Antheil  hieran  gewährt 
würde.  Schliesslich  befürwortet  der  Redner  die  Verleihung  des  Stimm- 
rechtes an  die  Arbeiter.  Der  zweite  Redner,  Mr.  F.  W.  Newman, 
von  dem  die  „Times"  bemerkt,  er  sei  besser  unter  dem  Namen  „Pro- 
fessor Newman"  bekannt,  besprach  die  Agrargesetzgebung  in  Preus- 
sen,  Oesterrcich  und  Russland  und  wies  darauf 'hin,  wie  überall  auf 
dem  Kontinent  dafür  gesorgt  wurde,  dass  die  ehemaligen  leibeigenen 
und  landlosen  Arbeiter  zu  kleinen  freien  Grundeigenthümern  empor- 
steigen konnten.  Alle  diese  Staaten  seien  dadurch  mächtig  geworden, 
nur  England  allein  bilde  eine  Anomalie,  weil  es  keinen  freien  Bauern- 
stand besitze.  Zur  Abhilfe  schlug  der  Redner  folgendes  Mittel  vor. 
Er  sagte:  Gladstone  hat  bekanntlich  in  England  eine  Erbschaftssteuer 
eingeführt,  welche  auch  vom  Grundvermögen  gewisse  Prozente  for- 
dert. Man  nehme  nun  diese  Steuer  nicht  in  Geld,  sondern  in  Grund 
und  Boden,  so  wird  der  Staat  in  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  einen 
sehr  ausgedehnten  Grundbesitz  in  seinen  Händen  konzentriren,  den 
er  sodann  an  die  Landarbeiter  abtreten  kann. 

Der  Spezialkorrespondent  der  „Times"  bespricht  diese  Frage  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  in  mehreren  („peasant  farming"  überschrie- 
benen)  Berichten  und  ebenso  wird  dieselbe  in  einem  Leitartikel^*'*) 
behandelt,  der  jedoch  zu  dem  Resultate  gelangt,  dass  an  einen  bäuer- 
lichen Landwirthschaftsbetrieb  heutzutage  in  England  nicht  mehr  zu 
denken  sei.  Noch  vor  einer  Generation  —  heisst  es  daselbst  unge- 
fähr —  gab  es  in  England  eine  verhältnissmässig  grosse  Zahl  kleiner 
bäuerlicher  Landwirthe,  sie  verschwinden  jedoch  immer  mehr  und 
mehr,  weil  sie  keine  genügenden  Kenntnisse  und  kein  genügendes  Ka- 
pital besitzen,  mit  Einem  Worte  weil  auch  auf  dem  Gebiete  der  Land- 
wirthschaft  die  Verhältnisse  zum  Grossbetriebe  hindrängen. 

Die  „Times"  stellt  sich  hiebei  auf  den  Standpunkt  der  Man- 
chesterschule, welche  so  gern  die  Volkswirthschaft  mit  der  Privat- 
wirthschaft  identifizirt.  Thut  man  dies,  so  ist  allerdings  gegen  die 
heutige  Entwickelung   der  liandwirthschaft  nichts   einzuwenden.    Ist 
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üümlicli  der  Grund  und  Boden  ein  Spekulationsobjekt  wie  jede  andere 
Waarc,  ist  er  lediglich  Erwerbsvermögen,  so  ist  es  ganz  selbstver- 
ständlich, dass  der  Landwirth,  wenn  er  im  Konkurrenzkampfe  nicht 
untergehen  will,  trachten  muss  aus  seinen  Grundstücken  die  möglichst 
hohe  Rente  hei-auszuschlagen.  Er  muss  Maschinen  anwenden,  weil 
ihre  Leistung  billiger  ist  als  die  Handarbeit  und  weil  an  eine  ent- 
sprechende Verzinsung  der  Maschinen  beim  Kleinbetriebe  nicht  zu  den- 
ken ist,  so  muss  er  trachten  zum  Grossbetriebe  überzugehen.  Der 
Landwirth  muss  ferner  für  seine  Produkte  den  besten  Markt  aufsuchen 
und  sein  Getreide  nach  der  Stadt  senden,  wenn  er  dort  höhere  Preise 
erzielen  kann  als  in  seiner  unmittelbaren  Nachbarschaft,  und  ebenso 
muss  er  etwa  vom  Ackerbau  zur  Viehzucht  übergehen,  wenn  er  für 
seine  Person  dabei  besser  herauskommt.  Ist  die  Prämisse  richtig,  so 
ist  gegen  die  Folgerungen  aus  derselben,  wie  gesagt,  nichts  einzuwen- 
den. Nur  darf  man  dabei  nicht  übersehen,  dass  der  privatökonomisch 
vollendetste  Betrieb  der  Landwirthschaft  sich  möglicher  Weise  mit 
den  Interessen  der  Gesammtheit  oder  eines  namhaften  Theiles  der  Be- 
völkerung in  Widerspruch  setzen  kann,  mit  anderen  Worten,  dass  die 
Interessen  der  Privatwirthschaft  nicht  nothwendig  mit  denen  der  Volks- 
wirthschaft  harmoniren  müssen  —  und  das  ist  es,  was  die  Arbeiter 
mehr  oder  weniger  deutlich  empfinden.  Wenn  beispielsweise  eine  neu 
eröffnete  Eisenbahn  es  dem  Grundbesitzer  ermöglicht  sein  Getreide 
nach  einer  entfernteren  Stadt  zu  versenden,  so  profitirt  er,  weil  er 
nunmehr  höhere  Preise  erzielt,  und  profitiren  die  Städter,  weil  sie 
bilhgeres  Getreide  erhalten ,  aber  dieser  Profit  geht  zum  guten  Theile 
auf  Kosten  der  Arbeiter  der  betreffenden  Gegend,  weil  sie  ihr  Brot 
nunmehr  theuerer  bezahlen  müssen  als  früher.  Und  ebenso  kann  es 
dem  Grundbesitzer  unter  Umständen  —  z.  B.  beim  Uebergang  vom 
Ackerbau  zur  Viehzucht  —  erwünscht  sein,  sogar  den  Rohertrag  sei- 
nes Bodens  zu  vermindern,  wenn  seine  Produktionskosten  dadurch  in 
noch  stärkerem  Masse  herabgedrückt  werden.  Er  profitirt  dabei  un- 
streitig, weil  sein  Reinertrag  wächst,  die  Gesammtheit  aber  muss  den 
Ausfall  tragen. 

Schliesslich  wäre  hier  nur  noch  die  Jahresversammlung  der  Na- 
tional Agricultural  Labourers'  Union  zu  erwähnen,  welche  in  den  er- 
sten Tagen  des  Juni  1874  in  Leamington  abgehalten  wurde  ^'^  5).  Die 
Verhandlungen  bezogen  sich  vorwiegend  auf  den  damals  noch  obschwe- 
benden  Streit,    und  bringen  in  dieser  Beziehung  wenig  Neues.     Be- 
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incrkeuswcrth  wäre  allcüfalls,  dass  mehrere  Delegirte  ihr  Missfalleu 
über  die  Beilegung  des  Streites  in  Lincolnshire  äusserten  und  dass 
dabei  über  „die  falschen  Freunde  der  Arbeiter"  geklagt  wurde.  Die 
„Times"  berichtet  über  diese  Verhandlungen  sehr  summarisch  und  be- 
merkt an  dieser  Stelle  lediglich,  es  scheine,  dass  die  bezüglichen  Aus- 
gleichsverhandlungen von  den  Mitgliedern  des  Londoner  Komite's  von 
Arbeiterfreunden  über  die  Köpfe  der  Arbeiter  hinweg  mit  den  Far- 
mers geführt  wurden. 

Die  weiteren  Verhandlungen  bezogen  sich  auf  die  Gründung  der 
Unterstützungs-  und  Krankenkasse,  auf  die  Zulassung  der  Frauen  und 
das  Verhältniss  der  National  zur  Föderal  Union,  Die  Gründung  der 
Unterstützungs-  und  Krankenkasse,  welche  bekanntlich  auf  der  Jah- 
resversammlung im  Jahre  1873  besprochen  und  vertagt  worden  war, 
wurde  diesmal  beschlossen.  Die  Aufnahmen  von  Frauen  in  die  Union 
wurde  zwar  angeregt  und  des  Längeren  diskutirt,  sie  wurde  jedoch 
schliesslich  abgelehnt.  Bezüglich  des  letzten  Punktes  wurde,  nach- 
dem mehrere  Unzukömmlichkeiten  erwähnt  worden  waren,  welche  den 
Arbeitern  durch  das  Nebeneinander-Bestehen  der  beiden  Unions  er- 
wuchsen, beschlossen,  den  Exekutiv- Ausschuss  zu  ermächtigen,  er 
möge  dahin  wirken,  dass  eine  Verschmelzung  beider  Unions  angebahnt 
werde.  Selbstverständlich  fehlten  auch  wieder  die  üblichen  Resolutio- 
nen nicht,  welche  die  Ertheilung  des  Stimmrechtes  an  die  Arbeiter 
befürworteten.  Bei  diesem  Anlasse  brachte  Mr.  J.  C.  Cox,  einer  der 
Delegirten,  ein  originelles  Mittel  in  Vorschlag.  Er  meinte  nämlich, 
die  Vorstände  der  einzelnen  Vereine  möchten  die  Arbeiter  so  lange 
vom  Eintritte  in  die  Miliz  abhalten,  bis  das  Parlament  sich  ent- 
schliessen  würde  dem  Wunsche  der  Bevölkerung  nachzukommen  und 
das  allgemeine  Stimmrecht  zu  dekretiren. 

Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder,  welche  zu  Ende  Mai  1873 
71.835  betrug,  wird  in  dem  vorgetragenen  Jahresberichte  zu  Ende  Mai 
1874  mit  86.214  Mann  beziffert.  Dieselben  verth eilen  sich  auf  37  Zweig- 
vereine (districts)  und  1480  Ortsvereine  (branches).  Ausserdem  er- 
wähnt der  Jahresbericht  der  Auswanderung,  Seitens  der  Union  wur- 
den während  des  abgelaufenen  Vereinsjahres,  d.  i.  vom  1.  April  1873 
bis  31.  März  1874,  zur  Förderung  der  Auswanderung  6463  1.  veraus- 
gabt. Die  Zahl  der  ländlichen  Arbeiter,  welche  durch  die  Bemühun- 
gen der  Union  in  der  erwähnten  Periode  zur  Auswanderung  veranlasst 
wurden,  wird  auf  rund  25.000  Personen,  darunter  7 — 8000  Mitglieder 
der  National  Labourers'  Union,  veranschlagt. 
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IV. 
Diverse  Streitigkeiten. 

1.    Die  Amalgamated  Association  of  Enginccrs. 

Dieser  mächtigste  aller  englischen  Ge^Yerkvercine  befand  sich  — 
wie  die  „Times"  sagt  —  seit  mehreren  Jahren  in  einem  fortwäliren- 
den  kleinen  Kriege  mit  den  Arbeitgebern.  Gegenstand  dieses  Kampfes 
war  weniger  die  Höhe  der  Löhne,  als  vielmehr  die  sonstigen  Modali- 
täten des  Arbeits-Kontraktes:  die  Festsetzung  der  Arbeitszeit,  die  Ein- 
führung des  Zeitlohnes  an  Stelle  des  Stücklohnes,  der  Lohn  für  die 
Ueberarbeitszeit ,  die  Verwendung  der  Arbeiter  und  der  Jungen  bei 
den  Maschinen,  die  Zahl  der  Lehrlinge,  die  eine  Fabrik  beschäftigen 
darf,  die  Fixirung  eines  Maximums  von  Arbeit,  das  der  einzelne  Ar- 
beiter in  einer  bestimmten  Zeit  leisten  darf,  u.  dgl.  m.  Bisher  waren 
die  Arbeiter  aus  diesen  kleinen  Scharmützeln  fast  regelmässig  als  Sie- 
ger hervorgegangen,  seit  dem  Ende  des  Jahres  1872  dagegen  hatten 
allmählich  die  Maschinenfabrikanten  angefangen  einen  Arbeitgeberbund 
zu  bilden,  um  auch  ihrerseits  als  geschlossene  Masse  den  geeinigten 
Arbeitern  entgegenzutreten.  In  Folge  dessen  hatten  denn  die  Arbeiter 
von  der  Mitte  des  Jahres  1873  eine  Reihe  kleinerer  Niederlagen  zu 
verzeichnen.  So  hatten  die  Arbeiter  in  den  Maschinenfabriken  von 
Nottingham  die  Beseitigung  des  Stücklohnes  und  die  Einführung  eines 
ihnen  günstigeren  Entlohnungssystems  für  die  Ueberarbeitszeit  ver- 
langt ;  ihre  Forderungen  scheiterten  jedoch  an  der  Festigkeit  der  geei- 
nigten Arbeitgeber.  In  Sheffield  hatten  etwa  1000  Maschinenbauer 
Ende  Juni  1873  eine  Erhöhung  der  Löhne  von  2  s.  wöchentlich  (von 
32  auf  34  s.  pro  Woche)  verlangt  und  die  Arbeit  eingestellt,  als  ihnen 
dies  verweigert  wurde.  Der  Streik  zog  sich  bis  Ende  September  hin 
und  endigte  damit,  dass  Seitens  der  Employers'  Association  die  gebe- 
tene  Lohnerhöhung  nur  in  einer  einzigen  Maschinenfabrik  zugestanden 
wurde.  In  Bradford  hatten  die  Former  einer  grossen  Giesserei  die 
Arbeit  eingestellt,  weil  der  Besitzer  ihnen  nicht  die  Fixirung  des  Ar- 
beitsmaximums pro  Arbeiter  zugestehen  wollte,  sie  wurden  jedoch  einfach 
aus  der  Fabrik  entlassen  und  durch  Non-Union-j\Ien  ersetzt.  Und  nicht 
besser  erging  es  den  Maschinenbauern  in  Manchester,  die  im  August 
eine  Lohnerhöhung  von  2  s.  gefordert  hatten.    Die  Angelegenheit  wurde 
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einem  Schiedsrichter   vorgelegt,    dessen  Ausspruch  zu  Ungunsten   der 
Arbeiter  ausfiel  ^). 

Einen  etwas  grösseren  Umfang  nahm  diese  Bewegung  gegen  das 
Ende  des  Jahres  1873  in  London  an.  Schon  im  August  hatten  die 
Arbeiter  einer  der  dortigen  Maschinenfabriken  eine  Erhöhung  der 
Löhne  von  36  auf  38  s.  pro  Woche  verlangt,  und  als  ihnen  dies  nicht 
be^Yilligt  wurde,  stellten  sie  am  6.  Oktober  1873  die  Arbeit  ein.  Die 
Londoner  MitgHeder  der  Amalgamated  Association  of  Engineers  ver- 
anstalteten hierauf  verschiedene  Versammlungen,  auf  welchen  jedesmal 
der  Beschluss  gefasst  wurde,  dass  es  nunmehr  au  der  Zeit  sei,  dass 
in  London  die  Wochenlöhne  der  Maschinenbauer  auf  38  s.  (als  Mini- 
mallohn) erhöht  würden.  Die  Arbeiter  beriefen  sich  namentlich  dar- 
auf, dass  die  Zimraerleute  und  Tischler  in  London  fast  allgemein  2  1. 
6  d.  >YOchentlich  verdienten,  und  dass  daher  die  Maschinenbauer,  die 
doch  zur  filite  der  Arbeiter  gehören,  wohl  berechtigt  seien  ein  Lohn- 
miuimum  von  38  s.  zu  fordern.  Mr.  Allan,  der  Sekretär  und  das  gei- 
stige Haupt  der  Amalgamated  Association  of  Engineers,  missbilligte 
zwar  in  einem  an  die  Londoner  Zweigvereine  gerichteten  Schreiben 
dieses  Vorgehen,  die  Londoner  Maschinenbauer  Hessen  sich  jedoch  da- 
durch nicht  abhalten,  sondern  verschickten  um  den  Anfang  November 
ihre  Zirkularien  an  die  Arbeitgeber,  in  denen  sie  allgemein  um  die 
gedachte  Lohnerhöhung  baten.  Einige  40  Firmen  zeigten  sich  in  der 
That  auch  sofort  bereit  die  Lohnerhöhung  zuzugestehen,  die  übrigen 
jedoch  verweigerten  dies  und  demgemäss  wurde  in  den  betreffenden 
Fabriken  die  Arbeit  eingestellt.  Die  Arbeitgeber  erklärten  sich  bereit 
jeden  einzelnen  Arbeiter  individuell  zu  behandeln  und  ihm  je  nach 
seiner  Tüchtigkeit  eventuell  einen  höheren  Lohn  zuzugestehen,  sie  wei- 
gerten sich  jedoch  ganz  entschieden  die  Arbeiter  gewissermassen  als 
Korporation  zu  behandeln  und  die  Löhne  für  die  ganze  Masse  dersel- 
ben um  die  geforderten  2  s.  zu  erhöhen.  Die  Arbeiter  versuchten 
zwar  —  wie  gesagt  —  ihre  Forderung  zu  erzwingen,  als  sie  aber  sa- 

1)  Vgl.  „Times"  vom  1.  November  1873,  pag.  10:  „Engineers'  Trade  Disputes." 
—  Ferner  auch  „Times"  vom  7.  Juni  1873,  pag.  9:  ,,Threatened  Strike."  —  ,, Times" 
vom  2.  Juli  1873,  pag.  7:  ,, Strike  of  Engineers."  —  ,, Times"  vom  5.  Juli  1873,  pag.  11: 
,,The  Engineers'  Strike  at  Sheffield."  —  ,, Times"  vom  28.  Juli  1873,  pag.  6:  „The 
Engineers'  Strike  at  Sheffield."  —  ,,Bee-Hive"  vom  2.  August  1873,  pag.  5:  ,, The  Shef- 
field Engineers."  —  ,, Times"  vom  16.  September  1873,  pag.  5  :  ,,The  Engineers' Strike 
at  Sheffield."  —  ,,Bee-Hive"  vom  4.  Oktober  1873,  pag.  4:  ,,The  Engineers'  Strike  at 
Sheffield."  —  Dann:  „Times"  vom  20.  August  1873,  pag.  10:  „Lock-out  in  the  En- 
gineering Trade."  —  „Times"  vom  23.  August  1873,  pag.  7:  „The  Manchester  En- 
gineering Trade." 
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heil,  dass  ihnen  der  Streik  niehts  nutzte,  nahmen  sie  um  den  10.  Ja- 
nuar 1874  ihre  Beschäftigung  unter  den  von  den  Masters  angebotenen 
Modalitäten  wieder  auf.  BemerkensNverth  ist,  dass  der  vorhin  erwähnte 
Brief  Mr.  Allan's  einen  förmlichen  Sturm  von  Entrüstung  unter  den 
Londoner  Maschinenbauern  hervorrief  und  dass  auf  verschiedenen  Mee- 
tings harte  Worte  (wie  „Tyrann",  „Autokrat"  &c.)  gegen  den  bewähr- 
ten Leiter  des  Gewerkvereins  fielen  ^). 

üeber  den  Stand  der  Anialgamated  Association  of  Engineers  fin- 
den sich  zwei  Notizen  in  der  „Times"  ^),  Hiernach  betrug  zu  Ende 
1872  die  Zahl  der  Mitglieder  41.075.  Das  gesammte  Einkommen  wäh- 
rend dieses  Jahres  betrug  105.373  1.  14  s.  5  d. ,  die  Ausgabe  G3.390  1. 
5  s.  2  d.,  das  verfügbare  Vermögen  am  Schlüsse  des  Jahres  158.313  1. 
12  s.  1  d.  Am  1.  Januar  1874  war  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  42.382, 
das  verfügbare  Vermögen  auf  200.923  1.  gestiegen.  Die  Summe,  wel- 
che von  der  Gesellschaft  während  der  23-jährigen  Periode  ihres  Be- 
standes zur  Unterstützung  ihrer  Mitglieder  verausgabt  worden  war, 
beziti'erte  sich  mit  561.827  1. 

Am  18.  Oktober  1874  verlor  die  Amalgamated  Association  of  En- 
gineers ihren  Begründer  und  seitherigen  Führer,  Mr.  Allan,  durch 
den  Tod,  er  wurde  am  20.  Oktober  unter  grossem  Gepränge  in  Lon- 
don beerdigt  ^). 

2.    Die  Eisenbahnbediensteten. 
Die  Bewegung   unter   den  Bediensteten   der  verschiedenen  Eisen- 
bahnen war  keine  besonders  lebhafte,  ruht  aber  auch  nicht  während 


2)  ,, Times"  vom  10.  Oktober  1873,  pag.  10:  „Strike  of  London  Engineers."  — 
„Times"  vom  1.  November  1873,  pag.  10:  ,, Engineers  Trade  Disputes."  —  ,, Times" 
vom  4.  November  1873,  pag.  5:  ,,Tlie  Engineers."  —  ,, Times"  vom  24.  November 
1873,  pag.  9:  ,, Strike  of  Engineers."  -r  ,, Times"  vom  9.  Dezember  1873,  pag.  9:  ,, En- 
gineers' Minimum  Wage  Movement."  —  „Times"  vom  22.  Dezember  1873,  pag.  10: 
„The  Engineers  Advance  of  Wages."  —  ,, Times"  vom  29.  Dezember  1873,  pag.  8: 
,,Tlie  Engineers'  Strike  and  Lock-out."  —  ,, Times"  vom  3.  Januar  1874,  pag.  8:  ,,The 
Engineers'  Strike  and  Lock-out."  —  ,, Times"  vom  5.  Januar  1874,  pag.  10:  ,,Tlie  Dis- 
pute in  the  Engineering  Trade."  —  „Times",  vom  7.  Januar  1874,  pag.  11:  ,,A  Co- 
operative  Worksliop."  —  ,, Times"  vom  8.  Januar  1874,  pag.  5:  ,, London  Eniployers 
of  Operative  Engineers."  —  ,, Times"  vom  9.  Januar  1874,  pag.  5:  ,,The  Engineers' 
Dispute."  —  „Times"  vom  12.  Januar  1874,  pag.  5:  „Engineers'  Disputes."  —  ,, Ti- 
mes" vom  13.  Januar  1874,  pag.  5:  „The  Engineers'  Dispute,"  und  ebendas.  pag.  7: 
,, London  Employers  in  the  Iron  Trade." 

3)  „Times"  vom  10.  Juni  1873,  pag.  13:  ,,The  Amalgamated  Engineers'  Society." 
—  ,, Times"  vom  28.  Mai  1874,  pag.   9:  „Conference  of  Amalgamated  Engineers." 

4)  „Times"  vom  21.  Oktober  1874,  pag.  7  :  „A  Trades'  Union  Funeral." 
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dur  beiden  Jahre  1873  und  1874.  Sie  vollzieht  sich  der  Hauptsache 
nach  in  denselben  ruhigen  und  gemässigten  Formen,  die  wir  bereits 
im  Jahre  1872  kennen  gelernt  haben.  Die  Bahnbediensteten  hielten 
Versammlungen  ab,  auf  welchen  sie  ihre  Beschwerden  vorbrachten, 
um  dieselben  sodann  in  der  Form  eines  Gesuches  um  Abhilfe  bei  der 
betreffenden  Bahndirektion  zu  überreichen.  Die  Beschwerden  und  die 
Bitten  sind  im  Wesen  die  nämlichen  wie  im  Jahre  1872.  Noch  immer 
wird  berichtet,  dass  bei  einzelnen  Bahnen  die  Arbeitsstunden  des  Per- 
sonales übermässig  lang  sind  und  zwischen  14  bis  17  Stunden  täglich 
schwanken,  während  die  Löhne  der  niedrigen  Bahnarbeiter  nur  16  bis 
22  s.  pro  Woche  betragen.  Auch  einzelne  Fälle  werden  mitgetheilt, 
in  denen  die  Leute  bis  zu  32  Stunden  auf  ihrem  Posten  sein  mussten. 
Die  Bitte  geht  regelmässig  dahin,  dass  die  Arbeitszeit  für  den  ein- 
zelnen Tag  auf  10  Stunden  fixirt  werde,  dass  die  Wochenlöhne  um  1 
bis  2  s.  erhöht  werden  und  dass  für  die  Ueberarbeit  (namentlich  den 
Nachtdienst)  und  die  Sonntagsarbeit  ein  etwas  höherer  Lohn  bewilligt 
werden  möge  ^).  Einzelne  Streiks  kamen  wohl  auch  vor,  dieselben 
waren  jedoch  von  keiner  Bedeutung  ^). 

3.  Die  Baugewerke. 
Das  Jahr  1872  hatte  bekanntlich  einen  grossen  Streik  der  Lon- 
doner Bauhandwerker  zu  verzeichnen ').  Die  Tischler,  Zimmerleute, 
Maurer  und  Steinmetzen  hatten  damals  die  Herabsetzung  der  Arbeits- 
stunden von  56 V2  auf  51  pro  Woche  und  eine  Erhöhung  der  Löhne 
von  8  d.  auf  9  d.  pro  Stunde  angestrebt,  es  gelang  ihnen  aber  nur 
zum  Theile  diese  ihre  Forderungen  zu  realisiren.  Der  dreimonatliche 
Streik  des  Jahres  1872  wurde  zu  Ende  August  durch  ein  Kompromiss 

5)  „Times"  vom  31.  März  1873,  pag.  9:  „Railway  Servants."  —  „Times"  vom 
2.  Mai  1873,  pag.  10:  ,, Railway  Servants."  —  ,,Times"^vom  13.  Olitober  1873,  pag.  9: 
,, Railway  Servants  and  the  Hours  of  Labour."  —  „Times"  vom  14.  Februar  1874, 
pag.  9:  ,,Overworket  Railway  Servants."  —  ,, Times"  vom  5.  März  1874,  pag.  6:  „The 
Grievances  of  Railway  Servants."  —  „Times"  vom  7.  Mai  1874 ,  pag.  5 :  „Railway 
Servants."  —  „Times"  vom  16.  November  1874,  pag.   11:  ,,Sunday  Labour." 

6)  ,, Times"  vom  13.  Mai  1873,  pag.  11:  ,,The  Wages  Movement."  —  ,, Times" 
vom  23.  Mai  1873,  pag.  9:  ,,The  Wages  Movement."  —  „Times"  vom  3.  Juni  1873, 
pag,  5:  „Strike  on  the  Great  Western  Railway."  —  ,, Times"  vom  5.  Juni  1873,  pag.  9: 
,,The  Strike  on  the  Great  Western  Railway."  —  „Times"  vom  7.  Juni  1873  ,  pag.  9  : 
„The  Strike  on  the  Great  Western  Railway."  —  „Times"  vom  16.  Juni  1873,  pag.  7: 
„The  Strike  on  the  Great  Western  Railway." 

7)  Vgl.  Kleinwächter:  ,,Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  im  Jahre 
1872"  S.  55  ff. 
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beigelegt  und  wurde  die  Arbeitszeit  auf  52^2  Stunden  pro  Woche, 
der  Lohn  auf  P^^j.,  d.  pro  Stunde  festgesetzt.  Die  Arbeiter  fügten  sich 
damals  nur  widerwillig  und  in  der  festen  Absicht  diese  Zugeständ- 
nisse der  Arbeitgeber  nur  als  eine  Art  Abschlagszahlung  hinzuneh- 
men, um  bei  der  nächsten  günstigen  Gelegenheit  mit  ihren  Restfor- 
derungen  von  Neuem  hervorzutreten.  Dies  geshah  denn  auch  beim 
Beginne  der  nächsten  Bau-Saison. 

Im  März  1873  verschickten  die  Bauhandwerker  Zirkulare  an  ihre 
Arbeitgeber,  in  welchen  sie  um  die  Erhöhung  der  Löhne  von  8^2  auf 
9  d.  pro  Stunde  ersuchten  (von  der  weiteren  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit ist  keine  Rede  mehr).  Zu  einer  Arbeitseinstellung  und  beziehent- 
lich -Aussperrung  verspürten  beide  Theile  nur  geringe  Neigung,  weil 
ihnen  die  unangenehmen  Wirkungen  eines  derartigen  Krieges  noch  zu 
frisch  im  Gedächtnisse  standen,  und  demgemäss  wurde  diesmal  die 
Frage  im  Wege  der  Unterhandlungen  —  wenn  auch  mit  einigen  Schwie- 
rigkeiten —  gütlich  ausgetragen.  Die  Arbeitgeber  beantworteten  jenes 
Zirkular  der  Arbeiter  mit  einem  Schreiben,  in  welchem  sie  darauf 
hinwiesen,  dass  die  Arbeiter  ihr  Verlangen  nach  einem  höheren  Wo- 
chenverdienst durch  eine  entsprechende  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
sehr  leicht  realisiren  könnten.  Da  dieses  Ansinnen  von  den  Arbeitern 
selbstverständlich  zurückgewiesen  wurde,  so  erklärten  sich  die  Arbeit- 
geber bereit  die  Lohnerhöhung  im  künftigen  Jahre,  vom  1.  März  1874 
ab  zuzugestehen  —  ein  Vorschlag,  den  die  „Times"  in  einem  ihrer 
Berichte  geradezu  als  unvernünftig  bezeichnet,  indem  sie  sehr  richtig 
hervorhebt,  dass  die  Bau-Unternehmer  heute  noch  gar  nicht  beurthei- 
len  können,  wie  sich  die  Bau-Saison  im  nächsten  Jahre  in  London 
gestalten  wird  und  dass  sie  daher  heute  auch  nicht  wissen  können, 
ob  sie  im  künftigen  Jahre  auch  wirklich  im  Stande  sein  werden  die 
versprochenen  höheren  Löhne  zu  bezahlen.  Ueber  das  neuerliche  An- 
drängen der  Arbeiter  gingen  dann  die  Bau-Unternehmer  abermals  einen 
kleinen  Schritt  weiter  und  erklärten  die  Lohnerhöhung  schon  in  die- 
sem Jahre  bewilligen  zu  wollen,  wenn  die  Arbeiter  eine  Arbeitsstunde 
zugeben  und  am  Sonnabend  bis  1  Uhr  Nachmittags  (statt  wie  bisher 
bis  12  Uhr  Mittags)  bei  der  Arbeit  bleiben  wollten. 

An  diese  letztere  Bedingung  klammerten  sich  die  Arbeitgeber  mit 
einer  ganz  unbegreiflichen  Zähigkeit,  indem  sie  geltend  machten,  dass 
ihnen  die  Lohnzahlung  um  12  Uhr  fast  unüberwindliche  Schwierigkei- 
ten verursache.  Es  sei,  sagten  sie,  für  den  Bau-Unternehmer  zu  ris- 
kant, wenn  er  sein  Geld  bereits  am  Freitag  vom  Banquier  holen  las- 
sen und  über  die  Nacht  vom  Freitag  zum  Sonnabend  in  seinem  Bureau 


—    126    — 

verwahren  soll.  Der  Bau-Unternehmer  könne  daher  sein  Geld  erst  am 
Sonnabend  Morgen  beim  Banqiiier  abholen;  dann  müsse  er  es  zählen, 
abtheilen  und  an  die  verschiedenen  Bauplätze  —  wo  sich  eben  die 
Arbeiter  befinden  —  versenden  und  dies  könne  mit  Rücksicht  auf  die 
ungeheuere  Ausdehnung  von  London  nicht  in  der  kurzen  Zeit  bis 
12  Uhr  Mittags  bewerkstelligt  werden.  Gegenüber  dem  Vorschlage  die 
Lohnzahlung  am  Freitage  vorzunehmen,  wandten  die  Arbeitgeber  — 
vielleicht  nicht  mit  Unrecht  —  ein,  dass  dies  nicht  möglich  sei,  weil 
dann  ein  Theil  der  Arbeiter,  und  namentlich  die  Handlanger,  am  Sonn- 
abend Morgen  entweder  gar  nicht  oder  betrunken  auf  den  Bauplatz 
kämen,  so  dass  der  Tag  für  die  Arbeit  so  gut  wie  verloren  wäre. 

Die  Arbeiter  ihrerseits  sahen  hierin  nichts  Anderes  als  die  Ab- 
sicht der  Arbeitgeber  die  Arbeitsstunden  zu  verlängern  und  erklärten 
auf  verschiedenen  Zusammenkünften  auf  das  alleren tschiedenste,  dass 
sie  auf  diese  Forderung  der  Bau-Unternehmer  nie  und  nimmer  einge- 
hen würden.  Endlich  nach  langen  und  wiederholten  Verhandlungen 
und  nachdem  die  Arbeiter  bereits  ernstlich  Miene  gemacht  hatten  die 
Arbeit  einzustellen,  gaben  die  Arbeitgeber  nach  und  beschlossen  auf 
einer  am  18.  Juli  1873  abgehaltenen  Versammlung  die  Forderungen 
der  Arbeiter  zu  bewilligen,  und  zwar  in  der  Art,  dass  der  erhöhte 
Lohn  vom  2.  August  ab  in  Wirksamkeit  treten,  ferner  dass  die  Lohn- 
zahlung auf  den  Bauplätzen  am  Sonnabend,  wenn  auch  nicht  mit  dem 
Glockenschlage  zwölf,  so  doch  wenigstens  so  bald  nach  12  Uhr  ge- 
schehen solle,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  Entfernung  des  Bau- 
platzes eben  möglich  sei.  Die  „Times"  bemerkt  in  einem  ihrer  Be- 
richte, dass  die  Arbeitgeber  sehr  widerwillig  und  nur  in  Anbetracht 
der  überaus  regen  Bau-Saison  nachgaben  ^). 


8)  „Times"  vom  1.  April  1873,  pag.  5:  „The  Building  Trade."  —  „Times"  vom 
24.  Mai  1873,  pag.  5:  „Another  Building  Strike."  —  „Times"  vom  17.  Juni  1873, 
pag.  8:  „The  London  Building  Trades."  —  „Times"  vom  18.  Juni  1873,  pag.  7:  ,,The 
Building  Trade."  —  „Times"  vom  19.  Juni  1873,  pag.  5:  „The  Threatened  Strike  in 
the  Building  Trade."  —  ,, Times"  vom  5.  Juli  1873,  pag  5:  ,,The  Building  Trade."  — 
,, Times"  vom  9.  Juli  1873,  pag.  5:  ,,The  Dispute  in  the  Building  Trade."  —  „Times" 
vom  10.  Juli  1873,  pag.  14:  ,,The  Building  Trade."  —  „Times"  vom  15.  Juli  1873, 
pag.  12:  ,,The  Building  Trade  Dispute."  —  ,, Times"  vom  IG.  Juli  1873,  pag.  5:  „The 
Dispute  in  the  Building  Trade."  —  ,, Times"  vom  17.  Juli  1873,  pag.  7:  ,,The  Dispute 
in  the  Building  Trade."  —  „Times"  vom  18.  Juli  1873,  pag.  5:  ,,The  Dispute  in  the 
Biijlding  Trade."  —  „Times"  vom  19.  Juli  1873,  pag.  10:  ,,The  Dispute  in  the  Buil- 
ding Trade."  —  „Times"  vom  21.  Juli  1873,  pag.  13:  ,,The  Dispute  in  the  Buil- 
ding Trade."  —  „Times"  vom  11.  August  1873,  pag.  12:  ,,The  London  Building 
Trade." 
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Vollständig  war  die  Angelegenheit  damit  noch  nicht  erledigt,  denn 
die  zugestandene  Lohnerli()hung  bezog  sich  lediglich  auf  die  haupt- 
sächlichsten Bauhandwerker,  die  Tischler,  Zinnnerleute,  Maurer  und 
Steinmetzen.  Nach  diesen  -traten  dann  die  minder  bedeutenden  Bau- 
hand\Yerker  auf,  die  Zimmermaler,  die  Stuckateure,  die  Pflasterer,  die 
Handlanger  u.  dgl.  m.  und  forderten  auch  ihrerseits  eine  Erhöliung 
ihrer  Löhne  um  V2  ^-  P^'^  Stunde.  Die  Frage  wurde,  da  die  Haupt- 
frage einmal  entschieden  war,  in  ziemlich  koulanter  Weise  abgewickelt; 
nach  einigen  kurzen  Verhandlungen  wurde  auch  diese  gebeteue  Lohn- 
erhöhung von  den  Arbeitgebern,  und  zwar  vom  1.  September  1873  ab 
zugestanden ''). 

In  einem  Leitartikel  über  den  in  Rede  stehenden  Konflikt  streift 
die  „Times"  einmal  das  Wesen  der  heutigen  kapitalistischen  Produk- 
tion, ohne  sich  übrigens  dessen  bewusst  zu  sein,  dass  sie  damit  eigent- 
lich den  wunden  Punkt  des  ganzen  Systems  berührt.  Das  Blatt  be- 
spricht'") die  Konferenz  der  Arbeitgeber  vom  18.  Juli  und  den  da- 
selbst gefassten  Beschluss,  dass  die  höheren  Löhne  zwar  bewilligt, 
aber  erst  mit  dem  2.  August  in's  Leben  treten,  also  noch  für  14  Tage 
hinausgeschoben  werden  sollen,  und  sagt  dann:  „Für  die  Arbeiter  war 
„dieser  Aufschub  eigentlich  nicht  der  Rede  werth,  da  die  Differenz 
„für  den  Einzelnen  kaum  die  Höhe  eines  Tagelohnes  erreichte,  wäh- 
„rend  die  grossen  Bau-Unternehmer  dadurch  sehr  bedeutende  Summen 
„ersparten."  Hierin  liegt  thatsächlich  ein  gut  Stück  des  heutigen 
Wirthschaftssystems  und  gar  häufig  bestehen  die  enormen  Gewinnste 
der  Grossunternehmer  so  wie  der  Grosshändler  in  derartigen  „klei- 
nen" und  „unfühlbaren"  Beträgen,  die  dem  einzelnen  Arbeiter  an  sei- 
nem Lohne  abgezwackt,  oder  die  auf  das  einzelne  Stück  der  Waare 
aufgeschlagen  werden.  Nur  darf  man  es  dann  den  Arbeitern  nicht 
verübeln,  wenn  sie  sich  gegen  eine  derartige  „ganz  unmerkliche"  Lohn- 
verkürzung sträuben. 

Im  Uebrigen  wäre  für  das  Jahr  1873  nur  noch  zu  berichten,  dass 
im  Januar  die  Bau-Unternehmer  in  Leamington,  wo  die  Arbeiter  gleich- 
falls kürzere  Arbeitsstunden  und  höhere  Löhne  forderten,  beschlossen, 
nach  dem  Vorbilde  der  Londoner  Kollegen  eine  Masters'  Association 
zu  bilden.    Das  Beispiel  scheint  ziemlich  rasch  Nachahmung  gefunden 


9)  „Times"  vom  11.  August  1873,  pag.  12:  „The  London  Building  Trade."  — 
„Times"  vom  23.  August  1873,  pag.  5:  ,,House  Decorators  and  Painters."  —  ,, Times" 
vom  26.  August  1873,  pag.  7:  „The  Painters  and  Decorators."  —  „Times"  vom  29.  Au- 
gust 1873,  pag.  5:  ,,The  IIousc  Painters  and  Decorators." 

10)  ,, Times"  vom  21.  Juli  1873,  pag.  11,  Leitartikel:   ,,The  Building  Trade." 
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zu  haben,  denn  später  wird  gesagt,  dass  auf  einer  Konferenz  der  Bau- 
Unternehmer  am  16.  Juli  1873  in  London  nicht  weniger  als  90  der- 
artiger Associations  von  Bau-Unternehmern  aus  den  verschiedenen 
Theilen  des  Landes  vertreten  waren  und  dass  dieselben  die  dringende 
Nothwendigkeit  erkannten,  ein  Minimum  von  Arbeitsstunden  für  die 
Arbeiter  festzusetzen,  unter  welches  in  keinem  Falle  herabgegangen 
werden  dürfe  ^  ^). 

Im  Jahre  1874  bringt  die  „Times"  nur  wenige  zerstreute  Notizen, 
aus  denen  weiter  nichts  zu  entnehmen  ist,  als  dass  in  verschiedenen 
Städten  Reibungen  zwischen  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  im  Bau- 
gewerke  überhaupt  vorkamen.  Bei  der  ausserordentlichen  Aufmerk- 
samkeit, welche  dieses  Journal  jedem  noch  so  geringen  Vorkommnisse 
in  der  Arbeiterwelt  zuwendet,  darf  man  wohl  aus  der  Dürftigkeit  der 
vorliegenden  Notizen  den  Schluss  ziehen,  dass  die  Bewegung  unter 
den  Bauhandwerkern  im  Jahre  1874  von  keinem  grösseren  Belang  war. 

4.  Weibliche  Gewerkvereine. 
Bereits  im  Jahre  1872  hatte  die  Gewerkvereinsbewegung  unter 
den  Frauen,  zwar  nicht  in  England,  aber  in  Schottland  Wurzel  gefasst 
und  war  in  Dundee  ein  Gewerkverein  von  Dienstmädchen  unter  dem 
Namen  „The  Dundee  an  District  Domestic  Servants  Association"  ge- 
gründet worden '2).  im  Jahre  1874  verbreitete  sich  diese  Bewegung 
nach  England.  Im  Juli  oder  August  trat  in  London  ein  Komite  von 
Herren  und  Damen  (Freunden  der  arbeitenden  Klassen)  zusammen, 
um  einen  Gewerkverein  von  Arbeiterinnen  „The  National  Protective 
and  Benefit  Union  of  Working  Women"  in's  Leben  zu  rufen.  Das- 
selbe berief  auf  den  30.  September  1874  eine  Versammlung  vorwie- 
gend von  im  Buchbindergewerbe  beschäftigten  Arbeiterinnen  ein,  um 
den  Arbeiterinnen  vorläufig  die  Absichten  des  Komite's  auseinander- 
zusetzen und  sie  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  am  12.  Oktober 
eine  grössere  Versammlung  von  Buchbinder-Arbeiterinnen  in  London 
zur  Gründung  eines  Gewerkvereines  abgehalten  werden  solle.  Diese 
Versammlung  fand  an  dem  festgesetzten  Tage  wirklich  statt  und  be- 
schloss  eine  „Society  of  Women  employed  in  Bookbinding"  zu  gründen. 


11)  „Times"  vom  25.  Januar  1873,  pag.  11  :  „Resistance  to  Trade  Dictation."  — 
„Times"  vom  17.  Juli  1873,  pag.  7:  ,,The  Disputes  in  the  Building  Trade."  —  Ob  die 
Bauhandwerker  in  Leamington  ilire  Forderungen  durchzusetzen  vermochten,  oder  nicht, 
ist  aus  den  rnir  vorliegenden  Notizen  nicht  ersichtlich. 

12)  Vgl.  meine  kleine  Schrift:    ,,Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung 
im  Jahre  1872",  S.  86  ff. 
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Der  neue  Verein  konstituirte  sich  und  wählte  einen  aus  10  Arbeiterin- 
nen bestehenden  geschäftsführenden  Ausschuss.  Am  1.  Dezember  1874 
wurde  dann  von  dem  erwähnten  Komitr  ein  (»ITentliches  Meeting  ab- 
gehalten, auf  welchem  die  Nothwendigkeit  weiblicher  CJewerkvereine 
abermals  erörtert  und  beschlossen  wurde  die  Gründung  derartiger  Ver- 
eine nach  Kräften  zu  fördern  ^3). 

5.    Die  National  Federation  of  Employcrs  i^). 

Vereine  von  Arbeitgebern  sind  bekanntlich  in  England  keine  neue 
Erscheinung,  sie  entstanden,  als  die  Gewerkvereinsbewegung  unter  den 
Arbeitern  einen  grösseren  Umfang  annahm  und  die  Arbeitgeber  in 
ihrer  Vereinzelung  sich  den  Arbeitern  gegenüber  zu  schwach  fühlten. 
Die  bisherigen  Arbeitgeber- Vereine  waren  das  simple  Gegenstück  zu 
den  Gewerkvereinen;  waren  diese  nämlich  Vereine  von  Arbeitern  des- 
selben Gewerkes  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen,  so  um- 
fassten  jene  ihrerseits  wieder  die  Arbeitgeber  einer  Branche,  um  sie 
so  in  den  Stand  zu  setzen,  mit  vereinten  Kräften  den  Arbeitern  ent- 
gegenzutreten. Allmählich  jedoch  begannen  die  Arbeitgeber  einzuse- 
hen, dass  ihre  Vereinigungen  nicht  stark  genug  seien,  und  Anfangs 
Dezember  1873  traten  die  grössten  Firmen  Englands  in  London  zu- 
sammen und  beschlossen  einen  grossen  ganz  England  umfassenden 
Bund  aller  Arbeitgeber-Vereine,  die  „National  Federation  of  Associated 
Employers  of  Labour"  zu  gründen.  Die  „Times"  bemerkt  in  ihrem 
ersten  Berichte  über  diese  neue  Vereinigung,  dass  die  Gründer  der- 
selben allein  über  2  Millionen  Arbeiter  beschäftigen. 

Der  Zweck  dieses  neuen  Bundes  war  im  Allgemeinen  die  Wah- 
rung der  gemeinsamen  Interessen  der  Arbeitgeber,  und  zwar  in  erster 
Reihe  —  wie  schon  gesagt  —  gegenüber  den  Arbeitern,  dann  aber 
auch  gegenüber  den  gesetzgebenden  Faktoren.  Die  Gründung  der  Na- 
tional Federation  of  Employers  rief  unter  den  Arbeitern  begreiflicher 
Weise  eine  nicht  geringe  Aufregung  hervor;    trotzdem  wird  über  die 

13)  „Times"  vom  1.  September  1874,  pag.  4:  „Womeu's  Trades'  Societies."  — 
,, Times"  vom  13.  Oktober  1874,  pag.  6:  ,, Womeu's  Trades'  Unions."  —  „Times"  vom 
2.  Dezember  1874,  pag.  9:  ,, Trade  Societies  for  Women." 

14)  „Times"  vom  13.  Dezember  1873,  pag.  5:  ,,A  Trade  Union  of  Capitalists."  — 
,, Times"  vom  15.  Dezember  1873,  pag.  12:  ,, Deputation  to  Mr.  Lowe."  —  ,, Times" 
vom  22.  Dezember  1873,  pag.  6:  ,,The  Federation  of  Employers."  —  ,, Times"  vom 
23.  Dezember  1873,  pag.  8:  ,,The  National  Federation  of  Employers."  —  ,, Times"  vom 
29.  Dezember  1873,  pag.  5:  ,,The  National  Federation  of  Employers."  —  „Times"  vom 
2.  Januar  1874,  pag.  11:  ,,The  National  Federation  of  Employers."  —  ,, Times"  vom 
12.  Januar  1874,  pag.  .5:   ,,The  Federation  of  Employers." 

J-ihrb.  f.  Nationalökonomie  Suppl.  I.  ü 
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Thätigkeit  des  Bundes  in  der  „Times"  so  gut  wie  gar  nichts  berichtet. 
Das  Einzige,  was  das  Blatt  hierüber  meldet,  ist,  dass  die  Federation 
bald  nach  ihrem  Inslebentreten ,  am  14.  Dezember  1873  eine  Deputa- 
tion an  den  Minister  des  Innern  entsandte,  um  ihn  zu  bitten,  dass 
die  bestehende  Arbeitergesetzgebung  nicht  zu  Ungunsten  der  Arbeit- 
geber geändert  werde. 

G.  Die  Arbeiter  der  Londoner  Gaswerke. 
Der  Vollständigkeit  wegen  mag  hier  noch  der  Arbeiter  der  Lon- 
doner Gaswerke  gedacht  sein.  Der  Streik,  den  dieselben  im  Dezem- 
ber 1872  angezettelt  hatten,  hatte  einen  für  sie  unglücklichen  Aus- 
gang genommen,  indem  damals  16  Arbeiter  zu  sechswochentlicher 
Haft,  die  fünf  Haupträdelsführer  gar  zu  zwölfmonatlicher  Haft  mit 
schwerer  Arbeit  verurtheilt  worden  waren  ^^).  Dieser  harte  Urtheils- 
spruch  hatte  damals  eine  ziemlich  bedeutende  Erregung  unter  den 
Arbeitern  und  theilweise  auch  im  Publikum  hervorgerufen;  es  bildete 
sich  ein  Komite  zur  Unterstützung  der  Familien  der  Verurtheilten, 
dem  in  kurzer  Zeit  276  1.  zuflössen,  und  zahlreiche  Meetings  wurden 
veranstaltet,  um  eine  Strafmilderung  der  Eingekerkerten  zu  erwirken. 
Im  Anfange  des  Jahres  1873  fand  diese  Angelegenheit  ihren  Abschluss. 
Die  16  zu  sechswochentlicher  Haft  verurtheilten  Arbeiter  allerdings 
mussten  ihre  Strafe  zur  Gänze  verbüssen,  dagegen  wurden  die  fünf 
Haupträdelsführer  theilweise  begnadigt  und  wurde  Anfangs  Februar 
1873  durch  einen  Erlass  des  Ministers  des  Inneren  ihre  Haft  von 
12  Monaten  auf  4  Monate  herabgesetzt.  Sie  wurden  am  15.  April  1873 
aus  dem  Gefängnisse  entlassen  und  von  mehreren  Gewerkvereinen  so- 
fort feierlich  begrüsst  und  mehrfach  bewirthet  ^'^). 


15)  Vgl.  meine  kleine  Schrift:  „Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung 
im  Jahre  1872",  S.  76  fif. 

16)  „Times"  vom  4.  Januar  1873,  pag.  10:  „Tlie  imprisoned  Gas-stockers."  — 
„Times"  vom  6.  Januar  1873,  pag.  9:  „The  imprisoned  Gas-stockers"  —  „Times"  vom 
8.  Januar  1873,  pag.  11:  ,,The  imprisoned  Gas-stockers."  —  „Times"  vom  10.  Januar 
1873,  pag.  3:  „Imprisonment  of  the  Gas-stockers."  —  „Times"  vom  13.  Januar  1873, 
pag.  10:  „The  imprisoned  Gas-stockers."  —  ,, Times"  vom  22.  Januar  1873,  pag.  9: 
,,The  imprisoned  Gas-stockers."  -^  „Times"  vom  24.  Januar  1873  ,  pag.  7  :  ,,The  im- 
prisoned Gas-stockers."  —  „Times"  vom  27.  Januar  1873,  pag.  6:  „The  imprisoned 
Gas-stockers."  —  ,, Times"  vom  28.  Januar  1873,  pag.  10:  ,, Imprisoned  Gas-stockers." 
—  „Times"  vom  10.  Februar  1873,  pag.  5:  ,,The  imprisoned  Gas-stockers."  —  „Times" 
vom  6.  März  1873,  pag.  6:  ,,The  imprisoned  Gas-stockers."  —  „Times"  vom  16.  April 
1873,  pag.  4:  ,, Release  of  thc  Gas-stockers." 
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V. 

Die  Verbandstage  der  eng-lischen  Gewerkvereine. 

a.  Der  fünfte  Verbandstag 
der  englischen  Gewerkvereine  wurde  in  der  Zeit  vom  13.  bis  15.  Ja- 
nuar 1873  in  Leeds  abgehalten  M-  Anwesend  waren  über  130  Dele- 
girte,  welche  rund  700.000  Arbeiter  repräsentirten.  Eine  so  kolossale 
Ziffer  war  noch  auf  keinem  der  früheren  Verbandstage  erreicht  wor- 
den 2)  und  Mr.  George  Potter,  der  Redakteur  des  „Bee-Hive",  be- 
merkte im  Laufe  der  Verhandlungen  gelegentlich,  dass  diese  unge- 
heuere Steigerung  der  Mitglieder  der  verschiedenen  Gewerkvereine 
vorwiegend  der  Thätigkeit  des  Richters,  Mr.  Brett,  zu  danken  sei, 
der  durch  seine  Verurtheilung  der  Londoner  Gasarbeiter  im  verflos- 
senen Jahre  die  Arbeiter  den  Gewerkvereinen  förmlich  in  die  Arme 
getrieben  habe  '). 

Die  Verhandlungen  bezogen  sich  vorwiegend  auf  die  Arbeiterge- 
setzgebung und  die  Thätigkeit  des  sog.  „Parliamentary  Committe", 
d.  i.  des  von  den  Arbeitern  eingesetzten  Ausschusses,  der  die  Aufgabe 
hat,  sich  mit  den  befreundeten  Parlamentsmitgliedern  in's  Einverneh- 
men zu  setzen,  um  auf  diese  Weise  im  Sinne  der  Arbeiter  auf  die 
Gesetzgebung  einzuwirken.  Die  beiden  im  Jahre  1872  erflossenen  Ge- 
setze, die  sog.  „Mines'  Regulation  Act"  und  die  sog.  „Arbitration 
Act"*),  fanden  allseitige  Zustimmung  und  wurden  beide  als  ein  we- 
sentlicher Fortschritt  der  Gesetzgebung  bezeichnet.  Bezüglich  des 
ersterwcähnten   Gesetzes  wurde   bemerkt,   dass   das  Zustandekommen 


1)  „Times"    vom    11.  Januar  1873,    pag.  5:     „The    Trades'    Union   Congress."    — 
„Times"  vom  14.  Januar  1873,  pag.   10:   ,,The  National  Congress  of  Trades'  Societies." 

—  ,, Times"  vom   16.  Januar  1873,  pag.  7:  ,,The  National  Congress  of  Trades'  Societies  " 

—  ,, Times"  vom  17.  Januar  1873,  pag.  7:  ,,The  National  Congress  of  Trades'  Societies." 

—  „Times"  vom  20.  Januar  1873,  pag.  7:   ,,The  National  Congress  of  Trades'  Societies." 

—  ,, Bee-Hive"  vom  18.  Januar  1873,  pag.  5:  „Annual  Trades'  Congi-ess",  ferner  eben- 
daselbst pag.  10  die  Fortsetzung  hievon  unter  der  nämlichen  Ueberschrift.  —  ,, Bee- 
Hive"  vom  25.  Januar  1873,  pag.  3:  ,, Annual  Trades'  Congress." 

2)  Auf  dem  vierten  Verbandstage  vom  Jahre  1872   betrug  die  Zahl  der  vertretenen 
Arbeiter  lediglich  255.710. 

3)  Wie  man  sieht,    stehen  die  Sympathien  der  deutschen  sozial-demokratischen  Ar- 
beiter für  ,,Tessendorf"   nicht  vereinzelt  da. 

4)  Vgl.  über  beide  Gesetze  meine  öfter  zitirte  Schrift :    „Zur  Geschichte  der  engli- 
schen Arbeiterbewegung  im  Jahre  1872",  S.  96. 

9* 
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desselben  in  erster  Reihe  ein  Verdienst  der  Grubenarbeiter  ist,  die  es 
durchzusetzen  wussten,  dass  fast  alle  Bestimmungen,  die  sie  in  die 
Mines'  Regulation  Act  aufgenommen  ^Yissen  wollten,  Avirklich  in  die- 
selbe aufgenommen  wurden,  und  die  nicht  weniger  als  100,000  1.  auf- 
wandten, um  dieses  Gesetz  zu  Staude  zu  bringen. 

Die  bestehende  Arbeiter-Gesetzgebung  wurde  einstimmig  verur- 
theilt  und  namentlich  waren,  beziehentlich  sind  es  drei  Momente,  ge- 
gen welche  sich  der  Unwille  der  Arbeit  kehrt.  Zunächst  die  Straf- 
barkeit des  Arbeits- Vertragsbruches  auf  Seite  der  Arbeiter.  Ferner 
die  vage  Bestimmung  des  „widerrechtlichen  Zwanges"  in  der  „Criminal 
Law  Amendment  Act",  welche  es  ermöglicht,  dass  der  Arbeiter  in 
Folge  irgend  einer  unverfänglichen  Handlung  wegen  „widerrechtlichen 
Zwanges"  kriminaliter  bestraft  wird.  Endlich  die  ebenso  ungenaue 
Definition  des  Begrifies  der  „Conspiracy"  in  der  Law  of  Conspiracy, 
welche  gleichfalls  wie  ein  Damokles-Schwert  über  der  Arbeiterbevöl- 
kerung schw^ebt  und  gestattet,  dass  irgend  eine  unschuldige  Handlung 
als  „Conspiracy"  aufgefasst  und  mit  einer  Kriminal-Strafe  belegt  wird. 
Das  vorerwähnte  Parliamentary  Committee,  welches  bereits  im  Jahre 
1872  mehrere  vergebliche  Anstrengungen  gemacht  hatte  diese  Uebel- 
stände  zu  beseitigen,  wurde  neuerlich  beauftragt  eine  den  Arbeitern 
günstige  Abänderung  der  in  Rede  stehenden  Gesetze  anzubahnen. 
Ebenso  wurde  das  Parliamentary  Committee  angewiesen,  auf  das  Zu- 
standekommen eines  Gesetzes  über  die  Haftpflicht  gewerblicher  Un- 
ternehmer für  Unglücksfälle  und  auf  die  gesetzliche  Einführung  der 
9-stündigen  Arbeitszeit  hinzuwirken. 

Die  übrigen  Verhandlungen  boten  wenig  von  Interesse,  bemer- 
kenswerth  ist  nur  ein  Gedanke,  der  von  einem  Delegirten  aus  Shef- 
field (Mr.  Prior)  angeregt  wurde.  Derselbe  beantragte  nämlich,  es 
möge  ein  dauernder  Verband  sämmtlicher  Gewerkvereine  des  Landes 
gebildet  werden,  um  ein  ständiges  gemeinsames  Vorgehen  der  Arbeiter 
zu  ermöglichen.  Der  Antrag  wurde  diesmal  zwar  abgelehnt,  der  Ge- 
danke wurde  aber  später,  im  September  1873,  von  dem  Londoner 
Zentralrath  der  Gewerkvereine  wieder  aufgegriffen  und  in  Berathung 
gezogen  ^). 

b,    Der  sechste  Verbandstag 
der  englischen  Gewerkvereine  wurde  in   der  Zeit  vom  12.  bis  17.  Ja- 
nuar 1874  in  Sheffield  abgehalten^).    Die  Zahl  der  anwesenden  De- 

5)  „Times"  vom  11.  September  1873,  pag.  3:  „The  London  Trades'  Delegates." 
G)  „Times"  vom  13.  Januar  1874,  pag.  12:  , .Trades'  Union  Congi-ess  at  Sheffield." 
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legirten  betrug-  an  200,  sie  rcpräscntirten  diosmal  schon  1.153.75G  Ar- 
beiter. Der  Bericht  des  Parlianientary  Counnittee,  der  den  ersten 
Gegenstand  der  Tagesordnung  bihlete,  konstatirtc,  dass  im  vertiosse- 
uen  Jahre  ungeachtet  aller  Bemühungen  des  Ausschusses  eine  Aen- 
derung  der  bestehenden  Arbeiter-Gesetzgebung  nicht  erzielt  werden 
konnte,  und  denigemäss  bieten  die  Verhandlungen  nichts  Neues.  Sie 
betrafen  die  Mängel  der  Law  of  Conspiracy,  der  Criminal  Law  Amend- 
ment Act,  der  Master  and  Servaut  Act,  und  wieder  wurde  beschlos- 
sen, auf  die  Beseitigung  der  missliebigeu  Gesetzesbestimmungen,  so- 
wie auf  die  gesetzliche  Einführung  der  Neun-Stunden-Arbeitszeit  und 
ähnlicher  den  Arbeitern  günstiger  Gesetze  hinzuwirken.  Ganz  beson- 
ders wurde  die  Frage  der  Entsendung  von  Arbeitern  in's  Parlament 
ventilirt,  und  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  wurde  der  im  verflossenen 
Jahre  von  Mr.  Prior  aus  Sheffield  angeregte  Gedanke  wieder  aufge- 
griffen und  eine  Resolution  angenommen,  welche  allen  Gewerkvereinen 
empfiehlt  („to  amalgamate")  einen  dauernden  grossen  Bund  zu  bilden, 
um  so  ein  einheitliches  Zusammenwirken  aller  Arbeiter  anzubahnen. 

Die  übrigen  Resolutionen  betrafen  wie  gewöhnlich  die  verschie- 
denen Arbeitsbedingungen:  den  Stücklohn,  die  Lehrlingsfrage,  die 
Ueberarbeitszeit,  die  den  freien  Arbeitern  durch  die  Sträflingsarbeiteu 
bereitete  Konkurrenz  u.  dgl.  Ein  genaueres  Eingehen  auf  dieselben 
ist  wohl  aus  dem  Grunde  entbehrlich ,  weil  die  Anschauungen  der 
Arbeiter  über  diese  Fragen  seit  dem  Erscheinen  der  Brentano'scheu 
Schriften  allgemein  bekannt  sind.  Endlich  wurde  der  Beschluss  ge- 
fasst,  den  einzelnen  Gewerkvereinen  zu  empfehlen,  dass  sie  die  Grün- 
dung von  Produktivgenossenschaften  nach  Kräften  fördern  sollten,  um 
auf  diese  Weise  allen  Lohnstreitigkeiten  thunlichst  vorzubeugen. 

Die  Agitation  für  die  direkte  Vertretung  der  Arbeiter  im  Parla- 
mente, die  bekanntlich  seit  einigen  Jahren  unter  den  Arbeitern  auf 
zahllosen  Meetings  und  Kongressen  sehr  lebhaft  betrieben  wurde,  war 
endlich  im  Jahre  1874  von  Erfolg  gekrönt.  Bei  den  Anfangs  Februar 
stattgefuudeuen  allgemeinen  Parlamentswahlen  gelang  es  den  Arbei- 
tern zwei  ihrer  Kandidaten  thatsächlich  in's  Parlament  zu  bringen, 
es  sind  dies  Mr.  Alexander  Macdonald,  der  Vorsitzende  der  National 
Association  of  Miners,  der  in  Sheffield,  und  Mr.  Burt,  gleichfalls  Mit- 

—  „Times"  vom  14.  Januar  1874,  pag.  12:  „Trades'  Congress  at  Sheffield."  —  „Ti- 
mes" vom  15.  Januar  1874,  pag.  12:  ,, Trades'  Union  Congress  at  Sheffield."  —  „Ti- 
mes" vom  16.  Januar  1874,  pag.  12:  ,,Ti-ades'  Congress  at  Sheffield."  —  „Times"  vom 
17.  Januar  1874,  pag.  7:  ,,The  Trades'  Union  Congress."  —  ,, Times"  vom  19.  Januar 
1874,  pag  7:   „Trades'   Union  Congress  at  Sheffield." 
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glicd  der  National  Association  of  Miners,  der  in  Morpeth  gewählt 
wurde.  Aus  den  vielen  Notizen  anlässlich  dieser  Wahl  geht  hervor, 
dass  dieselbe  von  den  Arbeitern  begreiflicher  Weise  mit  grosser  Ge- 
nugthuung  begrüsst  wurde. 


VI. 

Schlussbetrachtung. 


Werfen  wir  einen  resumirenden  Blick  auf  die  Bewegung  unter  den 
englischen  Arbeitern  in  den  beiden  Jahren  1873  und  1874,  so  ergiebt 
sich  hieraus  meines  Erachtens  folgendes  Resultat: 

Zunächst  bieten  die  beiden  grossen  Arbeitseinstellungen,  der  Streik 
der  Gruben-  und  Hüttenarbeiter  in  South  Wales  vom  Jahre  1873  und 
der  Streik  der  ländlichen  Arbeiter  vom  Jahre  1874,  ein  —  wenn  ich 
so  sagen  darf  —  psychologisches  Interesse,  weil  sie  zeigen,  wie  tief 
der  Drang  zu  herrschen  in  der  Brust  des  Menschen  wurzelt.  In  bei- 
den Fällen  galt  der  Kampf  der  Arbeitgeber  nicht  so  sehr  den  Lohn- 
forderungen der  Arbeiter,  als  vielmehr  dem  Umstände,  dass  die  letz- 
teren sich  von  der  patriarchalischen  Herrschaft  ihrer  Dienstgeber  mit 
Hilfe  der  Gewerkvereine  emanzipiren  wollten.  Die  Gewerkvereine  sol- 
len vernichtet  werden,  weil  die  Arbeitgeber  —  wie  sie  selbst  bei  jedem 
Anlasse  bis  zum  Ueberdrusse  wiederholen  —  es  nicht  ertragen  können, 
dass  ein  Dritter  (die  Führer  der  Gewerkvereine)  zwischen  sie  und  ihre 
Arbeiter  trete.  Die  Eisen-  und  Kohlenbarone  in  South  Wales  wollen 
von  einem  konstitutionellen  Regime  in  ihren  Werken  nichts  wissen, 
sie  wollen  absolute  Herrscher  bleiben  und  können  demgemäss  ihren 
Arbeitern  keine  Ingerenz  auf  die  Festsetzung  der  Löhne  einräumen. 
„Kehrt  zurück  zur  Arbeit,  unterwerft  Euch  blind  unserem  Willen,  und 
Ihr  sollt  sehen,  dass  Euer  Vertrauen  in  unsere  Grossmuth  nicht  ge- 
täuscht werden  wird!"  —  das  ist  die  einzige  Antwort,  die  Mr.  Mene- 
laus  für  seine  Arbeiter  hat,  wenn  sie  kommen,  um  mit  ihm  über  die 
Bedingungen  der  Wiederaufnahme  ihrer  Arbeit  zu  unterhandeln.  Schrof- 
fer kann  wohl  der  Standpunkt  des  Selbstherrschers  kaum  hervorge- 
hoben werden!  Und  nicht  minder  entrüstet  sind  die  Farmers,  wenn 
die  ländlichen  Arbeiter  sich  gegen  das  System  der  „Perquisites",  je- 
nes erniedrigende  System  der  Trinkgelder,  der  gelegentlichen  Geschenke 
in  Geld  oder  Naturalien,  der  milden  Unterstützungen  bei  Krankheits- 
oder Todesfällen,  kurz  gegen  jenes  Lohnsystem  sträuben,   durch  wel- 
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ches  der  Luhu  zum  Almuscu,  dor  Lohuciiipfungcr  ziiiii  ßctllor  herab- 
gewürdigt wird. 

Das  ist  es,  worum  iu  South  Wales  wie  iu  den  östlichen  Ackerbau- 
Distrikten  der  eigentliche  Streit  sich  dreht  und  nicht  die  eventuelle 
Lohnerhöhung.  Die  Farmers  wie  die  grossen  Eisen  Werksbesitzer  in 
South  Wales  sind  im  Grunde  ihres  Herzens  gutmüthig  und  nobel  an- 
gelegte Charaktere,  die  weit  davon  entfernt  sind  ihren  Arbeitern  wehe 
thun  zu  wollen,  aber  nur  dazu  können  sie  sich  nicht  entschliessen  im 
Arbeiter  einen  ebenbürtigen  Partner  zu  erblicken.  Ihren  Leuten  ge- 
genüber wollen  sie  die  gnädigen  Herren  bleiben,  und  um  diese  Stel- 
lung zu  behaupten  führen  sie  den  Vernichtungskrieg  gegen  die  Ge- 
werkvereine mit  einer  Energie,  die  einer  besseren  Sache  würdig  wäre. 

Betrachtet  man  sodann  den  Verlauf  der  Bewegung  unter  den 
Gruben-  und  Hüttenarbeitern  in  den  Jahren  1873  und  1874,  so  tritt 
hier  recht  deutlich  hervor,  wie  wenig  die  Gewerkvereine  im  Staude 
sind,  die  Errungenschaften  der  Arbeiter,  die  höheren  Löhne  und  die 
kürzeren  Arbeitsstunden  zu  sichern.  Vorher,  in  der  Periode  des  Auf- 
schwungs, die  bis  in  das  Jahr  1873  hinein  reicht,  gelingt  es  den  ver- 
einigten Arbeitern  allerdings  günstigere  Arbeitsbedingungen  zu  erkäm- 
pfen, allein  schon  hier  hält  der  Aufschwung  beiderseits  nicht  gleichen 
Schritt  und  bleibt  die  prozentuale  Steigerung  der  Löhne  —  wie  von 
den  Führern  der  Gewerkschaftsbewegung  wiederholt  konstatirt  wird  — 
hinter  der  Preissteigerung  der  Kohle  und  des  Eisens  zurück,  so  dass 
der  grössere  Theil  des  Gewinnes  in  die  Tasche  der  Arbeitgeber  fliesst. 
Wie  dann  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1873  das  Blatt  sich  wen- 
det und  der  geschäftliche  Niedergang  beginnt,  sinken  die  Löhne  un- 
aufhaltsam und  am  Schlüsse  des  Jahres  1874  tauchen  sogar  am  fernen 
Horizont  allmählich  die  Vorboten  der  verlängerten  Arbeitszeit  auch 
wieder  empor  ^).  Die  Gewerkvereine  stemmen  sich  allerdings  mit  al- 
ler Macht  dagegen  und  sie  vermögen  wohl  den  Prozess  etwas  zu  ver- 
zögern, aber  ihm  „Halt"  zu  gebieten,  das  vermögen  sie  nicht. 

Dass  die  Gewerkvereine  die  Lage  des  Arbeiters  nicht  zu  heben 
vermögen,  soll  damit  nicht  gesagt  sein.  Sie  tragen  eben  den  Eigen- 
thümlichkeiten  der  Waare  „Arbeit"  Rechnung  und  stellen  den  Ver- 
käufer der  Arbeit  dem  Verkäufer  irgend  einer  anderen  Waare  gleich, 
aber  bei  alledem  ist  die  Arbeit  eine  Waare  geblieben  und  bleibt  die- 

1)  Die  „Times"  vom  21.  Dezember  1874  (pag.  6:  „Works  and  Wages")  meldet, 
dass  ia  den  grossen  „Atlas  Works"  in  Sheffield  den  Arbeitern  vom  4.  Januar  1875  ab 
eine  fernere  Reduktion  der  Löhne  und  gleichzeitig  eine  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
von  54  auf  59  Stunden  der  Woche  in  Aussicht  gestellt  wurde. 
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selbe  nach  wie  vur  allen  Schwankungen  des  Marktes  unterworfen.  Der 
ewige  und  unvermittelte  Wechsel  von  Ueberproduktion  und  Krisis,  in 
dem  die  heutige  sog,  kapitalistische  Produktion  auf-  und  nieder- 
schNvankt,  konnte  —  bisher  wenigstens  —  von  der  Gewerkvereinsbewe- 
gung  der  englischen  Arbeiter  nicht  beseitigt  werden  und  nach  wie  vor 
lasten  die  Krisen  mit  ihren  Lohnreduktionen  und  Arbeiterentlassungen 
am  schwersten  auf  dem  Arbeiter.  Wiederholt  versuchen  die  Colliers 
in  den  geschilderten  beiden  Jahren  die  Kohlenausbeute  zu  verringern, 
um  den  Preis  der  Kohle  zu  halten,  doch  vergebens. 

Die  englischen  Arbeiter  geben  sich  übrigens  in  dieser  Beziehung 
keiner  Täuschung  hin.  Von  Mr.  Mundella  und  anderen  Freunden  der 
Arbeiterbewegung,  von  Halliday,  Macdonald  und  den  sonstigen  Wort- 
führern der  Gewerkvereine  wurde  bei  den  verschiedensten  Anlässen 
den  Arbeitern  wiederholt  gesagt  und  auseinandergesetzt,  dass  die  Ge- 
werkvereine während  der  Periode  einer  allgemeinen  Geschäftsdepres- 
sion nicht  im  Stande  seien  das  Sinken  der  Löhne  aufzuhalten.  Und 
weil  sich  die  Arbeiter  darüber  klar  sind,  dass  die  Gewerkvereine  diese 
Macht  nicht  besitzen,  gehen  sie  vorsichtig  einen  Schritt  weiter  und 
fangen  an  es  mit  dem  „co-operative  System"  zu  versuchen.  Schon  im 
Jahre  1873,  noch  mehr  aber  im  folgenden  Jahre  ist  unter  ihnen  von 
der  genossenschaftlichen  Produktion  die  Rede.  Auf  den  verschiedenen 
Kongressen  und  Meetings  wird  den  Arbeitern  im  Hinblicke  auf  die 
traurige  Geschäftslage  fast  jedesmal  die  Gründung  von  Produktivge- 
nossenschaften empfohlen  und  wiederholt  wird  von  der  „Times"  ge- 
meldet, dass  da  oder  dort  eine  co-operative  Farm,  eine  co-operative 
Colliery  oder  eine  genossenschaftliche  Maschinen-Fabrik  u.  dgl.  ge- 
gründet wurde  oder  im  Entstehen  begriffen  sei.  Und  insofern  befin- 
den sich  die  englischen  Arbeiter  in  vollständiger  Uebereinstimmung 
mit  den  sozial-demokratischen  Arbeitern  in  Deutschland,  die  ja  be- 
kanntlich die  Produktiv- Assoziation  als  das  Ziel  ihrer  Bestrebungen 
hinstellen  und  wiederholt  schon  und  namentlich  in  den  letzten  Jahren 
derartige  Genossenschaften  gegründet  haben.  Ob  aber  just  die  Pro- 
duktiv-Genossenschaften,  die  den  englischen  Arbeitern  vorschweben, 
geeignet  sind  die  eigentliche  Schwierigkeit  dieser  Frage,  nämlich  das 
Lohnsystem,  zu  beseitigen,  das  scheint  mir  fraglich.  Die  Berichte 
der  „Times"  veröffentlichen  nirgends  die  Statuten  einer  derartigen  Ge- 
nossenschaft, es  ist  somit  schwer  darüber  ein  Urtheil  zu  fällen,  allein 
aus  verschiedenen  zerstreuten  Bemerkungen,  die  sich  in  den  Berichten 
vorfinden,  scheint  hervorzugehen,  dass  diese  sogenannten  „co-operative 
Societies"  im  Wesen  nichts  Anderes  sind  als  Aktiengesellschaften,  de- 
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run  Aktien  «tatt  auf  grosse,  auf  kleine  Beträge  lauten.  Wiederholt 
nämlich  wird,  wo  von  der  Gründung  einer  derartigen  Pro(Uiktiv-(je- 
nossenschaft  gesprochen  wird,  gesagt,  dass  das  Aktienkapital  so  und 
so  gross  sei  und  dass  dasselbe  in  Aktien  zu  5  oder  zu  1  L.  Stlg.  zer- 
falle. Hierauf  scheint  mir  ferner  zu  deuten ,  w^nn  namentlich  die 
Führer  der  verschiedenen  Miners'  Associations  die  Erwerbung  oder 
Anlegung  von  genossenschaftlichen  Kohlengruben  besonders  aus  dem 
Grunde  empfehlen,  weil  dies  die  Arbeiter  in  den  Stand  setzen  würde 
die  gesammte  Kohlenfrage  vom  Gesichtspunkte  des  Unternehmers  zu 
betrachten  und  kennen  zu  lernen.  Die  Arbeiter  würden  —  wird  bei 
derartigen  Anlässen  regelmässig  hervorgehoben  —  durch  den  Besitz 
eigener  Kohlengruben  die  Schwierigkeiten  kennen  lernen,  mit  denen 
der  Grubenbesitzer  zu  kämpfen  hat,  sie  würden  einen  Einblick  gewin- 
nen in  die  gesammten  Details  der  Produktionskosten,  in  das  Verhält- 
niss  des  Arbeitslohnes  zum  Verkaufspreise  u.  dgl.  m.  Endlich  wird 
gar  noch  erwähnt,  dass  in  einer  oder  der  anderen  genossenschaftlichen 
Kohlengrube  unter  den  daselbst  beschäftigten  Arbeitern  ein  Streik  aus- 
gebrochen sei.  Ist  dies  richtig  und  sind  diese  verschiedenen  „co- 
operative  Societies"  wirklich  nichts  Anderes  als  kapitalistisch  organi- 
sirte  Aktiengesellschaften,  etwa  nach  der  Art  der  seiner  Zeit  so  ge- 
priesenen Pionniere  von  Rochdale,  dann  ist  vom  sozialen  Standpunkte 
der  Stab  über  sie  schon  gebrochen. 

Aber  auch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  scheint  mir  der  Verlauf 
der  englischen  Arbeiterbewegung  von  Interesse  zu  sein,  und  zwar  weil 
sich  in  demselben  der  englische  Nationalcharakter,  der  konservative 
und  jedesmal  nur  auf  die  nächsten  praktischen  Ziele  gerichtete  Sinn 
dieses  Inselvolkes  deutlich  ausprägt.  Auf  dem  europäischen  Konti- 
nent, speziell  in  Frankreich,  nahm  bekanntlich  die  heutige  sozialisti- 
sche Bewegung  ihren  Ausgang.  Während  aber  hier  die  sozialistische 
Theorie  gewissermassen  wie  im  Fluge  bis  zu  ihrer  äussersten  Spitze, 
bis  hinauf  in  die  Phantastereien  eines  Fourrier  ausgebaut  und  formell 
fertig  hingestellt  wurde,  kümmert  sich  der  nüchterne  und  praktische 
Engländer  um  all  die  schönen  Theorien  absolut  nicht,  sondern  begnügt 
sich,  dort  die  bessernde  Hand  anzulegen,  wo  ihn  zunächst  der  Schuh 
drückt.  Der  Arbeiter  will  seine  Arbeitszeit  verkürzen  und  sein  Lohn- 
einkomraen  erhöhen,  und  weil  er  dies  in  seiner  Vereinzelung  nicht 
vermag,  so  thut  er  sich  mit  Seinesgleichen  zusammen  und  gründet 
Gewerkvereine,  die  ihm  dieses  Ziel  erreichen  helfen  sollen.  Allmäh- 
lich gelangt  er  zu  der  üeberzeugung,  dass  dies  mit  den  Gewerkver- 
einen  allein   nicht  geht   und  thut  demgemäss  bedächtig  den  zweiten 
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Schritt.  Er  versucht  zunächst  einerseits  durch  seine  Ge  werk  vereine, 
heziehentlich  das  von  ihnen  gewählte  Parliamentary  Committee,  auf 
die  Gesetzgebung  einzuwirken  und  wählt  später  seine  eigenen  Ab- 
geordneten in's  Parlament;  und  andererseits  fängt  er  an  Produktiv- 
Genossenschaften  zu  gründen,  weil  er  sich  überzeugen  will,  ob  er  mit 
diesen  nicht  etwa  früher  zum  Ziele  gelangen  kann.  Und  während  die 
kontinentalen  Arbeiter  auf  ihren  Kongressen  sofort  die  Abschaffung 
des  gesammten  privaten  Grund-  und  Kapitaleigenthumes  dekretiren, 
lässt  der  Engländer  alle  diese  P'ragen  unberührt  und  nur  die  ländli- 
chen Arbeiter  fangen  an  die  Frage  der  Agrarverfassung  zu  ventiliren. 
Sie  sehen,  dass  der  Grundbesitz  in  England  in  wenigen  Händen  kon- 
zentrirt  ist  und  dass  darunter  der  Anbau  von  Zerealien  leidet,  und 
fragen  sich,  ob  es  nicht  möglich  wäre,  durch  eine  Parlaments-Akte 
diesem  Uebelstande  abzuhelfen  und  die  Latifundien  zu  zerschlagen. 
Noch  aber  ist  der  Gedanke  des  kollektiven  Grundeigenthums  nicht  in 
die  Massen  gedrungen  und  nur  die  Modalitäten  werden  vorläufig  erst 
erörtert,  wie  der  ländliche  Arbeiter  allmählich  zum  kleinen  Landeigen- 
thümer  gemacht  werden  könnte. 

Ein  Gleiches  gilt  dann  von  der  formellen  Seite,  d.  i.  von  der  Or- 
ganisation der  Arbeiter.  Die  kontinentalen,  speziell  auch  wieder  die 
französischen  Arbeiter  waren  es,  welche  die  Solidarität  aller  Arbeiter 
der  gesammten  Welt  zuerst  erkannten  und  den  Gedanken  der  inter- 
nationalen Arbeiter- Assoziation  zuerst  anregten,  während  die  engli- 
schen Arbeiter  auch  hier  wieder  nur  Schritt  für  Schritt  vorwärts  gin- 
gen. Zuerst  vereinigen  sich  nur  die  Arbeiter  eines  und  desselben 
industriellen  Etablissements,  um  von  ihrem  Dienstherrn  günstigere 
Arbeitsbedingungen  zu  erzwingen,  und  weil  sie  sehen,  dass  diese  Ver- 
einigungen zu  schwach  sind,  gründen  sie  die  Gewerkvereine,  welche 
die  gesammten  Arbeiter  einer  Branche  im  ganzen  Lande  vereinigen 
sollen.  Allmählich  treten  diesen  Gewerkvereinen  der  Arbeiter  gleich 
organisirte  Verbindungen  der  Arbeitgeber  gegenüber,  und  dies  sowie 
der  Umstand,  dass  die  Arbeiter  der  verschiedenen  Gewerke  denn  doch 
gewisse  gemeinsame  Interessen  haben,  treibt  die  Arbeiter  dazu  eine 
festere  Organisation  der  verschiedenen  Gewerkvereine  unter  einander 
zu  suchen.  Dieselbe  schreitet  jedoch  zunächst  nur  langsam  vorwärts 
und  beschränkt  sich  vorerst  auf  den  im  Jahre  1869  gegründeten  Tra- 
des'  Unions'  Congress,  der  von  den  Dclegirten  der  einzelnen  Gewerk- 
vereine beschickt  wird  und  jährlich  einmal  zusammentritt.  Er  wählt 
aus  seiner  Mitte  ein  ständiges  Organ,  das  öfter  erwähnte  Parliamen- 
tary Committee,   welches  jedoch  keine  andere  Aufgabe  hat,   als  die 
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wünschcnswertheii  gesctzlithou  Institutionen  zu  bcrathcn  und  durch 
bcfroundutü  Pailanicntsniitglicder  im  Sinne  der  vVrbeiter  auf  die  (Je- 
yetzgebung  einzuwirken.  Daneben  bestehen  wohl  in  den  grösseren 
ludustriemittelpunkten  örtliche  Zentralräthe  der  daselbst  befindlichen 
verschiedenen  Gewerkvereine,  die  sog.  „Trades'  Councils",  die  jedoch 
unter  einander  keine  feste  Verbindung  haben.  Erst  das  Inslebentre- 
ten  der  National  Federation  of  Associated  Employers  (im  Dezember 
1873)  legt  den  Arbeitern  die  ungeheuere  Gefahr  nahe,  welche  ihnen 
von  einem  derartigen,  die  Gesammtheit  aller  Arbeitgeber  im  ganzen 
Lande  umfassenden  Bunde  droht  und  sie  beginnen  nach  festeren  For- 
men der  Vereinigung  zu  suchen,  um  der  Federation  of  Employers 
einen  ebenbürtigen  Bund  der  Arbeiter  gegenüberzustellen^).  Von  da 
zur  „Internationalen"  ist  nur  mehr  Ein  Schritt. 


2)  Durch  die  Gründung  der  National  Federation  of  Associated  Employers  wurde 
die  Frage  der  Gründung  einer  angemeinen  Federation  oder  Amalgamation  der  Gewerk- 
vereine der  Arbeiter  wieder  akut ,  aber  gleichwolil  seheint  mir  die  Priorität  der  Idee 
eines  derartigen  das  ganze  Land  umfassenden  Bundes  den  Arbeitern  und  niclit  den  Ar- 
beitgebern zu  gebühren.  So  viel  mir  bekannt,  wurde  diese  Idee  zuerst  im  ,,Bee-Hivc" 
vom  14.  Dezember  1872  (pag.  11:  „The  Gas  Stokers'  Strike")  angedeutet.  Dieses 
Journal  besprach  den  damals  ausgebrochenen  Streik  der  Londoner  Gasarbeiter  in  einem 
Leitartikel  und  schloss  denselben  mit  der  Frage:  „Wäre  es  nicht  möglich,  dass  die 
orgauisirten  Gewerkvereine  ein  Tribunal  einsetzten,  dessen  Entscheidung  die  Arbeiter 
jedesmal  einholen  müssten ,  ehe  sie  zu  einer  Arbeitseinstellung  schreiten?"  (Vgl.  hier- 
über meine  kleine  Schrift:  ,,Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  im  Jahre 
1872",  S.  81  u.  82.)  Allerdings  ist  hier  nur  von  einem  Tribunale  die  Rede,  welches 
über  die  Berechtigung  und  Zulässigkeit  einer  beabsichtigten  Arbeitseinstellung  zu  ent- 
scheiden hätte ,  aber  einmal  setzt  schon  die  Einsetzung  eines  derartigen  gemeinschaft- 
lichen Tribunals  eine  dauernde  Organisation  der  Gewerkvereine  voraus  und  zweitens 
wäre  die  natürliche  Konsequenz  hievon  die,  dass  bei  einem  Streik,  der  von  dieser  ober- 
sten Instanz  gutgeheissen  wurde ,  die  Gesammtheit  der  Gewerkvereine  verpflichtet  wäre 
die  feiernden  Arbeiter  zu  unterstützen.  Zum  zweiten  Male  taucht  dann  dieser  Gedanke 
auf  dem  Trades'  ünions'  Congress  im  Januar  1873  auf  (vgl.  oben),  wo  bekanntlich  ein 
Delegirter  (Mr.  Prior  aus  Sheffieldj  den  positiven  Antrag  auf  Gründung  einer  allgemei- 
nen Federation  aller  Gewerkvereine  stellte.  Bekanntlich  wurde  der  Antrag  als  noch 
nicht  spruchreif  damals  abgelehnt  Dieser  Umstand  scheint  dann  in  den  Arbeitgebern 
den  Plan  einer  Vereinigung  der  sämmtlichen  Arbeitgeber  hervorgerufen  zu  haben  ,  denn 
wie  Mr.  George  Potter  in  einem  Briefe  ,,to  the  Editor  of  the  Times"  (,, Times"  vom 
23.  Dezember  1873,  pag  8:  ,,The  National  Federation  of  Employers")  schreibt,  kamen 
den  Arbeitern  etwa  im  Februar  oder  März  1873  Exemplare  eines  Schriftstückes  in  die 
Hände ,  in  welchem  die  Arbeitgeber  die  Gründung  einer  National  Federation  of  Em- 
ployers besprachen.  (Die  wirkliche  Gründung  der  letzteren  fand  bekanntlich  erst  im 
Dezember  1873  statt.)  Durch  diesen  Plan  wurden  dann  wieder  —  wie  Mr.  Potter  in 
seinem  eben  zitirten  Briefe  sagt  —  die  Arbeiter  veranlasst  den  Gedanken  einer  allge- 
meinen Vereinigung  aller  Gewerkvereine  ernstlicher  in's  Auge  zu  fassen ,    und  thatsäch- 
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Mit  Einem  Worte:  Der  lebhafte  und  bewegliche  Franzose  ist  der 
Urheber  des  heutigen  Sozialismus;  in  seiner  klaren  und  schematischen 
Denkweise  zieht  er  sofort  die  letzten  Konsequenzen  hieraus  und  baut 
sich  einerseits  die  sozialistische  Theorie  nach  seiner  Auffassung  in 
ihrer  Vollendung  aus,  während  er  andererseits  die  Idee  der  interna- 
tionalen Arbeiter- Association  anregt.  Der  grübelnde  und  philosophisch 
angelegte  Deutsche  begründet  den  sogenannten  „wissenschaftlichen  So- 
zialismus" und  giebt  der  „Internationalen"  ihre  feste  Gestalt  und  Ver- 
fassung. Der  nüchterne  und  realistische  Engländer  endlich  kümmert 
sich  weder  um  den  Franzosen,  noch  um  den  Deutschen,  noch  um  ir- 
gend welche  Theorie,  sondern  schreitet  auf  dem  Wege  der  praktischen 
Reformen  langsam  vorwärts  und  gelangt  so  zu  Resultaten,  die  den 
Bestrebungen  seiner  beiden  östlichen  Nachbarn,  mindestens  gesagt, 
sehr  nahe  kommen. 

Der  Verlauf  der  Arbeiterbewegung  in  England  einerseits  und  der 
Entwicklungsgang  andererseits,  den  die  sozialistischen  Theorien  auf 
dem  europäischen  Kontinent  bisher  durchgemacht  haben,  scheint  mir 
ferner  einen  Fingerzeig  zu  geben,  nach  welcher  Richtung  hin  die  Lö- 
sung der  sozialen  Frage  zu  suchen  sein  dürfte. 

Die  erste  und  zugleich  roheste  Form,  in  welcher  die  sozialisti- 
schen, beziehentlich  kommunistischen  Ideen  in  den  Köpfen  der  unge- 
bildeten Massen  in  der  grossen  französischen  Revolution  und  seither 
wiederholt  auftraten,  ist  bekanntlich  die  Forderung  der  Abschaffung 
des  Eigenthums  oder  der  Theilung  des  Besitzes.  Es  ist  begreiflich, 
dass  ein  so  roher  und  absolut  negativer  Gedanke  auf  die  Dauer  kei- 
nen, auch  nur  halbwegs  denkenden  Menschen  befriedigen  kann.  Wir 
sehen  daher  alsbald  diese  Ideen  in  einer  viel  gemässigteren  und  gleich- 

hch  wurde  derselbe  im  ,,Bee-Hive",  zuerst  am  19.  April  1873  und  dann  öfter  ventilirt. 
(Vgl.  hierüber  den  Brief  des  Mr.  Henry  Withworth  ,  Sekretärs  der  National  Federation 
of  Employers  an  den  Herausgeber  der  „Times"  in  der  Nummer  dieses  Blattes  vom 
22.  Dezember  1873,  pag.  6:  „The  Federation  of  Employers.").  Ganz  besonders  waren 
es  dann,  wie  wir  oben  gesehen  haben  (vgl.  Kapitel  IH  ,,Die  ländlichen  Arbeiter"),  die 
ländlichen  Arbeiter ,  welche  durch  die  Konkurrenz  der  städtischen  Taglöhner  während 
der  Ernte  veranlasst  wurden ,  die  Idee  einer  Amalgamation  aller  Gewerkvereinc  weiter 
auszuführen,  bis  endlich  über  Anregung  des  Sheffield  Trades'  Council  die  Mitglieder  des 
London  Trades'  Council  in  ihrer  Sitzung  am  10.  September  1873  (vgl.  „Times"  vom 
11.  September  1873,  pag.  3:  ,.The  London  Trades'  Delegates")  diese  Frage  auch  auf- 
nahmen und  schliesslich  der  Trades'  Unions'  Congress"  im  Januar  1874  sich  definitiv 
für  die  Gründung  einer  Amalgamation  aller  Trades'  Unions  aussprach  und  den  einzelnen 
Gewerkvereinen  empfahl  sich  in  dieser  Richtung  zu  vereinigen.  Der  Bund  selbst 
scheint  damit  allerdings  noch  nicht  errichtet  worden  zu  sein,  wenigstens  fehlen  Iiierüber 
im  Jahre   1874   weitere  Nachrichten. 


—     141     — 

zeitig  positiven  Form  wieder  auftauchen.  Die  ersten  denkenden  Köpfe, 
die  sich  mit  dieser  Frage  befassen  —  ich  meine  jene  Grui)pe  von 
Schriftstellern,  als  deren  populilrster  und  bekanntester  Repräsentant 
Fourrier  angesehen  werden  kann  —  beschränken  sich  nicht  mehr  dar- 
auf einfach  die  Abschatfung  des  Eigenthunis  zu  verlangen,  sondern 
sie  wollen  dasselbe  durch  das  Kollektiv-Eigenthum  oder  die  Güterge- 
meinschaft ersetzt  wissen.  Sie  fordern  eine  Gütergemeinschaft,  wel- 
che das  gesammte  Eigenthum,  das  Produktiv-  wie  das  Genuss- Ver- 
mögen und  die  gesammte  Wirthschaft,  die  Gütererzeugung  wie  den 
Haushalt  umfassen  soll. 

Bald  jedoch  erleiden  auch  diese  Ideen  eine  wesentliche  Abschwä- 
chung.  Einerseits  beweist  das  Misslingen  der  Versuche  eines  Gäbet 
u.  A.,  dass  eine  so  weit  gehende  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen  Prinzips  praktisch  undurchführbar  ist,  und  andererseits  treten 
allmählich  die  Schriftsteller  jener  älteren  sozialistischen  Richtung  (von 
St.  Simon  angefangen  bis  auf  Lassalle  und  allenfalls  den  kürzlich  ver- 
storbenen Freiherrn  von  Ketteier  herunter)  auf,  welche  nur  in  dem 
Festhalten  an  der  Institution  des  Privateigenthums  und  in  der  ver- 
urtheilenden  Kritik  der  bestehenden  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
einig  sind,  im  Uebrigen  aber,  und  zwar  namentlich  bezüglich  der 
wünschenswerthen  Reformen  weit  aus  einander  gehen  und  ziemlich 
verworren  und  unsicher  umhertasten.  Unter  dem  Eindrucke  dieser  bei- 
den Thatsachen  nehmen  die  sozialistischen  Ideen  abermals  wesentlich 
gemässigtere  Formen  an  und  entsteht  das  Programm  der  heutigen 
sozialdemokratischen  Arbeiterpartei,  welches  bekanntlich  die  Beibehal- 
tung des  Privateigenthumes  und  der  Privatwirthschaft  bezüglich  des 
Genussvermögens  und  des  Haushaltes  ausdrücklich  fordert  und  die 
Institution  des  Kollektiveigenthumes  und  der  Kollektivwirthschaft  nur 
mehr  auf  das  Produktionswerkzeug  (das  Kapital)  und  die  Gütererzeu- 
gung beschränkt  wissen  will. 

In  geradezu  entgegengesetzter  Richtung  verläuft  die  Arbeiterbe- 
wegung in  England.  Die  in  den  Trades'  Unions  geeinigten  englischen 
Arbeiter  haben  wiederholt  und  noch  auf  dem  Trades'  Unions  Congress 
im  Januar  1874  erklärt,  dass  sie  mit  der  „Internationalen"  nichts  zu 
thun  haben  wollen  ^) ,   aber  die  nationale  Einigung  der  Arbeiter  in 


3)  Auf  dem  Trades'  üuions'  Congress  des  Jahres  1874  gelangte  eine  Zuschrift  der 
Ligiie  UniverseUe  des  Corporations  Ouvrieres  in  Genf  zur  Verlesung,  in  welcher  die- 
selbe hervorhebt ,  dass  sie  die  nämlichen  Ziele  erstrebt  wie  der  Kongress  und  den  letz- 
teren zum  gemeinsamen  Zusammenwirken  auffordert.  Um  dies  anzubahnen  erklärte  sich 
die  League  bereit  einen  Abgeordneten  nach  Sheffield  zu  entsenden.     Die  Aufnahme,  die 
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England  ist  nahezu  vollendet  und  jedenfalls  in  viel  umfassenderem 
Masse  durchgeführt  als  in  irgend  einem  der  kontinentalen  Staaten. 
Und  dieser  letzte  Schritt  von  der  nationalen  zur  internationalen  Ver- 
einigung dürfte  den  englischen  Arbeitern  kaum  erspart  werden,  da 
man  thatsächlich  und  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  sagen  darf, 
dass  die  Bewegung  zur  Einigung  unter  den  Arbeitern  wie  der  Stein, 
der  in's  Wasser  geworfen  wurde,  mit  physikalischer  Nothwendigkeit 
immer  weitere  Kreise  zieht.  Die  Delegirten  der  englischen  Gewerkver- 
eine erklären  ferner  gleichfalls  noch  auf  dem  Trades'  Unions'  Congress 
des  Jahres  1874,  dass  sie  sich  mit  der  Politik,  wenigstens  im  Sinne 
der  kontinentalen  Arbeiter,  nicht  befassen,  aber  das  eigentliche  Prinzip 
der  Sozialdemokratie,  dass  nämlich  die  Arbeiterfrage  von  der  Politik 
gar  nicht  getrennt  gedacht  werden  kann,  und  dass  die  Arbeiter  gera- 
dezu nothgedrungen  trachten  müssen  auf  die  staatliche  Gesetzgebung 
irgend  einen  Einfluss  zu  gewinnen,  haben  die  nämlichen  englischen 
Gewerkvereine  schon  längst  als  das  Richtige  erkannt  und  zu  dem 
ihrigen  gemacht.  Seit  Jahren  besitzen  sie  in  ihrem  Parliamentary 
Committee  ein  Organ,  welches  indirekt  durch  befreundete  Parlaments- 
mitglieder auf  die  Gesetzgebung  einwirkt;  seit  Jahren  erörtern  sie  auf 
unzähligen  Meetings  und  Kongressen  die  Mängel  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung und  deren  wünschenswerthe  Reformen ;  seit  Jahren  bespre- 
chen sie  in  ihren  Versammlungen  die  Wahlen  für's  Parlament,  regel- 
mässig lauten  die  Resolutionen  dahin,  dass  die  Arbeiter  ihre  eigenen 
Deputirten  in  den  gesetzgebenden  Körper  entsenden  müssen,  und  im 
Anfange  des  Jahres  1874  gelingt  es  ihnen  thatsächlich  die  Wahl  zweier 
Parlamentsmitglieder  aus  ihrer  Mitte  durchzusetzen.  Die  englischen 
Gewerkvereine  haben  wiederholt  ausgesprochen,  dass  sie  die  gegebe- 


dieses  Schriftstück  bei  den  Delegirten  der  englischen  Gewerkvereine  fand  ,  war  jedoch 
eine  sehr  kühle.  Von  allen  Rednern  wurde  betont ,  dass  die  Internationale  sich  zum 
Theile  aus  Elementen  zusammensetze,  die  dem  Arbeiterstande  gar  nicht  angehören,  d:xss 
die  englischen  Gewerkvereine  ganz  andere  Ziele  verfolgen  als  diese  Körperschaft ,  dass 
die  Arbeiterfrage  wohl  von  der  Politik  nicht  ganz  getrennt  werden  könne  ,  allein  dass 
auf  dem  euroijäischen  Festlande  der  Begriff  ,, Politik"  in  einem  ganz  anderen  Sinne  auf- 
gefasst  werde,  als  dies  die  englischen  Arbeiter  thun ,  u.  dgl.  m.  Schliesslich  —  nach- 
dem kein  einziger  Redner  für  die  Ligue  Universelle  eingetreten  war  —  wurde  mit  über- 
wiegender Majorität  eine  Resolution  angenommen  ,  in  welcher  die  Beantwortung  der  Zu- 
schrift für  den  Kongress  des  nächsten  Jahres  vertagt  und  das  Parliamentary  Committee 
als  ständiger  Ausschuss  des  Kongresses  beauftragt  wird  vorerst  nähere  Erkundigungen 
über  den  Charakter  der  Ligue  Universelle  einzuholen.  —  ,, Times"  vom  14.  Januar 
1874,  pag.  12:  ,,Trades'  Congress  at  Sheffield."  —  ,, Times"  vom  15.  Januar  1874, 
pag.  12:   ,,Trades'  Unions'  Congress  at  Sheffield." 
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nen  Verhältnisse  akzeptircn,  dass  sie  auf  der  Basis  der  heutigen 
Rechtsordnung  stehen  und  keinen  Umsturz  herbeiführen  wollen,  und 
trotzdem  sind  sie  bereits  im  Jahre  1874  dahin  gelangt,  dass  sie  ihren 
Mitgliedern  das  „co-operative  Principle",  die  Gründung  von  Produktiv- 
genossenschaften  (wenn  auch  vorläufig  vielleiclit  noch  in  einer  verfehl- 
ten Gestalt),  d.  i.  im  Wesen  das  Kollektiv-Eigenthum  am  Produk- 
tionswerkzeug  und  die  Kollektivwirthschaft  bei  der  Gütererzeugung 
wärmstens  empfehlen,  und  dass  sie  die  Frage  ventiliren,  wie  der  Land- 
besitz dem  englischen  Adel  entwunden  und  dem  englischen  Volke, 
„dem  er  ursprünglich  gehört  hat",  wieder  zurückerstattet  werden 
könnte'*). 

Und  ganz  parallel  diesem  Verlaufe  der  Bewegung  unter  den  eng- 
lischen Arbeitern  geht  die  Gesetzgebung  aller  zivilisirten  Staaten.  Eng- 
land hat  mit  der  sog.  Fabriksgesetzgebung,  d.  i.  mit  dem  Schutze  der 
Arbeiterbevölkerung  den  Anfang  gemacht  und  alle  übrigen  Staaten 
folgen  diesem  Beispiele  nach.  Deutschland  und  Oesterreich  sind  be- 
müht der  „sozialistischen"  Einkommensteuer  gegenüber  den  sonstigen 
Steuern  einen  grösseren  Spielraum  einzuräumen.  Die  Uebernahme  der 
Eisenbahnen  auf  den  Staat  ist  in  Deutschland  zum  Theile  verwirk- 
licht, zum  Theile  im  Zuge;  in  Oesterreich  steht  sie  auf  der  Tages- 
ordnung; in  Frankreich,  in  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  ist  sie  angeregt  und  liegt  gewissermassen  in  der 
Luft.  Staatsgüter,  Staatsbergwerke,  Staatsbanken  u.  dgl.  m.  werden 
heutzutage  von  der  Wirthschaftstheorie  nicht  mehr  wie  noch  vor  we- 
nigen Jahren  als  prinzipielle  Irrthümer  verurtheilt,  sondern  im  Gegen- 
theile  als  werthvoller  Gemeinschaftsbesitz  gewürdigt  und  vertheidigt. 
Kurz,  der  kollektive  Kapitalsbesitz  und  die  kollektive  Produktion  ge- 
winnen von  Tag  zu  Tag  an  Umfang  und  Bedeutung. 

Fassen  wir  dies  kurz  zusammen,  so  zeigt  sich,  dass  die  soziali- 
stischen Ideen  und  Forderungen,  die  anfänglich  in  der  allerextremsten 
Form  auftraten,  den  Anforderungen  des  wirklichen  Lebens  immer  mehr 
Rechnung  tragen  und  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  immer  mehr 
abschwächen  und  massigen;  während  auf  der  anderen  Seite  die  wirk- 
lichen Verhältnisse  eine  immer  intensivere  sozialistische  Färbung  an- 
nehmen und  den  Anforderungen  der  Sozialisten  entgegen  kommen. 
Wir  sehen  also  gewissermassen  zwei  gerade  Linien  vor  uns,  von  de- 
nen die  eine  von  rechts  nach  links,   die  zweite  von  links  nach  rechts 

4)  Vgl.  die  Rede  des  Mr.  Aich  auf  einem  am  20.  Juni  1874  in  Manchester  abge- 
haltenen Meeting  der  Agricultural  Labourers  in  der  „Times"  vom  22.  Juni  1874,  pag.  12: 
„The  Farm  Labourers  at  Manchester",  und  oben :    Kapitel  II  „die  ländlichen  Arbeiter", 
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in  geringer  Neigung  gegen  einander  verlaufen  und  dürfen  unter  sol- 
chen Umständen  wolil  den  Schluss  wagen,  dass  diese  beiden  Geraden 
in  ihrem  ferneren  Verlaufe  sich  in  irgend  einem  Punkte  unter  einem 
spitzen  \\inkel  durchschneiden  werden,  und  dass  dieser  Punkt  uns 
die  Lösung  der  sozialen  Frage  repräsentiren  wird,  weil  dort  beide 
Theile  durch  fernere  beiderseitige  Nachgiebigkeit  zu  einem  Ausgleich 
gelangt  sein  werden.  Und  dass  ein  derartiger  Ausgleich  thatsächlich 
möglich  ist,  scheint  mir  aus  folgender  Betrachtung  hervorzugehen. 

Die  Sozialisten  gingen  ursprünglich  von  der  unläugbaren  That- 
sache  aus,  dass  das  herrschende  System  des  Privateigeuthums  und 
der  Individual-Wirthschaft  mit  sehr  empfindlichen  Uebelstäuden  ver- 
bunden ist,  und  um  die  letzteren  recht  gründlich  zu  beseitigen,  spran- 
gen sie,  unbekümmert  um  die  praktische  Durchführbarkeit,  gleich  mit 
beiden  Füssen  in  das  Kollektiv-Eigenthum  und  die  Kollektiv-Wirth- 
schaft  hinein  und  forderten  die  Errichtung  kommunistischer  Gemein- 
wesen, etwa  nach  Art  der  Fourrier'schen  Phalansteres.  Allgemach 
brach  sich  dann  die  Ueberzeugung  Bahn ,  einerseits  dass  die  Durch- 
führung dieser  kommunistischen  Gemeinwesen  unmöglich  ist,  weil  sie 
die  gänzliche  Unterdrückung  der  Individualität  des  Menschen  voraus- 
setzen; und  andererseits  dass  eine  so  weit  gehende  Ausdehnung  des 
gemeinwirthschaftlichen  Prinzips  auch  nicht  einmal  nothwendig  ist. 
Der  sogenannte  wissenschaftliche  Sozialismus  erkannte  nämlich  ganz 
richtig,  dass  die  Uebelstände  des  heutigen  Wirthschaftssystems  in  der 
Ausbeutung  des  Arbeiters  durch  den  Kapitalisten  bestehen,  und  dass 
diese  Ausbeutung  eine  Folge  sei  des  privaten  Kapitaleigenthumes  auf 
der  einen  und  des  gänzlichen  Kapitalmangels  auf  der  anderen  (des 
Arbeiters)  Seite.  Beim  Genussvermögen  und  im  Haushalte  ist  von 
einer  Ausbeutung  des  Arbeiters  selbstverständlich  keine  Rede  und  dem- 
gemäss  will  der  heutige  Sozialismus  hier  das  Privateigenthum  und  die 
Privatwirthschaft  beibehalten  und  das  kollektive  Prinzip  lediglich  auf 
das  Kapitalseigenthum  und  die  Güterproduktion  beschränken.  Und 
gerade  in  diesem  Punkte  scheint  mir  der  Irrthum  der  heutigen  sozia- 
listischen Lehre  zu  liegen.  Von  der  Thatsache  ausgehend,  dass  dei- 
private  Kapitalsbesitz  die  Quelle  der  Ausbeutung  des  Arbeiters  ist, 
verlangt  nämlich  der  moderne  Sozialismus  mit  Recht  die  Eiufülirung 
des  kollektiven  Kapitalseigenthums  und  der  kollektiven  Güterproduk- 
tion, er  irrt  jedoch  meines  Erachtens  darin,  dass  er  in  ähnlicher  Weise 
wie  die  sog.  orthodoxe  Nationalökonomie  viel  zu  generalisirend  und 
schematisirend  vorgeht  und  gleich  das  gesammte  Kapital  und  die 
gesammte  Gütcrproduktiou  dem  kollektiv-wirthschaftlichen  Prinzipe 
unterwerfen  will. 
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Mai-x  und  Lassalle,  die  das  Kapital  als  eine  historische  Kategorie 
bezeichnen,  sagen  ausdrücklich,  dass  im  Mittelalter  beim  Vorherrschen 
des  Handwerks  von  einer  Ausbeutung  des  Arbeiters  durch  den  Arbeit- 
geber keine  Rede  war  und  die  letztere  sich  erst  bemerkbar  machte, 
als  nach  der  Entdeckung  von  Amerika  das  Grosskapital  anfing  sich 
der  Industrie  zu  bemächtigen.  Und  dies  ist  vollständig  richtig.  Die 
Ausbeutung  des  Arbeiters  besteht  in  der  That  darin,  dass  der  Ar- 
beiter dem  Unternohmer  mehr  einbringt,  als  er,  beziehentlich  sein 
Lohn  kostet,  dass  also  der  Arbeiter  nur  einen  Theil  seiner  Arbeits- 
produkte in  der  Gestalt  des  Arbeitslohnes  vom  Unternehmer  wieder 
zurück  erhält,  während  er  den  Ueberschuss  (den  Marx'schen  „Mehr- 
werth")  dem  Arbeitgel)er  unentgeltlich  überlassen  muss.  Eine  derar- 
tige Ausbeutung  findet  nun  allerdings  im  Handwerke  auch  statt,  weil 
der  Kleister  in  derselben  Weise  an  seinem  Gesellen  verdienen  will  wie 
der  Grossunternehmer  am  Fabrikarbeiter,  allein  der  wesentliche  Un- 
terschied besteht  darin,  dass  der  letztere  sein  Lebelang  gewissermassen 
die  Melkkuh  seines  Dienstherrn  abgeben  muss,  während  der  Hand- 
werksgeselle nur  während  seiner  Gesellenjahre  „ausgebeutet"  wird  und 
sich  später  als  Meister  hiefür  schadlos  hält,  weil  er  nun  wieder  seine 
Hilfsarbeiter  für  sich  arbeiten  lässt.  In  dieser  Form  hat  die  Ausbeu- 
tung nichts  Drückendes  mehr  an  sich,  denn  ihr  Wesen  besteht  dann 
nur  darin,  dass  jedesmal  die  kräftigere  oder  arbeitsfähigere  Genera- 
tion für  die  schwächere  oder  minder  leistungsfähige  arbeitet  —  ein 
Vorgang,  der  sich  wiederholt,  so  lange  die  Welt  besteht  und  bestehen 
wird,  da  jedesmal  die  Erwachsenen  und  Kräftigen  für  ihre  unmündi- 
gen Kinder  oder  ihre  greisen  Eltern  arbeiten  müssen  und,  wenn  man 
so  sagen  will,  von  diesen  nicht  minder  „ausgebeutet"  werden  als  der 
Hilfsarbeiter  von  seinem  Dienstherrn. 

Ist  dies  aber  richtig  und  kann  man  im  Handwerk,  wenigstens  im 
Allgemeinen,  von  einer  Ausbeutung  des  Arbeiters  im  eigentlichen  Sinne 
nicht  reden,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  dieses  ganze  grosse  Ge- 
biet zwangsweise  in  die  Schablone  der  Kollektivwirthschaft  hineinge- 
presst  werden  soll,  da  die  Individual-Wirthschaft  denn  doch  auch  ihre 
unläugbaren  und  eminenten  Vortheile  aufzuweisen  hat.  Die  Anhänger 
der  sozialistischen  Lehre  berufen  sich  nun  allerdings  auf  die  „That- 
sache",  dass  die  Tage  des  Handwerkes  gezählt  seien  und  dass  das- 
selbe unausweichlich  seinem  Ruin  entgegengehe,  weil  es  die  Konkur- 
renz mit  der  Fabrik  nicht  aushalten  könne  u.  dgl.  m.  Allein  diese 
angebliche  Thatsache  ist  noch  lange  nicht  erwiesen,  und  wenn  auch 
der  weitaus  grösste  Theil   des  Handwerks   wirklich   von   der  Gross- 

Jahrb.  f.  Xationalökonomie  Suppl,  I.  in 
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Industrie  zerdrückt  werden  sollte,  so  ist  noch  immer  nicht  die  Mög- 
lichkeit ausgeschlossen,  dass  ein  Theil  des  Kleingewerbes  sich  von  der 
Niederlage,  die  ihm  augenblicklich  von  der  Maschinen-Industrie  bei- 
gebracht wurde,  wieder  erhole,  oder  in  theilweise  veränderter  Gestalt 
(als  Kunstgewerbe  oder  sonst)  einer  neuen  Periode  der  Blüthe  entge- 
gen gehe.  Würde  dies  aber  der  Fall  sein,  würde  ein  Theil  des  Hand- 
werks auf  Grundlage  des  Privateigcnthums  von  Neuem  blühen  und 
prosperiren,  ohne  die  Schattenseiten  des  heutigen  Wirthschaftssystems 
in  empfindlichem  Grade  aufzuweisen  —  und  hierüber  kann  man,  wie 
gesagt,  heute  noch  lange  nicht  definitiv  absprechen  —  so  liegt  gar 
kein  Grund  vor,  warum  dieser  Form  der  Produktion  auch  wider  ihren 
Willen  eine  neue  Rechtsbasis  aufgezwungen  werden  sollte. 

Aehnliches  dürfte  auch  für  die  Gross-Industrie  und  die  Land- 
wirthschaft  gelten.  Würde  sich  nämlich  der  grössere  Theil  des  Grund- 
besitzes, der  Bergwerke,  der  Fabriken  etc.  im  Kollektiv-Eigenthume 
befinden  (ob  im  Eigenthume  des  Staates,  der  Provinz,  der  Gemeinde 
oder  von  Genossenschaften,  möchte  ich  a  priori  nicht  konstruiren),  so 
dass  der  grössere  Theil  der  Arbeiter  jenen  Standard  of  life  geniessen 
würde,  den  ihnen  die  kollektive  Produktion  sichern  kann  und  sichern 
soll,  so  müssten  die  wenigen  übrig  bleibenden  Privatunternehmer 
ihren  Arbeitern  gleich  günstige  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zuge- 
stehen, und  scheint  mir  somit  auch  hier  kein  Grund  vorzuliegen,  der 
die  zwangsweise  Einführung  des  kollektiv-wirthschaftlichen  Prinzips 
für  die  gesammte  Landwirthschaft  und  die  gesammte  Gross-Indu- 
strie gebieterisch  fordern  würde. 

Ich  kann  hier  begreiflicher  Weise  auf  beide  Wirthschaftssysteme 
nicht  im  Detail  eingehen,  allein  so  viel  darf  man  auf  Grundlage  der 
bisherigen  Erfahrungen  und  der  bisherigen  Literatur  wohl  mit  ziem- 
licher Zuversicht  behaupten,  dass  beide,  die  kollektive  wie  die  indi- 
viduelle Wirthschaft  ihre  eminenten  Lichtseiten,  aber  auch  unleugbare 
Nachtheile  aufzuweisen  haben,  und  dass  es  daher  gleich  a  priori  ge- 
fehlt ist,  wenn  man  nur  das  eine  dieser  Wirthschaftssysteme  gelten 
lassen  will.  Die  sogenannte  orthodoxe  Nationalökonomie  hat  gefehlt, 
weil  sie  lediglich  das  privatwirthschaftliche  System  als  berechtigt  an- 
gesehen hat,  aber  nicht  minder  einseitig  scheint  mir  der  moderne  So- 
zialismus vorzugehen ,  wenn  er  die  gesammte  Güterproduktion  ohne 
Unterschied  auf  gemeinwirthschaftlicher  Basis  organisiren  will.  Die 
Wahrheit  scheint  mir  auch  hier  in  der  Mitte  zu  liegen  und  dürfte  in 
einem  „gemischten  System",  in  einer  Mischung  des  privaten  und  kol- 
lektiven Kapitalseigenthums ,   der  individuellen  und  der  gemeinschaft- 
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liehen  Güterproduktion  zu  finden  sein.  Wie  weit  aber  diese  Mischunj^ 
gehen  soll  und  ob  man  vorwiegend  die  Landwirthschaft,  oder  den  Berg- 
werksbetrieb oder  diesen  oder  jenen  Zweig  der  Gross-Industrie  oder 
des  Handwerks  auf  kollektiv-  oder  einzelnwirthschaftlichei-  Grundlage 
dereinst  organisiren  wird,  das  lässt  sich  von  der  Studierstube  aus  nie 
und  nimmermehr  entscheiden,  das  kann  nur  das  Leben  mit  seiner 
reichen  Erfahrung  lehren.  Erfolge  wie  Missgrifl'e  \v(jrden  seiner  Zeit 
bei  den  praktischen  Versuchen  nicht  ausbleiben.  Und  ebenso  wenig 
wird  man  behaupten  dürfen,  dass  diese  oder  jene  Foini  des  gedach- 
ten gemischten  Systems  die  einzig  und  ewig  wahre  oder  richtige  ist; 
je  nach  Ort,  Zeit  und  Menschen  wird  bald  ein  üeberwiegen  des  indi- 
viduellen, bald  ein  Üeberwiegen  des  kollektiven  Wirthschafts-Prinzips 
geboten  erscheinen.  Aber  dass  ein  Modus  des  Ausgleichs  gefunden 
werden  wird,  unterliegt  keinem  Zweifel,  da  jede  Periode  der  Welt- 
geschichte jene  Form  des  Wirthschaftslebens  erzeugt  hat,  welche  zur 
Zeit  die  angemessenste  war. 

Und  noch  eine  andere  Erwägung  drängt  sich  bei  der  Betrachtung 
der  englischen  Arbeiterbewegung  unwillkürlich  auf,  nämlich  die,  dass 
die  englischen  Arbeiter  in  gewissem  Sinne  diplomatischer  vorgehen  als 
die  Sozialisten  des  Kontinents.  Damit  soll  aber  weder  dem  Englän- 
der ein  Kompliment,  noch  dem  Deutschen  oder  Franzosen  ein  Vorwurf 
gemacht  werden,  da  jeder  von  ihnen  eben  nur  so  handelt,  wie  es  ihm 
seine  ganze  Natur-  oder  Geistesanlage  vorschreibt.  Der  Franzose  oder 
der  Deutsche,  wenn  er  einen  Gedanken  hat,  ist  durch  seine  Denk- 
weise geradezu  gezwungen  diesen  Gedanken  bis  zu  Ende  durchzuden- 
ken. So  kam  es,  dass  die  Idee  des  Sozialismus,  als  sie  einmal  gege- 
ben war,  von  den  Franzosen  und  Deutschen  sofort  verfolgt  und  auf 
deduktivem  Wege  bis  in  ihre  äussersten  Konsequenzen  ausgebaut  wurde. 
Es  entstanden  auf  diese  Weise  jene  verschiedenen  sozialistischen  Sy- 
steme und  Theorien,  nach  welchen  alle  bisherigen  Verhältnisse  umge- 
stürzt und  die  ganze  menschliche  Gesellschaft  auf  einer  neuen  Basis 
aufgebaut  werden  sollte.  Die  Systeme  waren  zum  guten  Theile  un- 
haltbar, weil  sie  auf  einer  ungenügenden  empirischen  Basis  fussten, 
aber  sie  hatten  zur  Folge,  dass  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung 
förmlich  kopfscheu  wurde  und  dass  die  Gesammtheit  der  Besitzenden 
oder  derjenigen,  die  Etwas  zu  besitzen  meinen,  sich  dem  Sozialismus 
als  der  Lehre  vom  absoluten  Umsturz  auf  das  Feindlichste  und  Schroff- 
ste gegenüberstellte.  Die  heutigen  Sozialisten  des  Kontinents  leiden 
selbst  am  meisten  unter  der  Wucht  dieses  Vorurtheils  und  in  den 
Schriften  der  deutschen  sozial-demokratischen  Arbeiterpartei  begegnet 

10* 
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uiaii  f;ist  auf  jciler  Suito  bitteren  Klagen  darüber,  dass  das  grosse 
riiblikum  in  einem  Sozialisten  nichts  Anderes  sieht  als  gewissermassen 
einen  Räuber,  der  seinen  Xebenmenschen  das  sauer  Erworbene  weg- 
nehmen, der  den  Staat,  das  Eigenthum,  die  Ehe,  kurz  ziemlich  Alles 
abschaflcn  will.  Und  doch  trägt  Niemand  Anderes  hieran  Schuld,  als 
die  ersten  Sozialisten  selbst,  die  durch  ihr  ganzes  Naturell  gezwun- 
gen, bemüht  waren,  das  sozialistische  Gesellschaftssystem  auf  deduk- 
tivem Wege  sofort  zu  konstruiren  und  fertig  hinzustellen.  Die  Wis- 
senschaft hat  dabei  unstreitig  gewonnen,  weil  ihr  die  betreffenden 
Ideen  sofort  bekannt  wurden  und  weil  sie  dadurch  in  die  Lage  ver- 
setzt wurde  dieselben  zu  kritisiren,  aber  der  Sozialismus  selbst  hat 
—  wie  gesagt  —  bei  diesem  Verfahren  nur  verloren,  weil  er  sich 
unnöthiger  AYeise  selbst  eine  ganze  Legion  von  Gegnern  au  den  Hals 
gesetzt  hat. 

Der  mehr  induktiv  angelegte  Engländer  ist  vorsichtiger,  oder  viel- 
leicht auch  schw'erfälliger  im  Denken;  er  stellt  kein  System  auf,  so 
lange  ihm  die  genügenden  Erfahrungen  fehlen,  er  fasst  jedesmal  nur 
die  nächstliegenden  Dinge  in's  Auge,  und  wenn  er  ein  Hinderniss  auf 
seinem  Wege  findet,  so  bemüht  er  sich  dasselbe  einfach  zu  beseiti- 
gen, ohne  auch  nur  entfernt  über  die  weiteren  logischen  Konsequen- 
zen seines  Thuns  nachzudenken.  Gerade  diese  Systemlosigkeit  des 
praktischen  Sozialismus  in  England  hatte  aber  das  Gute,  dass  das 
dortige  Publikum  nicht  erschreckt  wurde,  sondern  unbefangen  blieb, 
und  dass  es  im  Allgemeinen  den  Bemühungen  der  Arbeiter  mit  regem 
Interesse,  theilweise  mit  warmer  Sympathie  zusieht  und  ihnen  nir- 
gends feindlich  entgegentritt.  Und  während  ganz  Deutschland  anläss- 
lich der  letzten  Reichstagswahlen  durch  die  Entsendung  einiger  So- 
zialdemokraten in's  Zentralparlament  einige  Wochen  hindurch  in  Angst 
und  Schrecken  versetzt  war,  begrüsst  die  „Times"  ^j,  der  doch  kein 
Mensch  sozialdemokratische  Tendenzen  vorwerfen  kann,  die  im  An- 
fange des  Jahres  1874  erfolgte  Wahl  zweier  Arbeiter  in's  Unterhaus 
im  Allgemeinen  recht  sympathisch  und  giebt  ihrer  Genugthuung  Aus- 
druck, dass  es  nunmehr  auch  den  Arbeitern  vergönnt  sein  wird  ihre 
Wünsche  in  legaler  Form  vorzubringen  und  einen  Einblick  in  das  Ge- 
triebe des  staatlichen  Lebens  zu  gewinnen. 

In  Folge  dieses  behutsamen  Auftretens  blieben  aber  auch  die 
praktischen  englischen  Sozialisten  vor  den  mehr   oder  weniger  folgen- 

5)  „Times"  vom  5.  Februar  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  .,The  Workiiig  Men  and 
the  Elections."  —  „Times"  vom  26.  Februar  1874,  pag.  9,  Leitartikel:  „Goal  Miners 
and  their  Wages." 
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schweren  Irrthümern  bewahrt,  denen  die  Sozialisten  des  Kontinents 
unterworfen  waren.  In  Frankreich  sind  bekanntlich  wiederholt  Ströme 
Blutes  vergossen  worden,  weil  die  dortigen  Sozialisten  ihre  zu  weit 
gehenden  Pläne  in  einem  verfrühten  Zeitpunkte  gewaltsam  durchsetzen 
wollten.  Deutschland  ist  bisher  glücklicher  Weise  vom  Blutvergiessen 
verschont  geblieben,  aber  hier  müssen  sich's  die  älteren  sozialistischen 
Schriftsteller  gefallen  lassen,  dass  man  sie  als  anti(iuirt  bei  Seite  legt. 
Kein  einziger  sozialdemokratischer  Arbeiter  in  Deutschland  wird  sich 
heute  noch  für  die  Ideen  eines  Baboeuf,  Fourrier,  Cabet  oder  Owen 
erwärmen,  und  selbst  der  ehemalige  Abgott  der  deutschen  Arbeiter, 
Ferdinand  Lassalle,  konnte  diesem  Schicksale  nicht  ganz  entgehen  und 
muss  es  erdulden,  dass  heute  schon  seine  Lehren  als  theilweise  ver- 
altet angesehen  werden.  Beiden  Gefahren  weiss  der  praktische  eng- 
lische Arbeiter  zu  entgehen.  Er  vergiesst  kein  Blut,  weil  er  nicht 
gewaltsam  umstürzen,  sondern  nur  langsam  reformiren  will;  er  stellt 
keine  theoretischen  Systeme  auf  und  braucht  demgemäss  auch  nicht 
zu  fürchten,  dass  dieselben  nachträglich  als  irrig  über  Bord  geworfen 
werden;  er  schreitet  nur  langsam  und  sehr  behutsam  vorwärts,  hat 
aber  trotzdem  schon  heute  mehr  erreicht  als  seine  Brüder  auf  dem 
Festlande. 
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I. 
Das  Lagerhaas-  niid  Warraiit-System 

von 

A.  Bayerdörffer. 

Unter  den  mannigfachen  Mitteln,  welche  in  neuerer  Zeit  in  Deutsch- 
land vorgeschlagen  und  ventilirt  sind,  um  der  Handelswelt  erweiter- 
ten Kredit  zu  verschaffen  und  ihn  zugleich  auf  eine  solidere  Basis  zu- 
rückzuführen, nimmt  der  Gegenstand  unserer  Untersuchung  mit  Recht 
einen  hervorragenden  Platz  ein.  Es  wird  deshalb  keiner  besondern 
Rechtfertigung  bedürfen,  wenn  wir  es  unternehmen  einmal  das  Wesen 
dieses  eigenthümlichen  Verkehrsmittels  eingehend  zu  erörtern,  das 
Vorgehn  des  Auslandes  in  dieser  Hinsicht  zu  charakterisiren,  das  uns 
darin  wesentlich  vorausgeeilt  ist,  und  schüesslich  zu  untersuchen,  auf 
welche  Weise  das  Institut  für  die  Volkswirthschaft  am  besten  nutz- 
bar gemacht  werden  kann  und  was  für  Aufgaben  deshalb  dem  Staate 
dabei  erwachsen.  — 

Zunächst  ist  es  erforderlich,  die  beiden  Begriffe  „Lagerhaus"  und 
„Warrant"  zu  definiren.  Der  erstere  ist  einfach;  denn  öffentliche 
Lagerhäuser  sind  bekanntlich  Gebäude,  in  welchen  Waaren  im  Auf- 
trage eines  Anderen  aufbewahrt  werden ;  da  aber  die  Niederlegung 
von  Waaren  in  derartige  Lagerhäuser  in  den  verschiedenen  Zeiten 
zu  verschiedenen  Zwecken  stattgefunden  hat,  und  das  Institut  seine 
Entwickelungsgeschichte  besitzt,  so  ist  ein  kurzer  historischer  Rück- 
bUck  nöthig,  damit  der  Begriff  vollständig  klar  gelegt  werde. 

Den  ersten  Anstoss  für  die  Errichtung  von  öffentlichen  Lager- 
häusern haben  die  Schwierigkeiten  gegeben,  welche  die  Zoll- Verhält- 
nisse der  Entwickelung  des  Handels  zwischen  den  verschiedenen  Na- 
tionen entgegensetzten.  Als  nämlich  der  internationale  Verkehr  im- 
mer lebhafter  wurde,  und  der  Transithandel  eine  grössere  Bedeutung 
gewann,  machte  sich  auch  das  Bedürfniss  fühlbar,  die  eingehenden 
Waaren,  welche  zur  Wiederausfuhr  bestimmt  waren,  bis  zum  Export 
zollfrei  aufbewahren  zu  können;  eine  solche  Konzession  aber  durfte 
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selbstverständlich  die  Steuerbehörde  nur  dann  machen,  wenn  man 
Einrichtungen  traf,  die  eine  vollständige  Kontrole  über  die  zollfrei 
lagernden  Waaren  ermöglichte,  d.  h.  also,  wenn  man  Räume  schuf, 
in  welche  diese  Waaren  niedergelegt  werden  mussten,  und  die  unter 
die  Aufsicht  der  Steuerbehörde  gestellt  wurden.  So  entstanden  schon 
im  17.  und  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  die  ersten  öffentlichen 
Lagerhäuser  in  Frankreich  (Entrepots)  und  England  (Docks)  ^).  — 
Später  folgte  dann  in  immer  grösserer  Ausdehnung  ihre  Anwendung 
auch  bei  dem  Import  der  für  den  inländischen  Konsum  bestimmten 
Produkte,  und  endlich  bei  der  Aufbewahrung  von  Waaren  aller  Art, 
inländischen  wie  ausländischen  Ursprungs.  —  Wir  haben  also  zu  unter- 
scheiden zwischen  Lagerhäusern,  welche  zur  Wahrung  der  Zoll-Inter- 
essen erforderlich  sind,  und  solchen,  welche  man  zur  Niederlegung 
von  Gütern  benutzt,  um  dadurch  die  Ueberführung  derselben  aus  den 
Produktions- Orten  in  die  Konsumtionsgebiete  zu  vereinfachen  und  so 
die  Produktionskosten  zu  vermindern  —  eine  Unterscheidung,  welche 
auch  das  Oesterreichische  Lagerhaus-Gesetz  vom  19.  Juni  1866  auf- 
stellt, indem  es  die  konzessionirten  öffentlichen  Lagerhäuser  theilt  in 
„Freilager"  und  „Waarenhäuser"^),  — 

Mit  dem  Institut  der  öffentlichen  Lagerhäuser  haben  sich  nun  in 
neuerer  Zeit  die  „Warrants"  verbunden,  ein  Begriff,  in  dessen  Defini- 
tion die  Ansichten  theils  aus  praktischen,  theils  aus  theoretischen 
Ursachen,  je  nach  der  Form,  dem  Zweck  und  den  Wirkungen,  welche 
man  dem  Warrant  zuweist,  noch  ziemHch  weit  auseinander  gehen. 

Ad.  Heine  versteht 3)  unter  Warrants  „Urkunden,  deren   sich 

1)  Vergl.  Deutsches  Handelsblatt  1876  S.  205.  —  E.  Eb  ermann,  Lagerhäuser 
und  Warrants.  W^ien  1876  S.  2  u.  ff.  Alix  Sauzeau.  Manuel  des  Docks,  des  ventes 
publiques  et  des  Warrants.     Paris  1877  S.  39  u.  ff. 

2)  §.  2  dieses  Gesetzes  lautet : 

Die  konzessionirten  öffentlichen  Lagerhäuser  sind  je  nach  ihrer  Bestimmung : 

1 .  Freilager,  welche  dazu  dienen : 

a.  im  Zollgebiete  unverzollte  ausländische  Waaren  so  lange  aufzubewahren ,  bis  sie 
ihrer  Bestimmung,  das  ist  der  Einfuhrverzollung ,  Weitersendung ,  Wiederausfuhr 
u.  dgl.  zugeführt  werden ; 

b.  im  Zollausschusse  die  aus  dem  Zollgebiete  ausgeführten  Waaren  unter  Bewah- 
rung ihrer  Nationalität  so  lange  aufzubewahren ,  bis  sie  in  den  freien  Verkehr 
gesetzt  oder  in  das  Zollgebiet  zurückgeführt  werden  ; 

c.  in  Städten ,  die  hinsichtlich  der  Verzehrungssteuer  als  geschlossen  erklärt  sind, 
steuerpflichtige  Waaren  so  lange  aufzubewahren,  bis  sie  entweder  der  Versteue- 
rung unterworfen  oder  aus  der  Stadt  wieder  ausgeführt  werden. 

2.  Waarenhäuser,  welche  zur  Aufbewahrung  zoll-  und  steuerfreier  oder  bereits  verzollter 
und  versteuerter  Waaren  dienen. 

3)  Tüb.  Zeitschrift  für  die  ges.  Staats-Wissensch.   1867   S.  574. 
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der  Handel  bedient,  um  Waarcn,  die  bei  einem  Dritten  niedergelegt 
sind,  zu  vertreten."  —  Dagegen  wendet  Carl  Röscher')  ein,  es 
fehlen  in  dieser  Definition  gerade  die  hauptsächlichsten  Eigenthündich- 
keiten  des  Instituts,  nämlich  die  Indossabilität  des  Warrant,  die  Eigen- 
schaft des  Depositars,  der  nicht  irgend  ein  Privatmann,  sondern  die  Ver- 
waltung eines  öflentlichen  Lagerhauses  sei,  und  die  Eigenschaft  der  Ver- 
tretung, welche  lediglich  eine  pfandrechtliche  sei,  und  endlich  auch  die 
Angabe  der  Regresspflichtigkeit  oder  Regressfreiheit  der  Indossanten. 
Er  erklärt  daher  den  Warrant  als  ein  von  einer  Lagerhaus-Verwal- 
tung ausgestelltes  Ordrepapier,  welches  dem  durch  eine  zusammen- 
hängende Kette  von  Indossamenten  legitimirten  Inhaber  ein  (bez.  durch 
Regresspflichtigkeit  der  Indossanten  für  den  Mindererlös  gesichertes) 
Pfandrecht  an  den  im  Schein  individuell  bezeichneten  Lagergute  ge- 
währt. 

Ebermann  endlich  =^)  bezeichnet  den  Warrant  als  eine  indos- 
sable  Empfangsbescheinigung,  welche  die  Lagerhaus-Verwaltung  dem 
Deponenten  der  Waare  ausstellt,  an  deren  Inhaber  allein  diese  Waare 
ausgeliefert  wird  und  durch  deren  Indossirung  die  Uebertragung  des 
Verfügungsrechtes  über  die  Waare  erfolgt;  der  Warrant  ist  also  Re- 
präsentant der  Waare,  ein  Werthpapier,  in  welchem  der  Werth  der 
darin  bezeichneten  Waare  verkörpert  erscheint. 

Die  Definition  Roscher's  ist  nun  u.  E.  nach  zwei  Seiten  hin 
eine  viel  zu  beschränkte;  denn  sie  betrachtet  einmal  den  Warrant 
nur  als  Pfandschein,  während  doch  z.  B.  das  Oesterreichische  Gesetz 
auch  den  Verkauf  des  Warrant  gestattet,  ja  wir  werden  später  noch 
sehen,  dass  in  Glasgow  der  Warrant  sogar  hauptsächlich  beim  Roh- 
eisen-Handel verwendet  wird,  dass  er  dort  ein  Börsenpapier  ist, 
dessen  Preis  täglich  durch  den  Telegraphen  nach  allen  Richtungen 
hin  gemeldet  wird.  Diese  Definition  ist  daher  nur  da  zutreffend,  wo 
bei  der  Deponirung  von  Waaren  zwei  Scheine  ausgegeben  werden, 
wie  in  Frankreich  r6cepiss6  und  Warrant,  in  Belgien  cedule  und  Warrant, 
in  Italien  fede  di  deposito  und  nota  di  pegno,  von  denen  der  eine 
zur  Vertretung  der  Waaren  beim  Verkauf,  der  andere  zur  Vertretung 
der  Waaren  bei  der  Verpfändung  dient.  —  Sodann  aber  ist  wohl  die 
Forderung  des  Zittauer  Berichtes,  in  die  Definition  aufzunehmen,  dass 
der  Depositar  nicht  ein  beliebiger  Privatmann,  sondern  die  Verwal- 
tung eines  öffentlichen  Lagerhauses  sei,  nicht  ganz  korrekt ;  denn  wir 
können  hier  dem  Begriff  „Verwaltung  eines  öffentlichen  Lagerhauses" 

1)  Vergl.  Bericht  der  Handelskammer  m  Zittau   1871  —  75. 

2)  Lagerhäuser  und  Warrants.     Wien   1876  S.  13. 
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nicht  den  BegriflF  „Privatmann"  gegenüberstellen,  weil  sich  beide  nicht 
ausschliessen,  sondern  wolil  vereinigen  lassen,  wie  namentlich  das 
schon  herangezogene  Beispiel  der  Glasgower  Lagerhäuser  beweist, 
deren  Besitzer  stets  Privatleute  gewesen  sind^).  Wohl  aber  dürfte 
es  sich  empfehlen,  an  Stelle  dieses  Passus  der  Röscher 'sehen  De- 
finition einen  anderen  zu  setzen,  welcher  sagt,  dass  die  Waare  nicht 
an  einem  beliebigen  Orte  oder  in  irgend  einem  Magazin  niederzu- 
legen ist,  sondern  ausschliesslich  in  solchen  Räumen  deponirt  werden 
muss,  welche  Gesetz  oder  Gebrauch  für  die  Zwecke  des  Warrant- 
Verkehres  bestimmt  haben.  —  Ferner  ist  u.  E.  die  Regresspflichtig- 
keit  oder  Regressfreiheit  der  Indossanten  in  die  Definition  des  War- 
rant nicht  aufzunehmen;  denn  diese  Frage  ist  noch  nicht  allgemein- 
gültig entschieden,  wie  später  noch  ausgeführt  werden  wird,  Regress- 
pflichtigkeit  und  Regressfreiheit  bilden  also  keine  charakteristischen 
Merkmale  des  Warrant,  und  das  Papier  bleibt,  wenn  es  sonst  alle 
nothwendigen  Eigenschaften  besitzt,  mit  und  ohne  jene  rechtliche 
Folge  des  Indossaments  ein  Warrant,  wie  ja  auch  für  beide  Fälle 
Repräsentanten  gefunden  werden  können. 

Dagegen  halten  wir  mit  dem  Zittauer  Berichte  die  Erwähnung  der 
Indossabilität  in  der  Definition  des  Warrant  für  unerlässHch,  weil  diese 
eine  Eigenschaft  ist,  deren  kein  Warrant  entbehren  darf,  und  ohne 
welche  das  betreffende  Papier  zur  einfachen  Empfangsbescheinigung 
über  deponirte  Waaren  herabsinken  würde.  Deshalb  nimmt  auch 
Ebermann  diese  Angabe  in  seine  Definition  auf,  die  sich  im  Uebrigen 
mit  der  Heine' sehen,  so  weit  es  Wesentliches  betrifft,  .in  Ueberein- 
stimmung  befindet. 

Nach  allen  diesen  Erwägungen  glauben  wir  den  Warrant  so  er- 
klären zu  können:  er  ist  eine  indossirbare  Urkunde,  welche  im  Han- 
delsverkehre dazu  dient,  Waaren,  die  in  einem  durch  Gesetz  oder 
durch  den  Gebrauch  bestimmten  Lagerhause  niedergelegt  sind,  zu 
vertreten.  —  Der  Werth  der  Waare  muss  nun  für  die  Zeit  dieser 
Vertretung  auf  das  Papier  übergehen;  der  Warrant  ist  also  zu  den 
„Werthpapieren"  zu  zählen  und  gehört,  wenn  wir  diese  mit  C.  Knies 
in  Ordre-,  Inhaber-  und  Namen-Papiere ^j  eintheilen,  zu  den  Erste- 
ren;  er  steht  mithin  in  derselben  Kategorie,  wie  der  Wechsel,  und 
wie  dieser  ein  Geld-Forderungsrecht,  z.B.  des  A  an  B,  umschliesst, 
welches  auf  C  übertragen  werden  kann,  so  ist  im  Warrant  ein  Eigen- 
thumsrecht  des  Deponenten  an   den  beim  Depositar    niedergelegten 

1)  jetzt  sind  es  die  Inhaber  der  Firma  C  o  n  n  a  1  u.  Comp. 

2)  Vergl.  C.  Knies,  Der  Kredit.     S.  175. 
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Waaren  enthalten,  Nvelches  ebenfalls  durch  Indossament  übertragen 
Averden  kann,  und  zwar  mit  demselben  Erfolge,  als  wenn  dieses  durch 
Ucbergabc  der  Waare  selbst  geschehen  wäre  (Verkauf  der  Waare 
mittelst  Warrant).  Nun  übertrügt  aber  das  Indossament  beim  War- 
rant nicht  immer  das  Eigenthumsrecht  des  Waaren-Deponenten,  son- 
dern es  kann  auch,  wenn  der  Warrant  oder  die  durch  ihn  reprilscn- 
tirte  Waare  als  Sicherheit  für  eine  Schuldforderung  dienen  soll,  nur 
ein  Pfandrecht  an  den  Waaren,  also  ein  engbegreuztes  Verfügungs- 
recht, für  den  bestimmten  Fall  einräumen,  dass  die  Forderung  am 
Verfalltage  nicht  bezahlt  wird.  Durch  diese  doppelte  Rechtswirkung 
der  dann  auch  meistens  der  Form  nach  von  einander  abweichenden 
Indossamente,  welche  in  einigen  Ländern  zur  Trennung  in  zwei  Scheine 
geführt  hat,  unterscheidet  sich  der  W^arraut  wesentlich  vom  Wechsel. 
Wir  haben  jetzt  versucht,  das  Wesen  des  W^arrant  zu  erklären, 
und  es  dürfte  hier  der  Ort  sein,  auch  die  geschichtliche  Entwicke- 
lung  des  Systems  in  den  Ländern,  wo  dasselbe  bereits  längere  Zeit 
eingeführt  ist,  zu  betrachten.  —  Es  ist  schon  erwähnt  worden,  dass 
Warrants  namentlich  in  Glasgow  beim  Roheisen-Geschäfte  in  hervor- 
ragendem Maasse  in  Anwendung  kommen  und  dort  grossen  Nutzen 
gestiftet  haben;  da  nun  gegenwärtig  die  deutsche  Eisen-Industrie  sich 
in  wenig  glückhcher  Lage  befindet,  und  vielleicht  aus  den  Glasgower 
Verhältnissen  manche  Lehre  zu  ziehen  ist,  deren  Benutzung  mit  zur 
Ueberwindung  der  Kalamität  beitragen  kann,  und  weil  Alles,  was 
diesen  wichtigen  Produktionszweig  unterstützt,  auch  der  gesammten 
Volkswirthschaft  zum  Vortheil  gereicht  i),  so  wollen  wir  zunächst  die 
Verhältnisse  in  Glasgow,  dem  Zentralpunkt  des   schottischen  Roh- 


1)  Der  Chef  eines  der  bedeutendsten  Eisengeschäfte  in  Glasgow  schreibt  uns:  ,,So 
viel  ich  als  fern  stehender  Zuschauer  beurtheilen  kann,  würde  es  für  die  deutsche  Eisen- 
Industrie  von  grösster  Wichtigkeit  sein,  wenn  unter  der  Ueberwachung  der  Regierung  au 
zwei  oder  drei  Zentralpunkten  ötfentliche  Stores,  nach  Art  der  hiesigen,  errichtet  würden, 
wohin  sowohl  die  Händler,  als  auch  namentlich  die  jetzt  so  leidenden  deutschen  Produ- 
zenten Eisen,  für  welches  zeitweise  der  Absatz  mangelt,  liefern  könnten,  um  dagegen  ge- 
setzlich Sicherheit  gewährende  Warrants  zu  ei-halten,  auf  welche  sie  gegen  nicht  zu  hohe 
Zinsen  von  den  Banken  oder  Kapitalisten  Vorschuss  bekommen  und  so  bessere  Zeiten 
abwarten  könnten,  ohne  entweder  ihre  Fabrikation  einstellen  oder  zu  ruinireuden  Preisen 
verkaufen  zu  müssen.  Ich  erblicke  in  der  Einführung  des  Warrant-Systems  in  den  in- 
dustriellen Theilen  Deutschlands  fast  das  einzige  Rettungsmittel  gegen  die  grosse  Kala- 
mität der  deutschen  Eisen-Industrie." 

Wenn  man  auch  dem  letzteren  Passus ,  als  zu  weit  gehend ,  nicht  zustimmen  will, 
so  wird  man  doch  zugestehen  müssen ,  dass  die  Ansicht  des  mit  dem  Geschäft  in  Eng- 
land wohl  vertrauten  Mannes  manches  Beachtenswerthe  enthält. 


ß  A.  B  ay  e  rdörffer , 

eisen-Haiidels ,    schiklcrii  *)   und    dann   die   Ausbildung   des  Warrant- 
Systems   auf  dem  Kontinente   einer  kurzen  Betrachtung  unterziehen. 
Bis   zum  Jahre  1843  wurde  das  Roheisen -Geschäft   in  Glasgow 
in  der  Weise  betrieben,  dass  man  ein  Quantum  mit  einer  bestimmten 
Frist  zur  Abnahme  der  Waare  kaufte;  war  die  Frist  abgelaufen,  und 
über  das  Eisen  noch  nicht  disponirt,  so  musste  man  Zahlung  leisten, 
jedoch  konnte  die  Waare,   ohne  dass  Kosten   entstanden,    bei  dem 
Produzenten  liegen  bleiben.    Verkaufte  man  später  etwas  von  diesem 
Eisen,  so  gab  man  eine  Anweisung,  durch  welche  der  Produzent  auf- 
gefordert wurde,  das  betreffende  Quantum  auszuliefern,  und  empfing 
dafür  von  dem  Käufer  den  Betrag  der  Rechnung  in  derselben  Weise, 
als  wenn  ihm  das  Eisen  selbst  ausgehändigt  worden  wäre.     Der  Käu- 
fer gab   dann   die  Anweisung  häufig  durch  Indossament  weiter,  und 
diese  zirkulirte  so  ohne  eine  andere  Sicherheit,  als  diejenige,  welche 
die  Person  des  Ausstellers  bot ;  denn  wenn  auch  die  Produzenten  das 
Eisen  jederzeit  lieferten,  sobald  solches  durch  Vorzeigung  der  Anwei- 
sung verlangt  wurde,  so  verweigerten  sie  doch  in  den  meisten  Fällen 
die  schriftliche  Acceptirung  der  Anweisungen.    Dieser  Mangel  an  ge- 
nügender Sicherheit  beim  Kauf  solcher  Anweisungen,  ferner  der  Uebel- 
stand,  dass  keine  Bank  Darlehen  auf  diese  Papiere  geben  wollte,  und 
endlich   die  Schwierigkeiten,  welche   aus   dem  Verhalten   der  Produ- 
zenten erwuchsen,  als  diese  in  den  Jahren  1844—45,  nach  einer  Er- 
höhung des  Roheisen-Preises  von  40  auf  120  sh.  pr.  Ton,   denjenigen, 
welche  früher  noch  billiges  Eisen  von  ihnen   gekauft  hatten  und  nun 
beim  Verkauf  mit  ihnen  konkurriren  konnten,   mancherlei  Weitläufig- 
keiten bei  der  Auslieferung  des  Eisens  bereiteten  und  namentlich  die 
Uebertragung  der  Waare  in  ihren  Büchern  auf  einen  anderen  Käufer 
verweigerten  —  Alles  das  bewog  einige  der  reichen  Händler,  bei  den 
Roheisen-Geschäften  die  Waare  nach  Ablauf  der  Frist  zu  übernehmen, 
obschon  dadurch  nicht  unbedeutende  Kosten  entstanden,  und  sie  den 
damals   schon  angesehenen  Besitzern  grosser  Lagerhäuser  (Storekee- 
pers, Warehousekeepers)  W.  Connal  und  Comp,  zu  übergeben,  deren 
Nachfolger  (Firma  Connal  u.  C.)  noch  heute  die  einzigen  Storekeepers 
in  Glasgow  sind  2).  — 

1)  Die  Angaben  sind  uns  von  einer  der  bedeutendsten  und  ältesten  Firma  G  1  a  s  - 
g  o  w ' s  zugegangen. 

2)  Aus  diesen  Ursachen  ist  nach  den  uns  vorliegenden  Berichten  das  Warrant-Sy- 
stem  in  Glasgow  entstanden,  und  nicht,  wie  der  erwähnte  Bericht  der  Zittauer  Handels- 
kammer S.  482  sagt,  weil  die  Fabrikation  den  Konsum  überstieg,  und  weil  die  Hochofen- 
Besitzer  Geld  gebrauchten.  Welche  Ursache  die  richtige  ist,  oder  ob  vielleicht  Beide 
zur  Gründung  des  Warrant-Verkehres  beigetragen  haben,   lässt  sich  hier  nicht  entscheiden. 
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Die  Lagerhaus-Verwaltung  stellt  nun  En)i)fangsöclieine  (Warrants) 
über  das  erhaltene  Eisen  auf  den  Namen  des  Einlielerers  aus,  wel- 
che durch  Indossirung  weiter  begeben  werden  können ;  jedem  spä- 
teren Besitzer  eines  solchen  Empfangsscheines  steht  es  frei,  gegen 
Zahlung  einer  Gebiüir  von  1  sh.  pro  100  Tons  das  Eisen  in  den 
Büchern  von  Connal  u.  C.  auf  seinen  Namen  überschreiben  und  sich 
einen  neuen  Schein  ausstellen  zu  lassen,  wodurch  die  Waare  sein  un- 
bestreitbares Eigenthum  wird.  Vernachlässigt  er  diese  Vorsichtsmaass- 
regel,  so  kann  ihm  beim  Konkurs  seines  Vormannes ,  auf  dessen  Na- 
men das  Eisen  noch  lagert,  oder  durch  eine  Beschlagnalime  der 
Waare  Seitens  der  Gläubiger  dieses  Vormannes  ein  empfindlicher  Nach- 
theil erwachsen. 

Es  ist  begreiflich,  dass  nach  der  Errichtung  besonderer,  für  diese 
Zwecke  bestimmter  Lagerhäuser,  wo  also  ausser  der  Person  des  De- 
ponenten noch  die  Lagerhaus-Verwaltung  für  die  Auslieferung  des 
Eisens  gegen  Rückgabe  des  Scheines  bürgte,  die  Anwendung  solcher 
Scheine  eine  viel  grössere  Ausdehnung  erlangen  musste,  als  zu  jener 
Zeit,  wo  nur  Anweisungen  auf  die  Produzenten  zirkulirten.  Die  durch 
die  neue  Einrichtung  gewährte  Sicherheit  hatte  aber  noch  eine  Folge, 
welche  ebenfalls  die  Ausbreitung  des  Warrant-Verkehres  begünstigte; 
denn  auf  die  Empfangsbescheinigungen  (Warrants)  der  Firma  Connal 
u.  C.  1)  gaben  alle  Glasgower  Banken  gern  Vorschuss,  und  diese  hat- 

1)  Diese  Scheine  lauten : 
CONNAL  u.  CO.,    Warehousekeepers ;    Iron   Yards:    General   Terminus   South    Side    of 
Broomielaw ;  Hyde  Park,  North  Side  of  Broomielaw ;  and  Port-Dundas. 
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Tons  PIG  IRON. 
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We  have  received  into  our  Stores,  and  entered  in  our  Warehouse  Boohs  in  the  name  of 

and  we  nov;  hold 

to Order, HÜNDRED  TONS  PIG  IRON,  of  Number 


and  we  ivill  deliver  to Order,  by  indorsement  hereon,  "i'Vee  on  Board,, 

here  from  our  Stores,  that  quantity  of  Püj  Iron,  same  Number  and  Brand,  on  payment  of 
the  C'harges  noted  at  foot  and  return  of  this    Warrant. 

ChAKGEs 

Ecnt,  at  1   d.  per  Ten,  per  Month, 
Agency,   Is.  per  100   Tons  if  transferred, 

Warehousekeepers, 

Exd  and  Enf^  by 


Q  A.  B  ay  er  d  örff er , 

teil  daher  von  da  ab  die  dopi)elte  Funktion,  den  Verkauf  des  Eisens 
zu  erleichtern  und  die  Erlangung  von  Darlehen  gegen  Verpfändung 
der  Waare  zu  vermitteln. 

Das  Charakteristische  des  schottischen  Warrant -Systems  liegt 
nach  dieser  Schilderung  darin,  dass  dasselbe  gänzlich,  d.  h.  ohne  Ein- 
mischung der  Gesetzgebung  oder  der  Regierung  und  ohne  irgend- 
welche Einwirkung  von  aussen  her  aus  dem  Boden  des  Verkehrs  her- 
ausgewachsen ist,  und  dass  es  sich  deshalb  auch  den  Anforderungen 
des  Verkehres  genau  angepasst  hat.  Darin  ist  aber  der  hauptsäch- 
lichste Grund  für  die  grossen  Vortheile  zu  suchen,  welche  das  Lager- 
haus- und  Warrant-System  in  Glasgow  der  Produktion  und  dem  Han- 
del gebracht  hat^).  — 

Auf  durchaus  anderer  Grundlage  hat  sich  das  Lagerhaus-  und 
Warrant-System  in  Frankreich  entwickelt  2).  Die  dort  im  Gebrauch 
befindlichen  Lagerhaus-Einrichtungen,  die  magasins  generaux,  sind 
eine  Fortbildung  der  früheren  Entrepots,  d.  h.  Magazine,  in  welchen 
die  Kaufleute  importirte  Waaren  zollfrei  niederlegen  konnten,  um  sie 
später  entweder  wieder  zu  exportiren  oder  nach  der  Versteuerung 
dem  inländischen  Konsum  zuzufügen.  Diese  Entrepots  waren  in  Folge 
von  Regierun gs- Verordnungen  entstanden  und  durch  verschiedene  De- 
krete in  den  Jahren  1791  bis  1839  weiter  ausgebildet  worden,  und 
durch  eines  dieser  Dekrete  erhielt  (was  hier  für  uns  am  meisten  von 
Interesse  ist)  der  Deponent  das  Recht,  seine  Waare  unter  Anzeige 
an  die  Douane  zu  zediren  —  der  erste  Anfang  also  des  jetzigen  War- 
rant-Verkehres.  —  Diese  Einrichtungen  wurden  bedeutend  erweitert 
durch  das  Dekret  der  provisorischen  Regierung  vom  21.  März  1848, 
welches  bestimmte,  dass  in  allen  Städten,  wo  das  Bedürfniss  vorhan- 
den wäre,  magasins  generaux  errichtet  würden,  wo  Kaufleute  und 
Industrielle  ihre  Rohprodukte,  Waaren  und  Fabrikate  niederlegen  könn- 
ten; den  Deponenten  sollten  rec6pisses  ausgestellt  werden,  welche 
Auszüge  aus  den  Registern  der  Lagerhäuser  enthielten,  und  durch 
deren  Indossirung  das  Eigenthumsrecht  an  den  deponirten  Gegen- 
ständen übertragen  werden  konnte.  —  Weitere  Bestimnmngen  über 


1)  Einen  dieser  Vortheile  woHen  wir  hier  noch  besonders  hervorheben ;  die  Lager- 
haus-Verwaltung veröffentlicht  täglich ,  um  wie  viel  der  Vorrath  an  Roheisen  zu-  oder 
abgenommen  hat,  und  für  wie  viel  V7arrants  zirkuliren ;  dieses  und  die  tägliche  Notirung 
der  Warrant-Preise  an  der  Börse,  welche  den  Maassstab  für  die  Preise  aller  Sorten  Roh- 
eisen abgeben,  bieten  bei  der  ausgedehnten  Benutzung  des  Institutes  das  Mittel,  jederzeit 
den  gesammten  schottischen  Roheisen- Verkehr,  Angebot  und  Nachfrage  und  die  sich  dar- 
aus ergebende  Tendenz  des  Marktes  beurtheilen  zu  können.  — 

2)  Vergl.  Alix  Sauzeau,    Manuel  des  docks  a.  a.  O. 
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den  Verkehr  in  den  niagasiiis  generaux  gab  dann  eine  ministerielle 
Verfügung  vom  26.  Mai  1848.  Diese  machte  zunächst  eine  Beschrän- 
kung hinsichtUch  der  Depotfälligkeit  der  Waaren,  indem  sie  vorschrieb, 
dass  nur  solche  zur  Niederlcgung  in  den  magasins  generaux  zugelassen 
werden  sollten,  welche  „de  qualite  loyale  et  marchande"  wären ;  ferner 
gab  sie  Instruktionen  über  die  bei  der  Deponirung  und  Verpfändung 
der  Waaren  zu  beobachtenden  Formalitäten,  (das  Letztere  geschah 
ebenfalls  durch  Indossirung  des  recepisse  und  durch  Anmeldung  der 
Schuldsumme  zur  Eintragung  in  das  Lagerhaus-Register),  über  die 
Führung  der  Bücher  in  den  magasins  generaux,  über  die  Ausstellung 
der  recepisses,  über  die  Behandlung  der  neuen  Werthpapiere  Seitens 
der  comptoirs  nationaux  d'escompte  und  der  banque  de  Franke  bei 
Kredit-Geschäften,  und  endlich  über  die  Art  der  Rekursnahme  des 
Pfandgläubigers  bei  nicht  erfolgter  Zahlung  der  Schuldsumme. 

Die  Anregung  zum  Erlass  dieses  Gesetzes,  nach  welchem  nun 
auch  inländische  Waaren  an  dem  Lagerhaus-Verkehre  Theil  nehmen 
konnten,  ist  den  damaligen  Handelsverhältnissen  zuzuschreiben,  wel- 
che ein  französischer  Schriftsteller  ^)  foigendermaassen  schildert:  „Les 
evdnements  politiques  avaient  corame  suspendu  les  transactions ;  la 
vie  commerciale  s'etait  eteinte,  personne  n'achetait;  donc  rien  ne  se 
vendait,  en  sorte  que,  avec  des  magasins  pleins  de  marchandises ,  le 
commergant  etait  ruin6  et  se  trouvait  saus  argent,  quoique  possesseur 
de  produits  d'une  valeur  considerable."  —  Der  Zweck,  den  die  Regie- 
rung bei  der  Errichtung  der  magasins  generaux  verfolgte,  war  also  zu- 
nächst nicht  der  allgemeine,  dem  Verkehr  ein  dauernd  wirkendes,  die 
Produktion  und  die  Vertheilung  der  Güter  erleichterndes  Werkzeug 
zu  schaffen,  sondern  der  besondere,  einer  augenblicklichen  Nothlage 
dadurch  abzuhelfen,  dass  man  den  Kaufleuten,  welche  für  ihre  Waa- 
ren keinen  Absatz  fanden,  Kredit  verschaffte,  und  den  Kapitalisten, 
welche  aus  Mangel  an  Vertrauen  ihr  Kapital  unbenutzt  liegen  Hes- 
sen, sichere  Anlage  bot.  —  Nach  Beseitigung  der  Kalamität  mussten 
sich  daher  die  Mängel  des  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1848  in's 
Leben  gerufenen  Lagerhaus-Verkehres  geltend  machen,  besonders  die 
Schwerfälligkeit  des  Geschäftsganges,  in  den  die  Behörden  sich  man- 
nigfach einzumischen  hatten,  und  welcher  die  Erreichung  der  nun  in 
den  Vordergrund  tretenden  allgemeinen  Zwecke  des  Institutes  verhin- 
derte; dadurch  wurde  aber  die  Ueberzeugung  mehr  und  mehr  befe- 
stigt, dass,  wenn  das  Lagerhaus-System  den  Handels-Interessen  ge- 


1)  Alix  Sauzeau,  Marmel  des  Docks,  des  ventes  publiques  et  des  Warrants.    Paris 
1877. 
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nügeii  und  ein  Glied  in  der  Kette  der  fruchtbringenden  menschlichen 
Einrichtungen  werden  solle,  das  nur  durch  Abänderung  des  Gesetzes 
von  1848  und  durch  Umgestaltung  der  in  einem  Nothstande  geschaf- 
fenen Einrichtung  zu  erlangen  sei.  —  Diesen  Zweck  suchte  man  durch 
das  Gesetz  vom  28.  Mai  1858  zu  erreichen ,  welches  die  Lagerhäuser 
allerdings  noch  in  gewisser  Abhängigkeit  von  den  Behörden  liess, 
ihnen  aber  doch  eine  gr()sscre  Freiheit  gewährte,  als  das  Gesetz  von 
1848.  —  Die  wesentlichste  Veränderung  aber  war  die  Einführung  des 
Zwei-Schein-Systems,  d.  h.  die  Ausgabe  zweier  Scheine  bei  der  Depo- 
nirung  von  Waaren,  von  denen  der  eine  zum  Verkauf,  der  andere 
zur  Verpfändung  benutzt  werden  sollte;  dadurch  wurde  es  möglich 
gemacht,  die  Waare,  auch  wenn  sie  verpfändet  war,  zu  verkaufen,  so- 
bald sich  eine  günstige  Gelegenheit  darbot.  Wir  wollen  hier  auf 
dieses  System  nicht  näher  eingehen,  da  wir  später  die  Zweckmässig- 
keit desselben  noch  zu  prüfen  haben  und  dabei  auch  Gelegenheit 
finden  werden,  die  betreffenden  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  selbst 
aufzuführen,  —  Gleichzeitig  wurden  durch  ein  anderes  Gesetz  auch 
die  in  England  üblichen  öffentlichen  Versteigerungen  der  in  den  maga- 
sins  generaux  deponirten  Waaren  in  den  französischen  Lagerhaus- 
Verkehr  aufgenommen,  jedoch  machten  die  mit  den  beiden  Gesetzen 
verbundenen  reglenientarischen  Bestimmungen  (welche  sich  auf  die 
Pflichten  der  Lagerhaus- Verwaltung,  auf  die  Geschäftsführung  in  den 
magasins  generaux,  auf  die  Ausstellung  der  recepisses  und  Warrants 
und  auf  die  öffentlichen  Auktionen  beziehen)  hier  zwei  wesentliche 
Beschränkungen:  einmal  sollte  das  zur  Versteigerung  gebrachte  Quan- 
tum einen  Werth  von  mindestens  500  Frs.  haben,  und  dann  sollten 
Fabrikate  überhaupt  von  den  öffentlichen  Auktionen  ausgeschlossen 
sein  ^).  Die  Regierung  glaubte  diese  beiden  Beschränkungen,  welche 
man  in  England  nicht  für  nöthig  hielt,  einerseits  aus  Rücksicht  auf 
den  Kleinhandel,  anderseits  aus  sozialen  Gründen  eintreten  lassen  zu 
müssen,  indem  man  annahm,  dass  durch  die  Versteigerung  kleiner 
Quantitäten  den  Detailisten  Konkurrenz  gemacht  würde,  und  dass 
durch  Zulassung  von  Fabrikaten  der  Preis  derselben  gedrückt  und 
die  Arbeiterbevölkerung  geschädigt  werden  könnte. 

Auf  diesen  Gesetzen  beruht  noch  heute  der  Warrant- Verkehr  in 
Frankreich,  und  nur  wenige  Aenderungen  sind  seitdem  getroffen  wor- 
den. So  fügte  man  dem  Verzeichniss  der  zu  den  öffentlichen  Ver- 
steigerungen zugelassenen  Waaren-Gattungen  noch  einige  bei  und  re- 
duzirte  das  Werth-Minimum   von  500  auf  300,  200  und  100  Frs.  für 

1)  Ein  Verzeichniss  führt  die  zulässigen  Waaren-Sorten  auf. 
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die  VLTSchiedciicii  Waarcii-Sortüii.  Ein  Gesetz  vom  ^1.  August  1870 
endlich  übertrug  die  Befugniss,  die  Ermächtigung  zur  Errichtung  eines 
(iffentlichen  Lagerhauses  zu  ertheilen,  vom  Handelsniinister  auf  den 
betreffenden  rräfekten,  und  gab  der  Lagerhaus-Verwaltung  das  Recht, 
auf  die  bei  ihr  deponirten  Waaren  Geld  zu  leihen,  ein  Geschäft,  wel- 
ches ihr  bis  dahin  ausdi-ücklich  untersagt  war. 

Die  Art  der  Entstehung  der  Lagerhaus-  und  Warrant-Geschäfte 
ist  hiernach  in  Frankreich  eine  durchaus  andere  als  in  England;  hier 
hat  der  Verkehr  selbst  die  Initiative  ergriffen  und  die  Einrichtungen 
so  geschaffen,  wie  sie  seinen  Bedürfnissen  am  meisten  entspraclien; 
dort  hat  die  Gesetzgebung  ursprünglich  einem  Nothstande  abhelfen 
wollen  und  ist  dann  später  durch  die  Handels-Interessen  zur  Revi- 
sion der  betreffenden  Gesetze  gezwungen  worden;  daher  kommt  es, 
dass  in  England  die  Einrichtungen  nicht  überall  gleich  sind,  und  dass 
z.B.  in  London  andere  Gebräuche  herrschen,  als  in  Glasgow,  wäh- 
rend in  Frankreich  dieselben  Gesetze,  welche  den  Lagerhaus-  und 
Warrant-Verkehr  in  allen  seinen  Theilen  regeln,  für  das  ganze  Land, 
für  Hävre  wie  für  Marseille,  Paris  und  Bordeaux,  gelten.  Ob  es  aber 
auf  diesem  Wege  möglich  ist,  den  verschiedenartigen  Bedürfnissen  der 
einzelnen  Handelsbezirke  gleichmässig  zu  genügen,  dürfte  doch  zwei- 
felhaft erscheinen,  und  ausserdem  liegt  hier  immer  die  Gefahr  vor, 
dass  durch  Einmischung  der  Behörden  Unzuträglichkeiten  aller  Art 
entstehen.  —  Die  französischen  Lagerhaus-Gesetze  haben  nun  meh- 
reren anderen  Ländern  des  Kontinents  als  Muster  gedient;  so  ent- 
standen bald  nach  dem  Erlass  des  französischen  Gesetzes  das  belgi- 
sche, das  schweizerische  und  i.  J.  1870  das  italienische,  während,  das 
i.  J.  1866  veröffentlichte  österreichische  Gesetz  einen  anderen  Weg 
verfolgte,  indem  es  das  Ein-Schein-System  wählte,  wodurch  es  sich 
wesentlich  von  den  übrigen  Gesetzen  unterscheidet;  der  Grund  für 
diese  Abweichung  scheint  jedoch  nicht  der  zu  sein,  dass  man  dieses 
System  für  zweckmässiger  hielt,  als  das  französische  Zwei-Schein- 
System,  sondern  der,  dass  man  —  ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  kann 
hier  nicht  untersucht  werden  —  glaubte  auf  das  Allg.  Handels-Gesetz- 
Buch  Rücksicht  nehmen  zu  müssen  ^).  —  In  Deutschland  hat  die  Ge- 
setzgebung mit  Ausnahme  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  §§.302 


1)  §.  10  des  Österreich.  Gesetzes  lautet:  Die  Unternehmungen  von  öffentlichen  Lager- 
häusern jeder  Art  haben  in  Gemässheit  des  Art.  302  des  allg.  Handelsgesetzbuches  den 
Hinterlegern  von  Waaren  Bestätigungen  über  den  erfolgten  Erlag  auszustellen ,  welche 
—  —  —  den  Namen  Lagerschein  (Waarenscheine,  Warrants)  tragen  und  an  Ordre  lauten 
können. 
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u.  f.  des  Handels-Gesetz-Buclics  keine  Vorschriften  für  den  Lagerhaus- 
uud  Warrant-Verkehr  erlassen.  Lagerhäuser  sind  in  vielen  Städten 
vürliaiiden,  der  Warrant  scheint  sich  aber  nur  sehr  langsam  einbür- 
gern zu  wollen;  seit  einer  Reihe  von  Jahren  ist  derselbe,  wenn  auch 
nur  in  geringem  Umfange,  in  Mannheim  im  Gebrauch  i),  und  in  neue- 
rer Zeit  sucht  man  auch  in  Bremen  dem  System  Ausbreitung  zu  ver- 
schaffen, um  durch  dasselbe  den  Baumwolle-Import-Handel ,  in  wel- 
chem Hävre  diesen  Handelsplatz  zu  überflügeln  droht,  wieder  neu  zu 
beleben^). 

Die  Eigenthümlichkeiten  aller  dieser  Gebräuche  und  Gesetze  wer- 
den im  Verlaufe  unserer  Abhandlung  noch  hervorzuheben  sein,  und 
wir  können  daher  nun  zu  unserer  Haupt- Aufgabe ,  der  Untersuchung 
des  Lagerhaus-  und  Warrant-Systeras  in  seinen  verschiedenen  Bezie- 
hungen übergehen.  Dabei  wollen  wir  alle  einzelnen  Fragen  in  3  Grup- 
pen vereinigen  und  berücksichtigen :  1 .  die  formelle  Seite,  2.  die  dahin 
gehörigen  rechtlichen  Fragen,  und  3.  die  national-ökonomischen  Wir- 
kungen des  Lagerhaus-  und  Warrant-Systems. 

I. 

Die  Formen,  welche  beim  Warrant-Systera  in  Betracht  kommen, 
betreffen  einerseits  die  Lagerhäuser,  welche  die  Vorbedingung  für  den 
Warrant-Verkehr  bilden,  und  anderseits  die  Scheine,  die  von  der 
Lagerhaus  -  Verwaltung  ausgestellt  werden  und  an  welche  sich  die 
Warrant-Geschäfte  anknüpfen. 

Soll  ein  Papier,  welches  ein  Versprechen,  eine  Verpflichtung  ent- 
hält, irgend  eine  Leistung  zu  erfüllen,  im  wirthschaftlichen  Verkehre 
gleich  dem  Gegenstande  dieser  Leistung  selbst  behandelt  werden,  so 
ist  es  erforderlich,  dass  allgemein  die  Ueberzeugung  herrscht,  das 
Versprechen  werde  unzweifelhaft  gehalten  werden.  Eine  solche  Ueber- 
zeugung kann  aber  nur  dann  Platz  greifen,  wenn  das  Versprechen 
von  einer  Person  oder  Gesellschaft  ausgeht,  welche  allgemein  bekannt 
ist,  und  von  der  man  annehmen  kann,  dass  sie  den  Willen  und  die 
Fähigkeit  besitzt,  ihr  Versprechen  einzulösen.  Ein  Beispiel  für  diesen 
Vorgang  haben  wir  täglich  vor  uns:  wir  nehmen  die  Noten  der  gros- 
sen Banken  ohne  Bedenken  an  Stelle  der  darauf  verzeichneten  Summe 
in  Gold,  weil   wir  das  Vertrauen  haben,  dass  die  betreffende  Bank 


1)  Vergl. :    „Die  Mannheimer  Lagerhäuser"  von  O.  Puls,    Deutsches  Handels-Blatt 
1877  Nr.  40  S.  330. 

2)  Vergl. :  Deutsches  Handelsblatt  1876  S.  186. 
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ihrem  Versprechen  nachkommen  und  uns  jene  Summe  auszalilen  wird, 
sobald  wir  es  verlangen.  Die  Noten  würden  aber  schwerlich  in  Zirku- 
lation zu  bringen  sein,  wenn  der  Aussteller  unbekannt  wäre,  oder  wenn 
jenes  Vertrauen  fohlte,  und  deshalb  ist  anzunehmen,  dass  selbst  bei 
vollständigster  Notenfreiheit  die  Ausgabe  dieser  Papiere  nur  einer  be- 
schränkten Anzahl  von  Personen  oder  Instituten  möglich  sein  würde. 
Aehnlich  verhält  es  sich  auch  mit  den  Warrants,  deren  Grundlage  die 
Lagerhäuser  bilden.  Wenn  der  von  der  Verwaltung  eines  solchen  Hauses 
ausgestellte  Schein  über  deponirte  Waaren  diese  beim  Verkauf  und  bei 
der  Verpfändung  so  vertreten  soll,  dass  der  Käufer  oder  derjenige,  dem 
die  Waare  verpfändet  wird,  durch  Uebergabe  dieses  Scheines  ebenso 
befriedigt  ist,  als  wenn  ihm  die  Waare  selbst  übergeben  worden  wäre, 
so  ist  es  nöthig,  dass  diese  Lagerhaus- Verwaltung  in  den  betheilig- 
ten Kreisen  bekannt  ist  und  vollständiges  Vertrauen  geniesst.  Denn 
andernfalls  würde  sich  der  Empfänger  des  Scheines  über  den  Aus- 
steller erst  Auskunft  verschaffen  müssen,  und  dadurch  würden  alle 
Vortheile  des  Warrant- Systems,  welche  darauf  beruhen,  dass  Ver- 
käufe und  Verpfändungen  ohne  Transport  der  Waare  jederzeit  schnell 
stattfinden  können,  vollständig  aufgehoben  werden. 

Es  ist  hiernach  leicht  zu  beurtheilen,  welchen  Einfluss  die  Art 
der  Errichtung  und  die  Organisation  der  Lagerhäuser  auf  diesen  Ver- 
kehr auszuüben  vermögen,  und  es  fragt  sich  also  zunächst,  von  wem 
und  wie  sollen  Lagerhäuser  errichtet  werden.  In  dieser  Beziehung 
würden  drei  Wege  offen  stehen :  einmal  könnte  man  es  dem  Handels- 
stande überlassen,  Lagerhäuser  zu  gründen,  wann  und  wo  er  sie  ge- 
braucht, wobei  also  der  Staat  der  Einrichtung  unbetheiligt  gegenüber 
stände;  sodann  könnte  man  für  die  Errichtung  von  Lagerhäusern  Be- 
dingungen stellen  oder  sie  von  einer  Konzession  abhängig  machen, 
womit  dann  eine  Beaufsichtigung  Seitens  des  Staates  verbunden  sein 
müsste,  um  sicher  zu  stellen,  dass  die  im  allgemeinen  Interesse  ge- 
machten Bedingungen  auch  wirklich  erfüllt  werden;  endlich  könnte 
der  Staat  selbst  die  Lagerhäuser  bauen  und  verwalten.  Für  alle  drei 
Fälle  sind  Beispiele  vorhanden.  In  England  ist  die  Gründung  von 
Docks  an  keine  besonderen  Bedingungen  geknüpft,  und  Jedermann 
kann  ein  solches  Geschäft  unternehmen,  wenn  dabei  nur  die  allge- 
meinen gesetzlichen  Bestimmungen  beobachtet  werden.  —  In  Frank- 
reich dagegen  stehen  die  magasins  generaux,  wie  wir  gesehen  haben, 
unter  besonderen  Gesetzen.  Das  Dekret  vom  21.  März  1848  bestimmte 
im  §.2:  Ces  magasins  pourront  etre  etablis  d'urgence  par  les  com- 
missaires  du  gouvernement ,  sur  la  demande   des  chambre  de  com- 
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iiierce  ou  des  coiiseils  municipaiix,  und  §.  1  des  ministeriellen  Erlas- 
ses V.  26.  Mai  1848  stellte  diese  Etablissements  unter  die  Aufsicht 
eines  Delegirten  des  Finaiizministers,  Darin  traf  nun  das  Gesetz  v. 
28.  Mai  1858  eine  Aenderuug,  indem  es  vorschrieb:  Ces  magasins 
sont  ouverts,  les  Chambres  de  commerce  ou  les  Chambre  consulta- 
tives  des  arts  et  manufactures  entendues,  avec  l'autorisatiou  du  gou- 
vernement,  et  places  sous  sa  surveillance,  und  die  zu  diesem  Gesetze 
gehörigen  reglementären  Bestimmungen  führen  das  weiter  aus  und 
sagen  im  §.  1 :  Toute  demande  ayant  pour  objet  l'autorisation  d'ouvrir 
un  magasin  göneral  est  adressee  au  ministre  de  l'agriculture,  du  com- 
merce etc.  par  l'intermediaire  du  prefet,  avec  Tavis  de  ce  fonction- 
naire  et  celui  des  corps  d6signes  dans  les  lois  du  28.  mai  1858. 
Les  autorisations  sont  donn^es  par  decrets  rendus  sur  l'avis  de  la 
section  des  travaux  publics,  de  Tagriculture  et  du  commerce,  du  con- 
seil  d'Etat.  —  §.2  lautet  dann:  Toute  personne  qui  demande  l'auto- 
risation d'ouvrir  un  magasin  general  doit  justifier  de  ressources  en 
rapport  avec  Timportance  de  l'ötablissement  projete.  Les  exploitants 
peuvent  etre  soumis,  pour  la  garantie  de  leur  gestion,  ä  un  cautionne- 
ment  dont  le  montant  est  fix6  par  l'acte  d'autorisation ,  et  propor- 
tioune,  autant  que  possible,  ä  la  responsabilite  qu'ils  encourent.  — 
Das  Gesetz  von  1870  endlich  hat  abermals  Beschränkungen  bei  der 
Errichtung  von  Lagerhäusern  aufgehoben,  und  die  FormaUtäten  weiter 
vereinfacht ;  sein  Art.  1  sagt :  Les  magasins  generaux  —  pourront  etre 
ouverts  par  toute  personne  et  par  toute  societe  commerciale,  indu- 
strielle ou  de  credit,  en  vertu  d'une  autorisation  donnee  par  un  arretö 
du  prüfet,  apres  avis  de  la  chambre  de  commerce;  ä  son  defaut,  de 
la  chambre  consultative ;  et  a  defaut  de  l'une  et  de  l'autre,  du  tri- 
bunal  de  commerce.  Dagegen  aber  bestimmt  Art.  2:  Le  concession- 
naire  d^vra  etre  soumis,  par  l'arrete  prefectoral,  ä  l'obligation  d'un 
cautionnement  variant  de  20,000  ä  100,000  fr. 

Die  Lage  in  Frankreich  ist  also  jetzt  die,  dass  Jedermann,  so- 
bald er  geneigt  und  im  Stande  ist,  sich  den  Bedingungen  des  Geset- 
zes zu  unterwerfen,  nach  erfolgter  Autorisation  durch  den  Präfekten 
ein  Lagerhaus  errichten  kann.  Auch  in  Oesterreich  ist  eine  Konzes- 
sion erforderlich  ^ ) ,  und  diese  wird  nur  unter  gewissen  Bedingungen 
ertheilt,  welche  theils  mit  Rücksicht  auf  das  Zoll-Interesse,  theils  mit 


1)  Im  §.   1  des  österr.  Lagerhaus-Gesetzes  von  1866  heisst  es: 

Die  Bewinigiing  zur  Errichtung  von  öfteutlichen  Lagerhäusern  steht  dem  Ministerium 

für  Handel  und  Volkswirthschaft  zu ,  und  kann  einzehien  Personen ,  Körperschaften  oder 

Vereinen  ertheilt  werden. 


Das  Lagerhaus-  und  Warrant-System.  15 

Rücksicht    auf   die    Interessen    des    Handels   und    der   Industrie    ge- 
stellt sind. 

In  der  Schweiz  endlich  finden  wir  reine  Staats-Anstalten,  näm- 
lich die  von  den  Kantons-Regierungen  errichteten  Lagerhäuser,  und 
auch  in  Italien  sind  theils  durch  die  Regierung,  theils  durch  die  (jie- 
meinden  Lagerhäuser  gegründet  worden  >). 

Nach  dem  bisher  Gesagten  würde  es  sich  also  hauptsächlich 
darum  handeln,  w'elche  Stellung  der  Staat  dem  Lagerhaus-  und  War- 
rant-System gegenüber  einnehmen  soll,  und  die  so  gestellte  Frage 
kann  nun  vom  Standpunkte  des  Prinzips  und  von  dem  der  Zweck- 
mässigkeit aus  beurtheilt  werden. 

Es  ist  unzweifelhaft,  dass  dem  Staate  unter  gewissen  Umständen 
die  Pflicht  erwachsen  kann,  auch  in  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
einzugreifen;  denn  auf  der  wirthschaftlichen  Blüthe  eines  Landes  be- 
ruhen, wenigstens  zum  Theil,  die  Fortschritte  in  der  geistigen  und 
sittlichen  Vervollkommnung  des  Menschen,  und  die  Hebung  von  Han- 
del und  Industrie  gehört  daher  in  hervorragender  Weise  zu  den  Kul- 
turzwecken des  Staates.  Aus  diesem  Grunde  muss  es  auch  als  eine 
Aufgabe  des  Staates  betrachtet  werden,  selbst  mit  Opfern  Einrich- 
tungen, welche  die  Produktion  und  Vertheilung  der  Güter  erleichtern, 
zu  treffen,  wenn  damit  ein  solches  allgemeines  Ziel  verbunden  ist, 
und  wenn  die  Errichtung  dieser  Anstalten  die  Kräfte  eines  Einzelnen 
oder  einer  Körperschaft  übersteigt.  Der  Staat  soll  also  da,  wo  es 
nöthig  ist,  dem  Verkehr  die  Wege  bahnen,  er  soll  Kanäle  bauen,  soll 
das  Schienen-Netz  selbst  bis  in  die  entlegensten  ärmeren  Gegenden 
hin  ausdehnen,  wenn  dadurch  den  Produkten  des  Ackerbaues,  des 
Bergbaues  u.  s.  w.  neue  Absatz-Orte  zugänglich  gemacht  werden,  wenn 
dadurch  die  Arbeiter  reichlichere  und  lohnendere  Arbeit  finden,  und 
den  Konsumenten  sich  neue  Bezugsquellen  eröffnen.  Damit  ist  aber 
auch  die  Aufgabe  des  Staates  nach  dieser  Richtung  hin  erschöpft; 
wollte  er  weiter  gehen  und  seine  Mittel  den  Produzenten  und  Handels- 
treibendeu  auch  bei  einzelneu  Vorgängen  ihrer  wirthschaftlichen  Thä- 
tigkeit  zur  Verfügung  stellen,  so  könnte  das  nur  zu  einer  Begünsti- 
gung gewisser  Klassen  und  Personen  auf  Kosten  der  übrigen  führen, 
"was  dem  Wesen  des  Staates  widerstreitet.  —  Kann  man  hiernach 
nun  verlangen,  dass  der  Staat  Lagerhäuser  baut?  Der  Zweck  dieser 
Anstalten  ist  zunächst,  die  Lagerkosten,  oder  —  im  weiteren  Sinne  — 
die  Produktionskosten,  gewisser  Waarensorten  zu  vermindern  und  mit 
Hülfe  des  Warrant  den  betreffenden  Kaufleuten   und  Industriellen  die 


1)  Vergl.  Ebermann  a.  a.   O. 
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Möglichkeit  zu  bieten,  jederzeit  auf  diese  Waaren  Vorschüsse  nehmen 
zu  können ;  es  bleibt  dabei  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Zahl  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Waaren  eine  eng  begrenzte  ist,  weil  sich 
verhältnissmässig  nur  wenige  für  die  Deponirung  in  öffentlichen  Lager- 
häusern eignen.  Für  diese  Waaren  ist  freilich  das  öffentliche  Lager- 
haus der  Zentralpunkt,  an  welchem  sie  sich  ansammeln')  und  wo 
also  der  Konsument  stets  diejenigen  Sorten  kaufen  kann,  welche  er 
gebraucht-).  Wenn  man  daher  auch  anerkennen  muss,  dass  diese 
Einrichtungen  von  grossem  Vortheil  für  Handel  und  Industrie  sind, 
dass  dieser  Nutzen,  wie  wir  bei  der  Untersuchung  der  ökonomischen 
Wirkungen  des  Systemes  noch  weiter  sehen  werden,  nicht  allein  der 
kleinen  Zahl  der  unmittelbar  betheiligten  Kaufleute  und  Gewerbetrei- 
benden zu  Gute  kommt,  sondern  siel;  auf  weitere  Kreise  überträgt, 
so  liegt  doch  darin  allein  noch  kein  Motiv  für  den  Staat,  die  Lager- 
häuser mit  eigenen  Mitteln  zu  bauen,  wenn  der  Handelsstand  selbst 
es  nicht  thut.  Die  Errichtung  eines  Lagerhauses  ist  kein  so  grosses 
Unternehmen,  dass  es  nicht  von  einem  Einzelnen  oder  von  einer  Ge- 
sellschaft ausgeführt  werden  könnte,  und  der  Einwand,  dass  der  Er- 
trag eines  Lagerhauses  erfahrungsmässig  nicht  gross  genug  sei,  um 
Kapitahsten  zur  Erbauung  zu  veranlassen  ^),  beweist  nicht  viel ;  denn 
sind  die  Lagerhäuser  wirklich  von  so  grossem  Vortheile  für  Handel 
und  Verkehr,  so  kann  und  muss  dieser  auch  die  damit  verbundenen 
Kosten  tragen;  wollte  man  diese  zum  Theil  dem  Staate  zuweisen,  so 
würde  das  nichts  Anderes  heissen,  als  verlangen,  der  Staat  solle  die 
Bezahlung  eines  Theiles  der  Produktionskosten  für  gevi^isse  Waaren 
übernehmen,  wobei  es  noch  nicht  einmal  feststände,  ob  die  darin  für 
die  Produzenten  oder  Kaufleute  liegende  Ersparung  an  den  Produk- 
tionskosten ganz  den  letzten  Konsumenten  der  Waare  zu  Gute  kom- 
men oder  auch  den  Gewinn  der  betreffenden  Gewerbetreibenden  ver- 
grössern  würde;  sollte  aber  die  Aufgabe  des  Staates  doch  so  weit 
ausgedehnt  werden,  so  würden  sich  mit  gleichem  Rechte  noch  man- 
cherlei Ansprüche  erheben  lassen,  welche  man,  ohne  ungerecht  zu  sein, 
dann  ebenfalls  nicht  zurückweisen  könnte. 

Aus  diesen  Erwägungen  folgt  nun  aber  keineswegs,  dass  der  Staat 
sich  um  diese  Einrichtungen  überhaupt  nicht  kümmern  soll.  Wir 
haben  es  schon  als  seine  Aufgabe  bezeichnet,  dem  Verkehre  die  Wege 
zu  ebnen,  und  auch  hier  ist  eine  solche  Aufgabe  zu  erfüllen:  er  soll 

1)  z.  B.  in  Glasgow  die  veischiedenen  Roheisen-Marken. 

2)  Vergl.   BaumwoHe-Handel  in  Bremen.     Deutseh.  Handels-Blatt. 

3)  Vergl.  Eb  ermann  S.  28  u.  ff. 
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Bestimmungen  treffen,  Nvelclie  geeignet  sind,  die  Benutzung,  und  in 
Folge  dessen  auch  die  Errichtung  der  Lagerhäuser  zu  belürdern.  Das 
geschieht  dadurch,  dass  er  hinsichtlich  dieses  für  den  öffentlichen 
Gebrauch  bestimmten  Institutes  alle  Vorsichtsmaassregeln  trifft,  Nvelche 
das  Publikum  vor  Nachtheilen  schützen  können,  und  dass  er  nament- 
lich die  rechtlichen  Bestimmungen  erlässt,  welche  die  neuen  Verhält- 
nisse und  das  Interesse  aller  Parteien  erfordern;  dadurch  kann  er  am 
besten  jenes  Vertrauen  erwecken,  w'elches,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  unerlässliche  Vorbedingung  eines  lebhaften  Lagerhaus-  und  War- 
rant-Verkehres  ist. 

Wir  gelangen  also  jetzt  zu  dem  Schlüsse,  dass  es  nicht  Sache 
des  Staates  ist,  Lagerhäuser  zu  errichten,  sondern  dass  dieses  dem 
Verkehr  selbst  überlassen  werden  muss,  wenn  er  derartiger  Einrich- 
tungen bedarf;  dass  man  aus  denselben  Gründen  auch  eine  Staats- 
Subvention,  welche  ebenfalls  befürwortet  wird,  nicht  gewähren  darf; 
dass  aber  der  Staat  durch  Aufstellung  von  Normativ-Bedingungen  das 
Lagerhaus-  und  Warrant-Geschäft  mit  allen  Kautelen  zu  umkleiden 
hat,  die  möglich  sind,  ohne  dass  dadurch  der  Verkehr  selbst  berührt 
und  gehemmt  wird;  das  würde  aber  geschehen,  wenn  der  Staat  sich 
in  die  inneren  Angelegenheiten  und  in  den  Geschäftsbetrieb  weiter 
einmischen  wollte,  als  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  zulässig  ist; 
wir  kämen  dann  in  der  Wirthschafts- Politik  auf  jene  Wohlfahrts- 
Theorie  vergangener  Jahrhunderte,  welche  damals  in  Lohn-Taxen,  Fest- 
setzung von  Preisen  u,  dergl.  schädlichen  Beschränkungen  ihren  Aus- 
druck fand,  und  von  welcher  ein  Ptest  noch  in  den  französischen 
Lagerhaus-Gesetzen,  wie  überhaupt  bei  manchen  Staats-Handlungen  in 
Frankreich,  anzutreffen  ist.  Wir  müssen  aber  doch  heute  vom  Staate 
verlangen,  dass  er  die  Freiheit  des  Individuums  wahrt  und  sie  nur 
da  beschränkt,  wo  sie  die  Wohlfahrt  anderer  Staats- Angehörigen  be- 
droht und  mit  seinen  Kulturzwecken  im  Widerspruch  steht. 

Zu  denselben  Resultaten  kommen  wir  auch,  wenn  wir  die  Sache 
von  der  Seite  der  Zweckmässigkeit  aus  beurtheilen;  auch  hier  müs- 
sen wir  den  Privat-Anstalten  vor  Staats-Anstalten  den  Vorzug  ein- 
räumen, weil  diese  wegen  ihrer  schwerfälligeren  Geschäftsführung  nie 
den  Ansprüchen  des  Verkehres  so  genügen  können,  wie  jene,  deren 
Interesse  es  ist,  die  Lagerhaus-Geschäfte  nach  Möglichkeit  zu  be- 
leben, und  die  deshalb  den  Forderungen  des  Publikums  gegenüber 
weit  entgegenkommender  sein  müssen.  Und  welches  sind  die  Nach- 
theile, welche  man  von  dem  System  der  Privat-Anstalten  befürchtet? 
Eber  mann  glaubt,  dass  nur  bei  Staats-Instituten  oder  bei  solchen 
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mit  staatlicher  SubvcDtion  ein  billiger  und  stetiger  Lagerzius  und  eine 
gleichmässige  Behandlung  der  Deponenten  zu  erreichen  sei.  Was  das 
Erstere  betrifft,  so  haben  wir  an  vielen  grossen  Handelsplätzen  be- 
reits Lagerhäuser,  wo  Waaren  mit  so  niedrigen  Kosten  aufbewahrt 
werden  können,  wie  sie  billiger  kaum  zu  stellen  sind  ^).  —  Aber  ab- 
gesehen davon  würde  es  dem  Staate  gar  nicht  möglich  sein,  dafür 
zu  sorgen,  dass  Handel  und  Industrie  im  ganzen  Lande  ihre  Vor- 
räthe  zu  billigeren  Sätzen  aufbewahrea.  können,  als  diejenigen  sind, 
welche  Privatanstalten  unter  freier  Konkurrenz  fordern ;  er  würde  dann 
grosse  Summen  auf  die  Erbauung  von  Lagerhäusern  verwenden  und 
jährlich  Verluste  bei  der  Verzinsung  des  Anlage -Kapitals  erleiden, 
also  einen  Theil  der  Kosten  tragen  müssen,  welche  die  Deponirung 
der  Waaren  verursacht.  Eine  solche  Unterstützung  würde  aber  offen- 
bar ungerechtfertigt  sein;  denn  die  Lagerkosten  müssen,  wie  alle 
Produktionskosten,  von  der  Industrie  und  dem  Handel  selbst  aufge- 
bracht und  diesen  im  Preise  der  Produkte  wieder  vergütet  werden. 
Ist  dieser  Grundsatz  als  richtig  anerkannt,  so  wird  man  auch  zu- 
geben, dass  der  beste  Weg  zur  möghchst  schnellen  und  weiten  Aus- 
dehnung des  Lagerhaus  -  Verkehres  das  Privat-Lagerhaus-System 
ist;  denn  ehe  der  Staat  sich  zur  Erbauung  eines  solchen  Hauses  ent- 
schliesst,  wenn  er  zu  diesem  Zwecke  Anleihen  machen  oder  die  Steuer- 
Erträge  des  Landes  dazu  verwenden  soll,  darüber  wird  in  den  mei- 
sten Fällen  lange  Zeit  vergehen.  — 

Für  eine  gleichmässige  Behandlung  der  Deponenten  bieten  Staats- 
Anstalten  keine  grössere  Garantie  als  Privat- An  stalten,  wie  ja  auch 
auf  anderen  Gebieten  dergleichen  ünzuträglichkeiten  bei  Privat-Unter- 
nehmungen  nicht  zu  beklagen  sind;  man  wird  eine  Staatsbank  nicht 
aus  dem  Grunde  verlangen,  weil  man  fürchtet,  einzelne  Kunden  könn- 
ten von  Privatbanken  vor  anderen  bevorzugt  werden,  und  der  Vor- 
wurf ist  wohl  den  Privat-Eisenbahuen  noch  nicht  gemacht  worden, 
dass  sie  das  Publikum  weniger  gleichmässig  behandeln  als  die  Staats- 
Eisenbahnen.  Das  Ziel  aller  dieser  Anstalten  ist  ja,  ihren  Verkehr 
so  viel  als  möglich  auszudehnen,  und  das  können  sie  nur  erreichen, 
wenn  sie  den  Ansprüchen  jedes  Kunden  so  weit  gerecht  werden,  als 
es  ihre  Interessen  gestatten.  — 

Was  nun  die  Stellung  des  Staates  zu  den  Privat-Instituten  betrifft, 


1)  In  Magdeburg  z.  B.  befinden  sich  an  beiden  Seiten  der  Elbe  grosse  Lagerräume, 
wo  man  Waaren  zur  Aufbewahrung  übergeben  kann ;  die  Lagerkosten  sind  sehr  niedrig ; 
für  ßoheisen  z.  B.  zahlt  man  1  Pfennig  pr.  Zentner  und  Monat ,  für  Zement  5  Pfennige 
pr.   Tonne  von  31 — 4  Cti-.  und  pr.   Monat. 
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SO  ist  schon  bei  der  Ilcrvorliebung  des  Uiiterscliiedes  zwischen  dem 
Lagerhaus-Verkehr  in  England  und  in  Frankreicli  darauf  liingewiesen 
worden,  dass  es  vortheilliafter  sein  muss,  wenn  die  Lagerhäuser  ganz 
aus  den  Bedürfnissen  des  beitreffenden  Handelsbezirkes  entstanden  sind, 
als  wenn  der  Staat  durch  ein  für  das  ganze  Land  gültiges  Gesetz  den 
Verkehr  regeln  will,  und  dass  durch  die  Einmischung  der  Behörden 
in  die  Verwaltung  Hemmungen  und  Weitläufigkeiten  entstehen  können, 
die  gerade  bei  einem  solchen  Institute  sehr  nachtheilig  wirken  müssen. 
Die  Absicht  der  Gesetzgebung  in  Frankreich  geht  augenscheinlich  da- 
hin, die  allgemeinen  Literessen  auch  hier  nach  allen  Richtungen  hin 
zu  wahren  und  das  Vertrauen  zu  den  Lagerhaus-Verwaltungen,  also 
die  Basis  namentlich  für  den  Warrant-Verkehr,  zu  stärken,  und  sie  trifft 
daher  Vorsichtsmaassregeln,  welche  sich  sogar  bis  auf  die  Einzelnheiten 
der  Errichtung  und  Verwaltung  erstrecken.  Der  Zweck  ist  nun  gewiss 
zu  billigen;  aber  diese  Maassregeln  müssen  zur  Quelle  von  Nach- 
theilen für  die  ganze  Einrichtung  werden,  soweit  sie  die  Benutzung 
durch  unnütze  Formalitäten  u.  s.  w.  erschweren,  und  sie  sind  über- 
flüssig soweit  die  befürchteten  Ausschreitungen  der  Lagerhaus-Verwal- 
tung nicht  wahrscheinlich  sind,  und  soweit  sich  das  Publikum  vor 
Missbräuchen  selbst  zu  schützen  vermag. 

Also  auch  vom  Standpunkte  der  Zweckmässigkeit  kommen  wir 
zu  dem  Postulate,  dass  der  Staat  zwar  allgemeine  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Errichtung  und  Verwaltung  der  Lagerhäuser  treffen 
soll,  dass  es  aber  Jedem,  welcher  den  Bedingungen  sich  fügen  will, 
freistehen  muss,  Lagerhäuser  zu  errichten.  Für  Ordnung  und  Sicher- 
heit im  Geschäftsbetriebe  wird  dann  der  Verkehr  dadurch,  dass  er 
Lagerhäusern,  bei  welchen  diese  Garantien  fehlen,  die  Waaren  ent- 
zieht, besser  sorgen,  als  der  Staat  es  durch  Ueberwachung  der  ein- 
zelnen Vorgänge  vermag,  wobei  er  doch  hintergangen  werden  kann, 
und  immer  die  Gefahr  vorliegt,  dass  die  eigene  Wachsamkeit  des 
Publikums  im  Vertrauen  auf  die  staatliche  Beaufsichtigung  einge- 
schläfert wird.  — 


Auf  das  System  der  öffentlichen  Lagerhäuser  gründet  sich  nun 
der  Warrant-Verkehr,  und  die  hier  besonders  in  Betracht  kommende 
Form  ist  das  Papier,  welches  nach  der  Deponirung  der  Waare  dem 
Deponenten  ausgehändigt  wird,  und  an  welches  sich  die  Warrant-Ge- 
schäfte  anknüpfen. 

In    Schottland   empfängt   der  Besitzer  einer   in    den    Stores    der 
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Firma  Connal  u.  C.  niedergelegten  Quantität  Roheisen  einen  Schein  i), 
welcher  sowohl  zum  Verkauf,  als  auch  zur  Verpfändung  der  Waare 
dient,  aber  nicht  zu  beiden  Zwecken  gleichzeitig  zu  verwenden  ist; 
denn  so  lange  eine  Schuld  auf  dem  Schein  haftet,  kann  er  nicht  ver- 
kauft werden,  weil  er  in  dem  Besitze  des  Gläubigers  bleibt.  Wohl 
aber  kann  z.  B.  A ,  wenn  er  von  B  auf  einen  Warrant  über  500  Tons 
Roheisen  im  Werthe  von  1500  £  ein  Darlehen  von  1000  £  erhalten 
und  davon  500  £  zurückgezahlt  hat,  von  B  eine  Anweisung  auf  die 
Lagerhaus  -  Verwaltung  fordern  und  sich  dafür  von  Letzterer  einen 
Warrant  über  die  befreiten  250  Tons  Eisen  ausstellen  lassen,  den  er 
dann  wieder  verpfänden  oder  verkaufen  kann. 

In  England  ist  nach  Angabe  Ebermann's  in  der  erwähnten 
Schrift:  „Lagerhäuser  und  Warrants  — "  (Seite  60)  der  Vorgang  ein 
anderer;  er  schildert  denselben  folgendermaassen : 

„Die  englischen  Docks  stellen  dem  Deponenten  der  Waare  eine 
Empfangsbescheinigung,  Warrant  genannt,  aus,  womit  zugleich  auf 
Verlangen  ein  Duplikat  desselben  unter  der  Benennung  Weightnote 
verbunden  wird.  Wenn  der  Warrant  allein  ausgegeben  wird,  so  dient 
er  sowohl  zur  Veräusserung  als  zur  Verpfändung  der  Waare;  erfolgt 
die  gleichzeitige  Ausstellung  der  Weightnote,  so  wird  der  Warrant  zur 
Verpfändung,  die  Gewichtsuote  zur  Veräusserung  gebraucht"  2). 

Aehnlich  den  Verhältnissen  in  Schottland  waren  auch  diejenigen 
in  Frankreich  nach  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes  von  1848.  Die- 
ses bestimmt  im  Art.  3 :  II  sera  delivrc  aux  deposants  des  recepisses. 
Ces  recepisses,  extraits  de  registres  ä  souche,  transferant  la  propriet^ 
des  objets  döposes,  seront  transmissibles  par  voie  d'endossement. 
Hiernach  bediente  man  sich  eines  Scheines,  durch  dessen  Indossi- 
rung  die  Waare  entweder  verpfändet  oder  verkauft  werden  konnte, 
und  wobei  also  ein  Verkauf  so  lange  unmöglich  war,  als  eine  Schuld 
auf  der  Waare  ruhte.    Bei  dem  Mangel  an  Erfahrung  auf  diesem  Ge- 


1)  Der  Text  dieses  Scheines  ist  oben  schon  angegeben. 

2)  Leider  bin  ich  nicht  im  Stande,  zu  prüfen ,  ob  das  der  allgemeine  Gebrauch 
in  England  ist.  Eine  Londoner  Firma ,  welche  ich  um  Auskunft  über  den  Warrant- Ver- 
kehr gebeten  habe,  schreibt:  ,,Die  Gebräuche  und  Verpflichtungen  sind  so  mannigfaltig, 
dass  eine  genaue  Auskunft  die  Dimensionen  eines  Buches  annehmen  würde :  um  die 
Sache  genau  kennen  zu  lernen ,  ist  ein  Studium  an  Ort  und  Stelle  erforderlich ,  bei  wel- 
chem wir  Ihnen  gern  mit  Rath  und  That  beistehen  würden."  —  Und  mein  Glasgower 
Gewährsmann  schreibt  über  die  Weightnote:  „Weightnote  als  ein  Hülfsmittel  bei  der  Zir- 
kulation der  Waaren  kennt  man  in  Schottland  gar  nicht,  und,  so  viel  ich  weiss,  ist  das 
auch  in  England  der  Fall ;  keinesfalls  aber  kann  die  blosse  Einhändigung  einer  einfachen 
weight-note  die  Uebertragung  der  Waare  bedeuten." 
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biete  war  diese  Einrichtung  als  die  zuncächst  liegende  audi  die  natür- 
lichste, zumal  da  sie  damals  vollkommen  den  Zwecken  entsprach, 
welche  man  beim  Erlass  des  Gesetzes  verfolgte;  mit  Riicksiclit  auf 
die  wirthschaftliche  Lage,  wie  wir  sie  schon  geschildert  haben,  war 
man  damals  weniger  darauf  bedacht,  den  Austausch  der  Waareu,  für 
welchen  ja  die  Käufer  fehlten,  bequemer  zu  machen,  als  eine  Erleich- 
terung des  Kredites  herbeizuführen,  um  so  die  Kaufleute  und  Indu- 
striellen bei  der  Ueberwindung  der  Kalamität  zu  unterstützen.  Nach- 
dem diese  Schwierigkeiten  überstanden  waren,  traten  aber  ganz  an- 
dere Bedürfnisse  des  Handels  in  den  Vordergrund,  die  sich  nun  mehr 
auf  den  Verkauf  der  Waaren  bezogen,  und  um  diesen  zu  genügen, 
niusste  man  an  eine  Revision  der  geltenden  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen herantreten.  Das  geschah  nach  eingehenden  Erwägungen  10  Jahre 
später  und  das  Resultat  war  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1858,  dessen 
Schwerpunkt  in  der  Annahme  des  sogenannten  Zwei-Schein-Systems 
ruht,  Art.  2  und  3  bestimmen  nämlich:  A  chaque  recepisse  de  mar- 
chaudises  est  annexe,  sous  la  denomination  de  Warrant,  un  bulletin 
de  gage  contenant  les  memes  mentions  que  le  recepisse.  Les  rece- 
pisses  et  les  Warrants  peuvent  etre  transf^res  par  voie  d'endossement, 
ensemble  ou  separement.  Es  ist  oben  schon  erwähnt  worden,  dass 
jedes  dieser  beiden  Papiere,  sobald  sie  getrennt  sind,  seine  besondere 
Funktion  hat;  der  Warrant  dient  zur  Verpfändung,  das  Recepisse  zum 
Verkauf  der  Waare,  oder  überhaupt  zur  Uebertragung  des  Rechtes, 
über  die  Waare  zu  disponiren.  Derjenige,  welchem  der  Warrant  über- 
tragen wird,  muss  unverzügUch  die  Indossirung  mit  den  näheren  An- 
gaben in  das  Magazin-Register  eintragen  lassen,  und  die  Waare  wird 
darauf  dem  Besitzer  des  R(^c6pisse  nur  dann  ausgehändigt,  wenn  er 
durch  Rückzahlung  der  Schuldsumme  den  Warrant  eingelöst  hat  oder 
diesen  Betrag  bei  der  Lagerhaus-Verwaltung  deponirt.  Sobald  War- 
rant und  Recepisse  vereinigt  sind,  gilt  das  als  Beweis,  dass  die  Waare 
nicht  verpfändet  ist. 

Dem  Beispiele  Frankreichs  folgten  Belgien  und  Italien,  in  wel- 
chen Ländern  ebenfalls  das  Zwei-Schein-System  im  Gebrauch  ist; 
dagegen  hat  Oesterreich  mit  dem  §.  10  seines  Gesetzes  vom  19.  Juni 
1866  wieder  zum  Ein-Schein-System  gegriffen. 

Für  Frankreich  lag  in  der  Annahme  des  Zwei-Schein-Systems  un- 
zweifelhaft ein  grosser  Fortschritt;  der  Produzent  konnte  nun  seine 
Waare  verpfänden,  ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  er  den  günstigen 
Zeitpunkt  zum  Verkauf  versäumen  werde;  und   gleichzeitig  war  die 
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neue  Einrichtung  auch  für  die  Konsumenten  von  Nutzen,  da  die  Waare 
bei  einer  Verpfändung  zu  ihrer  Verfügung  blieb  und  jederzeit  mit  den 
übrigen  Waaren  gleicher  Gattung  in  Konkurrenz  treten  konnte.    Den- 
noch lässt  sich  allgemein-gültig  die  Behauptung  nicht  aufstellen,  dass 
das  Zwei-Schein- System   dem   Ein-Schein-System  vorzuziehen   sei;    es 
kommt  hier  ganz  auf  die  lokalen  Verhältnisse  an,   und  diese  müssen 
daher   bei   der  Beurtheilung  jedes  konkreten   Falles  in  Berücksichti- 
gung   gezogen    werden.    In  Glasgow,   und    wahrscheinlich   auch   bei 
manchen  Dock-Geschäften  im  kapitalreichen  England,  genügt  der  War- 
rant, welcher  hauptsächlich  zum  Verkauf  der  Waare  verwendet  wird, 
allen  Anforderungen;  will  der  Besitzer  aber  Vorschuss  auf  seine  Waare 
nehmen,   so  deponirt  er  den  Warrant  bei   seinem  Banquier,   wo  der 
Schein  dann  gleich  anderen  Werthpapieren  als  Sicherheit  für   seinen 
Konto-Korrent-Kredit  dient;  für  die  englischen  soliden  Geschäftshäuser 
wird  es  aber  unter  diesen  Umständen  nicht  schwer  sein,   die  Waare, 
oder  wenigstens  einen  Theil   derselben,  zu  befreien,   wenn  sich  gün- 
stige Gelegenheit  zum  Verkauf  bietet.    Jedenfalls  lässt   sich   anneh- 
men, dass  die  praktische  englische  und  schottische  Geschäftswelt  schon 
lange  das  Zwei-Schein-System  angenommen  hätte,  wenn  irgend  welche 
Schwierigkeiten   aus   den   bestehenden   Verhältnissen    hervorgegangen 
wären.     Dagegen  dürfte  in  anderen  Ländern ,  wo  der  Zweck  der  Kre- 
dit-Erleichterung beim  Warrant- Verkehre  mehr  in   den  Vordergrund 
tritt,  das  Zwei-Schein- System  das  zweckmässigere  sein,  und  wir  sehen 
also,  dass  bei  der  Wahl  des  Systems  hauptsächlich  das  Ziel  zu  berück- 
sichtigen ist,  welches  man  im  Auge  hat.    Die  Gefahr  des  Missbrau- 
ches ist  bei  beiden  Systemen  vorhanden;  sie  hat  ihren  Grund  in  der 
doppelten    Funktion,   und   wo    die   Gesetzgebung    überhaupt   Bestim- 
mungen für  den  Warrant- Verkehr  trifft,  ist  es  ihre  Aufgabe,   diesen 
Gefahren  vorzubeugen.    Das  ist  möglich  durch  die  Form  des  Indos- 
saments, und  auf  diese  wollen  wir  daher  hier  noch  etwas  näher  ein- 
gehen. 

In  England  und  Schottland  ist  die  Art  der  Warrant-Indossamente  eine 
sehr  einfache ;  verkauft  der  Waaren-Deponent  den  Warrant,  so  versieht 
er  ihn  mit  seinem  Blanko-Indossamente,  welches  den  Beweis  giebt,  dass 
der  Indossant  keine  Ansprüche  mehr  an  die  Waare  hat,  und  lediglich  mit 
diesem  Blankoindossamente  versehen,  geht  das  Papier  von  Hand  zu  Hand. 
Bei  Verpfändungen  wird  der  Warrant  häufig  sogar  ohne  Indossament 
übergeben,  und  da,  wie  schon  erwähnt,  der  Schein  im  letzteren  Falle 
gew()hnlich  nur  als  Sicherheit  für  einen  Konto-Korrent-Kredit  bei  den 
Banken  hinterlegt  wird,   so  sind  Missbräuche  wohl  aus  diesen   dem 
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englischen  Verkehr  eigenthümlichen  Verhaltnissen  nicht  hervorge- 
gangen. —  Art.  3—5  des  französischen  Gesetzes  von  1858  bestimmt, 
dass  Recepisse  und  Warrant  zusannnen  oder  getrennt  durch  Indossa- 
ment, welches  in  jedem  Falle  datirt  sein  muss,  übertragen  werden 
können.  Sind  beide  Scheine  getrennt,  so  soll  das  Indossament  des 
Warrant,  welches  als  Verpfändung  der  Waare  zu  Gunsten  des  Indos- 
saten gilt,  noch  enthalten:  den  Betrag  der  garantirten  Schuld  (Kapi- 
tal und  Zinsen),  den  Verfalltag,  den  Namen,  Stand  und  Wohnort  des 
Gläubigers ;  dieses  Indossament  muss  der  erste  Empfänger  des  Schei- 
nes sogleich  in  das  Lagerhausregister  eintragen  und  diese  Eintragung 
auf  dem  Warrant  bescheinigen  lassen.  —  Für  das  Indossament  des 
Recepisse  ist  keine  besondere  Form  vorgeschrieben. 

Aus  diesen  Bestimmungen  ist  nun  auf  zweierlei  Absichten  des 
französischen  Gesetzgebers  zu  scliliessen.  Einmal  wollte  er  den  Pfand- 
gläubiger dagegen  sicher  stellen,  dass  ihm  das  Pfand,  welches  er  nicht 
in  seinem  Besitze  hat,  entzogen  wird;  er  bestimmte  daher  die  Form 
des  Indossaments,  dessen  einzelne  Angaben  in  das  Lagerhaus-Register 
eingetragen  werden  müssen,  und  bewirkte  damit,  dass  die  Lagerhaus- 
Verwaltung  Kenntniss  von  diesem  Vorgange  erhielt  und  die  Rechte 
des  Gläubigers  schützen  konnte.  Der  Gesetzgeber  bezweckte  aber  da- 
mit gleichzeitig  auch  die  Interessen  des  Deponenten  und  des  späteren 
Käufers  der  deponirten  Gegenstände  zu  wahren;  er  gestattete  Erste- 
rem,  das  Verfügungsrecht  über  die  Waare  durch  Indossirung  des  Re- 
cepiss6  auf  einen  anderen  zu  übertragen;  selbstverständlich  kann  die- 
ses Verfügungsrecht  erst  dann  ausgeübt  werden,  wenn  der  Pfand- 
Gläubiger  befriedigt  ist,  und  ein  Käufer  wird  sich  daher  für  die 
Waare  nur  dann  finden,  wenn  er  sich  auf  unzweifelhafte  Weise  davon 
überzeugen  kann,  welche  Schuld  auf  der  Waare  haftet;  diese  Mög- 
lichkeit ist  ihm  aber  durch  die  erwähnte  Eintragung  in  das  Lager- 
haus-Register eröffnet. 

Auf  etwas  anderem  Wege  sucht  das  belgische  Gesetz  den  letz- 
teren Zweck  zu  erreichen.  Auch  hier  köimen  Cedule  (Recepisse)  und 
Warrant  zusammen  oder  getrennt  indossirt  werden,  und  die  Indossa- 
mente haben  dann  die  gleichen  Wirkungen,  wie  nach  dem  französi- 
schen Gesetze;  aber  das  belgische  Gesetz  ^  gestattet  für  das  erste 
Warrant-Indossament  die  Form  des  Blanko-Indossaments  und  schreibt 
auch  die  Eintragung  in  das  Lagerhaus-Register  nicht  vor;  um  nun 
dem  Käufer  der  Waare  die  Möglichkeit  zu  bieten,  die  auf  der  Waare 
lastende  Pfand-Forderung  kennen  zu  lernen,   bestimmt   es,   dass   die 

1)  ebenso  auch  das  italieuische. 
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garantirte  Summe  nebst  Verfallzeit  auf  beiden  Scheinen   angegeben 
werde. 

Ganz  anders  liegen  dagegen  die  Verhältnisse  in  Oesterreich.  Das 
Gesetz  von  1866  schreibt  hier  nicht  vor,  dass  die  Bestätigungen  der 
Lagerhaus- Verwaltung  über  die  erfolgte  Deponirung  von  Waaren  an 
Ordre  lauten  müssen,  sondern  es  sagt  nur  im  §.  10,  dass  sie  an  Ordre 
lauten  können ;  da  nun  Art.  302  des  Allgem.  Handelsgesetzbuches  nur 
solche  Auslieferungsscheine  (Lagerscheine,  Warrants)  für  indossabel 
erklärt,  welche  an  Ordre  lauten,  so  folgt  daraus,  dass  der  österreichi- 
sche Warrant  nicht  als  solcher,  wie  der  französische,  durch  Indossa- 
ment übertragen  werden  kann,  sondern  nur  dann,  wenn  er  nach  Ueber- 
einkunft  des  Deponenten  und  des  Depositars  an  Ordre  gestellt  ist. 
Und  für  diesen  Fall  gestattet  nun  das  österreichische  Gesetz  zwei 
Arten  von  Warrant-Indossamenten ,  eine  Abweichung,  vom  französi- 
schen Gesetze,  welche  durch  das  Ein-Schein-System  nothwendig  wird. 
§.  12  sagt  nämlich:  die  Bestellung  eines  Pfandrechtes  an  den  lagern- 
den Waaren  kann  bei  den  an  Ordre  lautenden  Lagerscheinen  entweder 
einfach  durch  Uebergabe  des  indossirten  Lagerscheines  erfolgen,  oder 
sie  kann  durch  den  Inhalt  des  Indossaments,  d.  h.  durch  die  ausdrück- 
liche Erklärung,  dass  die  Waare  durch  die  Abtretung  des  Lagerschei- 
nes nur  verpfändet  ist,  noch  besonders  ersichtlich  gemacht  werden.  — 
Die  erstere  allgemeine  Form  (also  die  gewöhnliche  oder  auch  die 
Blanko-Indossirung)  musste  mit  Rücksicht  auf  §.  309  des  Handels- 
Gesetzbuches  gestattet  werden,  da  hiernach  zur  Bestellung  eines  Faust- 
pfandes bei  Papieren,  welche  durch  Indossament  übertragen  werden 
können,  die  Uebergabe  des  indossirten  Papieres  genügt.  Nun  ist  aber 
aus  einem  solchen  Indossamente  nicht  zu  ersehen,  ob  eine  Eigenthums- 
übertragung  oder  eine  Verpfändung  stattgefunden  hat,  und  darin  liegt 
die  Gefahr  für  den  Deponenten,  dass  der  Gläubiger  das  ihm  ohne 
Beschränkung  übertragene  Verfügungsrecht  missbraucht;  das  Gesetz 
musste  daher  noch  eine  zweite  Form  gestatten,  welche  man  anwenden 
kann,  um  ausdrücklich  die  Verpfändung  der  Waare  anzuzeigen  und 
so  die  Rechte  des  Gläubigers  auf  das  vom  Schuldner  nur  gewährte 
Pfandrecht  zu  beschränken. 

II. 

Da  bei  den  Warrant-Geschäften  eine  Anzahl  von  Personen  theils 
sich   zu  Leistungen  verpflichten,   theils   diese  Leistungen   zu  fordern 
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haben,  so  entstehen  einige  rechtliche  Verhältnisse,  auf  die  wir  nun 
etwas  näher  eingehen  müssen  i). 

Zerlegen  wir  uns  den  Vorgang  in  seine  einzelnen  Theile,  so  er- 
giebt  sich  Folgendes:  Der  Besitzer  einer  Waare  deponirt  diese  in 
einem  Lagerhause  —  wir  haben  also  den  Deponenten  und  den  Em- 
l)fänger,  d.h.  die  Lagerhaus- Verwaltung ;  alsdann  kann  der  Deponent 
die  Waare  im  Warrant-Verkehre  verpfänden,  und  es  entstehen  da- 
durch zwei  neue  Verhältnisse,  einmal  zwischen  dem  Deponenten  und 
dem  Warrant-Gläubiger  und  dann  zwischen  dem  Letzteren  und  der 
Lagerhaus-Verwaltung;  der  \yarrant  kann  aber  indossirt  werden  und 
es  treten  dann  wieder  neue  Personen  hinzu,  deren  Beziehungen  unter 
einander  und  zu  den  vorher  genannten  neue  rechtliche  Verhältnisse 
hervorrufen. 

Die  Lagerhaus- Verwaltung  hat,  wie  hieraus  hervorgeht,  Verpflich- 
tungen nach  verschiedenen  Seiten  hin  zu  erfüllen,  und  diese  Verpflich- 
tungen können  sich  beziehen  auf  die  Aufnahme  der  Waaren,  auf  die 
Aufbewahrung  und  auf  die  Auslieferung  derselben. 

Was  die  Aufnahme  der  W'aaren  betrifi"t,  so  können  dafür  überall 
da  keine  Verpflichtungen  existiren,  wo,  wie  z.  B.  in  England,  die  Lager- 
häuser reine  Privat-Ünternehmungen  sind  und  wo  keine  gesetzlichen 
Bestimmungen  für  den  Warrant-Verkehr  bestehen ;  hier  fällt  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Deponenten  und  Depositar  unter  die  allgemeinen 
Landesgesetze,  und  die  Rechte  und  Pflichten  der  beiden  Kontrahenten 
sind  keine  anderen,  als  diejenigen,  welche  im  Allgemeinen  für  die  Ueber- 
gabe  eines  Gegenstandes  zur  Aufbewahrung  gelten;  in  unserem  Falle 
würde  also  dort  zur  Aufnahme  der  Waaren  in  die  Docks  ein  beson- 
deres Abkommen  zwischen  dem  Besitzer  dieser  Waaren  und  der  Lager- 
haus-Verwaltung erforderlich  sein. 

Anders  liegt  die  Sache  da,  wo  der  Staat  den  Lagerhäusern  in  ge- 
wisser Beziehung  den  Charakter  der  reinen  Privat-Ünternehmung  ent- 
zogen und  sie  zu  öffentlichen  Instituten  gemacht  hat.  Die  französi- 
sche Gesetzgebung  setzt  das  Verhältniss  zwischen  Deponenten  und 
Depositar  folgendermaassen  fest:  Die  magasins  genöraux  werden  als 
öffentliche  Einrichtungen  betrachtet,  und  ihre  Verwaltungen  sind  daher 
verpflichtet,  alle   Gegenstände,   welche  das  Gesetz   vorschreibt,   auf 


1)  Es  sei  jedoch  gleich  bemerkt,  dass  diese  Fragen  nicht  etwa  nach  ihrer  juristi- 
schen Zulässigkeit  oder  Nothwendigkeit  beurtheilt  werden  soHen ,  sondern,  wie  es  ja  hier 
auch  nur  unsere  Aufgabe  sein  kann  ,  lediglich  nach  ihrer  wirthschaftlichen  Zweckmässig- 
keit, wobei,  wie  bisher ,  wieder  an  die  in  den  verschiedenen  Ländern  bestehenden  Ver- 
hältnisse anzuknüpfen  sein  wird. 


2ß  A.  li  ay  cidör  f  fe  r, 

"Wunsch  des  Eigeiithümcrs  in  Verwahrung  zu  nehmen;  namentlich  ist 
diese  Verpflichtung  durch  das  Gesetz  von  1858  am  schärfsten  ausge- 
sprochen.     Während  das  Gesetz  von  1848   noch   sagt:  il  sera  etabli 

des  magasins  g6n6raux  oü  les  nögociants  etc.  pourront  d^poser , 

schreibt  das  Gesetz  von  1858  ganz  bestimmt  vor:  les  magasins  gene- 
raux  recevront  les  matieres  premieres  etc.  que  les  n^gociants  et  in- 
dustriels  voudront  y  döposer  — ,  und  das  decret  reglementaire  führt 
das  im  Art.  6  noch  weiter  aus:  les  exploitants  des  magasins  gene- 
raux  sont  tenus  de  les  mettre,  sans  preference  ni  faveur,  ä  la  dispo- 

sition  de  toute  personne,  qui  veut  opercr  le  magasinage ;  ferner 

bestimmt  Art.  5  desselben  Dekrets  noch :  il  leur  (den  Lagerhaus- Ver- 
waltungen) est  interdit,  de  faire  directeraent  ou  indirectement,  avec 
les  entrepreneurs  de  transports,  sous  quelque  denomination  ou  forme 
que  ce  puisse  etre,  des  arrangements  qui  ne  seraient  pas  conseutis  en 
faveur  de  toutes  les  entreprises  ayant  le  meme  objet. 

Es  leuchtet  hier  überall  die  Absicht  des  Gesetzgebers  hervor,  das 
Institut  der  magasins  g6n6raux  zu  einem  für  möglichst  weite  Kreise 
gleichmässig  nützlichen  zu  machen;  und  in  der  That  lässt  sich  auch 
nur  so  das  Eingreifen  des  Staates  in  diese  Vorgänge  rechtfertigen; 
will  die  Regierung  im  Interesse  der  Sicherheit  die  Freiheit  in  der 
Errichtung  von  Lagerhäusern  beschränken,  so  muss  sie  auch  dafür 
sorgen,  dass  auf  andere  Weise  dem  Publikum  die  Möglichkeit  geboten 
wird,  jederzeit  von  diesen  Einrichtungen  Gebrauch  machen  zu  können. 
Würde  z.  B.  die  englische  Regierung  es  einst  für  nöthig  erachten, 
gesetzUche  Maassregeln  für  den  Lagerhaus  -  Verkehr  zu  treffen,  so 
dürfte  sie  sich  nicht  darauf  beschränken,  den  in  Glasgow,  London, 
Liverpool  etc.  herrschenden  Gebräuchen  gesetzliche  Grundlagen  zu 
geben,  und  die  Erlaubniss  zur  Erbauung  von  öffentlichen  Lagerhäu- 
sern von  gewissen  Bedingungen  abhängig  zu  machen,  sondern  sie 
würde  dann  auch  die  so  privilegirten  Lagerhaus- Verwaltungen  zur 
Aufnahme  aller  im  Gesetz  zu  bestimmenden  Güterarten  verpflichten 
müssen.  Wo  eine  derartige  gesetzliche  Verpflichtung  nicht  existirt, 
ist  ein  besonderer  Vertrag  zwischen  dem  Deponenten  und  der  Lager- 
haus-Verwaltung erforderlich ;  das  hat  dann  kein  Bedenken,  wenn  die 
Konkurrenz  unter  den  Lagerhäusern  den  möglichen  Uebelständen  vor- 
beugen kann;  wo  aber  diese  Konkurrenz  nicht,  oder  nur  in  sehr  be- 
schränktem Maasse  vorhanden  ist,  da  darf  die  Aufnahme  der  Waare 
nicht  von  der  Bereitwilligkeit  der  Lagerhaus-Verwaltung  zur  Abschlies- 
sung  eines  derartigen  Vertrages  abhängen,  sondern  diese  Verwaltung 
muss  dann  die  Pflicht  haben,  jede  Waare  von  jedem  Deponenten,  wenn 
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sonst  den  gesützlichcn  Uüstimniiiiigcn  genügt  ist,  aufzunchnieii.  —  Es 
ist  daher  auffallend  und  jedenfalls  ein  Mangel,  dass  das  österreichi- 
sche Lagerhaus  -  Gesetz  keine  darauf  bezüglichen  Vorschriften  ent- 
hält. — 

Hat  nun  die  Verwaltung  eines  Lagerhauses  Güter  in  ihre  Lager- 
räume aufgenommen,  so  ist  sie  mit  diesem  Akte  dem  Deponenten 
gegenüber  gewisse  Verpflichtungen  eingegangen,  welche  nach  dem 
Stande  der  Gesetzgebung  engere  und  weitere  sein  können.  In  Eng- 
land beschränken  sich  wegen  des  Mangels  an  besonderen  gesetzlichen 
Bestimmungen  diese  Verpflichtungen  darauf,  dass  der  Depositar  die 
Waarc  in  seinen  Räumen  liegen  lässt  und  dem  Eigenthümer  auf  Ver- 
langen ausliefert,  vorausgesetzt,  dass  nicht  die  Lagerhaus- Verwaltung 
in  einem  bestimmten  Falle  noch  beson'dere  Verpflichtungen  übernom- 
men hat,  was  dann  aber  nur  freiwillig  geschehen  sein  kann.  So  heisst 
es  in  dem  Warrant-Formular  von  Connal  u.  C. ,  dessen  Text  S.  7  an- 
gegeben ist:  We  have  received and  we  now  hold  to  — 

Order and  we  will  deliver  to  —  —  order ,  —  also 

nur  eine  einfache  Empfangsbescheinigung  und  das  Versprechen,  die 
^Yaare  an  den  Besitzer  oder  dessen  Ordre  auszuliefern.  —  Im  öster- 
reichischen Gesetze  finden  wir  ebenfalls  keine  Bestimmung ,  welche 
der  Lagerhaus-Verwaltung  besondere  Verpflichtungen  hinsichtlich  der 
Aufbewahrung  der  Waaren  auferlegt;  auch  hier  würde  also  die  Lager- 
haus-Verwaltung nur  die  Waare  aufzubewahren  haben,  die  Frage  aber, 
welche  Obliegenheiten  diese  Aufbewahrungsverpflichtung  umschliesst, 
kann  hier,  wie  in  England,  nur  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  beur- 
theilt  werden. 

Einen  anderen  Standpunkt  hat  auch  hier  wieder  die  französische 
Gesetzgebung  eingenommen.  Art.  3  des  decret  reglementaire  zum 
Gesetz  von  1858  lautet:  Les  proprietaires  ou  exploitants  (der  Lager- 
häuser) sont  responsable  de  la  garde  et  de  la  conservation  des  mar- 
chandises  qui  leur  sont  confiees,  sauf  les  avaries  et  les  dechets  na- 
turels  provenant  de  la  uature  et  du  conditionnement  des  marchandiscs, 
ou  du  cas  de  force  majeure  ^)  —  und  es  ist  hier  also  ausdrücklich 
die  Verantwortlichkeit  der  Lagerhaus- Verwaltung  für  die  Erhaltung 
der  Waare  ausgesprochen.  Aus  dieser  Bestimmung  geht  off'enbar  die 
Absicht  hervor,  dem  Warrant- Verkehr  eine  feste  Grundlage  und  da- 
durch eine  möglichst  grosse  Ausdehnung  zu  geben:  man  betonte  auf 
das  Bestimmteste   die   Verantwortlichkeit   der  Lagerhaus- Verwaltung, 

1)  Aehulich  lautet  Art    8  des  italienischen  Lagerhaus-Gesetzes    (vergl.   Ebermann 

S.  79). 
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um  SU  bei  den  Depoueiiteii  keinen  Zweifel  zu  lassen,  dass  ihnen  mög- 
lichst volle  Sicherheit  hinsichtlich  der  Waaren  geboten  werde.  Sehen 
wir  aber  von  diesem  äusserlichen ,  unsere  Frage  nicht  berührenden 
Zwecke  ab,  so  finden  wir,  dass  eine  solche  besondere  Bestimmung,  wie 
sie  der  angeführte  Artikel  enthält,  nicht  erforderlich  ist;  denn  nach 
französischem  Rechte*)  geht  aus  einem  Vertrage,  auf  Grund  dessen 
Jemand  eine  Waare  zur  Aufbewahrung  übernimmt,  für  diesen  von 
selbst  schon  die  Verpflichtung  hervor,  für  Bewahrung  und  Erhaltung 
der  Waare  zu  sorgen,  und  in  Folge  dessen  würde  der  Depositar  auch 
ohne  jenen  Artikel  3  für  allen  durch  seine  Schuld  verursachten  Scha- 
den, aber  nicht  für  die  aus  der  Natur  der  Waare  oder  durch  höhere 
Gewalt  entstandenen  Verluste  zu  haften  haben.  Da  das  französische 
Gesetz  also  nur  einen  allgemein  gültigen  Grundsatz  auch  für  den 
Lagerhaus-Verkehr  anwendet,  so  müssen  in  jedem  streitigen  Falle  die 
speziellen  Fragen,  ob  die  nöthige  Sorgfalt  auf  Erhaltung  der  Waare 
verwendet  worden  ist,  ob  höhere  Gewalt  vorliegt  etc.  doch  nach  den 
allgemeinen  Landesgesetzen  beurtheilt  werden. 

Die  dritte  Art  der  Verpflichtungen  des  Depositars  betriff"t  die 
Rückgabe  der  Waaren,  und  hier  finden  wir  eine  bedeutende  Abwei- 
chung von  den  Verhältnissen,  welche  bei  einem  lediglich  zur  Aufbe- 
wahrung einer  Sache  geschlossenen  Vertrage  eintreten.  Während  hier 
nur  zwei  Personen,  der  Deponent  und  der  Depositar,  sich  gegenüber- 
stehen, und  der  Letztere  nur  verpflichtet  ist,  das  ihm  anvertraute  Gut 
nach  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  an  den  Deponenten  zurückzu- 
geben, tritt  im  Warrant- Verkehre  eine  neue  Person  auf:  der  Warrant- 
Inhaber,  oder  auch,  wie  in  Frankreich,  der  Inhaber  des  Recepisse. 

Wir  haben  gesehen,  dass  in  Glasgow  sich  Connal  u.  C.  verpflich- 
ten, die  bei  ihnen  deponirte  Waare  an  die  Ordre  des  Deponenten,  also 
an  den  durch  Indossament  legitimirteu  Besitzer  des  Warrant,  auszu- 
liefern. Das  österreichische  Gesetz  schreibt  den  öffentlichen  Lagerhäu- 
sern (§.  10)  vor,  den  Hinterlegern  von  Waaren  Bestätigungen  über  den 
erfolgten  Erlag  auszustellen,  welche  an  Ordre  lauten  können;  die  An- 
stalt darf  die  bei  ihr  hinterlegten  Güter  dann  nur  gegen  Rückstel- 
lung des  Lagerscheines  und  nur  an  denjenigen  ausliefern,  welcher 
nach  Inhalt  des  Lagerscheines  darüber  zu  verfügen  berechtigt  ist 
(§.  15).  In  beiden  Fällen  hat  also  nicht  der  Deponent  die  Waare  zu- 
rückzufordern, sondern  nur  der  rechtmässige  Besitzer  des  Warrant 
hat  darüber  zu  verfügen.  Das  kann  allerdings  auch  der  Deponent 
sein,  aber  nicht  als  solcher,  sondern  stets  nur  in  seiner  Eigenschaft 

1)  Art.  1928  des  Code  Nap.     Vergl.  Ebermanu  S.  80. 
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als  Besitzer  des  Lagerscheines.  —  Anders  liegen  die  Verhältnisse  unter 
dem  Zwei-Schein-System ;  hier  ist  die  Aufgabe  der  Lagerhaus-Verwal- 
tung eine  etwas  komplizirtere,  denn  weder  der  Deponent,  noch  der 
Besitzer  des  Recepisse,  noch  der  des  Warrant  ist  berechtigt,  ohne 
Weiteres  über  die  deponirte  Waare  zu  verfügen.  Der  Deponent  er- 
hält die  Waare  nur  gegen  Rückgabe  beider  Scheine;  der  Käufer  der 
Waare,  also  der  Inhaber  des  Röcepisse,  muss  ebenfalls  durch  Zahlung 
der  Pfandschuld  den  Warrant  erwerben  (oder  die  Summe  wenigstens 
bei  der  Lagerhaus-Verwaltung  deponiren)  ehe  ihm  die  Waare  ausge- 
liefert wird.  Der  Besitzer  des  Warrant  endlich  hat  überhaupt  nur 
Pfandrechte  an  die  Waare;  er  kann  daher  diese  Rechte  erst  dann 
geltend  machen,  wenn  die  Pfandschuld  bei  Verfall  nicht  bezahlt  wird, 
und  für  diesen  Fall  schreibt  in  Frankreich  das  Gesetz  von  1858  be- 
stimmte Formalitäten  vor;  zunächst  muss  sofort  durch  Protest  festge- 
stellt werden,  dass  die  Zahlung  der  Schuldsumme  nicht  erfolgt  ist; 
acht  Tage  nach  der  Protest-Erhebung  kann  dann  der  Warrant-Besitzer 
die  Waare  öffentlich  verkaufen  lassen,  und  die  Lagerhaus- Verwaltung 
ist  (Art.  18  des  decret  reglementaire  zum  Gesetz  von  1858)  verpflich- 
tet, dem  mit  dem  Verkauf  betrauten  Makler  alle  Unterstützung  zu 
gewähren,  sowie  dem  sich  legitimirenden  Käufer  die  Waare  nach  Be- 
zahlung der  Warrant-Schuld,  der  Kosten  und  des  vom  Kaufgeld  viel- 
leicht noch  bleibenden  üeberschusses  auszuhändigen.  — 

Nachdem  wir  so  an  der  Hand  der  in  den  verschiedenen  Ländern 
herrschenden  Gebräuche  die  hauptsächlichsten  Verpflichtungen  der  La- 
gerhaus-Verwaltung gegen  den  Deponenten  und  die  späteren  Besitzer  der 
Lagerhaus-Papiere  behandelt  haben,  wollen  wir  auf  das  Verhältniss  über- 
gehen, welches  zwischen  diesen  letzteren  Personen  selbst  besteht.  — 
Es  ist  soeben  der  Fall  berührt  worden,  dass  der  Schuldner  die  Pfand- 
schuld nicht  bezahlt,  und  dass  der  Gläubiger  deshalb  zum  Verkauf  der 
Waare  schreiten  muss ;  nehmen  wir  nun  an,  dass  der  Erlös  aus  der  ver- 
kauften Waare  die  Warrant-Schuld  nicht  deckt,  so  bleibt  eine  Rest- 
Forderung,  und  an  die  Frage,  ob  und  wo  diese  geltend  gemacht  werden 
kann,  haben  sich  die  verschiedenartigsten  Auseinandersetzungen  ge- 
knüpft. Von  der  einen  Seite  wird  nämlich  verlangt,  dass  dem  War- 
rant-Inhaber ,  wie  beim  Wechsel,  ein  Regress-Recht  nicht  nur  gegen 
den  ursprünglichen  Schuldner,  sondern  auch  gegen  die  Indossanten  zu- 
stehen solle;  von  der  anderen  Seite  dagegen  wird  eine  solche  Verbin- 
dung des  Personal-Kredites  mit  dem  Real-Kredit  aus  theoretischen  und 
praktischen  Gründen  bekämpft. 

Die  Verfechter   der  ersteren  Ansicht  gehen  von  der  Erwägung 
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aus,  dass,  wie  beim  Wechsel  die  Haftbarkeit  des  Indossanten  für  die 
Bezahlung  der  Wechselsunirae  den  sämmtlichen  späteren  Besitzern 
des  Wechsels  gegenüber  die  Umlaufs-Fähigkeit  dieses  Werth-Papieres 
erhöhe,  auch  der  Warrant^)  um  so  leichter  zirkuliren  werde,  wenn 
die  Sicherheit  der  Schuldsumme  nicht  allein  durch  schwankende  Waa- 
ren-Werthe,  sondern  ausserdem  noch  durch  das  gesammte  Vermögen 
aller  Indossanten  garantirt  werde.  Es  fragt  sich  also,  ob  die  Natur 
beider  Arten  von  Werthpapieren  so  beschaffen  ist,  dass  man  ohne 
Weiteres  schliessen  könne,  es  werde  das,  was  die  mit  dem  einen 
Werthpapiere  verbundenen  Zwecke  befördert,  auch  die  Absichten  un- 
terstützen, welche  man  bei  dem  Gebrauche  des  andern  im  Auge  hat. 
Prüfen  wir  daher  die  bei  beiden  Papieren  obwaltenden  Verhältnisse.  — 
Wenn  man  sich  den  Wortlaut  beider  Sorten  von  Werthpapieren  ver- 
gegenwärtigt, so  ergiebt  sich  Folgendes:  Beim  Wechsel  findet  man 
die  Aufforderung  des  Ausstellers  A  an  den  Bezogenen  B,  eine  Geld- 
summe an  eine  dritte  Person  C  zu  zahlen  (gezogener  Wechsel),  oder 
auch  das  Versprechen  des  Ausstellers,  an  eine  andere  Person  eine 
Zahlung  zu  leisten  (eigener  Wechsel),  beim  Warrant  dagegen  die  Be- 
scheinigung des  Ausstellers  (der  Lagerhaus- Verwaltung)  Waaren  von 
einem  Anderen  zur  Aufbewahrung  erhalten  zu  haben,  und  das  Ver- 
sprechen derselben ,  diese  Waaren  an  den  Deponenten  oder  dessen 
Ordre  auszuliefern.  Wollen  wir  auch  ganz  von  der  Verschiedenheit 
absehen,  dass  es  sich  dort  um  Geld,  hier  um  Waaren  handelt,  so  tritt 
uns  der  Unterschied  immer  als  etwas  Wesentliches  entgegen,  dass  beim 
Wechsel  die  Aufforderung  oder  das  Versprechen  sagt,  es  soll  oder  es 
will  Jemand  einen  Theil  der  in  seinem  Eigenthum  befindlichen  Werthe, 
und  zwar  einer  Geldsumme,  also  einen  fungiblen  Werth,  ausliefern, 
während  im  Warrant  nur  die  Verpflichtung  des  Ausstellers  enthalten 
ist,  einen  ganz  bestimmten,  ihm  zur  Aufbewahrung  übergebenen  Werth 
zurückzuliefern.  Auf  diesen  ganz  verschiedenen  Grundlagen  bauen 
sich  nun  beim  weiteren  Gebrauche  der  Papiere  Verhältnisse  auf,  die 
ebenfalls  weit  auseinander  gehen  müssen. 

Beide  Papiere  können  indossirt  werden;  aber  was  bedeutet  das 
Indossament  hier  und  dort?  —  Wird  ein  Wechsel  girirt,  so  heisst 
das,  dass  der  Bezogene  die  Wechselsumme  nicht  an  den  Indossanten, 
sondern  an  den  Indossatar  zahlen  soll;  das  Indossament  ist  also  hier 
die  Uebertragung  einer  Forderung.  —  Wird  der  Warrant  von  dem 
ersten  Inhaber  A  an  B  indossirt,  so  bedeutet   das   nicht,   dass  der 

1)  Das  Wort  „Warrant"  wird  hier  und  im  Folgenden  immer  nur  im  engeren  Sinne, 
wo  es  das  Instrument  zur  Verpfändung  der  Waare  bezeichnet,  gebraucht. 
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Aussteller  die  von  A  bei   ihm   depoiiirte  Waare  nun   an  ß   ausliefern 
soll,   sondern  das  Indossament  sagt  nur,  dass  B  Pfandrechte  an  den 
Waaren  haben  soll  zur  Sicherung   einer  Forderung  an  A.     Wir  sehen 
also ,   dass  der  Akt  der  Warrant-Indossirung  noch  von  einem  anderen 
Vorgange,  nämlich  von  einem  Darlehns-Geschäft,  begleitet  ist:  B  hat 
dem  A  eine  Geldsumme  geliehen  ,   und   dafür   werden  ihm  durch  das 
Indossament   des  Warrant  Pfandrechte  an   der  deponirten  Waare  er- 
theilt.     Giebt  nun  B  den  Warrant  durch  Indossament   weiter   an  C, 
so  hat  B  allerdings  seine  aus  jenem  Darlehns-Geschäft  hervorgegan- 
gene Forderung  an  C   abgetreten;  jedoch  ist   das   in  Bezug   auf  den 
Warrant  nur  ein  nebensächlicher  Vorgang;  das  Wesentliche  beim  War- 
rant-Indossament  besteht  darin,   dass  auch   die  Rechte  an   den  ver- 
pfändeten Waaren  mit  übertragen  werden ,  und  das  Warrant-Indossa- 
ment  bedeutet  also  nicht,  wie  das  Wechsel-Indossament,   die  Ueber- 
tragung   eines   Forderungsrechtes,   sondern   eines   Pfandrechtes.     Der 
Warrant  ist  bei  der  Abwickelung  dieser  Geschäfte  nur  der  Repräsen- 
tant der  Waare,   und  wir  können  uns   die  Sache   auch   so    vorstellen, 
dass  dem  B  als  Sicherheit  für  seine  Forderung  von  A  nicht  der  War- 
rant,  sondern  die  W^aare  selbst  als  Pfand  übergeben   wird;  bei  einer 
Zedirung  der  Forderung  an  C  würde  B  diesem  dann  ebenso  die  Waare 
übertragen  können,  wie  er  ihm  nach  obigem  Beispiele  den  Warrant 
ausgehändigt  hat^).  —  Wir  glauben  daher  auch,   dass  man  die  Vor- 
gänge beim  Warrant-Geschäfte  nicht  so  auffassen   darf,   wie  Eber- 
mann es  thut,  wenn  er  („Lagerhäuser  und  Warrants"  S.  99)  sagt: 
„der  Indossatar  darf  das  Pfand  weiter  verpfänden  zur  Sicherung  einer 
Forderung,  die  nicht  höher  ist,  als  die  seine."  —  Zwischen  dem  In- 
dossanten und   dem  Indossatar  des  Warrant  liegt  kein  Darlehns-Ge- 
schäft vor,  bei  welchem  die  Waare  weiter  verpfändet   würde;  denn 
schliessen  zwei  Personen  ein  solches  Geschäft  ab,  so  wird  ein  Werth 
jetzt  von  der  einen  gegeben  und  später  von  der   anderen  zurückge- 
zahlt; das  ist  aber  nicht  die  Folge  des  Warrant-Indossaments ;  bei  den 
Warrant-Geschäften  bleibt   derjenige,    welcher   die   geliehene  Summe 
zurückzuzahlen  hat,   immer  der  Besitzer  der  Waare,   also  der  erste 


1)  Man  köuute  hier  einwenden ,  dass  in  Frankreich ,  wo  der  Besitzer  der  durch 
Warrant  verpfändeten  Waare  diese  durch  das  recepisse  auch  noch  verkaufen  kann ,  ein 
wesentlicher  Unterschied  zwischen  der  Uebergabe  des  Warrant  und  der  Uebergabe  der 
Waaren  bestehe;  aber  in  Wirklichkeit  wird  dann  durch  den  Verkauf  mittelst  Recepisse 
nichts  Anderes ,  als  die  Rückzahlung  des  Schuld-Betrages  bewirkt ,  weil  der  Käufer  über 
die  Waare  nur  nach  Einlösung  des  Warrant  oder  nach  Deponirung  der  Pfand-Summe  bei 
der  Lagerhaus- Verwaltung  verfügen  kann. 
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Indossant,  aber  der  Empfänger,  d.  h.  der  Grläubiger,  wechselt,  und 
daraus  folgt,  dass  nicht  ein  neues  Darlehns-Geschäft  zwischen  dem 
Indossanten  und  Indossatar  abgeschlossen  wird,  sondern  dass  nur  der 
erste  Gläubiger  seine  Forderung  und  das  Pfandrecht  an  eine  zweite 
Person,  diese  an  eine  dritte  u.  s.  w.  überträgt.  Es  handelt  sich  also 
beim  Warrant-Geschäft  immer  nur  um  ein  Darlehns-Geschäft,  näm- 
lich um  das  ursprünglich  abgeschlossene;  der  erste  Gläubiger  aber, 
welcher  den  Warrant  weiter  indossirt,  sowie  die  späteren  Indossanten 
scheiden  mit  der  Indossirung  aus  dem  Verbände  der  beim  Warrant- 
Geschäfte  betheiligten  Personen  vollständig  aus,  und  der  Indossatar 
tritt  bezüglich  aller  Rechte  an  ihre  Stelle,  unter  diesen  Umständen 
kann  man  aber  auch  die  Indossirung  des  Warrant  nicht  als  eine  neue 
Verpfändung  der  Waare  betrachten;  diese  wird  nur  einmal  verpfän- 
det, und  zwar  von  dem  Besitzer  für  die  ihm  vom  ersten  Gläubiger 
geliehene  Summe,  und  das  so  bestellte  Pfandrecht  wird  durch  das 
Indossament  gleichzeitig  mit  der  Zedirung  der  Forderung  nur  auf 
einen  Anderen  übertragen^). 

Aus  den  bisherigen  Untersuchungen  können  wir  nun  den  Schluss 
bezüglich  der  Frage  der  Regresspflichtigkeit  ziehen.  Beim  Wechsel 
handelt  es  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  in  der  Regel  um  eine  Forde- 
rung, welche  der  Aussteller  gegen  den  Bezogenen  geltend  macht  -). 
Dieses  Rechtsverhältniss  kann  aber  aus  ganz  verschiedenartigen  Ge- 
schäften hervorgegangen  sein;  der  Aussteller  hat  vielleicht  dem  Be- 
zogenen eine  Summe  geliehen,  oder  ihm  Waaren  verkauft  u.  s.  w., 
und  der  spätere  Inhaber  des  Wechsels  ist  nicht  im  Stande,  aus  dem 
Papiere  selbst  zu  ersehen,  welches  von  den  möglichen  Geschäftsarten 
das  ihm  durch  Indossament  übertragene  Forderungsrecht  begründet 
hat,  und  ebensowenig  kann  er  sich  Gewissheit  darüber  verschaffen,  ob 
ein  solches  ForderuDgsrecht  überhaupt  vorhanden  ist.  Aber  wenn 
auch  die  Forderung  wirklich  existirt  und  nicht  bestritten  werden  kann, 
so  geht  daraus  doch  noch  nicht  hervor,  dass  der  Bezogene  des  Wech- 
sels auch  im  Stande  und  Willens  ist,  seinen  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen. Der  spätere  Erwerber  des  Wechsels  hat  also  in  den  meisten 
Fällen  keine  Gewissheit  dafür,  dass  die  Wechselsumme  von  dem  Be- 
zogenen bei  Verfall  bezahlt  wird,  und  der  Wechsel- Verkehr,  der  jetzt 
so  ausserordentlich  wichtige  Dienste  leistet,  würde  überhaupt  nicht 
in's  Leben  getreten  sein  oder  sich  nur  auf  ganz  enge  Grenzen  beschränkt 

1)  Vergl.  auch  C.  Koscher,  Bericht  der  Zittauer  Handelskammer  S.  485 — 6. 

2)  Es  können  auch  Wechsel  ohne  ein  solches  Forderungs-Becht  gezogen  werden,  was 
namentlich  im  Kredit- Verkehre  geschieht. 
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haben,  wenn  man  nicht  ein  Mittel  gefunden  hätte,  dem  Indossatar 
Garantie  für  die  Bezahlung  der  AVcchselsuninie  zu  bieten ;  das  geschah 
bekanntlich  dadurch ,  dass  man  die  Regresspflichtigkeit  einführte,  also 
die  sämmtlichen  Indossanten  für  den  Eingang  der  Wechselsumme  haf- 
ten Hess. 

Ganz  andei*s  liegen  die  Verhältnisse  beim  Warrant.  Wenn  man 
hier  dem  Indossatar  Regressrecht  gewährt,  so  macht  man  damit  die 
Indossanten,  welche  durch  ihr  Indossament  nur  das  Pfandrecht  über- 
tragen ,  für  den  Eingang  der  Darlehns-Forderung  gegen  den  Besitzer 
der  Waare  haftbar  und  giebt  dadurch  dem  Warrant  eine  Bestimmung, 
die  seiner  Xatur  und  seinem  Wesen  widerstreitet;  denn  wir  haben 
gesehen,  dass  dieses  Papier  nicht  Träger  eines  Forderungsrechtes, 
sondern  nur  Träger  eines  Pfandrechtes  ist.  Aber  selbst  wenn  wir 
diese  weitere  Bestimmung  des  Warrant  zugeben  wollten,  so  würde 
damit  immer  noch  nicht  das  Erforderniss  einer  Regresspflichtigkeit 
der  Indossanten  dargethan  sein,  die  beim  Wechsel  unentbehrlich  ist. 
Einmal  liegt  beim  Warrant  der  Vorgang ,  welcher  die  Indossirung 
dieses  Papieres  veranlasst  hat ,  klar  zu  Tage ;  der  Besitzer  einer  Waare 
hat  diese  in  einem  öffentlichen  Lagerhause  deponirt  und  den  ihm  da- 
für ausgestellten  Schein  als  Sicherheit  für  ein  ihm  gegebenes  Dar- 
lehen verpfändet;  es  kann  also  hierbei  kein  Zweifel  auftreten;  denn 
der  Warrant  ist  der  Beweis  für  die  Existenz  der  Forderung,  wie  für 
das  eingeräumte  Pfandrecht.  —  Dann  aber  ist  es  beim  Warrant -Ge- 
schäfte auch  nicht  schwer,  sich  Auskunft  darüber  zu  verschaffen,  ob 
der  Schuldner  im  Stande  ist,  seine  Schuld  zu  bezahlen;  denn  wegen 
der  Formalitäten,  welche,  wenn  die  Zahlung  der  Schuldsumme  nicht 
erfolgt,  bei  der  Geltendmachung  der  Pfandrechte  erforderlich  sind, 
pflegt  sich  der  Warrant  selten  weit  von  dem  Wohnsitze  der  ursprüng- 
lich betheiligten  Personen  zu  entfernen.  Dazu  kommt  aber,  dass  eine 
solche  Einziehung  von  Erkundigungen  gar  nicht  nöthig  ist;  es  bürgt  ja 
für  die  Bezahlung  der  Schuld  die  deponirte  Waare,  deren  Quantität 
der  WaiTant  angiebt,  und  von  deren  Qualität  man  sich  jederzeit  im 
Lagerhause  selbst  überzeugen  kann;  da  aber  im  Lagerhaus -Verkehre 
nur  Handels-Artikel  vorkommen,  so  ist  es  auf  diese  Weise  möglich, 
den  Werth  der  Waaren  ziemlich  genau  zu  bestimmen.  Berücksichtigt 
man  nun,  dass  bei  einem  Warrant  -  Geschäfte  in  der  Regel  nur  ^Z^, 
oft  sogar  nur  2/3  des  Werthes  der  deponirten  Waare  als  Darlehen 
gegeben  wird,  dass  also  von  einem  Risiko  kaum  noch  die  Rede  sein 
kann,  so  muss  man  auch  zugeben,  dass  die  Regresspflichtigkeit  hier 
nicht,   wie    beim   Wechsel,   eine  Grundlage  der  ganzen  Einrichtung 
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bildet,  und  dass  sie  deshalb  hier  wohl  zu  entbehren  ist.  Wie  der 
Besitzer  von  leicht  verkäuflichen  Waaren  ohne  grosse  Mühe  Jemand 
finden  wird,  der  ihm  gegen  Verpfändung  der  Waare  ^/^  oder  2/ 3  ihres 
Werthes  leiht,  so  wird  es  in  gleicher  Weise  dem  Gläubiger,  wenn  er 
sein  Kapital  vor  der  Verfallzeit  zurückziehen  will ,  nicht  schwer  fallen, 
auch  ohne  seine  Haftbarkeit  für  die  Güte  der  Forderung  einen  An- 
deren zu  finden,  der  bei  diesem  Geschäfte  an  seine  Stelle  tritt.  — 
Und  dass  eine  Regresspflichtigkeit  nicht  erforderlich  ist,  wird  dann 
noch  weiter  ersichtlich,  wenn  man  sich  wieder  vergegenwärtigt,  dass 
der  Warrant  nur  Repräsentant  der  Waare  ist;  denken  wir  uns,  dass 
diese  Waare  bei  einem  Darlehens-Geschäfte  direkt  verpfändet  ist,  so 
werden  wir,  falls  der  Gläubiger  seine  Forderung  mit  dem  Pfandrechte 
zedirt,  hier  ebenso  wenig  eine  Regresspflichtigkeit  des  ersten  Gläubigers 
befürworten  wollen,  als  bei  der  Zedirung  von  Hypotheken-Forderungen 
eine  solche  beansprucht  wird.  —  Es  ist  eben  schon  darauf  hingedeutet 
worden,  dass  der  Warrant  sich  selten  weit  von  dem  Orte,  wo  die  Waare 
deponirt  ist,  entfernen  kann.  Seine  Zirkulations-Fähigkeit  ist  also  eine 
geringe,  aber  zur  Erreichung  der  mit  diesem  Papiere  verbundenen 
Zwecke  ist  eine  Vergrösserung  dieser  Fähigkeit  nicht  erforderlich.  Wäh- 
rend der  Wechsel  die  Bestimmung  hat,  Geldforderungen  zu  übertragen, 
und  daher  seine  Bestimmung  um  so  mehr  erreicht,  je  ungehemmter  er 
zirkuliren  kann,  soll  der  Warrant  dazu  dienen,  den  Kredit  auf  Waaren 
zu  erleichtern ,  d.  h.  dem  Besitzer  von  Waaren  Dahrlehen  zu  ver- 
schafi"en;  dazu  gehört  aber,  dass  der  Gläubiger  sein  Kapital  auch 
vor  dem  Fälligkeits  -  Termine  zurückerhalten  kann;  die  Zirkulations- 
fähigkeit des  Warrant  braucht  daher  nur  so  gross  zu  sein,  dass  es 
dem  Inhaber  möglich  wird.  Jemand  zu  finden,  der  bezüglich  dieser 
Rechtsverhältnisse  an  seine  Stelle  tritt,  und  um  dem  Warrant  eine 
solche  Beweglichkeit  zu  geben,  genügt,  wie  wir  gesehen  haben,  das 
Indossament  ohne  Regresspflichtigkeit.  Damit  fällt  aber  der  haupt- 
sächlichste Grund ,  welchen  man ,  wie  oben  S.  32  erwähnt  worden  ist, 
für  die  Nothwendigkeit  des  Warrant-Regresses  geltend  macht. 

Wir  haben  jetzt  zu  zeigen  versucht,  dass  die  Regresspflichtigkeit 
des  Indossanten  im  Warrant- Verkehre  überflüssig  ist,  und  wollen  nun 
noch  durch  Betrachtung  der  unter  dem  französischen  Lagerhaus  -  Ge- 
setze herrschenden  Verhältnisse  nachzuweisen  suchen,  dass  sie  auch 
nachtheilig  wirken  kann.  —  Das  Gesetz  von  1858  bestimmt  im  Art.  9: 
Der  Warrant-Inhaber  kann  gegen  die  Indossanten  Rekurs  nehmen,  so- 
bald er  seine  Pfandrechte  an  den  Waaren  geltend  gemacht  hat  und 
dort  nicht  befriedigt  worden  ist ;   er  verliert  aber  sein  Regress-Recht, 
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wenn  er  nicht  einen  Monat  nach  erfolgteui  Proteste  zum  Verkauf  der 
Waare  geschritten  ist.  Die  Indossanten  haften  also  nur  für  den  Aus- 
fall ,  und  die  Ausdehnung  ihrer  Haftbarkeit  ist  daher  eine  ganz  un- 
bestimmte; sie  richtet  sich  nach  dem  Preise,  den  die  Waare  beim 
öffentlichen  Verkaufe  erzielt.  Dabei  kann  nun  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  viel  niedrigere  Summe  erlangt  wird,  als  der  Marktwert!!  der 
Waare  beträgt,  denn  die  Erfahrung  lehrt  ja,  dass  bei  solchen  Massen- 
Zwangs- Verkäufen  zufällige  Umstände  einen  bedeutenden  Druck  auf 
den  Preis  auszuüben  vermögen.  Der  Besitzer  des  Warrant  hat  nun 
kein  Interesse,  über  die  im  Gesetze  vorgeschriebenen  Formalitäten 
hinaus  noch  besondere  Sorgfalt  beim  Verkaufe  der  Waare  anzuwenden ; 
der  Indossant  aber  ist  nicht  in  der  Lage,  hierbei  irgend  etwas  thun 
zu  können ,  und  muss  so  vielleicht  einen  Verlust  tragen ,  der  durch 
einige  Bemühungen  zu  vermeiden  gewesen  wäre.  Aus  diesen  Gründen 
glauben  wir  die  Regresspflichtigkeit  nicht  als  im  Interesse  des  Ver- 
kehres liegend  betrachten  zu  können. 

Schliesslich  ist  hier  noch  eine  für  den  Warrant  -  Verkehr  sehr 
wichtige  Bestimmung  des  französischen  Gesetzes,  betreffend  die  Rück- 
zahlung der  durch  den  Warrant  gesicherten  Summe  vor  Verfall,  zu 
erwähnen.  Art.  6  des  Ges.  v.  1858  sagt  nämlich:  Le  porteur  du  r6- 
c^pisse  separe  du  Warrant  peut,  meme  avant  Techeance  payer  la 
creance  garantie  par  le  Warrant.  —  Schon  das  Gesetz  von  1848  ent- 
hielt eine  ähnliche  Bestimmung,  welche  dem  Besitzer  der  Waare,  also 
dem  Schuldner,  Vorausbezahlung  gestattete  (Arrete  du  ministre  v, 
26.  Mai  1848  Art.  10);  unbedingt  nothwendig  aber  wurde  ein  solches 
Recht  nach  der  Annahme  des  Zwei-Schein-Systems,  durch  welches  es 
dem  Schuldner  möglich  gemacht  wird,  die  Waare  auch  dann  zu  ver- 
kaufen, wenn  sie  verpfändet  ist;  denn  diese  für  den  Verkehr  so  wich- 
tige Möglichkeit  würde  ihren  Werth  zum  grössten  Theile  verlieren, 
wenn  der  Käufer  der  Waare  über  diese  nicht  auch  schon  vor  Verfall 
der  auf  ihr  ruhenden  Schuldsumme  verfügen  könnte.  —  Das  belgische 
Gesetz  folgt  hierin  dem  französischen,  jedoch  mit  den  Modifikationen, 
welche  durch  die  Gestattung  des  Blanko-Indossamentes  nöthig  werden, 
Das  Österreich.  Gesetz  dagegen  gestattet  keine  Vorausbezahlung,  macht 
also,  wenn  nicht  eine  direkte  Verständigung  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  stattfindet,  eine  Befreiung  der  Waare  vor  Verfall  unmög- 
lich, was,  wie  Ebermann  richtig  bemerkt,  die  Vortheile  des  Kredits 
auf  Waaren  nahezu  aufliebt. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Mau  kann  ein  Buch  nur  dann  richtig  beurtheilen  und  würdigen,  wenn 
man  die  Verhältnisse  kennt,  unter  denen  es  geschrieben  resp.  durch  die 
es  hervorgerufen  ist.  Die  Bedeutung  des  vorliegenden  Werkes  kann  nur 
dann  richtig  gewürdigt  werden ,  wenn  man  die  politische  Geschichte  der 
Ver.  Staaten  seit  1862  beständig  während  des  Lesens  im  Auge  behält. 
An  dem  ersten  Januar  des  nämlichen  Jahres  stellten  die  Regierung  und 
die  Banken  die  baare  Zahlung  ein.  Die  Regierung  fing  an  grosse  Quan- 
titäten Papiergeldes  auszugeben,  mit  der  Absicht  zwar  die  Baarzahlung 
und  die  Einlösung  ihrer  Noten  in  kurzer  Zeit  wieder  aufzunehmen.  Aber 
die  Geschichte  solcher  Politik  lässt  sich  neunmal  unter  zehn  im  Voraus 
angeben.  Ueber  sechszehn  Jahre  sind  verflossen  und  das  Papiergeld,  ob- 
gleich fast  al  pari,  ist  noch  nicht  für  einlösbar  erklärt.  Während  dieser 
ganzen  Periode  ist  das  Land  dem  verderblichen  Einflüsse  eines  entwertheten 
Papiergeldes  ausgesetzt  gewesen.  Und  mit  wie  vielem  Schaden  für  den 
gesunden  Sinn,  für  die  Wirthschaft,  für  die  Politik!  Sechszehn  Jahre  lang 
ist  die  Geldfrage  eine  politische  Frage  gewesen.  Sechszehn  Jahre  hindurh 
ist  die  Geldpolitik  mehr  nach  politischen  Parteirücksichten  als  nach  öko- 
nomischen Grundsätzen  geregelt  worden.  Jedesmal  wenn  die  Regierung 
es  versucht  hat  zur  Baarzahlung  zurückzukehren,  und  ihre  Noten  einzu- 
lösen ,  sah  sie  sich  gezwungen  den  Versuch  wiederaufzugeben ,  da  sie 
fürchten  musste,  sonst  einen  Theil  der  sie  unterstützenden  Partei  von 
sich  abwendig  zu  machen. 

Es  ist  eins  von  den  schlimmsten  Resultaten  dieses  ganzen  Regimes, 
dass  dies  entwerthete  und  im  Werthe  beständig  schwankende  Papiergeld, 
und  die  Ausflüchte  zu  denen  man  gezwungen  wurde  um  es  zu  verthei- 
digen,  gesunde  und  richtige  Ideen  über  die  Geldfrage  überhaupt  in  einem 
grossen  Theile  der  Bevölkerung  vollständig  unmöglich  gemacht  haben. 
Jede  politische  Partei  und  fast  jeder  Mensch  hat  in  Amerika  seine  eigene 
Theorie  über  die  wahre  Natur  und  Funktion  des  Geldes.  Alle  möglichen 
Theorien  sind  von  verschiedenen  Parteien  aufgestellt  und  vertheidigt  wor- 
den. Die  eine  wollte  eine  unbeschränkte  Ausgabe  von  Papiergeld,  die 
zweite  ein  auf  Grund  und  Boden  basirtes  Papiergeld  (den  Assignaten  ähn- 
lich),  die  dritte  ein   durch   Bonds   gesichertes  Papiergeld  etc.  etc.      Jeder 
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Verthcidigor  dieser  Ansichten  hat  dem  Volke  versieliert,  dass  wahre  "Wohl- 
fahrt der  Nation  nur  auf  dem  Wege  eines  Papiergeldes  zu  erreichen  sei. 
,,Kin  l'apiergeld  ist  das  wahre  amerikanische  Geld.  Ein  Geld,  das  man 
nicht  ausführen  kann,  das  immer  zu  Hause  bleiben,  und  unsere  Geschäfte 
beleben  wird  —  das  ist  unser  grösstes  Bedürfniss."  Solche  Ansichten 
hört  man  alle  Tage  auf  der  Strasse,  liest  man  alle  Tage  in  den  Zeitungen. 

Ein  hervorragendes  Mitglied  des  Landtags  von  einem  der  Süd-Staaten 
hat  in  vollem  Ernste  den  folgenden  Antrag  gestellt:  In  Erwägung,  dass 
nach  allgemeiner  Erfahrung  die  Geschäfte  gut,  die  Löhne  hoch,  das  Volk 
wohlhabend  zu  jeder  Zeit  ist,  wo  das  Geld  reichlich  vorhanden  ist;  be- 
sonders wo  das  Geld  allmählig  zunimmt.  In  weiterer  Erwägung,  dass  in 
Zeiten  wo  das  Geld  knapp  ist,  die  Geschäfte  stocken,  die  Löhne  niedrig 
und  das  Volk  unzufrieden  ist,  sprechen  wir  es  als  unsere  Meinung  aus, 
dass  es  die  Pflicht  der  Unionsregierung  sei  1.  die  Gold-  und  Silberwäh- 
rung ein  für  allemal  abzuschaffen.  2.  Eine  reine  Papierwährung  einzu- 
führen. 3.  Die  Ausgabe  des  Papiergeldes  allmählig  zu  vermehren  bis  das 
Geld  werthlos  wird,  worauf  sie  es  verwerfen  soll,  und  eine  neue  Aus- 
gabe anfangen,  die  sie  ebenfalls  allmählig  vermehi-en  soll,  bis  auch  sie 
werthlos  wird,  um  denselben  Prozess  zu  wiederholen!  Damit,  meinte 
er ,    würden   wir    das   goldene  Zeitalter   der  Menschheit  herbeiführen ! 

Dies  Beispiel  zeigt,  wie  tief  grundfalsche  Ideen  über  die  Natur  des 
Geldes  in  das  Volk  hineingedrungen  sind.  Von  allen  Agitationen  über 
diese  Frage  war  die  letzte  die  allergrösste.  Die  Aufregung  über  die 
Silberfrage  gränzte  an  W^ahusinn.  Wer  sie  nicht  mit  angesehen,  und 
einigermaassen  selber  gefühlt  hat,  kann  sich  gar  keinen  Begriff'  davon 
machen.  Jede  Schicht  der  Bevölkerung  nahm  lebhaften  Theil  daran. 
Die  Frauen  wie  die  Männer,  und  selbst  die  Knaben  in  den  Strassen  haben 
alle  Tage  gefragt,  ob  das  Silbergesetz  durchgegangen  sei.  Dieses  allge- 
meine Interesse  war  mit  einer  bodenlosen  Unwissenheit  verbunden,  wie 
man  es  freilich  nicht  anders  erwarten  konnte.  Es  wurde  zur  politischen 
Frage,  und  damit  war  jede  vernünftige  Besprechung  der  ökonomischen 
Frage  zu  Ende. 

Die  Bauern  der  West-  und  Süd -Staaten  glaubten,  dass  die  Silber- 
währung durch  Bestechung  und  im  Geheimen  im  Jahre  1873  beseitigt  sei, 
und  sie  verlangten  fast  einstimmig,  dass  sie  wiederhergestellt  werden  sollte. 
Sie  wollten  die  Frage,  ob  die  Einzel-  oder  die  Doppelwährung  die  beste 
sei,  gar  nicht  zur  Sprache  bringen.  „Die  Doppelwährung  ist  des  armen 
Mannes  Währung"  (weil  es,  wie  sie  meinten,  bei  der  Doppelwährung  zwei- 
mal so  viel  Geld  wie  bei  der  Einzelwährung  gäbe)  also  wurde  die  Doppel- 
währung auf  die  Fahne  geschrieben,  und  mit  diesem  Loosungswortc 
haben  sie  den  Sieg  davon  getragen.  Jetzt,  nun  die  Wuth  des  Kampfes 
verflogen  ist,  wird  man  wohl  geneigter  sein  die  ökonomischen  Rücksichten 
mehr  in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Aufregung  hat  unzweifelhaft  das  gute 
Resultat  gehabt  das  öffentliche  Interesse  mächtig  auf  die  ökonomischen 
Studien  hin  zu  lenken.  Das  vorliegende  Buch  ist  also  zu  einer  sehr  pas- 
senden Zeit  erschienen,  und  es  befriedigt  ein  lange  gefühltes  Bedürfniss 
des  grossen  Publikums,  vor  Allem  Amerikas.  Denn  es  enthält  in  einem 
Bande   eine   ausführliche  Besprechung    des    Geldes   nach    allen  Seiten    hin. 
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Es  fasst  zusammen  die  Eesultato  der  besteu  Deukor  unter  den  National- 
ökonomen  über  diesen  Gegenstand.  Es  erzählt  in  einer  sehr  anziehenden 
Weise  die  Geschichte  des  Geldes,  und  berührt  im  Vorübergehen  fast  jeden 
Tunkt,  der  in  Amerika  in  den  letzten  Jahren  besonders  besprochen  worden 
ist.  Der  Verfasser  ist  der  jetzige  Professor  der  Nationalökonomie  auf  der 
Hochschule  zu  Jale  College  in  New  Haven.  Er  war  früher  Chef  des  sta- 
tistischen Bureaus  zu  Washington,  und  hatte  die  Oberleitung  der  Volks- 
zählung im  Jahre  1870  übernommen.  Er  hat  ein  bedeutendes  Werk 
,,Thc  Wages  Question"  betitelt  vor  wenigen  Jahren  herausgegeben.  Schon 
sein  Vater  war  ein  hervorragender  Nationalökonom ,  dessen  Schrift  „The 
Science  of  Wealth"  als  eins  von  den  besten  der  amerikanischen  Lehr- 
bücher der  Nationalökonomie  anzusehen  ist. 

Das  vorliegende  Werk  zerfällt  in  drei  Haupttheile.  I.  Die  klingende 
Münze  —  Metallic  Money.  II.  Das  uneinlösbare  Papiergeld  —  Incon- 
vertible  Paper  Money.  III.  Das  einlösbare  Papiergeld  —  Convertible  Paper 
Money.  Von  den  zwei  und  zwanzig  Capiteln,  aus  welchen  das  Werk  be- 
steht, sind  etwa  vierzehn  mehr  oder  weniger  theoretischen  Erörterungen 
gewidmet.  Die  anderen  behandeln  die  Geschichte  des  Geldes  und  der 
Banken. 

Das  erste  Kapitel  bespricht  die  ursprünglichen  Funktionen  des  Geldes. 
Das  Geld  dient  in  erster  Linie  zur  Vermittelung  der  Tauschoperationen. 
Insoweit  stimmt  er  mit  allen  anderen  Autoritäten  überein.  Die  zweite  • 
Funktion  des  Geldes  ist,  als  Generalnenner  bei  den  Tauschoperationen 
zu  fungircn.  Die  Behauptung  der  meisten  Nationalökonomen  der  Gegen- 
wart, dass  das  Geld,  wäre  es  auch  nichts  weiter  als  ein  Maassstab  der 
Tauschwerthe ,  doch  schon  selber  Tauschwerth  und  folglich  Gebrauchswerth 
haben  müsste,  will  unser  Verfasser  keineswegs  zugeben.  Er  behauptet 
vielmehr  mit  den  Anhängern  des  reinen ,  von  Gold  und  Silber  ganz  un- 
abhängigen Papiergeldes,  dass  ein  ideales  Geld,  welches  an  und  für  sich 
keinen  Werth  besitzt,  nicht  nur  möglich,  sondern  auch  unter  gewissen 
Umständen  praktisch  wäre,  und  dass  ein  solches  Geld  die  Funktion,  die  -^ 
man  gewöhnlich  Werthmessung  nennt,  ebenso  gut  verrichten  könnte  wie 
das  reale  Geld.  Er  widmet  diesem  Punkte  etwa  dreissig  Seiten  (S.  4 — 10, 
180,  280 — 301).  „Bei  der  Besprechung  dieser  Frage,  sagt  der  Verfasser 
(S.  7),  verwechselt  man  gewöhnlich  die  Funktion  eines  gemeinsamen  Nen- 
ners mit  der  eines  gemeinsamen  Maassstabs.  Diese  sind  aber  verschieden, 
und  haben  kein  nothwendiges  Verhältniss  zu  einander.  Ein  Längenmaass 
muss  zwar  selber  Länge  haben,  und  so  muss  ein  Gegenstand  um  Werthe 
zu  messen  selber  Werthe  haben.  Aber  wenn  die  Werthe  einmal  gemessen 
sind,  lassen  sie  sich  in  Bezug  auf  einander  durch  einfache  Zahlen  aus- 
drücken; grade  wie  die  Verhältnisse  zwischen  Längengrössen ,  die  schon 
gemessen  worden,  sich  ohne  Bezug  auf  Fuss-  oder  Zollmaasse  ausdrücken 
lassen.  Wenn  ich  sage,  dass  drei  Gegenstände  sich  in  Betreff  der  Länge 
wie  1:7  und  4  verhalten,  so  brauche  ich  keine  unrealen  Längenmaasse. 
Und  so,  wenn  ich  sage,  dass  die  Werthe  dreier  Gegenstände  im  Verhält- 
nisse wie  1  :  7  und  4  zu  einander  stehen,  so  brauche  ich  keinen  unrealen 
Werthmaassstab.  Ich  nehme  eine  Einheit  und  sage,  dass  es  in  dem  einen 
Falle  deren  vier,  in  dem  zweiten  deren  sieben  und  in  dem  dritten  deren 
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eins  gicbt.  Dies  ist  die  i'uuklion  des  goiueiiisuincii  NeuiR-r.s  nicht  des 
gemeinsamen  Massstabs.  Diese  Unterscheidung  ist  wescnthch.  Darin  liegt 
der  Schwerpunkt  dis  ganzen  Streites  zwischen  den  Anhängern  des  Ideal- 
und  des  Kealgeldes.  Die  Vertheidiger  des  ersten  erkennen  die  Wichtig- 
keit eines  gemeinsamen  Nenners  an,  wodurch  man  die  rehitiven  Werthe 
der  100  Waareu  z.  B.,  welche  Prof.  Jevons  in  Betracht  zieht,  verzeichnen 
und  so  die  Nothwendigkeit  ersparen  kann,  die  4950  Verhältnisse  in  den 
Preiscourant  einzutragen.  Aber  sie  behaupten,  und  mit  vollem  Bechte 
auch ,  man  braucht  keinen  besonderen  Gegenstand  als  einen  Massstab  der 
Werthe.  Die  Gegenstände  werden  gegen  einander  im  Betreff  ihrer  Werthe 
gemessen,  und  es  ist  nur  nothwendig,  dass  es  einen  gemeinsamen  Nenner 
giebt,  in  dessen  Benennungen  die  so  bestimmten  Werthe  sich  ausdrücken 
lassen."  Der  Verfasser  meint,  dass  Gegenstände,  die  keinen  Werth  an 
und  für  sich  besitzen,  blosse  Stücke  von  gefärbtem  Papier  vielleicht,  die 
Funktion  dieses  gemeinsamen  Nenners  verrichten  konnten,  so  lange  wie 
die  Mannichfaltigkeit  der  modernen  Industrie  es  brauchen  würde.  Die 
einzigen  Einwände  dagegen  sind  historische.  Und  der  Verfasser  widmet 
der  Geschichte  solchen  Geldes  einige  Kapitel  um  seinen  Landsleuten  zu 
beweisen,  dass  alle  Versuche  ein  solches  Geld  einzuführen  dem  Volke, 
welches  es  versucht  hat,  viel  mehr  Unheil  als  Nutzen  gebracht  haben. 
Die  Unmöglichkeit  eines  solchen  Geldes  liegt  nicht  in  der  Natur  des  Geldes 
selbst,  sondern  in  der  Natur  der  Menschen  und  der  menschlichen  Kegie- 
rungen.  Das  zweite  Kapitel  behandelt  die  verschiedeneu  Geldarten.  Das 
dritte  Kapitel  heisst  „die  Vertheilung  des  Geldes  zwischen  den  verschie- 
denen Nationen".  Auf  die  Frage ,  wie  gross  der  Geldbedarf  einer  Volks- 
wirthschaft  sei,  antwortet  er:  Eine  Nation  braucht  Geld  genug  um  die 
Preise  auf  demselben  Niveau  zu  erhalten,  wie  in  den  Ländern,  mit 
welchen  sie  im  Handelsverkehre  steht.  Freilich  müssen  die  Transport- 
kosten dabei  in  Anschlag  gebracht  werden  (S.  58).  Er  bekämpfte  liicar- 
do's  Ansicht,  dass  das  Gold  und  Silber  ohne  weiteres  aus  dem  einen  in 
das  andere  Land  fliesst,  sobald  , die  Handelsverhältnisse  das  gestatten,  und 
meint,  dass  R.  den  edlen  Metallen  eine  viel  zu  grosse  Beweglichkeit  zu- 
schreibt. In  dem  vierten  Kapitel  behandelt  er  die  Wichtigkeit  des  Geld- 
vorrathes.  In  wie  weit  ist  die  beständige  Zunahme  des  Geldvorrathes  für 
die  Weltwirthschaft  und  für  die  verschiedenen  Volkswirthschaften  vortheil- 
haft?  Darüber  ist  unser  Verfasser  noch  nicht  ins  Klare  gekommen  und 
begnügt  sich  mit  der  Anführung  von  Auszügen  aus  bekannten  Schriften 
über  diesen  Gegenstand.  Die  Kapitel  V  —  VIII  enthalten  eine  Geschichte 
der  Produktion  der  edlen  Metalle.  Die  Münzprägung,  die  Münzgebühr 
und  das  Ummünzen  sind  die  Titel  der  drei  folgenden  Kapitel.  Kapitel  XII 
und  XIII  besprechen  die  Doppelwährung.  Der  Verfasser  meint,  dass  dies 
fast  ebenso  sehr  eine  politische  wie  eine  ökonomische  Frage  sei.  Er 
legt  die  verschiedenen  Standpunkte  der  beiden  Parteien  sehr  klar  dar 
und  erzählt  in  sehr  anziehender  Weise  die  Geschichte  der  Schwankungen 
im  Preise  der  edlen  Metalle.  Nach  seiner  Meinung  hat  die  Regierung 
einen  sehr  grossen  Eiufluss  auf  die  Preise  der  edlen  Metalle.  Er  unter- 
sucht sehr  sorgfältig  die  Gründe  für  und  gegen  die  Doppelwährung  und 
obgleich    er   nicht  sehr    entschieden   dafüi*    auftritt,    ist  es  doch  leicht  zu 
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sehen,  dass  er  sie  der  eiutachen  Wührung  vorzieht,  hauptsächlich  des- 
wegen, weil  er  eine  zu  grosse  Steigerung  des  Goldpreises  fürchtet,  im 
Falle  das  Silber  allgemein  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  verworfen  wird, 
während  er  zu  gleicher  Zeit  zugiebt,  dass  die  Schwankungen  des  "Werthes 
bei   einer  Doppelwährung  wahrscheinlich  häufiger  eintreten  werden. 

Das  zweite  Buch  über  ein  uueinlösbares  Papiergeld  ist  besonders  in- 
teressant. Es  enthält  ein  Kapitel  über  die  Theorie  eines  solchen  Geldes, 
worin  er  seine  obige  Behauptung  in  Betreff  eines  Idealgeldes  weiter  er- 
läutert und  spezieller  auseinandersetzt.  Als  Beispiele  des  uneinlösbaren  Pa- 
piergeldes giebt  er  eine  Geschichte  des  amerikanischen  Papiergeldes,  der 
französischen  Assignaten  und  der  englischen  Noten  von  1810 — 1820.  Er 
tritt  entschieden  gegen  das  uneinlösbare  Papiergeld  für  Amerika  auf,  und 
zeigt  in  sehr  klarer  Weise  mit  wie  vielen  Gefahren  und  mit  wie  vielem 
Schaden  die  Ausgabe  solchen  Geldes  in  Amerika  bereits  verbunden  ge- 
wesen ist.  Das  dritte  Buch  behandelt  das  einlösbare  Papiergeld.  Hier 
tritt  er  als  der  entschiedenste  Vertheidiger  des  Currencyprinzips  auf.  Er 
fügt  hier  eine  klare  Darlegung  der  amerikanischen  und  englischen  Erfah- 
rungen in  Bezug  auf  das  Bankwesen  und  die  Ausgabe  von  Banknoten  an. 
Nach  genauer  Untersuchung  der  verschiedenen  Ansichten  über  diesen  Ge- 
genstand spricht  der  Verfasser  es  als  seine  eigene  Meinung  aus,  dass  mit 
der  Geldausgabe  in  einem  Lande  nicht  zugleich  Kreditnahme  verbunden  sein 
dürfe.  —  Bei  Papiergeld  sollte  Thaler  für  Thaler  durch  baares  Gold  und  Silber 
gesichert  werden.  „Ein  Geld  worin  ein  Element  des  Kredites  liegt,  mag 
wohl  keine  Katastrophe  herbeiführen,  während  es  doch  den  ganzen  Bau 
der  Industrie  und  des  Handels  erschüttert  und  veranlasst,  dass  die  ganze 
Maschinerie  der  Produktion  und  des  Tausches  mit  weniger  Genauigkeit 
und  Kraft  operirt  als  es  sonst  der  Fall  sein  würde.  Die  grosse  Thatsache 
der  modernen  Industrie  ist,  dass  bei  der  grossen  Mannichfaltigkeit  der  Pro- 
duktion ,  bei  der  Lokalisirung  der  Gewerbe  und  bei  dem  hohen  Grade  der 
Arbeitstheilung  eine  grosse  Verschwendung  der  Kräfte  der  Industrie  statt- 
findet, wegen  der  dabei  fortdauernd  wiederji ehrenden  Störungen  des  Gleich- 
gewichts zwischen  Angebot  und  Nachfrage,  die  bald  zu  einer  Ueberpro- 
duktion  mit  bedeutenden  Verlusten  führte,  bald  dagegen  zu  einer  Stockung 
der  Industrie,  welche  durch  die  Furchtsamkeit  der  Kaufleute,  der  Bankiers, 
und  der  Fabrikherrn  weit  über  den  Punkt  hinaus  geführt  wird,  der  noth- 
wendig  wäre  eine  Gleichheit  der  Produktion  wieder  herbeizuführen.  Os- 
zillationen bei  Angebot  und  Nachfrage  sind  zwar  unvermeidlich,  aber 
unser  modernes  System,  wonach  zwei  oder  drei  Städte  die  Hälfte  der 
Waaren  einer  gewissen  Art  fabriziren,  welche  die  ganze  Welt  konsumirt, 
machen  diese  kleinen  Oszillationen  zu  grossen  Schwankungen ,  die  im 
Ganzen  genommen  die  Produktion  unter  ihre  natürliche  Leistungsfähigkeit 
herabdrücken ,  und  die  Thätigkeit  unregelmässig  und  unstäte  machen. 
Diese  Tendenz  wird,  wie  es  mir  scheint,  in  einem  höheren  oder  niedri- 
geren Grade,  aber  immer  mit  grossen  Nachtheilen  durch  die  Ausgabe  ir- 
gend eines  Geldes  gesteigert,  das  nicht  Thaler  für  Thaler  auf  das  Geld 
des  internationalen  Handels  basirt  ist."  (S.  526.)  Aus  dem  Gesagten  geht 
es  schon  her\'or,  dass  wir  es  hier  mit  einem  sehr  werthvollen  "Werk  zu  thun 
haben.     Und  zum  Schlüsse  möchten  wir  einige  besondere  Vorzüge  hervor- 
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hoben.  Der  Verfasser  ist  mit  umfassenden  Kenntnissen  au  seine  Aufgabe 
herangetreten.  Er  hat  besondere  Aufmerksamkeit  der  Geschichte  seines 
Gegenstandes  gewidmet ,  und  führt  sehr  viele  Auszüge  aus  verschiedenen 
Werken  in  seinem  Buch  an,  was  für  ein  amerikanisches  Buch  etwas  Auf- 
fallendes ist.  Uebrigens  hat  er  das  Buch  in  einem  sehr  klaren  und  an- 
ziehenden Style  geschrieben,  und  was  noch  besser  ist,  und  noch  seltener 
in  dieser  Zeit  bei  diesem  Gegenstand,  er  ist  gerecht  und  billig  allen  Geg- 
nern gegenüber.  Und  wenn  wir  mit  ihm  nicht  immer  übereinstimmen 
können  ,  so  müssen  wir  doch  überall  die  Kraft  und  die  Billigkeit  seiner 
Auseinandersetzungen  anerkennen.  Das  Buch  ist  mit  einem  vortrefflichen 
Verzeichnisö  verschen,  das  die  Benutzung  sehr  erleichtert. 

Dr.  E.  J.  James. 


IL 

Statistik  Thüringens.     Bd.  II  Agrarstatistik.    Zweite  Hälfte.     Herausge- 
geben von  Bruno  Hildebrand.     Jena   1878,   362  88.  U. 

Von  grösseren  Quellenwerken  hat  das  statistische  Bureau  vereinigter 
Thüringer  Staaten  zu  Jena  zwei  publizirt:  der  erste  Band  der  Statistik 
Thüringens,  besonders  die  Bevölkerung  behandelnd,  erschien  1867.  Die 
erste  Hälfte  des  zweiten  Bandes,  welcher  die  Agrarstatistik  umfasst,  wurde 
1871,  ausgegeben,  und  soeben  ist  die  zweite  Hälfte  desselben  erschienen, 
der  die  folgenden  Zeilen  gewidmet  sind.  —  Während  in  der  ersten  die 
Agiarverfassung,  die  Bodenverwendung  und  die  Kulturarten,  die  agrarische 
Bevölkerung  und  die  Vertheilung  des  Grundeigenthums  in  vier  grösseren 
Abschnitten  behandelt  wurden  (S.  Bd.  XVI  S.  341),  enthält  dieser  Theil 
im  fünften  Abschnitte  die  Statistik  des  Viehstandes,  im  sechsten  die  Sta- 
tistik der  Frucht-  und  Lebensmittelpreise,  im  siebenten  endlich  die  Be- 
sprechung des  Werthes  und  des  Ertrages  des  Grundeigenthums  in  Thü- 
ringen. —  Bis  zum  Vorwort  war  diese  zweite  Hälfte  fertig  als  der  Gründer 
und  bisherige  Leiter  des  Bureaus,  Br.  Hildebrand,  starb.  Die  Herausgabc 
überwachte  in  Folge  dessen  der  interimistische  Direktor  des  statist.  Bu- 
reaus, Eegierungsrath  D.  Kraus.  Auf  Hildebrand's  noch  auf  dem  Kran- 
kenlager ausgesprochenen  Wunsch  ist  in  dem  Vorwort  hervorgehoben, 
dass  das  Werk  nicht  als  seine  Privatarbeit  anzusehen  ist,  sondern  als  die 
Arbeit  der  gesammten  Kräfte  des  Bureau's,  besonders  des  letzten  Assistenten 
Dr.  Planer.  Er  gab  an,  was  und  wie  gearbeitet  werden  solle,  er  bezeich- 
nete die  heranzuziehenden  Hülfsmittel,  unterwarf  das  Zusammengestellte 
dann  aber  einer  eingehenden  Durchsicht,  event.  einer  Ueberarbeitung  und 
Ergänzung.  Das  Verdienst  der  übrigen  Arbeit  wollte  er  ausdrücklich  den 
Beamten  des  Bureau's  zuerkannt  wissen ,  und  zwar  auch  den  schon  vor 
mehreren  Jahren  darin  beschäftigten  Assistenten ,  da  hier  allerdings  zu- 
samraengefasst  ist,  was  in  der  betreffenden  Eichtung  von  dem  Bestehen 
des  Institutes  an  zusammengetragen  ist.  — 

Der    erste  Abschnitt    umfasst,    wie  erwähnt,    die  Viehstatistik.     Vor- 
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iirbeitou  dazu  findoii  sich  bereits  in  diesen  Jahrbüchern  Bd.  VI  S.  375,  die 
Resultate  der  Viehzähhnigen  in  Thüringen  von  1861  u.  64,  Bd.  XII  S.  74, 
dieselbe  im  Jahre  1867.  Bd.  XVII  S.  373,  die  Viehzähhmgsmethoden  in 
nvn  europäischen  Staaten.  Bd.  XXI  S.  263  und  393  die  Viehzählung  von 
1873  in  Thüringen.  Doch  sind  das  Aphorismen  gegenüber  dem  hier  in 
systematischer  Ordnung  und  vorzüglicher  Vollständigkeit  Gebotenen.   — 

Eine  Uebersicht  über  die  Entwicklung  der  Viehzählungen  in  Deutsch- 
land und  die  dabei  zur  Anwendung  gekommenen  Methoden  leitet  die  Be- 
sprechung der  speziellen  thüringer  Verhältnisse  ein,  wobei  die  Grundsätze 
und  Methoden,  welche  1873  zur  Anwendung  gelangten,  besonders  ein- 
gehende Berücksichtigung  finden.  Es  schliesst  sich  daran  die  Vorführung 
der  Resultate.  — 

Tabelle  I  bietet  die  Hauptresultate  aller  die  ganzen  in  Betracht  kom- 
menden Länder  umfassenden  Viehaufnahmen  in  historischer  Aufeinander- 
folge, nebst  den  Reduktionen  auf  Territorium  und  Bevölkerung  der  ganzen 
Länder  und  grösseren   Distrikte,  nach  Stadt  und  Land  geschieden.  — 

Tabelle  II  gibt  in  detaillirter  Weise  die  Resultate  der  Zählung  vom 
10.  Jan.  1873  für  ganz  Thüringen  nach  dem  vom  Bundesrathe  vorgeschrie- 
benen Formulare.  Tabelle  ITI  eine  vergleichende  Uebersicht  der  Verthei- 
lung  des  Viehstandes  nach  derselben  Zählung  auf  Land  und  Leute,  wobei 
der  Viehstand  mit  den  viehbesitzenden  Haushaltungen,  mit  und  ohne  Land- 
wirthschaftsbetrieb ,  in  Beziehung  gebracht  ist.  Tab.  IV  bietet  eine  Ver- 
gleichung  mit  anderen  Ländern ,  die  beiden  folgenden  veranschaulichen 
das  Verhältniss  des  thüringischen  Viehstandes  zur  Kulturfläche  mit  und 
ohne  Wald.  In  Tabelle  V  ist  der  Kapitalswerth  des  Viehstandes  angege- 
ben. — 

Die  Verarbeitung  des  erhobenen  Materials  ist  mithin  eine  sehr  weit- 
gehende, und  es  blieb  noch  zu  wünschen  höchstens  das  Verhältniss  des 
Viehstandes  zur  Ackerfläche  und  zu  den  einzelnen  Grundbesitzungen  ver- 
schiedener Grösse,  wie  es  Engel  1855  für  Sachsen  durchführte.  Solche 
Vergleichung  wäre  ungemein  wichtig,  um  den  Einfluss  der  Besitzvertheilung 
auf  den  Viehstand  näher  kennen  zu  lernen.  Es  ist  ferner  die  sonst  üb- 
liche Reduktion  auf  Haupt-Grossvieh  unterlassen ,  gegen  welche  sich  aller- 
dings viele  Eimvendungen  erheben  lassen,  die  für  gewisse  Untersuchungen 
wichtig  ist,  sich  aber  auch  nach  dem  vorgelegten  Materiale  leicht  nach- 
holen lässt.  Ausserdem  ist  hier  in  der  Feststellung  des  Werthes  des  Vieh- 
standes ein  Weg  zur  Anwendung  gekommen ,  denselben  auf  einen  gemein- 
samen Nenner  zu  bringen  und  zu  summiren.  Dies  geschah  auf  Grund 
dreier  Gutachten  über  den  ungefähren  Durchschnittswerth  der  einzelnen 
Viehgattungen,  von  der  landwirthschaftlichen  Zentralstelle  und  von  zwei 
Autoritäten  des  Landes. 

Es  geht  aus  den  angeführten  Zahlen  hervor,  dass  in  Thüringen  die 
rferdehaltung  eine  im  Vergleich  zu  den  anderen  Ländern  sehr  unbedeu- 
tende ist,  und  noch  mehr  steht  die  Pferdezucht  zurück,  wie  das  aus  dem 
auffallend  geringen  Prozentsatz  der  Pferde  unter  zwei  Jahren  zu  ersehen 
ist.  Nur  die  Schweiz  und  Böhmen  zeigen  im  Verhältniss  zur  Fläche  und 
Einwohnerzahl  noch  niedrigere  Ziff'ern.     Dagegen  nimmt  in  Bezug  auf  alle 
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Übrigen  Vichguttungeii  Thüringen  einen  licrvorriigeuden  riatz  ein,  beson- 
ders durch  die  Sehweinelialtung.  Leider  gehen  die  Angaben  nicht  weit 
zurück,  in  Sachsen-Weimar  nur  bis  1858,  so  dass  durchgreifende  Verän- 
derungen nicht  hervortreten,  doch  lässt  sich  auch  hier  beobachten,  dass 
die  Schafzucht  zurückgeht,  während  die  kleinere  Zahl  der  Schweine  im 
letzten  Jahre  wohl  nur  auf  vorübergehende  Konjunkturen  zurückzuführen 
ist.  Für  S.-^ileiningen  liegen  die  Zahlen  von  1828  —  73  in  geschlossener 
Folge  vor,  und  hier  tritt  es  klar  zu  Tage,  dass  die  Schafhaltung  erst  in 
der  letzten  Zeit  abgenommen  hat.  In  Altenburg  ist  es  anders.  1846 
waren  auf  der  Q  M.  3131  Schafe,  auf  lÜÜ  Einwohner  kamen:  58,34 
1855  auf  den  Q  M.  2269  auf  lOÜ  E.  40,95 
1864     „       „         „        1901      „  „        32,16 

1873_   „       „         „        1282     „  „        21,65. 

In  Cob. -Gotha  ist  die  Veränderung  dagegen  unbedeutend.  — 

Der  6.  Abschnitt  behandelt  die  Frucht-  und  Lebensmittelpreise.  — 
Die  Erhebung  der  Getreidepreise  erfolgte  durch  die  städtischen  Ge- 
meindebehörden und  gewöhnlich  einmal  in  der  Woche  am  liauptwochen- 
markte.  Meistens  berücksichtigte  man  nur  die  höchsten  und  niedrigsten 
Verkaufspreise.  Die  umgesetzten  Quantitäten  sind  nur  an  wenig  Orten 
bekannt.  In  den  Garnisonsstädten  wurde  durch  das  betreffende  Kegulativ 
des  preuss.  Kriegsministeriums  seit  1868  eine  ausgedehntere  und  gleich- 
massigere  Erhebung  bewirkt.  Auf  die  Qualität  der  Früchte  wurde  bisher 
nur  ausnahmsweise  Rücksicht  genommen.  —  Von  1835  an  liegen  die 
Jahresdurchschnittspreise  für  die  meisten  Städte  Thüringens  in  geschlossener 
Keihc  vor.  Wie  weit  die  mitunter  ganz  auffallenden  Differenzen  zwischen 
den  Preisen  der  verschiedenen  Städte  (1873  Meiningen  1  Hect.  Weizen 
7,14  Thlr. ,  in  Eisfeld  dagegen  5,23,  in  Gera  7,93  Thlr.,  Roggen  in  Eis- 
feld 4,64,  in  Meiniugen  5,10,  in  Gera  6,50,  in  Greusseu  4,57)  auf  Un- 
geuauigkeit  der  Erhebung  zurückzuführen  sind,  muss  dahingestellt  bleiben. 
Sicher  ist  aber,  dass  es  in  den  vorliegenden  Tabellen  an  jedem  Anhalte 
fehlt,  für  die  neuere  Zeit  eine  Ausgleichung  der  Preise  dem  Räume  nach 
anzunehmen.  Besonders  auffallend  ist  es,  dass  dieselbe  Stadt  z.  B.  Eisfeld 
in  der  Regel  höhere  Preise  als  andere,  z.  B.  Meiningen,  zeigt,  denn  in 
einzelnen  Jahren  z.  B.  1873  u.  74  bedeutend  niedrigere,  als  ob  selbst  bei 
dem  Weizen  völlig  lokale  Einflüsse  maassgebeud  für  die  Preisbildung  wären. 
Da  bei  jenen  wie  bei  andern  Beispielen  die  gleiche  Erscheinung  bei  dem 
Roggen  zu  Tage  tritt,  sind  Ii-rthümer  bei  der  Umarbeitung  nicht  als  Ur- 
sache anzunehmen. 

Sahen  wir,  dass  im  Jahre  1873  die  Differenz  der  Weizenpreise 
zwischen  zwei  thüringer  Städten  2,7  Thlr.  pro  Hectoliter  war,  oder  dass 
der  Preis  sich  in  der  einen  um  51  ^j^  höher  stellt  als  in  der  anderen, 
so  war  bei  dem  Roggen  die  Differenz  1,93  Thlr.  oder  42  •'/^  ,  bei  der 
Gerste  2,1  Thlr.  oder  66  »/^  ,  bei  dem  Hafer  1,39  Thlr.  oder  66O/0.  Im 
Jahre  1872  sind  sogar  die  Preise  von  1,85  Thlr.  für  Sondershausen  und 
3,77  Thlr.  für  Saalfeld  angegeben,  die  Differenz  wäre  1,92  Thlr.  oder  über 
100  ''/(,  der  ersteren  Summe.  Die  Tabelle  V  zeigt  die  lokalen  Abwei- 
chungen in  übersichtlicher  Weise  bei  den  fünfjährigen  Durchschnitten,  in- 
dem der  Preis  zu  Alteuburg,  Weimar  =  100  gesetzt  und  das  Verhältniss 
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ilcrjenigcn  der  übrigeu  Städte  hinzugerechnet  ist.  Auch  hierbei  finden 
wir  die  grössteu  lokalen  Verschiedenheiten  selbst  in  der  letzten  Periode.  — 

Die  Vcrgleichung  der  Ivorupreise  mit  dem  Stande  der  Bevölkerung, 
den  Geburten,  Trauungen  und  der  Sterblichkeit  zeigt,  dass  andere  Ein- 
üüsse  in  der  neuereu  Zeit  von  weit  grösserem  Einfluss  darauf  sind  als 
die  Fruchtpreise. 

Von  Lebensmitteln  sind  die  Preise  von  Graupen  und  Reis,  dann  von 
den  gewöhnlichen  Fleischsorten  von  1868 — 75  in  den  Garnisonstädten 
nach  der  Verfügung  des  preuss.  Kriegsminist,  vom  Jahre  1859  erhoben 
und  vorgelegt.  Es  zeigt  sich,  dass  die  Fleischpreise  noch  stärker  ge- 
stiegen sind  als  die  Getreidepreise. 

Von  1868 — 73  ist  das  Anwachsen  perpetuirlich,  während  dann  wieder 
eine  Ermässigung  eintritt,  in  Eisenach  z.  B.  das  Pfund  Rindfleisch  von 
43  auf  62  Pf.,  um  1875  auf  57  Pf.  zurückzugehu.  In  Altenburg  von  54 
auf  70  und  67  Pf.  Das  Kalbfleisch  in  der  ersten  Stadt  in  denselben 
Jahren  von  28  auf  50  und  37  Pf.,  in  der  letzteren  von  32  auf  49  und 
47  Pf.  —  Das  Schöpsenfleisch  von  31  auf  52  und  46  Pf.  in  Eisenach, 
in  Alteuburg  von  44  auf  61  und  59  Pf.,  wobei  zu  beachten  ist,  dass  die 
Getreidepreise  in  beiden  Städten  nur  unbedeutend  und  in  verschiedenen 
Zeiten  ungleich  diiFeriren,  so  dass  sie  sogar  bald  in  der  einen  bald  in  der 
anderen  Stadt  höher  stehen.  Schon  hieraus  geht  hervor,  dass  die  Fleisch- 
preise lokal  beträchtlich  verschieden  sind.  Noch  mehr  ist  dies  bei  Reis 
und  Graupen  der  Fall.  —  Im  Durchschnitt  der  acht  Jahre  kostet,  wenn 
man  den  Angaben  trauen  darf,  der  Zentn.  Reis  in  Weimar  21,58  Mark, 
in  Meiningeii  31  Mrk. ,  Graupen  in  der  ersten  Stadt  20,  in  der  letzteren 
29,7,.  während  hierin  zwischen  Eisenach  und  Altenburg  nur  eine  geringe 
Diff'erenz  vorhanden  ist. 

Ein  besonderes  Interesse  nimmt  das  Werk  durch  den  Versuch  in 
Anspruch  im  siebenten  Abschnitte  den  Werth  und  Ertrag  des  Gruudeigen- 
thums  in  Thüringen  zu  ermitteln,  und  zwar  sowohl  des  landwirthschaftlich 
benutzten  Bodens,  wie  der  Forsten  und  der  Gebäude.  —  Die  Untersuchung 
des  ersteren  richtet  sich  naturgemäss  hauptsächlich  auf  die  Kaufpreise. 
Alle  früheren,  hergehörigen  Versuche  sind  sorgsam  zusammengetragen  und 
für  die  letzten  Dezennien  zur  Beurtheilung  der  Preisentwicklung  einige 
Anhalte  geboten.  Von  einer  ausreichenden  Zusammenstellung  der  wirklich 
gezahlten  Kaufpreise  ist  auch  hier  keine  Rede.  — 

Die  Ertragsverhältnisse  sind  für  S. -Weimar  und  S. -Altenburg  mit 
einiger  Sorgfalt,  und  für  das  erstere  Land  eine  grössere  Reihe  von  Jahren 
hindurch  seit  1862  ermittelt,  die  Resultate  sind  unter  Vergleichung  mit 
anderen  Ländern  vorgelegt.  Ueber  die  Art  der  Erhebung  ist  Bd.  XI 
S.  246  u.  f.  berichtet.  Am  sichersten  sind  natürlich  die  Angaben  über 
die  Ausdehnung  des  Anbau's.  In  allen  Theilen  S. -Weimars  zeigte  sich 
von  1861 — 74  eine  Zunahme  des  Ackerlandes,  im  Ganzen  um  48,425  Hect. 
oder  9,6  ^/q,  während  das  Wiesenareal  sich  um  2,400  oder  2,3  '^j^  ver- 
mindert hat. 

In  den  Katasterangaben  ist  die  gesammte  Fläche  angegeben ,  in  den 
soeben  erwähnten  nur  diejenige,  welche  von  den  gewöhnlichen  Früchten 
occupirt  wurde,  auf  deren  Anbau  und  Ertrag  sich  die  Erhebung  erstreckte. 
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Es  fehlen  hier  daher  mancherlei  Handelsgewächse  und  Brache.  Der  hier- 
auf fallende  Prozentsatz  der  ganzen  Flüche  hat  sich  von  27,98  auf  21,05  "/^ 
vermindert.  An  der  Zunahme  betheiligeu  sich  alle  Früchte  ausser  Hafer  und 
Oelfrüchten.  Die  Kartoffeln  haben  am  meisten  an  Terrain  gewonnen,  indem 
sie  statt  9,09,  jetzt  10,59  "^/q  der  bestellten  AckerÜüchc  einnehmen.  — 
Nur  geringere  Beachtung  verdienen  die  Erndteertrüge,  über  deren  Erhe- 
bungsart und  UnZuverlässigkeit  schon  Bd.  XI  a.  a.  0.  berichtet  ist.  In- 
teressant ist  aber  immerhin  und  dankeuswerth  die  Zusammenstellung  der 
bisherigen  Resultate  nicht  nur  für  das  eigene  Land,  sondern  auch  für  die 
verschiedenen  anderen  Länder,  wenn  auch  mehr  einzelne  Jahre  als  Durch- 
schnitte gegenübergestellt  wurden.  Mit  Zuziehung  der  Preise  ist  dann 
der  Geldertrag  der  Erndte  in  S. -Weimar  und  Altenburg  berechnet,  und 
diesem  ist  für  S.-Weimar  und  Meiningen,  Altenburg  und  Peuss  j.  L.  der 
für  Steuerzwecke  geschätzte  Peinertrag  hinzugefügt.  —  Auch  über  die 
Pachtverhältnisse  sind  einige  Angaben,  wenigstens  in  Betreff  der  Domänen 
und  Kirchengüter  gebracht.  — 

Zur  Vervollständigung  des  gesammten  Grundwerthes ,  ist  nach  den 
genau  vorliegeudtn  Wirthschaftsangabeu  der  Staatsforsten  der  Ertrag  und 
Werth  der  Forsten  des  Landes  geschätzt.   — 

Für  den  Gebäudewerth  namentlich  S. -Weimars  bieten  die  Taxen  und 
Versicherungssummen  der  Landesbraudversicherungsanstalt  mit  Versiche- 
rungszwang einen  brauchbaren  Anhalt. 

Den  zum  Schluss  gemachten  Versuch  aus  dem  Vorgeführten  eine 
Schätzung  des  ganzen  Ertrages  und  des  Gesammtwerthes  des  Grundbesitzes 
der  thüringischen  Staaten  vorzunehmen  wird  in  der  Schrift  selbst  nur  ein 
geringer  Werth  beigelegt. 

Da  ausserdem  noch  in  den  Jahrbüchern  über  die  landwirthschaftlichen 
Kreditanstalten  Thüringens,  die  Ausdehnung  der  Separation  etc.  berichtet 
ist,  muss  man  sagen,  dass  für  Thüringen  die  Agrarstatistik  mit  einer  Voll- 
ständigkeit geboten  und  das  vorhandene  historische  Material  mit  einer 
Sox'gsamkeit  gesammelt  ist,  wie  es  unseres  Wissens  für  kein  anderes  Land 
vorliegt.  Das  berühmte  Werk  von  Meitzen  für  Preussen  entbehrte  brauch- 
barer Statist.  Erhebungen  über  die  Grundbesitz-  und  Ertragsverhältnisse.  — 
Für  die  anderen  Länder  fehlt  vor  Allem  die  Bearbeitung  der  Gesetzge- 
bung. So  hat  Hildebr.  noch  selbst  die  Forderungen  für  eine  Agrarstatistik 
im  AVesentlichen  zu  erfüllen  vermocht,  die  er  auf  den  Berliner  internatio- 
nalen statistischen  Kongress  bei  der  Kommissionsberathung  aufstellte.  — 
Die  grossen  Mängel,  die  bei  den  unüberwindlichen  Schwierigkeiten,  welche 
der  Ausführung  entgegenstehen,  auch  dieser  Arbeit  anhaften,  sind  nie  ver- 
schleiert, sondern  nachdrücklichst  betont.  Liegt  der  wissenschaftliche 
Werth  des  Werkes  auch  mehr  in  der  angewendeten  Methode  als  in  den 
Resultaten ,  so  ist  doch  zugleich  zu  betonen ,  dass  wir  damit  eine  dauernd 
feste  Grundlage  zur  Weiterarbeit  gewonnen  haben ,  und  die  Regierungen 
werden  anerkennen,  dass  ihnen  auch  die  Zahlen  von  hoher  praktischer 
Bedeutung  sind.  — 
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III. 
Giornale  degli  Economisti,  Vol.  VI  (N.  1 — 6)   Padova   1878.     Carlo 
Ferraris:    La  Statistica  e  la  scieuza  dell'  amministrazioue ,    Padova 
1878. 

Das  Giornale  degli  Economisti  ist  in  diesen  Jahrbüchern  1875,  Bd.  XXV 
S.  165  fg.  bei  seinem  ei'sten  Erscheinen  im  Jahre  1875  mit  Anerkennung 
begrüsst  worden  und  hat  den  günstigen  Erwartungen ,  die  damals  für 
seine  Zukunft  ausgesprochen  werden  konnten,  durchaus  entsprochen.  Wir 
wollen  um  so  weniger  unterlassen,  die  Aufmerksamkeit  unserer  Leser  von 
Zeit  zu  Zeit  auf  dasselbe  hinzulenken,  als  das  Giornale  seinerseits  sowohl 
in  seiner  wissenschaftlichen  Richtung  unserer  Zeitschrift  nahe  verwandt 
ist,  wie  auch  gerade  der  deutschen  Literatur  hervorragende  Theilnahme 
widmet.  Verschiedene  bedeutende  Gelehrte,  die  einen  Theil  ihrer  Bildung 
auf  deutschen  Universitäten  empfangen  haben,  wie  z.  B.  Luigi  Cossa,  der 
von  Röscher,  Carlo  Ferraris,  der  von  Adolf  Wagner  die  vorzüglichste 
Anregung  in  natiotialökonomischen  Studien  empfangen  hat,  sind  Haupt- 
mitarbeiter des  Giornale,  und  nicht  wenige  Andere  aus  der  Liste  der  Mit- 
arbeiter, die  noch  folgende  Namen  aufweist:  Boccardo,  Caccianiga,  Cognetti 
de  Martiis ,  Favaro,  Lampertico,  Luzzati,  Morpurgo ,  Ricca-Salerno  — 
haben  durch  die  Bestrebungen  des  deutschen  Kathedersozialismus  wesent- 
liche Anregungen  empfangen;  d.  h.  Anregungen,  wie  sie  eben  aus  der 
Gleichheit  des  Bedürfnisses  und  Strebens  hervorgehen.  An  Freiheit  und 
Selbständigkeit  des  Denkens  stehen  die  italienischen  „Kathedersozialisten", 
wenn  wir  sie  so  nennen  dürfen,   den  deutschen  keineswegs  nach. 

Der  vorliegende  sechste  Band  dieser  Monatsschrift  enthält  in  jedem 
der  6  Hefte  eine  Rassegna  di  fatti  economici,  eine  Rassegna  agraria,  eine 
Rassegna  industriale,  und  Literaturbesprechungen,  ausserdem  folgende  Auf- 
sätze: Ferraris:  La  Statistica  e  la  scienza  dell'  amministrazioue  nelle  fa- 
colta  giuridiche,  Ricca-Salerno:  Del  salario  e  delle  sue  leggi ,  Nasi-Virgilio : 
L'educazione  popolare  nel  regime  democratico  odicrav,  Moise  Araar :  Iro- 
lusione  ad  uu  corso  di  diritto  industriale,  Boccardo:  Le  leggi  biologische 
nella  economia  politica  (anlehnend  an  Schäffle's  „Bau  und  Leben  des  so- 
zialen Körpers"),  Ferti :  i  pvincipij  della  scienza  economica  secondo  i  so- 
cialisti  della  cathedra  (eine  durch  Neumann  mehr  fortgesetzte  Besprechung 
von  Adolf  Wagner's  „Grundlegung  der  Volkswirthschaftslehre") ,  Morpui-go: 
11  risparmio,  le  sue  incognite  e  le  sue  conquiste,  Ricca-Salerno:  Oggetto 
e  cdmpito  della  scienza  delle  finanze  (mit  grosser  Literaturkenntniss), 
Della  Bona:  II  limite  della  scienza,  Cognetti  de  Martiis:  Ferme  e  leggi 
delle  perturbazione  economiche,  ferner  von  Luzzati  eine  Anzahl  kleinerer 
Aufsätze  über  Bank-,  Handels-  und  Zollwesen. 

Aus  den  zahlreichen  und  vortrefflichen  Aufsätzen  sei  es  gestattet, 
hier  nur  des  einen  Inhalt  näher  zu  bezeichnen,  nämlich  des  zuerst  ge- 
nannten ,  der  uns  im  zusammenhängenden  Separatabdruck  —  es  erstreckt 
sich  über  fünf  Hefte  seit  Juli   1877   —  vorliegt. 

Ferraris  behandelt  im  ersten  Theil  seines  Aufsatzes  die  Statistik,  im 
zweiten  die  Verwaltungslehre  als  Lehrgegenstand  auf  Universitäten.      Aus 
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dei*  Statistik  scheidet  er  zunächst  die  Demographie  und  die  Deniologie  als 
ungeeignet  für  die  Lehre  aus;  die  crsterc  als  blosse  Thatsachen-Saramlung, 
die  zweite  als  bis  jetzt  noch  zu  unentwickelt.  Hingegen  hält  er  die 
8tatistica  sociale  antropologica  und  die  St.  soc.  pedagogica  dafür  geeignet, 
und  legt  das  bis  dahin  Geleistete  dar;  wie  er  auch  die  bisherigen  Lei- 
stungen der  Verwaltungsichre  nachher  im  zweiten  Theile  ausfulirlich  wür- 
digt.  — 

Wir  möchten  ihm  in  jenem  Punkte  insofern  durchaus  beistimmen, 
als  auch  wir  glauben ,  dass  weder  die  Technik  und  Methode  der  Statistik 
noch  die  blossen  Resultate  der  Statistik  mit  grossem  Nutzen  Unter- 
richtsgegeustände  au  Universitäten  werden  können.  Statistiken  entstehen 
nicht  auf  Universitäten,  sondern  nur  dadurch,  dass  Personen  allgemeiner 
Bildung  mit  einer  Logik,  die  womöglich  juristisch  und  mathematisch 
geschult  sei ,  in  die  Praxis  und  Tradition  der  statistischen  Bureaus  ein- 
treten. An  positiven  Kenntnissen  sind  dazu  nur  volkswirthschaftliche 
unentbehrlich,  bei  allen  anderen  Gebieten,  mit  denen  die  Statistik  zu  thun 
hat,  kommt  man  mit  Logik  und  gesundem  Menschenverstände  aus.  Was 
aber  auf  Universitäten  gelehrt  werden  kann,  das  sind  die  kritisch  ange- 
wendeten Resultate  der  statistischen  Ermittelungen  auf  die  Beschrei- 
bung des  physischen,  materiellen  und  geistigen  Volkslebens,  die  sich  in 
die  verschiedenen  Wissenschaften  der  natürlichen,  ethischen,  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse  vertheilen.  Die  jetzt  sogenannte  Bevölkerungs- 
wissenschaft und  Moralstatistik  sind  ein  wildes  Conglomerat  etwas  philo- 
sophisch zugestutzter  statistischer  Daten,  dessen  sich  allmälig  die  anderen 
resp.  eigentlichen  Wissenschaften  bemächtigen  müssen.  Daneben  behält 
die  Statistik  als  eine  —  wenn  man  so  sagen  kann:  wissenschaftlich  durch- 
gebildete Kunst,  die  statistischen  Daten  für  die  Verwaltung  zu  gruppiren, 
ihre  volle  Berechtigung,  hat  aber  mit  dem  Universitäts-Unterricht  an  sich 
nicht  viel  zu  thun.  Als  Vortrags-Disziplin  an  Universitäten  eben  könnte 
man  die  ,, Statistik"  nur  dann  mit  erheblichem  Erfolge  gebrauchen ,  wenn 
es  das  Bedürfniss  erheischen  würde,  „Statistiker"  massenhaft  auszubilden, 
wie  Juristen,  Theologen,  Mediziner,  Landwirthe  etc.;  diesen  aber  „Sta- 
tistik" vorzutragen  ist  nur  ein  sehr  mangelhafter  Nothbehelf  dafür,  dass 
die  betreffenden  Wissenschaften  das  statistische  Material  noch  nicht  ge- 
hörig aufgenommen  und  verarbeitet  haben. 

Ferraris  wird  also  in  seinen  Deduktionen  noch  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  nicht  nur  jene  bezeichneten  Theile  der  Statistik,  sondern  die  Statistik 
überhaupt  aus  seinem  Lektionsplan  herausthun  müssen.  Er  würde  sich 
dann  auch  nicht  der  Inkonsequenz  schuldig  zu  machen  haben ,  dass  er 
Lehrgegenstände,  die  er  im  ersten  Theil  seiner  Abhandlung  verbannt  hat, 
dann  schliesslich  doch  als  „scienze  complemantari"  in  den  Studienplan  der 
juristischen  Fakultät  einzuschmuggeln  sucht,  indem  er  in  diese  Fakultät 
folgendes  Schema  sozialwissenschaftlicher  Studien  eingeführt  wessen  will: 
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SciENZE  Social! 
Etica  sociale  — 


SciENZE    POLITTCHES 


Politica  (constituzionale  od  interna, 
internazionale,  ecclesiastica) 

Scienza  deW  Amministrazione 


A.  Sociale 


Economia  sociale  —  d)  economica 


B.  Politica 


ff)  Finanze 


Statistica  sociale 

a)  antropologica 

/>)  pedagogica 


b)  interna   

c)  deir  istruzione  pubblica 


b)  Esercito 

c)  Gerarchia  civile 


Scieuze  complementari 


Contabilita  di  Stato 


Statistica  tecnica  e  demografica 


Im  Uebrigen  können  wir  seine  wohldurchdachten  Erörterungen  über 
die  Eintheilung  der  Verwaltungslehre,  sowie  die  anderen  Aufsätze  des 
Giornale  überhaupt  der  Beachtung  unserer  Leser  nicht  genug  empfehlen. 

Scheel. 
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I. 

Die  Zählkartenmethode    und    ihre  Anwendung  bei  der  Volkszählung  in 
Elsass-Lothriugen  am   1.  Dezbr.   1875  von  W.  Stieda. 

Seit  man  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts  begonnen  hat  die  Bevöl- 
kerung zahlenmässig  genau  festzustellen,  statt  sich  mit  Schätzungen  odor 
künstlichen  Berechnungen  zu  begnügen ,  ist  man  über  die  bei  diesem  Vor- 
gehen einzuschlagende  Methode  vielfach  im  Unklaren  gewesen.  Es  be- 
durfte erst  einer  langen  Erfahrung,  ehe  man  die  Unbequemlichkeit  des 
früheren  Listensystems  einsah  und  zur  Erhebuugsmethode  vermittelst 
der  Individualkarte  überzugehen  sich  entschloss.  Wenngleich  nun  aber 
diese  Anwendung  der  Zählkarte  zu  den  jetzt  bereits  seit  längerer  Zeit 
geplanten  Vorschlägen  gehört,  so  hat  doch  die  thatsächliche  Ausführung 
der  Idee  bisher  noch  selten  genug  stattgefunden.  Der  Gedanke  des  Zähl- 
blättchens  war  freilich  vielfach  benutzt  worden ,  aber  nicht  gerade  zu 
Volkszählungszwecken.  Das  statistische  Bureau  der  Steuerdeputatiou  in 
Hamburg  1)  hatte  sich  der  Zählblättchen  bei  seinen  Arbeiten  bedient,  und 
in  Berlin  waren  sie  ebenso  bei  Aufstellung  der  städtischen  Wählerlisten, 
wie  auch  bei  Anfertigung  einer  Statistik ,  betreffend  die  Unterstützung  der 
Hinterbliebenen  der  im  Kriege  von  1866  zum  Heere  eingezogenen  Re- 
serven verwendet  worden  2).  Entlehnt  war  dieses  Verfahren  der  italieni- 
schen Statistik ,  wo  man  schon  in  den  60er  Jahren  bei  der  Verarbeitung 
des  Volkszählungsmateriales  den  Inhalt  der  Zählungslisten  auf  kleine  Zähl- 
blättchen (cartolina)  zu  übertragen  pflegte.  Dies  that  man  gleichwohl  1867 
im  Grossherzogthum  Hessen.  Die  erste  eigentliche  Erhebung  auf  Karten 
fand  am  31.  Dezember  1869  in  Pest  statt.  Hier  kam  jedoch  die  Karte 
noch  nicht  ausschliesslich  zur  Anwendung,  sondern  die  Aufnahme  wurde 
theilweise  nach  Haushaltungslisten  veranstaltet  ^).  Vollständig  erhob  die 
kleine  Stadt  Reval  in  Russland  die  Daten  durch  die  Kartenmethode  am 
16.  Novbr.   1871  ■*).     Den  ersten  grösseren  Triumph  feierte  aber  die  Zähl- 


1)  Stat.  des  hamburgischen  Staates  II.  S.  VII. 

2)  Schwabe,  die  Resultate  der  Berliner  Volkszählung  vorn  3.  Dezbr.   1867  S.  IV. 

3)  Körösi ,  die  königl.  Freistadt  Pest  1870.     Anhang  S.  155. 

4)  Jordan,  die  Resultate  der  Volkszählung  der   Stadt  Reval. 
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karte,  als  sie  am  1.  Dezbr.  1871  in  Preussen  i)  und  in  Hamburg  2)  Vcr- 
Avonduug  fand.  Für  Deutschland  die  neue  Methode  obligatorisch  zu  machen 
hatte  die  Kommission  zur  weiteren  Ausbildung  der  Statistik  des  Zollver- 
eins sich  noch  nicht  entschliessen  können.  Der  §.  6  der  für  die  Zählung 
im  deutschen  Reiche  beschlossenen  Grundsätze  schrieb  die  Aufnahme  der 
Bevölkerung  von  Haus  zu  Haus  und  von  Haushaltung  zu  Haushaltung 
mittelst  namentlicher  Aufzeichnung  der  zu  zählenden  Personen  in  Zäh- 
lungslisten vor,  §.  7  aber  gestattete  die  Eintragung  der  Angaben  für  jede 
einzelne  Person  auf  besondere  Zählkarten  ^).  Nur  Preussen  und  Hamburg 
machten  von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch;  in  den  übrigen  Bundesstaaten 
benutzte  man  nach  wie  vor  die  Zählungslisten.  Auch  1875  hat  der  gute 
Erfolg,  den  Preussen  mit  dem  ersten  Versuche  erzielte,  nur  die  Reichs- 
lande Elsass-Lothringen  bewegen  können  gleichfalls  die  Zählkartenmethode 
vorzuziehen.  Im  übrigen  Deutschland  verharrt  man  noch  in  einem  ge- 
wissen Misstrauen  gegen  ein  Verfahren,  das  doch  überall,  wo  es  ausge- 
führt wurde,  sich  glänzend  bewährt  hat.  Schuld  mag  hieran  der  schwan- 
kende Beschluss  des  Petersburger  Kongresses  sein,  der  die  Zählung  der 
ortsanwesenden  Bevölkerung  vermittelst  Zählkarten  (Bulletins  individuels) 
nur  bei  genügender  Bildung  der  Bevölkerung,  und  wenn  die  besonderen 
Verhältnisse  eines  Landes  es  gestatten ,  für  richtig  erklärte ,  im  entgegen- 
gesetzten Falle  aber  entschieden  Haushaltungslisten  empfahl  ^).  Und  den- 
noch kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  mit  der  Durchführung 
dieser  Zählkartenmethode  die  Verbesserungslinie  für  die  Technik  der  Volks- 
zählungen gezogen  ist.  An  dem  Grundsatze  der  Zerlegung  der  Haushal- 
tungslisten in  Individualkarten  wird  sich  nichts  mehr  verbessern  lassen. 
Dieser  Umgestaltung  werden  sich  dagegen  der  Inhalt  der  Karten  und  die 
verschiedenen  Verarbeitungen  derselben  zu  unterziehen  haben.  Die  amt- 
liche Statistik  wird  mit  der  Zeit  zweifellos  sich  dazu  bequemen  müssen 
dem  Verfahren  des  preussischen  statistischen  Bureaus,  dessen  Direktor 
die  Statistik  überhaupt  so  viel  verdankt,  den  Beifall  zu  zollen,  den  sie 
ihm  heute  noch  zu  versagen  scheint.  Mit  jedem  Male,  wo  die  Karten- 
methode zur  Ausübung  kommt,  erobert  sie  mehr  Boden.  Der  in  Elsass- 
Lothringen  geschehene  Versuch  legt  von  dieser  Richtung,  wie  wir  weiter 
unten  sehen  werden,  Zeugniss  ab. 

Es  kann  aber  eigentlich  auch  nicht  anders  sein,  als  dass  diese  Me- 
thode sich  bewährt,  denn  ihrer  Vorzüge  sind  gegenüber  dem  älteren  Ver- 
fahren so  viele,  dass  die  Zähigkeit  mit  der  viele  Statistiker  noch  an  dem 
Hergebrachten  hängen,  in  der  That  auffallend  ist.  Man  bedenke,  wie 
schwerfällig  die  ganze  Einrichtung  des  Listensystems  ist.  Auf  grossen 
Bogen,  die  alle  von  gleicher  Gestalt,  unabhängig  von  dem  Umfange  des 
Haushaltes,  den  sie  schildern  sollen,  wurde  die  Bevölkerung  aufgenommen. 

Schon  unbequem  bei  ihrer  Entstehung,  ist  ihre  Handhabung  bei  der 


1)  Preussische  Statistik.  XXX.  S.  2. 

2)  Nessmann,    die    Anwendung    der    Zählkartenmethode   in    Hamburg  am  1.  Dezbr. 
1871.     Preuss.   stat.  Zeitschr.    1871,  S.  275. 

3)  Fabrieius ,    Bericht  über    die   Fortschritte    der  Bevölkerungsstatistik.      In  Behm's 
Jahrb.  IV.   S.  319. 

4)  Nessmann,  Fortschritte  d.  Bcvölkerungs-Stat.   in  Behm's  Jahrbuch  V.  S.  170. 
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Zusammenstellung  der  Listen  zu  Tabellen  von  noch  weiteren  Nachtheilen. 
Die  durch  die  Zählung  erhaltenen  Ergebnisse  können  nämlich  auf  keine 
andere  Weise  aus  den  Urlisten  gewonnen  werden  als  auf  dem  Wege  der 
Ausstrichelung.  Bei  dieser  muss  zunächst  eine  ebensolclie  Tabelle,  wie 
die  eigentlich  aufzustellende,  angefertigt  werden,  jedoch  mit  viel  breiteren 
Spalten.  In  diese  Strichtabellc  wird  nun  jeder  einzelne  Fall  aus  der  Zäh- 
lungsliste mit  einem  Striche  übertragen.  Nachdem  so  der  Inhalt  sämmt- 
licher  Listen  in  die  Tabellen  aufgezeichnet,  werden  die  Striche  der  ein- 
zelnen Spalten  gezählt  und  die  sich  so  ergebenden  Zahlen  in  die  wirkliche 
Tabelle  hineingeschineben.  Der  grosse  Mangel  dieses  Verfahrens  liegt  in 
dem  Umstände,  dass  jedes  Prüfen  der  Strichelung  schlechterdings  unmög- 
lich ist.  Man  ist  nie  im  Staude  anzugeben ,  ob  die  Striche  an  der  rich- 
tigen Stelle  stehen  oder  nicht.  Selbst  in  solcher  Arbeit  geübten  Beamten 
kann  es  leicht  begegnen  den  Strich  in  einer  falschen  Spalte  zu  machen. 
Die  Resultate  werden  in  Folge  dessen  oft  inkorrekt  sein. 

Sehr  viel  anders  gestaltet  sich  das  Verfahren,  wenn  man  die  Karten- 
methode benutzt.  Hier  ist  jeder  Einzelfall  durch  die  Karte  verkörpert. 
Man  hat  somit  nur  nöthig  nach  den  Gesichtspunkten,  über  die  man  sich 
zu  unterrichten  wünscht,  die  Karten  zu  verschiedenen  Kaufen,  welche 
die  Spalten  der  Strichtabelle  darstellen,  zusammenzulegen,  die  Zahl  dieser 
Karten  zu  ermitteln  und  die  so  sich  ergebenden  Ziffern  in  die  aufzustel- 
lende Tabelle  hineiuzuschreiben.  Es  hat  dies  den  Vorzug,  dass  bequem 
Prüfungen  vorgenommen  werden  können,  in  dem  bei  zweifelhaften  Fällen 
die  betreffenden  Haufen  noch  ein  Mal  durchgezählt  werden.  Durch  diese 
grössei'e  Beweglichkeit  des  Materiales  ist  nun  auch  eine  weitergehende 
Ausnutzung  ermöglicht.  Die  verschiedenartigsten  Kombinationen  lassen 
sicli  leicht  durch  beliebige  Sonderung  und  Gruppirung  der  Karten  ver- 
wirklichen. So  ist  beispielsweise  in  Preussen  die  Unterscheidung  der  Orts- 
anwesenden nach  ihrem  Geburtsort  erst  durch  die  neue  Methode  ermög- 
licht worden  ^). 

Ein  weiterer  Vorzug  liegt  in  der  Möglichkeit  die  Beantwortung  der 
gestellten  Fragen  besser  prüfen  zu  können.  Was  auf  den  grossen  Haus- 
haltslisten falsch  oder  zweifelhaft  war,  konnte  nie  verbessert  werden,  denn 
es  wäre  viel  zu  weitläuftig  und  umständlich  gewesen  die  umfangreichen 
Bogen  noch  ein  Mal  an  den  Ort,  wo  sie  ausgefüllt  worden,  zurück  zu 
schicken.  Beim  Kartensystem  können  Angaben  mit  Erfolg  geändert  wer- 
den; es  ist  eine  Kleinigkeit  die  einzelne  Karte  zur  nochmaligen  Ausfül- 
lung in  die  betreffende  Gemeinde  zurückzusenden.  Wie  wichtig  dies  für 
die  Sicherheit  der  Gesammtergebnisse  ist,  braucht  nicht  erörtert  zu  werden. 
Ist  es  doch  bekannt,  dass,  wie  deutlich  auch  die  Fragen  gestellt  sein  mögen, 
wie  klar  auch  die  Anleitung  zur  Beantwortung  lautet,  es  immer  viele 
Personen  giebt,  die  Verwechselungen  und  Ungenauigkeiten  nicht  vermeiden 
können.  So  hat  das  stat.  Bureau  in  Elsass-Lothringen  von  1.529.408  Zähl- 
karten, die  am  1.  Dezbr.  1875  ausgefüllt  worden  wai-en,  77088  zur  rich- 
tigeren Beantwortung  der  Fragen  über    den  Gewerbebetrieb    zurücksenden 


1)  K.   Brämer ,    Heimathsinn  und  Wandertrieb  der  Bevölkeriinf?  des  preuss.   Staates. 
Preuss.   stiit.  Zeitschrift   1873,    S.  337. 
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müssen.  Es  ist  hiermit  selbstverständlich  noch  nicht  angezeigt,  dass  die 
GeAverbestatistik  ganz  befriedigend  ausfallen  wird,  etwas  mehr  Aussicht 
auf  Eichtigkeit  der  Arbeit  ist  aber  durch  die  Vornahme  dieser  Korrektur 
gewährleistet.  Wie  hätte  aber  eine  solche  stattfinden  können,  wenn  die 
Frage  nach  dem  Berufe  sich  auf  einer  grossen  Haushaltungsliste  befunden 
hätte?  Die  Zählkartenmethode  ermöglicht  uns  alle  undeutlichen  Eintra- 
gungen bei  der  ersten  Durchsicht  festzustellen  und  durch  die  Rücksendung 
der  Formulare  zu  erledigen. 

Neben  diesen  beiden  Hauptvorzügen  der  grösseren  Beweglichkeit  und 
Gewährleistung  der  Sicherheit  bot  nun  die  Zählkarte  noch  so  zu  sagen 
persönliche  Vortheile.  Man  hat  nicht  mit  Unrecht  hervorgehoben,  dass 
Jedermann  sich  angenehm  berührt  fühlen  muss  durch  die  Aufmerksamkeit, 
die  der  Staat  dem  einzelnen  Individuum  schenkt,  in  dem  er  für  Jeden 
eine  Karte  aufnehmen  lässt  ^).  Es  wird  auf  diese  Weise  zur  Ehrensache 
des  Einzelnen  keine  wissentlich  falschen  oder  ungenauen  Angaben  zu 
machen.  So  erklärt  sich,  dass  in  Hamburg  1871  die  Ausfüllung  der 
Zählkarten  eine  sorgfältigere  war  als  je  bei  einer  anderen  Zählung  durch 
Listen.  Wie  gut  auch  in  Preussen,  wo  die  Durchführbarkeit  der  Methode 
ja  im  grössten  Maassstabe  erprobt  worden,  —  bei  einer  Bevölkerung  von 
24  Millionen  —  der  Versuch  ausgeschlagen,  ist  bekannt. 

Gar  nicht  zu  verstehen  ist  daher  die  bedingte  Zustimmung  des  Peters- 
burger Kongresses ,  bei  der  namentlich  auffällt,  dass  der  Bildungsgrad  der 
Bevölkerung  in  Frage  gezogen  werden  soll.  Schon  in  der  ersten  Zeit 
betonte  Engel ,  dass  die  Ausfüllung  der  Zählkarte  „nicht  ein  Atom  Fas- 
sungskraft mehr  verlange"  2)  und  mit  Recht  spricht  auch  neuerdings  Ness- 
mann  es  aus,  dass  an  sich  zum  Ausfüllen  einer  Zählkarte  nicht  mehr  Be- 
fähigung gehört  als  zu  einer  Liste  ^).  Wo  eben  auf  eine  Theilnahme  der 
Bevölkerung  am  Zählgeschäfte  selbst  durch  Selbstausfüllung  der  Karten 
nicht  gerechnet  werden  kann,  muss  es  den  Zählern  aufgetragen  werden 
für  die  Beantwortung  der  Karte  Sorge  zu  ti'agen.  So  gut  wie  die  Haus- 
haltungslisten durch  diese  geschrieben  werden,  können  natürlich  auch  die 
Karten  angefertigt  werden  und  wenngleich  dies  allerdings  mehr  Zeit  be- 
ansprucht, so  ist  es  doch  von  dem  Bildungsgrade  der  Bevölkerung  unab- 
hängig. 

Ein  anderer  Vorwurf,  der  gegen  die  Zählkarte  erhoben  ist,  bezieht 
sich  auf  die  TJnzuverlässigkeit  der  Ergebnisse  der  Zählung.  Da  nämlich  der 
Bedarf  der  in  den  einzelnen  Haushaltungen  erforderlichen  Zählkarten  sich 
im  Voraus  nicht  mit  Sicherheit  überschlagen  lasse,  hat  man  gefürchtet, 
dass  wegen  Mangel  an  Formularen  leicht  viele  Personen  der  Zählungen 
entgehen  würden*).  Hiergegen  darf  aber  eingewendet  werden,  dass  den 
Zuwachs  zwischen  2  Rechnungsperioden  festzustellen  nicht  so  schwer  ist. 
Ueberdies  werden  ja  die  Karten  einige  Tage  vor  dem  eigentlichen  Zählungs- 
termine vertheilt,  erleichtert  man  mithin  dem  Publikum  das  nachträgliche 
Beschaffen   von   Zählkarten,    indem   man    dem  Zähler   einen    kleinen  Vor- 

1)  Nessmann ,  Preuss.  stat.  Zeitschrift  1871,  S.  275. 

2)  Preuss.  stat.  Zeitschr.   1870,  S.  39. 

3)  Nessmann,  Behm's  Jahrbuch  V,   S.  171. 

4)  Fabricius  ,  Behm's  Jahrbuch  IV,  S.  368—372. 
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ralh  überzähliger  Karten  mitgicbt  oder  os  dem  HauBhaltungsvorBtaude 
ermöglicht  von  der  seinem  Hause  am  nächsten  befindlichen  Zälilungskom- 
missiou  die  fehlenden  Formulare  zu  erlangen,  so  ist  jede  Furcht  der  Un- 
genauigkeit  beseitigt. 

Weiter  ist  betont  worden,  dass  die  Versendung,  Vcrthcilung  und 
Wiedereinsammluug  der  Zählkarten  bedeutend  mehr  Schwierigkeiten  ver- 
ursache, als  die  Zählungsliste.  Dies  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  un- 
angreifbar; allein  eine  sorgfältige  Kontrole  lässt  sich  ohne  grossen  Kräfte- 
aufwand bewerkstelligen.  Die  Kontrole  leistet  aber,  wenn  durchgeführt, 
viel  mehr  Gewähr  für  die  Eichtigkeit  der  Ergebnisse,  als  die  Prüfung  der 
Liste.  Denn  dass  bei  den  letzteren  weniger  fehlerhafte  Angaben  vorkom- 
men ,  weil  die  ersten  Eintragungen  als  Muster  für  die  folgenden  dienen 
und  Auslassungen  bei  einzelnen  Personen  möchte  doch  sehr  bezweifelt 
werden  können.  Gerade  bei  einem  grossen  Bogen  ist  es  nicht  nur  mög- 
lich in  die  falsche  Spalte  zu  gerathen,  sondern  auch  in  den  Reihen  sich 
zu  versehen.  Dagegen  ist  die  Uebersichtlichkeit  einer  kleinen  Zählkarte 
besser.  Das  mit  Bleistift  oder  Tinte  auf  der  Karte  Vermerkte  sticht  gegen 
den  Vordruck  bedeutend  ab;  eine  Lücke  fällt  daher  sogleich  auf  und  kann 
vom  Zähler,   der  die  Karten  in  Empfang  nimmt,  leicht  ausgefüllt   werden. 

Im  Ganzen  genommen  sind  somit  die  Einwände  gegen  die  Zählkarten- 
methode hinfälliger  Natur.  ^fan  darf  sie  nicht  ganz  ungerechtfertigte 
schelten ,  immerhin  aber  kommen  sie  gegenüber  den  Vortheilen  der  Kar- 
tenmethode nicht  sehr  in  Betracht.  Mehr  giebt  der  Umstand  zu  bedenken, 
dass  die  Verwendung  der  Zählkarte  nur  mit  grösseren  Kosten  zu  erzielen 
ist.  Während  nämlich  nach  Engel's  Berechnungen  die  Papier-  und  Druck- 
kosten sich  bei  der  Zählungsmethode  mit  Haushaltungslisten  und  Strich- 
bogen auf  1468  Thlr.  für  jede  Million  Einwohner  stellen,  belaufen  sie 
sich  bei  der  Kartenmethode  auf  2242  Thlr.  ^).  Aber  selbst  diese  Ziffern 
widerlegen  nur  scheinbar,  denn  wenngleich  die  sächlichen  Kosten  zu- 
nehmen, vermindern  sich  dagegen  die  persönlichen,  so  dass  das  Endresultat 
doch  ein  Billigerwerden  der  Zählkartenmethode  aufweist.  Der  Geldauf- 
wand für  die  persönlichen  Kosten  beträgt  bei  der  ersten  Methode  für  je 
eine  Million  Menschen  23831  Thlr.,  bei  der  Kartenmethode  dagegen  nur 
21711  Thlr.  2).  Dieses  Billigerwerden  ist  eben  daraus  zu  erklären,  dass 
ein  nicht  unbeträchtlicher  Zeitgewinn  erzielt  wird.  Die  Zahl  der  Ar- 
beitstage für  die  Durchberechnung  des  Materiales  sinkt  von  21644  Tagen 
bei  dem  ersteren  Verfahren  auf  18644  bei  dem  letzteren  bei  je  einer 
Million  Einwohner  ^). 

Die  gleichen  Erfahrungen  hat  man  nun  freilich  in  Elsass-Lothringen 
nicht  gemacht.  Die  sächlichen  Kosten  haben  sich  hier  verringert  und  die 
persönlichen  gesteigert.  Wir  geben  nachstehend  die  Summen  dieser  Aus- 
gaben; nicht  freilich  mit  dem  Wunsche  durch  diese  Ziffern  die  Eichtig- 
keit des  einen  oder  anderen  Verfahrens  nachweisen  zu  wollen,  sondern 
weil  es  uns  von  Interesse  scheint  sich  zu  vergegenwärtigen  wie  sich  theo- 
retische Berechnungen  in  der  Wirklichkeit  gestalten.      Man  hat  im  Jahre 


1)  Engel,  Kosten  der  Volkszählung,  Preiiss.   stat.  Zeitschrift   1870,   S.  50. 

2)  Engel ,  eod.  1. 

3)  Engel ,  eod.  1. 
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1871  iu  Elsass- Lothringen  mit  Haushaltungslisten  gezählt  und  bei  der 
nachherigeu  Verarbeitung  den  Inhalt  derselben  auf  Zählblättchen  über- 
traii'en.      Die  Kosten  stellten  sich  dabei   wie  folgt: 


in  Mark  und  Pfennigen 


1871 


1875 


Herstellungs-  u.  Versendungs- 
kosten der  Formulare  . 

Anschaffung  d.  Zählblättchen 

Formulare  zum  Aufstelleu  der 
Listen ,  Instruktionen  für 
die  Zähler 

Ausschreiben  der  Zählblätt- 
chen und  sonstiger  Arbeits- 
lohn für  die  Aufstellung 
der  Tabellen 15711,97 


10088,76 
1005,42 


72 


11166,18 


9769,17 


189,10 


20723,48 


9958,27 


Wie  man  sieht  sind  also  die  Ausgaben  für  diese  beiden  Hauptsachen 
der  Zählung  gestiegen ;  dafür  aber  liegt  ein  nicht  zu  unterschätzender  Vor- 
theil  darin ,  dass  die  Arbeiten  viel  früher  haben  beendet  werden  können. 
"Während  nämlich  das  erste  Heft  der  statistischen  Mittheilungen  über 
Elsass-Lothringen ,  welches  die  Ergebnisse  der  Zählung  vom  I.Dezember 
1871  erhielt,  nicht  früher  als  im  Anfang  Mai  1873  versandt  werden 
konnte,  lag  das  Manuskript  für  die  Ergebnisse  der  Zählung  vom  1.  Dezbr. 
1875  bereits  Ende  Oktober  1876  druckfertig  da.  Hierbei  fällt  aber  noch 
in's  Gewicht,  dass  die  beiden  Hefte  insoweit  inhaltlich  verschieden  sind,  als 
das  der  diesmaligen  Zählung  die  Gruppirung  der  Einwohner  nach  ihrer 
Staatsangehörigkeit  aufweist,  wofür  das  vorige  die  Auszählung  der  Ge- 
brechlichen hatte,  welche  letztere  Auszählung  sicherlich  weniger  Schwierig- 
keit macht. 

Von  Gegnern  der  Zählkartenmethode  ist  auch  bemerkt  worden ,  dass 
es  zweckmässiger  sei  die  Zählung  nach  wie  vor  auf  Haushaltungslisten 
vorzunehmen ,  dann  aber  bei  der  späteren  Verarbeitung  statt  der  Strich- 
bogen Zählblättchen  anzuwenden  i).  Dies  soll  den  Vorzug  haben,  dass 
die  Haushaltungslisten,  nachdem  man  ihnen  die  Daten  entnommen  hat 
wieder  in  die  Hände  der  Gemeinden  zurückkehren  können,  wo  man.  ihrer 
zu  administrativen,  militärischen,  kirchlichen  und  anderen  Zwecken  be- 
darf. Die  Zählkarten  können  nämlich  nicht  gleich  zurückgegeben  werden, 
weil  die  Zusammeustellungsarbeiten  gewöhnlich  mehrere  Jahre  dauern. 
Ich  glaube  indess  nicht,  dass  dieser  Grund  ernstlich  geltend  gemacht  wer- 
den kann.  Zunächst  bedürfen  die  Gemeindeverwaltungen  des  Volkszäh- 
lungsmateriales  nur  selten ;  wenn  es  ihnen  aber  zu  Verwaltungszwecken 
nothwendig  ist,  so  kann  im  betreffenden  Falle  von  den  Karten  leicht  eine 
Abschrift  genommen  werden.  Es  würde  dies  sich  immer  noch  billiger 
herausstellen,  weil  es  ja  nicht  für  alle  Gemeinden  geschähe,  als  wenn 
man  nicht  mit  grossen  Listen  zählte  und  deren  Inhalt  auf  Zählblättchen 
übertragen  liess.      Engel    hat  in    seiner  Abhandlung    über    die  Kosten   der 


1;  Fabricius  iu  Belim's  Jahrbuch  IV. 
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Volközähluug-  deutlich  gezeigt,  dass  die  Kosten  auch  bei  dieser  Methode 
grösser  sind  als  bei  der  eiuiuchcn  Karteumethodc.  Billiger  ist  sie  wiederum, 
als  die  älteste  Methode  der  Haushaltungslisteu  und  Strichbogen*).  Es 
darf  dabei  ja  nicht  vergessen  werden ,  dass  die  Gemeinden  selbst  bei  der 
Aufarbeitung  ihrer  Statistiken,  wenn  sie  mit  Zählkarten  operiren  können, 
an  Zeit  so  sehr  viel  sparen.  Es  kann  daher  der  Mehrbetrag  an  Kosten 
für  die  Abschrift  der  Karten  kein  Hinderniss  sein.  Weiter  ist  von  Fa- 
bricius  zur  Begründung  der  Zweckmässigkeit  einer  Zählung  vermittelst 
Haushaltungslisten  gesagt  worden,  dass  die  von  den  Haushaltungsvorständen 
aufgestellten  Zählkarten  nicht  unmittelbar  zu  den  Konzentrirungsarbeiten 
verwandt  werden  könnten  2).  Dies  ist  jedoch  sehr  zu  bestreiten.  Man 
wird  aber  verlangen  dürfen ,  dass  auf  den  Zählkarten  alle  die  Fragen  sich 
befinden,  welche  man  zur  Aufstellung  der  Nachweise  über  die  verschie- 
denen Verhältnisse  braucht.  Was  auf  einer  Haushaltungsliste  gefragt 
werden  kann,  lässt  sich  auch  auf  eine  Zählkarte  zusammendrängen.  Hier, 
Avie  dort  giebt  es  Grenzen.  Fragen  z.  B.  nach  Kindern  aus  gemischten 
Ehen  wird  mau  überhaupt  besser  thun  aus  den  Bevölkerungsregistern  zu- 
sammenzustellen anstatt  sie  bei  einer  Volkszählung  aus  den  eingelaufenen 
Daten  zu  ermitteln.  Daneben  hat  endlich  die  Anfertigung  von  Zählblätt- 
chen  immer  etwas  Missliches.  Grade,  was  Fabricius  als  ihren  Vorzug 
rühmt,  dass  sie  in  Zeichen  und  Abkürzungen  geschrieben  werden  können, 
scheint  mir  bedenklich,  weil  arge  Missgriffe  nicht  zu  vermeiden  sein  wer- 
den. Man  vergesse  nicht,  dass  das  Personal,  dem  solche  Arbeit  anver- 
traut würde,  ein  ungeschultes  ist. 

Es  kann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  mit  der  Zeit  auch 
die  anderen  Staaten  zu  dem  bequemen  Verfahren  übergehen  werden  gleich 
auf  Karten  zu  zählen.  Jede  Zählungsperiode  wird  uns  den  Uebertritt 
neuer  zu  melden  haben.  Aus  Elsass -  Lothringen ,  wo  die  Kartenmethode 
1875  zum  ersten  Male  in  Anwendung  kam,  haben  wir  gleich  Preussen 
nur  Günstiges  zu  melden.  Fast  alle  Kreisdirektoren,  die  sämmtlich  um 
eine  Begutachtung  des  neuen  Verfahrens  angegangen  wurden,  haben  sich 
mit  ganz  geringen  Ausnahmen  für  die  Beibehaltung  der  jetzt  versuchten 
Methode  ausgesprochen.  AVas  sie  auszusetzen  hatten  bezog  sich  mehr  auf 
die  Eedaktion  des  Formulars. 

Der  eigentlichen  Zählung  ging  im  Juli  1874  in  einem  der  Annexe  der 
Stadt  Strassburg,  in  Neudorf,  eine  Probezählung  mit  Karten  voran.  Da 
diese  befriedigend  ausfiel,  entschloss  man  sich  ebenfalls  bei -der  Hauptzäh- 
lung  die  Karten  anzuwenden.  Die  Aufnahme  der  Bevölkerung  erfolgte 
daher  von  Haus  zu  Haus  und  von  Haushaltung  zu  Haushaltung  vermittelst 
namentlicher  Aufzeichnung  der  zu  zählenden  Personen  auf  Zählkarten  ^). 
Diese  Karten  in  der  Zeit  vom  25.  Novbr.  an  vertheilt,  sollten  am  Zäh- 
lungstage, dem  I.Dezember  1875,  so  weit  es  thunüch  durch  die  Haus- 
haltungsvorstände oder  die  einzeln  lebenden  selbständigen  Personen  selbst 
ausgefüllt  werden.     Jedoch  war  natürlich  vorgesehen,  dass,  wo  besondere 


1)  Preuss.   stat.  Zeitschrift   1870,  S.  50. 

2)  Behm's  Jahrbuch  IV. 

3)  §.  8  der  Instruktion  f.  d.  Behörden. 


5ß  Mistellen. 

Verhältnisse  dies  uiclit  gestatten  würden,  bestimmte  von  der  Gemeinde 
aiisu;ewählte  Zähler  nach  den  in  den  Hanshaltungen  mündlich  einzuziehen- 
den Erkundigungen  die  Karten  beantworten  sollten.  In  der  That  scheinen 
die  Zähler  in  den  meisten  Fällen  die  Karten  selbst  haben  ausfüllen  müssen. 
Nur  in  den  grösseren  Städten,  wo  der  Bildungsgrad  der  Bevölkerung  es 
erlaubte,  hat  das  Publikum  selbständig  die  Karten  beantwortet.  Die  Wie- 
dereinsammlung-  der  Karten  sollte  überall  am  1.  Dezember  begonnen  und 
spätestens  am  2.  Dezember  beendigt  sein.  Neben  den  Zählkarten  kam 
eine  Haushaltungsliste  für  jeden  Zählbezirk  in  Anwendung,  auf  der  die 
Zähler  summarisch  die  Anzahl  der  Mitglieder  der  Haushaltung  einzutragen 
hatten.  Diese  Liste  enthielt  ausser  den  anwesenden  Personen  auch  die 
Angaben  über  die  vorübergehenden  abwesenden  Haushaltungsmitglieder. 
Sic  durfte  ebenfalls  bereits  in  der  Zeit  vom  25. — 30.  November  vorläufig 
und  am   1.  Dezember  definitiv  ausgefüllt  werden. 

Von  Interesse  ist  dabei  die  Abweichung,    die    man   im  Elsass  behufs 
der  Zusammengehörigkeit  der  Haushaltungen  gemacht  hat.     Kein  Zählbrief, 
kein  Umschlag  vereinigte  hier  die  Glieder  einer  Haushaltung,  sondern  die 
Karten  einer  Familie  waren  nur  durch  einen  Bindfaden    kreuzweis  in  ein 
Packet  geschnürt.     Jede  Karte  wies  nämlich  die  Nummer  der  betreffenden 
Haushaltung    auf.      Aus    der   beiliegenden    Haushaltungsliste  war  die  Zahl 
der  zu  jeder   Haushaltung    gehörenden    Personen   ersichtlich,    so    konnten 
Verwechslungen  nicht  stattfinden.     Die  Karten  lagen,    als    sie  an  das  sta- 
tistische Bureau  kamen,    gewöhnlich   in   der   richtigen    Reihenfolge.      Der 
Kopf  der  Zählkarte  führte  folgenden  Vordruck: 
Kreis  .... 
Gemeinde  .... 
Annexe ,  Strasse ,  Platz  .... 

H.  H.  L.  N H.  N N.  d.  H.  H. 

Für  die  Zählbezirke,  in  welche  die  Gemeinden  getheilt  waren,  stand  fest, 
dass  sie  in  der  Eegel  nicht  mehr  als  fünfzig  Haushaltungen  umfassen 
sollten.  In  jedem  Falle  musste  ihr  Umfang  genau  bestimmt  werden,  da- 
mit der  Zähler  bei  der  Haushaltungsliste,  die  er  erhielt,  nicht  in  Zweifel 
über  die  zu  zählenden  Häuser  gerathen  konnte.  Die  Bildung  der  Zähl- 
bezirke war  Aufgabe  der  Bürgermeister  und  der  Zählungskommissionen, 
wo  solche  in's  Leben  gerufen  waren. 

Die  Zähler,  meistens  Lehrer  und  Gemeindeschreiber,  deren  Jeder 
einen  Zählbezirk  zugewiesen  erhielt,  waren  gewöhnlich  freiwillige.  Förster, 
Steuerbeamte  und  andere  Landesbeamte,  Gensdarmen  und  geeignete  Mili- 
tärpersonen vertraten  gleichfalls  die  Stelle  von  Zählern  unentgeltlich.  Für 
den  Fall,  dass  freiwillige  Zähler  nicht  in  genügender  Zahl  vorhanden  sein 
sollten,  wurde  eine  aus  der  Gemeindekasse  zu  zahlende  Remuneration  von 
2  Pf.  für  jeden  gezählten  Einwohner,  3  Pf.  für  jede  Haushaltung,  4  Pf. 
für  jedes  Wohnhaus  festgestellt.  Solche  Remunerationen  waren  im  Jahre 
1871  nicht  weniger  als  im  Betrage  von  52831  Mark  ausgezahlt  worden, 
was  aus  dem  für  die  Zählung  bewilligten  Fonds  von  80,000  Mark  ging. 
Bei  der  diesmaligen  Zählung  war  diese  Ausgabe  —  wie  nach  französischem 
Rechte  möglich  —  den  Gemeinden  selbst  übertragen  worden.  Die  Ge- 
Bammtsumme  ist  nicht  bekannt. 
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Das  Zählungsmateriul ,  bestehend  aus  den  Zählkarten ,  den  Haushal- 
tungslistcn  und  den  Instruktionen  für  die  Behörden,  wie  für  die  Zühler 
waren  vom  statistischen  Bureau  an  die  Kreisdirektoren  versendet  worden. 
Diesen  lag  die  rechtzeitige  Vertheilung  der  Drucksachen  an  die  Bürger- 
meister der  einzelnen  Gemeinden  ob,  die  bis  zum  17.  November  erfolgt 
sein  musste.  Die  Gewerbefragebogen  gingen  den  Gemeinden  erst  später 
zu.  Zur  Bemessung  des  Bedarfs  an  Zählkarton  wai'cn  die  Ergebnisse  der 
Volkszählung  von  1871  mit  einem  Zuschlage  von  10  ^ I ^  zu  Grunde  ge- 
legt worden.  Die  Haushaltung  wurde  dabei  durchschnittlich  zu  4  Personen 
gerechnet,  so  dass  ein  Viertel  der  Bevölkerungszahl  als  Zahl  der  Haus- 
haltungen angenommen  wird. 

Die  eigentliche  Verarbeitung  des  Materiales  ist  dem  statistischen  Bu- 
reau vorbehalten  geblieben.  Abgesehen  von  der  Prüfung  der  Richtigkeit 
und  Vollständigkeit  der  gemachten  Angaben  lag  den  Gemeindebehörden 
nur  die  Anfertigung  einer  Ueberpicht  der  allgemeinen  Ergebnisse  der 
Volkszählung  ob.  Diese  Uebersicht  enthielt  neben  der  Aufführung  der 
Zählbezirke  und  der  den  Gemeindebezirk  bildenden  Ortschaften ,  die  Zahl 
der  Wohnhäuser  und  sonstigen  Aufenthaltsorte  gezählter  Personen,  die 
Zahl  der  Haushaltungen  von  2  und  mehr  Personen,  sowie  von  einzeln 
lebenden  selbständigen  Personen,  die  Zahl  der  Anstalten  und  die  anwe- 
sende und  vorübergehend  anwesende  Bevölkerung  nach  Geschlechtern  ge- 
trennt. Diese  Uebersichten  wurden  den  Kreisdirektoren  eingesandt,  denen 
zur  Pflicht  gemacht  worden  nur  in  solchen  Fällen ,  wo  das  Zählungs- 
resultat zweifelhaft  erschien  eine  örtliche  Revision  vorzunehmen. 

Man  sieht,  die  Volkszählung  in  Elsass-Lotliringen  ist  durchweg  nach 
modernen  Grundsätzen  vor  sich  gegangen.  "Was  der  verdiente  Direktor 
des  Preuss.  stat.  Bur. ,  Geh.-Rath  Engel,  in  Preussen  erst  ganz  allmählig 
und  nach  manchen  Kämpfen  hat  durchsetzen  können,  ist  hier  leicht  ge- 
lungen auszuführen.  Die  Wahrnehmung,  dass  die  neuen  Prinzipien  sich 
durchweg  bewährt  haben,  gereicht  dabei  zur  grossen  Genugthuung.  Die 
Anwendung  der  Karten,  die  Theilnahme  der  gezählten  Bevölkerung  so- 
weit es  möglich  bei  der  Ausführung  derselben,  das  materialistische  Ver- 
fahren —  die  Grundgedanken  der  von  Engel  siegreich  augebahnten  Re- 
formen der  Volkszählungsmethoden  —  sie  haben  sich  auch  im  Elsass  als 
die  maassgebenden  bewährt.  Die  Kreisdirektoren,  die  ja  die  Geeignetheit 
des  Systems  für  die  Landbevölkerung  z.  B.  weit  besser  beurtheilen  können, 
haben  sich  zum  grössten  Theile  günstig  geäussert.  Wenn  auch  eingeräumt 
wird,  dass  das  Zählgeschäft  an  Schwierigkeit  zugenommen  habe  (Rappolts- 
weiler,  Schlettstadt) ,  so  sei  das  im  Interesse  der  späteren  Vereinfachung 
der  Arbeit  im  KoutroUwesen  kein  gewichtiges  Argument  gegen  die  Ein- 
führung. Nur  aus  den  beiden  grössten  Städten  Strassburg  und  Colmar 
sind  ablehnende  Berichte  eingegangen.  In  ersterer  Stadt  will  der  Bürger- 
meisterei-Verwalter von  den  Zählkarten  nichts  wissen ,  da  sie  die  Zählung 
erschwert  haben.  Von  einer  Erleichterung  des  Zählgeschäftes  könne  keine 
Rede  sein.  Jedenfalls  sei  es  dem  Zähler  leichter  eine  Liste  auszufüllen 
als  eine  Karte  eben  wegen  der  zeitraubenden  Arbeit.  Von  Colmar  aus 
aber  ist  in  Berücksichtigung  dessen,  dass  die  Zählkarten  viel  zu  kompli- 
zirt  gewesen  seien,  um  von  den  Haushaltungsvorständen  ausgefüllt  werden 


5S  Miscelleu. 

ZU  köuuen,  ja  selbst  die  Zähler  meist  nicht  im  Staude  dazu  wareu ,  der 
Vorschlag  ergangen  die  ludividualkarte  ganz  fortlassen  und  an  ihre  Stelle 
die  Haushaltungslisten  in  Kartenformat  treten  lassen  zu  wollen. 

Da  diese  absprechenden  TJrtheile  vereinzelte  sind ,  werden  sie  uns  an 
unserer  Methode  nicht  irre  machen  können.  Zugegeben  muss  indess  wer- 
den, dass  die  Kartenracthode  erst  dann  zu  ihrer  vollen  Eedeutung  gelangt, 
Aveun  die  Haushaltungsvorstäude  selbst  ihre  Karten  auszufüllen  im  Stande 
sind.     Dazu  wird  aber  zweifellos  im  Laufe  der  Zeit  mehr  Rath  werden. 

Mit  den  Instruktionen  ist  man  im  Allgemeinen  zufrieden  gewesen ; 
hin  und  wieder  wurden  Klagen  laut,  dass  dieselben  ,,zu  gelehrt"  abgefasst 
gewesen  wären.  Gemeiniglich  wurde  der  Wunsch  geäussert  sie  das  nächste 
Mal  unverändert  zu  lassen,  damit  die  Leute  sich  daran  gewöhnten.  Die 
Frage  2  der  Zählkarte :  „Stellung  in  der  Haushaltung"  ist  allgemein  ge- 
missbilligt  worden.  Sie  sei  unverständlich  und  habe  zu  den  grössten  Irr- 
thümern  Anlass  gegeben.  Wir  wüssten  indess  nicht  wie  dem  abzuhelfen 
wäre.  Alle  Eventualitäten  als  Vater,  Mutter,  Kind  etc.  aufschreiben 
und  die  nicht  zutreffenden  durchstreichen  zu  lassen,  wie  man  .sich  bei 
der  früher  missverständlichen  Frage  nach  dem  Familienstand  geholfen  hat, 
ginge  hier  wohl  nicht  gut  an.  Man  wird  glauben  dürfen,  dass  das  nächste 
Mal,  wo  die  Erklärung  dieser  Frage  der  Bevölkerung  noch  im  Gedächtniss 
sein  wird,  weniger  Fehler  vorkommen  werden. 

lieber  die  gleichzeitige  Aufnahme  der  Gewerbestatistik  wird  von 
einigen  Seiten  geklagt.  Es  wird  aber  kaum  erlaubt  sein,  so  lange  noch 
keine  Resultate  derselben  vorliegen,  den  Klagen  als  berechtigt  zuzustim- 
men. Die  Fragen  nach  den  Gewerbebetrieben  sind  ja  nur  eine  weitere 
Ausdehnung  der  Berufsstatistik,  j^ach  dem  Berufe  muss  bei  Volkszäh- 
lungen gefragt  werden.  Nirgends  wo  schlösse  sich  also  die  Statistik  besser 
an.  Allein  ausgeführt,  würde  sie  den  ewigen  Befürchtungen  vor  neuen 
Steuern  viel  mehr  Xahrung  geben.  Ueberdies  muss  die  Bevölkerung  un- 
geduldig werden,  wenn  sie  immer  wieder  mit  neuen  Forderungen  behelligt 
wird.  Wird  sie  ein  Mal  gestört,  so  kann  eine  Karte  mehr  oder  weniger 
auszufüllen,  keine  Schwierigkeiten  haben. 


n. 

Preisaufgaben  der  FürstL  Jablonowski'schen  Gesellschaft. 

I.  Historisch -nationalökouomische  Section. 
1.  Für  das  Jahr  18  7  8. 
Bei  der  historischen  AVichtigkeit  der  Ortsnamen  als  Zeugen  für  die 
wechselnden  Wohnsitze  der  verschiedenen  Völker  und  Stämme,  wünscht 
die  Gesellschaft,  dass  unter  sorgfältiger  Benutzung  des  um  Vieles  zugäng- 
licher gewordenen  urkundlichen  Materials  und  andererseits  mit  gewissen- 
hafter Benutzung  dessen,  was  die  heutige  Sprachwissenschaft  an  sicheren 
Ergebnissen  zu  Tage  gefördert  hat, 

eine  wohlgeordnete,  aus  den  besten  erreichbaren  Quellen 
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g  e  s  c  li  ö  p  1'  l  e  Z  u  ö  um  Ml  e  11  ö  t  e  1 1  u  11  g    der    deutlich  n  ii,  u  li  w  c  i  s  b  a  - 
ren  slawischen  Namen  für  Ortschaften  des  jetzigen  deut- 
schen Reiches 
veranstaltet  werde. 

Da  eine  Bearbeitung  des  gesammten  Stoffes  die  Greux;cn  einer  Ab- 
handlung weit  übersclircilen  würde,  bleibt  es  dem  Bearbeiter  der  Preis- 
frage überlassen,  sich  irgend  ein  nicht  allzubeschriinktcs,  aber  auch  nicht 
übermässig  ausgedehntes  Gebiet  für  seine  Untersuchung  zu  wählen,  l'reis 
700  Mark. 

2.  Für  das  Jahr   18  7  9. 

Bei  der  grossen  und  für  die  jeweilig  erreichte  Entwickelungsstufe 
der  ganzen  Volkswirthschaft  charakteristischen  Bedeutung,  welche  die 
Handelsmessen   besitzen ,  wünscht  die   Gesellschaft 

eine  quellen  massige  Geschichte  der  Messen  in  einem  der 
drei  grossen  deutschen   Messplätze,    (Leipzig,    Frankfurt 
a/M.  oder  Frankfurt  a/0.),  und  zwar  von  der  Mitte  des    17. 
Jahrhunderts  au  bis  zur  Gegenwart. 
Preis  700  Mark. 

3.  Für  das  Jahr   1  8  8  0. 

In  richtiger  Erkeuntniss  der  kulturhistorischen  Schlüsse,  welche  sich 
aus  der  Uebertraguug  griechischer  Wörter  in  das  Lateinische  ziehen  lassen, 
sind  verschiedene  Versuche  gemacht,  diese  Wörter  zu  sammeln  und  zu 
verwerthen.  Da  aber  alles  in  dieser  Beziehung  Geleistete  für  unvollständig 
und  blos  vorbereitend  geltend  muss,  wünscht  die  Gesellschaft 

ein  mit  sorgfältigen  Nachweisen  versehenes  alphabeti- 
sches Verzeichniss  sämmtlicher,  aus  sicheren  Kriterien 
erkennbarer  gri  e  chi  sehen  Wörter  d  er  Jateinischen  Spru- 
che und  imAnschluss  daran  eine  sachlich  geordnete,  die 
Zeiten  wohl  unter  scheidende  Dar  Stellung  der  sich  daraus 
ergebenden  Einflüsse  griechischer  Cultur  auf  die  rö- 
mische. 
Preis  700  Mark. 

4.  Für  das  Jahr  18  8  1. 

Im  Andenken  an  die  Wünsche  und  Bestrebungen  ihres  erlauchten 
Stifters  und  in  Eriunerung  an  die  vortreffliche  Lösung,  die  einst  die  Preis- 
aufgabe über  die  polnische  Geschichtschreibung  des  Mittelalters  durch 
Herrn  Professor  Heinrich  von  Zeissberg  gefunden ,  wünscht  die  Gesell- 
schaft, 

Regesten  der  polnischen  Könige  von  der  Krönung  Prze- 
rayslaws  II.  (1295)  bis  zum  Tode  König  Alexanders  (1506), 
als  eine  unentbehrliche  Grundlage  für  die  Bearbeitung  der  polnischen  Eeichs- 
geschichte  dieses  Zeitraumes,  hervorzurufen,  indem  sie  sich  die  Regesten 
der  beiden  Sigismunde  für  den  Fall  einer  glücklichen  Lösung  der  vorlie- 
genden Aufgabe  als  Thema  für  eine ,  vielleicht  später  zu  stellende  vor- 
behält.    Die  Art  der  Bearbeitung  der  Regesten  wird  sich    allerdings  nach 
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der  Natur  des  Stoffes  richten  müssen.  Doch  verlaugt  die  Gesellschaft, 
dass  die  Ansprüche  der  heutigen  Wissenschaft  iu  Beziehung  auf  die  ein- 
Icituugsweise  Besprechung  der  Kanzleivcrhältnisse,  auf  die  Angabe  des 
Inhalts  der  einzelnen  Urkunden,  auf  die  Heranziehung  der  Schriftsteller 
u.  s.  AV.  mulalis  inutandis  in  ähnlicher  Weise  erfüllt  werden,  wie  dies  etwa 
in  der  Bearbeitung  der  Kegesten  Kaiser  Karls  IV.  durch  Huber  geschehen 
ist.  Erforderlich  ist  vor  Allem  die  Sammlung  und  Sichtung  des  gedruckteu" 
Materials ,  so  erwünscht  der  Gesellschaft  die  Herbeiziehung  neuen  Stoffes 
aus  Archiven  auch  sein  würde.  Am  zweckmässigsten  erscheint  der  Ge- 
sellschaft der  Gebrauch  der  lateinischen  Sprache ;  doch  soll  auch  der  der 
deutschen  Sprache  nicht  ausgeschlossen  sein,  in  welchem  Falle  die  Gesell- 
schaft ihr  Eigenthumsrecht  durch  Vorbehalt  aller  Hechte  zu  schützen  su- 
chen würde.      Preis  700  Mark. 

Die  anonym  einzureichenden  Bewerbungsschriften  sind,  wo  nicht  die 
Gesellschaft  im  besonderen  Falle  ausdrücklich  den  Gebrauch  einer  andern 
Spi'ache  gestattet,  in  deutscher,  lateinischer  oder  französischer 
Sprache  zu  verfassen,  müssen  deutlich  geschrieben  und  paginirt,  ferner 
mit  einem  Motto  versehen  und  von  einem  versiegelten  Couvert  begleitet 
sein,  dass  auf  der  Aussenseite  das  Motto  der  Arbeit  trägt,  inwendig  den 
Namen  und  Wohnort  des  Verfassers  angiebt.  Die  Zeit  der  Einsendung 
endet  mit  dem  3  0.  November  des  angegebenen  Jahres,  und  die 
Zusendung  ist  an  den  Secretär  der  Gesellschaft  (für  das  Jahr  1878  Prof. 
der  Geschichte,  Dr.  Georg  Voigt)  zu  richten.  Die  Resultate  der  Prü- 
fung der  eingegangenen  Schriften  werden  durch  die  Leipziger  Zeitung  im 
März  oder  April  des  folgenden  Jahres  bekannt  gemacht. 

Die  gekrönten  Bewerbungsschriften  werden  Eigenthum  der  Gesellschaft. 


III. 
Preisaufgabe    der  Lamey-Stiftung   der   Kaiser-Wilhelms-Universität 

Strassburg. 

Unterm  15.  Dezember  1874  war  die  unten  folgende  Preisaufgabe  ge- 
stellt worden. 

Bis  zum  vorschriftsmässigen  Termin  (1.  Januar  1878)  ist  eine  einzige 
Arbeit  zur  Bewerbung  eingelaufen  mit  dem  Motto :  „Heraus  ihr  Geister, 
die  ihr  berufen  seid  etc." 

Dieser    Arbeit    konnte   —    wie  am   1.  Mai    1878    von    dem    Prorektor 

der  Universität  amtlich  verkündet  wurde  —  der  Preis  nicht  ertheilt  werden. 

Nach  Beschluss  des  akademischen  Senates    wird  das    nämliche  Thema 

auf  ein  weiteres  Jahr  ausgeschrieben. 

Dasselbe  lautet: 

„Welchen  Einfluss  haben    die    modernen    Formen  des  Gewerbebetriebs 

,,und  die  Auflösung  der  älteren  Gewerbeverfassung  auf  die  mensch- 

„liche    und    technische    Erziehung    in    den    mittleren    und    unteren 

„Klassen,    und  im  Zusammenhang  mit  letzterer,  auf  die  Gliederung 
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„der  Gesellschaft  ausgeübt,  und  welche  Forderungen  ergeben  sich 
„hieraus  für  die  Lösung  des  Konfliktes  zwischen  den  technischen 
„Forderungen  einerseits  und  den  humanen  und  sozialpolitischen 
„andererseits." 
„Die  Lameystiftungs- Kommission  hält  eine  historisch- descriptive  Be- 
„haudlung  der  Frage  mit  Anlehnung  an  ein  bestimmtes  Gebiet  für 
„ebenso  zulässig,  als  die  vorzugsweise  prinzipielle  Bearbeitung  des 
„Gegenstandes  im  Allgemeinen." 
Der  Preis  beträgt  3000  Francs  =  2400  Mark. 

Die  Arbeiten  müssen  vor  dem  1.  Januar  1880  eingeliefert  sein.  Die 
Vertheilung  des  Preises  findet  statt  am  1.  Mai  1881.  Die  Bewerbung  um 
den  Preis  steht  jedem  ofli'en,  ohne  Rücksicht  auf  Alter  oder  Nationalität. 
Die  Einreichung  der  Konkurrenzarbeiten  erfolgt  an  den  Seuatssekretär. 
Die  Koukurreuzarbeiten  sind  mit  einem  Motto  zu  versehen,  der  Name 
des  Verfassers  darf  nicht  ersichtlich  sein.  Neben  der  Arbeit  ist  ein  ver- 
schlossenes Couvert  einzureichen ,  welches  den  Namen  und  die  Adresse 
des  Verfassers  enthält  und  mit  dem  Motto  der  Arbeit  äusserlich  gekenn- 
zeichnet ist.  Die  Versäumung  dieser  Vorschriften  hat  den  Ausschluss  der 
Arbeit  von  der  Konkurrenz  zur  Folge.  Geöffnet  wird  nur  das  Couvert 
des  Verfassers  der  gekrönten  Schrift.  Eine  Zurückgabe  der  nicht  gekrönten 
oder  wegen  Formfehler  von  der  Konkurrenz  ausgeschlossenen  Arbeiten 
findet  nicht  statt.  Die  Konkuri'enzarbeiteu  können  in  deutscher,  französi- 
scher oder  lateinischer  Sprache  abgefasst  sein. 

Strassburg,  den   15.  Mai   1878. 

Im  Auftrage  des  akademischen  Senats : 
Der  Senats-Sekretär: 
gez.  Dr.  Schricker. 


Eingesendete  Schriften. 

Statistisches. 

Oesterreich-TJngarn. 
Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr   187  5,  herausgegeb.  v.  d.  k. 
k.  Statist.  Zentral-Kommissiou.      Wieu   1878.     Heft  II.     Landwirthsch. 
Produktion,  Viehstaud,  Marktpreise,  Montau-Industrie  der  im  Reichs- 
rathe  vertret.  Königreiche  und  Länder  im  Jahre   1875. 

Heft  VIII.  Vereine,  Bank-  und  Kreditanstalten,  nebst  Nachweisung  der 
im  Jahre  1875  eingetretenen  Konkurse  und  Liquidationen;  Aktien- 
gesellschaften, 1875  registrirte  Erwerbs-  und  Wirthschafts- Genossen- 
schaften. Bewegung  im  Besitz-  und  Lastenstande  der  Realitäten  im 
Jahre    1875  in   den  im  Reichsrathe  vertret.   Königr.  und   Ländern. 

Statist.  Jahrbuch  für  d.  J.  187  6.  H.  IX.  Armee  und  Kriegsmarine 
im  Jahre   1876.  — 

Ausweise    über    den    auswärtigen  Handel  der  österr. -ungar. 

Monarchie    im    Jahre   1876,    herausgegeb.   von    der  k.  k.  statist. 

Zentral-Kommission.  XXXVII.  Jahrg.  Wien  1878.  Q.  221  SS. 
Die  Arbeit  erlangt  dadurch  eine  besondere  Bedeutung,  dass  für  das 
Jahr  1876  die  Werthe  durch  die  neu  in's  Leben  gerufene  Permanenz- 
Kommission  festgestellt  sind,  welche  nach  dem  Vorbilde  der  in  Frankreich 
schon  seit  vielen  Jahren  bestehenden  Commission  permanente  des  valeurs 
die  Erhebung  der  Handelswerthe  fortan  bewirken  wird,  wodurch  wenig- 
stens etwas  mehr  Gleichartigkeit  und  Vergleichbarkeit  für  die  späteren 
Jahre  erreicht  werden  wird,  wenn  auch  grade  die  Erfahrungen  in  Frank- 
reich nicht  zu  sehr  grossen  Hoffnungen  berechtigen.  Xu  der  mit  grossem 
Fleiss  und  Sorgfalt  von  J.  Pizzala  verfassten  längern  Einleitung  finden 
sich  sehr  interessante  Vergleiche  der  Aus-  und  Einfuhr  mit  früheren  Jahren 
in  Bezug  auf  Quantität  und  Werth  namentlich  mit  1863,  wo  gleichfalls 
eine  besondere  Erhebung  des  "Werthes  stattgefunden  hat,  dann  mit  den 
Jahren   1867,  72—75.  — 

Statistik   der  Bodenproduktion  von    Oberösterreich,    verf.    v. 
Carl   Foltz   im   Auftrage    der  k.  k.  Landwirthschafts- Gesellschaft  in 
Oesterreich  ob  der  Enns  zu  Linz.     Wien   1878.     327  SS. 
Die  oberösterreichischc  Landwirthschafts -Gesellschaft  hat    sich   schon 

in  den  sechziger  Jahren  das  grosse  Verdienst  erworben   zu  einer  in  ihrer 
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Art  einzigen  Agrarstatistik  anzuregen,  Avir  meinen  die  s.  Z.  auch  in  den 
Jahrbüchern  besprochene  Statistik  der  Eodenproduktion  von  zwei  Gebiets- 
abschnitten Oberösterreichs,  welche  1867  erschien.  Nach  jenem  Vorbilde, 
unter  Verwerthung  der  dabei  gemachten  Erfahrungen ,  und  wohl  mit  man- 
cher Beschränkung,  wurde  nun  unternommen  die  Arbeit  auf  ganz  Ober- 
österreich auszudehnen.  Der  erste  Abschnitt  dieses  in  der  That  gross 
angelegten  Werkes:  ,,Die  Grundlagen  der  Bodenproduktion"  liegt  in  dem 
in  Eede  stehenden  Bande  vor,  und  der  unermüdliche  Verf.  hofft  innerhalb 
zweier  Jahre  auch  die  übrigen  Abschnitte :  Die  Bodenproduktion ,  Anbau- 
arten ,  Thierzuchts-  und  Konsumtionsverhältnisse  etc.  erscheinen  lassen  zu 
können.  Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  auch  die  Ermittelung  des  llein- 
ertrages  und  dergl.  beabsichtigt  ist,  die  jene  Probearbeit  enthält  und  wo- 
durch sie  sich  auf  ein  bedenkliches  Gebiet  verlor.  —  Zunächst  werden 
kurz,  hie  und  da  etwas  zu  aphoristisch  und  oberflächlich  die  physikali- 
schen Verhältnisse  des  Landes,  die  Bevölkerung,  das  landw.  Material,  die 
Besitzverhältnisse  und  die  AVirthschaftsweise  im  Allgemeinen  charakterisirt. 
Der  zweite  Abschnitt  behandelt  das  Land  in  5  Distrikte  geschieden.  Be- 
sondern AVerth  erhält  diese ,  wie  die  frühere  Statistik  durch  die  Einthei- 
luug  des  Landes  in  natürliche  Gebiete,  indem  man  von  der  politischen 
Abgrenzung  absah.  Die  statistischen  Tabellen  enthalten  die  Ziffern  für 
die  einzelnen  Gemeinden,  wie  Steuerbezirke  und  für  diese  fünf  natür- 
lichen Gebiete.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Ausdehnung  der  Kulturarten, 
in  absol.  wie  relat.  Zahlen,  die  Grössenkategorien  der  Besitzstände. 
Die  Ausdehnung  der  Hauptkulturarten  eines  Besitzstandes,  und  die  Ver- 
theilung  der  Kulturflächen  auf  die  relative  laudwirthschaftliche  Bevölke- 
rung. — 

Statistisches  Jahrbuch  für  Ungarn  verfasst  und  herausge- 
geben durch  das  k.  ungar.  statist.  Bureau.  Fünfter  Jahrgang.  Heft  IX. 
Die  Eechtspflege  in  Ungarn  1875.  Budapest  1877.  Heft  I.  Die  Bewe- 
gung der  Bevölkerung  im  Jahre  1875.  Budapest  1878.  Heft  II.  Land- 
wirthschaft,  Erndte  und  Weinlese  im  Jahre  1875.  B.-P.  1878.  Heft  VIL 
Ungarns  Feuerschäden  im  Jahre   1875.     B.-P.   1878. 

*  Joseph  Körösi,  Statist ique  internationale  des  grandes 
villes.  Deuxieme  Section.  Statistique  des  Finances.  Tome  I.  Budapest 
1877.     Q.    352  SS. 

Schweiz. 

Die  Bevölkerungs-Bewegung  der  Schweiz  im  Jahre  187  6. 
Schweizerische  Statistik.  XXXV.  Herausgegeb.  vom  statist.  Bu- 
reau des  eidgenöss.  Depart.  des  Innern.     Bern   1878.     0.    133  SS. 

In  der  Einleitung  ist  die  Entwicklung  der  Bevölkerungsstatistik  in 
der  Schweiz  angegeben  und  auf  die  Schwächen,  welche  noch  den  gegen- 
wärtigen durch  den  Mangel  eines  einheitlichen  Verfahrens  in  den  ver- 
schiedenen Kantonen  anhaften ,  rückhaltlos  aufmerksam  gemacht.  Interes- 
sant ist  besonders  die  Vergleichung  der  ehel.  Geburten  mit  den  in  der 
Ehe  lebenden  weibl.  Personen  zwischen  15  und  50  Jahren,  und  der  un- 
ehelichen mit  den  ledigen  im  gleichen  Alter.  Eingehende  Berücksichtigung 
unter  Heranziehung    der  Ziffern  anderer  Länder    finden :    die  Sterblichkeit 
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der  Kinder  im  1.  Lebensjahre,  die  gewaltsamen  Todesfälle,  die  Todes- 
ursachen ,  von  denen  allerdings  noch  ein  grosser  Theil  nicht  ärztlich  kon- 
statirt  ist. 

Das  Armeuwesen  der  Schweiz:  Armengesetzgebung  und  sta- 
tistische Darstellung  der  amtlichen  und  freiwilligen  ArmenpÜege.  —  Im 
Auftrage  der  schweizerischen  statistischen  Gesellschaft,  bearbeitet  von  G. 
Niederer.     Zürich   1878. 

Schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  hatte  die  verdienstliche  statistische 
Gesellschaft  der  Schweiz  danach  gestrebt  eine  Uebersicht  über  die  Ver- 
hältnisse des  Armenwesens  ihres  Heimathlandes  zu  erhalten,  da  bis  dahin 
nur  über  wenige  Kantone  bezügliche  und  meist  sehr  unvollkommene  Ar- 
beiten existirteu  und  in  jedem  besonderen  Verhältnisse  obwalteten.  1872 
kam  diesem  Streben  zu  Hülfe,  dass  auch  von  anderer  Seite  der  Eundes- 
rath  um  Darlegung  der  schweizerischen  Armenpflege  angegangen  wurde. 
Infolge  dessen  derselbe  sich  mit  besonderen  Fragebogen,  die  von  dem 
Bundesrath  mit  dem  Zentralkomite  der  statistischen  Gesellschaft  gemeinsam 
aufgestellt  waren,  an  die  verschiedenen  Organe  zur  Ermittelung  der  Ver- 
hältnisse der  amtlichen  wie  freiwilligen  Armenpflege  wendete.  1874 
waren  die  Antworten  beisammen,  aber  revidirt,  ergänzt  und  berichtigt, 
also  zur  Verarbeitung  fertig  erst  Anfang  1877,  da  man  auf  die  mannich- 
fachsten  Schwierigkeiten  dabei  stiess.  —  Die  Verarbeitung  war,  wiederum 
durch  Uebereinkunft  des  Bundesraths  und  der  statist.  Gesellschaft,  dem 
Redakteur  der  Neuen  Züricher  Zeitung  Herrn  G.  Niederer  übergeben,  der 
die  grösste  Energie  und  Ausdauer,  wie  Sorgsamkeit  und  Umsicht  bei  Bewäl- 
tigung der  schwierigen  Aufgaben  bekundet  hat,  so  dass  wir  eine  Arbeit 
vor  uns  haben,  die  trotz  mannigfacher  Unvollkommenheiten,  der  Schweiz 
selbst,  der  statistischen  Gesellschaft,    wie  dem  Verf.  zur  Ehre  gereicht. 

Der  erste  Theil  enthält  die  Armengesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Kantonen.  Auf  besonderen  Wunsch  der  englischen  Gesandtschaft  hatte 
man  den  Fragen  über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  noch  die  hinzuge- 
fügt: „welche  Beobachtungen  sind  über  die  Wirkungen  des  gegenwärtig 
geltenden  Unterstützungssystems  auf  den  Charakter  und  die  Zustände  der 
Einwohner  gemacht  worden?"  auf  welche  vielfach  sehr  interessante  Aus- 
kunft ertheilt  wurde,  die  einen  tieferen  Einblick  in  die  ganzen  Verhält- 
nisse gestattet.  Es  wurde  damit  eine  statistische  Erhebung  mit  einer  En- 
quete verbunden.  — 

Der  zweite  Theil  behandelt  Stand  und  Gang  der  Armenunterstützung, 
ausführliche  Tabellen  über  die  Zahl  der  Unterstützten,  der  Kinder  und 
Erwachsenen  gesondert.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Armenbehörden 
und  die  Form  der  Unterstützung,  ob  in  der  Familie  oder  in  Anstalten, 
und  nach  dem  Zwecke,  der  dabei  verfolgt  wird. 

Der  dritte  Theil  umfasst  Schlussbemerkungen  und  Nutzanwendungen, 
durch  welche  jedem  Leser  die  Verwerthung  des  Inhaltes  wesentlich  er- 
leichtert wird.  — 

Ein  besonderer  zweiter  Abschnitt  ist  der  freiwilligen  Armenpflege 
gewidmet,  wobei  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen  wird,  wie  im  ersten 
Abschnitte.  — 
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Deutschland. 

Das  Herzog  thum  Oldenburg  in  seiner  wirthschaftli  clien 
Entwicklung  während  der  letzten  fünf  und  zwanzig  Jahre.  Auf  sta- 
tistischer Grundlage  dargestellt  und  herausgegeben  von  Dr.  Paul  Kolhnann. 
Oldenburg   1878.     405  'sS. 

Das  vorliegende  Werk  ist  als  Jubiläumsschrift  zum  25.  Jahrestage  des 
llegieruugsantritts  des  regierenden  Grossherzogs  verfasst,  und  in  der  That 
konnte  es  keinen  besseren  Gegenstand  für  einen  solchen  Zweck  geben 
als  die  Darstellung  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  des  Landes  unter 
dieser  Regierung  und  mehr  oder  weniger  durch  dieselbe  auf  Grund  der 
neuen  seit  1849  eingeführten  Landesverfassung,  und  der  Weg  der  statist. 
Darstellung  war  der  einzige  um  vor  subjektiver  Schönfärberei  zu  bewah- 
ren. — 

Die  ganze  Arbeit  ist  mit  ausserordentlichem  Fleiss,  grosser  Umsicht 
und  wissenschaftlichem  Ernst  ausgeführt.  Sie  ist  eine  vorzügliche  Berei- 
cherung unserer  statistischen  Literatur  und  ein  beredtes  Zeugniss,  was 
ein  statistisches  Bureau  zu  leisten  vermag,  wenn  ihm  ein  beschränktes, 
noch  zu  übersehendes  Territorium  zur  allseitigen  Untersuchung  über- 
geben ist,  weil  dann,  aber  auch  nur  dann  ein  tieferes  Eindringen  in  das 
Detail  und  eine  gründliche  Yerwerthung  des  Materials  möglich  ist,  —  und 
zugleich  die  Zusammenfüguug  der  einzelnen  Theile  zu  einem  organischen 
Ganzen.  Diese  Schlussarbeit  bleibt  auch  für  Oldenburg  noch  zu  thun;  es 
ist  die  schwerste,  und  man  hatte  kein  Recht  sie  beim  ersten  Anlauf  und 
vom  statistischen  Bureau  zu  verlangen.  Ein  Rückblick  auf  das  Ausge- 
führte, ein  Ueberblick  über  die  Gesammtentwicklung  fehlt  dem  Werke, 
der  innere  Zusammenhang  der  verschiedenen  Produktionszweige  und  Pro- 
duktionsmittel tritt  nicht  zu  Tage,  und  ebenso  wenig  der  Einfluss  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  auf  die  Entwicklung.  Wir  sprechen  das 
nicht  als  einen  Tadel  aus ,  sondern  als  Wunsch  für  die  Zukunft.  —  Ein 
grosser  Theil  des  überaus  reichen,  werthvoUen  Materials,  welches  in  der 
Schrift  verwerthet  ist,  wurde  den  statistischen  Nachrichten  über  das  Grhzth. 
Oldenburg  entnommen ,  ein  Theil  aber  auch  ad  hoc  erhoben. 

Die  Eiutheilung  des  Inhalts  ist:  1.  Land  und  Leute,  a)  Territorium, 
b)  Bevölkerung.  2.  Grundeigenthum.  3.  Urproduktion.  4.  Industrie. 
5.  Handel.  6.  Versicherungswesen.  7.  Die  öffentlichen  Verkehrswege. 
8.  Das  Verkehrswesen.  9.  Preise  und  Löhne.  10.  Wohlstand  und  Armuth. 
Ueberall  sind  die  Zahlen  Beläge  und  Ergänzung,  während  die  Hauptsache 
in  dem  ausführlichen  Texte  gegeben  ist.  Dankenswerth  ist  dabei,  dass  die 
historische  Entwicklung  überall,  wo  es  möglich  war,  noch  über  die  20 
Jahre  zurück  verfolgt  wurde. 

*  Adolph  Wagner,  Die  Kommunalsteuerfrage.  Ausarbeitung 
eines  Referats  im  Verein  für  Sozialpolitik.  Mit  einem  Nachwort :  Der 
Verein  für  Sozialpolitik  und  seine  Verbindung  mit  dem  volkswirthschaft- 
lichen  Kongresse.     Leipzig  u.  Heidelberg  1878.     68  SS. 

*AdolfHeld,  Sozialismus,  Soziald  emokrati  e  und  Sozial- 
politik.    Leipzig  1878.     Duncker  u.  Humblot.      156  SS. 
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A.     Frankreich. 

I.  Journal  des  E  co  uo  mistes.  Avril  1878.  1.  Fonction,  usage 
et  abus  de  la  statistique,  par  M.  G.  J.  Shaw-Lef cvrc.  2.  La  question 
des  chemius  de  fer  en  Allemagne,  par  Charles  Baum.  3.  Los  Keformes 
postales  et  telegraphiques,  par  AI.  Paul  Bonnaud.  4.  Les  bibliotheques 
publiqucs  aux  Etats-Unis,  par  M.  Leon  Bourgeois. 

Mai  1878.  1.  Les  Brevets  d'invention  coutraires  a  la  liberte  du  tra- 
vail.  par  M.  Michel  Chevalier.  2.  Science,  application,  enseignement 
de  Teconomie  politique,  par  M.  Cour  celle-Seneuil.  3.  Les  banques 
de  France  et  de  Belgique;  leurs  Operations  en   1877,   par  M,  Paul  Coq. 

IL  Eevue  generale  d'Admiuistration  sous  la  direction  de  Maurice 
Block.  L  .inuee.  Avril  1878.  Paris.  1.  Question  de  theorie  coustitu- 
tionelle.  Le  senat  peut-il  refuser  le  budget?  —  par  M.  Block.  2.  Les 
chemius  vicinaux,  par  M.  H.  Blerzy.  3.  De  la  preparatiou  aux  Services 
publics  eu  France  IL  par  M.  Charles  Trane  haut.  4.  L'expositiou 
universelle  de  1878,  par  M.  L.  de  Eincy.  5.  Le  congres  postal  de  1878, 
p.  M.  F.  Desenne.  6.  Question  pre'judicielle  eu  matiere  de  crimes  ou 
de'lits  commis  par  une  comptable  de  deniers  publics,  par  M.  E.  Toutaiu. 

Mai  1878.  1.  Des  diverses  tentatives  de  re'vision  de  la  loi  de 
1810  sur  les  mires,  par  L.  F.  d' Am  oi  uville.  2.  De  la  prepar.  aux 
Services  publics  eu  France.  III.  p.  M.  Ch.  Trauchaut.  3.  La  Situation 
des  ofticiers  au  point  de  vue  de  ravancemcut  et  de  la  rctraite,  par  M. 
A.  Yeziau  d'Alteyrac.  4.  Les  alic'nes.  I.  Hist.  de  la  Icgislation,  par 
M.  Guerlin  de  Quer.  5.  Les  emprunts  dinteret  local  en  Angleterre, 
par  M.  A.  de  Foville. 

III.  L'Economiste  Franc; ais,  Journal  hebdomadaire.  Eed.  M. 
Paul  Leroy-Beaulieu.     Paris  1878.     6''  Anne'e   1"  Vol. 

Xr.  13.  La  banque  de  France,  ses  actionaires  et  le  public.  —  L'ex- 
positiou universelle  et  les  iudcmnitcs  et  augmentations  de  traitement  aux 
salaires  de  TEtat.  —  La  Consommation  des  boissous  alcooliques  eu  France.  — 
La  Situation  des  ouvriers  aux  Etats-Unis.  — 

2s'r.  14.  L'enquete  sur  les  tarifs  de  douane.  — ■  Les  causes  geuerales 
des  variations  des  prix  au  XlX^siecle:  II  La  trausformation  des  moyens 
de  transport.  —  Les  re'clamations  du  lissage  fran(;ais  contre  l'exage'ration 
des  droits  de  douane  au  protit  des  lilateurs   de   coton.   etc.  — 

Xr.  15.  Le  projet  minist,  sur  les  chemins  de  fer  d'interet  local.  — 
Lindustrie  du  fer  aux  Etats-Uuis,  — 


Periodische  Presd«  de»  Aoalaadca.  t>7 

Nr.   16.     Les  tinances  de  ia  France.   —     Pro'  ■  ■    .vrr.p-.r.-.;- 

tc'urs. —  L'enseignement  agricole  Jltmentaire. —  I.  .  .,:.  i^.-  T:a,nifiä 

fraiches  d'Amerique.  — 

Xr.  17.  La  politique  economique  de  la  France.  —  Lca  fin^Mnww  des 
grandes  villes  en  Europe.  —  Frederic  Baatiat.  —  La  richesae  agricole  de 
l'Egypte  et  sa  Situation  financiere.  — 

Nr.  18.  De  l'urgence  de  voter  le  tnüte'  de  commerce  avec  l'Italie. — 
Les  causes  ge'nerales  de  variations  des  prii  au  XIX  siecle.  —  La  bene- 
lice  des  intermediaires.  —  Le  projet  de  Convention  intemat.  sur  les  trana- 
ports  par  chemin  de  fer.  —    Le  vinage  des  vins  et  les  droits  tiacatix.  — 

Nr.  19.  La  rapide  croissance  des^  de'penses  publiqaea  en  France.  — 
Le  mouvement  antiprotectioniste  aux  Etata-L'nia.  — 

Nr.  20,  La  greve  da.  Lancashire  et  rinduatrie  cottonn.  dana  la  Grand- 
Bretagne.  —  L'enseignement  elementaire  de  Teconomie  politique. 

Xr.  21.  Des  plus-values  de  notre  Systeme  d'impöta  depuis  1869. — 
Lea  enquetes  protectionistes.  — 

Nr.  22.  Les  lignes  secondaires  et  L'exploitation  par  TEtat.  —  Lea 
associations  de  me'tier  en  Angleterre.  — 

Nr.  23.  L'agitation  libre-e'changiste.  —  Le  principe  de  protection 
et  la  commission  du  senat.  —  Lea  origines  et  lea  prece'denta  dea  qaeationa 
mont'taires.  —  La  question  du  retablisaement  dea  tours  devant  TAcade'- 
mie.  — 

B.     Italien. 

Giornale  degli  Economisti.  Padova  1878.  Yol.  VJ_L  Xr.  1  n. 
2.  Aprile  e  Maggio.  1.  Relazione  sulle  condizioni  economiche  e  morali 
delle  banche  mutue  popolari  italiane  al  31  Dec,  1876,  L.  Lozzati-  — 
2.  La  famiglia  e  gli  ultimi  resultati  degli  studi  di  etica  e  di  diritto  a 
tale  riguardo.  Alberto  Errera.  3*  Egnaglianza  e  liberta,  Gerolamo  Boe- 
cardo.  —  Eassegna  di  fatti  economici  etc. 

C.     England- 

The  Statist.  Nr.  10.  The  bank  of  England'ä  danger.  —  OfScial 
supervision  of  fire  and  Live  insurance  companies  in  certain  Statea  of  the 
Amer.  Union.  —  Nr.  12.  The  Lancaähire  Eiota.  —  The  Bill  Broker's 
Dilemma.  —  Failures.  —  St.  13.  The  ileaning  of  the  Lancaahire  Eiota,  — 
ifr.  yewmarch  on  .,EeciprocitT".  —  Paaperism.  —  2fr.  I-t.  The  Collapae 
in  the  iron  and  coal  induätries  of  Great  Britain.  —  Xr.  15.  Profita  in 
the  ähipping  trade.  —  Supplement.  The  money  value  of  food  and  raw 
materials. 

D.     Oesterreich. 

."?  cati  =  t  i  sehe  Monatsschrift.  Herausgegeb.  vom  Bür.  der  k.  k. 
Statist.  Centralkommission,  redig.  v.  F.  X.  v.  N eumann-S  pal  lart  und 
G.  F.  Schimmer.  Wien  1878.  Jahrg.  IV  Heft  V,  —  Die  österreiehi- 
scheu  Sparkassen  im  Jahre  1876  v.  H.  Ehrenberger.  —  Die  Getreidepro- 
daktionsstatistik  v.  Prof.  Dr.  A.  Konek.  ICscellen:  Aus  den  Sitzungen 
der  Statist.  Centralkommission.     Die  Ergebnisse  dea  Konkursverfahrens  in 
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OcsteiTC'ich  im  Jahre  1876  von  W.  —  Die  öffentliche  Armenpflege  in 
Ocsterrcich  v.  1870 — 76  v.  Bratassewic.  —  Der  Export  Oest. -Ung.  nach 
Kumäuieu  v.  Pizzala.  —  Litteraturbericht.  —  Heft  VI.  Ein  weiterer  Beitrag 
zur  Organisirung  der  nächsten  Volkszählung  in  Oesterreich  v.  Ad.  Eickcr. 
—  Die  Geburtenhäutigkeit  in  Oesterreich  nach  ihrer  geographischen  Ver- 
theilung  v.  G.  A.  Schimmer.  —  Miscellen :  Aus  der  Sitzung  der  statist. 
Central-Kommissiou  v.  12.  Mai  1878. —  Ergebnisse  der  Seefischerei  Oester.'s 
1874 — 77.  —  Stand  der  Hypothekenschuld  in  Frankreich.  —  Litteratur- 
bericht. — 

E.     Schweiz. 

Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  13.  Jahrg.  1877. 
lled.  A.  Chatelanat.  4.  Quartalheft.  —  1.  Etwas  mehr  Licht  über  die 
Irapffrage  und  deren  Behandlung  durch  Prof.  A.  Vogt  in  Bern ,  von  Th. 
Lotz.  2.  Beitrag  zur  Kenutniss  der  Vogt'schen  Impfstatistik,  von  Prof. 
ß.  Escher.  3.  Die  erste  schweizerische  Mortalitätstafel,  von  H.  Stüssi. 
4.  Exportation  suisse  aux  Etats-Unis  de  l'Amer.  en  1877  compar.  aux 
annees  1864 — 76.  5.  Das  bernische  Referendum  und  die  Gemeindepolitik, 
V.  Chatelanat. 
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Vierteljahrschrift  für  V  olk  swirthschaf  t,  Politik  und 
Kulturgeschichte.  Herausgegeb.  v.  Ed.  Wiss,  15.  Jahrg.  Bd.  II. 
1.  lieber  Staatsrechnuugswesen  von  Dr.  V.  2.  üeber  Rodbertus'  Nor- 
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IT. 

Zur  Theorie  der  Steiupelsteiieni. 

Von 

Dr.  Robert   Priedberg. 

Die  Stempelsteuern,  verdanken  nach  einer  bekannten  geschiclit- 
lichen  Ueberlieferung  ihr  Entstehen  einem  erfindungsreichen  Holländer, 
welcher  den  von  den  Generalstaaten  auf  Angabe  einer  bequemen  und 
einträglichen  Steuer  ausgesetzten  Preis  errang.  Der  vertigal  chartae 
wurde  1624  in  Holland  eingeführt  und  fand  bald  in  den  anderen  Staaten 
Nachahmung.  Wir  haben  hier  also  eine  Steuer  vor  uns,  die  mehr 
oder  weniger  dem  Bedürfnisse  des  Augenblicks  zu  dienen  bestimmt 
war  und  deshalb  mehr  fiskalische  als  steuerpolitische  Zwecke  verfolgte. 
Gerade  einer  solchen  Steuerspezies  gegenüber  befindet  sich  der  Fi- 
nanztheoretiker in  der  grössten  Verlegenheit.  ^Yill  derselbe  in  seiner 
Wissenschaft  nicht  zu  leeren  Abstraktionen  gelangen ,  so  muss  er  von 
der  Praxis  ausgehen  und  die  in  ihr  sich  findenden  Formen  der  Besteue- 
rung zu  erklären  suchen.  Gewiss  hat  A.  Held  Recht  mit  seiner  Po- 
lemik gegen  Umpfenbach^),  wenn  er  sagt,  dass  die  gegenwärtige 
Gestaltung  das  Produkt  einer  langen  historischen  Entwicklung  sei, 
und  dass  die  Finanzwissenschaft  die  Aufgabe  habe,  den  Ursprung 
der  verschiedenen  staatswirthschaftlichen  Anschauungen,  wie  sie  sich 
in  den  überkommenen  Formen  ausprägen,  nachzuweisen.  Held  bringt 
damit  die  Methode  der  Finanzwissenschaft  in  eine  gewisse  Parallele 
mit  derjenigen,  welche  von  der  sogenannten  historischen  Schule  im 
römischen  Recht  angewendet  wurde.  Es  scheint  aber  doch  zwischen 
beiden  Materien  ein  wesentlicher  Unterschied  zu  herrschen.  Das  rö- 
mische Recht  entwickelte  sich  nach  den  Verkehrsbedürfnissen  des  rö- 
mischen Volkes,  ist  also  stets  ein  Produkt  jeweiliger  sozialer  Bezie- 


1)  A.  Held,  Die  Einkommensteuer,  Bonn  1872,  S.  96—97. 
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Illingen  gewesen,  ein  Umstand,  der  eine  Willkülir  in  seiner  Bildung 
ausschloss.  Das  geltende  Finanzrecht  dagegen  ist  hervorgegangen 
aus  der  Verwaltung  des  absolutistischen  Staats,  also  gerade  im  Ge- 
gensatz zu  dem  Volksleben,  und  seine  Gestaltung  musste  daher  viel 
willkürlicher  und  widerspruchsvoller  ausfallen.  Erst  durch  das  spä- 
tere Hineintragen  staatsrechtlicher  und  wirthschaftlicher  Grundsätze 
in  die  Besteuerung  gewannen  die  einzelnen  Steuerformen  ein  Anrecht 
darauf,  für  praktische  Verwirklichungen  gewisser  Staats-  und  volks- 
wirthschaftlicher  Anschauungen  zu  gelten  und  darauf  hin  von  den  Fi- 
nanztheoretikern kritisch  untersucht  zu  werden.  Besonders  klar  treten 
diese  Umstände  bei  den  Stempelsteuern  zu  Tage.  Vergebens  quälten 
sich  die  älteren  Finanzschriftsteller  damit  ab,  in  dieser  rein  fiskali- 
schen Auflage  irgend  einen  brauchbaren  wissenschaftlichen  Kern  zu 
entdecken,  was  schliesslich  Bau  zu  dem  harten  Urtheil  veranlasste, 
„die  Erhebung  der  Stempelsteuer  von  den  vielen  Privaturkunden  er- 
scheine nur  als  ein  Mittel,  bei  vielen  Gelegenheiten  einen  kleinen 
Theil  des  Vermögens  der  Bürger  für  die  Staatskasse  anzusprechen." 

Bau  fällte  dieses  Urtheil  jedoch  nur  über  einen  Theil  der  Stem- 
pelsteuern, während  er  andere  wiederum  für  vollständig  gerechtfertigt 
hält.  Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  bei  ihm,  wie  bei  allen  frü- 
heren Finanzschriftstellern,  Stempelsteuern  und  Gebühren  durchein- 
andergeworfen erscheinen.  Der  rein  äusserliche  Umstand,  dass  ein 
grosser  Theil  der  eigentlichen  Gebühren  ebenfalls  durch  den  Stempel 
erhoben  wird,  brachte  diese  Verwirrung  zu  Wege.  So  spricht  denn 
Bau  in  eben  demselben  Sinne  von  „Gebühren  aus  der  Rechtspflege", 
wie  von  einer  „Erbschaftsgebühr",  indem  ihm  der  reine  Gebühren- 
charakter der  ersteren  ebensowenig  klar  ist,  wie  der  reine  Steuer- 
charakter der  letzteren.  Dass  der  Keim  einer  richtigeren  Auffassung 
bei  ihm  jedoch  bereits  vorhanden  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  er 
die  wirklichen  Gebühren ,  namentlich  solche  von  Eingaben  an  und  Be- 
scheide von  Behörden,  vollständig  bilUgt,  während  er  die  Stempel- 
abgabe von  Privaturkunden  als  ungerechtfertigt  bekämpft.  Er  folgt 
insoweit  der  damals  herrschenden  Richtung,  als  er  zugiebt,  mau  könne 
auch  diese  Auflage  als  eine  Gebühr  ansehen ,  die  der  Bürger  zu  geben 
hat,  wenn  er  gewisse  Privatrechte  zu  seinem  Vortheil  benutzt,  z.  B., 
wenn  er  von  dem  Wechselrechte  Gebrauch  macht,  um  einen  Wechsel 
auszustellen.  Indessen  lässt  er  sich  doch  nur  mit  Widerstreben  diese 
gekünstelte  Auffassung  der  eigentlichen  Stempelabgabe  gefallen  und 
sucht  sie  in  verschiedenen  Punkten  abzuschwächen  und  zu  widerlegen. 

Schärfer  hatte  bereits  vor  ihm  Jakob  die  Sache  crfasst,  indem 
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er  die  Stempelsteuern  den  Konsumtionsstcuern  unterordnen  wollte'). 
Er  theilt  die  Verbrauchsteuern  in  zwei  Klassen.  Die  erste  von  diesen 
trifft  materielle  Dinge  oder  Privatdienste,  welche  zum  Genuss  oder 
zur  Befriedigung  der  menschlichen  Dedürfnisse  dienen,  die  zweite 
öffentliche  Gegenstände,  Dienste  und  Yortheile,  welche  'wir  unter  dem 
Schutze  der  Regierung  geniessen.  Wenn  sicli  nun  die  Regierung  die, 
Leistung  solcher  Dienste  und  Vortheile  nach  dem  Selbstkostenpreise 
vergüten  lässt,  so  ist  dieser  Entgelt  noch  nicht  als  Auflage  zu  be- 
trachten. Wenn  aber  die  Regierung  die  Gelegenheit,  wo  dergleichen 
Dienste  geleistet  werden,  benutzt,  um  von  denen,  welche  ilirer  be- 
dürfen, nicht  blos  den  Kostenpreis  dafür  einzuziehen,  sondern  daran 
noch  obenein  eine  Auflage  zu  knüpfen,  so  ist  dieser  Ueberschuss 
nichts  anderes  als  eine  Konsurationsauflage.  Man  sieht,  dass  Jakob 
den  Unterschied  des  Gebühren-  und  des  Steuerelementes  bereits  viel 
schärfer  hervortreten  lässt  als  Rau.  Auch  die  Unterstellung  der 
Stempelsteuern  unter  die  Verbrauchsteuern  lässt  sich  allenfalls  recht- 
fertigen, denn  die  Dienstleistungen  der  Regierung,  welche  Jakob  im 
Auge  hat,  werden  ja  thatsächlich  von  denen,  welche  sie  beanspruchen, 
konsumirt.  Der  Hauptfehler  seiner  Auffassung  liegt  vielmehr  in  der 
willkürlichen  Begrenzung  des  Steuerobjekts  auf  Dienstleistungen  seitens 
des  Staates.  Bei  einer  grossen  Anzahl  von  Rechtsgeschäften,  mit 
denen  der  Staat  gar  nichts  zu  thun  hat,  und  bei  denen  deshalb  auch 
keine  Konsumtion  seiner  Dienstleistungen  stattfindet,  wie  bei  Schen- 
kungen, Erbschaften,  Immobiliarwechsel  etc.,  wird  nichts  desto  weniger 
eine  Abgabe  erhoben ,  welche  sich  weder  unter  die  eigentliche  Gebühr 
noch  unter  die  Verbrauchsteuern  bringen  lässt.  Werden  dergleichen 
Rechtsgeschäfte  öffentlich  legalisirt,  so  erheben  die  betreffenden  Be- 
hörden dafür  eine  Gebühr,  welche  die  Entschädigung  für  die  gewährte 
Dienstleistung  bildet,  der  ausserdem  aber  vom  Fiskus  erhobene  Werth- 
stempel  bleibt  ungerechtfertigt.  Ganz  richtig  hat  dies  auch  nach  Ja- 
kob ein  anderer  Finanzschriftsteller,  nämlich  Malchus,  erkannt, 
welcher  im  Wesentlichen  den  Standpunkt  seines  wissenschaftlichen 
Vorgängers  theilt  2).  Auch  er  nimmt  zwei  Kategorien  von  Verbrauch- 
steuern an,  deren  erste  die  für  die  Benutzung  und  den  Genuss  all- 
gemeiner oder  besonderer  öffentlicher  Anstalten  oder  aus  Anlass  von 
beiden  entrichteten  Abgaben  umfasst,  während  die  zweite  von  den 
eigenthchen  Verbrauchsteuern  Gebildet  wird.    Er  theilt  nun  die  erste 


1)  Jakob,  Die  Staatsfinanzwisseiischaft ,  Halle  1821,  §.  687  ff. 

2)  Malchus,    Handbuch   der  Finanzwissenschaft  und  Finanzverwaltnng ,    Stuttgart 
und  Tübingen   1830,  §.  62  ff. 
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Kategorie  dieser  Verbrauchsteuern ,  vulgo  Stempelsteuern ,  in  vier 
Klassen ,  von  denen  die  beiden  letzten  reine  Gebühren  für  Inanspruch- 
nahme von  Staatsleistungen  und  Konzessionsgebüliren  für  Erlaubniss 
öffentUcher  Vergnügungen  etc.  sind,  während  die  beiden  ersten  Ab- 
gaben von  Privaturkunden  und  Sportein  bilden.  Die  Sportein  nun, 
namentlich  die  gerichtlichen,  müssten  da  gezahlt  werden,  wo  die 
Staatsangehörigen  den  besonderen  Rechtsschutz  des  Staates  und  die 
besondere  Thätigkeit  seiner  Organe  für  die  Behauptung  oder  Erstre- 
bung eines  besonderen  Interesses  in  Anspruch  nehmen,  und  wo  die 
Abgabe  sich  nur  an  solche  Handlungen  anhängt,  die  für  diesen  Zweck 
nothwendig  sind.  Die  Registrirungs-,  Tax-  und  Stempelgebühren  da- 
gegen, also  die  Abgaben  von  Privaturkunden,  erfassen  beinahe  alle 
Handlungen  und  Verhältnisse  im  bürgerlichen  und  Privatleben,  ohne 
dass  die  Registrirung  etc.  weder  an  sich  nothwendig  ist,  noch  zur 
grösseren  inneren  Validirung  einer  besteuerten  Handlung  beiträgt.  In 
dieser  Malchus 'sehen  Ansicht  liegt  eigentlich  schon  implicite  aus- 
gesprochen, dass  die  letztere  Kategorie  von  Abgaben  sich  überhaupt 
nicht  vom  Gesichtspunkt  der  Entschädigung  für  Leistungen  der  Ver- 
waltung, also  des  Gebühreuprinzipes,  rechtfertigen  lasse.  Ferner  folgt 
daraus  wieder,  dass  hier  auch  nicht  von  der  Konsumtion  einer  Staats- 
leistung die  Rede  sein  kann,  die  eine  besondere  Verbrauchsteuer  recht- 
fertigen könnte.  Gleichwohl  ist  Malchus  zu  vorsichtig,  um  diese 
Folgerung  in  ihrer  ganzen  Nacktheit  zu  ziehen.  Ausser  durch  diese 
theoretische  Verwerfung  der  Stempelsteuer  von  Privaturkunden  unter- 
scheidet sich  Malchus  von  Jakob  noch  durch  die  Hervorhebung 
eines  Unterschiedes ,  welcher  zwischen  den  beiden  Arten  der  Konsum- 
tionssteuern, den  Stempelsteuern  und  den  eigentlichen  Verbrauch- 
steuern, obwaltet.  Die  ersteren  erfassen  gewöhnlich  das  Vermögen 
oder  dessen  Kapitalwerth  und  vermindern  ihn,  während  die  letzteren 
jederzeit  auf  ein  bestimmtes  Einkommen  treffen ,  welches  die  Konsum- 
tion anzeigt.  Dagegen  stimmt  Malchus  mit  Jakob  darin  überein, 
dass  auch  er  die  Stempelsteuern  den  Konsumtionssteuern  unterstellt, 
nur  mit  dem  Unterschied,  dass  er  eine  Konsumtion  von  Staatslei- 
stuugen  nur  da  als  vorhanden  anerkennt,  wo  eine  wirkliche  Thätig- 
keit der  Verwaltung,  keine  fingirte,  wie  bei  den  Privaturkunden,  vor- 
liegt. 

Rau  rechnet  nun,  im  Gegensatz  zu  den  eben  besprochenen  Schrift- 
stellern, die  Stempelsteuern  nicht  mehr  zu  den  Konsumtionssteuern, 
sondern  sucht  sie,  wenn  auch  mit  innerem  Widerstreben,  sammt  und 
sonders  den  Gebühren  einzureihen.    Diese  Auffassung  ging  denn  auch 
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in  die  Literatur  der  sogenannten  Freihandelssclmle  über,  welche  die- 
sem Prinzip  der  Stcnipelgebtthr  eine  Ausdehnung  gab,  die  durch  ihre 
Ideen  über  das  Verhältniss  von  Staat  und  Wirthschaft  leicht  erklär- 
lich ist.  Wenn  man  mit  der  Freihandelsschule  den  Staat  als  eine 
Veranstaltung  für  den  Rechtsschutz  auffasst,  zu  deren  Unterhalt  Jeder 
nur  nach  Verhältniss  des  empfangenen  Schutzes  beizutragen  hat,  so 
muss  man  konsequenter  Weise  nicht  zu  einem  staatsrechtlichen  Steuer- 
prinzip, sondern  zu  einem  individualistischen  oder  privatwirthschaft- 
lichen  Gebührenprinzip  für  die  Deckung  des  Staatsbedarfes  gelangen, 
das  in  der  Praxis  zu  verwirklichen  nichts  geeigneter,  als  die  Steni- 
pelgebühr  sein  kann.  So  stellt  denn  Faucher  in  seinem  bekannten 
Aufsatze  über  Staats-  und  Kommunalbudgets  in  seiner  ganzen  Schroff- 
heit den  Grundsatz  auf,  dass  die  Volkswirthschaftslehre  nur  solche 
Steuern  gutheissen  könne,  bei  denen  es  möglich  ist,  Leistung  und 
Gegenleistung  einander  näher  zu  bringen.  In  erster  Linie  wird  zu 
diesem  Zwecke  eine  Ausdehnung  des  Systems  der  Stempelsteuern  auf 
alle  möglichen  Leistungen  der  Verwaltung  vorgeschlagen ,  ferner  Ver- 
mögenssteuern nach  amerikanischem  Muster,  gewissermassen  als  Ver- 
sicherungsprämie für  das,  was  der  Staat  wirklich  schützt,  und  drit- 
tens endlich  wird  die  Grundsteuer  empfohlen  als  der  Zins  einer  un- 
eingetragenen Hypothek  des  allgemeinen  Säckels  auf  den  Grundbesitz. 
Mit  diesem  Steuerprogramm  glaubt  Faucher  den  alten  „Gewalt- 
staat" aus  seinen  Angeln  heben  zu  können ,  um  ein  wirthschaft- 
lich  hochentwickeltes  und  politisch  freies  Gemeinwesen  an  seine  Stelle 
zu  setzen.  Betreffs  der  Stempelsteuern  hat  dann  diese  Ideen  noch 
ausführlicher  Alexander  Meyer  entwickelt,  indem  er  sich  für  die 
prinzipielle  Seite  der  Besteuerungsfrage  sowie  in  seiner  Auffassung 
des  Staates  an  Faucher  anlehnt i).  Zu  denselben  Resultaten  ge- 
langt im  Wesentlichen  auch  der  russische  Finanzschriftsteller  Be- 
sobrasof.  Er  will  zwar  nicht,  wie  die  Freihandelsschule,  die  ge- 
sammten  Staatseinnahmen  auf  Gebühren  basiren,  aber  für  die  Be- 
gründung der  Stempelsteuer  geht  auch  er  vom  Gebührenprinzip  aus, 
indem  er  sie  gleichfalls  als  eine  Vergütung  für  Leistungen  des  Staates, 
speziell  für  den  Schutz  des  Eigenthums  und  der  Person,  ansieht.  Dieser 
Schutz  sei  erstens  präventiv  und  bestehe  in  der  Aufstellung  der  ge- 
sammten  Rechtsordnung  (tout  cet  ordre  legal  des  choses  et  de  la  vie 
humäine  etabli  par  TEtat),  ferner  in  der  Polizei  und  in  der  freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit.    Seinen  Entgelt  findet  dieser  präventive  Schutz 

1)  Alexander   Meyer,    Ueber    Stempelsteuern,     Fauch  er 's   Vierteljahrschrift 
1864,  3.  Bd. 
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in  dt'ii  Stempelsteuern,  während  die  zweite,  die  repressive  Tiiätigkeit 
des  Staates,  d.h.  die  Justiz,  die  Gcrichtskosten  oder  Sportehi  noth- 
wendig  macht  ^). 

Die  Schwäche  aller  dieser  Auffassungen  liegt  auf  der  Hand.  Wenn 
wir  selbst  von  der  grundverkehrten  Ausdehnung  des  Gebührenprin- 
zipcs  auf  die  gesammten  Staatseinnahmen  absehen  und  uns  auf  die 
Untersuchung  beschränken,  ob  sich  die  bestehenden  Stempelsteuern 
durchweg  als  Gebühren  zum  Entgelt  für  Staatsleistungen  erklären 
lassen,  so  ergiebt  sich  sofort  die  Nothwendigkeit  einer  Verneinung 
dieser  Frage.  Denn  erstens  giebt  es  eine  Anzahl  von  Stempelsteuern 
auf  Rechtsgeschäfte,  bei  denen  von  einer  besonderen  Leistung  des 
Staates  gar  keine  Rede  sein  kann ,  so  namentlich  bei  Verträgen  über 
Bcsitzwechsel,  Mieths-  und  Pachtkontrakten  und  anderen.  Das  Eigen- 
thumsrecht  ist  allen  Staatsbürgern  garantirt,  nicht  nur  denen,  die 
schriftliche  Verträge  darüber  abschliessen.  Es  geht  dies  schon  daraus 
hervor,  dass  der  Staat  die  formlosen  Verträge,  namentlich  bei  Han- 
delsgeschäften, ebenso  gut  schützt,  wie  die  formellen.  Zweitens  aber 
kann  eine  Gebühr  für  die  Leistung  der  Verwaltung  immer  nur  eine 
fixe  sein,  sich  aber  niemals  nach  dem  Werthe  eines  dabei  in  Frage 
kommenden  Objekts  richten.  Ob  das  Gericht  eine  Hypothek  von 
3000  Thlrn.  oder  eine  solche  von  100,000  Thlrn.  in  das  Register  ein- 
trägt, berührt  den  Kostenpreis  dieser  Leistung  der  Verwaltung  in 
keiner  Weise  und  nur  um  Wiedererstattung  dieses  Kostenpreises  han- 
delt es  sich  bei  der  reinen  Gebühr.  Der  fixe  Stempel  ist  daher  das 
Kennzeichen  der  Gebühr,  sobald  dagegen  ein  Stempel  nach  dem  Werthe 
eines  übertragenen  Vermögensobjektes  erhoben  wird,  tritt,  wenn  sich 
keine  andere  Rechtfertigung  dafür  finden  Hesse,  das  ein,  wasRau 
richtig  bezeichnet  als  die  Anwendung  „eines  Mittels,  bei  vielen  Gele- 
genheiten einen  kleinen  Theil  des  Vermögens  der  Bürger  für  die 
Staatskasse  anzusprechen". 

Im  Gegensatz  nun  zu  der  bisher  gekennzeichneten  Entwicklung 
haben  die  neueren  Finanzschriftsteller,  voran  Umpfenbach,  sich 
bemüht,  den  Begriff  der  Gebühr  schärfer  zu  fassen,  woraus  dann  die 
Beschränkung  der  Anwendung  desselben  auf  die  durch  den  Einzelnen 
provozirten  Staatsleistungen  hervorging,  während  für  die  generellen 
Leistungen  des  Staates  die  reine  Steuer  d.  h.  ein  aus  den  Einzel- 
wirtlischaftcn  vermöge  der  Finanzgewalt  des  Staates  zwangsweise  er- 
hobener Beitrag  als  die  einzig  mögliche  Form  des  Entgelts  anerkannt 


1)  B  e  b  o  b  r  aso  f ,  impöts  sur  les  actes,  premierc  partie  ,  Petersburg   1866. 
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wird.  Umpfenbach  war  es,  der  mit  ganzer  Schärfe  die  Ausdeh- 
nung des  Gebührenprinzips  auf  alle  Staatslcistungen  abwies,  dafür 
aber  desto  präziser  die  Gebühr  selbst  definirte  und  desto  energischer 
ihre  Anwendung  auf  die  durch  den  Einzelnen  provozirten  speziellen 
Staatsleistungen  forderte.  Diese  strenge  Scheidung  zwischen  Gebühr 
und  Steuer  kam  allerdings  bei  Umpfenbach  den  Stempelsteuern 
noch  nicht  zu  Gute,  vielmehr  betrachtet  er  die  letzteren  in  ihrer  Ge- 
sammtheit  als  mit  den  Gebühren  für  Leistungen  der  Staatsverwaltung 
identisch.  Dass  sehr  viele  der  bestehenden  Stempelsteuern  sich  nicht 
damit  erklären  lassen,  ist  ihm  vollkommen  klar,  er  sieht  jedoch  in 
der  Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkeit  auf  solche  Akte,  bei  denen 
der  Staat  gar  nicht  betheiligt  ist,  nur  einen  fiskalischen  Missbrauch, 
eine  masslose,  jedes  vernünftigen  und  rechtlichen  Prinzips  entbehrende 
Ausbeutung.  „Schon  dann,  sagt  er,  wenn  die  Geschäftsführung  der 
Staatsverwaltungsbehörden,  unter  hauptsächlichster  Bemessung  der 
Sätze  nach  den  Werthsummen,  um  die  es  sich  für  die  Interessenten 
handelt,  zur  Erzielung  reiner  Ueberschüsse  ausgebeutet  wird,  hat 
man  es  vielmehr  mit  einer  schlechten  Steuer,  als  mit  einer  Gebühr 
zu  thun.  Ganz  und  gar  geht  auch  die  letzte  Spur  von  dem  Charakter 
einer  Gebühr  verloren,  wenn  in  Fällen,  wo  eine  Staatsbehörde  gar 
nicht  in  Anspruch  genommen  wird  und  nicht  das  Mindeste  leistet,  die 
Anwendung  des  Papierstempels  vorgeschrieben  ist,  z.  B.  bei  Wech- 
seln ,  Quittungen ,  Frachtbriefen ,  kaufmännischen  Büchern."  Es  ist 
nicht  zu  verwundern,  dass  gerade  ein  so  einseitiger  Theoretiker  wie 
Umpfenbach,  der  in  dem  bestehenden  Finanzrecht  nichts  weiter 
als  eine  Fülle  von  abschreckenden  Beispielen  erblickt,  den  Rest  der 
Stempelsteuern,  die  er  nicht  unter  die  Gebühren  zu  bringen  vermag, 
einfach  als  Formen  fiskalischer  Ausbeutung  über  Bord  wirft.  Jeden- 
falls bleibt  ihm  aber  das  Verdienst,  die  Gebühren  als  solche  von 
einem  unnützen  und  ihnen  nicht  zugehörigen  Ballast  befreit  und  da- 
durch den  Weg  für  eine  richtigere  Erkenntniss  auch  des  Steuerele- 
ments in  der  Stempelabgabe  geebnet  zu  haben.  Diese  Erkenntniss 
selbst  verdanken  wir  Lorenz  Stein,  der  durch  seine  Verkehrs- 
steuertheorie die  Frage  nach  der  Stellung  der  Stempelsteuern  im 
Steuersystem  ihrer  Lösung  zum  Mindesten  nahe  gebracht  hat. 

Stein  scheidet  die  gesammten  Steuern  in  drei  Kategorien,  in 
die  direkten,  die  indirekten  und  die  Einkommensteuern.  Die  ersten 
bilden  die  Besteuerung  des  Ertrags  des  werbenden  Kapitals,  die 
zweiten  erfassen  auf  indirektem  Wege  das  aus  der  kapitallosen  Ar- 
beit fliessende  Einkommen ,  während  die  Einkommensteuer  den  Unter- 
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schied  des  finanziellen  Ertrages  von  Kapital  und  Arbeit  und  des 
Avirkliclien  Einkommens  in  jedem  einzelnen  Falle  besteuern  soll.  Uns 
interessiren  davon  nur  die  direkten  Steuern,  welche  wiederum  in  Er- 
trags- und  Erwerbsteuern  zerfallen.  Die  Ertragssteuern  sind  bestimmt, 
dasjenige  Einkommen  zu  erfassen,  welches  aus  dem  Kapitale  als  sol- 
chem ohne  besondere  Mitwirkung  persönlicher  wirthschaftlicher  Thä- 
tigkeit  fliesst,  während  die  Erwerbsteuern  dasjenige  Einkommen  be- 
steuern, welches  sich  aus  der  Verbindung  des  Kapitals  mit  der  wirth- 
schaftlichen  Kraft  der  Persönlichkeit  ergiebt.  Zur  ersteren  Kategorie 
gehören  die  Grund-,  Gebäude-  und  Kapitalrenten  steuern,  zur  letzteren 
die  Gewerbe-,  Berufs-,  Unternehmungs-  und  Verkehrssteuern.  Wäh- 
rend nun  die  drei  ersten  Arten  der  Erwerbsteuer  zu  ihrem  Steuer- 
objekt die  Produktion  einer  Unternehmung  als  Ganzes  im  Auge  ha- 
ben ,  entsteht  nach  S  t  e  i  n  's  Ansicht  da ,  wo  ein  einzelnes  Verkehrs- 
geschäft zum  Steuerobjekt  gemacht  wird,  die  Verkehrssteuer  oder 
Besteuerung  des  in  dem  Einzelgeschäfte  liegenden  Erwerbes,  und  diese 
Steuer  heist  auch  vermöge  der  Hauptform,  in  der  sie  erhoben  wird, 
die  Stempelsteuer.  Stein  scheidet  nun  streng  den  Gebührenstempel 
vom  Steuerstempel.  Das  charakteristische  Merkmal  der  Unterschei- 
dung sei  die  Beziehung  der  Höhe  des  Stempels  auf  den  Werth,  den 
das  gestempelte  Dokument  für  den  Betheiligten  hat.  Jeder  Stempel 
ist  ein  Gebührenstempel,  wenn  er  ohne  Beziehung  auf  diesen  Werth 
gefordert  wird  und  daher  für  alle  betreffenden  Dokumente  gleich  ist. 
Jeder  Stempel  ist  dagegen  ein  Steuerstempel,  wenn  er  nach  dem 
Werthe  des  Dokuments  steigt  oder  fällt.  Das  Ergebniss  ist,  dass 
das  Gebühren-  und  das  Stempelsteuerwesen  in  zwei  selbständigen 
Gesetzen  geordnet  werden  müssen. 

Trotzdem  nun  Stein  von  dem  Standpunkt  seiner  Theorie  aus 
viele  der  bestehenden  Stempelsteuern  als  irrationell  nachweist,  be- 
schränkt sich  seine  ganze  Systemisirung  der  Verkehrssteuern  doch 
nur  auf  eine  Kopirung  der  fehlerhaften  Praxis,  indem  er  unter  den 
drei  Kategorien  der  Quittungs-,  Uebertragungs-  und  Privatverkehrs- 
stempelsteuern so  ziemlich  alle  bestehenden  Stempelabgaben  zusam- 
menfasst,  soweit  dieselben  nicht  reine  Gebühren  sind.  In  einem  eigen- 
thüralichen  Gegensatz  zu  diesem  Verfahren  steht  die  Klage  der  An- 
merkung, die  Theorie  habe  sich  mit  der  Systemisirung  der  Verkehrs- 
steuern bis  jetzt  nicht  beschäftigt,  und  das  sei  ein  grosser  Uebelstand, 
weil  hier  gerade  das  Allgemeine  nicht  mehr  viel  nütze.  Ohne  die 
Unterscheidung  der  einzelnen  Arten  könne  man  namentlich  keine  Be- 
urtheilung  des   Steuerfusses  und   seiner  rationellen   Höhe  gewinnen. 
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Der  Verfasser  dieser  Zeilen  hat  nun  bereits  in  seiner  Sclirift  „Die 
Börsensteuer"  1),  in  der  er  die  Besteuerung  des  Effektenhandels  auf 
Grundlage  der  Stein'schen  Verkehrssteuertheorie  zu  rechtfertigen 
sich  bemühte,  auch  eine  Klassifikation  der  Verkehrssteuern  aus  ihrem 
Begriffe  selbst  zu  entwickeln  versucht.  Wenn  er  nun  jetzt  noch  ein- 
mal auf  diese  Frage  zurückkommt,  so  geschieht  es,  weil  er  glaubt, 
damals  einige  wichtige  Punkte,  die  ihm  erst  durch  die  scharfe,  kri- 
tische Grundlegung  der  Volkswirthschaftslehre  von  A.  Wagner  völlig 
klar  geworden  sind,  übergangen  zu  haben.  Ferner  glaubt  er  sich 
heute  nicht  mehr  so  unbedingt  der  Stein'schen  Verkehrssteuertheorie 
anschliessen  zu  können,  wie  damals,  vielmehr  scheint  ihm  dieselbe 
nach  zwei  Seiten  hin  einer  Einschränkung  resp.  Erweiterung  bedürftig 
zu  sein.  Einer  Einschränkung  bedarf  es  jedenfalls,  wenn  Stein  be- 
hauptet, die  Steuerquelle  bei  den  Verkehrssteuern  beruhe  auf  der 
Annahme,  dass  bei  jedem  Verkehrsakte  irgend  ein  besonderer  Erwerb 
vom  Käufer  oder  vom  Verkäufer  gemacht  wird,  der  eine  Steuer  zu- 
lässt.  Dass  die  Erzielung  eines  solchen  Gewinnes  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  eine  Fiktion  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Man  braucht 
nur  an  den  Besitzwechsel  durch  Subhastation  zu  denken.  Hier  ver- 
liert der  Verkäufer  seinen  ganzen  Besitz,  während  der  Käufer,  der 
meistens  ja  Hypothekengläubiger  ist,  nichts  weiter  erlangt,  als  dass 
er  einen  Theil  seines  Vermögens  vor  gänzlichem  Verluste  rettet.  Aller- 
dings folgt  aus  dergleichen  Ausnahmefällen  noch  nicht  eine  Aufgabe 
der  Besteuerung  solcher  Verkehrsgeschäfte,  doch  wird  man  zum  Min- 
desten den  Betheiligten  in  einem  geeigneten  Reklamationsverfahren 
ein  Mittel  an  die  Hand  geben  müssen,  um  sich  gegen  eine  ungerecht- 
fertigte Besteuerung  zu  schützen.  Einer  Erweiterung  dagegen  bedarf 
die  Verkehrssteuer  nach  der  Richtung,  dass  man  sie  nicht  nur  als 
ein  Corollarium  der  Erwerbsteuern  im  Stein'schen  Sinne  auffasst, 
sondern  als  eine  nothwendige  Ergänzung  eines  jeden  Ertrags-  oder 
Einkommensteuersystems  überhaupt.  Nur  unter  diesem  Gesichtspunkt 
lassen  sich  die  bestehenden  Stempelsteuern  in  ihrer  Mehrzahl  recht- 
fertigen, nur  unter  ihm  können  auch  die  unter  lukrativem  Titel  er- 
folgenden Eingänge  in  die  Wirthschaft,  also  namentlich  Schenkung 
und  Erbschaft,  zur  Besteuerung  herangezogen  werden.  Unterscheidet 
sich,  wie  Stein  sagt,  die  Verkehrssteuer  nur  dadurch  von  den  übri- 
gen Erwerbsteuern ,  dass  erstere  den  im  Einzelgeschäft  liegenden  Er- 
werb  besteuert,   während  die  letzteren   die  Produktion   einer  Unter- 

1)  Berlin,  1875. 
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nehmuiig-  als  Ganzes  im  Auge  haben,  so  müssen  beide,  abgesehen 
von  diesem  mehr  quantitativen  Unterschiede,  dasselbe  Steuerobjekt 
besitzen,  nämlich  das  Einkommen,  welches  sich  aus  der  Verbindung 
des  Ka])itals  mit  der  wirthschaftlichen  Kraft  der  Persönlichkeit  er- 
giebt.  Was  aber  hat  die  wirthschaftliche  Kraft  der  Persönlichkeit  für 
eine  Bedeutung  bei  Schenkungen  und  Erbschaften?  Gehört,  um  einen 
St  ein 'sehen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  auch  ein  Aufwand  „persön- 
lichen Kapitals"  dazu,  um  eine  Schenkung  entgegen  zu  nehmen  oder 
eine  Erbschaft  anzutreten  ?  Von  einem  Erwerb  solcher  Vermögens- 
tlieile  im  wirthschaftlichen  Sinne,  d.  h.  durch  Aufwendung  von 
Kapital  und  Arbeit,  wie  ihn  Stein  bei  den  übrigen  Erwerbsteuern 
zum  Steuerobjekt  machen  will,  kann  hier  doch  wahrlich  nicht  die 
Rede  sein.  Alle  diese  Schwierigkeiten  und  Widersprüche  heben  sich 
aber  sofort  von  selbst  auf,  sobald  man  die  Verkehrssteuern  den  di- 
rekten Steuern  nicht  unter-  sondern  als  selbstständigc  Steuerart  ne- 
benordnet. Man  gelangt  zu  diesem  Resultate,  ohne  dass  man  über- 
haupt das  ganze  St  ein 'sehe  Steuersystem  mit  seiner  künstlichen 
Dreitheilung  in  direkte,  indirekte  und  Einkommensteuern  zu  billigen 
braucht. 

Gehen  wir  einfach  davon  aus,  dass  das  oberste  staatsrechtliche 
Prinzip  der  Besteuerung  darin  besteht,  dass  ein  Jeder  nach  seiner 
Leistungsfähigkeit  zu  den  allgemeinen  Lasten  beizutragen  hat,  und 
fragen  wir  dann  weiter,  welche  Quellen  es  sind,  die  ihn  zu  Leistungen 
an  den  Staat  befähigen.  Da  diese  Leistungen  wirthschaftlicher  Natur 
sind,  so  ist  es  klar,  dass  es  die  Einzelwirthschaft  sein  muss,  welche 
die  an  den  Staat  abzugebenden  Güter  liefert.  Da  jedoch  ferner  klar 
ist,  dass  der  zur  Produktion  bestimmte  Güterfonds  einer  Wirthschaft 
sowie  derjenige,  welcher  dauernden  Nutzungen  dienen  soll,  den  Ein- 
zelnen nicht  leistungsfähig  macht,  sondern  dass  seine  Verminderung 
allmälig  zum  Ruin  der  Wirthschaft  führen  muss,  so  können  es  nur 
die  das  Vermögen  der  Wirthschaft  vermehrenden  Gütereingänge  d.  h. 
bestimmte  Einnahmen  sein,  welche  die  Quelle  der  Leistungsfähigkeit 
bilden.  Diese  Einnahmen  nun  haben  einen  sehr  verschiedenen  Cha- 
rakter, je  nachdem  sie  Resultat  einer  planmässigen,  regulären  Wirth- 
schaft sind,  oder  je  nachdem  sie  nur  einmalige,  zufällige,  ausser- 
gewöhnliche  Eingänge  in  die  Wirthschaft  darstellen.  Kehren  sie  in 
Folge  regelmässiger  Produktion  regelmässig  wieder,  so  heissen  sie, 
wenn  man  sie  ohne  Rücksicht  auf  die  Person,  der  sie  zufallen,  be- 
trachtet, Erträge,  und  zwar  Roherträge,  wenn  sie  die  zu  ihrer  Ge- 
winnung erforderlichen  Auslagen  oder  Kosten  ihrem  Werthe  nach  in 
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sich  enthalten,  Reinerträge  dagegen  nach  Abzug  dieser  Küsten.  Be- 
zieht man  diese  regehnässigen  Erträge  auf  die  Person,  welche  sie 
empfängt,  so  erhält  man  den  Begriff  des  Einkommens.  Derselbe  um- 
fasst  1)  diejenige  Summe  wirthschaftlicher  Güter,  welche  einer  Person 
in  gewissen  Perioden  regelmässig  und  daher  mit  der  Fälligkeit 
der  Wiederholung  als  Reinerträge  einer  festen  Erwerbsquelle  neu  als 
Vermögen  hinzuwachsen,  2)  diejenigen  Nutzungen,  welche  das  Nutz- 
vermögen einer  Person  periodisch  fortdauernd  gestattet.  Das 
staatsrechtliche  Prinzip  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
nun  hat  es  zunächst  mit  der  Person,  nicht  mit  Vermögensobjekten 
zu  thun  und  wendet  sich  deshalb  an  das  Einkommen  des  Einzelnen 
als  Quelle  seiner  Leistungsfähigkeit,  wobei  nicht  ausgeschlossen  ist, 
dass  man  in  der  Praxis  dasselbe  Ziel  auf  dem  Umwege  der  Ertrags- 
besteuerung zu  erreichen  sucht.  Das  Einkommen  einer  Person  liefert 
erstens  die  Hauptquelle  der  Besteuerung,  zweitens  dient  es  haupt- 
sächlich, wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  zur  quantitativen  Bestim- 
mung der  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen.  Wir  sagen  ausdrücklich, 
das  Einkommen  ist  die  Haupt  quelle  der  Besteuerung,  d.  h.  sie  ist 
nicht  die  einzige.  Schon  aus  der  obigen  Ableitung  der  Begriffe  „Er- 
trag" und  „Einkommen"  aus  den  das  Vermögen  vermehrenden  Ein- 
nahmen als  der  regelmässig  wiederkehrende  Theil  derselben  ergiebt 
sich  dies  von  selbst.  Dass  man  bei  der  fundamentalen  Wichtigkeit 
dieses  Theils  sowohl  für  die  Einzelwirthschaft  selbst  als  für  den  steuer- 
erhebenden Staat  das  Einkommen  gewöhnlich  als  einzige  Quelle  der 
Besteuerung  betrachtet  und  die  ausserdem  noch  vorhandenen,  un- 
regelmässig eingehenden  Einnahmen  übersieht,  ist  nicht  zu  verwundern. 
Bei  sorgfältiger  Betrachtung  dagegen  wird  man  nicht  das  Einkommen 
allein,  sondern  die  gesammte  einer  Wirthschaft  in  einer  bestimmten 
Periode  neu  als  Vermögen  hinzuwachsende  Gütermenge  als  die  Quelle 
der  Besteuerung  bezeichnen  müssen,  woraus  dann  weiter  folgt,  dass 
die  Leistungsfähigkeit,  wenn  wir  von  den  übrigen  sie  erhöhenden  oder 
vermindernden  Momenten  absehen,  nicht  nur  nach  dem  Einkommen, 
sondern  nach  dieser  gesammten  Gütermenge  sich  bestimmt.  Haben 
daher  unsere  bestehenden  Steuerformen  aus  den  gesammten  Einnah- 
men der  Wirthschaft  zunächst  die  Erträge  oder  das  Einkommen  aus- 
gesondert und  der  Besteuerung  unterworfen,  so  folgt,  dass  damit  die 
gesammte  Leistungsfähigkeit  einer  Person  noch  nicht  herangezogen 
ist,  sondern  dass  es,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  noch  anderer  Ab- 
gaben bedarf,  welche  die  einmaligen,  aussergewöhnlichen  Einnahmen 
zu  treffen  bestimmt  sind.     Diese  Rolle  haben  nun  in   der  geltenden 
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Praxis  bewusst  oder  unbewusst  stets  die  Stempelsteuern  übernommen, 
und  es  handelt  sich  daher  jetzt  darum,  die  aussergewöhnlichen,  nicht 
in  den  Begriffen  des  Ertrages  und  des  Einkommens  mit  eingeschlos- 
senen Einnahmen  abzuleiten,  um  dadurch  eine  rationelle  Begrenzung 
des  Umfangs  und  eine  Uebersicht  der  Arten  der  Stempelsteuern  zu 
erhalten  1). 

Aussergewöhnliche  Einnahmen  kann  eine  Wirthschaft  zunächst  auf 
demselben  Wege  erzielen  wie  die  regelmässigen  Erträge,  nämlich  durch 
spontane  wirthschaftliche  Thätigkeit.  Das  Charakteristikum  des  Ausser- 
gewöhnlichen, Zufälhgen  kann  dabei  erstens  auf  Seiten  des  erwerben- 
den Subjekts  gefunden  werden,  zweitens  aber  auch  auf  Seiten  des 
erworbenen  Objekts.  Das  erstere  ist  der  Fall,  wenn  Jemand  einen 
vereinzelten  Erwerb  macht,  der  ausserhalb  seiner  gewöhnlichen  Er- 
werbsthätigkeit  liegt,  während  das  letztere  vorliegt,  wenn  Güter  er- 
worben oder  veräussert  werden,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  Gegen- 
stand eines  regelmässigen  Erwerbes  sein  können,  also  namentlich 
Immobilien  und  stehende  Produktivkapitahen.  Verschieden  nun  von 
diesen  Einnahmen,  die  dem  Wirthschaftssubjekte  auf  Grund  einer 
produktiven  Thätigkeit  zufallen,  sind  diejenigen  Einnahmen,  welche 
ihm  ohne  jede  Gegenleistung  unter  lukrativem  Titel  zufliessen,  also 
Schenkung  und  Erbschaft.  Drittens  endlich  haben  wir  noch  einen 
Vermögenszuwachs  zu  betrachten,  der  zunächst  nicht  an  einen  Güter- 
eingang in  die  Wirthschaft  geknüpft  ist.  Es  kann  sich  nämlich  auch 
das  Vermögen  in  sich  selbst  ändern  ohne  Hinzuführung  neuer  Güter. 
Es  kann  dies  geschehen  erstens  durch  Veränderung  der  Qualität  der 
Güter,  die  das  Vermögen  ausmachen,  indem  sich  dieselben  verschlech- 
tern oder  verbessern  können,  zweitens  kann  sich  die  menschliche 
Kenntniss  über  die  Natur  dieser  Güter  ändern,  und  drittens  endlich, 
der  weitaus  wichtigste  Fall,  können  sich  der  Begehr  und  die  Her- 
stellungskosten einer  bestimmten  Güterart  ändern  und  dadurch  ausser- 
gewöhnliche Gewinne  und  Verluste  herbeiführen  —  die  Konjunktur. 
Unter  derselben  verstehen  wir  mit  A.  Wagner  die  Gesammtheit  der 
technischen ,  ökonomischen,  sozialen  und  rechtlichen  Bedingungen,  so- 
weit letztere  in  der  auf  Arbeitstheilung  und  Privateigen thum  beruhen- 
den Volkswirthschaft  die  Herstellung  der  Güter  für  den  Verkehr, 
ihren  Begehr  und  Absatz  in  demselben  und  daher  den  Tauschwerth 
der  Güter  überhaupt  und  auch  des  einzelnen  schon  fertigen  Gutes 

1)  Wir  sind  bei  dieser  Ableitung  des  Prinzips  der  Stempelsteuern  dem  Gedanken- 
gange und  der  Terminologie  A.  Wagner 's  in  seiner  Grundlegung  S.  72  flf.  gefolgt, 
dem  wir  uns  auch  in  seiner  Erörterung  über  die  Konjunktur  völlig  anschliessen. 
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mitbestimnieii.  Die  Konjunktur  als  solche  vermehrt  demnach  zwar 
nicht  die  Quantität  der  einer  Wirthschaft  zur  Verfügung  stehenden 
Güter  und  bietet  daher  an  und  für  sich  noch  keine  Quelle  des  Er- 
werbes und  der  Besteuerung,  wohl  aber  wird  sie  zu  einer  solchen, 
sobald  der  durch  sie  gesteigerte  Werth  der  Güter  auf  dem  Wege 
des  Tauschverkehrs  realisirt  wird.  Da  ferner  nichts  schwankender, 
unregelmässiger  und  unabhängiger  vom  Willen  des  Einzelnen  eintritt, 
als  gerade  die  Konjunktur,  so  wird  der  durch  sie  realisirte  Gewinn 
ebenfalls  den  auss'ergewöhnlichen  Einnahmen,  nicht  den  Begriffen  des 
Ertrages  oder  des  Einkommens  unterzuordnen  sein.  Alle  diese  Mo- 
mente reichen  sicherlich  aus,  um  eine  Besteuerung  der  Konjunktur- 
gewinne als  einer  besonderen  Art  der  aussergewöhulichen  Einnahmen 
zu  rechtfertigen  und  der  Konjunktursteuer  ein  Bürgerrecht  in  der 
Finanzwissenschaft  zu  erwerben,  ohne  dass  man  deshalb  den  Wag- 
ner'sehen  Standpunkt  zu  theilen  braucht,  der  in  dieser  Besteuerung 
eine  sozialpolitisch  nothwendige  Korrektur  des  Privateigenthums  er- 
blickt. 

Wir  erhalten  demnach  folgende  Ueberschrift  für  die  Gesammtheit 
der  Stempelsteuern: 

I.    Besteuerung  aussergewöhnlicher ,  durch  produktive  Thä- 
tigkeit  erzielter  Einnahmen,  und  zwar 

a)  Einnahmen,  welche  aus  einem  Erwerb  herrühren,  den 
Jemand  ausserhalb  seiner  regulären  Erwerbsthätigkeit 
macht, 

b)  Einnahmen  aus  Uebertragungen  von  Gütern,  die  ihrer 
Natur  nach  nicht  Gegenstand  eines  regulären  Gewerbe- 
betriebs sein  können,  also  namentlich  Immobilien  und 
stehende  Produktivkapitalien. 

II.    Besteuerung  von  Einnahmen,  welche  Jemandem  ohne  eigene 
Erwerbsthätigkeit  unter  lukrativem  Titel  zufliessen,  also 

a)  Schenkung, 

b)  Erbschaft. 

III.    Besteuerung  realisirter  Konjunkturengewinne. 

Was  nun  zunächst  die  sub  I  a  gekennzeichneten  Einnahmen  be- 
trifft, so  werden  sich  dieselben  wohl  immer  der  Steuerkontrole  ent- 
ziehen. In  der  zünftig  organisirten  Volkswirthschaft  würde  ein  sol- 
cher Erwerb  zu  den  Unmöglichkeiten  gehört  haben,  mit  der  Freigebung 
der  Gewerbe  jedoch  ist  Jedem  die  Möglichkeit  verliehen,  die  verschie- 
denartigsten Geschäfte,  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange,  ein- 
malig oder  dauernd,  zu  betreiben.    Die  einmaligen  Erwerbsgeschäfte 
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in  jedem  einzelnen  Falle  zu  kontroliren  ist  schlechterdings  unmöglich. 
Erkennbar  sind  sie  nur  in  dem  Falle,  wo  ihnen  formelle  Verträge 
zu  Grunde  liegen,  deren  Dokument  man  allenfalls  mit  dem  Stempel 
beikommen  kann,  in  allen  anderen  Fällen  wird  man  wohl  oder  übel 
auf  eine  Besteuerung  verzichten  müssen. 

Die  sub  I  b  genannten  Einnahmen  erwachsen  aus  den  Uebertra- 
gungen  stehender  Produktivkapitalien  und  der  Immobilien.  Zu  den 
ersteren  sind  namentlich  zu  rechnen  die  Uebertragungen  ganzer  in- 
dustrieller und  kaufmännischer  Unternehmungen.  *  Besonders  leicht 
stellt  sich  hier  die  Erhebung  einer  Steuer  dann,  wenn  ein  bestehendes 
Etablissement  auf  Aktien  gegründet  wird.  Die  Emmissionssteuer  bietet 
in  solchem  Fall  ein  Mittel  dar,  um  den  erzielten  Gewinn  zu  treffen, 
andernfalls  kann  die  Steuer  auch  direkt  von  den  Gründern  erhoben 
werden.  Aber  nicht  nur  die  einmalige  Uebertragung  des  gesammten 
Produktivkapitals  qualifizirt  sich  als  ein  aussergewöhnliches  Erwerbs- 
geschäft, auch  die  fortdauernde  Uebertragung  ideeller  Theile  desselben 
in  Form  der  Aktie  hat  den  gleichen  Charakter.  Aus  demselben  Ge- 
sichtspunkt sind  auch  die  Staats-  und  Kommunalanleihen  zu  betrach- 
ten, da  sie  nichts  anderes,  als  den  Kaufeiner  festen  Rente  darstellen. 
Es  ergiebt  sich  daher  eine  Besteuerung  des  Effektenhandels,  die  wir 
in  iliren  einzelnen  Modalitäten  an  anderer  Stelle  ausführlicher  darge- 
legt haben.  Die  Besteuerung  des  Immobilienwechsels  ist  in  allen 
Staaten  in  so  ausgedehntem  Maasse  in  Anwendung  gebracht,  dass 
eine  nähere  Erläuterung  derselben  wohl  überflüssig  ist.  Auch  hier 
muss  natürlich  der  Uebertragung  des  gesammten  Objektes  die  Ueber- 
tragung seiner  ideellen  Theile,  also  der  Hypotheken,  Pfandbriefe 
u.  s.  w.  gleichgesetzt  werden. 

Die  sub  II  a  und  b  genannten  Einnahmen  bedürfen  ebenfalls  keiner 
ausführlichen  Darlegung.  Die  Erbschaftssteuer  hat  neuerdings  eine 
scharfsinnige  Behandlung  durch  H.  von  Scheel  erfahren,  bei  der 
allerdings  der  sozialpolitische  Gesichtspunkt  den  finanzwissenschaft- 
lichen weit  überwiegt.  Den  ersteren  zu  diskutiren  ist  hier  nicht  der 
Ort,  betreffs  des  letzteren  wüssten  wir  den  Ausführungen  ScheeFs 
nichts  hinzuzufügen. 

Am  meisten  Schwierigkeit  bietet  die  sub  III  aufgeführte  Kon- 
junktursteuer, da  für  sie  bisher  jeder  Anhalt  in  dem  positiven  Finanz- 
rechte fehlt.  Bei  einer  Konstruktion  derselben  müssen  zunächst  die 
einzelnen  Arten  der  Verkehrsgüter,  welche  der  Konjunktur  unterliegen, 
auseinandergehalten  werden.  Es  sind  dies  die  Kategorien  der  mo- 
bilen Güter ,  im  regulären  Tauschverkehr  „Waaren"  genannt ,  zweitens 
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die  Immobilien  und  drittens  das  künstlich  für  den  Verkehr  mobilisirte 
Immobil  d.  h.  die  Aktie ,  das  Staatspapier  u.  s.  \v.  Alle  drei  Arten 
von  Gütern  können  durch  die  Konjunktur  Tauschwerthvcründerungen 
erfahren,  deren  Realisiruug  den  Güterfonds  und  damit  die  Leistungs- 
fähigkeit einer  Wirthschaft  in  einer  bestimmten  Periode  erhöht. 

Im  Waarenverkehr  zunächst  macht  sich  die  Konjunktur  in  der 
Weise  geltend,  dass  durch  die  Schwankungen  des  Angebots  und  der 
Nachfrage  sowie  der  Herstellungskosten  der  Tauschwerth  der  bereits 
früher  erworbenen  Güter  beeinflusst  wird.  Namentlich  sind  es  die- 
jenigen Güter,  deren  Herstellung  in  besonderem  Maasse  von  Natur- 
ereignissen abhängig  ist,  welche  starken  Preisschwankungen  unter- 
worfen sind.  Es  wird  jedoch  schwer  zu  konstatiren  sein,  ein  wie 
grosser  Theil  des  Gewinnes,  der  im  Waarenhandel  erzielt  wird,  der 
Konjunktur  und  ein  wie  grosser  Theil  der  produktiven  wirthschaft- 
lichen  Thätigkeit  zuzuschreiben  ist.  Auch  dürfte  hier  die  Konjunktur- 
steuer noch  am  ersten  zu  entbehren  sein.  Denn  einmal  steht  im 
Waarenhandel  dem  Konjunkturengewinn  der  Konjunkturverlust  gegen- 
über, so  dass  der  erstere  in  vielen  Fällen  nur  als  Ausgleich  des  letz- 
teren, nicht  als  neuer,  unentgeltlicher  Vermögenszuwachs  erscheint, 
zweitens  aber  ist  eine  rationelle  Gewerbesteuer,  z.  B,  die  englische, 
auch  im  Stande,  die  Konjunkturengewinne  mit  zu  treffen,  indem  sie 
den  ganzen  in  einer  Wirthschaftsperiode  erzielten  Gewinn  eines  Un- 
ternehmens der  Besteuerung  unterwirft.  Richtiger  wäre  es  allerdings, 
wenn  man  diesen  Gewinn  in  seine  einzelnen  Theile  zerlegte,  da  die- 
jenigen Theile,  welche  nur  auf  die  Konjunktur  zurückzuführen  sind, 
einen  höheren  Steuerfuss  vertragen,  als  die,  welche  auf  wirthschaft- 
licher  Thätigkeit  beruhen.  Da  indess  diese  Scheidung  nur  durch  Ein- 
dringen in  die  internsten  Geschäftsgeheimnisse  und  selbst  dann  kaum 
zu  vollziehen  wäre,  so  wird  man  sich  hier  mit  der  Gewerbesteuer 
begnügen  müssen. 

Von  grösserer  Wichtigkeit  ist  die  Besteuerung  der  Konjunktur- 
gewinne bei  der  Veräusserung  von  Grundstücken.  Charakteristisch 
ist  bei  diesen  Gütern  im  Gegensatz  zu  den  Mobilien,  dass  sie  in 
wirthschaftlich  entwickelten  Ländern  einer  steigenden  Konjunktur  un- 
terliegen, Avelche  auf  dem  monopolistischen  Charakter  des  Grund- 
besitzes, dem  Wachsthum  der  Bevölkerung  u.  s.  w.  beruht,  während 
die  mobilen  Güter  reproduzirbar  sind  und  die  Nachfrage  nach  ihnen 
kein  stetiges  Wachsthum  aufzuweisen  hat.  Freilich  treten  auch  beim 
Verkehr  mit  Immobilien  temporäre  Rückgänge  ein,  wie  wir  dies  ge- 
genwärtig in  den  grösseren   Städten   Deutschlands  sehen,   aber  die 
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daraus  folgenden  Verluste  treffen  hier  gerade  nicht  denjenigen,  der 
den  Konjunkturengewinn  gemacht  hat,  sondern  den  Käufer,  welcher 
ihm  denselben  realisirt  hat.  Es  steht  hier  also  nicht,  wie  im  regel- 
mässigen Waarenverkehr ,  der  Gewinn  als  Ausgleich  dem  Verlust  ge- 
genüber, sondern  Gewinn  und  Verlust  vertheilen  sich  auf  zwei  ganz 
verschiedene  Wirthschaften ,  ganz  abgesehen  davon,  dass  hier  die 
Gewinne  die  Regel,  die  Verluste  die  Ausnahme  bilden.  Eine  Besteue- 
rung dieser  Konjunkturengewinne  erscheint  daher  als  unabweisbare 
Folgerung  aus  dem  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit,  und  es  fragt  sich 
nur,  wie  dieselbe  durchzuführen  sei.  Einen  Anhalt  dafür  geben  die 
Ausführungen  von  A.  Wagner  in  seinem  Referat  über  die  Kommu- 
nalsteuerfrage ^).  Danach  würde  die  Immobiliarkonjunktursteuer  so 
zu  gestalten  sein,  dass  sie  mittelst  Besitzwechselabgaben  erhoben 
wird,  sei  es  nun  dass  die  Uebertragung  durch  Erbgang,  durch  Schen- 
kung oder  auf  dem  Wege  des  Verkaufes  vollzogen  wird.  Die  Steuer 
müsse  dann  nur  nicht,  wie  jetzt  bei  jenen  Abgaben,  vom  ganzen  Werthe, 
sondern  nur  von  demjenigen  Zuwachs  des  Werthes,  der  nicht  nach- 
weisbar auf  Kapitalverwendungen  zurückzuführen  ist,  gezahlt  werden. 
Die  Steuerskala  müsste  sich  nach  der  Dauer  des  Besitzes  und  demnach 
der  Zeit  des  Werthzuwachses  richten,  so  dass  eine  höhere  Steuer  bei 
kürzerer,  eine  geringere  bei  längerer  Zeit  des  Besitzes  den  gleichen 
Werthzuwachs  trifft. 

Weit  grösseren  Konjunkturen  als  die  Immobilien  unterliegen  die 
Werthpapiere,  deren  unberechenbare  Preisschwankungen  ihren  Be- 
sitzern eine  Quelle  unaufhörlicher  Konjunkturengewinne  oder  Verluste 
sind.  Man  kann  den  Erwerb  von  Effekten  auf  drei  verschiedene  Mo- 
tive zurückführen.  Erstens  kann  es  sich  um  eine  reelle  Kapitalsan- 
lage handeln,  die  solche  Papiere  sich  aussucht,  welche  so  gut  wie 
gar  keinen  Kursschwankungen  unterliegen,  wie  Anleihen  ganz  sicherer 
Staaten,  Pfandbriefe  etc.  Es  ist  dies  eine  Art  von  Kauf  fester  Rente, 
die  Konjunktur  kommt  hierbei  sehr  wenig  in  Betracht.  Zweitens  wird 
der  Erwerb  von  Effekten  gemacht,  um  mit  dem  Kapitale  einen  Ertrag 
zu  erzielen,  der  über  den  landesüblichen  Zinsfuss  hinausgeht.  Da 
die  Rente  ja  auch  für  den  Preis  des  Effekts  bestimmend  ist,  so  ist 
damit  gewöhnlich  die  Absicht  verbunden,  das  betreffende  Papier  bei 
gestiegenem  Kurse  wieder  zu  veräussern ,  d.  h.  einen  Konjunkturen- 
gewinn zu  erzielen.  Gegenstand  des  Efifektenhandels  bilden  hier 
hauptsächlich  die  Industrie-  und  Eisenbahnpapiere  sowie  die  Anleihen 


1)  Leipzig  u.  Heidelberg  1878,  S.  40. 
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nicht  sehr  sicherer  Staaten  und  Kommunen.  Drittens  endHch  dient 
der  Effektenverkelu-  zur  Befriedigung  des  Börsenspiels,  indem  er  we- 
nige, Kursschwankungen  besonders  stark  unterworfene  Effekten,  die 
sogenannten  „leitenden"  oder  „Spielpapiere",  zu  seinem  Gegenstande 
und  das  Zeit-  oder  Difterenzgeschäft  zu  seiner  Form  wählt.  liier 
wird  die  Schwankung  der  Konjunktur  nicht  mehr  der  Spekulation, 
sondern  dem  Spiele  dienstbar.  Die  Spekulation  hat  ja ,  wie  dies  wie- 
derholt von  Michaelis,  Cohn  und  Anderen  nachgewiesen  ist,  eine 
wichtige  wirthschaftliche  Aufgabe  zu  erfüllen,  namentlich,  wenn  sie 
sich  mit  unentbehrlichen  Bedarfsartikeln  beschäftigt.  Das  Börsenspiel 
dagegen  in  Differenzen  von  „Kredit,  Lombarden  und  Franzosen"  ent- 
spricht gar  keinem  gesellschaftlichen  Bedürfniss,  wenn  man  nicht 
Spielwuth  und  Scheu  vor  reeller  Arbeit  als  ein  solches  auffassen  will. 
Es  charakterisirt  sich  also  der  Effektenhandel,  mit  Ausnahme  des- 
jenigen in  ganz  sicheren  Papieren,  als  eine  Reihe  von  Transaktionen, 
bei  denen  es  sich  zuletzt  um  die  Erzielung  eines  Konjunkturengewinnes 
handelt.  Darin  liegt  vor  Allem  ein  Rechtfertigungsgrund  seiner  Be- 
steuerung, ganz  abgesehen  davon,  dass,  solange  wir  noch  Immobiliar- 
besitzwechselsteuern  haben,  die  nicht  nach  dem  erzielten  Gewinn  be- 
messen werden ,  sondern  sich  nur  an  die  Thatsache  der  Uebertragung 
halten,  es  die  Gerechtigkeit  erfordert,  auch  den  Besitz  Wechsel  der 
künstlich  mobilisirten  Immobilien  zu  besteuern.  Wie  eine  solche  Be- 
steuerung technisch  durchzuführen  ist,  haben  wir  in  unserer  „Börsen- 
steuer" ausführlich  erörtert.  Das  Missliche  ist  auch  hier,  dass  die 
Besteuerung  an  die  Thatsache  der  Uebertragung  anknüpfen  muss, 
ohne  darauf  Rücksicht  nehmen  zu  können,  ob  der  gehoffte  Gewinn 
wirklich  erzielt  ist  oder  nicht.  Bei  den  schnellen  Umsätzen  unseres 
Börsenverkehrs  wird  ein  Reklamationsverfahren  nur  schwer  durch- 
führbar sein,  obwohl  es  nicht  gerade  unmöglich  wäre,  den  Steuer- 
betrag bei  der  Behörde  unter  Vorlegung  der  Schlusszettel  über  Kauf 
und  Verkauf  zu  reklamiren.  Eine  weitere  Härte  liegt  darin ,  dass  die 
reelle  Kapitalsanlage  und  die  Spekulation  in  gleicher  Weise  von  der 
Steuer  getroffen  werden.  Gemildert  kann  dies  dadurch  werden,  dass 
diejenigen  Effektenkäufe,  welche  sich  als  reine  Kapitalsanlage  er- 
kennen lassen,  wie  namentlich  nationale  und  kommunale  Anleihen, 
Pfandbriefe  u.  s.  w.  entweder  von  der  Besteuerung  ausgenommen  oder 
doch  mit  niedrigerem  Steuerfusse  getroffen  werden,  dass  dann  die 
Uebertragungen  von  Industrie- ,  Eisenbahnpapieren  u.  s.  w.  einen  hö- 
heren Steuerfuss  erhalten,  und  dass  drittens  endlich  für  diejenigen 
XXXI.  7 
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Börsengeschäfte,  welche  die  Form  des  Zeitgeschäftes  haben,  ein  höch- 
ster Prozentsatz  aufgestellt  wird. 

Damit  haben  wir  die  aussergewöhnlichen  Einnahmen  erschöpft. 
Die  Spielgewinne,  die  hier  noch  in  weiterem  Umfange  in  Betracht 
kommen  könnten,  entziehen  sich  der  öffenthchen  Koutrole  und  damit 
der  Besteuerung.  Die  Frage  nach  der  Besteuerung  der  Lotteriege- 
winne wird  am  besten  durch  Aufhebung  der  Staatslotterien  gelöst. 

Mau  ersieht  aus  dem  gegebenen  Schema,  dass  sich  viele  der  be- 
stehenden Stempelsteuern  als  eine  nothwendige  Konsequenz  der  Theorie 
der  Besteuerung  der  aussergewöhnlichen  Einnahmen  rechtfertigen  las- 
sen. Ferner  zeigt  sich,  dass  diese  Abgaben  noch  einer  Ergänzung 
bedürfen,  um  alle  in  Frage  kommenden  Einnahmen,  namentlich  die 
Konjunkturgewinne,  zu  treffen.  Drittens  aber  ergiebt  sich,  dass  auch 
eine  grosse  Anzahl  der  bestehenden  Stempelsteuern  sich  nicht  aus 
der  aufgestellten  Theorie  herleiten  lässt,  und  dass  für  dieselben  über- 
haupt kein  steuerrechtlicher  Grund  angegeben  werden  kann,  sondern 
höchstens  der  fiskalische  ihrer  Einträglichkeit  für  die  Staatskasse. 
Dahin  gehören  namentlich  die  Quittungssteuern  und  die  Besteuerung 
der  Schulddokumente,  insbesondere  die  Wechselstempelsteuer.  Die 
Ausstellung  von  Quittungen,  Contocorrenten ,  Rechnungen  u.  s.  w.  ist 
ein  Akt,  welcher  mit  dem  regulären  Gewerbebetrieb  verbunden  ist, 
und  seine  Besteuerung  kann  daher  lediglich  als  eine  Doppelbesteue- 
rung der  Gewerbetreibenden  aufgefasst  werden.  Die  Besteuerung  der 
Wechsel  hat  man  wohl  damit  rechtfertigen  wollen,  dass  dieselben  als 
Zahlungsmittel  in  Umlauf  gesetzt  werden,  so  dass  in  Folge  dessen 
dem  Acceptanten  ein  Gewinn  durch  Fristung  der  definitiven  Zahlung 
zu  TJieil  wird.  Dagegen  lässt  sich  erinnern ,  dass  sehr  viele  W^echsel, 
namentlich  die  kurzen,  gar  nicht  zum  Zweck  einer  Kreditoperation 
ausgestellt  werden,  sondern  einfach  zur  bequemeren  Regulirung  der 
kaufmännischen  Zahlungen  dienen.  Bei  Wechseln  mit  längeren  Zielen 
dagegen  wird,  sobald  sie  als  Zahlungsmittel  dienen,  sofort  der  üb- 
liche Diskont  abgezogen,  so  dass  auch  hier  von  einem  besonders  er- 
zielten Gewinn,  der  ja  nur  in  dem  Zinsgenuss  vom  Tage  der  Aus- 
stellung bis  zum  Verfalltage  bestehen  könnte,  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Treffend  sagt  daher  Lorenz  Stein,  dass  der  Ertrag  dieser 
Steuer  für  die  Finanzen  die  Stelle  ihrer  Begründung  in  der  Wissen- 
schaft vertreten  muss.  Wenn  übrigens  derselbe  Schriftsteller  bemerkt, 
dass  die  Wechselstempelsteuer,  theils  wegen  ihres  geringen  Steuer- 
fusscs,  theils  wegen  des  Werthes,  den  die  Wechselzahlung  für  den 
Verkehr  besitzt,  leicht  getragen  werde,  so  dürfte  dies  nicht  ganz  zu- 
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treffend  sein.  Die  Wechselstempelsteuer  führt  thatsächlich,  nament- 
lich im  internationalen  Verkehr,  zu  entschiedenen  lielästigungen  des 
Ilandelsgewerbes ,  die  denn  auch  die  Ausbildung  eines  förmlichen 
Systems  von  Stempelumgehungen  zur  Folge  gehabt  haben  i). 

Jedenfalls  beweisen  die  bisherigen  Ausführngen,  dass  nach  Ab- 
stossung  der  rein  fiskalischen  Elemente  die  Stempelsteuern  einen  ge- 
sunden Kern  enthalten,  der  sich  zur  rationellen  Ausfüllung  einer  Lücke 
in  unserem  Steuersystem  verwerthen  lüsst.  Zweckmässig  würde  mit 
einer  solchen  Reform  zugleich  eine  Umtaufung  des  Namens  der  Stem- 
pelsteuern vollzogen  werden,  weil  der  bisherige  ja  nur  die  Form,  nicht 
das  Wesen  derselben  kennzeichnet.  Stein,  dem  das  Verdienst  bleibt, 
zuerst  auf  die  Nothwendigkeit  einer  Besteuerung  der  aussergewöhn- 
lichen  Vermögenszuwachse  hingewiesen  zu  haben,  hat  für  die  Gruppe 
derselben  den  Namen  „Verkehrssteuer"  einzuführen  gesucht,  doch 
scheint  uns  derselbe  nicht  sehr  glücklich  gewählt  zu  sein.  „Verkehr" 
ist  vor  allen  Dingen  ein  vieldeutiges  Wort,  bei  dem  ein  Jeder  sich 
etwas  Anderes  denkt.  Stein  selbst  versteht  unter  Verkehr  im  We- 
sentlichen die  Güterübertragungen  unter  den  Einzelwirthschaften  und 
braucht  „Verkehrsrecht"  identisch  mit  „Obligationenrecht"  2).  Aber 
gerade  nach  dieser  Auffassung  erscheint  die  Bezeichnung  „Verkehrs- 
steuer" durchaus  unzweckmässig.  Umfasst  der  Begriff  „Verkehr"  alle 
die  zahlreichen  Austauschungen  und  Uebertragungen  von  Gütern  und 
Dienstleistungen  unter  den  Einzelwirthschaften,  dann  liegt  gewiss 
kein  Grund  vor,  die  Besteuerung  des  allerkleinsten  Theiles  dieser 
Uebertragungen  „Verkehrssteuer"  zu  nennen.  Die  Besteuerung  der 
Handels-  und  Gewerbsunternehmungen  verdiente  dann  wohl  weit  eher 
die  Bezeichnung  einer  Verkehrssteuer  als  „die  Besteuerung  des  im 
Einzelgeschäft  liegenden  Erwerbes".  Dazu  kommt  noch,  dass  das 
Wort  „Verkehrssteuer"   im   grossen    Publikum    eine   Vorstellung   er- 

1)  Eine  der  bekanntesten  Praktiken  dieser  Art  besteht  darin  ,  däss  man  auch  den 
vom  Inland  auf  das  Ausland  gezogenen  Wechseln  das  im  §.  1  des  deutschen  Wechsel- 
stempelsteuergesetzes statuirte  Privileg  künstlich  zu  verschaffen  sucht ,  wonach  die  vom 
Ausland  auf  das  Ausland  gezogenen ,  nur  im  Auslande  zahlbaren  Wechsel  von  der  Stem- 
pelabgabe befreit  bleiben.  Kauft  man  z.  B.  von  einem  Berliner  Wechselmakler  einen 
Wechsel  auf  London ,  so  wird  man  zu  seinem  Erstaunen  finden  ,  dass  derselbe  in  Basel 
von  einer  dortigen  Firma  ausgestellt  ist.  Der  betreffende  Makler  hat  eben  dort  einen 
Geschäftsfreund ,  welcher  ihm  unterzeichnete  Wechselformulare  zur  Verfügung  stellt ,  in 
die  nun  in  Berlin  nur  der  Bezogene ,  die  Summe  etc.  einzutragen  sind.  Eine  andere 
Art ,  den  Stempel  zu  umgehen ,  ist  die ,  dass  man  überhaupt  keinen  Wechsel  ausstellt, 
sondern  die  Schuld  an  das  Ausland  unter  Vermittlung  von  Bauquiers  durch  Auszah- 
lungen h  conto  begleicht. 

2)  S.   Stein,  Volkswirthschaftslehre ,  2.  Aufl.  ,  Wien   1878.     S.  244  fif. 
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weckt,  die  der  Popularisirung  der  reformirten  Stempelsteuer  durchaus 
niclit  günstig  ist.  Man  denkt  sich  unter  einer  Verkehrssteuer  häufig 
eine  Abgabe,  welche  auf  die  freie  Zirkulation  der  Güter  gelegt  ist, 
namentlich  Trausportsteuern,  und  protestirt  daher  schon  im  Voraus 
gegen  die  Schaffung  einer  Steuer,  welche  der  ganzen  wirthschaftlichen 
Anschauung  des  Zeitalters  widerspricht.  In  diesem  Sinne  braucht 
auch  der  Finanztheoretiker  J.  G.  Hoffmann')  das  Wort  „Verkehrs- 
abgabe", indem  er  darunter  besonders  Passagezölle,  Brücken-  und 
Wegegelder  etc.  begreift.  Das  Wort  „Verkehrssteuer"  ist  daher  weder 
bezeichnend  für  eine  bestimmte  Steuerart,  da  schliesslich  alle  Steuern 
von  dem  „Verkehr"  in  dem  weiten  Stein'schen  Sinne  erhoben  wer- 
den, noch  frei  von  Missdeutungen,  so  dass  die  Einführung  einer  an- 
deren Terminologie  dringend  geboten  ist.  Ein  Fingerzeig  für  eine 
solche  ist  bereits  in  der  Benennung  der  anderen  Steuern  gegeben. 
Wir  bezeichnen  diegesammte  Steuerart  gewöhnlich  nach  der  allge- 
meinen wirthschaftlichen  Grundlage,  an  die  die  Besteuerung  geknüpft 
ist,  als  „Ertragsteuer",  „Einkommensteuer",  „Verbrauchsteuer",  wäh- 
rend wir  die  einzelne  Steuer  nach  der  speziellen  Erwerbsquelle 
oder  dem  speziellen  Verbrauchsgegenstande  benennen,  wie  z.B.  Ge- 
bäudesteuer, Getränkesteuer  etc.  Wenden  wir  diese  Beobachtung  auf 
die  Stempelsteuern  an,  so  haben  wir  uns  zunächst  die  Quelle  zu  ver- 
gegenwärtigen, aus  der  dieselben  fliessen.  Diese  ist  nach  unseren 
obigen  Ausführungen  im  Gegensatz  zu  den  regelmässigen,  mit  der 
Fähigkeit  der  Wiederholung  ausgestatteten  Einnahmen,  d.  h.  dem  Ein- 
kommen oder  dem  Ertrage,  die  aussergewöhnliche,  einmahge  Ein- 
nahme, so  dass  wir  nach  Analogie  der  „Einkommensteuer"  und  der 
„Ertragsteuer"  zu  dem  Namen  „Einnahmesteuer"  gelangen.  Derselbe 
drückt  auch  ohne  jeden  weiteren  Zusatz  den  Gegensatz  aus,  in  dem 
sich  diese  Steuern  zu  den  Jahr  aus  Jahr  ein  regelmässig  erhobenen 
Einkommen-  und  Ertragsteuern  befinden,  da  der  weitere  Umfang  des 
Begriffs  „Einnahme"  das  Merkmal  der  Regelmässigkeit  nicht  mehr 
erfordert.  Die  einzelnen  Einnahmesteuern  können  dann  ebenfalls  nach 
der  Analogie  der  anderen  einzelneu  Steuern  behandelt  werden ,  indem 
man  sie  nach  der  speziellen  Einnahme,  aus  der  sie  fliessen,  benennt, 
wie  z.  B.  Erbschaftssteuer,  Konjunktursteuer  etc.  Jedenfalls  würde 
eine  solche  Terminologie  sich  nicht  allzuweit  von  den  bisherigen  Be- 
nennungen entfernen  und  von  den  Vorwürfen,  die  sich  der  Stein'- 
schen Bezeichnungsweise  machen  lassen,  frei  sein. 


i)  S.  dessen  Lehre  von  den  Steuern  S.  450  fif. 
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Wir  sind  uns  bewiisst,  uns  mit  der  oben  dargelegten  Auffassung 
der  Stempelsteuern,  die  ja  nur  eine  unbedeutende  Modifikation  der 
Stein'schen  ist,  im  Wesentlichen  der  historischen  Entwicklung  der 
Ansichten  über  die  Stempelsteuern  angeschlossen  zu  haben.  Es  ist 
dies  der  Grund,  warum  wir  mit  unserer  eigenen  Auffassung  hervor- 
getreten sind,  bevor  wir  uns  an  die  Ivritik  einer  nocli  zu  erwäliiienden 
Stempelsteuertheorie  machen,  die  sich  völlig  von  der  bisher  üblichen 
Betrachtungsweise  der  Stempelsteuern  entfernt  und  ein  neues  Prinzip 
für  dieselben  aufzustellen  versucht.  Herr  Bilinski  hat  im  Anschlüsse 
an  seine  Schrift  über  die  Luxussteuer  in  Hirth's  Annalen  einen 
Aufsatz  veröffentlicht,  der  das  in  der  crsteren  aufgestellte  Prinzip  der 
Luxussteuer  auch  für  eine  richtige  Auffassung  der  Stempelsteuern 
fruchtbar  machen  soin).  Da  uns  Herr  Bilinski  in  diesem  Aufsatze 
den  Vorwurf  macht,  in  der  Schrift  über  die  Börsensteuer  sein  Luxus- 
steuerprinzip nicht  berücksichtigt  zu  haben,  so  ist  uns  die  Gelegen- 
heit um  so  willkommener,  uns  ein  für  alle  Male  mit  ihm  auseinander- 
zusetzen. Der  Grundgedanke  der  Bilinski'schen  Hauptschrift  ist 
etwa  folgender. 

Sie  geht  von  dem  Axiom  aus,  dass  jede  Steuer  womöglich  auf 
dem  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  lasten  solle.  Dieses  Ziel  wird 
erreicht  da,  wo  das  Sachkapital  die  Hauptquelle  des  Einkommens 
bildet,  durch  Produktions-  oder  Ertragsteuern,  da,  wo  das  persön- 
liche und  das  Werthkapital  die  Hauptquelle  bildet,  durch  Einkommen- 
steuern. Die  letztere  Kategorie  von  Steuern  jedoch  habe  den  Mangel, 
dass  das  zu  schätzende  Einkommen  sich  aus  bekannten  Gründen  nie- 
mals mit  genügender  Sicherheit  ermitteln  lasse.  Sie  bedürfen  deshalb 
einer  Ausgleichung,  eines  Korrektivs,  das  die  von  ihnen  nicht  gehörig 
getroffenen  Einkommenstheile  zu  erfassen  vermag.  Für  die  Auffin- 
dung eines  solchen  ausgleichenden  Faktors  gebe  die  Praxis  einen  be- 
achtenswerthen  Fingerzeig.  Wenn  dieselbe  gar  keinen  Anhaltspunkt 
hat,  um  das  Einkommen  zu  eruiren,  so  schaue  sie  auf  den  Aufwand, 
auf  die  Konsumtion  des  Steuerpflichtigen.  Die  Konsumtionssteuern 
seien  in  der  That  geeignet,  das  ausgleichende  Element  zu  bilden. 
Dieselben  hätten  den  doppelten  Zweck,  erstens  diejenigen  Steuer- 
pflichtigen zu  treffen,  bei  denen  weder  das  Kapital  noch  die  Person 
sichtbar  ist,  also  die  flottirende  Arbeiterbevölkerung,  wie  denn  auch 
Stein  und  Andere   die  Verbrauchssteuern   als  eine  Besteuerung  des 

1)  Bilinski,  Die  Luxussteuer  als  Korrektiv  der  Einkommensteuer,  Leipzig  1875. 
Derselbe,  Die  Stellung  der  Vermögens-  und  Verkehrssteuern  im  Steuersystem,  Hirths' 
Annalen  1876,  S.  719  fif. 
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Ertrages  der  mecliaiiischeii  Arbeit  auffassen,  zweitens  dienen  sie  als 
ausgleichender  Faktor  bei  den  Ertrag-  und  Einkommensteuern,   wo 
dieselben  das  Einkommen  nicht  mit  Sicherheit  zu  treffen  vermögen. 
Für  diese  zweite  Behauptung  gelingt  es  nun  Herrn  Bilinski  kaum, 
irgend  einen  überzeugenden  Beweis  beizubringen.    Er  sagt,  die  Kon- 
sumtionssteuern basiren  auf  der  Voraussetzung,  dass  jeder  persönlichen 
Ausgabe  ein  Einkommen  zu  Grunde  liegt,  und  dass  daher  die  Besteue- 
rung des  Aufwands  dasjenige  Einkommen  träfe,  dessen  Existenz  durch 
den  Aufwand  bewiesen  würde.    Gewiss  ist  das  richtig,  aber  wird  nicht 
das  Einkommen  durch  jede  Steuer,  mit  Ausnahme  etwa  einer  hohen 
Vermögenssteuer,  getroffen?     Handelt  es  sich  nicht  vielmehr  um  die 
Frage ,  in  welchem  M  a  a  s  s  e  es  getroffen  wird  ?    Auch  eine  Kopfsteuer 
trifft  das  Einkommen,  nur  nicht  nach  dem  Maasse  des  Einkommens, 
worauf  es  hier  wesentlich  ankommt.    Wie  kann  überhaupt  von  einer 
Ausgleichung  da  die  Rede  sein,  wo  ich  das,  was  auszugleichen  ist, 
gar  nicht  kenne?  Die  Differenz  des  wirklichen  und  des  eruirten  Ein- 
kommens, die  ja  nach  ihrer  Grösse  proportioneil   zu  besteuern  wäre, 
ist  eben   ein   unbekanntes  X,  dass  durch  die  Kumulirung  der  Kon- 
sumtionssteuer auf  die  Einkommensteuer  doch  wahrlich  nicht  besser 
erfasst  wird,  als  vorher.    Es  ist  dies  dieselbe  Logik,  als  wenn  man 
ein  im  Walde  verstecktes  W^ild  dadurch  erlegen  wollte,  dass  man  erst 
einen  Schuss  blindlings   nach  der  einen  Richtung  hin  abfeuert  und, 
weil  man  sicher  annehmen  kann,   es  nicht  getroffen  zu  haben,  nun 
noch  einmal  ebenso  blindlings  nach  der  entgegengesetzten  Richtung 
hin  schiesst.    Blindlings  muss  der  zweite  Schuss  des  Herrn  Bilinski 
auch   schon   aus   dem  Grunde  genannt  werden,   weil  zwischen  Ein- 
kommen und  Konsumtion  in  den  wohlhabenderen  Klassen  der  Bevöl- 
kerung gar  kein  Zusammenhang  besteht.     Derselbe  ist  vorhanden  in 
den  unteren  Klassen,  weil  hier  in   der  Regel  Einkommen  und  Ver- 
brauch völlig  gleich  sind,  weshalb  auch  Stein  ganz  mit  Recht  die 
Verbrauchssteuern  als  Besteuerung  des  Arbeitslohnes  auffasst  und  die 
Klassensteuer  eine  direkte  Verzehrungssteuer  nennt.    Gerade  aber  in 
den  wohlhabenderen  Klassen,   um  deren   nicht  genau  zu  eruirendes 
Einkommen  es  sich  handelt,  existirt  ein  proportionaler  Zusammenhang 
zwischen  Konsumtion  und  Einkommen  nicht  mehr,  im  Gegentheil,  je 
grösser  das  Einkommen  wird,  desto  relativ  geringer  wird  gewöhnlich 
der  Verbrauch.    Von  einer  ausgleichenden  Wirkung  der  Konsumtions- 
steuer kann   daher  gar  nicht  die  Rede   sein,   erstens  schon  deshalb 
nicht,   weil   die   auszugleichende  Differenz   unbekannt  ist  und   bleibt, 
zweitens  weil  die  Besteuerung  des  Verbrauches,  mit  Ausnahme  des 
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angegebenen  Falles,  überhaupt  keine  Handhabe  darbietet,  um  das 
Einkoninien  proportionell  seiner  Grösse  zu  treften. 

Fallt  somit  das  ganze  künstliche  Gebäude  zusammen  und  er- 
scheint es  daher  unnöthig,  auf  die  Konsecpienzen  einer  irrigen  Vor- 
aussetzung noch  näher  einzugehen,  so  wollen  wir  doch  noch  einen 
weiteren  Schritt  tliun  und  die  sonderbare  Anwendung  der  Dilins- 
ki 'sehen  Hypothese  auf  die  Verkehrssteuern  in"s  Auge  fassen.  Herr 
Bilinski  ist  also,  wie  gesagt,  überzeugt,  dass  die  Konsumtions- 
steuern der  ausgleichende  Faktor  des  unbekannten,  unbesteuert  ge- 
bliebenen X  sind,  und  wünscht  daher,  dieselben  systematisch  aus- 
gebaut zu  sehen.  Er  unterscheidet  nun  in  seinem  System  inländi- 
sche Konsumtionssteuern  und  Zölle.  Die  crsteren  zerfallen  in  Steuern 
von  unentbehrlichen  Gegenständen,  in  solche  von  entbehrlichen,  und 
drittens  in  Luxussteuern.  Die  erste  Kategorie  wird  verworfen,  weil 
der  Staat  nur  das  reine  oder  freie  Einkommen  besteuern  dürfe, 
die  zweite  soll  die  flottirende  Arbeiterbevölkerung  treffen,  die  dritte 
endlich,  die  alle  den  Mittelklassen  entbehrlichen  Gegenstände  zum 
Steuerobjekt  hat,  soll  hauptsächlich  für  die  Besteuerung  der  gr(>s- 
seren  Einkommen  jene  ausgleichende  Wirkung  ausüben.  Die  Durch- 
führung der  Luxussteuer  soll  in  der  Weise  erfolgen,  dass  nach  Aus- 
scheidung gewisser  direkter  Luxussteuern,  wie  Equipagen-,  Be- 
dienteusteuer etc.,  die  den  Kommunen  überwiesen  werden,  die  übrigen 
Luxusartikel  an  den  Stätten  der  Produktion  nach  ihren  Verkaufs- 
preisen proportioneil  oder  progressiv  besteuert  werden,  und  die  Ueber- 
wälzung  der  Steuer  auf  den  Konsumenten  dem  Produzenten  überlassen 
bleibt.  In  dem  genannten  Aufsatze  nun  in  Hirth's  Anualen  sucht 
Herr  Bilinski  zwei  Konsequenzen  seines  Luxussteuerprinzips  zu 
ziehen.  Erstens  plaidirt  er  für  eine  Luxusvermögenssteuer  d.  h.  für 
eine  Besteuerung  des  ertraglos  daliegenden  Vermögens,  wie  Parks, 
Waffensammlungen  etc.,  weil  hier  ein  Luxus  getrieben  werde,  der 
den  Mittelklassen  völlig  entbehrlich  ist.  Es  ist  dagegen  schwerlich 
etwas  einzuwenden,  wenngleich  derselbe  Zweck  sich  auch  ohne  neue 
Steuer  direkt  durch  die  Einkommensteuer  erreichen  Hesse.  Die  zweite 
Konsequenz  betrifft  die  Uebertragungssteuern.  Er  meint,  das,  was 
Stein  für  diese  Steuergruppe  vorbringe,  könne  ihn  nicht  überzeugen 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

a)  „Ein  ganz  gleicher  Gewinn  wie  bei  dem  Verkaufe  von  unbe- 
weglichen Gütern  kommt  auch  dem  Verkäufer  von  beweglichen  zu, 
und  dennoch  begnügt  man  sich  bei  diesen  Personen  mit  der  einfachen 
Gewerbe-  resp.  Einkommensteuer,   ohne  auf  die  mittelalterliche  Idee 
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der  altspanisclien  Alcavala  (Steuer  vom  beweglichen  Verkehre)  zu- 
rückzukoinineii."  Dabei  wird  übersehen,  dass  eben,  weil  jene  Per- 
sonen von  einer  Gewerbesteuer  getroffen  werden,  keine  Umsatzsteuer 
nöthig  ist,  während  bei  den  unbeweglichen  Sachen  ein  Ersatz  für  die 
erstere  in  der  Verkehrssteuer  geschaffen  werden  muss. 

b)  „Der  einmalige  Gewinn  ist  durchaus  noch  kein  Einkommen, 
unter  welchem  vielmehr  der  dem  Wirthschaftenden  durch  Vermittlung 
seiner  eigenen  Wirthschaft  regelmässig  zukommende  Antheil  an  dem 
Resultate  der  nationalen  Produktion  zu  verstehen  ist.  Der  Begriff 
der  Einkommensteuer  passt  hier  also  durchaus  nicht,"  Ganz  richtig, 
und  darauf  beruht  eben  die  St  ein 'sehe  Verkehrssteuer,  die  eine  un- 
regelmässige  Steuer  von  einer  unregelmässigen  Einnahme 
ist.    Was  soll  also  dieser  Einwurf? 

c)  Hier  wird  zuerst  der  Fall  erörtert,  dass  der  Käufer  einen  Ge- 
winn erzielt.  Aber  gerade  dieser  Fall  scheidet  für  uns  völlig  aus. 
Mag  immerhin  implicite  im  Kauf  ein  Gewinn  liegen,  realisirt  wird 
derselbe  erst  durch  den  Weiterverkauf,  also  dann,  wenn  der  Käufer 
zum  Verkäufer  wird.  Die  Stein 'sehe  Fiktion,  dass  bei  jeder  Ueber- 
tragung  beide  Theile  unter  allen  Umständen  einen  Gewinn  erzielen, 
ist  eben  unhaltbar.  Wenn  nun  aber  Herr  Bilinski  fortfährt:  „Ver- 
kauft hingegen  der  bisherige  Besitzer  mit  Gewinn ,  so  bekommt  er 
eben  nur  ein  grösseres  Kapital,  welches  ihm  entweder  mehr  Einkom- 
men oder  mehr  Mittel  für  Luxusaufwand,  oder  aber  die  Möglichkeit 
einer  Abzahlung  seiner  Schulden  bieten  wird  —  in  welch'  allen  Fällen 
seine  Steuerlast  steigen  muss ;"  so  verlässt  er  damit  den  Boden  seines 
gesammten  Steuersystems.  Er,  der  an  anderer  Stelle  i)  dafür  plai- 
dirt,  dass  die  Steuern  nur  aus  dem  Reineinkommen  gezahlt  werden 
sollen,  stellt  sich  nun  mit  einem  Mal  auf  die  Seite  von  Laspeyres 
und  Anderen,  welche  das  zur  Kapitalisirung  verwendete  Einkommen 
unbesteuert  lassen  wollen,  da  es  ja  doch  neues  Einkommen  ab- 
werfe, das  dann  wieder  der  Steuer  unterliege.  Ueber  die  Berech- 
tigung dieses  Standpunktes  soll  hier  nicht  gestritten  werden,  Herr 
Bilinski  aber  darf  sich  nicht  auf  ihn  stellen,  nachdem  er  vorher 
den  entgegengesetzten  eingenommen  hat.  Bei  grösserer  Konsequenz 
würde  er  sagen  müssen,  es  liegt  hier  ein  Gewinn  vor,  der  die  Lei- 
stungsfähigkeit einer  Person  in  einer  bestimmten  Steuerperiode  er- 
höht ,  und  der  deshalb  besteuert  werden  muss ,  gleichviel  ob  er  später 
zur  Konsumtion  oder  zur  Kapitalisirung  verwandt  wird. 
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d)  „Uebrigeiis  vennögüii  die  sogenannten  Verkehrssteuern  den 
wirklich  steuerfähigen  Theil  des  bewegliclien  Verkelirs  nicht  zu  tretten, 
und  auch  dieser  Umstand  spricht  zu  ihren  Ungunsten."  Es  ist  rich- 
tig, dass  die  Erhebung  der  Steuer  nur  vom  Wertli  des  übertragenen 
Objekts  eine  sehr  rohe  Form  der  Gewinnbesteuerung  bildet,  allein 
dieselbe  ist,  ^Yie  dies  z.  B,  der  Vorschlag  A.  Wagner 's  betreffs  der 
Grundbesitz  wechselsteuer  beweist,  sehr  verbesserungsfällig.  Jedenfalls 
liefert  diese  Unvollkommenheit  der  Praxis  keinen  Beweisgrund  gegen 
die  Richtigkeit  des  Prinzips. 

Sänimtliche  Einwürfe  beruhen  also  theils  auf  Missverständnissen 
theils  sind  sie  ungegründet.  Interessant  aber  ist  es  nun  nach  diesem 
negativen  Verhalten  Stein  gegenüber,  die  positive  Auffassung  Bilins- 
ki's  zu  ergründen.  Aus  allen  Schwierigkeiten,  meint  er,  helfe  das 
Prinzip  seiner  Luxussteuer  heraus.  Diejenigen  Gütersummen  nämlich, 
welche  Jemandem  unentgeltlich  zukommen,  bilden  für  diese  Person 
einen  dt'n  Mittelklassen  entbehrlichen  Zuwachs,  sie  bilden  für  deren 
Wirthschaft  den  Gegenstand  einer  einmaligen  Luxuskonsumtion  (V), 
Es  rechtfertige  sich  daher  auch  eine  Steuer,  welche  man  als  Luxus- 
steuer vom  unentgeltlichen  Vermögenszuwachs  bezeichnen  könne.  Als 
solcher  qualifiziren  sich  ij  Erbschaften,  2)  Schenkungen,  3)  Lotterie- 
gewinne, 4)  Spielgcwinne,  namentlich  solche  aus  Börsengeschäften, 
5)  Reportgewinne. 

Was  hat  es  nun  mit  dieser  Luxussteuer  auf  sich?  Geben  wir 
zu,  dass  der  unentgeltliche  Vermögenszuwachs  entbehrlich  ist,  was 
hat  das  aber  mit  der  Luxussteuer  zu  thun?  Es  ist  doch  nicht  das, 
was  den  Mittelklassen  entbehrlich  ist,  „Luxus",  sondern,  nach  aller- 
dings oberflächlicher  Definition,  die  Konsumtion  alles  dessen,  was 
den  Mittelklassen  entbehrlich  ist,  ist  „Luxus".  Seit  wann  nennt  man 
eine  unentgeltliche  Vermögensvermehrung  einen  Luxus?  Welchen 
Luxus  gestattet  man  sich,  wenn  man  eine  Erbschaft  antritt  oder 
eine  Schenkung  entgegennimmt?  Es  handelt  sich  eben  gar  nicht  um 
eine  Konsumtion,  durch  deren  Besteuerung  die  Einkommensteuer  ein 
Korrektiv  erfahren  könnte,  sondern  einfach  um  eine  aussergewöhn- 
liche  Einnahme,  welche  die  Steuerfähigkeit  einer  Person  in  einer  be- 
stimmten Periode  erhöht.  Lassen  wir  also  den  hier  nicht  anwend- 
baren Begriff  des  Luxus  fort,  so  bleibt  nichts  weiter  übrig  als  die 
einfache  Thatsache  der  unentgeltlichen  Vermögensvermehrung.  Herr 
Bilinski  ist  somit  auf  langem  Umwege  und  mit  Hinwegsetzung  über 
viele  Widersprüche  und  Willkührlichkeiten  zu  demselben  Resultat 
gelangt,  wie  Stein,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  der  letztere  sein 
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Priuzip  weit  genug  gefasst  hat,  um  auch  den  aussergcwöhnlichen  ent- 
geltlichen Verniügenszuwachs  darin  aufnehmen  zu  können. 

So  bilden  denn  die  Bilinski'schen  Ausführungen  nicht  eine  Wi- 
derlegung, sondern  eine  Bestätigung  der  Stein'schen  Verkehrssteuer- 
thcorie,  auf  die  von  Neuem  hinzuweisen,  gerade  im  gegenwärtigen 
Augenblick  nicht  unwichtig  sein  dürfte.  Eine  einheitliche  Regelung 
der  deutschen  Stempelsteuern  durch  das  Reich  scheint  uns  trotz  vieler 
entgegenstehender  Schwierigkeiten  nur  eine  Frage  der  Zeit  zu  sein. 
Hoffentlich  findet  dann  im  gegebenen  Augenblick  die  Praxis  der  Ge- 
setzgebung in  dem  Stein'schen  Prinzipe  eine  geeignete  theoretische 
Grundlage,  auf  der  sie  ein  gerechtes  und  den  finanziellen  Bedürf- 
nissen des  Reiches  entsprechendes  System  von  Eiunahmesteuern  auf- 
zubauen vermag. 


III. 
Was  Lagerhaus-  und  AVarraiit  -  System 
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(Fortsetzung  von  S.  35.) 

IIL 

Nachdem  wir  nun  die  mit  dem  Warrant- System  zusammenhängen- 
den Form-  und  Rechtsfragen  besprochen  haben,  kommen  wir  zu  un- 
serer letzten  Aufgabe,  welche  darin  besteht,  dass  wir  uns  das  System 
in  den  Verkehr  gesetzt  denken,  es  als  ein  Werkzeug  bei  der  wirth- 
schaftlichen  Thätigkeit  der  Völker  betrachten  und  so  die  Einwirkungen 
auf  die  damit  in  Verbindung  tretenden  Verhältnisse  untersuchen,  und 
wenn  es  uns  gelungen  sein  wird,  darzulegen,  welche  Hülfe  diese  Ein- 
richtung dem  Menschen  bei  der  Produktion  und  Vertheilung  der  Güter 
zu  leisten  vermag,  so  wird  der  Werth  derselben  für  die  Volkswirth- 
schaft,  sowie  der  Fortschritt,  welchen  die  Annahme  dieses  Systems 
bezeichnet,  klar  hervortreten. 

Wie  schon  aus  den  bisherigen  Untersuchungen  hervorgeht,  bietet 
das  Warrant-System  dem  Besitzer  einer  Waare  die  Möglichkeit,  unter 
Verpfändung  derselben  in  einfacher  Form  Darlehen  zu  erhalten;  der 
Unterschied  zwischen  dem  Warrant-Kredit  und  den  übrigen  bei  der 
Produktion  und  dem  Handel  vorkommenden  Kredit-Arten,  namentlich 
dem  verwandten  einfachen  Darlehens-Kredit,  liegt  hiernach  haupt- 
sächlich darin,  dass  bei  diesen  nur  ein  Kapital  für  eine  gewisse  Zeit 
zur  Benutzung  übertragen  wird,  während  dort  sogleich  bei  der  Ueber- 
tragung  des  Kapitals  eine  Gegenleistung  des  Schuldners,  die  Ueber- 
tragung  des  Pfandrechtes  an  den  deponirten  Waaren,  und  bei  der 
Beendigung  des  Geschäftes  wieder  ein  Austausch  der  gegenseitigen 
Leistungen,  Piückgabe  des  Pfandrechtes  gegen  Rückzahlung  der  Dar- 
lehenssumme, stattfindet.  Auf  diese  Weise  wird  das  Vertrauen  in 
die  Person  des  Schuldners,  welches  bei  den  übrigen  Kredit-Arten  die 
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Griiiullage  bildet,  beim  Warrant  -  Kredit  zum  grössten  Theile  ausge- 
schieden, und  dieser  daher  der  Unsicherheit,  welche  mit  den  übrigen 
Kredit-Geschäften  mehr  oder  weniger  immer  verbunden  ist,  so  weit 
entkleidet,  als  die  Leistung  des  Schuldners  derjenigen  des  Gläubigers 
äquivalent  ist;  das  pflegt  aber  nach  den  herrschenden  Gebräuchen 
(Beleihung  der  Waaren  zu  ^/^ ,  höchstens  ^/^  des  Werthes)  in  hohem 
Grade  der  Fall  zu  sein,  und  die  Folge  ist,  dass  so  durch  das  War- 
rant-System  ein  Theil  der  Kredit- Geschäfte  auf  eine  solidere  Basis 
gestellt  wird.  —  Dazu  treten  noch  folgende  Umstände:  Abgesehen 
davon,  dass  schon  jene  grössere  Sicherheit  den  Warrant-Kredit  er- 
leichtert, müssen  durch  Gesetz  oder  Gebrauch  noch  Vorkehrungen 
getrofi'en  werden,  welche  die  Möglichkeit,  jederzeit  ein  solches  Geschäft 
abschliessen  zu  können,  feststellen;  so  weit  also  auf  der  anderen 
Seite  Güter  vorhanden  sind,  welche  sich  zur  Deponirung  in  einem 
öff entheben  Lagerhause  eignen,  sind  bei  einem  wohlgeordneten  War- 
rant-Verkehre  auch  alle  Bedingungen  zum  Zustandekommen  eines  sol- 
chen Geschäftes  gegeben.  —  Ferner:  beim  Waaren-,  Wechsel-,  und 
wohl  auch  beim  einfachen  Darlehens-Kredit  werden  meistens  Termine 
gestellt,  bis  zu  welchen  die  Schuld  zurückzuzahlen  ist,  und  die  der 
Schuldner  einhalten  muss,  wenn  er  seinen  Ruf  nicht  gefährden  will; 
im  Warrant- Verkehre  ist  es  dagegen  ein  ganz  gewöhnlicher  Vorgang, 
dass  der  Schuldner  bei  Verfall  des  Warrant  sich  ein  neues  Papier 
ausstellen  lässt  und  wieder  verpfändet.  —  Im  gewöhnlichen  Kredit- 
Verkehre  verlangt  endhch  der  Schuldner  vom  Gläubiger  eine  Leistung, 
für  welche  die  Gegenleistung  erst  später  erfolgen  soll,  und  mit  wel- 
cher daher  immer  ein  gewisses  Risiko  verbunden  ist,  dieses  Verhält- 
niss  pflegt  häufig  dem  Gläubiger  ein  Uebergewicht  über  den  Schuld- 
ner zu  gewähren,  eine  Unbequemlichkeit,  die  beim  Warrant-Kredit 
weniger  eintreten  kann,  weil  hier  sofort  eine  Gegenleistung  des  Schuld- 
ners stattfindet.  —  Alle  diese  Umstände  machen  es  erklärhch,  wes- 
halb Gläubiger  und  Schuldner  sich  vorzugsweise  gern  dieses  Kredit- 
mittels bedienen ;  ja  wir  können  sogar  behaupten ,  dass  Warrants 
häufig  da  benutzt  werden ,  wo  ohne  diese  Einrichtung  überhaupt  kein 
Kredit-Geschäft  abgeschlossen  würde,  weil  nur  das  Warrant  -  System 
ausser  den  obigen  Vortheilen  noch  den  des  billigen  Zinsfusses  und 
gleichzeitig  Gelegenheit  bietet,  die  vorhandenen  Waaren  mit  wenig 
Kosten  unterbringen  zu  können;  hier  würde  also  der  Schuldner  ohne 
Warrant-System  entweder  auf  neue  Unternehmungen  nicht  eingehen, 
oder  seinem  Geschäfte  aus  seinem  übrigen  Besitze  Kapital  zuführen, 
und  darin ,  dass  das  Letztere  unter  dem  Warrant-Systeme  nicht  nöthig 
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ist,  liegt  nun  wieder  ein  wesentlicher  Nutzen  des  Warrant,  da  er  es 
so  dem  Gewerbetreibenden  erniöglicht,  mit  kleinerem  Betriebskapital 
arbeiten  zu  können. 

Aber  noch  mehr:  Während  im  gewöhnlichen  Kredit-Verkehre  mit 
jedem  neuen  Kredit -Geschäfte  der  Kredit  des  Schuldners,  welcher 
innner  eine  Grenze  hat,  mag  diese  auch  weit  hinaus  gerückt  sein, 
mehr  erschöpft  wird,  kann  das  Warrant -Geschäft  selbst  wieder  die 
Mittel  zu  einem  neuen  derartigen  Geschäfte  bieten,  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  der  Produzent  die  auf  den  Warrant  geliehene  Summe 
wieder  zur  Produktion  verwendet  und  die  daraus  hervorgehenden  Pro- 
dukte ebenfalls  verpfändet;  oder  dass  der  Kaufmann  mit  dem  em- 
pfangeneu Darlehen  wieder  Waaren  kauft,  diese  im  Lagerhause  depo- 
nirt  und  sich  dafür  einen  Warrant  ausstellen  lässt;  denn  hier  ist  jene 
Grenze,  welche  den  Personal-Kredit  beschränkt,  nicht  vorhanden,  und 
der  Warrant- Kredit  kann  so  weit  ausgedehnt  werden,  als  Waaren 
vorhanden  sind,  —  Berücksichtigen  wir  alle  diese  Umstände,  so  müs- 
sen wir  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  der  Einfluss  des  Warrant 
auf  den  Verkehr  ein  in  vielen  Beziehungen  ganz  eigenartiger  ist  und 
wahrscheinlich  intensiver  sein  würde,  als  derjenige  der  übrigen  Kre- 
ditmittel, wenn  nicht  die  Natur  des  Warrant- Verkehres  selbst  seine 
Ausdehnung  auf  alle  Zweige  der  Volkswirthschaft  verhinderte  und  die 
Anwendbarkeit  des  Systems  auf  ein  enges  Gebiet  einschränkte. 

Der  Nutzen  nun,  welchen  das  Warrant-  und  Lagerhaus  -  System 
der  Produktion  und  dem  Handel  bringt,  liegt  zunächst  in  einer  di- 
rekten Ersparniss,  weil  es  den  Besitzern  von  Waaren  Gelegenheit 
giebt,  diese  auch  ohne  eigene  Lager-Räume  sicher  und  mit  geringen 
Kosten  aufbewahren  zu  können.  Dieser  Vortheil  ist  allerdings,  na- 
mentlich in  Handelsstädten,  wo  der  Boden  und  die  Arbeitskräfte  hoch 
im  Preise  stehen,  sehr  wesentlich  und  wird  deshalb  auch  gewöhnlich 
ganz  besonders  hervorgehoben;  dasjenige  aber,  was  die  Einrichtung 
in  England,  Frankreich,  Belgien  u.  s.  w.  zu  einem  so  wichtigen  Werk- 
zeuge des  grossen  Verkehres  gemacht  hat,  ist  nicht  diese  Ersparung 
an  Kosten,  sondern  es  ist  die  Weiter -Entwickelung  des  Lagerhaus- 
Verkehres  zum  Warrant- Verkehre. 

Wenn,  wie  wir  gesehen  haben,  im  Warrant-Verkehre  der  Besitzer 
einer  Waare  unter  Verpfändung  derselben  Darlehen  erhalten  kann, 
so  ist  ihm  auf  diese  Weise  das  Mittel  gegeben,  einen  grossen  Theil 
seines  in  einem  Gute  enthaltenen  Kapitales  auch  ohne  Verkauf  des- 
selben mit  Hülfe  des  Kredites  für  weitere  Zwecke  der  Produktion  und 
des  Handels  verfügbar  zu  machen.    Dass  überhaupt  ein  Einfluss  auf 
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diese  beiden  Wirthschaftszweige  und  die  damit  zusammenhängenden 
wirthscliaftlichen  Vorgänge  stattfinden  kann,  geht  schon  aus  dieser 
Sachlage  hervor,  und  wir  haben  jetzt  nur  zu  untersuchen,  welcher 
Art  diese  Einwirkung  ist.  — 

Sowohl  im  Handel  wie  in  der  Industrie  muss  das  sogenannte 
umlaufende  Kapital  ununterbrochen  einen  Kreislauf  verfolgen,  wenn 
der  betreffende  Geschäftsbetrieb  seine  höchstmögliche  Rente  bringen 
soll.  Der  Fabrikant  kauft  für  sein  ursprünglich  in  Geld  eingelegtes 
Kapital  Rohmaterial,  bezahlt  Löhne  etc.;  die  daraus  entstehenden 
Produkte  verkauft  er  und  verwendet  den  eingehenden  Geldbetrag  in 
derselben  Weise  wie  zuvor;  der  Kaufmann  kauft  Waaren  und  ver- 
kauft sie  wieder  und  diese  Operationen  wiederholen  sich  in  bestän- 
digem Wechsel.  Nun  ist  die  Konsumtion  der  Güter  selten  eine  sich 
fortwährend  gleichbleibende,  sie  ist  vielmehr  abhängig  hier  von  der 
Jahreszeit,  dort  von  der  allgemeinen  wirthschaftlichen  Lage  und  ausser- 
dem von  vielen  anderen  Umständen,  und  die  Grösse  der  Nachfrage, 
also  auch  des  Absatzes  in  Handel  und  Lidustrie,  unterliegt  daher 
gewissen  Schwankungen,  die  sich,  wenn  Störungen  im  wirthschaft- 
lichen Organismus  eintreten,  und  dadurch  ungesunde  Spekulationen, 
sowie  in  deren  Gefolge  eine  Krisis  herbeigeführt  werden,  zu  bedeu- 
tenden Dimensionen  entwickeln  können.  —  In  solchen  Perioden  des 
Rückganges  im  Bedarfe  wird  also  die  Bewegung  des  undaufenden 
Kapitales  gehemmt,  und  auf  der  anderen  Seite  vermag  sie  oft  in  den 
Zeiten  des  Wiederauflebens  im  Verkehre  dem  Wachsen  der  Nachfrage 
nicht  zu  folgen.  Im  ersteren  Falle,  wo  sich  die  Vorräthe  häufen  und 
jenes  Kapital  in  diesen  Waaren  gebunden  ist,  muss  eine  Störung  im 
gleichmässigen  Betriebe  eintreten,  wenn  der  Produzent  nicht  im  Stande 
ist,  das  festliegende  Kapital  so  lange  durch  anderes  zu  ersetzen,  bis 
es  in  seinen  Kreislauf  wieder  eintritt.  Kann  oder  will  er  das  nicht 
aus  eigenen  Mitteln  thun,  so  bedient  er  sich  dazu  des  Warrant,  und 
nun  tritt  fremdes  Kapital  an  die  Stelle  des  gebundenen,  und  der 
Erfolg  ist  für  den  Produzenten  derselbe,  als  wenn  die  Waare  ver- 
kauft wäre,  d.  h.  jener  gebundene  Theil  des  umlaufenden  Kapitales 
ist  wieder  in  Zirkulation  getreten.  Erfolgt  dann  der  wirkliche  Ver- 
kauf der  Produkte,  so  deckt  der  eingehende  Betrag  nur  die  Warraut- 
Schuld  und  der  Betrieb  wird  davon  nicht  weiter  berührt.  Auf  dem- 
selben Wege  ist  aber  gleichzeitig  auch  für  die  Periode  und  die  Fälle 
Vorsorge  getroffen,  wo  die  Nachfrage  die  Grösse  der  Produktion  über- 
steigt, weil  nun  der  Produzent  der  Konsumtion  die  früher  angesam- 
melten  Vorräthe   zuführt.  —    Alle   diese   Umstände   haben  also  zur 
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Folge,  dass  die  Produktion  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unabhängig 
von  der  schwankenden  Grösse  der  Nachfrage  gemacht  wird,  und  das 
liat  wieder  den  Nutzen,  dass  der  Produzent  die  Arbeitskräfte  gleich- 
massiger  beschäftigen  und  die  Maschinen,  Gebäude  etc.  besser  aus- 
zunutzen und  im  Werthe  zu  erhalten  vermag.  —  Es  lässt  sich  hier 
nun  einwenden,  dass  dasselbe  auch  mit  anderen  Kreditmitteln  zu  er- 
reichen sei,  und  dass  auch  ein  im  übrigen  Kredit- Verkehre  übertra- 
genes Kapital  an  Stelle  eines  zeitweise  in  Waaren  festgelegten  treten 
könne.  Das  ist  allerdings  möglich,  aber  es  fehlt  dann  doch  der  un- 
mittelbare Zusammenhang  mit  den  vorräthigen  Waaren,  was  gerade 
das  Charakteristische  beim  Warrant  -  Kredit  ist  und  was  ihn  zu  den 
angegebenen  Zwecken  so  besonders  tauglich  macht;  das  z.  B.  im 
Wechsel-Verkehre  übertragene  Kapital  kann  bedeutend  grösser  sein, 
als  der  vorhandene  Waaren-Werth ,  ja  diese  Kreditformen  können  so- 
gar auch  dann  benutzt  werden,  wenn  überhaupt  keine  Güter  vorräthig 
sind,  also  u.  A.  in  dem  Falle,  wo  die  Nachfrage  gross  ist  und  sie 
nicht  dazu  dient,  festgelegtes  Kapital  zu  ersetzen,  sondern  das  um- 
laufende Kapital  zum  Zwecke  der  Produktions -Erweiterung  zu  ver- 
mehren. —  Es  ist  dabei  ferner  zu  berücksichtigen,  dass  der  Produ- 
zent in  den  oben  erwähnten  Fällen  sich  anderer  Kreditmittel  nur  in 
sehr  eingeschränktem  Masse  bedienen  dürfte;  denn  er  weiss  ja  nicht, 
wann  er  seine  vorräthigen  Waaren  verkaufen  wird  und  ob  er  also 
auch  den  mit  dem  Abschlüsse  des  Kredit -Geschäftes  eingegangenen 
Verpflichtungen  pünktlich  nachkommen  kann;  den  Warrant-Kredit  da- 
gegen darf  er  unbedenklich  so  weit  in  Anspruch  nehmen,  als  er  Waaren 
besitzt. 

Ganz  besonders  wichtig  aber  dürfte  sich  der  Dienst  des  Warrant 
in  Handelskrisen  erweisen.  Die  Geschichte  derselben  zeigt,  dass  oft 
nur  der  Mangel  an  baarem  Gelde  oder  an  Kredit  den  Anstoss  zu  den 
grossen  Verheerungen  gegeben  hat.  Waaren  sind  in  solchen  Perioden 
meistens  in  Menge  vorhanden,  und  wenn  man  durch  die  Sicherheit, 
welche  im  Warrant- Verkehre  den  Gläubigern  gegeben  wird,  das  herr- 
schende Misstrauen  wenigstens  auf  einigen  wichtigen  Gebieten  ver- 
mindern und  das  unbeschäftigt  liegende  Kapital  dem  Verkehre  zu- 
führen kann,  so  wird  das  dazu  beitragen,  die  Schärfe  der  Krisis  ab- 
zuschwächen und  so  auch  für  weitere  Kreise  Segen  zu  stiften.  — 

Aber  aus  dem  Warrant- Systeme  entsteht  für  den  Produzenten 
noch  ein  anderer  Vortheil.  Hat  er  nämlich  das  Rohmaterial  einge- 
kauft, so  ist  es  nöthig,  dass  dieses  bald  verarbeitet  wird,  wenn  nicht 
an  diesem  Punkte  ebenfalls  eine  Stockung  in  der  erwähnten  Zirkula- 
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tion  des  umlaufenden  Kapitals  eintreten  soll ;  denn  auch  hier  ist  dieses 
Kapital  so  lange  gebunden,  bis  die  Verarbeitung  des  Rohmaterials 
und  der  Verkauf  der  Produkte  stattgefunden  hat.  Der  Produzent, 
welcher  kein  überschüssiges  Betriebskapital  besitzt  i),  würde  hiernach 
das  Rohmaterial  immer  erst  dann  einkaufen  dürfen,  wenn  frühere 
Produkte  verkauft  sind  und  neue  angefertigt  werden  sollen,  und  keine 
Rücksicht  darauf  nehmen  können,  ob  der  betreffende  Moment  auch 
zum  Einkauf  günstig  ist.  Das  Warrant-System  gestattet  nun,  wenn 
es  vortheilhaft  ist,  diese  Rohmaterial- Einkäufe  auch  schon  früher  zu 
machen,  indem  es  das  im  Rohmaterial  gebundene  Kapital  ebenfalls 
durch  fremdes  ersetzt,  und  der  Produzent  ist  so  in  der  Lage,  für 
diese  Einkäufe  den  ihm  passend  erscheinenden  Zeitpunkt  wählen  zu 
können.  — 

Was  endlich  den  Handel  betrifft,  so  vermag  dieser  seine  Aufgabe, 
die  Produkte  in  der  für  alle  Theile  günstigsten  Weise  zu  vertheilen, 
bekanntlich  nur  ganz  zu  erfüllen,  wenn  er  seine  Operationen  stets 
mit  genauer  Berücksichtigung  der  Lage  der  Verhältnisse  nach  beiden 
Seiten,  nach  der  Produktion  und  nach  der  Konsumtion  hin,  ausführen 
kann ;  er  wird  dabei  oft  Vorräthe  kaufen  müssen ,  wenn  die  Nachfrage 
schwach  und  der  Preis  niedrig  ist,  um  davon  den  Konsumenten  ab- 
geben zu  können ,  wenn  der  Bedarf  wächst ,  die  Produzenten  mit  Auf- 
trägen überhäuft  sind  und  die  Preise  steigen.  Dem  werden  sich  aber 
häufig  Hindernisse  insofern  entgegenstellen,  als  die  Beschränktheit 
der  dem  Kaufmann  zu  Gebote  stehenden  Mittel  eine  solche  Ausdeh- 
nung der  Geschäfte  über  das  einfache  Kaufen  und  Verkaufen  hinaus 
verbietet.  Auch  hier  können  die  gewöhnlich  im  Handel  vorkommenden 
Kredit-Arten  wenig  helfen,  und  erst  das  Warrant-System  ist  im  Stande, 
dem  Handel  die  nöthige  Freiheit  in  den  Bewegungen  ganz  zu  ge- 
währen. Jetzt  kann  der  Kaufmann  seine  Vorräthe  kaufen,  wann  ihm 
die  Verhältnisse  günstig  erscheinen,  und  er  darf  sie  in  aller  Sicher- 
heit so  weit  vermehren,  als  die  Bedürfnisse  der  Konsumenten  es  ver- 
langen; ein  Vortheil,  welcher  nicht  nur  für  ihn  selbst,  sondern  für 
den  ganzen  Handelsplatz  und  für  die  Käufer  der  Waaren  von  Be- 
deutung ist.  Ein  Beispiel,  auf  welches  wir  schon  hingedeutet  haben, 
liegt  uns  in  dieser  Beziehung  sehr  nahe.  Der  Bremer  Baumwollen- 
Handel  ist  zurückgegangen,  weil  die  Händler  nicht  mehr  im  Stande 
sind,  mit  anderen  Plätzen  wie  Hävre  etc.  zu  konkurriren ;  denn  wollten 

1)  Andere  Kreditmittel  würden  aucli  hier  aus  den  oben  angeführten  Gründen  in 
vielen  Fällen  nicht  in  der  Ausdehnung  und  mit  gleicher  Sicherheit  angewendet  werden 
können  ,  wie  der  Warrant. 
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sie,  wie  es  dort  geschieht,  von  allen  Qualitilten  genügenden  Vorrath 
halten,  so  würde  dazu  ein  grosses  Kapital  erforderlich  sein,  und  der 
Nutzen  durch  die  auf  diese  Weise  entstehenden  Kosten  bedeutend 
vermindert  oder  ganz  aufgezelirt  werden;  die  Folge  davon  ist  aber, 
dass  die  Käufer  hier  nicht  die  gleiche  Auswahl  haben,  wie  an  anderen 
Orten,  und  sich  daher  diesen  zuwenden.  Mit  Recht  wird  hier  Ab- 
hülfe nur  vom  Warrant-Systeme  mit  seiner  engen  Verbindung  zwischen 
Kredit  und  Waaren - Vorräthen  erwartet;  denn  unter  diesem  bedarf 
der  Kaufmann  nur  eines  verhältnissmässig  kleineu  Kapitals,  um  fort- 
während hinreichende  Mengen  aller  Sorten  vorrilthig  zu  halten  ^). 

So  wichtig  aber  alle  diese  unter  der  Einwirkung  des  Warrant- 
Systems  hervorgehenden  Vortheile  sein  mögen ,  so  würde  dieses  doch 
nicht  die  Bedeutung  besitzen,  welche  ihm  beigelegt  wird,  wenn  der 
Nutzen  nur  gewissen  Klassen  von  Produzenten  zufiele,  und  daran 
nicht  auch  die  grosse  Menge  der  Konsumenten  Theil  nehmen  könnte. 
Wir  meinen  aber,  dass  das  Letztere  der  Fall  sein  muss;  denn  alle 
soeben  geschilderten  Vorgänge  tragen,  abgesehen  von  dem  Einflüsse, 
welchen  der  Kredit  im  Allgemeinen  in  dieser  Richtung  ausübt,  ver- 
möge der  ihnen  innewohnenden  Tendenz,  eine  Ausgleichung  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  herbeizuführen,  also  die  Gegensätze  von 
mangelnder  Nachfrage  bei  normalem  Angebote  und  von  vermehrter 
Nachfrage  bei  ungenügendem  Angebote  zu  ebnen,  ihrerseits  noch  be- 
sonders dazu  bei,  dass  die  Befriedigung  einer  Anzahl  von  Bedürf- 
nissen in  wirksamerer  und  vollkommnerer  Weise  erfolgt,  als  vordem. 

Von  nicht  geringerer  Bedeutung  ist  für  die  Konsumenten  die 
Frage,  ob  und  wie  eine  wir th schaftliche  Einrichtung  die  Preise  einer 
Anzahl  von  Gütern  dauernd  zu  beeinflussen  vermag.  Das  ist  haupt- 
sächlich auf  zweierlei  Weise  möglich:  einmal  kann  die  Einrichtung 
das  Verhältniss  von  Angebot  und  Nachfrage  verändern  und  dann 
kann  sie  auf  die  Höhe  der  Produktionskosten  einwirken,  und  es  fragt 
sich  nun,  wie  weit  das  mit  dem  Warrant-Systeme  der  Fall  ist.  — 
Es  hat  sich  oben  schon  herausgestellt,  dass  das  Warrant  -  System  in 
hervorragender  W^eise  geeignet  ist,  die  Produktion  unabhängiger  von 
der  wechselnden  Grösse  der  Nachfrage  zu  machen;  verfolgen  wir  das 
weiter,  so  finden  wir,  dass,  da  der  Produzent  nun  bei  geringem  Be- 
darfe  seine  Waaren  nicht  zu  niedrigen  Preisen  verkaufen  muss  und 
später  bei  wachsendem  Bedarfe  diesen  mit  den  angesammelten  Vor- 
räthen befriedigen  kann,  also  das  Angebot  den  Veränderungen  in  der 


1)  Vergl.  deutsches  Ilandelsblatt  1876  S.  187. 
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Nachfrage  besser  anzupassen  vermag,  so  auch  auf  eine  Ausgleichung 
in  den  Preisschwankungen  hingewirkt  wird.  Freihch  wird  diese  Ein- 
wirkung nur  bei  den  Schwankungen  sichtbar  werden,  welche  eine 
Folge  der  natürlichen,  sich  immer  wiederholenden  Veränderungen  im 
Verhältniss  von  Angebot  und  Nachfrage,  von  Produktion  und  Kon- 
sumtion sind;  denn  gegen  die  grossen  Umwälzungen,  die  in  Krisen 
und  Spekulations- Perioden  auf  diesen  Gebieten  stattfinden,  vermag 
auch  das  Warrant-System  keinen  Schutz  zu  bieten.  Aber  schon  jene 
Ausgleichungen,  welche  das  System  in  den  Preisschwankungen  des 
gewöhnlichen  ruhigen  Verkehres  hervorzurufen  im  Stande  ist,  sind 
für  den  Konsumenten  von  wesenthchem  Nutzen;  denn  wir  werden 
meistens  geringen  Konsum  bei  niedrigen  Preisen  und  grossen  Konsum 
bei  hohen  Preisen  finden,  und  eine  Einrichtung,  welche  darauf  hin- 
wirkt, die  Preis -Konstanz  zu  vergrössern,  mithin  die  Abweichungen 
von  einem  mittleren  Punkte  nach  beiden  Seiten  hin  kleiner  zu  machen, 
muss  so  die  Ursache  werden,  dass  man  die  Waaren  im  Ganzen  mit 
weniger  Gütern  eintauschen  kann,  als  zuvor  i). 

Wird  nun  aber  das  Warrant-System  den  jetzt  konstanter  gewor- 
denen Preis  auch  so  zu  beeinflussen  vermögen,  dass  derselbe  durch- 
schnittlich unter  dem  Niveau  des  früheren  Mittel-Preises  steht?  — 
Es  ist  schon  ausgeführt  worden,  wie  man  mit  Hülfe  dieser  Einrich- 
tung den  günstigsten  Zeitpunkt  für  den  Einkauf  von  Rohstoffen  wählen 
und  das  für  seine  Zwecke  passendste  Material  finden  kann,  wie  man 
sein  in  Waaren  festhegendes  Kapital  leicht  mit  geringem  Zins-Verluste 
flüssig  macheu  und  weiter  arbeiten  kann,  wie  unter  dem  Warrant- 
Systeme  ein  verhältnissmässig  geringeres  Betriebskapital  erforderlich 
ist,  wie  durch  die  Lagerhäuser  Gelegenheit  gegeben  wird,  die  Waaren 
ohne  grosse  Kosten  aufzubewahren,  und  wie  endlich  durch  den  Ver- 
kauf der  Lagerpapiere  an  Stelle  der  Güter  ein  unnützer  Transport 
der  Letzteren  vermieden  wird.  —  Alle  diese  Erleichterungen  wirken 
mehr  oder  weniger  auf  eine  Verminderung  der  Produktionskosten  hin, 
rücken  also  die  Grenze  für  den  niedrigsten  Preis  abwärts  und  schaffen 


1)  Unser  Glasgower  Freund  theilt  uns  aus  seiner  Erfahrung  mit:  ,,Vor  Einführung 
der  Warrants  bewegten  sich  die  Preise  des  Roheisens  in  Differenzen  von  mindestens 
2'/2  ShiU. ,  meistens  sogar  5  Shill.  pr.  Ton.  auf  und  ab,  während  die  Preisbewegungen 
jetzt  nur  3  Pence ,  oft  sogar  nur  l"/^  Pence  pr.  Ton.  betragen."  —  Mag  nun  auch  der 
Grund  für  diese  Erscheinung  nicht  aUein  im  Warrant-Systeme  zu  suchen  sein,  so  glauben 
wir  doch,  dass  es  nicht  unwesentlich  dazu  beigetragen  hat,  diese  Preisschwankungen 
zu  verringern. 
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SO  der  Konkurrenz  Kaum ,  eine  Ermüssigung  dieses  Preises  herbeizu- 
führen *).  — 

Der  Einfluss  des  Warrant-Systems  auf  die  Preise  kann  nun  aber 
noch  ein  allgemeinerer  sein ;  denn  der  Warrant  ist  trotz  der  hervor- 
gehobenen Eigenthümlichkeiten  nur  eine  besondere  Form  des  Kredites, 
es  findet  auch  hier  die  Uebertragung  eines  Kapitales  statt,  wofür 
später  die  Gegenleistung  erfolgen  soll,  und  dieses  Kai)ital  wird  nicht 
allein  in  der  beschränkten  Weise,  wie  wir  es  bisher  angenommen  ha- 
ben, d.  h.  zur  Fortführung  der  Produktion  und  des  Handels,  verwen- 
det, sondern  es  dient  auch  noch  zu  weitereu  Zwecken,  da  man  damit 
Gegenstände  der  verschiedensten  Art  kaufen  kann. — •  MilP)  scheint 
allerdings  von  jenem  Einflüsse  die  Form  des  Geld-Ausleihens ,  mithin 
auch  den  Warraut-Kredit,  auszuschliessen ,  weil  „der  Borgende  keine 
grössere  Kaufbefähigung  ausübe,  als  diejenige,  welche  ihm  das  Geld 
selbst  übertragen  hat",  und  gesteht  die  Macht,  Kaufbefähigung  zu 
verleihen,  nur  den  Kreditformen  zu,  bei  denen  zur  Zeit  keine  Geld- 
zahlung stattfindet.  Hinsichtlich  des  Einflusses  auf  die  Preise  ist  es 
aber  offenbar  gleichgültig,  ob  man  eine  Summe  für  3  Monate  borgt 
und  damit  Waareu  bezahlt,  oder  ob  man  die  Güter  mit  3  Monats- 
Kredit  kauft ;  der  einzige  Unterschied  liegt  darin ,  dass  der  Schuldner 
im  ersteren  Falle  einen  Vermögenstheil  des  Kapitalisten,  im  letzteren 
einen  solchen  des  Waaren-Verkäufers  für  3  Monate  in  seinem  Besitze 
hat;  dasjenige,  was  den  Kauf  möglich  macht,  ist  aber  hier  wie  dort 
der  Kredit,  und  Mi  11  sagt  ja  selbst  an  einer  anderen  Stelle^):  „Der 
Betrag  der  Kaufbefähigung,  welche  Jemand  in  Ausübung  bringen  kann, 
besteht  aus  allem  Gelde,  welches  er  besitzt  oder  man  ihm  schuldig 
ist,  und  aus  seinem  ganzen  Kredite."  Zum  ganzen  Kredite  gehört 
aber  auch  der  Darlehens-Kredit ,  und  deshalb  wird  auch  unserer  Kre- 
ditform, dem  Warrant,  die  Fähigkeit  innewohnen,  die  Preise  zu  be- 
einflussen. — 

Durch  das  Darlehens  -  Kredit  -  Geschäft  wird  ein  Kapital  von  da, 
wo  es  im  Augenblicke  keine,  oder  wenigstens  keine  günstige  Verwen- 
dung findet,  dahin  geleitet,   wo  man  seiner  bedarf,  und  damit  wird 


1)  Ein  weiterer  Einfluss  auf  diese  Preise  lässt  sich  noch  aus  den  mit  dem  Warrant- 
und  Lagerhaus-Verkehre  eng  zusammenhängenden  Waaren-Auktionen  (den  französischen 
ventes  aux  encheres)  herleiten  ;  da  diese  jedoch  nicht  nothwendig  zum  Warrant- Verkehre 
gehören,   so  beschränken  wir  uns  darauf,  diesen  möglichen  Faktor  hier  anzudeuten. 

2)  J  o  h  n  S  t.  Mi  11  ,  Grundsätze  der  politischen  Oekonomie,  übers,  v.  A.  Soetb  eer, 
Hamburg   1852,   S.  549   I.  Bd. 

3)  Seite  561. 
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gleichzeitig  auch  eine  Kaufkraft  von  da,  wo  man  sie  nicht  anwendet, 
dahin  übertragen,  wo  sie  ihre  Wirksamkeit  ausüben  kann;  geschieht 
das  nun  durch  Vermittehing  des  Warrant,  so  tritt  auf  diese  Weise 
eine  Nachfrage  ein,  welche  ohne  jenes  Papier  nicht  vorhanden  wäre, 
(denn  wir  haben  ja  gesehen ,  dass  sich  der  Warrant  nicht  einfach  durch 
eine  andere  Kreditform  ersetzen  lässt),  das  Verhältniss  von  Angebot 
und  Nachfrage  wird  alterirt,  und  darin  liegt  zunächst  die  Tendenz 
einer  Preissteigerung.  Unter  dem  Warrant -Systeme  lassen  sich  aber 
mit  einem  Warrant -Darlehen  wieder  Waaren  kaufen;  diese  können 
dann  ebenfalls  verpfändet  und  das  Darlehen  abermals  zu  Einkäufen 
benutzt  werden,  und  so  fort,  bis  durch  die  bei  jeder  neuen  Verpfän- 
dung wiederkehrende  Differenz  zwischen  dem  Waaren- Werthe  und  dem 
Darlehens-Betrage  endlich  ein  Ziel  gesetzt  wird.  Wir  haben  also  nun 
auch  die  Möglichkeit  einer  sehr  grossen  Preissteigerung  insofern,  als 
bei  einem  Missbrauche  unserer  Einrichtung  einem  Industrie -Zweige 
immer  mehr  Kapital  zugeführt  und  dadurch  die  Nachfrage  nach  den 
betreffenden  Gütern  übermässig  vermehrt  werden  kann,  bis  schliesslich 
der  Konsum  nicht  mehr  im  Stande  ist,  die  in  Folge  jener  Nachfrage 
produzirten  Güter  aufzunehmen;  dann  muss  ein  Rückschlag  eintreten 
und  zu  Zwangsverkäufen  führen,  und  so  würde  also  eine  weitere  Folge 
der  übermässigen  Ausdehnung  der  Warrant-Geschäfte  ein  grosser  Preis- 
fall sein. 

Glücklicher  Weise  sind  aber  Gegengewichte  vorhanden,  welche 
derartige  Preisschwankungen  verhindern  oder  einschränken  können. 
Das  sind  zunächst  diejenigen,  welche  auch  der  unbegrenzten  Benutzung 
der  übrigen  Kreditmittel  entgegenwirken,  hauptsächlich  also  die  Be- 
schränktheit des  vorhandenen  Kapitales i)  und  der  Umstand,  dass 
Käufe  nicht  gemacht  werden,  so  weit  die  Mittel  reichen,  sondern  so 
weit  sie  Aussicht  auf  Gewinn  bieten.  Ausserdem  aber  haben  wir  im 
Warrant-Verkehre  noch  eine  Schranke  gegen  willkürliche  Ausdehnung 
der  Geschäfte  und  Preis-Steigerungen :  das  ist  der  Umstand ,  dass  zur 
Sicherung  der  Schuldsumme  ein  Werth  in  Waaren  deponirt  werden 
nmss,  also  die  Beschränktheit  der  zu  diesem  Zwecke  disponiblen 
Waaren. 

Wird  ferner  ein  Warrant-Kredit- Geschäft  abgeschlossen,  nicht  um 


1)  Diese  Beschränktheit  würde  bei  unbegrenzter  Noten- Ausgabe  aUerdings  wenig 
fühlbar  sein.  SoU  also  in  Deutschland  das  Warrant-System  eingeführt  werden,  so  musste 
dieses  ein  Grund  mehr  sein,  die  Befugniss  zur  Noten -Ausgabe  zu  regeln;  andernfalls 
hätte  man  den  ungedeckten  Noten  ein  neues  Feld  eröffnet ,  damit  aber ,  wie  wir  oben 
gesehen  haben ,  auch  eine  neue  Gefahr  für  die  Volkswirthschaft  hervorgerufen.  — 
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neue  Operatiüucii  zu  unternehmen ,  sondern  um  die  im  Lagerhause 
dei)ünirten  Waaren  zu  bezahlen,  so  handelt  es  sich  dann  nur  um  die 
Vertausehuug  der  ursprünglich  benutzten  Kreditform  mit  einer  an- 
deren ,  oder  (wenn  wir  von  der  Differenz  im  Betrage  absehen)  um 
die  Uebertragung  eines  Forderungs-Kechtes  von  einem  Gläubiger  auf 
den  anderen.  Der  Einfluss  auf  die  Preise  kann  daher  in  diesem  Falle 
nur  ein  sehr  geringer,  meistens  sogar  nur  ein  negativer  sein:  das 
Warrant-System  verhindert  ein  Herabdrücken  der  Preise  durch  Zwangs- 
Verkäufe,  welche  herbeigeführt  werden,  wenn  der  Besitzer  sich  nicht 
auf  andere  Weise  Mittel  zur  Bezahlung  der  Waaren  verschaffen  kann. 

Aus  unserer  bisherigen  Darstellung  dürfte  nun  wohl  hervorgehen, 
dass  mit  dem  Warrant-Systeme  für  einen  Kreis  von  wichtigen  Gütern 
ein  neuer  Faktor  bei  der  Preisbildung  entstanden  ist,  dessen  poten- 
zielle Einwirkung  bei  einer  Untersuchung  über  Preisveränderungen 
nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  darf. 

Endlich  müssen  wir  noch  auf  einen  Umstand  hinweisen,  der  für 
die  Volkswirthschaft  nicht  ohne  Wichtigkeit  ist:  Die  Möglichkeit,  dass 
man  das  in  Waaren  festgelegte  Kapital  jederzeit  mittelst  des  Warrant- 
Systems  wieder  in  Cirkulation  setzen  kann ,  macht  lange  Kreditfristen 
bei  einem  Theile  der  Waaren-Geschäfte  überflüssig  und  wirkt  auf  eine 
Annäherung  an  das  Baar- Zahlungs-System  hin;  namentlich  wird  ein 
solcher  Einfluss  unter  dem  Zwei-Schein-Systeme  hervortreten,  wo  der 
Käufer  der  Waare  über  diese  nur  dann  verfügen  kann,  wenn  er  die 
Pfandsumme  deponirt  oder  an  den  Warrant  -  Gläubiger  bezahlt  hat, 
und  wo  mithin  ein  Kredit- Verkauf  der  Waare  nicht  möglich  ist.  — 


Das  Warrant-System  hat  sich  uns  bei  unserer  ganzen  Untersuchung 
als  ein  unzweifelhaft  sehr  wichtiges  Hülfsmittel  für  den  grossen  Ver- 
kehr gezeigt;  aber  auch  hier  finden  wir,  wie  bei  so  vielen  mensch- 
lichen Schöpfungen,  dass  der  im  Prinzip  mögliche  Nutzen  durch  äussere 
und  innere  Umstände  wesentlich  beschränkt  wird. 

Lagerhäuser  können  nur  an  grossen  Handelsplätzen  oder  inmitten 
bedeutender  Industrie-Bezirke  erbaut  werden,  wenn  sie  ihren  Zweck 
erfüllen  und  das  Anlage-Kapital  verzinsen  sollen.  Die  entfernt  liegen- 
den Orte  müssen  daher,  um  von  der  Einrichtung  Gebrauch  zu  ma- 
chen ,  ihre  Waaren  erst  weit  transportiren ,  wobei  die  Unkosten  leicht 
den  Vortheil,  welchen  die  Deponirung  im  Lagerhause  bietet,  über- 
steigen können. 

Ferner  eignen  sich  zu  einer  solchen  Deponirung  nicht  alle  Waaren ; 
es  müssen  vielmehr,   wie  schon  erwähnt,  alle  diejenigen  Sorten  aus-. 
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geschlossen  werden ,  die  dem  Verderben  ausgesetzt  sind ,  weil  die  La- 
gerhaus-Verwaltung für  deren  Erhaltung  keine  Verantwortlichkeit  über- 
nehmen kann,  und  mithin  auch  Niemand  auf  die  über  solche  Güter 
ausgestellten  Warrants  ein  Darlehen  geben  würde.  —  Ausserdem  sind 
auszuscheiden  diejenigen  Waaren ,  welche  nicht  zu  den  bekannten  und 
ununterbrochen  begehrten  Handelsartikeln  gehören,  da  nur  bei  den 
Letzteren  der  Gläubiger  sich  leicht  über  den  Werth  des  Pfand-Objectes 
zu  informiren  und,  falls  die  Schuldsumme  nicht  bezahlt  wird,  sich 
ohne  Schwierigkeiten  Deckung  für  seine  Forderung  zu  verschaffen  ver- 
mag. Endlich  kommen  noch  diejenigen  Waaren  nicht  in  Betracht, 
welche  nur  in  kleinen  Quantitäten  im  Verkehre  auftreten ,  da  es  sich 
nach  Lage  der  Verhältnisse  beim  Warrant-Verkehre  nicht  um  kleine 
Darlehen,  sondern  nur  um  grössere  Kredit-Geschäfte  handeln  kann.  — 
Der  direkte  Einfluss  des  Warrant-Systems  erstreckt  sich  hiernach  nur 
über  ein  bestimmtes,  verhältnissmässig  enges  Gebiet;  indirekt  freilich 
kann  er  sich  bei  dem  engen  Zusammenhange  der  wirthschaftlichen 
Operationen  auch  über  weitere  Kreise  ausdehnen;  denn  wenn  z.  B. 
Rohprodukte  und  Halb  -  Fabrikate  unter  dem  Einflüsse  des  Warrant- 
Systems  stehen,  so  ist  damit  auch  der  Weg  für  weitere  Einwirkungen 
geöffnet,  und  das  System  kann  dann  auch  seinen  Einfluss  u.  A.  auf 
die  Preise  der  aus  jenen  Rohstoffen  hergestellten  Fabrikate  geltend 
machen ,  so  weit  hier  eine  Ersparung  an  den  Produktionskosten  über- 
haupt zum  Ausdruck  kommt,  d.  h.  so  weit  nicht  Hemmungen  in  der 
Konkurrenz  diesen  Einfluss  paralysiren.  —  Wir  sehen  also,  dass  der 
Punkt,  bis  zu  welchem  der  Einfluss  des  Warrant-Systems  reicht,  un- 
bestimmt und  von  mannigfachen  Umständen  abhängig  ist,  und  deshalb 
muss  auch  die  Wichtigkeit  und  der  Nutzen  desselben  für  die  einzelnen 
Güter-Kategorien  verschieden  sein. 

Ein  dritter  Umstand,  welcher  geeignet  ist,  den  Nutzen  des  War- 
rant-Systems einzuschränken,  ist  der  Missbrauch,  der  damit  getrieben 
werden  kann.  Dadurch  dass  der  Fabrikant  im  Stande  ist,  das  in  fer- 
tigen Waaren  enthaltene  Kapital  ohne  Verkauf  derselben  wieder  zu 
neuer  Produktion  zu  verwenden,  kann  auch  der  Ueberproduktion  mit 
ihren  Folgen  Vorschub  geleistet  werden ;  und  wenn  das  Warraut-System 
auch  nicht  die  einzige  Ursache  für  solche  Kalamitäten  bildet,  so  ist 
es  doch  ohne  Zweifel  sehr  geeignet,  dieselben  zu  verstärken;  es  kann 
offenbar  der  Spekulation  einen  neuen  Weg  öffnen,  und  dabei  ist  es 
unvermeidlich,  dass  auch  unberufene  Elemente  sich  einmischen,  dass 
dann  Käufe  und  Verkäufe  erfolgen,  die  keine  Annäherung  an  die  Kon- 
sumtion  bedeuten,   sondern   nur   schnellen   und   leichten  Gewinn  zum 
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Zwecke  luil)üii ,  welche  die  Preise  erhöhen  und  so  der  Gesanimt-Wirth- 
schaft  schädlich  sind.  — 

Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  der  Verwaltung  und 
des  Verkehres  selbst,  diese  Hindernisse  möglichst  zu  beseitigen  und 
dahin  zu  streben,  dass  der  wirkliche  Nutzen  des  Warrant -Systenies 
dem  möglichen  nahe  gebracht  wird.  —  Hinsichtlich  der  Transport- 
Verhältnisse  kann  viel  durch  den  Staat  und  durch  Privat -Unterneh- 
nmngen  geschehen;  wenn  z.B.  in  dem  rheinisch- westphälischen  In- 
dustrie-Bezirke an  einem  Zentralplatze  Lagerhäuser  errichtet,  und  die 
einzelnen  Theile  des  Bezirkes  mit  jenem  Platze  (wie  die  Eisen-Bezirke 
Schottlands  mit  Glasgow)  durch  gute  Kommunikationsmittel  in  Ver- 
bindung gebracht  würden ,  so  wäre  das  ohne  Zweifel  ein  mächtiger 
Hebel  für  die  Weiter  -  Entwickelung  der  dortigen  Eisen-  und  Kohlen- 
Indusrie.  —  Betreffs  der  Verhütung  eines  Missbrauches  jedoch  lässt 
sich  von  Aussen  her  nichts  thuu;  hier  muss  der  Verkehr  selbst  dafür 
sorgen,  dass  ihm  die  Folgen  einer  derartigen  Handlungsweise  erspart 
bleiben.  — 


\ 


Zum  Schluss  wollen  wir  noch  einen  Blick  nach  derjenigen  Stelle 
werfen,  von  welcher  Kapital  dem  Handel  und  der  Industrie  zufliessen 
muss,  wenn  der  Nutzen  des  Warrant- Systems  in  die  Wirklichkeit  treten 
soll.  Dieses  System  würde  den  grössten  Theil  seines  Werthes  verlieren, 
wenn  demjenigen ,  der  Waaren  mittelst  Warrant  verpfänden  will,  nicht 
jederzeit  Kapital  zur  Verfügung  stände;  denn  in  den  meisten  Fällen 
bedarf  er  dessen  sofort,  und  wenn  er  nach  mancherlei  Abweisungen 
keinen  Kapitalisten  finden  könnte,  welcher  bereit  wäre,  ihm  das  ge- 
wünschte Darlehen  zu  geben,  so  müsste  die  Folge  eine  Reihe  von 
Verlegenheiten  und  eine  Gefährdung  seines  kaufmännischen  Rufes  sein, 
und  die  Einrichtung  würde  unter  diesen  Umständen  bald  unbenutzt 
bleiben.  Will  man  also  einen  Warrant- Verkehr  begründen,  so  handelt 
es  sich  nicht  allein  darum,  Lagerhäuser  zu  errichten,  sondern  es  muss 
auch  Vorsorge  getroffen  werden,  dass  die  Waaren -Deponenten  an  be- 
stimmten Stellen  jederzeit  gegen  Verpfändung  ihrer  Waare  Darlehen 
erhalten  können.  Wie  das  zu  geschehen  hat ,  lässt  sich  allgemein- 
gültig nicht  festsetzen,  da  die  besonderen  Verhältnisse  jedes  Landes 
und  jedes  Ortes  zu  berücksichtigen  sind ,  und  wir  müssen  uns  deshalb 
darauf  beschränken,  anzugeben,  in  welcher  Weise  man  da,  wo  das 
Warrant- System  eingeführt  ist,  diesem  Zwecke  zu  entsprechen  gesucht 
hat.  — 

Aus  den  früher  gemachten  Angaben  geht  schon  hervor,  dass  auch 
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in  dieser  Beziehung  England  und  Schottland  wieder  eine  besondere 
Stellung  einnehmen.  Eine  Belehnung  des  Warrant  mit  einer  bestimm- 
ten Summe  und  bestimmter  Verfallzcit  (wobei  dann  das  Kapital  ge- 
wöhnlich durch  Makler  sowohl  von  Banken  als  auch  von  Privat -Per- 
sonen beschati't  wird)  findet  hier  seltener  statt.  Es  ist  bekanntlich 
in  England  Gebrauch,  alle  dazu  geeigneten  Werthe  den  Banken  zu 
übergeben  und  alle  Zahlungen  durch  diese  leisten  zu  lassen  (Chcque- 
System);  so  deponirt  man  auch  die  Warrants  im  Kon to-Korrent- Ver- 
kehre bei  den  Banken,  und  diese  nehmen  die  Werthpapiere  gern  als 
Sicherheit  für  die  zu  leistenden  Zahlungen;  hiernach  liegt  für  den 
brittischen  Handel  kein  Grund  vor,  besondere  Einrichtungen  zu  treffen, 
um  die  Erlangung  von  Warraut-Darlehen  sicher  zu  stellen. 

In  Frankreich  hat  die  Gesetzgebung  von  Anfang  an  auf  dieses 
Ziel  Bedacht  genommen.  Das  Gesetz  von  1848  bestimmte  zunächst: 
Des  cxperts  choisis  par  la  chambre  de  commerce,  le  conseil  municipal 
ou  la  chambre  consultative  des  arts  et  manufactures ,  parmi  les  nego- 
ciants,  et  assist^s  d'un  courtier  de  commerce  ou  d'un  commissaire- 
priseur,  determineront  au  cours  du  jour  la  valeur  venale  des  mar- 
chandises  deposees  —  und  der  so  abgeschätzte  Werth  der  Waare 
rausste  auf  dem  recepissö  vermerkt  werden.  Dabei  ging  man  offenbar 
von  der  Erwägung  aus,  dass  Kapitalisten,  welche  die  Qualität  und. 
den  Werth  der  Waare  nicht  zu  beurtheilen  vermögen,  auch  kein  Ver- 
trauen in  die  Sicherheit  einer  solchen  Anlage  haben  können ,  und  jene 
Massregel  sollte  daher  die  eigene  Prüfung  des  Unterpfandes  Seitens 
der  Gläubiger  unnöthig  machen  und  so  den  Abschluss  von  Warrant- 
Geschäften  erleichtern.  Daneben  gestattete  das  Gesetz  noch,  dass 
ein  recepiss6  bei  der  Diskontirung  eines  Ordre-Papieres  für  die  comp- 
toirs  nationaux  d'escompte  die  zweite,  für  die  Banque  de  France  die 
dritte  Unterschrift  ersetzen  könne.  Das  Gesetz  von  1858  Hess  die 
erstere  Bestimmung  wieder  fallen  und  fasste  die  letztere  etwas  allge- 
meiner; es  sagt  im  Art.  11:  Les  etablissements  publics  de  credit  peu- 
vont  recevoir  les  Warrants  comme  effets  de  commerce,  avec  dispense 
d'une  des  signatures  exigees  par  leurs  Statuts.  — 

Auf  diese  Weise  konnte  aber  natürlich  noch  nicht  erreicht  wer- 
den, dass  nun  jederzeit  und  überall  Kapital  für  Warrant -Darlehen 
vorhanden  war ;  man  zog  daher  in  Erwägung,  ob  es  nicht  zweckmässig 
sei,  den  Verwaltungen  der  Lagerhäuser  selbst  die  Befugniss  zu  er- 
theilen,  Darlehen   auf  die  bei  ihnen   deponirten  Waaren  zu  geben  i). 

1)  Das  Gesetz  von   1858   drückt  sich    hinsichtlich    dieser  Befugniss    nicht    ganz    be- 
stimmt aus:   Art.  4   des  Decret  reglementaire  sagt  nur:   11  est  interdit  aux  exploitants  de 
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Allerdings  wäre  es  das  Einfachste,  wenn  diejenigen,  welche  Waaren 
deponircn,  an  derselben  Stelle  auch  das  Darlehen  erhalten  könnten, 
und  die  Verwaltung  des  Lagerhauses  ist  anderseits  am  besten  im 
Stande,  das  Darlehen  zu  geben  (vorausgesetzt,  dass  sie  das  nöthige 
Kapital  besitzt),  da  die  Waaren  in  ihrer  Obhut  sind,  und  das  Pfand- 
Objekt  mithin  fortwährend  unter  ihrer  Kontrole  steht;  ausserdem  würde 
durch  eine  solche  Einrichtung  der  Befürchtung  des  Publikums,  eine 
derartige  Waareu-Verpfändung  schädige  den  Kredit,  am  wirksamsten 
der  Boden  entzogen.  Aber  die  Sache  unterliegt  doch  auch  gewissen 
Bedenken;  denn  es  ist  immerhin  möglich,  dass  mit  dieser  Befugniss 
die  Lagerhaus-Verwaltungen  ihre  Stellung  den  Deponenten  gegenüber 
missbrauchen,  namentlich  ist  zu  befürchten,  dass  die  Deponenten  dann 
gezwungen  sind,  da  das  Darlehen  zu  nehmen,  wo  sie  ihre  Waaren 
deponirt  haben.  Aehnliche  Bedenken  sprachen  damals  auch  eine  An- 
zahl von  Handelskammern  in  Frankreich  aus,  und  es  wurde  daher 
keine  Aendcrung  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen  getroffen.  Erst 
im  Jahre  187U,  als  die  Nothwendigkeit ,  den  Waaren  -  Besitzern  die 
Kredit-Geschäfte  zu  erleichtern,  wieder  recht  dringend  hervortreten 
mochte,  kam  ein  Gesetz  (vom  31.  August)  zu  Stande,  dessen  Art.  3 
lautet :  Les  exploitants  de  magasins  gen^raux  pourront  preter  sur  nan- 
tissement  des  marchandises  ä  eux  döposees,  ou  negocier  les  Warrants 
qui  les  represeuteront  i). 

Die  Ursachen,  welche  (nach  einer  uns  von  der  Banque  d'Anvers 
zugesandten  Notiz)  die  Ausbreitung  des  Warrant -Systems  in  Belgien 
bisher  verhindert  haben,  sind  zum  grossen  Theile  die  mit  der  Es- 
komptirung  der  Warrants  verbundenen  Schwierigkeiten.  Die  belgische 
Banque  nationale  verhält  sich  vollkommen  ablehnend  gegen  diese  Ge- 
schäfte und  nimmt  den  Warrant  nur  an  Stelle  der  dritten  Unterschrift 
bei  anderen  Haudels-Eftekten,  weil  der  Ansicht  der  massgebenden  Per- 
sonen nach  eine  Beleihung  der  Warrants  nach  ihren  Statuten  nicht 
gestattet  ist^).     In  Antwerpen  sucht  namentlich  die  erwähnte  Banque 

magasins  generaux ,  de  se  livrer  ä  aucun  commerce  ou  speculation  ayant  pour  objet  les 
marchandises. 

1)  Von  Hävre  wird  uns  mitgetheilt ,  dass  man  dort  von  dieser  Befugniss  keinen 
Gebrauch  macht.  Die  von  den  magasins  gen.  ausgestellten  Warrants  werden  den  Banken 
übergeben  und  dienen  entweder,  ähnlich  wie  in  England,  als  Deckung  im  Konto-Korrent- 
Verkehre ,  oder  als  Pfand  für  eine  bestimmte  Darlehens-Summe,  die  gewöhnlich  ^/^  des 
von  Maklern  abgeschätzten  Waaren  -  Werthes  beträgt.  Es  wird  hinzugefügt,  dass  an 
diesem  Platze  Warrants  stets  und  ohne  Schwierigkeiten  unterzubringen  sind,  da  die  Banken 
(unter  ihnen  auch  die  Banque  de  France)  Warrant-Darlehen  sehr  gern  geben. 

2)  Vergl.   Ch.  L^naers,  Notice  sur  les  Warrants  a.  a,  O. 
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d'Aiivers  den  Warnuit- Vorkehr  zu  heben,  indem  sie  seit  einigen  Jahren 
das  Darleihen  auf  Warrants  zu  ihrem  Haupt-Geschäfte  gemacht  hat; 
an  diesem  Platze  ist  also  jetzt  hinreichend  Gelegenheit  zur  Verpfän- 
dung dieser  Werthpapiere  vorhanden.  — 

Das  Ostreich.  Lagerhaus-Gesetz  von  1866  endlich  sagt  im  §.8: 
„Der  Unternehmung  von  öffentlichen  Lagerhäusern  ist  es  bei  sonstigem 
Verluste  der  Konzession  untersagt,  für  eigene  Rechnung  Handelsge- 
schäfte abzuschliessen,  die  mit  der  Geschäftsgebarung  der  Lagerhäuser 
in  irgend  einer  Verbindung  stehen."  —  Das  schliesst  jedoch  nicht 
aus,  dass  den  Lagerhäusern  eine  besondere  Erlaubniss  zur  Belei- 
hung der  Warrants  ertheilt  werden  kann ;  denn  in  dem  Berichte  des 
Ilandelsministers  über  die  Gesetzvorlage  heisst  es:  „Diesen  Instituten 
das  Recht  der  Belehnung  einzuräumen,  erscheint  weder  zweckmässig 
noch  zulässig,  da  in  diesem  Falle  voraussichtlich  die  Lagerhäuser  ihre 
eigenste  Natur  verändernd,  Geldinstitute,  Pfandleihanstalten  würden.  — 
Es  dürfte  übrigens  keinem  Anstände  unterliegen,  dass  den  Lagerhaus- 
gesellschaften unter  den  entsprechenden  Vorschriften  abgesonderte 
Konzessionen  für  die  Errichtung  von  Darlehensbanken  verliehen 
werden  i)." 

Wir  schliessen  unsere  Abhandlung  mit  dem  Wunsche,  dass  das 
Warrant-System  auch  in  Deutschland  immer  mehr  Aufnahme  finden, 
und  dass  sich  zu  diesem  Zwecke  die  Regierung  der  Sache  annehmen 
möge,  damit  auch  unser  heimischer  Verkehr  aus  einer  Einrichtung 
Nutzen  ziehen  könne,  welche  in  anderen  Staaten  bereits  so  segens- 
reiche Erfolge  aufzuweisen  hat. 

1)  Vergl.  Ebermann  S.  88. 
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Die  praktischen  Fragen  der  Volkswirthschaft,  welche  die  Gegenwart 
beschäftigen,  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  theilen;  der  ersten  gehören 
Fragen  an,  resultirend  aus  Erscheinungen,  die  uns  genügend  bekannt  sind ; 
so  kennen  wir  z.  B.  ganz  genau  alle  Thatsachen,  welche  auf  die  Arbeiter- 
frage Bezug  haben;  wir  -wissen,  welche  Folgen  die  Entwickelung  des  Ka- 
pitals ,  die  Verbreitung  der  ^faschinen ,  die  zunehmende  Uebermacht  der 
Grossindustrie  in  wirthschaft lieber,  geistiger  und  moralischer  Beziehung 
für  den  Arbeiterstand  hatten,  aber  es  fehlt  uns  die  Lösung,  welche  die 
allgemein  gefühlten  Uebelstände  zu  beseitigen  ermöglichte.  Eine  zweite 
Gruppe  bilden  jene  Erscheinungen,  denen  gegenüber  unser  Verhalten  durch 
Theorie  und  Praxis  unzweifelhaft  klargestellt  ist,  während  dagegen  die 
Erscheinungen  selbst  weniger  in's  Detail  studirt  und  dargestellt  wurden. 

Die  Fragen ,  welche  in  dem  yorliegendeu  Buch  behandelt  werden, 
gehören  zum  Theil  in  die  eine  Gruppe,  zum  Theil  in  die  andere.  In  die 
erste  gehört  jedenfalls  die  Münzfrage;  die  Thatsachen,  welche  sich  auf 
diese  beziehen,  sind  durch  Geschichte  und  Statistik  genügend  dargestellt. 
Von  jeher  haben  die  Veränderungen  im  Preise  der  Edelmetalle  die  Auf- 
merksamkeit auf  sich  gelenkt,  weil  ja  die  Wirkung  derselben  auf  das 
Wohl  und  Wehe  von  Tausenden  und  Hunderttausenden  Einfluss  nimmt. 
Von  der  uns  bekannten  ersten  grössern  Preisumwälzung,  welche  die  Ver- 
bindung und  der  Verkehr  mit  Spanien  durch  phönizische  Kaufleute  auf 
den  östlichen  Märkten  hervorrief  — ,  es  wurde  das  Silber  in  so  bedeuten- 
den Quantitäten  weggeführt,  dass  man  nach  Aristoteles  angeblich  selbst  die 
Schiffsbestandtheile,  Anker  etc.  aus  Silber  anfertigte  —  bis  zur  neuesten 
Ausbeute  der  Sierra  Nevada  besitzen  wir  eine  überaus  reiche  Preisgeschichte 
der  Edelmetalle.  Nichtsdestoweniger  ist  die  Lösung  der  Münzfrage  noch 
nicht  gegeben  und  wir  können  im  Vorhinein  sagen,  die  Lösung  wird  immer 
eine  relative  sein ,  entsprechend  den  Anforderungen  eines  bestimmten 
AVirthschaftsgebietes.  Nicht  so  steht  es  mit  der  Frage  der  Papierwährung. 
Wissenschaftlich  betrachtet,  ist  die  Lösung  derselben  unzweifelhaft  gege- 
ben ;  die  Papiervaluta  —  d,  h.  die  übermässige  Ausgabe  einer  mit  Zwangs- 
kurs ausgestatteten  Note  —  ist  unbedingt  schädlich  und  stört  alle  Zweige  der 
Wirthschaft,    die    Produktion,    den    Umlauf,    die    Eiukommensvertheilung, 
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diu  Konsumtion  und  den  Staatshaushalt.  Unabhängig  hiervon  raxiss  aber 
zugegeben  werden ,  dass  die  Wirkung  der  Papiervaluta  auf  diese  einzelnen 
Gebiete  der  Wirthschaft  nicht  verfolgt  wurde  und  dass  ein  Werk,  welches 
sich  dieser  Aufgabe  unterzieht,  die  Aufmerksamkeit  der  praktischen  und 
wissenschaftlichen  Kreiee  auf  sich  ziehen  muss. 

Und  gewiss  eignen  sich  wenig  Staaten  zur  Darstellung  der  Physio- 
logie der  Papierwähi'ung  so  sehr,  wie  Oestcrreich.  In  erster  Linie  aus 
dem  Grunde,  weil  in  keinem  Lande  mit  höherer  wirthschaftlicher  Kultur 
die  Papiervaluta  in  neuerer  Zeit  so  lang  bestanden  hat.  Im  neuen 
Italien  datirt  die  Einführung  seit  dem  Jahre  1866,  in  Amerika  seit  dem 
Jahre  1863;  in  Frankreich  seit  dem  Kriege.  Auch  hat,  wie  gesagt,  in 
keinem  Lande  die  Papierwährung  sich  so  lange  erhalten.  In  Frankreich 
hat  die  Assignaten  wirthschaft  mit  dem  Direktorium  geendet;  in  England 
hat  die  Bank,  welche  1797  der  Pflicht  der  Baarzahlung  enthoben  wurde, 
im  J.  1819  die  Baarzahlung  wieder  aufgenommen;  in  Preussen,  welches 
nach  der  Schlacht  von  Jena  und  später  wieder  einigemal,  aber  immer  nur 
sehr  vorsichtig  und  in  geringem  Betrage  Papiergeld  ausgab,  wurden  immer 
wieder  nach  kurzer  Zeit,  die  Zettel  eingezogen  oder  deren  Menge  wenig- 
stens bedeutend  reduzirt.  Jfur  in  Oesterreich  besteht  die  Papiervaluta 
ohne  Unterbrechung  seit  dem  Jahre  1848,  also  seit  30  Jahren.  Auch 
der  Höhe  des  Betrages  nach,  in  welchem  ungedeckte  jS^oten  zirkuliren, 
steht  Oesterreich  ziemlich  an  erster  Stelle.  Der  Gesammtumlauf  beträgt 
hier  nämlich  circa  700  Millionen  Gulden,  in  Nordamerika  (1874)  382  Mill. 
Dollar,  in  Italien  (1874):  1500  Mill.  Lire.  In  jeder  Beziehung  ist  also  das 
Untersuchungsterrain,  welches  Dr.  Hertzka  zum  Studium  auserwählte, 
für  die  betreffende  Thatsache  charakteristisch  genug.  Und  weil  wir  gerade 
in  den  über  die  Papiervaluta  angestellten  Untersuchungen  den  besondern 
und  originellen  Werth  der  H  er  tz  k  a'schen  Arbeit  erkennen,  wollen  wir 
uns  in  der  folgenden  kurzen  Anzeige  auf  diesen  Theil  beschränken  und 
hieran  einige  Bemerkungen  knüpfen. 

Nach  einer  kurzen  historischen  Einleitung  über  die  österreichischen 
Valutaverhältnisse  und  namentlich  die  Beziehung  zwischen  Staat  und  Natio- 
nalbank ,  wird  zunächst  der  EinÜuss  der  Valuta  auf  die  Kapitalvertheilung 
in  den  Aussenhandel  untersucht.  Es  wird  hier  ausgeführt,  dass  die  durch 
das  Schwanken  des  Agio's  hervorgerufene  Unsicherheit  in  der  Berechnung 
der  Produktionskosten  einerseits ,  des  Geldwerthes  andererseits  die  Inter- 
essen der  Volkswirthschaft  schädigt  und  Verluste  verursacht. 

Warum  der  Verfasser  in  diesem  Kapitel,  das  über  die  Produktion 
und  den  Aussenhandel  spricht,  und  überhaupt,  der  statistischen  Betrach- 
tung der  Handelsbewegung  aus  dem  Wege  geht,  während  er  sonst  mit  so 
viel  Eifer  und  Erfolg  die  Zahlen  sprechen  lässt,  ist  uns  nicht  klar  ge- 
worden. Denn  die  Verfolgung  der  Bewegung  im  Aussenhandel  würde  ja 
gewiss  manchen  Fingerzeig  für  den  Einfiuss  einer  gestörten  Valuta  auf 
die  Produktionsverhältuibse  bieten. 

In  den  beiden  folgenden  Kapiteln  bespricht  der  Verfasser  den  Ein- 
fiuss der  Valuta  auf  Preise  und  Löhne.  Eine  eingehende  statistische  Un- 
tersuchung führt  ihn  zu  dem  Schlüsse ,  dass  jede  fortschreitende  Ver- 
schlechterung der  Valuta  für's  Erste  die  Preise  im  Allgemeinen  ermässigte, 
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insofuru  nämlich,  als  diese  den  Schwankungen  des  Geldwerthes  nicht  so- 
fort folgten,  und  demgemäss  eine  gewisse  Tendenz  zeigten,  auf  den  frü- 
heren nominellen  Preissätzen  zu  verharren;  und  ferner,  dass  diese  Ten- 
denz des  Beharrens  bei  den  Preisen  im  Grosshandel  in  minderem  Grade 
auftrat,  als  bei  jenen  im  Kleinhandel,  und  bei  diesem  in  minderem  Grade 
als  bei  den  Lohnsätzen.  Umgekehrt  wird  sich  zeigen ,  dass  bei  einer 
Verbesserung  der  Valuta  kraft  derselben  Tendenz  des  Beharrens  die  Preise 
essentiell  stiegen  und  zwar  Avicder  die  Preise  im  (irosshandol  am  massig- 
sten ,  die  im  Kleinverkehr  schon  wesentlich  stärker  und  am  stärksten 
die  Lohnsätze.  Der  Verfasser  geht  hier  von  einer  auch  aprioristisch  rich- 
tigen Voraussetzung  aus,  die,  um  uns  so  auszudrücken,  in  dem  verschie- 
denen Trägheitsmoment  der  wirthschaftlichen  Gruppen  begründet  ist.  "Wir 
müssen  aber  bemerken,  dass  die  Beweisführung,  welche  auf  Grund  ein- 
gehender lind  höchst  mühseliger  statistischer  Berechnungen  geführt  wird, 
etwas  von  dem  eigentliclien  (icgenstande  ablenkt.  Was  nämlich  bewiesen 
werden  soll,  ist,  dass  die  Veränderung  der  Preise  in  Folge  der  Valuta- 
schwaukungen  im  Grosshandel  am  raschesten  erfolgt,  etwas  langsamer  im 
kleinen  Verkehr,  am  langsamsten  bei  den  Arbeitslöhnen;  was  wirklich 
bewiesen  wird,  ist  aber,  dass  das  Mass  der  Veränderung  der  Preise  —  nicht 
das  Mass  der  Bewegung  —  bei  diesen  verschiedenen  Gruppen  verschieden 
ist ,  wo  wir  doch  a  priori  sagen  müssen  und  wie  dies  ja  auch  der  Ver- 
fasser annimmt,  dass  das  Mass  der  Veränderung  ein  entschieden  gleiches 
sein  muss,  dass  sich  aber  diese  Veränderung  nicht  auf  allen  Gebieten 
gleich  rasch  vollzieht.  Zur  Konstatimug  dieses  Faktum's  führen  aber 
nicht  mehrjährige  Durchschnitte,  sondern  vielmehr  die  Beobachtung  der 
Preisveräuderung  in  den  betreffenden  Gi'uppen  unmittelbar  nach  der  Va- 
lutaveränderung. Da  aber  die  aufgestellte  These  kaum  bezweifelt  wird, 
glauben  wir  auch  bei  der  vielleicht  nicht  ganz  perfekten  Beweisführung 
um  so  weniger  verweilen  zu  müssen ,  als  wir  wissen ,  wie  ungefügig  und 
spröde  sich  oft  das  statistische  Material  der  unverdrossensten  Arbeit  und 
dem  durch  den  gesunden  Menschenverstand  postulirten  Hypothesen  gegen- 
über verhält. 

In  dem  Kapitel  über  den  EiuÜuss  der  Valuta  auf  den  Zinsfuss  wird 
klar  dargelegt,  wie  die  Ausgabe  eines  entwertheten  Papiergeldes  an  und  für 
sich  und  in  der  Eegel  durchaus  nicht  von  einer  Ermässigung  des  Zinsfusses 
begleitet  sein  kann.  Uebrigens  kann  diese  auf  der  falschen  Beurtheilung 
des  Wesens  des  Kapitals  zurückzuführende  Auffassung  längst  als  widerlegt 
betrachtet  werden.  Es  wird  hervorgehoben ,  welche  Störung  in  den  Ka- 
pitalbewegungeu  durch  den  Abschluss  vom  Auslande  hervorgerufen  wird 
und  wie  uachtheilig  diese  auf  die  Produktion  wirkt.  Endlich  wird  die 
Zinsfusspolitik  der  Notenbanken  bei  Metallwährung  und  Papierwährung 
erörtert. 

Lehrreich  in  Folge  scharfer  Auffassung  ist  der  Theil  über  die  Wech- 
selkurse und  glauben  wir  dies  um  so  mehr  betonen  zu  müssen,  als  wir 
es  hier  mit  einer  der  schwierigsten  Parthien  der  praktischen  Volkswirth- 
schaft  zu  thun  haben,  deren  Behandlung  selbst  ein  so  tiefer  Denker,  wie 
Mill  mit  folgenden  Worten  einleitet:  we  are  in  the  region  of  the  most 
complicated    questions,    which   political   economy   affords;   —    the   thread, 
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which  wo  arc  about  to  take  in  haud,  is  in  itsclf  very  simple  and  raaua- 
geable;  the  ouly  difficulty  is  in  foUowing  it  through  the  windings  and 
eutaglcments  of  coraplex  international  transactions.  Däss  die  Valuta  im 
Allgemeinen  die  Wechselkurse  verschlimmert ,  dass  sie  die  ausgleichende 
Wirkung  der  Wechselkixrse  auf  den  internationalen  Handelsverkehr  hemmt 
und  dass  diese  ausgleichende  Wirkung  durch  die  Zollpolitik  nicht  ersetzt 
werden  kann,  sowie  endlich  die  Möglichkeit  der  Herstellung  der  Valuta 
auch  bei  ungünstiger  Handelsbilanz  ist  streng  induktiv  dargelegt.  Die 
wichtigsten  Punkte  der  Lehre  von  den  W^echselkursen  werden  exponirt 
und  auf  manche  derselben  fällt  neues  Licht. 

Die  Untersuchungen  über  die  Papiervaluta  schliessen  mit  einer  Dar- 
stellung des  EinHusses  derselben  auf  die  wirthschaftliche  Thätigkeit  im 
Allgemeinen  und  auf  die  Staatstinanzen.  Der  Verfasser  führt  auch  hier 
manches  Wichtige  an,  ohne  aber  den  Gegenstand  zu  erschöpfen.  Um  nur 
Eins  zu  erwähnen,  finden  wir  den  höchst  störenden  Eintluss  der  Valuta- 
schwankungen nicht  berücksichtigt,  welcher  aus  den  Agiozuschlägen  der 
Eisenbahnen  folgt  und  welcher  bei  dem  Eintluss  der  Transportkosten  auf 
Preisberechnungen  vielleicht  in  einzelnen  Fällen  viel  bedeutender  ist ,  als 
die  sonstigen  Einwirkungen  der  Valuta  auf  die  Produktion.  Vom  finanz- 
politischen Gesichtspunkte  hätte  das  Verhältniss  der  Papierausgabe  zu  den 
Staatsbedürfuisseu  eine  eingehendere  Erörterung  verdient.  Denn  Eines  ist 
wohl  gewiss;  die  Papierausgabe  ist  nur  die  Folge  eines  unvollständigen 
Finanzsystems,  welchem  es  bisher  nicht  gelungen  ist,  die  Bedeckung  eines 
ausserordentlichen  Bedarfes  zu  sichern.  Die  Papiergeldausgabe  ist  Aus- 
druck und  Folge  dieser  Lückenhaftigkeit  des  Finanzsystems,  wie  ja  die 
Thatsache  dafür  zeugt,  dass  kaum  ein  Staat  derselben  in  ausserordentlichen 
Nöthen  entbehren  konnte.  Als  solche  ist  die  Papierwährung  die  direkte 
Descendentin  der  namentlich  im  Mittelalter  so  arg  betriebenen  Münzvcr- 
schlechterung.  Auf  diesem  Punkte  berührt  die  Frage  das  Gebiet  des  Münz- 
rechts, und  dessen  oberstes  Postulat:  dass  die  Heiligkeit  desEigen- 
thums,  welche  alle  Staats-  und  Privatrechte  anerkennen, 
als  nothwendiges  Korrelat  die  Heiligkeit  und  Unverletz- 
lichkeit   des    Werth-    und    Geldumlaufs  fordert. 

Die  Bankrestriktionsperiode  im  Anfang  des  Jahrhunderts  hat  in  Eng- 
land eine  reiche  literarische  Ernte  über  die  Papierwährungsfrage  geschaf- 
fen ;  hier  wurden  zuerst  die  Ansichten  entwickelt ,  welche  für  alle  Kultur- 
länder bezüglich  der  Regelung  des  Notenumlaufes  entscheidend  wurden. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  auch  Oesterreich  die  gesunden  Pegeln 
des  Geldumlaufes  nicht  mehr  lange  verachten  darf  und  die  Erreichung 
dieses  Zieles  wird  um  so  rascher  geschehen,  je  eingehender,  je  gründlicher 
die  Folgen  der  Papierwirthschaft  dargelegt  wird.  Dies  geschieht  auch 
durch  das  vorliegende  Werk,  welches  die  Pathologie  des  Papierumlaufes 
mit  gründhcher  Benutzung  der  Vorgänge  nach  mancher  Richtung  hin  er- 
weitert und  vertieft  hat,  wenn  auch  einige  Punkte  unserer  Ansicht  nach 
etwas  schärfer  hervorgehoben  zu  werden  verdienten,  manche  wichtige  Er- 
scheinungen des  Papierumlaufes  unberücksichtigt  blieben  und  auch  die  Be- 
schränkung auf  blos  österreichische  Verhältnisse  die  vollständige  Erörterung 
der  Frage  unmöglich  macht.  Dr.  B.  Weisz. 
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V. 
Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee.     rrcnuLre  annee. 
1877.     Paris,    Iraprimerie  uationale.     Deuxieme  annee   1878.     Janvier 
—  Avril. 

Bekanntlich  ist  die  Organisation  der  amtlichen  Statistik  in  Frankreich 
der  Art,  dass  neben  dem  Bureau  der  allgemeinen  Statistik  im  Ministerium 
des  Ackerbaues  und  des  Handels,  welches  mit  der  Leitung  der  Volks-  und 
Gewerbeziihlung  betraut  ist  und  überdies  statistische  Jahresberichte  über 
die  verschiedensten  Gegenstände  herausgiebt ,  einzelne  Ministerien  ihre 
eigenen  Bureaus  haben.  So  bearbeitet  das  Justizministerium  die  Statistik 
der  Civil -Straf-  und  HandelsrechtspÜege,  das  Kriegsministerium  die  Sta- 
tistik der  llekrutirung  der  Armee  und  die  Medizinalstatistik  derselben,  sowie 
die  Statistik  der  Militär-Justizpüege ,  das  Ministerium  der  Marine  und  der 
Kolonien  die  Statistik  des  Seefischfanges,  den  Bericht  über  die  Verwal- 
tung der  maritimen  Eechtspllege  u.  a.  m.  In  dem  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  sind  sogar  drei  besondere  Bureaus  mit  Statistik  beschäf- 
tigt. Xeuerdings  mit  dem  Beginne  des  Jahres  1877  hat  nun  auch  das 
Finanzministerium  ein  Bureau  erhalten  und  dieser  Xeugründung  verdanken 
wir  die  werthvolle  Monatsschrift,  deren  Titel  oben  steht.  Heber  die  Noth- 
wendigkeit  dieser  Schöpfung  belehren  uns  die  Motive  des  der  Deputirten- 
kammer  unterbreiteten  Entwurfes.  Es  heisst  da,  dass  die  Arbeiten  der 
Statistik  und  vergleichenden  Gesetzgebung,  ungeachtet  ihrer  Wichtigkeit 
für  eine  so  ausgedehnte  Verwaltung,  wie  die  Finanzverwaltung,  nie  end- 
gültig zentralisirt  gewesen  seien.  Dieser  Mangel  an  einheitücher  Leitung 
hätte  alle  Versuche  den  Arbeiten  die  gehörige  Entwickelung  angedeihen 
zu  lassen  und  ihnen  namentlich  die  nothwendige  Oeftentlichkeit  zu  ver- 
schafl^en  vereitelt.  Die  Lücke  sei  schwer  empfunden  worden.  Niemand 
könne  den  Nutzen  einer  methodischen  und  bis  iu's  Einzelne  gehenden  Be- 
obachtung wirthschaftlicher  Thatsachen  in  Frage  ziehen  wollen.  Allein 
die  Finanz-Statistik,  die  in  den  Veröffentlichungen  des  Ackerbau -Mini- 
steriums keinen  Platz  fände,  böte  Stoff  genug,  um  die  Inscenirung  eines 
speziellen  Dienstes  zu  rechtfertigen,  der  ausserdem  durch  die  parlamenta- 
rischen Ausschüsse  und  französische,  wie  auswärtige  Nationalökonomen 
längst  gefordert  wäre. 

So  ist  denn  dem  Finanzminister  für  den  Unterhalt  eines  statistischen 
Bureaus  die  Jahressumme  von  30000  Franken  bewilligt  worden,  von  denen 
20000  zu  Gehältern  dienen  und  der  Best  für  Materialien  und  Bestreitung 
der  Druckkosten  bestimmt  ist.  Das  Organ  desselben  ist  das  genannte 
Bulletin.  Dieses  erscheint  in  gediegener  Austattung  in  monatlichen  Heften 
von  je  60  Seiten  gross  Oktav  für  den  ungemein  billigen  Preis  von  12  Fran- 
ken jährlich.  Da  dem  Bureau  die  genügenden  Hülfsmittel  und  gute  Ver- 
bindungen zu  Gebote  stehen,  erstreckt  sich  der  , Inhalt  des  Bulletins 
nach  den  verschiedensten  Richtungen.  Leicht  begreiflich  überwiegen  in 
demselben  die  Mittheilungen  über  Frankreich;  aber  auch  den  Zuständen 
anderer  Lihider  wird  die  gebührende  Aufmerksamkeit  nicht  versagt.  Die 
daselbst  neu  erlasseneu  Gesetze  werden  in  französischer  Uebersetzung  wie- 
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dergegeben,  bereits  bestehende  auf  ihre  Zweckmässigkeit  an  ihren  Ergeb- 
nissen geprüft.  So  erhalten  wir  im  ersten  Baude  des  ersten  Jahrganges 
(Januar  bis  Juni)  den  Wortlaut  des  russischen  Gesetzes  über  die  Goldzölle 
vom  22.  Novbr.  1876,  des  italienischen  über  die  Post-Sparkassen  vom 
27.  Mai  1875;  nach  der  anderen  Seite  sucht  das  Bulletin  die  französischen 
Leser  zu  unterrichten  über  die  Einkommensteuer  in  Preussen  und  Eng- 
land ,  das  Tabaksmonopol  in  Oesterreich-Ungarn  u.  s.  w. 

Das  über  Frankreich  Gesagte,  das  den  auswärtigen  Leser  am  meisten 
interessiren  wird,  weil  es  in  einer  seltenen  Vollständigkeit  bei  einander 
über  Dinge  berichtet,  über  welche  man  bisher  nur  mühsam  Auskunft  ge- 
winnen konnte,  lässt  sich  in  zwei  Hauptgruppen  zusammenfassen.  Ein 
Mal  die  Finanz-Verwaltung  im  Allgemeinen  —  das  öffentliche  Rechnungs- 
wesen,  die  Staatsschuld,  die  Staatspapiere  —  dann  im  Speziellen  die 
Steuerverwaltung  werden  in  klarer  Darstellung  sehr  eingehend  behandelt. 
Direkte  und  indirekte  Steuern,  Zölle,  Enregistreraent,  Staatsmanufakturen, 
Münze  und  Post  werden  berücksichtigt;  mit  welcher  Gründlichkeit  dies 
geschieht  beweist  der  Aufsatz  über  die  in  Frankreich  seit  dem  Jahre  1795 
bis  auf  die  Gegenwart  stattgehabten  Münzprägungen. 

Drei  sehr  bequeme  Register  am  Ende  jedes  Bandes  erleichtern  die 
Benutzung  ausseroi-dentlich.  Zuerst  wird  der  Inhalt  der  6  Hefte  in  der 
Reihenfolge  des  Abdruckes  der  Aufsätze  raitgetheilt,  es  folgt  eine  Grup- 
pirung  nach  Ländern  und  ein  alphabetisches  Verzeichniss  nach  Haupt- 
stichworten, wie  „argent,  boissons,  budgets ,  cadastre,  caisses  d'epargne 
u.  s.  w."  macht  den  Beschluss. 

Dass  diese  Zeitschrift  gedeihen  wird,  steht  ausser  Frage.  Nach  der 
Vollendung  des  ersten  Jahrganges  auch  nur  den  leisesten  Zweifel  daran 
hegen  zu  wollen,  würde  den  Herausgebern  ein  Unrecht  zufügen  heissen. 
Es  handelt  sich  ja  freilich  im  Bulletin  nicht  immer  um  Original- Aufsätze; 
aber  die  gelegentlichen  Anleihen,  die  bei  der  Augsburger  Allgemeinen, 
der  Union  postale  de  Berne,  der  Revue  des  postes  u.  a.  m.  gemacht  wer- 
den ,  sind  mit  so  viel  Geschmack  und  Umsicht  angeordnet,  dass  man  Aveit 
davon  entfernt  ungehalten  über  Wiederholungen  zu  sein,  sehr  dankbar 
für  dieselben  ist.  Welcher  Privatgelehrte  könnte  denn  alle  diese  Journale 
halten  und  lesen!  Referent  gesteht,  dass  in  der  kurzen  Zeit  des  Beste- 
hens das  Bulletin  ihm  so  lieb  als  unentbehrlich  geworden  ist  und  glaubt 
allen  denjenigen,  deren  Aufmerksamkeit  dasselbe  bisher  entgangen  sein 
sollte,  durch  den  Hinweis  auf  dasselbe  einen  erheblichen  Dienst  zu  er- 
weisen. 

Der  zweite  Jahrgang  1878  bringt  in  seinen  ersten  4  Heften  unter 
Anderem  wichtige  Aufsätze  über  die  Währungsfrage  in  den  Vereinigten 
Staaten,  die  Produktion,  den  Handel  und  die  Besteuerung  des  Tabaks 
in  Frankreich,  Deutschland,  Italien,  den  Vereinigten  Staaten.  Von  ver- 
schiedeneu Ländern  werden  die  Budgets  des  laufenden  Jahres  mit  Rück- 
blicken auf  die  Vergangenheit  mitgetheilt,  sowie  die  Ergebnisse  des  aus- 
wärtigen Handels  im  verflossenen  geschildert. 

Wilh.  Stieda. 
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Annales  de  Demographie  internationale.  Uecueil  trimtstriel  de  tra- 
yaux  originaux  et  de  documents  statistiques  et  buUetiu  bibliographique 
special,  public'  par  A.  Chervin.  Paris  1B77.  Librairie  de  Guil- 
laumin  et  Cie. 

Für  die  Populationistik  der  älteren  deutschen  Schule  gebraucht  eine 
neuere  fran;^ösische  den  Ausdruck  Demographie.  Den  speziellen  Interessen 
dieses  Zweiges  der  Statistik  dienen,  möglicherweise  denselben  zu  einer 
selbständigen  Wissenschaft  ablösen  zu  wollen,  setzen  sich  die  genannten 
Jahrbücher  zum  Zwecke.  Sic  erscheinen  gut  ausgestattet  in  Vierteljahrs- 
heften zu  dem  nicht  unbedeutenden  Preise  von  30  Franken,  zu  welcher 
Summe  für  das  Ausland  ein  beträchtlicher  Zuschlag  als  Porto  kommt. 

Man  erinnert  sich,  wer  vor  bald  25  Jahren  das  Wort  „Demographie" 
zuerst  einzubürgern  versucht  hat.  Achille  Guillard  nannte  seine  im 
Jahre  1855  erschienene  Bevölkerungsstatistik  „Elements  de  statistique  hu- 
maine  ou  demographie  comparee".  In  diesem  Buche  rechtfertigte  er  die 
neue  Bezeichnung  weiter  nicht,  stellte  aber  wenigstens  ihren  Begriff  und 
Umfang  fest.  Die  auf  die  Menschheit  sich  beziehende  Statistik  nannte  er 
Demographie.  "Wenn  ihm  nun  aber  die  Statistik  ganz  allgemein  als  die- 
jenige Wissenschaft  erschien ,  die  sich  aus  allen  den  Beobachtungen  zu- 
sammensetze, welche,  fähig  auf  Mittelwerthe  zurückgeführt  zu  werden, 
in  Zahlen  darstellbar  seien  ^),  so  sollte  die  Demographie  doch  nicht  eigent- 
lich ein  Zweig  dieser  Disziplin  sein,  als  vielmehr  die  Grundlage  derselben, 
Sie  sollte  den  gemeinsamen  Behälter  bilden,  in  welchem  alle  Ströme  der 
Statistik  zusammenüiessen.  Für  den  Menschen  ausschliesslich,  für  seinen 
Fortschritt,  sein  Wohlergehen  sammle  man  ja  alle  die  Daten  aus  Acker- 
bau, Handel,  Gewerbe,  Medizin  u.  s.  w.  Alle  diese  Statistiken  seien  nichts 
als  Zweige  „ungeheuren  Baumes  der  Menschheit,  welcher  die  ganze  Erde 
mit  seinem  immergrünen  Laube  bedeckt  und  sie  Alles ,  was  sie  trägt  und 
einschliesst,   zu  seiner  Entwickelung  beitragen  heisst." 

„Soll  ich  Ihnen"  —  fährt  er  nach  diesen  Auseinandersetzungen  fort  — 
„auch  eine  Definition  der  Demographie  geben  r  Sie  ist,  in  weiterem  Sinne 
„die  natürliche  und  soziale  Geschichte  der  menschlichen  Gattung.  Im 
,, engeren  Sinne,  in  welchem  wir  sie  hier  nehmen  müssen,  ist  sie  die  ma- 
„theraatische  Kenntniss  der  Bevölkerung,  ihrer  allgemeinen  Bewegung, 
,, ihres  physischen,  bürgerlichen,  geistigen  und  sittlichen  Zustandes."  Der 
Umfang  der  Wissenschaft  wird  auf  diese  Weise  recht  ausgedehnt.  Die  De- 
mographie umfasse  die  Aufeinanderfolge  der  Generationen,  die  Lebens- 
dauer, die  Beziehungen  des  Menschen  zur  Natur  und  die  der  Menschen 
unter  einander,  mit  einem  Worte  alle  die  Studien,  welche  direkt  auf  die 
Gattung,    ihre  Bedürfnisse,  ihre  Leiden,  ihr  Wohlsein  Bezug  nehmen. 

In  einem  Anhange,  in  welchem  er  Briefe  an  verschiedene  hervor- 
ragende französische  Gelehrte  abdruckt,  erklärt  Guillard  dann  nicht  als 


1)  La  science  qiii  se  compose  de  toutes  les  observations  susceptibles  d'etre  reduites 
cn  moyennes  exprimees  par  des  nombrcs. 
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erster  das  Wort  Demographie  gebraucht  zu  haben.  In  der  Revue  des 
neunzehnten  Jahrhundei'ts  hätte  man  dieses  Ausdruckes  sich  zu  bedienen 
begonnen  ,  um  die  langweilige  Wiederholung  einer  Umschreibung  zu  ver- 
meiden. An  dieser  Stelle  erklärt  er  auch  den  Unterschied  zwischen  An- 
thropologie und  Demographie.  Die  erstere,  eine  Abtheilung  der  Zoologie, 
studire  diu  Individualität  des  Organismus,  die  letztere  beschäftige  sich 
nur  mit  Masseubeobachtungen.  Die  eine  sei  die  Wissenschaft  vom  Men- 
schen,  die  andere  von  der  Menschheit.     (Lettre  ä  M.  du  Puyuode  S.  367.) 

Der  Demographie  in  diesem  Gui  1  lar d'schen  Sinne  sind  die  Jahr- 
bücher gewidmet.  Zwar  ist  dies  nirgends  direkt  ausgesprochen  worden, 
aber  der  Umfang  dessen,  was  im  verflossenen  Jahre  geboten  wurde,  be- 
zeugt es.  Mit  Genugthuung  wird  jeder  Fachmann  die  neue  Zeitschrift 
begrüssen.  Die  Bevölkerungs -Statistik  bildet  ja  den  Kern  der  Statistik; 
sie  ist  es,  welche  vor  Allem  angebaut  und  gepflegt,  auch  die  meisten 
Ergebnisse  aufzuweisen  hat.  Es  ist  also  sehr  verständlich,  dass  man  ihr, 
die  relativ  Vollkommenes  bietet,  am  ehesten  Beachtung  schenkt.  Zugleich 
ist  auch  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  Literatur  schon  so  augeschwollen, 
dass  eine  Unternehmung,  die  den  bibliographischen  Theil  mit  Sorgfalt  kul- 
tivirt,  allen  Dank  verdient.  Die  Jahrbücher  sind  international;  sie  be- 
rücksichtigen die  ausserhalb  Frankreich  erschienenen  Werke  ebenso  und  er- 
leichtern dadurch  Jedem  seine  Arbeit. 

Ein  Programm  hat  der  Herausgeber  Chervin  für  seine  Zeitschrift 
nicht  aufgestellt.  Er  theilt  aber  aus  einem  ihm  zugegangenen  Briefe  Le- 
vasseurs  einen  Ausspruch  mit,  den  er  gleichsam  als  solches  adoptirt 
wissen  will.  „Dank  der  Statistik,"  meint  Levasseur,  „ist  die  Demo- 
graphie einer  der  entwickeltesten  Zweige  der  ökonomischen  Wissenschaft 
geworden  und  wird  noch  grössere  Fortschritte  machen.  Es  ist  daher 
wichtig  ihre  Gesetze  zu  lehren  und  die  erlangten  Ergebnisse  bekannt  zu 
machen,  ohne  dabei  aufzuhören  an  der  Entdeckung  neuer  weiter  zu  ar- 
beiten." „Tel  est  en  effet  notre  programme"  fügt  der  Herausgeber  in 
einer  kurzen  „a  nos  lecteurs"  überschriebenen  Ansprache  hinzu. 

Für  diese,  wie  dem  Ref.  scheint,  etwas  unerlaubte  Bündigkeit,  ent- 
schädigt theilweise  ein  allerdings  erst  im  letzten  Heft  erschienener  bemer- 
kenswerther  Aufsatz  des  Dr.  Berti  Hon  über  die  Stellung  der  Demogra- 
phie in  den  anthropologischen  Wissenschaften  (S.  517 — 539).  Dieser  knüpft 
an  die  Untersuchungen  des  mittlerweile  gestorbenen  Guillard's  an  und 
theilt  ihm  die  Ehre  der  Erfindung  des  Namens  zu  (S.  524),  was  nach  dem 
oben  Gesagten  nicht  ganz  zutreffend  erscheint.  Ebenso  irrt  Bertillon, 
wenn  er  sagt  ,,les  Allemands  disent  tantot  Demographie  et  tantöt  Demo- 
logie  lorsqu'ils  s'occupent  des  lois  les  plus  generales  qui  regissent  les 
groupes  sociaux".  Ein  Mal  ist  weder  der  eine  noch  der  andere  Ausdruck 
deutschen  Schriftstellern  ganz  geläufig.  Dann  aber  wissen  Diejenigen, 
welche  sie  brauchen,  sehr  wohl  zwischen  beiden  zu  unterscheiden.  Der 
einzige,  welcher  bisher  in  Deutschland,  freilich  nicht  mit  zu  viel  glück- 
lichem Erfolg,  ein  System  der  Demologie  einzubürgern  versucht  hat,  ist 
sich  doch  darüber  nie  im  Unklaren  geblieben,  dass  diese  Disziplin  einen 
von  der  Demographie  verschiedenen  Inhalt  hat.  Ernst  Engel  sagt  wört- 
lich (System  der  Demologie  S.  11) :  „Es  konnte  keine  Demologie  entstehen, 
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bevor  es  eine  Demographie  gab  ....  Die  Zukunft  gehört  allerdings  der 
Demologie ,  jedoch  nur  bii  gleichzeitiger  Ausbildung  der  Demographie." 
AVenu  also  hiernach  die  Demographie  auch  in  die  Demologie  hineinlüllt, 
so  fällt  sie  doch  nicht  mit  ihr  zusammen ;  am  allerwenigsten  aber  ist 
das  Aufsuchen  von  Gesetzen  ein  entscheidendes  Kennzeichen  zwischen 
beiden. 

Nach  Bertillou  nun  besteht  die  Aufgabe  der  Demographie  im  Stu- 
dium der  Völker.  Quetelet  habe,  durch  eine  vorgefasste  Meinung  ge- 
leitet, sich  nur  dem  Studium  des  Menschen  zugewandt  und  einen  mittleren 
Menschen  konstruii't.  Die  Demographie  wolle  die  Naturgescliichte  der  so- 
zialen Gruppen  einer  Bevölkerung  geben ,  sowie  der  Anthropologe  die- 
jenige eines  jeden  menschlichen  Tj-pus  liefere  (S.  523).  Sie  will  nicht 
die  Eigenthümlichkeiten  einzelner  Menschen ,  sie  will  die  Besonderheiten 
eines  Volkes,  einer  Bevölkerung  darstellen.  Bertillon  unterscheidet  die 
Statik  und  die  Dynamik  der  Demographie.  Die  erstere  zerlegt  die  Be- 
völkerung in  die  Bestandtheile,  aus  welchen  sie  sich  in  einem  gegebenen 
Augenblicke  zusammensetzt.  Sie  stellt  fest  das  Verhältniss  der  Geschlechter, 
den  Altersaufbau,  den  Familienstand,  die  verschiedenen  Berufsgattungen 
u.  s.  w.  Die  letztere  ist  das  Studium  der  unaufhörlichen  Neuerungen, 
welche  Geburt  und  Tod  im  Zustande  einer  Bevölkerung  hervorrufen  (S.  529). 
Man  sieht  die  französische  Demographie  deckt  sich  genau  mit  dem,  was 
wir  in  Deutschland  als  Bevölkerungsstatistik  kennen.  Mayr's  neueste 
Arbeit  z.  B.  würde  französisch  etwa  „Des  lois  de  demographie  comparee" 
bezeichnet  werden.  Wozu  nun  aber  für  die  altbekannte  Abtheiluug  der 
Statistik  ein  anderer  Name  geschaffen  w'erden  soll,  will  dem  lief,  nicht 
einleuchten.  Begrifflich  und  inhaltlich  ändert  sich  nichts,  was  bezweckt 
dann  das  neue  Kleid  ?  „Notre  objet  est  donc  bien  l'etude  des  peuples" 
sagt  Bertillon  „et  c'est  pourquoi  e'  expression  de  Demographie  exprime 
parfaitcment  l'objet  de  cette  science."  Dies  wäre  richtig,  wenn  genau 
feststünde,  in  welchem  Sinne  das  griechische  „öiiixog"  denn  eigentlich  zu 
nehmen  sei,  ob  nicht  vielleicht  in  einem  politischen;  der  Nutzen,  den 
man  aus  der  fremden  Bezeichnung  zieht,  wird  auf  diese  Weise  ein  frag- 
licher. 

Wenn  Ref.  so  einige  Bedenken  gegen  die  Annahme  der  neuen  Be- 
zeichnung hat,  so  scheint  gleichwohl  für  ihn  kein  Grund  vorhanden  die- 
selbe zu  bekämpfen.  Wie  immer  er  sich  aber  auch  zu  dieser  Aeusser- 
lichkeit  verhalten  mag,  der  Sache  selbst  kann  er  nur  seinen  vollen  Beifall 
zollen.  Und  um  so  rückhaltsloser  darf  er  dies  thuu,  als  die  meisten  der 
in  dem  ersten  Jahrgange  enthalteneu  Original- Aufsätze  alle  Anerkennung 
verdienen,  die  gelieferten  Uebersetzungen  aber,  abgesehen  vom  Inhalt, 
einen  Werth  noch  deshalb  beanspruchen,  weil  sie  in  eine  allen  verständ- 
liche Sprache  gebracht  worden. 

Zu  den  Abhandlungen  der  ersten  Art  zählt  Ref.  zunächst  eine 
zweite  Arbeit  von  Bertillon  über  die  Bewegung  der  Bevölkerung  in 
den  verschiedeneu  Staaten  Europas  und  besonders  in  Frankreich,  ein  Auf- 
satz ,  der  in  Anlage  und  Durchführung  als  im  höchsten  Grade  gelungen 
bezeichnet  werden  muss.  Als  eine  Beantwortung  der  von  der  Akademie 
der  moralischen  und    politischen  Wissenschaften  im  Jahre  1875    gestellten 

9* 


120  Literatur. 

Preisaufgabe  eingegangen,  hat  das  Institut  nicht  verfehlt  die  Arbeit  zu 
krönen.  In  einer  gleichfalls  gekrönten  Abhandlung  theilt  Dr.  Giber t 
seine  Ansichten  über  die  Ursachen  der  französischen  Entvölkerung  mit. 
Er  findet  diese  in  den  Auswanderungen ,  der  künstlichen  Ernährung ,  der 
Trunksucht,  dem  Concubinat,  den  Ehen  zwischen  Blutsverwandten,  dem 
Onauisme  conjugal,  der  Prostitution.  Diesen  Arbeiten  reiht  sich  die  des 
Prof.  Dunant  an  über  die  Bedeutung  der  Einwanderung  ländlicher  Be- 
völkerung in  die  Städte.  An  TJebersetzungen  werden  geboten  eine  Studie 
von  William  Farr  über  die  Sterblichkeit  in  England  während  der  Jahre 
1861 — 70  (aus  dem  35.  Band  des  Jahresberichts  des  General  Registrar-office), 
ein  Aufsatz  von  Georg  Mayr  über  die  Kindersterblichkeit  in  München 
(München  in  naturwissenschaftlicher  Beziehung  1877  S.  184 — 203),  die 
von  dem  Grafen  Fortescue  zur  Eröffnung  der  47.  Sitzung  der  Brittish 
association  gehaltene  Rede,  sowie  ein  eben  daselbst  von  Stephen  Bourne 
gelesenes  Memoire  über  das  Wachsthum  der  Bevölkerung  im  Verhältniss 
zu  den  Unterhaltsmitteln. 

In  kleineren  Aufsätzen  theilen  der  Herausgeber  Ch ervin  und  G. 
Pery,  dieser  die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  Portugal,  jener  in  Finn- 
land während  der  Jahre  1869 — 1874  mit;  giebt  Körösi  in  Pest  Daten 
über  die  in  Budapest  an  15612  Schulkindern  beobachteten  Farbenver- 
schiedenheiten  in  Haut,  Haaren  und  Augen  und  versucht  über  den  Ein- 
Üuss  der  Wohnungen  auf  die  Todesursachen  und  die  Lebensdauer  ein  an- 
schauliches Bild  zu  entwerfen.  Gestützt  auf  in  den  Jahren  1872 — 75  zu 
Budapest  vorgekommene  30000  Sterbefälle;  liefert  endlich  Eduard  Jarvis, 
der  Vorsitzende  der  amerikanischen  statistischen  Gesellschaft,  eine  über- 
sichtliche Skizze  des  Wachsthums  der  Bevölkerung  in  den  vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

Ausserdem  sind  in  jedem  der  Vierteljahrshefte  mehr  oder  weniger 
ausführliche  Referate  über  mehr  oder  minder  hervorragende  statistische  Quel- 
lenwerke  enthalten.  Berichte  und  Notizen  über  die  Sitzungen  gelehrter 
Gesellschaften,  die  Pariser  anthropologische  Ausstellung  u.  a.  m.  sind  gleich- 
falls an  verschiedenen  Stellen  zu  finden. 

Wilh.  Stieda. 


vn. 

Drei  Katechismen  der  Volkswirthschaftslehre. 

Moritz  Block,  Kleines  Handbuch  der  Nationalökonomie  oder 
Volkswirthschaftslehre;  aus  dem  französischen  übersetzt  von  A.  v. 
Kaven,  Aachen   1878.     146  SS. 

Katechismus  der  Volkswirthschaftslehre;  herausgegeben  vom  deut- 
schen Verein  gemeinnütziger  Kenntnisse  in  Prag.  Prag 
1878.     98  SS. 

W.  Stanley  Jevons,  Political  Economy  (aus  der  Serie  der  Science 
Primers,  herausgegeben  von  Huxley  etc.).     London   1878.      134  SS. 

Vor  zehn  Jahren  —  Band  X  dieser  Jahrbücher  —  hatte  der  Referent 
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schon  oiiinuil  Gelegenheit,  eine  Anzahl  ähnlicher  elementarer  Handbücher 
der  Volkswirthschaftslehrc  zu  besprechen.  Das  Ergobniss  der  Besprechung 
konnte  kein  erfreuliches,  die  Heurtheiiuug  keine  freundliche  sein,  weil 
die  meisten  dieser  Leitfäden  Ansprüche  auf  Wissenschaftlichkeit  machten, 
die  ihnen  durchaus  nicht  zukamen ,  und  zwischen  Katechismus  und  ge- 
lehrtem Lehrbuch  haltlos  hin  und  herschwankten.  Nxir  eins  jener  Bücher, 
nämlich  die  „Yolkswirthschaft  für  Jedermann"  nach  dem  französischen  des 
Kapet  konnte  damals  gelobt  werden ,  weil  es  seinen  Zweck :  ein  Katechis- 
mus der  Anfangsgründe  der  Volkswirthschaftslehre  zu  sein  ,  durchaus  er- 
füllt; und  soviel  wir  wissen,  hat  dasselbe  auch  in  weiten  Kreisen  Aner- 
kennung gefunden.  Trotzdem  das  Büchlein  nichts  als  die  allbekannten 
und  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  gewiss  höchst  anfechtbaren  For- 
meln der  „Freihandelslehre"  mittheilte,  war  doch  nicht  zu  verkennen, 
dass  die  Art  der  populären  Darstellung  verbunden  mit  klarem  und  leben- 
digem  Vortrag  eine  durchaus  zweckmässige  und  geschickte  sei. 

Seit  diesen  zehn  Jahren  scheint  die  Kunst  des  Katechismus-Schreibens 
sich  weiter  verbreitet  und  auch  Fortschritte  gemacht  zu  haben ;  denn  lle- 
fcrent  ist  in  der  angenehmen  Lage,  den  drei  vorliegenden  Büchlein  ein 
mehr  oder  weniger  bedingtes  Lob  spenden  zu  können. 

Bei  solchen  Schriften  handelt  es  sich  natürlich  gar  nicht  um  irgend 
welche  wissenschaftliche  Verdienste,  sondern  es  kommt  nur  auf  Takt  und 
Geschmack  an.  Die  Sätze  der  Volkswirthschaftslehre  sind  ja  freilich  noch 
zumeist  bestritten  und  ungeklärt;  immerhin  aber  giebt  es  eine  Anzahl 
von  Grundbegriffen  und  elementaren  Anschauungen,  an  denen  volkswirth- 
schaftliches  Denken  erweckt  werden  kann;  und  wenn  auch  dabei  wissen- 
schaftlich Bestreitbares  vorgetragen  wird ,  so  thut  das  dem  pädagogischen 
Zweck  keinen  Eintrag. 

Block,  der  Prager  Gemeinnützige  Verein  und  Je  von  s  behandeln 
ihre  Aufgabe  jeder  in  anderer  Weise. 

Block  lehnt  sich  in  seiner  Behandlung  augenscheinlich  stark  an  den 
Katechismus  von  Eapet  an.  Des  letzteren  Anlage  gefällt  uns  eigentlich 
besser;  denn  die  Gespräche  über  die  Elemente  des  wirthschaftlichen  Zu- 
sammenwirkens entwickeln  sich  natürlicher  und  geschmackvoller  an  der 
Darstellung  der  reformatorischen  Thätigkeit  eines  auf  sein  Heimathdorf 
zurückgekehrten  Arztes,  während  die  Gespräche  bei  Block  die  Absicht, 
die  Sache  an  den  Mann  oder  vielmehr  an  die  Kinder,  welche  unterrichtet 
werden  sollen,  zu  bringen,  etwas  zu  deutlich  verrathen.  Indessen  wird 
der  Zweck  des  Verfassers,  der  Jugend  —  er  mag  sich  etwa  15jährige 
Knaben  vorgestellt  haben  —  einige  Vorstellungen  von  Arbeitstheilung, 
Geld  und  Bankwesen,  wirthschaftlichen  Genossenschaften  u.  s.  w.  beizu- 
bringen, im  Ganzen  doch  recht  geschickt  durchgeführt,  und  die  Thatsache, 
dass  der  französische  Text  des  Schriftchens  unseres  geehrten  Landsmannes 
bereits  mehrere  Auflagen  erlebt  hat,  zeugt  dafür. 

Der  Prager  Verein  wendet  sich  an  ein  etwas  erwachseneres  Publikum. 
Er  stellt  in  fünf  mehr  dogmatisch  geordneten  Abschnitten  die  Grund- 
begriffe, die  Gütererzeugung,  den  Verkehr,  das  Einkommen,  die  wirth- 
schaftliche  Verwaltung  dar;  und  zwar  in  Form  von  344  Antworten  auf 
ebensoviele  Fragen.     Diese  Methode  hat  den  Vorzug,  dass  man  mit  Hilfe 
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oiues  Registers  über  die  Gesammthoit  der  behandelten  Themata,  freilich 
unvollkommene  und  ungleichmässige,  aber  doch  immerhin  irgend  welche 
andeutungsweise  Auskunft  leicht  finden  kann;  nur  dürfte  die  gewählte 
Form  für  die  fortlaufende  Lektüre  doch  gar  zu  ermüdend  sein. 

Dem  Referenten  erscheint  die  vom  Verfasser  des  zu  dritt  genannten 
Leitfadens  gewählte  Form  die  geschmackvollste  und  für  einigermassen  ge^ 
bildete  Anfänger  passendste,  nämlich  die  schlichte  Darstellung  der  ele- 
mentaren Fragen  der  Volks-  und  Staatswirthschaft  in  einer  das  folgende 
aus  dem  früheren  einfach  und  überzeugend  entwickelnden  Ordnung.  Wäh- 
rend die  Gesprächsform  und  das  Frage-  und  Antwort -Spiel  doch  immer 
etwas  Gemachtes  und  ästhetisch  nicht  gerade  Zusagendes  haben ,  ist  hier 
derselbe  Zweck  auf  gefälligere  Art  erreicht.  Wie  auf  anderen  Gebieten 
so  ist  auch  hier  die  einfache  und  geschmackvolle  Darstellung,  die  sich 
keiner  künstlichen  Mittel  bedient,  schwierig;  aber  es  will  dem  Referenten 
scheinen,  dass  Professor  Jevons  das  Problem  mit  der  Hand  des  Meisters, 
der  das  Ganze  der  Wissenschaft  beherrscht,  gelöst  hat,  und  es  dürfte  der 
seinigen  unter  diesen  drei  Darstellungen  wohl  der  Preis  zuzuerkennen  sein. 

V.  Scheel. 
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IV. 
Die  Bevölkerung  Tirols  und  Vorarlbergs,    dargcstollt  nach  den  wich- 
tigsten populatiouisti.scheu   Gesichtspunkten  von  J.  Platter. 

I.      Grösse  und  Wachst  hu  ra. 

Die  erste  Volkszählung  in  üesterreich,  angeordnet  durch  die  allerh. 
Keskripte  vom  lo.  Okt.  1753,  7.  Jänner  und  16.  Febr.  17.54,  erfolgte  im 
Jahre  1754.  Von  3  zu  3  Jahren  sollten  diese  Zählungen,  die  sich  nach 
den  citirten  Keskripten  auch  auf  Tirol  und  Vorarlberg  erstrecken  sollten, 
wiederholt  und  im  Anfange  des  Sounenjahres  vorgenommen  werden.  Ihr 
Ziel  war  die  effektive  Bevölkerung  nach  Alter,  Geschlecht  und  Civilstaud. 
Die  zweite  Zählung  erfolgte  jedoch  erst  im  Jahre  17G1,  da  der  sieben- 
jährige Krieg  die  Vornahme  derselben  im  Jahre  1757  vereitelt  hatte.  Die 
Ergebnisse  dieser  zweiten  Zählung,  welche  für  die  deutschen  Erblandc 
einen  Rückgang  der  Bevölkerung  um  -/ü  Millionen  gegen  1754  auswies, 
schienen  sehr  wenig  befriedigend.  Im  Jahre  1762  erschien  ein  allerh. 
lieskript,  worin  verschiedene  Veränderungen  in  den  bisherigen  Formularien 
verfügt  und  die  Mitwirkung  der  Geistlichkeit,  welche  von  nun  an  auch 
zur  jährlichen  Einsendung  der  Nachweisuugen  über  die  Trauungen,  Ge- 
burten und  Sterbefälle  verhalten  ward,  anbefohlen  wurde. 

Mit  den  Patenten  vom  10.  März  1770  und  vom  8.  April  1771  tritt 
der  militärische  Zweck  der  Volkszälilungen  gänzlich  in  den  Vordergrund, 
es  handelt  sich  nun  vorzüglich  nur  um  die  männliche,  einheimische 
Bevölkerung,  man  will  zunächst  nur  eine  verlässliche  Grundlage  für  die 
Eekrutirung  gewinnen,  die  Zählungen  sollen  durch  kreisämtliche  Kom- 
missäre und  Militäroffiziere  vorgenommen  werden.  Seitdem  wurden  in 
den  Zählungsformularien  manche  Aenderungen  und  Erweiterungen  vor- 
genommen, aber  der  Begriff  der  einheimischen  Bevölkerung  blieb  als  Ziel 
der  Zählungen  im  Wesentlichen  bis  zum  Jahre   1869   stehen. 

Bis  hierher  folgten  wir  den  Ausführungen  A.  Ficker's  (Volkszäh- 
lungen, statistisch -administrative  Vorträge,  Wien  1867)  und  J.  V.  Göh- 
lert's  (^die  Ergebnisse  der  Volkszählungen  u.  s.  w. ,  Sitzungsberichte  der 
philosophisch-historischen  Klasse  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften   14.  Band  S.  52  ff.). 

Letzterer  theilt  auch  die  Ergebnisse  der  Zählung  von  17  54  mit, 
welche  für  Tirol  und  Vorarlberg    396,499  Einwohner   und    zwar   190,638 
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mäunlichc  und   205,861   weibliche  aufwies.     Da«  Formular  dieser  Zählung 
ist  für  den  Populationistiker  weit  besser  angelegt,   als  die  aller  folgenden 
bis  zur  Mitte  unseres  Jahrhunderts,  indem,  wie  schon  bemerkt,  die  effek- 
tive   Bevölkerung    den    Zweck    dieser    Zählung    bildet    und    dieselbe    nach 
Altersklassen    (freilich    nur    nach   fünf),    jede  von  diesen  nach  dem  Civil- 
stand,    und  endlich  die  Ledigen  und  Verheiratheten  nach  dem  Geschlechte 
unterschieden  werden.     G  ö  hl  ert  ist  der  Ansicht,   dass  die  Resultate  dieser 
ersten    Yolkszählung    hinsichtlich    ihrer    Vollständigkeit    volles    Vertrauen 
verdienen   (S.  57   1.  c).     Darin  möchte  ich  ihm   nicht  beistimmen  und  zwar 
deshalb,  weil  dann  das  Wachsthum  der  Bevölkerung  von   1754 — 1785  ein 
ganz    übermässiges    müsste    gewesen    sein,    wie  es  später    auch    auf  keine 
Nähe    mehr   vorkam.     Trotzdem    finden   wir   in  Göhlert's  Tabelle    kein 
einziges  verheirathetes  Individuum  unter  20  Jahren,  während  von  1828 — 
1872  die  Zahl  der  Frauen,    welche    unter  20  Jahren  heirathen,    in  Tirol 
und  Vorarlberg  über   8  Prozent  sämmtlicher  in  die  Ehe  tretenden  Frauen 
ausmacht.     Von    den    Männern    lässt    sich    das  Verhältniss   nicht    mit   Be- 
stimmtheit   eruiren,    weil  die  Altersklassen  derselben    jetzt  anders  gestellt 
sind.     Zu  einer  sehr  raschen  Volksvermehrung  gehört  aber  vor  Allem  eine 
sehr  hohe  Trauungszifi'er  und  also   ein  sehr  niedriges  Heirathsalter.    Letz- 
teres ist  in  unserem  Jahrhundert  von  Dezennium  zu  Dezennium  gewachsen 
und  die  Vermuthung  streitet  daher  jedenfalls  sehr  stark  dafür,    dass  man 
im  Jahre  175-1   nicht  älter  heirathete  als  jetzt  und  dass  daher  jene  Nullen 
falsch    sind.     Die    Zuverlässigkeit   jener   ersten    Volkszählung    scheint    mir 
daher  höchst  zweifelhaft  und  ihre  Resultate  viel  zu  gering.     Merkwürdig 
ist  es,  dass  ein  Mann,  welcher  in  den  zwei  ersten  Dezennien  dieses  Jahr- 
hunderts   an    der   Innsbrucker    Universität    Vorträge    über    Statistik    hielt, 
nämlich  Professor  Thomas  Hamer  (gest.  1819),    gar  nichts  von   dieser 
und   den  nächstfolgenden  Zählungen  wusste.     Auszüge  aus  seinen  Schriften 
finden  sich  im  Band  1026   der  Biblioth.  Tyrol.  im  Ferdinandeum  zu  Inns- 
bruck.    Er  behauptet,   die  erste  Zählung  in  Tirol  sei  im  Jahre   1770   vor 
sich  gegangen,  während  uns  heute  noch  in  derselben  Bibliothek  Bevölke- 
rungstabellen des  Oberinnthals  aus  dem  Jahre  1766   erhalten  sind.     Jeden- 
falls   ist    aus   jener   Behauptung    das   zu    entnehmen,    dass    die  Ergebnisse 
jener    ersten   Zählungen    keine   weitere  Verbreitung    fanden,    weshalb    wir 
uns  nicht  wundern   dürfen,    wenn  die  Daten    für  diese  Zeit    sehr  spärlich 
fliessen.     Professor  Hamer  giebt  als  Resultat  der  Zählung  von  1770  eine 
Bevölkerung  von   589,000  Köpfen  an,    mit  der  Bemerkung:    „es    möchten 
wohl    um  6000    zu  wenig  sein,    da  das  Volk    sich  der  Zählung    als  einer 
neuen  und  gefürchteten  Sache  zu  entziehen  suchte." 

Nimmt  man  die  angegebene  Zahl  wie  sie  ist,  ohne  die  von  Hamer 
vorgeschlagene  Korrektur  anzuwenden  und  sucht  —  da  mit  derselben 
offenbar  nur  die  Bevölkerung  Tirols  ohne  Vorarlberg  gemeint  ist  —  die 
des  letzteren  Landes  nach  dem  Verhältniss  der  Zahlen  von  1785,  so  er- 
giebt  sich  für  Vorarlberg  eine  Bevölkerung  von  75,798  Menschen,  welche 
Zahl  nach  der  Progression  der  späteren  Jahre  gar  nicht  unwahrscheinlich 
ist  und  dadurch  die  Angaben  für  das  Jahr  1770  in  ein  nicht  ungünstiges 
Licht  stellt.  Die  Bevölkerung  Tirols  und  Vorarlbergs  wäre  demnach  in 
dem  genannten  Jahre  auf  664,798  Köpfe  zu  rechnen. 
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Die  erste,  etwas  vollstiiiuligore  Angabe  iindut  sicli  für  das  Jahr  1777; 
ich  führe  sie,  samint  der  für  1780,  in  der  beiliegenden  Tabelle  au.  Die 
betrefl'enden  Aufzeichnungen  beliandeln  leider  nur  einen  Tlieil  von  Tirol, 
indem  die  beiden  Bisthümer  nicht  einbezogen  sind.  Dennoch  sind  sie 
von  einigem  Werthe,  weil  sich  für  die  betreffenden  Jahre  und  Laudes- 
theile  auch  Angaben  über  die  Bevölkerujigsbewegung  finden.  Dass  diese 
Tabellen  so  ausserordentlich  mager  sind,  indem  sie  weiter  nichts  bieten, 
als  die  Bevölkerung  nach  dem  Geschlechte,  mag  daher  kommen,  dass  Tirol 
und  Vorarlberg  seit  der  Einführung  der  Bekrutirung  nach  dem  Systeme 
der  Wehrpflicht  auch  der  in  den  konskribirten  Provinzen  gebräuclilicheu 
Form  der  Volkszählung  nicht  mehr  unterworfen  war.  Es  bestand  für  die 
damalige  Auffassung  der  Begierung  kein  genügendes  Interesse,  um  in 
einem  der  allgemeinen  Rekrutirung  nicht  unterworfenen  Lande  weitläufige 
Erhebungen  über  die  Bevölkerung  anstellen  zu  lassen.  Erst  Kaiser  Josef 
Hess  auch  in  Tirol  die  Zählung  wieder  nach  den  allgemeinen  Gesetzen 
vornehmen  (E  ick  er  a.  a.  0.).  Diese  Zählung,  nebst  den  Bevisiouen  der 
folgenden  Jahre,  ist  uns  vollständig  erhalten,  doch  kann  ich  die  vollstän- 
dige Tabelle  wegen  ihres  grossen  Umfangs  und  weil  zudem  eine  Erklärung 
ihrer  sonst  kaum  verständlichen  Bubrikeu  hinzugefügt  werden  müsste, 
hier  nicht  beibringen.  Eür  die  jetzige  wissenschaftliche  Bevölkerungs- 
statistik liefert  sie  freilich  nur  geringe  Ausbeute,  das  ist  schon  durch  den 
Zweck  der  ganzen  Operation  ausgeschlossen.  Interessant  aber  ist  sie  in- 
sofern, als  sie  die  sozialen  Begriffe  und  Kategorien  jeuer  Zeit  gleichsam 
verkörpert. 

So  lauge  Kaiser  Josef  regiert,  fliessen  die  Daten  sehr  reichlich.  Wir 
finden  Zählungen  und  Revisionen  für  jedes  Jahr  von  1785 — 1789  incl. 
Nach  seinem  Tode  gerieth,  wie  es  scheint,  das  ganze  Zählungswesen  in 
Verfall.  Eine  ,, Seelenbeschreibung"  von  1795  theilt  die  Bevölkerung  von 
Tirol  und  Vorarlberg  nur  mehr  ein  in  die  Kategorien  „Seelen",  „Juden", 
„Pferde"  und  „Ochsen".  Von  den  beiden  ersten  Rubriken  ist  auch  das 
Geschlecht  augegeben.  Ob  den  Angaben  dieses  Jahres  zu  trauen  ist, 
kann  ich  nicht  entscheiden.  Jedenfalls  ist  es  seltsam,  dass  die  Bevölke- 
rung Vorarlbergs  hier  grösser  erscheint,  als  15  Jahre  später.  Die  Zahl 
für  1806  ist  von  Prof.  Harn  er,  der  sie  aus  dem  bairischen  Regierungs- 
blatte entnommen  hat.  Die  Zahlen  für  1811  sind  das  Ergebuiss  der  von 
derselben  Regierung,  wie  es  scheint  mit  grossem  Ernste,  vorgenommenen 
Zählung.  Vom  Jahre  1816  an  finden  sich  die  Angaben  in  dem  offiziellen 
Tabellenwerke  von  Jahr  zu  Jahr.  Sie  sind  in  der  ersten  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts  gegründet  auf  die  Erhebungen  der  politischen  Behörden  und 
drücken  die  Grösse  der  effektiven  Bevölkerung  aus,  indem  „in  den  nicht 
militärisch  konskribirten  Ländern  (zu  welchen  Tirol  und  Vorarlberg  ge- 
hörten) bei  den  Volkszählungen  zwischen  den  Einheimischen  und  den 
anwesenden  Eremden  keine  Unterscheidung  stattfand"  (Tafeln  z.  St.  d,  ö.  M. 
für  1837,  erste  Tafel,  ebenso  1846.  Ficker  a.  a.  0.  bestätigt  dies  für 
die  ganze  erste  Hälfte  dieses  Jahrh.). 

Die  erste,  den  Anforderungen  unserer  Zeit  einigermaassen  entspre- 
chende Volkszählung,  wurde  bekanntlich  am  31.  Okt.  1857  vorgenommen. 
Das  Ziel  derselben  war  leider    nur    die  einheimische  Bevölkerung,    indem 
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die  anwesoiiilu  iJM'tir  gezählt,  ubur  gar  uicht  weiter  qualifizirt  wurde.  Wir 
geben  in  unserer  Uebersichtstabelle  die  Zahlen  der  anwesenden  Bevölke- 
rung, da  nur  diese  mit  denen  der  vorhergehenden  und  nachfolgenden 
Jahre  zu  vergleichen  sind  und  sie  allein  den  wahren  Populationsstand  des 
Landes  ausdrücken.  Die  Angaben  der  offiziellen  Publikationen  für  die 
Jahre  zwischen  1857  und  1869  sind  berechnet  nach  dem  jährlichen  Ueber- 
schuss  der  Geborenen  über  die  Gestorbenen  und  fielen  daher  in  einem 
Lande,  welches  stets  mehr  Eingeborene  in  das  Ausland  entsendet,  als 
Fremde  aufnimmt,  beträchtlich  zu  gross  aus,  wie  es  sich  nach  der  Zählung 
vom   31.  Dezember   1869  herausstellte. 

Seit  1870  wird  die  jährliche  Bevölkerangsangabe  des  „Statistischen 
Jahrbuchs"  berechnet  nach  der  aus  den  beiden  letzten  Zählungen  sich 
ergebenden  durchschnittlichen  jährlichen  Vermehrung.  Diese  Berechnungs- 
art  mag  an  sich  richtiger  sein,  nur  muss  derjenige,  welcher  sie  anwendet, 
so  viel  Kenntniss  der  Arithmetik  besitzen,  um  zu  wissen,  dass  man  hier 
nicht  mit  dem  arithmetischen  Mittel  hantiren  darf,  sondern  die  Zinses- 
zinsrechnung anwenden  muss. 

Mir  liegt  es  fern,  alle  jene  Zahlen,  die  sich  Jeder  in  den  amtlichen 
Publikationen  selbst  ansehen  kann,  hier  zu  bringen,  am  wenigsten  aber 
die  dort  angegebenen  Bevölkerungsziff'ern  jedes  einzelnen  Jahres.  Die 
ältesten  Zahlen,  die  nicht  Jedem  zugänglich  sind,  dürfen  dem  Leser 
freilich  nicht  vorenthalten  wei-deii.  Vom  Jahre  1811  an  aber  genügt  es, 
um  ein  Bild  des  Wachsthums  der  Bevölkerung  zu  geben,  sich  auf  die 
"Wiedergabe  der  Eesultate  weniger  Erhebungen   zu  beschränken. 

Zu  bemerken  ist  ferner,  dass  eine  Angabe  der  Bevölkerung  nach  der 
politischen  Landeseintheilung,  etwa  nach  den  ehemals  bestehenden  Kreisen, 
nicht  möglich  war,  weil  diese  Kreise  von  Zeit  zu  Zeit  sich  in  ihrer  Grösse 
und  Zusammensetzung  nicht  unerheblich  veränderten.  Ich  hielt  daher  an 
der  national  und  sozial  bedeutsamen  Eintlieilung :  Deutsch-Tirol,  Wälsch- 
Tirol  und  Vorarlberg  fest.  Die  Jahre  1785  und  1789  geben,  wie  aus 
dem  Vorhergehenden  zu  ersehen  ist,  die  einheimische  Bevölkerung,  alle 
übrigen  die  anwesende.  Dies  ist  zwar  ein  Eehler,  aber  er  Hess  sich 
mit  Sicherheit  nicht  eliminiren,  trotz  der  vorhandenen  Daten  über  die 
Fremden  und  Absenten,  die  mir  zudem  kein  volles  Vertrauen  zu  verdienen 
schienen. 

Welches  Vertrauen  diese  Zahlen  überhaupt  beanspruchen  können, 
lässt  sich  natürlich  mit  voller  Sicherheit  nicht  entscheiden.  Manches 
spricht  für  sie,  nämlich:  die  im  Grossen  und  Ganzen  ziemlich  regelmässige 
Progression,  die  sehr  bedeutende  Verschiedenheit  derselben  in  den  ein- 
zelnen Landestheilen,  für  welche  die  beste  Begründung  in  den  Daten  der 
Bevölkerungsbewegung  zu  finden  ist,  endlich  die  von  Zeit  zu  Zeit  er- 
scheinende Unterbrechung  jener  Progression,  die  positive  Verminderung 
der  Bevölkerung.  Diese  zeigt  sich  auch  in  der  ersten  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts,  da  die  Zahlen  nur  auf  den  Erhebungen  der  politischen  Be- 
hörden beruhen,  wiederholt,  und  beweist,  dass  diese  Erhebungen  wirklich 
stattfanden  und  nicht  etwa  auf  blosse  Berechnungen  hinausliefen.  Na- 
türlich darf  man  nicht  glauben,  dass  alle  die  jährlichen  Angaben,  die  wir 
in  den  Tafeln  zur  Statistik  der  österr.  Monarchie  finden,  bis  auf  die  Ein- 
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hcitcn  herab  richtig  siiul;   abor  (Ins  kann   auch   bei   der  sorgfältigsten  Zäh- 
lung   nicht  angenommen   werden. 

Jedenfalls  glauben  wir,  wenn  wir  das  Maass  des  Wachsthums ,  der 
Verniehruiigsfähigkeit  unserer  Bevölkerung  angeben  sollen,  dcu  richtigen 
Weg  einzuschlagen,  wenn  wir  die  Prozente  der  Vermehrung  nicht  von 
Jahr  zu  Jahr,  auch  nicht  einmal  yon  Dezennium  zu  Dezennium,  sondern 
nur  für  ganz  grosse  Perioden  suchen,  welche  allein  den  richtigen  Aus- 
druck dieses  Verhältnisses  zu  geben  vermögen.  Es  liegt  uns  ja  ferne, 
eine  förmliche  Geschichte  der  tirolischen  Bevölkerungsverhältnisse  zu  lie- 
fern und  etwa  nachzuweisen ,  wie  gute  Ernten ,  glückliche  Geschäftsjahre, 
Verbesserungen  in  der  öffentlichen  Verwaltung  u.  s.  f.  zum  AVachsthum 
der  Bevölkerung  beitrugen,  wie  epidemische  Krankheiten,  Misswachs,  Kriege 
u.  s.  f.  dieselbe  verminderten.  Das  sind  Thatsachen,  die  Jeder  schon  vor- 
her weiss,  und  die  bei  jeder  Bevölkerung  stattfinden.  In  grossen  Zeit- 
räumen gleichen  sich  solche  besonders  fördernde  und  besonders  hemmende 
Einflüsse  aus  und  es  erscheint  das  typische  Bild,  um  welches  es  uns  einzig 
zu  thuu  ist. 

Zum  Ausgangspunkte  unserer  Berechnung  nehmen  wir  das  Jahr  1785, 
welches  das  erste  ist,  für  das  uns  vollständige  Angaben  vorliegen.  Die 
Mitte  bildet  das  Jahr  1825,  welches  wir  deshalb  wählten,  weil  wir  an- 
nehmen konnten,  dass  bis  dahin  die  Schäden  der  napoleonischeu  Kriegs- 
zeit ausgemerzt  waren.  Als  Endpunkt  ergab  sich  von  selbst  die  Zählung 
von  1869,  so  dass  unsere  erste  Periode  40  Jahre  zählt,  die  zweite  aber 
45;  denn  alle  Erhebungen  bis  zum  Jahre  1850  geschahen  am  Anfang  des 
Jahres,  während  die  folgende  gegen  Ende,  die  von  1869  aber  am  31.  De- 
zember vorgenommen  wurde,  so  dass  diese  Zählung  die  Bevölkerung  zu 
Anfang  des  Jahres  1870  giebt.  Die  durchschnittliche  jährliche  Ver- 
mehrung aber  betrug  für 

Deutschtirol  Wälschtirol 

0/  0/ 

1785—1825       0.131  0.600 

1825 — 1869       0.098  0.569 

1785—1869       0.114  0.584 

Man  sieht  daraus  vor  Allem,  dass  das  Wachsthum  im  ganzen  Lande 
ein  äusserst  gleichmässiges  in  den  zwei  Perioden  gewesen,  was  jedenfalls 
ein  Argument  für  die  Vertrauenswürdigkeit  jener  früheren  Bevölkerungs- 
angaben ist.  Denn  wir  finden  gewiss  auch  in  der  sozialen  Geschichte 
Tirols  keinen  Sprung,  keine  irgend  deutlich  geschiedenen  Perioden,  son- 
dern eine  äusserst  langsame,  höchst  gleichmässige  Entwickelung ,  womit 
die  Gleichmässigkeit  im  Wachsthum  der  Bevölkerung  trefflich  zusammen- 
stimmt. Natürlich  gilt  diese  Gleichmässigkeit  nur  für  grosse  Zeiträume; 
in  kleineren  müssen  auch  bei  der  im  langsamsten  Entwickelungsgange 
begriffenen  Bevölkerung  gewisse  fördernde  und  hemmende  Umstände  ein- 
treffen, welche  grössere  Störungen  hervorrufen. 

Das  Wachsthum  der  Bevölkerung  ist,  dem  entsprechend,  auch  sehr 
langsam.  Die  Verdoppelung  würde,  nach  Euler's  Tabelle,  in  beiläufig 
230  Jahren   erfolgen,  wenn  die  Vermehrung  in  gleichem  Maasse  fortginge; 


Tirol 

Vorarlberg 

Tirol  u.  V. 

/o 
0.303 

0/ 

/o 
0.264 

/o 
0.299 

0.293 

0.387 

0.304 

0.298 

0.329 

0.301 
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was  natürlich  nicht  zu  erwarten  ist,  wenn  andei's  die  Tendenz  der  sozialen 
Entwickcluug  des  Landes  dieselbe  bleibt. 

Aeusserst  beachtenswerth  und  interessant  ist  die  grosse  Verschieden- 
heit der  Yolksvermehrung  in  den  einzelnen,  von  uns  untersuchten  Landes- 
theilen.  Deutschtirol  nimmt  den  untersten  Eang  ein,  Vorarlberg  steht  in 
der  Mitte  und  Wälschtirol  weit  voran.  Das  jährliche  Zuwachsprozent 
dieser  drei  Landestheile  verhält  sich  nach  dieser  Ordnung  im  Ganzen 
ungefähr  wie  1:3:5,  was  eine  enorme  Differenz  bedeutet,  wenn  man 
bedenkt,  dass  sie  in  einem  Verwaltungsgebiete,  welches  durchaus  den- 
selben natürlichen  Charakter,  den  der  Hochgebirgslandschaft,  zeigt  und 
schon  seit  langer  Zeit  ein  politisches  und  administratives  Ganze  bildet, 
vorkommt.  Darnach  nähme  Deutschtirol  unter  12  europäischen  Ländern, 
deren  Zuwachsprozente  Wappäus  (Allg.  Ber.  Stat.  I.  Bd.  S.  115)  be- 
rechnet hat,  den  vorletzten,  Wälschtirol  aber  den  sechsten  Bang  ein,  wobei 
zu  bedenken  ist,  dass  durch  diese  Vergleichung  die  Keihe  der  verglicheneu 
Länder  von  12  auf  14  wachsen  würde.  Daraus  ist  zu  ersehen,  dass  die 
Furcht  derjenigen ,  welche  eine  Ueberschweramung  des  ganzen  Landes 
durch  die  Italiener  besorgen,  nicht  ganz  unbegründet  ist.  Es  ist  nämlich 
zu  bedenken,  dass  jenes  Vermehrungsprozent  für  Wälschtirol  die  wirkliche 
Vermehrung  der  italienischen  Landeskinder  noch  gar  nicht  vollständig 
ausdrückt.  Wälschtirol  ist  nämlich  ein  bloss  geographischer  Begriff,  die 
Italieuer  sind  aber  eine  Nationalität.  Nun  haben  sich,  besonders  in  letzter 
Zeit,  ganz  gewiss  die  Italiener  in  Deutschtirol  stärker  vermehrt,  als  die 
Deutschen  in  Wälschtirol,  wodurch  das  wirkliche  Wachsthum  der  deut- 
schen Bevölkerung  noch  geringer,  das  der  italienischen  noch  grösser  wird, 
Dass  die  Italiener  sich  allmählig  immer  mehr  über  Deutschtirol  zu  ver- 
breiten suchen,  ist  bei  der  grösseren  Bevölkerungsdichtigkeit  ihres  Landes- 
theils wohl  zu  begreifen,  obwohl  man  aus  dieser  Art  von  Auswanderung 
noch  keinesfalls  auf  eine  wirkliche  Uebervölkerung  schliessen  darf.  Jeden- 
falls geht  aber  aus  diesem  Umstände  hervor,  dass  im  deutschen  Landes- 
theile noch  Manches  zu  erwerben  und  zu  gewinnen  ist,  was  die  Deutschen 
zu  erwerben  und  zu  gewinnen  nicht  vermögen.  Vermöchten  sie  es,  so 
würden  sie  sich  rascher  vermehren.  Mag  nun  der  Grund  hiervon  darin 
liegen,  dass  die  Italiener  fleissiger,  massiger,  sparsamer,  geschickter,  unter- 
nehmender sind  —  was  sich  freilich  nicht  leicht  strikte  beweisen  lassen 
dürfte  —  jedenfalls  kann  jener  Fortschritt  des  italienischen  Elementes 
nur  dadurch  wirksam  gehindert  und  eingedämmt  werden ,  dass  die  Deut- 
schen ihren  italienischen  Landesgenossen  in  jenen  Eigenschaften,  deren 
Zusammenwirken  die  Erwerbsfähigkeit,  die  ökonomische  Kraft  ausmacht, 
mindestens  gleichzukommen,  womöglich  sie  darin  zu  übertreffen  suchen. 
Mit  der  Gründung  von  deutschen  Schulen  im  wälschen  Landestheile,  mit 
Büchersendungen  und  Geldunterstützungen  u.  s.  w.  ist  hier  nur  wenig  zu 
helfen.  Die  ökonomische  Tüchtigkeit  giebt  hier  den  Ausschlag,  und  so 
lange  der  wälsche  Händler  den  deutschen  Bauer  bei  jedem  Geschäfte  über- 
tölpelt, wird  der  Italiener  in  Deutschtirol  immer  sicheren  Erwerb  und 
gutes  Auskommen  finden  und  immer  mehr  wird  das  italienische  Element 
vorschreiten. 

Der  Anwachs    der  Bevölkerung    in   diesen  beiden  Landestheilen  er- 
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folgte  ebenfalls  in  beiden  Perioden  sehr  gleichmässig  und  jedesmal  ist  er 
in  der  zweiten  Periode  etwas  geringer.  Dieses  Minus  triff't  wieder  Deutscli- 
tirol  mehr  als  Wälschtirol  und  ist  im  Ganzen  etwas  zu  gross,  weil  wir 
für  1785  die  einheimische  lievölkerung  nehmen  mussten,  welche  in 
Tirol  durchaus  geringer  ist  als  die  anwesende.  Ein  anderes  Bild  giebt 
Vorarlberg,  wo  die  Differenz  viel  grösser  und  das  Wachsthum  der  Be- 
völkerung in  der  ersten  Periode  geringer  ist.  Ob  diese  Zahlen  ganz 
richtig  sind,  ist  daher  etwas  zweifelhaft,  besonders  deshalb,  weil  die  Be- 
völkerung Vorarlbergs  seit  ungefähr  1845  abgenommen  liat  und  erst  in 
neuester  Zeit  wieder  gewachsen  ist.  Jedenfalls  aber  muss  man  hierbei 
bedenken,  dass  in  Vorarlberg  die  industrielle  Beschäftigung  eine  merklich 
grössere  Ausdehnung  besitzt,  als  in  Tirol,  und  dass  die  Industrie  der  Be- 
völkerungsbewegung ihren  eigenen,  unstäten  Typus  mit  Nothwendigkeit 
aufdrückt. 

Noch  möchte  ich,  um  einen  recht  deutlichen  Begriff  von  der  ver- 
schiedenen Intensität  der  Volksvermehrung  in  den  drei  Landestheilen  zu 
geben,  bemerken,  dass  in  den  85  Jahren,  welche  unsere  Beobachtung  um- 
fasst,  die  Bevölkerung  Deutschtirols  um  lü.l  Pr.,  die  Bevölkerung  Wälsch- 
tirols  um  64.0  Pr.,  endlich  die  Bevölkerung  Vorarlbergs  um  32.3  Pr.  wuchs. 
Kecht  anschaulich  wird  uns  die  Verschiedenheit  der  populatiouistischen 
Verhältnisse  in  den  einzelnen  Theilen  unseres  Gebietes,  wenn  wir  die 
verschiedene  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  die  relative  Bevölkerung  be- 
trachten. Das  gewöhnliche  Verfahren  zur  Auffindung  der  relativen  Be- 
völkerung, wornach  dieselbe  als  Quotient  der  absoluten  und  der  Quadrat- 
meilenzalü  des  Gebietes  erscheint,  ist,  wenn  die  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung überhaupt  etwas  über  die  Kraft  und  den  Geist  des  Volkes,  oder 
sagen  wir  jiber  die  sozialen  Verhältnisse  und  deren  Dynamik  aussagen, 
d.  h.  von  wissenschaftlichem  Werthe  sein  soll,  ein  ganz  rohes  und  un- 
genügendes. Setzen  wir  den  Fall:  die  österreichische  Nordpolexpeditiou 
hätte  einen  grossen  Eiskoutiuent  in  der  Nähe  des  Poles  entdeckt  und  ihn 
für  Oesterreich  in  Besitz  genommen.  "Welcher  vernünftige  Mensch  würde 
nun  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  des  Kaiserstaates  nach  dem  also  ver- 
grösserten  Gebiete  berechnen  wollen  ?  wer  würde  glauben,  dass  durch  einen 
solchen  Gebietszuwachs,  welcher  durch  eine  derartige  Berechnungsart  die 
Volksdichtigkeit  Oesterreichs  bedeutend  verringerte,  irgend  eine  jener 
Kräfte,  welche  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  hervorbringen  und  sich 
wiederum  aus  ihr  entwickeln,  abgenommen  hätte  r  Denken  wir  uns  Tirol 
als  eine  Insel,  bestehend  nur  aus  der  jetzt  bewohnten  Area,  statt  der 
unbewohnbaren,  unkultivirbareu  Hochgebirge  und  Gletscher  aber  Flüsse 
und  Meeresbuchten,  so  wäre,  bei  ganz  gleicher  Bevölkerung,  die  Dichtig- 
keit derselben  nach  der  hergebrachten  Berechnungsart  viel  grösser.  Und 
dennoch  wäre  der  soziale  Werth  einer  solchen  Bevölkerung,  bei  der  un- 
gemein viel  grösseren  Leichtigkeit  des  Verkehrs ,  ein  ungemein  viel  ge- 
ringerer. Wir  sind  daher  der  Ansicht,  dass  derjenige,  welcher  verschie- 
dene Gebiete  nach  der  Dichtigkeit  ihrer  Bevölkerung  vergleichen  will,  um 
daraus  Schlüsse  auf  die  sozialen  Verhältnisse  zu  ziehen,  vor  Allem  die 
ganz  unkulti virbare  Area  abziehen  muss.  Wir  rechneu  dazu  auch  den 
unbedingten  Waldbodeu,    welcher   zur  Vermehrung   der  Bevölkerung   un- 
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eudlicli  wenig  beitragen  kann.  Zu  einer  derartigen  Eerechnung  für  un- 
seren Zweck  fehlen  leider  die  sicheren  Daten.  Und  dann  ist  sie  hier 
auch  am  wenigsten  nothwendig,  indem  das  ganze  Terrain ,  welches  wir 
behandeln,  ziemlich  gleicher  Art  und  Beschaffenheit  ist.  Ferner  wollen 
wir  unsere  Zahlen  nur  unter  sich,  und  nicht  mit  denen  anderer  Länder 
vergleichen. 

Es  kommen  auf  die   geographische   Quadratmeile  Einwohner  in 

Deutschtirol     Wälschtirol       Vorarlberg    Tirol  u.  Vorarlb. 
1785  1.0G7  1.803  1.641  1.278 

1825  1.124  2.291  1.824  1.439 

1869  1.175  2.958  2.171  1.649 

Setzt    mau    die    relative  Bevölkerung  Deutschtirols  für  jedes  Jahr  = 
100,  so  ergiebt  sich  in  runden  Zahlen  folgendes   Verhältniss: 


1785 

100 

169    : 

154    : 

120 

1825 

100 

204 

162    : 

128 

1869 

100 

252    : 

185    : 

140 

Mau  sieht,  wie  enorm  die  Differenzen  sind  und  wie  sie  wachsen! 
Niemand  wird  es  wolil  einfallen,  dieselben  auf  blosse  Unterschiede  in  der 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  und  in  den  klimatischen  Verhältnissen  zurück- 
führen zu  wollen.  Niemand  wird  es  einfallen ,  zu  behaupten ,  dass  in 
Wälschtirol  das  Saatkorn  2^/2  Mal  so  viele  Früchte  trägt  als  in  Deutsch- 
tirol. Auch  würden  solche  Unterschiede,  selbst  wenn  man  sie  noch  so 
gross  annähme,  die  so  grosse  Differenz  in  der  Geschwindigkeit  des  Wachs- 
thums  der  Bevölkerung  in  einem  durchaus  schon  seit  langer  Zeit  kulti- 
virteu  Lande  in  keiner  Weise  erklären.  Ferner  ist  durchaus  nicht  jeder 
italienische  Bezirk  (Bezirkshauptmannschaft)  von  besserer  Bodenbeschaff'en- 
heit,  als  jeder  deutsche,  und  dennoch  ordnen  sich  nach  der  Zählung  vom 
31.  Dezember  1869  die  einzelnen  Bezirke  nach  der  relativen  Einwohner- 
zahl folgendermaassen : 


Auf  die   Quadratmeile  über  5000  Einwohner: 


zwischen  3-  u.  5000     - 


2-  u.  3000 


l-  u.  2000 


Feldkirch 
Trient  Umgebung 
Roveredo 
Eiva 
Borgo 
Bregenz 
Cles 

Bozen  Umgebung 
Cavalese 
Primiero 
Tione 
Kufstein 

Innsbruck  Umgebung 
Meran 
Brixen 
Kitzbüchel 
Bruneck 
\   Bludenz 
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Auf  die  Uuadratmeile  zwischen  900   u.  1  ()()()  Einwohner 

/    Ampezzo 

/   Keutte 

800   u.  900  -  )    Irast 

(    Lienz 

700   u.  800  -  Laudeck 

Hier  ist  die  österreichische  Quadratmcile  gemeint;  die  Städte  Innsbruck, 
Trient  und  Bozen  sind  weggelassen.  Es  tritt  also  nur  ein  einziger  deutsch- 
tirolischer  Bezirk,  nämlich  „Bozen  Umgebung",  welcher  wohl  zu  den  aller- 
fruchtbarsteu  des  Landes  gehört,  zwischen  die  italienischen  hinein,  deren 
ärmste  unsere  reichsten,  mit  einer  einzigen  Ausnahme,  an  Bevölkerungs- 
dichtigkeit durchaus  übertreffen.  Ereilich  ist  zu  bemerken,  dass  die  grosse 
Gletscherkette  durch  Deutschtirol  läuft;  aber  Alles  in  Allem  genommen, 
wird  immer  noch  ein  bedeutendes  Plus  der  Bevölkerungsdichtigkeit  für 
Wälschtirol  und  Vorarlberg  übrig  bleiben. 

Alt  genug  ist  die  Ansicht,  dass  Tirol  übervölkert  sei.  In  Professor 
Harn  er 's  Schriften  finden  wir  folgenden  Passus:  ,, Tirol  ist  seit  langer 
Zeit  übervölkert  und  sollte  sogleich  wenigstens  20,000  Menschen  als  Ko- 
lonie abgeben.  Selbst  wenn  man  die  Sümpfe  au  der  Etsch  austrocknen 
könnte,  würden  doch  nur  ein  paar  Tausend  Menschen  mehr  unterkommen. 
Bei  der  Steuerregulirung  von  1784  zeigten  sich  in  Tirol,  ohne  Brixen 
und  Trient,  89,760  Grundbesitzer,  dagegen  367,681  unter  eigenen  Num- 
mern katastrirte  Grundstücke,  so  dass  im  Durchschnitt  4  Stück  auf  den 
Besitzer  kommen.  Die  Thalrückeu  werden  unter  Winkeln  von  45 — 60** 
bearbeitet  und  umgehauen."  (^Diese  Bemerkungen  scheinen  übrigens  nicht 
von  Hamer,  sondern  von  dem  Gubernialsekretär  Pontifeser  herzurüh- 
ren, welcher  in  den  letzten  Dezennien  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Inns- 
bruck thätig  war,  einem  sehr  eifrigen  Statistiker,  von  welchem  die  meisten, 
wenn  nicht  alle  Daten  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  herrühren  und  der 
mitSüssmilch  und  den  „politischen  Arithmetikern"  jener  Zeit  wohl  be- 
kannt war.  Pontifeser  gehörte  10  Jahre  lang  der  damals  in  Inns- 
bruck existireuden  Ereimaurerloge  an.) 

Ignoriren  wir  jene  60  Grade  zu  Gunsten  ihres  Autors  und  fragen 
wir  einmal,  woher  jene  Ansicht  von  der  Uebervölkerung  Tirols  ihren  Ur- 
sprung nehme,  so  werden  wir,  denke  ich,  nicht  fehl  gehen,  wenn  wir 
behaupten:  aus  seiner  Armuth.  Tirol  ist  ein  armes  Land,  daher  ist  es 
übervölkert;  auf  diese  Sclilussfolge  dürfte  jedes  bezügliche  Kaisonnement 
hinauslaufen.  Die  Frage  ist  nur,  ob  sie  berechtigt  ist  und  ob  Armuth 
und  Uebervölkerung  einfach  gleichbedeutend  sind.  Sollte  dies  der  Eall 
sein,  so  wäre  vor  Allem  der  Begriff  der  Armuth  festzustellen  und  ferner 
nachzuweisen,  dass  er  auf  Tirol  Anwendung  finde.  Sollte  es  nicht  der 
Eall  sein  ,  so  müsste  man  sich  insbesondere  den  Begrifi"  der  Uebervölke- 
rung klar  zu  machen  suchen  und  darnach  die  Verhältnisse  des  Landes 
prüfen. 

Klar  ist  es  vor  Allem ,  dass  der  gewöhnliche  Begriff  der  Armuth, 
nach  welchem  diejenigen  arm  zu  nennen  sind,  die  ohne  fremde  Unter- 
stützung nicht  existiren  können ,  auf  ein  ganzes  Volk  niemals  anwendbar 
ist.     Denn  dieses   müsste  von  anderen  Yölkern   unterstützt   werden,    und, 
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da  dies  nie  dauernd  der  Fall  sein  kann,  einfach  zu  Grunde  gehen.  Auch 
von  einer  ganzen  Klasse  kann  in  diesem  Sinne  nie  das  Prädikat  arm  ge- 
braucht werden;  denn  eine  Klasse  kann  niemals  dauernd  durch  milde 
Gaben  der  Anderen  erhalten  werden.  Dennoch  spricht  mau  von  armen 
und  reichen  Völkern,  und  zwar  mit  Recht,  so  lauge  mau  bloss  die  Masse 
der  materiellen  Güter,  welche  ein  Volk  besitzt,  in  Betracht  zieht  und 
demnach  dasjenige  reicher  nennt,  bei  welchem  durchschnittlich  auf  den 
Kopf  eine  grössere  Werthmeuge  trifft.  Doch  muss  man  sich  dann  hüten, 
deu  Begriff  reicher  etwa  mit  glücklicher,  tüchtiger,  kräftiger,  oder  auch 
nur  behaglicher  zu  verwechseln.  Jene  ideelle  Vertheilung  des  nationalen 
Keichthums  per  Kopf  drückt  nämlich  das  wirkliehe  Einkommen  oder  den 
wirklichen  Besitz  des  Einzelneu  nicht  im  mindesten  aus,  sie  sagt  gar 
nichts  über  die  wirkliche  soziale  Lage  der  Bevölkerung.  Bei  diesen  wich- 
tigen Fragen  handelt  es  sich  um  keine  Durchschnittsre  ch  nuug,  sondern 
um  die  materielle  Vertheilung,  und  da  mag  es  denn  wohl  vorkommen, 
dass  ein  ,, reiches"  Volk  einen  grossen  Theil  seiner  Glieder  in  einem  elen- 
deren Zustande  sieht,  als  ein  armes.  Welchem  von  beiden  dann  der  So- 
ziologe oder  der  simple  Menschenfreund  den  Vorzug  geben  wird,  wessen 
Gegenwart  erspri esslicher,  wessen  Zukunft  gesicherter  sei,  darüber  dürfte  — 
natürlich  innerhalb  gewisser  Grenzen,  denn  wir  denken  hier  nicht  an 
Jäger  und  Nomaden ,  sondern  an  Kulturvölker  —  kaum  ein  Zweifel  sein. 
Dies  angenommen  scheinen  vor  Allem  diejenigen  in  Irrthum  zu  sein, 
welche  den  wahren ,  wissenschaftlich  werthvollen  Reichthum  der  Völker, 
d.  h.  das  allgemeine  Wohlbehagen ,  welches  die  materiellen  Güter  herbei- 
zuführen vermögen,  etwa  nach  der  Zahl  der  Millionäre,  der  grossen  Fa- 
briken, der  grossen  Grundkomplexe,  oder  sagen  wir  ganz  einfach,  nach 
dem  sogenannten  Reinertrage  der  Unternehmungen  zu  messen  gedenken. 
Der  Reinertrag  macht  den  Bourgeois ,  den  Landbarou ,  den  Börsenhelden 
fett,  aber  der  Masse  des  Volkes  nützt  er  wenig.  Ist  der  Rohertrag  gross, 
der  Arbeitslohn  sehr  gross,  so  mag  der  Reinertrag  (in  diesem  Sinne)  im- 
merhin gering  sein :  das  Volk  wird  sich  unbedingt  wohl  befinden.  Solche 
Reinertrags-Kalkulationen  sind  daher  äusserst  überflüssig  für  den  Sozio- 
logen, so  interessant  und  wichtig  sie  immer  für  den  Geld-  und  Grund- 
besitzer und  für  den  Fabrikanten  sein  mögen.  Der  Reinertrag  drückt 
seinem  ganzen  Wesen  nach  nur  das  Interesse  einer  nicht  sehr  zahlreichen 
Klasse  aus,  der  es  in  jedem  Falle  nicht  am  schlechtesten  gehen  kann. 
Hat  der  Bauer  nicht  viel  mehr  als  sein  Knecht,  und  der  Unternehmer 
nicht  viel  mehr  als  sein  Arbeiter,  so  werden  zwar  keine  Millionäre  in 
vergoldeten  Equipagen  zum  Wettrennen  fahren,  aber  auch  keine  Prole- 
tarier ihre  Kinder  verhungern  sehen  müssen.  Wir  können  ein  Land, 
welches  zahlreiche  Millionäre  und  sehr  zahlreiche  Proletarier  besitzt, 
keinesfalls  reich  nennen  und  halten  dafür,  dass  ein  anderes,  in  welchem 
das  höchste  Einkommen  viel  geringer ,  das  niedrigste  aber  viel  höher  ist, 
als  in  dem  ersteren,  jedenfalls  reicher  genannt  werden  muss.  Wenn  also 
in  Tirol  der  Reinertrag  der  Grundstücke  und  Unternehmungen  gering,  der 
Arbeitslohn  dagegen  hoch  ist  —  und  das  ist  in  der  That  der  Fall  —  so 
gehört  das  Land  gewiss  noch  nicht  zu  den  ärmsten,  trotzdem  dass  die 
grossen  Vermögen,  die  grossen  Landgüter  und  Fabriken  in  demselben  nicht 
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häufig  gefunden  werden.     Der  Proletai-ier  ist,  wie  der  Milliüiiür,  eine  sel- 
tene Erscheinung. 

Wenn  ich  sagte,  der  Arbeitslohn  sei  in  Tirol  lioch ,  so  meine  ich 
damit  weder  seinen  Nennwerth,  noch  seinen  Tauschwerth  uusschüesslich, 
sondern  ich  meine  die  soziale  Stellung,  die  er  seiner  Art  und  Grosse  uacli 
dem  Arbeiter  giebt.  Denn  wenn  das  richtig  ist,  was  Koscher  vom 
Reichthum  sagt,  dass  derselbe  ausser  dem  „Genughaben"  auch  noch  ein 
,, Mehrhaben  als  Andere"  bedeute,  so  kann  man  dies  ganz  entscliieden 
mutatis  mutandis  auch  auf  die  Armuth  anwenden.  Tirol  ist  ein  IJauern- 
land,  die  Industrie  nimmt,  ausser  in  Vorarlberg,  keinen  irgend  bedeutenden 
Kaum  ein.  Auf  die  bäuerlichen  Verhältnisse  ist  daher  voi'züglich  zu 
gehen.  Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  in  dem  grössten  Theile  des  Landes 
der  Dienstbote,  nicht  der  Taglöhner,  den  bäuerlichen  Hilfsarbeiter  dar- 
stellt. Der  Dienstbote  ist  aber  bei  der  Allgemeinheit  der  kleinen  Güter 
durchaus  kein  Proletarier,  sein  Auskommen  ist  gesichert,  indem  es  in  Tirol 
nirgends  schwer  ist,  einen  Dienst,  wohl  aber  häufig,  einen  Dienstboten  zu 
bekommen.  Er  steht  ferner  nicht  etwa  tief  unter  seinem  Dienstgeber, 
sondern  fast  neben  ihm;  er  redet  ihn  mit  Du  au,  isst  an  seinem  Tische, 
kleidet  sich  wie  er  und  lässt  sich  gar  wenig  von  ihm  gefallen.  Von  jenem 
stechenden  Neide  gegen  den  Besitzer,  von  jenem  Hass  gegen  den  Höher- 
stehenden, von  jener  Begier  nach  den  Genüssen  und  Reizen  des  Reich- 
thums,  die  den  Proletarier  vorzüglich  ausmachen  und  deshalb  die  Eigen- 
schaft eines  Proletariers  mehr  von  der  relativen  Armuth,  dem  Weniger- 
haben als  Andere,  als  von  der  absoluten  abhängig  machen  und  sie  bis  in 
die  höchsten  Stände  verbreiten,  ist  hier  überall  nicht  die  Rede.  Man  mag 
die  tirolischen  Arbeiter  meinetwegen  arm  nennen ,  aber  Proletarier  sind 
sie  keineswegs,  vor  Allem  nicht  die  Landarbeiter,  die  den  grössten  Theil 
aller  Arbeiter  ausmachen. 

Es  leuchtet  aus  dem  Vorhergehenden  ein,  dass  wir  den  gewöhnlichen 
Begriff  der  Armuth,  wie  er  allenfalls  auf  ein  Volk  als  Ganzes  angewendet 
werden  kann,  mit  dem  Begriff'  der  Uebervölkerung  keineswegs  identifizireu 
können.  Ein  in  diesem  Sinne  armes  Land  kann  sehr  wohl  untervölkert, 
ein  in  diesem  Sinne  reiches  leicht  übervölkert  sein.  Aber  auch  wenn 
man  den  Reichthum  in  unserem  Sinne  betrachtet  und  die  Vertheilung 
desselben  mitberücksichtigt,  so  bildet  er  noch  keineswegs  einen  Maassstab 
der  Uebervölkerung  oder  der  angemessenen  Bevölkerung.  Ein  Theil  des 
Volkseinkommens  hängt  stets  von  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Landes 
ab,  die  der  Mensch  nicht  verändern  kann.  Es  giebt  Länder,  die  nie- 
mals reich  sein  können,  wo  auch  bei  der  ebenmässigsten  Vertheilung 
des  nationalen  Einkommens  die  Durchschnittsportion  kleiner  ausfallen  muss, 
als  in  anderen,  welche  durch  die  Natur  besser  begünstigt  sind.  Wenn 
wir  nun  solche  Länder  sowohl  an  sich  als  im  Vergleich  mit  anderen  ent- 
schieden arm  nennen  müssen,  so  folgt  dennoch  daraus  gar  nicht,  dass  sie 
übervölkert  sind.  Wo  eine  Verminderung  der  Bevölkerung  den 
Reichthum  nicht  zu  vergrössern  vermag,  da  kann  von  einer 
Uebervölkerung  nicht  die  Rede  sein.  Würde  ein  solches  Land 
gänzlich  verlassen,  so  wäre  freilich  keine  Armuth  mehr  da,  aber  auch 
kein  Volk.     Wer  das  nicht  will,  der  muss  sich  mit  der  Armuth  zufrieden 
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geben;  aber  von  XJebervölkerung  darf  er  nicht  sprechen.  Natürlich  kommt 
der  Fall,  den  wir  hier  setzten,  niemals  ganz  rein  vor,  sondern  bildet  nur 
einen  Gesichtspunkt,  von  welchem  aus  man  wirkliche  Verhältnisse  beur- 
theilen  mag. 

Nennt  man  nun  dasjenige  Land  übervölkert,  welches  seine  Einwohner 
dauernd  nicht  nähren  kann  und  sie  dennoch  behalten  muss,  so  ist  zu  be- 
denken ,  dass  es  überall  Menschen  giebt ,  die  auch  das  Nöthigste  nicht 
haben,  weder  durch  eigenen  Erwerb,  noch  durch  fremde  Hülfe,  Menschen, 
deren  Arbeit  Niemand  braucht  und  Niemand  bezahlt.  Darnach  wäre  jedes 
Land  übervölkert,  und  Malthus  hat  vollkommen  Recht,  wenn  man  seine 
Lehre  in  diesem  Sinne  auffasst.  Wenn  wir  nun  behaupteten,  jedes  Land 
sei  übervölkert,  so  würden  wir  auf  zwei  Haupteinwände  stossen,  die  man 
uns  entgegen  hielte.  Einige  würden  sagen :  ein  reiches  Land  kann  doch 
nicht  übervölkert  sein.  Diesen  haben  wir  schon  geantwortet.  Andere 
würden  sagen:  Güter  sind  fast  überall  genug  vorhanden,  dass  Jeder  pas- 
sabel existiren  kann ;  aber  Einzelne  besitzen  davon  viel  zu  viel ,  Andere 
darum  zu  wenig.  Wären  dieselben  besser  vertheilt,  so  hätten  Alle  genug; 
also  kann  man  von  XJebervölkerung  nicht  sprechen.  Oder  sie  würden  uns 
rathen :  verbessert  den  Ackerbau,  vermehrt  die  Industrie,  seid  fleissiger, 
sparsamer,  unternehmender  —  so  werden  Alle  Arbeit  und  Auskommen 
haben.  So  lange  ihr  nicht  Alles  anwendet,  was  euch  helfen  kann,  dürft 
ihr  nicht  von  TJebervölkerung  sprechen.  Dies  ist  eben  so  richtig,  wie 
wenn  man  die  Strafgesetze  deshalb  für  uunöthig  erklären  wollte,  weil  ja 
nach  dem  Evangelium  die  Menschen  einander  wie  Brüder  lieben,  ihren 
Feinden  verzeihen  sollen  u.  s.  w.  Es  handelt  sich  bei  der  Frage  nach 
der  XJebervölkerung  nicht  darum,  was  allenfalls  —  unter  anderen  XJm- 
ständen  —  sein  könnte,  sondern  was  gegenwärtig  wirklich  ist.  Giebt 
es  Menschen ,  die  kein  genügendes  Auskommen  finden  können ,  so  ist  um 
diese  die  Volkszahl  zu  gross  und  das  Land  ist  übervölkert  oder  sagen 
wir  besser,  die  Volksklasse,  der  sie  angehören,  ist  zu  zahlreich  vertreten. 
Die  Volksklasse,  der  sie  angehören,  wird  aber,  wenigstens  in  der  Eegel, 
die  unterste  sein,  die  der  Arbeiter  ohne  Kapital,  und  in  dieser  Klasse 
haben  wir  also  die  XJebervölkerung  zu  suchen  und  die  Heilmittel  gegen 
dieselbe  anzubringen,  wenn  wir  nicht  dem  Arzte  gleichen  wollen,  der 
einen  gesunden  Zahn  auszieht,  um  dem  kranken  mit  seiner  Kunst  bei- 
kommen zu  können.  XJnd  hier  wiederhole  ich,  was  ich  schon  früher  be- 
merkt, dass  in  Tirol  die  Arbeiter  nicht  in  XJeberfluss  vorhanden  sind, 
sondern  dass  eher  Mangel  daran  ist,  dass  sie  also  gesucht  und  verhältniss- 
mässig,  nämlich  im  Verhältniss  zum  Gewinne  der  Arbeitgeber,  gut  bezahlt 
sind.  Dass  die  Arbeit  in  vielen  hochgelegenen  und  kalten  Gegenden,  auf 
dem  mageren  Boden,  nicht  sehr  produktiv  ist,  kann  nicht  bezweifelt  wer- 
den. Aber  hier  kommen  wir  auf  jene  Alternative,  die  wir  ähnlich  schon 
gestellt.  Sollen  jene  schlechtgelegenen  Höfe  und  Grundstücke  überhaupt 
bearbeitet  werden,  so  braucht  man  die  vorhandenen  Arbeiter  dazu  noth- 
wendig,  es  ist  um  kein  Paar  Arme  zu  viel  vorhanden  ,  von  einer  XJeber- 
völkerung keine  Rede,  Wollt  ihr  einen  höheren  Reinertrag  für  die  Be- 
sitzer, so  raüsst  ihr  die  Bewirthschaftungsart  ändern,  vielleicht  aus  der 
Weide  Wald,    aus  der  Wiese  Weide,    aus  dem  Acker  Wiese  macheu  und 
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die  Viehzucht  und  Forst wirthschaft  voranstellen.  Dann  braucht  ihr  we- 
niger Arme,  nehmt  vielleicht  jährlich  mehr  Geld  ein,  könnt  den  Arbeits- 
lohn herabdrücken  und  habt  die  Bevölkerung  endlich  vermindert. 

Dies  gilt  freilich  nicht  für  jeden  Theil,  oder  jedes  Dorf  von  Tirol, 
es  gicbt  hier  und  dort  wohl  auch  überflüssige  „Hände".  Aber  es  trifft 
doch  den  Typus  des  ganzen  Landes  und  wir  kommen  zu  dem  Schlüsse: 
Tirol  ist  arm,  aber  übervölkert  ist  es  weniger,  als  viele  andere,  und  rei- 
chere Länder.  Nach  unserem  Begriffe  von  Uebervölkerung,  der  jedes  Land 
trifft  und  den  Unterschied  nicht  in  der  Sache,  sondern  nur  im  Grade 
finden  kann,  mussten  wir  obigen  Ausdruck  wählen.  Nennen  wir  aber 
nur  jenes  Land  übervölkert,  in  welchem  unser  Begriff  in  einem  höhereu 
Grade  zutrifft,  so  sagen  wir  einfach:  Tirol  ist  nicht  übervölkert. 

Uebersichtstabelle  der  Bevölkerung. 


Jahre 

Deutsch- 
Tirol  ohue 
Brixen 

Deutsch- 
Tirol 

Wälsche 
Coufinen 

Wälsch- 
Tirol 

Tirol 

Vorarlberg 

Tirol 

und 

Vorarlberg 

1770 









589.000 

75.798 

664.798 

1777 

362.391 

— 

55.759 

— 

— 

— 

— 

1780 

364.158 

— 

58.466 

— 

— 

— 

— 

1785 

367.975 

394.734 

60.836 

208.200 

602.934 

77.592 

680.526 

1789 

367.644 

393.462 

61.280 

207.310 

600.772 

79.432 

680.204 

1795 

367.140 

67.484 

— 

— 

85.336: 

— 

1806 

— 

— 

— 

— 

618.893 

— 

— 

1811 

— 

415.056 

— 

226.492 

641.548 

79.891? 

721.439 

1825 

— 

415.990 

99.353 

264.512 

680.502 

86.236 

766.738 

1837 

— 

428.491 

105.518 

290.204 

718.695 

96.197 

814.892 

1846 

— 

440.603 

— 

313.585 

754.188 

105.062 

859.250 

1857 

— 

428.864 

— 

321.220 

750.084 

100.932 

851.016 

1869 

— 

434.764 

— 

341.519 

776.283 

102.624 

878.907 

Enquete  parlementaire  sur  le  regime  des  etablissements  peniten- 
tiaires.  Deposition  de  M.  Stevens,  inspecteur  general  des  prisons 
de  Belgique  et  Eapport  de  M.  Charles  Lucas  a  l'academie  des 
Sciences  morales  et  politiques.     Deuxieme  edition.     Bruxelles  1877. 

In  ihrer  Sitzung  vom  elften  Dezember  1871  beschloss  die  National- 
versammlung auf  Antrag  des  Vicomte  von  Haussonville  die  Veranstal- 
tung einer  Enquete  über  die  Einrichtung  der  Besserungsanstalten  in  Frank- 
reich. Durch  Gesetz  vom  25.  März  1872  wurden  dann  die  Mitglieder  des 
Ausschusses  ernannt,  der  mit  der  Leitung  der  Angelegenheit  betraut  wurde. 
In  der  üblichen  "Weise  haben  darauf  die  mündlichen  Verhöre  stattgefunden, 
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sind  von  deu  Kassatioiis-  und  Appullationö-Gcrichten  schriitliulie  Gutachten 
fiiiyei'orduii  und  endlich  mehrere  Bände  veröftcntlicht  worden,  die  an 
lU'ichhaltigkeit  nnd  Vollständigkeit  des  Materiales  nichts  zu  wünschen 
übrig  lassen.  Diese  bedeutenden  Arbeiten  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu 
würdigen  kann  ich  hier  nicht  unternehmen.  Es  sei  nur  in's  Gedächtniss  zu- 
rückgerufen,  zu  welchen  Ei'gebnissen  die  Enquete-Kommission  gelangt  ist. 
Dieselbe  hat  bekanntlich  einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  welcher  die 
Einzelhaft  auf  die  Augeklagten ,  sowie  auf  die  zu  Gefängniss  von  Jahr 
und  Tag  oder  darunter  Verurtheilten  anzuwenden  vorschlägt.  Den  zu 
längerer  als  einjähriger  Gefängnisshaft  Verurtheilten  soll  es  unbenommen 
sein  sich  die  Einzelhaft  auszubitten.  Bei  der  Einzelhaft  soll  endlich  die 
verhängte  Strafzeit  um  ein  Viertel  abgekürzt  werden,  eine  Keduktiou,  die 
bei  Gefängniss  auf  drei  Monate  und  darunter  nicht  eintritt. 

Bei  dieser  Enquete  hat  nun  auch  ein  Mann  Aussagen  gemacht,  dessen 
Urtheil  mir  besonders  gewichtig  erscheint,  nämlich  der  Generalinspektor 
der  Gefängnisse  in  Belgien,  Herr  Stevens,  ein  Anhänger  der  Zellen- 
getanguisse ,  der  schon  seit  einer  lleihe  von  Jahren  in  mehren  beachtens- 
werthen  Schriften  für  dieses  System  eingetreten  ist.  Das  oben  genannte 
Werk  enthält  die  von  ihm  am  17.  und  20.  Dezember  1872  der  Kommission 
gemachten  Mittheilungen,  sowie  eine  Zurückweisung  der  Angriffe,  welche 
dieselben  seither  erfahren.  Den  Auseinandersetzungen  dieses  Sachverstän- 
digen zu  folgen,  scheint  mir  von  grossem  Interesse.  Allerdings  sind  die- 
t^elben  nicht  durchaus  objektiv  gehalten.  Wir  hören  einen  eifrigen  Ver- 
theidiger  der  Einzelhaft,  aber  man  kann  sich  dabei  der  Vorstellung  nicht 
erwehren ,  als  ob  es  sich  in  erster  Linie  darum  gehandelt  hätte  das  Zel- 
lengefängniss  in  Löwen  gegenüber  dem  bei  dem  Gefängniss  in  Gent  be- 
obachteten Systeme  in's  rechte  Licht  zu  setzen,  d.  h.  mit  anderen  Worten 
als  ob  wir  eine  oratio  pro  aris  et  focis  vor  uns  haben.  Das  in  Gent  be- 
obachtete Prinzip  ist  das  der  gemeinsamen  aber  stillschweigend  vollzogenen 
Arbeit  und  der  Vertheilung  der  Gefangenen  in  Zellen  während  der  Nacht. 
Herr  Stevens,  der  nun  die  Einzelhaft  auch  bei  langen  Strafzeiten  in 
Anwendung  gebracht  wissen  will  und  so  zu  sagen  Begründer  des  Löwener 
Zelleugefängnisses  ist,  weiss  nur  Vorzüge  des  von  ihm  verfochtenen  Sy- 
stems anzuführen ,  Nachtheile  kennt  er  nicht.  Er  scheint  mir  somit  in 
denselben  Fehler  verfallen  zu  sein,  welchen  wie  ich  glaube  man  in  Deutsch- 
land auch  Varren trapp  vorhalten  muss,  zu  sehr  fast  ausschliesslich  an 
die  Wirksamkeit  der  Zellengefängnisse  zu  glauben  und  den  übrigen  ver- 
schiedenen Systemen  zu  wenig  zugänglich  zu  sein.  Gerade  dieser  Glaube 
aber  an  die  Richtigkeit  des  eingeschlagenen  Weges,  die  Beredtheit,  mit 
der  Stevens  seine  Ansichten  verficht,  verleihen  dem  Schriftchen  in  mei- 
nen Augen  einen  grossen  Werth,  obgleich  mich  die  eingehende  Prüfung 
der  ausgesprochenen  Gedanken  keineswegs  von  der  Unerschütterlichkeit 
des  Systems  hat  überzeugen  können. 

Stevens  erkennt  das  Geselligkeits-Bedürfniss  des  Menschen  an.  Aber 
er  will  nicht  zugeben ,  dass  die  Gesellschaft  der  anderen  Mitgefangenen 
dasselbe  befriedigen  könne.  Durch  sie  werde  mehr  Schaden  als  Nutzen 
gestiftet;  eine  Reihe  von  Verbrechen  finde  statt  nur,  weil  die  Uebel- 
thäler    vorher    im   Gefängniss    sich    hätten    kennen  lernen.     Die  Eingeker- 
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kerteu  verderbea  sich  geguiiöeitij;  uiul  verlassen  im  Allgeraeiiicn  das  Ge- 
füngniss  öchliniracr  als  sie  iu  dasselbe  eingclreten  waren.  Die  Zeiitral- 
gefänguisse  seien  wahre  Lasterschuleu.  Es  passirlen  da  Dinge,  die  man 
nicht  wiedererzählen  könnte  und  denen  nicht  vorzubeugen  sei ,  wie  gross 
auch  das  i'ersoual  wäre,  das  man  zur  lieauisichtigung  hätte,  und  wie 
scharf  auch  immer  diese  durchgcliilirt  würde.  Es  sei  dagegen  möglich 
allen  Zwangsraaassregeln  zu  entsagen  und  doch  den  Geselligkeits -Trieben 
des  Menschen  zu  genügen,  bei  Anwendung  der  Einzelliaft.  Zur  Begrün- 
dung dieses  Ausspruches  weist  er  auf  die  Zustände  des  Zellengefängnisses 
von  Löwen  hin. 

Den  ersten  Versuch  mit  der  Einzelhaft  hat  man  in  Belgien  im  Jahre 
1835  gemacht.  Damals  wurde  bei  dem  Gefängnisse  iu  Gent  eine  Ab- 
iheilung mit  32  Zellen  geschaffen,  deren  Benutzung  so  glückliche  Resul- 
tate erzielte,  dass  die  Begierung  keinen  Anstand  nahm  das  Zcllensystem 
nach  und  nach  bei  einigen  Zuchthäusern  zu  versuchen  und  endlich  im  Jahre 
1860  das  grosse  Zellengefängniss  in  Löwen  errichten  Hess.  Diese  Anstalt 
hat  634  Zellen;  deren  jede  3ÜÜ()  Franken  gekostet  hat.  Der  Gefangene 
bringt  Tag  und  Xacht  in  seiner  Zelle  zu.  Sein  Tagwerk  ist  genau  ge- 
regelt. Um  5  Uhr  Morgens  muss  Jeder  sich  von  seinem  Lager  erheben; 
dann  wird  gebetet  und  gefrühstückt.  Um  6  Uhr  beginnt  die  Arbeit  bis 
Mittag,  unterbrochen  durch  Spazierengeheu  während  einer  Stunde  und  durch 
die  Besuche  der  Beamten.  Von  12  bis  1  Uhr  wird  Mittag  gegessen  und 
hierauf  die  Arbeit  wieder  aufgenommen  bis  ^6  Uhr.  In  diese  Stunden 
fällt  der  Unterricht  oder  die  sog.  moralische  Konferenz  für  eine  Stunde, 
Um  |6  nimmt  der  Gefangene  seine  letzte  Mahlzeit;  von  6  —  8  arbeitet 
er,  von  8 — 9  darf  er  lesen,  schreiben  oder  sich  beschäftigen,  wie  er  es 
versteht. 

Die  Zusammenkünfte  werden  mit  den  Gefangenen  ohne  Rücksicht  auf 
das  Glaubensbekenntniss  veranstaltet;  die  Gegenstände  sind  irgend  ein 
einfaches  Thema  der  Sittenlehre,  etwa  die  Verletzungen  der  Strafgesetze, 
die  Eolgen  gewisser  Laster,  auch  wohl  die  Ungehörigkeit  der  Arbeits- 
einstellung und  des  Vertragsbruchs.  Das  Thema  wird  vorher  durch  den 
Verwaltungsrath  festgestellt.  Man  beabsichtigt  durch  diese  Konferenzen 
dem  durch  die  Prediger  ertheilten  Unterricht  zu  Hülfe  zu  kommen,  denn 
dieser  hat  oft  keinen  Erfolg,  weil  er  zu  dogmatisch  betrieben  wird. 
Gleichwohl  wird  der  Religionsunterricht  selbst  mit  der  allergrössten  Sorg- 
falt gepflegt.  Drei  Prediger  sind  bei  dem  Gefängniss  fest  angestellt  und 
jeder  von  ihnen  ist  verpflichtet  wenigstens  5  Stunden  täglich  in  den  ver- 
schiedenen Zellen  zuzubringen.  Ueberhaupt  bleibt  der  Eingesperrte  nicht 
ohne  jeden  Verkehr;  vielmehr  existirt  ein  genaues  Reglement,  welches 
die  Allzahl  der  Besuche  vorschreibt,  die  jeder  Beamte  zu  machen  hat. 
So  müssen  die  Gefängnisswärter,  von  denen  jeder  25  Zellen  unter  seiner 
Aufsicht  hat,  sich  so  einrichten,  dass  jeder  Gefangene  den  25.  Theil  des 
Tages  ihn  bei  sich  sieht;  in  den  Gängen  sollen  die  Wächter  sich  gar 
nicht  auflialten.  Der  Direktor  der  Anstalt  und  sein  Gehülfe  besuchen 
jeder  täglich  25  Gefangene;  die  beiden  Aerzte  besuchen,  unabhängig  von 
ihren  Hülfeleistungen,  täglich  12  Zellen.  Auch  von  ihren  Angehörigen 
können  die  Gefangenen  eine  gewisse  Zahl   von  Besuchen  empfangen.    Diese 
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fiudcu  iu  ciuem  Sprechzimmer  statt,  in  welcbem  die  sich  Sehcudeu  durch 
ein  doppeltes  Gitterwerk  getrennt  sind.  Bei  der  Unterredung  ziehen  die 
"Wärter  sich  zurück. 

Ueber  jeden  Gefangenen  und  sein  Verhalten  wird  genau  Buch  ge- 
führt —  eine  Art  moralstatistischen  llegisters.  Man  schreibt  seinen  Namen, 
sein  Alter,  den  Gesundheitszustand,  seinen  Körperbau,  sein  Gewicht, 
seine  Bildungsstufe,  seine  Verurtheilung,  seinen  frühereu  Lebenswandel 
auf.     "Während  der  Gefangenschaft  werden  alle  diese  Daten  vervollständigt. 

Mit  diesem  Systeme,  wie  ich  es  hier  in  seinen  Grundzügen  geschil- 
dert habe,  erklärt  nun  Herr  Stevens  grosse  Erfolge  erzielt  zu  haben. 
"Was  zunächst  die  Beschäftigung  anlangt,  so  ist  diese  nicht  durch  finan- 
zielle Interessen  der  Verwaltung  geleitet.  Man  strebt  mit  der  Lehre  und 
der  Arbeit  zunächst  nur  dem  Gefangenen  selbst  zu  nützen,  wobei  der 
Staat  später  indirekt  den  Vortheil  zieht.  Die  Gewerbszweige,  welche 
hauptsäclilich  gepÜegt  werden,  sind  Schuhmacherei,  Schneiderei  und  We- 
berei. In  8  —  9  Monaten  wird  ein  Schuhmacher,  in  3  Monaten  ein 
Schneider,  in  6  Monaten  ein  Weber  ausgebildet.  Ausser  diesen  giebt  es 
noch  Tischler,  Schmiede,  Bötticher,  Buchbinder.  Zu  den  Arbeiten  liefern, 
falls  sie  nicht  auf  Rechnung  des  Staates  selbst  gemacht  wird,  Unternehmer 
das  Rohmaterial ,  wobei  ihnen  das  Recht  eingeräumt  wird  die  Arbeit  zu- 
rück zuweisen,  wenn  sie  schlecht  angefertigt  erscheint.  Doch  kommt 
dieses  selten  vor,  weil  der  Direktor  der  Anstalt  den  Verlust  tragen  muss 
und  daher  für  gute  Arbeit  Sorge  trägt,  überdies  die  Anfänger  stets  unter 
der  Aufsicht  der  Wärter,  welche  zugleich  Werkmeister  sind,  arbeiten. 

Der  Gesundheitszustand  der  Gefangenen  in  Löwen  ist  äusserst  be- 
friedigend. Von  600  Eingekerkerten  sind  im  Allgemeinen  nur  4  oder  5 
Personen  im  Hospital,  wohin  allerdings  nur  die  Kranken  geschickt  wer- 
den, welche  besonderer  Pflege  bedürfen  (S.  79).  Gestorben  sind  in  den 
dreizehn  Jahren  seit  Begründung  des  Gefängnisses  von  1860  —  1873  bei 
4015  Individuen,  die  in  dieser  Zeit  eingesperrt  wurden,  83  (S.  112). 
Ueber  Mangel  an  Luft  hat  man  sich  in  Löwen  nicht  zu  beklagen;  jeder 
Gefangene  hat  30  Kubikmeter  Luft.  „Wir  haben  Gefangene  gehabt,  welche 
7,  8,  9  Jahre  sassen  und  dies  ertragen  mussten  in  einem  Alter,  wo  Be- 
wegung sehr  nothwendig  erscheint,  die  ISjährig  in's  Gefäugniss  kamen 
und  im  Alter  von  28  Jahren  dasselbe  verliessen  ,  robust,  unterrichtet, 
geistesfrisch  und  fähig  ihren  Unterhalt  zu  gewinnen  (S.  79).  So  sind 
denn  Geisteskranke  selten  in  Löwen.  Im  Ganzen  hat  man  von  1860  — 
1873  16  Fälle  zu  beklagen  gehabt  (S.  113).  Speziell  in  den  Jahren  1867 
— 1870  trat  nur  ein  Fall  von  Geisteskrankheit  auf  (S.  74),  obgleich  Viele 
bei  der  Aufnahme  in's  Gefäugniss,  ohne  gerade  als  irrsinnig  bezeichnet 
werden  zu  müssen,  doch  entschiedene  Geistesschwäche  aufwiesen.  Unter 
den  Insassen  des  Genter  Gefängnisses  sind  53  Individuen,  die  nach  den 
Aussagen  der  Aerzte  als  mehr  oder  weniger  geisteskrank  angesehen  wer- 
den müssen  (S.  75).  Selbstmorde  sind  in  Löwen  gleichfalls  selten.  Der 
erste  Fall  kam  18  Monate  nach  Errichtung  des  Gefängnisses  vor,  war 
dann  aber  von  einem  zweiten  und  dritten  gefolgt,  worauf  bis  zum  Jahre 
1870  Alles  ruhig  blieb,  in  welchem  Jahre  Einer,  der  seine  Strafzeit  bald 
vollendet  hatte,    sieh  das  Leben  nahm  (S.  76).      Seit  dem   scheinen    aber 
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die  Selbstmorde  verhältnissmässig  zahlreich  geworden  zu  sein ,  denn  Herr 
Stevens  theilt  an  einer  anderen  Stelle  mit,  dass  in  13  Jahren  von  1860 
— 1873  19  Fülle  von  Selbstmord  in  Löwen  vorgekommen  seien  (S.  112). 
Addirt  man  die  Zahl  der  Todesfälle,  Selbstmoi'dc  und  Geisteskranken  zu- 
sammen, so  erhält  man  die  Ziffer  von  122,  die  auf  13  Jahre,  bei  einer 
durchschnittlichen    Gefangenenzahl    von    ')()() ,    keine    2   Prozent    ausmacht 

<^^-    11^)-  ■     .     .     . 

Die  streng  durc;hgeführte  Disziplin  lässt  wenig  Züchtigungen    in  der 

Anstalt  nothwendig  erscheinen.  Während  in  Gent  bei  7 — 800  Gefangenen 
im  Laufe  eines  Jahres  etwas  mehr  als  1000  Bestrafungen  vorfielen,  kamen 
in   Löwen  bei   etwa   500   Gefangenen   nur   100   straffällige  Vergehen  vor. 

Die  Zahl  der  Gefangenen  ist  in  Belgien  bedeutend  herabgegangen, 
von  7000  auf  4000,  was  Herr  Stevens  zunächst  dem  System  der  Einzel- 
haft zuschreibt,  da  dieses  ein  Mal  die  Strafzeit  verkürzt  und  dann  die 
Bückfälle  weniger  häufig  macht.  Während  ein  zu  20jähriger  Zwangs- 
arbeit Verurtheilter,  der  seine  Strafzeit  in  Gent  abbüsst,  dort  20  Jahre 
zubringen  muss,  bleibt  ein  zu  gleicher  Strafe  Eingekerkerter  in  Löwen 
nur  9  Jahre  und  282  Tage  (S.  93).  Das  Gesetz  vom  4.  März  1870  hat 
die  Stufenleiter  für  die  in  Einzelhaft  zugebrachte  Strafzeit  festgesetzt. 
Ein  Jahr  ist  auf  282  Tage  reduzirt  und  20  Jahr  auf  9  Jahr  und  282 
Tage  (S.  1 1 1).  Die  Eückfälle  anlangend,  waren  unter  den  bei  Eröffnung 
des  Gefängnisses  in  Löwen  Eingesteckten  72  **/q  Eückfällige  und  28  ^j^ 
zum  ersten  Male  Verurtheilte  (S.  90).  Dies  hat  sich  in  den  letzten  Jahren 
wie  folgt   geändert. 

Kückfällige  beim  Eintritt  in  den  Jahren  1860 — 69  73,77  *^/q 

„      „  „  1870  70,00    „ 

„      ,.  „  1871  66,00     „ 

„  „  „         „       „  „  1874 — 75  63,83     „ 

Die  Verwaltuugskosten  für  die  Zelleugefangnisse  sind  dieselben  wie 
bei  den  anderen.  Dagegen  sind  die  Anlagekosteu  sehr  viel  höher.  Herr 
Stevens  berechnet  die  Anlagekosteu  in  der  Weise,  dass  die  Zahl  der 
Zellen  des  zu  errichteudeu  Hauses  mit  4000  Franken  multiplizirt  wird 
(S.  28).  Die  XJnterhaltskosten  belaufen  sich  im  Durchschnitt  auf  einen 
Franken  täglich  per  Kopf  (S.  92),  in  den  Jahren  1863,  1864  und  1865 
z.B.,  bei  einer  Zahl  von  je  551,  534  und  508  Gefangenen  0,89,  0,87 
und  0,92  Franken. 

Von  der  Anwendung  der  Einzelhaft  bei  jugendlichen  Verbrechern 
will  Herr  Stevens  nichts  wissen.  Er  hat  es  in  den  Jahren  1857 — 59 
in  Antwerpen  versucht,  aber  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dass  dies  nicht 
geht  (S.  123).  Die  Freigesprochenen,  aber  zur  Korrektion  bestimmten 
Kinder  werden  in  die  ländlichen  Colonien  geschickt,  wo  sie  je  nachdem 
ob  sie  vom  Lande  oder  aus  der  Stadt,  zu  landwirthschaftlichen  oder  ge- 
werblichen Arbeiten  verwendet  werden.  Die  verurtheilten  Kinder  werden 
bis  zum  18.  Lebensjahre  in  gemeinsamen  Gefängnissen  gehalten;  dann 
werden  sie  zur  Einzelhaft  übergeführt.  Die  Zelle  soll,  nach  Herrn  Ste- 
vens den  erwachsenen  Menschen  zur  Einkehr  in  sich  selbst  bewegen; 
für  das  Kind  hat  dies    keinen  Sinn.      Der   physische  Zustand   des  Kindes 
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verlangt  viel  Bewegung  und  seine  Erziehung  kann  nur  gemeinsam  mit 
anderen   vollzogen  werden   (S.  127). 

AVeiter  erklärt  sich  Herr  Stevens  gegen  Amnestien  (S.  127  fF.)  und 
gegen  die  spätere  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Freigelassenen  (S.  136  ff.}. 
Ich  kann  dies  füglich  unerörtert  lassen,  da  es  mit  der  Frage  der  Einzel- 
haft nicht  in  direktem   Zusammenhange  steht. 

Den  Beschluss  der  ungemein  belehrenden  Mittheilungen  des  Herrn 
Stevens  macht  ein  Bericht  von  Charles  Lucas  dem  bekannten  Ver- 
fasser der  „theorie  de  remprisonuemeut"  an  die  Akademie  (S.  150 — 164). 
Dieser  steht  auf  entgegengesetztem  Standpunkt.  Aber  der  Haupteinwand, 
den  er  gegen  das  Zelleugefängniss  von  Löwen  erhebt,  ist,  dass  es  der 
menschlichen  Natur  zuwiderlaufe.  „Glauben,  dass  die  bessernde  Erzie- 
hung in  einem  der  menschlichen  Natur  entgegengesetzten  Sinne  vollzogen 
werden  könne,  während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  gegen  die  Be- 
dürfnisse und  Instinkte  des  Geselligkeitstriebes  vorgehen  und  es  anders 
einrichten  wollen  als  Gottes  Wille  sei :  —  das  heisse  etwas  Unmögliches 
versuchen,  es  heisse  fast  eine  Gottlosigkeit  begehen,  es  heisse  ein  gött- 
liches Gesetz  verletzen  gegenüber  denen,  welche  die  Verletzung  eines 
menschlichen  sich  haben  zu  Schulden  kommen  lassen."  „Der  unermess- 
liche  Abstand,  welcher  das  Gefänguiss  in  Gent  von  dem  in  Löwen  be- 
obachteten Systeme  trenne,  bestehe  darin,  dass  man  hier  das  grosse  Ge- 
setz des  menschlichen  Geselligkeitstriebes  verkenne,  während  man  es  dort 
respektire  (S.  157)."  Und  so  sieht  denn  Lucas  in  den  in  Löwen  we- 
niger nothwendigen  Züchtigungen  keinen  Vorzug  der  Einzelhaft,  da  es 
kein  Verdienst  sei  sich  eines  Vergehens  zu  enthalten,  wenn  jede  Gelegen- 
heit zu  demselben   unterdrückt  sei  (S.  160). 

Von  einer  endgültigen  gegenseitigen  Widerlegung  ist  also  wie  mau 
sieht  keine  Rede.  Beide  Männer  erkennen  den  Geselligkeitstrieb  des 
Menschen  an;  nur  wollen  sie  ihm  auf  verschiedene  Weise  genügen.  Herr 
Stevens  beruft  sich  auf  die  in  Löwen  gemachten  Erfahrungen.  Die 
Zellengefängnisse  Deutschland's  und  Frankreichs  sähen  denen  Belgiens 
nicht  ähnlich.  Das  Instrument  ist  dasselbe,  aber  die  Handhabung  ist 
eine  andere.  Sind  nun  die  Ei'gebnisse  der  Einzelhaft  wirklich  derartige, 
wie  Herr  Stevens  sie  schildert,  so  wird  der  Entschluss  nicht  schwer 
fallen ;  aber  mir  scheint  der  Zeitraum ,  aus  dessen  Erfahrung  Herr  Ste- 
vens zu  uns  spricht,  nicht  umfassend  genug,  um  die  Unerschütterlichkeit 
seines  Systems  zu  beweisen.  Ich  denke,  man  müsste  vor  allen  Dingen 
mehr  Daten  über  die  Rückfälligen  haben ,  als  wie  uns  bis  jetzt  vorgelegt 
werden,  wenngleich  der  Anfang  ja  ein  verheissender  ist.  Vor  der  Hand 
wird  der  Moralstatistiker  in  der  kleinen  Schrift  des  Herrn  Stevens  viele 
anregende  Gesichtspunkte  finden. 

Dorpat.  Wilhelm  Stieda. 
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Gerkrath:    Ph.  Geyer 's  Die  Lebensversicherung  in  Deutsch- 
land und  ihre  gesetzliche  Kegelung  —  Separatabdruck  aus  dem  „Yer- 
eiusblatt  für  deutsches  Versicherungswesen".     YI.  Jahrg.     1.  u.  2.  Heft. 
Berlin    1878. 
Wir  haben  S.  368  des  vorigen  Bandes    die  Schrift   von  Geyer  rüh- 
mend   erwähnt,    aber    ausdrücklich    hervorgehoben,    dass    „zu    einer    aus- 
reichenden Kritik  nur  ein  gegenwärtig  im  Yersicherungsfache  arbeitender 
Praktiker  im  Staude   ist".      Ein    solcher  hat   in    der   vorliegenden  Schrift 
geantwortet ,    und   um    dem  Spruche :    audiatur  et  altera  pars    gerecht    zu 
werden,    machen    wir    ausdrücklich    darauf,    wie    auf   einen  Aufsatz    von 
Zillmer   in    dem    deutschen  Yereinsblatt    für  Yersicheruugswesen  Nr.  49 
1877  aufmerksam.     In  jenen  Entgegnungen  werden   die  Angriffe  G.'s  ge- 
gen   die    deutschen    Yersicheruugsgesellschaften  z.  Th.    mit    entschiedenem 
Erfolge  zurückgewiesen,    weil  G.  bei  der  Berechnung    von    falschen  Yor- 
aussetzungen  ausgegangen  ist,  resp.  sich  falscher  Formeln  bediente.     Eine 
Widerlegung    der  Yorschläge  G.'s  in  Bezug    auf   die  Yersicherungsgesetz- 
gebung  können  wir  aber    nicht    darin    finden,    worauf  au    anderer    Stelle 
ausführlicher  zurückgekommen  werden  muss. 

Dr.  C.  Arendt.  Die  internationale  Zahlungsbilanz  Deutsch- 
lands in  den  letzten  Jahren  der  Silberwährung.  Berlin 
1878.     Yin.     93  SS. 

Eine  sehr  fleissige,  klar  und  gut  geschriebene  Dissertation,  in  der 
sich  der  Yerfasser  die  Aufgabe  stellt,  für  die  20  Jahre  von  1850 — 1869 
ein  auf  thatsächliche  Beobachtung  gestütztes  Bild  von  der  Zahlungsbilanz 
Deutschlands  zu  entwerfen,  um  damit  dem  bei  uns  „zur  Mode  gewordenen 
wirthschaftlichen  Pessimismus"  entgegen  zu  treten.  Bei  der  notorischen 
Unzulänglichkeit  der  deutschen  Handelsstatistik  stützt  er  sich,  um  die 
Zahlungsverhältnisse  Deutsehlands  den  Nachbarländern  gegenüber  wahr- 
scheinlich zu  machen ,  hauptsächlich  auf  die  Wechselkurse,  die  er,  Frank- 
furt —  vielleicht  nicht  ganz  mit  Recht  —  bei  Seite  lassend,  ausschliess- 
lich dem  Berliner  Markte  entnimmt.  Mit  vieler  Mühe  hat  sich  der  Yerf., 
bei  dem  Mangel  an  allen  Yorarbeiten,  durch  Ausziehen  aller  Kurs-Noti- 
rungen  aus  dem  amtlichen  Berliner  Kurs-Anzeiger  und  dem  preussischen 
Staatsanzeiger  ein  treffliches  Material  zu  schaffen  gewusst,  und  die  Me- 
thode ,  wie  er  dies  überreiche  Zahlenmaterial  auf  engem  Eaume  über- 
sichtlich verwerthet  hat,  ist  sehr  beachtenswerth.     Anzuerkennen  ist  auch 
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die  Sachkenutniss  uud  Gewissenhaftigkeit,  mit  der  er  sich  an  die  schwie- 
rige Aufgabe  gemacht  hat,  unter  Berücksichtigung  der  Werthrelation  der 
Edelmetalle  das  jedesmalige  Pari  des  Wechselkurses  mit  den  verschiedenen 
"NVechselplätzen  des  Auslandes  zu  berechnen.  Nachdem  er  für  jedes  Land 
sein  Material  gruppirt,  sucht  er  nach  einem  sog.  „Metallpunkt",  d.  h.  dem- 
jenigen Stand  der  Kurse ,  wo  es  vortheilhaft  wird ,  statt  der  Wechsel  Me- 
tall zu  senden,  und  rechnet  fast  durchweg  eine  für  Deutschland  über- 
wiegend günstige  Zahlungsbilanz  heraus,  was  er  dann  im  Detail  durch 
Belege  aus  der  Handelsstatistik,  sowie  durch  Citate  aus  den  Berichten  der 
Handelskammern  und  der  Berliner  Kaufmannschaft  zu  stützen  sucht.  Für 
die  Länder  mit  Papierwährung,  deren  Wechselkurse  des  schwankenden 
Agio's  wegen  nur  schwer  die  verschiedeneu  Phasen  der  Zahlungsbilanz 
wiederspiegeln  können,  stützt  er  sich  hauptsächlich  auf  die  Statistik  des 
Handels  und  der  Edelmetallbewegung  uud  kommt  auch  hier  zu  Resultaten, 
die  zu  Gunsten  Deutschlands  sind.  Von  einer  absoluten  Sicherheit  kann 
selbstverständlich  bei  all  solchen  Berechnungen  keine  Rede  sein ,  es  müssen 
vielmehr  alle  Schlüsse  auf  anfechtbaren  Schätzungen  beruhen,  aber  man 
muss  gestehen,  dass  er  seine  Schlussfolgerungeu ,  selbst  wo  sie  etwas  zu 
optimistisch  gefärbt  erscheinen,  sehr  wahrscheinlich  zu  machen  weiss. 
Der  Abschnitt  über  den  Papiergeld-  uud  Banknoten -Umlauf  Deutschlands 
scheint  uns  nicht  recht  in  den  Rahmen  der  Arbeit  zu  gehören  und  bringt 
wenig  Neues,  doch  zeigt  das  letzte  Kapitel  sehr  anschaulich,  wie  Deutsch- 
land seit  dem  Beginne  der  sechziger  Jahre  mehr  und  mehr  ein  Kapital 
ausleihendes  Land  wird,  und  der  Verkehr  in  ausländischen  Effekten  Be- 
deutung gewinnt.  Der  Verf.  hätte  diesen  Zeitpunkt  vielleicht  nicht  so 
spät  augesetzt,  wenn  er  sich  weniger  ausschliesslich  auf  Berliner  Berichte 
gestützt  hätte,  da  in  Frankfurt  a.  M.  bekanntlich  schon  früher  eine  aus- 
gedehnte Fondsarbitrage  auch  in  ausländischen  Papieren  florirte.  Um  so 
mehr  wird  man  dem  Schlusssatze  der  Schrift  zustimmen  können ,  dass  wir 
durchaus  keine  Ursache  haben,  unsere  wirthschaftliche  Entwickelung  in 
den  20  Jahren  vor  1870  mit  pessimistischen  Blicken  zu  betrachten. 
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A.     Frankreich. 

I.  Journal  des  Economistes.  Juin  1878.  1.  L'evolutiou  eco- 
nomique  du  XIX  S.  par  M.  G.  de  Molinari.  2.  Exposition  univ.  de 
1878,  p.  M.  Ad.  Blaise.  3.  Le  gourernement  local  en  Angletcrre,  par 
H.  Tache.  4.  l^evue  de  TAcadeniie  des  sciences  (1877),  p.  M.  .J.  Le- 
fort.  5.  Le  progrcs  des  sciences  appliquees  en  1877,  par  M.  L.  Benard. 
6.  Le  congres  postale  de  Paris,  par  R.  Bonnaud. 

II.  Revue  ge'nerale  d' A  dmi  nistratio  n.  Juin  1878.  1.  Des 
pensions  ciyiles  a  l'occasion  du  projet  de  loi  portant  creation  d'une  caisse 
de  pre'voyance ,  par  C.  Fournier.  2.  La  reforme  du  cadastre,  p.  M. 
G.  Gueroult.  3.  L'industrie  du  gaz  a  Paris,  p.  A.  Mercuc'r.  4.  Le 
code  civil  et  les  droits  des  epoux  en  matiere  de  successiou ,  p.  M.  J. 
Sie'geois.  o.  Des  subventions  spe'ciales  pour  l'entretien  des  chemins  vi- 
cinaux,  p.  M.  Lanegrie.  6.  L'administration  municipale  aux  Etats-Unis, 
p.  M.  C.  Lavollee.  7.  Jurisprudence  administrative  i.  monopole  des  al- 
lumettes  chimiques.      8.  Notices  et  renseigneraeuts   etc. 

III.  Annales  de  Demographie  internationale.  Recueil  tri- 
mestriel  de  travaux  originaux  et  de  documents  statistiques  et  bulletin  bi- 
bliographique  special  publ.  s.  la  dir.  de  Arthur  Chervin  Paris.  Li- 
brairie  F.  Henry.     Deuxieme  Anne'e.     I  Fase,  de  1878  Xr.  5.  Mars  1878. 

1.  A  nos  lecteurs.  2.  Propositiou  de  loi  relative  au  retablissement  des 
tours,  presentee  au  Senat.  3.  Note  pour  servir  ä  l'etude  de  la  question 
des  enfants  assistes  en  France,  par  M.  Laf abregne.  4.  Bibliographie. 
5.  Mouvement  de  la  population  en  Suede. 

IV.  Bulletin  de  Statistique  et  de  Legislation  comparee. 
(Ministere  des  Finances)  Deuxieme  Annee.  Paris  Janvier  1878.  1.  Prin- 
cipales  lois  financieres  votees  et  promulgue'es  en  1877.  2.  Les  recettes 
budge'taires  en  1877.  3.  Les  impots  et  revenues  indir.  en  1877.  4.  Le 
commerce  exterieur  de  la  France  (1877).  5.  Resultats  du  de'nombrement 
de  1877  an  point  de  vue  des  droits  d'entre'e  et  du  droit  de  licence.  6.  Mou- 
vement des  inscriptions  de  rentes  pend.  Dec.  1877.  7.  L'encaisse  metal- 
lique  de  la  banque  de  France  (1869 — 78).  8 — 12.  Anglet.  Inde  angl., 
Etats-Unis,  Allemagne,  Russie. 

Fevrier.      1.    Loi  relat.  ä  la  fabric.    des   pieces  de  5  Fr.  en  argent. 

2.  Projet  de  creation  d'une  dette  amortissable  par  annuite's.  3.  Les  de- 
bits  de  tabac.      4.  Les  impots  etc.    Janv.   1878.      5.  Achats   et   ventes  de 
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rentos  cffectucs  pur  le  comptc  des  departom.  cu  1877.  6.  Produits  per^us 
et  coustates  par  l'admin.  des  coutribut.  iudir.  1876,  77.  7.  Productions 
des  alcools  1876,  77  etc. 

Mars.  1.  La  productiou  des  sucres  iudigcues  depuis  rdtablissement 
de  Timpot.  2.  Coucours  des  percepteurs  et  des  receveurs  des  postes  pour 
Ic  Service  des  caisses  d'cpargue.  3.  L'iustructiou  primaire  dans  le  per- 
sonuel  ouvrier  de  manufactures  de  l'Etat  etc. 

Avril.  1.  Le  budget  de  1878.  2.  et  3.  Loi  relative  a  la  refortne 
postale  et  a  la  taxe  tclcgraphique.  4.  Le  reglemont  ge'ueral  des  budgets 
dep.   1830  etc. 

Mai.  1.  Le  projet  de  budget  pour  l'exercice  1879.  2.  Profits  par- 
ticuliers  que  l'Etat  retire  de  Texecution  des  chemins  de  fer.  3.  Les  pro- 
prietes  de  l'Etat  etc. 

Juin.  1,  Loi  portaut  creation  d'une  dette  araortissable  par  annuites. 
2.  Loi  relative  aux  contributions  dir.  et  aux  taxes  y  assimilc'es  de  l'exer- 
cice 1879.  3.  Loi  portaut  approbation  d'une  Convention  passee  cntre  le 
Min.  des  finances  et  la  bauque  de  France.  4.  Comparaisou  entre  la  pro- 
gression  des  valeures  successorales  et  cette  des  revenus  publics.  5.  Les 
impots  nouveaux  en  1879.     6.  Resultats  du  dcnombrcment  de  1876 — 77  etc. 

*  V.  Revue  des  questious  historiques  XII  Annee.  46Livr. 
Paris  xivril  1878.  Los  rcceutes  publications  sur  Turgot,  par  Anatole  de 
Gallier.  — 

La  Population  de  la  France  au  Moyen  age,  a  propos  d'une  commu- 
nication  faite  ä  l'Academie  des  sciences  morales  et  politiques,  par  M.  Edm. 
Ram  eau. 

B.     Italien. 

I.  Giornale  degli  Economisti.  Padova  1878.  Vol.  VII  Nr.  3. 
Giugno.  1.  I  principii  della  scienza  economica  secondo  i  socialisti  della 
cattedra.  E.  Forti.  2.  Dell'  imposta  progressive  secoudo  alcune  recenti 
dottrine  tedesche.     G.  Ri  cco -Salerno.    3.  Rassegna. 

D.     Oesterreich. 

*  Sitzungsbericht  der  k.  Akademie  der  Wissenschaften.  Philos.-histor. 
Klasse.  Jahrg.  1876.  Okt.,  Nov.  Bd.  LXXXIV.  Hft  I-IL  Wien  1877. 
S.   135—210. 

V.  Inama-Sternegg.  Ueber  die  Quellen  der  deutschen  Wirth- 
Bchaftsgeschichte. 


'  Die  periodische  Presse  in  Deutschland. 

*I.  Preuss.  Jahrbücher  herausgegeb.  v.  von  Treitschke  und 
Wehrenpfennig.  H.  I.  Zur  Kritik  der  bisherigen  Schätzungen  der 
Edelmetallproduktion,   von  Ad.  Soetbeer.      H.  IL    Einige  Bemerkungen 

*)  Aus  den  nicht  speziell    volkswirthschaftlichen  Zeitschriften    führen    wir  stets  nur 
die  Abhandlungen  nationalökonom.  und  statist.  Inhalts  an. 
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über  Eeichsstempelsteueru.  H.  III.  Wirkungen  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts auf  die  Verwaltung  amerikanischer  Städte  v.  Fr.  Kapp.  H.  IV. 
Das  Ordeusland  Preusseu  und  die  Hansa  bis  zum  Jahre  1370  v.  C.  Satt- 
ler. —  Die  künftige  Organisation  der  preuss.  Staatseisenbahnverwaltung 
V.  V.  M.  H.  VI.  Zur  Geschichte  und  politischen  Bedeutung  des  Bland- 
schen  Silbergesetzes  v.  H.  v.  Holst. —  Siebenbürgen  und  der  Dualismus 
in  Oesterreich.  —  Ueber  kunstgewerbliche  Fachbildung.  —  Der  Sozialis- 
mus lind  der  Meuchelmord  v.  H.  v.  Treitschke.  H.  VII.  Die  Anfänge 
der  deutschen  Gewerbeverfassung  v.  Christian  Meyer. 

II.  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht 
der  Gegenwart  herausgegeb.  v.  Grüuhut.  Wien  1878.  Bd.  V.  H.  I. 
Ueber  IS'atur  und  Geschichte  der  modernen  Hypothek  v.  Rud.  Sohm. 

III.  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des  allgemeinen 
deutschen  Handels-  und  Wechselrechts  herausgeg.  v.  H.  Busch. 
Berlin  1878.  Bd.  37.  H.  I.  v.  Strombeck,  Grundkapital,  Grundver- 
mögen und  Bilanz  der  Actiengesellschaften ,  insbesondere  der  Eisenbahn- 
gesellschaften. H.  2.  R.  Koch,  Ueber  Giro -Verkehr  und  den  Gebrauch 
von  Cheques  als  Zahlungsmittel. 

IV.  Landwirthschaft liehe  Jahrbücher.  Zeitschi-ift  für  wis- 
senschaftliche Landwirthschaft  und  Archiv  des  k.  preass.  Landes-Oekono- 
miekollegiums  herausgegeben  v.  H.  v.  Xathusius  u.  H.  Thiel.  Berlin 
1878.  H.  1.  Die  Umwandlung  der  preuss.  Staatsdomainen  in  Staatsforsten. 
Eine  staatswissensch.  Untersuchung  v.  A.  Bernhardt.  Die  wirthschaft- 
liche  Bedeutung  von  Erbzins-  und  Erbpachtsverhältnissen  v.  E.  Xasse. 
H.  2.  Aphorismeu  über  die  Verhütung  der  Ueberschwemmungen  v'.  Dün- 
kelberg.  — 


Druck   von    Ed.    Fromm  an  n   In   Jena. 


IV. 

Zur  Geschichte  des  englischen  Geldwesens  im 

Mittelalter. 

Von 
Dr.  W.  V.  Ochenkowski. 

Dass  die  Ersclieinungen  des  wirthschaftlichen  Lebens  in  jeder 
gegebenen  Zeitperiode  ein  Ergebniss  der  vorangehenden  Epoche  und 
der  allgemeinen  zur  Zeit  bestehenden  Zustände  sind,  unterliegt  wohl 
keinem  Zweifel.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Formen  der  wirth- 
schaftlichen Erscheinungen  in  verschiedenen  Zeiten  verschiedene  sein 
müssen,  dass  neue  Gebilde  auftreten,  die  alten  wiederum  von  dem 
Schauplatze  entweder  verschwinden  oder  auch  sich  modifiziren  und 
erweitern.  Ihre  Ausbildung  ist  jedenfalls  eine  verschiedene ,  weil  sie 
in  neue  oder  mehr  komplizirte  Verbindungen  und  Verhältnisse  ein- 
treten; die  Einflüsse,  welche  auf  sie  wirken,  sind  mächtiger  und  man- 
nigfaltiger, wodurch  andrerseits  ihre  Kraft  und  Wirkung  auf  die  übrigen 
Erscheinungen  gesteigert  wird. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  bietet  jede  Untersuchung  der  wirth- 
schaftlichen Zustände  einer  bestimmten  Zeit  ein  grosses  Interesse  und 
selbst  ein  kleiner  Beitrag  zur  Kenutniss  des  noch  ziemlich  unbearbei- 
teten Gebietes  der  national-ökonomischen  Kultur  kann  als  wünschens- 
werth  erscheinen. 

Zum  Gegenstand  unserer  Darstellung  wählen  wir  das  Institut  des 
Geldes  im  mittelalterlichen  England.  Es  kann  dies  als  eine  Fort- 
setzung unserer  Arbeit  über  die  Preisgesetzgebung  betrachtet  wer- 
den^); und  zwar  desto  mehr,  als  wir  auch  hier  die  Darstellung  der 
betreffenden  Zustände  von  Eduard  III.  an  bis  tief  in  das  XVI.  Jahr- 
hundert zu  verfolgen  beabsichtigen,  und  weil  wir  uns  so  wie  dort  auf 
die  Reichsgesetze  stützen.    Die  Gründe,  die  uns  in  der  Wahl  dieser 


1)  Jahrbücher  für  National-Oekonomie  und  Statistik.     B.  XXX  Heft  2 — 3. 
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Quelle  überhaupt  geleitet  haben ,  sind  bereits  in  jener  Arbeit  ausein- 
andergesetzt. Auch  die  auf  das  Geldwesen  bezüglichen  Gesetze  lie- 
fern einen  Beweis  der  Aufmerksamkeit,  welche  man  diesem  Gegen- 
stande, welcher  vorzüglich  in  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  fällt, 
schenkte. 

Sämmtliche  Quellen  geben  ein  Zeugniss  davon,  dass  England  in 
jener  Epoche  von  der  grossen  Krankheit  der  Münzfälschungen  in  dem 
Maasstabe,  wie  diese  auf  dem  Kontinente  betrieben  waren,  verschont 
blieb.  Es  scheint  jedoch  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  Eduard  III. 
mitunter  zu  diesem  Mittel,  seinen  Schatz  zu  füllen,  Zuflucht  nahm*). 
Vom  18.  Regierungsjahre  Eduard's  III.  bis  zum  18.  Regierungsjahre 
Heinrich's  VIII.  hört  man  aber  nichts  von  den  absichtlichen  Fäl- 
schungen besonders  des  Feingehalts  der  Münzen.  —  Dieser  letzte  Fürst 
ist  der  grösste  Fälscher  in  den  Annalen  des  englischen  Münzwesens.  — 
Die  Versuche,  die  man  unter  Eduard  VI.  und  Marie  zum  Zweck  der 
Wiederherstellung  der  Ordnung  im  Gelde  machte,  blieben  ohne  Er- 
folg; ja  die  unlauteren  Praktiken  wurden  unter  Eduard  VI.  fortge- 
setzt und  es  gelang  erst  Elisabeth  im  J.  1560,  in  das  zerrüttete 
Geldwesen  die  bereits  angestrebte  Ordnung  zu  bringen. 

Während  aber  der  Feingehalt  der  englischen  Münzen  bis  zu  Hein- 
rich VIII.  unverändert  blieb  2),  wechselte  das  Gewicht  der  Münzstücke, 


1)  Ueber  die  im  18.  Kegierungsjahre  Eduards  III.  geprjigte  Goldmünze  sagt  Kuding, 
Annais  of  the  Coinage  of  Britain  Vol.  IS.  217  ,, .  . .  it  was  however  so  —  on  discovered, 
that  this  money  was  rated  to  high,  that  it  was  overvalued  in  proportion  to  the  silver 
coin  then  current,  and  it  was  on  that  account  generally  refused."  Offenbar  war  die 
Münze  leichter  geprägt,  ohne  dass  das  Publikum  Anfangs  etwas  davon  wusste.  —  Ferner 
schreibt  S.  M.  L  ea  k  e  ,  History  of  english  Money  S.  93—94  ,,In  bis  18th  year  (Eduard  III.) 
there  was  a  uew  coinage ,  both  of  gold  and  silver  .  .  .  This  new  Money  seems  to  have 
been  baser  or  lighter  than  the  old,  and  not  very  acceptable  to  the  people,  because  the 
same  year  it  was  enacted ,  that  no  man  should  be  compelled  to  take  the  new  money 
of  gold  or  silver,  which  the  king  had  ordained  to  go  in  payment  at  a  certain  price, 
within  the  sum  of  20  s."  Leake  meint  hier  das  Gesetz  18  Ed.  III  St.  2.  c.  b,  in  wel- 
chem die  letzte  Bestimmung  buchstäblich  enthalten  ist.  —  Ausserdem  berichtet  noch 
Thomas  Walsingham,  Historia  Anglicana  ed.  1863.  S.  275  unter  dem  J.  1351  :  ,,Wil- 
helmus  de  Edyugdone ,  Wytouiensis  Episcopus ,  regui  Thesaurarius  et  vir  magnae  pru- 
dentiae ,  et  qui  plus  Regis  dilexit  commodum  quam  communitatis  excogitavit  et  fecit  in- 
sculpi  novam  monetam ,  scilicet  grossum  et  dimidium  grossum ;  sed  haec  erant  minoris 
ponderis  quam  corespondens  summa  grossorum."  —  Es  ist  interessant,  dass  der  Ver- 
fasser die  wegen  der  grossen  Sterblichkeit  eingetretene  Lohnerhöhung  der  Arbeiter  dieser 
Geldverschlechterung  zuschreibt.  — 

2)  Nach  Lowndes  in  CoUection  of  scarce  and  valuable  tracts  on  Money.  1854. 
S.  180.  Feingehalt  des  Goldgeldes  23  Kar.  S^/a  Grains;  des  Silbergeldes  11  Unz.  2  Penny 
weight. 
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wie  die  nachfolgende  Tabelle  zeigt,   ziemlich  rasch').     Es   wurden 
aus  einem  Pfunde  Gold  resp.  Silber  geprägt 

Gold  Silber 
18  Ed.  III.     15  £  —       s.  —     d 
id           13  „—  3  „  —  4  „ 

20  Ed.  III.     14  „-     „    -   „         22  „-6   „ 

27  Ed.  III.     15  „_     „    —   „         25  „—    „ 

9  H.  V.        16  „-13  „-4  „       30  „-    „ 

1  H.  VI.      22  „-10  „-   „         37  „-6    „ 

4  H.VL      16  „-13  „-4  „       30  „-   „ 
24  H.VI.      22  „-10  „-  „         37  „-6    „ 

4Ed.IV.     20„  — 16„— 8„       37  „  —  6    „ 

5  Ed.  IV.     22  „-10  „-  „         37  „-6    „ 

Die  nähere  Betrachtung  dieser  Tabelle  beweist,  dass  die  öfters 
hervorgehobene  Ordnung  des  Münzwesens  im  mittelalterlichen  Eng- 
land nur  als  eine  relative  bezeichnet  werden  kann.  Was  waren  aber 
die  Ursachen  dieser  raschen  Veränderungen  in  der  Anzahl  der  aus 
einem  bestimmten  Gewicht  des  feinen  Edelmetalls  geprägten  Münz- 
stücke? 

Es  ist  wohl  möglich,  dass  die  Rücksicht  auf  den  eigenen  augen- 
bhcklichen  Vortheil  der  Fürsten  in  diesem  Falle  maassgebend  war. 
Indessen  fehlen  uns  hierüber  positive  Beweise,  und  es  muss  berück- 
sichtigt werden,  dass  die  Fürsten  sich  des  anderen  Mittels,  d.h.  der 
Fälschung  des  Feingehalts  nicht  bedient  haben.  Wir  besitzen  da- 
gegen Zeugnisse,  dass  die  Verminderung  des  Gewichts  der  Geldstücke 
als  eine  Art  der  Abwehr  gegen  die  Steigerung  des  Nominalwerthes 
des  ausländischen  Geldes  und  besonders  gegen  die  im  Lande  zirku- 
lirenden  fremden  Münzen,  die  aber  von  geringerem  Gewicht  waren, 
betrachtet  wurde. 

Was  die  Zirkulation  der  fremden  Geldsorten  in  England  betrifft, 
so  kann  sie  zuerst  aus  dem  Mangel  eines  genügenden  Umlaufs  des 
einheimischen  Geldes  hergeleitet  werden  2).  Die  fremden  Münzen 
waren  allerdings  von  Zeit  zu  Zeit  im  Verkehr  verboten,  sie  fanden 
aber  trotz  der  Verbote  wieder  ihren  Eingang.    So  verbietet  Eduard  I. 


1)  Collection  of  scarce  and  vahiable  tracts  an  Money.  —  Lowndes,  Report  führt 
die  Verträge  mit  den  Münzmeistern  an.  —  In  Bezug  auf  die  Prägung  vom  18  Ed.  III. 
vid.  Leake,  History  of  english  Money.  S.  94.  ibid.  S.  130  die  Prägung  im  13.  H.  IV. 
dieselbe  Anzahl  der  Geldstücke ,  wie  im  9.  H.  V.  — 

2)  Leake,  History  of  English  Money  S.  72  —  73  und  S.  128.  Ruding,  Annais 
Vol.  I  S.  213. 
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in  dem  Statute  de  Moneta  den  Umlauf  des  ausländischen  Geldes, 
man  findet  sich  indessen  unter  Eduard  III.  veranlasst  gegen  die  Ein- 
fuhr der  schlechten  fremden  Münzen  einzuschreiten  O-  Die  fremden 
Münzen  zirkuliren  aber  wieder  unter  Heinrich  IV.  Es  folgt  nun  das 
Verbot  dieser  Fürsten  und  die  Ausmünzung  des  Klein-Geldes  2),  dessen 
Mangel  den  Umlauf  des  ausländischen  Geldes  verursachte;  trotz  dem 
kommt  das  letzte  unter  Heinrich  V.  zum  Vorschein  ^).  Ein  Gesetz 
aus  der  Zeit  Eduard's  IV.  spricht  von  den  schlechten  Folgen  des  Um- 
laufs der  irländischen  Münzen  in  England,  und  aus  einem  anderen 
Heinrich's  VII.  ergiebt  sich,  dass  diese  irländischen  Münzen  weiter 
zirkulirten  ^). 

Die  fremden  Geldsorten  liefen  aber  in  dem  Verkehr,  um  nicht 
nur  auf  Grund  einer  stillschweigenden  Zulassung,  sondern  auch  auf 
Grund  einer  ausdrücklichen  Erlaubniss.  Die  Gesetze  erlauben  ins- 
besondere die  Annahme  des  vollhaltigen  Vlämischen  Geldes  und  be- 
stimmen den  Kurs  der  in  England  umlaufenden  schottischen  Münzen  ^). 

Die  Zirkulation  des  fremden  Geldes  war  ferner  noch  durch  die 
Rolle  bedingt,  welche  das  Geld  im  internationalen  Verkehr  spielte. 
Dass  in  dieser  Beziehung  die  Bedeutung  des  Geldes  damals  grösser 
war  als  heutzutage,  dies  scheint  mir  keine  blose  Vermuthung,  son- 
dern eine  in  den  damaligen  Verhältnissen  begründete  Erscheinung  zu 
sein.  Gegenwärtig  bedient  man  sich  in  den  internationalen  Handels- 
transaktionen des  ausgebildeten  Institutes  der  Wechsel.  Damals  war 
das  nicht  der  Fall.  Jeder  brachte  sein  Geld  mit,  woraus  die  Noth- 
wendigkeit  des  Umwechseins  des  Geldes  entstand.  Es  bildete  sich 
auf  diese  Weise  das  Geschäft  der  Campsoren  und  in  England  die 
königlichen  Wechselstellen  aus^).     Es  ergiebt  sich  aber  gerade  aus 

1)  Leake,  History  etc.  S.  72  ff.  —  9  Ed.  III.  St.  2.  cc.  1—11. 

2)  2  H.  IV.  c.  6,  4  H.  IV.  c.  10.  — 

3)  Leake,  History  etc.  S.  132  ff. 

4)  17  Ed.  IV.  c.  1.  —  19  H.  VII.  c.  5. 

5)  17  Ed.  III.  —  47  Ed.  III.  c.  2.  Der  Kurs  der  schottischen  Groats  =  3  d  und 
nach  14  R.  11.  c.  12  auf  2  d  herabgesetzt.  —  IM.  st.  2.  c.  6  bestimmt  Strafen  für  die 
Fälschung  der  ausländischen ,  aber  mit  Erlaubniss  in  England  umlaufenden  Gelder.  — 
Wird  als  „high  treason"  bezeichnet.  —  Vidrauch  14  El.  c.  3.  — 

6)  Durch  Eduard  I.  Leake,  History  etc.  S.  72  ff.  —  9  Ed.  III.  st.  2.  c.  7  Wechsel- 
stelle in  Dover  errichtet  und  nach  Bedürfniss  in  anderen  Orten.  —  18  Ed.  III.  st.  2. 
c.  6  Wechselstellen  sollen  nach  dem  Willen  des  Königs  errichtet  werden  „for  the  profit 
of  him.  and  of  his  People.  And  that  it  be  ordained  in  a  certainty  what  thing  shall  be 
given  in  ex-change  of  every  piece  of  gold."  25  Ed.  III.  st.  5.  c.  12.  Nur  die  könig- 
lichen Wechsler  haben  die  Befugniss,  sich  für  den  Geldwechsel  zahlen  zu  lassen.  — 
27  Ed.  III.  st.  2.  (Ordinacio  Stapularum)  trifft  Bestimmungen  über  Geldwechsel ;  offenbar 
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der  Erriclituiig  dieser  Wechselstellen  und  aus  anderen  Zeugnissen'), 
dass  auf  den  Märkten  wenigstens  ein  grosser  Theil  l^aar  bezahlt 
wurde. 

Die  Kreditgeschäfte  existirten  allerdings,  seltsamerweise  wurden 
sie  aber  mitunter  als  schädlich  betrachtet  und  selbst  verboten  oder 
beschränkt"^);  die  Uebcrtragung  des  Geldes  durch  Wechsel  war  auch 
bekannt;  die  Entwickelung  des  Kreditwesens  ging  aber  nicht  Hand 
in  Hand  mit  den  Fortschritten  in  anderen  Ländern  ^). 

Unter  diesen  Umständen  konnte  die  Zulassung  der  fremden  Münzen 
als  eine  Erleichterung  des  internationalen  Verkehrs  ersclieinen ,  be- 
sonders, wenn  das  Land,  dem  jene  Münzen  gehörten,  sich  in  einem 
steten  Verkehr  mit  England  befand  und  wenn  es  mit  demselben  in 
sonstigen  vielfachen  Bezieliungen  stand.  Dies  galt  besonders  von 
Flandern,  und  wir  haben  gesehen,  dass  Eduard  IH.  den  Umlauf  des 
vollhaltigen  vlämischen  Geldes  gestattete  und  seinerseits  die  englische 
Münze  in  Flandern  einführen  wollte'^).  Dass  das  ausländische  Geld 
tief  in  den  Verkehr  drang,  beweisen  die  wiederholten  Verbote,  die 
bereits  erwähnt  wurden. 

In  Bezug  auf  Flandern  ist  noch  das  Ersuchen  Heinrichs  VHL  an 
die  Regierung  jenes  Landes  charakteristisch.  Der  König  wendet  sich 
an  diese  in  einem  Briefe  vom  20.  Januar  1513  mit  der  Bitte,  man 
möchte  den  Umlauf  des  englischen  Geldes  in  Flandern  gestatten; 
darauf  folgte  die  Antwort  und  die  Sendung  kompetenter  Personen 
zum  Zwecke  der  Vornahme  der  Probe  des  englischen  Geldes.  In  Folge 
dessen  stellte  sich  heraus,  dass  dasselbe  zu  dem  gewünschten  No- 
miual-Werthe  und  auf  gleichem  Fusse  mit  dem  vlämischen  Gelde  in 
Flandern  nicht  zugelassen  werden  konnte.  Die  Regierung  Flanderns 
machte  aber  zugleich  Heinrich  VIII.  den  Vorschlag,  die  Zirkulation 
des  enghschen  Geldes  zu  einem  bestimmten  Preise  zu  gestatten-''). 

Wenn  der  Umlauf  des  ausländischen  Geldes,  theilweise  durch  die 


auch  mit  dem  Zwecke ,  den  auswärtigen  Handel  zu  erleichtern.     9  H.  V.  st.  2.   cc.  1 — 9. 
—  1  H.  VI.  c.  1.    5—6  Ed.  VI.  c.  19. 

1)  8  H.  VI.  c.  24  spricht  von  Ausländern ,  welche  die  englischen  Münzen  in  Zah- 
lung annahmen. 

2)  8  H.  VI.  c.  24  und  9  H.  VI.  c.  2. 

3)  Misseiden.  Free  Trade  1622.  S.  116—117.  Th.  Mun.  Englaud's  Benefit 
and  Advantage  by  Foreign  Trade  1698  S.  34. 

4)  Leake,  History  etc.  S.  107. 

5)  MS.  NN.  288  und  290.  Record  Office.  —  Die  Handschrift ,  die  ich  benutzte,  ist 
ofifenbar  eine  viel  spätere  Abschrift.  —  Sie  enthält  ganz  gesunde  Ansichten  über  das 
Geldwesen.  —  Die  Originale  konnte  ich  nicht  finden.  — 


ir^2  Dr.   W.  V.  0  che  nkowski, 

Notliwcndigkeit  und  tlieilweise  durch  die  internationalen  Verkehrs- 
verhältnisse geboten  war  und  deshalb  auch  zweckmässig  erscheinen 
konnte,  so  zog  er  andererseits  grosse  Gefahren  nach  sich.  Leich- 
teres, manchmal  falsches  Geld  war  aus  dem  Auslande  gebracht,  und 
weil  man  für  dasselbe  in  England  Abnehmer  fand,  so  tauschte  man 
es  gegen  besseres  englisches  Geld  ein  und  führte  das  letzte  aus  ^ ). 
Es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Spekulanten  durch 
die  Unwissenheit  des  Volkes  und  durch  die  Zulassung  des  fremden 
Geldes  im  inneren  Verkehr  unterstützt  wurden.  Die  bezüglichen  Ver- 
bote reichtgi,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  hin,  man  griff  daher  zu 
der  Verminderung  des  Gewichts  der  Geldstücke ,  als  zu  einem  Mittel, 
den  Gewinn,  welcher  sich  aus  dem  Umtausch  der  vollhaltigen  und 
schweren  gegen  die  schlechteren  Münzen  ergab,  zu  verhindern  2). 

1)  Ruding  .  .  Annais  V.  I  S.  214  „From  the  intercourse  which  now  (J.  1342) 
subsisted  between  France  and  the  Islands  of  Guernsey ,  Jersey  and  Alderney ,  so  much 
light  money  had  been  introduced  into  thase  Islands  ,  that  the  currency  was  reduced  be- 
low  half  its  value  ,  and  it  became  necessary  to  order  the  receivers  of  the  king's  rents 
there  to  take  good  money  only.  — 

A  considerable  trade  appears  to  have  been  at  this  time  carried  on  with  light  mo- 
ney,  large  quantities  of  corn  and  other  victuals  being  purch-as-ed  therewith,  and  thus 
esported.  —  In  order  to  stop  this  practice,  it  was  commanded  that  all  persons  should 
pay  for  such  corn  and  victuals  with  gold  money ,  according  to  the  rule  of  the  value  of 
good  Sterling."  — 

47  Ed.  III.  c.  2.  ,,For  that  the  people  of  Scotland  by  their  Subtlety ,  have  drawn 
the  good  silver  money  out  of  England  ,  and  have  made  their  coin  of  less  value  than 
the  money  of  England  is ,  and  so  it  passeth  in  payment  in  .  .  .  England ,  to  the  great 
Damage  .  .  ." ;  daher  der  Kurs  des  schottischen  Geldes  in  England  bestimmt.  — 

14  ß.  II.  c.  12  bestimmt  den  Kurs  des  schottischen  Geldes  und  dass  .  „Commissions 
be  made  through  the  Realm  to  inquire  of  them  that  have  brought  or  sent  the  money 
of  England  into  Scotland ,  to  make  Bullion  or  Money  of  Scotland  in  Prejudice  .  .  .  of 
the  King  and  his  Realm."  Die  Spekulation  war  offenbar  mit  Erfolg  begleitet.  —  Vid. 
Leake  .  .  History  etc.  S.  132  fif.  Aehnliches  unter  Heinrich  V. ;  auch  2  H.  IV.  c.  6, 
17  Ed.  IV.  c.  1  und  19  H.  VII.  c.  5.  — 

2)  Rymer,  Foedera  ed.  S.  223 — 224  (J.  1351)  führt  einen  königlichen  Erlass  an, 
betitelt  „Super  exportatione  mouetae  et  de  cussione  grossorum"  .  .  ,,Par  ce  que  plusours 
marchaunz  et  autres ,  par  cause  que  nos  monoies  d'or  et  d'argent  sont  si  fortes  et  a 
moindre  pris ,  que  nul  autre  monoie  en  autres  roialmes  ,  selonc  la  value  et  issint ,  pur 
gaigner,  ount  amenees  noz  dites  monoies  hors  de  nostre  roialme  a  billon  par  dela ,  si 
que  poi  est  demoree  en  nostre  dit  roialme,  a  grant  damage  de  nous  et  de  nostre  people.  — 

Si  avons  par  avis  de  nostre  conseil  ,  pur  profit  de  nous  et  de  nostre  dit  people, 
ordene  et  fait  faire  novele  monaie  d'or  d'autiel  empreint  et  value ,  come  il  estait  de- 
vant ,  et  auxint  novele  monoie  d'argent ,  c'est  assavoir  ,  une  monoie  qui  sera  appellee 
un  Gros,  de  la  value  de  quatres  esterlings;  et  uu  Demy  Gros,  de  la  value  de  deux 
esterlings.  — 

Lcs  queux  nous  voilloms  que  courgent  desore    en    nostre    dit    roialme    d'Engleterre, 
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Die  angeführten  Zeugnisse  (viele  Anm.)  lassen  uns  keinen  Zweifel 
übrig,  dass  der  Umlauf  des  fremden  Geldes  in  England  einen  grossen 
Schaden  verursachte;  die  Steigerung  des  Noniinalwcrthes  des  Geldes 
wirft  aber  ein  sehr  helles  Licht  auf  die  damalige  SteUung  des  Geldes. 
Es  ist  gleichgültig,  ob  man  sie  als  Quelle  des  augenblicklichen  Ein- 
kommens für  den  Staatsschatz  oder  als  Abwehr  gegen  eine  ähnliche 


ensemblemeiit  ove  noz  monoies  d'esternng  niaine  et  fcrUng,  de  ceo  aussibieu  dez  novels 
faitz  come  de  veux ,  et  que  nul  .  .  . ,  iie  reluse  iiul  de  dites  monoies  d'or  et  d'argent 
pur  le  pris."  — 

Ruding  .  .  Annais  etc.  Vol  I  S.  226  indem  er  die  Prägung  vom  J.  1351  bespricht, 
sagt  ebenfalls ,  dass  die  englischen  Münzen  schwerer  als  die  ausläiidisülien  waren ,  und 
dass  man  sie  deshalb  ausführte  und  schliesst  dass  „The  king,  therefore ,  by  the  advicc 
of  his  Council  ordered  new  money  of  gold  to  be  made  of  like  Impression  and  value  as 
it  was  before  ,  but  of  less  weight  .  .  ."  (Ruding  behauptet,  dass  diese  Ausmünzung, 
welche  sich  in  Lowndes  nicht  findet,  mit  der  durch  diesen  berichteten  Prägung  vom 
27  Ed.  III  zusammenfällt.) 

Leake,  History  etc.  S.  130  erwähnt  die  Steigerung  des  Nominal  -  VVerthes  im  13 
H.  IV. ,  welche  mit  dem  Zweck  „for  increase  of  coin'"  unternommen  war  und  Rice 
Vaughan,  A.  Discourse  of  Coin  and  Coinage  (diese  Schrift  war  angeblich  zwischen 
1630  und  1635  verfasst)  in  Collection  of  scarce  and  valuable  tracts  on  Money  behauptet, 
dass  diese  Steigerung  ,,by  advico  of  Parliament"  beschlossen  wurde  .  .  Leake  op.  cit. 
S.  192  sagt  dass  die  geringhaltigere  Prägung  im  18  H.  VIU.  durch  den  Abfluss  des  eng- 
lischen Geldes  nach  den  Niederlanden  motivirt  war,  und  dass  nach  dei'selben  viel  Geld 
zurückgebracht  wurde.  — 

Zwei  Schriftsteller,  Stafford  und  Rice  Vaughan,  die  gesunde  Ansichten  über 
das  Geldwesen  vertraten  und  welche  jenen  Zeiten  noch  ziemlich  nahe  standen ,  äussern 
sich  über  jene  Praktiken  folgeudermaassen  : 

W.  Stafford,  Compendious  or  briefe  Examination  of  certayne  ordinary  Complaints 
1581  Fol.  2t — 28  indem  er  die  Verschlechterung  des  Geldes  bespricht,  sagt  ,,whereby 
we  devised  a  way  for  the  straungers ,  not  only  to  buy  our  Gold  and  Silver  for  brasse, 
and  to  exhaust  this  realme  of  treasure ;  but  also  to  buy  our  chief  commodities  in  maner 
for  naught ;  yet  it  was  thought  this  should  have  beene  a  meane ,  not  only  to  bring  our 
treasure  home ,  but  to  bring  much  of  theirs ;  but  the  experience  plainly  declared  the 
contrary."  —  Rice  Vaughan  op,  cit.  S.  22  ,,But  the  second  and  most  frequent  cause 
(der  Steigerung  des  Nominal-Werthes)  hath  been ,  an  Art  which  States  have  used  to  rob 
one  another  of  their  Money  by  setling  an  higher  prices  upon  it ,  se  that  some  States 
being  induced ,  by  an  unjust  devise  ,  to  draw  to  themselves  the  Money  of  their  Neigh- 
bours ,  and  others  by  a  necessity  to  keep  their  own  .  .  All  these  parts  of  the  world, 
for  same  few  hundreds  of  years ,  have  done  uothing  but  vye  one  upon  annother  who 
shall  raise  their  Money  the  highest."  — 

Bemerkenswerth  ist  es  auch ,  dass  noch  im  Anfang  des  XVII.  Jhdts.  die  Steigerung 
des  Nominalwerthes  des  Geldes  als  ein  Mittel  der  Anziehung  des  fremden  resp.  als  Hin- 
derniss  des  Abflusses  des  einheimischen  Geldes  betrachtet  wurde.  —  Misseiden  in 
Free  Trade  or  the  Means  to  make  Trade  flourish  1622  und  in  The  Center  of  the  Circle 
of  Commerce  1623  baut  darauf  sein  ganzes  System. 
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Steigerung  des  ausläudischen  Geldes  betrachtete;  iranierhiii  kommt 
die  Thatsachc  heraus,  dass  man  das  Institut  des  Geldes  als  etwas 
von  dem  Verkehr  Abgesondertes  ansah  und  demgemäss  behandelte. 
In  dieser  Beziehung  muss  man  auch  die  geringe  Rücksicht,  die  man 
bei  verschiedenen  Umprägungen  dem  Verhältnisse  der  beiden  Edel- 
metalle Avidmete,  in  Rechnung  ziehen. 

Dass  man  die  Veränderungen  ohne  Berücksichtigung  des  Ver- 
kehrs ausführte,  beweist  noch  der  Mangel  jeder  Beachtung  derselben 
in  den  gesetzlichen  Preisbestimmungen.  Die  Preisbestimmungen  be- 
rührten aber  so  verschiedene  und  so  zahlreiche  Verhältnisse,  dass 
man  sie  als  einen  der  wichtigsten  Theile  der  damaligen  Wirthschafts- 
politik  auffassen  kann ;  desto  mehr  befremdet  aber  das  Unterlassen  der 
Anpassung  der  bestimmten  Preise  an  die  Veränderungen  im  Münzwesen. 

Offenbar  richtete  sich  die  Aufmerksamkeit  vorzüglich  auf  das 
Aeussere  und  nicht  auf  das  Innere,  auf  die  vereinzelte  Thatsache  und 
nicht  auf  den  Zusammenhang  der  Erscheinungen.  Dies  ist  ein  Merk- 
mal der  damaligen  wirthschaftlichen  Anschauungen.  Der  Erfolg,  der 
die  Spekulation  bei  dem  Umtausch  der  fremden  leichten  gegen  die 
vollwiegenden  einheimischen  Münzen  begleitete,  war  augenscheinlich 
und  wendete  die  Aufmerksamkeit  von  dem  Inneren,  von  der  Grund- 
lage des  Geldwesens  ab.  Diese  Betrachtungsweise  konnte  natürlich 
durch  die  eventuellen  günstigen  Resultate  der  Steigerung  des  Nomi- 
nalwerthes  des  eigenen  Geldes  nur  bestärkt  werden.  Wurde  durch 
diese  Maassregel  den  Praktiken  des  Spekulanten  und  dem  Abfluss 
des  Geldes  für  einen  Augenblick  ein  Damm  gesetzt,  so  lag  hier  ein 
weiterer  Grund  für  die  Betrachtung  blos  des  Aeusseren  der  Dinge. 

Beweise  dieser  Richtung  liefern  uns  einige  Gesetze,  in  welchen 
die  Ausserachtlassung  der  Regel  des  wirthschaftlichen  Prozesses  in 
die  Augen  fällt.  Im  Anfang  der  Regierung  Heinrichs  VI.  wird  ein 
Gesetz  erlassen  i),  woraus  sich  ergiebt,  dass  der  Silberpreis  damals 
hoch  genug  war,  um  zum  Ankauf  des  Metalls  für  höhere  Preise  An- 

1)  2  H.  VI.  c.  16  ,,Forasmuch  as  a  great  Scarcity  of  White  Money  is  withiti  the 
Realm  ,  because  the  Silver  is  bought  and  sold  not  coined,  at  the  Price  of  XXXII  s.  the 
Pound  of  Troy,  whereas  the  same  Pound  is  no  more  of  Value  at  the  Coin  than  XXXII  s. 
abated  for  the  coinage  Twelve-pence ;  it  is  ordained  .  .  •  ,  for  the  Increase  of  White 
Money,  that  no  Man  of  What  Estate  and  Condition  that  he  be  within  the  Realm  shaU 
buy  or  sele  no  Silver  in  Plate  piece  (Anm.  broken)  nor  in  Masse  ,  being  as  good  of 
AUoy  as  the  Sterling,  above  Thirty  Shillings  the  Pound  of  Troy,  over  the  Fashion."  — 
Da  die  Legirung  der  Geräthe  dieselbe  als  in  den  Münzen  war,  so  musste  natürlich  auch 
das  umlaufende  Geld  umgeschmolzen   werden.  — 
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lass  ZU  geben.  Man  betrachtete  aber  dies  als  ein  Iliuderniss  der 
Vermclirung  des  Geldes  und  verordnete  demgemäss,  dass  Niemand 
für  Silber  32  s.  per  Pfund,  sondern  höchstens  30  s.  zahlen  dürfe, 
d.  h.  einen  Preis  der  unter  dem  kurrenten  Silberwerth  stand. 

In  einem  anderen  Gesetze  desselben  Fürsten  wird  wiederum  ver- 
ordnet, dass  Niemand  in  Gold  zu  zahlen  verpflichtet  sei,  sondern 
dass  die  Zahlungen  ebenso  gut  in  Silbermünzen  geleistet  werden 
könnten.  Es  geht  aber  aus  diesem  Statute  ganz  klar  hervor,  dass 
die  Fremden  sich  in  Gold  zahlen  Hessen,  weil  sie  dabei  einen  Ge- 
winn hatten  ^).  Offenbar  war  das  Verhältniss  der  beiden  Edelmetalle 
nicht  richtig  bestimmt. 

Obwohl  das  Gesetz  19  H.  VII.  in  mancher  Beziehung  viele  zweck- 
mässige und  gute  Vorschriften  zur  Regulirung  des  Geldwesens  ent- 
hält, so  findet  sich  dennoch  auch  hier  eine  Bestimmung,  welche  den 
Umlauf  der  mangelhaften  Geldstücke  und  solcher,  welche  im  Verkehr 
wahrscheinhch  zurückgewiesen  wurden,  mit  den  guten  Münzen  zu- 
sammen verordnet  2), 

Sämmtliche  bisher  angeführten  Umstände  boten  einen  genügenden 
Anlass  zum  Schmelzen,  Abschneiden  und  zur  Ausfuhr  des  enghschen 
Geldes.  Von  allen  Seiten  kamen  die  Ursachen,  welche  die  Unord- 
nung ins  Geldwesen  brachten ,  oder  dieselben  steigerten.  Die  Gesetz- 
gebung unterliess  nicht,  strenge  dagegen  einzuschreiten ^j,  ohne  aber 
wirkliche  Erfolge  erzielen  zu  können. 

Es  entsteht  daher  die  Frage,  ob  man  die  Ursachen  des  Uebels 
kannte  oder  nicht?  Um  eine  Antwort  hierauf  geben  zu  können,  be- 
trachten wir  die  Motivirung  der  Gesetze.  In  dieser  Hinsicht  ist  das 
Statut  17  Ed.  IV.  vielleicht  das  entsprechendste,  weil  die  Begründung 
desselben  eine  umfangreichere  als   der  vorangehenden  ist,   weil  das 


1)  8  H.  VI.  c.  24  „so  that  they  gain  in  the  Alloy  of  every  Noble  Twenty-pence."  — 

2)  19  H.  VII.  c.  5.  „And  also  that  as  well  all  manner  Groats  of  english  coin,  and 
of  the  coin  of  other  lands  now  current  in  this  realra  for  groats ,  er  for  4  d.  being  sil- 
ver,  and  not  Clipped  ...  er  otherwise  impaired ,  except  reasonable  weariug  (albeit  they 
be  cracked),  as  all  manners  of  Half-Groats,  or  Pence  of  2  d.  of  english  coin,  or  of  the 
coin  of  other  lands,  now  current  ...  for  Half-Groats,  or  for  2d. ,  not  clipped  .  .  . 
not  otherwise  impaired ,  being  silver  (howbeit  they  be  Cracked)  shall  in  likewise  go  and 
be  current  .  .  .  for  the  sum  as  they  were  coined  for.  —  And  over  that ,  that  all  manner 
of  Pence  being  Silver,  and  having  the  print  of  the  King's  Coin  shall  ...  be  current 
in  payment   .   .  .   without  any   .   .   .  Refusal  or  contradiction."  — 

3)  Ruding,  Annais  etc.  Vol  I  Preface  S.  VI  nennt  die  mit  schweren  Strafen  er- 
füllten Gesetze  ,,a  reproach  to  cur  Statute  Book". 
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Gesetz  einige  frühere  bestätigt  und  weil  es  endlich  einer  späteren 
Zeit  angehört. 

Gleich  vom  Anfang  an  weist  es  aus,  dass  der  Umlauf  der  schlechten 
fremden  Münzen  zum  Umschraelzen  und  zur  Umwandlung  des  eng- 
lischen Geldes  oder  schliesslich  zur  Ausfuhr  führen  musste.  Dasselbe 
bezieht  sich  auf  Edelmetallgeschirr  >).  Im  weiteren  Verlauf  und  bei 
der  Bestätigung  des  Statutes  9  Ed.  III.  wendet  sich  das  Gesetz  gegen 
die  Goldschmiede  und  andere  Personen,  welche  die  Münzen  schmelzen, 
und  führt  ferner  sowohl  den  Gebrauch  des  Goldes  und  Silbers  für 
Bilder  und  dgl,  als  auch  die  Verschwendung  in  Vergoldungen  über- 
haupt als  Ursachen  des  Geldmangels  an^). 

Diese  Gründe  sind  sehr  kleinlich  und  wenn  auch  die  Erkenntniss 
der  Schädlichkeit  des  gleichzeitigen  Umlaufs  der  schlechten  mit  der 
guten  Münze  eine  richtige  ist,  so  bewegen  sie  sich  doch  sämmtlich 
in  dem  Kreise  der  Betrachtung  der  äusseren  Thatsachen.  Die  tiefer 
gehende  Ursache  lag  offenbar  in  dem  ganzen  Zustande  und  der  Ein- 
richtung des  Geldwesens,  welche  eine  breite  Thür  für  alle  möglichen 
Missbräuche  öffneten.  Die  nächsten  Ursachen  sah  man  jedenfalls  ein, 
diese  waren  aber  so  auffallend,  dass  sie  nicht  unbemerkt  bleiben 
konnten,  und  man  verband  dieselben  mit  ganz  nichtsagenden  Grün- 
den, welche  die  Tragweite  der  ersten  in  der  damaligen  Ueberzeugung 
nur  schwächen  mussten. 

Was  die  Wirkungen  dieser  untergeordneten  Verhältnisse  betrift't, 
so  sehen  wir  in  allen  betreffenden  Statuten,  ebenso  wie  in  dem  jetzt 
behandelten  nur  ganz  allgemeine  Ausdrücke  des  „allgemeinen  Scha- 
dens" und  dgl.  3),  und  weder  hier  noch  irgend  sonst  werden  die  Nach- 

1)  17  Ed.  IV.  c.  1  sagt,  dass,  wenn  der  Umlauf  der  schlechten  fremden  mit  den 
guten  englischen  Münzen  länger  dauern  sollte  „it  should  not  only  destroy  the  good 
money  of  this  Realm ,  but  also  should  cause  the  good  money  of  silver  ...  to  be  tran- 
sported  and  turned  into  the  false  .  .  .  money  .  .  . ,  and  also  should  cause  a  great  part 
of  the  plate  of  silver  to  be  carried  out  of  this  realm ,  and  to  be  coined  with  the  said 
false   .   .  .  Money."  — 

2)  ,,.  .  .  by  Goldsmiths  and  other  persous  arc  daily  molten  for  Vessels  and 
other  things  .  .  .  ,  so  that  by  the  same  cause ,  and  by  the  .  .  .  carying  of  money  out 
of  this  realm,  and  by  the  great  quantity  of  gold  beaten  for  imagery  and  such  like,  and 
by  the  wasting  of  gold  in  gilding  in  divers  manners  by  goldsmiths ,  cutlers  ,  and  other 
Artificers ,  the  Money  of  this  realm  is  greatly  diminished ,  to  the  universal  damage  of 
this  realm."  — 

3)  5  R.  II.  st.  1.  c.  2  drückt  die  Schäden  aus  der  Ausfuhr  in  einem  entschiedenen 
Tone  aus  ,,For  the  great  mis-chief  which  the  Realm  suffereth ,  and  long  hath  done,  for 
that  gold  and  silver,    as  well  in  money,    vessel,    plate,    and  Jewels    and    otherwise  by 
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theile  für  den  Verkolir  berührt.  Bei  dem  bisher  dargestellten  Ver- 
fahren ,  Icässt  sich  ein  Verständniss  der  Bedürfnisse  des  Verkehrs  kaum 
erwarten. 

Man  versuchte  indessen  eine  gesetzliclie  Regelung  des  Handels 
mit  Rücksicht  auf  die  Edelmetalle  sowohl  in  Geldes-  als  auch  in  an- 
derer Form.  Man  wurde  gewahr,  dass  die  Ausfuhr  der  Edelmetalle 
und  die  danach  folgende  Seltenheit  des  Geldes  für  das  Land  schäd- 
lich war  und  richtete  daher  die  Aufmerksamkeit  auf  die  internationale 
Seite  des  Verkehrs  im  Zusammenhang  mit  der  Aus-  und  Einfuhr  der 
Edelmetalle. 

Die  Untersuchung  der  Art  und  Weise  dieses  Vorgehens  bietet 
auch  deshalb  ein  gewisses  Interesse,  weil  sie  uns  einen  Blick  in  die 
Zustande  und  Anschauungen  dieser  Epoche  im  Vergleich  mit  der 
nachfolgenden  merkantilistischen  gewährt.  Wir  hoffen  diese  letzte 
bald  eingehender  behandeln  zu  können;  für  den  gegenwärtigen  Zweck 
genügt  schon  die  Erwähnung  der  bekannten  Thatsachc,  dass  der 
Merkantilismus  durch  den  Handel  zu  einer  immer  grösseren  Menge 
der  Edelmetalle  zu  gelangen  strebte.  Der  Merkantilismus  band  daher 
die  Geldmenge  mit  dem  Handel  organisch  zusammen,  wodurch  eine 
Erscheinung  von  der  anderen  durch  eine  Art  ökonomischer  Nothwen- 
digkeit  abhängig  gemacht  wurde.  Wie  war's  aber  in  der  dem  Mer- 
kantilismus vorangehenden  Epoche? 

Zunächst  begegnen  uns  die  ziemlich  zahlreichen  Verbote  der  Aus- 
fuhr^), welche  im  Allgemeinen  durch  den  daraus  entstehenden  Scha- 
den motivirt  sind,  und  zwar  Verbote,  welche  sich  auch  auf  Ueber- 
tragung  durch  Wechsel  (by  exchange)  erstrecken  2)  Es  werden  damit 
zugleich  verschiedene  Maassregeln  zur  Verhinderung  der  unerlaubten 
Ausfuhr  getroffen.  Dahin  gehören:  die  Revision  der  Reisenden  3), 
Bestimmung  gewisser  Orte  für   die  Einschiffung  der  Pilger  und  der 


exchanges  made  in  divers  manners ,  is  carried  out  of  the  Realm ,  so  that  in  effect  there 
is  none,  there-of  left,  which  thing  if  it  should  longer  be  suffered  would  shortly  be  the 
Destruction  of  the  Realm."  — 

1)  9  Ed.  III.  st.  2  c.  1,  17  Ed.  III.,  5  R.  II.  st.  1  c.  2 ,  17  R.  II.  c.  1 ,  4  H.  IV. 
c.  16,  2  H.  VI.  c.  6,  17  Ed.  IV.  c.  1 ,  4  H.  VII.  c.  23  ,  1  H.  VIII.  c.  13,  3  H.  VIII. 
c.  1  ,  7  Ed.  VI.  c.  6.  — 

2)  5  R.  II.  St.  1  c.  2.  Nach  der  Einleitung  (Vid.  S.  1.56  Anm.  3)  kommt  das  Verbot: 
,,that  none  privily  nos  openly  send  nor  carry  .  .  .  out  of  the  .  .  .  Realm  any  gold  or 
silver  in  money,  bullion,  plate  or  vessel,  neither  by  exchange  to  be  made,  nor  in  any 
other  manner."  —  4  H.  VII.   c.  23.  — 

3)  9  Ed.  III.  St.  2  c.  9,   17  Ed.  III.  ,  5  R.  II.  st.  1  c.  2  ,  Vid.  S.  158  Anm.  1. 
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Eiuscliiffungsorte  überhaupt^),  Verbote  des  Verlassens  des  Landes  2), 
Vorschrift  der  Bürgschaftsleistung  2). 

Die  Verbote  der  Ausfuhr  der  Edelmetalle  waren  aber  keine  ab- 
soluten. —  Dem  Könige  stand  natürlich  das  Recht  der  Lizenserthei- 
lung  zu  und  manche  Gesetze  erwähnen  dies  ausdrücklich.  Die  Li- 
zenzirten  waren  aber  gewöhnlich  weltliche  und  geistliche  Grosse,  welche 
ihr  Geschirr,  wahrscheinlich  des  Pomp's  wegen,  auf  den  Kontinent 
mitnehmen  durften.  Die  Verbote  erstreckten  sich  auch  nicht  auf  das 
durch  Ausländer  mitgebrachte  Geld,  dessen  Ausfuhr  ihnen  erlaubt 
war*).  Es  erhellt  daraus,  dass  das  Geld,  welches  die  Fremden  aus 
dem  Verkauf  der  Waaren  in  England  erhielten ,  nicht  ausgeführt  wer- 
den durfte.  Dieser  Schluss  ergiebt  sich  sowohl  aus  den  Worten  des 
zitirten  Statutes  als  auch  aus  der  Betrachtung  der  unten  behandelten 
Gesetze.  Man  fängt  aber  schon  unter  Eduard  III.  mit  dem  Versuche 
an,  mit  Hülfe  des  internationalen  Handels  Geld  zu  erhalten,  indem 
man  die  Kaufleute,  welche  Waaren  ausführten,  eine  bestimmte  Summe 
Geldes  pro  festgestellte  Quantität  der  Waare  zurückzubringen  ver- 
pflichtete^).    Die  Praxis,  von  den  Kaufieuten  die  Erlegung  eines  ge- 

1)  9  Ed.  III.  st.  2  c.  8  für  Pilger  Dover ,  5  R.  II.  st.  1  c.  2  bestimmt  folgende  Ein- 
schiflfungsorte :  „London,  Sandwich,  Dover,  Southamptou,  Plymouth,  Dartmouth,  Bristow, 
Yarmouth ,  St.  Botolpli ,  Kingston  u.  Hüll  ,  Newcastle  u.  Tynn,  and  the  other  ports  and 
passages  toward  Ireland ,  and  to  Isles  pertaining  to  England."  Die  Bestimmung  dieser 
Orte  und  die  Verbote  des  Verlassens  des  Landes ,  welche  in  den  auf  den  Export  des 
Geldes  bezüglichen  Gesetzen  stehen  ,  sollten  offenbar  als  Hinderniss  der  Ausfuhr  und  als 
Kontrole  dienen.  — 

2)  5  R.  II.  st.  1  c.  2 :  Niemand  durfte  das  Land  ohne  königliche  Licenz  verlassen, 
mit  Ausnahme  der  Grossen,   ,,true  and  notable  Merchants"  und  der  königlichen  Soldaten. — 

3)  2  H.  VI.  c.  6:  ,, Merchants  Aliens  shall  find  surety  in  the  Chancery,  every  Com- 
pany ot  them  for  their   Company"   dass  sie  nicht  ausführen  werden.  — 

4)  27  Ed.  III.  st.  2  c.  14  :  Der  diesbezügliche  Passus  lautet  ,,and  that  none  carry 
out  of  our  said  Realm  .  .  .  the  old  Sterling ,  nor  other  Money  but  our  new  Money, 
except  the  Merchants  Strangers  that  bring  to  our  said  Realm  .  .  .  any  Manner  of  Money 
and  then  will  (not)  employ  this  Money  within  our  Realm  .  .  . ;  whom  we  will  that  they 
may  re-carry  into  their  Country  all  this  Money ,  or  as  much  as  shall  remain  there-of 
un-employed ,  without  Impeachment ;  so  always  that  good  and  lawful  Search  be  there 
of  made  in  the  Ports ,  and  other  Places  where  any  Arrival  is  ;  and  that  all  the  Money 
that  every  Merchant  Stranger  shall  bring  within  our  said  Realm  .  .  . ,  shall  be  put  in 
Writting  by  the  Searchers  ,  to  the  Intent  that  no  Merchant  shall  carry  more  beyond  the 
Sea  than  he  brought  into  the  same  Realm."  — 

5)  Ruding,  Annais  etc.  Voll  S.  213:  ,,In  1339  in  Parliament  at  Westminster 
the  want  of  coins  was  complained  of,  and  the  means  of  their  increase  were  taken  into 
consideration.  —  In  the  first  place  it  was  supposed  that  then  would  be  soon  plenty  of 
money ,  if  every  merchant  should  give  security  to  bring  into  the  realm  silver  bullion  to 
the  amount  of  forty  Shillings,  or  more,  for  every  sack  of  wool  that  he  should  export."  — 
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wissen  Betrags  der  Edelmetalle  zu  verlangen ,  kommt  noch  später  in 
zwei  Statuten  unter  Heinrich  V.  und  Heinrich  VI.  vor  ^).  Andere 
Vorkehrungen  aber  ähnlicher  Natur,  welche  den  Zweck  hatten  durch 
eine  gewisse  Regulirung  desjnternatiunalen  Handels  den  Export  des 
englischen  Geldes  überhaupt  oder  eines  Theils  desselben  zu  hindern, 
waren  neben  den  genannten  Maassregeln  in  einer  Reihe  von  Gesetzen 
getroffen. 

Zwei  Statute  aus  der  Zeit  der  Regierung  Richard's  H.  und  Hein- 
ricli's  IV.  bestimmen ,  dass  die  Ausländer  für  die  Hälfte  des  Betrags 
der  in  England  verkauften  Waaren  englische  Erzeugnisse  kaufen 
mussten,  die  andere  Hälfte  aber  mit  der  königlichen  Lizenz  aus- 
führen durften  2).  Dies  bedeute  aber  einfach  die  Ausfuhr  eines  Theils 
des  englischen  Geldes.  Möglicherweise,  dass  die  Rücksicht  auf  die 
Handelsfreiheit,  welche  im  Anfang  dieser  Epoche  durch  englische 
Könige  begünstigt  wurde,  in  diesen  Fällen  noch  vorwaltete;  jedenfalls 
dauerte  diese  Rücksicht  nicht  lange. 

Ein  strengeres  Gesetz  in  dieser  Hinsicht  unter  Richard  II.  be- 
zieht sich  zwar  blos  auf  die  durch  Wechsel  nach  Rom  übertra- 
genen Gelder,  aber  Heinrich  IV.  schreibt  vor,  dass  alles  aus  dem 
Verkauf  der  Waaren  durch  die  Fremden  erhaltene  Geld  in  englische 
Erzeugnisse  iuvestirt  sein  müsse,  und  in  der  Bestätigung  dieses  Ge- 
setzes erweitert  er  noch  die  Vorschrift  auf  die  in  England  durch 
Wechsel    erhalteneu   Gelder  3).      Statuten   mit  ganz   ähnlichen   Vor- 

(Das  zweite  Mittel  bestand  in  der  Zulassung  bestimmter  fremder  Münzen  zur  Zirkulation 
in  England.)  Etwas  weiter  unter  dem  J.  1340  spricht  Ruding  von  der  Durchführung 
des  obigen  Vorschlags:  „It  was  probably  in  consequence  of  their  (d.  h.  des  Hauses  der 
Gemeinden)  representations  that  the  following  provision  was  enacted  in  parliament  (steht 
nicht  in  den  Statuten).  —  It  was  ordained  that  every  person  who  should  ship  wool  over 
the  sea  .  .  .  should  find  good  and  suflFucient  security  to  the  customers  .  .  .  to  bring 
again  for  every  sack  of  wool ,  plate  of  silver  to  the  value  of  two  marks  .  .  . ,  and  to 
bring  the  same  to  the  King's  Exchequer,  and  there  to  receive  bis  money."  — 

1)  8  H.  V.  c.  2 :  „That  every  Merchant  Stranger  buying  Wools  in  England  to  carry 
them  to  the  West  Parts  or  elsewhere  ,  not  comiug  to  the  Staple  there  to  be  sold,  shall 
bring  to  the  Master  of  the  Mint  of  the  Tower  of  London  of  every  Sack ,  One  Ounce  of 
Bullion  of  Gold ,  and  in  the  same  Manner  of  Three  Pieces  of  Tin ,  Ono  Ounce  of  Bul- 
lion of  Gold,  or  the  Value  in  Bullion  of  Silver."  — 

8  H.  VI.  c.  18:  „That  the  Bullion  be  brought  to  the  Mint  to  Calais;  that  is  to 
say,  for  every  Sarpier  of  Wools,  where-of  the  Weight  of  the  Sack  is  sold  for  XII  Marks, 
Six  Pounds ,  X  Marks ,  V  £  VIII  Marks ,  IV  £.  —  And  the  Woolfells  after  the  Rate,  to 
be  for-ged  into  the  King's  Coin."  —  Bestätigt  durch  11  H.  VI.  c.  13  jedoch  mit  ver- 
änderten Zahlen. 

2)  14  R.  U.  c.  1 ,  2  H.  IV.  c.  5.  — 

3)  14  R.  II.  c.  2  :    ,,That   for    every  exchange   that  shall  be  made  by  Merchants  to 
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Schriften   werden   von  nun  an  bis  tief  in  das  XVI.  Jhdt.  durch  jeden 
Fürsten  erlassen  ^). 

Dieser  Vorgang  stellt  uns  das  Geschäft  des  Kaufmanns  gewisser- 
maassen  als  einen  einfachen  Tausch  dar,  und  dieses  Ergebniss  wird 
um  so  klarer,  wenn  wir  bedenken,  dass  viele  von  den  Gesetzen,  welche 
die  Investirung  in  englische  Waaren  verordnen,  eine  verhältnissmässig 
kurze  Frist  den  ausländischen  Kaufleuten  zur  Abwickelung  ihrer  Ge- 
schäfte übrig  Hessen ;  die  Ausländer  ferner  hielten  sich  wahrschein- 
lich meistens  in  den  Stapelorten,  welche  damals  die  eigentlichen  und 
grössten  Handelsplätze  waren  auf,  so  dass  der  Kauf  und  Verkauf  sich 
auf  einem  beschränkten  Räume  und  in  einer  beschränkten  Zeitperiode 
abwickeln  musste.  Dass  man  damals  den  Handel  lediglich  als  einen 
ganz  einfachen  Tausch  aufzufassen  geneigt  war,  haben  wir  an  einem 
anderen  Orte  gezeigt  2),  und  eins  von  den  hier  in  Betracht  kommen- 
den Statuten  giebt  diese  Auffassung  ziemlich  klar  zu  erkennen^). 

Wie  es  denn  aber  auch  sei,  so  ergiebt  sich  aus  den  vorstehenden 
Statuten  keine  organische  Verbindung  des  Geldes  mit  dem  internatio- 

the  Court  of  ßome  ,  that  the  said  Merchants  be  firmly  and  surely  bound  in  the  Chan- 
cery ,  to  buy  within  three  Months  after  the  said  Exchange  made  Merchandises  of  Staple, 
as  M'^ools,  Leather  ,  V\^oolfels,  Lead  and  Tin  ,  Butter  or  Cheese,  Cloths,  or  other  Com- 
modities  of  the  Land,  to  the  value  of  the  sum  exchanged."  4  H.  IV.  c.  15  ,  5  H.  IV. 
c.  9  :  „that  the  Custamer  and  ControUers  ...  in  all  Ports  of  England ,  shall  take  suf - 
ficient  Sureties  for  all  Manner  of  Merchandises  brought  by  the  Merchants  Aliens  or 
Strangers  coming  .  .  .  to  the  said  Ports ,  to  the  Intent  that  the  Money  taken  for  the 
said  Merchandises  shall  be  employed  upon  the  Commodities  of  the  Realm ,  saving  their 
reasonable  Costs  .  .  .  And  meroever  It  is  ordained  .  .  .  That  the  same  Merchants  Aliens 
and  Strangers  shall  seil  their  said  Merchandises  so  brought  within  the  said  Realm,  within 
a  Quarter  of  a  Year  next  after  their  coming  into  the  same ;  and  also  that  the  Money, 
which  shall  be  delivered  by  Exchange  in  England ,  be  imployed  upon  the  Commodities 
of  the  Realm  ,  within  the  same  Realm  ..."  — 

1)  11  H.  IV.  c.  8  ,  9  H.  V.  st.  2  c.  9  ,  1  H.  VI.  c.  6  ,  18  H.  VI.  c.  4 ,  27  H.  VI. 
c.  3,  4  Ed.  IV.  c.  6,  17  Ed.  IV.  c.  1 ,  1  R.  III.  c.  9 ,  3  H.  VII.  c.  8.  —  Lord  Her- 
bert: The  Life  and  Raigne  of  King  Henry  VIU.  1649  S.  326—327  sagt:  „Our  King 
being  now  (1531)  in-formed  that  Italian  and  other  Foreigne  Merchants  brought  Commo- 
dities hither ,  which  they  sold  well ,  and  then  returned  the  money  by  Exchange  to  their 
own  Country ,  to  the  ex  -  hausting  of  the  wealth  of  the  Realm ,  and  diminution  of  his 
Customes ,  Caused  a  proclamation  to  be  set  forth  ,  that  according  to  a  brauch  of  a  Sta- 
tute R.  HI.  no  money  they  took  here  for  seUing  their  Wares  ,  should  be  exchanged  to 
other  Countries  ,  but  employed  in  the  Commodites  of  this  Realme  .  .  ." 

2)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.      B.  XXX,  Heft  2—3,  S.  107  ff. 

3)  18  H.  VI.  c.  4.  Die  betreffende  Stelle  lautet:  „  .  .  .  they  (die  Fremden)  shall 
seil  the  same  Merchandises  for  other  Merchandises  of  the  said  Realm,  or  shall  seil  them 
for  Money  ,  and  with  same  Money  they  shall  buy  within  the  Time  afore  said  (8  Mo- 
nate) other  Merchandises  growing  and  made  within  the  Realm." 


Zur  Geschichte  des  englisclion  Geldwesens  im  Mittelalter.  \Q\ 

nalen  Handel  als  mit  einem  Mittel,  die  Menge  desselben  zu  vermehren. 
Von  der  Gewinnung  eines  Ueberschusscs  und  einer  günstigen  Gestal- 
tung des  Handelsverkehrs  ist  hier  noch  keine  Hede.  Die  Tendenz 
geht  auf  die  Erhaltung  eines  gewissen  Theils  oder  des  ganzen  Be- 
trags der  im  Lande  vorhandenen  Edelmetalle ;  aber  die  Mittel,  welche 
zur  Erreichung  dieses  Zweckes  angewendet  worden  sind,  sind  nicht 
dem  ökonomischen  Leben  entnommen,  üie  Bestimmungen,  einen  Theil 
oder  den  ganzen  aus  dem  Verkauf  der  Waaren  bezogenen  Betrag 
zum  Allkauf  der  englischen  Erzeugnisse  zu  verwenden,  oder  die  Vor- 
schrift, pro  Sack  Wolle  und  dgl.  eine  bestimmte  Summe  in  die  Münz- 
stätte zu  bringen,  sind  Vorkehrungen,  welche  ihrer  Natur  nach  auf  die- 
selbe Stufe  mit  den  Verboten  der  Ausfuhr  gestellt  zu  werden  verdienen. 

Ausserdem  wird  hier  der  internationale  Handel  nicht  als  ein 
grosses  Ganzes  aufgefasst,  denn  die  Verpflichtung,  welche  durch  die 
obigen  Gesetze  auferlegt  wird,  bezieht  sich  eigentlich  auf  jeden  ein- 
zelnen Kaufmann.  Mit  diesem,  um  sich  so  auszudrücken,  wird  das 
Geschäft  abgemacht;  um  die  Gestaltung  des  Ganzen  kümmert  man 
sich  aber  nicht.  Mit  einem  Worte  es  fehlt  hier  der  Causal-Nexus  der 
ökonomischen  Erscheinungen  vollständig. 

Es  wird  manchmal  aus  dem  Umstände,  dass  England  werthvolle 
Rohstoffe  ausführte  und  vom  Ausland  verhältnissmässig  wenig  brauchte, 
gefolgert,  dass  der  Reichthum  Englands  an  Edelmetallen  in  jenen 
Zeiten  ein  grosser  sein  musste.  Diese  Ansicht  wird  durch  einen  un- 
vollständigen Ausweis  der  Aus-  und  Einfuhr  unter  Eduard  HI.  im 
J.  1354  unterstützt  1).  Wir  können  jedoch  auf  Grund  der  bisherigen 
Auseinandersetzung  dies  stark  bezweifeln;  jedenfalls  waren  die  Ver- 
hältnisse des  Geldwesens  der  Art,  dass  sie  ein  sehr  weites  P'eld  für 
die  Ausfuhr  des  Geldes  aus  England  öffneten.  Die  damaligen  Klagen 
über  den  Geldmangel  dürften  sich  daher  vielleicht  mehr  als  der  Glaube 
vom  Geldreichthum  dem  wirklichen  Zustande  nähern. 

Wenn  wir  nun  das  Ganze  zusammenfassen,  so  gelangen  wir  zu 
einem  ähnlichen  Schlüsse,  zu  dem  wir  in  der  Anfangs  erwähnten  Ar- 
beit über  die  Preisgesetzgebuug  gekommen  sind.  Wir  haben  dort  die 
behandelte  Epoche  als  einen  U ebergang  von  den  Natural-  zur  Geld- 
■wirthschaft  bezeichnet.  Allerdings  bildet  der  Geldmangel  und  die 
Geldabundanz  kein  einziges  und  auch  kein  am  meisten  hervorragendes 
Merkmal  dieser  zwei  wirthschaftlichen   Kultursysteme.     Der  Mangel 


1)  Macphersou,  Änual  of  Commerce  1805  Vol.  I  S.  553.     Diese  Handels-Bilanz 
wird  auch  durch  Misseiden,  The  Center  of  the  Circle  of  Commerce  gegeben. 


1G2     ^'■-  W*  ^'  Ochenkowski,  Zur  Gesch.  d.  engl.  Geldwesens  im  Mittelalter. 

an  aiisreicliendeu  Zirkulationsmittelu  hält  aber  nothwendig  den  Ver- 
kehr auf  einer  niedrigeren  Stufe  der  Entwickelung  zurück. 

Betrachten  wir  noch  einen  Augenblick  das  damalige  englische 
Geldwesen  näher,  so  sehen  wir  zwar,  dass  dieses  mächtige  Institut 
existirt,  aber  was  ist  das  für  ein  Dasein?  Ein  krankhaftes,  schwaches, 
welches  offenbar  noch  keine  tiefe  Wurzel  im  gesammten  ökonomischen 
Leben  gefasst  hat.  Nach  Rogers  Meinung^)  wurde  damals  das 
Geld  öfters  nicht  einfach  gezählt  sondern  gewogen.  Der  Verkehr 
ignorirte  also  das  Geldwesen  und  griff  zu  den  primitiven  Mitteln 
zurück. 

Die  Verbindung  des  Geldes  mit  der  Wirthschaft  überhaupt  war 
thatsächlich  gering,  und  der  Begriff  von  einem  tieferen  Zusammen- 
hange der  ökonomischen  Erscheinungen  hat  sich  ebenfalls  noch  nicht 
herausgebildet.  Es  kann  nicht  geläugnet  werden,  dass  ein  guter 
Wille,  das  Geldwesen  zu  ordnen,  in  England  öfters  vorhanden  war 
und  dass  man  ernstlich  bestrebt  war,  die  Ordnung  zu  wiederholten 
Malen  herzustellen;  aber  diese  Bemühungen  sind  gewissermaassen  ein 
Kampf  gegen  ein  chronisches  Uebel.  Sobald  ein  gewisses  Fundament 
für  einen  festeren  Bau  gelegt  war,  so  wankte  er  sofort,  weil  er  durch 
andere  Mängel  unterminirt  war;  eine  sichere  Stellung  konnte  er  nicht 
gewinnen.  Ein  deutliches  Zeichen  einer  im  Werden  begriffenen  Er- 
scheinung. 


1)  A  History  of  Agrieulture  and  Prices  in  England.    18G6.    Vol  I  SS.  9  und  176. 


V. 

Jolianii  Calvin  als  Staatsiuaiin ,  (jesetzgeber  iiikI 
Niitioiialökoiioiu. 

Von 

Dr.   Ludwig    Elster. 

Einleitung. 

Alle  Gebiete  des  Wissens  werden  mit  Beginn  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts von  einem  frischeren  Lebenshauche  durchweht,  fast  überall, 
wohin  wir  blicken ,  bemerken  wir  die  Früchte  jenes  neuen  Geistes. 
Das  Wiedererwachen  der  Wissenschaften  und  Künste,  die  grossartigen 
Keformen  auf  kirchlichem  Gebiete,  die  glänzende  Reihe  von  Ent- 
deckungen und  Erfindungen  klärte  und  erweiterte  den  Gesichtskreis, 
und  die  neugewonnenen  Anschauungen  und  Erfahrungen,  geleitet  von 
der  unbezwingbaren  Gewalt  der  Ideen  und  der  Wahrheit,  werden 
übertragen  auf  die  Gebiete  des  Staates,  der  Kirche  und  der  gesell- 
schaftlichen Zustände.  Allüberall  erwacht  beim  Eingang  in  die  lichte 
neuere  Zeit  neues ,  frisches  Leben ,  und  mit  Recht  konnte  Hütten  aus- 
rufen: „0  Jahrhundert!  die  Studien  blühn,  die  Geister  erwachen,  es 
ist  eine  Lust  zu  leben." 

Vor  allem  aber  zeigte  sich  dieser  Alles  neubelebende  Geist  auf 
kirchlichem  Gebiete.  Hier  galt  es  die  durch  die  Hierarchie  gezogenen 
Schranken  niederzureissen ,  und  an  die  Stelle  der  Irrlehren  und  der 
Verblendung  die  reine  Wahrheit  des  Evangeliums  zu  setzen. 

Wie  aber  die  kirchliche  und  politische  Geschichte  nie  von  ein- 
ander getrennt  werden  kann,  wie  vielmehr  beide  einander  durch- 
dringen und  gegenseitig  beleben,  so  muss  auch  nothwendigerweise 
derjenige,  welcher  gegen  die  bestehenden  kirchlichen  Zustände  auf- 
tritt, und  diese  umzugestalten  bemüht  ist,  auf  den  Staat  sein  Augen- 
merk richten.  Denn  das  aufrichtige  Streben  echte,  wahre  Freiheit 
herbeizuführen  kann  nie  ein  einseitiges  sein.    Religiöse  und  politische 
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Freiheit  sind  eng  mit  einander  verbunden;  wo  diese  auftritt  wird 
jene  im  Gefolge  sein,  und  umgekehrt. 

So  haben  auch  stets  die  grossen  Reformatoren  der  Kirche,  der 
eine  mehr,  der  andere  minder  sich  mit  Fragen  auf  sozialem  und  po- 
litischem Gebiete  beschäftigt.  Ihre  Anschauungen  über  den  Staat  und 
die  sozialen  Verhältnisse  wurzeln  iu  den  Lehren  ihrer  Religion;  in- 
dessen sind  dieselben  meistens  nur  gelegentlich  von  ihnen  geäussert. 
Nur  der  grosse  Reformator  der  Schweiz  Johann  Calvin,  legte  in 
unerschütterlich  konsequenter  Weiterbildung  seines  religiösen  Systems, 
auch  an  die  politischen  und  sozialen  Verhältnisse  die  reformatorische 
Hand ;  freilich  auch  wesentlich  dabei  begünstigt  durch  die  freiheitliche 
Stellung  des  Staatswesens,  in  dem  er  wirkte. 

Man  hat  diesen  letzten  Reformator  —  nicht  mit  Unrecht  —  den 
thatkräftigsten  unter  allen  Reformatoren  genannt,  welcher  mit  dem 
glühendsten  Eifer,  dem  eisernsten  Fleisse  und  der  strengsten  Kon- 
sequenz jenes  ewig  denkwürdige  Werk  in  Genf  errichtet  hat.  Er 
hatte  nicht  nur  wie  die  übrigen  Reformatoren  gegen  die  Irrlehren 
und  Missbräuche  der  katholischen  Kirche  zu  kämpfen,  sondern  auch 
im  Inneren  jene  Feinde  zu  überwinden,  welche  sich  seinen  Verände- 
rungen in  den  staatlichen  Einrichtungen  und  seinen  weitgehenden 
Reformen  in  Bezug  aufs  soziale  Leben  widersetzten.  Ein  Kampf,  der 
ihm  fast  mehr  Mühe  und  Anstrengung  verursachte,  als  der  erstere, 
und  aus  dem  er  erst  nach  langem ,  mühevollem  Ringen ,  nachdem  er 
einmal  sogar  vollkommen  unterlegen,  siegreich  hervorging. 

Die  hervorragenden  Verdienste  Calvins  auf  kirchlichem  Gebiete 
werden  heut  zu  Tage  vollkommen  anerkannt  und  hinreichend  gewür- 
digt; nicht  so  seine  Errungenschaften  in  staatlicher  und  sozialer  Be- 
ziehung. Wenngleich  auch  Calvin  in  erster  Linie  Theologe  war  und 
als  solcher  segensreich  gewirkt  hat,  so  dürfen  wir  doch  nicht  seine 
politischen  und  gesellschafthcheu  Anschauungen  und  seinen  weittra- 
genden Einfluss  auf  diesem  Gebiete  übersehen.  Finden  wir  doch  noch 
lange  Jahre  nach  seinem  Tode  in  den  meisten  civilisirten  Ländern 
seine  Ideen  vom  Staate,  vom  gesellschaftlichen  Leben,  von  bürger- 
licher Freiheit  ihre  edelsten  Früchte  treiben.  Denn  überall,  wohin 
der  religiöse  Calvinismus  drang,  schuf  auch  der  politische  Calvinismus 
eine  neue  Denkart  und  bewegte  mächtig  in  segensreicher  Weise  Staaten 
und  Länder.  — 

Wir  wollen  auf  den  nun  folgenden  Blättern  versuchen  diese  Ver- 
dienste Calvins  darzulegen. 


Johann  Calvin  ab  Staatsmann,   Gesetzgeber  und  Nationaliikonoin.  1(35 

Als  Quelle  dienten  uns  hierbei  seine  eigenen  Werke  und  diese 
waren  das  Ilauptniaterial,  das  uns  zu  (Jebote  stand  ').  Von  den  genfer 
Rathsprotoküllen  oder  anderen  Dokumenten  konnten  wir  leider  keine 
Einsicht  nehmen,  da  diese  nur  an  Ort  und  Stelle  zur  Verfügung  ge- 
stellt sind.  Das,  was  wir  aus  den  eigenen  Schriften  Calvins  in 
Bezug  auf  seine  politischen  und  nationalökonomisclien  Anschauungen 
gewonnen,  verglichen  wir  alsdann  mit  dem,  was  wir  in  den  hervor- 
ragenderen Werken,  die  über  Calvin  handeln,  vorfanden.  Unter 
diesen  Arbeiten  sind  hauptsächlich  folgende  zu  erwähnen: 

1.  Henry:  Das  Leben  Johann  Calvins  des  grossen  Reformators.  3  lidc. 
Hamburg   1835—1844. 

2.  Stäbe lin:  Johannes  Calvin.  Leben  und  ausgewählte  Schriften. 
2  Hälften.     Elberfeld   1863. 

3.  Kampschulte:  Johann  Calvin  seine  Kirche  und  sein  Staat  in 
Genf.     (Nur  der   1.  Band  erschienen.)     Leipzig   1869. 

4.  "NViskemann:  Darstellung  der  in  Deutschland  zur  Zeit  der  Ilefor- 
mation  herrschenden  uationalökonomischen  Ansichten.  (Preisschrift, 
gekrönt  und  herausgegeben  von  der  fürstlich  Jablonowski'schcn  Ge- 
sellschaft zu   Leipzig.      1861.) 

5.  Weber:  Geschichtliche  Darstellung  des  Calvinismus  im  Verhältniss 
zum  Staat.     Heidelberg   1836, 

6.  Hundeshagen:  Ueber  den  Einlluss  des  Calvinismus  auf  die  Ideen 
vom  Staat  und  staatsbürgerlicher  Freiheit.  (In  Hundeshagens  klei- 
neren Schriften  und  Abhandlungen;  her.  von  Th.  Christlieb.  Gotha 
1875.     2.  Abth.     S.  35  ff.) 

Die  unter  1  und  2  verzeichneten  Werke  haben  zu  ihren  Ver- 
fassern Theologen,  welche  indess  beide,  wenngleich  sie  auch  die  Wirk- 
samkeit Calvins  auf  kirchlichem  Gebiete  in  erster  Linie  betonen,  den- 
noch, auch  auf  die  wirthschaftliche  und  politische  Thätigkeit  des 
Reformators  mannigfach  hinweisen.  Kampschulte  hebt  in  seinem 
leider  nicht  beendeten  Werke  auch  besonders  den  Politiker  Calvin 
hervor,  während  Wiskemann  dessen  nationalökonomischen  Ansichten 
(bei  weitem  jedoch  nicht  vollständig)  darzulegen  versucht.  Dieser 
beiden  letztgenannten  Werke  haben  wir  uns  bei  dieser  Arbeit  vor 
allem  mit  bedient,  wenngleich  auch  Kampschulte  nicht  ganz  par- 
teilos dasteht,  Wiskemann  andrerseits  die  wirthschaftliche  Bedeu- 


1)  Die  Werke  Calvins  liegen  bis  heute  vollständig  am  besten  vor  in  der  Amster- 
damer Ausgabe:  Joannis  Calvini  Noviodunensis  opera  omnia  in  novem  tomos  di- 
gesta.  Amsterodami  1667.  Seit  1863  erscheint  eine  neue  verbesserte  Sammlung  der 
Werke  Calvins  im  Corpus  Reformatorum ;    diese  Ausgabe  ist  jedoch  noch  nicht  beendet. 
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tiing  des  schweizerischen  Reformators  doch  ein  wenig  zu  hoch  an- 
schlägt. Die  unter  5  und  6  verzeichneten  Schriften  von  Weber  und 
Hundeshagen  konnten  wir  nur  in  dem  dritten  Abschnitte  unserer 
Arbeit  verwcrthen. 

Die  sonstigen  Werke,  die  wir  hie  und  da  benutzt  haben,  sind  stets 
an  den  betreffenden  Stellen,  wo  wir  uns  ihrer  bedient,  citirt  worden. 


Um  hier  jedoch  ein  wenigstens  etwas  abgerundetes  Gesammtbild  zu 
erlangen,  möchten  wir,  wenn  auch  nur  mit  wenigen  Worten,  noch  auf 
den  Entwicklungsgang  Calvins  bis  zu  seiner  Ankunft  in  Genf  eingehen, 
zumal  da  wir  an  der  Hand  einer  derartigen  kurzen  Lebensskizze  besser 
die  vielfach  durch  die  Jugenderziehung  hervorgerufenen  Anschauungen 
des  gereiften  Mannes  verstehen,  als  auch  durch  die  Erörterung  der 
Art  seines  Studiums,  seiner  weiten  Reisen  u.  ähnl. ,  uns  die  Unab- 
hängigkeit und  Schärfe  seines  juristischen  und  politischen  Denkens 
erklärlicher  erscheinen  wird.  — 

Johann  Calvin  wurde  am  10.  Juli  1509  zu  Noyon  in  der  Picardie 
geboren.  Sein  Vater  Gerhard  Cauvin  ^)  bekleidete  daselbst  das  Amt 
eines  procureur  fiscal  der  Grafschaft  Noyon,  war  Syndicus  des  Dom- 
kapitels und  Sekretär  des  Bisthums.  Calvin  gehörte  somit  dem  Bür- 
gerstande an,  und  er  bezeichnet  sich  selbst  als  „unus  de  plebe  ho- 
muncio"^). 

Die  Erziehung  Calvins  wurde  nicht  von  seinen  Eltern  geleitet, 
vielmehr  kam  er  schon  frühzeitig  in  die  jenen  befreundete  Familie 
von  Mommor,  mit  deren  Kindern  er  gemeinsam  erzogen  und  gebildet 
wurde.  Mit  diesen  ging  er  auch  später  (13  Jahre  alt)  zu  seiner  wei- 
teren Ausbildung  nach  Paris. 

Wie  schon  früher,  so  trat  hier  nun  ganz  besonders  die  unge- 
meine Begabung  des  Knaben  hervor;  sein  scharfer  Verstand,  wie  sein 
grosser  Eifer  und  Ernst  beim  Studium,  machten  es  bald  möglich, 
dass  er  seine  Mitschüler  hinter  sich  zurückliess  und  in  die  höhereu 
Abtheiluugen  aufrückte^).  Auch  wird  uns  berichtet,  dass  bereits  in 
dieser  Zeit,  in  der  Uebergangsperiode  aus  dem  Knaben-  ins  Jüng- 
lingsalter, neben  einem  auf  das  Höhere  gerichteten  religiösen  Sinn, 
sich  jenes   Herbe   und   Strenge  in  seinem   Wesen   geltend   gemacht 

1)  Calvin  hat  erst  den  französischen  Namen  seiner  Vorfahren  latinisirt. 

2)  So  in  der  Vorrede  zu  seinem  Erstlingswerke  dem  Commentar  der  libri  de  de- 
mentia L.  Annei  Senecae.  (Corpus  Reformatorum  vol.  XXXIII.  Joaunis  Calvini  opera 
vol.  V.  pag.  5.) 

3)  cf.  Beza:  vita  Calvini.  (Theodori  Bezae  Vezelii  vol.  III.  traetationum  theolo- 
gicarum.     editio  prima.     Genevae.  M.D.LXXXII.    pag.  366.) 
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habe^),  was  bekanntlich  bei  dem  späteren  Manne  in  so  ausgeprägtem 
Masse  hervortritt. 

Der  Vater  Calvins,  welcher  seinem  Sohne  zu  seinem  weiteren 
Fortkommen  einige  kirchliche  Pfründen  zu  verschafifen  gewusst  hatte, 
wünschte  anfangs,  dass  derselbe  die  theologisclu;  Laufbahn  betreten 
möchte.  Später  jedoch  der  Meinung,  dass  der  Beruf  eines  Rechts- 
gelehrten ihn  leichter  zu  Glück  und  Ehren  führen  würde,  bestimmte 
er  ihn,  das  theologische  Studium  mit  dem  der  Rechtsgelehrsanikeit 
zu  vertauschen.  Es  ist  diese  Aenderung  von  ganz  wesentlichem  Ein- 
fluss  auf  die  Entwicklung  unseres  Reformators  und  sein  ganzes  spä- 
teres Schaffen  geworden.  Wenngleich  auch  die  Anregung  hierzu  zu- 
nächst von  seinem  Vater  ausging,  und  Calvin  diese  Aenderung  erst 
lediglich  vornahm,  um  dem  Willen  seines  Vaters  Folge  zu  leisten, 
so  hat  er  sich  dennoch  später  mit  so  grossem  Eifer  und  mit  solcher 
Hingebung  dem  juristischen  Studium  zugewandt,  dass  wir  nothge- 
drungen  auch  ein  entschiedenes  Interesse  für  diese  neue  Discipliu 
bei  ihm  voraussetzen  müssen  2).     Es  waren  die  zu  jener  Zeit  beson- 

1)  Nicht  nur  ]}eza  (a.  a.  0.)  —  ,,tenera  aetate  miruin  in  modum  religiosus"  — 
sondern  er  selbst  berichtet  uns  dieses  in  der  Vorrede  zu  den  Psalmen ,  wo  er  sagt ; 
,,animum  meum  ,  qui  pro  aetate  nimis  obduruerat."  (Joannis  Calvini  Novi  odunensis 
opera  omnia  in  novem  tomos  digesta.      vol.  III,  p,  2».      Amst.   1667.) 

2)  Es  ist  Kampschulte  (Johann  Calvin,  Seine  Kirche  und  sein  Staat  in  Genf, 
Leipzig  1869,  I.  Band,  pag.  226  ff.)  unstreitig  zu  weit  gegangen,  wenn  er  aUes  Interesse 
Calvin  an  dem  juristischen  Studium  abspricht  und  die  Jurisprudenz  als  eine  für  ihn 
,, leidige"  Wissenschaft  bezeichnet  (p.  235).  Das  ist  gewiss,  dass  Calvin  nicht  aus  eige- 
nem Antriebe,  sondern  nur  weil  es  der  Wunsch  seines  Vatei's  war,  sich  der  Jurisprudenz 
zunächst  widmete.  Sagt  er  doch  selbst:  ,,Theologiae  me  pater  tenellum  adhuc  puerum 
destinaverat.  Sed  cum  videret  legum  scientiam  passim  augere  suos  cultores  opibus,  spes 
illa  repente  eum  impulit  ad  mutandum  consilium.  Ita  factum  est,  ut  revocatus  a  phi- 
losophiae  studio  ad  leges  discendas  traherer ,  quibus  tametsi  ut  patris  voluntati  obse- 
querer,  fidelem  operam  impendere  conatus  sum."  (Vorrede  zu  den  Psalmen.)  —  Aber 
aus  diesen  Worten ,  welches  die  einzigen  sind,  die  wir  von  Calvin  selbst  über  die  Aen- 
derung seines  Studiums  besitzen,  den  Scbluss  zu  ziehen,  den  Kampschulte  gezogen, 
halte  ich  nicht  für  berechtigt.  Ich  bin  weit  davon  entfernt  in  diesem  Punkte  auf  Beza 
viel  Gewicht  zu  legen  ,  dessen  übrige  Aussagen  jedoch  als  zuverlässig  angesehen  werden 
müssen  ,  welcher  ausdrücklich  eine  Neigung  für  die  juristischen  Studien  erwähnt ,  eine 
Behauptung,  die  eben  deshalb  mit  Vorsicht  aufgenommen  werden  muss,  weil  er  an  einer 
anderen  Stelle  im  Gegensatz  zu  C.'s  eigenen  Worten  hervorhebt,  dass  die  Aenderung 
des  Studiums  bereits  anfangs  Calvin  erwünscht ,  ja  von  diesem  selbst  betrieben  worden 
sei.  Aber  nun  angenommen  auch  Beza  hat  sich  in  dem  letzten  Punkte  geirrt,  —  was 
sogar  wahrscheinlich  .  —  so  ist  dadurch  seine  erste  Behauptung  noch  lange  nicht  hin- 
fällig. Ob  Calvin  mit  Neigung  oder  mit  Abneigung  die  juristischen  Studien  begonnen, 
hierüber  konnte  Beza  leicht  falsch  unterrichtet  sein ;  wenn  aber  Calvin  die  Jurispru- 
denz   auch    ferner ,    nachdem  er  sich  hineingearbeitet   und    hineingelebt    hatte ,    verleidet 
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ders  berühmtcu  Rechtsschulen  zu  Orleans  und  Bourges ,  welche  Calvin 
besuchte,  und  woselbst  er  durch  seinen  eminenten  Fleiss  und  seine 
ungemeine  Begabung  allgemeines  Aufsehn,  nicht  allein  bei  den  übrigen 
dort  Studirenden,  sondern  besonders  auch  bei  seinen  Lehrern  er- 
regte. 

•  Diese  beiden  Hochschulen  waren  damals  auch  die  Hauptpflanz- 
stätten der  humanistischen  Bestrebungen  in  Frankreich.  Dass  Calvin 
mit  der  neuen  hier  sich  Geltung  verschaffenden  Richtung  bekannt  und 
zu  ihr  hingezogen  wurde,  ist  leicht  erklärlich.  Er,  dessen  ganzes 
Leben  in  dem  unausgesetzten  Ringen  nach  Wahrheit  beruhte,  musste 
mit  innerer  Freude  das  Streben  des  Humanismus  begrüssen,  der  hier 
zuerst  rücksiclitslos  Front  machte  gegen  die  an  den  todten  AYorten 
klebende  Scholastik,  und  welcher  durch  das  erneuerte  Studium  grie- 
chischer und  römischer  Schriften  frisches  Leben  und  gesundere  An- 
schauungen zu  verbreiten  berauht  war. 

Wenngleich  auch  der  Humanismus  als  Vorläufer  und  Träger  der 
Opposition  gegen  die  herrschende  kirchliche  Richtung  angesehen  wer- 
den kann ,  und  es  unter  den  damaligen  humanistischen  Lehrern  Frank- 
reichs immerhin  manche  gegeben  hat,  die,  wenn  auch  im  Stillen,  so 
doch  mit  Freude  das  unerschrockene  Auftreten  des  Augustineimönches 
zu  Wittenberg  begrüssten,  so  waren  es  dennoch  nicht  die  Lehren 
Luthers  oder  Zwingiis,  welche  Calvin  mehr  und  mehr  dem  juristischen 
Studium  entfi'emdeten,  vielmehr  leuchteten  ihm  Männer  wie  Lauren- 
tius  Valla,  Erasmus,  Reuchlin  und  Lefevre  als  glänzende, 
nachahmenswerthe  Vorbilder  voran.  Indessen  auch  bei  diesem  Stu- 
dium blieb  es  nicht.  Der  Humanismus  baute  Calvin  nur  die  Brücke, 
um  zurückzukehren  zu  der  Wissenschaft,  für  die  er  zunächst  bestimmt 
war,  zur  Theologie. 

gewesen  wäre ,  so  musste  eigentlich  unserem  Biograph  dieses  bekannt  sein  ,  zumal  da 
wohl  anzunehmen  ist ,  dass  C.  dieses  einmal  im  Gespräch  berührt  haben  würde.  Und 
was  sollte  Beza  irgend  wie  veranlasst  haben  ,  der  in  Calvin  lediglich  einen  Reformator 
der  kirchlichen  Zustände  kannte,  und  ihn  als  solchen  verehrte,  von  seinem  Meister  aus- 
zusagen, dass  er  anfangs  von  dem  theolog.  Studium  nicht  so  begeistert,  vielmehr  einem 
anderen  wissenschaftlichem  Zweige  seine  Neigung  zugewendet  habe ,  wenn  er  nicht  sicher 
und  zuverlässig  davon  wusste  'i  —  Aber  sehen  wir  auch  ab  von  diesen  Aeusserungen 
B  e  z  a  s ,  die  man  zwar  nicht  ganz  ausser  Acht  lassen  ,  auf  die  man  aber  auch  andrer- 
seits aus  den  angegebenen  Gründen  nicht  zu  viel  Gewicht  legen  darf,  so  muss  man 
doch  vor  allem  betonen ,  dass  es  in  der  That  kaum  denkbar  ist ,  dass  ein  Mann ,  der 
sich  in  seinem  späteren  Leben  so  eingehend  und  so  eifrig  mit  dem  Staate  und  den  recht- 
lichen Zuständen  beschäftigt  hat ,  in  seiner  Jugend  diesen  bez.  Disciplinen  gar  kein 
Interesse  hätte  abgewinnen  können.  —  Wir  müssen  daher  die  Ansicht  Kampschultes 
als  zu  weit  gehend  zurückweisen. 
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Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  auf  die  inneren  Kämpfe 
cinzugelicn,  von  denen  Calvin,  nachdem  er  dir  Theologie  wieder  zu 
seinem  Studium  gemacht,  heimgesucht  wurde.  Die  Zustände  der  Un- 
sicherheit und  des  Schwankens  in  den  religi(>sen  Fragen,  die  directen 
und  indiroctcn  Veranlassungen  zu  seinem  Brucii  mit  der  alten  Kirche 
müssen  wir  ausser  Aclit  lassen.  Dass  er  aber  zur  Theologie  zurück- 
gekehrt ist,  nachdem  er  nicht  umsonst  in  den  Lehrsälen  der  Juristen 
sich  aufgehalten  hat,  kann  uns  nicht  wundern.  Calvins  strebsamer 
Geist  wollte  wirksam  seinem  Vaterlande  und  der  Menschheit  dienen, 
und  dazu  musste  er  nothgedrungen  sich  auf  dasjenige  Gebiet  begeben, 
von  welchem  die  weltbewegenden  Fragen  jener  Zeit  ausgingen. 

Im  Sommer  1531  hatte  er  Bourges  verlassen  und  war  nach  Paris 
zurückgekehrt,  um  dort,  gleichsam  dem  geistigen  Mittelpunkte  Frank- 
reichs, sich  ungestört  den  theologischen  Studien  widmen  und  für 
seinen  späteren  Beruf  vorbereiten  zu  können.  Nachdem  er  sich  hier 
nun  den  Anhängern  der  neuen  Lehre  fest  angeschlossen  hatte,  wurde 
er  ein  eifriges  Glied  der  kleinen  evangelischen  Gemeinde  und  nahm 
regen  Antheil  an  deren  geheimen  Versammlungen.  Als  er  jedoch 
seine  Thätigkeit  nicht  allein  auf  diese  Gemeinde  beschränkte,  sondern 
mehr  und  mehr  offen  mit  seinen  neuen  Anschauungen  und  Planen 
hervortrat,  da  musste  er  1533,  durch  einen  eigen thümlichen  Vorfall 
veranlasst,  Paris  verlassen  und  führte  darauf  lange  Zeit  ein  unstetes, 
mühevolles  Wanderleben. 

Nach  einem  theils  längeren,  theils  kürzeren  Aufenthalt  im  süd- 
lichen Frankreich,  in  der  Schweiz,  in  Deutschland  und  in  Italien, 
fasste  Calvin  den  Entschluss  sich  in  einer  deutschen  Stadt,  voraus- 
sichtlich in  Strassburg,  niederzulassen ,  um  ungestört  sich  ganz  den 
Wissenschaften  hingeben  zu  können.  Auf  der  Reise  dahin  begriffen, 
gelangte  er  anfangs  Juli  des  Jahres  1536  in  Genf  an,  welche  Stadt 
damals  bereits  eine  Hauptstätte  der  reformatorischen  Bewegung  war. 

Nicht  ahnend,  welches  Geschick  ihm  hier  bevorstehe,  betrat  er 
Genf  mit  der  Absicht  nur  eine  Nacht  zur  Erholung  daselbst  zu  ver- 
weilen i).  Indessen  die  Anwesenheit  Calvins,  der  sich  bereits  durch 
verschiedene  Schriften,  vor  allem  aber  durch  seine  erst  im  Jahre 
vorher  erschienene  christliche  Institution  einen  bedeutenden  Namen 
verschafft  hatte,  konnte  in  Genf  nicht  unbekannt  bleiben,  und  sofort 


1)   ,,Hac    celeriter    trausire    statueram ,    ut    non    longior    quam  uuius  noctis   mora  in 
urbe  mihi  foret."      (Praef.  ad  Psalm,   a.  a.  O.) 
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erwachte  bei  den  dort  wirkenden  Reformatoren  der  Gedanke,  diese 
Kraft  für  ihre  Stadt  zu  gewinnen.  Es  gelang  denn  auch  Wilhelm 
Farel,  der  an  der  Spitze  der  genfer  Reformation  stand,  Calvin  zu 
bewegen  seinen  Reiseplan  aufzugeben,  in  Genf  zu  bleiben  und  dieser 
Stadt  seine  ungetheilte  Thätigkeit  zu  widmen  ^). 

Freilich  war  es  keine  leichte  Arbeit,  die  Calvin  vorfand.  Denn 
da  er  nicht  allein  kirchliche  Reformen,  sondern  eine  Umgestaltung 
des  ganzen  politischen  und  sozialen  Lebens  vorzunehmen  gezwungen 
war,  stiess  er  bald,  nachdem  er  kaum  seine  Wirksamkeit  begonnen, 
auf  entschiedenen  Widerstand.  Ja  derselbe  war  so  gross,  dass  er 
seine  sämmtlichen  reformatorischen  Plane  scheitern  sah  und  Genf 
verlassen  musste. 

Nachdem  er  jedoch  kaum  drei  Jahre  in  Deutschland  gelebt  und 
sich  mit  den  deutschen  Verhältnissen  vertraut  gemacht  hatte,  kamen 
die  Genfer  wieder  hülfesuchend  zu  ihm,  mit  der  Bitte  zurückzukehren 
und  unter  ihnen  zu  wirken. 

Dieses  geschah,  wenn  auch  von  Seiten  Calvins  mit  schwerem 
Herzen  2),  so  doch  unter  dem  Jubel  der  Bevölkerung  am  13.  Sep- 
tember 1541.  Von  diesem  Augenblicke  gehörte  Calvin  Genf  ununter- 
brochen bis  zu  seinem  Tode  (24.  Mai  1564)  an.  In  dieser  Stadt,  die 
man  das  „protestantische  Rom"  späterhin  nannte,  verwirklichte  er 
nun  thatkräftig  seine  Ideen,  die  er  über  Kirche  und  Staat  bereits  in 
seinen  Schriften  niedergelegt  hatte;  von  hieraus  drangen  seine  Lehren 
hinaus  in  die  Welt  und  fielen  vielfach  auf  gar  fruchtbaren  Boden. 
Durch  Calvins  energisches  Eingreifen  hatte  Genf  nach  einiger  Zeit 
ein  ganz  anderes  Aussehn  erhalten,  und  w^ohl  nie  hat  ein  Mann  in 
ähnlicher  Weise  einen  solchen  Einfluss  auf  eine  Stadt  ausgeübt,  die- 
selbe so  vollkommen  umgestaltet ,  als  unser  Reformator  die  Stadt  am 
Lemansee.  — 


Diese,  wenn  auch  nur  wenigen,  Bemerkungen   über  das  Leben 
Calvins  mögen  genügen. 


1)  „Donec  Genevae  non  tarn  consilio,  vel  hortatu,  quam  formidabili  6.  Farelli 
obtestatione  retentus  sum  ,  acsi  Deus  violentam  mihi  e  coelo  manum  iniiceret  .  .  .  Quo 
terrore  perculsus  ,  susceptum  iter  ita  omisi ,  ut  mihi  et  verecundiae  et  timiditatis  meae 
conscius  ,  obeundo  certo  muneri  fidem  meam  non  obstringerem."     (Praef.   ad  Ps.) 

2)  Er  schreibt  an  Vir  et:  „nuUum  esse  locum  sub  coelo,  quem  magis  reformidem ; 
non  quod  oderim,  sed  quoniam  tot  difficultates  illic  mihi  propositas  video ,  quibus  supe- 
ratidis  sentio  me  louge  esse  imparcm."  (Corpus  Reformatorum  vol.  XXXIX  (opera  Cal- 
vini  V.  XI)  pag.  167.) 
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Treten  wir  nunniehr  an  unsere  eigentliche  Aufgabe  heran,  an 
die  Darlegung  seiner  Verdienste  als  Staatsmann,  Gesetzgeber  und 
Nationalökonüni.     Wir  werden  dabei: 

1.  Calvins  Anschauungen  auf  politischem  Gebiete, 

2.  Seine  Anschauungen  auf  nationalökonoinischeni  und  sozialem  Ge- 
biete behandehi ;  und  dann 

3.  den  Einfluss  betrachten,  den  der  Calvinismus  in  politischer  und 
gesellschaftlicher  Beziehung  zunächst  auf  Genf,  dann  auf  l'rank- 
rcich,  England  und  Brandenburg  ausgeübt  hat.  — 


I. 

Calvins  Anschauungen  auf  politischem  Gebiete. 

Nachdem  Calvin  in  seinem  unstreitig  bedeutendsten  Werke,  in 
der  „institutio  religionis  christianae"  die  Grundsätze  dargelegt  hat, 
nach  denen  die  Kirche  zu  organisiren  sei,  tritt  an  ihn  die  Erage 
heran,  welche  Stellung  nimmt  die  Kirche  ein  gegenüber  dem  Staate, 
welche  Bedeutung  hat  überhaupt  das  staatliche  Gemeinwesen,  und 
wie  hat  sich  dasselbe  zu  gestalten. 

Diese  Fragen  behandelt  er  vorzugsweise  in  dem  letzten  Kapitel 
seiner  Institution,  „de  politica  administratione  ^)"  betitelt,  und  es  er- 
scheint am  geeignetsten  bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Fragen 
dieselbe  Reihenfolge  einzuhalten,  deren  sich  Calvin  in  dieser  Abhand- 
lung bedient,  Erweiterungen  aber  und  genauere  Ausführungen  über 
die  bezüglichen  Fragen ,  die  er  in  anderen  Schriften  niedergelegt,  hier 
an  den  betreffenden  Stellen  einzuschalten. 

Zunächst  weist  Calvin  auf  die  Nothwendigkeit  des  Staates  und 
der  staatlichen  Ordnung  hin,  und  widerlegt  die  Ansichten  der  zu  seiner 
Zeit  sich  geltend  machenden  religiösen  Coramunisten ,  der  Wieder- 
täufer und  der  in  Genf  hervortretenden  Libertinen,  welche  auf  die 
Vernichtung  des  Staates,  als  eines  mit  dem  wahren  Geiste  echten 
Christenthums  unvereinbaren  Wesens  hinstrebten.  Für  den  Menschen 
sei  hier  auf  Erden  der  Staat,  ganz  abgesehen  von  den  Formen,  die 
er  annehme,  ebenso  nothwendig  wie  Speise  und  Trank,  Licht  und 


1)  Die  „Institutio"  befindet  sich  in  der  Amsterdamer  Ausgabe  v.  1667  tom.  IX,  lib.  IV 
cap.  XX,  p.  397  fF.  —  Handlicher  dasselbe  im  Corpus  Reformatorum  vol.  XXX  (op.  Calv. 
vol.  II)  p  1092  tf.  —  Wir  halten  uns  hier  an  den  Text  der  1559  von  Calvin  verfassten 
Ausgabe  der  Institutio. 
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Luft.  Durch  den  Staat  werde  dafür  Sorge  getragen,  dass  die  öffent- 
liche Ruhe  nicht  gestört,  dass  eines  Jeden  Eigenthum  bewahrt  werde, 
dass  die  Menschen  nicht  schädlichen  Handel  unter  einander  betreiben, 
kurz:  „ut  honestas  et  modcstia  inter  ipsos  colatur^)."  Von  der  Noth- 
wendigkeit  des  staathchen  Organismus  für  die  bürgerliche  Wohlfahrt 
durchdrungen ,  lag  für  Calvin  die  Hauptschwierigkeit  zunächst  in  der 
Stellang,  die  diesem  einzuräumen  sei  gegenüber  der  Kirche. 

Wenngleich  auch  die  christliche  Kirche  sich  neben  dem  Staate 
gebildet  und  entwickelt  hat,  so  lag  doch  von  jeher  in  ihr  das  Streben 
auf  das  staatliche  Gemeinwesen  einzuwirken,  dieses  mit  ihrem  Geiste 
zu  durchdringen  und  zu  beleben.  Diesem  Grundsätze  huldigten  daher 
auch  die  meisten  Päbste;  nur  verkannten  diese  ihre  Aufgabe,  indem 
sie  mit  dem  Streben  das  Reich  Gottes  auf  Erden  mehr  und  mehr  zu 
verbreiten,  eine  Vereinigung  der  kirchlichen  Oberherrschaft  mit  der 
weltlichen  herbeizuführen  bemüht  waren.  Auch  allen  Reformatoren 
der  christlichen  Kirche  schwebte  das  Bild  eines  Gottesstaates  als  Ideal 
vor  Augen ;  nur  waren  die  meisten  zur  Realisirung  eines  solchen  durch 
die  herrschenden  Umstände  gehindert. 

So  wollte  auch  Calvin  den  Staat  nach  theokratischem  Muster  ge- 
bildet sehen.  Der  Staat  soll  sich  bewusst  sein,  dass  er  die  Macht, 
die  er  hat,  Gott  verdankt,  und  dass  er  daher  auch  verpflichtet  ist 
nach  dessen  Geboten  dieselbe  auszuüben.  Weil  aber  die  Gebiete  des 
Staates  und  der  Kirche  verschiedene  sind,  so  trennt  Calvin  beide  von 
einander,  ohne  einer  Ordnung  eine  Oberherrschaft  über  die  andere 
einzuräumen.  Da  das-  Recht  des  Staates  wie  das  der  Kirche  als  ein 
ursprünglich  gleich  göttliches  anzusehen  ist,  so  sollen  beide  Gemein- 
schaften ihre  eigenen  Gesetze  befolgend  als  gleichberechtigt  neben 
einander  bestehen.  Völlig  irrig  ist  daher  die  Ansicht  Henrys,  wel- 
cher behauptet  2),  Calvin  habe  den  Grundsatz  aufgestellt,  die  Kirche 
sei  dem  Staate  unterzuordnen.  Staat  und  Kirche  sollen  vielmehr  in 
ihren  Beziehungen  zu  einander  als  selbständige  Organismen  dastehen. 

Die  Aufgaben  des  Staates  beziehen  sich  auf  das  äussere  Leben. 
Nur  hier  liegt  die  Sphäre  seiner  Macht  und  nicht  ist  er  berechtigt 
einen  Einfluss  auszuüben  auf  die  Gewissen,  auf  das  innere  Leben 
seiner  Glieder.  Auch  darf  sich  kein  Oberhaupt  des  Staates  für  be- 
rechtigt erachten  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Kirche  einzu- 
greifen. Jede  Vermengung  kirchlicher  und  weltlicher  Gewalt  wird  als 
dem  Worte  Gottes  zuwiderlaufend   verworfen.     Daher  auch  der  laute 


1)  Inst.  IV,  c.  20,  3. 

2)  Henry  a.  a.  O.   Band  II,  pag.  84  u.   115. 
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Widerspruch  Calvins,  als  man  den  König  von  England,  Heinrich  VIII., 
als  das  höchste  Haupt  unter  Christo  bezeichnete'). 

Trotz  einer  solchen  Trennung  der  Kirche  vom  Staate,  finden  sich 
doch  vielfache  Berührungspunkte  derselben,  und  Calvin  ist  weit  ent- 
fernt Ileligion  und  Reclit,  kirchliche  und  staatliche  Institutionen  und 
Maxime  als  vollständig  beziehungslos  neben  einander  hinzustellen. 
Wenngleich  getrennt,  so  gehören  sie  doch  wieder  zu  einander,  nach 
der  Erreichung  ein  und  desselben  Zieles  streben  sie  gemeinsam  hin; 
nur  das  Gebiet  ihrer  Wirksamkeit  ist  ein  verschiedenes.  Staat  und 
Kirche  sollen  sich  ähnlich  zu  einander  verhalten  wie  Leib  und  Seele. 
Wie  es  nun  einerseits  zur  Aufgabe  der  Kirche  gehört  den  staatlichen 
Organismus  mit  dem  christlichen  Geiste  zu  erfüllen,  so  ist  es  andrer- 
seits die  Pflicht  des  Staates,  ja  sein  hauptsäclilichster  Zweck,  das 
Ansehn  und  die  Macht  der  Kirche  zu  wahren  und  zu  fördern,  und 
auch  an  seinem  Theile  beizutragen  zu  einer  immer  weiteren  Verbrei- 
tung kirchlichen  Lebens.  Er  soll  den  äusseren  Dienst  nähren  und 
erhalten,  die  reine  Lehre  und  Religion  schützen,  um  somit  das  Leben 
der  Menschen  zu  einer  wahrhaft  sittlichen  Gemeinschaft  zu  gestalten. 
Die  Kirche  bedarf  hier  der  Unterstützung  des  Staates-).  Ueberflüssig, 
meint  Calvin,  sei  dieses  erst,  wenn  alle  Menschen  völlig  durchdrungen 
seien  vom  Reiche  Gottes.  Da  solches  aber  hier  nicht  der  Fall,  und 
wir  auf  Erden  wandeln,  während  wir  der  wahren  Heimath  zustreben, 
so  bedürfen  wir  auf  dieser  Reise  nothwendig  einer  Stütze,  und  es 
versündigen  sich  diejenigen,  welche  den  menschlichen  Bedürfnissen 
nicht  Rechnung  tragend ,  eine  solche  unseren  Händen  zu  entreissen 
bemüht  sind^), 

Gottesfurcht  hat  die  Häupter  des  staatlichen  Organismus  zu 
leiten  bei  allem,  was  sie  unternehmen.  Daher  kann  keine  Politik 
glücklich  betrieben  werden,  welche  nicht  zunächst  die  Frömmigkeit 
im  Auge  hat,  kein  Gesetz  kann  mit  Erfolg  gegeben  werden,  welches 
nur  menschlichen  Zwecken  dienend ,  die  Pflichten  gegen  Gott  vernach- 


1)  Cf.  Prael.  in  duodec.  proph.  op.  edd.  Amst.  V,  p.  223'*:  „Qui  initio  tantopere 
extulerunt  Henricum  regem  Angliae ,  certe  fueriint  incousiderati  homines ;  dcderuiit  illi 
summam  reruin  omnium  potestatem:  et  hoc  nie  semper  graviter  vulneravit.  Erant  enim 
blasphemi  cum  vocarent  ipsum  summum  cajjut  ecclesiae  sub   Christo." 

2)  Cf.  Homil.  in  libr.  I  Sam.  op.  edd.  Amst.  II,  p.  113'':  ,,Non  tautum  habere  ins 
gladii  in  sontes  et  iniurios  homines ,  sed  esse  oportere  tutores  et  nutricios  ecclesiae,  quo 
nomine  Esaias  Propheta  illos  dignatur :  ac  proinde  illorum  officium  postulare  ut  idolo- 
maniam  et  superstitionem  omuem  a  suis  subditis  amoveant." 

3)  Inst.  IV,  c.  20,  2. 
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lässigt^)!  Es  erhält  somit  der  Staat,  der  sich  völlig  durchdringen 
lassen  soll  vom  kirchlichen  Geiste  den  Charakter  einer  Theokratie. 
Der  Staat  ist,  wenngleich  von  der  Kirche  getrennt,  eng  wiederum 
mit  ihr  verbunden.  Der  Staat  schützt  die  Kirche,  welche  ihrerseits 
wieder  ihn  theil weise  mit  beherrscht,  indem  sie  durch  das  Kirchen- 
cousistorium  eine  sittenrichterliche  Polizei  über  die  Bürger  auszuüben 
berechtigt  ist.  Beide,  sowohl  das  kirchliche  wie  staatliche  Gemein- 
wesen sollen  als  ihren  Herrn  und  König  Christus  anerkennen,  und 
sehr  bezeichnend  dafür  ist,  dass  an  allen  öifentlichen  Gebäuden  und 
Thoren  Genfs  neben  dem  städtischen  Wappen  auch  das  Monogramm 
Christi  angebracht  wurde  2). 

Calvin  kommt,  indem  er  die  Hierarchie  des  Mittelalters  bekämpft, 
in  seinem  eigenen  Staate  zur  Hierarchie  zurück;  freilich  auf  Grund- 
lage ganz  anderer  Formen  und  Voraussetzungen  ^).  — 

Durch  diese  Stellung,  die  kirchliches  und  staatliches  Gemeinwesen 
zu  einander  einnehmen,  sind  in  gewisser  Beziehung  die  Aufgaben,  die 
der  Obrigkeit  obliegen,  bedingt.  Diese  hat  zunächst  auf  die  Wah- 
rung und  Beschützung  der  Gesetze  zu  achten  '*).  Sie  ist  die  Stell- 
vertreterin Gottes  auf  Erden;  als  solche  hat  sie  auch  einst  diesem 
Rechenschaft  zu  geben  über  ihre  Verwaltung.  Auf  Ruhe  und  Ord- 
nung im  öffentlichen  Leben  hat  sie,  welche  gleichsam  als  der  Vater 
des  Vaterlandes  anzusehen  ist^),  ihr  Augenmerk  zu  richten;  sie  hat 
die  Bedürftigen  und  Armen  zu  schützen,  die  Unterdrückten  den  Hän- 
den der  Unterdrücker  zu  entreissen*^).  Wie  es  somit  ihre  Pflicht  ist, 
die  Wohlfahrt  des  Volkes  mit  allen  ihren  Kräften  zu  fördern ,  so  liegt 
ihr  vornehmlich  mit  die  Bestrafung  derjenigen  ob,  welche  die  Gesetze 
übertreten.  Von  der  Gerechtigkeit  muss  sie  sich  leiten  lassen  bei 
allen  ihren  Handlungen,  aber  gegen  die  Uebertreter  der  Gesetze  rück- 


1)  Inst.  IV,  c.  20,   9. 

2)  Vergl.  Kampschulte  a.  a.  O.  p.  479. 

3)  Schon  Stähelin  weist  a.  a.  O.  1.  Hälfte  p.  322  Aiim.  auf  die  entschieden  irrige 
Ansicht  Herzogs  hin ,  welcher  (Theologische  Realencyklopädie  Art.  Calvin)  behauptet : 
,,die  nach  Calvins  Ordnung  organisirte  Kirche  ist  in  ihrem  Wesen  vom  Staate  strenge 
geschieden ,  dieser  verfolgt  rein  irdische  Zwecke  ,  indess  die  Kirche  einem  himmlischen 
Ziele  nachstrebt."  Mit  Recht  hebt  Stähelin  dagegen  als  ,, gemeinsamen  Zweck  der 
beiden  Institutionen  (Kirche  und  Staat) :  die  Verherrlichung  Gottes  durch  die  Heiligung 
seiner  Bekenner"  hervor. 

4)  „magistratus  qui  praeses  est  legum  ac  custos."     Inst.  IV,   c.  20,  3. 

5)  Calvin  nennt  die  Obrigkeit:  ,, patriae  pater  et  —  ut  poeta  loquitur  —  pastor 
populi ,  custos  pacis,  praeses  iustitiae ,  innocentiac  vindex."     Inst.  IV,   c.  20.   24. 

6)  Inst.  IV,  c.  20,  9. 
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sichtslos  Gericht  üben  (Inst.  IV,  20,  9).  Da  sich  eben  in  der  mensch- 
lichen Gerechtigkeit  wiederspiegeln  soll  der  Zorn  Gottes,  so  muss 
die  Obrigkeit  mit  der  äussersten  Strenge  verlahren.  Denn  „sie  trägt", 
wie  der  Apostel  Paulus  sagt,  „das  Schwert  nicht  umsonst,  sie  ist 
Gottes  Dienerin,  eine  Rilcherin  zur  Strafe  über  dun,  der  Böses  thut^)". 
Ja  es  werden  sogar  die  Träger  der  Staatsgewalt  verantwortlich  ge- 
macht für  diejenigen  Vergehen,  die  sie  ungestraft  lassen 2). 

Diese  strenge  Oberaufsicht,  welche  Calvin  für  die  Aufrechterhal- 
tung der  staatlichen  Ordnung  für  nothwendig  erachtet,  bildet  wohl 
eine  der  schwierigsten  Aufgaben  der  obrigkeitlichen  Gewalt.  Denn 
diese  beruht  nicht  allein  darin  begangenes  Unrecht  gemäss  den  Ge- 
setzen zu  bestiafen,  sondern  auch  solches  in  geschickter  Weise  auf- 
zuspüren und  Vergehen,  die  noch  niclit  ausgeführt,  sondern  nur  erst 
geplant  sind,  zu  verhüten.  Durch  die  Wachsamkeit  der  Obrigkeit 
soll  der  Keim,  der  in  dem  Menschen  zum  Bösen  verborgen  schlum- 
mert, erstickt  werden,  denn  nur  dadurch  ist  Hoffnung  vorhanden  das 
Unrecht  ein  für  alle  Male  zu  vernichten.  „Während  die  unvernünf- 
tigen Thiere,"  nach  Calvin,  „auch  ohne  eine  Oberherrschaft  sich 
selbst  zu  regieren  im  Stande  sind,  so  nicht  die  Menschen,  die  stets 
an  ihre  Pflicht  durch  eine  höhere  Gewalt  ermahnt  werden  müssen. 
Denn  so  gross  ist  die  Verkommenheit  derselben,  dass  wenn  nicht  eine 
stärkere  Hand  sie  in  Schranken  hält,  sie  gleich  wie  die  Giganten  sich 
gegen  Gott  selbst  erheben  und  sich  in  allen  Lastern  wälzen  3)." 

Vor  allem  jedoch  soll  bei  der  Bestrafung  der  Uebelthäter  die 
ganze  Strenge  des  Gesetzes  zur  Geltung  kommen,  und  nicht  darf 
sich  die  Obrigkeit  in  irgend  einer  Weise  von  Mitleid  oder  Erbarmen 
bestimmen  lassen.  An  den  verschiedensten  Stellen  seiner  Schriften, 
hebt  gerade  dieses  Calvin  auf  das  entschiedenste  hervor.  „Die  Strenge, 
die  freilich  ein  gewisses  Maass  nicht  überschreiten  darf,  gefällt  Gott;" 
nicht  aber  billigt  er  „die  grausame  Menschlichkeit,  die  „crudelis  hu- 
manitas",  die  für  die  Gottlosen  die  Zügel  locker  macht,  denn  es  giebt 
keine  grössere   Lockspeise  zum   Sündigen   als   die   Straflosigkeit*)". 

1)  Rom.  13,  4.  Bei  Calvin:  Inst.  IV,  c.  20,  10:  ,,non  frustra  gladium  gerunt,  nam 
Dei  miuistri  sunt  ad  iram ,  ultores  male  agentibus." 

2)  Cf.  Conciones  in  libr.  Jobi  op.  edd.  Amst.  II,  p.  10  b;  „Hoc  autem  in  primis 
diligenter  attendendum  est  prineipibus  et  magistratibus ,  ut  sint  vigilantes  et  sedulo  ex- 
cubias  agant  in  eos ,  qui  suae  curae  sunt  commissi.  Siquid  ab  aliquo  peccatur ,  ipsi 
sese  reos  peragant :  si  scandala  et  flagitia  videant ,  memiueriut  inde  nata  esse  quod  ipsi 
non  sint  officio  funeti." 

3)  Homil.  in  libr.   Samuel,   op.  edd.  Amst.  II,  pag.  1  ^. 

4)  Comm.  in  Psalm,  op.  edd.  Amst.  III,  1;  pag.  3G9^. 


17G  ^^    Ludwig  Elster, 

Ja,  es  erscheint  ihm  besser,  dass  die  Obrigkeit  zu  streng,  als  zu 
milde  verfahre  und  er  lobt  jenes  alte  römische  Sprüchwort,  das  unter 
der  Herrschaft  Nervas  aufkam:  „malum  quidem  esse  sub  principe  vi- 
vere,  sub  quo  nihil  liceat,  sed  multo  peius,  sub  quo  liceant  omniai)." 

Wie  aber  Calvin  den  Staat  zu  einem  Gottesstaate,  zu  einem 
christlichen  Staate  gestaltet,  so  auch  die  Obrigkeit  zu  einer  christ- 
lichen Obrigkeit  im  vollsten  Sinne  des  Wortes.  Als  solche  hat  sie 
aber  vor  allem  darauf  zu  achten,  dass  die  Majestät  Gottes  geehrt, 
die  Reinheit  der  Religion  gewahrt  werde.  Stets  muss  sich  die  Obrig- 
keit eingedenk  sein,  dass  allein  Gott  sie  ihre  Macht  verdankt  2),  und 
dass  sie  daher  die  Vergehen,  die  sich  gegen  ihn  oder  seine  Lehre 
richten  am  scliwersten  zu  ahnden  hat.  Wie  sie  nun  in  dieser  Bezie- 
hung die  kirchliche  Disciplinargewalt  unterstützt  und  ihr  hülfreich 
zur  Hand  geht,  muss  auch  sie  selbst  die  Ermahnungen  der  Kirche 
beachten  und  darf  sich  nicht  über  dieselbe  hinwegsetzen;  hinter  dem 
geistigen  Reiche  soll  doch  immer  das  leibliche  zurückstehen.  Es  ge- 
denkt dabei  Calvin  des  Kaisers  Theodosius,  und  erwähnt  als  ein  rüh- 
menswerthes  Beispiel,  dass  sich  dieser  edle  aber  jähzornige  Fürst, 
von  dem  unerschrockenen  Bischof  Ambrosius  von  Mailand,  für  das 
in  Thessalonich  angerichtete  Blutbad  mit  einer  Kirchenbusse  belegt, 
willig  dieser  Strafe  unterzogen  habe.  So  sollen  alle  Träger  der  Staats- 
gewalt handeln  und  sich  ohne  Murren  unterordnen  den  Ermahnungen 
der  Kirche.  „Ja  sie  sollten  wünschen,  dass  sie  nicht  von  den  Prie- 
stern verschont  werden,  auf  dass  sie  Gott  später  schone  2)." 

Nachdem  Calvin  in  dieser  Weise  den  Staat  im  Gegensatz  zu  den 
bis  dahin  grösstentheils  herrschenden  Anschauungen  auf  seinen  ethi- 
schen Inhalt^)  zurückgeführt,  die   Stellung  der  Kirche  zum  Staate 


1)  Inst.  IV,  c.  20,  10. 

2)  „Paulus  ait,  magistratus  non  esse  potestatem  nisi  a  Deo."  Inst.  IV,  c.  20,  7. 
Eine  weitere  Stelle:  Inst.  IV,  c.  20,  4:  ,,Magistratuum  functionem  non  modo  sibi  pro- 
bari  acceptamque  esse  testatus  est  dominus ,  sed  honorificentissimis  insuper  elogiis  eins 
dignitatem  prosequutus  rairifice  nobis  commendavit." 

3)  Inst.  IV,  c.  12,  7.  So  scheut  sich  auch  Calvin  nicht,  streng  über  Heinrich  IV. 
zu  urtheilen.     Man  vergl.   darüber:   Inst.  IV,  c.  11,   13. 

4)  Maassgebend  für  diese  seine  Anschauung  über  die  Selbständigkeit,  Sittlichkeit 
ja  Göttlichkeit  des  Staates ,  Eigenschaften  ,  die  dem  Staate  als  Staat  innewohnen  und 
nicht  wie  man  vor  ihm  meistens  gethan ,  als  donum  superadditum  anzusehen  hat,  ist 
die  Stelle  der  Inst.  lib.  IV,  c.  20,  4;  woselbst  es  heisst:  „istud  enim  valet ,  non  hu- 
mana  perversitate  fieri  ut  penes  reges  et  praetectos  alios  sit  in  terris  rerum  omnium 
arbitrium  ,  sed  divina  Providentia  et  saucta  ordinatione  ,  cui  sie  visum  est  res  hominum 
moderari.     Quandoquidem  illis  adest  ac  etiam  praeest  in    ferendis  legibus    et    iudiciorum 
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und  die  Aufgaben  der  obrigkeitlichen  Gewalt  dargelegt  hat,  tritt  an 
ihn  die  Frage  nach  der  für  das  Staatsleben  besten  Staatsfurin  heran, 
nach  der  Art,  wie  das  herrschende  Organ  in  einem  Staate  zu  be- 
stellen sei. 

Auch  er  legt  jene  Eintheiliing  des  Aristoteles^)  zu  Grunde  und 
unterscheidet  zwischen  dem  Kiinigthum,  der  Aristokratie  und  der 
Herrschaft  der  Mehrheit  und  giebt  der  Aristokratie,  als  der  am  we- 
nigsten gefahrbringenden  Form,  den  Vorzug.  Freilich  giebt  auch  Calvin 
zu ,  dass  die  aristokratische  Itcgierungsform  nicht  frei  von  allen  Feh- 
lern sei,  aber  er  meint,  dass  sie  doch  entschieden  die  wenigsten 
Mängel  darbiete,  und  am  sichersten  des  Volkes  Wohlstand  zu  beför- 
dern im  Stande  sei. 

Es  sei  überhaupt  für  einen  einzelnen  zu  schwierig ,  die  Zügel  der 
Regierung  fest  und  sicher  in  den  Händen  zu  führen,  und  nur  wenige 
seien  einer  solchen  Aufgabe  gewachsen.  Bei  der  aristokratischen  Ke- 
gierung  aber,  wo  man  die  Herrschaft  einer  ausgezeichneten  Minder- 
heit habe,  helfe,  belehre,  ermahne  der  eine  den  anderen,  und  es  seien 
da  immer  mehrere  Herrn  und  Richter  (magistri  ac  censores)  vorhan- 
den, welche  bereit  seien  denjenigen  wieder  in  die  gebührenden  Schran- 
ken zurückzuweisen,  der  solche  durchbrochen  ^j. 

Die  Leitung  des  Staatswesens  habe  man  in  die  Hände  derjenigen 
zu  legen,  die  durch  ihr  Alter  und  ihre  bürgerliche  Stellung  hervor- 
ragen, und  welche  Beweise  ihres  Fleisses  und  ihrer  Tüchtigkeit  ge- 
geben hätten.  „Gerne  bekenne  ich,"  ruft  Calvin  aus,  „dass  es  keine 
glücklichere  Regierungsform  giebt,  denn  diejenige,  wo  die  Freiheit 
sich  in  den  Grenzen  einer  richtigen  Beschränkung  bewegt;  trägt  doch 
auch  eine  solche  die  Bürgschaft  der  Dauer  in  sich.  Ich  meine  aber 
gleichfalls,  dass  diejenigen,  die  unter  einer  solchen  Herrschaft  stehen, 
sehr  glücklich  sind,  und  ich  behaupte,  dass  die  Magistratspersonen 
ihre  Pflicht  vernachlässigen,  ja  zu  Verräthern  werden,  welche  nicht 
alles  daran  setzen  die  Freiheit  standhaft  und  tapfer  zu  bewachen  und 
zu  vertheidigen^)."  Auch  betont  er,  dass  von  Gott  selbst  diese  Re- 
gierungsform gleichsam  als  die  beste  anerkannt  sei,  da  er  sie  dem 
jüdischen  Volke  im  alten  Bunde  gegeben  habe,  indem  er  Moses  be- 
fohlen, jene  siebzig  Männer,   die  mit   ihm   die  Leitung  übernehmen 


aequitate    exerceuda."  —    Im  Uebrigen  hat  auch  bereits  Luther  diese  Ansicht  vertreten. 
Cf.  Luthers  Werke;  Ausgabe  von  Walcli.     Band  XX,  S.  263.')   u.   2C3G. 

1)  Polit.  III,  IV,  7. 

2)  Inst.  IV,  c.  20,  8. 
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sollten,  nicht  aus  der  grossen  Menge,  sondern  aus  den  Aeltesten  und 
Hervorragenden  des  Volkes  zu  wählen  ^).  — 

Dass  Calvin  zu  dieser  Auffassung  gelangte,  darf  uns  nicht  wun- 
dern. In  einer  aristokratischen  Familie  erzogen,  war  er  mit  dem  ähn- 
lichen Ideen  und  Anschauungen  von  Jugend  auf  bekannt,  ja  mit  ihnen 
aufgewachsen.  Seine  ganze  Persönlichkeit  hatte  etwas  aristokratisches. 
Es  fiel  ihm  schwer  mit  dem  niederen  Volke  zu  verkehren,  sich  in 
dessen  Sprache  zu  unterreden,  und  nur  in  den  höheren  und  gebilde- 
teren Kreisen  pflegte  er  seineu  Umgang  zu  suchen. 

Andrerseits  aber  waren  auch  diese  aristokratischen  Anschauungen 
eng  verbunden  mit  seinen  religiösen  Lehren ,  wurden  durch  diese  wohl 
mit  hervorgerufen.  Trägt  doch  der  Grundgedanke  des  ganzen  calvi- 
nischen Systems,  jene  Lehre  von  der  göttlichen  Vorherbestimmung, 
ein  völlig  aristokratisches  Gepräge. 

Von  diesen  Ansichten  durchdrungen  verwarf  Calvin  die  beiden 
anderen  Regierungsformen,  die  Monarchie  und  die  Herrschaft  der 
Mehrheit,  aufs  entschiedenste.  Die  Monarchie  leidet  seiner  Ansicht 
nach  zunächst  an  zwei  Hauptfehlern.  Der  erste  ist,  dass  der  Regent 
selten  in  den  Schranken  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  verbleibt, 
der  zweite  aber,  dass  er  nur  in  höchst  wenigen  Fällen  die  nöthige 
Einsicht  und  Schärfe  des  Geistes  besitzt,  um  das  für  das  Volkswohl 
Beste  zu  beachten  2).  Aber  gar  leicht  auch  sinkt  das  Königthum  zur 
Tyrannis  herab,  indem  der  Herrscher  die  ihm  gegebenen  Befugnisse 
überschreitet,  und  mit  heftigen  Worten  geisselt  Calvin  das  Verfahren 
und  die  Regierungsweise  von  selbstsüchtigen,  das  Wohl  des  Volkes 
ausser  Acht  lassenden  Monarchen ,  von  denen  man  in  jedem  Jahrhun- 
dert zahlreiche  Beispiele  aufzuführen  im  Stande  sei.  Solche  Fürsten 
„von   Gottes  Gnaden"  2)  verachten  Religion  und  Recht,  saugen 


1)  Comm.  in  libr.  Mosis  (Num.  XI,  16)  op.  edd.  Amst.  I,  p.  620.  Es  heisst  da 
unter  anderem  :  „ita  non  vult  (sc.  Deus)  tarnen  promiscue  (ut  quisque  fiierit  obviiis)  in 
gradum  honoris  attolli,  sed  haberi  delectum  ex  spiritualibus  donis  quibus  insignit  et 
commendat ,  quos  destinavit  ad  eximium  aliquod  munus." 

2)  Inst.  IV,  20,  8. 

3)  Heftig  äussert  sich  Calvin  über  das  ,,Dei  gratia"  der  Fürsten.  So  u.  a.  Comm. 
in  Psalm,  op.  edd.  A.  III,  pag.  31  ll":  ,,Etsi  enim  regnare  se  fatentur  per  Dei  gratiam 
et  ceremoniis  Deum  colunt :  infatuat  tarnen  eos  sua  magnitudo ,  ut  falsa  imaginatione 
Deum  a  coetu  suo  procul  expellant,   neque  enim  rationi  et  legibus  subesse  sustinent." 

In  ähnlicher  Weise  spricht  er  in  Prael.  in  libr.  prophet.  Danielis.  op.  edd.  Amst.  V, 
p.  Gi^:  ,, Fatentur  quidem  uno  verbo  se  regnare  per  eius  (Dei)  gratiam,  sed  interea 
existimant  Imperium  sibi  esse  partum  aut  virtute  aut  fortuna:  retineri  etiam  suis  prae- 
sidiis ,    consiliis ,    opibus.      Ergo  abdicant  quantum  in  se  est ,    Deum  ab  imperio  mundi, 
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das  Volk  aus,  schlachten  Unschuldige  üb,  plündern  und  niuben  wie 
Strasseniäuber.  Dabei  aber  leben  sie  in  Pracht  und  Ueppigkeit,  von 
Schmeichlern  umgeben ,  trüge  und  verschwenderisch  dahin ,  die  irdi- 
schen Güter  maasslos  verprassend,   die  sie  ihrem  Volke  genommen  i). 

Aber  für  nicht  weniger  schädlich  erachtet  er  die  Herrschaft  des 
Volkes.  Er  befürchtet,  dass  hier  gar  bald  Schrankenlosigkeit  ein- 
trete, die  Zügellosigkeit  der  rohen  Menge  mehr  und  mehr  um  sich 
greife,  welche  die  edleren  Elemente  des  Volkes  ersticke  und  der 
Anarchie  Thür  und  Thor  ötfne.  Denn  Launenhaftigkeit  und  Willkür, 
Masslosigkeit  und  Rohheit  wuchern  in  der  grossen  Menge,  und  mit 
diesen  die  dem  Staate  so  verderbenbringende  Sucht  zu  häufigen  und 
eitlen  Neuerungen  -).  Es  sei  entschieden  unrichtig,  einem  Jeden  gleiche 
Rechte  einzuräumen ,  jedes  Glied  des  staatlichen  Gemeinwesens  sich 
in  gleicher  Weise  betheiligen  zu  lassen  an  den  Aufgaben  der  Re- 
gierung. 

Das  Prinzip,  auf  dem  die  Demokratie  sich  aufbaue,  jenes  Prinzip 
der  Gleichheit,  d.  h.  der  Gleichheit  der  Zahl,  schade  der  gesunden 
und  edlen  Entwicklung  des  Staates.  Die  bessere  und  einsichtsvollere 
Minderheit  werde  unterdrückt  durch  die  grosse  Masse,  nicht  die  Qua- 
lität der  Persönlichkeiten  werde  in  Rechnung  gezogen,  sondern  die 
Quantität  allein  sei  es,  die  bei  allen  Fragen  den  Ausschlag  gebe. 
Wenn  dieser  Grundsatz  der  Demokratie  der  richtige,  und  nicht  als 
verderblich  zu  verwerfen  sei,  dann,  meint  Calvin,  dürfe  man  auch 
dem  Pabstthum  seine  Anerkennung  nicht  versagen,  denn  dieses  habe 
die  grosse  Menge  auf  seiner  Seite  ^). 

Nicht  selbst  regieren  solle  das  Volk,  sondern  regiert  werden I  — 
Obgleich  hier  nun  Calvin,  wie  wir  gesehen  haben,  für  die  aristokra- 
tische Regierungsform  eintritt,  und  die  der  Monarchie  und  Demokratie 
aufs  entschiedenste  verwirft,  so  hebt  er  doch  auch  andrerseits  wieder 
hervor,  dass  man  nicht  ein  für  alle  Mal,   für  alle  Zeiten  eine   be- 


dum  inflati  sunt  falsa  illa  opinioue ,    quod  scilicet  propria    virtute  aut  consilio    in    statu 
suo  maneant",  und  viele  andere  ähnlich  lautende  Stellen  ! 

1)  Inst.  IV,  c.  20,  24. 

2)  Cf.  Comm.  in  acta  apost.  op.  edd.  A.  VI,  p.  152  :  ,,Est  quidem  commune  Omni- 
bus populis  ac  fere  perpetuum  vitium ,  stultitia  et  levitas :  sed  in  eo  se  prodit  mira 
vis  Satauae,  quod  qui  modesti  sunt  et  sedati  in  aliis  causis,  de  nihilo  repente  effervent, 
seque  indignissimis  quibusque  socios  adiungunt,  ubi  oppugnanda  est  Dei  veritas."  Ferner 
a.  a.  O.  p.  1931":  ,,lnc  videmus  plebis  levitatem"  etc. 

Heftig  äussert  sich  auch  Calvin  über  die  ,, levitas"  und  „pravitas"  der  grossen 
Menge  in  dem  Comm.  in  IV.  Ev.  op.  edd.  Amst.  VI,  p.  312 b.  u.  a.  Stellen! 

3)  Cf.  Comm.  in  Jcsaiam  op.  edd.  Amst.  III,  p.  290*. 
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stimmte  Vcrfassuiigsform  als  die  beste  hinstellen  könne,  sondern  dass 
man  beständig  die  herrschenden  Verhältnisse  in  Betracht  zu  ziehen 
und  auf  diese  Rücksicht  zu  nehmen  habe.  Während  er  in  der  Zeit, 
in  der  er  lebte  für  das  Staatswesen,  das  er  vor  Augen  hatte,  die 
Aristokratie  vorzog,  erkennt  er  dennoch  sehr  wohl,  dass  es  Zeiten 
geben  könne  oder  solche  gegeben  habe,  in  der  man  sich  für  eine  an- 
dere Staatsform  entscheiden  müsse  ^). 

Bedeutender  aber  und  umfassender  als  bei  dieser  Grundlegung 
der  politischen  Oi'ganisation  zeigt  sich  die  legislatorische  Thätigkeit 
Calvins  auf  dem  Gebiete  des  Civil-  und  Kriminalrechts.  Ja  sogar 
rein  administrativen  und  polizeilichen  Fragen  hat  er  seine  Aufmerk- 
samkeit und  seinen  Fleiss  gewidmet.  So  finden  wir  in  Bezug  hierauf 
eingehende  Instructionen  von  seiner  Hand  über  die  Bauinspectoren, 
Artillerieaufseher,  Thurmwächter ,  für  Feuersgefahr  u.  dergl.  m.  Das 
Verfahren  vor  Gericht  vereinfachte  und  verbesserte  er  in  der  ver- 
schiedenartigsten Weise.  So  wurde  bestimmt,  dass  wenn  es  sich  um 
zweifelhaften  Besitz  handle,  derselbe  zunächst  mit  Beschlag  belegt 
werden  solle,  damit  nicht  durch  untergeordnete  Fragen  der  Prozess 
unnöthig  in  die  Länge  gezogen  werde.  Es  sollten  ferner  die  Verhand- 
lungen in  der  Landessprache  und  nicht  mehr,  wie  es  üblich  geworden, 
in  der  lateinischen  geführt  werden.  Vor  allem  aber  sollte  ein  mög- 
lichst rasches  und  wenig  kostspieliges  Gerichtsverfahren  eingeführt 
werden.  In  Fällen ,  wo  es  sich  vor  Gericht  um  nicht  mehr  als  zehn 
Gulden  handelt,  soll  der  Spruch  des  Stadthalters  endgültig  entschei- 
dend und  eine  Appellation  an  eine  höhere  Instanz  nicht  zulässig  sein. 
Ueberhaupt  soll  alles  Hinausschieben  der  Gerichtsverhandlungen  ver- 
mieden, und  ein  Prozess  nicht  längere  Zeit,  denn  höchstens  4^2  Monat 
dauern  dürfen. 

In  dem  Entwürfe  einer  allgemeinen  städtischen  Gesetzgebung  von 
Calvin  finden  wir  unter  anderen  folgende  Rubriken:  Vom  Kornmarkt, 
vom  Handel  mit  Holz,  Kohlen,  Gemüse,   Wein,  Fleisch  und  Fisch- 


1)  Cf.  Inst.  IV,  c.  20,  8:  ,, —  simpliciter  id  definiri  nisi  teraere  non  posset,  quum 
magna  huius  disputationis  ratio  in  circumstantiis  posita  sit.  Et  si  ipsos  etiam  status, 
citra  circumstantias ,  inter  se  compares ,  non  facile  sit  discernere  quis  utilitate  praepon- 
deret,  adeo  aequis  conditionibus  contendunt."  Und  er  fährt  alsdann  weiter  unten  fort: 
,,Quod  si  non  in  unam  duntaxat  civitatem  oculos  defigas ,  sed  Universum  simul  orbem 
circumspicias  ac  contempleris,  vel  aspectum  in  longiora  saltem  regionum  spatia  diflfundas, 
comperies  profecto  divina  Providentia  illud  non  abs  re  oomparatum ,  ut  diversis  politiis 
regiones  variae  administrentur.  Nam  quemadmodum  uon  nisi  inaequali  temperatura  ele- 
menta  inter  se  cohaerent,  ita  hae  sua  quadam  inaequalitate  optime  continentur."  Aehn- 
lich  urtheilt  auch  Zwingli. 
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waareii ;  von  der  Beaufsichtigung  dieser  verschiedenen  Waaren  seitens 
der  staatlichen  Behörden  und  dem  Rechte  derselben  solche  unter  Um- 
ständen zu  koufisciren;  von  den  Dienstboten  und  Tagelöhnern;  von 
der  patria  potestas  und  dem  Gehorsam  der  Kinder;  von  Vormündern 
und  Testamentsvollstreckern;  von  der  Beaufsichtigung  der  Strassen 
und  der  ötieutlichen  Gebäude;  von  den  verschiedenen  Arten  der  Ver- 
träge, von  Kauf  und  Verkauf,  von  Obligationen,  vom  Ilypothekeu- 
wesen,  vom  Pfandrecht  u.  a.  m.  ^). 

Man  kann  hieraus  deutlich  erkennen,  wie  eingehend  sich  Calvin 
mit  allen  Fragen,  die  das  öüentliche  Leben  betrafen,  beschäftigt  hat, 
und  wir  müssen  in  der  That  staunen,  dass  ein  Mann  wie  er,  dessen 
unausgesetztes  Dichten  und  Trachten  den  höchsten  Problemen  mensch- 
lichen Denkens  galt,  mit  gleichem  Ernst  und  Verständuiss  selbst  die 
kleinsten  Fragen  des  bürgerlichen  Lebens  behandelt. 

In  keinem  Punkte  aber  kann  man  so  deutlich  seine  Ansichten 
über  die  Aufgaben  des  Staates  erkennen ,  als  in  seiner  criminellen  Ge- 
setzgebung. Damit  die  Obrigkeit  die  Aufgaben  der  Piegierung  er- 
füllen, die  gesunden  Interessen  des  Volkes  wahrnehmen  und  vertreten 
kann,  bedarf  sie  einer  thatkräftigeu  Unterstützung  durch  die  Gesetze. 
Diese,  in  denen  das  Recht  klar  und  deutlich  erkannt,  seinen  reinsten 
Ausdruck  findet,  nennt  Calvin,  und  wohl  mit  Recht,  die  „stärksten 
Nerven  des  Staatswesens"  (validissimi  rerum  publicarum  nervi).  Erst 
die  Obrigkeit  verleiht  dem  Gesetze  seine  Kraft.  „Das  Gesetz  ist  die 
stumme  Obrigkeit,  die  Obrigkeit  das  lebendige  Gesetz  =^)." 

Indem  Calvin  auf  die  Gesetze  in  seiner  Institution  näher  eingeht, 
zieht  er  vor  allem  die  dem  jüdischen  Volke  von  Gott  durch  Moses 
gegebeneu  in  Betracht;  wie  er  überhaupt  vielfach  auf  das  jüdische 
Staatswesen  zurückgreift ,  in  vielen  Punkten  dieses  als  Vorbild  dienen 
lässt.  War  doch  auch  der  jüdische  Staat  wohl  die  vollkommenste 
Theokratie  im  Alterthum. 

Die  umfassende  von  Gott  dem  „auserwählten  Volke"  gegebene 
Gesetzgebung  war  eine  dreifache.  Es  waren  dieses  zunächst  die  Ge- 
setze, welche  sich  auf  die  Moral  bezogen  (leges  morales),  niedergelegt 
in  den  zehn  Geboten.  Dann  die  Gesetze  über  Religionsgebräuche, 
Opfer,  Fasten  u.  dergl.   (leges   caeremoniales) ,   und  schliesslich   die- 

1)  Diese  Instructionen  und  der  Entwurf  einer  städtischen  Gesetzgebung  befinden 
sich  auf  der  gothaer  Bibliothek  und  sind  von  Henry  a.  a.  0.  Band  II  Beilage  3  p.  19 
— 25  abgedruckt.  Ausführlicher  sind  dieselben  neuerdings  angeführt  im  Corpus  Re- 
formatorum  vol.  XXXVIII  (opera  Calvini  vol.  X)  p.  124  ff. 

2)  Inst.  IV,  c.  20,  14. 
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jenigen    über  Gerichtswesen,   Rechtspflege,   bürgerliche   Ordnung  etc. 
(leges  iudicialcs)  ^). 

Es  tritt  alsdann  an  ihn,  nach  Darlegung  dieser  Gesetzgebung, 
die  Frage  heran ,  ob  und  in  wie  weit  für  ein  christliches  Staatswesen 
diese  bindend  sei?  Ob  es  überhaupt  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers, 
also  Gottes ,  gelegen  habe ,  diese  Gesetze ,  indem  er  sie  dem  jüdischen 
Volke  ertheilt,  auch  zugleich  anderen  Völkern  zu  geben?  — 

Calvin  verneint  dieses. 

Gott  habe  diese  Gesetze  nicht  gegeben,  dass  sie  bei  allen  Völ- 
kern Kraft  und  Geltung  hätten,  sondern  nur  bei  dem  jüdischen  Volke. 
Es  sei  daher  verkehrt  behaupten  zu  wollen,  man  verachte  die  Gesetze 
Gottes  und  ziehe  ihnen  andere  vor,  wenn  man  sich  diesen  nicht  un- 
bedingt unterwerfe.  Durch  die  Verschiedenheit  der  Zeiten ,  der  Oert- 
lichkeiten  und  der  Bevölkerung,  sei  eine  Verschiedenheit  der  Gesetze 
in  gewissem  Maasse  nothwendig. 

Freilich  müssten  stets  in  erster  Linie  die  sittlichen  Grundsätze, 
die  in  den  zehn  Geboten  enthalten  seien,  die  Pietät  gegen  Gott  und 
die  Liebe  zu  den  Menschen  alle  Gesetzgebungen  christlicher  Staaten 
durchdringen  und  beleben;  im  übrigen  aber  sei  es  das  Prinzip  der 
Billigkeit,  welches  bei  Feststellung  der  Gesetze  den  Ausschlag  gebc^). 

So  will  denn  auch  Calvin  in  seiner  Gesetzgebung  nicht  allein  die 
Wohlfahrt  und  die  Sicherheit  der  Menschen,  sondern  vor  allem  auch 
die  Ehre  Gottes  gewahrt  wissen.  Deutlich  verleiht  er  diesem  Grund- 
satze Ausdruck  in  jenem  denkwürdigen  Schreiben,  das  er  au  den 
Herzog  von  Somerset,  den  Vormund  Eduard  VI.  von  England,  ge- 
richtet hat.  Er  sagt  dort  u.  a.:  „Man  muss  vor  allem  darauf  sehen, 
dass  ebenso  wie  die  Sicherheit  der  Menschen  auch  die  Ehre  Gottes 
durch  die  bürgerlichen  Gesetze  geschützt  wird.  Ich  halte  es  für  un- 
billig Diebstahl,  Mord  und  Erpressungen,  weil  dadurch  Menschen  ge- 
schadet werden,  mit  schweren  Strafen  zu  belegen,  während  dessen 
man  Unzucht,  Ehebruch,  Trunkenheit  und  Schmähungen  des  gött- 
lichen Namens,  gleichwie  wenn  solches  erlaubte  und  unwesentliche 
Dinge  seien,  ungestraft  lässt.  Wissen  wir  doch  sehr  gut,  wie  Gott 
über  solche  Verbrechen  urtheilt^)." 

Der  papistischen  Gesetzgebung  wirft  gerade  in  Bezug  auf  diese 


1)  Inst.  IV,  c.  20,   15. 

2)  Inst.  IV,  c.  20,   16. 

3)  Der  ganze  Brief  befindet  sich  abgedruckt  bei  Henry  a.  a.  0.  Band  II,  Beil.  4, 
p.  39  ff.  Glcichf.  ThesiVin-us  epist.  calvin.  im  Corp.  Ref.  vol.  XLI  (opera  Calviui  XIII) 
pag.  76, 
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Frevel  Calvin  eine  gar  sträfliche  Nachsicht  vor^),  und  er  hegt  die 
Meinung,  dass  in  den  vielen  und  schweren  Plagen,  von  denen  augen- 
blicklich die  Welt  heimgesucht  werde,  sich  der  Zorn  Gottes  zeige, 
der  schliesslich  selbst  einzugreifen  gez\Yungen  sei,  um  solchen  Ver- 
gehen, vor  allem  aber  solcher  verderbenbringenden  Straflosigkeit,  ein 
Ende  zu  machen. 

Zu  diesen  somit  völlig  neuen  Strafkategorieu  der  calvinischen 
Gesetzgebung,  welche  dadurch  in  dieselbe  gelangten,  dass  dem  Grund- 
satze: alles,  was  vor  Gott  strafbar  erscheint,  muss  auch  vor  den  bür- 
gerlichen Gesetzen  als  strafbar  gelten,  Ausdruck  verschafft  wurde, 
tritt  als  ein  zweiter  charakteristischer  Zug  die  rücksichtslose,  allen 
menschlichen  Gefühlen  Hohn  sprechende.  Strenge  hinzu. 

Während  man  bisher  unter  Majestäts verbrechen  nur  die  Aufleh- 
nung gegen  die  obrigkeitliche  Gewalt  und  den  Versuch  die  herrschende 
Verfassung  umzustürzen  verstanden  hatte,  wurde  auch  bei  Calvin  die 
Auflehnung  gegen  Gott  und  das  Bemühen,  die  von  ihm  geoffenbarte 
Keligion  zu  beseitigen,  als  ein  solches  Verbrechen  aufgefasst.  Als 
Strafe  hierfür  galt  der  Feuertod  bei  lebendigem  Leibe.  Gottesläste- 
rung, Abgötterei,  Fluch  der  Eltern,  Unzucht,  Ehebruch  wurden  mit 
dem  Tode  bestraft.  Die  beiden  letztgenannten  Vergehen  waren  bis- 
her mit  einer  weit  geringeren  Strafe  belegt  worden,  mit  einigen  Tagen 
Gefänguiss  oder  einer  unbedeutenden  Geldbusse.  Auch  der  Leichnam 
eines  Selbstmörders  sollte  schliesslich  noch  mit  aller  nur  möglichen 
Schande  belegt  werden.  Für  die  übrigen  Vergehen,  die  als  unsittlich 
oder  widergöttlich  erkannt  wurden,  stellte  man  den  Pranger,  öffent- 
liche Auspeitschung  oder  Verbannung  hin.  In  allen  Punkten  wollte 
Calvin  die  Strafgesetze,  die  bisher  geltend  gewiesen,  verschärft  wissen. 
Auch  die  Tortur  hiess  er  in  ihrem  vollen  Umfange  gut.  Sehr  bezeich- 
nend für  diese  furchtbare  Strenge  war  das  auf  dem  Titelblatt  einiger 
alten  Ausgaben  der  Listitution  befindende  Schwert  mit  der  Umschrift  : 
uou  veui  mittere  pacem  in  terrani,  sed  gladium! 

Mit  einem  gewissen  Schaudern  blicken  wir  heute  auf  diese  cri- 
minelle Gesetzgebung  Calvins  zurück;  es  würde  aber  falsch  sein  den 
Urheber  derselben  ohne  Weiteres  als  allzu  hartherzig  und  gefühllos 
verdammen  zu  wollen.  Calvin  beseelt  von  dem  glühendsten  Eifer  seine 
Reformen  auf  kirchlichem  Gebiete  zu  befestigen  und  zu  erhalten, 
musste  vor  allem  im  äusseren  Leben  auf  die  Aufrechterhaltung  der 
Ruhe  und  Ordnung  bedacht  sein,  und  deshalb  die  Gesetze  in  solcher 


1)  Cf.  Coram    in  Ev.  Joanu.  oj).  edd.   Amst.   vol.  VI,  p.  79  b. 
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Strenge  handhaben.  Nicht  ging  er  dabei  von  der  Ueberzeugung  aus, 
dass  durch  diese  weltlichen  Strafen  die  Menschen  gebessert  und  vor 
Gott  als  gerechter  erscheinen  würden,  dieses  wäre  mit  seiner  Lehre 
von  der  göttlichen  Gnadenwahl  unvereinbar  gewesen;  vielmehr  sollten 
durch  die  strengen  Zuchteinrichtungen  und  durch  die  oft  grausamen 
Strafen  die  Gottlosen  gebändigt,  und  dem  äusseren  Leben  eine  festere 
und  gesittetere  Haltung  verliehen  werden. 

Andrerseits  aber  darf  man  auch  nicht  vergessen,  dass  die  Grau- 
samkeit der  Strafrechtspflege  ein  charakteristischer  Zug  aller  theokra- 
tischen  Verfassungen  ist.  In  diesen  wird  selbst  ein  geringes  Vergehen, 
wie  eine  Beleidigung  gegen  die  göttliche  Majestät,  schwer  geahndet. 

Aber  wie  eine  jede  Institution,  die  wir  behandeln  und  beurtheilen 
wollen,  im  Rahmen  ihrer  Zeit  betrachtet  werden  muss,  so  auch  die 
Gesetzgebung  Calvins.  Erinnern  wir  uns  nur  der  unter  Karl  V.  1532 
erschienenen  Carolina  und  der  dort  herrschenden  Härte  der  Strafen, 
und  wir  werden  weit  entfernt  sein  hier  nur  calvinische  Ausschrei- 
tungen zu  erblicken.  Die  sittliche  Verkommenheit  der  genfer  Be- 
wohner jener  Zeit  erforderte  nothwendig,  wenn  eine  vollkommene  Um- 
gestcikung  des  sozialen  Lebens  eintreten  sollte,  was  Calvin  bezweckte, 
eine  derartige  Gesetzgebung.  Auch  in  dem  Erfolge,  den  er  erzielt 
hat,  liegt,  wenn  wir  wollen,  eine  gewisse  Rechtfertigung. 

Freilich  kiinn  man  in  der  Würdigung  solcher  Institutionen  auch 
zu  weit  gehen  und  dergleichen  leicht  überschätzen,  was,  meiner  An- 
sicht nach,  Henry  bei  der  Beurtheilung  dieser  Gesetzgebung  gethan 
hat ,  indem  er  sagt  ^ ) :  „solche  charaktervolle,  furchtbare  Handhabung 
des  Gesetzes  ist  für  ein  unverfälschtes  Herz  weit  erhabener,  ja  poe- 
tischer, als  jene  seichte  Schlaifheit  der  feinen  Kultur,  welche  jede 
Todesstrafe  abgeschaft  sehen  möchte." 

Die  Poesie  in  dieser  Gesetzgebung  ausfindig  zu  machen  ist  mir 
nicht  gelungen. 

Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  werthvoll  sind  die  gesetzgebe- 
rischen Arbeiten  Calvins,  und  wohl  hat  er  sich  auch  als  Jurist  nicht 
unbedeutende  Verdienste  erworben.  — 

Mit  diesem  Strafrecht,  welches  von  Seiten  des  Staatswesens  ge- 
übt wird,  steht  bei  Calvin  in  einem  gewissen  Zusammenhange  das 
Recht  der  Kriegsführung.  Er  unterscheidet  dabei  zwischen  recht- 
mässigen und  unrechtmässigen  Kriegen.  Rechtmässig  ist  derjenige, 
der  unternommen  wird,   um   eine  Empörung   oder  einen  Aufruhr  zu 


1)  Henry,  a.  a.  0.  Band  II,  p.  77. 
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unterdrücken,  Geknechtete  zu  befreien,  oder  wo  es  gilt  die  Grenzen 
des  Vaterlandes  gegen  feindliche  Waften  zu  vertheidigeu.  Derartige 
Kriege  verbietet  die  heilige  Schrift  nicht,  und  es  ist  verkehrt,  wenn 
gewisse  Secten  (z.  B.  die  Anabaptisten),  dieses  Recht  dem  Staate  ab- 
sprechen wollen.  Es  ist  vielmehr  unter  den  angegebenen  Umständen 
die  Pflicht  der  Herrscher,  das  Recht  und  die  Freiheit  mit  den  Wallen 
in  der  Hand  zu  wahren.  Allerdings  muss  man  zuvor  eifrigst  bemüht 
sein  auf  friedlichem  Wege  die  bestehenden  Missstände  auszugleichen, 
und  unrechtmässig  ist  jeder  Krieg,  der  lediglich  durch  die  Leiden- 
schaft angefacht  aus  Muth willen  unternommen  wird  ^). 

Die  Aufgaben,  die  dem  Staate  obliegen,  sind,  wie  wir  gesehen 
haben,  klar  und  deutlich,  ja  bis  ins  kleinste  Detail  von  ihm  vorge- 
schrieben, und  er  ist  fest  davon  überzeugt,  dass  das  Staatsleben 
kräftig  gedeihen  und  in  ihm  die  bürgerliche  Freiheit  zur  schönsten 
Blüthe  sich  entfalten  muss,  wenn  die  Obrigkeit  diese  ihre  Pflichten 
in  der  richtigen  Weise  erfüllt.  Wohl  aber  ist  er  sicli  auch  bewusst, 
dass  dieses  nichts  weniger  als  immer  der  Fall  ist,  und  wir  ersehen 
sogar  aus  den  herben  Urtheilen,  die  er  über  die  verschiedeneu  Staats- 
formen fällt,  dass  meistens  die  staatlichen  Gewalten  ihre  Aufgabe 
verkennen  und  missachten. 

Wie  aber  ist  dann  die  Stellung  des  Volkes?  Hat  es  sich  unter 
allen  Umständen,  auch  wenn  es  erkannt  hat,  dass  die  Obrigkeit  un- 
richtig verfährt,  sich  ihr  zu  unterwerfen,  oder  ist  es  ihm  gestattet 
sich  aufzulehnen  gegen  die  Gewalt? 

In  allen  Fällen,  was  für  eine  Regierung  auch  immerhin  das  Staats- 
ruder in  Händen  haben  mag,  will  Calvin  die  Pflicht  des  Gehorsams 
seitens  der  Unterthanen  gewahrt  wissen.  Denn  jede  Obrigkeit  ist  von 
Gott  eingesetzt,  und  welcher  Art  auch  die  jeweiligen  Träger  derselben 
sein  mögen,  ihre  göttliche  Autorität  bleibt  stets  dieselbe.  In  Beschei- 
denheit und  Demuth  sollen  die  Staatsbürger  die  Pflichten,  die  ihnen 
obliegen,  erfüllen  und  sich  willig  der  obrigkeitlichen  Gewalt  beugen. 
Die  Gesetze  und  Verordnungen  sollen  sie  befolgen,  die  Steuern  und 
Zölle  ohne  Murren  zahlen,  den  öffentlichen  Aemtern  und  Lasten,  da 
sie  für  das  Volkswohl  nöthig,  sich  gerne  unterziehen  =^j.  Nicht  ist  es 
dem  Volke  gestattet  über  das  verschwenderische  Leben  der  Fürsten, 
wie  überhaupt  über  allzugrossen  Aufwand  der  Häupter  des  Staats- 
wesens sich  zu  beklagen  3),  nicht  soll  es  ferner  Untersuchungen  an- 

1)  Inst.  IV,  c.  20,  11  u.  12. 

2)  Inst.  IV,  c.  20,  22  und  23. 

3)  Inst.  IV,  c.  20,  8. 
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stellen  über  die  beste  Staatsform  ^),  oder  prüfen,  mit  welchem  Rechte 
irgend  eine  Obrigkeit  zu  ihrer  Gewalt  gelangt  ist  '^) ;  „eine  Forde- 
rung," hebt  Kampschulte  mit  Recht  hervor^),  „die  aus  dem  Munde 
eines  Mannes,  welcher  selbst  eine  so  rücksichtslose  und  vernichtende 
Kritik  gegen  die  verschiedenen  Staatsformen  ausübt,  allerdings  merk- 
würdig klingt."  Dabei  aber  hält  er  hoch  und  heilig  die  Rechte  und 
die  Freiheiten  des  Volkes,  und  wenn  anders  er  auch  den  einzelnen 
Ünterthanen  völlig  das  Recht  abspricht  gegen  eine  selbst  unwürdig 
verfahrende  Obrigkeit  aufzutreten  und  diese  unter  Umständen  zu  stür- 
zen'*), so  doch  nicht  den  Vertretern  des  Volkes,  falls  solche  vorhan- 
den sind.  „Denn,  wenn  es  Volksbehörden  giebt,"  heisst  es  in  dem 
vorletzten  Paragraph  der  Institutio  ^),  „eingesetzt,  um  die  Zügellosig- 
keit  der  Machthaber  in  Schranken  zu  halten,  wie  solche  den  Königen 
Spartas  gegeben  waren  in  den  Ephoren,  den  römischen  Consuln  in 
den  Volkstribunen,  dem  Senate  der  Athener  in  den  Demarchen,  und 
■wie  es  jetzt  der  Fall  noch  ist  in  einigen  Staaten  mit  ständischer  Ver- 
fassung, so  verbiete  ich  nicht,  dass  diese  gegen  die  Zügellosigkeit  der 
Fürsten,  wie  solches  ihre  Pflicht  mit  sich  bringt  auftreten,  damit  es 
nicht  den  Anschein  hat,  als  ob  sie,  wenn  die  Gewalthaber  ungerecht 
zu  Werke  gehen  und  das  Volk  übermüthig  behandeln,  ihre  Augen 
dagegen  zudrücken.  Ich  behaupte  vielmehr,  dass  wenn  sie  nichts  da- 
gegen thuu,  sie  sich  verdammungswürdiger  Untreue  schuldig  machen, 
weil  sie  dadurch  die  Freiheit  des  Volkes,  zu  deren  Hütern  sie  einge- 
setzt sind,  trugvoll  verratheu*')". 

Vor  allem  also  sieht  Calvin  als  die  vornehmste  Pflicht  der  Ünter- 
thanen strengen  Gehorsam  an  und  selbst  bei  einer  tyrannischen  Regie- 
rung ist  es  dem  Volke  nicht  gestattet  zur  Revolution  seine  Zuflucht 
zu  nehmen.  Hier  wird,  wenn  es  nöthig  ist,  schon  Gott  zur  rechten 
Zeit  eingreifen  und  dem  geknechteten  Volke  zu  Hülfe  kommen.    Er 


1)  Inst.  IV,  c.   20,   13. 

2)  Neben  anderen  SteUen  besonders  Comm.  in  epist.  canon.  op.  edd.  A.  tom.  VII 
pag.  15 »:  „(Paulus  docet)  deberi  omnibus  qui  pracsunt  obedientiam,  quia  non  fortuito 
evecti  sunt  ad  honorem  sed  Dei  Providentia.  Solent  enim  plerique  nimium  scrupulose 
iuquirere  quo  quisque  iure  adeptus  sit  imperium:  atqui  hoc  solo  conteutos  esse  decet, 
quos  videnius  eos  praesidere." 

3)  Kampschulte  a.  a.   O.  p.  273. 

4)  Inst.  IV,  c.   12,  24flF. 

5)  Inst.  IV,  c.  20,  31. 

6)  Wohl  mit  Recht  weist  Henry  (a.  a.  O.  Band  II  piig.  60)  darauf  hin,  dass  hier 
Calvin  die  Parlamente  in  Frankreich  wohl  mit  im  Auge  gehabt  habe ,  welche  gegen  die 
Verfolgungen,   die  die  Protestanten  zu  erleiden  hatten,  nicht  auftraten. 
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sendet  oftmals  zur  Strafe  den  Viilkcrn  verschweiiderisclie  und  grau- 
same Herrscher^);  nicht  dürfen  daher  die  Unterthanen  nach  eigenem 
Ermessen  verfahren,  und  sich  gleichsam  gegen  den  höheren  Willen  der 
Gottheit  von  einer  solchen  Knechtschaft  befreien.  Gott  wird  dieses 
schon  von  selbst  vollführen,  \Yenn  die  Zeit  dazu  gekommen,  und 
Männer  dem  'gedrückten  Volke  zur  Befreiung  senden.  Es  bi'.'tct  da- 
für die  Geschichte  vielfache  Belege.  „Der  Herr  vollführte  sein  Werk 
und  zerbrach  die  blutigen  Scepter  übermüthiger  Könige  und  vernich- 
tete ihre  unerträgliche  Herrschaft.  Vernehmen  sollen  es  die  Herr- 
scher, —  vernehmen  und  erzittern-)!"  Nur  einen  Fall  giebt  es,  wo 
die  Einzelnen  die  Befehle  der  Obrigkeit  ausser  Acht  lassen  dürfen, 
ja  ausser  Acht  lassen  müssen,  dann  nämlich,  wenn  die  Anordnungen 
der  bürgerlichen  Obrigkeit  im  Gegensatz  stehen  zu  den  Befehlen  Gottes. 
Es  soll  hier  der  Grundsatz  zur  Geltung  kommen :  man  soll  Gott  mehr 
gehorchen,  als  den  Menschen.  Denn  Calvin  meint,  dass  gleichwie  ein 
Vater,  der  sich  unterstehe  Gott  die  Ehre  des  höchsten  Vaters  zu  ent- 
ziehen ,  von  seinen  Kindern  nicht  mehr  als  Vater  geachtet ,  sondern 
von  ihnen  wie  jeder  andere  Mensch  angesehen  werden  müsse,  so  auch 
dürfe  man  die  Obrigkeit,  sobald  sie  sich  dermasseu  erhebe,  dass 
Gottes  Ehre  und  Ansehn  dadurch  geschwächt  und  verkleinert  werde, 
nicht  als  Obrigkeit  betrachten.  Indem  diese  einen  Akt  vollführt,  der 
den  Geboten  Gottes  zuwider  ist,  hört  sie  auf  Obrigkeit  zu  sein,  in 
demselben  Augenblicke  verliert  sie  ihren  Namen,  ihre  Ehre,  ihre 
Macht;  verweigern  alsdann  die  Unterthanen  solche  gottwidrige  Ver- 
ordnungen zu  befolgen,  so  erheben  sie  sich  nicht  mehr  gegen  die 
Obrigkeit,  sondern  nur  gegen  diejenigen  Männer,  welche  früher  die 
Obrigkeit  gebildet,  und  jetzt  sich  diese  Ehre  unrechtmässiger  Weise 
anmassen^). 

Durch  diese  Ausnahme  erleidet,  wie  leicht  ersichtlich,  die  von 
Calvin  dem  Volke  auferlegte  Pflicht  des  Gehorsams  einen  gar  ge- 
waltigen Riss.     Denn   bedenken  wir,  dass   gerade  im   Reformations- 


1)  Inst.  IV,  c.  20,   29. 

2)  Inst.  IV,  c.   20,  31. 

3)  Inst.  IV,  c.  20,  32.  —  Schärfer  tritt  derselbe  Gedanke  hervor  im  Comm.  in  acta 
apost.  op.  edd.  A.  tom.  VI  p.  44  a;  „si  pater  giadu  suo  non  contentus  ,  summum  patris 
honorem  Deo  eripere  teutat ,  nihil  aliud  est  quam  homo.  Si  rex  aut  princeps  aut  magi- 
stratus  eousque  se  extollit,  ut  Dei  honorem  ac  ius  miuuat,  non  nisi  homo  est."  Aehn- 
lich  auch  a.  a.  0.  pag.  158  =1:  ,,caeterum,  siquando  tyranuicis  edictis,  quae  debitum 
Christo  honorem,  et  cultum  Deo  praestare  vetaut,  resistere  nos  cogit  religio:  tunc  quoque 
iure  testari  licet,  non  violari  a  uobis  regum  potestatem.  Neque  enim  ita  in  sublime 
evecti  sunt,  ut  gigantum  more  Deum  ex  suo  solio  detrahere  moliantur.*' 
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Zeitalter  dieser  Grundsatz  von  ihm  ausgesprochen  wurde;  wie  viele 
Handlungen  der  obrigkeitlichen  Gewalten  konnte  man  damals  als  den 
Gesetzen  Gottes  zuwiderlaufend  erachten. 

Soweit  die  politischen  Anschauungen  Calvins.  Wie  dieselben 
schliesslich  durch  seine  unerschütterliche  Energie  verwirklicht,  welche 
Erfolge  durch  sie  hervorgerufen  sind,  liegt  augenblicklich  noch  ausser 
dem  Bereiche  unserer  Betrachtung,  Seine  Anschauungen  über  das 
Staatswesen,  seine  weitgehenden  Verordnungen  und  Gesetzgebungen 
au  sich  lassen  den  grossen  Staatsmann  und  Gesetzgeber  leicht  erken- 
nen. Und  wohl  können  wir  dem  Urtheile  jenes  französischen  Ge- 
schichtsschreibers ^)  beistimmen,  welcher  ausruft:  „Calvin  war  nicht 
allein  ein  tiefdenkender  Theologe,  sondern  auch  in  gleicher  Weise  ein 
geschickter  Gesetzgeber.  Den  Antheil,  welchen  er  an  den  bürger- 
lichen und  kirchlichen  Gesetzen ,  die  während  mehrerer  Jahrhunderte 
das  Glück  der  Republik  Genf  begründet  haben,  genommen,  ist  viel- 
leicht für  ihn  noch  eine  grössere  Ruhmesthat,  denn  seine  theologi- 
schen Schriften." 

Ein  Mann  aber  wie  Calvin,  der  sich  so  eingehend  mit  den  Fragen 
auf  staatsrechtlichem  Gebiete  beschäftigt  hat,  wird  auch  den  national- 
ökonomischen Fragen  seiner  Zeit  nicht  theilnahmlos  gegenüber  gestan- 
den haben ;  auch  diesem  Gebiete  musste  er  seine  Aufmerksamkeit  und 
seinen  Fleiss  zuwenden,  und  wohl  möchte  es  der  Mühe  werth  sein 
die  Anschauungen,  die  er  hier  bethätigt,  gleichfalls  kennen  zu  lernen. 


II. 

Calvins  Anschauungen  auf  nationalökonomischen  und  sozialem 

Gebiete. 

Es  liegt  wohl  auf  der  Hand,  dass  man  in  jenem  tieferregten, 
nach  Wahrheit  energisch  ringenden  Zeitalter  der  Reformation,  in  dem 
man  an  den  alten  nicht  mehr  tauglichen  Säulen  des  Kultur-  und  Ge- 
sellschaftsbaues kräftig  zu  rütteln  begann,  auch  den  Fragen  auf  wirth- 
schaftlichen  Gebieten  wesentlich  näher  trat.  Freilich  finden  wir  in 
jener  Zeit  noch  keine  Männer,  welche  lediglich  die  Erforschung  der 
Grundwahrheiten  des  wirthschaftlichen  Staatslebens  sich  zur  Aufgabe 
ihres  Studiums  machen,  wohl  aber  solche,  die,  während  ihr  haupt- 
sächlichstes Denken  und  Trachten  sich   auf  andere  Gebiete  des  Wis- 


1)  Ancillon:  Tableau  des  revolutions  du    systfeme    politique    de  l'Europe.     (Berlin 
1803)  tom.  II  p.  93. 
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sens  erstreckte,  dennoch  die  volkswirthschaftlichen  Fragen  und  Con- 
troverscn  ihrer  Zeit,  theils  mehr  tlieils  minder  eingehend,  behandeln. 
Von  einem  System  der  Volkswirthschaft  können  wir  in  jener  Zeit  nicht 
reden;  \Yohl  aber  bedeutsam  sind  die  ökonomischen  Bestrebungen, 
welche  damals  sich  geltend  machten,  und  die  durch  den  immer  mehr 
sich  erweiternden  geistigen  Gesichtskreis  und  die  grossartigen  Ent- 
deckungen und  Erfindungen  nothwendigerweise   hervorgerufen  wurden. 

Sowohl  die  Humanisten,  wie  die  eigentlichen  Reformatoren  auf 
kirchlichem  Gebiete,  und  die  hervorragenden  Glieder  jeuer  religiösen 
und  communistischen  Secten  und  Gesellschaften,  haben  sich  mit  den 
Fragen  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  beschäftigt  ^).  Die  grösste  Ein- 
sicht finden  wir  bei  den  Reformatoren;  der  erste  Platz  aber  unter 
ihnen  gebührt  unstreitig  Johann  Calvin.  Seine  ökonomischen  Ansichten 
hat  er  niedergelegt  einmal  in  den  Verordnungen,  welche  zu  seiner 
Zeit,  um  das  soziale  Leben  zu  regeln,  in  Genf  erlassen  wurden,  als 
deren  geistiger  Urheber  lediglich  Calvin  anzusehen  ist,  dann  in  klei- 
neren auf  die  wirthschaftlichen  Fragen  speziell  sich  beziehenden  Ab- 
handlungen ,  ferner  in  Briefen ,  wie  auch  schliesslich  bald  hier  bald 
dort  in  seinen  grösseren  theologischen  Werken. 

Calvin  hatte  es  sich  zur  Aufgabe  gestellt  die  Bevölkerung  Genfs 
in  geistiger  und  sittlicher  Beziehung  zu  heben.  Darauf  zielten  seine 
strengen  Gesetze  und  seine  Verordnungen  hin.  Gleichwie  aber  der 
Geist  des  Menschen  nur  dann  sich  kräftig  entwickeln  und  segensreich 
zu  wirken  im  Stande  ist,  wenn  der  Körper  gesund,  so  kann  auch  nur 
dann  im  staatlichen  Organismus  das  innere  Leben  sich  heben  und 
stärken,  wenn  das  äussere  Leben,  welches  vornehmlich  mit  in  einer 
gesunden  wirthschaftlichen  Entwicklung  beruht,  sich  günstig  gestaltet. 
Von  diesem  Grundsatze  ging  auch  Calvin  aus  und  wandte  daher  den 
ökonomischen  Fragen   seiner  Zeit  eine   so  grosse  Aufmerksamkeit  zu. 

AVenn  wir  die  volkswirthschaftlichen  Ansichten  Calvins  näher  be- 
trachten wollen,  so  thun  wir  dieses  am  besten,  wenn  wir  von  der 
Arbeit,  auf  die  er  vor  Allem  so  grosses  Gewicht  gelegt  hat,  ausgehen. 
Ein  Mann  wie  er,  dessen  ganzes  Leben  in  beständiger  Arbeit  beruhte, 

1)  Man  vergl.  hierüber  jene  höchst  werthvolle  Arbeit  von  Wiskemann:  Darstel- 
lung der  in  Deutschland  zur  Zeit  der  Reformation  herrschenden  nationalökonomisclien 
Ansichten.  (Gekrönte  Preisschrift  der  Fürstlich  Jablonowski'schen  GeseUschaft  zu  Leip- 
zig. 186 Ij.  Ferner  auch  die  Arbeit  Schmoller's:  Zur  Geschichte  der  nationalöko- 
nomischen Ansichten  in  Deutsehland  während  der  Keformationsperiode  (in  der  tübinger 
Zeitschrift  für  Staatswisseuschaft  1860).  Während  Wiskemann  sich  eingehend  auch 
mit  Calvin  beschäftigt,  hat  dieses  S  ch  m  ol  1  e  r  nicht  gethan,  da,  wie  er  meint,  Calvin 
„sowohl  der  Zeit  als  der  Nationalität  nach  nicht  in  das  Bereich"  seiner  Aufgabe  falle.  — 
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■wollte,  dass  auch  von  allen  Anderen  die  Arbeit  anerkannt  und  geehrt 
würde.  Ebenso  wie  Luther  und  Zvvingli,  so  eifert  auch  Calvin  mit 
aller  Energie  gegen  das  träge  und  arbeitlose  Leben,  das  zu  jener  Zeit 
gerade  in  der  Schweiz  mehr  und  mehr  um  sich  gcgritfen  hatte.  So 
Jemand  nicht  arbeiten  will,  ruft  er  mit  dem  Apostel  Paulus  aus,  so 
soll  er  auch  nicht  essen;  tüchtig  schallen  soll  ein  Jeder,  irgend  ein 
Handwerk  treiben,  auf  dass  er  sich  etwas  verdiene  und  sein  eigenes 
Brod  esse,  und  noch  etwas  übrig  habe,  um  es  den  Bedürftigen  zu 
geben.  Auf  jede  Weise  bekämpft  er  den  Müssiggang ,  da  er  gerade 
Arbeitsamkeit  und  Fleiss  als  die  Grundlagen  der  bürgerlichen  Ord- 
nung und  des  wirthschaftlichen  Lebens  betrachtet.  Die  Visitatoren, 
welche  in  Genf  in  den  Häusern  umhergingen,  um  sich  von  dpm  Zustande 
der  einzelnen  Familien  zu  überzeugen,  hatten  gerade  darauf  ihr  Augen- 
merk zu  richten,  ob  ein  arbeitsames  Leben  in  denselben  geführt  werde. 
Das  Betteln  wurde  unbedingt  untersagt.  Nicht  sollte  durch  die  Frei- 
gebigkeit der  Kirche  oder  einzelner  Personen  die  Gelegenheit  zum 
Müssiggange  noch  vergrössert  werden  i).  Fremde,  welche  die  Arbeit 
scheuten  und  sich  bettelnd  in  der  Stadt  umhertrieben,  wurden  aus 
derselben  verwiesen  2).  Andrerseits  aber  wollte  Calvin,  dass  für  Ar- 
beitsunfähige und  Kranke,  wie  für  solche,  die  unverschuldet  in  Noth 
und  Armuth  gerathen  waren,  gesorgt  würde. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  regen  Thätigkeit  sollte  die  Einfachheit 
und  Massigkeit  aller  Bürger  gehen.  Ein  verschwenderisches  und  üppi- 
ges Leben  hielt  er  nicht  für  vereinbar  mit  dem  Christenthume.  Aus 
diesem  Grunde  sind  die  verschiedensten  Verordnungen  von  ihm  er- 
lassen worden,  durch  welche  jeder  Uumässigkeit  und  Verschwendung 
Einhalt  geboten  werden  sollte.  Calvin  selbst  ging  hierin  als  nach- 
ahmenswerthes  Vorbild  allen  anderen  voran. 

Einzig  in  ihrer  Art  steht  die  calvinische  Luxusgesetzgebung  da  ^). 

1)  Epist.  et  Respons.  op.  edd.  A.  tom.  IX,  p.  205l>:  „Pauperes ,  quibus  ecclesiae 
liberalitas  ignaviae  est  oecasio ,  eleemosynis  minime  aleudos  esse,  tum  communis  seusus 
dictat,  tum  etiam  clare  docet  Paulus.  Nam  ubi  pigi-os  ventres  otioque  deditos  excommu- 
nicari  iussit,  tandem  subiicit,  qui  non  vult  operari,  neque  comedat.     2.   Thess.   3,  10." 

2)  Kamp  schulte  a.  a.  O.     Band  I,  p.  429. 

3)  Die  Luxusgesetze  finden  sich  abgedruckt  bei:  J.  Gaberei:  Histoire  de  l'eglise 
de  Geneve  depuis  le  commencement  de  la  reformation  jusqu'ä  uos  jours.  (Geneve  1858) 
t.  I,  p.  339—342.  —  Stähelin  (a.  a.  O.  1.  Hälfte  p.  342)  wie  hier  gleichfalls  Ga- 
berei behandeln  die  „lois  sumptuaires"  als  einen  Bestaudtheil  der  kirchlichen  Ordon- 
nanzen, welches,  weil  jene  viel  später  verfasst,  bereits  von  Kamp  schulte  (a.  a.  O. 
p.  444  Anm.  1)  als  unrichtigt  zurückgewiesen  ist.  Dass  freilich  Calvin  sich  schon  früh- 
zeitig mit  der  Luxusfrage  beschäftigt,  beweist  eine  aus  seinen  Jünglingsjahren  herrührende 
Abhandlung  ,,de  luxu",  die  sich  auf  der  genfer  Bibliothek  befindet  und  neuerdings  auch 
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Sie  suchte  vor  Allem  der  Verschwendung  in  Bezug  auf  Kleidung, 
Gastmäler  und  Geschenke  zu  steuern. 

So  wurde  allen  Bürgern  verboten  mit  Gold  oder  Silber  ihre  Klei- 
dungsstücke auszuschmücken,  überhaupt  wurde  jegliche  Art  goldener 
Ketten  und  Armbänder,  das  Tragen  von  Perlen  und  Edelsteinen  unter- 
sagt. Nicht  sollten  die  Handwerker  und  alle  kleineren  Ge werbtrei- 
bende, so  auch  ihre  Frauen  und  Töchter,  sich  mit  Kleidern  von  Seide 
oder  Sammt,  oder  mit  Pelz  schmücken.  Den  Männern  waren  lange 
Haare  und  Ohrringe  zu  tragen  versagt;  auch  sollten  nicht  die  Frauen 
ihr  Kopfhaar  putzen  und  allerlei  Zierrath  daselbst  anbringen.  Den 
Frauen  waren  mehr  denn  vier  ^)  Ringe  zu  tragen  nicht  gestattet,  aus- 
genommen den  Verheiratheten  am  Tage  und  am  folgenden  Tage  ihrer 
Hochzeit.  Den  Frauen  aus  dem  niederen  Stande  (femmes  des  arti- 
sans  mecaniques)  war  überhaupt  jedes  Tragen  von  goldenen  Ringen 
untersagt. 

Wie  somit  das  Anlegen  alier  kostbaren  Stoffe  vor  Allem  dem 
niederen  Volke,  als  mit  seinem  Staude  nicht  vereinbar,  verboten  wurde, 
so  sollte  auch  andrerseits  der  Schnitt  der  Kleider  nicht  auffallend  und 
die  Farbe  derselben  möglichst  bescheiden  sein. 

So  durften  die  Dienstmädchen  keine  Gewänder  von  rothem  Stoffe 
tragen.  Aufs  entschiedenste  aber  waren  alle  ausgeschnittenen  Kleider, 
entblösste  Arme  und  dergl.  als  die  Sinne  kitzelnd  streng  untersagt. 

Kurz,  ein  Jeder  sollte  sich  einfach  und  anständig  seinem  Range 
gemäss  kleiden,  der  eine  sollte  dem  anderen  ein  Beispiel  christlicher 
Bescheidenheit  geben  ^). 

In  gleicher  Weise  aber  wie  der  Luxus  in  der  Kleidung,  wurde 
auch  der  Aufwand,  der  im  geselligen  Leben  betrieben  wurde,  in  enge 
Schranken  zurückgewiesen. 

Au  keinem  Festessen  (Hochzeitsessen  eingeschlossen)  durfte  mehr, 
als  ein  Gericht  Fleisch  und  Fisch,  fünf  andere  Gänge  mit  den  dazu 
gehörenden  kleineren  Zugaben  und  acht  Schüsseln  Dessert,  von  denen 
übrigens   nur   eine  Backwerk   enthalten   durfte,  gereicht   werden.     Li 

im  Corpus  ßetbrmatorum  vol.  XXXVIII,  pars  prior  (opera  Calvini  vol.  X,  p.  pr.)  p.  20311'. 
abgedruckt  ist. 

1)  Stälieliu  (a.  a.  O.  1.  Hälfte  p.  342)  spricht  von  nur  einem  Ringe,  der  den 
Frauen  zu  tragen,  gestattet  sei,  während  bei  Gab  er  ei  verzeichnet  steht:  ,,leur  est  de- 
fendu  de  porter  plus  de  quatre  auneaux"  etc.  Stähelin  giebt  die  Quelle,  aus  der  er 
schöpft,  nicht  an.   — 

2)  Gaberei  a.  a.  O.  tom.  I  p.  .341:  ,,Et  eu  general ,  que  chacun  ait  ä  se  vestir 
honnestement  et  simplement  selon  son  estat  et  qualite,  et  que  tous,  taut  petits  que  grands, 
monstrent  bon  exemple  de  modestie  chretienne  les  uns  anx  autres." 
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der  Regel  soll  die  Zahl  der  Gäste  nicht  mehr  als  zehn  betragen.  Die 
ärmeren  Klassen  sollen  auch  bei  Hochzeiten  diese  Zahl  nicht  über- 
schreiten, während  die  mehr  Begüterten  zwanzig,  die  Reichen  dreissig 
Personen  zu  solchem  Feste  laden  dürfen.  I-änger  als  einen  Tag 
darf  keine  derartige  Festlichkeit  dauern,  und  nur  sechs  Diener  und 
sechs  Mägde  dürfen  dabei  beschäftigt  werden.  Den  weniger  Begü- 
terten ist  es  verboten  dabei  Geflügel,  Wildpret  oder  Gebackenes  rei- 
chen zu  lassen. 

Was  die  Geschenke  betrifi't,  so  soll  auch  darin  Bescheidenheit 
und  Maass  herrschen.  Eheleute  sollen  sich  nur  gegenseitig  beschen- 
ken, und  den  Verlobten  ist  es  aufs  strengste  untersagt  sich  Blumen- 
sträusse  zu  überreichen,  die  mit  goldenen  oder  anderen  kostbaren 
Bändern  zusammengeknüpft,  oder  sonst  mit  Perlen  und  dem  ähnlichen 
verziert  sind. 

Ganz  speziell  wird  in  dieser  Luxusgesetzgebung  noch  der  Wöch- 
nerinnen gedacht,  denen  sich  im  Bette  irgend  wie  besonders  zu  schmü- 
cken, untersagt  wird. 

Uebertretungen  dieser  Gebote  werden  mit  Geldstrafe  geahndet. 

Aber  noch  bei  Weitem  entschiedener  und  ins  soziale  Leben  tiefer 
eingreifend  war  Calvins  Kampf  gegen  die  Vergnügungssucht.  An  und 
für  sich  freilich  verwarf  er  das  Vergnügen  nicht,  und  er  ist  weit  ent- 
fernt zu  tadeln,  wenn  die  Reicheren  sich  einem  Vergnügen  in  massiger 
und  anständiger  Weise  hingeben.  Aber  gerade  das  Maasshalten  hierin 
erachtet  er  für  ungemein  schwierig,  bei  der  Verkommenheit  der  mensch- 
lichen Natur  für  kaum  durchführbar  ^).  Daher  hält  er  es  für  geeig- 
neter dasselbe  zu  beschränken,  ja  in  sehr  enge  Grenzen  einzuschlie- 
ssen,  und  so  wurden  Würfel-  und  Kartenspiel  ^),  ebenso  das  Tanzen  ^j 

1)  Comm.  in  epist.  canon.  op.  edd.  Amst.  VII,  p.  lOQb;  j,ea  est  homiuum  pravitas, 
ut  laetavi  nequeant,  quin  Dei  obliviscantur.'' 

2)  Epist.  et  resp.  op.  edd.  A.  vol.  IX,  p.  214  b;  „Sunt  aliae  corruptelae,  quae  eo  etiam 
accedunt.  Aleae  enim  et  quas  cartas  vocant,  ut  ad  superstitiones  neu  pertinuerint,  sed  alio- 
rum  vitionim  fuerint  instrumenta,  multum  quoque  damni  et  malorum  passim  intuleruut. 
Porro  qui  sese  ita  iis  rebus  dedunt,  atque  ita  insanire  pergunt,  incidunt  in  multas  mo- 
lestias.  Notum  est,  vix  unquam  lusus  effluere  sine  blasphemiis,  fraudibus ,  atque  excan- 
descentia :  quot  enim  familiae  inde  oecisae.  Nemo  enim  tenet  modum,  quin  sese  exhauriat, 
aut  sensim  ipse  consumat.  Maxime  ubi  de  lucrando  agitur,  fieri  vix  potest,  quin  Deus 
ipse  laedatur  aliquo  modo." 

3)  Vielfach  eifert  Calvin  gegen  die  Tanzlust.  Neben  anderen  Stellen  ist  vor  AUem 
hervorzuheben:  Ep.  et  Resp.  op.  edd.  A.  IX,  p.  127:  ,,Ad  nuptias  qui  accedit,  modo  a 
saltationibus ,  tripudiis,  'aliisque  lasciviis  se  contineat,  non  erit  forte  ob  solum  aspectum 
damnandus:  semper  tarnen  danda  opera  est,  ut  modestia  nostra  pudorem  aliis  incutiat, 
sitque  gravis  quaedam  cohibendae  lasciviae  censura."     Und  hier  abermals  auf  das  Würfel- 
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verboten.  Solche,  die  trotz  des  Verbotes  sich  dem  Spiele  hingegeben, 
sollten  mit  den  Karten  am  Halse  an  den  Pranger  gestellt  werden. 
Um  diesem  Uebel  jedoch  noch  entschiedener  vorzubeugen  wurde  das 
Anfertigen  von  Karten  in  Genf  überhaupt  untersagt^). 

In  gleicher  Weise  trat  er  gegen  Schauspiel  2),  Maskeraden,  Ver- 
kleidungen ^)  u.  dergl.  auf. 

Manche  altgenferische  Volksbelustigungen  fanden  vor  dem  strengen 
Sittenrichter  Calvin  keine  Genehmigung  und  wurden  theils  völlig  be- 
seitigt, theils  wenigstens  in  wesentlicher  Weise  umgestaltet.  Beson- 
ders aber  sollte  dem  häufigen  Wirthshausbesuche  eine  Schranke  ge- 
setzt und  das  liederliche  Gebahren,  das  man  oft  in  den  Wirthshäusern 
bemerken  konnte  dadurch  beseitigt  werden.  Das  wirksamste  Mittel 
diesem  vorzubeugen,  und  das  Uebel  gleich  mit  der  Wurzel  auszurotten, 
fand  Calvin  in  der  völligen  Aufhebung  der  Wirthshäuser  und  er  ging 
soweit  solches  beim  Rathe  zu  beantragen.  An  Stelle  der  Wirths- 
häuser sollten  s.g.  Abteien,  eine  Art  geistlicher  Casinos  treten,  deren 
fünf  an  der  Zahl  in  den  verschiedenen  Abtheilungen  errichtet  und 
unter  obrigkeitliche  Bewachung  gestellt  werden  sollten.  Hier  konnten 
dann  die  Bürger,  in  denen  der  Trieb  der  Geselligkeit  gar  mächtig 
war,  sich  vereinen;  ein  Jeder  aber  sollte  dabei  an  die  Abtei  seines 
Stadtviertels  gebunden  sein*). 

Nur  ein  Mann  wie  Calvin  war  im  Stande  einen  solchen  Antrag 
auch  durchzusetzen. 

Es  war  diese  Luxusgesetzgebung,  überhaupt  das  tiefe,  unbarm- 
herzige Eingreifen  in  das  ganze  soziale  Leben  eine  nothwendige  Folge 
der  calvinischen  Bestrebungen  und  Reformen.  Wenn  in  der  That  der 
Same  der  neuen  Religion,  den  er  auszustreuen  unablässig  bemüht  war, 
gedeihen  und  emporblühen  sollte,  so  musste  er  nothwendigervveise  zu- 
vor den  Boden  dazu  empfänglich  machen  und  ihn  von  all  dem  Un- 
rath  befreien,   wenn  er  nicht  bereits  im  Keime  seine  Saat  ersticken 


spiel  zurückkommend  ,    tabrt  er  fort ;    „Idem  et  de  alea   iudicium   facere    conveuit.     Nam 
cum  lusu  illo  pecuniam  male  dilapidare  non  liceat,  niliilo  etiam  minus  hierum  facere." 

1)  Henry  a    a.   O.  Band  II,  p.   74. 

2)  Cf.  op.  edd.  Amst.  vol.  VIII,  p.  43 1^ ;  ,,parum  abfuit,  quin  ludi  nostri  versi  fuerint 
in  tragoediam.  Quum  meam  sententiam  rogasset  senatus,  negavi  me  responsurum  nisi 
de  commuui  fratrum  consilio.  Auditis  fratribus  respondi ,  multas  ob  causas  nobis  non 
videri  expedire  ut  agerentur  et  simul  causas  exposui,  nos  tarnen  nolle  contendere,  si  sena- 
tus contenderet." 

3)  Vergl.  Anm.  1,  wo  auch  der  Bestrafungen  Erwähnung  geschieht,  die  wegen  Ver- 
kleidungen verhängt  wurden. 

4)  Kamp  schulte  a.  a.  O.  Band  1,  p.  445. 
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sehen  wollte.  Nicht  irgend  welche  merkantile  oder  sonstige  volks- 
wirthschaVtliclie  Rücksichten  haben  die  liUxuspolitik  Calvins  hervorge- 
rufen, sondern  lediglich  kirchenpolitische  Gründe  haben  ihn  dazu  be- 
stimmt. Sein  Streben  war  auf  einen  christlichen  Wandel  der  genfer 
Bevölkerung  gerichtet,  das  allein  war  sein  Ziel;  dazu  bedurfte  er 
aber,  um  überhaupt  jenes  erreichen  zu  können,  zunächst  Einfachheit 
und  Massigkeit  im  Leben.  In  ähnlicher  Weise  haben  auch  die  übrigen 
Reformatoren  gegen  das  unmässige  und  verschwenderische  Leben  an- 
geeifert. Ich  erinnere  besonders  an  Luther,  welcher  auch  durch  Luxus- 
gesetze dem  unmässigen  „Fressen  und  Saufen",  dem  Aufwand  in  Klei- 
dung, dem  Karten-  und  Würfelspiel,  Tanze  etc.  vorbeugen  wollte. 

Wenn  anders  daher  auch  diese  calvinische  Luxusgesetzgebung 
nicht  aus  ökonomischen  Rücksichten  entstanden,  so  hat  sie  doch  wei- 
terhin auf  das  wirthschaftliche  Leben  eingewirkt,  und  wir  können  der- 
selben nicht  mehr  und  nicht  weniger  Werth  beilegen,  als  schliess- 
lich eine  jede  Luxusgesetzgebung  in  jener  Zeit  für  sich  in  Anspruch  zu 
nehmen  berechtigt  ist.  Manche  alte  Missbräuche  mag  sie  beseitigt 
haben,  obgleich  sie  selbst  nicht  lange  andauern  konnte,  da  bereits  in 
ihrem  asketischen  Charakter  ihre  Unhaltbarkeit  begründet  war. 

Wie  in  der  Regel  in  solchen  Perioden  die  Luxuspolitik  betrieben 
wird,  in  denen  die  Staatsgewalt  zu  erstarken  beginnt,  so  auch  hier 
in  Genf.  Der  Staat  sucht  dann  in  dem  „ersten  Gefühle  seiner  Kraft 
manches  in  seinen  Bereich  zu  ziehen,  was  er  nachmals  wieder  aufzu- 
geben gezwungen  ist"  ^). 

Auch  der  Ehe  hat  Calvin  seine  Aufmerksamkeit  zugewandt  und 
über  diese  verschiedenartige  Bestimmungen  erlassen  ^).  Ihm  sind  eben- 
falls hier  die  sittlichen  Gründe  die  bestimmenden ,  und  nicht  lässt  er 
sich  dabei  von  irgend  welchen  bevölkerungspolitischen  Rücksichten 
leiten  ^). 

"Vor  Allem  sollen  bei  Eingehung  der  Ehe  alle  unreinen  Motive 
beseitigt,  und  lediglich  eine  auf  religiöser  Grundlage  beruhende  sitt- 
liche Lebensgemeinschaft  angestrebt  werden.  So  soll  sich  nicht  das 
hohe  Alter  mit  der  kaum  gereiften  Jugend  aus  Gründen,  die  meist 
verwerflich  sind  und  der  Heiligkeit  der  Ehe  Hohn  sprechen,  verbinden. 

1)  Röscher:  System  der  Volkswirthsehaft.  (5.  Aufl.  Stuttgart  1864.)  Band  1,  §.23.5. 

2)  Vergl.  hierüber:  1.)  Projet  d'ordonnaiice  sur  les  mariages  (10.  Novbr.  1545)  im 
Corpus  Reformatorum  vol.  XXXVIII  pars  prior  (opera  Calvini  vol.  X,  p.  pr.)  p.  33. 

2)  Les  ordonuances  ecclesiastiques  de  1561.  ib.  p.  91.  Die  Bestimmungen  über  die 
Ehe  p.  105  ff. 

3)  Seine  quaestiones  matrimoniales,  meistens  aus  Briefen  zusammengestellt,  ib. 
p.  231  ff. 
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Ein  Mann,  der  das  60.  Jahr  erreicht  hat,  soll  keine  Frau  unter 
30,  und  eine  Frau  von  40  Jahren  keinen  Mann  unter  35  heirathen. 
Der  verächtliche  Handel,  der  sich  oft  bei  Eingehung  der  Ehe  bekun- 
dete, soll  ausgerottet  werden. 

Die  Verwandtschaftsgrade,  die  die  Heirath  hindern,  sollen  sich  bis 
zur  Vetternschaft  erstrecken. 

Eine  geschlossene  Ehe  darf  aber  nur  bei  schwerwiegenden  Ver- 
gehen wieder  getrennt  werden,  so  bei  Ehebruch  oder  Misshandlungen, 
welche  Leben  oder  Gesundheit  des  Mannes  oder  der  Frau  gefährden. 
Im  übrigen  sind  alle  derartige  Heirathsversprechen ,  die  man  durch 
Ueberredung  herbeigeführt  oder  welche  auf  andere  Weise  dem  einen 
Theile  listig  abgelockt  sind,  ungültig. 

Wie  einmal  die  Ehe  dazu  dienen  soll  ein  Gegenmittel  gegen  die 
Unkeuschheit  zu  bilden,  so  ist  andrerseits  der  Hauptzweck  derselben 
die  geschlechtliche  Vereinigung  von  Mann  und  Weib,  die  Zeugung 
von  Kindern.  Deshalb  ist  den  zeugungsunfähigen  Männern  die  Ein- 
gehung der  Ehe  untersagt.  Wenn  aber  dennoch  solch  eine  Verbin- 
dung geschlossen,  und  die  Frau  sich  in  dieser  Beziehung  nachher  ge- 
täuscht sieht,  so  ist  das  eingegangene  Verhältniss  wieder  zu  lösen, 
wobei  alsdann  nicht  von  einer  Trennung  der  Ehe  geredet  werden  kann, 
weil  genau  genommen  eine  solche  überhaupt  nicht  bestanden  hat. 
Auch  Luther  sieht  in  seinen  Sermonen  vom  Ehestande  ebenfalls  die 
Ehe  als  ein  gewichtiges  Mittel  gegen  Ausschweifung  und  Krankheit 
an,  zieht  jedoch  hieraus  höchst  bedenkliche  und  nationalökonomisch 
völlig  unhaltbare  Schlüsse.  Es  sollen  nach  ihm  die  Männer  vor  dem 
zwanzigsten,  die  Frauen  vor  dem  achtzehnten  Jahre  heirathen,  sobald 
sie  eben  das  mannbare  Alter  erreicht  sollen  sie  in  den  Ehestand 
treten.  Luther  hält,  in  geradezu  komisch  wirkender  Weise  auf  die 
Güte  Gottes  vertrauend,  es  für  verwerflich  bei  Schliessung  einer  Ehe 
darüber  nachzusinnen,  woher  Kleidung  und  Nahrung  kommen  solle; 
er  ist  der  Ansicht,  dass  wer  nur  arbeiten  wolle,  dem  auch  Gott  schon 
Frau  und  Kinder  werde  ernähren  helfen.  Von  solchen  Verirrungen 
ist  unser  schweizerischer  Reformator  befreit  geblieben.  — 

Nicht  unbedeutend  sind  auch  die  Verdienste  Calvins  auf  dem 
Gebiete  der  Erziehung  und  des  Unterrichts.  Nachdrücklich  dringt  er 
auf  die  Stiftung  und  Verbesserung  der  Schulen;  den  Eltern  legt  er 
aufs  angelegentlichste  den  Unterricht  der  Kinder  anheim.  Er  wollte 
eben  die  Unwissenheit,  die  Schwester  der  Trägheit,  beseitigt  sehen 
und  arbeitete  auf  dieses  Ziel  mit  seiner  ganzen  Kraft  hin. 

Im  Jahre  1558  wurde  das  Gymnasium,  1559  die  berühmte  genfer 
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Akademie  gegründet.  Dass  Calvin  die  Schule  von  der  Kirche  geleitet 
sehen  wollte,  sie  überhaupt  als  eine  kirchliche  Anstalt  betrachtete, 
liegt  auf  der  Hand.  Die  religiösen  Uebungen  waren  die  vorherr- 
schenden ^). 

Der  Einfluss  jedoch ,  den  der  neubelebte  Schul-  und  Jugendunter- 
richt auf  die  geistige  Entwicklung  der  genfer  Bevölkerung  ausübte, 
darf  nicht  unterschätzt  werden. 

So  weit  die  Ansichten  Calvins,  welche  das  soziale  Leben  be- 
rühren. Dass  er  hier  in  gar  vielen  Punkten  von  seinem  religiösen 
Eifer  getrieben  zu  weit  gegangen  ist,  kann  nicht  geläugnet,  wohl 
aber  entschuldigt  werden,  wenn  man  die  Sittenverderbniss ,  überhaupt 
die  Missstände  des  ganzen  sozialen  I^ebens  jener  Zeit,  gebührend  in 
Rechnung  zieht.  Die  nationalökonomische  Bedeutung  Calvins  liegt 
auf  einem  anderen  Gebiete.  Diese  beruht  in  seinen  Anschauungen 
über  die  Productivität  der  verschiedenen  Arbeiten  und  in  seiner  Zins- 
politik. "Während  die  meisten  Reformatoren  sich  auf  verschiedene 
Bibelstellen  stützend,  vor  allem  die  Productivität  des  Ackerbaues  be- 
tonen 2),  und  Handel  und  Gewerbe  als  bei  weitem  weniger  nützend 
erscheinen  lassen,  weist  Calvin  auch  auf  die  wirthschaftliche  Produc- 
tivität des  Handels  hin.  Wir  finden  bei  ihm  keine  derartige  einsei- 
tige Bevorzugung  des  Ackerbaues,  er  spricht  vielmehr  ausdrücklich, 
durch  die  vorgeschrittene  volkswirthschaftliche  Bedeutung  Genfs  wohl 
beeinflusst,  eine  ebenso  grosse,  wenn  nicht  noch  grössere  Bedeutung 
dem  Handel  zu.  Auch  dieser  bringt  Gewinn,  und  er  billigt  daher 
als  gerecht  und  nutzbringend  auch  den  Grosshandel.  Nicht  nur  durch 
den  Landmann,  sondern  gleichfalls  durch  die  Arbeitsamkeit,  Sorgfalt 
und  Geschicklichkeit  des  Kaufmanns  wird  das  Volksvermögen  gestei- 


1)  Die  Thätigkeit  Calvins  auf  diesem  Gebiete  kann  man  deutlich  erkennen  aus: 
l'ordre  du  College  de  Geneve,  leges  academiae  genevensis;  abgedruckt  im  Corp.  Ref.  vol. 
XXXVIII  pars  prior  (op.  Calv.  X,  p.  p.)  pag.  65fiF. 

2)  In  erster  Linie  ist  hier  Luther  zu  erwähnen,  welcher  den  Landbau  als  die 
segensreichste  Thätigkeit  hinstellt.  Auf  den  Ackerbau  folgt  das  ehrliche  Gewerbe  des 
Handwerks.  Was  den  Kaufmannsstand  anbetrifft ,  so  lässt  er  nur  den  Theil  desselben 
als  gerecht  gelten  ,  der  sich  mit  dem  dringend  nothwendigen  Kauf  und  Verkauf  beschäf- 
tigt ;  Kaufleute ,  meint  er  ,  seien  schwerlich  ohne  Sünde  (Von  Kaufshandlung  u.  Wucher 
1524).  Den  Grosshandel  aber ,  den  Handel  mit  fremden  Waaren ,  die  hieraus  resulti- 
renden  Geld-  und  Wechselgeschäfte,  alles  dieses  verwirft  er  einmal  als  sündhaft,  dann 
aber  auch  als  unwirthschaftlich.  Luther  ist  der  Ansicht ,  dass  Noth  und  Armuth  endlich 
Deutschland  zwingen  müsse  von  dem  verwerflichen  ausländischen  Kaufhandel  abzulassen, 
jetzt  stosse  es  alles  Gold  und  Silber  in  ,,frembde  Länder"  ,  mache  alle  Welt  reich  und 
bleibe  selbst  ein  Bettler.  —  Aehnlich  urtheilt  M  ela  n  ch  th  on  ,  während  Zwingli 
bereits  freier  denkt.  — 
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gert^).  Mit  dieser  seiner  Anschauung  über  die  Productivität  von 
Handel  und  Gewerbe  hängt  eng  zusammen  seine  Ansicht  über  das 
Zinsnehmen.  Er  trat  damit  den  lierrschenden  Meinungen  seiner  Zeit 
aufs  entschiedenste  entgegen,  indem  er  in  einer  von  holier  wirthschaft- 
licher  Einsicht  zeugenden  Erörterung  das  Verbot  des  Zinsnehmens  be- 
kämpfte. Wohl  mit  Recht  bezeichnet  man  ihn  als  Vorgänger  des 
S  a  1  m  a  s  i  u  s. 

Es  ist  bekannt,  wie  die  canonistische  Lehre  des  Wucherverbotes  ^), 
vor  allem  seit  den  Zeiten  Clemens  V.  an,  welcher  auf  dem  Concil  zu 
Vienne,  alle  den  kirchlichen  Gesetzen  entgegenstehenden  weltlichen  Be- 
stimmungen in  Bezug  auf  die  Wuchergesetze  für  null  und  nichtig  er- 
klärt hatte,  in  die  weltlichen  Gesetze  mehr  und  mehr  überging.  Man 
stützte  sich  dabei  auf  Stellen  der  Bibel  und  war  der  Ansicht,  dass 
Geld  unfähig  sei  zu  produciren.  An  die  Spitze  wurde  jener  verhäng- 
nissvolle Satz  gestellt:  pecunia  pecuuiam  parere  non  potest  oder  num- 
nius  nummum  parere  non  potest. 

Calvin  sucht  die  Unrichtigkeit  dieser  Anschauung  nachzuweisen 
und  verfährt  dabei  folgendermassen  •^): 

Aus  der  heiligen  Schrift  ein  Zinsverbot  ableiten  zu  wollen,  sei 
irrig.  Man  lege  die  Stelle  Lucas  6,  35  „mutuum  date  inde  nihil  spe- 
rantes"  falsch  aus,  wenn  man  aus  ihr  auf  ein  völliges  Verbot  des 
Zinsnehmens  schliessen  wolle.  Christus  habe  nur  betont  auch  den 
Armen  mit  Geld  hülfreich  zur  Hand  zu  gehen,  wenn  sie  dessen  be- 
dürfen ,  bei  denen  man  auf  ein  Erstatten  von  Zinsen  nicht  rechnen 
könne.  Aber  ein  Verbot  habe  er  nie  ausgesprochen.  Das  alte  Testa- 
ment könne  andrerseits  nicht  mehr  in  Betracht  gezogen  werden,  da 
die  Verhältnisse  andere  geworden,  und  jenes  daher  nicht  mehr  bin- 
dend sei.  Was  die  Ansicht  des  Ambrosius  und  Chrysostomus 
betreife,  dass  Geld  nicht  wieder  Geld  zu  erzeugen  im  Stande  sei,  so 
sei  diese  von  gar  geringer  Bedeutung.  Geld  erzeuge  ebenso  gut  Geld, 
wie  der  Acker  oder  ein  vermiethetes  Haus.  Wer  sich  heute  ein  Stück 
Land  kaufe,  erwerbe  durch  dieses  Geld  stets  anderes  Geld.  Man 
dürfe  hier  überhaupt  nicht,    meint  Calvin,    einige   obendrein   falsch 


1)  Ep.  et  Resp.  op.  edd.  Amst.  vol.  IX,  p.  223 b.  Der  Brief  de  usuris.  abgedr.  im 
Corpus  Reform.  XXXVIII  p.  pr.  pag.  247:  ,,Quid  si  igitur  plus  ex  negotiatione  lucri 
percipi  possit,  quam  ex  fundi  cujusvis  proventu ?  —  Unde  vero  mercatoris  hierum?  Ex 
ipsius  ,  inquies  ,   diligentia  atque  industria." 

2)  Man  vergl.  hierüber:  Endemann,  die  nationalökonomischen  Grundsätze  der 
canonistischen  Lehre  §.2,  3  u.  4  im   1.  Bande  dieser  Jahrbücher. 

3)  Cf.  den  in  Anm.  1   erwähnten  Brief  de  usuris.  — 

14* 


198  Dr.  Ludwig  Elster, 

ausgelegte  Stellen  der  Schrift  herbeiziehen,  um  mit  deren  Hülfe  ein 
Zinsverbot  bekräftigen  zu  wollen.  Hier  müsse  lediglich  das  Gesetz 
der  Billigkeit  den  Ausschlag  geben.  Am  besten  wäre  es  freilich,  wenn 
gar  keine  Zinsen  genommen,  der  Name  nicht  einmal  bekannt  wäre. 
Da  aber  dieses  nun  nicht  der  Fall,  und  eine  durchgreifende  Aende- 
rung  darin  nicht  möglich  sei,  so  müsse  man  den  gegebenen  Verhält- 
nissen Rechnung  tragen.  Warum  man  den  Rentenkauf  billige,  das 
Ziusnehmen  aber  verdamme,  sei  nicht  recht  einzusehen. 

Aber  auch  Calvin  will  gewisse  Beschränkungen  beim  Zinsnehmen 
beobachtet  sehen.  So  soll  vor  allem  mit  dem  Geldleihen  kein  Wucher- 
geschäft betrieben  werden,  wie  er  solches  den  Juden  heftig  zum  Vor- 
wurf macht.  Er  erwähnt  dann  besonders  noch  folgende  sieben  Fälle, 
die  ein  jeder  beim  Zinsnehmen  in  Betracht  zu  ziehen  und  nothwendig 
zu  befolgen  habe: 

1.  Den  Armen  oder  sonst  durch  Unglück  Bedrängten  dürfen 
keine  Zinsen  abgenommen  werden. 

2.  Nicht  sollen  die  Begüterten  so  sehr  auf  Gewinn  und  Vortheil 
bedacht  sein,  dass,  weil  ihnen  die  Armen  weniger  Sicherheit  ge- 
währen, sie  denen  Geld  zu  leihen  verweigern. 

3.  Bei  allen  derartigen  Verträgen  soll  vor  allem  das  Gesetz  der 
Billigkeit  befolgt  werden.  Jenes  Wort  Christi  solle  man  sich  dabei 
ins  Gedächtniss  rufen:  „was  ihr  wollt,  dass  euch  die  Leute  thun 
sollen,  das  thuet  ihr  ihnen  auch."    (Matth.  7,  12.) 

4.  Der  Schuldner  muss  mindestens  ebenso  viel  mit  dem  Gelde 
gewinnen  als  der  Gläubiger. 

5.  Das  Rechtsgeschäft,  durch  welches  die  Zinsverbindlichkeit 
begründet  wird,  soll  nach  dem  Worte  Gottes  abgeschlossen  werden. 

6.  Stets  muss  neben  dem  privaten  Nutzen  und  Gewinn  auch  auf 
das  Beste  des  Staatswesens  Rücksicht  genommen  werden. 

Und  endlich 

7.  Soll  eine  bestimmte  Höhe  der  Zinsen  festgesetzt  werden,  über 
die  von  keinem  herausgegangen  werden  darf. 

Die  volkswirthschaftliche  Einsicht,  die  Calvin  in  dieser  Zinspolitik 
bethätigt  hat,  liegt  auf  der  Hand.  Indem  er  hinweisend  auf  die  Pro- 
ductivität  des  Geldes  und  auf  das  Opfer,  das  durch  das  Darleihen 
desselben  gebracht  wird,  die  Rechtmässigkeit  des  Kapitalzinses  dar- 
legte, brach  er  ohne  Bedenken  den  Stab  über  die  die  Zinsverträge 
hindernden  Bestimmungen  des  canonischen  Rechts.  Er  sah  hier  bei 
weitem  klarer  und  schärfer  als  die  übrigen  Reformatoren,  welche  noch 
in  althergebrachten  Anschauungen  befangen  waren.     Luther  hält  das 
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Borgen  um  Zinsen  für  üebertretung  des  natürlichen  Rechts,  für  eine 
Uebertretung  des  alten  und  neuen  Gesetzes,  wenngleich  er  auch 
nicht  ohne  Weiteres  jedes  Zinsverbot  billigt.  Er  gestattet  z.  B.  Grei- 
sen, Wittwen  und  Waisen  Zinsen  zu  nehmen,  wenn  ihnen  weiter  keine 
Nahrungsquelle  oftcn  steht,  er  erklärt  sogar  für  die  Bestimmungen 
des  römischen  Rechts  eintreten  zu  wollen,  nach  denen  die  personae 
illustres  4 ,  Kaufleute  und  Fabrikanten  8 ,  andere  Personen  G  Prozent 
nehmen  dürfen,  wenn  durch  die  Einführung  dieser  Bestimmungen  Aus- 
sicht vorhanden  wäre  dem  heillosen  Uebermass  des  Wuchers  jener  Zeit 
nachhaltig  zu  steuern.  Auch  Melanchthon  hält  das  Zinsnehmen  für 
ungerecht,  während  ebenfalls  hier  Zwingli  wieder  bei  weitem  correcter 
und  freier  den  Zins  für  rechtmässig  erklärt,  nachdem  einmal  das 
Eigenthum  eingeführt  ist.  Indessen  die  hohe  wirthschaftliche  Bedeu- 
tung des  Kapitals  und  den  Einfluss,  den  dasselbe  auf  die  materiellen 
Interessen  des  Volkes  nothwendig  ausübt,  hat  zunächst  Calvin  erkannt, 
und  er  war  dann  auch  aufs  eifrigste  bemüht  dasselbe  von  den  seine 
Productionskraft  hemmenden  Lasten  zu  befreien. 

So  bildete  gerade  in  der  Zinslehre  Calvin  einen  bedeutenden  Fort- 
schritt und  bekundete  besonders  in  diesem  Punkte  seine  gründliche 
Einsicht  in  die  wirthschaftlichen  Vorgänge.  Dass  aber  auch  hier  die 
genfer  Gesetzgebung,  die  bereits  ein  gewisses  Maximum  der  Zinsen 
festgesetzt  hatte ^),  nicht  ohne  Einfluss  auf  seine  Anschauungen  ge- 
blieben, ist  wohl  anzunehmen. 

Wir  haben  oben  die  Aufgaben,  die  dem  Staate  obliegen,  darzu- 
legen versucht.  Calvin  sah  denselben  als  eine  nothwendige  Bedingung 
menschlichen  Daseins  und  menschlichen  Zusammenlebens  an,  mehr 
noch  aber  betrachtete  er  ihn  neben  anderen  höheren  Aufgaben ,  als 
Hüter  der  menschlichen  Interessen,  als  Schirmherr  der  persönlichen 
Sicherheit  und  des  Eigenthums.  Zur  Ausübung  der  ihm  obliegenden 
Pflichten  bedarf  das  Staatswesen  materieller  Hülfsmittel.  Es  sind 
daher  die  Glieder  desselben  verpflichtet,  um  die  Existenz  des  Staates 
zu  sichern,  ihn  neben  persönlichen  Dienstleistungen  auch  mit  Sach- 
gütern zu  unterstützen.  Letztere  von  jedem  Einzelnen  nach  Bedürfniss 
zu  fordern  hat  der  Staat  das  Recht.  Diese  Abgaben,  die  der  Staat, 
zu  seiner  und  somit  auch  zu  seiner  Glieder  Erhaltung,  einzuziehen 
befugt  ist,  sollen  willig  von  den  Einzelnen  entrichtet  werden;  andrer- 
seits verlangt  aber  auch  Calvin  von  der  Obrigkeit,  dass  sie  nicht 
mehr,  als  zur  Befriedigung  der  öfi"entlichen  Bedürfnisse  absolut  noth- 

1)  Ep.  et  Resp.  op.  edd.  Amst.  t.  IX,  p.  222  b;  ,,Est  enim  in  hac  civitate  certus  le- 
gibus modus  constitutus." 
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wendig  ist,  ihren  Unterthanen  entzieht,  denn  die  Steuern  sind  das 
„Bhit  des  Volkes"  ^).  Sehr  verwerflich  ist  es  daher,  wenn  die  Fürsten 
derartige  Abgaben  zu  ihrem  Aufwand  und  Luxus  verwenden. 

Als  eine  der  Aufgaben  des  Staates,  welche  sich  auf  die  wirth- 
schaftlichen  Interessen  des  Ganzen  erstrecken,  erachtete  Calvin  auch 
die  Regelung  des  Verkehrs;  und  wir  haben  oben  bereits  gesehen,  wie 
er  selbst  in  jenem  Entwürfe  einer  städtischen  Gesetzgebung,  auf 
Handel  und  Gewerbe  wesentlich  Rücksicht  nahm.  Wie  man  über- 
haupt in  manchen  Staaten  schon  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert 
vielfach  bemüht  war  durch  obrigkeitliche  Taxen  den  Preis  einer  Waare 
fest  zu  bestimmen,  und  so  den  Verkehr,  da  eine  rechte  fruchtbringende 
Concurrenz  sich  noch  nicht  bilden  konnte ,  in  geregelte  Grenzen  gleich- 
sam einzuschliessen ,  so  wollte  auch  Calvin  dieses  als  eine  Aufgabe 
des  Staates  beachtet  sehen.  Er  selbst  hat  diesen  Grundsatz  in  dem 
erwähnten  Gesetzgebungsentwurf  befolgt.  Eine  wichtige  Finanzfrage 
im  Zeitalter  der  Reformation  bildeten  die  Kirchengüter,  und  es  wurde 
durch  die  Secularisation  derselben  eine  wesentliche  Umgestaltung  des 
Grundbesitzes  erzielt.  Die  Ansichten  der  Reformatoren  über  die  Ein- 
ziehung sind  bei  weitem  nicht  übereinstimmend.  Während  Luther 
„deren  völlige  Secularisation  eben  so  wenig  wie  deren  völlige  Beibe- 
haltung billigt"^),  erachtet  Calvin  die  Verweltlichung  der  geistlichen 
Besitzthümer,  trotz  des  dabei  sich  in  hohem  Grade  geltend  machenden 
Jagen  nach  deren  Besitz,  für  grossen  Gewinn.  Während  bisher  diese 
Güter  vornehmlich  mit  dazu  beigetragen  hätten  das  kostspielige  und 
liederliche  Leben  der  katholischen  Geistlichkeit  zu  fördern,  so  könnten 
doch  jetzt  mit  diesem  edlere  Zwecke  erzielt,  Kirchen  und  Schulen  er- 
richtet. Arme  und  bessere  Geistliche  erhalten  werden  3). 

Jedoch  nur  hierzu  sollten  die  Güter  der  Kirche  verwendet  und 
nicht  mit  ihnen  irgend  welche  Gewinnsucht  betrieben  werden.  Pole- 
misirt  doch  Calvin  besonders  gegen  alles  habsüchtige  Ergreifen  und 
Ringen  nach  Eigenthum,  wie  er  einerseits  auch  meinte,  dass  das  Volk 


1)  Inst.  IV,  c.  20,  13:  ,,Vel  potius  ipsum  paene  esse  populi  sanguinem ,  cui  non 
parcere  durissima  sit  inhumanitas." 

2)  Röscher:  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland.  (München  1874) 
p.  67. 

3)  Cf.  de  Scandalis.  op.  edd.  A.  VIII,  p.  89 »:  ,,Certe  ex  quibus  locis  profligata  est 
Papatus  impietas  ,  illic  saltem  pars  eorum  redituum  ,  quos  scorta,  et  lenones  cum  sacer- 
dotibus  vorabant ,  in  pauperes  erogatur :  aliquante  plus  impenditur  in  scholas ,  quam  fieri 
solebat:  aluntur  veri  Pastores,  qui  salutis  doctrinam  populo  ministrant :  sumptus  quoque 
ad  tuendum  ecclesiae  statum  non  pauci  fiunt." 


Johann  Calvin  als  Staatsmann ,  ficsetzgebcr  und  Nationalökonom.  201 

stets  in  Armutli  gehalten  werden  müsse,  damit  es  gehorsam  bleibe  i), 
andrerseits  deutlich  ausgesprochen  hat,  dass  der  wahre  Christ  sich 
nicht  als  Eigenthümer,  sondern  nur  als  Verwalter  seiner  Güter  be- 
trachten dürfe.  Er  wollte  hierdurch  vor  allem  zur  Wohlthätigkeit 
antreiben.     Auch  Zwingli  hatte  einen  ähnlichen  Grundsatz  aufgestellt. 

Man  würde  aber  gewaltig  fehl  gehen,  wenn  man  aus  dieser  An- 
schauung Calvins  über  das  Eigenthum ,  wonach  der  wahre  Christ  sein 
Besitzthum  nur  als  ein  ilini  zur  Bewirthschaftung  übeiiassenes  Gut 
betrachten  darf,  sich  berechtigt  halten  wollte,  ihm  irgend  welche 
communistische  Ideen  unterzuschieben. 

Calvin  war  von  jenem  ökonomischen  Communismus,  der  auch 
in  Genf  in  dem  Kampfe  der  Libertinen  eine  bedeutende  Rolle  gespielt 
hat,  weit  entfernt.  Er  selbst  hat  den  Kampf  gegen  die  Libertinen 
begonnen  und  siegreich  ausgefochten ,  was  schon  Beweis  genug  ist, 
dass  er  diesen  Ansichten  nicht  huldigte. 

Doch  betrachten  wir  zum  Schluss  noch  die  Anschauungen,  von 
denen  sich  Calvin  in  diesem  Kampfe  leiten  Hess.  Die  Libertinen  oder 
Spiritualen  2)  waren  eine  christliche  Secte,  welche  in  Genf  einen  nicht 
unbedeutenden  Anhang  gewonnen  hatte.  Ihr  System,  das  aus  mate- 
rialistischen, pantheistischen  und  gnostischen  Lehren  zusammenge- 
stoppelt war,  führte  in  seinen  letzten  Consequenzen  zum  völligen 
Communismus,  zur  Güter-  und  Weibergemeinschaft.  Sie  gingen  von 
dem  Grundsatze  aus,  dass  es  nur  einen  Geist  gebe,  dass  eine  jede 
Seele  ein  Bestandtheil  dieses  einen  göttlichen  Geistes  sei.  Gott  sei 
der  Schöpfer  und  zwischen  ihm  und  seinen  Geschöpfen  bestehe  kein 
Unterschied.  Man  könne  daher  weder  reden  von  Gut  noch  Böse,  weder 
von  Wahrheit  noch  Lüge.  Alles  sei  erlaubt,  nichts  strafbar.  Auch 
das,  was  uns  als  Erevel  erscheine,  sei  ein  Werk  der  Gottheit.  „L'homme 
est  dieu  maintenant;  plus  tard  il  ne  sera  rien  •'')." 

Diese  Lehren  führten  nothwendig  zu  jenen  practischen  Conse- 
quenzen, die  hier  für  uns  allein  in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Das 
Eigenthum  wurde  als  Diebstahl  bezeichnet,  ohne  dass  sie  in  Wirk- 
lichkeit dasselbe  als  solches  behandelten,  weshalb  sie  auch  Calvin 
„docteurs  de  la  charite  passive"  nennt.  Die  Ehe  erachteten  sie  als 
nicht  bindend;  die  Gemeinschaft  der  Leiber  wurde  von  ihnen  als 
durch  die  christliche  Liebe  nothwendig  geboten  gepriesen.     Erklärte 

1)  Kampschulte  a.  a.  O.  p.  430. 

2)  Ueber    die    Libertinen    vgl.    man:    Artikel:    Libertinen    in  Herzogs    Realency- 
klopädie  für  protestantische  Theologie  u.  Kirche  Band  VIII,  p.  375  ff.  (von  Trechsel). 

3)  Gaberei  a.  a.  O.  t.  1,  p.  372. 
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doch  die  Ehefrau  des  Rathsherrn  Ameaux ,  die  offen  den  libertinischen 
Grundsätzen  huldigte  und  des  ehebrecherischen  Umgangs  mit  anderen 
angeklagt  war,  dass  sie  durch  ihre  Handlungsweise  die  Gebote  Gottes 
erfüllt  und  den  höchsten  Grad  christlicher  Liebe  bethätigt  habe. 

Gegenüber  solchen  Lehren  und  Handlungen  konnte  Calvin  nicht 
unthätig  dastehen.  Was  Wunder,  dass  er  seine  ganze  Kraft,  seine 
ganze  Beredsamkeit  aufbot,  um  diesen  verderbenbringenden  Lehren 
entgegenzutreten  ^). 

„Un  chien  abaye,  sil  voyt  quon  assaille  son  maistre;"  schreibt 
er  an  die  Königin  Margaretha  von  Navarra,  „ie  serois  bien  lasche, 
si  en  voyant  la  verite  de  dieu  ainsi  assallye,  ie  faisois  du  muet  sans 
donner  mot  2)!" 

Calvin  erachtete  diese  Secte  für  die  gefahrbringendste,  die  je 
existirt ,  und  er  verglich  sie  mit  derjenigen,  von  der  Petrus  in  seinem 
zweiten  Briefe  handelt.  Der  Geist  auf  den  sie  sich  beriefen,  und  durch 
den  sie  ihre  Handlungen  als  gerechte  darzustellen  bemüht  wären,  sei 
der  Geist  der  Unmässigkeit  und  der  Begierden.  Freilich  giebt  er  zu, 
dass  durch  die  mit  dem  Eigenthum  verbundenen  gesellschaftlichen  Miss- 
stäude,  durch  den  Hochmuth,  Geiz,  Habsucht,  Wucher  u.  dergl.,  es 
leicht  Leute  geben  könne,  die  durch  derartige  communistische  Rath- 
schläge  den  herrschenden  Uebeln  abzuhelfen  vermeinten ;  aber  sie  seien 
dabei  auf  völlig  falscher  Fährte.  Durch  einen  derartigen  Umsturz 
würden  die  Zustände  nicht  verbessert,  vielmehr  bei  weitem  schlim- 
mere Uebel  herbeigeführt.  Nur  wenn  man  die  christlichen  Lehren 
befolge,  Ehrlichkeit  und  Aufrichtigkeit  bei  allen  Geschäften  walten 
lasse,  wenn  man  in  der  Thätigkeit  des  geistigen  Menschen  die  sitt- 
lichen Kräfte  zur  Geltung  bringe,  nur  dann  sei  es  möglich  eine  Be- 
seitigung der  Uebelstände  zu  erzielen.  Wenn  sich  aber  die  von  den 
Libertinen  gesteckten  Ziele  verwirklichen  sollten,  so  sei  die  noth wen- 
dige Folge  die  Auflösung  jeder  staatlichen  Ordnung,  das  Herabsinken 
des  Volkes  zu  einer  chaotischen  Masse,  die  Anarchie.  —  So  weit  die 
Anschauungen  Calvins  über  das  soziale  und  wirthschaftliche  Leben.  — 

Sowohl  die  politischen  und  staatsrechtlichen,  wie  die  national- 
ökonomischen  Lehren  Calvins,  sie  alle  erwachsen  aus  seinen  religiösen 
Bestrebungen.  Das  Christenthum  bildet  das  Alpha  und  Omega,  es 
wird  hingestellt  als  die  Richtschnur  alles  Denkens  und  Handelns ;  von 


1)  Cf.  Calvins  Schrift :  Contre  la  secte  phantastique  et  furieuse  des  Libertins.     Corp. 
Eef.  vol.  XXXV  (op.  Calv.  v.  VII)  p.  149  S. 

2)  Cf.  Thesaurus  epistolicus  Calvinianus.     Corpus  Ref.   vol.  XXXX  (op.  Calvini  XII) 
pag.   67. 
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ihm  soll  alles  ausgehen,  durch  dieses  alles  bestimmt  werden.  Dass 
hierdurch  manche  eigenthümliche  Bestimmungen  geschaffen,  ja  noth- 
^Yendig  hervorgerufen  werden  mussten,  liegt  auf  der  Hand.  Aber 
trotz  der  hier  und  da  sich  geltend  machenden  falschen  Grundsätze, 
welche  auch  durch  die  frühe  Wirthschaftsperiode  jener  Zeit  wohl  er- 
klärlich sind,  bezeugen  doch  diese  Lehren  Calvins,  vor  allem  auf  öko- 
nomischen Gebieten,  einen  bedeutenden  Fortschritt. 

Wie  stets  die  politische  und  nationalökonomische  Wissenschaft 
mit  den  grossen  Epochen  der  Geschichte  auch  in  ihrer  Weiterent- 
wicklung Schritt  gehalten  hat ,  so  hat  sie  auch  im  Zeitalter  der  Re- 
formation einen  neuen  lebenskräftigen  Aufschwung  genommen.  Unter 
den  Männern  aber,  welche  thatkräftig  dazu  beitrugen  eine  neue  frei- 
heitlichere Denkart  zu  verbreiten ,  und  auch  mit  der  Fortbildung  der 
wirthschaftlichen  und  politischen  Lehren  sich  bemühten,  gehört  der 
erste  Platz  Johann  Calvin. 

Nur  auf  solchen  Schultern  stehend,  konnten  die  grossen  Geister 
späterer  Generationen  wirksam  diese  Wissenschaft  weiter  bilden;  und 
wohl  müssen  wir  heute  mit  Dank  auch  auf  das  zurückblicken,  was 
die  Männer  der  Reformation  auch  auf  dem  Gebiete  des  Staates  und 
des  sozialen  Lebens  erarbeitet  haben.  Was  aber  die  politischen  und 
gesellschaftlichen  Anschauungen  Calvins  erst  recht  werthvoll  macht, 
und  ihnen  vor  allem  ihre  grosse  Bedeutung  verleiht,  ist,  dass  wir  es 
hier  nicht  mit  Utopien  zu  thun  haben,  sondern  dass  alle  diese  Lehren 
auch  ins  Leben  übertragen  worden  und  dort  in  der  Praxis  ihren  se- 
gensreichen Einfluss  bethätigt  haben.  — 

In  wie  weit  dieselben  sich  verwirklicht,  bis  wohin  sich  dieser 
Einfluss  erstreckt  hat  —  dieses  wird  in  dem  folgenden  und  letzten 
Abschnitt,  wenn  auch  nur  in  grossen  Umrissen,  darzustellen  versucht 
werden. 


in. 

Die  Verwirklichung  der  politischen  und  g-esellschaftlichen  An- 
schauungen Calvins  in  Genf;  der  Einfluss  seiner  Lehren 
auf  Frankreich,  England  und  Brandenburg. 

Calvin  begann,  wie  bereits  erwähnt,  seine  reformatorische  Thä- 
tigkeit  in  Genf.  In  dieser  Stadt  empfingen  daher  seine  Lehren  auch 
zunächst  Gestaltung  im  practischen  Leben  und   von  hieraus  verbrei- 
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tstsL  Kirh  diffidbeE  über  wertere  Länder,  ^ar  BUeni  mbsr  FjmikgaA. 
fla-nn  Enslaiiä  imd  Braiideiibiirg. 

£b  Minuten  ireilicb  nocb  mascbf  ands»  firäieie  iW^iijavft  «er- 
den, in  denen  der  CaMnismiff  Tust  iasste  und  wffHRHÜiiiai 
tisdie  wk  soziale  l^ben  beeinfinffite.  Benn  in  £lkr 
üoben  jene  iinglücklicben  proiestantificben  Tlürärümge  naiüi  der  äM- 
bebung  dt^  Edikt  tol  JSanxes,  imi  -naibrnmi  »t  £ä^  ^r  jy***^^r*- 
tapital.  ibren  Pieiss.  ibre  GeBcämäiSääsät^  äa«  Aimänuim^ieB  «am 
bürgedicben  Leben .  kurz  deri  Geist  Gahiiffi. 

Aber  ee  viirdf  hdb  enJMäiiedss  zd  ^«siEt  fi^ien  and  lüffir  ^ai 
Pkabmen  dieser  Arbeit  Mnai^^sn^  wäbesa  vb*  dei  ^^^  **  des  p»- 
litfficben  Cahänisnaie  in  einem  jfife«  ^^wflr  .liwigiiiiiiiii  m  itiBj  ii  JIbbc 
oben  erwäbnüen  Staaten  werden  genüsren.  um  am  ^Ibbbsa  äen  ü^eiA 
der  B^trebungeB  CalTing  im  praktmcben  Leben  zi  «dasnai^  ■■  zu 
sebeE .  "welcbe  segensreicben  PTng^ptaHrmgpn  lioii^  säae  i^i*wpi  je 
3»DÜtiscber  und  ^resellscbaftiiclier  Beziebm^ 

lieönnen  wir  zuriäcbsr  mit  G-enf. 


1.    Genl 

Die  bh)  südücben  Endt  des  LemaxsBK  gsk^sm  Staat  Gerf 
im  Terküfe  des  MittelalterB  untfir  ies^mri^esi  Klnffen  maä  Vi 
Tid  zn  leiden  gebabt^i.     'VTabrend  im  ^.  «bI  lau  iahiSsxaäaet. 
Grafen  von   Genf  im  Kampfe  lagen  mit  dai  BiBd»SBD^ 
14.  Jalirbundert  die  Grafen  "von  Savoyen  in  S&  Fsbde  ein 

aiife  eifrigste   bemübt.   sict    '^-    " -    -:    ''"-'na  •G^tneit 

Stadt  zn  bemäcbtigen.     Gt.         .   . 

Eecäite  nnä  ihre  rreibsten^  die  sie  ran  so  wemger 

je  mebr  sie  dit  benacbbarteu  iicliweizeriBdffin  Sladte  Wmt 

keit  und  ünabbängigkeii  glanzvoll  bewairen  sa^sa. 

Ibr  Streben   nacb  Freibeit  -verwiii3iiüit€  msk.    im  Jbbpe  1393 
durcb  den  Tertrag  zu  Payeme  v  'niB  Darffahlimplg- 

ieit  Genfe  verkündet:  fortan  ^  GSefl  "fter  Ibot- 

ficben  Eidgenossenscbaft. 

Aber  bereitE  wäbrönd  dieses  p  -  ii-- :  iLuii :  iy;-    iiL"yL 

die  neueü  religiösen  Ideen  mebr  unc  _.--    _^y:   LLit':  D.t':   güiiiyr 

Bürgerscbaft  gewonnen.    Das  verabscbeuungsiA'ürdige  Leben,  da«,  wie 
fast   überall,  so  aucb  liier  die  kaiäiidOiBclffi  ^limfiBiifcpgt  Mmie^  ^ 


1)  Tsrgl    liisrUber  Siiiiip^tiiiillc  a.  &-  O.  Sosäl,  1.  Auäi. 
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engere  Beräbrnng  mit  dem.  äean.  Prot^tazitämas  bereits  fifit  tö^^ 
ergebenen  deatEdieiL  Bem^  aJks  dieses  trog  dus  bei,  dafiB>  wüiiend 
des  Eingens  nach,  börzeriidiö^  Fraieit.  man  beröls  (fiePtet^er  der 
neuen  Lehre  wülig  empäns.  Da  aber  g^adie  hia*  dec  KatltoGc^BOS 
sich  zu  ehier  nicht  unbedeutenden  ifacht  empargCKbötet  Itarte.  so 
WUT  der  Kampf  den  diese  Mjnner  asdaäimea.  moaBten,  kern  löciiter; 
und  eigentfich  «rst  Tom  Jahre  1582  aa  kat  der  PratestantlsnK  in 
Genf  zur  Geltimg.  Im  Herbst  desselben  Jahres  zog  Wilhelm  Farel 
in  di^e  Stadt  ein.  und  bearbeitete  hior  den  Bodiäi  far  die  sgäJxre 
Thätigkeit  Johann  Calvins. 

Die  Grundsätze,  denen  Calvin  hddS^gte,  £e  Art  obA  Wdse.  wie 
'      ^  '  mnaksr  Beaäämz  ^  -      -  It  sehen 

rsacht.    Errrädi:  n  prac- 

tiiciiez  Lc:en,  was  er  errei'.  -:e. 

:5t   die   StaiCiVcrij^^ :    :  z:.   sc    cli'i::    sie   im 

W--  :  -'-c.  und  Roger  ^    "  ..  — -z.  Kizipsüimlte-j 

JLt  liaraitf  hingewiesen,  dass  Calvin  als  den  Be- 

z  Staatsverfassimg  zu.  betrachten .  dne  irrige 

.^:.     !■.-  _;_.-  Terfassnng  war  ün  Grossen  und  Ganzen  eine 

.e  sie  Calvin  erstrebte,  eine  umfii^ende  Eefi^nn  auf  diesem 

Ke  vier  Syndike  und  der  kleine 
J:-^:_.  r  -  '^^  "'Irath  blieben  bestehen. 

Tr :  -  Aänd^nmgen  in  der  börger- 

Einfla&s,  den  Calvin  hier  aos- 
-  -  -  -         -^?:     In  den  letzten  an  Un- 

:  Parteien-  waren  manche 
-      j  -  -  -       :  iire  wiederum,  die  noch 


:  ;  in  vielen  Punkten 

November  1541. 

.._^..-..  _  ^.^.^  sich  die  jiesetz- 


1  Saga::  L'egiise  et  Tecat  ä  Geaeve  iu  ▼ivant  de  CalTia  ;^G«aeTB  136~".  I>er 
Ver£  wendet  äci.  (^p.  SS^i  vor  allem,  tmd  iwar  mit  Brecht,  geg^i  ScShelLa.  md«n  er 
sagt:  ..  „Calvm'^  (St  Scä&e&ii  (^Leben  Calröis  I.  345''  .,Ät  aomme  membre  d'une  eoiii~ 
missioa  chargee  d'elaborsr  ane  aotrvelle  conädcatioii  »Värässaiis  r-  le  meme  aacear 
sieaale  daas  cecce  preten'i  :  '."iua  oae  restriecan  n:%s-aüEabIte  de  Uelemeat  demo- 

cracii^ae  et  une  exsensioa  uica  da.  principe  arb^tucracade. 

Or .  il  s";i«it  fön  projec  ä  ardoaaaiices  üi^ilas .  noILeiiieiic  d'ime  constitaciua.  Une 
C>:nsccajuite  aa  seiaäme  äei;le !     Cala  est  prss*Tie  barles*! le.  • 

1,  Kampsc&:«Efcft  a.  a.  O    I.  p.  414 
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geberischen  Fähigkeiten  Calvins  so  deutlich  erwiesen  hatten,  ange- 
nommen ,  an  Calvin  die  Aufforderung  von  Seiten  des  Rathes  erging, 
auch  der  Commission,  welche  sich  zur  Regelung  der  politischen  Ord- 
nung, zur  Abfassung  der  bürgerlichen  Ordonnanzen  bilden  sollte,  bei- 
zutreten i).  Calvin  leistete  dieser  Aufforderung  Folge,  und  gar  be- 
deutend ist  die  Thätigkeit,  die  er  hier  entwickelt  hat.  Wenngleich 
auch  noch  andere  Männer  Mitglieder  dieser  Commission  waren,  so 
war  er  dennoch  die  Seele  des  Ganzen,  und  wie  die  kirchliche,  so  auch 
schliesslich  die  bürgerliche  Ordnung  sein  eigentliches  Werk.  Der  Rath 
erkannte  dieses  auch  sehr  wohl  und  sandte  ihm  nach  einiger  Zeit, 
gleichsam  zum  Zeichen  seines  Dankes  und  zur  weiteren  Aufmunterung 
ein  Fass  alten  Weines,  „damit  er  sich  nun  wieder  erquicken  möge, 
nachdem  er  Tag  für  Tag  zum  Besten  der  Stadt  so  viele  Anstrengungen 
übernommen"  2), 

Es  war  aber  in  der  That  von  der  allergrössten  Bedeutung,  dass 
der  Rath  Genfs  dem  Verfasser  der  kirchlichen  Ordonnanzen  auch  die 
Ordnung  des  politischen  Lebens  übertrug.  Hierdurch  allein  war  *es 
möglich,  dass  jenes  Ideal,  das  Calvin  in  der  Theorie  vorschwebte, 
jenes  Ineinanderarbeiteu  der  politischen  und  religiösen  Elemente,  in 
der  Praxis  sich  verwirklichen  konnte.  Calvin  hat  denn  auch  vielfach 
hierauf  Bedacht  genommen.  So  finden  wir  z.  B. ,  dass,  nachdem  die 
neuen  bürgerlichen  Ordonnanzen  angenommen,  sowohl  der  Wähler  wie 
der  Gewählte,  beide  mit  entblösstem  Haupte  einen  feierlichen  Eid  zu 
schwören  hatten,  in  welchem  sie  nicht  allein  auf  die  Aufrechterhal- 
tung der  bürgerlichen  Gesetze,  auf  eine  gedeihliche  Entwicklung  des 
Staatswesens,  sondern  gleichfalls  auf  die  Wahrung  der  Ehre  Gottes 
und  Reinhaltung  der  neuen  Lehre  mit  allen  ihren  Kräften  hinzuarbeiten 
versprachen  ^).  Wir  sehen  daher  auch  in  Genf  in  der  Wirklichkeit 
das  durchgeführt,  was  wir  oben  in  unserer  Darstellung  der  Lehren 
Calvins  auf  politischen  Gebieten  verzeichnet  haben,  nämlich  eine  Un- 
terstützung der  Kirche  von  Seiten  des  Staates.  Wir  werden  weiter 
unten  noch  hervorheben,  wie  wiederum  andrerseits  die  Kirche  durch 
die  sittenrichterliche  Polizei,  wodurch  sie  in  das  soziale  Leben  ein- 


1)  Rathsprotokoll ,  21.  Nov.  1541:  ,,a  estc  ordonne  queii  soit  fayct  ordonnances  sur 
le  regime  du  peuple  et  poiir  commencer  ä  yceUes  hont  este  deputes  Mons.  Calvin ,  les 
secret.     ßoset,  Porralis  et  les  S.  Jehan  Baiard''  etc. 

Diese  Notiz  aus  den  Rathsprotokollen  befindet  sich  abgedruckt  bei  Kampschulte 
a.  a.  O.   I,  p.  415  Anm.  1. 

2)  Stähelin  a.  a.  0.   I,   345. 

3)  Kampschulte  a.  a.  O.  I,  416. 
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greift ,  dem  Staatswesen  zu  Hülfe  kommt.  Das  Ideal  der  Theokratie, 
welches  Calvin  vorschwebte,  hat  in  Genf  auch  in  der  Praxis  Gestalt 
angenommen.  —  Die  aristokratischen  Anschauungen,  denen  er  hul- 
digte, haben,  wenngleich  auch  die  alte  Verfassung  in  ihren  Grund- 
formen, wie  bereits  bemerkt,  bestehen  blieb,  dennoch  in  Genf  Geltung 
gewonnen.  Der  Generalrath  verlor  fast  völlig  seine  Bedeutung  und 
wurde  eigentlich  nur  noch  an  den  zwei,  von  Alters  her  festgesetzten 
Terminen  einberufen;  der  grosse  Rath  aus  zweihundert  bestehend, 
trat  auch  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund,  obgleich  dennoch  der 
Einfluss  nicht  unbedeutend  war,  den  dieser  auf  den  kleinen  Rath,  der 
aus  fünf  und  zwanzig  Personen  bestand ,  ausüben  konnte.  Die  eigent- 
lichen Geschäfte  aber  lagen  schliesslich  lediglich  in  den  Händen  des 
Letzteren  ^ ). 

Wenngleich  auch  die  Verfassung  Genfs,  wie  hieraus  hervorgeht, 
eine  demokratische  war,  so  hatte  Calvin  diese  dennoch,  ohne  irgend 
einen  Umsturz  in  ihr  herbeizuführen,  allmählich  in  das  aristokratische 
Geleise  hiuüberzuführen  verstanden.  Die  politische  und  bürgerliche 
Verwaltung  wurde  daher,  trotz  Beibehaltung  der  alten  Formen,  in 
Calvins  Sinne  gehandhabt,  und  in  Wahrheit  hatte  das  demokratische 
Genf  eine  aristokratische  Regierung,  es  war  eine  Republik,  in  der  das 
Volk  sich  durch  seine  würdigsten  Männer  vertreten  sah. 

Zu  der  Theokratie  und  der  Bevorzugung  der  aristokratischen 
Regierungsform  tritt  als  ein  dritter  hervorragender  Zug,  der  sich  im 
genfer  Staatsleben  durch  den  Einfluss  seines  Reformators  geltend  machte, 
jene  fast  unmenschlich  zu  nennende  Strenge  in  der  Gesetzgebung  hinzu. 
Wir  haben  oben  jene  Grundsätze,  von  denen  sich  Calvin  hierin  leiten 
liess,  kennen  gelernt;  wir  finden  sie  in  fast  noch  schärferer  Weise, 
als  sie  in  seinen  Schriften  niedergelegt,  im  Leben  gehandhabt. 

Kaum  hatte  er  mit  wuchtiger  Hand  in  das  öffentliche  Leben  hin- 
eingegriffen, so  folgte  Verurtheilung  auf  Verurtheilung,  eine  Todes- 
strafe der  anderen.  Nie  hat  Genf  wieder  eine  ähnlich  blutige  Zeit 
unter  friedlichen  Verhältnissen  geschaut!  In  einem  so  kurzen  Zeit- 
räume von  vier  Jahren  (1542 — 1546)  sind  allein  58  Todesurtheile  und 
76  Verbannungsdekrete  vollstreckt  ^  j ,  ganz  abgesehen  von  den  ander- 
weitigen Strafen ,  vor  Allem  auch  von  den  peinlichsten  Verhören. 
Viele  endeten  unter  der  Betheuerung  ihrer  Unschuld,  denn  oft  schon 
war  allein  der  Verdacht,  dass  sie  ein  Unrecht  begangen  hätten,  hin- 
reichend, um  sie  zu  verurtheilen.    Ja  selbst  Kinder  wurden  nicht  ver- 

1)  Vergl.  Kampschulte  a.  a.  0.  I,  p.  420,  421. 

2)  Cf.  Kamp  schulte  a.  a.  0.  I,  425. 
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schont.  So  wird  uns  berichtet,  dass  ein  Kind,  welches  seinen  Vater 
und  seine  Mutter  geschhigen,  im  Jahre  1568  geköpft;  ein  anderes  von 
sechzehn  Jahren,  welches  nur  den  Versuch  gemacht  habe  seine  Mutter 
zu  schlagen,  zum  Tode  verurtheilt  worden  sei;  des  letzteren  Strafe 
aber  wurde  seiner  Jugend  wegen  in  Verbannung  umgewandelt,  nach- 
dem man  es  zuvor  ausgepeitscht  hatte  ^ ).  Wurden  doch  selbst  Kin- 
der, die  nichts  weiter  als  harmlos  sich  dem  Spielen  hingegeben,  eben 
weil  sie  gespielt,  verhaftet^). 

Dass  eine  derartig  strenge  Handhabung  der  Gesetze  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Bevölkerung  Genfs  bleiben  konnte,  ist  leicht  erklär- 
lich. Das  äussere  Leben  wurde  völlig  umgewandelt;  aus  Furcht  vor 
Strafe  suchte  allmählich  ein  Jeder  die  Gebote  des  grossen  Reformators 
zu  befolgen ,  wenigstens  nach  Aussen  hin  sich  einen  solchen  Anschein 
zu  geben. 

Diese  Umwandlung,  welche  sich,  durch  die  Schärfe  der  crimi- 
nellen Gesetzgebung  hervorgerufen,  in  dem  öffentlichen  Leben  Genfs 
kund  gab,  wurde  aber  auch  andrerseits  wesentlich  mit  gefördert  durch 
Calvins  Kampf  gegen  jede  Art  von  Trägheit,  Vergnügungssucht,  Luxus 
etc.,  kurz,  durch  seine  weitgehenden  sozialen  Reformen.  Indem  er 
auch  in  dieser  Beziehung  mit  seinen  Planen  durchdrang,  erhielt  die 
Stadt  eine  Art  religiösen  Gepräges,  wenigstens  waren  alle  Zeichen 
eines  unlauteren  und  unsittlichen  Geistes  äusserlich  aus  ihr  verdrängt. 

Diesen  Umschwung  aber,  den  der  Reformator  hier  erzielt,  werden 
wir  um  so  höher  anschlagen  und  um  so  mehr  bewundern  müssen, 
wenn  wir  einen  Blick  auf  die  sittlichen  Zustände  Genfs  vor  dem  Be- 
ginne seiner  dortigen  Thätigkeit  werfen.  Wenngleich  wir  hier  auch 
nichts  von  derartigen  Vereinen  erfahren,  wie  sie  in  Bern  zu  jener 
Zeit  im  Schwange  waren,  von  denen  beispielsweise  der  eine  in  seinen 
Statuten  die  Bestimmung  getroffen,  dass  jedes  Mitglied  an  jedem  Tage 
betrunken  sein  müsse,  ein  anderer,  dass  nur  solche  als  Mitglieder  auf- 
genommen werden  könnten,  die  mindestens  zweihundert  Pfund  wögen, 
deren  Präsident  dann  noch  ein  Erkleckliches  mehr  wiegen  musste  ^), 
so  waren  dennoch  die  sozialen  Zustände  Genfs  kaum  besonders  besser 
gestaltet.  Auch  die  geographische  Lage  hatte  einem  unsittlichen  Leben 
in  vieler  Beziehung  hier  Vorschub  geleistet.  Inmitten  Deutschlands, 
Frankreichs  und  Italiens,  an  der  Grenzscheide  der  romanischen  und 
germanischen  Welt  gelegen,   war   der  Zudrang  von  Fremden  gar  be- 

1)  Henry  a.  a.   0.   II,   73. 

2)  Kamp  schulte  a.  a.  O.  I,  425. 

3)  Wiskemann  a.  a.  O.  85.     Anm.  5. 
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deutend,  und  von  jeher  lehrt  uns  die  Geschichte,  dass  in  solchen 
vielbesuchten  Städten  die  Demoralisation  in  ihrer  höchsten  Blüthe  steht. 

Jedenfalls  hat  Calvin  gewaltig  hier  aufgeräumt.  Von  dem  Augen- 
blicke an,  wo  er  in  Genf  wirkte  und  seinen  Einfiuss  geltend  machen 
konnte,  gab  es  kein  besonderes  Viertel  der  Stadt,  das  den  feilen  Dir- 
nen angewiesen  war,  wie  dieses  früher  der  Fall  gewesen;  aber  was 
mehr  besagen  will,  es  gab  keine  laute  Lustbarkeit  mehr,  kein  Tanz, 
kein  Spiel,  verschwunden  waren  jene  alten  volksthümlichen  Feste,  und 
Ernst  und  Würde  hatten  ihren  siegreichen  Einzug  in  Genf  gehalten. 
Dem  Kirchenconsistorium  lag  die  Aufsicht  in  sittenrichterlicher  Be- 
ziehung ob,  wodurch  besonders  auch  die  Stadt  ihren  kirchlicheu  Cha- 
rakter erhielt. 

Man  mag  über  die  Institutionen  Calvins  denken,  wie  man  will; 
fehlerfrei  waren  sie  gewiss  nicht,  aber  er  hat  durch  dieselben  in  ver- 
hältnissmässig  kurzer  Zeit  Grossartiges  erzielt.  Nicht  genug  können 
die  Zeitgenossen  Calvins  das  neue  Leben  Genfs  rühmen.  Farel,  der 
begeistert  ausruft,  lieber  in  Genf  der  letzte  als  in  irgend  einer  anderen 
Stadt  der  erste  zu  sein,  der  schottische  Reformator  Knox,  ja  selbst 
noch  nach  hundert  Jahren  der  strenge  Lutheraner  Valentin  A  n  d  r  e  a  e , 
sie  alle  preisen  das  „protestantische  Rom"  als  eine  Zierde  christlichen 
Lebens,  als  eine  Stätte  wahrer  Sittenreinheit  ^). 

Dass  die  Männer,  welche  in  Genf  an  der  Spitze  des  Staatswe- 
sens standen,  nicht  blind  waren  gegen  diese  Umwandlungen,  die  ihre 
Stadt  erfahren,  dass  sie  mit  einer  gewissen  Begeisterung  an  dem  Manne 
emporblickten,  der  in  so  grossartiger  Weise  das  kirchliche  wie  bürger- 
liche Leben  zu  regeln  verstanden,  ist  gar  erklärlich.  So  kam  es  denn 
auch,  dass  die  genfer  Bürgerschaft  bei  fast  jeder,  ja  sogar  den  ge- 
ringfügigsten Angelegenheiten  Calvin  um  Rath  frug;  man  holte  sein 
Gutachten  ein  und  dieses  war  massgebend.  Kam  irgend  ein  Hand- 
werker oder  Kaufmann  in  die  Stadt,  um  sich  daselbst  niederzulassen 
und  sein  Geschäft  zu  betreiben,  er  wurde  an  Calvin  verwiesen.  Ihm 
hatte  er  die  Bedeutung  seines  Gewerbes  auseinander  zu  setzen,  in 
dessen  Gegenwart  eine  Probe  seiner  Geschicklichkeit  zu  liefern.  War 
nunmehr  Calvin  einmal  von  dem  Werth  des  bezüglichen  Gewerbes, 
dann  von  der  Tüchtigkeit  der  Arbeit  des  Betreffenden  überzeugt,  so 
konnte  dieser  in  Genf  verbleiben  und  er  fand  Arbeit,  gestützt  auf  die 
Empfehlung  des  Reformators.  Als  einst  ein  Zahnarzt  dorthin  kam 
und  Niemand  der  Männer,  welche  im  Rathe  sassen,  diese  Kunst,  die 


1)  Stähelin  a.  a.  O.  I,  351,  352. 
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er  betrieb,  kannte,  wurde  auch  er  zu  Calvin  geschickt,  um  sich  von 
diesem  prüfen  zu  lassen.  Selbst  ein  Chirurg,  der  sich  in  Genf  nieder- 
lassen wollte,  wurde  an  ihn  verwiesen,  und  in  Gegenwart  Calvins  muss- 
teu  die  Doctoren  der  Medizin  die  Geschicklichkeit  dieses  Mannes  er- 
proben^). 

Gerade  aus  solchen  Kleinigkeiten  erkennt  man,  welche  hervor- 
ragende Stelle  der  Theologe  von  Noyon  in  Genf  sich  erworben,  in 
welcher  "Weise  er  das  ganze  Leben  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes 
beherrschte.  Unwillkürlich  erinnert  man  sich  jenes  Ausspruches,  mit 
dem  einst  der  bedeutendste  griechische  Historiker  die  Staatsverwal- 
tung des  Pericles  kurz  und  treffend  kennzeichnete,  ein  Ausspruch,  der 
mit  einer  kleinen  Umwandlung  vielleicht  noch  mit  mehr  Recht  auf 
die  Verwaltung  Calvins  angewendet  werden  kann:  Genf  war  dem  Worte 
nach  eine  Freistadt,  in  der  That  aber  galt  in  ihr  die  Herrschaft  des 
ersten  Mannes. 

Es  erübrigt  noch  auf  einen  Punkt  in  der  Thätigkeit  Calvins  näher 
einzugehen,  auf  den  Einfluss,  den  er  auf  die  Entwicklung  des  indu- 
striellen Lebens  seiner  Stadt,  ausgeübt  hat. 

Wir  hatten  bei  der  Darstellung  seiner  nationalökonomischen  Leh- 
ren, gerade  in  ganz  besonderem  Masse,  einen  P'ortschritt  bei  ihm 
wahrgenommen,  im  Vergleich  zu  seinen  übrigen  Zeitgenossen,  und  es 
ist  wohl  anzunehmen,  dass  sich  diese  seine  vorgeschrittene  Anschau- 
ung auch  in  der  Praxis  bethätigt  hat.  Jedoch  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung sind  die  Ansichten  getheilt.  Während  Kampschulte^)  den 
Einfluss  Calvins  auf  die  merkantile  Entwicklung  Genfs  nicht  hoch  an- 
schlägt, feiert  Wisk ernannt)  ihn  als  einen  Mann,  durch  dessen 
Kraft  in  jene  Stadt  eine  Gewerbsthätigkeit,  ein  Reichthum  eingekehrt 
sei,  von  dem  man  früher  keine  Ahnung  gehabt  hätte. 

Das  ist  ja  gewiss,  dass  Calvin  wie  alles  andere,  so  auch  Handel 
und  Gewerbe  den  religiösen  Ideen  unterordnete;  daher  kam  es,  dass 
er  im  Stande  war  den  Betrieb  eines  ganzen  Gewerbes  in  Genf  zu  ver- 
bieten, sobald  er  meinte,  dass  durch  ein  solches  die  Sittenreinheit  der 
Stadt  Gefahr  laufen  könnte,  —  wie  er  ja  bekanntlich  aus  diesem  Grunde 
das  Anfertigen  von  Karten  untersagte.  Auch  muss  weiterhin  betont 
werden,  dass  er  grosse  Reichthümer  nicht  von  Seiten  der  Bürgerschaft 
angesammelt  sehen  wollte;  er  hatte  jenes  ungemein  bedenkliche  und 
doch  wiederum  für  die  Durchführung   seiner  Ideen   so  nothwendige 

1)  Gaberei  a.  a.  0.  t.  I,  p.  523. 

2)  Kamp  schulte  a.  a.  O.  I,  430. 

3)  W  i  s  k  c  m  a  n  n  a.  a.  O.  S.  85. 
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Wort  ausgesprochen,  dass  man  das  Volk  stets  in  Armutli  halten  müsse. 
Solchen  Anschauungen  aber  steht  eine  rege  industrielle  Entwicklung 
entschieden  entgegen.  Dennoch  aber  hat  er,  gleichwie  er  in  theore- 
tischer Beziehung  auf  volkswirthschaftlichera  Gebiete  in  manchen  Punk- 
ten Bahn  gebrochen  hat,  auch  im  praktischen  Leben  zum  Nutzen  Genfs 
Bedeutendes  geleistet.  Vor  Allem  hat  er  ein  Moment  im  Handel  und 
Gewerbe  segensreich  zur  Geltung  gebracht:  die  Arbeit  des  sittlichen 
Menschen.  Calvin  hat  deutlich  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  allein 
die  physischen  und  die  geistigen,  sondern  vor  Allem  auch  die  mora- 
lischen Kräfte  des  Menschen  bei  der  Production  in  hohem  Maasse  mit- 
wirken müssen;  immer  und  immer  wieder  hat  er  betont,  dass  die  sitt- 
lichen Eigenschaften,  dass  Fleiss  und  Ausdauer,  Redlichkeit  und  Ge- 
wissenhaftigkeit, wie  in  allen  Handlungen  der  Menschen,  so  auch  auf 
wirthschaftlichem  Gebiete  thätig  sein  müssen.  Gerade  auch  in  den 
anderen  Ländern,  auf  die  wir  noch  eingehen  werden,  wird  sich  die 
Bedeutung  dieses  Momentes  auf  die  Entwicklung  der  Industrie  gar 
deutlich  zeigen;  aber  auch  besonders  in  Genf  ist  hierdurch  Handel 
und  Wandel,  die  so  tief  darniederlagen,  von  Neuem  gehoben. 

Jedoch  hiermit  nicht  genug. 

Mit  eigenen  Vorschlägen  zur  Förderung  des  gewerblichen  Lebens 
ist  der  Reformator  an  die  genfer  Bürgerschaft  direct  herangetreten. 

Da  die  Arbeitslosigkeit  und  Armuth  durch  die  letzten  wirrenvollen 
Jahre  in  traurigem  Maasse  gewachsen  waren,  so  musste  nothwendig  hier 
Abhülfe  geschafft  werden.  Calvin  dieses  erkennend,  beantragte  beim 
Rathe  einen  neuen  Industriezweig  in  Genf  anzubahnen,  durch  Einfüh- 
rung der  Tuch-  und  Sammetweberei.  Der  Rath  nahm  diesen  Vor- 
schlag mit  grosser  Freude  an  und  beauftragte  Calvin  einen  Plan,  in 
der  die  Möglichkeit  der  Verwirklichung  seines  Vorhabens  dargelegt 
werde,  zu  entwerfen.  Nach  zwei  Monaten  lag  dieses  Gutachten  der 
Bürgerschaft  vor.  Man  leistete  demselben  Folge  und  lieh  einem  ge- 
schickten und  wohl  unterrichteten  Manne  aus  der  Staatskasse  300 
Livres  (17,000  Fr.),  damit  derselbe  mit  dieser  Summe  eine  Fabrik 
für  Tuch-  und  Sammetweberei  errichten  sollte,  in  welcher  man  alle 
Arbeitslosen  und  von  Unterstützung  Lebenden  zu  beschäftigen  beab- 
sichtigte. Das  Unternehmen  glückte  vollkommen.  Gewerbe  und  so- 
mit Wohlstand  zogen  allmähhch  wieder  in  Genf  ein;  und  als  man 
unter  Heinrich  IV.  in  Lyon  die  Seidenfabrikation  einführte  und  zwar 
mit  grösseren  Mitteln,  als  sie  der  kleinen  Republik  zu  Gebote  stan- 
den, da  konnte  freilich  Genf  der  Konkurrenz  mit  Lyon  nicht  Stand 
halten,  sondern  verlor  in  diesem  Zweige  seine  Bedeutung.    Aber  da 
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nun  gewerbliches  Leben  und  Arbeitsamkeit  in  der  Bürgerschaft  Genfs 
sich  einmal  wieder  Geltung  verschafft  hatten,  so  war  man  im  Stande  jetzt 
leichter  jenen  Verlust  zu  verschmerzen  und  thatkräftig  einen  anderen 
Industriezweig  zu  ergreifen,  der  heute  noch  einen  so  grossen  Theil 
der  genfer  Einwohner  ernährt,  die  Fabrikation  von  Uhren  i). 

Es  ist  daher,  wenn  anders  auch  das  mercantile  Leben  bei  Calvin 
stets  den  religiösen  Ideen  untergeordnet  bleibt,  dennoch  der  Einfiuss, 
den  der  grosse  Reformator  auch  hier  ausgeübt  hat,  bei  Weitem  nicht 
so  gering  anzuschlagen,  als  Kamp  schulte  dieses  thut.  Freilich 
war  Genf  in  erster  Linie  „die  Stadt  des  Geistes,  von  dem  Stoicismus 
gegründet  auf  dem  Felsen  der  Praedestination,  die  Hauptstadt  einer 
Idee,  die  grossartig,  erhaben  und  schauerlich  war"^),  aber  dennoch 
lebte  auch  in  ihr  trotz  der  harten  Schicksalsschläge,  die  es  erlitten, 
industrielles  Leben  wieder  auf,  „Genf  war  immer  noch  die  gewerb- 
fleissige  Stadt,  die  es  bisher  gewesen:  aber  das  Geräusch  des  Hand- 
werkes und  des  Hammers  wurde  nicht  mehr  durch  den  Lärm  städti- 
scher Tumulte,  kirchlichen  Pomp  und  ausgelassene  Vergnügungen  unter- 
brochen: auch  in  den  höheren  Ständen  war  alles  Ordnung,  Zucht  und 
Arbeit"  3). 

Dies  alles  aber  war  die  That  Johann  Calvins. 


Frankreich.    England.    Brandenburg. 

Verlassen  wir  die  Mutterstadt  der  calvinischen  Bestrebungen  Genf 
und  werfen  wir  unseren  Blick  nach  anderen  Ländern  hinüber,  in  denen 
der  Calvinismus  Boden  gewann.  Wir  werden  hier  nicht  wie  dort  eine 
völlig  genaue  Durchführung  und  Verwirklichung  der  Lehren  des  Refor- 
mators wiederfinden,  wohl  aber  seinen  Einfluss  erkennen  in  den  frei- 
heitlichen Regungen  und  dem  sittlichen  Bestreben,  das  sich  überall 
nach  Einführung  seiner  Lehre  unter  den  Bekennern  derselben  kund 
gab.  Wir  gedenken  die  Länder  Frankreich,  England  und  Branden- 
burg noch  kurz  in  dieser  Beziehung  zu  betrachten  und  werden  in 
ihnen  eine  Förderung  in  politischer  und  wirthschaftlicher  Beziehung 
durch  den  Calvinismus  beobachten  können. 


1)  Cf.  Gaberei  a.  a.  O.  I,  524. 

2)  Kampschalte  a.  a.   O.  I,  430. 

3)  L.  V.  Rauke:  sämmtliche  Werke  Bd.  8  (Französische  Geschichte  B.  1).     Leip- 
zig 1868  S.   128. 
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In  politischer  Beziehung  sehen  wir  den  Calviuismus  im  Kampfe 
mit  dem  absoluten  Königthum. 

Was  zunächst  Frankreich  anbetrifft,  so  hatte  hier  die  in  Deutsch- 
land durch  Luther  hervorgerufene  Bewegung  auch  in  den  Kreisen  der 
Gelehrten  und  Gebildeteren  vielfach  Anklang  gefunden.  So  lange  die 
neue  Lehre  sich  jedoch  nicht  als  staatsgefährlich  bekundete,  trat  man 
ihr  nicht  entgegen,  sondern  überlicss  sie  ihrer  eigenen  ruhigen  Ent- 
wicklung. Anders  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  als  die  neue  Be- 
wegung sich  auch  mehr  und  mehr  im  Volke  geltend  machte,  und 
sich  hier  zu  nicht  unbedeutendem  Ansehn  und  wohl  furchteinflösseu- 
der  Macht  gestaltete. 

Denn  in  Frankreich  lagen  die  Verhältnisse  wesentlich  anders  als 
in  Deutschland. 

Während  sich  hier  der  Protestantismus  auf  die  von  Kaiser  und 
Reich  mehr  oder  minder  unabhängige  Territorialmacht  stützen  konnte, 
fehlte  es  ihm  an  einem  solchen  Schutze  in  Frankreich  völlig,  wo  man 
bekannthch  seit  den  Zeiten  Ludwig  XL  an  dem  Sturze  des  alten  Feu- 
dalstaates arbeitete,  bis  mau  schliesslich  zur  völligen  Unumschräukt- 
heit  des  Thrones  gelangte,  und  unter  Ludwig  XIV.  den  König  als  die 
Quelle  alles  Hechts  und  aller  Macht  bezeichnen  konnte. 

So  sah  denn  auch  Franz  I.  sein  Ansehu  und  seine  Würde  ver- 
letzt, als  das  Volk  mehr  und  mehr  mit  seinen  protestantischen  An- 
schauungen stürmisch  hervortrat,  und  schritt  mit  Verurtheilungeu  gegen 
die  der  neuen  Religion  Huldigenden  vor,  indem  er,  gleichsam  zu  seiner 
Vertheidiguug,  auf  die  in  Mühlhausen  und  Münster  begangenen  Gräuel 
hinwies,  und  die  französischen  Protestanten  als  nach  gleichen  Zielen 
wie  die  Wiedertäufer  strebende,  und  somit  dem  Staatswesen  verder- 
benbereitende Personen  bezeichnete. 

Calvin,  die  Gefahr,  in  der  seine  Glaubensbrüder  in  Frankreich  sich 
befanden,  erkennend,  entschloss  sich  schleunigst  zur  Veröffentlichung 
seiner  christlichen  Institution  mit  jener  denkwürdigen  Zueignung  an 
Franz  L,  in  der  er  die  französischen  Protestanten  von  den  ihnen  durch 
den  König  fälschlich  gemachten  Vorwürfen  zu  befreien  bemüht  war. 
Es  war  dieses  eine  gar  folgenschwere  That.  Denn  erst  recht  drang 
nunmehr  unter  dem  Einflüsse  Calvins  die  protestantische  Bewegung 
in  die  Schichten  der  französischen  Bevölkerung  und  wurde  mit  dem 
jenem  Volke  eigenen  Eifer  und  einer  durch  nichts  mehr  zu  hemmenden 
Begeisterung  ergriffen.  Das  nunmehr  aber  gleichsam  von  Neuem  an- 
gefachte religiöse  Interesse  galt  allmählich  nicht  mehr  dem  deutschen 
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Lutherthum,  sondern  der  neuen  Lehre,  welche  der  schweizerische  Re- 
formator verkündete!  — 

Es  dauerte  jedoch  eine  geraume  Zeit,  bis  der  Protestantismus  in 
Frankreich  sich  eine  erträgliche,  geduldete  Stellung  errungen  hatte. 
Denn  auf  jede  nur  denkbare  Art  stellte  man  den  Anhcängern  der  neuen 
Lehre  nach,  und  erst  nach  langwierigen  blutigen  Kämpfen  wurde  durch 
das  Edict  von  Nantes  1598  diesen  unseligen  Religionskriegen  bis  auf 
Weiteres  ein  Ziel  gesetzt. 

Wenn  anders  nun  auch  in  Frankreich  eine  jede  religiöse  Bewe- 
gung, die  gegen  das  herrschende  vom  Staate  geförderte  katholische 
Christenthum  auftrat,  eine  gewisse  politische  Richtung  annehmen 
musste,  um  nicht  völlig  rechtlos  dazustehen,  so  umsomehr  die  Lehre 
Calvins,  in  der  selbst,  wie  wir  gesehen,  politische  Ideen  vielfach  ent- 
halten sind. 

Zunächst  werden  wir  den  Calvinismus  überall  im  Kampfe  finden 
mit  denjenigen  Elementen,  die  eine  absolute  Unumschränktheit  der 
königlichen  Herrschaft  erstreben;  und  dieses  nicht  deshalb,  weil  Calvin 
die  Repräsentativrepublik  als  die  beste  Regierungsform  hervorgehoben, 
sondern  weil  durch  den  ganzen  religiösen  Calvinismus  sich  republi- 
kanische Ideen,  die  Ideen  von  bürgerlicher  Freiheit,  hindurchziehen. 
In  den  Augen  der  Kirche  war  ein  jeder  gleichberechtigt,  hier  galt 
kein  Ansehn,  keine  Würde,  und  durchdrungen  von  der  allgemeinen  Be- 
rechtigung dieser  Anschauung,  übertrug  man  diese  —  wie  gar  leicht 
erklärlich  —  auf  das  bürgerliche  Leben. 

In  einem  Freistaate  konnte  der  Calvinismus  sich  leichter  ent- 
wickeln, in  absoluten  Monarchien  entstand  nothgedrungen  ein  unver- 
söhnlicher Kampf.  Wollte  er  hier  zur  Geltung  kommen,  so  musste 
er  entweder  den  ganzen  Staatsorganismus  nach  seinen  Grundsätzen 
umformen,  d.  h.  die  Monarchie  umstürzen  und  eine  Republik  an  ihre 
Stelle  setzen,  oder  als  ein  für  sich  abgeschlossener  republikanischer 
Körper,  als  ein  Staat  im  Staate  sich  erheben.  Dieses  letztere  finden 
wir  in  Frankreich.  — 

Es  waren  zunächst  die  Städte,  besonders  die  hervorragenderen 
Handelsstädte,  in  denen  die  neue  Lehre  Boden  gewann,  und  diese 
bildeten  gleichsam  das  Bollwerk  des  reformatorischen  Glaubens.  Frei- 
lich auch  in  anderen  Kreisen,  sogar  am  Hofe,  fand  die  neue  Lehre 
Bekenner,  und  verschiedene  adelige  Familien  traten  derselben  bei. 
Hierdurch  wurde  jedoch  die  von  den  reformirten  Predigern  verkündete 
Gleichberechtigung  aller  nicht  im  Geringsten  geschmälert.  Der  Bürger- 
stand, der  seine  Kraft  und  Energie  in  den  blutigen  Religionskriegen, 
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soAYohl  auf  offenem  Schlachtfelde,  wie  in  der  heldenmüthigen  Verthei- 
digung  der  einzelnen  festen  Plätze,  hewiesen,  er  war  sich  klar,  und 
besonders  auch  energisch  genug,  um  die  Strafgewalt  in  sitten richter- 
licher Beziehung  ohne  Ansehn  der  Person,  wie  es  Calvin  gelehrt,  bis 
in  die  höchsten  Standesklasseu  hinauf  auszuüben.  Dieser  Geist  der 
Gleichberechtigung,  der  Nichtachtung  irgend  welcher  höheren  bürger- 
lichen Stellung,  er  war  unzertrennlich  verbunden  mit  dem  immer  mehr 
und  mehr  Wurzel  fassenden  calvinischen  Denken;  und  wie  sich  dieser 
geltend  zu  machen  weiss  bereits  in  der  Zeit,  in  welcher  das  Huge- 
nottenthum  noch  in  fortwährendem  Kampfe  lag  mit  dem  Katholicis- 
mus,  so  noch  mehr,  nachdem  durch  das  Edict  von  Nantes  eine  an- 
erkannte, rechtliche  Stellung  dem  Protestantismus  in  Frankreich  ver- 
liehen war. 

Die  bürgerlichen  Rechte  und  Freiheiten,  welche  die  Pteformirten 
durch  jenes  Edict  erlangt  hatten,  hier  ausführlicher  darzulegen,  würde 
uns  zu  weit  führen.  Dadurch,  dass  man  ihnen  den  Zutritt  zu  den 
öffentlichen  Aemtern  nicht  verwehrte,  dass  sie  Sitz  und  Stimme  in 
den  Parlamenten  erhielten,  dass  man  ihnen  feste  Plätze  anwies,  in 
denen  sie  völlig  wie  sie  wollten  schalten  und  walten  konnten,  ferner 
dadurch,  dass  sie  zwei  Abgeordnete  am  Hofe  unterhalten  durften,  und 
dass  es  ihnen  zugestanden  war  Provinzial-  und  andere  Versammlungen 
abzuhalten,  durch  alles  dieses  i)  wurden  die  Hugenotten  zu  einer  be- 
deutenden, wohl  einflussreichen  Macht  im  Staate.  Wir  sehen  einen 
völlig  organisirten  Bund  vor  uns,  der  denn  auch  in  den  Regierungs- 
kreiseu  wohl  Besorgniss  erregen  konnte.  Jene  Gerüchte  von  dem  Plane 
der  Hugenotten  im  Süden  und  südlichen  Westen  Frankreichs  einen 
calvinistischeu  Freistaat,  unabhängig  von  der  französisch-katholischen 
Herrschaft,  unter  dem  Schutze  des  Königs  von  England  Jacob  I.  zu 
errichten,  jene  Gerüchte  drangen  auch  an  den  Hof  und  waren  wohl 
im  Stande  selbst  einen  Heinrich  IV.  zu  beunruhigen.  Auch  darf  man 
dieselben  nicht  als  so  völlig  grundlos  betrachten,  wenn  anders  auch 
die  Verwirklichung  derartiger  Pläne  unter  den  damals  herrschenden 
Zuständen  wohl  kaum  durchführbar  gewesen  wäre.  — 

Gleichwie  aber  hier  in  Frankreich  das  politische  Leben  durch 
die  Lehre  Calvins  in  wesentlicher  Weise  beeinflusst  wurde,  so  auch  in 
England. 

Es  ist  bekannt,  dass  bereits  frühzeitig  durch  Heinrich  VIH.  hier 
eine  Reformation  hervorgerufen  wurde,  die  jedoch  ihre  Ursache  ledig- 

1)  Ueber    die  Rechte    der    französischen  Calvinisten    vergl.    besonders  Weber  (Ge- 
schichtl.  DarsteUung    des  Calvinismus    im  Verhältniss    zum  Staat)     Seite  167  ff.  u.  188  ff. 
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lieh  in  politischen  Verwickelungen  fand.  Man  wollte  die  Macht  des 
Pabstthums  brechen,  man  trennte  sich  von  Rom,  und  führte  jene  Ee- 
formen,  die  durch  diese  Trennung  nothwendig  geboten  waren,  durch. 
Im  üebrigen  verblieb  man  grösstentheils  bei  den  alten  Institutionen  und 
Gebräuchen,  man  hielt  vom  Katholicismus  fest,  was  man  nur  irgend 
festhalten  konnte.  So  wurde  England  dem  Worte  nach  reformirt,  in 
der  That  aber  blieb  es  katholisch. 

Anders  gestaltete  sich  die  Entwicklung  der  neuen  Lehre,  die  von 
Unten,  vom  Volke  ausging.  Hier  waren  es  die  Lehren  Wikleffs 
und  Luthers,  die  zur  Geltung  kamen  und  welche  eine  Reformation 
anbahnten ,  die  lediglich  aus  innerer  Ueberzeugung  mit  Hintansetzung 
aller  irdischen  Vortheile  hervorgerufen  wurde. 

Diese  beiden  so  verschiedenartigen  reformatorischen  Bewegungen 
gingen  anfangs  theils  vereint  miteinander,  theils  unabhängig  neben- 
einander her,  und  traten  sich  erst  unter  der  Regierung  der  Elisabeth 
schroffer  einander  gegenüber.  Dieses  in  erster  Linie  jedoch  deshalb, 
weil  an  Stelle  wikleffitischer  und  lutherischer  Lehren  die  calvinistischen 
getreten  waren.  Die  Ideen  des  schweizerischen  Reformators  hatten 
auch  hier  in  England  mehr  und  mehr  Boden  gewonnen,  theils  begün- 
stigt durch  die  in  Schottland  in  calvinischem  Sinne  durchgeführte  Re- 
formation, theils  gefördert  und  weiter  ausgebildet  durch  die  in  den 
grausamen  Religionskriegen  aus  Frankreich  flüchtenden  Hugenotten, 
die  in  England  eine  Zufluchtsstätte  gefunden  hatten.  Die  Anhänger 
Calvins  in  England,  die  hier  den  Namen  Puritaner  erhielten,  nahmen 
aber  auch  mit  den  religiösen  Lehren  ihres  Meisters  dessen  politische 
auf.  Wir  sehen  daher  den  Calvinismus  auf  diesem  Insellande  mit 
denselben  Elementen  ringen,  mit  denen  wir  ihn  in  Frankreich  im 
Kampfe  liegen  sahen. 

Denn  nachdem  die  Bürgerkriege  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zum 
Schweigen  gebracht,  und  aus  den  Kämpfen  der  beiden  Rosen  von  York 
und  Lancaster  die  Thronfolge  des  Hauses  Tudor  mit  Heinrich  VIL 
hervorgegangen  war,  finden  wir  auch  hier  das  Königthum  bemüht  sich 
zu  immer  höherer,  selbständiger  Macht  emporzuarbeiten.  Das  Parla- 
ment tritt  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund.  Heinrich  VIII.  er- 
strebte die  grösstmöglichste  Unumschränktheit  des  Thrones  und  fügte 
zu  seiner  politischen  noch  die  kirchliche  Oberhoheit  hinzu. 

Die  Anschauungen  dieses  tyrannischen  Fürsten  erbten  aber  auch 
seine  Nachfolger,  und  theils  mehr  theils  minder  treten  dieselben  in 
deren  Reden  und  Handlungen  hervor. 

Wenn   Heinrich  VIII.,  überhaupt   das  willenskräftige  Geschlecht 
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der  Tudors,  das  sich  eins  mit  den  Rechten  und  der  Grösse  des  Vol- 
kes, welches  es  beherrschte,  fühlte,  noch  unbeschadet  derartig  des- 
potisch denken  und  handeln  konnte,  so  nicht  mehr  die  fremden  Stuarts 
zu  Beginn  des  17.  Jhrdts.  Damals  hatten  die  Lehren  Calvins  Ijereits 
bedeutenden  Anhang  und  Macht  im  Volke  gewonnen ,  und  auch  im 
Parlament  traten  die  Puritaner  niclit  allein  als  religiöse  sondern  auch 
als  politische  Partei  auf.  Schon  allein  dadurch,  dass  sie  für  ihre  re- 
ligiöse Ueberzeugung  in  die  Schranken  traten,  und  für  diese  Rechte 
zu  erlangen  sich  bemühten,  bekämpften  sie  die  königliche  Gewalt, 
die  unzertrennlich  verbunden  war  mit  der  anglicanischen  Hierarchie. 
Ein  Kampf  gegen  diese  war  auch  zugleich  gegen  jene  Macht  ge- 
richtet und  umgekehrt.  Aber  mit  ihrer  religiösen  Ueberzeugung 
hingen  eng  zusammen  ihre  Ideen  über  bürgerliche  P>eiheit,  über  po- 
litische Gleichberechtigung,  Ideen,  die  noch  immer  mehr  jenen  Kampf 
schüren  mussten,  den  sie  allein  schon  ihrer  Religion  wegen  zu  führen 
hatten. 

Unter  Karl  I.  endlich  lehnte  sich  das  Volk  auf  gegen  den  schimpf- 
lichen Druck  und  sprengte  die  Baude,  die  seine  freiheitliche  Entwick- 
lung gefesselt  hielten.  Mit  dem  langen  Parlament,  dem  „longum 
cousilium"  kam  der  Puritanismus  mehr  und  mehr  als  religiös -politi- 
sche Macht  zur  Geltung,  und  rief  die  erste  Revolution  Englands  her- 
vor. Die  Reformation  des  Volkes ,  die  sich  allmälig  Bahn  gebrochen, 
das  Ringen  nach  bürgerlicher  Freiheit,  beides  konnte  weder  unter- 
drückt, weder  gehemmt  werden,  beides  führte  mit  ungestümer  Macht 
die  nothwendige  Umwälzung  herbei,  die  durch  den  Puritanismus  ihr 
religiös-politisches  Gepräge  empfing.  Dieselben  Ideen,  welche  die 
Reformirten  Frankreichs  in  den  Kampf  geführt,  und  für  welche  jene 
geblutet  hatten,  diese  selben  Ideen  beseelten  und  trieben  nunmehr 
auch  das  englische  Volk  zu  offenem  Kampfe  an.  An  der  Spitze  stand 
als  Führer  ein  fanatischer  Calvinist:  Ohver  Cromwell,  welcher  mit 
seinem  Heere  die  englische  Republik  ins  Leben  rief  und  für  die  Ent- 
wicklung seines  Vaterlandes  Grossartiges  geleistet  hat.  Er  hatte  in 
religiöser  Beziehung  erreicht,  was  er  erstrebt,  die  monarchische  An- 
massung  zu  Boden  geworfen,  die  bürgerliche  Freiheit  gehoben,  die 
Einigung  der  drei  britischen  Reiche  erzielt  und  England  jene  mari- 
time Stellung  verschafft,  auf  der  allein  seine  Grösse  beruhen  kann. 
Mit  Recht  feiert  ihn  Milton  als  den  „Befreier  des  Vaterlandes,  den 
Mehrer  seiner  Freiheit",  als  Englands  „Hort  und  Hüter". 

Mit  seinem  Tode  jedoch   wurde  die  Republik,   die  er  ins  Leben 
gerufen,  die  man  vielleicht  besser  als  eine  Militärdiktatur  bezeichnet, 


218  ^'■-  Ludwig  Elster, 

ZU  Grabe  getragen.  Es  waren  keine  haltbaren  Zustände,  die  die  Re- 
volution erzeugt;  unklare,  schwärmerische  Prinzipien ,  die  man  bereits 
für  lebensfähig  gehalten,  richteten  sich  selbst  zu  Grunde.  Aber  in 
alle  dem  lag  doch  ein  wahrer,  gesunder  Kern,  und  es  irrten  die  re- 
staurirten  Stuarts,  wenn  sie  meinten,  die  Politik  ihrer  Vorfahren 
wieder  aufnehmen  zu  können.  England  hatte  in  den  revolutionären 
Jahren  und  in  denen,  die  diesen  folgten,  viel  gelernt  und  beugte  sich 
nicht  mehr  dem  unumschränkten  Willen  eines  despotischen  Monarchen. 
Jakob  II.  musste,  wie  sein  Vater,  Britanien  verlassen,  da  er  die  Rechte 
und  die  Freiheiten  des  Volkes  nicht  zu  achten  verstand. 

Mit  dieser  abermahgen  Vertreibung  der  Stuarts  schliesst  eine  ge- 
wichtige Epoche  in  dem  Leben  des  englischen  Volkes.  In  ihr  gingen 
durch  den  Missbrauch  der  königlichen  Gewalt  Gesetze  hervor,  welche 
die  constitutionellen  Rechte,  die  politischen  Freiheiten  des  Volkes  zur 
Geltung  brachten ;  die  Petition  der  Rechte,  die  Abschaffung  der  Stern- 
kammer, die  Habeas  Corpus  Acte,  das  Budgetrecht  des  Unterhauses, 
die  Bill  der  Rechte  sind  nicht  gering  anzuschlagende  Errungenschaften 
dieses  erregten  Zeitalters;  „the  era  of  good  laws  and  bad  governe- 
ment"  wie  Fox  trefifend  dasselbe  bezeichnet. 

Freilich  folgte  nach  der  Vertreibung  Jakob  IL  nicht  wie  nach  der 
ersten  englischen  Revolution  eine  Republik,  vielmehr  behielt  mau  die 
Monarchie  bei,  aber  mit  Wahrung  der  Freiheiten  des  Volkes.  Mit 
der  Thronbesteigung  Wilhelm  von  Oraniens  beginnt  die  eigentliche 
Constitution  eile  Periode  Englands.  „Sie  wird  eröffnet  in  einem  Par- 
lament, welches  Thronfolge,  Reichs  Verfassung  und  Unterthanenrechte 
declarirend  feststellt,  und  solche  mit  Stolz  die  „unabänderlichen  Frei- 
heiten und  Geburtsrechte"  des  englischen  Volkes  nennt  ^)." 

Wollte  man  alles,  was  hier  im  Revolutionszeitalter  an  bürger- 
lichen Freiheiten  mühevoll  erkämpft  ist,  lediglich  calvinischen  Ideen, 
d.h.  dem  Puritanismus  zuschreiben,  so  würde  man  sicherlich  zu  weit 
gehen  und  den  Geist,  der  überhaupt  das  englische  Volk  in  diesem 
Jahrhundert  durchweht,  nicht  gebührend  in  Rechnung  ziehen.  Aber 
wenn  anders  auch  nicht  alles  durch  die  Calvinisten  hier  erzielt  ist, 
so  waren  es  dennoch  die  puritanischen  Elemente,  welche  anfangs  das 
Volk  vorwärts  trieben,  es  mit  dem  Geiste  bürgerlicher  Freiheit  be- 
lebten und  auch  in  dem  weiteren  Verlaufe  der  Dinge  vielfach  den 
Ausschlag  gaben.    Die  Lehre  Calvins  rief  die  „glorreiche  Revolution" 


1)  Gneist:    Die  englische  Kommunalverfassung.     Berlin  1863.     2.  Aufl.     Band   I, 
p.  356. 
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hervor,  welche  jenen  freiheitlichen  Geist  Enjilands  erzeugte,  der  frei- 
lich erst  allmählich  aus  dem  „trüben  Chaos  schwärmerischer  Excentri- 
cität  zu  sich  selbst  kam  und  sich  in  der  gereinigten,  durchsichtigen 
Form  jener  liberalen  Doktrin  des  Staatsrechts  krystallisirte,  zu  jenen 
praktischen  Garantien  der  Freiheit  gestaltete,  von  welchen  das  heutige 
Europa  England  so  viel  abgelernt  hat  und  noch  viel  abzulernen  haben 
wird^)." 

Soweit  die  Betrachtung  über  den  Einfluss  des  Calvinismus  auf 
die  Entwicklung  des  politischen  Lebens  in  Frankreich  und  England. 
In  Brandenburg  trat  das  eigentlich  politische  Element  nicht  hervor, 
da  den  Reformirten  gleich  anfangs  bedeutende  Rechte  und  Privile- 
gien eingeräumt  wurden,  welche  ihnen  diejenigen  Freiheiten  gewähr- 
ten, die  sie  bedurften. 

Der  Einfluss  der  Lehre  Calvins  auf  die  wirthschaftliche  Entwick- 
lung hat  sich  in  erster  Linie  in  Frankreich  gezeigt.  Es  lagen  hier 
die  Hauptstädte,  welche  die  Hugenotten  besassen,  an  der  Küste  oder 
an  den  schiffbaren  Flüssen  der  Garonne  und  der  Loire;  den  Kern 
der  Anhänger  der  neuen  Lehre  bildete  die  Bürgerschaft,  die  Hand- 
werker und  Handelsleute.  Bei  diesen  hatte  sich  eine  Arbeitsamkeit 
und  Geschicklichkeit  herausgebildet,  welche  die  Industrie  der  franzö- 
sischen Lande  gewaltig  emporhob.  Vor  allem  rührte  aber  dieser  Auf- 
schwung, den  Handel  und  Industrie  hier  nahmen,  von  den  sittlichen 
Kräften  her,  welche  die  Protestanten  Frankreichs  bei  der  Production 
zur  Geltung  brachten.  Wenn  schon  in  Genf  gerade  durch  dieses  Mo- 
ment die  Industrie  wieder  gehoben  wurde,  so  noch  mehr  in  Frank- 
reich. In  jenem  calvinischen  Freistaate  musste  ein  jeder,  er  mochte 
wollen  oder  nicht,  sich  dem  grossen  Reformator  fügen,  dort  war  er 
gezwungen  fleissig  und  thätig  zu  sein,  sittlich  zu  handeln;  anders  in 
Frankreich.  Hier  war  es  die  innerste  Ueberzeugung,  welche  die  Ein- 
zelnen dem  neuen  Glauben  zuführte,  eine  Ueberzeugung,  die  nicht 
unterdrückt,  nicht  geschwächt  werden  konnte,  weder  durch  die  man- 
nigfachsten Leiden  und  Zurücksetzungen,  die  die  Reforrairten  zu  er- 
dulden, noch  durch  die  blutigen  Kriege,  die  sie  zu  führen  hatten. 
Jene  Idee,  für  die  sie  unablässig  gestritten  und  gekämpft,  bewies 
sich  auch  in  den  Zeiten  des  Friedens ,  und  entwickelte  hier  vor  allem 
mit  die  industriellen  Fähigkeiten  und  Tugenden  der  Einzelnen.  Wie 
ein  Jeder  überall  aus  freien  Stücken  sittlich  handelte,  so  auch  bei 
der  Arbeit.  —  Den  Anhängern  der  calvinischen  Lehren  verdankt  Frank- 


1)  Hundeshagen  a.  a.  O.  (Abth.  II)  pag.  73. 
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reich  in  erster  Linie  den  Aufschwung  seiner  Industrie  in  jener  Zeit. 
Und  als  in  den  weiteren  Wirren ,  die  nach  dem  Tode  Heinrich  IV., 
trotz  des  Edicts  von  Nantes  nicht  ausblieben,  die  Reformirten  in  ihren 
politischen  Rechten  mehr  und  mehr  beeinträchtigt,  von  den  Staats- 
ämtern wie  dem  Kriegsdienste  ausgeschlossen  wurden,  da  vermehrte 
sich  nur  noch  die  Zahl  derjenigen,  welche  ihren  Fleiss  und  Eifer  den 
Manufakturen  widmeten.  Man  zählte  nahe  an  zwei  Millionen  gewerb- 
fleissiger  Einwohner  reformirten  Glaubens,  in  deren  Händen  ein  unge- 
mein bedeutendes  Vermögen  ruhte. 

Was  Frankreich  an  dieser  Bevölkerung  gehabt,  wie  bedeutend 
durch  diese  seine  Industrie  gehoben  und  weiter  entwickelt  war,  em- 
pfand es,  als  Ludwig  XIV.,  angetrieben  durch  den  ihn  umgebenden 
Clerus  und  die  unheilvollen  Ränke  einer  bigotten  Maitresse,  den  Wi- 
derruf des  Edict  von  Nantes  unterschrieben  hatte.  Denn  die  Refor- 
mirten zum  katholischen  Glauben  zurückzuführen  gelang  nur  zum  ganz 
geringen  Theil;  über  ^2  Million  der  Einwohner  wanderte,  trotz  des 
Verbotes  Frankreich  zu  verlassen,  aus,  aber  sie  nahmen  mit  sich  ihre 
geistige  und  sittliche  Schnellkraft,  ihre  Anschauungen  von  bürgerlicher 
Freiheit,  ihre  industrielle  Kraft  und  verbreiteten  ihre  Kultur  in  den 
Staaten,  in  welchen  sie  freudig  aufgenommen  wurden. 

So  in  England  und  Brandenburg.  Man  hat  70000  Kaufleute  und 
Handwerker  reformirten  Glaubens  gezählt  i),  welche  nach  dem  Wi- 
derruf jenes  Edicts  nach  Britannien  geflohen  sind.  Freihch  suchte 
man  von  Seiten  der  französischen  Regierung  alle  nur  denkbaren  Hin- 
dernisse den  Flüchtlingen  in  den  Weg  zu  legen,  um  ihre  Aufnahme 
in  anderen  Ländern  zu  verhindern.  Indess  vergebens!  Das  englische 
Parlament  wollte  den  Zuzug  derselben  gefördert  sehen,  da  es  richtig 
erkannte,  dass  die  Industriegeschicklichkeit  des  Landes  durch  die 
Aufnahme  dieser  Männer  um  Bedeutendes  vermehrt  würde  2). 

Das  was  England  von  den  Hugenotten  erhofft,  ist  vollauf  einge- 
treten. Während  Frankreich  durch  den  Schlag,  den  es  sich  selbst 
zugefügt,  erheblich  litt,  wuchs  die  Industrie  Englands  in  erstaunhcheni 
Maasse,  und  die  Hugenotten  straften  die  Verleumdungen,  die  man  über 
sie  zu  verbreiten  von  Seiten  der  französischen  Regierung  unablässig 
bemüht  war,  durch  ihre  Thaten  Lügen. 

Theils  führten  sie  völlig  neue  Industriezweige  in  England  ein, 
theils  erweiterten  und  verfeinerten  sie  solche,  die  bereits  dort  ver- 
treten waren. 


1)  Cf.  Weiss:  Histoire  des  refugies  protestants    de  France  (Paris  1853)  t.  I,  321. 

2)  Wiskemann  a.  a.  O.   p.  86. 
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Es  würde  uns  hier  jedoch  zu  weit  führen,  wollten  wir  eine  jede 
durch  die  Hugenotten  nach  England  gebrachte  Industrie  auf  ihren 
Werth  und  ihre  Bedeutung  hin  prüfen.  In  erster  Linie  war  es  die 
Seidennianufaktur,  die  auf  britischem  Boden  sich  weiter  segensreich 
entwickelte  ^).  Während  England  zuvor  bedeutende  Summen  an  Frank- 
reich Jahr  aus  Jahr  ein  für  die  Seidenfabrikate  hatte  zahlen  müssen, 
producirte  es  jetzt  selbst  nicht  allein  für  seinen  eigenen  Bedarf,  son- 
dern auch  für  das  Ausland  und  schuf  sich  einen  Industriezweig,  der 
noch  heute  zu  den  hervorragendsten  dieses  Landes  gehört.  Aber  in 
ähnlicher  Weise  wurden  noch  viele  andere  Manufakturen  durch  die 
Hugenotten  gefördert,  überhaupt  Handel  und  Gewerbe  wesentlich  neu 
belebt  und  weiter  entwickelt.  — 

Ebenso  verdankt  auch  Brandenburg  den  grossartigen  Aufschwung, 
den  es  in  Landwirthschaft  wie  Industrie  bald  nach  der  Aufhebung 
des  Edict  von  Nantes  genommen,  den  französischen  Flüchtlingen.  Es 
hatte  gerade  dieser  Staat  am  meisten  mit  unter  den  Verwüstungen 
des  dreissigjährigen  Krieges  zu  leiden  gehabt  und  manchen  wichtigen 
Gewerbszweig  fast  völlig  eingebüsst.  Es  war  daher  eine  höchst  ge- 
schickte Politik  des  grossen  Kurfürsten,  dass  er  die  flüchtenden  Cal- 
vinisten  in  sein  Land  zu  ziehen  sich  bemühte,  und  um  dieses  zu 
erreichen  ihnen  mannigfache  Freiheiten  und  Privilegien  gewährte.  So 
kamen  denn  auch  über  15000  2)  Refugiös,  die  Schutz  in  seinem  Staate 
suchten.  Mit  ihrer  dortigen  Einwanderung  hoben  sich  aber  auch  die 
so  tief  daniederliegenden  Industriezweige. 

Die  Gewerbsthätigkeit  und  die  Künste  des  Friedens,  durch  welche 
jene  Calvinisten  in  Frankreich  so  Hervorragendes  geleistet  hatten, 
diese  führten  sie  auch  ihrer  neuen  Heimath  zu  und  wussten  sie  zum 
Nutzen  derselben  zu  verwerthen. 

Die  Seidenwebereien ,  die  Spiegelfabriken ,  Gold-  und  Silber-Spin- 
nereien, die  Tuch-  und  Lederindustrien,  sie  alle  verdanken  ihren  Auf- 
schwung den  Refugies.  Nicht  minder  aber  wurde  durch  sie  auch  der 
Ackerbau  gefördert.  Manche  bislang  öde  daniederliegende,  unfrucht- 
bare Landstrecken  wurden,  durch  sie  bevölkert,  zu  fruchtbaren  Fluren 
umgewandelt,  wodurch  das  mehr  und  mehr  in  Städten  wie  Dörfern 
sich  entwickelnde  gewerbreiche  Leben  wesentlich  unterstützt  wurde  ^). 

1)  Cf.  hierüber  W e iss  a.  a.  0.  I,  323  ff. 

2)  Droysen:  Geschichte  der  preuss.  Politik  (Leipzig  1868)   III,  3  p.  796. 

3)  Die  vorzüglichsten  Industrien,  welche  durch  die  Franzosen  eingeführt  oder  we- 
nigstens durch  sie  bedeutend  entwickelt  wurden,  finden  sich  bei  Beckmann  in  seiner 
historischen    Beschreibung    der    Chur-    und    Mark    Brandenburg    I.  Theil    (Berlin  1751) 
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Dieselben  sittlichen  Kräfte,  welche  die  Hugenotten  in  Frankreich 
bei  der  Production  segensreich  zur  Geltung  gebracht,  die  sie  vor 
allem  durch  die  Lehren  ihres  grossen  Reformators  in  sich  heran  und 
ausgebildet  hatten,  sie  wirkten  auch  weiter,  als  sie  aus  ihrer  eigent- 
lichen Heimath  flüchtend  Schutz  und  Unterstützung  in  anderen  Län- 
dern gefunden.  Wohin  sie  kamen  förderten  sie  durch  ihre  Geschick- 
lichkeit, Thätigkeit  und  Moralität  Handel  und  Gewerbe  und  legten 
an  vielen  Orten  gleichsam  einen  festen  Grund  zu  einer  späteren  be- 
deutenden industriellen  Entwicklung.  — 


Wir  haben  somit  den  Einfluss  des  politischen  Calvinismus  in  den 
von  uns  bezeichneten  Ländern  verfolgt  und  auf  seine  grosse  Bedeu- 
tung wenigstens  kurz  hingewiesen. 

In  Genf  sahen  wir  die  pohtischen  und  gesellschaftlichen  Anschau- 
ungen Calvins  mit  allen  ihren  zum  Theil  schrofi'en  und  unhaltbaren 
Seiten  in  die  Praxis  übertragen  werden.  Es  war  dieses  jedoch  nur 
dadurch  möglich  geworden,  dass  Calvin  selbst  an  der  Spitze  des 
dortigen  Staatswesens  stand,  und  durch  seine  Persönlichkeit  dasselbe 
vollständig  beherrschte.  Ausserhalb  Genfs  treten  in  Begleitung  des 
Calvinismus  zwei  Hauptrichtungen  hervor,  eine  politische  und  eine 
wirthschaftliche.  Die  politische  erstrebt  bürgerliche  Freiheit,  politische 
Gleichberechtigung.  Die  wirthschaftliche  ruft  eine  bedeutende  Industrie- 
geschicklichkeit hervor,  indem  sie  die  Menschen  zu  ernster  Arbeit,  in 
der  besonders  auch  die  sittlichen  Kräfte  hervortreten  sollen ,  antreibt. 
Freilich  waren  die  einzelnen  Lehren  Calvins  über  die  Gestaltung  des 
politischen  Gemeinwesens  meistens  in  Vergessenheit  gerathen,  den 
Kern  derselben  aber  finden  wir  überall  wieder,  wo  überhaupt  das  re- 
ligiöse System  des  schweizerischen  Reformators  Boden  gewann.  Wie 
wir  dieses  bei  Frankreich,  England  und  Brandenburg  gesehen,  so 
hätten  wir  solches  in  gleicher  Weise  vor  allem  in  den  Niederlanden 
und  Amerika,  dann  in  Dänemark,  Schweden  etc.  verfolgen  können. 
Die  Ideen,   die  überall  als   dieselben  auftraten  und  wirkten,  haben 


p.  149  ff.  verzeichnet  Uebersichtlicher  hat  Beheim-Schwarzbach  (HohenzoHern- 
sche  Kolonisationen  Leipzig  1874)  Buch  VII  (statistischer  Theil)  eine  alphabetische  Ta- 
belle der  hauptsächlichsten  durch  die  Refugies  vertretenen  Industrien  vom  Jahre  1703 
nach  den  Akten  des  Geheimen  Staats-Archivs  in  Berlin  zusammengestellt.  —  Uns  würde 
es  hier  jedoch  zu  weit  führen ,  wollten  wir  auf  alle  jene  Industrien  genauer  eingehen, 
durch  welche  die  Reformirten  Handel  und  Wandel  Brandenburgs  wieder  belebten  und 
in  neue  Bahnen  einlenkten.  — 
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sich  freilich  auf  verschiedene  Weise  entwickelt,  je  nachdem  der  Stoff, 
der  vor  ihnen  lag,  zu  beleben  war. 

Aber  wie  auch  immer  sich  dieselben  gestaltet  haben  mögen,  die 
Bedeutung,  welche  die  Lehren  Calvins  auf  die  politische  und  wirth- 
schaftliche  Entwicklung  der  Staaten  ausgeübt  haben,  liegt  klar  zu 
Tage;  und  wohl  muss  die  politische  Wissenschaft  auch  heute  noch 
mit  Dank  und  Anerkennung  auf  den  Mann  zurückblicken,  der  solche 
Lehren  im  sechzehnten  Jahrhundert  der  Menschheit  verkündete.  — 


Nationalökonomische  öesetzgebung. 


Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 

Vom   17.  Juli   1878. 

Wir   Wilhelm,    von    Gottes  Gnaden    Deutscher  Kaiser,    König   von 
Preussen  etc. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundes- 
raths  und  des  Reichstags,  was  folgt: 

Art.  1.  An  Stelle  des  Titels  VII  der  Gewerbeordnung  treten  nach- 
folgende Bestimmungen: 

Titel  vn. 

Gewerbliche  Arbeiter  (Gesellen,  Gehülfen,  Lehrlinge, 

Fabrikarbeiter). 

1)  Allgemeine  Verhältnisse. 

§.  105.  Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbständigen 
Gewerbetreibenden  und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist,  vorbehaltlich  der 
durch  Reichsgesetz  begründeten  Beschränkungen,  Gegenstand  freier  Ueber- 
einkunft. 

Zum  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  können  die  Gewerbetreibenden 
die  Arbeiter  nicht  verpflichten.  Arbeiten,  welche  nach  der  Natur  des  Ge- 
werbebetriebes einen  Aufschub  oder  eine  Unterbrechung  nicht  gestatten, 
fallen  unter  die  vorstehende  Bestimmung  nicht. 

Welche  Tage  als  Festtage  gelten,    bestimmen  die  Landesregierungen. 

§.  106.  Gewerbetreibende,  welchen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  ab- 
erkannt siud,  dürfen,  so  lange  ihnen  diese  Rechte  entzogen  bleiben,  mit 
der  Anleitung  von  Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  sich  nicht  befassen. 

Die  Entlassung  der  dem  vorstehenden  Verbot  zuwider  beschäftigten 
Arbeiter  kann  polizeilich  erzwungen  werden. 

§.  107.  Personen  unter  einundzwanzig  Jahren  dürfen,  soweit  reichs- 
gesetzlich nicht  ein  Anderes  zugelassen  ist,  als  Arbeiter  nur  beschäftigt 
werden,  wenn  sie  mit  einem  Arbeitsbuche  versehen  sind.  Bei  der  An- 
nahme solcher  Arbeiter  hat  der  Arbeitgeber  das  Arbeitsbuch  einzufordern. 
Er  ist  verpflichtet,  dasselbe  zu  verwahren,  auf  amtliches  Verlangen  vor- 
zulegen und  nach  rechtmässiger  Lösung  des  Arbeitsverhältnisses  dem  Ar- 
beiter wieder  auszuhändigen. 
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Auf  Kinder,  welche  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind, 
finden  vorstehende  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

§.  108.  Das  Arbeitsbuch  wird  dem  Arbeiter  durch  die  Polizeibeliörde 
desjenigen  Ortes,  an  welchem  er  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthalt  ge- 
habt hat,  kosten-  und  stempelfrei  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  auf 
Antrag  oder  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes;  ist  die  Erklä- 
rung des  Vaters  nicht  zu  beschaffen,  so  kann  die  Gemeindebehörde  die 
Zustimmung  desselben  ergänzen.  Vor  der  Ausstellung  ist  nachzuweisen, 
dass  der  Arbeiter  zum  Besuche  der  A'olksschule  nicht  mehr  verpliiclitet 
ist,  und  glaubhaft  zu  machen,  dass  bisher  ein  Arbeitsbuch  für  ihn  noch 
nicht  ausgestellt  war. 

§.  109.  Wenn  das  Arbeitsbuch  vollständig  ausgefüllt  oder  nicht  mehr 
brauchbar,  oder  wenn  es  verloren  gegangen  oder  vernichtet  ist,  so  wird 
an  Stelle  desselben  ein  neues  Arbeitsbuch  ausgestellt.  Die  Ausstellung 
erfolgt  durch  die  Polizeibehörde  desjenigen  Ortes,  an  welchem  der  Inhaber 
des  Arbeitsbuches  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthalt  gehabt  hat.  Das 
ausgefüllte  oder  nicht  mehr  brauchbare  Arbeitsbuch  ist  durch  einen  amt- 
lichen Vermerk  zu  schliessen. 

Wird  das  neue  Arbeitsbuch  an  Stelle  eines  nicht  mehr  brauchbaren, 
eines  verloren  gegangeneu  oder  vernichteten  Arbeitsbuches  ausgestellt,  so 
ist  dies  darin  zu  vermerken.  Für  die  Ausstellung  kann  in  diesem  Falle 
eine  Gebühr  bis  zu  fünfzig  Pfennig  erhoben  werden. 

§.  HO.  Das  Arbeitsbuch  (§.  108)  muss  den  Namen  des  Arbeiters, 
Ort,  Jahr  und  Tag  seiner  Geburt,  sowie  seine  Unterschrift  enthalten.  Die 
Ausstellung  erfolgt  unter  dem  Siegel  und  der  Unterschrift  der  Behörde. 
Letztere  hat  über  die  von  ihr  ausgestellten  Arbeitsbücher  ein  Verzeichniss 
zu  führen. 

Die  Einrichtung  der  Arbeitsbücher  wird  durch  den  Reichskanzler  be- 
stimmt. 

§.  111.  Bei  dem  Eintritte  des  Arbeiters  in  das  Arbeitsverhältniss 
hat  der  Arbeitgeber  an  der  dafür  bestimmten  Stelle  des  Arbeitsbuches  die 
Zeit  des  Eintrittes  und  die  Art  der  Beschäftigung,  am  Ende  des  Arbeits- 
verhältnisses die  Zeit  des  Austrittes  und,  wenn  die  Beschäftigung  Aende- 
mngen  erfahren  hat,  die  Art  der  letzten  Beschäftigung  des  Arbeiters  ein- 
zutragen. 

Die  Eintragungen  sind  mit  Dinte  zu  bewirken  und  von  dem  Arbeit- 
geber zu  unterzeichnen.  Sie  dürfen  nicht  mit  einem  Merkmal  versehen 
sein,  welches  den  Inhaber  des  Arbeitsbuches  günstig  oder  nachtheilig  zu 
kennzeichnen  bezweckt. 

Die  Eintragung  eines  Urtheils  über  die  Führung  oder  die  Leistungen 
des  Arbeiters  und  sonstige  durch  dieses  Gesetz  nicht  vorhergesehene  Ein- 
tragungen oder  Vermerke  in  oder  an  dem  Arbeitsbuche  sind  unzulässig. 

§.  112.  Ist  das  Arbeitsbuch  bei  dem  Arbeitgeber  unbrauchbar  ge- 
worden, verloren  gegangen  oder  vernichtet,  oder  sind  von  dem  Arbeit- 
geber unzulässige  Eintragungen  oder  Vermerke  in  oder  an  dem  Arbeits- 
buche gemacht,  oder  wird  von  dem  Arbeitgeber  ohne  rechtmässigen  Grund 
die  Aushändigung  des  Arbeitsbuches  verweigert,  so  kann  die  Ausstellung 
eines  neuen  Arbeitsbuches  auf  Kosten  des  Arbeitgebers  beansprucht  werden. 


226  Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

Eiu  Arbeitgeber,  welcher  das  Arbeitsbuch  seiner  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung zuwider  nicht  rechtzeitig  ausgehändigt  oder  die  vorschrifts- 
müssigcn  Eintragungen  zu  machen  unterlassen  oder  unzulässige  Eintra- 
gungen oder  Vermerke  gemacht  hat,  ist  dem  Arbeiter  entschädigungs- 
pflichtig. Der  Anspruch  auf  Entschädigung  erlischt,  wenn  er  nicht  innerhalb 
vier  Wochen  nach  seiner  Entstehung  im  Wege  der  Klage  oder  Einrede 
geltend  gemacht  ist. 

§.  113.  Beim  Abgange  können  die  Arbeiter  ein  Zeugniss  über  die 
Art  und  Dauer  ihrer  Beschäftigung  fordern. 

Dieses  Zeugniss  ist  auf  Verlangen  der  Arbeiter  auch  auf  ihre  Füh- 
rung auszudehnen. 

§.  114.  Auf  Antrag  des  Arbeiters  hat  die  Ortspolizeibehörde  die  Ein- 
tragung in  das  Arbeitsbuch  und  das  dem  Arbeiter  etwa  ausgestellte  Zeugniss 
kosten-  und  stempelfrei  zu  beglaubigen. 

§.  115.  Die  Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  die  Löhne  ihrer 
Arbeiter  baar  in  Reichswährung  auszuzahlen. 

Sie  dürfen  denselben  keine  Waaren  kreditiren.  Die  Verabfolgung 
von  Lebensmitteln  an  die  Arbeiter  fällt,  sofern  sie  zu  einem  die  Anschaf- 
fungskosten nicht  übersteigenden  Preise  erfolgt,  unter  die  vorstehende  Be- 
stimmung nicht;  auch  können  den  Arbeitern  Wohnung,  Feuerung,  Land- 
nutzung, regelmässige  Beköstigung,  Arzneien  und  ärztliche  Hülfe,  sowie 
AVerkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen  übertragenen  Arbeiten  unter  An- 
rechnung bei  der  Lohnzahlung  verabfolgt  Averden. 

§.  116.  Arbeiter,  deren  Forderungen  in  einer  dem  §.115  zuwider- 
laufenden Weise  berichtigt  worden  sind,  können  zu  jeder  Zeit  Zahlung 
nach  Maassgabe  des  §.  115  verlangen,  ohne  dass  ihnen  eine  Einrede  aus 
dem  an  Zahlungsstatt  Gegebenen  entgegengesetzt  werden  kann.  Letzteres 
fällt,  soweit  es  noch  bei  dem  Empfänger  vorhanden  oder  dieser  daraus 
bereichert  ist,  derjenigen  Hülfskasse  zu,  welcher  der  Arbeiter  angehört, 
in  Ermangelung  einer  solchen  einer  anderen  zum  Besten  der  Arbeiter  an 
dem  Orte  bestehenden,  von  der  Gemeindebehörde  zu  bestimmenden  Kasse 
und  in  deren  Ermangelung  der  Ortsarmenkasse. 

§.  117.     Verträge,  welche  dem  §.115  zuwiderlaufen,  sind  nichtig. 

Dasselbe  gilt  von  Verabredungen  zwischen  den  Gewerbetreibenden 
und  den  von  ihnen  beschäftigten  Arbeitern  über  die  Entnahme  der  Be- 
dürfnisse der  letzteren  aus  gewissen  Verkaufsstellen,  sowie  überhaupt  über 
die  Verwendung  des  Verdienstes  derselben  zu  einem  anderen  Zweck  als 
zur  Betheiligung  an  Einrichtungen  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Ar- 
beiter oder  ihrer  Familien. 

§.  118.  Forderungen  für  Waaren,  welche  dem  §.115  zuwider  kre- 
ditirt  worden  sind,  können  von  dem  Gläubiger  weder  eingeklagt,  noch 
durch  Anrechnung  oder  sonst  geltend  gemacht  werden,  ohne  Unterschied, 
ob  sie  zwischen  den  Betheiligten  unmittelbar  entstanden  oder  mittelbar 
erworben  sind.  Dagegen  fallen  dergleichen  Forderungen  der  in  §.116 
bezeichneten  Kasse  zu. 

§.  119.  Den  Gewerbetreibenden  im  Sinne  der  §§.  115  bis  118  sind 
gleich  zu  achten  deren  Familienglieder,  Gehülfen,  Beauftragte,  Geschäfts- 
führer, Aufseher  und  Faktoren,  sowie  andere  Gewerbetreibende,  bei  deren 
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Geschäft  eine  der  hier  erwähnten  Personen  unmittelbar  oder  mittelbar 
betheiligt  ist. 

Unter  den  in  §§.115  bis  118  bezeichneten  Arbeitern  werden  auch 
diejenigen  Persouen  verstanden,  welche  für  bestimmte  Gewerbetreibende 
ausserhalb  der  Arbeitsstätten  der  letzteren  mit  der  Anfertigung  gewerb- 
licher Erzeugnisse  beschäftigt  sind. 

§.  120.  Die  Gewerbeunternehmer  sind  verpHichtet,  bei  der  Beschäf- 
tigung von  Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  die  durch  das  Alter  der- 
selben gebotene  besondere  Kücksicht  auf  Gesundheit  und  SittHchkeit  zu 
nehmen. 

Sie  haben  ihren  Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren,  welche  eine  von 
der  Gemeindebehörde  oder  vom  Staate  als  Fortbildungsschule  anerkannte 
Unterrichtsaustalt  besuchen ,  hierzu  die ,  erforderlichen  Falls  von  der  zu- 
ständigen Behörde  festzusetzende  Zeit  zu  gewähren.  Für  Arbeiter  unter 
achtzehn  Jahren  kann  die  Verpiiichtung  zum  Besuche  einer  Fortbildungs- 
schule, soweit  die  Verpiiichtung  nicht  landesgesetzlich  besteht,  dui'ch  Orts- 
statut (§.  142)  begründet  werden. 

Die  Gewerbeunternehmer  sind  endlich  verpflichtet,  alle  diejenigen  Ein- 
richtungen herzustellen  und  zu  unterhalten,  welche  mit  Rücksicht  auf  die 
besondere  Beschaffenheit  des  Gewerbebetriebes  und  der  Betriebsstätte  zu 
thunlichster  Sicherheit  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  notliwendig 
sind.  Darüber,  welche  Einrichtungen  für  alle  Anlagen  einer  bestimmten 
Art  herzustellen  sind,  können  durch  Beschluss  des  Bundesraths  Vorschriften 
erlassen  werden.  Soweit  solche  nicht  erlassen  sind,  bleibt  es  den  nach 
den  Landesgesetzen  zuständigen  Behörden  überlassen,  die  erforderlichen 
Bestimmungen  zu  treffen. 

§.  120a.  Streitigkeiten  der  selbständig  Gewerbetreibenden  mit  ihren 
Arbeitern,  die  auf  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  des  Ar- 
beitsverhältnisses, auf  die  gegenseitigen  Leistungen  aus  demselben,  auf  die 
Ertheilung  oder  den  Inhalt  der  Arbeitsbücher  oder  Zeugnisse  sich  beziehen, 
sind,  soweit  für  diese  Angelegenheiten  besondere  Behörden  bestehen,  bei 
diesen  zur  Entscheidung  zu  bringen. 

Insoweit  solche  besondere  Behörden  nicht  bestehen,  erfolgt  die  Ent- 
scheidung durch  die  Gemeindebehörde.  Gegen  diese  Entscheidung  steht 
die  Berufung  auf  den  Rechtsweg  binnen  zehn  Tagen  offen;  die  vorläufige 
Vollstreckung  wird  durch  die  Berufung  nicht  aufgehalten. 

Durch  Ortsstatut  (§.  142)  können  an  Stelle  der  gegenwärtig  hierfür 
bestimmten  Behörden  Schiedsgerichte  mit  der  Entscheidung  betraut  werden. 
Dieselben  sind  durch  die  Gemeindebehörde  unter  gleichmässiger  Zuziehung 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  bilden. 

2)  Verhältnisse  der  Gesellen  und  Gehülfen. 

§.  121.  Gesellen  und  Gehülfen  sind  verpflichtet,  den  Anordnungen 
der  Arbeitgeber  in  Beziehung  auf  die  ihnen  übertragenen  Arbeiten  und 
auf  die  häuslichen  Einrichtungen  Folge  zu  leisten;  zu  häuslichen  Arbeiten 
sind  sie  nicht  verbunden. 

§.  122.  Das  Arbeitsverhältniss  zwischen  den  Gesellen  oder  Gehülfen 
und    ihren   Arbeitgebern    kann,    wenn   nicht    ein    Anderes    verabredet   ist, 
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durch  cinp  jedem  Theile  freistehende,  vierzehn  Tage  vorher  erklärte  Auf- 
kündigung gelöst  werden. 

§.  123.  Vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne  Auflcündi- 
gung  können  Gesellen  und  Gehiilfen  entlassen  werden : 

1)  wenn  sie  bei  Abschluss  des  Arbeitsvertrages  den  Arbeitgeber  durch 
Vorzeigung  falscher  oder  verfälschter  Arbeitsbücher  oder  Zeugnisse  hinter- 
gangen oder  ihn  über  das  Bestehen  eines  anderen,  sie  gleichzeitig  ver- 
pÜichtenden  Arbeitsverhältnisses  in  einen  Irrthum  versetzt  haben; 

2)  wenn  sie  eines  Diebstahls,  einer  Entwendung,  einer  Unterschla- 
gung, eines  Betruges  oder  eines  liederlichen  Lebenswandels  sich  schuldig 
machen ; 

3)  wenn  sie  die  Arbeit  unbefugt  verlassen  haben  oder  sonst  den  nach 
dem  Arbeitsvertrage  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  nachzukommen  be- 
harrlich verweigern; 

4)  wenn  sie  der  Verwarnung  ungeachtet  mit  Feuer  und  Licht  un- 
vorsichtig umgehen; 

5)  wenn  sie  sich  Thätlichkeiten  und  grobe  Beleidigungen  gegen  den 
Arbeitgeber  oder  seine  Vertreter  oder  gegen  die  Familienangehörigen  des 
Arbeitgebers  oder  seiner  Vertreter  zu  Schulden  kommen  lassen ; 

6)  M'enn  sie  einer  vorsätzlichen  und  rechtswidrigen  Sachbeschädigung 
zum  Nachtheil  des  Arbeitgebers  oder  eines  Mitarbeiters  sich  schuldig 
machen; 

7)  wenn  sie  Familienangehörige  des  Arbeitgebers  oder  seiner  Ver- 
treter oder  Mitarbeiter  zu  Handlungen  verleiten  oder  mit  Familienangehö- 
rigen des  Arbeitgebers  oder  seiner  Vertreter  Handlungen  begehen,  welche 
wider  die  Gesetze  oder  die  guten  Sitten  Verstössen; 

8)  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  oder  mit  einer  ab- 
schreckenden Krankheit  behaftet  sind. 

In  den  unter  Nr.  1  bis  7  gedachten  Fällen  ist  die  Entlassung  nicht 
mehr  zulässig,  wenn  die  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  dem  Arbeitgeber 
länger  als  eine  "Woche  bekannt  sind. 

Inwiefern  in  den  unter  Nr.  8  gedachten  Fällen  dem  Entlassenen  ein 
Anspruch  auf  Entschädigung  zustehe,  ist  nach  dem  Inhalt  des  Vertrages 
und  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  beurtheilen. 

§.  124.  Vor  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne  Aufkündi- 
gung können  Gesellen  und  Gehülfen  die  Arbeit  verlassen : 

1)  wenn  sie  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  werden; 

2)  wenn  der  Arbeitgeber  oder  seine  Vertreter  sich  Thätlichkeiten  oder 
grobe  Beleidigungen  gegen  die  Arbeiter  oder  gegen  ihre  Familienangehö- 
rigen zu  Schulden  kommen  lassen; 

3)  wenn  der  Arbeitgeber  oder  seine  Vertreter  oder  Familienangehörige 
derselben  die  Arbeiter  oder  deren  Familienangehörige  zu  Handlungen  ver- 
leiten oder  mit  den  Familienangehörigen  der  Arbeiter  Handlungen  begehen, 
welche  wider  die  Gesetze  oder  die  guten  Sitten  laufen; 

4)  wenn  der  Arbeitgeber  den  Arbeitern  den  schuldigen  Lohn  nicht 
in  der  bedungenen  Weise  auszahlt,  bei  Stücklohn  nicht  für  ihre  ausrei- 
chende Beschäftigung  sorgt,  oder  wenn  er  sich  widerrechtlicher  Uebervor- 
theilungen  gegen  sie  schuldig  macht; 
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5)  wenn  bei  Fortsetzung  der  Arbeit  das  Leben  oder  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  einer  erweislichen  (iefahr  ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei 
Eingehung  des  Arbeitsvortrages  nicht  zu  erkennen  war. 

In  den  unter  Nr.  2  und  3  gedachten  Fällen  ist  der  Austritt  aus  der 
Arbeit  nicht  mehr  zulässig,  wenn  die  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen 
dem  Arbeiter  länger  als  eine  AVoche  bekannt  siud. 

§.  125.  Ein  Arbeitgeber,  welcher  einen  Gesellen  oder  Gehülfen  ver- 
leitet, vor  rechtmässiger  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  die  Arbeit  zu 
verlassen,  ist  dem  früheren  Arbeitgeber  für  den  dadurcli  entstehenden 
Schaden  als  Selbstschuldner  mitverhaftet.  In  gleicher  Weise  haftet  ein 
Arbeitgeber,  welcher  einen  Gesellen  oder  Gehülfen  annimmt  oder  behält, 
von  dem  er  weiss,  dass  derselbe  einem  anderen  Arbeitgeber  zur  Arbeit 
noch  verpflichtet  ist. 

3)  Lehr  liiigs  vor  h  äl  tuisse. 

§.  126.  Der  Lehrherr  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  in  den  bei  sei- 
nem Betriebe  vorkommenden  Arbeiten  des  Gewerbes  in  der  durch  den 
Zweck  der  Ausbildung  gebotenen  Reihenfolge  und  Ausdehnung  zu  unter- 
weisen. Er  muss  entweder  selbst  oder  durch  einen  geeigneten,  ausdrück- 
lich dazu  bestimmten  Vertreter  die  Ausbildung  des  Lehrlings  leiten.  Er 
darf  dem  Lehrling  die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum  Besuche  des  Gottes- 
dienstes an  Sonn-  und  Festtagen  erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  durch 
Verwendung  zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  entziehen.  Er  hat  den 
Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten  Sitten  anzuhalten  und  vor  Aus- 
schweifungen zu  bewahren. 

§.  127.  Der  Lehrling  ist  der  väterlichen  Zucht  des  Lehrherrn  unter- 
worfen. Demjenigen  gegenüber,  welcher  an  Stelle  des  Lehrherrn  seine 
Ausbildung  zu  leiten  hat,  ist  er  zur  Folgsamkeit  verpflichtet. 

§.  128.  Das  Lehrverähltniss  kann,  wenn  eine  längere  Frist  nicht 
vereinbart  ist,  während  der  ersten  vier  Wochen  nach  Beginn  der  Lehrzeit 
durch  einseitigen  Rücktritt  aufgelöst  werden.  Eine  Vereinbarung,  wonach 
diese  Probezeit  mehr  als  drei  Monate  betragen  soll,  ist  nichtig. 

Nach  Ablauf  der  Probezeit  kann  der  Lehrling  vor  Beendigung  der 
verabredeten  Lehrzeit  entlassen  werden,  wenn  einer  der  im  §.  123  vor- 
gesehenen Fälle  auf  ihn  Anwendung  findet. 

Von  Seiten  des  Lehrlings  kann  das  Lehrverhältniss  nach  Ablauf  der 
Probezeit  aufgelöst  werden : 

1)  wenn  einer  der  im  §.  124  unter  Nr.  1,  3  bis  5  vorgesehenen  Fälle 
vorliegt ; 

2)  wenn  der  Lehrherr  seine  gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den 
Lehrling  in  einer  die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit  oder  die  Ausbildung  des 
Lehrlings  gefährdenden  Weise  vernachlässigt,  oder  das  Recht  der  väter- 
lichen Zucht  missbraucht  oder  zur  Erfüllung  der  ihm  vertragsmässig  ob- 
liegenden Verpflichtungen  unfähig  wird. 

Der  Lehrvertrag  wird  durch  den  Tod  des  Lehrlings  aufgehoben.  Durch 
den  Tod  des  Lehrherrn  gilt  der  Lehrvertrag  als  aufgehoben,  sofern  die 
Aufhebung  innerhalb  vier  Wochen  geltend  gemacht  wird. 

§.  129.     Bei  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  hat  der  Lehrherr  dem 
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Lehrling  unter  Angabe  des  Gewerbes,  in  welchem  der  Lehrling  unter- 
wiesen worden  ist,  über  die  Dauer  der  Lehrzeit  und  die  während  der- 
selben erworbenen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  sowie  über  sein  Betragen 
ein  Zeugniss  auszustellen,  welches  von  der  Gemeindebehörde  kosten-  und 
stempelfrei  zu  beglaubigen  ist. 

An  Stelle  dieser  Zeugnisse  können,  wo  Innungen  oder  andere  Ver- 
tretungen der  Gewerbetreibenden  bestehen,  die  von  diesen  ausgestellten 
Lehrbriefe  treten. 

§.  130.  Verlässt  der  Lehrling  in  einem  durch  dies  Gesetz  nicht  vor- 
gesehenen Falle  ohne  Zustimmung  des  Lehrherrn  die  Lehre,  so  kann  letz- 
terer den  Anspruch  auf  Rückkehr  des  Lehrlings  nur  geltend  machen, 
wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich  geschlossen  ist.  Die  Polizeibehörde  kann 
in  diesem  Falle  auf  Antrag  des  Lehrherrn  den  Lehrling  anhalten,  so  lange 
in  der  Lehre  zu  verbleiben,  als  durch  gerichtliches  Urtheil  das  Lehrver- 
hältniss  nicht  für  aufgelöst  erklärt  ist.  Der  Antrag  ist  nur  zulässig,  wenn 
er  binnen  einer  Woche  nach  dem  Austritte  des  Lehrlings  gestellt  ist.  Im 
Falle  der  Weigerung  kann  die  Polizeibehörde  den  Lehrling  zwangsweise 
zurückführen  lassen,  oder  durch  Androhung  von  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig 
Mark  oder  Haft  bis  zu  fünf  Tagen  zur  Rückkehr  ihn  anhalten. 

§.  131.  Wird  von  dem  Vater  oder  Vormund  für  den  Lehrling,  oder, 
sofern  der  letztere  grossjährig  ist,  von  ihm  selbst  dem  Lehrherrn  die 
schriftliche  Erklärung  abgegeben,  dass  der  Lehrling  zu  einem  anderen  Ge- 
werbe oder  anderen  Berufe  übergehen  werde,  so  gilt  das  Lehrverhältniss, 
wenn  der  Lehrling  nicht  früher  entlassen  wird,  nach  Ablauf  von  vier 
Wochen  als  aufgelöst.  Den  Grund  der  Auflösung  hat  der  Lehrherr  in 
dem  Arbeitsbuche  zu  vermerken. 

Binnen  neun  Monaten  nach  der  Auflösung  darf  der  Lehrling  in  dem- 
selben Gewerbe  von  einem  anderen  Arbeitgeber  ohne  Zustimmung  des  frü- 
heren Lehrherrn  nicht  beschäftigt  werden. 

§.  132.  Erreicht  das  Lehrverhältniss  vor  Ablauf  der  verabredeten 
Lehrzeit  sein  Ende,  so  kann  von  dem  Lehrherrn  oder  von  dem  Lehrling 
ein  Anspruch  auf  Entschädigung  nur  geltend  gemacht  werden ,  wenn  der 
Lehrvertrag  schriftlich  geschlossen  ist.  In  den  Fällen  des  §.  128  Abs.  1 
und  4  kann  der  Anspruch  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  dieses  in 
dem  Lehrvertrage  unter  Festsetzung  der  Art  und  Höhe  der  Entschädigung 
vereinbart  ist. 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  erlischt,  wenn  er  nicht  innerhalb 
vier  Wochen  nach  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  im  Wege  der  Klage 
oder  Einrede  geltend  gemacht  ist. 

§.  133.  Ist  von  dem  Lehrherrn  das  Lehrverhältniss  aufgelöst  worden, 
weil  der  Lehrling  die  Lehre  unbefugt  verlassen  hat,  so  ist  die  von  dem 
Lehrherrn  beanspruchte  Entschädigung,  wenn  in  dem  Lehrvertrage  ein 
Anderes  nicht  ausbedungen  ist,  auf  einen  Betrag  festzusetzen,  welcher  für 
jeden  auf  den  Tag  des  Vertragsbruches  folgenden  Tag  der  Lehrzeit,  höch- 
stens aber  für  sechs  Monate,  bis  auf  die  Hälfte  des  in  dem  Gewerbe  des 
Lehrherrn  den  Gesellen  oder  Gehülfen  ortsüblich  gezahlten  Lohnes  sich 
belaufen  darf. 

Für    die   Zahlung   der    Entschädigung    sind    als    Selbstschuldner    mit- 
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verhaftet  der  Vater  des  Lehrlings  sowie  derjenige  Arbeitgeber,  welcher 
den  Lehrling  zum  Verlassen  der  Lehre  verleitet,  oder  welcher  ihn  in 
Arbeit  genommen  hat,  obwohl  er  wusste,  dass  der  Lehrling  zur  Fortsetzung 
eines  Lehrverhältnisses  noch  verpflichtet  war.  Hat  der  Entschädigungs- 
berechtigte erst  nach  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  von  der  Person  des 
Arbeitgebers,  welcher  den  Lehrling  verleitet  oder  in  Arbeit  genommen 
hat,  Kenntniss  erhalten,  so  erlischt  gegen  diese  der  Entschädigungsan- 
spruch erst,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  vier  Wochen  nach  erhaltener 
Kenntniss  geltend  gemacht  ist. 

4)  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter. 

§.  134.  Auf  Fabrikarbeiter  finden  die  Bestimmungen  der  §§.  121  bis 
125  oder,  wenn  die  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge  anzusehen  sind,  die  Be- 
stimmungen der  §§.   126  bis   133  Anwendung. 

§.  135.  Kinder  unter  zwölf  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  be- 
schäftigt werden. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  darf  die  Dauer 
von  sechs  Stunden  täglich  nicht  überschreiten. 

Kinder,  welche  zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind,  dürfen 
in  Fabriken  nur  dann  beschäftigt  werden ,  wenn  sie  in  der  Volksschule 
oder  in  einer  von  der  Schulaufsichtsbehörde  genehmigten  Schule  und  nach 
einem  von  ihr  genehmigten  Lehrplane  einen  regelmässigen  Unterricht  von 
mindestens  drei  Stunden  täglich  geniessen. 

Junge  Leute  zwischen  vierzehn  und  sechszehn  Jahren  dürfen  in 
Fabriken  nicht  länger  als  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden. 

Wöchnerinnen  dürfen  während  drei  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft 
nicht  beschäftigt  werden. 

§.  136.  Die  Arbeitsstunden  der  jugendlichen  Arbeiter  (§.  135)  dürfen 
nicht  vor  5^/2  Uhr  Morgens  beginnen  und  nicht  über  8^/2  Uhr  Abends 
dauern.  Zwischen  den  Arbeitsstunden  müssen  an  jedem  Arbeitstage  regel- 
mässige Pausen  gewährt  werden.  Die  Pausen  müssen  für  Kinder  eine 
halbe  Stunde,  für  junge  Leute  zwischen  vierzehn  und  sechszehn  Jahren 
Mittags  eine  Stunde,  sowie  Vormittags  und  Nachmittags  je  eine  halbe 
Stunde  mindestens  betragen. 

Während  der  Pausen  darf  den  jugendlichen  Arbeitern  eine  Beschäf- 
tigung in  dem  Fabrikbetriebe  überhaupt  nicht  und  der  Aufenthalt  in  den 
Arbeitsräumen  nur  dann  gestattet  werden,  wenn  in  denselben  diejenigen 
Theile  des  Betriebes,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  sind,  für 
die  Zeit  der  Pausen  völlig  eingestellt  werden. 

An  Sonn-  und  Festtagen ,  sowie  während  der  von  dem  ordentlichen 
Seelsorger  für  den  Katechumenen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und  Kommu- 
nion-Unterricht bestimmten  Stunden  dürfen  jugendliche  Arbeiter  nicht  be- 
schäftigt werden, 

§.  137.  Die  Beschäftigung  eines  Kindes  in  Fabriken  ist  nicht  ge- 
stattet, wenn  dem  Arbeitgeber  nicht  zuvor  für  dasselbe  eine  Arbeitskarte 
eingehändigt  ist.     Eines  Arbeitsbuches  bedarf  es  daneben  nicht. 

Die  Arbeitskarten  werden  auf  Antrag  oder  mit  Zustimmung  des  Vater 
oder  Vormundes  durch  die  Ortspolizeibehörde  kosten-  und  stempelfrei  aus 
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gestellt ;  ist  die  Erklärung  des  Vaters  nicht  zu  beschaffen ,  so  kann  die 
Gemeindebehörde  die  Zustimmung  desselben  ergänzen.  Sie  haben  den 
Namen,  Tag  und  Jahr  der  'Geburt,  sowie  die  Religion  des  Kindes,  den 
Namen,  Stand  und  letzten  Wohnort  des  Vaters  oder  Vormundes  und  aus- 
serdem die  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Schulpflicht  (§.  135)  getroffenen 
Einrichtungen  anzugeben. 

Der  Arbeitgeber  hat  die  Arbeitskarte  zu  verwahren,  auf  amtliches 
Verlangen  jederzeit  vorzulegen  und  am  Ende  des  Arbeitsverhältnisses  dem 
Vater  oder  Vormund  wieder  auszuhändigen.  Ist  die  Wohnung  des  Vaters 
nicht  zu  ermitteln,  so  erfolgt  die  Zustellung  der  Arbeitskarte  an  die  Mutter 
oder  den  sonstigen  nächsten  Angehörigen  des  Kindes. 

§.  138.  Sollen  jugendliche  Arbeiter  in  Fabriken  beschäftigt  werden, 
so  hat  der  Arbeitgeber  vor  dem  Beginn  der  Beschäftigung  der  Ortspolizei- 
behörde eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

In  der  Anzeige  sind  die  Fabrik,  die  Wochentage,  an  welchen  die 
Beschäftigung  stattfinden  soll,  Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeit  und  der 
Pausen,  sowie  die  Art  der  Beschäftigung  anzugeben.  Eine  Aenderung 
hierin  darf,  abgesehen  von  Verschiebungen,  welche  durch  Ersetzung  behin- 
derter Arbeiter  für  einzelne  Arbeitsschichten  nothwendig  werden,  nicht 
erfolgen,  bevor  eine  entsprechende  weitere  Anzeige  der  Behörde  gemacht  ist. 

In  jeder  Fabrik  hat  der  Arbeitgeber  dafür  zu  sorgen,  dass  in  den 
Fabrikräumen ,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  an 
einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  ein  Verzeichniss  der  jugendlichen  Ar- 
beiter unter  Angabe  ihrer  Arbeitstage  sowie  des  Beginns  und  Endes  ihrer 
Arbeitszeit  und  der  Pausen  ausgehängt  ist.  Ebenso  hat  er  dafür  zu  sorgen, 
dass  in  den  bezeichneten  Bäumen  eine  Tafel  ausgehängt  ist,  welche  in 
der  von  der  Centralbehörde  zu  bestimmenden  Fassung  und  in  deutlicher 
Schrift  einen  Auszug  aus  den  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  enthält. 

§.  139.  Wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfälle  den  regelmässigen 
Betrieb  einer  Fabrik  unterbrochen  haben,  so  können  Ausnahmen  von  den 
in  §.  135  Abs.  2  bis  4  und  in  §.136  vorgesehenen  Beschränkungen  auf 
die  Dauer  von  vier  Wochen  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde ,  auf 
längere  Zeit  durch  den  Reichskanzler  nachgelassen  werden.  In  dringen- 
den Fällen  solcher  Art,  sowie  zur  Verhütung  von  Unglücksfällen  kann  die 
Ortspolizeibehörde,  jedoch  höchstens  auf  die  Dauer  von  vierzehn  Tagen, 
solche  Ausnahmen  gestatten. 

Wenn  die  Natur  des  Betriebes  oder  Rücksichten  auf  die  Arbeiter  in 
einzelnen  Fabriken  es  erwünscht  erscheinen  lassen,  dass  die  Arbeitszeit 
der  jugendlichen  Arbeiter  in  einer  anderen  als  der  durch  §.  136  vorge- 
sehenen Weise  geregelt  wird,  so  kann  auf  besonderen  Antrag  eine  ander- 
weite Regelung  hinsichtlich  der  Pausen  durch  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde ,  im  Uebrigen  durch  den  Reichskanzler  gestattet  werden.  Jedoch 
dürfen  in  solchen  Fällen  die  jugendlichen  Arbeiter  nicht  länger  als  sechs 
Stunden  beschäftigt  werden,  wenn  zwischen  den  Arbeitsstunden  nicht  Pau- 
sen von  zusammen  mindestens  einstündiger  Dauer  gewährt  werden. 

Die  auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  zu  treffenden  Verfügungen 
müssen  schriftlich  erlassen  werden. 
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§.  139a.  Durch  Beschluss  des  Bundesraths  kann  die  Verwendung 
von  jugendlichen  Arbeitern  sowie  von  Arbeiterinnen  für  gewisse  Fakri- 
kationszweige,  welche  mit  besonderen  Gefahren  für  (icsundheit  oder  Sitt- 
lichkeit verbunden  sind,  gänzlich  untersagt  oder  von  besonderen  Bedin- 
gungen abhängig  gemacht  werden.  Insbesondere  kann  für  gewisse  Fabri- 
kationszweige die  Nachtarbeit  der  Arbeiterinnen  untersagt  werden. 

Durch  Beschluss  des  Bundesraths  können  für  Spinnereien,  für  Fabri- 
ken, welche  mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  werden,  oder  welche 
sonst  durch  die  Art  des  Betriebes  auf  eine  regelmässige  Tag-  und  Nacht- 
arbeit augewiesen  sind,  sowie  für  solche  Fabriken,  deren  Betrieb  eine  Ein- 
theilung  in  regelmässige  Arbeitsschichten  von  gleicher  Dauer  nicht  gestattet 
oder  seiner  Natur  nach  auf  bestimmte  Jahreszeiten  beschränkt  ist,  Ausnah- 
men von  den  in  §.  135  Abs.  2  bis  4  und  in  §.136  vorgesehenen  Beschrän- 
kungen nachgelassen  werden.  Jedoch  darf  in  solchen  Fällen  die  Arbeits- 
zeit für  Kinder  die  Dauer  von  sechsunddreissig  Stunden  und  für  junge 
Leute  die  Dauer  von  sechszig,  in  Spinnereien  von  sechsundsechszig  Stun- 
den wöchentlich  nicht  überschreiten. 

Die  durch  Beschluss  des  Bundesraths  getroffenen  Bestimmungen  sind 
dem  nächstfolgenden  lleichstag  vorzulegen.  Sie  sind  ausser  Kraft  zu  setzen, 
wenn  der  Keichstag  dies  verlangt. 

§.  139b.  Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der 
§§,  135  bis  139a.  sowie  des  §.  120  Abs.  3  in  seiner  Anwendung  auf  Fa- 
briken ist  ausschliesslich  oder  neben  den  ordentlichen  Polizeibehörden  be- 
sonderen von  den  Landesregierungen  zu  ernennenden  Beamten  zu  über- 
tragen. Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser  Aufsicht  alle  amtlichen 
Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden,  insbesondere  das  Recht  zur  jederzeitigen 
llevision  der  Fabriken  zu.  Sie  sind,  vorbehaltlich  der  Anzeige  von  Gesetz- 
widrigkeiten, zur  Geheimhaltung  der  amtlich  zu  ihrer  Kenntniss  gelangen- 
den Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse  der  ihrer  llevision  unterliegenden 
Fabriken  zu  verpflichten. 

Die  Ordnung  der  Zuständigkeitsverhältnisse  zwischen  diesen  Beamten 
und  den  ordentlichen  Polizeibehörden  bleibt  der  verfassungsmässigen  Rege- 
lung in  den  einzelnen  Bundesstaaten  vorbehalten. 

Die  erwähnten  Beamten  haben  Jahresberichte  über  ihre  amtliche  Thä- 
tigkeit  zu  erstatten.  Diese  Jahresberichte  oder  Auszüge  aus  denselben 
sind  dem  Bundesrath  und  dem  Reichstag  vorzulegen. 

Auf  Antrag  der  Landesregierungen  kann  für  solche  Bezirke,  in  wel- 
chen Fabrikbetriebe  gar  nicht  oder  nur  in  geringem  Umfange  vorhanden 
sind,  durch  Beschluss  des  Bundesraths  von  der  Anstellung  besonderer  Be- 
amten abgesehen  werden. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§.  135  bis  139a.  sowie  des 
§.  120  Abs.  3  in  seiner  Anwendung  auf  Fabriken  auszuführenden  amtli- 
chen Revisionen  müssen  die  Arbeitgeber  zu  jeder  Zeit,  namentlich  auch 
in  der  Nacht,  während  die  Fabriken  im  Betriebe  sind,  gestatten. 

Art.  2.  An  Stelle  der  nachstehend  bezeichneten  Vorschriften  der 
Gewerbeordnung  treten  die  folgenden  Bestimmungen: 
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1)  an  Stelle  des  §.  146: 
Mit  Geldstrafe  bis  zu  zweitausend  Mark  und  im  Unvermögensfalle  mit 
Gefängniss  bis  zu  sechs  Monaten  werden  bestraft: 

1)  Gewerbetreibende,  welche  bei  der  Zahlung  des  Lohnes  oder  bei 
dem  Verkaufe  von  Waaren  an  die  Arbeiter   dem   §.   115    zuwiderhandeln; 

2)  Gewerbetreibende,  welche  den  §§.  135,  136  oder  den  auf  Grund 
der  §§.  139,  139a.  getroffenen  Verfügungen  zuwider  Arbeiterinnen  oder 
jugendlichen  Arbeitern  Beschäftigung  geben. 

Die  Geldstrafen  fliessen  der  im  §.   116  bezeichneten  Kasse  zu. 

2)  an  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §.   147: 
Mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  und  im  Unvermögensfalle  mit 
Haft  wird  bestraft: 

1)  wer  den  selbständigen  Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes,  zu  des- 
sen Beginn  eine  besondere  polizeiliche  Genehmigung  (Konzession,  Appro- 
bation, Bestallung)  erforderlich  ist,  ohne  die  vorschriftsmässige  Genehmi- 
gung unternimmt  oder  fortsetzt,  oder  von  den  in  der  Genehmigung  fest- 
gesetzten Bedingungen  abweicht ; 

2)  wer  eine  gewerbliche  Anlage  ,  zu  der  mit  Eücksicht  auf  die  Lage 
oder  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  oder  des  Lokals  eine  besondere  Ge- 
nehmigung erforderlich  ist  (§§.  16  und  24),  ohne  diese  Genehmigung  er- 
richtet, oder  die  wesentlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die  Genehmi- 
gung ertheilt  worden,  nicht  innehält,  oder  ohne  neue  Genehmigung  eine 
wesentliche  Veränderung  der  Betriebsstätte  oder  eine  Verlegung  des  Lokals 
oder  eine  wesentliche  Veränderung  in  dem  Betriebe  der  Anlage  vornimmt ; 

3)  wer,  ohne  hierzu  approbirt  zu  sein,  sich  als  Arzt  (Wundarzt, 
Augenarzt,  Geburtshelfer,  Zahnarzt,  Thierarzt)  bezeichnet  oder  sich  einen 
ähnlichen  Titel  beilegt,  durch  den  der  Glauben  erweckt  wird,  der  Inhaber 
desselben  sei  eine  geprüfte  Medizinalperson ; 

4)  wer  der  Aufforderung  der  Behörde  ungeachtet  den  Bestimmungen 
des  §.   120  zuwiderhandelt. 

3)  an  Stelle  des  ersten  Satzes  des  §.   148: 
Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark    und   im  Unvermögens- 
falle mit  Haft  bis  zu  vier  Wochen  wird  bestraft: 

4)  an  Stelle  der  Nr.  9  und  10  des  §.  148: 

9)  wer  die  gesetzlichen  Pflichten  gegen  die  ihm  anvertrauten  Lehr- 
linge verletzt; 

1 0)  wer  wissentlich  der  Bestimmung  im  §.  131  Abs.  2  zuwider  einen 
Lehrling  beschäftigt; 

5)  an  Stelle  des  ersten  Satzes  des  §.   149: 
Mit   Geldstrafe    bis    zu    dreissig  Mark    und    im  Unvermögensfalle    mit 
Haft  bis  zu  acht  Tagen  wird  bestraft : 

6)  an  Stelle  der  Nr.  7  des  §.   149: 
7)  wer  es  unterlässt,    den  durch  §§.   138  und   139b.  für  ihn   begrün- 
deten Verpflichtungen  nachzukommen. 
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7)  an  Stelle  des  §.   150: 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Mark  und  im  Unverraögensfalle  mit 
Haft  bis  zu  drei  Tagen  für  jeden  Fall  der  Verletzung  des  Gesetzes  wird 
bestraft : 

1)  wer  den  Bestimmungen    der  §§.   106  bis   112  zuwider   einen  Arbeiter 
in  Beschäftigung  nimmt  oder  behält; 

2)  wer    den    Bestimmungen    dieses    Gesetzes    in    Ansehung    der    Arbeits- 
bücher und  Arbeitskarten  zuwiderhandelt; 

3)  wer  vorsätzlich    ein    auf  seinen  Namen    ausgestelltes  Arbeitsbuch  un- 
brauchbar macht  oder  vernichtet. 

8)  an  Stelle  des  §.   154. 

Die  Bestimmungen  der  §§.  105  bis  133  finden  auf  Gehülfen  und 
Lehrlinge  in  Apotheken  und  Handelsgeschäften  keine  Anwendung. 

Die  Bestimmungen  der  §§.  134  bis  139b.  finden  auf  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  Werkstätten,  in  deren  Betrieb  eine  regelmässige  Benutzung 
von  Dampfkraft  stattfindet ,  sowie  in  Hüttenwerken ,  in  Bauhöfen  und 
Werften  entsprechende  Anwendung. 

In  gleicher  Weise  finden  Anwendung  die  Bestimmungen  der  §§.  115 
bis  119  und  135  bis  139b.  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von  Bergwerken, 
Salinen,  Aufbereitungsanstalten  und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder 
Gruben. 

Arbeiterinnen  dürfen  in  Anlagen  der  in  Absatz  3  bezeichneten  Art 
nicht  unter  Tage  beschäftigt  werden.  Zuwiderhandlungen  unterliegen  der 
Straf bestimmung  des  §.   146. 

Art.  3.     Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem   1.  Januar   1879  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Neues  Palais  bei  Potsdam,  den  17.  Juli   1878. 
Im  Allerhöchsten  Auftrage  Sr.  Majestät  des  Kaisers: 

(L.  S.)  Friedrich  Wilhelm,  Kronprinz. 

Fürst  V.  Bismarck. 
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Die  Frage  der  Kommunalbesteuerung  gehörte  in  Deutschland  bis  in  die 
jüngste  Zeit  nicht  zu  den  besonders  oft  und  eingehend  behandelten  Fragen, 
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auch  in  allgemeinen  Werken  über  Finanzen  und  Steuerweseu  wurde  ihr 
meist  keine  grosse  Beachtung  gewidmet.  Es  gehört  zu  den  Verdiensten 
des  volkswirthschaftlichen  Kongresses  und  seiner  Führer,  der  Frage  zuerst 
grössere  Aufmerksamkeit  geschenkt  zu  haben,  doch  hat  diese  Anregung  in 
früherer  Zeit  nicht  nachhaltig  gewirkt. 

Seit  dem  Jahre  1871  aber  haben  mehrere  Umstände  zusammengewirkt, 
diese  Frage,  namentlich  in  Preussen,  zu  einer  wichtigen  Tagesfrage  zu 
machen. 

Das  rasche  Anwachsen  der  Bevölkerung  in  grossen  Industriestädten, 
die  allgemeine  Ausdehnung  der  Städte,  insbesondre  aber  die  Zunahme  der 
kommunalen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Schul-  und  Verkehrswesens 
und  die  Ausdehnung  der  Selbstverwaltung  machten  es  zu  einer  dringenden 
Frage,  auf  welche  Weise  den  steigenden  Ausgaben  der  Kommunen  gegen- 
über die  nöthigen  Einnahmen  auf  die  beste  Weise  beschafft  werden  könnten. 
Dazu  kam  die  Aufhebung  der  ]\rahl  -  und  Schlachtsteuer,  deren  Wegfall 
zu  einer  gewaltigen  Steigerung  der  direkten  Kommunalsteuern  zwang. 

Es  sind  bereits  Kommunalzuschläge  von  600  '^Jq  zur  Staatseinkom- 
mensteuer in  Preussischen  Städten  vorgekommen.  Danach  kann  die  ge- 
sammte  Einkommensteuer  17  —  20  «^/^  des  Einkommens  der  Steuerpflich- 
tigen ausmachen,  was  man  ohne  Zaudern  als  unerschwinglich  bezeichnen 
kann  —  es  sei  denn  dass,  was  faktisch  der  Fall  ist  —  solche  Steuerhöhe 
eine  die  ganze  Einkommensteuer  ruinirende  Milde  der  Einschätzungen 
hervorruft:  d.  h.  die  Komraunalbcsteuerung  ist  nicht  nur  eine  sehr  wich- 
tige Frage  an  sich,  sondern  sie  ist  zugleich  von  grösstem  EinHuss  auf  die 
Entwicklung  der  staatlichen  Steuer. 

Neumann  hatte  bereits  in  seinen  Schriften  über  die  Einkommen- 
steuer die  Kommunalsteuer  mit  berücksichtigt  und  dieselbe  wurde  bei  den 
Debatten  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Personalsteuer  1875  mit 
erwähnt.  Darauf  veranlasste  dieser  Verein  eine  Sammlung  spezieller 
Gutachten  über  die  Kommunalsteuerfrage  und  debattirte  darüber  in  der 
Generalversammlung  von  1877.  Gleichzeitig  oder  kurz  darauf  erschienen 
einige  selbständige  Werke.  Der  Entwurf  der  Preussischen  Regierung  be- 
treffend die  Aufbringung  der  Gemeindeabgaben  vom  November  1877  be- 
rücksichtigte eingehend  die  vorhandene  Literatur  und  bereicherte  dieselbe 
durch  die  beigefügten  Motive  sowie  die  darauf  folgenden  Landtagsde- 
batten. Darauf  trat  die  Frage  wieder  etwas  mehr  in  den  Hintergrund, 
weil  ihre  Lösung  von  der  projektirten  Reform  der  Reichssteuern  abhängt. 
Aber  die  Lösung  der  Frage  ist  nur  verschoben,  und  es  kann  geradezu  als 
unmöglich  bezeichnet  werden,  dass  unser  Kommunalsteuerwesen  noch  lange 
Zeit  in  seinem  gegenwärtigen  durchaus  verwirrten  Zustand  verbleibe. 

Wenn  ich  es  unternehme,  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  einen  kriti- 
schen Ueberblick  über  die  bisher  in  jüngerer  Zeit  entstandene  Literatur 
darzubieten,  so  darf  ich  wohl  vorerst  meinen  eigenen  Standpunkt  entwickeln, 
da  ich  auf  dem  erwähnten  Kongress  von  1877  bereits  eine  bestimmte 
Stellung  zu  unserer  Frage  genommen  habe  und  von  dem  einmal  einge- 
nommenen Standpunkt  nicht  wohl  abstrahiren  kann.  Ich  bemerke,  dass 
ich  nur  von  den  Kommunen  im    engeren  Sinne,  von  den  Stadt-  und  Land- 
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gemeinden  (resp.  Gutsbezirkeu)  nicht  zugleich  von  Kreisen,  Bezirken  und 
Provinzen  reden  will.  — 

Die  Frage,  welche  Einnahmen  die  Gemeinde  erheben  soll,  hängt  vor 
Allem  davon  ab,  welche  Leistungen  der  Kommune  zugewiesen  sind.  Stellt 
man  sich  hierbei  auf  den  ßoden  der  Thatsachen  und  nicht  auf  den  Boden 
einer  abstrakten  Theorie,  so  sind  die  bekannten  Streitfragen,  ob  die  Kom- 
mune ihrer  Natur  nach  Wirthschaftsgemeinschaft  sei  und  daher  das  Prinzip 
der  Leistung  und  Gegenleistung  bei  der  Gemeindesteuer  ausschliesslich  zur 
Anwendung  zu  kommen  habe  oder  nicht,  von  vornherein  abzuweisen. 
Es  kommt  nicht  darauf  an,  was  die  Natur  der  Gemeinde  nach  irgend 
einer  Theorie  ist,  sondern  was  fiir  Aufgaben  die  Gemeinde  nach  Maassgabe 
der  bestehenden  Gesetze  faktisch  übernimmt  und  erfüllt. 

Wenn  man  die  Frage  so  stellt,  so  ist  unzweifelhaft  zu  antworten, 
dass  unsere  Gemeinden  mit  dem  Staat  gleichartige  Aufgaben  haben,  dass 
aber  die  verschiedenen  Arten  öffentlicher  Aufgaben  quantitativ  in  der  Ge- 
meinde anders  gemischt  sind  als  im  Staat.  Staat  und  Gemeinde  verfolgen 
beide  allgemeine  höhere  Kulturzweckc,  beide  sorgen  für  Sicherheit  der 
Personen  und  des  Eigenthums  und  persönliche  Annehmlichkeit  des  Lebens, 
beide  gewähren  ihren  Augehörigen  nachweisliche  wirthschaftliche  Vortheile. 
Aber  die  Aufgaben  der  letzten  Art  sind  in  der  Kommune  von  relativ 
grösserer,  die  der  ersten  Art  von  relativ  geringerer  Bedeutung  als  im 
Staat.  Allenthalben  beruhen  die  von  den  Gemeinden  faktisch  übernomme- 
nen Aufgaben  auf  Staatsgesetz,  dieses  Gesetz  behandelt  aber  nicht  alle 
Gemeinden  desselben  Staates  gleich,  und  dieselben  haben  innerhalb  gesetz- 
licher Schranken  noch  eine  gewisse  Autonomie. 

Demgemäss  halte  ich  es  für  absolut  undenkbar,  dass  den  Kommunen 
die  Wahl  ihrer  Einnahmen  ganz  selbst  überlassen  werde.  Das  Staats- 
gesetz, welches  die  Aufgaben  der  Kommunen  bestimmt  und  begrenzt,  muss 
auch  die  allgemeinen  Normen  festsetzen ,  nach  denen  die  Einnahmen  er- 
hoben werden  sollen  und  nur  innerhalb  gewisser  Grenzen  den  Kommunal- 
behörden die  Entscheidung  überlassen.  Das  ist  schon  wegen  des  Zusam- 
menhangs mit  den  Staatssteuern  und  desshalb  nöthig,  weil  in  den  Kom- 
munalvertretungen einseitige  Interessen  leicht  ein  schädliches  und  verwir- 
rendes  üebergewicht  erlangen^). 

Es  liegt  allerdings  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  gewisse  wirthschaft- 
liche Aufgaben  überall  den  Gemeinden   überlassen   werden  z.  B.  die  Sorge 


1)  Man  muss  überhaupt  bedenken,  dass  die  Selbstverwaltung  und  Decentralisation, 
an  deren  Ausbildung  wir  arbeiten  und  deren  Ausdehnung  mit  Recht  gewünscht  wird, 
stets  eine  Verwaltung  im  Staate  bleiben  muss  und  die  Einheitlichkeit  des  staatlichen 
Gesetzes  nicht  aufheben  darf.  Es  handelt  sich  nur  darum  zur  Erfüllung  öffentlicher  Auf- 
gaben eine  grössere  Zahl  sachverständiger  Personen  heranzuziehen ,  lokale  Verhältnisse 
und  Bedürfnisse  besser  zu  berücksichtigen,  keineswegs  darum ,  den  Staat  in  selbständige 
Kommunen  aufzulösen.  Es  giebt  einen  llebereifer,  die  bureaukratische  Staatsgewalt  zu 
schwächen  und  die  Kompetenz  der  populären  Kommunalorgane  auszudehnen.  Dieser 
Uebereifer  zeigte  sich  z.  B.  neuerdings  in  der  im  Reichstag  hervorgetretenen  Abneigung, 
die  Ernennung  des  Vorsitzenden  von  Gewerbegerichten  dem  Staate  zu  überlassen,  ob- 
wohl es  hier  vor  Allem  nöthig  ist ,  dass  unparteiische  Personen  ernannt  werden ,  wozu 
die  Gemeindebehörden  gar  nicht  geeignet  sind ,  da  diese  unvermeidlicher  Weise  vorzugs- 
weise aus  einzelnen  wirthschaftlichen  Ständen  hervorgehen. 
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für  Strassen,  Beleuchtung  etc.  in  der  Gemeinde.  Aber  auch  diese  Auf- 
gaben der  (Jemeiude  sind  durch  Stautsgesetz  norniirt  und  präcisirt  und 
ihre  Erfüllung  ist  zugleich  ein  allgcnuiines  Staatsinteresse.  Daneben  sind 
aber  den  (Jemeiuden  überall  eine  wachsende  Menge  von  Aufgaben  zuge- 
wiesen, die  an  sich  auch  die  zentralisirten  Staatsbehörden  erfüllen  könnten, 
wie  Polizei,  Schulen,  Armenplicge  etc.  IJie  Gemeinden  sind  nicht  freie 
Gesellschaften,  sondern  Zwangsgemeinschaften  und  aller  Zwang  im  Staate 
rauss  auf  Staatsgesetz  beruhen;  und  sie  sind  zu  einem  grossen  Theil  ihrer 
Aufgaben  direkt  Organe  des  geographisch  eingetheilten  und  gegliederten 
Staates. 

Desshalb  erscheint  es  mir  unerlässlich ,  dass  ein  Staatsgesetz  die 
oberste  Korm  der  Gemeindebesteuerung  festsetzt,  wenn  dasselbe  auch  auf 
bestehende  Gewohnheiten  und  auf  die  Verschiedenheit  der  2^atur  einzelner 
Gemeinden  ausgedehnte  Rücksicht  nehmen  und  den  Gemeinden  innerhalb 
gewisser  Grenzen  Freiheit  lassen  kann  und  muss. 

Jedes  Kommunalsteuergesetz  hat  nun  vor  Allem  zwei  Fragen  ins 
Auge  zu  fassen,  welche  auch  in  dem  Preussischen  Entwurf  und  dem  be- 
treffenden Kommissiousbericht  unterschieden  werden,  nämlich  die  Frage 
der  zulässigen  resp.  nothwendigen  Arten  von  Gemeindeabgaben  und  ihrer 
Vertheilung,  und  die  Frage  der  Abgrenzung  der  Beitragspilicht  gegenüber 
verschiedenen  Gemeinden.  Dass  die  letztere  Frage  überhaupt  praktisch 
eine  grosse  Holle  spielt,  ist  nebenbei  bemerkt  noch  ein  besonderer  Grund 
für  die  Nothwendigkeit  eines  Staatsgesetzes. 

Wenden  wir  uns  zu  der  ersten  Frage,  so  ist  zu  unterscheiden  zwi- 
schen eigentlichen  Kommunalsteuern  und  zwischen  Gebühren  und  beson- 
deren Beiträgen  der  Gemeindeangehörigen.  Was  die  eigentlichen  Steuern 
betrifft,  so  ist  ihre  Gesammthöhe  theilweise  abhängig  von  vorhandenem 
Kommunalvermögen  und  von  etwa  vorhandenen  besonderen  Zuschüssen 
aus  der  Staatskasse.  Es  ist  dann  zu  untersuchen ,  ob  ausschliesslich  Zu- 
schläge zu  (einzelnen)  Staatssteuern  oder  ob  auch  selbständige  Kommunal- 
steuern geduldet  werden  sollen.  Ferner  in  welchem  Maasse  Personal-, 
Ertrags-  und  indirekte  Steuern  zur  Anwendung  kommen  sollen. 

Bei  denjenigen  Kommunalleistungen ,  welche  nachweislich  einzelnen 
Personen  einen  besonderen  wirthschaftlichen  Vortheil  gewähren,  ist  es  meines 
Erachtens  unbedingt  am  Platze,  dass  besondere  Gebühren  erhoben  werden, 
gerade  so  wie  es  der  Staat  bei  der  Post  und  den  Gerichten  thut.  Es 
kann  am  Platze  sein ,  dass  der  Staat  durch  solche  Gebühren  gerade  die 
Kosten  einer  bestimmten  Einrichtung  z.  B.  eines  Schlachthauses  deckt;  oder 
aber  dass  er  dadurch  nur  einen  Theil  der  betreffenden  Kosten  deckt  wie 
bei  einem  Trottoir  oder  bei  Schulen  —  oder  endlich,  dass  der  Ertrag  der 
Gebühren  sogar  die  speziellen  Kosten  übersteigt,  indem  man  z.  B.  bei 
Gasbeleuchtung  in  den  Häusern  den  Gesichtspunkt  der  Luxussteuer  walten 
lässt.  Es  wird  sich  im  Allgemeinen  behaupten  lassen,  dass  den  Gebühren 
und  besonderen  Beiträgen  bisher  zu  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt 
wurde.  Ein  Gesetz  müsste  für  viele  allgemein  vorkommende  Fälle  allge- 
meine Normen  aufstellen,  für  andere  die  Erhebung  von  Gebühren  von 
einer  (leicht  zu  gewährenden)  Erlaubniss  der  Aufsichtsbehörde  abhängig 
machen,    da    eine    gesetzliche    Kasuistik    den    wechselnden    Verhältnissen 
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gegenüber  nie  erschöpfend  sein  könnte.  Trotü  dessen  dass  Gebühren  und 
besondere  Beiträge  in  den  Kommunen  einer  grösseren  Ausdehnung  fähig 
sind ,  so  werden  sie  aber  niemals  ausreichen ,  um  dem  Gesichtspunkt  der 
Belastung  nach  Maassgabe  empfangener  Yortheile  und  verursachter  Kosten 
im  vollen  Maasse  zu  genügen,  da  es  auch  Vortheile  und  Kosten  giebt, 
welche  nicht  von  einzelnen  Personen  in  ausscheidbarer  Weise  empfangen 
resp.  verursacht  werdeu ,  sondern  von  ganzen  Kategorien  von  Personen. 
Im  Staate  kann  man  mit  Gebühren  und  mit  Steuern ,  die  einfach  nach 
dem  Gesichtspunkt  der  öffentlichen  PHicht  umgelegt  sind,  auskommen, 
nicht  aber  in  den  Kommunen ,  deren  Leistungen  theilweise  der  grossen 
Kategorie  der  grundbesitzenden  Einwohner  vorzugsweise  zu  Gute  kom- 
men. — 

Den  Kommunen  Beiträge  aus  der  Staatskasse  zu  gewähren  erscheint 
mir  als  ein  Gedanke,  der  durchaus  nicht  a  limine  abzuweisen  ist.  Es 
spricht  dafür  der  Vorgang  bei  der  Abschaffung  der  belgischen  Octroi's 
und  unsere  Provinzialfonds. 

Einzelne,  aber  auch  nur  einzelne  Kommunen  errichten  Anstalten 
z.  B.  Gymnasien,  welche  auch  den  Angehörigen  anderer  Kommunen  zu 
Gute  kommen  und  deren  Kosten  durch  Gebühren  nicht  vollständig  ge- 
deckt werden.  Zugleich  tragen  unleugbar  die  Angehörigen  gewisser  Kom- 
munen zum  Ertrag  der  staatlichen  indirekten  Steuern  unverhältnissmässig 
viel  bei.  Bei  Wegen,  Strassen  und  Brücken  ist  es  oft  ununterscheidbar, 
ob  und  in  welchem  Maasse  dieselben  die  Gemeinde ,  den  Kreis  oder  den 
ganzen  Staat  angehen. 

Ich  will  zugestehen ,  dass  das  Maass  solcher  Staatsbeiträge  richtig 
zu  bestimmen  unendlich  schwierig  ist,  und  dass  dieselben  die  eigene  Ini- 
tiative und  das  selbständige  Leben  der  Kommunen  hemmen  können.  Auch 
verquickt  sich  diese  Frage  mit  der  zur  Zeit  bei  uns  dringenderen,  ob  nicht 
der  Staat  einzelne  Staatssteuern  den  Kommunen  ganz  oder  theilweise  über- 
lassen soll.  Es  wird  vielleicht  praktisch  richtig  sein ,  die  ohnedies  schon 
überaus  schwierige  Kommunalsteuerfrage  durch  das  Postulat  von  Beiträgen 
aus  der  Staatskasse  heute  nicht  noch  weiter  zu  erschweren;  aber  ich 
möchte  bemerken,  dass  dies  Postulat  nicht  unbedingt  und  für  alle  Zeiten 
verwerflich  ist. 

Die  Ueberlassung  eines  Theils  der  Grund-  und  Gebäudesteuern  an  die 
Kommunen  ist  dagegen  ein  Postulat,  dessen  Gewährung  gerade  heute 
eine  wesentliche  Vorbedingung  der  vernünftigen  Reglung  des  Kommunal- 
steuerwesens genannt  werden  muss. 

So  lange  diese  Steuern  in  alter  Höhe  vom  Staate  forterhoben  werden, 
wird  sich  sicher  seitens  der  Agrarier  eine  wachsende  Opposition  gegen 
dieselben  erheben ,  und  Kommunalzuschläge  zu  denselben  oder  besondere 
Kommunalrealsteuern  vom  unbeweglichen  Besitz  werden  in  nennenswerther 
Ausdehnung  unmöglich  sein.  Zugleich  sind  diese  Steuern  an  sich  für  den 
Staat  bedenklich. 

Alle  Ertrags-,  Real-  oder  Objektsteuern  haben  das  Missliche,  dass 
sie  die  Personen  ungleichmässig  und  prinziplos  treff'en,  da  sie  auf  die  ge- 
sammten  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  Personen  keine  Rücksicht  neh- 
men.    Dieser  Fehler  wird  noch  dadurch  gesteigert,  dass  nicht  alle  Ertrag 


Literatur.  241 

abwerfenden  Objekte  überhaupt,  und  dass  die  Besteuerten  nieht  nacli  glei- 
chem Steuerfuss  getrott'en  werden.  Die  daraus  entstehenden  Ungerechtig- 
keiten werden  bei  jeder  Aenderung  in  der  Höhe  der  tSteueru  neuerdings 
sehr  empfindlich. 

Wenn  in  der  Staatsbesteuerung  das  Prinzip  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung keine  lierechtiguug  hat  und  im  Staat  nur  bei  den  Gebühren  in 
Anwendung  kommen  darf,  wenn  vielmehr  dem  Staate  die  einzelnen  Per- 
sonen nur  deshalb  weil  sie  Unterthanen  sind  steuern  sollen,  wenn  die 
Staatssteuer  einfach  ein  pMichtmässig  vom  Einzelnen  an  die  Gesammtheit 
abgegebener  Theil  des  Einzeleinkommens  ist  und  sein  soll  —  so  sind  die 
Ertragssteuern  keine  passenden  Staatssteuern ,  weil  bei  ihnen  eine  Ver- 
theilung  der  Steuerlast  auf  die  einzelnen  Unterthanen  nach  irgend  einem 
in  den  Verhältnissen  der  Letzteren  begründeten  Maassstab  überhaupt  nicht 
stattfindet  und  weil  sie  sich  ohne  schwere  Ungerechtigkeit  den  wechseln- 
den Bedürfnissen  des  Staats  nicht  anpassen  lassen. 

Ich  bleibe  in  dieser  Hinsicht  bei  meinem  schon  1872  ausgesproche- 
nen Grundsatz,  der  ja  seither  in  der  Literatur  die  weiteste  Anerkennung 
gefunden  hat: 

Die  Personalsteuer  in  Gegensatz  zur  Ertragssteuer  ist  die  direkte 
Staatssteuer  der  Zukunft. 

Ebenso  bleibe  ich  aber  auch  der  alten  Meinung  getreu,  dass  die  alten 
Ertragssteuern  nicht  ohne  Weiteres  abgeschafft  und  durch  Personalsteuer 
ersetzt  werden  können.  So  verfehlt  ihre  Neueinführung  wäre,  so  wäre 
ihre  Abschaffung  doch  ein  „unmotivirtes  Geschenk"  an  Einzelne  insoweit 
als  sie  faktisch  verjährte  Expropriationen,  verjährte  Werthverminderungen 
der  betreffenden  Steuerobjekte  zu  Gunsten  des  Staats  geworden  sind. 

Diesen  Charakter  haben  Grund-  und  Gebäudesteuer  angenommen  in- 
soweit als  sie  bisher  durch  Gewerbesteuer  und  andere  Steuern  nicht  auf- 
gewogen worden  sind  und  insoweit  seit  ihrer  Auflegung  Besitzwechsel 
stattgefunden  haben. 

Es  lässt  sich  weder  für  alle  Grundstücke  und  Gebäude  im  Durch- 
schnitt, noch  für  das  einzelne  Grundstück  genau  ausrechnen,  der  wie- 
vielste Theil  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  verjährte  Last  des  immobilen 
Besitzes  geworden  ist;  man  muss,  wie  ich  ebenfalls  schon  1872  ausge- 
führt habe,  ex  aequo  et  bono  durchgreifen  und  wird  —  was  ja  z.  B.  in 
Sachsen-Weimar  geschehen  ist  und  vonHelferich  auch  für  Bayern  vor- 
geschlagen wurde  —  am  besten  das  einfachste  Verhältniss  nehmen  d.  h. 
halbiren. 

Nehmen  wir  an,  der  Preussische  Staat  behielte  die  Hälfte  der  gegen- 
wärtigen Grund-  und  Gebäudesteuern  als  einen  ihm  gehörigen  unveränder- 
lichen (und  in  Kapital  ablösbaren)  Bodenzins ,  und  Hesse  die  andere 
Hälfte  frei. 

Nehmen  wir  ferner  an,  er  gäbe  die  immer  schwieriger  werdende  Ge- 
werbesteuer,   welche  Ertragssteuer   sein    soll,    faktisch  aber    als    Personal- 
teuererhöhung einzelner  Gewerbetreibenden  wirkt,   ganz  auf^);  so  würde 


1)  von    deu     eigenthümlichen    Bergwerkssteuern    und    der    Eisenbahnabgabe    können 
wir  absehen. 
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dies  M  für  den  Preussischen  Staat    einen  Ausfall  ausmachen    von  rund  48 
Millionen  Mark. 

Wenn  aber  gleichzeitig  durch  Erhöhung  der  indirekten  Reichssteuern 
der  Preussische  Matrikularbeitrag  an  das  E,eich  von  rund  36  Mill.  Mark 
in  Wegfall  käme,  so  würde  sich  der  ganze  Ausfall  vermindern  auf 

12  Mill.  Mark. 

Die  Klassen-  und  Einkommensteuer  tragen  zusammen  rund  72  Mill. 
Mark.  Diese  Summe  würde  sich  um  12  Mill.  d.  h.  auf  84  Mill,  Mark 
ohne  Erhöhung  des  gesetzlichen  Steuerfusses  steigern  lassen  —  wenn  mun 
nur  die  Kontingentirung  der  Klassensteuer  wieder  aufheben  und  wenn 
man  nur  die  Einkommensteuern  einigermaassen  richtig  einschätzen  würde. 

Eine  Vermehrung  der  indirekten  Reichssteuern  um  weniger  als  100 
Millionen  Mark  würde  also  dazu  genügen,  dass  der  Preussische  Staat  mit 
voller  Sicherheit  auf  die  ganze  Gewerbesteuer  und  auf  die  halbe  Grund- 
und  Gebäudesteuer  verzichten  könnte. 

Nun  aber  bin  ich  nicht  der  Ansicht,  dass  der  Staat  die  halbe  Grund- 
und  Gebäudesteuer  und  die  Gewerbesteuer,  so  wie  diese  Steuern  gegenwärtig 
sind,  den  Kommunen  überlassen  soll.  Sondern  die  Entlastung  der  Unter- 
thanen  von  staatlichen  Ertragssteuern  soll  die  Möglichkeit  neuer  kommu- 
naler Ertragssteuern  begründen. 

Der  einfache  Anschluss  an  die  bisherigen  Staatsertragssteuern  ist  un- 
zulässig, weil  die  Gewerbesteuer  ganz  prinziplos  ist,  Bergwerke  etc.  gar 
nicht  trifft,  und  weil  Grund-  und  Gebäudesteuer  des  Staats  auf  den  Werth- 
wechsel  der  Steuerobjekte  von  Jahr  zu  Jahr  keine  Rücksicht  nehmen, 
die  Gebäudesteuer  die  gewerblichen  Gebäude  zu  niedrig  trifft  etc.  Der 
ganze  oder  theilweise  Wegfall  der  genannten  Staatssteuern  und  die  Neu- 
einführung ähnlicher  Kommunalsteuern  würde  nicht  nur  die  gesammte 
direkte  Steuerlast  in  Staat  und  Gemeinde  in  Anbetracht  der  gleichzei- 
tigen Erhöhung  der  indirekten  Steuern  vermindern,  sondern  die  Last  der 
direkten  Steuern  jedenfalls  rationeller  und  erträglicher  vertheilen  und 
selbst  den  agrarischen  Wünschen  insofern  entgegenkommen,  als  die  neuen 
Lasten  des  Grundbesitzes  besser  vertheilt  und  in  vielen  Landgemeinden 
in  Summa  geringer  sein  würden,  als  die  bisherige  Staatsgrundsteuer  nebst 
Kommunalzuschlägen. 

Die  Voraussetzung  dieser  ganzen  Reform  ist  wiegesagt  die  Vermeh- 
rung der  indirekten  Steuern  des  Reichs.  —  Wenn  wir  die  Steuern,  die 
gegenwärtig  ein  preussischer  Unterthan  an  Staat  und  Reich  zusammen 
bezahlt,  betrachten  und  zwar  nur  die  eigentlichen  Steuern,  nicht  verschie- 
dene in  den  Etats  als  indirekte  Steuern  aufgeführte  Gebühren,  so  treffen 
auf  den  Kopf  etwas  über  6  Mark  unzweifelhaft  direkte  Schätzungen  und 
nicht  ganz  7  Mark  unzweifelhaft  indirekter  Konsumtionssteuern.  Dagegen 
machen  in  Frankreich  und  England  die  indirekten  Steuern  (nach  den- 
selben Prinzipien  berechnet)  etwa  das  dreifache  der  direkten  aus.  Bei 
dieser  relativ  geringeren  Höhe  der  indirekten  Steuern  bei  uns  ist  nun 
vor  Allem  zu  bedenken,  dass  unsere  Steuerlast  im  Ganzen  viel  geringer 
ist  wegen    unseres    grossen  Staatsbesitzes   und    unserer  geringeren  Staats- 


1)  unter  Zugrundelegung  des  neuesten  Etats. 
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schuld.  Ferner  ist  zu  bedenken,  dass  das  Verhältniss  beider  Steuerarteu 
wenigstens  in  Frankreich  nicht  uachahmungswerth,  sondern  in  sozialer 
Hinsicht  gefährlich  ist.  Indessen  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  eine  gewisse 
Steigerung  der  indirekten  Steuern  bei  uns  am  Platze  ist  und  keineswegs 
eine  gefährliche  Verschiebung  der  öffentlichen  Lasten  auf  die  Schultern 
der  Armen  bedeuten  würde: 

1)  weil    wir   ja    eine    progressive    Personalsteuer    zur  Ausgleichung    der 
Lasten  der  Aermeren  haben, 

2)  weil   wir   in   der  Ausbildung    der   indirekten  Steuern    gegenüber  den 
direkten  seit   1820  entschieden  zurückgeblieben  sind, 

0)  weil  bei    dem    oben    berechneten  Verhältniss    zwischen    direkten    und 

indirekten  Steuern  die  ganz  vorwiegend  direkten  Komunalsteuern  gar 

nicht  mitgerechnet  sind. 

Es  würde  also  eine  massige  Erhöhung  der  indirekten  Steuern  des 
Eeichs  keineswegs  ein  Bruch  mit  den  alten  preussischen  Traditionen,  son- 
dern nur  eine  Wiederherstellung  des  alten  historischen  Verhältnisses  sein. 

Doch  wenden  wir  uns  nun  zu  den  Kommunalsteuern  selbst.  Gneist 
hat  in  seiner  Landtagsrede  den  Satz  formulirt :  die  indirekten  Steuern  dem 
Keich,  die  Persoualsteuern  dem  Eiuzelstaat,  die  Realsteuern  der  Kommune. 
Ich  erkenne  den  ersten  Theil  dieses  Satzes,  wie  erwähnt,  an,  den  zweiten 
mit  der  Modifikation,  dass  die  halbe  Grund-  und  Gebäudesteuer  den  Ein- 
zelstaaten nebenbei  als  eine  unveränderliche  Einnahme  verbleiben  solle. 
"Was  den  dritten  Theil  des  Satzes  betrifft,  so  gestehe  ich  Gn eist's  Aus- 
führungen insofern  eine  grosse  Berechtigung  zu,  als  ohne  Eealsteuern  na- 
mentlich in  kleinen  Kommunen  jede  feste  Basis  der  Einnahmen  fehlen 
würde.  Hauptsächlich  aber  bin  ich  mit  Nasse  der  Meinung,  dass  von 
den  Leistungen  der  Kommunen  ein  grosser  Theil  den  ansässigen  be- 
sitzenden Bürgern  vorzugsweise  zu  Gute  kommt.  Die  Gemeinde  als  Nach- 
barverband legt  natürlicher  Weise  den  in  ihren  Grenzen  gelegenen  Grund- 
stücken, Gebäuden  und  Gewerbebetrieben  besondere  Steuern  auf.  Es 
fragt  sich  nur  in  welchem  Umfang. 

Meines  Erachtens  muss  nach  den  Leistungen  der  Kommune  unter- 
schieden werden.  Soweit  die  Kommune  allen  in  ihr  lebenden  Personen 
ununterscheidbare  Dienste  leistet  und  soweit  sie  einfach  allgemeine  Staats- 
aufgaben in  decentralisirter  Weise  übernimmt,  dürfen  zur  Deckung  der 
Kosten  keine  Ertragssteuern  erhoben  werden,  wohl  aber  unbedingt  inso- 
weit ihre  Leistungen  den  Werth  der  von  ihr  umschlossenen  Liegenschaften 
erhöhen  und  den  Gewerbebetrieb  erleichtern.  Die  Scheidung  kann  genau 
nur  auf  Grund  einer  bis  jetzt  fehlenden  Statistik  der  Kommunalausgaben 
vorgenommen  werden;  soviel  aber  steht  fest,  dass  jedenfalls  die  durch 
Personalsteuern  zu  deckenden  Kommunalausgaben  noch  beträchtlich  bleiben 
würden. 

Die  Personalsteuern  der  Kommune  dürften  die  staatlichen  Personal- 
steuern nicht  beeinträchtigen.  Sie  müssten  daher  nothwendig  in  Eorm 
von  Zuschlägen  zur  staatlichen  Personalsteuer  erhoben  werden  und  dürften 
nicht  zu  hoch  werden.  Aus  letzterem  Grunde  halte  ich  es  trotz  aller 
Schwierigkeiten  für  wünschenswerth,  dass  in  grösseren  Städten  die  in- 
direkte   Steuer   zur    Ergänzung    der    Personalsteuer   herangezogen   werde, 
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wobei  ich  besonders  nach  dem  Vorgang  bairischer  Städte  auf  Bier-  und 
Spirituoseusteuern  hinweisen  möchte ,  während  ich  die  alte  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  wegen  ihres  schädlichen  Einflusses  auf  die  Ernährung  des 
Volkes  für  bedenklich  halte.  Indirekte  Kommuualsteuern  in  grossen  Städten 
empfehlen  sich  auch  wegen  des  starken  Fremdenverkehrs  in  denselben 
und  scheinen  mir  durchaus  anwendbar,  so  lange  an  Zuschüsse  zu  den 
Kommunalausgaben  aus  allgemeinen  Staatsmitteln   nicht  zu  denken  ist. 

Die  Ertragssteuern  in  den  Kommunen  würden  die  Fehler  der  bis- 
herigen Staatsertragssteuern  nicht  haben.  Sie  würden  alljährlich  neu  um- 
gelegt werden  können  nach  den  wechselnden  Bedürfnissen  der  Kommune 
und  nach  den  wechselnden  Werthen  der  Liegenschaften  und  dem  Ertrag 
der  Gewerbe.  Ihre  Einschätzung  könnte  in  den  Kommunen  wohl  richtig 
ausfallen  und  scharf  kontrollirt  werden.  Namentlich  auch  die  an  sich  so 
schwierige  Gewerbesteuer  könnte  durch  städtische  Kommissionen  befrie- 
digend umgelegt  werden,  wenn  man,  wie  nothwendig,  vorzugsweise  nur 
diejenigen  Gewerbe  treffen  würde,  welche  offenen  Laden,  grossen  Absatz 
und  viele  Arbeiter  haben.  Die  Nichtberücksichtigung  der  persönlichen 
Gesammtverhältnisse  und  der  Wechsel  in  der  Höhe  der  Steuer  würden 
hier  nicht  ungerecht  sein ,  weil  es  sich  um  Deckung  von  Ausgaben  han- 
delt, die  den  Objekten  der  Ertragssteuer  als  solchen  zu  Gute  kommen. 
Wenn  das  Gesetz  festgestellt  hat,  dass  der  Ertrag  der  3  kommunalen 
Ertragssteuern  zusammen  die  Kommunalausgaben  für  gewisse  Zwecke  nicht 
übersteigen  darf,  so  könnte  dann  weiter  festgestellt  werden,  dass  die  3 
Steuern  zu  einander  in  Landgemeinden ,  in  kleinen  und  grossen  Städten 
in  bestimmten  Verhältnissen  zu  einander  stehen  müssten,  wobei  die  Grund- 
steuer auf  dem  Lande,  die  beiden  anderen  in  den  Städten  überwiegen 
müssten.  Es  ist  klar,  dass  dies  Postulat  der  Scheidung  von  2  Haupt- 
einnahmearten nach  Massgabe  von  2  Hauptausgabenartea  keineswegs  mit 
dem  französischen  Zwecksteuer-  oder  vielmehr  Zweckzuschlags-System  zu- 
sammenfallen würde. 

Es  wäre  bei  solcher  Ordnung  der  Dinge  Nichts  dagegen  einzuwenden, 
wenn  man  den  Inhabern  steuerpflichtiger  Liegenschaften  und  Gewerbe  in 
der  Kommunalvertretung  eine  bevorzugte  Stellung  gewähren  würde.  Denken 
wir  uns  die  Keichsfinanzen  auf  indirekte,  die  Staatsfinanzen  vorzugsweise 
auf  Personal-  und  die  Kommunalfinanzen  stark  auf  Ertragssteuern  basirt, 
80  würde  es  damit  vollständig  harmoniren,  dass  wir  im  Reich  das  allge- 
meine gleiche  Wahlrecht,  im  Einzelstaat  ein  Klassenwahlrecht  und  in 
der  Kommune  ein  bevorzugtes  Wahlrecht  des  ansässigen  Besitzes  haben. 

Nach  vollzogener  Scheidung  der  Personal-  und  Kealsteuern  in  der 
Kommune  kann  auch  allein  eine  einigermassen  befriedigende  Lösung  der 
Frage  der  Begrenzung  der  Beitragspflicht  zu  verschiedenen  Kommunen 
vollzogen  werden. 

Ich  gestehe  völlig  zu,  dass  die  Frage  der  Besteuerung  von  Forensen, 
Aktiengesellschaften  etc.  in  den  Kommunen  ganz  rationell  für  jeden  ein- 
zelnen Fall  gar  nicht  gelöst  werden  kann ,  und  dass  man  bei  Reglung 
dieser  Frage  auf  einmal  eingelebte  Verhältnisse  gebührende  Rücksicht 
nehmen  muss.  Aber  wir  bekommen  doch  überhaupt  eine  Regel  für  Ab- 
grenzung der  Beitragspflicht,  wenn  nur  erst  die  Sache  so  eingerichtet  ist, 
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dass  Ertrags-  uud  Personalsteueru  jede  einen  bestimmten  Theil  der  Kom- 
miinalausgaben  decken  sollen.  Das  Prinzip  lautet  dann  einfach ,  dass  die 
Kommunal-,  Fersonalsteuern  jede  in  der  Kommune  wohnliafte  Person,  die 
Ertragssteueru  jedes  in  der  Kommune  gelegene  Immobile  und  jedes  in 
derselben  betriebene  Gewerbe  zahlen   muss. 

Modifikationen  dieser  einfachen  Regel  würden  unvermeidlich  sein ; 
aber  mau  hätte  doch  eine  Regel  und  wäre  nicht  rein  auf  tastende  Kom- 
promisse angewiesen.  Grosse  Gewerbebetriebe  in  einer  Kommune  haben 
z.  B.  die  Wirkung  die  Schul-  und  die  Armenlast  der  Kommune  zu  stei- 
gern; man  würde  in  Folge  dessen  meines  Erachtens  nicht  gut  thun, 
den  Aktiengesellschaften  Personalsteuern  aufzulegen;  aber  man  würde  eine 
Ausnahme  von  unserer  Regel  in  so  fern  machen  können,  als  man  zur 
Deckung  der  Kosten  namentlich  von  Gewerbeschulen  uud  zur  Deckung 
der  Armenlasten  —  soweit  nicht  Kommunal  -  Hilfskassen  mit  obligaten 
Beiträgen  der  Arbeitgeber  schon  aushelfen  —  ausser  der  Personalsteuer 
auch  noch  in  gewissem  Masse  die  Kommunalgewerbesteuer  heranziehen 
könnte.  Es  würde  sich  dies  durchaus  rechtfertigen,  weil  auch  bei  diesen 
Kommuualleistuugen  der  Gesichtspunkt  der  verursachten  Kosten  in  Be- 
tracht kommt. 

Ich  konnte  in  Vorstehendem  meine  Ansichten  nur  in  ganz  grossen 
Zügen  skizziren.  Die  zwei  Hauptpunkte  auf  die  es  mir  ankommt  sind 
die  gleichzeitige  Reform  der  Reichs-,  Staats-  und  Kommunalsteuern, 
welche  wie  gezeigt,  keineswegs  radikaler  Art  sein  würde  und  sich  in  Har- 
monie mit  verschiedenen  populären   Postulaten  aus  jüngerer  Zeit  befindet 

—  uud  das  Postulat,  dass  die  Hauptsteuern  der  Kommune  nach  Mass- 
gabe der  Hauptausgabeposten   geschieden  und  bemessen  werden  müssten  ^). 

Damit  ist  auch  die  Frage:  „ob  Zuschläge  oder  selbstständige  Kom- 
munalsteuern" entschieden.  Ich  verlange  Zuschläge  zu  den  Personal- 
steuern und  selbstständige  Kommunalertragssteuern.  Ein  reines  Zu- 
sclüagssystem  ist  nebenbei  bemerkt  gänzlich  unmöglich,  da  noch  Niemand 
daran  gedacht  hat,  in  den  Kommunen  gleichmässige  Zuschläge  zu  allen 
Staatssteuern   (auch  den   indirekten)   einzuführen. 

Zu  einer  näheren  Ausführung  dieser  Grundsätze  fehlt  hier  der  Raum 

—  es  wäre  dazu  auch  eine  genauere  Kenntniss  aller  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse nothwendig  als  sie  uns  zu  Gebote  steht. 

Die  Eingangs  erwähnte  Arbeit  von  Herrfurth  bringt  uns  eine  Menge 
Schätzenswerther  Kenntnisse,  Alles  aber  was  wir  zu  wissen  brauchen, 
bietet  sie  uns  nicht.  Dem  Verfasser  erwächst  hieraus  kein  Vorwurf,  da 
er  offizielles  Material  nicht  schaffen  konnte.  Herrfurth  hat  mit  grossem 
Fleisse  das  vorhandene  Material  zusammengetragen,  die  Angaben  aus  ver- 
schiedenen Zeiten  verglichen  uud  an  seine  Tabellen  eine  Menge  wohl- 
durchdachter Bemerkungen  geknüpft. 

Wir  ersehen  daraus,  in  welch  gewaltigem  Masse  die  Kommunal- 
steuern in  Preussen  in  den  letzten  Dezennien  gewachsen  sind  und  wie 
stark  heute  die  direkten  Steuern  in  Preussen  —  im  Gegensatz  zu  Bayern 

1)  Betreffs  der  Begriffe:  direkte  und  indirekte,  Personal-  und  Ertrags.steuern  etc. 
verweise  ich  auf  meine  verschiedenen  Schriften  über  Steuerfragen  ,  insbesondere  auf: 
Die  Einkommensteuer,  Bonn  1872. 
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und  Frankreich  überwiegen.  Aber  es  wird  uns  nur  eine  Statistik  der 
Kommuualsteuern  geboten ;  es  fehlen  Angaben  über  die  Einnahmen  der 
Kommunen  aus  Besitz,  aus  Gebühren  und  besonderen  Beiträgen,  über 
ihre  Naturalabgaben  sowie  über  die  Kommunalausgaben. 

Es  wurden  1876  in  Preussen  rund  139  ^/^  Mill.  Mark  Kommunal- 
steuern erhoben,  wovon  84  Millionen  in  den  Städten  und  nur  ö^/g  Mil- 
lionen indirekte  Steuern.  Es  ist  klar,  dass  wenn  man  die  Kommunal- 
steuern zu  den  Reichs-  und  Staatssteuern  hinzurechnet ,  der  Gesammt- 
ertrag  der  direkten  Steuern  in  Preussen  den  der  indirekten  bedeutend 
übersteigt  indem  dann  etwa  12  Mark  direkte  auf  etwa  7  Mark  indirekte 
Steuern  pro  Kopf  fallen. 

Herrfurth  bringt  dann  weiter  Zusammenstellungen  über  die  Höhe 
der  Einkommensteuerzuschläge  in  verschiedenen  Gemeinden  und  erörtert 
schlieslich  in  besonders  eingehender  Weise  die  Frage  der  Personalbesteue- 
rung des  Fiskus,  der  Forensen,  der  juristischen  Personen  und  Aktien- 
gesellschaften in  der  Kommune.  Die  zu  dieser  Frage  beigebrachte  Sta- 
tistik ist  ausserordentlich  belehrend;  es  geht  daraus  hervor,  welche  hohe 
Wichtigkeit  der  Gewerbebetrieb  des  Staats  und  der  juristischen  Personen 
für  viele  Gemeinden  hat,  und  dass  dieselben  auf  eine  Besteuerung  dieser 
Personen  nicht  verzichten  können;  ebenso  aber,  dass  ihre  Heranziehung 
durch  Personalsteuern  eine  Uuelle  nicht  zu  hebender  Schwierigkeiten  ist. 
Das  Material  und  die  Ausführungen  von  Herrfurth  konnten  mich  daher 
nur  in  der  Ansicht  bestärken,  dass  die  Kommune  den  Fiskus  und  die 
gewerbetreibenden  juristischen  Personen  durch  Realsteuern ,  welche  even- 
tuell von  besonderer  Höhe  sein  können,  treffen  muss  (s.  S.  48). 

Von  der  in  jeder  Hinsicht  höchst  dankenswerthen  Herrfurt 'sehen 
Arbeit,  welche  wegen  des  in  ihr  enthaltenen  Materials  von  grundlegender 
Bedeutung  ist,  wende  ich  mich  nun  zunächst  zu  den  Gutachten  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik. 

Diese  sind,  wie  auch  Neumann  bemerkt,  von  sehr  verschiedenem 
Werth ,  sind  aber  in  ihrer  Gesammtheit  jedenfalls  ein  sehr  schätzbares 
Werk,  das  sich  auch  die  allgemeinste  Anerkennung  erwarb,  zumal  unter 
den  Gutachtern  Männer  der  verschiedensten  Stellung  und  ausgerüstet  mit 
den  verschiedensten  Erfahrungen  vertreten  sind.  Eine  eingehende  Kritik 
aller  einzelnen  Gutachten  würde  hier  zu  weit  führen,  würde  überdies  dem 
Referenten,  welcher  die  Gutachter  meistens  selbst  zu  ihren  Arbeiten  auf- 
gefordert hat,  nicht  geziemen.  Ich  muss  mich  auf  kurze  Hervorhebung 
des  eigenthümlichen  Werths  einzelner  Gutachten  beschränken. 

Hoff  mann  und  Bruch  schreiben  als  Vertreter  von  grossen  Städten; 
Bruch 's  Gutachten  ist  besonders  lehrreich  in  Bezug  auf  die  Frage,  in- 
wieweit die  „besonderen  Beiträge"  ausgedehnt  werden  können  resp.  sollen; 
ausserdem  ist  zu  bemerken,  dass  er  indirekte  und  Haussteuern  in  den 
Städten  haben  will  und  eine  sehr  weitgehende  Selbstständigkeit  des  kom- 
munalen Steuerwesens  verlangt.  Ho  ff  mann  empfiehlt  ausser  Gebühren 
auch  noch  Zwangsgenossenschaften  für  gewisse  Fälle  und  legt  auf  die 
prinzipielle  Scheidung  der  Einnahmen  nach  den  Ausgaben  besonderes  Ge- 
wicht. 

Ludwig-Wolff   und  Zürn    sind   ebenfalls  Vertreter    von  Städten. 
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Ersterer  betont  ebenfalls  die  Nothwendigkeit  von  besonderen  Steueini  und 
ist  für  Selbstständigkeit  der  kommunalen  (Personal-)  Steuern,  Das  Zürn'- 
sche  Gutachten  hat  seine  besondere  Bedeutung  dadurch,  dass  es  die  in 
Preussen  wenig  bekannten  und  beachteten  indirekten  Kommunalsteucrn 
in  Bayern  schildert,  auf  die  auch  Herrfurth  hinweist  und  die  meines 
Erachtens  in  hohem  Masse  des  Studiums  werth  sind ,  weil  sie  beweisen, 
dass  man  in  Städten  erkleckliche  indirekte  Steuereinnahmen  erzielen  kann 
ohne  das  ganze  System  der  französischen  octrois  zu  acceptiren  oder  ein- 
fach  die  alte  Mahl-  und  Schlachtsteuer  wieder  einzuführen. 

Die  drei  Gutachten  von  v.  11  eitzen  stein,  Metz  und  Heitz  machen 
uns  mit  den  thatsächlicheu  Verhältnissen  der  Kommunalbesteuerung  in 
Frankreich  resp.  Elsass- Lothringen  und  in  Thüringen  bekannt.  Das 
Reitzenstein'sche  Gutachten  enthält  eine  sehr  eingehende  Schilderung 
der  französischen  Gesetzgebung  und  ihrer  Resultate ,  wie  sie  meines  Wis- 
sens in  der  deutschen  Literatur  vollständiger  und  besser  nicht  zu  finden 
ist.  Insbesondere  ist  auch  auf  das  Verhältniss  der  Ortsgemeinde  zu  grös- 
seren Verbänden  hingewiesen,  während  bei  Metz  namentlich  die  Me- 
thode der  Erhebung  besonderer  Zuschläge  für  jeden  einzelnen  Zweck 
kritisirt  ist.  v.  Reitzenstein  hält  selbstständige  städtische  octrois  für 
zulässig,  ausserdem  wünscht  er  Zuschläge  zur  Staatseinkommensteuer  und, 
soweit  besondere  Interesse  nachweislich  sind,  Grund-  und  Gebäudesteuer- 
zuschläge —  auch  Miethsteuern. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  es  erlaubt  über  die  Mieths-  und  Woh- 
nungssteuern überhaupt  zu  reden.  Dieselben  sind  weder  Ertrags-  noch 
Personalsteuern,  sondern  direkte  Konsumtionsteuern  umgelegt  nach  Mass- 
gabe des  Wohmingsaufwands. 

Diese  Steuern  kamen  und  kommen  zunächst  in  Staat  und  Kommunen 
vor  als  Ersatz  der  Personalsteuer.  Gerade  wie  die  Luxussteuern  die 
starke  Progression  bei  der  Personalsteuer  ersetzen  sollen ,  so  soll  die 
Wohnungssteuer  die  umständliche  Einschätzung  einer  eigentlichen  Ein- 
kommensteuer ersetzen.  Es  ist  heute  kein  Wort  mehr  darüber  zu  ver- 
lieren, dass  die  Wohnungssteuer  ein  ausserordentlich  schlechter  und  durch- 
aus verwerflicher  Ersatz  der  Einkommensteuer  ist,  weil  im  Allgemeinen 
der  Wohnungsaufwand  einen  um  so  grössrren  Prozentsatz  des  ganzen 
Aufwandes  ausmacht,  je  kleiner  da?  Einkommen  ist,  und  weil  überdies 
kinderreiche  Familien  sowie  Personen,  die  zu  Anstandsaufwand  durch 
ihre  Stellung  genöthigt  sind,  noch  besonders  darunter  leiden.  Die  denkbar 
schlechteste  Einkommenseinschätzung  dürfte  kaum  so  schlechte  Resultate 
ergeben  als  ein  ausschliessliches  Basiren  der  persönlichen  Steuerpflicht 
auf  den  Wohnungsaufwand.  Auch  durch  Einführung  der  Progression  in 
der  Wohnungssteuer  liesse  sich  dies  nicht  ändern,  da  diese  immer  sehr 
willkürlich  sein  und  die  unbemittelten  Personen  von  hoher  Stellung  erst 
recht  ungebührlich  treffen  würde. 

In  den  Kommunen  wird  aber  die  Wohnungssteuer  nicht  nur  als  Er- 
satz der  Personalsteuer  sondern  auch  als  eine  besondere  Steuer  nach  dem 
Prinzip  von  Leistung  und  Gegenleistung  verlangt,  weil  die  Leistungen 
der    Kommune    in   hohem  Masse  Werth   und    Annehmlichkeit   gerade    der 
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Wohnungen  erhöhen.     In  diesem  Sinne  auch  vertheidigt  v.  Reitzenstein 
(s.  1.  c.  S.  172)  die  Mieths-  oder  "Wohnungssteuer. 

Dieser  Grund  an  sich  ist  nicht  falsch.  Aber  die  Leistungen  der 
Kommune  erhöhen  auch  in  hohem  Masse  die  Annehmlichkeit  des  Spazie- 
rengehens und  doch  legen  wir  keine  bssondere  Kommunalsteuer  auf  das 
Spazierengehen.  D.  h.  mit  anderen  Worten  :  Das  Prinzip  yon  Leistung 
und  Gegenleistung  kann  in  der  Kommune  durch  verschiedene  Gebühren 
und  Beiträge  und  durch  einige  Steuern  zur  Geltung  gebracht  werden. 
Eine  starke  Vervielfältigung  dieser  Steuern  aber  würde  das  ganze  Kom- 
munalsteuerwesen zu  komplizirt  machen  und  unberechenbare  Wirkungen 
erzeugen.  Wenn  in  der  Kommune  eine  Personalsteuer  und  eine  Gebäude- 
steuer, welch  letztere  uns  unerlasslich  erscheint,  schon  existiren,  wie 
wird  eine  noch  dazu  kommende  Miethssteuer  wirken  ?  Als  irreguläre  Er- 
höhung der  Personalsteuer,  als  Verstärkung  der  Gebäudesteuer,  als  Be- 
lastung des  Hausbesitzers  oder  des  Bewohners?  Sind  die  Vortheile,  die 
der  Wohnende  von  der  Kommune  hat ,  in  genauem  Verhältniss  zu  der 
Grösse  der  Wohnung  so  dass  sich  neben  den  Gebühren  für  Gas ,  Wasser 
u.  dgl.  noch  eine  besondere  Wohnungssteuer  empfielt:  Und  endlich: 
Muss  nicht  jede  Wohnungssteuer  die  Tendenz  erzeugen,  dass  die  Men- 
schen sich  gerade  in  dem  für  die  Gesundheit  so  wichtigen  Wohnungs- 
aufwand Beschränkungen  auflegen  ? 

Ich  kann  mich  nicht  von  der  Zweckmässigkeit  der  Wohnungssteuer 
überzeugen  namentlich  nicht  wenn  nach  Erlass  der  halben  Staatsgebäude- 
steuer erhebliehe  städtische  Gebäudesteuern  bestehen,  und  muss  in  diesem 
Punkte  dem  im  Allgemeinen  höchst  lehrreichen  v.  Rei tzenst ein'schen 
Gutachten  widersprechen  ^). 

Es  bleiben  noch  die  Gutachten  von  Samt  er,  Meier  und  Nasse 
zu  besprechen.  Samt  er  weist  gleich  Andern  auf  besondere  Beiträge  hin 
und  verlangt  im  Uebrigen  neben  einer  Haupt-Personalsteuer  auch  Ertrags- 
steuern, namentlich  Gebäudesteuern  in  den  Kommunen.  Meier  führt 
aus ,  dass  die  Kommunen  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  gleich- 
artige Aufgaben  mit  dem  Staat  haben  und  verlangt  sonach  in  der  aus- 
schliesslichsten  Weise  Staatssteuerzuschläge  in  der  Kommune.  Dagegen 
liegt  der  Schwerpunkt  des  Nasse 'sehen  Gutachtens  darin,  dass  Nasse 
die  Misslichkeiten  des  Ueberwiegens  der  Personalsteuern  in  den  Kommunen 
nachweist  und  daher  zu  den  Personalsteuern  in  der  Kommune  eine  ein- 
heitliche Eealbesteuerung  alles  in  der  Kommune  befindlichen  Kapital- 
vermögens fügen  will. 

Die  Erkenntniss ,  dass  Ertrags-  oder  Eealbesteuerung  in  der  Kom- 
mune —  anders  als  im  Staat  —  in  gewissen  Umfang  eine  hohe  Berech- 
tigung habe,  möchte  ich  als  die  wichtigste  Frucht  der  neueren  Studien 
über  die  Kommunalsteuerfrage  bezeichnen,  und  gerade  durch  die  Hervor- 
hebung dieses  Punktes  gehört    das  Nasse'sche  Gutachten  zu  den  bedeu- 


1)  Ebenso  kann  ich  mich  mit  Neumanns  kurzen  Ausführungen  nicht  einverstan- 
den erklären,  der  die  städtische  Miethssteuer  zur  (progressiven)  Personalsteuer  gestalten 
zu  wollen  scheint :  So  lange  wir  die  staatliche  Einkommensteuer  haben ,  dürfte  die 
städtische  Miethssteuer,  selbst  abgesehen  davon,  dass  sie  nothwendig  schlechter  sein 
wird  als  die  Staatseinkommensteuer ,  eine  störende  Kumulation  der  Steuern  sein. 
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teridstcn.  Gorade  über  diese  Frage  enthält  auch  die  obeu  angeführte 
Kritik  der  Gutachten  von  Neumann  —  der  leider  selbst  kein  Gutachten 
geschrieben  hat  —  sehr  bemerkenswerthe  Ausführungen. 

Ich  stimme  Neumann  vollständig  zu,  wenn  er  gegenüber  Hoff- 
mauu  betont,  dass  in  der  Gemeindethätigkeit  zwei  Gebiete  zu  unter- 
scheiden sind  ,, deren  eines  von  unserem  Eigennutz  beherrscht  werden 
darf  und  auf  dem  daher  der  geschäftsmässige  Grundsatz  der  Leistung  nach 
den  Vortheilon  des  Gebotenen  j.'esp.  dem  Umfang  der  provocirten  Kosten 
Anwendung  finden  darf,  während  wir  auf  dem  anderen  nicht  in  unseren 
Interesse,  sondern  im  Interesse  unserer  Mitbürger,  im  Gemeiuinteresso 
aus  Gründen  der  Gemeinnützigkeit  zu  leisten  haben"  etc.  Demgemäss 
stimmt  Neumann  Nasse 's  Ausführungen  über  die  Schäden  zu  aus- 
schliesslicher Personalbesteuerung  in  den  Kommunen  zu  und  schliesst  sich 
dem  Nasse  "scheu  Satze  an,  dass  in  den  Kommunen  Steuern  „aus  per- 
sönlicher Pflicht"  und  „Steuern  nach  Massgabe  verursachter  Kosten  und 
Steuern  nach  Massgabe  erhaltener  oder  zu  erwartender  Vortheile"  unter- 
schieden werden  müssen.  Dagegen  differirt  Neumann  von  Nasse  in 
Bezug  auf  die  kommunale  Personalsteuer  von  Poreusen ,  juristischen  Per- 
sonen etc. 

Nasse  ist  gleich  mir  (s.  oben)  der  Meinung,  dass  Forensen,  juristische 
Personen  etc.  nur  nach  Massgabe  der  Kosten  und  Vortheile  d.  h.  durch 
Kealsteuern  in  der  Kommune  besteuert  werden  sollen,  wogegen  Neumann 
meint,  dass  auch  die  in  der  Gemeinde  sich  entwickelnden  Kräfte  nach 
dem  Gesichtspunkt  der  persönlichen  Pflicht  zur  Kommuualsteuer  heran- 
gezogen werden   sollen. 

Allein  Neu  mann  gesteht  selbst,  dass  die  Ausführung  dieses  Ge- 
dankens schwierig  sei,  behauptet  nur,  dass  die  Heranziehung  durch 
Ertragssteuern  ebenfalls  sehr  schwierig  sei.  Die  Frage,  auf  die  es  hierbei 
praktisch  ankommt,  ist  offenbar  die,  ob,  wie  Neumann  meint,  kom- 
munale  Gewerbesteuern  wirklich  ein  ,, Glatteis"  sind. 

Nun  führt  Neumanu  (S.  146  u.  147)  selbst  in  vortrefflicher  Weise 
aus,  wie  mau  die  Gewerbe  und  namentlich  die  grösseren  in  der  Gemeinde 
als  solche  heranziehen  könne,  er  will  aber  daneben  noch  eine  Einkom- 
mensteuer von  Forensen  etc.  Dies  halte  ich  nun  von  vornherein  für  un- 
praktisch, weil  man  dann  doppelte  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hat, 
einmal  die  Schwierigkeiten  der  Steuerbemessung  bei  Gewerben ,  die  nicht 
von  in  der  Gemeinde  wohnenden  Einzelpersonen  betrieben  werden  und 
die  Schwierigkeiten  der  Bemessung  der  Personalsteuer  von  Forensen  etc., 
und  weil  durch  genügend  hohe  Ansehung  der  Gewerbesteuern  allein  das 
Einnahmebedürfuiss  der  Kommunen  gedeckt  werden  kann.  Es  ist  aber 
nicht  nur  unpraktisch,  sondern  das  Prinzip  von  dem  Neu  mann  aus- 
geht, ist  falsch,  nämlich  das  Prinzip,  dass  nicht  nur  die  in  der  Gemeinde 
entstehenden  Erträge  nach  Massgabe  von  Kosten  und  Vortheilen,  son- 
dern dass  auch  alles  aus  der  Gemeinde  hervorgehende  Einkommen  als 
solches  in  der  Gemeinde  besteuert  werden  müsse. 

Nehmen  wir  den  einfachen  Fall,  dass  in  einer  Gemeinde  ein  Hütten- 
werk auf  Aktien  betrieben  werde  und  ein  Theil  der  Aktionäre  in  anderen 
Gemeinden  wohne. 
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Es  ist  gar  kein  Grund  einzusehen,  warum  nicht  die  ganze  Dividende 
dieser  Aktionäre  bei  der  Einkommensteuer  in  ihrer  Wohnungsgemeinde 
in  Anrechnung  gebracht  werden  soll.  Denn  diese  Dividende  gehört  ge- 
rade wie  die  Eente  aus  in-  oder  ausländischen  Staatspapieren  zum  ge- 
sammten  persönlichen  Einkommen  der  betreffenden  Leute,  nach  Massgabe 
dessen  sie  „aus  persönlicher  Pflicht"  in  ihrer  Wohnungsgemeinde  zu  steuern 
haben.  Will  man  nun  diese  Dividende  in  der  Gemeinde,  in  der  das  Hüt- 
tenwerk liegt,  auch  mit  Personalsteuer  treffen,  so  entsteht  eine  Doppel- 
besteuerung. Will  man  aber  theilen,  so  wird  man  sich  dabei  in  praxi 
nicht  nur  mit  „wenig  ausreichenden  Nothbehelfen"  begnügen  müssen,  son- 
dern man  wird  auch  der  Wohnungsgemeinde  der  Aktionäre  einen  absolut 
nicht  gerechtfertigten  Verzicht  auf  einen  Theil  der  ihr  zustehenden  Steuer- 
quellen zumuthen. 

Diese  Theilungen  und  Nothbehelfe  sind  nothwendig,  so  lange  die 
Personalsteuern  in  den  Kommunen  irrationeller  Weise  überwiegen.  Sowie 
man  aber  einmal  besondere  Kommunal-Ertragssteuern  hat  und  die  in  der 
Kommune  betriebenen  Gewerbe  (natürlich  inklusive  Bergwerksbetrieb)  als 
solche  überhaupt  heranzieht,  so  kann  und  muss  man  die  Persoualbesteue- 
rung  der  juristischen  Personen  und  Forensen  in  der  Kommune  aufgeben. 
Es  bleibt  allerdings  auch  dann  die  Schwierigkeit  der  Abgrenzung  der 
Steuerpfl.icht  von  Gewerben,  die  in  verschiedenen  Kommunen  betrieben 
werden  und  die  Schwierigkeit  der  Bemessung  der  Kommunal-Gewerbesteuer 
gegenüber  den  eigentlich  wirthschaftlichen  Ausgaben  der  Kommune  und 
ihren  Schul-  und  Armenlasten.  Aber  zu  diesen  Schwierigkeiten  noch  die 
andere  der  Personalsteuer  der  Forensen  etc.  hinzuzufügen,  dazu  ersehe 
ich  absolut  keinen  Grund  — •  es  sei  denn  dass  man  eine  Doppelbesteue- 
rung des  Ertrags  von  Aktiengesellschaften  aus  Misstrauen  und  Abneigung 
gegen  diese  Betriebsform  etwa  geradezu  beabsichtigt.  Wenn  man  Foren- 
sen, juristische  Personen  etc.  wegen  ihres  aus  einer  Gemeinde  fliessenden 
Einkommens  in  der  letzteren  mit  Personalsteuer  treffen  will,  so  muss  man 
dabei,  wie  Nasse  ausführt,  ihre  Schulden  abziehen.  Danach  würde  z.B. 
eine  Aktiengesellschaft,  deren  Ertrag  zur  Verzinsung  von  Schulden  auf- 
gewendet werden  muss,  steuerfrei  bleiben,  dagegen  eine  andere,  die  statt 
Schulden  zu  machen,  junge  Aktien  emittirt,  nicht.  Was  hat  das  für  einen 
Sinn ,  da  doch  in  beiden  Fällen  ein  Einkommen  auf  Grundlage  ganz 
gleicher  Beziehungen  zur  Gemeinde  entsteht?  Oder  aber  eine  Eisenbahn- 
gesellschaft auf  Aktien  wird  besteuert ,  eine  Staatsbahn,  deren  Ertrag  ganz 
zur  Verzinsung  von  Prioritätsobligationen  verwendet  werden  muss,  nicht! 

Kann  man  überhaupt  von  einer  Besteuerung  des  Fiskus  aus  persön- 
licher Pflicht  in  den  Kommunen  reden?  Eine  persönliche  Steuerpflicht 
kann  nur  solche  Personen  treffen,  die  in  der  Kommune  leben,  die  Glieder 
der  Kommune  sind,  an  der  Verwaltung  der  Kommune  direkt  oder  indi- 
rekt theilnehmen,  Bürger  der  Kommunen  sind.  In  der  Kommune  ent- 
stehende Erträge  als  solche  können  aber  nur  nach  Massgabe  der  Kosten 
und  Vortheile  besteuert  werden  und  wenn  man  zur  Verwirklichung  dieses 
Gedankens  die  Personalsteuer  benutzen  resp.  missbrauchen  will,  so  geräth 
man  unvermeidlicher  Weise  in  Willkürlichkeiten  und  Widersinnigkeiten 
und  in  völlig  zufällige  Abgrenzungen  der  persönlichen  Steuerpflicht. 
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Dagegen  stimme  ich  Ncumanus  Ansichten  über  die  rrivikgieu  von 
Beamten  in  den  Gemeinden  zu,  weil  es  sich  hier  um  eingelebte,  gewisser- 
raassen  verjährte  Zustände  handelt,  die  man  nicht  ohne  Weiteres  radikal 
ändern   kann. 

Was  die  nähere  Ausführung  der  llealbesteuerung  in  der  (Jemcindo 
und  ihr  Mass  gegenüber  der  Personalsteuer  betrifft,  so  begnügt  sich  in 
dieser  Hinsicht  Nasse  mit  allgemeinen  Andeutungen.  Dies  war  unver- 
meidlich, weil  die  nöthigen  Grundlagen  zu  einer  genauen  Ausführung, 
nämlich  die  Statistik  der  Kommunalausgaben  fehlt ,  und  weil  erst  die  Vor- 
frage des  Schicksals  der  staatlichen  Ertragssteuern  entschieden  sein  muss. 
Ich  möchte  nur  noch  bemerken,  dass  der  Vorschlag  keineswegs  so  radikal 
ist,  als  er  auf  den  ersten  Blick  erscheint.  Der  preussische  Entwurf  vom 
November  1877  konnte  sich  freilich  noch  nicht  auf  den  Nasse'schcn 
Standpunkt  stellen;  aber  wir  lesen  in  jüngster  Zeit,  dass  Uebertragung 
eines  Theils  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  an  die  Kommunen  wirklich 
beabsichtigt  ist,  und  dass  eine  gründliche  lleform  der  Gewerbesteuer  ge- 
plant wird.  Man  lasse  nur  die  beabsichtigten  Keformen  im  Ileichs-  und 
Staatssteuersystera  vollzogen  sein  und  die  Möglichkeit  und  Nothwendigkeit, 
die  Realsteuern  in  der  Kommune  nach  neuer  Weise  auszubauen ,  wird  ge- 
geben sein. 

Ausser  den  Gutachten  des  Vereins  für  Sozialpolitik  erschienen  noch 
verschiedene  selbstständige  Werke  über  die  Kommunalsteuerfrage  unter 
denen  die  von  Bilinski  und  Friedberg,  sowie  die  anonyme  „Zur 
Steuerreform"  zu  erwähnen  sind. 

Das  Buch  von  Bilinski  ist  das  umfassendste  über  unsere  Fragen, 
das  überhaupt  erschienen  ist.  Es  ist  ein  fleissiges  Buch,  welches  die 
vorhandene  Literatur  möglichst  vollständig  benutzt  und  über  die  bestehende 
Gesetzgebung  eine  ziemlich  umfassende  Uebcrsicht  giebt.  In  den  theore- 
tischen Erörterungen  und  in  den  praktischen  Reformvorschlägen  ist  aber 
Vieles  enthalten,  womit  ich  nicht  übereinstimmen  kann.  Manches,  was 
überhaupt  nicht  klar  und  scharf  gedacht  ist. 

Bilinski  hat  bekanntlich  (s.  sein  älteres  Buch  über  Luxussteuer) 
eine  Vorliebe  für  Konsumtionssteuern.  So  schlägt  er  eine  Wohnungs- 
resp.  Mieth-  und  Luxussteuer  als  Personalsteuer  in  der  Kommune  vor. 
Ich  habe  schon  oben  meine  Gründe  gegen  die  Wohnungssteuern  vorge- 
bracht. Ich  möchte  noch  einen  besonderen  Grund  hier  anführen.  Wenn 
man  Vorschläge  für  Steuerreform  macht,  so  muss  man  sich  immer  mög- 
lichst an  Entwicklungen  anschliesseu,  die  praktisch  bereits  im  Gange  sind 
und  darf  nicht  jähen  Wechsel  in  den  Prinzipien  vorschlagen.  Nun  ist 
seit  Einführung  der  preussischen  Einkommensteuer  die  persönliche  Ein- 
kommensteuer in  ganz  Deutschland  in  Entwicklung  und  Ausdehnung  be- 
griffen und  unleugbar  ist  dieselbe  noch  sehr  bedeutender  Verbesserung 
fähig.  Es  würde  ein  störendes  Experimentiren  sein,  wenn  man  diese  jetzt 
einmal  bekannte  Personalsteuer,  in  Betreff  deren  sich  grosse  Erfahrungen 
angesammelt  haben,  plötzlich  durch  Miethsteuer  ersetzen  wollte,  es  würde 
eine  verwirrende  Vervielfältigung  der  Steuern  sein,  wenn  man  die  staat- 
liche Einkommensteuer  allgemein  mit  kommunalen  Wohuungssteuern  kom- 
biniren  wollte. 
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Auch  Biliuski  verlangt  Immobiliar-llealsteueru  in  der  Kommune 
neben  seinen  AVohnungs-  und  Luxussteuern.  Ich  brauche  nicht  zu  sagen, 
dass  ich  diesem  Postukxt  zustimme,  natürlich  mit  der  Modifikation,  dass 
nicht  nur  die  Immobilien  sondern  auch  der  Gewerbetrieb  als  solcher  Real- 
steuern  zahlen  sollen.  In  der  Motivirung  dieses  Postulats  bleibt  aber 
Biliuski  durchaus  unklar,  indem  er  alle  Gemeindebesteuerung  ausschliess- 
lich auf  das  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit  basirt,  welches  Prinzip  selbst 
in  eigenthümlicher  und  unklarer  Weise  definirt  wird.  Die  Pealsteuern 
in  der  Kommune  sind  durchaus  nöthig,  sie  müssen  aber  aus  dem  Prinzip 
der  nachweislichen  Kosten  und  Vortheile  im  Gegensatz  zu  dem  der  öffent- 
lichen Pliicht  hergeleitet  werden. 

Friedberg's  Schrift  ist  eine  kleinere  Arbeit,  eine  Anfängerarbeit, 
die  in  manchen  Theilen  ungenügend  bleibt,  in  anderen  aber  sehr  tüchtig 
ist  und  daher  eine  vielversprechende  Erstlingsarbeit  genannt  zu  werden 
verdient. 

Mangelhaft  ist  die  auf  eine  sehr  kurze  historische  Entwicklung  fol- 
gende Definition  der  Gemeinde  als  ,,Zwangsgenosseuschaft  zur  Ausführung 
der  örtlichen  Interessenverwaltung".  Man  kann  unter  Interessen  freilich 
mehr  als  nur  wirthschaftliche  Interessen  verstehen.  Aber  ist  das  Wort 
„Interessen"  nicht  zum  mindesten  irreführend,  wenn  wir  bedenken,  in 
welchem  Maasse  heute  die  Kommunen  mit  dem  Staate  in  Verfolgung  all- 
gemeiner Kulturzwecke  zusammenwirken  ?  Bei  Interessen  denkt  man  doch 
wenigstens  immer  zunächst  an  individuelle  Interessen.  Wenn  dieses  Wort 
mir  daher  ungeschickt  gewählt  erscheint,  so  ist  der  Zusatz  „örtlich"  un- 
bedingt falsch.  Die  Gemeinde  ist  eine  örtlich  begrenzte  Korporation,  aber 
sie  verwaltet,  soweit  sie  einfach  Organ  des  Staats  ist,  durchaus  Inter- 
essen ,  welche  über  ihre  örtlichen  Grenzen  hinausreicheu.  Der  Begriff 
der  Zwangsgenossenschaft  ist  ferner  ungenügend,  da  unter  diese  Definition 
offenbar  Deichgenossenschaften  u.  dergl.  auch  fallen.  Die  Gemeinden  sind 
allerdings  Zwaugsgenossenschaften,  aber  eine  sehr  eigenthümliche  Art  der- 
selben;  sie  sind  überall  nothwendig  vorkommende,  örtlich  begrenzte  Kor- 
porationen ,  die  sich  mit  dem  Staat  nach  Massgabe  des  Staatsgesetzes  in 
die  gesammte  innere  Verwaltung  theilen  und  factisch  einen  besonders 
grossen  Theil  der  wirthschaftlichen  Verwaltung  übertragen  bekommen 
haben.  Unter  die  Er  i  edb  er g'sche  Definition  der  Gemeinde  könnte  man 
den  Staat  selbst  ebensogut  subsurairen,  da  auch  er  Zwangsgenossenschaft 
ist  und   örtliche  Grenzen  —  nur  weitere  als  die  Gemeinde  —  hat. 

Eriedberg  schliesst  sich  dem  Vorschlag  an,  dass  in  den  Gemein- 
den zu  erheben  seien  Gebühren,  Personal-  und  Ertragssteuern  und  bringt 
hierfür  wohldurchdachte  gute  Motive.  Ich  habe  daran  nur  auszusetzen, 
dass  Friedberg  nur  Immobiliarertragssteuern  will,  während  meines  Er- 
achtens  zugleich  die  Besteuerung  der  Gewerbebetriebe  resp.  gewerblichen 
Anlagen  in  irgend  einer  Form  unerlässlich  ist,  da  diese  besondere  Kosten 
verursachen  und  ohne  ihre  spezielle  Besteuerung  die  Personalbesteuerung 
der  Forensen,  juristischen  Personen  etc.  mit  ihren  weit  grösseren  Schwierig- 
keiten unvermeidlich  wird.  Man  denke  nur  an  den  Fall,  dass  lucrative 
Gewerbe    in    gemietheten    Gebäuden    betrieben    werden.     Den    Ertrag    der 
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Ecalstcueru    will    Friedberg    genau    den    Kosten     der    wirthschaftlichon 
Gemeindeverwaltung  gleichsetzen. 

Wie  erwähnt,  ist  es  meine  eigene  Ansicht,  dass  der  Ertrag  der 
Haupteinnahmearten  in  der  Kommune  den  Kosten  der  Hauptverwaltungs- 
zweige entsprechen  soll.  Es  ist  aber  wiederholt  zu  betonen ,  dass  für 
praktische  Ausführung  dieses  üedtiukeus  Kcform  (resp.  theilweise  Abschaf- 
fung) der  Staatsertragssteuern  Vorbedingung  ist.  Eerner  ist  zu  bemerken, 
dass  das  Gesetz  sich  nicht  einfach  darauf  beschränken  darf,  von  „wirth- 
schaftlicher  Gemeindeverwaltung"  zu  reden ,  sondern  es  muss  spezialisirt 
die  wichtigsten  Ausgabeposten  aufführen ,  zu  deren  Deckung  die  Ertrags- 
steuern dienen  sollen,  wobei  betreffs  der  Gewerbesteuern  über  das  Bereich 
der  eigeutlich  wirthschaftlichen  Ausgaben  hinausgegangen  werden  muss. 
Selbstverständlich  kann  nicht  verlangt  werden,  dass  gewisse  Ausgaben 
ausschliesslich  und  genau  durch  Eealsteuern  gedeckt  werden ,  sondern  es 
kann  nur  festgesetzt  werden,  dass  der  Ertrag  der  Ertragssteuern  die  Höhe 
der  Summe  gewisser  Ausgaben  nicht  übersteige,  mindestens  aber  einen 
bestimmten  Theil  derselben  decke,  soweit  nicht  Gebühren  erhoben  wer- 
den. Die  Persoualsteuer  in  der  Kommune  würde  immer  zugleich  die  all- 
gemein ergänzende  Einnahmequelle  bleiben  und  ihr  Ertrag  könnte  und 
müsste  von  Jahr  zu  Jahr  stärker  wechseln  als  der  der  Eealsteuern. 

Betreffs  der  Personalsteuer  schlägt  F.  Kombination  von  allgemeiner 
Einkommens-  und  allgemeiner  Vermögenssteuer  vor.  Diese  Kombination 
habe  ich  für  die  Staatssteuer  als  zweckmässig  acceptirt,  glaube  aber,  dass 
dieselbe  erst  versucht  werden  kann,  wenn  vorher  andere  nothwendigere 
lleformen,  namentlich  betreffs  der  Staatsertragssteuern  durchgeführt  sind. 
Denken  wir  uns  aber  diese  Kombination  im  Staate  durchgeführt,  so  Hesse 
sie  sich  durch  Zuschlagssystem  leicht  auf  die  Kommunen  übertragen;  in- 
dessen halte  ich  dies  neben  den  Kommunalrealsteuern  nicht  für  unbe- 
denklich. Die  allgemeine  Vermögenssteuer  als  Personalsteuer  d.  h.  mit 
Schuldzinsenabzug  ist  eine  Ergänzung  der  progressiven  Einkommensteuer 
sie  kann  aber  (ähnlich  wie  die  Englische  income  tax)  in  Bezug  auf  die 
Einschätzung  sich  au  die  Methode  der  Ertragssteuern  anlehnen  d.  h. 
die  einzelnen  Vermögeusobjekte  getrennt  einschätzen  und  besteuern.  Die 
allgemeine  Vermögenssteuer  und  die  kommunalen  Ertragssteuern  würden 
sonach  der  Hauptsache  nach  die  identischen  Einschätzungsobjecte  haben, 
diese  aber  von  verschiedenem  Gesichtspunkt  aus  und  mit  verschiedenem 
Zweck  und  Erfolg  besteuern.  Dies  hat  wenig  zu  sagen,  so  lauge  die 
eine  Steuer  Staatssteuer,  die  andere  Kommuu aisteuer  ist,  so  lange  ver- 
schiedene Einschätzungsbehörden  bestehen  und  die  Verschiedenheit  beider 
Steuern  Jedermann  einleuchtend  ist.  Aber  beide  Steuern  in  der  Kommune 
und  für  die  Kommune  zur  Anwendung  zu  bringen,  würde  für  das  Ver- 
ständniss  der  Steuerzahler  verwirrend  sein  und  es  würde  sich  in  der  That 
schwer  motiviren  lassen.  Wir  verlangen  heute  Kombination  der  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer  im  Staate,  aber  wir  denken  uns  dabei  die 
staatlichen  Ertragssteuern  als  abgeschafft,  und  wir  wollen  durch  diese 
Kombination  dann  die  Einschätzung  der  gesammten  Personalsteuer  ver- 
bessern, sowie  den  alten,  grossen,  befestigten  Eoichthum  besonders  tref- 
fen.    Die    allgemeine  Vermögenssteuer  zugefügt   zur  Einkommensteuer  ist 
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eine  besonders  zweckmässige  Form  für  die  Progression  in  der  Personal- 
steuer, welche  sich  dann  empfiehlt,  wenn  die  Vermögeusobjekte  nicht 
ohnedies  schon  als  solche  besteuert  sind.  Dürfen  wir  aber  die  Progression 
in  der  Kommunalpersonalsteuer  so  stark  schrauben,  wenn  alle  Besitzenden 
in  der  Kommune  bereits  durch  Ertragssteuern  getroffen  sind  ?  Und  ist  es 
erlaubt,  die  in  einer  Kommune  verzehrten  Renten  von  altem  befestigten 
Vermögen  besonders  zu  treffen ,  nachdem  schon  alle  in  einer  Kommune 
belegenen  Vermögensobjekte  als  solche  getroffen  sind  ?  Man  muss  sich 
bei  Steuerreformplänen  möglichster  Einfachheit  befleissen  und  konkurri- 
rende  Steuern  möglichst  vermeiden  Die  Idee  der  allgemeinen  Vermögens- 
steuer hat  ihre  Berechtigung,  wenn  es  gilt,  die  Personalsteuer  als  all- 
einige oder  vorherrschende  direkte  Staatssteuer  auszubilden ;  —  in  den 
Kommunen  haben  wir  zunächst  einmal  mit  der  Ausbildung  der  hier  in- 
dizirteu  Ertragsteuer  genug  zu  thun. 

Es  Hesse  sich  noch  manche  weitere  Bemerkung  zu  den  kleinen  aber 
verhältnissmässig  reichhaltigen  Buche  von  Eriedberg  machen.  "Wir 
müssen  aber  abbrechen ,  um  uns  zu  den  anderen  Schriften  zu  wenden, 
zunächst  zu  der  anonymen  „Zum  Entwurf"  etc.  Der  Verfasser  spricht 
sich  dafür  aus,  dass  in  den  Kommunen  die  Persoualsteuer  in  der  Veran- 
lagung wenn  auch  nicht  in  der  Tarifirung  sich  an  die  entsprechenden 
Staatsteuern  anschliessen  solle,  dagegen  ist  er  entschieden  für  selbststän- 
dige städtische  Gebäudesteuern.  Er  will  in  den  Städten  die  Hälfte  sämmt- 
licher  Steuern  durch  eine  Gebäude-  resp.  Realsteuer,  auf  dem  Lande  ein 
Viertel  durch  Grundsteuerzuschläge  erheben.  Ausserdem  enthält  die  Schrift 
einige  Bemerkungen  liber  die  Beitragspflicht  von  Beamten  und  Forensen 
von  Aktiengesellschaften  und  vom  Fiscus  —  in  Form  einer  Kritik  des 
Preussischen  Entwurfs. 

Ausser  den  in  Vorstehendem  besprochenen  Werke  sind  noch  als  selbst- 
ständige Aeusserungen  einige  als  Manuscript  gedruckte  Schriften  resp. 
veröffentlichte  Eingaben  und  Vorträge  zu  erwähnen  (s.  6 ,  7 ,  8)  und  es 
muss  auch  ein  Blick  auf  die  Debatten  des  Vereins  für  Sozialpolitik  von 
1877  geworfen  werden,  welche  sich  an  die  Gutachten  anschliessen.  Das 
eine  Referat  bei  diesen  Verhandlungen,  das  von  A.  Wagner,  ist  ver- 
ändert als  besondere  Brochure  herausgekommen. 

Was  die  3  ad  6,  7  u.  8  aufgeführten  Schriften  betrifft,  so  muss  ich 
mir  ein  näheres  Eingehen  auf  dieselben  versagen.  Sie  sind  äusserst  lehr- 
reich für  Erkenntniss  der  Verhältnisse  in  Hessen  und  Würtemberg  und 
beweisen  namentlich  die  Abhängigkeit  unserer  Frage  von  der  Regelung 
des  Staatssteuerwesens. 

Der  R  au 'sehe  Vortrag  beschäftigt  sich  mit  den  Kommunalsteuern 
selbst  nur  ganz  nebenbei  und  spricht  sich  für  Anschluss  der  Kommunal- 
steuern an  die  Staatssteuern  aus.  Von  den  beiden  Schriften  aus  Würtem- 
berg zeichnet  sich  die  Hack 'sehe  durch  eine  sehr  eingehende  und  gründ- 
liche Zusammenstellung  der  faktischen  Zustände  und  der  Gesetze  in  Wür- 
temberg selbst,  sowie  in  Preussen,  Sachsen  und  anderen  deutschen  Län- 
dern aus.  Die  Frage  liegt  in  Würtemberg  total  anders  als  in  Preussen 
und  anderen  Ländern,  zumeist  deshalb,  weil  es  in  Würtemberg  eine  staat- 
liche allgemeine  Personalsteuer  nicht  giebt. 
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Aus  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  vom  Oktober 
1877  ist  von  Allem  hervorzuheben,  dass  die  alte  Anschauung,  die  Ge- 
meinde sei  lediglich  eine  Wirthschaftsgenossenschaft,  von  Niemanden  ver- 
treten wurde.  Die  Abstimmung  ergab  das  llesultat,  dass  die  grosse  Melir- 
zahl  der  Anwesenden  sich  für  eine  Thcilung  der  Kommunalsteuern  nach 
dem  l'rincip  der  persönlichen  Pflichten  und  dem  Princip  der  Kosten  und 
Vortheile  entschied ;  die  Empfehlung  der  iudicirten  Steuern  in  den  grösse- 
ren Städten  erlaugte  die  Majorität  nicht.  Regelung  der  ganzen  Materie 
durch  Staatsgesetz  wurde  verlaugt,  aber  so,  dass  betreffs  der  lleal- 
steuern  ein  unbedingter  Anschluss  an  das  Staatssteuersystem  nicht  verlangt 
wurde. 

Wichtiger  als  die  Abstimmung  waren  natürlich  die  Verhandlungen 
selbst.  Ich  übergehe  die  polemischen  Auseinandersetzungen  zwischen 
A.  "Wagner  und  Braun  über  die  früheren  Ansichten  der  sogen.  Freihänd- 
ler und  halte  mich  ausschliesslich  an  die  beiden  Keferate. 

Der  Correferent  Wegner,  der  seinem  Vorti-ag  eine  sehr  lehrreiche 
Statistik  der  Besteuerung  in  Rheinisch- Westfälischen  Städten  beigab,  schil- 
derte zunächst  den  jetzigen  Steuerdruck  in  den  Kommunen.  Er  erklärte 
sich  dann  im  Wesentlichen  für  Beibehaltung  des  jetzigen  Zuschlagssj^stems 
—  jedoch  unter  der  Voraussetzung  einer  Reform  der  staatlichen  Klassen- 
und  Einkommensteuer.  Er  erkannte  an,  dass  in  der  Gemeinde  neben  den 
mit  dem  Staat  gemeinsamen  Aufgaben  wirthschaftliche  Leistungen  eine 
besondere  Rolle  spielen,  hielt  es  aber  für  unpraktisch,  deshalb  selbststän- 
dige Gemeinde-Realsteuern  zu  verlangen.  Ebenso  glaubt  er,  dass  bei  der 
gegenwärtigen  Reichsgesetzgebung  erhebliche  Ausdehnung  der  indirekten 
Steuern  in  den  Kommunen  unthunlich  sei,  es  also  bei  den  Zuschlägen  zu 
den  direkten  Staatssteuern  der  Hauptsache  nach  verbleiben  müsse.  Aber 
er  verlangt  Verbesserung  der  staatlichen  Personalsteuer  durch  Selbstein- 
schätzung mit  eidlicher  Versicherung,  und  durch  Unterscheidung  des  fun- 
dirten  und  uufuudirten  Einkommens.  Auch  eine  Ausdehnung  der  Progres- 
sion erscheint  ihm  an  sich  indizirt  und  er  verlaugt  Kontingentirung  der 
Einkommensteuer. 

Es  ist  klar,  dass  durch  diese  Vorschläge  eine  wesentliche  Verände- 
rung in  der  Vertheilung  der  Kommunalsteuerlast  nicht  eintreten  würde, 
ausser  insofern,  als  die  an  sich  wünschenswerthe  bessere  Einschätzung 
der  Staats-Personalsteuer  günstig  auf  die  Kommune  zurückAvirken  müsste. 
Der  einschneidendste  Vorschlag  ist  der  der  Kontingentirung  der  Staats- 
einkommensteuer, weil  dadurch  das  vom  Staate  mehr  geschonte  persön- 
liche Einkommen  von  der  Kommune  mehr  herangezogen  werden  könnte. 
Diesen  Vorschlag  halte  ich  aber  für  einen  solchen,  den  der  Staat  nie  an- 
nehmen kann  und  wird,  und  der  viel  weniger  Aussicht  auf  praktische  Ver- 
wirklichung hat,  als  die  Ueberlassung  eines  Theils  der  Ertragssteuern  an 
die  Kommunen. 

Was  A.  Wagner's  Referat  betrifft,  so  halte  ich  mich  an  die  selbst- 
ständige Ausgabe.  Was  das  Nachwort  d.  h.  die  Auseinandersetzung  mit 
dem  Verein  für  Sozialpolitik  und  seiner  Taktik  und  was  die  Bemerkungen 
über  die  Bedeutung  von  „Prinzipien"  in  der  Steuerfrage  angeht,  so  habe  ich 
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mich  darüber  an  anderem  Orte  geäussert  ^).  Uns  gehen  hier  nur  Wag- 
ner's  Ansichten  über  die  Komnmnalsteuern  selbst  an.  Hier  ist  nun  vor 
Allem  zu  konstatireu,  dass  Wagner,  abgesehen  von  Gebühren  und  be- 
sonderen Beiträgen  gleich  a^asse  zweierlei  Kommunalsteueru  verlangt, 
solche  die  nach  dem  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit  und  solche,  die  nach 
dem  Prinzip  der  Leistung  und  Gegenleistung  umgelegt  sind.  Es  ist  er- 
freulich, dass  auch  Wagner's  Autorität  dieser  Scheidung  nach  der  Natur 
der  Hauptausgaben  der  Kommune  das  "Wort  redet.  Die  Worte  „Leistungs- 
fähigkeit" und  ,, Leistung  und  Gegenleistung"  würden  wohl  besser  durch 
die  Worte:  „Steuer  nach  Massgabe  persönlicher  Pflicht"  und  „Steuer  nach 
Massgabe  von  Kosten  und  Vortheilen"  ersetzt.  Doch  will  ich  hierauf  kein 
Gewicht  legen.  Praktisch  wichtiger  ist,  dass  Wagner  allgemeine  Vermö- 
genssteuern und  Ertragssteuern  zur  Verwirklichung  beider  Prinzipien  an- 
wenden will,  wodurch  meines  Erachtens  die  beiden  Prinzipien  ineinander 
gemengt    und  eine  verwirrende  Kumulirung  von  Steuern  entstehen  würde. 

Die  wichtigste  Eigenthümlichkeit  des  Wagner'schen  Referats  ist  die 
Betonung  des  sozialen  Gesichtspunkts.  Er  führt  aus,  dass  in  der  ganzen 
Volkswirthschaft  eine  Kombination  des  privatwirthschaftlichen  luid  geraein- 
■wirthschaf fliehen  Systems  stattfinde  und  stattfinden  solle,  und  dass  das 
letztere  namentlich  in  Bezug  auf  die  Thätigkeit  von  Staat  und  Kommune 
in  Ausdehnung  begriffen  sei ,  wodurch  die  ganze  Volkswirthschaft  immer 
mehr  einen  ,, kommunistischen"  im  Gegensatze  zum  individualistischen  Cha- 
rakter annehme. 

Meines  Erachtens  ist  der  Gebrauch  des  Wortes  ,, Kommunismus"  an 
dieser  Stelle  irreführend.  Doch  wollen  wir  nicht  um  Worte  streiten. 
Wahr  ist,  dass  die  Leistungen  von  Staat  und  Gemeinde  zur  Erhaltung 
und  Hebung  dieser  Gemeinschaften  selbst  und  ihrer  höheren  Zwecke  in 
Zunahme  begriffen  sind,  aber  es  ist  fraglich,  ob  sie  in  stärkerer  Zunahme 
begriffen  sind,  als  die  Erfolge  der  privatwirthschaftlichen  Thätigkeiten. 
Wenn  ferner  heute  Staat  und  Kommuue  verschiedene  wirthschaftliche  An- 
stalten selbst  in  die  Hand  nehmen,  durch  ihre  konzentrirten  Mittel  ins 
Leben  rufen  und  verwalten,  so  schaften  diese  Gesammtheiten  Etwas,  dessen 
Vortheil  sich  theilweise  in  unterscheidbarer  Weise  auf  Einzelne  vertheilt 
und  zu  deren  Kosten  Einzelne  herangezogen  werden  können,  so  dass  da- 
bei durchaus  kein  Kommunismus  herrscht.  Ich  glaube  diese  ganze  Er- 
örterung über  das  privat-  und  gemeinwirthschaftliche  System  greift  un- 
nöthig  zu  weit  aus,  um  die  durchaus  richtige  Folgerung  zu  beweisen,  dass 
es  zwei  Steuervertheilungspriuzipien  gebe,  deren  Kombination  in  Staat 
und  Gemeinde  verschieden  sein  müsse  und  zwar  in  der  Weise,  dass  das 
Prinzip  des  Interesses  oder  der  Leistung  und  Gegenleistung  in  der  Kom- 
mune eine  relativ  grössere  Bedeutung  beanspruchen  dürfe. 

Wagner  verlangt  in  Anbetracht  der  wirthschaftlichen  Leistungen  der 
Kommune  vor  Allem  stärkere  Heranziehung  des  Grundbesitzes,  ferner 
Ptegelung  der  Kommunalsteuern  durch  Staatsgesetz,  aber  keinen  unbeding- 
ten Anschluss  an  das  Staatssteuersystem  und  eine  gewisse  Wahlfreiheit 
der  Kommunen  in  den  Steuern  und  Spielraum  in  den  Steuersätzen.     Dem 


1)  S.  meine  Schrift :  ,, Sozialismus,  Sozialdemokratie  und  Sozialpolitik"  Leipzig  1878. 
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Allen  ist  zuzustimmcu.  Gut  ist  die  Scheidung  der  Kommunalausgabon 
nach  Kategorien;  W.  unterscheidet  allgemeine  und  besondere  Ausgaben 
und  innerhalb  der  letzteren  Cultur-  und  wirthschaftliche  Ausgaben  nnd 
motivirt  die  Nothweudigkeit ,  die  einzelnen  Steuerarten  für  einzelne  Aus- 
gabekategorien besonders  zu  verwenden,  vorzüglich.  Nur  kann  ich  nicht 
zustimmen,  wenn  Wagner  die  Ertragssteuer  auch  zur  Verwirklichung 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  mitanwenden  will  und  wenn 
er  möglichste  Ausdehnung  der  Besteuerung  von  Foi'ensen ,  juristischen 
Personen  und  des  Fiskus  verlangt.  Er  sagt  zwar  selbst,  dass  letztere 
Personen  nur  bei  unvollkommener  Ausbildung  der  Ertragssteuer  durch 
Einkommensteuer  heranzuziehen  seien,  —  aber  warum  sagt  er  dann  nicht 
einfach,  dass  eben  die  vollkommene  Ausbildung  der  Ertragssteuern  in  dem 
ihnen  gebührenden  Umfang  die  uucrlässliche  Vorbedingung  ist,  die  Bei- 
tragspÜicht  der  Forensen  und  juristischen  Personen  überhaupt  rationell 
abzugrenzen  ? 

Weiter  macht  Wagner  treffende  Bemerkungen  über  die  Kommunal- 
steuer  der  Beamten,  über  die  Nothwendigkeit,  Grossstädte,  kleine  Acker- 
städte, agrarische  und  industrielle  Landgemeinden  zu  unterscheiden,  über 
die  Zulässigkeit  indirekter  Gemeindesteuern,  die  Verwerflichkeit  der  Mieth- 
steuern,  die  Nothwendigkeit,  dass  die  Kommunalpersonalsteuer  sich  an  die 
reformirte  Staatspersonalsteuer  anschliesse  etc.  etc. 

Man  sieht,  all  dies  sind  Vorschläge,  die  auf  einer  richtigen  Einsicht 
in  das  Wesen  unserer  heutigen  Communalverwaltungeu  beruhen  und  zu 
deren  Rechtfertigung  ein  eigeuthümlicher  sozialwissenschaftlicher  Stand- 
punkt, eine  Vorliebe  für  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems 
gar  nicht  nöthig  ist.  Aber  es  kommt  noch  ein  Vorschlag  bei  Wagner 
vor,  der  in  der  That  aus  einer  eigenthümlichen  sozialen  Auffassung  er- 
wächst, und  au  den  sich  dann  in  dem  kurzen  letzten  Abschnitt  X  noch 
eine  Aufsehen  erregende  allgemeine  sozialpolitische  Erörterung  schliesst. 

Wagner  verlangt  nämlich  nicht  nur,  dass  Liegenschaften  und  Ge- 
werbebetrieb einer  Ertragsbesteuerung  zur  Deckung  der  Kosten  der  wirth- 
schaftlichen  Leistungen  der  Gemeinde  unterworfen  und  der  Ertrag  der 
Gewerbe  noch  zu  besonderen  Beiträgen  zur  Schul-  und  Armenlast  heran- 
gezogen werden  soll,  sondern  er  verlangt  noch  besonders  in  den  Städten, 
namentlich  in  den  Grossstädten  eine  Besteuerung  des  vom  Eigeuthümer 
nicht  durch  eigene  Leistungen  verdienten  Werthzuwachses  des  Grund-  und 
Gebäudeeigenthums  durch  Besitzwechselabgaben  und  Erbschaftssteuern,  so- 
wie durch  besondere  Besteuerung  unbenutzter  Baustellen  —  d.  h.  eine  be- 
sondere Besteuerung  der  Werthzuwüchse  von  Grundeigenthum  und  Ge- 
bäuden, welche  durch  die  Konjunktur  entstehen. 

Diesem  Postulat  kann  ich  nicht  beistimmen.  Wenn  man  jährliche 
Neueinschätzungen  des  Ertrags  von  Grund  und  Boden  nach  den  jetzigen 
Verkaufspreisen  annimmt,  so  wird  der  Ertrag  der  Liegenschaften  nach 
dem  Prinzip  der  Kosten  und  Vortheile  in  ganz  gerechter  Weise  getroffen. 
Eine  besondere  Besteuerung  resp.  Bestrafung  der  Konjunkturgewinne  als 
solcher  wäre  vor  Allem  überaus  unpraktisch,  weil  die  nur  durch  Kon- 
junktur entstandenen  Wertherhöhungen  nicht  ausscheidbar  wären  und  weil 
dann   bei    sinkenden  Konjunkturen    gerechter  Weise    ein  Steuererlass   und 
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jedenfalls  für  die  Kommune  eine  äusserst  schwankende  Einnahme  sich  er- 
geben würde.  Mau  darf  sich  den  Fall  der  Konjunktur  in  Berlin  1871 — 73 
nur  nicht  verallgemeinern!  Solche  Extra-Besteuerung  beruht  aber  meines 
Erachtens  auch  auf  einem  falschen  Prinzip.  Die  stärksten  Konjunktur- 
gewinne entstehen  gar  nicht  beim  Grundbesitz,  sondern  beim  gewerblichen 
Einkommen.  Ist  Extrabesteueruug  der  Konjunkturgewinne  gerecht,  so 
muss  sie  überall  stattfinden.  Aber  sie  ist  überhaupt  nicht  gerecht.  So 
lange  in  unserem  ganzen  Vermögensrecht  der  Grundsatz,  dass  Einkommen 
nach  Verdienst  und  Konjunktur  verschieden  behandelt,  resp.  letzteres  ver- 
boten werden  soll,  nicht  existirt,  liegt  gar  kein  Grund  vor,  die  Kon- 
junkturgewinne gerade  durch  die  Besteuerung  zu  korrigiren. 

Unsere  Einkommensvertheilung  ist  nicht  gerecht,  beruht  nicht  auf 
einer  Abmessung  der  Leistungen  —  und  sie  kann  das  nie  werden.  Das 
Postulat  der  Gerechtigkeit  in  der  Einkommensvertheilung  führt  zur  Auf- 
hebung aller  Freiheit,  alles  privatwirthschaftlichen  Systems  und  schliess- 
lich zum  nackten  Kommunismus. 

Sowie  mau  unter  Berufung  auf  eine  gegenüber  den  Individuen  zu 
verwirklichende  Gerechtigkeit  verlangt,  dass  Jeder  Einkommen  lediglich 
im  Verhältniss  zu  seinen  Leistungen  erhalte,  so  fällt  damit  nicht  nur  aller 
Konjunkturgewinn,  sondern  auch  alles  Einkoramen  aus  Besitz  und  es  ent- 
steht die  unlösbare  Frage  nach  der  Abschätzung  verschiedenartiger  Lei- 
stungen. Beruhen  aber  verschiedenartige  Leistungen  auf  verschiedenen  An- 
lagen und  Fähigkeiten ,  so  verlangt  die  Gerechtigkeit  keine  verschiedene 
Belohnung  derselben.  Höheres  Einkommen  für  höhere,  nützlichere  d.  i. 
begehrtere  Leistungen  ist  schon  selbst  Etwas,  das  nicht  aus  Gerechtigkeit 
entspringt,  sondern  es  ist  eine  Konzession  an  die  Rücksicht  auf  die  Nach- 
frage und  den  allgemeinen  Vortheil.  Nimmt  man  es  mit  der  Gerechtigkeit 
genau,  so  kann  nicht  die  grössere  Leistung,  sondern  nur  die  grössere  in- 
dividuelle Anstrengung  höher  gelohnt  werden  und  man  kommt  dann  von 
selbst  dazu,  Jedem  gleiche  individuelle  Anstrengung  zwangsweise  aufzu- 
legen und  dann  auch  gleich  viel  zu  geben. 

Es  braucht  kein  Wort  darüber  verloren  zu  werden,  dass  solcher  ab- 
soluter Kommunismus  kulturfeindlich  ist;  die  Gerechtigkeitsidee ,  die  kon- 
sequent dahin  führt,  aber  ist  so  einseitig  und  falsch  wie  ihre  Konse- 
quenz selbst,  denn  sie  geht  davon  aus,  dass  es  bei  der  Gütervertheilung 
lediglich  auf  grösstmöglichen  materiellen  Genuss  aller  jetzt  lebenden  Men- 
schen ankomme;  sie  vergisst,  dass  alle  sozialen  Einrichtungen  dem  Fort- 
schritt der  ganzen  Menschheit  zu  dienen  haben,  dass  alle  materiellen  Güter 
nur  Mittel  zur  Erreichung  höherer  idealen  Zwecke  sein  sollen,  dass  das 
wahre  Glück  des  Einzelnen  selbst  nicht  allein  im  Konsum  wirthschaft- 
licher  Güter  besteht.  Sie  vergisst  auch,  dass  bei  der  Produktion  schon 
unter  heutigen  Verhältnissen,  ein  ununterscheidbares  Zusammenwirken  Aller 
stattfindet,  daher  ein  gerechtes  Ausscheiden  der  Einzelleistungen  resp.  ihres 
AVerths  absolut  unmöglich  ist. 

Ist  das  Gerechtigkeitsprinzip  an  sich  falsch  so  ist  auch  eine  theil- 
weise  Anerkennung  desselben  in  Gestalt  einer  Bekämpfung  resp.  Beschnei- 
dung der  Konjunkturgewinne  verfehlt.  Denn  offenbar  ist  es  eine  "Will- 
kürlichkeit und  Halbheit,  dies  Prinzip  bis  zu  einem  beliebigen  Punkte 
zur  Geltung  zu  bringen. 
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Wenn  ich  solche  thcilweissc  Konzessionen  an  das  wohlklingende,  aber 
innerlich  falsche  und  cnglierzig  materialistische  Gereclitigkeitspriuzip  ver- 
werfe, so  sage  ich  damit  keineswegs,  dass  das  gegenwärtige  System  der 
Gütervcrtheilung  ein  ideal  vollkommenes  sei.  Eben  wenn  man  sich  auf 
den  Standpunkt  stellt,  dass  die  Güter-  rcsp.  EinkoramenB-Vcrtlieilung  dem 
Kulturfortschritt  der  Menscliheit  im  Ganzen  und  nicht  der  Gereclitigkeit 
gegen  die  Einzelnen  zu  dienen  habe,  kann  man  verlangen,  dass  alle  Ar- 
beitenden eine  auskömmliche  und  möglichst  gesicherte  Existenz  haben, 
dass  ihnen  Hoffnung  des  Emporkommens  gewährt  werde,  dass  die  llciclie- 
ren  höhere  Pflichten  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernehmen,  dass  der 
unsittlich  aleatorische  Charakter  unscrs  Erwerbslebens  eingeschränkt  werde 
etc.  etc.  —  aber  wir  werden  dann  allmählig  und  von  Innen  heraus  wir- 
kende Mittel  vorschlagen  und  nicht  durch  eine  radikale  Aenderung  der 
Besitzverhältnisse,  nicht  durch  mechanische  Beeintiussung  der  Einkommcns- 
verhältuisse  wirken  wollen. 

Die  von  Wagner  vorgeschlagenen  Besitzvcränderungs  -  und  Erb- 
schaftssteuern sind  an  sich  gar  kein  so  ungeheuerlicher  sondern  nur  ein  in 
Bezug  auf  die  Kommunen  unpraktischer  Vorschlag.  Nur  die  Motivirung 
d.  h.  die  prinzipielle  Feindschaft  gegen  die  Ungleichheiten  der  Konjunktur- 
gewinne ,  die  an  sich  eine  nothwendige  Folge  der  nöthigen  Freiheit  sind, 
ist  meines  Erachtens  zu  bekämpfen.  Ebensowenig  ist  das  Postulat  der 
progressiven  Einkommensteuer  als  solches  zu  bekämpfen,  vielmehr  nament- 
lich wenn  man  indirekte  Kommuualsteuern  ^ulässt,  zu  befürworten.  Aber 
zu  beiden  Postulaten,  dem  der  Extrabesteuerung  der  Konjunkturgewinne 
und  dem  der  Progressivsteucr  fügt  Wagner  in  dem  erwähnten  Abschnitt  X 
einige  motivirende  allgemeine  Sätze,  die  in  der  That  zu  Missverständnissen 
führen  müssen.  Er  spricht  davon,  dass  man  auf  dem  Gebiete  des  Steuer- 
wesens „selbst  radikalen  Forderungen  des  Sozialismus  oder  der  Sozialdemo- 
kratie entgegenkommen"  könne  resp.  solle,  weil  man  auf  diesem  Gebiete 
Umgestaltungen  mit  guten  Willen  leicht  durchführen,  so  einen  Theil 
der  sozialen  Frage  lösen,  Klagen  und  Ungerechtigkeiten  entfernen  könne. 

Wir  gehören  nicht  zu  Denjenigen,  die  vor  dem  Klange  des  Worts 
Sozialismus  erschrecken;  aber  es  ist  von  vornherein  nicht  zweckmässig, 
in  einer  auf  weiten  Absatz  berechneten  Brochüre  die  Worte  Sozialismus 
und  Sozialdemokratie  ohne  nähere  Erklärung  zu  gebrauchen  und  den  Schein 
zu  erwecken,  als  halte  man  das  ganze  ökonomische  Programm  der  Sozial- 
demokratie d.  h.  von  Marx  an  sich  für  berechtigt.  Fragt  man  nach 
der  Bedeutung,  die  Wagner 's  pointirte  Schlusssätze  nach  dem  Zusam- 
menhang haben  können,  so  kann  es  keine  andere  sein,  als  die,  dass  stär- 
kere Besteuerung  der  Reichen  und  der  Konjunkturgewinne  nach  dem  Prin- 
zip der  Gerechtigkeit  verlangt  werden. 

Dies  ist  durchaus  keine  gefiihrliche,  umv/älzende  Ansicht,  sie  ist  nur 
mit  zu  grossem  Aplomb  vorgetragen  und  sie  ist  meines  Erachtens  falsch 
—  wie  dies  sehr  viele  Detailvorschläge  anderer  Schriftsteller  auch  sind. 
Sic  ist  meines  Erachtens  falsch  aus  dem  erwähnten  Grunde,  dass  das 
Gerechtigkeitsprinzip  überhaupt  falsch  ist,  und  obendrein  deshalb  weil  es 
kaum  ein  Gebiet  giebt,  das  sich  zu  sozialen  Experimenten  weniger  eignet 
als  das  Koramunalsteuerwesen,  bei  dem  es  sich  zur  Zeit  vor  Allem  darum 
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handelt,  dass  die  ICommunen  bei  dem  gewaltigen  Steigen  ihrer  Ausgaben 
überhaupt  leben  können.  — 

Um  keine  Missverständnisse  aufkommen  zu  lassen ,  so  erkläre  ich 
hiermit  wiederholt,  dass  ich  zugestehe,  in  unserer  ganzen  Volkswirthschaft 
müsse  dem  Prinzip  des  Sozialismus  oder  Kollektivismus  neben  dem  des 
Individualismus  Geltung  geschnftt  werden  d.  h.  es  müsse  eine  produktive 
Thätigkeit  geben,  die  von  dem  PÜichtgedanken  nicht  von  individuellem 
Erwerbsbetrieb  beherrscht  wird.  Dieses,  in  gewissem  Maass  stets  in  Geltung 
gewesene  Prinzip  aber  hat  gar  Nichts  gemeinsam  mit  dem  utopischen 
ökonomischen  Programm  der  heutigen  Sozialdemokraten  und  ihrer  Vor- 
gänger Rodbert  US  etc.,  welches  Programm  Wagner  den  „wissenschaft- 
lichen Sozialismus"  nennt.  Dieses  Programm  will  Güterverth eilung  ledig- 
lich nach  den  Leistungen,  reines  Verdiensteinkommen  etc.,  hat  mit  der 
püichtmässigcn  Thätigkeit  im  Dienste  von  Gesammtpersonen  gar  Nichts 
zu  thun,  sondern  will  eine  materialistische  Gerechtigkeit  resp.  Gleichlieit 
gegenüber  den  Individuen  verwirklichen.  Dieses  Programm,  d.  h.  die  So- 
zialdemokratie oder  der  sogenannte  wissenschaftliche  Sozialismus,  der  etwas 
ganz  anderes  ist  als  das  Prinzip  des  Sozialismus  oder  Kollektivismus  ver- 
werfe und  bekämpfe  ich  unbedingt  als  eine  Irrlehre ,  die  lediglich  auf- 
regen und  verwirren  kann. 

Die  Steuern  und  namentlich  die  Stnatssteuern  haben  auch  nach  meiner 
Ansicht  eine  soziale  Bedeutung.  Sie  sollen  nämlich  so  eingerichtet  sein, 
dass  sie  keinen  Erwerbsstand  'niederdrücken  und  am  Emporkommen  ver- 
hindern, und  so  dass  die  Beichern  höhere  Pflichten  bereitwillig  überneh- 
men und  eben  dadurch  ihre  faktisch  bevorzugte  Stellung  rechtfertigen  und 
erhalten.  Wenn  man  aber  die  Steuern  benutzen  will ,  um  den  Keich- 
thura  oder  gewisse  Arten  desselben  zu  Ehren  von  Gleichheit  oder  soge- 
nannter Gerechtigkeit  zu  beschneiden ,  so  ist  dies  meines  Erachtens  eine 
innerlich  falsche  und  überdies  nur  halbe  und  willkürliche  Konzession  an 
das  Prinzip  der  Sozialdemokratie  mit  ihrer  Tendenz  zu  mechanischer  Gleich- 
macherei durch  Herabdrückung  der  Reichen  und  Höherstehenden.  — 

So  entschieden  ich  in  dieser  Hinsicht  von  Wagner  prinzipiell  ab- 
weiche ,  so  muss  ich  doch  noch  einmal  wiederholen  :  Es  handelt  sich  hier 
um  eine,  scharf  pointirte  Ansicht  eines  hochverdienten  Gelehrten,  welche 
von  mir  und  anderen  Fachgenossen  nicht  getheilt  wird  —  um  weiter 
Nichts.  Diese  Ansicht  als  besonders  gefährlich  hinzustellen  halte  ich 
geradezu  für  lächerlich.  Unsere  Sozialdemokraten  haben  mehr  zu  thun, 
als  sich  auf  A  dolph  Wagner  zu  berufen,  sie  haben  ihr  ganzes  Programm 
längst  vor  Adolph  W^agner  fertig  gehabt  und  sie  agitiren  mit  ganz  an- 
dern Mitteln  als  mit  wissenschaftlichen  Schriften.  Die  vorurtheilsfreie 
wissenschaftliche  Untersuchung  der  Lehren  der  Sozialdemokratie  schafft 
viel  mehr  Nutzen  als  ein  einzelner  Irrthum .  der  dabei  mit  unterläuft, 
schaden  kann.  Durch  die  pointirte  und  gewissermaassen  herausfordernde 
Form ,  in  der  Wagner  den  erwähnten  Gedanken  aussprach ,  schadete  er 
lediglich  sich  selbst,  insoferne  als  von  vielen  Lesern  auch  der  sonstige 
Inhalt  seiner  Schrift  nicht  mehr  vorurtheilsfrei  gelesen,  und  als  seine  Au- 
torität  bei    dem    grossen    gebildeten    Publikum    dadurch   vermindert   wird. 
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welches  von  Wagner's  ausgebreiteten  Kenntnissen  und  ungewöhnlicher 
Kraft  zu  systematischen   Arbeiten  viel  lernen  könnte. 

Insoweit  AVagner's  Ansicht  ihrem  wirklichen  Inlialt  nach,  nach 
meiner  Meinung  ialsch  ist ,  handelt  es  sich  um  einen  Irrthum ,  wie  er  in 
gleicher  Grösse  und  Art  auch  von  Anderen  begangen  wird.  Denn  die 
Idee,  die  Gerechtigkeit  gegen  die  Individuen  aller  Stcuervortheilung  zu 
Grunde  zu  legen  ist  eine  allgemein  verbreitete ,  nur  wird  daraus  Ver- 
s(;hiedeues  z.  B.  preprotionelle  Ikt-teucrung  geiolgcrt  —  und  alle  Folge- 
rungen aus  diesem  Prinzip  sind  meines  Evachteus  wissenschaftlich  gleich 
falsch  d.  h.  willkürlich,  weil  die  Gerechtigkeit  selbst  nur  ein  subjektives 
und  schwankendes  Gefühl  ist.  Das,  wodurch  ich  mich  prinzipiell  nicht 
nur  von  Wagner,  sondern  auch  von  vielen  Anderen  in  Bizug  auf  die 
Steuerfrage  unterscheide,  ist  dies,  dass  ich  vor  Allem  immer  nur  langsame 
lleforijjou  im  Anschluss  an  die  gewordenen  und  bestehenden  Verhilllnissc 
will,  und  diiss  meines  Erachtons  hei  dicken  li.eformen  als  leitender  Gesichts- 
punkt unbedingt  im  Vordergrund  stehen  muss  die  llücksicht  auf  die 
v^höheren)  Interessen  der  Gesammtheit  selber.  Wenn  ich  mich  hier  bei 
der  Wagner 'sehen  Schrift  verhällniösmässig  lange  aufgehalten  habe,  so 
geschah  dies  keineswegs  weil  ich  auf  meine  frühere  Polemik  mit  W. ,  die 
abgeschlossen  ist,  zurückkommen  wollte,  sondern  weil  ich  bei  einer  Be- 
sprechung der  neuern  Literatur  der  Kommunalsteuerfrage  die  jedenfalls 
bedeutende   Wagner' sehe  Schrift  eingehend   i)esprechen  musste.  — 

Der  Gesetzentwurf  der  Preussischen  Hegierung  vom  November  1877 
nebst  den  beigefügten  Motiven  gehört  unbedingt  zu  den  besseren  Gesetzes- 
entwürfen, welche  die  jüngste  an  Gesetzesvorschlägen  überfruchtbare  Zeit 
erzeugt  hat.  Die  Paragraphen  des  Entwurfs  sind  formell  klar  gefasst, 
leiden  weder  an  dunkler  Kürze  noch  an  .«-chleppender  Breite.  Die  Motive 
sind  mit  umfassender  Kenntni:^s  der  vorhandenen  Literatur  und  klarem 
Urtheil  über  alle  prinzipiellen  Frogen  geschrieben. 

Dennoch  können  wir  nicht  bedauern,  dass  der  Entwurf  vorläufig  nicht 
Gesetz  geworden  ist.  Wir  können  ihn  nur  als  eine  nützliche  Vorarbeit 
für  eine  demnächstige  Reform  betrachten  und  beklagen  es  nicht,  dass  diese 
Vorarbeit  noch  nicht  praktisch  geworden  ist,  da  doch  bald  grössere  Re- 
formen möglich  und  nöthig  sein  werden. 

Ein  vollkommenes  Werk  wird  ein  Preussischos  Kommunalsteuergcsetz 
niemals  werden.  Die  Materie  ist  an  sich  so  schwierig  und  verwickelt, 
dass  man  sich  in  vielen  Punkten  stets  mit  Bestimmungen  wird  begnügen 
müssen ,  die  im  Allgemeinen  und  annähernd  das  Richtige  treffen.  Ueber- 
dies  sind  in  Preussen  die  bestehenden  Kommunalsteuerverhältnisse  über- 
aus verworren  und  verschiedenartig,  und  eine  Reform,  die  gewordene  Zu- 
stände nicht  allzu  radikal  umstürzen  will,  wird  vielfach  auf  Einführung 
des  rationellsten  Zustands  verzichten  müssen.  Bedenkt  man  noch,  dass 
in  Preussen  viele  ausserordentlich  kleine  Gemeinden  und  dass  in  diesem 
Staat  die  selbständigen  Gutsbezirke  existiren,  so  ergiebt  sich,  dass  ein 
umfassendes  Gesetz  unmöglich  ein  einfaches  sein  kann.  • — 

Unser  Entwurf  hatte  aber  noch  mit  besonderen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen.  Es  sollten  die  Kommunalsteuerverhältnisse  geordnet  werden 
ohne  vorhergehende  Staatssteuerreform  und  ohne  eine  erschöpfende  Kenntniss 
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der  bisherigen  Koramunalcinnahmen  und  Ausgaben.  Somit  steckt  sich  der 
Entwurf  lediglich  das  bescheidene  Ziel,  einige  Ordnung  und  Gleichmäs- 
sigkeit  in  das  bislierige  Chaos  zu  bri}igen ,  das  bisher  vorherrschend  gel- 
tende Recht  zu  kodifizircn  und  die  schlirarastcn  Auswüchse  der  bishe- 
rigen Unordnung  abzuschneiden. 

Der  Regel  nach  sollen  die  Gemeindesteuern  Zuschläge  zu  den  direk- 
ten Staatssteuern  sein  und  zwar  spielt  dabei  die  Klassen-  und  Einkom- 
mensteuer die  Hauptrolle.  Für  die  Zuschläge  zu  den  anderen  Steuern 
sind  maxima  und  minima  und  zwar  im  Vcrhältniss  zu  den  Personalsteuer- 
zuschlägen festgesetzt  —  Zuschläge  zur  Gewerbesteuer  können  vorkommen, 
sind  aber  offenbar  nur  als  etwas  Ausnahmsweises  beabsichtigt.  Eine  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  verschiedener  Kommunalausgaben  wird  bei  der  Fest- 
setzung der  Zuschläge  zu  den  verschiedenen  Staatssteuern  nicht  genommen, 
mit  einziger  Ausnahme  der  Bestimmung  des  §.  8,  demzufolge  zu  Gemeinde- 
abgaben für  Verkehrs-  und  andere  das  Interesse  des  Grundbesitzes  vor- 
zugsweise betreffende  Zwecke  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  stärker  heran- 
gezogen werden  kann  und  unter  Umständen  verschiedene  Belastungen  in  den 
einzelnen  Theilen  der  Gemeinde  stattfinden  können. 

Besondere  selbständige  Gemeindeeinkommensteuern  sollen  absolut  nicht 
geduldet,  andere  selbständige  direkte  und  indirekte  Gemeindeabgaben  kön- 
nen dagegen  unter  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde  vorkommen ,  unter 
denen  dann  die  Schlachtsteuer  begünstigt  wird. 

Dies  der  Hauptinhalt  der  9  ersten  Paragraphen  des  Entwurfs,  welche 
sich  auf  die  erste  Hauptfrage,  die  zulässigen  Arten  und  die  Höhe  der 
Gemeindesteuern  beziehen.  Dass  unter  den  indirekten  Steuern  die  Schlacht- 
steuer gewissermaassen  bevorzugt  und  eine  Anregung  zur  Neueinführung 
von  Bier-,  Branntwein-  und  Scheu  kensteuern  nicht  gegeben  wird,  betrachte 
ich  unbedingt  als  einen  Mangel  des  Entwurfs.  Im  Uebrigen  gestehe  ich 
zu,  dass  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  nicht  viel  mehr  zu  leisten  war 
als  der  Entwurf  geleistet  hat.  Die  verhältnissmässigen  maxima  und  minima 
der  Zuschläge  verhindern  wenigstens  ein  zu  starkes  Ausbeuten  einzelner 
direkten  Steuern  im  Interesse  resp.  zur  Belastung  einzelner  Stände,  eine 
genauere  Abgrenzung  zwischen  Real-  und  Personalsteuern ,  eine  stärkere 
Berücksichtigung  des  Gesichtspunkts  „der  Kosten  und  Vortheile"  war  ohne 
Ausgabenstatistik  und  bei  Fortbestand  der  Staatsertragssteuern  kaum  mög- 
lich. Ebensowenig  war  bei  Fortbestand  der  durchaus  schlechten  staatlichen 
Gewerbesteuer  die  Einführung  selbständiger  besserer  Kommunalgewerbe- 
steuern möglich.  Dass  der  Entwurf  von  Gebühren  und  besonderen  Bei- 
trägen nicht  spricht ,  erklärt  sich  wohl  auch  aus  dem  Mangel  an  umfas- 
sender Kenntniss  der  bezüglichen  Thatsachen. 

Was  die  Motive  betrifft,  so  ist  den  Erörterungen  über  die  Nothwen- 
digkeit  der  Reglung  der  ganzen  Materie  durch  Staatsgesetz  unbedingt  zu- 
zustimmen, ebenso  der  Ansicht,  dass  die  indirekten  Steuern  wieder  kräf- 
tiger entwickelt  aber  nicht  zu  eirer  Höhe  wie  in  Frankreich  emporge- 
schraubt werden  sollen.  In  der  Rechtfertigung  des  Zuschlagssystems  gehen 
dagegen  meines  Eraehtens  die  Motive  zu  weit,  da  dieses  in  seiner  jetzigen 
Ausdehnung  nur  durch  den  jetzigen  Zustand  der  Staatssteuern  gerecht- 
fertigt ist. 
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Es  ist  richtig,  dass  die  Aufgaben  von  Staat  und  Gemeinde  zwar  nicht 
identisch  aber  wesentlich  gleichartig  sind  (S.  28).  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dass  alle  Kommunalabgaben  Zuschläge  zu  den  Htaatssteueru  sein  müssten, 
da  das  quantitative  Vorwiegen  von  Ausgaben  gewisser  Art  in  der  Kommune 
eigenthümliche  Steuern  rechtfertigen  kann ,  die  im  Staate  auch  zu  haben 
sich  nicht  der  Mühe  verlohnen  würde.  Auch  ist  von  vornherein  zu  be- 
denken, dass  Staat  und  Reich  indirekte  Steuern  haben,  zu  denen  die  Kom- 
munen trotz  ihrer  gleichartigen  Aufgaben  keine  Zuschläge  erheben.  Der 
Entwurf  gestattet  ja  auch  selbst  Ausnahmen  von  dem  Zuschlagsystem,  aber 
nur  geringe,  und  zwar  nicht  lediglich  aus  zeitweiligen  praktischen  Grün- 
den, sondern  weil  die  Urheber  des  Entwurfs  offenbar  eine  übergrosse  Mei- 
nung von  der  allgemeinen  Vortrefflichkeit  des  bestehenden  Staatssteuer- 
systems haben. 

Die  Bemessung  der  Höhe  der  einzelnen  Gemeindeabgaben  nach  den 
Arten  der  Ausgabe  d.  h.  eine  Ausscheidung  derjenigen  Abgaben  die  zur 
Deckung  der  Ausgaben  für  wirthschaftliche  Zwecke  nach  dem  Prinzip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  umgelegt  werden  sollen,  verwirft  der  Ent- 
wurf gewissermaassen  im  Prinzip  ,  will  sie  aber  nicht  gänzlich  unberück- 
sichtigt lassen.  Nun  aber  finde  ich,  dass  der  Entwurf  das  Prinzip  der  Lei- 
stung und  Gegenleistung  factisch  ganz  stark  berücksichtigt,  indem  er  zunächst 
unbedingt  verlangt,  dass  nicht  allein  Zuschläge  zur  Staatspersonalsteuer 
erhoben  werden  dürfen,  sondern  Grund  und  Boden  sei  es  durch  Zuschläge 
zu  den  betreffenden  Staatssteuern  oder  durch  besondere  Steuern  herange- 
zogen werden  müssen  —  und  indem  er  obendrein  im  §.  8  noch  das 
Prinzip  besonders  berücksichtigt.  Der  Entwurf  verzichtet  nur  auf  eine 
scharfe  Begrenzung  der  Geltung  dieses  Prinzips  und  beruft  sich  dabei  mit 
Unrecht  auf  die  Geschichte  der  Englischen  Zwecksteuern.  Es  ist  aller- 
dings nicht  ausführbar  oder  doch  höchst  unzweckmässig  für  jede  einzelne 
Art  von  Kommunalausgaben  eine  ganz  besondere  Abgabe  zu  erheben  — 
(abgesehen  von  den  speziellen  Gebühren) ,  aber  es  ist  durchaus  möglich, 
die  relative  Höhe  von  zwei  Hauptgemeindesteuerarten  von  der  relativen 
Höhe  zweier  Hauptausgabengruppen  abhängen  zu  lassen. 

Man  wird  zusammenfassend  sagen  können,  dass  in  Bezug  auf  die  Ver- 
theilung  der  Gemeindeabgaben  resp.  in  Bezug  auf  die  Feststellung  der 
Arten  der  Gemeindesteuern  und  ihrer  Höhe  der  Entwurf,  wenn  er  Gesetz 
geworden  wäre,  die  bestehenden  Verhältnisse  nirgends  verschlechtert,  wohl 
aber  an  manchen  Punkten  etwas  verbessert  haben  würde  —  aber  die  Ten- 
denz zur  Verbesserung  war  überall  gehemmt,  der  Entwurf  wagte  keine 
entschiedeneren  Schritte  und  konnte  bei  dem  Mangel  an  Vorbedingungen 
und  Grundlagen  kein  klares  Prinzip  zur  Durchführung  zu  bringen  suchen. 

Die  andere  Hauptfrage  bei  der  Gemeindebesteuerung  nämlich  die 
der  Abmessung  der  Beitragspflicht  der  einzelnen  Pflichtigen  gegenüber 
verschiedenen  Gemeinden  war  eigentlich  der  Hauptpunkt,  den  der  Ent- 
wurf sich  zu  regeln  vorsetzte.  Es  handelt  sich  dabei  um  Entfernung  der 
Doppelbesteuerungen  und  um  eine  billige  Vertheilung  der  Steuererträge 
unter  verschiedene  Kommunen. 

Diese  Aufgabe  war  leicht  zu  erfüllen  betreffs  der  Realsteuern  in  der 
Kommune.     Der  Entwurf  stellt  (§.  10  ff.)    das    an  sich   richtige,    ja  unan- 
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fechtbarc  Prinzip  auf,  dass  alle  iu  der  Gomeinde  belegenen  Grundstücke 
und  Gebäude  steuerpflichtig  sind.  Die  gemachten  Ausnahmen  dürften  zu 
rechtfertigen  sein.  Steuerfrei  sind  nämlich  die  Dieustgrundstücke  der  Geist- 
lichen, Kirchendiener  und  Elemcntarlehrer  und  die  zu  öffentlichem  Dienste 
oder  Gebrauche  bestimmten  dem  Reiche,  Staate  etc.  ete.  gehörigen  Grund- 
stücke; die  Waldungen  können  niedriger  besteuert  werden.  Andere  von 
der  Staatsgrundstuuer  resp.  Gebäudesteuer  befreite  Grundstücke  geniessen 
dieses  Privilegium  in  der  Kommune  nicht.  Der  Kommunalgewerbesteuer 
untei'liegen  ausser  den  der  Staatsgewerbesteuer  unterworfenen  Gewerben 
auch  Brennereien  und  Bergwerke. 

Da  nun  aber  die  Realsteuern  keinen  gegenüber  der  Personalsteuer 
prinzipiell  abgegrenzten  Ertrag  abwerfen,  und  die  Personalsteuer  die  Haupt- 
einkommcusquelle  der  Kommunen  bleibt,  so  beginnt  nun  die  Schwierig- 
keit, die  BeitragspÜicht  zu  dieser  Steuer  abzugrenzen,  von  der  die  juristi- 
schen Personen  schon  wegen  der  geringen  Bedeutung  der  Kommunal- 
gewerbesteuer nicht  befreit  werden  können,  wie  dies  bei  einer  genügenden 
selbstständigen  Entwicklung  der  Kommunalgewerbesteuer  möglich  ja  noth- 
wendig  wäre. 

Der  Klassen-  und  Einkommensteuer  der  Kommune  sollen  alle  Per- 
sonen unterliegen,  die  in  der  Kommvme  ihren  Wohnsitz  haben  oder  sich 
länger  als  3  Monate  darin  uufhalteu.  Von  diesem  ganz  richtigen  Prinzip 
(§.  13)  werden  dann  Ausnahmen  zu  Gunsten  von  Reichsbeamten,  Staats- 
beamten, Geistlichen  etc.  gemacht,  denen  ihre  alten  Privilegien  verbleiben 
—  eine,  aber  nur  aus  Rücksicht  auf  verjährte  Rechte  und  wegen  des 
Umstands,  dass  diese  Personen  ausnahmsweise  richtig  eingeschätzt  werden, 
praktisch  berechtigte  Ausnahme  (§.  12). 

Der  Kommunalpersonalsteuer  unterliegen  dann  aber  ausser  den  phy- 
sischen Personen,  die  in  der  Gemeinde  leben,  auch  Eorensen  d.h.  aus- 
wärtig lebende  Grund-  und  Gebäudebesitzer  und  Inhaber  von  Gewerben, 
ferner  alle  Erwerb  treibenden  juristischen  Personen,  namentlich  Aktien- 
gesellschaften mit  Ausnahme  von  Reich,  Fiskus  und  anderen  Gemeinden, 
sowie  eventuell  von  milden  Stiftungen  (§.  15).  Forensen  und  juristische 
Personen  werden  in  jeder  Gemeinde  durch  Personalsteuer  nach  Massgabe  des 
ganzen  Theils  des  steuerbaren  Gesämmteinkommens  getroffen,  welcher  auf 
den  in  der  Gemeinde  gelegenen  Besitz  resp.  Betrieb  entfällt  (§.  20).  Um 
Doppelbesteuerungen  zu  vermeiden  bleibt  in  der  Wohngemeinde  das  aus 
anderen  Gemeinden  fliessende  und  dort  getroffene  Einkommen  frei ;  für 
Gewerbebetriebe,  die  sich  auf  mehrere  Gemeinden  erstrecken,  namentlich 
Eisenbahnen  sind  besondere  Vertheilungsvorschriften  gegeben  (§.  21  u.  22). 
Selbst  Dividendeneinkommen  ist  frei  (§.  23)  soweit  das  ganze  Einkommen 
der  Aktiengesellschaft  schon  getroffen  ist. 

Ich  v.'ill  zugeben,  dass  alle  diese  Bestimmungen  nothwendig  sind  und 
leidliche  Ordnung  schaffen,  so  lange,  aber  auch  nur  so  lange  die  Perso- 
nalsteuer die  Haupt-lvommunalcinnahme  ohne  Rücksicht  auf  die  Ausgaben 
bleibt.  Aber  eben  die  letzte  Bestimmung  betreffs  der  Dividende  zeigt 
deutlich,  dass  das  ganze  Prinzip  falsch  ist.  Sollen  die  in  der  Gemeinde 
lebenden  Personen  aus  Bürgerpflicht  nach  ihrem  ganzen  Einkommen  steuern, 
so  fehlt  jeder  Grund  zur  Befreiung  der  Dividenden.     Aber  man  muss  zur 
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Vernieidaiiü:  von  Uoppelbostcuerung  diesen  Widersinn  begehen,  wenn  in 
Folge  mangelhafter  Rcalstcuern  die  Aktiengesellschaften  si-lbst  nach  Bür- 
gerpliicht  d.  h.  durch  l'ersonalsteuer  getroffen   sind. 

Was  den  Fiskus  und  andere  Gemeinden  betrifft,  so  liegt  kein  Grund 
vor,  sie  betreffs  ihres  rentetragenden  Besitzes  von  der  Kommunalsteuer 
zu  befreien ,  wenn  Aktiengesellschaften  besteuert  sind.  Es  ist  hier  bis 
zur  Evidenz  klar,  dass  der  Fiskus  etc.  in  der  Kommune  nur  nach  dem 
Gesichtspunkt  der  Kosten  und  Vortheile  besteuert  werden  kann.  Da  aber 
durch  die  bestehenden  llealsteueru  eine  diesem  Gesichtspunkt  entsprechende 
Besteuerung  nicht  vollzogen  wird,  so  muss  doch  noch  etwas  Besonderes 
geschehen  und  es  wird  daher  die  Bealsteuer  des  Fiskus  etc.  ganz  will- 
kürlich erhöht  (§.  i26);  auch  können  besondere  Beiträge  erhoben  werden 
(§.  27).  —  Bestimmungen,  für  die  au  sich  jeder  innere  Grund  fehlt,  so 
dass  das  Mass  dieser  Belastungen  geradezu  zufällig  ist,  die  aber  doch  un- 
vermeidlich sind,  weil  und  so  lange  die  Kommunal  -  Eealsteuern  ungenü- 
gend entwickelt  und  prinziplos  abgegrenzt  sind. 

Die  folgenden  Paragraphen  beziehen  sich  mehr  auf  Formalia;  was 
die  Motive  zu  den  eben  besprochenen  §§.  betrifft,  so  muss  hervorgehoben 
werden,  dass  dieselben  die  Besteuerung  der  Forensen,  Aktiengesellschaften 
etc.  nach  dem  Prinzip  der  Leistung  und  Gegenleistung  und  nach  dem  der 
Leistuugslahigkeit  zu  rechtfertigen  suchen.  Dabei  aber  scheint  es,  dass 
die  Motive  die  Leistungsfähigkeit  nur  in  so  fern  als  Grund  anführen, 
als  ohne  Personalsteuer  der  Aktiengesellschaften  die  Dividenden  der  Steuer 
ganz  entschlüpfen  könnten.  Der  durchschlagende  Gesichtspunkt  für  die 
Personalsteuer  der  Aktiengesellschaft  war  aber  offenbar  das  finanzielle  In- 
teresse der  Gemeinden  —  ganz  richtig,  aber  nur  so  lange  die  Personal- 
steuer Haupteiunahmequelle  ohne  prinzipielle  Begrenzung  ist!  (S.  45  u.  46). 
In  den  ganzen  Motiven  über  diese  Frage  ist  eine  gewisse  Unsicherheit, 
eine  Mischung  von  Versuchen  zu  prinzipieller  Entscheidung  und  von  Kom- 
promissen mit  allerlei  praktischen  Bedürfnissen  zu  erkennen,  wie  dies  bei 
der  vorhandenen  Sachlage  nicht  anders  sein  kann.  Dass  aber  diese  Sach- 
lage selbst  d.  h.  die  ungenügende  Abscheiduug  des  Bereichs  der  Realsteuern 
eine  unbefriedigende  ist,  das  möge  schliesslich  noch  durch  eine  Frage 
■  illustrirt  werden :  Warum  unterliegt  eine  vom  Staate  angekaufte  Eisenbahn 
vom  Momente  dieses  Ankaufs  ab  einer  anderen  Kommunalbesteuerung  als 
solange  sie  einer  Aktiengesellschaft  gehörte,  während  doch  ihr  Verhältniss 
zur  Gemeinde  ganz  unverändert  bleibt  r 

Die  XIV.  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  hat  gegenüber  dem 
Ilegierungsentwurf  verschiedene  Aeuderungen  vorgeschlagen  und  motivirt. 
Man  suchte  die  Befugnisse  der  Aufsichtsbehörde  zu  verringern  (s.  §.  5); 
mau  war  gegen  indirekte  Gemeindesteuern  etwas  misstraui scher  als  die 
Piegierung  (§.  7),  man  wollte  der  Idee  der  Zweckabgaben  durch  Gebühren 
statt  durch  erhöhte  Pealabgaben  gerecht  werden,  man  schränkte  die  Steuer- 
befreiungen des  §.  10  ein,  und  suchte  namentlich  die  Privilegien  der  Be- 
amten etc.  neu  zu  orduen  —  lauter  Aenderungsvorschläge ,  die  (mit  Aus- 
nahme des  Vorschlags  über  die  inJirekten  Steuern)  auf  eine  stärkere  Be- 
tonung der  Gemeindeinteresseu  hinauslaufen.  Die  gleiche  Tendenz  tritt 
noch  stärker  hervor  in  den  Vorschlägen  ad  §.  15  u.  20,  welche  die  Ver- 
schiedenheit   in    der    Besteuerung    von    fiskalischem    Gewerbebetrieb    und 
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Grundbesitz  gegenüber  den  Aktiengesellschaften  abschaffen  wollen,  bedeut- 
same prinzipielle  Abänderungsvorschläge  aber  hat  die  Kommission  nicht 
gemacht. 

Was  die  Verhandlungen  im  Plenum  des  Reichstags  betrifft,  so  ist  die 
schon  erwähnte  Gn  ei  st 'sehe  Rede  besonders  im  Drucke  erschienen.  Die- 
selbe muss  als  eine  hervorragende  Leistung  bezeichnet  werden;  ihre  Haupt- 
bedeutung liegt  in  dem  Nachweis,  dass  gerade  bei  unseren  preussischen 
Verhältnissen  das  starke  Vorwiegen  der  Personalsteuer  in  den  Gemeinden 
zu  grossen  Misslichkeiten  führt.  Dass  und  warum  ich  mich  dem  zu  aus- 
schliesslichen Postulat  der  Kommuual-Realsteuer  nicht  auschliessen  kann, 
geht  aus  dem  bereits  Gesagten  zur  Genüge  hervor.  Soweit  der  Einwohner 
der  Kommune  aus  öffentlicher  Pflicht  steuern  soll  —  und  vielen  Kom- 
munalleistungen gegenüber  ist  kein  anderer  Gesichtspunkt  möglich  —  ist 
die  Ertragssteuer  auch  in  der  Kommune  verfehlt  —  gerade  so  wie  im 
Staate.  Dass  nicht  nur  ein  unsinniges  Ueberwiegen  der  Personalsteuer, 
sondern  auch  ausschliessliche  Herrschaft  der  Ertragssteuer  in  der  Kom- 
mune zu  praktischen  Ungeheuerlichkeiten  führen  würde,  das  kann  man 
sich  leicht  klar  machen,  wenn  man  sich  nur  den  Fall  eines  reichen  Rent- 
ners denkt,  der  mit  Equipage  und  allem  denkbaren  Luxus  in  einer  Stadt 
zur  Miethe  wohnt,  also  keiner  Realsteuer  unterliegt. 

Ich  habe  in  Umstehendem  nur  einen  kurzen  Blick  auf  verschiedene 
Literaturerzeugnisse  werfen ,  nirgends  näher  in  das  Detail  eingehen  und 
überall  nur  die  Hauptpunkte  hervorheben  können.  Hierzu  veranlasste 
mich  nicht  nur  der  beschränkte  Raum ,  der  einer  solchen  Besprechung 
gegönnt  werden  kann ,  sondern  insbesondere  auch  der  Umstand,  dass  nach 
Erledigung  der  einen  Hauptfrage  in  meinem  Sinn  eine  Menge  der  schwie- 
rigsten Detailfragen  einfach  wegfallen  würde.  D.  h.  ich  verlange  vor  Allem 
prinzipielle  Begrenzung  des  Systems  der  Ertragssteuern  in  der  Kommune 
nach  Massgabe  der  Höhe  derjenigen  Gemeindeausgaben,  welche  durch 
Grund-  und  Hausbesitz  und  durch  Gewerbebetrieb  verursacht  werden  oder 
diesen  zu  Gute  kommen. 

Diesem  Postulat  wird  im  Allgemeinen  Nichts  von  Bedeutung  ent- 
gegengehalten   als    die  Behauptung  seiner  praktischen  Undurchführbarkeit. 

Ich  will  zugestehen ,  dass  die  Ausführung  ihre  Schwierigkeiten  hat,  • 
dass  man  sich  mit  gewissen  durchgreifenden  Bestimmungen  begnügen  muss, 
die  dem  Prinzip  nur  annähernd  genügen  —  aber  um  liierüber  ein  Urtheil 
zu  fällen ,  bedarf  man  vor  Allem  der  thatsächlichen  Kenntnisse.  Und 
daher  muss  ich  vor  allem  Anderen  verlangen ,  dass  eine  detaillirte  Sta- 
tistik aller  Gemeindeausgaben  gemacht  und  veröffentlicht  werde.  Man  hat 
jetzt,  da  die  Gemeindesteuerreform  bis  zu  vollbrachter  Reform  der  Reichs- 
und Staatssteuern  doch  schlummern  kann,  reichlich  die  Zeit,  eine  solche 
Statistik  zu  machen.  Niemand  aber  kann  behaupten,  dass  die  Aufstellung 
rationeller  Grundregeln  der  Kommunalbesteuerung  durch  Gesetz  unmöglich 
sei,  so  lange  er  nicht  nachweisen  kann,  dass  die  Thatsachen  ein  absolut 
unentwirrbares  Chaos  sind.  Die  Wissenschaft,  die  ihr  Votum  über  Gesetzes- 
vorschläge abgeben  soll ,  muss  also  vor  Allem  die  Beschaffung  des  unent- 
behrlichen Materials  verlangen. 

A.  Held. 
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VI. 

Die  Bevölkerung  Tirols  und  Vorarlbergs,    dargestellt  nach  den  wich- 
tigsten populationistischcn  Gesichtspunkten  voii  J.  Platter. 

(Fortsetzung  von  S.  135  d.  B.) 

II.     Die  Bevölkerung  nach  dem  Geschlechte. 

Dass  das  numerische  Verhältniss  der  beiden  Geschlechter  von  grossem 
Gewichte  für  das  Wohl  eines  Volkes,  von  grosser  Bedeutung  für  das  Ver- 
ständniss  vieler  sozialer  Erscheinungen  sei,  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen. Bekannt  ist  es,  dass  im  Durchschnitt  in  den  bisher  unter- 
suchten Ländern  in  der  gesammten  Bevölkerung  die  Frauen  überwiegen, 
woraus  Oettingen  (Moralstatistik  II.  Aufl.  S.  53)  schliesst,  dass  etliche 
Prozente  der  Frauen  zum  Diakonissenamt  oder  zu  einem  anderen  edlen 
jungfräulichen  Berufe  bestimmt  seien,  während  sich,  wie  es  scheint, 
die  ewige  Keuschheit  nach  der  Weltordnung  für  Männer  nicht  eignet. 
Xun  ist  es  aber  klar,  dass  Durchschnittszahlen,  die  gegen  100  Millionen 
Menschen  umfassen,  für  das  einzelne  Land  von  keiner  Bedeutung  sind, 
und  schon  Wappäus  (Allg.  Bev.-Stat.  IL  Bd.  S.  172)  zeigt  uns,  dass  in 
dieser  Beziehung  zwischen  den  einzelneu  Ländern  bedeutende  Unterschiede 
existiren,  indem  unter  20  von  ihm  aufgeführten  Ländern  sich  schon  7 
befinden,  in  welchen  nicht  die  Weiber,  sondern  die  Männer  überwiegen, 
während  in  den  übrigen  das  Uebergewicht  der  Weiber  zwischen  */j^, 
(Preussen)  und  10  Prozent  (Schottland),  also  ganz  enorm  wechselt,  ge- 
rade um  das  25fache.  Eine  „entschiednere  Kegel"  können  wir,  trotz  der 
weiteren  Ausführungen  des  genannten  Autors  hier  nicht  finden.  Wenn 
er  auch  alle  Fälle  des  Ueberwiegens  der  Männer  durch  Kritik  beseitigt 
hätte,  so  bleibt  doch  noch  in  dem  Uebergewicht  der  Weiber  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  ein  so  kolossaler  Unterschied,  dass  man  in  diesem 
Uebergewicht  der  Weiber  selbst  wieder  gar  keine  Regel  finden  kann. 
Wenn  nämlich  dieses  irgend  eine  sozialethische  Bedeutung  hat,  die  ihm 
ohne  Zweifel  zukommt,  was  hilft  es  dann  den  Preussen,  wenn  das  Mehr 
der  Weiber  in  Schottland  das  25fachc  seines  eigenen  Plus  beträgt?  Sollen 
etwa  in  Schottland  10  Proz.  der  Frauen  von  der  Vorsehung  zum  ])iako- 
nissendienste  bestimmt  sein,  in  Preussen  aber  nicht  einmal  ein  halbes? 
Solche  Unterschiede  sind  noch  dazu,  wie  wir  in  unserem  Lande  sehen 
werden,    nicht  etwa  blos  bei    dieser    oder  jener  Volkszählung   vorhanden. 
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sondern  sie  sind  typisch;  und  wenn  ein  bestimmtes  Verhültniss  der  Ge- 
schlechter für  das  Gedeihen  der  Völker  das  beste  und  zuträpilichste  ist,  so 
nmss  jede  bedeutende  Abweichung  von  demselben  —  und  wir  finden  ja 
höchst  bedeutende  —  geradezu  verderblich  sein.  Dagegen  ist  es  dann 
ein  geringer  Trost,  wenn  die  Statistik  nachweist,  dass  in  einem  ganz 
grossen  Gebiete,  bei  einer  Bevölkerung  von  lÜO  Millionen  jenes  beste 
Verhültniss  —  welches  man  freilich  nicht  kennt  —  wirklich  existirt. 
Solche  Durchschnittszahlen  verdecken  wohl  die  Unterschiede  und  Ab- 
weichungen, aber  sie  heben  diosclbeu  nicht  auf,  ihre  Wirkung  bleibt  un- 
berührt. 

Zudem  bin  ich  der  Ansicht,  dass  es  für  das  moralische,  und  also  für 
das  gcsammte  Wohl  der  Menschen  weit  zuträglicher  wäre,  wenn  in  jedem 
Lande  die  Zahl  der  Männer  überwöge,  und  nicht  die  der  Fi-auen.  Nir- 
gends sind  auf  die  Dauer  die  Umstände  so  günstig,  dass  alle  Männer, 
auch  wenn  sie  wollten,  sich  verheirathen  können.  Sind  nun  auf  diese 
Weise  ebensoviel  Frauen  oder  noch  mehr  da,  die  nicht  an  den  Mann 
kommen,  so  müssen  sich  die  Folgen  dieses  Verhältnisses  in  der  unehe- 
lichen Progenitur  und  Prostitution  zeigen.  Alles  Uebrige  gleich,  so  wird 
ein  grösseres  Uebergewicht  der  Frauen  in  der  Bevölkerung  eine  grössere 
Ausdehnung  dieser  traurigen  Erscheinungen  nothwendig  hervorbringen, 
und  wenn  die  Statistik  den  Parallelismus  des  Uebergewichts  der  weib- 
lichen Bevölkerung  und  der  geschlechtlichen  Korruption  nicht  durchaus 
bestätigt  findet,  so  ist  zu  bedenken,  dass  die  Ursachen  der  letzteren  nicht 
in  dem  erstereu  allein  liegen,  sondern  gar  mannigfacher  Art  sind,  so  dass 
eine  solche  Bestätigung  nur  unter  den  günstigsten  Umständen,  nämlich 
wenn  jenes  nothwendige  Ceteris  paribus  eintrifft,  erwartet  werden  kann. 
Uebrigens  bin  ich  auch  nicht  ganz  sicher,  dass  Wappäus  S.  172  richtig 
gerechnet  hat.  Mir  stehen  die  Daten  für  die  von  ihm  behandelten  Länder 
leider  nicht  zu  Gebote.  Nur  für  einen  von  ihm  angeführten  Fall  kann 
ich  ihn  kontroliren,  nämlich  für  die  Lombardei,  die  er  S.  173  anführt. 
Hier  hat  er  jedenfalls  falsch  gerechnet,  indem  er  (siehe  die  dazu  gehörige 
Anmerkung  27)  übersah,  dass  die  in  der  betreffenden  Tabelle  aufgeführten 
Zahlen  nur  die  Zivilbevölkerung  ausdrücken,  wodurch  die  Zahl  der  Männer 
erheblich  zu  niedrig  ausfällt.  Sollte  ihm  dies  auch  bei  den  übrigen  Län- 
dern passirt  sein,  so  würden  seine  Zahlen  freilich  nicht  stichhaltig  bleiben. 
Der  grosse  Unterschied  zwischen  den  einzelnen  Staaten  bliebe  freilich, 
aber  die  Zahl  derjenigen,  in  welchen  das  männliche  Geschlecht  überwiegt, 
würde  jedenfalls  steigen  und  seine  „entschiedene  Kegel"  noch  mehr  Aus- 
nahmen erhalten.  Wenn  aber  Oettingen  (a.  a.  0.  S.  54)  findet,  dass  in 
den  von  AVappäus  aufgeführten  zwanzig  Staaten  mit  über  150  Millionen 
Einwohnern  auf  je  10000  männliche  Erdbewohner  10072  weibliche  kom- 
men, mithin  das  Gleichgewicht  der  Geschlechter  „fast  absolut"  sei,  so  ist 
dagegen  zu  bemerken ,  dass  ein  solcher  Prozentsatz  nicht  aus  dem  Mittel 
der  (von  Wappäus  gebrachten)  Prozentsätze,  sondern  aus  den  abso- 
luten Zahlen  berechnet  werden  müsse,  wenn  man  nämlich  richtig  rech- 
nen will. 

Welchen  Unterschied  es  aber  macht,  ob  man  das  Militär  bei  diesen 
Berechnungen  einbezieht,    oder  nicht,    davon  will  ich  aus  Oesterreich  ein 
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Beispiel  gebon.  Nach  dci*  Zählung  von  1857  kamen  bei  der  einheimischen 
l^evölkerung  —  denn  nur  für  diese  existiron  die  betreffenden  Daten  — 
auf  100  Männer  104.08  Frauen,  wenn  man  das  Militär  nicht  berück- 
sichtiget. Mit  lubegrifl'  des  Militärs  hingegen  treffen  auf  100  Männer 
100.44  Frauen,  so  dass  hiev  der  weibliche  Ueberschuss  fast  verschwindet, 
Avährciid  er  dort  ganz  beträchtlich  erscheint.  Im  ersteren  Falle  nähme 
Oesterreich  in  Bezug  auf  den  Franenüberschuss  unter  besprochenen  zwanzig 
Staaten   den  fünften   Rang  ein,   im   letzteren  aber  den   dreizehnten! 

Wollen  wir  nun  an  die  Betrachtung  dieser  Verhältnisse  in  Tirol  und 
Vorarlbei'g  gehen,  so  finden  wir  uns  leider  nicht  in  der  Lage,  einen  rich- 
tigen Einblick  in  dieselben  zu  gewinnen,  und  zwar  deshalb,  weil  wir 
eben  die  militärische  Bevölkerung  unmöglich  einbeziehen  können.  So 
lange  blos  die  politischen  Behörden  die  Volkszahl  erhoben,  ist  freilich 
derselben  auch  die  Summe  der  Soldaten  beigefügt.  Allein  ,,der  militärische 
Antheil  von  der  Bevölkerung  wurde  nach  dem  Stande  und  der  Verthei- 
lung  des  Heeres  aufgeführt".  (Tafeln  z.  St.  d.  ö.  M.  für  1845  u.  1846, 
I.  Theil,  Tafel  2,  Seite  1).  Diese  Vertheilung  nun  ist  von  Jahr  zu  Jahr  sehr 
wechselnd  und  überhaupt  ein  ganz  unbrauchbares  Maass  zur  Beurtheilung 
des  Verhältnisses  der  Geschlechter.  Bei  den  letzten  Zählungen  aber  ist 
die  Summe  des  Militärs  nur  dem  Totale  der  Bevölkerung  der  ganzen  Mo- 
narchie beigefügt.  Für  die  Untersuchung  des  Verhältnisses  der  Geschlechter 
nach  Landes th ei  len  hingegen  fehlen  die  Daten  durchaus.  Wir  müssen 
uns  daher  begnügen,  die  Kelativzahlen  ohne  Berücksichtigung  des  Militärs 
zu  berechnen.  Sie  sind  deshalb  falsch,  indem  das  üebergewicht  oder  die 
Prozentzahl  der  Frauen  durchaus  zu  gross  erscheint.  Aber  der  Umstand, 
dass  dies  eben  durchaus  der  Fall  ist  und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
für  die  einzelnen  Landestheile  in  gleichem  Maasse,  giebt  uns  wenigstens 
einen  ziemlich  sicheren  Anhatspunkt  zur  Vergleichung  der  letzteren  unter- 
einander, wenn   auch  nur  für  gleiche,  nicht  für  verschiedene  Zeiten. 

Es  handelt  sich  hiebei  nicht  um  eine  möglichst  grosse  Menge  von 
Zahlenangaben,  wir  bringen  sie  für  8  Jahi'e ,  für  welche  sie  uns  vorliegen, 
und  werden  daraus  ersehen,  was  allenfalls  mit  Sicherheit  ersehen  werden 
kann. 

Auf   100  Männer  kommen  Frauen: 


Jahr 

Deutschtirol 

Wälsclitirol 

Vorarlberg 

Tirol  und 
Vorarlberg 

1785 

107.3 

97.9 

107.5 

104.3 

1789 

107.5 

97.2 

106.3 

104.1 

1795 

104.2 

98.4 

104.5 

103.5 

1837 

108.7 

96.8 

105.5 

104.0 

1846 

107.7 

96.2 

105.3 

103.0 

1850 

107.9 

96.3 

105.8 

103.2 

1857 

105.1 

94.6 

103.4 

100.8 

1869 

105.5 

102.7 

108.6 

104.7 

Im  Jahre   1795   ist  Deutschtirol    ohne    Brixen,    von    Wälsclitirol    blos 
die  Konfinen,  Tirol  und  Vorarlberg  ohne  die  zwei  Bisthümer  gerechnet. 


M  i  s  c  e  1 1  e  ij.  273 

Wir  scheu  aus  rlioscv  Tabelle  das  Eine  mit  vollständiger  Sicherheit, 
dass  die  beiden  Theile  Tirols  in  Bezug  auf  das  numerische  Vcrhültniss 
der  Geschlechter  eine  ganz  entgegengeselzte  l'hysiognomie  zeigen.  In 
Deutschtirol  überwiegen  jedenfalls  die  Fi-auen  bcdeuUind,  in  W  iilschtirol 
sind  sie  in  erlieblicher  ^Minorität.  Vorarlberg  steht  im  (lanzcn  zwischen 
Beiden ,  doch  viel  näher  bei  Deutschtirol.  Berechnen  wir  für  das  ganze 
Land  nach  den  Angaben  von  1816  das  Verbältniss  mit  Einschluss  des 
Militärs,  dessen  Zahl  in  diesem  Jahre  ungewöhnlich  gross,  nämlich  mit 
6,828  Mann,  angegeben  ist,  so  kommen  auf  100  Männer  im  Ganzen  immer 
noch  101.4  Frauen,  also  nur  l^/g  Prozent  weniger,  als  ohne  Militär.  Wir 
können  daher  annehmen,  dass  der •  weibliche  Uebei'schuss  in  Deutschtirol 
wirklich  sehr  bedeutend  ist  und  demselben  ein  erkleckliches  Minus  in 
Wälsclityrol  gegenübersteht.  Auffallend  ist  es,  dass  die  Constanz  dieses 
Verhältnisses  in  letztgenanntem  Landestheile  bei  der  letzten  Zählung  ver- 
schwindet, indem  hier  auf  einmal  (nn  nie  dagewesenes  Plus  erscheint. 
Den  zwei  Kriegen  dürfen  wir  das  nicht  zuschreiben;  dem  würden  die 
Zahlen  der  anderen  Landestheile  entschieden  widersprechen.  Wir  sind 
nicht  in  der  Lage,  einen  genügenden  Grund  dafür  anzugeben. 

Die  Bevölkerung  nach   dem   Civilstande. 

Wir  lesen  in  den  Tafeln  z.  St.  d.  ö.  M. ,  Neue  Folge,  3.  Bd.,  1.  Heft, 
S.  123:  ,, Nachdem  seit  1827  in  den  altkonscribirten  Provinzen  keine  Er- 
hebung des  Zivilstandes  mehr  stattgefunden,  eine  solche  für  Tirol  und 
das  lombardisch-venetianische  Königreich  ganz  gefehlt  hatte  — ,  hat  sie 
nunmehr  (1857)  für  die  gesamrate  ^fonarchie   Platz  gegriffen." 

Schlimm  steht  es  freilich  mit  den  Daten  über  die  Zivilstandsverhält- 
nisse der  tirolischen  Bevölkerung,  aber  doch  nicht  ganz  so  schlimm,  wie 
man  nach  dem  obigen  Citate  glauben  möchte.  Wir  haben  solche  Daten 
für  das  Jahr  1754,  welche  freilich,  wenn  unsere  Kritik  dieser  Volkszäh- 
lung recht  behält,  von  keiner  grossen  Glaubwürdigkeit  sind.  Wir  haben 
ferner  Daten  für  die  Jahre  1785  und  1789,  in  welchen  die  Erhebungen 
nach  denselben  Pegeln,  wie  in  den  konscribirten  Provinzen  vorgenommen 
wurden.  Von  da  ab  fehlen  sie  nun  freilich  bis  zum  Jahre  1857,  eine 
trostlos  lange  Zeit.  Für  das  ganze  19.  Jahrhundert  liegen  also  nur  die 
Daten  zweier  Jahre  vor,  von  1857  und  1869,  die  sich  noch  dazu  nicht 
kongruent  vergleichen  lassen,  indem  sich  die  ersteren  auf  die  einheimische, 
die  letzteren  auf  die  anwesende  Bevölkerung  beziehen.  ]3ennoch  können 
wir  einen  so  wichtigen  Gegenstand  der  Bevölkerungsstatistik  hier  nicht 
ganz  unberücksichtigt  lassen,  und  wollen  wenigstens  das  geringe  Material, 
welches  uns  zu  Gebote  steht,  dem  Leser  nicht  vorenthalten.  ~  Unter 
sämmtlichen  Einwohnern  des  männlichen  Geschlechts  lebten  in  ste- 
hender Ehe  in 


Deutschtirol 

Wälschtirol 

Vorarlberg 

Tirol  u.  Vorarlberg 

1754 

— 

— 

— 

39.8    o/o 

1785 

29.2    «/, 

34.3    ^1, 

32.6    <V, 

31.2     „ 

1789 

29.4     ,. 

34.4     ,. 

33.1     „ 

31.4     „ 

1857 

22.6     „ 

30.3     „ 

25.6     „ 

26.0     „ 

1869 

24.2     „ 

30.6     „ 

27.2     „ 

27.1     „ 
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Für  das  Jahr  1754  muss  ich  bemerken,  dass  ich  nicht  zu  entscheiden 
vermag,  ob  nicht  etwa  unter  den  „Verheiratheten"  auch  die  Verwitweten 
mit  inbegriffen  sind.  In  diesem  Falle,  welcher  nicht  unwahrscheinlich 
ist ,  würde  sich  die  Zahl  um  4  bis  5  vermindern ,  und  dadurch  im  fol- 
genden,  welche  gegen  sie  so  auffällig  abfallen,  viel  näher  kommen.  Di- 
rekt vergleichen  lassen  sich  nur  die  drei  mittleren  Jahre  (1785,  1789  und 
1857),  weil  ihre  Zahlen  für  die  einheimische  Bevölkerung  galten,  und 
darnach  würden  die  Zivilstaudsverhältnisse  der  neueren  Zeit  gegen  die 
ältere  einen  bedeutenden  Rückschritt  aufweisen,  insbesondere  für  Deutsch- 
tirol und  Vorarlberg.  Wälschtirol  steht  hier  wieder,  besonders  in  neuerer 
Zeit,  weit  voran. 

Für  1754  ist  auch  der  Zivilstand  der  weiblichen  Bevölkerung  ange- 
geben; die  verheiratheten  (und  verwitweten?)  Frauen  machen  37.3  Pro- 
zent der  gesammten  weiblichen   Bevölkerung  aus. 

Genauere  Angaben  bieten  nur  die  zwei  letzten  Volkszählungen,  nach 
welchen   sich  die  in  Ilede  stehenden  Verhältnisse  folgeudermassen  verhalten: 


Le 

dig 

Verheirathet 

Verwitwet 

männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

männl. 

weibl. 

Deutschtirol 

^1 
10 

/o 

/o 

/o 

/o 

/o 

1857 

73.0 

71.4 

22.6 

21.5 

4.4 

7.1 

1869 

71.6 

70.0 

24.2 

23.1 

4.2 

6.9 

Wälschtirol 

1857 

64.7 

59.7 

30.3 

32.0 

5.0 

8.3 

1869 

64.3 

60.0 

30.6 

32.0 

5.1 

8.0 

Vorarlberg 

1857 

69.0 

68.5 

25.6 

24.8 

5.4 

6.7 

1869 

67.6 

67.8 

27,2 

25.4 

5.2 

6.8 

Tirol  u.  Vorarlb. 

1857 

69.3 

66.7 

26.0 

25.8 

4.7 

7.5 

1869 

68.2 

65.9 

27.1 

26.8 

4.7 

7.3 

Ob  die  günstigeren  Zahlen  der  zweiten  Volkszählung  nur  von  dem 
Unterschiede  zwischen  der  anwesenden  und  einheimischen  Bevölkerung 
herrühren,  oder  ob  sich  in  neuester  Zeit  die  Civilstandsverhältnisse  der 
Bevölkerung  wirklich  gebessert  liaben,  kann  freilich  ziffermässig  nicht 
entschieden  werden.  Aber  wenn  man  bedenkt,  dass  die  ersten  50er  Jahre 
eine  äusserst  geringe  Ehefrequenz  zeigten,  die  letzten  60er  Jahre  hingegen 
eine  ausnehmend  hohe,  so  ist  wohl  mit  grosser  Sicherheit  das  Letztere 
anzunehmen.  Jedenfalls  würde  eine  Volkszählung  am  Ende  des  Jahres 
1872  noch  günstigere  Resultate  aufgewiesen  haben,  da  eine  solche  Zahl 
von  Trauungen,  wie  in  den  Jahren  1869 — 1872,  in  dem  ganzen  von  uns 
behandelten  Zeitraum  nichlfc-zum  zweiten  Male  vorkommt.  Seit  dem  Krach 
mag  der  allgemeine  Geschäftsrückgang  wohl  auch  hier  seine  Folgen  gezeigt 
haben ,  wenn  auch  vermuthlich  nicht  in  dem  Maasse ,  wie  in  anderen 
Ländern.  Wir  wollen  hier  nur  noch  hinweisen  auf  den  enormen  Unter- 
schied zwisclicn  Deutsch-  und  Wälschtirol,  der  besonders  bei  der  weib- 
lichen Bevölkerung  reclit  auffällig  hervortritt.     Die  Zahl  der  ledigen  weib- 
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liehen  Personen  beträgt  in  Wälschtirol  nach  der  Zühhmg  von  1857  um 
11,7,  nach  der  von  1869  um  10  Prozent  weniger,  als  in  Deutschtirol, 
eine  Differenz,  die  in  einem  und  demselben  Lande  kaum  glaublich  scheint, 
obwohl  kein  Zweifel  berechtigt  wäre. 

Demnach  nimmt  selbst  Wälschtirol  nach  dem  Antheil  der  Vcrheira- 
theten  an  der  ganzen  Eevölkerung  unter  19  von  Wappäus  aufgeführten 
Ländern  erst  den  16.  Kang  ein.  Siehe  Wappäus  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  219. 
Tirol  und  Vorarlberg  als  Ganzes  kommt  schon  unter  die  Reihe  und  Deutsch- 
tirol spielt  eine  wahrhaft  traurige  Kolle.  In  Ocsterreich  giebt  es  freilich 
noch  zwei  Provinzen,  die  hinter  Tirol  und  Vorarlberg  stehen,  nämlich 
die  benachbarten  Alpenläuder  Salzburg  und  Kärnthen  (siehe  lievölk.  und 
Viehstand  der  im  Keichsrath  vertr.  K.  u.  L.  nach  der  Zählung  vom  31.  De- 
cember  1869"  herausgegeben  von  der  k.  k.  stat.  Centralkommission  V.  Heft 
S.  61),  aber  hinter  Deutschtirol  steht  nach  der  Zählung  von  1857  keines, 
nach  der  Zählung  von  1869  nur  noch  Kärnthen  ein  wenig,  wo  die  auf  der 
Geschlechtlichkeit  beruhenden  Bevölkerungsverhältnisse  bekanntermaasseu 
geradezu  erbärmlich  sind. 

Eine  weitere  Beleuchtung  und  Erklärung  dieser  Thatsachen  muss  hier 
abgelehnt  werden;  sie  kann  sich  nur  aus  der  Untersuchung  der  Bevölke- 
rungsbewegung in  genügender  Art  ergeben.  Hier  gilt  es  nur,  das  Bild  der 
Bevölkerungsverhältnisse  in  deutlicher  Weise  zu  geben,  ich  möchte  sagen, 
die  Statik  derselben;  die  Dynamik,  die  Aufklärung  darüber,  wie  dieses  Bild 
zu  Stande  kommt,  muss  einer  anderen  Darstellung  vorbehalten  werden. 

Altersverhältnisse    der   Bevölkerung. 

Das  Material  ist  hier  noch  dürftiger,  als  für  die  Civilstandsverhält- 
nisse.  Nur  die  älteste  Volkszählung,  die  von  1754,  giebt  das  Alter  der 
Bevölkerung,  freilich  auch  nur  in  langen  Perioden,  an.  Alle  folgenden 
Zählungen  geben,  selbst  in  den  alt- konskribirten  Ländern,  nur  einige 
Altersklassen  der  männlichen  einheimischen  Bevölkerung,  welche  zudem 
nicht  die  ganze  betreffende  Bevölkerung  umfassen,  indem  ,, nicht  nur  die 
gänzlich  oder  zeitlich  vom  Militärdienst  Befreiten,  sondern  auch  die  nur  für 
die  Landwehr  Anwendbaren  und  die  zum  Kriegsdienst  gänzlich  unbr-uch- 
baren  von  dieser  Spezialisirung  ausgeschlossen  blieben."  Solche,  für  uns 
ganz  unbrauchbare  Daten  zeigt  für  Tirol  die  Volkszählungstabelle  von  1785. 

Erst  die  Volkszählung  von  1857  richtete  ihr  Augenmerk  auch  auf 
das  Alter  der  Bevölkerung,  und  es  wurden  zu  diesem  Zwecke  6  Alters- 
klassen nach  sehr  eigenthümlichen  Grundsätzen  aufgestellt,  indem  solche 
Eintheilungsgründe  wie  Schulpflichtigkeit,  Unmündigkeit,  (gesetzliche)  Min- 
derjährigkeit, Militärpflicht,  welche  für  wissenschaftliche  Zwecke  sich  nur 
wenig  eignen,  als  massgebend  angesehen  wurden.  Im  Jahre  1869  nämlich 
sollte  der  Bestand  der  Bevölkerung  nach  den  einzelnen  Lebensjahren  nach- 
gewiesen werden.  An  eine  triftige  Vergleichung  der  Daten  ist  also  auf 
diesem  Gebiete  gar  nicht  zu  denken,  indem  der  Unterschied  zwischen  ein- 
heimischer und  anwesender  Bevölkerung  hier  von  ganz  besonderer  Bedeu- 
tung sein  muss. 

Wir  geben  also  die  Daten  für  das  Jahr  1754  nach  Göhlert's  An- 
gaben,   die  Relativzahlen   von    1857    führen   wir    einfach    aus   den  Tafeln 
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z.  St.  d.  ö.  M.  Neue  Folge  III.  Band  T.  Heft  S.  97  an,  indera  diese  nur 
auf  die  einheimische  Bevölkerung  bezüglichen  Angaben  uns  in  der  Folge 
doch  nur  wenig  interessiren  können  und  die  betreffenden  Zahlen,  obwohl  sie 
sich  theilweisc  nicht  auf  die  von  uns  abgetheilten  Landesgebiete  beziehen, 
doch  von  den  Verhältnissen  ein  genügendes  Bild  zu  geben  vermögen. 

Für  das  Jahr  1869  endlich  müssen  wir:  da  eine  eigene  Berechnung 
der  vollständigen  Daten  denn  doch  für  einen  Finzelnen  eine  Aufgabe  wäre, 
welche  die  Mühe  nicht  lohnen  dürfte,  keinen  anderen  Ausweg,  als  den, 
dass  wir  aus  dem  oben  citirten  V.  Hefte  des  Zählungsapparates  die  Rela- 
tivzahlen nach  den  dort  gewählten  Altersgruppen  für  Tirol ,  Vorarlberg 
und  das  Ganze  bringen ,  und  die  Verhältnisse  von  Deutsch  -  und  Wälsch- 
tirol  aus  den  Angaben  über  die  einzelnen  Bezirkshauptraannschaften  da- 
durch klar  zu  machen  suchen ,  dass  wir  aus  den  Prozentzahlen  die  Mittel 
suchen.  Das  ist  nun  freilich  an  sich  falsch  gerechnet,  doch  dürfte  der  Feh- 
ler schliesslich  nicht  so  gross  ausfallen ,  dass  die  auf  solche  Weise  gefun- 
denen Zahlen  nicht  dennoch  ein  deutliches  und  annähernd  richtiges  Bild 
der  Thatsachen  gäben.  Die  drei  Städte  lassen  wir  bei  der  letzteren  Be- 
rechnung lieber  weg,  weil  das  städtische  Leben,  so  beschränkt  es  auch 
sein  mag,  doch  in  dieser  Beziehung  leicht  abnorme  Verhältnisse  erzeugt, 
die  bei  unserer  Berechnungsweise  zu  sehr  in's  Gewicht  fallen  könnten. 

Wir  finden  nun  im  Jahre   1754  in  Tirol  und  Vorarlberg  folgendes. 

männl.  weibl. 


Von     1 — 15  Jahren 

31.00  0/^ 

29.07  o/o 

„      15-20         „ 

9.36     „ 

8.95    „ 

„      20—40         „ 

33.53     „ 

34.55    „ 

„      40—50         „ 

11.55    „ 

12.02    „ 

über           50  Jahre 

14.56    „ 

15.41     „ 

100.00  100.00 

103 — 4  Jahre  später  zeigt  sich  folgendes  Verhältniss: 
Im  Kreise 


Innsbruck 

Brixen 

Trient 

Bregeus 

Tirol  u.  V. 

männl. 

weibl. 

männl.       weibl. 

miinnl. 

weibl. 

männl.       weibl. 

männl.       weibl. 

0—   6  Jahre 

/ü 
10.78 

/o 
10.08 

0/                   0/ 

/o             /o 
11.36      10.76 

/o 
14.87 

0/ 

/o 
15.16 

0;                          0/ 

/o             /o 
11.47      11.34 

0/                  0/ 

/o            /o 
12.62     12.28 

6—14       „ 

14.58 

13.93 

14.57      14.03 

16.76 

17.19 

15  70      15.40 

15  58      15.33 

14—24      „ 

18.15 

18.20 

17.72      17.56 

19.68 

20.26 

19.68     19.83 

18.81      18.94 

24—40       „ 

23.85 

24.52 

24.53     25.08 

23.18 

23.65 

23.23     24.63 

23.64     24.34 

40—60      „ 

23.04 

23.27 

22.78     22.98 

18.66 

17.84 

21.94     21.24 

21.16     21.00 

über  60      „ 

9.60 

10.00 

9.04       9.59 

6.85 

5.90 

7.98        7.56 

8.19       8.11 

100.00 

100.00 

100.00  100.00 

100.00 

100.00 

100.00  100.00 

100.00  100.00 

Nach 

der  Zählung 

von    1869    stehen 

von    1.000    mann 

ichen  An- 

wesenden 

in 

im 

Alter 

Deutschtirol 

Wälschtirol 

Vorarlberg 

Tirol  u.  V. 

bis 

5  Jahre 

97.99 

135.93 

101.97 

112.64 

von     6- 

-10  Jahren 

87.69 

100.68 

99.10 

96.55 

»      11- 

-15 

>) 

84.51 

103.98 

94.53 

92.15 

„     16- 

-20 

)> 

86.85 

87.26 

88.75 

88.30 

„     21- 

-25 

1) 

76.55 

72.54 

79.77 

76.07 

„     26- 

-30 

» 

75.2^ 

68.76 

78.29 

73.24 
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im   Alter 

Boutschtirol 

Wälschtirol 

Vorarlberg 

Tirol  n.  V. 

on   31 — 35  Jahren 

68.45      - 

64.05 

69.28 

67.20 

„     36—40 

» 

63.68 

59.61 

63.25 

63.18 

„     41—45 

» 

64.38 

59.53 

63.92 

62.49 

„     46—50 

» 

66.50 

57.82 

61.03 

62.78 

„      51  —  55 

j) 

58.87 

46.41 

49.53 

53.75 

„     56—60 

>y 

53.28 

44.35 

48.74 

48.89 

„     61—65 

» 

43.12 

34.84 

41.91 

39.38 

„     66—70 

>> 

35.65 

26.94 

29.39 

31.24 

„      71—75 

)> 

19.27 

13.86 

16.56 

16.54 

„      76—80 

>> 

11.32 

8.94 

8.35 

10.01 

„      81—85 

>) 

4.74 

3.31 

4.11 

4.05 

„      86—90 

1) 

1.62 

1.05 

1.24 

1.32 

„     91—95 

)> 

0.23 

0.12 

0.26 

0.19 

„     96—100 

)> 

0.05 

0.02 

0.02 

0.03 

über     100 

» 

— 

— 

— 

— 

1000.00 


1000.00 


1000.00 


1000.00 


Anmerkung:  Ampezzo  wurde  weder  zu  Deutschtirol  noch  zu  Wälschtirol  gerecli- 
net ,  sondern  ganz  weggelassen  ,  weil  die  Bevölkerung  sehr  gering  und  die  Verhältnisse 
sehr  anormal  sind. 


im  Alter 

i^on     Deutschtirol 

Wälschtirol 

Vorarlberg 

Tirol  u.   V. 

0—5     Jahre        92.34 

129.75 

96.52 

107.91 

6—10      , 

83.50 

104.27 

94.40 

91.6 

11  —  15      , 

81.17 

101.91 

87.66 

89.65 

16—20       , 

83.35 

96.27 

87.51 

90.14 

21—25       , 

81.45 

86.66 

84.55 

85.82 

26—30       , 

77.53 

80.85 

85.14 

79.30 

31  —  35       , 

70.98 

69.42 

76.00 

71.04 

36—40       , 

65.70 

61.51 

69.07 

64.32 

41—45       , 

65.30 

57.66 

67.78 

62.05 

46—50       , 

66.93 

55.71 

64.04 

61.55 

51—55      , 

60.14 

44.20 

48.48 

52.87 

56—60      , 

55.06 

40.09 

44.95 

47.86 

61—65       , 

44.86 

30.29 

41.07 

37.92 

66—70      , 

35.92 

22.89 

26.82 

29.64 

71—75      , 

18.21 

9.70 

14.40 

14.63 

76—80      , 

11.20 

5.67 

7.04 

8.77 

81  —  85      , 

4.28 

2.23 

3.52 

3.44 

86—90      , 

1.64 

0.75 

0.92 

1.19 

91—95       , 

0.27 

0.14 

0.13 

0.24 

96—100    , 

0.06 

0.03 

— 

0.05 

über  100    , 

O.Ol 

— 

— 

— 

1000.00 

1000.00 

1000.00 

1000.00 

Wollten  wir  versuchen,  die  Resultate  der  beiden  letzten  Volkszäh- 
lungen mit  denen  der  ersten  zu  vergleichen  ,  so  könnten  wir  freilich  nur 
3  grosse  Altersklassen  aufstellen,  die  noch  dazu  nicht  ganz  kongruent  sind, 
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indem  die  Zählung  von  1857  bei  14  Jahren  einen  Absatz  macht,  die  an- 
deren bei  15  Jahren.  Ganz  uninteressant  dürfte  ein  solcher,  wenn  auch 
magerer  Vergleich,  doch  nicht  sein,  wir  geben  ihn  im  Folgenden 

miinuliclien  weiblichen 

0—15  (14)  J.     15—40  J.     über  40  J.     0—15  (14)  J.      15—40  J.     über  40  J. 
1754      31.00  o/o       42.89  "/^    26.11  o/,^       29.07  o/,,       43.50  »/^   27.43   o/^ 
1857      28.20    „        42.45     „     29.35      „        27.61     „        43.28     „     29.11   „ 
1869      30.13    „        36.80     „     33.07      „        28.92     „        39.06     „      32.02  „ 

Es  ist  freilich,  aus  mehrfach  besprochenen  Gründen,  aus  diesen  Zahlen 
nichts  Sicheres  zu  schliessen.  Wären  sie  alle  gleich  richtig  und  gleich- 
bedeutend, so  würde  aus  ihnen  eine  erhebliche  Zunahme  der  mittleren 
Lebensdauer  folgen.  Die  Abnahme  der  Prozentzahl  der  mittleren  Alters- 
gruppe bei  der  letzten  Volkszählung  dürfte  sich  allenfalls  gegen  die  An- 
gabe der  ersten  Volkszählung  damit  vertheidigen  lassen,  dass  jetzt  von 
der  männlichen  Bevölkerung,  bei  der  das  Minus  am  grössten  ist,  vielmehr 
unter  Waffen  stehen ,  als  vor  hundert  und  mehr  Jahren ,  und  also  nicht 
mitgezählt  sind,  gegen  die  Zählung  von  1857  für  beide  Geschlechter  da- 
mit, dass  gerade  in  dieser  Altersperiode  die  meisten  auswärts  Weilenden 
vorkommen.  Dass  in  der  höchsten  Altersklasse  die  Zahlen  durchaus  und 
erheblich  steigen,  besonders  seit  1857,  ist  jedenfalls  sehr  bemerkenswerth 
und  kann  auf  den  Unterschied  zwischen  einheimischer  und  anwesender 
Bevölkerung  allein  jedenfalls  nicht  zurückgeführt  werden.  Eines  ist  frei- 
lich wohl  zu  berücksichtigen,  dies  nämlich,  dass  die  Vierzigjährigen  des 
Jahres  1857  im  Jahre  1817  geboren  wurden,  dass  mithin  die  Jugend  eines 
grossen  Theils  der  höchsten  Altersklasse  in  die  napoleonischen  Kriegs- 
zeiten fiel,  welche  den  Tirolern  nicht  wenig  Blut  kosten.  Dieser  Umstand 
vermindert  freilich  das  Plus  von  1869  einigermaassen,  aber  aufheben  durfte 
er  es  doch  nicht.  Denn  Diejenigen,  welche  in  jenen  Kriegszeiten  schon 
militärfähig  waren,  gehören  im  Jahre  1857  doch  schon  den  höheren  und 
höchsten  Altersklassen  an,  welche  doch  nur  ein  Drittel  oder  Viertel  der 
gesammten  Ueber vierzigjährigen  ausmachen  dürften.  Strikte  beweisen  lässt 
sich  also  eine  Zunahme  der  mittleren  Lebensdauer  hieraus  freilich  nicht, 
aber  wahrscheinlich  wird  sie  immerhin.  Kurz  bemerken  muss  ich  schon 
hier,  dass  von  dem  allgemein  behaupteten  Uebergewicht  der  Frauen  in 
den  höheren  Altersklassen  (etwa  vom  40.  Jahre  an)  in  Tirol  und  Vorarl- 
berg nur  bei  der  ersten ,  unzuverlässigsten  Volkszählung  Etwas  zu  bemer- 
ken ist ,  bei  den  beiden  letzten  gerade  das  Gegentheil.  Durchaus  aber 
überwiegen  die  weiblichen  Bewohner  im  Alter  der  Reife,  wo,  nach  einer 
ebenso  allgemeinen  Behauptung,  das  Gleichgewicht  der  Geschlechter  am 
grössten  sein  soll.  In  Tirol  ist  jedenfalls  dieses  Gleichgewicht  im  höhe- 
ren Alter,  wo  es  von  geringerer  Bedeutung  ist,  mindestens  ebensogross, 
ja  wohl  grösser,  als  im  Alter  der  Geschlechtsvereinigung. 

Für  Denjenigen,  dem  es  nach  dem  Obigen  scheinen  möchte,  dass  die 
Volkszählung  von  1754  doch  nicht  so  ganz  unzuverlässig  sein  möchte, 
wie  wir  im  Anfange  dieser  Schrift  behaupteten,  bemerke  ich,  dass  die 
Gesammtzahl  der  Einwohner  gar  wohl  zu  niedrig  ausgefallen  sein  kann, 
ohne    dass    deshalb    das  Verhältniss    der  Altersklassen    unter    einander 
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ganz  unrichtig  sein  rauss,  indem  die  Annahme,  dass  bei  allen  Altersklassen 
relativ  ungefähr  gleichviel  gefehlt  wurde,   nicht  unstatthaft  ist. 

Fassen  wir  blos  die  beiden  letzten  Volkszählungen  mit  ihren  voll- 
ständigeren Daten  in's  Auge ,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  ein  kon- 
gruenter, ziffermässigcr  Vergleich  freilich  nicht  möglich  ist,  schon  wegen 
der  verschiedenartigen  Eintheilung  der  Altersklassen.  Indessen  soviel  lässt 
sich  doch  linden,  dass  das  jugendliche  Alter  (bis  14  resp.  15  Jahre)  am 
stärksten  in  AVälschtirol  vertreten  ist,  dann  in  Vorarlberg,  dann  in  Deutsch- 
lirol.  Darin  stimmen  beide  Zählungen  überein.  Ebenso  steht  in  den 
höheren  Altersstufen  (von  40 — 60  und  über  60  Jahre)  Deutschtirol  ent- 
schieden voran ,  Wälschtirol  entschieden  zu  hinterst.  Nordtirol  speziell 
zeigt  die  wenigsten  Kinder  und  die  meisten  älteren  Leute.  In  den  mitt- 
leren Altersstufen  hingegen  hört  die  Uebereinstimmung  der  beiden  Zäh- 
lungen auf.  Von  14 — 24  Jahren  linden  sich  1857  die  meisten  in  Wälsch- 
tirol, die  wenigsten  in  Deutschtirol,  von  24 — 40  Jahren  die  meisten  in 
Deutschtirol,  die  wenigsten  in  Wälschtirol.  Die  Zählung  von  1869  da- 
gegen zeigt  die  Altersklasse  von  16 — 25  Jahren,  sowie  die  von  24 — 40 
Jahren  am  stärksten  in  Vorarlberg  vertreten,  am  schwächsten  in  Wälsch- 
tirol. Ob  und  inwiefern  dies  mit  dem  Unterschied  zwischen  einheimischer 
und  anwesender  Bevölkerung  zusammenhängt,  ist  nicht  zu  entscheiden. 
Jedenfalls  ist  es  gewiss,  dass  Wälschtirol  unter  den  3  Landestheilen  die 
der  Produktion  ungünstigste  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  zeigt,  indem 
dort  das  Alter  der  Vollkraft  am  schwächsten,  das  Kindesalter  weitaus  am 
stärksten  vertreten  ist.  Dagegen  hilft  es  nichts,  dass  das  pflegebedürftige 
hohe  Alter  in  Wälschtirol  die  kleinsten  Zahlen  aufweist,  selbst  wenn 
man  nur  den  Standpunkt  der  Produktion  berücksichtigt.  Denn  erstens 
ist  das  Plus  der  Kinder  viel  grösser ,  als  das  Minus  der  Alten,  und  dann 
braucht  ein  Greis  niemals  so  viel  Pflege ,  absorbirt  nie  so  viel  fremde 
Arbeitskraft,  als  ein  Kind. 

Vergleichen  wir  die  Prozentzahlen  der  Geschlechter  und  drücken  wir 
das  Ueberwiegen  der  weiblichen  Bevölkerung  mit  -f->  das  der  männlichen 
mit  —  aus,  so  zeigen  die  beiden  Zählungen  folgendes  Bild: 

1857 


Deutschtirol 

Wälschtirol 

Vorarlberg 

0—6 

Jahre 

— 

+ 

— 

6—14 

>» 

— 

+ 

— 

14—24 

M 

— 

-h 

+ 

24—40 

>J 

+ 

+ 

+ 

40  —  60 

» 

+ 

— 

— 

über  60 

}) 

+ 

1869 

— 

Deutschtirol 

Wälschtirol 

Vorarlberg 

0—5 

Jahre 

— 

— 

— 

6—15 

>) 

— 

— 

— 

16—25 

>} 

+ 

+ 

+ 

26—40 

» 

+ 

+ 

-}- 

40—60 

>f 

+ 

— 

+ 

über  60 

» 

+ 

— 

— 
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Ucbereinstimmend  in  allen  3  Landestheilen  und  bei  beiden  Zählungen 
tritt  das  Uebergewicht  der  Frauen  in  dem  eigentlichen  Heirathsalter  her- 
vor; ebenso  ist  bei  beiden  Zählungen  ein  TJebergewicht  der  Frauen  im 
höheren  Alter  nur  in  Deutschtirol  zu  finden,  und  hier  in  so  geringem 
Maasse,  dass  ich  es  1869  =  0  setzen  konnte.  Auffallend  ist  es,  dass  in 
Wälschtirol  bei  beiden  Zählungen,  in  Vorarlberg  wenigstens  bei  der  ersten, 
die  Frauen  schon  vom  40.  Lebensjahre  an  sich  in  der  Minderheit  zeigen, 
Avofür  sich  in  der  Statistik  Europa's  nur  wenig  Beispiele  finden  dürften. 
Im  Allgemeinen  muss  die  Sterblichkeit  des  weiblichen  Geschlechtes  im 
höheren  Alter  eine  sehr  grosse ,  ihr  Loos  sehr  schlecht  sein ,  weitaus  am 
schlechtesten  aber  in  Wälschtirol ,  wo  die  Minderheit  der  Frauen  in  der 
Gesammtbevölkerung ,  die  wir  oben  nachgewiesen  haben ,  aus  keinem  an- 
deren Grunde  herrührt,  als  aus  der  off'enbar  ganz  enormen  Sterblich- 
keit derselben  nach  dem  40.  Lebensjahre. 

Arbeiten  müssen  die  Frauen  in  Tirol  durchwegs  viel  und  schwer ;  aber 
in  Wälschtirol,  wenigstens  in  manchen  Bezirken,  kommt  noch  der  beson- 
dere Umstand  in  Betracht ,  dass  die  Männer  zu  gewissen  Jahreszeiten 
grossen  Theils  auf  die  Wanderung  gehen,  so  dass  den  Frauen  fast  alle, 
also  auch  die  nur  für  Männer  sich  eignende  Arbeit  bleibt. 

In  Wälschtirol  sind  aber  verhältnissmässig  viel  mehr  Frauen  ver- 
heirathet,  als  in  Deutschtirol,  also  viel  mehr  Mütter.  Für  diese  ist  dann 
die  Mühe  und  Sorge  doppelt  und  dreifach ,  von  Ruhe  und  Erholung  bei 
Tag  und  Nacht  nicht  die  Rede. 

Jenes  nach  unserer  Ansicht  dem  allgemeinen  Wohle  günstige  Ueber- 
wiegen  der  Männer  in  der  gesammten  Bevölkerung  wird  also  hier  frei- 
lich auf  eine  sehr  traurige  Weise  hervorgebracht,  und  eine  also  bewirkte 
Minderheit  der  weiblichen  Bevölkerung  ist  keinem  Lande  zu  wünschen, 
am  wenigsten  seinen  weiblichen  Bewohnern.  Wir  wissen  wohl,  dass  die 
von  uns  bisher  angewendete  Vergleichung  der  Prozentzahlen  das  Verhält- 
niss  nicht  ganz  genau  ausdrückt,  doch  jedenfalls  genügend,  um  die  von 
uns  in's  Licht  gestellten  Thatsachen  als  solche  zu  stützen. 

Lassen  wir  die  für  Deutsch-  und  Wälschtirol  gefundenen  Prozent- 
zahlen für  die  ganzen  betreffenden  Landestheile  (die  3  Städte  und  Am- 
pezzo  mit  eingeschlossen)  gelten,  was  wir  ohne  einem  merklichen  Fehler 
wohl  thun  können,  und  suchen  wir  darnach  das  wirkliche  Yerhältniss  der 
Geschlechter  für  die  wichtigsten  Altersstufen,  so  erscheinen  (1869)  fol- 
gende Zahlen: 

Männliche  Bevölkerung. 

Deutschtirol     Wälschtirol     Vorarlberg  Tirol  und  Vor. 
.     0—20  Jahre          74.542          74.987          18.911  167.250 

20—50        „  86.603  65.475         20.446  173.825 

über  50        „  47.632  30.799  9.846  88.166 


208.977 

171.261         49.203 

429.241 

(Ampezzo 

ist  hier  zu 

Wälschtirol  gerechnet.) 

Weibliche  Bevölkerung 

0 — 20  Jahre 

74.887 

76.163          19.557 

170.563 

20—50 

94.146 

72.569          23.857 

190.694 

über  50        „ 

50.991 

27.489          10.007 

88.409 

220.024        176.221  53.421  449.666 


Deutschtirol 

0—20  Jahre 

100.46 

20—50       „ 

108.71 

über  50       „ 

107.05 
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Wir  scheu  aus  dicseu  Zuhleu  zugleich,  wie  gross  der  Fehler  unserer 
oben  bezeichueten  ßerechnungsart  ist.  Er  erscheint  nirgends  von  Bedeu- 
tung, besonders  bei  den  Frauen  äusserst  geringfügig.  Am  grössten  ist  er 
bei  der  ersten  Altersklasse  der  Männer,  die  für  das  ganze  Land  etwa  um 
1  Prozent  zu  gross  ausfallen  würde.  Wir  können  uns  also  auf  die  hier 
stehenden  Zahlen  verlassen,  und  linden  demnach  auf  100  männliche  Ein- 
wohner 

weibliche 
Wälsclitirol     Vorarlberg;     Tirol   und   Vor. 
101.57  103.42  101.98 

110.83  116. GS  109.70 

89.25  101.64  100.28. 

Zu  betrachten  ist,  dass  das  ungeheure  Uebergcwicht  der  weiblichen 
Bevölkerung  im  mittleren  Alter  etwas  vermindert  würde,  wenn  man  das 
Militär  bei  der  männlichen  mitrechnete,  aber  nur  etwas,  nicht  viel.  Das 
Alter  von  20  —  50  J.  umfasst  die  vorzugsweise  produktive  Bevölkerung, 
und  hier  sehen  wir  erst  recht  deutlich,  was  schon  früher  bemerkt  wurde, 
nämlich  wie  viel  schlechter  Wälschtirol  in  dieser  Beziehung  daran  ist,  als  • 
die  übrigen  Landestheile.  Für  die  geschlechtlichen  Beziehungen  ist  das 
Altersverhältniss  durchweg  höchst  ungünstig,  in  Vorarlberg  ganz  unglaublich. 
Vergleichen  wir  endlich  die  Altersverhältnisse  Tirol's  und  Vorarlberg's 
mit  denen  anderer  Länder,  und  wählen  wir  zu  diesem  Zweck  den  von 
AVappäus  (a.a.O.  2.  Band  S.  42)  gebrachten  Durchschnitt  von  13  euro- 
päischen Ländern,  so  finden  Avir,  dass  im  ganzen  von  uns  berechneten 
Gebiete,  insbesondere  aber  in  Deutschtirol,  verhältnissmässig  viel  weniger 
junge  Leute  sich  finden  und  dass  in  diesen  Gebieten  die  über  vierzig- 
jährigen Bewohner  gegen  jenen  Durchschnitt  weit  überwiegen.  In  Wälsch- 
tirol sind  ganz  andere  Verhältnisse,  dort  liegt  das  ganze  Uebergcwicht  in 
den  unter  15jährigen.  Niemand  wird  im  Zweifel  darüber  sein,  welcher 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  mit  Rücksicht  auf  das  Wohl  derselben, 
der  Vorzug  gebühre.  Niemand  aber  wird  auch  verkennen,  welchen  Kraft- 
aufwand, welche  Genügsamkeit  und  Sparsamkeit  es  erfordere,  wenn  relativ 
so  wenige  Erwachsene  eine  solche  Masse  Kinder  ernähren  sollen ,  ohne 
dass  die  Majorität  der  Bevölkerung  geradezu  proletarisch  wird.  Welchem 
funesten  Einfluss  diese  Verhältnisse  auf  die  erwachsene  weibliche  Bevölke- 
rung insbesondere  üben,  haben  wir  bereits  gesehen.  Aber  hier  liegt  das 
Entweder  —  Oder  für  jede  Bevölkerung  eines  altzivilisirten  Landes.  Selte- 
nes und  spätes  Heirathen,  vernünftige  Beschränkung  der  Kinderzahl  auf 
der  einen  Seite,  übermässige  Anstrengung,  Entbehrung,  frühzeitiger  Tod 
auf  der  anderen  —  der  eigentliche  Kern  der  Mal  thus'schen  Theorie, 
welche  man  schelten,  aber  leider  nicht  wegschelten  kann. 


Anmerkung.  Die  Berufsstatistik  wurde  hier  nicht  behandelt,  weil 
sie  einestheils  ganz  und  gar  der  Nationalökonomie  angehört,  anderntheils, 
besonders  in  Oesterreich,  auf  keiner  sichern  Grundlage  ruht.  Zur  Natio- 
nalitätenstatistik fehlen  seit  Czörnig  alle  sicheren  Daten,  und  die  dies- 
bezüglichen Angaben  beruhen  auf  beliebiger  Berechnung.  Die  Eeligiou 
endlich  ist  in  einem  so  durchaus  katholischen  Laude  kein  behandelns- 
werthes  Moment  und  gehört  überhaupt  nicht  in  diese  Darstellung. 
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VII. 
Die    Getreideproduktion   in  Bussland.      Von  M.  Kuli  sc  her  in  Pe- 
tersburg. 

In  der  statistischen  Abtheilung  der  geographischen  Gesellschaft  hat 
Herr  Wilson  am    :,,r~~i   einen  interessanten  Vortrag    über  die  Getreide- 

lij.  Al>nl  *^ 

Produktion  in  Kusslaud  im  Verlauf  der  letzten  sieben  Jahre  von  1870 — 
1877  gehalten.  Ich  kann  hier  nur  die  hauptsächlichsten  Momente  dieses 
Vortrages  mittheilen  und  behalte  mir  das  Weitere  vor,  wenn  der  Vortrag 
in   den  Berichten  der  Gesellschaft  abgedruckt  sein  wird. 

Der  Charakter  des  statistischen  Materials,  welches  Herrn  Wilson 
als  Grundlage  für  seine  Arbeit  gedient  hat,  kann  im  Grossen  und  Ganzen 
als  glaubwürdig  betrachtet  werden,  obwohl  es  im  Einzelnen,  wie  Herr 
Wilson  selbst  anerkennt,  manche  Lücken  aufweist.  Er  hat  dieses  Ma- 
terial aus  den  Tabellen  geschöpft,  die  eine  Beilage  zu  den  jährlichen  Be- 
richten der  Provinzialgouverneure  bilden.  Diese  Tabellen  selbst  werden 
aus  den  Berichten  zusammengestellt,  die  die  Dorfältesten  —  Starsching  — 
an  die  Behörden  schicken.  In  diesen  Berichten  wird  nur  die  Getreide- 
produktion der  Bauerngüter  nach  dem  wirklichen  Thatbestand  geschildert, 
während  die  Produktion  der  Herrengüter  nicht  erwähnt  wird,  und  die 
Provinzialbehörden  gezwungen  sind  dieselben  nach  muthmasslichen  An- 
gaben darzustellen. 

Unter  diesen  nur  annähernd  günstigen  Auspicien  für  die  Glaubwür- 
digkeit des  Materials  und  die  Richtigkeit  der  Schlüsse  des  Herrn  Wilson 
können  wir  uns  zu  seinen  Ausführungen  selbst  wenden.  — 

Die  jährliche  Aussaat  in  Eussland  bildet  während  der  siebenjährigen 
Periode  durchschnittlich  71^/2  Million  Tschetwert. 

Wenn  wir  die  Aussaat  der  ersten  vier  Jahre  dieser  Periode  mit  der 
Aussaat  der  letzten  vier  Jahre  (wobei  das  Jahr  1873  in  beiden  als  Faktor 
dient)  vergleichen,  so  bemerken  wir  eine  bedeutende  Vergrösserung 
der  Kultur  in  den  südlichen  Steppengouvernements,  nämlich  9  ^/^ ,  in 
den  polnischen  Gouvernements,  den  nordwestlichen  und  baltischen  bildet 
die  Vergrösserung  der  Reihenfolge  nach  l*/2'  ^  ^^^  ^^lo>  ^^  ^^^  nörd- 
lichen ebenfalls  5  '^j^ ,  in  den  Gouvernements  des  inneren  Russlands, 
welche  in  Gouvernements  mit  Gartenerde  und  Gouvernements  ohne 
Gartenerde  getheilt  werden,  macht  die  Vergrösserung  nur  Va  *^/o  ^^'^• 
Die  Erklärung  dieser  Thatsache  in  Bezug  auf  den  Theil  des  Inneren 
Russlands,  dessen  Fläche  aus  Gartenerde  besteht,  findet  Herr  Wilson 
in  dem  Umstände,  dass  dort  gleich  nach  Aufhebung  der  Leibeigenschaft, 
also  noch  vor  dem  Jahre  1870  schon  die  grösste  Sorgfalt  dem  Boden  ge- 
widmet wurde  und  alle  produktiven  Strecken  der  Kultur  übergeben  wur- 
den. Der  Getreideanbau  hat  hier  also  schon  damals  sein  Maximum  er- 
reicht, und  eine  Vergrösserung  desselben  ist  in  der  nächsten  Zeit  unmöglich 
geworden.  In  dem  Theil  der  Mitte  Russlands  ohne  Gartenerde  erscheint 
der  Ackerbau  schon  von  jeher  wegen  der  physischen  Beschaffenheit  des 
Bodens  und  der  althergebrachten  Dreifelderwirthschaft  als  Erwerbsquelle 
für  die  Bevölkerung  ungenügend.     Dieser  Umstand  erklärt  daher  auch  die 
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schwache  Bodenkultur  iu  diesen  Gouvernements  in  der  Periode  von  187  0 
— 1877.  Eine  Verminderung  der  (ietrcidckultur  bemerkt  man  ausser 
den  Gouvernements  am  Süden  der  Wolga,  wo  sie  durch  den  schlechten 
Ernteertrag  in  den  Hungerjahren  1873 — 1874  hervorgebracht  worden  ist, 
noch  in  den  südwestlichen  Gouvernements,  wo  die  Verminderung  kon- 
stanten Ursachen  zuzuschreiben  ist,  nämlich  dem  Anbau  von  Jlunkelrübeu 
und  dem  Grasanbau,  die  von  Jahr  zu  Jahr  grössere  Dimensionen  an- 
nehmen und   somit  den   Getreideanbau  schmälern. 

Interessant  ist  auch  der  Vergleich,  den  Herr  Wilson  zwischen  der 
Getreidekultur  der  erwähnten  siebenjährigen  Periode  und  der  Getreidekultur 
der  Jahre  1804  und  1851 — 1856  nach  einzelnen  Gouvernementsgruppen  an- 
gestellt hat.  Die  Erhebiing  ist  stets  auf  dieselbe  Weise  vorgenommen,  wenn 
man  die  Zahlen  also  überhaupt  einer  Berücksichtigung  werth  hält,  so  sind 
sie  es  in  Bezug  auf  die  Vergleichung  verschiedener  Zeiten,  und  da  das  Er- 
gebniss  mit  den  allgemeinen  Beobachtungen  übereinstimmt,  so  geben  wir 
wenigstens  das  Verhältniss  für  die  einzelnen  Distrikte  in  Folgendem  wie- 
der, wodurch  wir  ein  anschauliches  Bild  des  Fortschrittes  der  Getreide- 
produktion in  Russland  erhalten: 

Proz.    der  Vergrösserung 
Gouvernements  oder   Verminderung    von 

1804—1851/56 

Nördliche -|-     32 

Nordöstliche        4-134 

Innere  ohne  Gartenerde       .     .  -|-     15 

Baltische -[-40 

Nordwestliche —     16 

Südwestliche -4-36 

Innere  mit  Gartenerde     ...  -{-27 

Am  Süden  der  Wolga      ...  — 

Südliche  Steppengouvernements  -|-  146 

In  dieser  Tabelle  verdienen  drei  Zahlen  besondere  Aufmerksamkeit, 
nämlich  die  bedeutende  Vergrösserung  der  Getreideproduktion  in  den  süd- 
lichen Steppengouvernements  (-|-  146  •'/q)  und  den  nordöstlichen  Wjatka 
und  Perm  {-\-  134  •^/y)  und  die  Verminderung  in  den  nordwestlichen 
( —  16  ^ I q).  Die  Vergrösserung  in  den  Steppengouvernements  ist  durch 
den  Zuwachs,  den  diese  Gouvernementsgruppe  in  der  Zeit  von  1804 — 
1851  durch  die  Vereinigung  mit  Bessarabien  erhalten  hat.  Ohne  diesen 
Zuwachs  würde  die  Getreideproduktion  nur  eine  Vergrösserung  von  -j-  100  "/„ 
aufweisen  können.  Die  Vergrösserung  in  den  nordwestlichen  Gouverne- 
ments stammt  aus  dem  fortwährenden  Zufluss  von  Kolonisationen  aus  an- 
dern Gouvernements.  Die  Verminderung  endlich  in  den  nordwestlichen 
Gouvernements  verdankt  ihren  Ursprung  der  Raubwirthschaft ,  die  in 
diesen  Gouvernements,  speziell  den  weissrussischeu  vor  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  geherrscht  hat.  Die  unbeschränkte  Willkühr  der  Guts- 
besitzer, die  vollkommene  Rechtlosigkeit  der  Leibeigenen,  die  fast  ihre 
ganze  Zeit  auf  den  Anbau  der  Herrengüter  unentgeltlich  verwenden  muss- 
len,  verschaffte  die  Möglichkeit  den  Landbau  vollkommen  e.ftensiv  ohne 
irgend  welche   Sorgfalt  zu  betreiben ,    und   auf  diese    Art   schliesslich    die 
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Ausdehnungeu    des    Bodens    und    Verminderung    des    kulturfähigen    Areals 
herbeizuführen.  — 

Die  zweite  noch  folgende  Tabelle  des  Herrn  Wilson  zeigt  die  Zu- 
nahme von   1851/56  bis   1871/1877. 

_,  ,  Proz.  der  Vermehrung 

Gouvernements  j      -ir       •   j 

oder  Verminderung 

Nördliche —    12 

Nordöstliche        -|-  26 

Innere  ohne  Gartenerde  ...  —  20 

Baltische ".     .  +6 

Nordwestliche +10 

Südwestliche 4-28 

Innere  mit  Gartenerde     ...  +5 

Am  Süden  der  Wolga     ...  -h   14 

Südliche  Steppengouvernements  +81 

Besondere  Aufwerksamkeit  verdient  in  dieser  Tabelle  die  Verminde- 
rung der  Kultur  in  den  Gouvernements  des  Innern  ohne  Gartenerde,  wo, 
wie  wir  schon  oben  auseinandergesetzt  haben,  die  Bevölkerung  sich  immer 
mehr  von  der  Landwirthschaft  ab  und  der  industriellen  Thätigkeit  zu- 
wendet. 


Eingesendete  Schriften. 

Statistik. 

Italien. 

1.  Della  Leva  sui  giovaniii  uati'  nel'  anno  1856  e  delle  yicende  doli' 
esercito  dal  1.  Oct.  1876  al  30.  Sept.  1877.  Relazione  del  F.  Torre. 
Roma  1878. 

2.  Ilelazione  statistica  sui  telegrafi  del  Regno  d'Italia  nell' 
anno    1876,     Firenze  1878. 

3.  Statistica  ed  elenco  generale  degli  istituti  di  credito  e  delle  so- 
eieta  pei-  azioni  nazionali  ed  estere  esistenti  nel  Regno  al  31.  Dec. 
1876.     Roma   1877. 

4.  Movimento  della  navigazione  italiana  nei  porti  esteri.  Anno 
1875.     Roma   1877. 

5.  Navigazione  nei  porti  del  regno.  Pesca.  Anno  1876.  Introdu- 
zione.     Movimento.     Roma  1877. 

6.  Statistica    delle    Carceri    per  l'anno   1875.     IX.     Palermo    1877. 

In  dem  232  Seiten  umfassenden  Text  und  den  dann  folgenden  tabellari- 
schen Uebersichteu  ist  das  umfangreiche  statistische  Material  über  das  Ge- 
fängnisswesen Italiens  mit  Umsicht  und,  wie  uns  scheint,  Sorgfalt  verarbeitet. 
Nur  hätten  wir  gewünscht,  dass  die  Verbrecher  etwas  mehr  der  Bevöl- 
kerung gegenübergestellt  wären ,  so  bei  Betrachtung  der  Altersverhältnisse, 
der  Berufszweige,  welchen  die  Gefangenen  angehören,  bei  der  Zahl  der  un- 
ehelichen und  der  Findelkinder,  wo  sich  aus  dem  Prozentverhältniss  der- 
selben zu  den  überhaupt  Verurtheilten  nicht  viel  ersehen  lässt ,  man  viel- 
mehr wissen  muss,  welchen  Prozentsatz  machten  sie  von  den  Lebenden 
der  Alters-  und  Berufsklassen  aus,  resp.  welcher  Prozentsatz  der  Geburten 
kommt  auf  die  unehelichen,  dann  auf  die  Findlinge,  da  es  unmöglich  ist, 
die  Zahl  der  momentan  noch  am  Leben  befindlichen  illegitim  Geborenen 
und  der  Findlinge  festzustellen.  — 

Im  Jahre  1875  befanden  sich  durchschnittlich  77,454  Gefangene  in 
sämmtlichen  Gefangnissen,  2,8  pro  Mille  der  Bevölkerung.  Dieselben 
wurden  mit  einem  Aufwand  von  20,827,981  L.  unterhalten,  pro  Tag  und 
Kopf  mit  0,742  L.  In  den  Strafanstalten  (Bagni  penali  e  Gase  di  pena) 
waren  28,444  Männer  und  962  Frauen,  welche  10,7  Mill.  Tage  darin  zu- 
brachten,   von  denen    aber  nur  5,3  Mill.    als  Arbeitstage    bezeichnet   sind, 
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deren  Ertrag  auf  1,5  Mill.  L.  augegeben  ist,  oder  0,3  L.  pro  Tag.  —  Be- 
achtenswerth  ist,  dass  als  unehelich  Gehörne  nur  45  Männer  aufgeführt 
sind,  aber  107  Findlinge  m.  Geschlts.,  dagegen  47  unehel.  geb.  Fraueu  und 
nur  7  Esposte.  Die  Sorge  für  die  weiblichen  Findlinge  und  die  Versor- 
gung im  höhereu  Alter  pflegt  eine  bessere  zu  sein  als  beiden  männlichen. 
Von  den  Bewohnern  der  Bagni  waren  73  **/(,  ohne  Schulunterricht  ge- 
wesen, in  den  Gase  di  pena  von  den  Männern  65  ^j^,  von  den  Frauen 
83  ^Iq.  —  Ausführlich  wird  dann  noch  die  Behandlung  der  Minorennen 
besprochen.  — 

7.  Statistica    dei    bilanci    provinciali    per  gli  Anni   1873  —  74. 
Roma  1876. 

8.  e.  Anni  1875  e.   1876.     Roma   1877. 

9.  Bilanci  eomunali  per  gli  anni   1875.     Roma  1776. 

10.  e.    1876.     Introduzione.     Roma  1877. 

Die  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Provinzen  und  Gemeinden  werden 
verglichen  mit  den  Vorjahren  bis  1862  zurück  für  die  Provinzen,  welche 
damals  schon  zu  Italien  gehörten.  Die  Ausgaben  sind  in  denselben,  also 
ausser  Venedig  und  Rom,  von  21  Mill.  auf  75,8  Mill.  L.  gestiegen.  In 
den  Kommunen  waren  die  Ausgaben  1863  261,9  Mill.  L. ,  1876  dagegen 
454  Mill.  L.  An  dieser  Erhöhung  nehmen  die  ländlichen  Komunen  ebenso 
Theil,  wie  die  städtischen.  — 

11.  Statistica  elettorale  politica.     Roma  1877. 

Die  Zahl  der  Wahlberechtigten  und  die  Zahl  derjenigen,  welche  von 
dem  Recht  Gebrauch  gemacht  haben,  ist  von  1861  an  vorgeführt.  Es 
ergiebt  sich  in  den  Verhältnisszahlen  kein  wesentlicher  Unterschied.  Die 
Wahlberechtigten  machten  1861  1,92  <>/(j  der  Bevölkerung  aus,  1876 
2,26  oy^  und  4,49  ^j^  der  männlichen  Bevölkerung.  Es  haben  hiervon  wirk- 
lich gewählt  1861  57  o/^  ,  1876  59  ^j^.  Die  Vertheilung  auf  die  einzel- 
nen Distrikte  ist  in  graphischer  Darstellung  wiedergegeben.  —  In  dan- 
kenswerther  Weise  ist  dem  noch  eine  Zusammenstellung  der  Verhältnisse 
anderer  Länder  hinzugefügt.  Die  Zahlen  weichen  bei  der  Verschieden- 
artigkeit der  Gesetze  gewaltig  von  einander  ab.  —  In  Frankreich  waren 
wahlberechtigt  1876  26,8  "^/q  der  Bevölkerung.  Es  votirten  von  diesen 
76  "^/q.  In  Belgien  (zum  Repräsentantenhaus)  1,17  <>/q  und  71<*/q.  In 
Oesterreich  1873  6,3  und  66  o/„.  In  Deutschland  (1874)  20,78  und 
62  o/o-- 

12.  Suir  Obligo  dell  istruzione  elementare  nel  Regno  d'Italia.     Roma 
1878. 

Hauptsächlich  ist  hier  eine  Statistik  der  vorhandenen  Elementarlehrer 
sämmtlicher  Gemeinden  gegeben ,  um  damit  zugleich  zu  zeigen ,  wo  der 
obligatorische  Schulunterricht  durchgeführt  werden  kann,  wo  nicht.  Ausser- 
dem sind  aber  für  jede  Provinz  ausführlichere  Berichte  über  die  Elemen- 
tarschulverhältnisse, so  wie  das  bedeutsame  Gesetz  vom  15.  Juli  1877 
über  den  obligatorischen  Schulunterricht,  nebst  den  ergänzenden  Verfü- 
gungen geboten,    und  die  Erhebungen  vom  April   1877    zur  Vorbereitung 
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des  Gesetzes.  Hiernach  waren  von  26,8  Mill.  Einwohnern  2,3  Mill.  nicht 
in  der  Lage  gewesen  von  Schulen  (le])rauch  zu  machen.  37,04  2  Lehrer 
waren  in  Tlüitigkeit.  Im  Allgcraeinen  herrscht  Trennung  der  (Jeschlecliter 
in  den  Klassen,  nur  bei  4,78G  Klassen  war  es  nicht  der  Fall.  Von  den 
8301  Kommunen  wurde  es  in  1559  nicht  für  möglich  gehalten,  den 
Schulzwang  durchzuführen.  Das  Gesetz  beansprucht  hiezu  in  (Jcmeinden 
von  noch  nicht  5000  Einwohnern  mindestens  auf  1000  Einw.  einen 
Lehrer,  bei  5 — 20,000  Einw.  einen  auf  1200,  bei  grösseren  Gemeinden 
einen  auf  1500.  — 

13.  Navigazione,  parte  prima,  Movimento  della  Navigazione  per  Opera- 
zioni  di   commercio  nei  porti  principali.     Anno   1877.     Koma   1878. 

14.  Popolazione.  —  Movimento  dello  stato  civile.  Anno  187C.  In- 
troduzione.     Koma   1877. 

15.  *Annuario  statistico  Italiano.  Anno  I.  1878.  Parte  prima 
e  seconda.     Roma   1878. 

16.  Anuali  del  ministero  di  agricultura,  industria  e  com- 
mercio.    Anno   1877.     primo  semestre.     Statistica.     Roma   1877. 

Der  erste  Theil  enthält  die  Sitzungsberichte  der  statist.  Zentralkom- 
mission ,  welche  über  die  verschiedenen  zu  veranstaltenden  Erhebungen 
berieth.  Der  zweite  Theil  enthält  die  Zirkularschreiben  an  die  Prüfekten 
wegen  Erhebung  der  Bevölkerungsbewegung  etc. ,  dann  Sitzungsberichte 
verschiedener  Kommissionen,  Studien  über  die  Statistik  des  Grundbe- 
sitzes in  verschiedenen  Staaten.  Anthropometrische  Untersuchungen  an 
jugendlichen  Verbrechern  von  E.  Raseri  etc. 

17.  Anuali  del  min.  di  agricultura  etc.  Anno  1877.  secondo 
semestre.     Nr.  100  Statistica.     Roma   1877. 

Es  wird  darin  ausführlich  die  Sterblichkeit  im  Heere,  verglichen 
mit  der  anderer  Länder,  behandelt.  Dann  die  Bevölkerung  nach  Beruf. 
Beiträge  zur  Statistik  der  Preise  in  Italien  etc. 

18.  Annali  del  ministero  di  agricultura,  industria  e  commercio. 
Della  navigazione  e  del  commercio  alle  Indie  orientali,      Roma   1877. 

Ein  interessanter  Reisebericht  an  das  Handelsministerium  von  Gui- 
seppe  Solimbergo  mit  vielem  statistischen  Materiale  über  die  Pro- 
duktions- und  Handelsverhältnisse  besonders  in  Ceylon,  Siugapore  und 
Batavia. 

19.  Relazione  statistica  sulla  istruzione  publica  e  privata 
in  Italia  compilata  da  documenti  ufficiali  per  Tesposizione  di  Parigi. 
Roma  1878. 

Eine  rückhaltlose,  äusserst  detaillirte  statistische  Darstellung  aller 
das  Schulwesen  Italiens  betreffenden  Verhältnisse.  Die  gesammten  Aus- 
gaben des  Unterrichtsministeriums  stellten  sich  1878  auf  über  23  Millionen 
Lire  (1873  nur  17.8  Mill.),  wovon  7  Mill.  auf  die  Universität,  2,5  Mill. 
auf  die  Elementarschulen  kommen.  —  1861  wurden  noch  78,1  A  Analpha- 
beten konstatirt,  1871  72,0^;  in  Piemont  1861  57,4^,  1871  50^,  Basili- 
cata  1861   91,2^,  1871    89,8^. 
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20.  *Statistique  internationale  des  banques  d'emission. 
Autruche-Hougvie,  Belgique,  Pays-Bas,  Suede,  Norvege.     Rome  1878. 

21.  Regno  d'Italia.  Miuistero  delle  Finanze.  Direzione  generale  delle 
gabeile.  Movimento  commerciale  uel  187  7.  Eoma - Firenze 
1878. 

Oesterrei  eh. 

Statistisches  Jahrbuch,  herausgegeb.  v.  d.  statist.  Central- 
Kommission  für  das  Jahr  1876.  H.  IX.  Sparkassen.  Wien  1878. 
Für  das  Jahr  1877.  H.  I.  Wien  1878.  Flächeninhalt,  Bevölkerung  nach 
der  Zählung  vom   31.  Dez.    1869.     Bewegung  der  Bevölkerung  im  J.  1877. 

—  Für  das  Jahr  1875  H.  III  u.  IV.  Wien  1878.  Die  Rübenzucker- 
fabriken ,  Brauereien  u.  Brennereien  in  den  im  Reichsrath  vei-tretenen 
Königreichen  und  Ländern  des  J.   1875. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbau-Ministeriums 
für  1876.  H.  III.  Unterrichts-  und  Versuchswesen,  dann  Gesellschaften 
und  Vereine  für  Land-  und  Forstwirthschaft.  —  Für  1877  H.  I  land- 
wirthschaftl.  Produktion.  Erste  Lieferung:  Produktion  des  Jahres  1877 
aus  dem  Pflanzenbau.     Wien    1878. 

Atlas  der  Urproduktion  Oesterreichs  in  35  Blättern  mit 
erklärendem  Texte.  Verf.  u.  herausgegeb.  auf  Anordnung  des  k.  k.  Acker- 
bau-Ministeriums,  redig.  von  Dr.  Jos.  Ritter  Lorenz  von  Libur- 
nau,     Wien   1878. 

Ein  Prachtwerk,  in  welchem  durch  graphische  Darstellung  eine  vor- 
zügliche Uebersicht  1.  über  die  territorialen  und  politischen  Grundlagen 
der  Bodenkultur,  2.  über  die  Laudwirthschaft ,  3.  die  Forstwirthschaft, 
4.  über  das  Berg-  und  Hüttenwesen  des  cisleithanischeu  Reiches  geboten 
wird.  Der  oft  überaus  schwierigen  Aufgabe  sind  die  Autoren ,  so  weit 
es  irgend  möglich  war,  in  vorzüglichster  Weise  nachgekommen.  In  Bezug 
auf  die  Laudwirthschaft  erwähnen  wir  Karte  VIII  „Grundbesitzer  und 
deren  Hülfsarbeiter".  1.  Das  Verhältniss  der  Grundeigenthümer  zur  Ge- 
sammtbevölkerung.  Vermuthlich  handelt  es  sich  hier  nicht  nur  um  länd- 
liche Grundbesitzer,  da  diese  noch  schwerer  auszuscheiden  sind  als  die 
ländliche  Bevölkerung,  deren  Nichtberücksichtigung  besonders  motivirt  ist. 

2.  Verhältniss  der  Grundeigenthümer  zur  Anzahl  der  laudw.  Hülfsarbeiter. 

3.  Verhältniss  derselben  zur  laudwirthschaftlich  benutzten  Fläche.  4.  Ver- 
hältniss der  Dienstboten  und  Tagelöhner  zu  den  landw.  Hülfsarbeiteru 
überhaupt.  —  K.  IX.  Gross-  und  Kleiugrundbesitz ,  wofür  nicht  in  allen 
Laudestheilen  ausreichendes  Material  vorlag  und  jede  offizielle  Grundlage 
fehlte.  —  K.  X,  Die  herrschenden  Ackerbausysteme.  —  K.  XI — XV.  An- 
bauverhältnisse der  wichtigeren  Nutzpflanzen. 

Die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  Wien  im  Jahre  1877. 

—  Mittheilung  des  städtischen  statistischen  Bureaus.  Wien  1878.  Eine 
besonders  detaillirte  Behandlung  haben  die  Todesursachen ,  die  zeitliche 
und  örtliche  Vertheilung  der  Mortalität  gefunden.  Zur  Beurtheilung  der 
Zuverlässigkeit  der  ersteren  Angaben  fehlt  es  aber  an  Anhalten. 
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Schweiz. 

Drei  und  vierzigster  Verwaltung.sbu rieht  des  Kegie- 
rungsraths  uud  dreissigster  Bericht  des  Appellationsgerichts  über  die 
Justizverwaltung  vom  Jahre  1876  au  den  grossen  Kath  des  Kantons 
Basel-Stadt. 

Statistische  Mitth eilungen  des  Kantons  Basel-Stadt.  Bericht 
über  den  Zivilstaud ,  die  Todesursachen  und  die  ansteckenden  Krankheiten 
im  Jahre    1876.     Basel   1877. 

Die  Arbeit  erhält  dadurch  besonderen  "NVerth,  dass  von  1253  Todes- 
fällen bei  1233  die  Leichenschau  von  Aerzten  und  2 1  mal  von  Hebammen 
vollzogen  wurde,  und  nur  bei  85  Kindern  und  24  Erwachsenen  die  äi*zt- 
liche  Hülfe  fehlte,  so  dass  die  Angaben  verhältnissmässig  für  sehr  zu- 
verlässig gelten  können.  Ausserdem  haben  wir  hier  eine  Morbiditäts- 
statistik für  ansteckende  Krankheiten,  die  gleichfalls  auf  besondere  Be- 
achtung Anspruch  erheben  kann,  da  durch  Beschluss  des  Sanitätskollegiums 
vom  Juni  1874  die  Aerzte  verpflichtet  wurden,  jeden  Fall  von  anstecken- 
den Krankheiten  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Schweizerische  Statistik  XXXYII,  Schweizerische  Vieh- 
zählung V.  21.  April  1876.  H.  II.  Statistik  der  Viehbesitzer,  herausgeg. 
vom  Statist.   Bureau  des  eidgen.  Depart.  des  Innern.     Bern   1878. 

Für  die  meisten  Kantone  ist  diesmal  auch  die  Scheidung  von  Land- 
wirthschaft  treibenden  Viehbesitzeru  durchgeführt. 

Deutschland. 

*Preussische  Statistik  (amtliches  Quellenwerk)  XXXX.  Die 
definitiven  Ergebnisse  der  Gewerbezählung  vom  1.  Dez.  1875  im  preuss. 
Staate.  I.  Th.  Die  Gewerbebetriebe  in  den  einzelnen  Verwaltungsbezii'- 
ken,  Kreisen  und  grösseren  Städten  des  preuss.  Staates.     Berlin   1878. 

Die  Bewegung  der  bayerischen  Bevölkerung  in  den  Jah- 
ren 1862/63  bis  1875  mit  vergleichenden  Rückblicken.  Bearb.  v.  Dr. 
Georg  Mayr.  XXXIII.  H.  der  Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs 
Bayern  I.  Th.  Tabellen  werk.     München    1878. 

Bewegung  der  Bevölkerung  im  Königreich  Bayern.  Jah- 
resbericht für  1876  mit  einer  Einleitung  v.  Dr.  G.  Mayr,  XXXVII.  H. 
der  Beiträge  zur  Stat.  des  Königr.  Bayern.     München    1878. 

Statistik  des  Hamburgischen  Staates,  bearbeitet  vom  statist. 
Bureau  der  Deputation  für  direkte  Steuern.    H.  IX.     Hamburg   1878. 

Die  Gelasse,  die  Wohnungen,  deren  Bevölkerung  und  die  Mietheu, 
nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  von  1875.  —  Der  Bevölkerungs- 
wechsel in  den  einzelnen  Gebietstheilen.  —  Die  Bewegung  der  Bevölke- 
rung im  Jahre  1877.  Die  Auswanderung  über  Hamburg  1876/77.  Der 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  im  hamburgischen  Staate.  — 
Die  Ergebnisse  der  Gewerbeaufnahme  vom  1.  Dez.  1875.  Die  Ergebnisse 
der  acht  Sparkassen  im  hamburgischen   Gebiete   1875 — 1877. 
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Kaleuder  und  stati  st  isches  Jahrbuch  für  d  as  Koni  grei  ch 
Sachsen  18  79,  herausgegeben  vom  statist.  Bureau  des  k.  sächs.  Mi- 
nisteriums des  Innern.     Dresden. 

Frankfurt  a./M.,  Bevölkerungsstatistik  für  das  Jahr  1  877, 
V.  Dr.  Alexander  Spiess.  Frankf.  1878  (Separatabdruck  aus  Bd.  XXI 
der  Jahresberichte  über  das  Medizinalwesen  etc.  der  Stadt  Frankfurt). 
1.  Uebersicht  des  Standes  und  der  Bewegung  der  Bevölkerung  der  Stadt 
Frankf,  1877.  2.  Die  Gesundheitsverhältnisse  in  Frankf.  1877.  3.  Ta- 
bellarische Uebersichten  der  im  J.  1877  in  Frankf.  vorgekommenen  To- 
desfälle. 

Mittheilungen  des  statistischen  Bureaus  der  StadtDres- 
d  e  n.     Heft  V,  herausgegeben  v.  R.  Jan  nasch.     Dresden    1877. 

Inhalt:  Die  Eheschliessungen,  Sterblichkeitsverhältnisse  und  Geburten 
der  Jahr§   1875  u.   76. 

*Heft  IV '^r  Die  Eesultate  der  1875er  Gewerbezählung.  Dresden  1878. 

Breslauer  Statistik,  herausgegeben  vom  städt.  statist.  Bureau. 
3.  Serie.     Heft  2.     Breslau  1878. 

Berichte  über  metereologische  und  physik.  Beobachtungen ,  Erkran- 
kungen in  den  Hospitälern  und  Bewegung  der  Bevölkerung,  so  wie  über 
die  standesamtliche  Thätigkeit.  Die  Preise  der  hauptsächlichsten  Nahrungs- 
mittel im  Jahre   1877.  — 

Dr.  med.  Reck,  die  Gesundheitsverhältnisse  der  Stadt 
Braunschweig  in  den  Jahren  1864 — 73  und  die  Verbreitung  der  Cho- 
lera daselbst  in   den  Jahren   1850  u.   1855.     Braunschweig.     Qu.    32  SS. 

In  der  Stadt  Braunschweig  müssen  seit  1864  die  Todesursachen  ärzt- 
lich konstatirt  und  angezeigt  werden ,  so  dass  dadurch  ein  werthvolles 
statistisches  Material  geliefert  wird.  Ausserdem  werden  seit  1865  wenig- 
stens von  den  meisten  Aerzten  Monatsberichte  über  die  von  ihnen  behan- 
delten Fälle  an  den  Gesundheitsausschuss  der  Stadt  eingeliefert.  Voll- 
ständigkeit war  bisher  nicht  zu  erlangen,  da  ein  gesetzlicher  Zwang  hier- 
für bis  jetzt   nicht  besteht. 

Der  Verfasser  hat  nun  das  für  10  Jahre  vorliegende  Material  in  vor- 
züglicher und  fast  erschöpfender  Weise  verarbeitet,  und  uns  damit  eine 
äusserst  interessante  Abhandlung  geliefert.  Dem  knapp  gehaltenen  Texte 
sind  ausführliche  Tabellen  und  übersichtliche  graphische  Darstellungen 
beigefügt.  Für  viele  Erörterungen  sind  die  Zahlen  allerdings  noch  zu 
klein  um  irgend  entscheidende  Antworten  geben  zu  können,  doch  ist  das 
Ergebniss  überall  von  Interesse  und  der  eingeschlagene  Weg  beachtens- 
werth.  —  Der  Verf.  hat  auch  den  Versuch  gemacht,  den  EiuHuss  der  Ein- 
komraensverhältnisse  auf  die  Sterblichkeit  und  die  Todesursachen  zu  er- 
mitteln. Er  verfährt  dabei  in  der  Weise,  dass  er  für  jede  Strasse  die 
Einwohner  nach  den  verschiedenen  Steuerklassen,  denen  sie  resp.  ihr  Fami- 
lienhaupt angehören,  abtheilte  und  das  Gesammteinkommen  aller  Bewohner 
der  Strasse  und  das  Durchschnittliche  des  einzelnen  Bewohners  der  verschie- 
denen Strassen  berechnete.  Auf  diese  Weise  konnte  er  Stadttheile  mit  durch- 
schnittlich armer  Bevölkerung  den  wohlhabenden  gegenüberstellen,  und  so 


Eingesendete  Selnlften.  291 

viele  das  liesultat  beeinträchtigende  Fehlerquellen  durch  das  Burcheinander- 
wohnen  armer  und  sehr  reicher  Personen  auch  naturgemäss  dabei  vorhanden 
sind,  so  sind  die  Unterschiede  doch  schlagend  genug,  um  die  Methode  zu 
rechtfertigen.  Der  Verf.  hatte  dabei  die  Möglichkeit  den  Gestorbenen  die 
Lebenden  nach  Alters-,  Wohnungs-  und  Einkommens-Kategorien  abgethcilt 
gegenüberzustellen ,  wonach  fast  alle  Autoren ,  welche  in  der  gleichen 
Richtung  arbeiteten,  vergebens  strebten.  Es  ist  dies  um  so  mehr  anzuer- 
kennen ,  da  dem  Verf.  zu  der  kolossalen  Arbeit  kein  statist.  Bureau  zur 
Seite  stand.  — 

Natioualökonomis che  Schriften. 

*Ad.  Held,  Grundriss  für  die  Vorlesungen  über  Natio- 
nalökonomie. Zum  Gebrauche  seiner  Zuhörer  vcrfasst.  2.  Aufl.  Bonn 
1878.     92  SS, 

B.  Weisz,  Einleitung  in  die  Wirthschaftsgeschich  t  e. 
(Separatabdruck  aus  dem  Jahresberichte  der  Budapester  Handelsakademie 
vom  Jahre  1878.)     Budapest   1878.     76  SS.    Inhalt: 

1.  Die  Wirthschaftsgeschichte  und  die  Nationalökonomie;  worin  auf 
die  Bedeutung  des  Studirens  der  Entwicklung  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse mit  beredten  Worten  aufmerksam  gemacht  wird.  Der  Verf.  er- 
wartet davon  Aufklärung  über  folgende  Punkte:  1.  Die  Veränderlichkeit 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen;  2.  die  Verschiedenheit  der  wirth- 
.schaftlichen  Lebensbedingungen  und  Lebensformen;  3.  die  Konnexität  der 
wirthschaftlichen  Erscheinungen;  4.  die  wirthschaftliche  Evolution;  5.  die 
zeitlichen  Beziehungen  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  im  Allgemei- 
nen. — 

2.  Die  wichtigsten  Thatsachen  der  Wirthschaftsgeschichte  seit  der 
Entdeckung  Amerika's,  welche  ganz  aphoristisch  und  chronologisch  aufge- 
führt sind.  Wir  glauben  nicht  fehl  zu  gehen ,  wenn  wir  dies  Kapitel  als 
das  Inhaltsverzeichniss  einer  gross  angelegten  Wirthschaftsgeschichte  be- 
zeichnen, die  der  Verf.  zu  schreiben  beabsichtigt.  Sicher  wird  dasselbe 
aber  noch  manche  Veränderung  erfahren.  Vieles  als  unwesentlich  aus- 
geschieden und  durch  unbeachtet  Gebliebenes,  aber  Wichtigeres  ersetzt 
werden.  — 

Jahrbuch  für  Weinbau  und  Agrikultur  für  das  Jahr  1878, 
herausgegeben  von  Jos.  Rosenzweig,     Wien  1878. 

Verzeichniss  von  Schriften  aus  dem  Gebiete  derSozial- 
wissenschaften.  Sozialdemokratie,  Kommunen  etc.  systematisch  zusam- 
mengestellt V.  0,  Gracklauer,     Leipzig   1878.    kl.Oct.  40  SS. 

*Witold  V.  Skarzynski;  *Adam  Smith  als  Moralphilosoph 
und  Schöpfer  der  Nationalökonomie.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Na- 
tionalökonomie.    Berlin   1878.   461   SS. 

*Julius  Platter,  der  Wucher  in  der  Bukowina.  Jena  1878. 
54  S. 
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A.     Frankreich. 

I.  Journal  des  Economistes.  Juillet  1878.  Les  diverses  de- 
finitions  du  socialisme,  par  Jos.  Garnier.  —  La  rivalite  de  TAngleterre 
et  de  la  Russie  en  Asie,  par  Ad.  F.  de  Fontpertuis.  —  Causes  in- 
ternes de  la  dissolution  des  peuples ,  par  M^e  Cle'mence  Eoyer.  — 
Frcde'ric  Bastiat:  Lettres  d'un  habitant  des  Landes,  par  G.  de  Mo- 
lin ari.  —  Revue  des  principales  publications  economiques  de  l'etranger, 
par  Maur.  Block.  —  Notice  historique  sur  la  le'gislation  en  matiere  de 
brevets  d'invention ,  par  Malaper t.  —  Aout  1878.  Aper9us  economi- 
ques et  statistiques  sur  la  question  d'orient:  la  Grece,  la  Turquie  etc., 
par  A.  Bernardakis.  —  Les  greves  et  la  question  ouvriere,  par  Paul 
Degoix.  —  Description  de  l'exposition  universelle:  historique,  dimen- 
sions ,  entre'es ,  description,  par  Charles  Boissay.  —  Les  effets  du 
double  e'talon  monctaire,  par  Th.  Mannequin.  —  Le  produit  brut  dans 
les  concessions  de  chemin  de  fer,  par  J.  de  la  Gournerie.  —  Bulle- 
tin etc. 

IL  Revue  ge'nerale  d'Administration.  Ire  Annee  — 
Juillet  Paris  1878.  L'extradition  des  malfaiteurs ,  p.  M.  Billot.  — 
Les  aliene's,  IL  p.  M.  E.  Guerlin  de  Guer.  —  De  la  construction  des 
digues  dans  les  de'partements  pauvres  de  la  France,  p.  M.  Xavier 
Roux.  —  Les  pensions  de  retraite  des  ouvriers,  p.  M.  A.  Fougerousse. 
—  etc.  —  Aout.  —  L'arrondissement.  Le  pour  et  le  contre,  par  M.  Alb, 
Babeau.  —  Les  bureaux  de  pre'fecture,  par  un  ancien  pre'fet.  —  La  re- 
forme du  cadastre ,  II  art.  p.  M.  G.  G  u  e  r  o  u  1 1.  —  Les  autorisations  ad- 
ministratives d'usines  et  les  efiFets  qu'elles  produisent  par  ropport  aux 
tiers,  par  M.  Lama  che.  —  La  chambres  des  communes,  II  par  M.  R. 
Palgrave.  — 

III.  Bulletin  de  Statistique  et  de  le'gislation  com- 
paree,  deuxieme  anne'e.  Paris  Juillet  1878.  1.  Decret  relatif  a  la  creation 
d'une  rente  3  p.  amortissable  par  annuites  en  75  ans.  —  III  Mode  d'eva- 
luation  des  produits  mens,  des  contrib.  indir.  —  IV — VII  Les  impots 
p.  1  sem.  1878.  —  X.  Monnaies  fabrique'es  en  France  depuis  1795.  — 
XII  —  Belgique,  Angleterre  etc. 

B.     Italien. 

Giornalc  degli  Economisti.  Padova  1878  Luglio.  Vol.  VII. 
No.  4. 
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La  scienza  statistica  nel  socolo  passato  o  nel  presente,  Ant.  Ga- 
boglio.  —  II  Salario,  G.  Toniolo.  —  llasscgna.  —  L'cspOBizionc  di 
Parigi,  A.  Caccianiga.  — 

C.     England. 

Journal  ofthe  Statistical  Society  Vol.  XLI  — Part  II  June, 
1871  London.  On  the  progress  of  the  foreign  trade  of  tho  United  King- 
dom since  1856,  with  special  reference  to  the  effects  produccd  upon  it  by 
the  protectionist  tarilt's  of  other  countries.  By  William  Newmarch. 
On  the  debts  of  souvereign  and  quasi-souvereign  states,  owing  by  foreign 
countries,  by  Hyde  Clark e.  —  Miscellanea.  — 

D.     Oesterreich. 

Statistische  Monatsschrift.  Herausgegeben  vom  Bur.  der  k.  k. 
Statist.  Central-Kommission ,  redig.  von  F.  X.  v.  Neumann-Spallart 
und  IV.  Jahrg.  VIL  H.     Wien   1878. 

Die  Statistik  der  Edelmetalle  und  die  Nothwendigkeit  ihrer  Reform 
v.  Neumann-Spallart.  —  Das  Lottogefälle  und  seine  Ergebnisse,  wäh- 
rend der  Jahre  1874 — 77,  v.  M.  Pigerle.  —  Martin  Maria  v.  Ba um- 
bau er,  V.  Ad.  Ficker.  —  H.  VIII.  Die  theoretischen  Staatsprüfungen 
und  die  Rigorosen  zu  Erlangung  des  Doktorats  der  Rechte  in  den  Studien- 
jahren 1851—77,  V.  Adolf  Ficker.  —  Zur  Statistik  der  Bevölkerungs- 
bewegung in  Oesterreich  v.  A.  Mor.  H.  IX.  Die  Vierte  Session  der 
Permanenzkommission  des  internationalen  statist.  Kongresses  in  Paris  1878 
v.  F.  X.  V.  Neumann-Spallart.  —  Oesterreichs  Bank-  und  Kredit- 
institute im  Jahre  1877  v.  H.  Ehrenberge  r.  Miscellen,  Die  Selbst- 
morde in  Oesterreich  1873 — 77  in  Vergleich  zu  jenen  in  Preussen,  Eng- 
land, Frankreich,  Russland  und  Italien,     v.  Bratassevic. 

F.     Amerika. 

The  North  American  Review.  New-York  No.  260.  Jan. 
Febr.   1878.     Currency  Quacks,   and  the  Silver  Bill,    Manton  Marble. 

—  March-April.  The  army  of  the  United  States  I,  James  A.  Gar- 
field.   —  English  and  american  universities  compared,  Chas.  W.  Elliot. 

—  May-June.  Commercial  relations  with  France,  J.  S.  Moore.  —  The 
army  of  the  U.  St.  II,  J.  A.  Garfield.  —  Chinese  Immigration,  M.  J. 
Dee.  —  July-August.  The  failure  of  universal  suffrage,  Francis-Park- 
mann. —  International  obligations  of  the  United  States,  W.  B.  Law- 
rence. —  The  Outlook,  Wen  de  11  Phillips.  —  Debtor  and  creditor, 
R.  P.  Bland,  Henry  V.  Poor.  —  September-October.  The  readjust- 
ment  of  vocations,  William  T.  Harris.  —  Civil-Service  Reform, 
John  Jay.  — 

G.     Dänemark. 

Nationalökonomisk  Tidsskrift.  Maanedsskrift  for  Samfundsspergsmaal, 
Ökonomi  og  Hondel.  Udgivet  af  V.  Falbe -Hansen  og  Will.  Scharling. 
Ellevte  Bind.  —  Kjöbenhavn  1878.  H.  I  u.  II.  Norwegische  Konkur- 
renzschriften I.  Ebbe  Hertzberg:  Begriff  und  Wesen  des  Credits.  —  Her- 
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bcrt  Spencers  Sociologie.  II.  —  Die  amerikanische  „Social  Science  Associa- 
tion". II.  —  Die  Zettelemission  der  Norweg.  Banken.  —  Nachrichten  über 
Kreditverhältnisse.  —  Schutz  gegen  unzuverlässige  Schuldner  von  C.  lio- 
scher.  —  Die  Geschäftsresultate  der  dänischen  Aktiengesellschaften  im 
J.  1876  und  der  Koursrückgang  von  1875 — 78  von  W.  Scharling.  — 
Literaturbesprechungen;  —  kl.  Mittheilungen.  —  H.  III.  Die  Grundbe- 
sitzvertheilung  und  die  Industrie,  v.  Krebs.  —  Blätter  aus  der  neusten 
Geschichte  der  socialen  Bewegung:  1.  Der  Staatssocialismus  v.  Aleksis 
Petersen.  —  Heber  das  Gesetz  des  internationalen  Telegrapbenverkehrs 
V.  Madsen, 


Die  periodische  Presse  in  Deutschland. 

Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats  Wissenschaft  34.  Jahrg. 
H.  III.     Tübingen   1878. 

Meier,  Robert  von  Mohl. —  Holzammer,  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Briefportoreform  in  den  Kulturstaaten  von  ihrem  ersten  Beginne  1837 
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Die  niatlieiiiatische  Methode  in  der  National- 
ökonomie. 

Von 

Dr.  B.  Weisz. 

In  seinen  geistreichen  Gesprächen  über  den  Getreidehandel  lässt 
Galiani  den  Chevalier  über  die  Anwendung  des  mathematischen 
Verfahrens  zu  praktischem  Zwecke  Folgendes  sagen  (Custodi,  parte 
moderna,  t.  V,  S.  222):  Vous  avez  par  exemple  une  jatte  de  porce- 
laine  dont  vous  voulez  connaitre  la  capacitö  et  savoir  combien  eile 
tiendra  d'eau.  II  y  a  deux  methodes  pour  y  parvenir.  La  premiere 
est  d'envoyer  votre  jatte  ä  un  grand  mathematicien  pour  la  faire  m& 
surer.  Le  mathematicien  la  voit,  la  tourue  de  tous  les  sens,  l'examine 
et  trouve  que  c'est  une  courbe  dont  la  rotation  sur  son  axe  engendre 
cette^espece  de  conoide  renvers6,  que  vous  autres  profanes  appelez 
une  jatte.  II  soumet  a  l'analyse  cette  courbe,  et  rencontre  une  dia- 
blesse  d'hyperbole  du  troisieme  degre  si  reveche  qu'elle  ne  se  laisserait 
carrer  pour  rien  du  monde.  Alors  le  mathemat.  a  recours  au  calcul 
integral  et  au  bout  de  six  mois  par  un  deluge  d'x  et  d'y,  de  plus 
et  de  moins,  il  carre  par  approximation  la  courbe  et  le  solide  qui 
en  est  engendre  et  vous  envoie  sur  un  morceau  de  papier  Tequation 
finale  toute  piquee  toute  lardee  d'x,  y,  et  z  que  vous  pourriez  lire  a 
l'academie.  Mais  je  ne  vous  conseille  pas  de  vous  y  fier;  car  si  la 
plume  lui  est  ächappee  des  mains,  et  qu'il  ait  ecrit  un  plus  pour  un 
moins,  vous  croirez  ne  pas  remplir  votre  jatte  et  vous  renverserez 
votre  punch.  Voilä  la  premiere  methode.  II  y  eu  a  apres  cela  une 
autre  moins  exacte  et  plus  simple  c'est  d'appeler  un  manant  quelqu'un 
et  de  lui  dire:  mon  ami,  mesure  moi  combien  cette  jatte  tient  d'eau. 
Cet  homme  met  d'abord  le  vase  bien  de  niveau;  il  prend  une  pinte 
d'eau  et  l'y  verse;  s'il  voit  quil  ne  le  remplisse  pas,  il  en  prend  une 
autre  et  va  toujours  de  meme  jusqu'a  ce  que  la  jatte  soit  comble  et  que 
l'eau  commence  ä  verser  par  le  bord.    Alors  il  vous  dit:  Monsieur  votre 
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atte  tient  trois  pintes  moins  un  poisson  et  vous  pouvez  vous  y  fier 
liardiment. 

Das  Verdikt ,  das  hier  gegen  die  Mathematik  gefällt  wird ,  dürfte 
Vielen  gefallen,  es  ist  geistreich  vorbereitet,  scharf  motivirt.  Und 
doch:  ist  es  gerecht,  ist  es  allgemein  gültig?  Gilt  es,  wie  in  dem 
gewählten  praktischen  Beispiel ,  auch  überhaupt  von  praktischen  Fra- 
gen? Hierauf  wollen  wir  mit  Bezug  auf  die  Volkswirthschaftslehre 
in  Folgendem  kurz  Autwort  geben. 

Die  zahlenmässige  Kenntniss  hat  dem  Geiste  immer  als  die  höchste 
Form  der  Erkenntniss  gegolten.  „Gott  hat  alles  nach  Gewicht,  Zahl 
und  Maass  geordnet,"  sagt  schon  der  Apostel  und  alle  höheren  Geister 
haben  danach  gestrebt,  in  Grössenausdrücken  das  Wesen  des  Seienden 
darzustellen.  Die  Zurückführung  wissenschaftlicher  Thatsachen  auf 
diese  Form  galt  dem  Forschen  als  letztes  Ziel.  „Die  allgemeine  Ge- 
stalt des  mathematischen  Denkens  ist  auch  die  Grundform  und  Grund- 
bedingung alles  niedern  und  höhern  Verstandesgebrauches"  (Du bring). 
„Numerical  precision  is  the  very  soul  of  science"  (Herschel).  In 
der  That  ist  auch  die  Anwendung  der  Mathematik  für  viele  Wis- 
senschaften von  grosser  Bedeutung  geworden.  Die  Anwendung  der- 
selben auf  die  Geometrie  durch  Descartes,  auf  die  Physik  durch 
Galilei,  auf  die  Astronomie  durch  Newton  sind  ebenso  viele  glän- 
zende Resultate  dieses  Vorgehens.  Dagegen  kann  aber  auch  nicht  ge- 
leugnet werden,  dass  in  gar  manchen  Fällen  der  Versuch  der  Rückfüh- 
rung auf  mathematisches  Wissen  total  misslungeu  ist,  theils  aus  Un- 
kenntniss  der  Methode,  theils  aus  falscher  Anwendung  derselben,  theils 
deshalb,  weil  mit  dem  quantitativen  Wissen  nicht  alles  Wis- 
sen überhaupt  erschöpft  ist.  Diesem  Umstände  ist  es  zuzu- 
schreiben, wenn  die  Anwendung  der  Mathematik  zu  mannigfachen 
Verirrungen  führte,  zu  eitlem  Spiel,  zur  Verdeckung  des  Mangels 
wirklicher,  positiver  Kenntnisse.  Kaum  hat  irgendwo  die  pseudo- 
mathematische Richtung  einen  grössern  Spielraum  gewonnen  als  in 
den  orientalischen  Theogonien  und  Religionssystemen,  in  der  mittel- 
alterlichen Kabbalistik  und  Scholastik,  in  den  Zauberformeln  der  pa- 
ganischen  Mystik,  gerade  dort  also,  wo  das  eigentliche  Wissen  total 
mangelte.  Aber  auch  neuere  Versuche  zur  Anwendung  der  mathe- 
mathischen  Methode  sind  nicht  immer  von  Erfolg  begleitet  gewesen. 
Die  mathematischen  Darlegungen  Bodin's  haben  für  die  politische 
Wissenschaft  keine  tiefere  Bedeutung ;  der  Werth  der  Spinoza 'sehen 
„Ethica  ordine  mathematico  demonstrata"  liegt-  gewiss  nicht  in  der  ma- 
thematischen Beigabe  der  Erörterungen;  die  neuere  Philosophie  hat 
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in  den  Formeln  Herbart's  nur  wenig-  gewonnen;  und  auch  die  Na- 
tionalökonomie wurde  durch  den  von  manchen  Sozialisten  und  Natioual- 
ökonomen  angewandten  Algorithmus  ganz  und  gar  nicht  gefördert. 

Neuerdings  hat  das  Bestreben,  die  Mathematik  auf  die  National- 
ökonomie zu  beziehen  und  anzuwenden,  wieder  einige  Vertreter  ge- 
funden und  damit  die  Frage  in  den  Vordergrund  geschoben:  welche 
Resultate  wohl  die  Befolgung  der  sogenannten  mathematischen  Me- 
thode in  dieser  Wissenschaft  haben  kann  ?  Erst  in  neuerer  Zeit  wurde 
diese  Frage  eingehender  untersucht.  Obwohl  die  Nationalökonomie 
zum  Theil  aus  einem  Zweige  der  mathematischen  Disziplinen,  der 
politischen  Arithmetik,  sich  entwickelt  hat,  ferner  bedeutende  Ver- 
treter der  Wissenschaft  gründliche  mathematische  Kenntnisse  zur  Un- 
tersuchung der  nationalökonomischen  Erscheinungen  mitbrachten  i),  so 
ist  doch  eine  unmittelbare  Anwendung  derselben  nur  vereinzelt  be- 
fürwortet worden.  Die  Whewell,  Cournot,  Fuoco,  Thünen, 
M  a  c  1  e  0  d  stehen  isolirt  da  und  erst  in  neuerer  Zeit  tritt  wieder  nach- 
drücklicher das  Verlangen  auf,  die  wirthschaftliche  Theorie  in  mathe- 
matischer Richtung  weiter  zu  entwickeln.  Ja,  es  wurde  sogar  der 
Versuch  erneuert ,  einzelne  Parthien  der  Nationalökonomie  mathema- 
tisch zu  behandeln.  Wir  stehen  hier  einer  wissenschaftlichen  Erschei- 
nung gegenüber,  welche  von  Wichtigkeit  ist  und  deren  Nichtbeach- 
tung sowohl  in  dem  Falle,  als  die  neue  Richtung  eine  gesunde  und 
vielversprechende,  als  in  dem  entgegengesetzten,  wenn  dieselbe  unge- 
sund und  irreleitend  wäre,  nur  Nachtheil  brächte.  Wir  wollen  darum 
in  Kurzem  den  allgemeinen  Charakter  der  mathematischen  Methode 
und  deren  Berechtigung  untersuchen  und  weisen  zugleich  auf  die  im 
Anhange  mitgetheilten  Aeusserungeu  von  Nationalökonomen  und  So- 
zialtheoretikern hin,  unter  welche  namentlich  Fuoco's  erschöpfende 
und  objektive  Darstellung  hervorgehoben  zu  werden  verdient  2). 

W^enn  man  von  einer  „mathematischen  Methode"  spricht,  und 
wir  wollen  der  Kürze  und  Klarheit  halber  gleichfalls  diesen  Aus- 
druck gebrauchen,  so  bedient  man  sich  des  Wortes  „Methode"  in 
einem  weitern  Sinne,  als  dies  in  streng  logischem  Verstände  zulässig 
ist.  Die  Logik  kennt  nur  zwei  Methoden  resp.  Verfahrungs weisen, 
zur  Auffindung   von   Wahrheiten:    die   induktive   und   die  deduktive; 

1)  Adam  Smith  hat  mit  grosser  Vorliebe  mathematische  Studien  betrieben;  auch 
von  Ricardo  berichtet  sein  Biograf,  dass  er  sich  mit  Mathematik  befasst  habe;  der- 
selbe wird  von  Turgot  erwähnt.  Busch  und  Kraus  waren  Mathematiker;  Thü- 
nen behandelt  die  nationalökonomischen  Probleme  mit  Hilfe  der  Mathematik ;  Hermann 
lehrte  lange  Jahre  hindurch  Mathematik. 

2)  Siehe  Anhang. 

21* 


298  Dr.  Bela  Weisz, 

jene,  welche  von  der  Erfahrung  ausgehend,  das  Gesetz  sucht,  diese, 
welche  in  obersten  Prinzipien  ihren  Ausgangspunkt  findet.  Unter  diesen 
allgemeinen  Begriffen  stecken  aber  höchst  verschiedene  Verfahren  und 
es  ist,  namentlich  bei  steter  Erinnerung  der  Ausdehnung  des  Begriffes, 
zulässig,  die  einzelnen  theils  unter  die  Induktion,  theils  unter  die 
Deduktion  zu  subsummirenden  Verfahren,  gleichfalls  als  eben  so  viele 
Methoden  zu  bezeichnen.  So  beruht  die  induktive  Methode  in  der 
Naturwissenschaft  in  erster  Linie  auf  dem  Experiment  und  wir  können 
darum  von  einer  experimentell-induktiven  Methode,  oder  kürzer  ex- 
perimentellen Methode  sprechen;  in  den  moralisch-politischen  Wissen- 
schaften beruht  die  Induktion  auf  geschichthchen  und  statistischen 
Thatsachen  und  so  können  wir  von  einer  historischen  oder  statisti- 
schen Methode  —  subintelligitur  inductiv  —  sprechen.  Die  Deduktion 
bedient  sich  der  spekulativen  oder  mathematischen  Form  zur  Ableitung 
von  Schlüssen  und  kann  im  engeren  Sinne  als  spekulative  oder  mathe- 
matische Methode  bezeichnet  werden.  Dieser  Sprachgebrauch  erleichtert 
die  Vorstellung,  ohne  dem  Begriff  sonderhch  Zwang  anzuthun  ^). 

Behalten  wir  nun  im  Auge,  dass  wir  sowohl  vom  Einzelnen  als 
vom  Allgemeinen  ausgehend,  zur  Entdeckung  neuer  Wahrheiten  ge- 
langen können,  so  ergiebt  sich  hieraus  im  grossen  Ganzen,  dass  die 
beiden  Methoden  Induktion  und  Deduktion,  und  damit  alle  ihre  spe- 
ziellen Formen  einander  nicht  entgegengestellt  werden  können ,  sondern 
neben  einander  gestellt  werden  müssen.  Es  giebt  Wissenschaften, 
welche  im  Allgemeinen  mehr  durch  die  Induktion,  als  durch  die  De- 
duktion oder  umgekehrt  gefördert  werden  können,  es  giebt  ferner 
Fälle,  wo  einzelne  Wissenschaften  in  einem  bestimmten  Stadium  ihrer 
Entwickelung  geeigneter  sind,  durch  die  Induktion,  als  durch  die  De- 
duktion oder  umgekehrt  gefördert  zu  werden;  total  ausgeschlossen  ist 
aber  kaum  eine  von  beiden.  Ausgenommen  sind  hiervon  nur  zwei  Wis- 
senskreise, deren  Gegenstand  nicht  die  Materie  mit  ihren  Kausahtätsbe- 
ziehungen  ist,  sondern  die  Form,  und  die  formellen  Beziehungen  der 
inneren  Gedankenwelt  und  der  äussern  Erscheinungswelt,  die  Mathe- 
matik und  die  Logik,  die  vorzugsweise  deduktiv  entwickelt  werden. 
Demnach  ist  also  a  priori  sowohl  die  Deduktion,  als  die  Induktion, 
u.  z.  in  allen  ihren  Abzweigungen,  in  allen  positiven  Wissenschaften 
anwendbar.  In  der  That  sehen  wir  auch,  dass  wenn  auch  in  unserer 
Zeit  die  grössten  Fortschritte  der  Physik  der  Induktion  und  nament- 
lich der  experimentellen  Methode  zu  danken  sind,  nichtsdestoweniger 

1)  Selbst  Comte    gebraucht   das  Wort  ,, Methode*'    in    weiterm  Sinne   und    spricht 
von  einer  historischen ,  sociologischen ,  biologischen  Methode  etc. 
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auch  die  deduktiv-mathematische  Methode  mannigfaltige  fruchtbare 
Anwendung  findet,  wie  dies  die  Arbeiten  Gauss',  Fourier's,  We- 
ber's  zeigen;  dass  die  historische  Methode,  die  Erklärung  der  Er- 
scheinung durch  die  Untersuchung  früherer  Zustände,  namentlich  seit 
dem  Aufkommen  der  Entwickelungstheorie,  selbst  in  einzelnen  Zweigen 
der  Naturerkenntniss  Anwendung  findet.  Wenn  dies  für  par  excellence 
induktive  Wissenschaften  gilt,  so  sehen  wir  keinen  Grund,  dass  auf 
dem  Gebiete  der  ethischen  Wissenschaften,  nicht  auch  beide  logische 
Methoden  u.  z,  in  allen  ihren  Verzweigungen  Anwendung  finden  sollen. 
Die  Erforschung  der  sozialen  Erscheinungen  und  im  engern  Sinne  der 
wirthschaftlichen ,  lässt  demnach  a  priori  alle  Forschungsmethoden  zu 
und  kann  durch  jede  derselben  gefördert  werden.  Vom  allgemeinen 
Standpunkt  der  Heuristik  ist  also  auch  die  Anwendung  der  mathe- 
matischen Methode  auf  die  Erforschung  volkswirthschaftlicher  That- 
sachen  zulässig. 

Kann  also  im  Prinzip  gegen  die  Befolgung  der  mathematischen 
Methode  nichts  eingewendet  werden,  so  müssen  wir  doch  vor  Allem 
den  richtigen  Sinn  dessen  bestimmen,  was  in  der  Nationalökonomie 
unter  mathematischer  Methode  vernünftigerweise  zu  verstehen  ist,  da 
ein  grosser  Theil  der  Einwürfe  einerseits,  der  Irrthümer  andrerseits 
hierauf  zurückzuführen  sind.  Im  weitesten  Sinne  könnte  unter  mathe- 
matischer Methode  die  Darstellung  der  wirthschaftlichen  Erscheinungen 
nach  ihrer  quantitativen  Seite  hin  und  die  Erforschung  der  Regeln, 
nach  welchen  die  quantitativen  Beziehungen  sich  gestalten,  verstanden 
werden.  Dieses  Ziel  wird  erreicht  durch  genaue  Festhaltung  des  Be- 
griffes der  Quantität  und  durch  die  eventuell  gebotene  Anwendung 
der  durch  die  Mathematik  benutzten  wissenschaftlichen  Sprache.  So 
aufgefasst ,  liegt  das  Wesen  der  mathematischen  Methode  nicht  in  der 
Form,  in  den  Buchstaben,  in  den  geometrischen  Figuren.  Wir  können 
mathematisch  denken  auch  in  der  gewöhnlichen  Sprache  und  können 
andrerseits  unmathematisch  denken  in  Zeichen  und  Formeln.  Her- 
mann bleibt  ein  mathematischer  Denker,  obwohl  er  sich  nicht  der 
Formeln  bediente  und  Charles  Fourier  ein  unmathematischer  Kopf, 
wenn  auch  seine  Phantasien  oft  das  ernste  Gewand  der  Mathematik 
tragen.  Man  kann  bei  Empfehlung  der  mathematischen  Methode  dieser 
Auffassung  zuneigen  und  wünschen,  dass  man  womöglich  quantitativ 
bestimmte  Ausdrücke  wähle  und  suche,  dass  bei  jedem  Ausdruck  und 
jeder  Relation  genau  vor  Augen  gehalten  werde,  was  dieselben  ent- 
halten, dass  die  quantitativen  Verhältnisse  der  wirthschaftlichen  Er- 
scheinungen   genauere  Berücksichtigung  finden  sollen.     Nur  insofern 
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das  mathematische  Kleid,  die  symbolische  Sprache  die  Erfüllung  dieser 
Postulate  am  ehesten  gestattet,  nur  insofern  ist  auch  deren  direkte 
Anwendung  eine  Folge  jener  für  den  Fortschritt  der  Wissenschaft  un- 
bedingt richtigen  Voraussetzungen. 

Aber  nicht  in  diesem  Sinne  kann  es  gemeint  sein,  wenn  ernstlich 
von  der  Befolgung  der  mathematischen  Methode  gesprochen  wird, 
denn  in  diesem  Sinne  kann  ja  kaum  eine  Wissenschaft  der  Grössen- 
und  Zahlenbegriife  entbehren,  die  ja  zu  den  allgemeinen  Kategorien 
des  menschlichen  Vorstellens  gehören.  Diejenigen,  die  also  von  der 
Anwendung  der  mathematischen  Methode  sprechen,  verstehen  dar- 
unter die  Einführung  der  mathematischen  Symbole,  des  mathemati- 
schen Algorithmus,  des  Schliessens  im  Kleide  mathematischer  For- 
meln. Wie  viel  diese  aber  auf  dem  Gebiete  der  nationalökonomischen 
Forschung  Berechtigung  haben,  werden  wir  kurz  in  Folgendem  be- 
antworten. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  in  unserer  Wissenschaft  die  ma- 
thematische Methode  Anwendung  finden  kann,  setzt  eine  genaue  Kennt- 
niss  dieser  Methode  voraus.  Betrachten  wir  also  den  allgemeinen  Cha- 
rakter des  mathematischen  Verfahrens  der  leider  —  soweit  wir  der 
Sache  nachgingen  —  eingehend  nirgends  erörtert  wurde,  obwohl  er 
dies  verdiente,  so  erkennen  wir  denselben  namentlich  mit  Bücksicht 
auf  unseren  Zweck  in  Folgendem: 

1)  Die  Mathematik  entwickelt  auf  Grund  weniger  logischer  Prinzi- 
pien einen  höchst  werthvollen  Denkapparat,  welchei"  die  Gedanken- 
operation ausserordentlich  erleichtert,  ja  gewissermassen  zu  einem 
sich  selbst  kontrolirenden  Mechanismus  gestaltet. 

2)  Ausschliessung  aller  Kategorien,  mit  Ausnahme  der  Zahl  und 
Grösse;  die  mathematische  Theorie  kennt  weder  Qualität,  noch 
Verursachung,  weder  organische  noch  ethische  Prinzipien. 

3)  Exaktheit  der  Form  selbst  bei  Unbestimmtheit  des  Werthes  der 
Faktoren. 

4)  Inniger  Zusammenhang  der  Kesultate  mit  den  Voraussetzungen. 

5)  Systematischer  Connex  aller  Lehrsätze. 

Berücksichtigen  wir  diese  —  unserer  Ansicht  nach  —  wesentlichen 
Eigenschaften  der  m'athematischen  Formeln,  so  ergiebt  sich  uns  für 
die  Nationalökonomie  Folgendes: 

ad.  1.  Viele  Wissenschaften  leiden  unter  dem  grossen  Nachtheile, 
welcher  in  der  Unbestimmtheit  und  Unklarheit  des  Ausdrucks  liegt. 
Wie  die  Sprache  das  grossartigste  Werkzeug  des  menschlichen  Geistes 
ist,  so  macht  sie  auch  den  grössten  Missbrauch  möglich.    Wie  häufig 
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arteten  Philosophie,  Recht,  Politilc  in  unfruchtbaren  Wortatreit  aus! 
Die  M()gliclikeit  anstatt  der  Worte  Zeichen  einzuführen,  welche  mit 
einer  genauen  W'erthvorstellung  verknüpft  sind ,  wäre  darum  überall 
da  von  hoher  Wichtigkeit,  wo  die  Gefahr  eines  solchen  Missbrauchs 
naheliegt.  Diese  besteht  aber  zum  Theil  in  der  Nationalökonomie, 
schon  au!s  dem  Grunde,  weil  die  Wissenschaft  und  das  praktische 
Leben  an  dasselbe  Wort  verschiedene  Begrifte  knüpfen.  Also  schon 
aus  diesem  ganz  allgemeinen  Grunde  empfiehlt  sich  die  Anwendung 
der  mathematischen  Sprache.  Namentlich  gilt  das  aber  für  Denk- 
operationen ,  wo  an  den  Mittelgliedern ,  dem  Gerüste  der  Schlussfolge- 
rung ohnedies  nichts  gelegen,  da  es  nach  vollzogener  Operation  nie- 
dergerissen wird.  Hier  bietet  das  mathematische  Verfahren  gegen- 
über dem  in  Worten  vollzogenen  Denkprozess  den  Vortheil,  dass  wäh- 
rend es  bei  diesem  im  Verlaufe  eines  komplizirtern  Schlussverfahrens 
leicht  geschehen  kann,  dass  wir  eines  oder  das  andere  Element  ver- 
gessen ,  oder  im  Laufe  der  Operation  unversehens  ein  fremdes  ein- 
führen ,  dass  wir  ferner  nicht  immer  sogleich  und  so  leicht  bemerken, 
in  welcher  Beziehung  die  einzelnen  Elemente  zu  einander  stehen,  mit 
Hilfe  der  mathematischen  Theorie  der  logische  Prozess  sichrer  wird 
und,  was  höchst  wichtig,  dies  ohne  üeberanstrengung  des  Geistes, 
welche  dort  unvermeidlich  ist,  erreicht  wird.  Ist  schon  das  an  und 
für  sich  ein  grosser  Vortheil,  so  gewinnen  wir  noch  dadurch,  dass 
uns  das  Bewusstsein,  alle  Faktoren  der  Denkoperation  fixirt  vor  uns 
zu  haben,  eine  grössere  Ruhe  im  Schliessen  verleiht,  als  wenn  wir 
bei  der  Komplikation  des  in  Gedanken  zu  verfolgenden  Prozesses  jeden 
Augenblick  die  Gefahr  befürchten,  vielleicht  denn  doch  nicht  richtig 
zu  verfahren.  Namentlich  komplizirten  Denkprozessen  kommen  diese 
Vorzüge  der  mathematischen  Theorie  sehr  zu  Statten.  Freilich  darf 
andrerseits  die  grosse  Gefahr  nicht  übersehen  werden,  welcher  die 
Anwendung  der  mathematischen  Form  aussetzt,  indem  wir  den  Zu- 
sammenhang der  Resultate  und  der  Prinzipien  schwer  zu  deuten  ver- 
mögen, da  wir  leicht  über  dem  Formelkram  das  Wesen  vergessen 
und  dem  Algorithmus  hohem  Werth  beilegen,  als  er  eben  besitzt. 

ad.  2.  Die  Nationalökonomie  hat  es  nicht  allein  mit  Quantitäts- 
bestimmungen zu  thun.  Die  Entwickelung  der  qualitativen  Eigen- 
schaften, der  Kausalitätsbeziehungen,  der  Organisations-  und  ethischen 
Prinzipien  haben  eine  jedenfalls  höhere  Bedeutung.  Andrerseits  kann 
aber  nicht  in  Abrede  gestellt  Avcrden,  dass  wir  es  auch  mit  Quan- 
titätsbestimmungen zu  thun  haben  und  so  ergeben  sich  denn  ein  be- 
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stimmte  Gebiete,  iunerlialb  deren  der  Calcul  seine  Anwendung  finden 
kann. 

ad  3  u.  4.  Die  Resultate,  welche  die  Mathematik  liefert,  er- 
scheinen immer  im  Gewände  der  Exaktheit.  Die  Grössen,  die  Rela- 
tionen sind  exakt  bezeichnet.  Sehr  häufig  wird  aber  diese  formelle 
Exaktheit  nur  durch  die  Annahme  bestimmter  Voraussetzungen  erzielt, 
welche  willkürlich  sind.  So  haben  denn  auch  solche  formell  exakte 
Sätze  natürlich  nur  einen  bedingten  Werth.  Die  klassische  Geometrie 
basirt  auf  der  Richtigkeit  der  euklidischen  Prinzipien ;  dass  unter  diesen 
auch  hypothetische  Sätze  sind,  zeigt  die  neuere  Entwickelung  der 
Geometrie.  Sehr  häufig  ist  die  Mathematik  gezwungen,  solche  hypo- 
thetische Elemente  aufzunehmen  und  zu  behalten ,  insolange  deren 
exakter  "Werth  nicht  konstatirt  werden  kann.  Auch  in  der  National- 
ökonomie sind  uns  die  Werthe  der  wirkenden  Kräfte  nicht  vollkommen 
bekannt;  in  den  meisten  Fällen  auch  die  beeinflussenden  Neben  um- 
stände nicht ;  dann  aber  können  wir  auch  zu  keinem  bestimmten,  exakten 
Endresultat  gelangen.  Nichts  hindert  aber,  dass  wir  wenigstens  hy- 
pothetische Resultate  erlangen,  die  auch  von  grossem  Nutzen  sein 
können,  wir  müssen  uns  nur  immer  fest  vor  Augen  halten,  dass  wir 
keine  positiven  Werthe  erhalten  haben.  So  können  wir  in  gewissem 
Sinne  die  englische  Wirthschaftstheorie  als  auf  der  Hypothese  des 
Egoismus  uns  erbaut  denken;  aber  man  hätte  sich  auch  dessen  stets 
bewusst  bleiben  sollen. 

ad  5.  Indem  die  Mathematik  alle  Lehrsätze  in  engem  Zusam- 
menhang zusammenfasst ,  böte  die  Anwendung  derselben  die  Mög- 
lichkeit, auch  die  Prinzipien  der  Wirthschaftslehre  zu  einem  innig  zu- 
sammenhängenden W'issensganzen  zu  gestalten.  Die  Nationalökonomie 
hat  gerade  bis  in  die  neueste  Zeit  dieses  systematische  Band  ent- 
behrt; eine  Folge  dieses  Umstandes  ist  es,  dass  es  hier,  wie  in 
keiner  Wissenschaft  möglich  war,  dass  einzelne  Parthien  derselben  in 
schärfstem  Widerspruch  zu  einander  und  zu  den  Grundprinzipien  stan- 
den. Werden  wir  uns  aber  des  genetischen  Zusammenhanges  der  ein- 
zelnen Wahrheiten  bewusst,  und  dies  könnte  vermöge  der  genannten 
Eigenschaft  die  mathematische  Methode  befördern,  dann  werden  solche 
Widersprüche  immer  seltener  werden.  Aber  man  bedenke  wohl,  dass 
dieser  Zusammenhang  der  Lehrsätze  nicht  in  der  Form  liegt,  sondern 
vielleicht  darin,  dass  die  Mathematik  einige  Grundprinzipien  besitzt, 
welche  von  Niemandem  bestritten  werden.  Ist  dies  auch  in  der  Na- 
tionalökonomie der  Fall? 

Aus  dem  Gesagten,  aus  den  entwickelten  Eigenthümlichkeiten  und 
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Grenzen  der  eigentlichen  mathematischen  Methode  ergiebt  sich  nun 
aber  klar,  dass  wir  von  dieser  Methode  zumeist  formelle  Vortheile  zu 
erNvarten  haben.  Die  mathematische  Methode  kann  uns  nicht  zur  Auf- 
findung von  Grundbeziehungen  führen,  indem  sie  über  das,  was  in 
der  Voraussetzung  liegt,  nicht  hinausführen  kann,  sie  kann  uns  höch- 
stens erleichtern,  diese  Grundbeziehungen  darzustellen,  deren  Kon- 
sequenzen zu  ziehen  und  so  dem  menschlichen  Verstände  zu  Hülfe  zu 
kommen.  An  und  für  sich  aber  bleibt  sie  eine  symbolische  Sprache. 
Oder  ist  es  irgendwie  möglich,  auch  nur  eine  der  wirthschaftlichen 
Wahrheiten,  etwa  über  die  Voraussetzungen  eines  vernünftigen  Steuer- 
systems, über  den  Einfluss  des  Freihandels,  der  freien  Konkurrenz, 
die  Arbeitstheilung,  die  verschiedenen  Charaktere  der  Lohnsysteme, 
den  Einfluss  der  Bahnen  auf  Preise,  Verkehr,  Konsumtion  mathema- 
tisch zu  eruiren?  Giebt  es  irgend  eine  mathematische  Operation, 
welche  uns  über  das  Wesen  einer  gestörten  Valuta,  über  den  natür- 
lichen Preis  der  Verkehrsleistung  aufklären  könnte?  oder  ist  nicht 
zu  alledem  die  Beobachtung,  die  Erfahrung,  eventuell  das  Experiment 
nöthig,  welche  uns  die  verschiedenen  Beziehungen  offenbaren,  die  wir 
dann  beliebig  in  Worten  und  auch  in  Zeichen  ausdrücken  können  und 
deren  Elemente  eventuell  durch  die  abstrakte  mathematische  Opera- 
tion klarer  hervortreten  können,  als  bei  dem  an  die  Begrifisentwicke- 
lung  anknüpfenden  Denkprozess.  Und  so  gewiss  uns  dies  scheint, 
ebenso  gewiss  dürften  auch  in  allen  andern  Wissenschaften,  die  Physik 
nicht  ausgenommen,  die  Grundbeziehungen  wohl  zumeist  auf  diesem 
Wege  gefunden  worden  sein.  Die  Erhaltung  der  Kraft,  die  Gesetze 
der  Elektricität,  die  Brechung  des  Lichts,  etc.  sind  gewiss  durch 
Beobachtung,  durch  Ahnung  und  Vermuthung  gewisser  Zusammen- 
hänge konstatirt  worden,  denn  selbst  wenn  bei  deren  Aufsuchen  die 
mathematische  Methode  in  Anwendung  gebracht  wurde,  so  musste 
der  Betreifende  den  Zusammenhang  zwischen  der  Formel  und  der  Er- 
scheinung erst  nach  irgend  einer  Hypothese  sich  erklären  und  dann 
spielt  eben  die  Mathematik  nur  die  Rolle  eines  W^erkzeuges  und  das 
Gewicht  liegt  auf  der  Hypothese,  welche  zur  Erklärung  herangezogen 
wird.  Darum  ist  es  denn  auch  möglich,  dass  neben  Anwendung  der- 
selben mathematischen  Methode  zehn  Forscher  zehn  verschiedene  Hy- 
pothesen aufstellen  können,  ohne  dass  darum  jemand  behaupten  könnte, 
dass,  da  von  allen  diesen  Hypothesen  vielleicht  keine  einzige  richtig 
ist,  die  Mathematik  gelogen  hätte,  ebensowenig,  wie  das  Gesetz  des 
Stosses  daran  Schuld  ist,  wenn  jemand  in  Folge  eines  tüchtigen  Hiebes 
zu  Boden  fällt. 
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Jevoiis  bringt  in  dem  Journal  der  Londoner  „Statistical  Society" 
eine  lange  Liste,  wclclie  Arbeiten  enthält,  die  alle  der  mathematischen 
Methode  das  Wort  reden  und  zum  grossen  Theile  dieselbe  auch  an- 
wenden. Abgesehen  davon,  dass  es  uns  unbegreiflich  ist,  wie  manche 
der  Werke  —  wie  etwa  R  a  u  —  in  diese  Liste  kamen ,  so  wissen  wir 
nicht,  ob  der  aus  der  grossen  Liste  auf  die  Resultate  zu  ziehende 
Schluss  ein  beredter  Beweis  für  die  Erfolge  der  mathematischen  Me- 
thode ist.  Wir  kennen  einen  guten  Theil  dieser  Werke,  wenigstens 
der  bedeutendsten  darunter  —  Walras,  Jevons,  Thünen,  Fuoco, 
Canard,  Macleod,  Cournot,  Boccardo  —  wir  bestreiten  auch 
nicht,  dass  es  insgesammt  sehr  verdienstvolle  wissenschaftUche  Lei- 
stungen sind,  nichtsdestoweniger  hat  uns  ein  aufmerksames  Studium 
dieser  Werke  zu  dem  Urtheil  geführt,  dass  es  trotz  alledem  der  in  diesen 
Werken  angewandten  Methode  nicht  gelungen  ist,  der  Wissenschaft 
neue  Schätze  zuzuführen. 

In  einigen  Ausnahmefällen  —  und  wir  wollen  dies  ganz  beson- 
ders betonen,  weil  wir  wirklich  nach  einem  vollkommen  gerechten 
Urtheil  streben  —  mag  die  Anwendung  oder  auch  nur  die  Kenntniss 
der  Mathematik  eine  positive  Bereicherung  der  Nationalökonomie 
bringen. 

Die  Mathematik  hat  nämlich  in  ihren  einzelnen  Zweigen  eine  viel- 
seitige Untersuchung  und  Erkenntniss  der  Grössen  entwickelt.  Sie 
hat  uns  vertraut  gemacht  mit  allen  Fragen,  welche  in  Bezug  auf 
Grössen  auftauchen  können  und  den  Weg  theils  entdeckt,  theils  au- 
gezeigt, auf  welchem  dieselben  gelöst  werden  können,  üeberall  also, 
wo  Gegenstände  oder  Erscheinungen  nach  ihrem  Grössen-,  Quantitäts- 
moment betrachtet  werden,  darf  man  hoffen,  dass  durch  Kenntniss 
der  Mathematik  und  deren  vernünftige  Anwendung  die  Wissenschaft 
gefördert  werden  kann,  ja  vielleicht  manche  ganz  neue  und  wichtige 
Probleme  gelöst  oder  aufgestellt  werden  können.  Nicht  nur  die  Kennt- 
niss an  sich,  sondern  selbst  schon  die  richtige  Fragenstellung  hat  für 
die  Wissenschaft  ein  hohes  Interesse.  Und  diese  Fragenstellung  ändert 
sich  natürlich  nach  den  Mitteln  und  Methoden  der  Wissenschaft.  Mit 
der  Entdeckung  des  Mikroskops  hat  sich  die  Fragenstellung  gegen- 
über der  Welt  des  Allerkleinsten  geändert;  die  Wissenschaft  hat 
ihre  Probleme  erweitert,  vermehrt  und  vertieft.  Als  Humboldt 
die  Frage  nach  der  Vertheilung  der  Pflanzen  auf  der  Erdoberfläche 
aufstellte ,  da  wurden  die  botanischen  Forschungen  in  eine  neue  Rich- 
tung gelenkt;  mit  der  Erforschung  der  wirthschaftshistorischen  Er- 
scheinungen betrat  die  Geschichte  ein  neues,  höchst  fruchtbares  Ge- 
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biet;  als  Quetelot  die  statistische  Methode  auf  die  Erforschung 
der  Willenserscheiiiuiigeii  anwandte,  haben  die  ethisclien  Pnjblenie  eine 
neue  Richtung  gewonnen.  So  beeintiusst  denn  die  Methode,  die  Frage- 
stellung in  hervorragender  Weise  die  Richtung  des  wissenschaftlichen 
Forschens.  Indem  wir  nun  in  der  Nationalökonomie  die  mathematische 
Methode  anwenden,  werden  wir  auf  Fragen,  auf  Tieziehungen  der 
wirthschaftlichen  Dinge  aufmerksam  gemacht  werden,  welche  uns  viel- 
leicht gänzlich  entgingen  oder  unlösbar  waren,  wie  ja  uns  auch  viele 
wichtige  Momente  entgangen  waren,  die  erst  die  Anwendung  der 
historischen  Methode,  andere,  welche  erst  die  Anwendung  der  sta- 
tistischen Methode  oifenbarte.  Es  sei  uns  gestattet,  einige  solcher 
Punkte  hervorzuheben.  Eine  der  wichtigsten  Fragen  der  National- 
ökonomie ist  die,  unter  welchen  Bedingungen  die  Produktion,  der 
Umlauf,  die  Konsumtion  ihr  höchstes  Maass  erreichen.  Es  ist  diess 
dieselbe  Frage ,  wie  die  der  Mathematik :  wann  erreicht  eine  Funktion 
ihr  Maximum.  Wir  werden  also  bei  Lösung  dieser  Frage  von  diesem 
Theile  der  mathematischen  Theorie  erfolgreich  Gebrauch  machen  kön- 
nen. Aber  auch  die  Frage  über  Zu-  und  Abnahme  der  obigen  Fak- 
toren unter  gewissen  Voraussetzungen  kann  mittelst  dieser  Theorie  be- 
antwortet werden,  wenn  einmal  die  Beobachtung  die  Daten 
geliefert  hat. 

Auch  die  direkte  Anwendung  mathematischer  Lehrsätze  mag 
manchmal  höchst  fruchtbringend  sein.  Auf  diesem  Wege  der  Gesetzes- 
analogie ist  die  Wissenschaft  schon  häufig  bereichert  worden.  So  hat 
Newton  durch  Ausdehnung  der  Galilei 'sehen  dynamischen  Gesetze 
auf  die  Bewegung  der  Himmelskörper  das  Gesetz  der  Gravitation  ge- 
funden und  die  neuere  Astronomie  begründet.  So  hat  Quetelet  die 
Vermuthung  ausgesprochen,  dass  das  Binomialgesetz  auf  alle  Erschei- 
nungen des  sozialen  Lebens  seine  Anwendung  findet;  seine  Anthropo- 
metrie  aber  bezweckt,  die  Existenz  dieses  Gesetzes  in  der  Eutwicke- 
lung  des  menschlichen  Körpers  nachzuweisen. 

Endlich  glauben  wir  Folgendes  bemerken  zu  müssen.  Soweit  ein 
Streit  über  die  Möglichkeit  der  Anwendung  der  mathematischen  Me- 
thode besteht,  kann  derselbe  unsrer  Ansicht  nach  nur  auf  die  Ver- 
werthung  derselben  für  die  Fortbildung  des  theoretischen  Theiles 
der  Wissenschaft  bezogen  werden.  Dass  dieselbe  bei  der  Erörterung 
der  zur  praktischen  Volkswirthschaft  gehörenden  Fragen  nicht  ent- 
behrt werden  kann,  dürfte  von  keiner  Seite  bezweifelt  werden.  In 
der  That  hat  dieselbe  auch  in  den  komplizirten  Fragen  des  Bevöl- 
kerungswesens   (Knapp,    Zeuner,    Lexis),    des    Eisenbahnwesens 
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(Per d 011  n et),  des  Aktienfinanzwesens  (Farr)  etc.  Anwendung  ge- 
funden; ebenso  begegnen  wir  derselben  bei  der  Erörterung  zahlrei- 
cher in  das  Gebiet  der  Landwirthschaftspflege  gehörender  Fragen. 
^Yir  finden  dieselbe  in  den  Erörterungen  der  Finanzwissenschaft  und 
ihrer  verschiedenen  Theile,  wie  in  den  privatwirthschaftlichen  Fragen 
des  Geschäftsbetriebes,  der  technischen  Produktion  etc.  Wer  wollte 
bezweifeln,  dass  mannigfache  Fragen,  welche  mit  der  Erscheinung  der 
Preise  zusammenhängen,  dass  ferner  die  Erscheinungen  des  Geld- 
marktes eine  genügende  Darstellung  erst  dann  erhalten  werden  kön- 
nen, wenn  sie  mit  Hilfe  des  Calculs  behandelt  werden?  Durch  die 
gründliche  Behandlung  praktischer  Fragen  mit  Hilfe  der  Mathematik 
wird  aber  die  "Wissenschaft  für  das  Leben  von  einer  Bedeutung  wer- 
den, die  sie  auf  manchen  Punkten  unleugbar  verloren  hat;  aber  wir 
können  diese  Anwendung  der  Mathematik  nicht  als  mathematische 
Methode  bezeichnen. 

Wir  haben  uns  in  der  vorliegenden  Frage  vor  gefährlichen  Ein- 
seitigkeiten zu  schützen.  Wenn  Je  von  s  behauptet,  alles  was  grösser 
und  kleiner  werden  kann,  ist  geeignet,  mathematisch  behandelt  zu 
werden,  so  müssen  wir  dem  entgegentreten,  denn  auf  manchen  Ge- 
bieten können  die  Fragen  auf  ein  Mehr  oder  Minder  reduzirt  wer- 
den, ohne  darum  die  Anwendung  der  mathematischen  Methode  zu 
rechtfertigen.  Der  entscheidende  Punkt  liegt  darin,  ob  die 
quantitative  Seite  dasWesen  der  betreffenden  Erschei- 
nung ausmacht  oder  nicht,  denn  nur  in  jenem  Falle  wird  die 
Anwendung  der  mathematischen  Methode  zu  wissenschaftlich  relevanten 
Thatsachen  führen.  Aber  selbst  in  dem  letzteren  Falle  wird  die  Kennt- 
niss  der  Quantitätsbeziehungen  und  deren  Erklärung  nicht  durch  die 
mathematische  Methode,  sondern  zunächst  durch  die  Induktion  und 
die  Analogie  gefördert  werden.  Aber  selbst  in  dem  Falle,  als  die 
Anwendung  der  mathematischen  Methode  wünschenswerth  wäre,  muss 
Jevons  gegenüber  bemerkt  werden,  dass  dies  auch  gar  nicht  immer 
möglich  ist.  Denn  freilich  ist  alles,  was  mehr  oder  minder  werden 
kann,  eine  Grösse;  aber  die  Mathematik  beschäftigt  sich  nur  mit 
messbaren  Grössen. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  die  Nationalökonomie  nie  ein 
Theil  der  mathematischen  Disziplinen  werden  kann;  sie  wird  immer 
dem  grossen  Gebiete  jener  Wissenschaften  angehören,  deren  vollstän- 
dige Bewältigung  und  Unterwerfung  durch  den  Calcul  kaum  je  ge- 
lingen wird.  Auch  hier  gilt  der  Ausspruch  Haeckels:  Wenn  auch 
die  Forderung  einer  möglichst  exakten,  womöglich  mathematischen  Be- 
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gründung  für  alle  Wissenschaften  im  Prinzipe  bestehen  bleibt,  so  ist 
sie  doch  für  den  weitaus  grössten  Theil  der  biologischen  Wissensfächer 
unmöglich  durchzuführen.  Hier  tritt  vielmehr  an  die  Stelle  des  ex- 
akten, mathematisch -physikalischen,  die  historische,  die  ge- 
schichtlich-philosophische Methode. 

Anhang. 

Zur  Veranschaulichung  der  gegenwärtigen  Controverse  theileu  wir 
einige  der  wichtigsten  Aeusserungen  bezüglich  der  vorliegenden  Frage  mit: 

Fuoco  :  Ueberall  wo  man  es  mit  Quantitäten  zu  thun  hat,  mit  sol- 
chen Quantitäten ,  welche  den  Funktionen  und  wesentlichen  Relationen 
unterworfen  sind,  welche  aus  dem  Wesen  der  Quantität  folgen,  da  dürfte, 
wie  wir  glauben,  die  Anwendung  der  algebraischen  Sprache  nicht  nur 
leicht  und  natürlich,  sondern  auch  von  ausserordentlichem  Nutzen  sein. 
In  der  That  werden  mit  Hilfe  der  Algebra  nicht  allein  die  bestimmten 
Beziehungen  zwischen  den  Grössen  festgesetzt,  sondern  auch  die  unbe- 
stimmten, indem  es  zu  deren  Bestimmung  genügt  zu  wissen,  dass  wenn 
sich  die  Funktionen  einer  Grösse  ändern ,  diese  Veränderungen  alle  andern 
beeinflussen,  wenn  auch  das  Gesetz  noch  nicht  entdeckt,  noch  nicht  be- 
rechnet ist.  Ist  einmal  die  Proportion  oder  die  Gleichung  festgesetzt  (und 
dies  geschieht  nach  den  bekannten  Beziehungen  der  Grösse  oder  vermit- 
telst einer  Hypothese),  dann  sind  nur  die  Lehrsätze  der  Wissenschaft 
streng  zu  befolgen,  um  die  Unbekannte  zu  entwickeln  und  deren  Werth 
zu  bestimmen;  sind  wir  bei  diesem  Punkt  angelangt,  und  übersetzen  wir 
das  Resultat  aus  der  algebraischen  Sprache  —  wie  eine  Finalgleichung  — 
in  die  gewöhnliche  Sprache,  dann  wird  der  Klarheit  der  Idee  nichts  fehlen 
und  es  werden  alle  jene  langwierigen  und  verwickelten  Deduktionen  er- 
spart sein ,  welche  nöthig  waren ,  um  mittelst  der  gewöhnlichen  Sprache 
zu  demselben  Resultate  zu  gelangen.  —  Wie  scharf  auch  die  Logik  sei, 
welche  sich  im  Denken  erprobt,  es  ist  kaum  zu  vermeiden,  dass  sich  in  das 
Räsonnement  unterwegs  fremde  Ideen  oder  falsche  Relationen  einschleichen 
und  dass  man  schliesslich  zu  falschen  und  durch  den  Schein  des  Wahren 
illusorischen  Konsequenzen  gelange.  Und  wenn  dies  auch  nicht  geschieht, 
so  ist  es  doch  gewiss ,  dass  in  der  Kette  der  Syllogismen,  aus  welcher  sich 
ein  Räsonnement  zusammensetzt,  man  nie  von  jener  vollen  Sicherheit  be- 
gleitet ist,  welche  aus  dem  an  sich  höchst  einfachen,  verschiedenen  und 
konstanten  Gesetzen  unterworfenen  algebraischen  Denkprozess  sich  ergiebt. 
—  Hierzu  kommt  noch,  dass  wenn  die  Grössen,  in  Folge  jener  Funk- 
tionen, denen  sie  unterliegen,  und  deren  Beziehungen  wir  bestimmen 
sollen,  zu  zweien  oder  dreien  etc.  sich  präsentiren  und  bei  jedem  Schritte 
des  Räsonnements  so  vereint  bleiben  müssen,  es  ein  ausschliessliches  Pri- 
vilegium der  Algebra  ist  dieselben  darzustellen,  während  dieselben  in  der 
gewöhnlichen  Sprache  geschieden  und  nacheinander  in  Betracht  gezogen 
werden  müssen.  Wie  ist  man  aber  in  dem  Wechsel  verschiedener  Succes- 
sionen ,    Scheidungen    und  Vereinigungen    dieser  Grössen    in    der   gewöhn- 
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liehen  Sprache  gewiss,  class  ihre  Beziehungen  keine  Alteration  erlitten 
haben?  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  das  algebraische  Verfahren  nicht  allein 
das  leichteste  und  kürzeste ,  sondern  auch  das  klarste  und  sicherste  ist 
und  wir  denken,  dass  wo  auch  immer  die  Möglichkeit  existirt,  von  der- 
selben Gebrauch  zu  machen ,  sie  vorzuziehen  ist.  Wir  werden  im  Laufe 
dieser  Studie  Gelegenheit  haben  zu  beweisen ,  dass  mit  Hilfe  der  Algebra 
nicht  allein  die  schönsten  Probleme  der  Nationalökonomie  gelöst  wer- 
den ,  sondern  auch  auf  kürzestem  Wege  die  interessantesten  Wahrheiten 
dieser  Wissenschaft  entdeckt  werden.  —  Wir  bemerken  im  Allgemeinen, 
dass  Bedürfniss,  Preis,  Werth ,  XJeberfluss ,  Noth,  Reichthum,  Armuth  etc. 
Dinge  sind,  die  algebraisch  ausgedrückt,  und  mittelst  Festsetzung  ihrer 
betreffenden  Beziehungen  den  algorithmischen  Funktionen  unterworfen  wer- 
den können.  Woraus  dann  auch  gefolgert  werden  kann,  dass  die  An- 
wendung der  Algebra  so  weit  reicht,  als  in  den  Gegenständen  der  Natio- 
nalökonomie Grössen  und  Grössenbeziehungen  vorkommen.  Darum  ist  ihre 
Anwendung  weder  unbestimmt,  noch  willkürlich,  sondern  durch  die  Prin- 
zipien der  Nationalökonomie  umschrieben.  Die  ökonomischen  Grössen  sind 
von  ganz  eigenthümlicher  Natur ;  ihre  Funktionen ,  die  Maxima  und  Mi- 
nima ,  die  Beziehungen  und  Grenzen  sind  durch  Gesetze  bestimmt ,  welche 
als  Führer  benutzt  werden  müssen ,  wenn  man  dieselben  algebraisch  be- 
handeln will.  Um  es  mit  einem  Worte  zu  sagen,  die  Anwendung  hat  die 
ihr  vorgezeichneten  Grenzen  überschritten ,  wenn  die  algebraisch  -  ökono- 
mischen Formeln  in  die  gewöhnliche  Sprache  übersetzt  weder  eine  neue 
noch  eine  bekannte  Wahrheit  enthalten,  sondern  ein  unverständliches, 
kindisches  Kauderwälsch  bilden.  Bezüglich  der  bekannten  und  feststehen- 
den Wahrheiten  haben  wir  nichts  weiter  zu  bemerken ,  was  aber  die  neuen 
Wahrheiten  betrifft,  die  aus  auf  Grund  von  Gleichungen  ausgeführten 
algorithmischen  Operationen  sich  ergeben  können,  bemerken  wir,  dass 
dieselben  in  die  gewöhnliche  Sprache  übersetzt,  dasselbe  Resultat  liefern 
müssen,  zu  welchem  wir,  dem  Faden  der  algebraischen  Operation  folgend, 
durch  eine  Reihe  analoger  Raisonnements  gelangen.  Die  Kette  der  alge- 
braischen Ausdrücke  soll  blos  als  einfacher  Führer  gelten  und  nichts  hin- 
dert, dass  man  durch  eine  Substitution  der  gewöhnlichen  Sprache  allen 
ergänzenden  Raisonnements  folge,  deren  man  bedarf,  um  zu  dem  durch 
die  Algebra  gelieferten  Resultat  zu  gelangen ,  ohne  sich  von  dem  analy- 
tischen Wege  zu  entfernen,  welcher  das  mögliche  Licht  verbreiten  würde 
und  das  Ganze  der  Vernunftschlüsse  zu  einer  strengen  Beweisführung 
machte.  Wo  dies  nicht  möglich ,  dort  wird  die  Algebra  in  der  National- 
ökonomie, wie  in  manchen  analogen  Wissenschaften  nur  ein  wissenschaft- 
liches Spiel  sein ,  mehr  bizarr  und  eigenthümlich ,  als  nützlich.  Die  Un- 
mässigkeit  ist  in  allem  ein  Fehler;  namentlich  aber  in  den  angewandten 
Wissenschaften,  weil  in  diesen  sehr  leicht  das  Chimärische  für  real,  das 
Abstrakte  für  konkret  genommen  werden  kann.  Wo  aber  die  Anwen- 
dung gerechtfertigt  ist  und  mit  grösster  Genauigkeit  erfolgt,  dort  werden 
ähnliche  Untersuchungen  gewiss  von  grösstem  Nutzen  sein.  Anstatt  lang- 
wieriger, komplizirter  Schlüsse  wird  es  genügen,  sich  einige  Formeln  zu 
merken ,    deren  Entwickelung  mit  Leichtigkeit   ausgeführt   wird ,    und   die 
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schon  heute  zu  dicken  und  zahlreichen  Bänden  angewachsenen  Wissen- 
schaften auf  wenige  Seiten  derart  zu  reduziren ,  durfte  unsrcr  Ansicht 
nach  von  nicht  geringem  Nutzen  sein.  Es  fehlt  noch  viel ,  um  erklären 
zu  können ,  dass  vielleicht  die  Nationalökonomie  mit  Hilfe  der  Algebra 
neue  und  riesige  Fortschritte  machen  werde ,  sobald  deren  Anwendung 
allgemeiner  wird  und  die  Mathematiker  zu  Oekonomisten  werden,  die  Oeko- 
nomisten  Mathematiker;  aber  wir  können  kühn  behaupten,  dass  in  vielen 
speziellen  Fällen  in  der  Lösung  einiger  wichtiger  Fragen  der  abstrakten 
Oekonomik  und  noch  mehr  der  praktischen  Oekonomie ,  die  Algebra  von 
grossem  Nutzen  sein  wird.  Wir  empfehlen  daher  den  Pflegern  der  einen 
und  andern  Wissenschaft  immer  neue  Versuche  zu  machen,  die,  wenn 
einmal  von  glücklichem  und  allgemeinem  Erfolg,  der  Menschheit  von  so 
grossem  Nutzen  sein  werden,  als  die  übrigen  angewandten  Wissenschaften. — 
Wir  gehören  nicht  zu  jenen,  welche  in  allem  Algebra,  Geometrie  sehen, 
aber  wir  glauben,  dass,  wo  die  Anwendung  dieser  Wissenschaften  natür- 
lich ist,  dieselben  nicht  vernachlässigt  werden  dürfen,  als  ein  Mittel  jene 
Wissenschaften,  auf  welche  sie  angewendet  werden,  klarer,  sichrer  und 
von  ausgedehntem  Nutzen  zu  machen.  Unsere  Ansicht  geht  dahin  ,  dass 
wenn  einmal  die  Anwendung  stattfindet ,  man  dieselbe  immer  von  Neuem 
prüfe ,  dieselbe  wiederholt  an  sich  und  zu  den  übrigen  Theilen  der  Wis- 
senschaft betrachte,  weil  man  hierdurch  endlich  auf  die  Solidität  oder  die 
Unrichtigkeit  aufmerksam  gemacht  würde  und  dann  mit  Bedacht  dieselbe 
verwerfen  oder  als  geeignetes  Element  einer  gemischten  Wissenschaft  ak- 
zeptiren  könnte.  Die  Fortschritte  sind  in  keiner  Wissenschaft  das  Re- 
sultat eines  einzigen  Versuches,  eines  einzigen  Experimentes,  sondern 
ergeben  sich  aus  langen,  wiederholten,  un widerlegten ,  unzweifelhafteu, 
sichern  und  stets  bekräftigten  Untersuchungen.  Die  weitere,  nicht  weniger 
wichtige  Folge  ist,  dass,  wenn  die  Anwendung  der  elementaren  Begriffe 
genügt,  dieselbe  nicht  bis  auf  die  höchsten  Prinzipien  der  Wissenschaft 
sich  erstrecke.  Der  Verstand  würde  in  Versuchung  geführt,  die  Irr- 
thümer  würden  leichter  begangen  und  schwerer  entdeckt,  und  der  Miss- 
brauch wird  nie  ein  gutes  Resultat  liefern.  Je  leichter  überdies  jener 
Theil  der  Wissenschaft,  welcher  angewendet  wird,  desto  leichter  ist  die 
Vorstellung,  desto  seltener  die  Irrthümer  und  desto  zugänglicher  wird  die 
hieraus  resultirende  Wissenschaft  der  grösseren  Menge.  Die  ebnere  und 
leichtere  Bahn  lockt  eine  grössere  Menge  von  Bearbeitern  an  und  bei 
der  grösseren  Zahl  derselben  wächst  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  sich  ein 
genialer  Mann  erhebe,  fähig  der  Wissenschaft  einen  ausserordentlichen 
Impuls ,  ja  vielleicht  Aufschwung  zu  geben.  Wir  wollen  hiermit  durchaus 
nicht  die  Anwendung  der  höchsten  Prinzipien  der  Algebra  verurtheilen, 
aber  wir  wollen,  dass  man  dies  mit  Vorsicht  und  mit  grösster  Mässigung 
thue.  Je  mehr  sich  die  algebraischen  Formeln  dem  höhern  Algorithmus 
nähern  und  von  dem  Elementaren  sich  entfernen,  desto  schwerer  und 
komplizirter  werden  sie  und  desto  grösser  ist  die  Gefahr  in  Illusionen 
und  Extravaganzen  zu  verfallen.  Es  sei  allgemeine  Regel,  dass  die  Vor- 
sicht um  so  grösser  sein  muss,  je  weniger  leicht  und  einfach  die  Anwen- 
dung, desto  länger  und  zahlreicher  müssen  die  Experimente  sein,  bevor 
man   einen  Erfolg  sich   versprechen    darf.      Von   zwei  Ausdrücken,    einem 
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algebraischen  und  einem  in  gewöhnlicher  Sprache,  wird  es  immer  nützlich 
sein  den  ersten  vorzuziehen,  wenn  derselbe  einfacher  ist.  Wenn  es  nöthig 
ist,  eine  Zusammensetzung  von  Grössen  oder  deren  Beziehungen  vorzuneh- 
men ,  wird  es  sich  immer  empfehlen  anstatt  neuer  Formeln  mit  solchen 
zu  arbeiten ,  welche  aus  einfachen  zusammengesetzt  sind ,  deren  Werth  be- 
kannt und  bestimmt  ist,  so  oft  dies  nur  möglich  ist  und  nicht  auf  Kosten 
der  Klarheit  und  der  Eleganz  des  Ausdruckes  geschieht.  Von  allen  For- 
meln sind  jene  vorzuziehen  ,  welche  den  Vortheil  einer  genauen  und  voll- 
ständigen Analyse  bieten ,  und  mit  welchen  es  nicht  ein  leichtes  ist ,  den 
"Werth  der  Elemente,  welche  sie  bilden,  zu  erkennen,  sondern  auch  die 
Natur  und  die  Reihenfolge  ihrer  Beziehungen.  Zahlreiche  Formeln  sind 
bereits  zur  Berechnung  und  Eewerthung  von  ökonomischen  Grössen  benutzt 
und,  wie  wir  glauben,  zum  grossen  Vortheil  der  Wissenschaft.  Es  wäre 
zweckmässig ,  dieselben  zu  sammeln ,  einzeln  zu  prüfen ,  zu  vereinfachen 
jene,  bei  welchen  dies  möglich  und  zu  einem  wissenschaftlichen  Ganzen 
zu  vereinigen ,  die  Formeln  zu  substituiren ,  welche  etwa  fehlen  und  zu 
einem  zusammenhängenden  und  kompakten  Ganzen  nöthig  sind,  welches 
den  Charakter  eines  wissenschaftlichen  Systems  besitze.  Bis  dahin  haben 
wir  es  nur  mit  einzelnen  Versuchen  zu  thun  und  es  scheint  nicht  als  ob 
man  bereits  an  die  Schaffung  einer  neuen  W^issenschaft  dächte,  welcher, 
wie  wir  glauben,  der  Name  „analytische  Oekonomie"  gegeben  werden 
könnte.     (Saggi  economic!,  tomo  II,  saggio  IV,  Pisa  1827.) 

M  a  c  1  e  0  d :  Mathematical  science  extends  its  dominion  over  three  di- 
stinct  classes  of  subjects:  pure  number,  dependent  quantities,  independent 
quantities.  Now,  Economic  science  treats  of  a  new  order  of  variable 
quantities,  and  the  science  regards  them  in  a  new  variable  relation,  na- 
mely,  that  of  Exchangeability ,  the  object  of  the  science  is  to  ascertain 
the  variations  of  their  exchangeable  relations  with  each  other.  —  Econo- 
mics  is  a  great  Physico-Mathematical  science.  (Principles  of  economical 
philosophy,  I.  S.  109  u.  f.) 

Walras:  II  y  ä  une  e'conomie  politique  pure  qui  doit  pre'ceder  l'e'co- 
nomie  appliquee,  et  cette  economic  politique  pure  est  une  science  physico- 
mathe'matique.  Si  l'economie  politique  pure,  ou  la  theorie  de  la  valeur 
d'echange  et  de  l'echange ,  c'est-a-dire  la  the'orie  de  la  richesse  sociale 
considere'e  en  eile  meme,  est,  comme  la  me'canique,  comme  l'hydraulique, 
une  science  physico-mathematique ,  eile  ne  doit  pas  craindre  d'employer 
la  me'thode  et  le  langage  des  mathematiques.  —  L'e'conomie  politique  pure 
doit  emprunter  ä  l'experience  des  types  reels  d'echange,  d'offre,  de  de- 
mande,  de  marche,  de  capitaux,  de  revenus,  de  Services  producteurs,  de 
produits  etc.  De  ces  types  reels  eile  doit  abstraire  par  delinitions  des 
types  ide'aux,  et  raisonner  sur  les  derniers,  pour  ne  revenir  a  la  re'alite 
que  la  science  une  fois  faite  et  en  vue  des  applications.  Nous  aurons 
ainsi,  sur  un  marche  ide'al,  des  prix  ide'aux  qui  seront  dans  un  rapport 
rigoureux  avec  une  demande  et  une  offre  ide'ales.  —  Quant  au  langage, 
pourquoi  s'obstiner  ä  exprimer  tres  peniblement  et  tres  incorrectement,  comme 
l'a  fait  souvent  Ricardo,  comme  le  fait  a  chaque  instant  M.  John  Stuart 
Mill  dans  ses  Principes  d'Economie  politique,  en  se  servant  de  la  langue 
usuelle,  des  choses  qui,  dans  la  langue  des  mathematiques,  peuvent  ß'enoncer 
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en  bien  moins  de  mots ,  d'uno  fii<,on  bicn  plus  cxaotc  et  bicn  plus  clairo  ? 
(Ele'raents  d'e'conomie  politique  pure,  Lausanne  1874,  S.  31  u.  f.) 

Jevons:  It  scems  perfectly  clcar  that  Economy,  if  it  is  to  be  a 
Bcience  at  all ,  must  be  a  mathemalical  science.  Eiuding  that  the  quan- 
titics  with  which  we  have  to  deal  arc  subjcct  to  continous  Variation,  I 
do  not  bcsitatc  to  use  tbc  appropriatc  branch  of  matbcTnatical  scicnco, 
involving  tbougli  it  does  tbe  fcarlcss  consideration  of  infinitely  small 
quantities.  The  thcory  consists  in  applying  the  dift'crential  calculus  to 
the  familiär  notions  of  wealth ,  utility,  value,  demand,  supply,  capital, 
interest,  labour,  and  all  the  other  notions  bclonging  to  the  daily  Operations 
of  industry.  As  the  complete  theory  of  almost  every  other  science  in- 
volves  the  use  of  tbe  calculus,  so  wc  cannot  have  a  true  theory  of  Po- 
litical  Economy  without  its  aid.  To  mc  it  seeras  that  our  science  must 
be  mathematical ,  simply  because  it  deals  with  quantities.  Wherever  tbe 
things  treated  are  capable  of  being  more  or  less  in  magnitude,  there 
the  laws  and  relations  must  be  mathematical  in  nature.  If  in  Political 
Economy  we  have  to  deal  with  quantities  and  complicated  relations  of 
quantities,  we  must  reason  mathematically ;  we  do  not  rcncr  the  science 
Icss  mathematical  by  avoiding  the  symbols  of  algebra  —  we  merely  re- 
fuse  to  employ,  in  a  very  imperfect  science,  much  needing  every  kind  of 
assistance,  that  apparatus  of  signs  which  is  found  indispensable  in  other 
sciences.  (Theory  of  political  economy,  London  und  New -York  1871, 
chap.  1,  S.  3.) 

Thünen,  der  gründliche  Forscher  nationalökonomischer  Probleme, 
hat  seine  Methode  der  Mathematik  entlehnt.  Dieser  gemäss  betrachtet 
er  die  Funktionen  gewisser  Potenzen  isolirt  und  nach  einander.  ,,In 
der  DifFerentialrechming  wird,  wenn  man  von  einer  Funktion,  die  mehrere 
veränderliche  Grössen  enthält,  das  Maximum  des  Werths  sucht,  bei  der 
DijSerentiation  zuerst  nur  die  eine  Grösse  als  veränderlich,  die  andere  aber 
als  konstant  betrachtet,  und  nachdem  man  den  für  diese  Grösse  —  durch 
Gleichstellung  ihres  Differentials  mit  Null  —  gefundenen  Werth  in  die 
Funktion  gesetzt  hat ,  wird  die  zweite  veränderliche  Grösse  der  Differen- 
tiation unterworfen,  der  sich  ergebende  Werth  derselben  substituirt,  und 
so  fortgefahren ,  bis  alle  veränderlichen  Grössen  aus  der  Funktion  ver- 
schwunden sind.  —  Das  Verfahren ,  das  wir  bei  unsern  Untersuchungen, 
wo  die  Ermittlung  des  höchsten  Reinertrags  das  Ziel  ist,  anwenden,  steht 
also  mit  der  in  der  Mathematik  bei  der  Ermittelung  des  Maximums  des 
Werths  einer  Funktion  mit  mehreren  veränderlichen  Grössen  als  richtig 
erwiesenen  Methode  im  Einklang,  und  so  wie  der  Mathematiker  von  den 
in  einer  Funktion  enthaltenen  veränderlichen  Grössen  zuerst  blos  die  Eine 
als  veränderlich,  die  Andere  aber  als  konstant  betrachtet  und  behandelt, 
so  dürfen  auch  wir  von  den  verschiedenen  auf  den  Pteinertrag  einwirken- 
den und  mit  dem  Kornpreise  in  Verbindung  stehenden  Potenzen  erst  die 
Eine  als  allein  wirkend,  die  Andere  aber  als  gleichbleibend  oder  ruhend 
ansehen  und  behandeln."  Ueber  den  Werth  dieser  Methode  sagt  T  h. : 
„Diese  Methode  kann,  wenn  die  Erfahrungen  genau  und  richtig  aufgefasst, 
und  die  darauf  gebaueten  Schlussfolgen  konsequent  sind,  mathematische 
Gewissheit   auf   ein  Gebiet  übertragen,    worin    beim    blosen  Raisonnement 
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sich  die  •widersprocliendsten  Ansichten  geltend  machen."  Die  Gefahren 
dieser  Methode  übei'sieht  jedoch  Th.  nicht.  Er  fasst  sie  in  wenigen  Worten 
zusammen,  ,,1)  dass  wir  in  Gedanken  trennen,  was  eine  gegenseitige  Wech- 
selwirkung auf  einander  ausübt,  2)  uusern  [Schlüssen  Voraussetzungen  zu 
Grunde  legen,  deren  wir  uns  nicht  klar  bewusst  sind,  sie  deshalb  nicht 
auszusprechen  vermögen ,  und  dann  für  allgemein  gültig  halten ,  was  doch 
nur  unter  diesen  Voraussetzungen  gültig  ist."  (Der  isolirte  Staat,  Rostock 
1850,  II.  Theil,   1.  Abth.  S.  8  u.  ff.) 

Babbage:  Wir  müssen  doch  noch  an  eine  andere  und  höhere  Wis- 
senschaft erinnern,  welche  selbst  noch  unerschöpflicher,  mit  Riesenschrit- 
ten voreilt  und,  nachdem  sie  die  mächtigen  Massen  des  Universums  crfasst 
und  ihrer  Bahnen  Gesetze  aufgefunden ,  uns  in  ihrer  konzisen  Sprache 
Ausdrücke  gegeben  hat,  die  als  Geschichte  der  Vergangenheit  wie  als  Ver- 
kündigung der  Zukunft  gelten.  Dieselbe  Wissenschaft  breitet  gegenwär- 
tig ihre  Gesetze  auf  die  kleinsten  Atome  aus,  welche  die  Natur  erschuf; 
schon  hat  sie  den  Aether  fast  unterworfen  und  alle  die  verwickelten  und 
glänzenden  Erscheinungen  des  Lichts  zu  einem  harmonischen  Systeme  ver- 
bunden. Es  ist  die  Wissenschaft  des  Calculs,  die  bei  jeder 
Sprosse  unseres  Fortschreitens  immer  not  h  wendiger  wird 
und  welche  zuletzt  alle  Anwendungen  der  Wissenschaft 
auf  die  Gewerbe  des  Lebens  beherrschen  wird,  (lieber  Ma- 
schinen- und  Fabrikenwesen,  Berlin  1833,  S.  415.) 

Auch  Quetelet  hält  es  für  möglich,  die  sozialen  Erscheinungen  auf 
einfache  mathematische  Gesetze  zurückzuführen  und  schreibt  dem  Mangel 
der  mathematischen  Richtung  alle  Irrthümer  der  politischen  Theorien  zu. 
Nach  ihm  ist  es  das  Gesetz  der  binomialen  Curve  ,  das  Pascal  imd  New- 
ton auf  die  Erscheinungen  der  Himmelskörper  angewendet,  welches  auch 
in  den  Erscheinungen  der  sozialen  Welt  zum  Ausdruck  kommt.  Wir 
führen  zum  Belege  dessen  nur  folgende  zwei  Stellen  aus  seiner  Anthropo- 
metrie  (Anthropome'trie,  Bruxelles  1870)  an:  die  Erklärung  durch  diese 
Curve  finden  wir  nicht  nur  bei  der  Taille  des  Menschen,  sondern  auch  bei 
dessen  Gewicht,  Kraft,  Geschwindigkeit  und  allen  Eigenschaften  am  Men- 
schen, welche  messbar  sind.  Ja  noch  mehr,  dasselbe  Gesetz  beobachten 
wir  bei  den  moralischen  und  intellektuellen  Eigenschaften ;  es  ist  nicht 
blos  auf  den  Menschen,  sondern  auch  auf  die  Thiere  anwendbar ;  im  All- 
gemeinen ,  es  gilt  für  alles,  was  dem  Gesetz  des  Wachsthums  unterworfen 
ist,  also  für  den  Menschen ,  die  Thiere  und  die  Pflanzen.  —  Wenn  die 
Welt  in  allen  ihren  Theilen  zugänglich  würde,  wenn  es  möglich  wäre, 
alle  Individuen  zu  messen,  wie  wir  dies  heute  mit  den  zivilisirten  Racen 
thun,  dann  könnten  wir,  anstatt  den  Menschen  mit  dem  Menschen  zu  ver- 
gleichen, alle  Nationen  unter  einander  vergleichen  und  zu  jenen  allge- 
meinen Prinzipien  gelangen,  welche  wir  bisher  nicht  zu  erreichen  ver- 
mochten (S.  8).  —  Das  Vergessen  der  mathematischen  Prinzipien  und  die 
übereilte  und  zufällige  Anwendung  unvollständiger  Thatsachen  durch  Per- 
sonen, denen  die  in  den  politischen  Wissenschaften  nothwendigen  Kennt- 
nisse abgehen,  haben  zu  Täuschungen  und  jenen  Fehlern  finanzieller  Unter- 
nehmungen geführt,  deren  Ergebnisse  manche  Länder  schwer  betroffen 
haben.     (S.  274.) 
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Röscher:  Allerdings,  wo  Orösscu  und  Glrössonvcrhältinsse  vorkom- 
men, da  miiss  die  Rechnung  möglich  sein.  Aber  der  Vortheil  der  mathe- 
matischen Ausdrucksweisc  verschwindet  immer  mehr,  je  komplizirter  die 
Thatsachen  werden,  auf  die  man  sie  anwendet.  So  meint  schon  Lotze, 
es  würde  immerhin  möglich  sein ,  die  Phj'siogiiomie  jedes  Menschen  ver- 
mittelst einer  sehr  zusammengesetzten  mathematischen  Formel  zu  besclirei- 
ben ;  und  doch  werde  die  gewöhnliche  Art  des  Porträtirens  Jedennaiin  vorzüg- 
licher dünken.  Die  einfachen  Bewegungen  der  Himmelskörper  dagegen  wer- 
den ganz  mathematisch  behandelt.  In  volkswirthschaftlichen  Fragen  müssten 
die  algebraischen  Formeln,  sobald  man  praktisch  verfahren  will,  bald  so 
verwickelt  werden,  dass  sie  das  Weiterarbeiten  uumöglich  machten.  Auch 
Thünen  selbst,  wie  es  mir  scheint,  ist  nicht  eigentlich  durch  seine  Al- 
gebra und  DifFerenzialrechnung  zu  seinen  Entdeckungen  gelangt.  Vielmehr 
war  ihm  der  schöpferische  Gedanke  schon  vorher  gekommen,  und  die 
Mathematik  hat  ihm  alsdann  nur  dazu  gedient,  seinen  gesammten  Erfah- 
rungskreis, wohl  gelichtet  und  geordnet,  jenem  Gedanken  zu  unterwerfen. 
Hieraus  erklärt  es  sich,  weshalb  dieselbe  Methode,  die  im  ersten  Theile 
des  isolirten  Staates  so  Grossartiges  zu  Tage  gefördert  hat,  im  zweiten 
Theil  fast  erfolglos  geblieben  ist.  Es  waren  eben  die  Kinder  selbst,  wel- 
chen die  Methode  gleichsam  als  Hebamme  und  FÜegemutter  diente ,  in 
diesen  beiden  Fällen  von  sehr  verschiedener  Naturanlage !  —  Die  Lite- 
raturgeschichte ist  voll  warnender  Beispiele,  wie  leicht  die  Anwendung  der 
experimentalen  und  algebraischen  Methode  auf  die  Wissenschaften  vom 
menschlichen  Geiste  zu  unpraktischer,  inhaltsleerer  Scholastik  verleitet. 
(Geschichte  d.   Nationalökonomik  in  Deutschland,    München    1874,  S.  896.) 

Mangoldt:  „Auf  die  Darstellung  (der  Volks wirthschaftsl ehre)  bezieht 
sich  auch  noch  eine  andere  Frage,  die  wir  nicht  ganz  mit  Stillschweigen 
übergehen  dürfen.  Wir  meinen  die  nach  der  Anwendbarkeit  mathemati- 
scher Formeln.  Wir  müssen  uns  hier  auf  das  oben  über  den  verschie- 
denen Charakter  der  verschiedenen  Theile  der  Volkswirthschaftslehre  Ge- 
sagte zurückbeziehen.  Wenn  danach  in  den  Lehren  von  der  Produktion 
und  Konsumtion  das  Element  der  Beschreibung  oder  Schilderung  in  den 
Vordergrund  tritt,  so  liegt  schon  hierin,  dass  man  für  diese  Theile  der 
Wissenschaft  von  derartigen  Formeln  kaum  einen  Nutzen  zu  ziehen  hoffen 
darf,  denn  die  Mathematik  hat  mit  Beschreibungen  und  Schilderungen  nichts 
zu  thun.  Anders  steht  es  mit  der  Lehre  von  der  Gütervertheilung.  Bei 
ihr  handelt  es  sich  wesentlich  um  Schlussfolgerungen  aus  gewissen  ge- 
wählten Vordersätzen,  die  in  sich  wieder  die  Annahme  gewisser  Grössen- 
verhältnisse  enthalten.  Hier  sind  mithin  die  Elemente  einer  mathemati- 
schen Entwickelung  und  speciell  der  Rechnung  gegeben,  und  dem  Denk- 
prozess  diese  Form  zu  geben,  empfiehlt  sich  durch  die  Schärfe,  die  Klar- 
heit und  Uebersichtlichkeit,  welche  man  auf  diese  Weise  erhält.  Die  alge- 
braische Analyse,  sagt  Fonteney  zutreffend,  diese  allgemeine,  im  höchsten 
Grade  geistige  Sprache,  die  durch  ihre  wunderbar  allgemeinen  Symbole 
die  bestimmten  Operationen  des  Geistes  bezeichnen  kann ,  ohne  sie  selbst 
vorzunehmen,  und  die  dadurch  bei  den  verwickeltsten  Kombinationen  und 
Gedankengängen  immer  die  Spur  jedes  ihrer  Schritte  und  damit  die  Mög- 
lichkeit behält,  jeden  Augenblick  auf  ihre  ersten  Voraussetzungen  zurück- 
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zugehen,  ist  nichts  anderes  als  die  Gesammtheit  der  nothwendigen  Formen 
der  reinen  Dialektik.  Diesen  fortwährend  vermehrten  und  bereicherten 
Formen  gegenüber  erscheinen  die  der  alten  Logik,  wie  Syllogismus,  In- 
duction,  Analogie  als  höchst  unvollkommen  und  bedeutungslos.  Nicht  um- 
sonst haben  die  ersten  Geister  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  an  ihrer  Ver- 
vollkommnung gearbeitet."  Indessen  leuchtet  es  doch  ein,  dass  eine  Ver- 
wendung dieses  subtilen  Darstellungsmittels  insoweit  mindestens  entbehrlich 
ist,  als  es  sich  noch  um  verhältnissmässig  einfache  Voraussetzungen  und 
kurze  Schlussreihen  handelt.  Hier  reichen  auch  die  sprachlichen  Mittel 
der  Darstellung  vollkommen  aus  und  sind  wegen  ihrer  allgemeinen  Ver- 
ständlichkeit entschieden  vorzuziehen.  Wenn  dagegen  die  Voraussetzun- 
gen vervielfältigt,  wenn  namentlich  einzelne  derselben  anstatt  fest  ver- 
änderlich angesetzt,  wenn  endlich  der  Denkprozess  durch  eine  längere 
Reihe  verwickelter  Probleme  hindurch  geführt  werden  soll,  erweist  sich  die 
Mathematik  als  eine  vortreffliche,  unter  Umständen  geradezu  unentbehrliche 
Hilfe.  Wenn  z.  B.  T  h  ü  n  e  n  im  zweiten  Theil  seines  Werkes  den  Punkt 
nachweisen  wollte,  bei  welchem  unter  den  von  ihm  gemachten  Voraus- 
setzungen das,  was  er  die  Arbeitsrente  nennt,  sein  Maximum  erreicht, 
so  blieb  ihm  gar  nichts  andres  übrig,  als  zur  Rechnung  zu  greifen.  Die 
meisten  der  tiefsinnigen  Untersuchungen  Ricardo's  würden  ungleich  fass- 
licher geworden  und  dem  Missverständnisse  viel  weniger  ausgesetzt  ge- 
wesen sein ,  ja  ihr  Urheber  selbst  würde  gewisse  Widersprüche ,  in  die  er 
mit  sich  selbst  gerieth,  sicherer  vermieden  haben,  wenn  er  sich  anstatt 
des  Wortes  oder  doch  in  Ergänzung  desselben  der  konziseren  und  präziseren 
algebraischen  Formel  bedient  hätte.  Hieraus  folgt  freilich  nicht,  dass  jede 
Darstellung  der  Volkswirthschaftslehre  für  gewisse  Theile  absolut  auf  die 
mathematische  Behandlung  angewiesen  sei,  wohl  aber,  dass  man,  wenn 
man  in  jenen  mit  Rücksicht  auf  das  Publikum,  mit  dem  man  es  zu  thun 
hat,  von  der  letztern  absehen  zu  müssen  glaubt,  darauf  verzichten  muss, 
die  Untersuchungen  bis  in  die  volle  zulässige  Tiefe  zu  führen.  Es  giebt 
auch  in  unsrer  Wissenschaft,  und  man  wird  wohl  thun  daran  zu  erinnern, 
gewisse  Theile,  welche  einer  populären  Darstellung  unerreichbar  bleiben. 
Uebrigens  soll  die  mathematische  Darstellungsweise  nicht  in  den  Formeln 
stecken  bleiben,  sondern  für  die  gewonnenen  Ergebnisse  auch  einen  leich- 
ter fasslichen  sprachlichen  Ausdruck  finden.  Bei  vielem  Bemühen  stellt 
sich  wohl  nicht  selten  heraus,  dass  auf  dem  Wege  des  gewöhnlichen 
sprachlichen  Raisonnements  schon  ungefähr  das  Gleiche  erreicht  M'orden  ist. 
Mit  andern  Worten ,  das  Resultat  der  Rechnung  löst  sich  in  einen  altbe- 
kannten Lehrsatz  auf.  Nichtsdestoweniger  erweist  sich  auch  in  solchen 
Fällen  die  rechnerische  Arbeit  in  der  Regel  keineswegs  nutzlos,  indem 
sie  dazu  dient,  theils  Lücken  und  Ungenauigkeiten  des  sprachlichen  Rai- 
sonnements aufzudecken,  theils  da,  wo  die  betreffenden  Gesetze  einen  voll- 
ständig genauen  sprachlichen  Ausdruck  nicht  zulassen,  die  Fehlergrenzen 
des  gewählten  zum  Bewusstsein  zu  bringen.  Andrerseits  sind  auch  die 
Bedenken,  welche  sich  an  diese  Behandlungsweise  knüpfen,  nicht  zu  ver- 
schweigen. Abgesehen  von  der  Gefahr,  sich  in  Spielereien  und  Haar- 
spaltereien zu  verlieren,  ist  es  namentlich  ein  üebclstand ,  dass  so  wenige 
im  Stande  oder  geneigt  sind,  einer  verwickeiteren  mathematischen  Beweis- 
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fülirung  uaclizugchcn.  Es  führt  das  leicht  dahin,  die  hehuupleteii  Ergeb- 
nisse unbesehen,  ohne  Kritik  anzunehmen,  um  so  leichter,  je  mehr  die 
Strenge  der  mathematischen  Schlussfolgcrung  imponirt.  So  mögen  sich  ge- 
rade auf  diese  Weise  leicht  Irrthümer  einschleichen  und  befestigen.  Es 
ist  insbesondere  die  schwierige  Lehre  von  dem  Verhältnisse  der  einzelnen 
Einkomraenszweige  zu  einander,  auf  welche  diese  Bemerkungen  Anwen- 
dung finden.  (Artikel:  Volkswirthschaft ,  Volkswirthschaftslehre  im  Bluut- 
schli'öchen  Staatswörterbuch,  Band  XI). 

•John  Rüssel:  Es  wäre  auch  ein  grosser  Gewinn,  wenn  man  für 
alle  Staatsfragen  einer  gewissen  Gattung  eine  einzige  Lösung  fände ,  so 
wie  sich  z.  B.  von  jedem  Dreieck  beweisen  lässt,  dass  seine  Winkel  im- 
mer gleich  zwei  rechten  sind.  Der  Staatsmann  hätte  leichtes  Spiel,  wenn 
er  die  Volkswohlfahrt  so  sicher  mit  Zirkel  und  Lineal  messen  konnte, 
wie  die  ebene  Trigonometrie  die  Gebirgshöhen.  Es  müsste  unscrm  Zeit- 
alter hohen  Ruhm  bringen,  wenn  wir  die  Cccil ,  Somers  und  Sully  liegen 
lassen  und  eine  Staatskunst  erfinden  könnten,  die  ein  Schüler  und  ein 
ganz  unerfahrener  Mensch  wie  einen  geometrischen  Satz  beweisend  dar- 
zulegen vermöchte.  (An  essay  on  the  history  of  the  english  government 
and  Constitution,  London  1823;  Deutsch:  Geschichte  der  englischen  Re- 
gierung und  Verfassung,  Leipzig   1825,  S.  202.) 

Cairnes:  So  far  as  J  can  see,  economic  truths  are  not  discoverable 
through  the  instrumentality  of  Mathematics.  If  this  view  be  unsound,  there 
is  at  hand  an  easy  means  of  refutation  —  the  production  of  an  economic  truth 
not  before  known,  which  has  been  thus  arrived  at;  but  J  am  not  aware 
that  up  to  the  present  any  such  evidence  has  been  furnished  of  the  efficacy 
of  the  mathematical  method.  In  taking  this  ground  I  have  no  desire  to 
deny  that  it  may  be  posäble  to  employ  geometrical  diagrams  or  mathe- 
matical formulae  for  the  purpose  of  exhibiting  economic  doctrines  reached 
by  other  paths;  and  it  may  be  that  there  are  minds  for  which  this  mode 
of  presenting  the  subject  has  advantages.  What  I  venture  to  deny  is  the 
doctrine  which  Professor  Jevons  and  others  have  advanced  —  that  eco- 
nomic knowledge  can  be  extended  by  such  means ;  that  Mathematics  can 
be  applied  to  the  development  of  economic  truth.  (Einleitung  zu:  Cha- 
racter  and  logical  method  of  political  economy,  London   1875,  S.  VI.) 

Comte.  L'analyse  matheraatique  elle-meme,  aujourd'hui  si  justement 
pre'conisee,  peut  ne'ansmoius  exposer,  par  exemple,  a  l'inconvenient  essen- 
tiel,  trop  souvent  re'alise,  de  prendre  des  signes  pour  des  ide'es;  on  ne 
saurait  nier  que,  surtout  de  uos  jours,  eile  ne  serve  quelque  fois  ä  de- 
guiser,  sous  un  imposant  verbiage,  l'inanite  des  conceptions.  (Cours  de 
Philosophie  positive,  Paris    1877,  IV  S.  331.) 

Steinlein:  Das  eben  Gesagte  genügt,  um  einzusehen,  dass,  wenn 
auch  einfache  volkswirthschaftliche  Gesetze,  gleich  jenen  der  Naturkunde, 
vermittelst  algebraischer  Formeln  verdeutlicht,  vielmehr  die  einzelnen  Mo- 
mente derselben  und  deren  Verhältniss  unter  sich  in  kurzen,  anschaulichen 
Ausdrücken  zusammengefasst  werden  können,  ein  solcher  Ausdruck  nicht 
zur  Ableitung  von  Folgerungen  auf  mathematischem  AVege,  noch  weniger 
aber  zur  Vorausberechnung  des  unter  gewissen  Umständen  zu  erwarten- 
den   Erfolgs    brauchbar   sei,    weil    das  Bedürfniss  und    die    Willensfreiheit 
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c'iiieu  grossen  EiuHuss  behaupten,  die  sie  bestimmenden  Antriebe  meistens 
nicht  iiusserlieh  erkennbar  sind  und  ihr  Autheil  am  Erfolge  sich  von  vorn- 
herein noch  weniger  ermitteln  lässt.  (Handbuch  der  Volkswirthschafts- 
lehre,  München   1831,  I.  Ed.,  S.  XXV.) 

Canard  hat  in  seinen  Grundsätzen  der  Staatswirthschaft,  einer  durch 
das  französische  Nationalinstitut  gekrönten  Preisschrift  (Deutsche  Ueber- 
setzung:  Grundsätze  der  Staatswirthschaft,  Wien  1814)  mit  grossem  Geiste 
mathematische  und  naturwissenschaftliche  Kenntnisse  auf  die  Erklärung 
wirthschaftlicher  Ereignisse  angewendet.  Die  Anwendung  mathematischer 
Formeln  hat  er  aber  auf  ein  enges  Gebiet  beschränkt.  Canard  wendet 
die  mathematische  Form  auf  die  Bestimmung  des  Preises  an.  Der  Preis 
entsteht  unter  der  Gleichstellung  der  Bestimmungsgründe  des  Käufers  und 
Verkäufers.  Auf  das  Prinzip  des  Gleichgewichts  der  hiebei  wirkenden  Kräfte 
,, bezieht  sich  die  ganze  Theorie  der  Staatswirthschaft,  ebenso  wie  die  ganze 
Statik  auf  dem  Prinzip  des  Gleichgewichts  des  Hebels  beruht."  Ebenso 
untersucht  er  den  Einfluss  der  Auflagen  auf  die  Preise.  Ueber  Werth 
und  Grenze  der  mathematischen  Methode  spricht  er  sich  jedoch  nicht  aus. 

Sismondi:  Les  sciences  morales  se  composent  de  rapports,  trop  de- 
licats  pour  pouvoir  s'exprimer  par  des  nombres.  (Etudes  sur  les  sciences 
sociales,  Paris  1873,  I.  second  essai,  S.  116.) 

Die  Reihe  dieser  Citate  Hesse  sich  noch  verlängern;  doch  glauben 
wir  mit  der  Anführung  der  charakteristischsten  Aeusserungen  —  so  pro 
als  contra  —  genügt  zu  haben.  Es  würde  nun  noch  erübrigen ,  die  that- 
sächlichen  Resultate  der  bisherigen  Anwendung  der  mathematischen  Me- 
thode zu  untersuchen.  Vielleicht  ist  es  mir  gestattet,  hierauf  bei  späterer 
Gelegenheit  zurückzugreifen. 
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Annuario  Statistieo  Italiano.     Anno  I.    1878.    P.  I,  IL     Ministcro  dcll' 
Inleruo-Üirczione  Oenerale  di  Btutistica.     Roma  1878. 

Der  englische  Board  of  Trade  legt  jedes  Jahr  dem  Parlament  das  so- 
genannte Statistical  Abstract  vor,  welches  15  Jahre  vergleichender  Sta- 
tistik umfasst.  Das  nunmehr  dem  Ministerium  des  Innern  ^)  unterstehende, 
als  eine  Generaldirektion  organisirte  statistische  Amt  Italiens  gedenkt  in 
gleicher  "Weise  in  seinem  Annuario  Statistieo  Italiano,  von  dem  kürzlich 
der  erste  Band  erschienen  ist,  ein  Ee'sume  der  wichtigsten  statistischen 
Notizen  zu  geben ,  welche  entweder  der  genannten  Behörde  unmittelbar 
zugehen  oder  von  anderen  Kegierungsämtern  herrühren.  Die  Zusammen- 
stellung dieses  ersten  Bandes  hat  über  ein  Juhr  gedauert,  welcher  Miss- 
stand durch  einen  die  jüngsten  Angaben  enthaltenden  „Anhang"  theilweise 
hat  ausgeglichen  werden  können.  Eine  Einleitung  von  175  Seiten,  von 
denen  noch  ein  guter  Theil  auf  statistische  Tafeln  kommt,  erleichtert  die 
Benutzung  des  Werkes  und  kondensirt  die  Ergebnisse  von  mehr  als  15 
Jahren  statistischer  Arbeit^).  Dieselbe  giebt  in  der  That  für  einige  der 
20  Eächcr,  in  die  das  ganze  Material  eingetheilt  ist,  den  Status  am 
31.  Dezember  1877  wieder;  die  meisten  Beobachtungen  schliessen  mit  dem 
letzten  Tag  des  vorhergehenden  Jahres  ab.  Für  den  Ausländer  dürfte, 
abgesehen  von  dem  Studium  der  Ziffern  (im  ersten  und  im  zweiten  Theil 
und  im  Anhang)  der  Nachweis  über  frühere  Veröffentlichungen  der  Fach- 
männer in  Italien  wichtig  sein.  Von  Bedeutung  ist  es  auch  für  den  Ein- 
heimischen ,  dass  bei  gewissen  Gelegenheiten  der  Stand  der  Gesetzgebung 
skizzirt  oder  wenigstens  auf  Jahr  und  Tag  und  Nuraerirung  der  betref- 
fenden Gesetze  hingewiesen  wird. 

Das    Kapitel    über    die    Justizverwaltung   ist    in    der    Einleitung 


1)  Nach  der  am  1.  Oktober  erfolgten  Wiederaufrichtuug  des  vou  Crispi  aufgehobenen 
Ministeriums  für  Ackerbau,  Handel  und  Industrie  hat  man  ihm  wieder  die  Statistik  zu- 
getheilt.  Dieselbe  verliert  dadurch  den  Vortheil  einer  direkteren  Einwirkung  auf  die 
Verwaltungsorgane  in  den  Provinzen  ,  wird  aber  vielleicht  in  dem  ruhigen  Fachministe- 
rium ,  dem  nur  wenige  Dienstzweige  unterstellt  sind  ,  mehr  Anregungen  für  ihre  wissen- 
schaftlichen Aufgaben  finden  ,  als  in  dem  hochpolitischen ,  mit  Geschäften  überladenen 
Ministerium  des  Innern. 

2)  S.  230  u.  231  (I.  Theil)  giebt  die  Zahl  der  Universitcäts-Studenten  vom  Schuljahr 
1855/6  an. 
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viel  grösser  gorutben  als  die  anderer  Abschnitte,  weil  die  Verwerthung 
der  Daten  bier  besonders  schwer  erscheint  und  weil  zum  ersten  Mal  eine 
solche  Arbeit  über  die  Gerechtigkeitspilege  von  1870  bis  auf  die  jüngste 
Zeit  versucht  wird.  Man  bedenke,  dass  die  Gesetzgebung  in  Italien  ziem- 
lich grosse  Verschiedenheiten  aufweist,  dass  Behördenorganisation  und  Ge- 
setze mehrfach  verändert  worden  sind.  Die  Verabschiedung  des  einheit- 
lichen Strafgesetzbuches  dürfte  schon  wegen  der  beabsichtigten  Abschaf- 
fung der  Todesstrafe  noch  längere  Zeit  auf  sich  warten  lassen.  Für  un- 
sern  Zweck  wird  es  genügen ,  im  Folgenden   einige  Punkte  hervorzuheben. 

Die  Felddiebstähle,  welche  am  häufigsten  unter  den  Reaten  gegen 
das  Eigenthum  sind,  nehmen  ab ;  die  anderen  Kategorien  nehmen  zu.  Im 
Ganzen  vermindert  sich  die  Zahl  der  Verurtheilungen  wegen  Ver- 
brechen gegen  das  Eigenthum  ^).  Was  die  Verbrechen  gegen  die  Person 
anbelangt,  so  ist  immerhin  die  Zunahme  beträchtlich  für  die  von  den 
Prätoren  oder  Einzelrichtern  ausgesprochenen  Verurtheilungen  in  geringeren 
Sachen,  während  die  von  den  Tribunalen  (und  den  Geschworengerichten) 
abzuurtheilenden  schwereren  Verbrechen,  z.  B.  der  einfache  und  der  quali- 
fizirte  Todtschlag  und  die  Körperverletzungen  mit  tödtlichem  Ausgang  ab- 
nehmen. Jedes  Jahr  werden  30 — 35  Todesurtheile  rechtskräftig,  von 
denen  nur  wenige  vollzogen  werden^);  seit  1876  hat  keine  einzige  Hin- 
richtung stattgefunden.  Die  Proportion  der  von  den  Tribunalen  als  Ap- 
pellationsinstanz ausgesprochenen  Bestätigungen  der  Urtheile  der  Prätoren 
findet  sich  fast  identisch  wieder  in  der  Bestätigung  der  Erkenntnisse  der 
Tribunale  durch  die  Berufungsinstanz  der  Appellationsgerichte,  1875:54,3 
beziehungsweise   54  **/(,   der  Erkenntnisse  3). 

Die  Statistik  der  Gefängnisse  hat  eine  grosse  Genauigkeit  erlangt, 
seitdem  für  jedes  in  Haft  genommene  Individuum  sogleich  ein  besonderes 
Blatt  angelegt  wird.  Italien  hat  in  dieser  Hinsicht  einen  traurigen  Primat. 
Ende  1875  warteten  in  den  Kerkern  23621  Individuen  auf  die  Entschei- 
dung der  Gerichte,  18381  büssten  in  den  Gerichtsgefängnissen  ihre  Strafe 
(meistens  unter  einem  Jahr)  ab,  in  den  Bagnos  waren  16698  ausschliess- 
lich Männer,  in  den  anderen  Strafanstalten  13154  Individuen  und  in  den 
Besserungsanstalten  für  jugendliche  Verbrecher  5240.  "Während  sich  die 
eigentliche  Zunahme  der  Bevölkerung  (abgesehen  von  den  Annexionen) 
von  1863  bis  1875  auf  ll*^/o  beziffert,  ist  die  Zahl  der  ihre  Strafe  Ver- 
büssenden  um  85  ^j^  gestiegen*).  200000  Individuen  treten  im  Jahr  aus 
dem  Stande  der  Freiheit  in  die  Gerichtsgefängnisse  ein.  In  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrzehnts  blieben  47  ^/^  der  zu  den  schwersten  Strafen 
Verurtheilten  über  ein  Jahr  in  Präventivhaft  ^).  Die  Langsamkeit  der  Justiz 
ist  ein  wahres  Unglück  für  das  Land.  Man  hat  nicht  selten  davon  ge- 
sprochen, wie  oft  die  durch  Furcht  erweckte  Eenitenz  der  Zeugen  die 
Handhabung  der  Justiz  erschwert;    es  dürfte   weniger    bekannt   sein,    dass 


1)  S.  44  Einleitung. 

2)  Anm.  2  auf  S.  46  Einl.  Wie  dasselbe  Individuum  bis  zu  3  mal  in  der  Statistik 
der  zum  Tod  Verurtheilten  figurireu  kann  ,  ist  nachgewiesen :  Annali  del  Ministero  de 
Agricoltura,  Industria  e   Commercio   anno  1877.     Primo  Semestre.      P.  46. 

3)  S.  45  Einl.  4)  S.  57  Einl, 
5)  S.  62  Einl. 
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die  LundbcYülkorung  iu  einem  Thcile  Italiens  es  überliaupt  für  eine  Schunde 
hiilt,  mit  den  Gerichten  zu  thun  zu  haben. 

Wenn  wir  nicht  aus  Erfalirung  wüsstcn,  dass  gewisse  ürtheile  über 
ganze  Provinzen  u.  s.  w.  um  so  leichter  haften,  je  absoluter  sie  lau- 
ten, so  würden  wir  etwas  über  die  geographische  Vertheilung  der  ver- 
brecherischen Tendenz  auf  die  verschiedenen  Gegenden  des  Landes  an- 
merken. Den  Erfahrungen  anderer  Völker  entspricht  es,  dass  die  länd- 
lichen Gemeinden  (d.  h.  solche,  wo  weniger  als  6000  Menschen  zusammen 
wohnen)  ein  geringeres  Kontingent  in  die  Gefängnisse  liefern  als  die 
Städte. 

Umfangreich  (von  S.  132  — 150)  ist  im  Jahrbuch  auch  das  Kapitel 
über  die  Landwirthschaft,  deren  Ausschlag  gebende  Bedeutung  für 
die  Gesammtwirthschaft  Italiens  erst  kürzlich  officiell  anerkannt  wurde, 
als  das  Parlament  eine  für  die  angeordnete  Agrarenquete  bestimmte  Summe 
entsprechend  erhöhte.  Die  Landbevölkerung  beeilt  sich  um  so  weniger, 
die  von  den  Behörden  beanspruchten  Notizen  zu  liefern,  als  sie  das  Miss- 
trauen hegt,  man  verfolge  fiskalische  Zwecke.  Namentlich  wurde  der 
Versuch,  am  L  Januar  1869  den  Bestand  an  Hornvieh  aufzunehmen, 
durch  den  Umstand  beeinträchtigt ,  dass  damals  die  Mahlsteuer  eingeführt 
wurde  ^). 

So  erheblich  auch  die  gewonnenen  Resultate  waren  in  Bezug  auf  die 
nach  den  Schädelknochen  angeordnete  Vertheilung  der  Racen  2)  im  Terri- 
torium des  Staates  und  in  Bezug  auf  die  Viehzucht  und  Mästung,  so  un- 
genau war  die  eigentliche  Zählung,  während  der  1876  vorgenommene 
zweite  Census  der  Pferde  und  Maulesel  den  Anforderungen  der  Militär- 
verwaltung genügt. 

In  Italien  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Kulturen ,  die 
sich  oft  auf  demselben  Grundstücke  und  in  demselben  Jahre  successive 
einfinden ,  so  dass  z.  B.  wo  Weinstöcke,  Maulbeer-,  Oel-  und  andere  Obst- 
bäume wachsen ,  oftmals  Getreide ,  Hülsenfrüchte  und  andere  Industrie- 
oder Futterpflanzen  gebaut  werden  ^).  Wenn  man  daher  sagt,  dass  der 
Durchschnittsertrag  des  Hektars  Weizen  nur  11,07  Hektoliter  beti'ägt  und 
die  Inferiorität  der  hiesigen  Landwirthschaft  beklagt,  die  im  Ganzen 
wahrlich  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  soll,  so  müsste  man  der  Voll- 
ständigkeit wegen  den  Ertrag  mit  anschlagen ,  den  der  Landwirth  aller- 
dings mit  neuen  Produktionskosten  aus  dem  Oel,  dem  Wein  und  den  an- 
deren Pflanzen  zieht,  die  auf  demselben  Stück  Feld  wachsen.  In  den 
6  Jahren  1872—1877  hat  Italien  18,677,600  Doppelzentner  Getreide  ein- 
und  nur  4,956,557  Doppelzentner  ausgeführt,  welches  Defizit  durch  die 
Ausfuhr  von  3,846,938  Doppelzentnern  Reis  und  von  422,382  Doppelzent- 
nern Maccaroni  und  dergleichen  nur  zum  Theile  ausgeglichen  wurde*). 

Der   Anbau    der    viele  Feuchtigkeit    erfordernden   Baumwolle    verliert 


1)  S.  137  Einl. 

2)  Bei  der  landwirthschaftlichen  Akademie  von  Portici  existirt  eine  Sammlung  von 
62   Schädeln  verschiedener  Eindviehracen. 

3)  S.  135  Einl.     Vergleiche  über  diesen  Punkt:    La  Colonia  Parziaria  Studio   di  C. 
Bertagnolli.     Roma   1877.      Seite  162   u.  a.  a.  Stellen. 

4)  Die  betreffenden  Zahlen  auf  S.  104  Einl. 
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in  Sicilicu  Tcrraiu ,  weil  die  geringe  Menge  Wasser,  über  die  man  in 
den  südlicheren  Himmelsstrichen  Italiens  verfügt,  vortheilhafter  für  andere 
Kulturen  verwendet  werden  kann. 

Beim  Fehlen  eines  regelmässigen  Katasters  wird  die  wünschenswerthe 
Darstellung  über  die  Vertheilung  des  Gruudeigenthums  sehr  unvollständig 
blcibeu  müssen.  Es  ist  der  Rede  werth  anzuführen,  dass  von  1806 — 1876 
in  den  südlichen  Provinzen  mehr  als  300,000  Hektare  zu  Gunsten  von 
etwa  225,000  Armen  abgelöst  worden  sind,  und  dass  die  Gemeinden  als  den 
hiefür  zu  beziehenden  Entgelt  jährlich  2^/^^  Millionen  Lire  einnehmen  i). 
Noch  bleiben  verschiedene ,  die  Landwirthschaft  bedrückende  Fesseln  aus 
dem  Mittelalter  zu  entfernen.  Bei  diesem  Abschnitt  ist  noch  mehr  als 
bei  jedem  anderen  die  Theuerung  des  Kapitals  zu  betonen,  welche  manche 
nützliche  Reform  verhindert,  als  deren  Träger  die  Agrarstationen  in  erster 
Linie  zu  nennen  sind.  Italien  hat  eine  besondere  Station  für  die  Unter- 
suchung der  der  Landwirthschaft  schädlichen  Kryptogamen  und  eine,  welche 
ausschliesslich  die  Agrar- Entomologie  studirt. 

Die  auf  den  Handel  mit  dem  Ausland  bezüglichen  Ziffern  sind  in 
der  letzten  Zeit  auch  in  Deutschland  mit  grossem  Misstrauen  angesehen 
worden ;  die  Veröffentlichungen  der  Zollverwaltungen ,  die  sich  gegenseitig 
kontroliren  sollten,  stimmten  selten  oder  nie  überein ,  auch  da  wo  sie  die 
Ein-  und  Ausfuhr  detaillirt  nach  Ländern  angaben.  Einige  auffallende 
Veränderungen  in  den  Ziffern  des  italienischen  Spezialhandels ,  die  1877 
verglichen  mit  dem  Vorj;ihre  hervortreten,  sind  einfach  einer  rationelleren 
Berechnung  des  Werthes  mehrerer  Hauptartikel  zuzuschreiben.  Von  1568 
Millionen  (911  Ein-  und  657  Ausfuhr)  im  Jahre  1862  ist  der  Werth  der 
allgemeinen  internationalen  Handelsbewegung  auf  2290  Millionen  (1245 
Ein-  und  1045  Ausfuhr)  im  Jahre  1877  gestiegen.  Die  Einfuhr  zu  Land 
betrug  486,  die  Ausfuhr  528  Millionen,  zur  See  wurden  758  und  517 
Millionen  befördert.  Von  der  Einfuhr  kamen  240  Millionen  unter  italieni- 
scher Flagge,  518  unter  fremder  Flagge  an;  187  Millionen  gingen  unter 
italienischer,  530  unter  fremder  Flagge  ab  2). 

Italien  hatte  bis  jetzt  die  wichtigsten  Handelsbeziehungen  zu  Frank- 
reich, so  dass  der  Wiederaufnahme  der  Verhandlungen  mit  der  befreun- 
deten Republik  mit  Spannung  entgegengesehen  wird.  Grossbritanien 
kommt  gleich  nach  Frankreich ,  was  die  Einfuhr  betrifft ,  wohingegen  der 
österreichische  Markt  wichtiger  für  die  italienische  Ausfuhr  ist.  Der  Han- 
delsverkehr mit  Deutschland  wird  nicht  nur  von  dem  mit  der  Schweiz, 
sondern  auch  von  dem  mit  Russland  übertroffen  ^). 

Ende  1876  waren  208,631  Italiener  in  den  Seerollen  eingeschrieben. 
Die  Segelschiffe  der  nationalen  Rhederei  hatten  1,020,488  Tonnen ,  142 
Handelsdampfer  57,881  Tonnen  Gehalt.  In  den  vorhergehenden  12  Jahren 
hat  die  Handelsflotte  um  953,581  Tonnen  zugenommen,  von  denen  etwa 
i/jQ  vom  Ausland  gekauft  und  ^/j^  im  Lande  selbst  gebaut  worden  sind. 
In  der  gleichen  Zeit  haben  Zertrümmerung,  Schiffbruch  und  Verkauf  ins 
Ausland  eine  Verminderung  um  579,054  Tonnen  Gehalt  zur  Folge  gehabt. 


1)  S.  142  Einl.  2)  S.  96  Einl. 

3)  S.  36  u.  37  II.  Theil. 
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Die  ErrioiH:rui)g  der  Ilundelsdampfer  ist  nicht  so  günstig  gewesen  und  nur 
1/^  der  neu  hinzugekommenen  57,780  Tonnen  Gehalt  ist  auf  italienischem 
Boden  gebaut  worden  ^). 

Bei  der  grossartigen  Umwandlung  der  Schifffahrtsvcrhilltuissc  ist  es 
nicht  zu  verwundern,  dass  die  Verglcichung  des  letzten  Jahrzehnts  eine 
Verminderung  des  Tonneugehalts  der  ein-  und  auslaufenden  Segelschiffe 
und  eine  koloi^sale  Steigerung  des  Tonnengehalts  der  ein-  und  auslaufenden 
])ampfschiffc  aufzeigt.  Das  statistische  Amt  gicbt  sich  Mühe,  zu  crlangc'n, 
dass  ein  Schiff,  welches  z.  B.  von  New-York  kommt  und  successive  in 
Marseille,  Genua,  Livorno  und  Neapel  anlegt,  um  Ladung  zu  löschen  oder 
aufzunehmen,  nur  einmal  im  internationalen  Seeverkehr  mitgerechnet  und 
sonst  in  der  Küstenschifffahrt  aufgeführt  wird.  Auch  lässt  das  Amt  neuer- 
dings den  Einlauf  der  Schiffe  in  einen  Nothhafen  besonders  registriren. 
Ein  sehr  beträchtlicher  Faktor  des  Nationaleinkommens  ist  der  Gewinn, 
welchen  Italien  aus  der  sogenannten  indirekten  Schifffahrt  zieht.  Im 
Jahre  1875  waren  16366  Schiffe  (Ein-  und  Auslauf  zusammen)  mit  mehr 
als  5  Millionen  Tonnen  Gehalt  am  Verkehr  des  Auslandes  mit  dem  Aus- 
land betheiligt. 

Italien  hat  unter  den  Haupterscheinungen  seines  sozialen  Lebens  eine 
sehr  bedeutende  Auswanderung  zu  verzeichnen  und  die  Errichtung 
eines  besonderen  Amtes  für  das  Auswanderungswesen  bei  dem  wieder  ins 
Leben  gerufenen  Ministerium  für  Ackerbau ,  Handel  und  Industrie  ist  eine 
beschlossene  Sache.  Diejenigen  mitgerechnet,  die  voraussichtlich  nur  6  Mo- 
nate wegbleiben,  sind  1876  allein  mehr  als  90000  über  14  Jahr  alte 
Mannspersonen  ausgewandert,  so  dass  dem  Lande  dadurch  ein  bedauer- 
licher Verlust  an  Kapital  und  Arbeitskraft  erwächst.  Andrerseits  darf 
nicht  vergessen  werden,  dass  die  Ersparnisse  vieler  dieser  Auswanderer 
wieder  ins  Heimathland  zurückfiiessen.  Schon  vor  Jahren  wurde  auf  diese 
Quelle  des  Nationaleinkommens  hingewiesen ,  in  einer  dem  Parlamente 
vorgelegten  ministeriellen  Denkschrift^)  über  den  Zwangskurs,  deren  Ver- 
fasser, der  damalige  Sekretär  des  Handelsamtes,  Bomanelli,  wie  es 
scheint,  ausnahmsweise  in  einer  Anmerkung  genannt  wurde.  Wir  möch- 
ten uns  hier  im  Vorübergehen  einige  Bemerkungen  erlauben,  die  auf  lang- 
jähriger Beobachtung  beruhen.  Die  geistige  Produktivität  Italiens  ist  nicht 
gross ,  das  soll  den  Verkleinerern  des  neu  erstandenen  Landes  zugegeben 
werden,  allein  sie  ist  grösser  als  man  gewöhnlich  glaubt.  Vor  Allem  ist 
sie  immer  noch  nicht  konzentrirt  genug,  was  mit  den  früheren  Territorial- 
verhältnissen zusammenhängt.  Für  das  Schicksal  eines  italienischen  Buches 
ist  es  beinahe  entscheidend ,  wo  und  von  wem  es  verlegt  wird.  Es  giebt 
nicht  nur  in  Italien  Forscher  ersten  Ranges ,  was  nachgerade  vom  Aus- 
land anerkannt  wird,  es  sitzen  auch  in  der  Staatsverwaltung,  wir  sagen 
hier  durchaus  nicht  in  den  Ministerien ,  ganz  ausgezeichnete  Männer ,  die 


1)  S.  92  u.  93  Einl.  Uebrigens  sind  die  neuesten  ,  nur  wenig  abweichenden  Ziflfern 
zu  vergleichen  in  der  nach  dem  Jahrbuch  erschienenen  Publikation :  Navigazione  nei 
Porti  del  Regno  ,  anno  1877. 

2)  Atti  Parlamentär^  Sessione  del  1874  5.  Camera  dei  Deputati  Nr.  94  Relazione 
sulla  Circolazione  Cartacea.  Vergl.  S.  223,  wo  von  dem  Ueberschuss  der  Einfuhr  über 
die  Ausfuhr  gehandelt  wird. 


von  (It-m ,  -was  iu  den  Kulturstaaten  vorgeht,  stets  eine  genaue  Keuntniss 
luibcn  und  sich  mit  grösstem  Ernst  an  der  Lösung  der  grossen  Zeitfragen 
betheiligen.  Den  schlecht  gemachten  Berichten  über  die  Parlamentssitzungen 
ist  es  freilich  nicht  anzusehen ,  wie  viel  die  Redner  den  namenlos  vorge- 
legten Arbeiten  der  Ministcrialräthe  u.  s.  w.  entnehmen.  Solche  Arbeiten 
werden  hier  zu  Lande  wenig  bekannt,  weil  die  pecuniär  schlecht  gestellte 
Presse  noch  auf  einer  geringen  Bildungsstufe  steht  und  weil  die  relative 
Armuth  des  intellektuellen  Mittelstandes  in  Italien ,  der  in  gewissem  Sinne 
erst  im  Entstehen  begriffen  ist,  einen  besonderen  Abdruck  nicht  empfehlen 
würde.  Wer  kann  in  Italien  Bücher  kaufen?  Die  Stellung  der  Beamten, 
Professoren  u.  s.  f,  ist  nicht  danach. 

Ein  Hauptgrund,  warum  der  italienische  Staat  die  Dienste,  die  er 
beansprucht,  nicht  ausreichend  bezahlen  kann  und  deshalb  von  einem 
Uebcrmaass  von  Angestellten  im  Ganzen  schlechter  bedient  wird,  als  sonst 
die  Komplizirtheit  der  öffentlichen  Verwaltung  mit  sich  bringen  würde, 
ist  das  ungeheure  Opfer,  welches  Italien  bringen  musste,  um  seine  Wahr- 
haftigkeit annähernd  auf  den  Stand  einer  Grossmacht  zu  erheben. 
Keine  allgemeine  Statistik  arbeitet  so  rasch,  dass  sie  die  letzten  Anfor- 
derungen der  Heeresverwaltung  verzeichnen  kann,  denn  diese  folgen  sich 
bekanntlich  mit  einer  Schnelligkeit,  die  nicht  nur  den  Sozialdemokraten 
Stossseufzer  erpresst.  1877  sollte  der  Kriegsminister  IQö^/g  Millionen 
Lire  ausgeben  dürfen  i).  Ueber  die  Nachträge  für  ausserordentliche  An- 
schaffungen (eine  Vorlage  sprach  von  10  Millionen  ausserordentlicher  Be- 
willigung) und  über  die  gewöhnliche  Erhöhung  in  Eolge  der  steigenden 
Eutterpreise  etc.  sind  wir  in  diesem  Augenblick  ausser  Stand  authentische 
Ziffern  zu  geben.  Wir  haben  auch  das  Gefühl,  dass  unsere  Leser  diese 
Art  von  finanziellen  Notizen  zeitig  genug  in  den  Tagesblättern  finden. 

Am  30.  September  1877  waren  659,615  Individuen  für  das  stehende 
Heer  und  260,325  für  die  Mobilmachung  eingeschrieben  2) ;  dazu  kamen 
290,513  Mann  der  in  der  Bildung  begriffenen  Territorialmiliz  und  2167 
lleserveoffiziere.  Genau  ein  Jahr  vorher,  nach  den  Herbstübungen  waren 
unter  den  Waffen  149,615  Mann,  am  30. September  1875  waren  es  153,693. 
Ein  Hauptelement  für  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  sind 
18983  militärisch  organisirte  Karabinieri  reali  (Gensd'armen),  welche  nach 
den  allerneusten  Berichten  wieder  auf  den  früheren,  höheren  Stand  ge- 
bracht werden  sollen.  Nutzlos  wäre  es,  uns  schon  in  diesem  Jahre  mit 
der  Truppenstärke  zu  beschäftigen ,  welche  nach  der  vollständigen  Durch- 
führung der  Heeresorganisation  vom  7.  Juni  1875  resultiren  wird  2).  Noch 
ist  es  unentschieden ,  wie  weit  die  Ausbildung  der  Mannschaft  der  soge- 
nannten zweiten  Kategorie  vernachlässigt  werden  darf,  um  (innerhalb  des 
Kahmens  des  Budgets)  die  jährlich  auszuhebenden  65,000  Mann  der  ersten 
Kategorie  genügend  schulen  zu  können. 

Die  Statistik  verzeichnet  das  Maass  der  Rekruten  vom  Minimum  von 
1,54  Centimetern  an,  unter  dem  reichlieh  10 ''/j,  der  in  die  Listen  einge- 
tragenen bleiben ,  bis  zu   1  Meter  80  c.  und  darüber.     Das  Durchschnitts- 

1)  Einschliesslich  4  Millionen  durchlaufende  Posten.      S.  52  Anhang. 

2)  Einschliesslich  der  Offiziere,   S.  16  Anhang. 

3)  S.  57  I.  Theil. 
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raaass  von  268,853  Wehrpflichtigen  im  Jahre  187G  war  1,62  Meter.  Den 
kleinsten  Staturen  begegnet  man  in  Sardinien,  Sicilien ,  Kalabrien  und  in 
der  Basilikata;  die  höchsten  und  die  verliältnissmässig  meisten  der  hohen 
Staturen  kommen  in  der  Provinz  Lucca  und  im  Venetianischcn  vor  ^). 

Zu  den  110,000  des  sardinischen  Heeres  sind  durch  die  Aushebungen 
der  Jahre  1860 — 1875  mehr  als  1,300,000  Individuen  beider  Kategorien  2) 
in  das  Heer  eingereiht  worden,  von  denen  etwa  700,000  nach  Ableistung 
einer  längeren  Dienstzeit  wieder  zu  den  Ihrigen  zurückgekehrt  sind  und 
in  den  Kreisen ,  wo  die  modernen  Ideen  schwerer  Zugang  finden  ,  Propa- 
ganda machen  für  das,  was  sie  unter  den  Fahnen,  speziell  in  den  segens- 
reichen Regimentsschulen  gelernt  haben.  Vorurtheilslose  Italiener  halten 
dafür,  dass  das  Heer  die  relativ  gelungenste  und  sicherste  Institution  des 
italienischen  Staates  sei.  Wer  sich  aus  der  schönen  Literatur  über  daß 
Wesen  des  italienischen  Soldaten  unterrichten  will ,  der  lese  das  merk- 
würdige Erstlingsbuch  von  De  Ami  eis:  La  vita  militare ,  vornehmlich 
das  Kapitel  über  die  Cholera  i.  J.   1867. 

Der  Status  der  Flotte  verändert  sich  mehrmals  im  Jahre.  Berichte 
über  den  Stapellauf  des  Dandolo  konnte  man  unlängst  in  allen  Zeitungen 
lesen.  In  Italien  hat  sich  seit  einigen  Jahren  und  nicht  zum  geringsten 
Theil  in  Folge  einer  Vorlage  über  den  Verkauf  einer  ganzen  Anzahl  un- 
brauchbar gewordener  Schiffe  die  Ueberzeugung  Bahn  gebrochen,  dass  es 
im  Verhältniss  zu  den  Summen,  welche  es  für  die  Seevertheidigung  aus- 
gegeben hat,  einem  fremden  Angriff  zu  wenig  AViderstandskraft  entgegen- 
stellen kann.  Italien  hat  eine  Küstenentwicklung  von  6341  Kilometer  ^), 
auf  das  Festland  treffen  davon  3213,  auf  Sicilien  1017,  auf  Sardinien 
1098  und  auf  die  kleineren  Inseln  1013  Kilometer.  Das  Marinedeparte- 
ment beanspruchte  für  1877  einen  Aufwand  von  41^/^  Millionen.  187G 
bestand  die  Mannschaft  aus  8213  Mann  im  Dienst  und  21311  Mann  in 
unbestimmtem  Urlaub;  die  Seeinfanterie  hatte  in  den  2  Kategorien  1532 
und  2376  Mann;  Marineoffiziere  gab  es  im  Ganzen   1080*). 

Verhältnissmässig  karg  sind  die  Notizen  der  Einleitung  über  das  Kir- 
chenvermögen, obschon  man  sich  mit  Hülfe  der  Anmerkungen  ein 
ziemlich  deutliches  Bild  vom  Sachverhalte  machen  kann  ^).  Die  Uebertra- 
gung  der  italienischen  Gesetzgebung  über  die  todte  Hand  auf  die  Stadt 
Rom  und  die  6  Suburbicar-Bisthümer ,  wobei  sowohl  den  aufgehobenen, 
als  den  weiter  bestehenden  geistlichen  Körperschaften  weitgehende  Ver- 
günstigungen eingeräumt  wurden,  lässt  sich  am  besten  in  der  „archäolo- 
gischen und  statistischen  Monographie  der  Stadt  und  Campagna  von  Rom"  '^') 
verfolgen,  welche  die  Regierung  auf  die  Pariser  Weltausstellung  ge- 
schickt hat. 

Gewöhnlich  macht  man  sich  übertriebene  Vorstellungen  von  den  Sum- 
men ,  welche  die  Aufhebung  der  Klöster  dem  Staate  eingetragen  haben 
soll.      Hingegen   wird    ein    wichtiger  Umstand    übersehen ,    dass   der   Staat 


1)  S.  80  Einl.  2)  S.  81   Einl. 

3)  S.  16  Einl.  4)   S.  82  Einl. 

5)  Namentlich  S.  168  I.  Theil, 

6)  Liquidazione  Dell'  Asse  Ecclestiastico  als  ein  Auszug  aus  der  Monografia  archeo- 
logica  c  statistica  di  Roma  e  stastistica  di  Roma  e  Campagna,  Roma  1878. 
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durch  den  Erlös  aus  dem  Kirchengut  in  schwierigeu  Zeiten  in  die  Lage 
versetzt  wurde,  weniger  Rente  zu  veräussern,  als  er  sonst  gezwungen  ge- 
wesen wäre  und  dass  man  auf  diese  Weise  den  Kours  der  Staatspiipieri> 
vor  einem  weiteren  Sinken  bewahrte.  Der  Staat  hat  bis  zum  Absterben 
der  früheren  Insassen  der  Klöster  grosse  Summen  für  Pensionen  zu  be- 
zahlen. Dass  die  Bettelmönehe  an  vielen  Orten  fortfahren,  Almosen  zu 
sammeln,  als  wenn  sie  keine  Pension  bezögen,  das  ist  bekannt.  Auch 
weiss  mau  sehr  gut,  dass  viele  Klostergüter  durch  Freunde  der  aufge- 
hobenen Genossenschaften  wieder  in  den  Besitz  der  letzteren  gelangt  sind 
und  dass  die  Organisation  dieser  staatsfeindlichen  Mächte  die  alte  geblieben 
ist.  Die  sittlichen  Verhältnisse  hat  es  sicherlich  nicht  gebessert,  dass  das 
Landvolk  jeden  Augenblick  die  Ohnmacht  der  Regierung  gegenüber  dem 
Mönchswesen  dokumentirt  sieht.  Die  Zeit  wird  indessen  manches  bessern, 
wenn  der  landläufige  Liberalismus  es  nicht  gar  zu  leicht  mit  der  Lösung 
einer  Frage  nimmt,  die  gewiss  mit  zu  den  allerschwierigsten  und  kompli- 
zirtesten  gehört,  welche  jemals  den  Gesetzgeber  beschäftigt  haben. 

Am  3L  Dezember  1876  waren  2169  Klöster  aufgehoben,  die  aus 
ihren  unbeweglichen  Gütern  eine  Rente  von  beinahe  7  Millionen  bezogen; 
34348  aufgehobene  geistliche  Körperschaften  hatten  ihrerseits  eine  Rente 
von  beinahe  9  Millionen ;  die  weiter  bestehenden  geistlichen  Körperschaften 
(15675)  eine  Rente  von  15  Millionen.  Dies  machte  für  die  3  Kategorien 
zusammen  eine  Rente  von  ungefähr  31  Millionen,  während  der  Kapital- 
werth  der  Güter  auf  796  Millionen  Lire  geschätzt  wurde,  von  denen 
Güter  im  Werthe  von  673  Millionen  dem  Domanium  zugefallen  sind.  Ab- 
gesehen von  den  Gebäuden  u.  s.  w. ,  welche  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Interesses  expropriirt  oder  sonst  irgendwie  an  Berechtigte  oder  an  Ge- 
meinden, Provinzen  und  den  Staat  abgetreten  worden  sind,  wurden  für 
426  Millionen  Güter  verkauft  ^).  Die  Differenz  gegen  die  höhere  Summe, 
die  man  in  der  Regel  anführt,  erklärt  sich  aus  den  Vortheilen,  die  mau 
den  Käufern  einräumt,  namentlich  aus  dem  Unterschiede  des  Nominal-  und 
des  wirklichen  Werthes  der  sogenannten  Kirchengüter- Obligationen,  die 
an  Zahlungsstatt  angenommen  werden.  Der  Schätzung  nach  sind  noch 
für  115  Millionen  Güter  zu  verkaufen.  Einkassirt  wurden  von  obigem 
Erlös  (von  426  Millionen)  336  Millionen;  ■*/.  des  Restes  sind  durch  um- 
laufende Kirchengüter-Obligationen  repräseutirt. 

Wie  bekannt,  wird  eine  der  ersten  Aufgaben  des  im  Herbst  zusam- 
mentretenden Parlaments  die  Berathung  eines  längst  erwarteten  Entwurfs 
sein,  der  750  Millionen  für  Eisenbahnen  bestimmt.  Diese,  vorzugs- 
weise im  Interesse  der  südlichen  Provinzen  beabsichtigte  Vervollständigung 
des  Eisenbahnnetzes  wird  indessen  in  den  nächsten  15  Jahren  ziemlich 
sicher  nicht  nur  die  genannte  Summe,  sondern  eine  MiUiarde  beanspruchen. 
Vom  Jahre  1861  bis  1877  hat  das  Kapitel  der  Eisenbahnen  nicht  weniger 
als  1372  Millionen  Staatsgelder  verschlungen  2)  und  es  wäre  sehr  wohl  einer 
Untersuchung  werth,  ob  dafür  nicht  etwas  Besseres  hätte  geschaffen  wer- 
den können.  Die  Summe,  die  für  sämratliche  auf  italienischem  Boden 
entstandenen  Bahnen  verausgabt  wurden,  ist  selbstverständlich  viel  grösser. 

1)  S.  119  Einl.  2)  S.  109  Einl. 
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Am  1.  Januar  1877  hatte  die  Iferstclluus  von  7804  Kilometern  21  üO  Mil- 
lionen Lire  und  das  entsprechende  l^faterial  232  .ATillionen  Lire  gekostet  *). 
Der  Staat  liat  in  den  eben  erwähnten  17  Jalircn  2440  Millionen  2)  für  die 
yerschiedenen  Dienstzweige  des  Ministeriums  für  die  öffentlichen  Ar- 
beiten-^) ausgegeben,  für  Strassen,  hydraulische  Werke,  Hufen,  Jioni- 
fikationen,  Eisenbahnen,  Telegraphen  und  Post,  einschliesslich  der  Koston 
für  die  doppelte  Verlegung  der  Hauptstadt.  Ein  Kapitel ,  unter  dem 
27^/2  ^Millionen  in  Ausgabe  erscheinen,  führt  den  Titel:  Beiträge  zu  den 
IStrassenbauten.  Dies  soll  uns  die  Brücke  zu  den  Gemeinde-  und  Pro- 
vinz i  albud  get  s  schlagen.  Wenn  man  die  Hauptzifferu  der  Gemeinde- 
budgets: 488  Millionen,  der  Provinzialbudgets  :  85  Millionen  und  des  Staats- 
budgets 1400  addirt,  so  erschrickt  man  über  die  Höhe  der  Summen,  welche 
die  Steuerzahler  aufbringen  sollen.  Trotzdem  aber  die  Gesaramtheit  sehr 
drückende  Anforderungen  au  das  Individuum  erhebt,  ohne  ihrerseits  alles 
das  zu  leisten,  was  man  von  der  Fürsorge  eines  Kulturstaates  erwarten 
kann,  so  sind  die  Summen,  welche  der  Privatwirthschaft  entzogen  werden, 
doch  nicht  ganz  so  gross  als  es  den  Anschein  hat.  Das  Staatsbudget  hat 
198  Millionen*),  die  in  Einnahme  und  Ausgabe  figurireu,  z.  B.  für  Zinsen 
und  direkte  Steuern,  welche  der  Staat  sich  selbst  bezahlt,  für  Miethen, 
welche  Staatsbehörden  an  andere  Verwaltungen  des  Staates  entrichten,  für 
Staatstelegramme  u.  s.  w.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Provinzen 
und  Gemeinden.  Letztere  allein  haben  besondere  Kontabilitäten  im  Be- 
laufe von  93  Millionen^),  die  nicht  ins  eigentliche  Budget  gehören,  wie 
z.  B.  die  Verwaltung  von  Spitälern ,  die  eigene  Güter  haben  und  nur  im 
Falle  von  Defizits  auf  die  Gemeinde  rekurriren  und  dergleichen  mehr. 
Abgesehen  von  diesen  Verhältnissen  erscheinen  verschiedene  Summen  mehr 
als  einmal  in  den  3  Budgets,  wie  eben  die  Beiträge  zu  den  öifentlichen 
Arbeiten,  zur  Schule  u.  s.  w. ,  wie  andererseits  der  Betrag  der  an  viele 
Gemeinden  verpachteten  Verzehrungssteuer  des  Staates.  Nur  nach  einem 
sehr  eingehenden  Studium  der  3  Budgets  könnte  mau  sagen,  wie  viel  der 
Steuerzahler  überhaupt  und  wie  viel  er  für  jeden  einzelnen  Dienstzweig 
aufzubringen  hat. 

In  der  letzten  Zeit  hat  man  der  finanziellen  Lage  der  Gemeinden 
ein  immer  steigendes  Interesse  zugewandt;  die  Zahlungseinstellung  der 
Stadt  Florenz ,  die  üble  Lage  Neapels  und  anderer  Städte  gaben  alle  Ver- 
anlassung dazu.  Sella  behauptete  in  seiner  letzten  grossen  Finanzrede 
mit  Recht,  dass  den  Gemeinden  jährlich  20  Millionen  fehlen.  Die  Existenz 
einer  ganzen  Anzahl  von  Gemeinden  ist  nur  durch  Schuldenmachen  im 
Grossen  möglich.  Am  31.  Dez.  1876  betrug  die  Schuldenlast  der  Gemeinden 
mindestens  577  Millionen  Lire  ^),  wohingegen  bemerkt  werden  muss,  dass 
das  Aktivvermögen  der  Gemeinden  immer  noch  bedeutend  ist  und  gewiss 
durch  Umwandlung  des  unbeweglichen  Vermögens  in  Rente  zu  gewinnen 
hätte.     90  Millionen  jährlich  geben  die  Gemeinden  für  öffentliche  Arbeiten 


1)  S.  84  Anhang.  2)  S.  109   Einl. 

3)  Das    genannte  Ministerium    hat    für    seine  Publikationen    auf    der  Ausstellang  ia 
Paris  einen  grossen  Preis  erhalten. 

4)  S.  111  Einl.  5)  S.  116  Einl. 
6)  S.  117  Einl. 
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aus,  47  für  Polizei  und  Hj-giene,  40  für  Unterricht,  17  für  'Wohltliätig- 
keitszwecke ,  4  für  Kultus;  ferner  die  hohen  Verwaltungskosten,  die  Bei- 
träge zu  den  Ausgaben  für  die  öffentliche  Sicherheit  u.  a.  m.  Wie  un- 
gleich die  Vertheilung  der  Lasten  in  den  verschiedenen  Gemeinden  des 
Königreichs  ist  (1875  gab  es  8307  Gemeinden),  wolle  man  daraus  er- 
sehen, dass  die  69  Provinzial- Hauptstädte  mit  einer  Bevölkerungszifl'er 
von  4  Millionen  zwei  Drittel  der  155  Millionen  Konsurasteuer  des  ganzen 
Landes  aufbringen  i). 

Bei  Betrachtung  der  Finanzen  des  Staates  können  wir  nicht 
umhin ,  den  letzten  Beschluss  der  Kammer  betreffs  der  Mahlsteuer  zu  be- 
klagen. Freilich  wird  dem  Senate  nichts  anderes  übrig  bleiben  als  das 
vorgeschlagene  Gesetz  anzunehmen,  aber  es  wird  nur  seine  Pflicht  er- 
füllen, wenn  er  das  Ministerium  zwingt,  klar  zu  sagen,  auf  welche  Weise 
es  den  Ausfall  der  70  Millionen  decken  will.  Ungewöhnlich  ist  es  auf 
jeden  Fall,  dass  ein  Ministerium,  das  kaum  die  Kraft  hat,  dem  Dräugen 
nach  Mehrausgaben  zu  widerstreben,  und  dem  es  deutlich  ist,  dass  es  von 
Kechts  wegen  viele  Erhöhungen  im  Budget  vorschlagen  müsste,  wenn  nur 
die  Mittel  vorhanden  wären,  dass  ein  solches  Ministerium  nicht  nur  die 
lleduktion  einer  ergiebigen  Steuer  vorschlägt  —  dies  Hesse  sich  aus  man- 
chen Gründen  rechtfertigen  —  sondern  in  einem  Gesetze,  nicht  etwa  in 
einer  Tagesordnung  die  Aufhebung  des  Restes  der  Steuer  auf  das  Jahr 
1883  aussprechen  lässt! 

Die  hauptsächlichsten  Bruttoeinnahmen  des  Staatsbudgets  von  1876  2) 
waren  180  Millionen  Grundsteuer,  173  Millionen  Steuer  auf  das  beweg- 
liche Vermögen,  82  Millionen  Mahlsteuer,  114  Millionen  Register-,  Stempel- 
und  Erbschaftssteuer,  100  Millionen  Zölle,  70  Millionen  Verzehrungssteuer, 
85  Tabak,  80  Salz,  33  Post  und  Telegraph,  71  Lotto.  Im  gleichen  Jahre 
waren  die  Staatsausgaben:  intangible  804  Millionen,  darunter  59  für  die 
Pensionen  und  370  allein  für  die  konsolidirte  Schuld;  für  die  Zivilver- 
waltung 366,  für  die  Militärverwaltung  228   Millionen. 

Die  gesammte  Staatsschuld  war  1876  O^/^  Milliarden,  einschliesslich 
der  verzinslichen  Schatzscheine  und  der  940  Millionen,  welche  der  Staat 
den  6  Consor ti albank e u  schuldet.  Von  diesen  6  Banken  ist  die  vor- 
züglichste die  Nationalbank,  die  mit  einem  Kapital  von  200  Millionen 
unvergleichlich  mehr  Geschäfte  macht  als  die  übrigen  5  zusammen.  Die 
zweite  Stelle  nimmt  die  Bank  von  Neapel  ein,  welche  ebensogut  wie  die 
Bank  von  Sicilien  eine  von  der  herkömmlichen  Ordnung  der  Aktiengesell- 
schaft sehr  verschiedene  Organisation  hat  und  ihren  ursprünglichen  Cha- 
rakter einer  milden  Stiftung  nicht  verleugnet.  Von  den  3  anderen  Bauken 
führt  die  römische  und  die  eine  der  zwei  in  Toskana  existirenden  ein 
normales  Leben;  die  andere  erstrebt  die  Verschmelzung  mit  der  Natioual- 
bank.  Bei  einem  Kassen-  und  Reservebestand  war  Ende  1877  der  Noten- 
umlauf sämmtlicher  6  Emissionsbanken^)  1629  Millionen,  wobei  die  für 
Rechnung  des  Staates  ausgegebenen  940  Millionen  und  61  Millionen  einer 

1)  Das  Archivio  di  Statistica  Anno  II  Pasc.  IV  (1878)  hat  einen  belehrenden  Ar- 
tikel von  Elle  na  über  die  Gemeindefinanzen,  der  bereits  mehrfachen  Arbeiten  zu  Grunde 
gelegen   hat. 

2)  S.  50  Anhang.  3)  S.  153  Einl. 
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besonderen  Art  von  Kreditscheinen  der  2  südlichen  Banken  mitgerechnet 
sind.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kamen  58  L.  68  C.  Noten,  das 
Agio  war  9,5  ^j^. 

Da  in  Folge  der  Kouponsteuer  von  IS^/j  "/^ ,  statt  der  5  Lire  Heute 
nur  4,34  C.  vergütet  werden,  so  ist  der  jetzige  Kours  von  Hü  und  darüber 
für  die  immer  noch  ungeordneten  Verhältnisse  eines  jungen  Staates  nicht 
niedrig  zu  nennen.  Andererseits  ist  dem  Ehrgeiz,  das  Pari  und  das  Ver- 
schwinden des  Agios,  die  Abschaffung  des  Zwangskourses  und  eine  frei- 
willige Umwandlung  der  Staatsrente  zu  erreichen ,  ein  ungeheurer  Spiel- 
raum gelassen.  Der  Abschluss  der  neuen  Handelsverträge  (nachdem  der 
mit  Frankreich  in  die  Brüche  gegangen  ist)  und  eine  damit  zusammen- 
hängende Erstarkung  der  Industrie  werden  nicht  nur  auf  die  Konsumtions- 
verhältnisse des  Landes  den  grössten  Einfluss  haben,  sondern  auch  mit 
zum  Sinken  des  Agios  beitragen,  das  in  ruhigen  Zeiten,  wo  dasselbe  keinen 
besonderen  Schwankungen  ausgesetzt  ist,  weniger  eine  Gefahr  des  Augen- 
blicks als  eine  Drohung  für  die  Zukunft  ist. 

Von  1862  bis  1877  inklusive  sind  in  Italien  für  811  Millionen  Mün- 
zen, darunter  243  Millionen  in  Gold  geprägt  worden  i).  Aus  der  Zirkula- 
tion wurden  in  der  gleichen  Zeit  zurückgezogen  beinahe  577  Millionen, 
von  denen  30  in  Gold.  Der  Verlust  gegen  den  Nominalwerth  war  38 
Millionen. 

Da  wir  es  uns  mit  liücksicht  auf  den  beschränkten  Raum  versagt 
haben ,  die  geschäftlichen  Verhältnisse  der  6  Emissionsbanken  zu  analj- 
sireu  und  uns  auf  die  Punkte  beschränkt  haben,  welche  von  unmittel- 
barem Interesse  für  das  Staatsleben  sind,  so  müssen  wir  es  ähnlich  mit 
den  anderen  Banken  halten,  über  die  ohnehin  alle  2  Monate  ein  amt- 
licher Ausweis  erscheint.  Es  gab  am  letzten  Dezember  des  vorigen  Jahres 
118  Volks-Kreditbauken  und  108  gewöhnliche  Kreditgesellschaften,  beide 
Klassen  zusammen  mit  einem  eingezahlten  Kapital  von  rund  225  Millionen. 
Dazu  12  landwirthschaftliche  Banken  mit  einem  eingezahlten  Kapital  von 
8  Millionen  2). 

3  Ei'sparnissbanken ,  2  milde  Stiftungen  in  Turin  und  Siena,  die 
Bank  von  Neapel,  die  von  Sicilien  und  die  von  Santo  Spirito  in  Rom 
sind  zu  Bodencreditoperationen  ermächtigt;  ihr  Garantiefond  war  beinahe 
20,  die  Hypothekenbürgschaften  waren  378  Millionen,  die  von  ihnen  ge- 
währten Kapitalien  beliefen  sich  auf  174  Millionen.  Ausser  75  nationalen 
Versicherungsgesellschaften  waren  9  ausländische  konzessionirt. 

Italien  hat  um  so  besser  gethan,  das  Institut  der  Postsparkassen 
einzuführen,  als  von  seinen  354  Sparkassen  98  allein  auf  die  Lombardei 
und  nur  37  auf  Neapel  und  Sicilien  kommen.  Das  Guthaben  der  Depo- 
nenten bei  allen  Anstalten,  welche  Ersparnisse  anlegen,  betrug  Ende  1877 
über  700  Millionen^),  so  dass  die  Frage  aufgeworfen  werden  kann,  ob  nicht 
im  Verhältniss  zur  unentwickelten  Sparkraft  des  Landes  zu  viel  auf  Zins 
angelegt  wird,  anstatt  in  Verbindung  mit  der  Arbeitskraft  um  einen  we- 
niger gesicherten,  aber  grösseren  Gewinn  in  den  Industrien  zu  werben. 


1)  S.  150  Einl.  2)  S.  158  ff.  Einl. 

3)  S.  169  Einl. 
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Die  grosse  Sparkasse  von  Mailand  hat  vor  einigen  Jahren  der  Zivil- 
liste 10  Millionen  geborgt;  auch  sonst  scheint  es,  dass  manche  Sparkassen, 
die  ursprünglich  als  Wohlthütigkeitsinstitute  aufgetreten  sind,  einer  Reform 
bedürfen.  Die  in  Italien  unter  dem  Schutz  der  Gesetzgebung  wirkenden 
Institute  erfahren  eine  gar  verschiedene  Behandlung;  theils  macht  sich 
die  Aufsicht  des  Staates  auf  drückende  Weise  fühlbar,  theils  lässt  sie  den 
einmal  in  Funktion  getreteneu  Verwaltungen  zu  viel  freie  Hand. 

Gerade  wie  das  Fortbestehen  der  Klöster  —  in  Italien  nunmehr  ohne 
Korporationsrechte  —  unseren  modernen  Anschauungen  widerspricht,  auch 
wenn  wir  die  verschiedenen  Ursachen  der  Weltflucht  auseinanderhalten, 
so  widerstrebt  es  unserem  Gefühl,  wenn  wir  sehen,  dass  die  von  un- 
seren Vorfahren  zum  Heile  der  leidenden  Menschheit  bestimmten  Summen 
unzweckmässig  ausgegeben  oder  schlecht  und  verschwenderisch  verwaltet 
werden.  Das  Kapitel  über  die  milden  Stiftungen  berichtet,  dass 
sich  das  Vermögen  derselben  von  1863  —  75  um  39  Millionen  vermehrt 
hat,  ohne  dass  selbstverständlich  jene  bedeutenden  Summen  mitgerechnet 
wären,  welche  durch  die  Initiative  von  Privaten  oder  durch  kurzlebige 
Gesellschaften  unmittelbar  zur  Befriedigung  dringender  individueller  oder 
anderer  Bedürfnisse  verwendet  werden.  Wer  sich  über  die  Beiträge  des 
Staates,  der  Provinzen  und  der  Gemeinden  zu  Hospitälern,  Armen- 
und  Irrenhäusern,  zu  den  Gehältern  der  Armenärzte  u.  s.  w.  unterrichten 
will,  findet  reiches  Material  in  den  Akten  der  Deputirtenkammer,  welche' 
natürlich  keine  Zeit  gefunden  hat,  die  letzten  Vorlagen  über  den  Un- 
terhalt der  unehelichen  und  Findelkinder  und  über  die  Irrenhäuser  und 
die  Irrsinnigen  durchzuberathen.  Höchst  interessant  ist  die  etwas  weit- 
schweifige, aber  energische  und  haarsträubendes  Detail  enthaltende  Denk- 
schrift über  die  milden  Stiftungen  des  damaligen  Abtheilungs- Vorstan- 
des im  Ministerium  des  Innern,  Caravaggio,  welche  als  Beilage  i) 
eines  gleichfalls  nicht  zur  Berathung  gekommenen  Gesetzentwurfs  über 
die  Wohlthätigkeitsanstalten  am  1.  Dezember  1877  der  Abgeordneten- 
kammer vorgelegt  wurde.  Es  handelt  sich  um  mehr  als  20000  separate 
Verwaltungen,  die  ein  Vermögen  von  1,167  ^/^^  Millionen  und  ein  Brutto- 
Einkommen  von  mehr  als  83 ^/g  Millionen  haben  sollen  2).  Die  Verwal- 
tungen stützen  sich  oft  auf  Stiftungsurkunden,  welche  frühere  Regierungen 
nicht  den  mindesten  Anstand  genommen  haben,  den  Anforderungen  ihrer 
Zeit  gemäss  umzuändern.  Da  das  Gesetz  vom  3.  August  1852  durchaus 
ungenügend  ist,  indem  es  auch  einer  entschlossenen  Regierung  nicht  die 
Mittel  an  die  Hand  geben  würde,  mit  den  eingerisseneu  Missbräuchen 
aufzuräumen ,  so  muss  unbedingt  ein  neues  Gesetz  geschaffen  werden. 
Allein  das  Vermögen  von  4420  Confrateruitäten  in  den  Südprovinzen  be- 
trägt 97  Millionen  mit  einer  Rente  von  5^/^  Millionen,  von  der  weniger 
als  ein  Fünftel  für  Wohlthätigkeitszwecke  ausgegeben  wird;  mehr  als 
nochmal  so  viel  geht  für  Kultusausgaben  auf  ^).     Es  ist  keinem  Zweifel  un- 


1)  Atti  Parlamentär!.     Sessione  1876/77.     Camera  dei  Deputati  Nr.  152. 

2)  Die  Höhe  dieses  Brutto-Einkommens  erscheint  weniger  auffallend,  wenn  man  er- 
wägt ,  dass  viele  Gemeinden  direkte  Zuschüsse  bewilligen ,  dass  also  keineswegs  von 
einem  zu  hohen  Ertrag  des  angelegten  Vermögens  die  Rede  ist. 

3)  Caravaggio  a.  a.  O.  S.  198  flf. 
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terworfen ,  dass  ein  Theil  der  -lientcn  dieser  nicht  mehr  cxisteuzberech- 
tigtcn  Verbrüderungen  und  anderer  Anstalten  für  den  öflentlichen  Unter- 
richt in   Anspruch  geuommcu  werden  dürfte. 

Was  den  Elementar-Unter  rieht  anbelangt,  so  lief  nach  der 
Volkszählung  von  1861  das  geflügelte  Wort  um,  auf  damals  weniger  als 
2'2  Millionen  könnten  17  Millionen  weder  lesen  noch  schreiben.  Aber  die 
Kinder  waren  in  dieser  Zahl  mitgerechnet  und  wem  es  ernstlich  um  die 
Wahrheit  zu  thun  gewesen  wäre,  der  hätte  sich  leicht  überzeugen  können, 
dass  der  Census  nach  Altersstufen  unterschieden  hatte.  Jedenfalls  hat  der 
Census  von  1871  in  der  durch  Venetien  und  Rom  auf  2G^/jo  Millionen 
vermehrten  Bevölkerung  eine  Anzahl  von  mehr  als  19 ^/g  Millionen  An- 
alphabeten herausgestellt;  der  Prozentsatz  ist  indessen  von  78  auf  73 
herabgesunken  1).  Im  Jahre  1876  konnten  von  je  100  Paaren  die  Ehe- 
akten nicht  unterschreiben:  52,35  Männer  und  72,95  Frauen.  Beim  Ein- 
tritt in  das  stehende  Heer  waren  vom  Jahrgang  1854  Analphabeten  52  "/„ 
und  im  Moment  der  grossen  Beurlaubung  nur  noch  6  ^'/y. 

1875  und  1876  wurden  die  öffentlichen  und  die  Privat  -  Elementar- 
schulen zusammen  von  61,54  ^j^  Knaben  und  52,86  ^j^  Mädchen  der 
zwischen  6  und  12  Jahren  stehenden  Bevölkerung  besucht.  Die  Zunahme, 
die  seit  dem  Erlass  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877  über  den  obligatori- 
schen Schulunterricht  der  Kinder  von  6 — 9  Jahren  die  gewöhnlichen  Pro- 
portionen überschreitet,  ist  in  den  verschiedenen  Kegionen  sehr  ungleich. 
Da  wo  das  Institut  der  Schule  verhältnissmässig  jung  ist,  wie  z.  B.  in 
Sicilien,  hat  der  Zuwachs  einen  grösseren  Spielraum  gehabt;  statt  15  °/(j 
im  Jahre  1862  besuchten  1876  daselbst  29  o/^  der  Kinder  die  Schule. 
In  Piemont,  wo  schon  vor  1848  eine  Art  Unterrichtsministerium  bestand, 
wird  die  Schule  von  mehr  Kindern  besucht,  als  nach  dem  Census  zu  er- 
wai'ten  wäre;  das  statistische  Amt  glaubt,  dass  dies  von  dem  Ueberschuss 
der  Kinder  herrühre,  welche,  besonders  in  den  Alpengegenden  vor  6 
oder  nach  12  Jahren  in  die  Schule  gehen  '^).  Die  Zahl  der  schulbesuchenden 
Mädchen  (56  ^j^)  in  Rom  übertrifft  bereits  das  Mittel  des  Landes,  sie  ist 
auch  grösser  als  die  der  Knaben,  was  sich  mit  der  grösseren  Frequenz 
der  vielfach  von  Nonnen  gehaltenen  Mädchenschulen  erklärt.  1877  waren 
beinahe  148000  Kinder  in  den  sogenannten  Asylen  (Kleinkinderbewahr- 
anstalten). 

Nachdem  wir  so  lange  bei  der  Volksschule  verweilt  haben,  erübrigen 
wir  nur  wenig  Platz  für  den  mittleren  und  höheren  Unterricht.  Die 
Lehrer-  und  Lehrerinnenseminare  hatten  1876  6775  Zöglinge,  die  Ober- 
und  Untergymnasien  beinahe  45000,  wovon  leider  ein  ganzes  Viertel  in 
den  mit  den  Priesterseminarien  verbundenen  Gymnasien;  Gewerbs-  und 
Handelsschulen  (Realschulen)  erster  und  zweiter  Ordnung  hatten  mehr  als 
31000  Schüler.  Die  17  staatlichen  und  die  4  freien  Universitäten  hatten 
1877  8748  Zuhörer;  an  den  anderen  Hochschulen  (Scuole  Superiori), 
welche  weniger  als  die  hiesigen  Universitäten  darauf  angewiesen  sind,  eine 
Berufsbildung  zu  geben  und  an  den  wirklichen  Fachschulen  wie  z.  B.  die- 


1)  Jahrbuch  Einleitung  S.  65.  2)  Einl.  S.  72. 
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jenigeu  für  die  lugenieure,  waren  eingeschrieben  2024  Studenten;  in  den 
eigentlichen  Theologieseminarien  studirten  3459.  Die  staatlichen  Akade- 
mien der  schönen  Künste  wurden  von  nicht  weniger  als  4096  und  die 
Alusikinstitute  der  Regierung  von   878  Jüngern  der  Kunst  besucht^). 

Die  Einleitung  des  Jahrbuchs  hat  2  Kapitel  über  die  Bevölkerungs- 
statistik und  die  einheimischen  Industrien  ^)  und  fasst  die  wichtigsten  Er- 
gebnisse der  meteorologischen,  sowie  der  topographischen  und  hydrogra- 
phischen Tabellen  zusammen.  Die  Oberfläche  des  Königreichs  theilt  sich 
in  0,62  Berg-  und  Hügelland  und  in  0,38  Flachland.  Auf  jeden  Quadrat- 
kilometer kommen  0,42  Kilometer  Wasserlauf  und  0,026  Quadratkilometer 
See ,  Teiche  und  Sümpfe  ^). 

6000  Kilometer  Uferdämme  kosten  jährlich  6  Millionen  und  ebensoviel 
wurde  seit  1872  ausserordentlicherweise  auf  diese  Uferbauten  verwendet. 
Dafür  sind  aber  20000  Q  Kilometer  sehr  fruchtbaren  Terrains  geschätzt, 
auf  dem  ungefähr  2  Millionen  Einwohner  in  1000  Ortschaften  leben,  von 
denen  9  zu  den  Städten  ersten  und  74  zu  den  Städten  zweiten  Rangs 
gehören.  Ferner  sind  in  21  Provinzen  30  Bonifikationen  theils  vollendet  (7), 
theils  im  Gange  (23),  die  3865  Q  Kilometer,  von  denen  ^/^  Staatseigen- 
thum  ist,  gesund  und  ertragsfähig  macheu.  Freilich  war  für  4  der  voll- 
endeten Bonifikationen  die  Einmischung  des  Staates  nur  eine  mittelbare; 
die  direkte  Betheiligung  des  Staates  bringt  einen  jährlichen  Aufwand  von 
ungefähr  2  Millionen  mit  sich  ^).  Gegenwärtig  lässt  eine  ausländische  Ge- 
sellschaft in  der  Provinz  Ferrara,  wo  sie  grosse  Güterkomplexe  erworben 
hat,  Vorstudien  machen,  um  in  der  nächsten  Session  ein  Expropriations- 
gesetz verlangen  zu  können. 

Die  Länge  der  schiffbaren  Flüsse  und  Kanäle  beträgt  2960  Kilometer, 
von  denen  1185  dem  Domanium  gehören.  Jährlicher  Aufwand  für  diese 
Kategorie  mit  Ausschluss  jedoch  der  Kanäle  Cavour ,  eine  Million. 

Beinahe  12000  Kilometer  Wasserlauf  stehen  unter  den  sogenannten 
Wasser  -  Konsortien ,  welche  die  Fruchtbarkeit  eines  Terrains  von  über 
17000  Q  Kilometer  sichern.  Staat  und  Konsortien  vereinigt  sorgen  durch 
ein  künstliches  hydrographisches  System  dafür,  dass  20000  Kilometer  Was- 
serlauf entsprechend  disziplinirt  und  über  40000  Q  Kilometer  des  besten 
Terrains,  das  ist  beinahe  ^/^  der  Ausdehnung  des  Königreichs  (296300 
Q  Kilom.)  in  Blüthe  erhalten  und  der  Versumpfung    entrissen    werden^). 

Die  Bevölkerung  betrug  Ende  1876  27,769,475  Seelen«).  In  den  po- 
litischen Wahlen  Ende  des  Jahres  1876  haben  von  605007  eingeschrie- 
benen Wählern  358258  ihre  Stimmen  abgegeben,  das  macht  59  Wähler 
auf  100  Berechtigte').  In  den  Stichwahlen,  die  im  Voraus  auf  den  Sonntag 
nach  der  ersten  Wahl,  ebenfalls  ein  Sonntag,  angesetzt  werden,  zeigte 
sich   1876  eine  Verminderung  um  3  ^/q  im  Königreich.     In  Central-Italien 


1)  Einl.  S.  76. 

2)  Ueber  die  einheimische  Industrie  findet  sich  eine  werthvolle,   vom  Comm.  Elle  na 
herrührende  Denkschrift  in  den  Parlaments-Akten,   siehe  Nr.  140   der  Session   1876/77. 

3)  Einl.  S.  15.  4)  Einl.   S    18. 
5)  Einl.  S.   19.  6)  Einl.  S.   172. 
7)  Einh  S.  89. 
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und  in  don  südlichen  Provinzen  ging  indessen  die  gleiche  Anzahl  auch 
zum  zweiten  Mal  an  die  Urnen.  Auch  war  in  den  neapolitanischen  Pro- 
vinzen die  Betheiligung  von  voi'nherein  grösser  (67  ^Jq)  als  im  Norden. 
1870  hatten  im  Lande  nur  45  ^|^^  an  den  Parlaraentswahlen  theilgenom- 
meu.  Die  Statistik  der  Wahlen  für  die  Gemeinde-  und  Provinzialriithe  ist 
für  das  Jahr  1875  berechnet.  Von  1467,750  Berechtigten  übten  42^/^  ^/„, 
nämlich  624927  ihr  Hecht  aus,  wobei  die  grösste  Betheiligung  auf  Neapel 
und  Sicilien  entfiel  ^).  Nicht  unbeachtet  darf  hierbei  bleiben,  dass  im  Süden 
nicht  derselbe  Prozentsatz  wahlberechtigt  ist,  wie  im  Norden,  so  dass  in 
den  weniger  entwickelten  Provinzen  ein  Anreiz  mehr  vorhanden  ist,  das 
Wahlrecht  auch  faktisch  auszuüben. 

Nur  5  der  508  politischen  Wahlkreise  haben  eine  Bevölkerung  von 
mehr  als  70000  Einwohnern,  einer  hat  sogar  mehr  als  80000,  mehrere 
Wahlkreise  erreichen  kaum  die  Ziffer  von  30000  Seelen.  1876  war  es 
möglich,  dass  4  Deputirte  in  die  Kammer  eintraten,  die  nur  156,  189, 
192  und  196  Stimmen  auf  sich  vereinigt  hatten,  während  andrei'seits  3 
und  4  mal  so  viel  Stimmen  nicht  genügend  waren,  um  Kandidaten  in  an- 
deren AVahlkreisen  durchzubringen.  In  Torre  Annunziata  unterlag  z.  B. 
ein  Bewerber  mit  869  Stimmen  gegen  seinen  Eivalen,  der  874  Wähler 
für  sich  hatte  -).  Zu  den  Aufgaben  der  nächsten  Parlamentssession  gehört 
die  Berathung  der  längst  in  Aussicht  genommenen  und  in  einer  Thronrede 
versprochenen  Reform  des  Wahlgesetzes.  Sehr  viel  wird  davon  abhängen, 
ob  es  der  Regierung  und  den  Parteien  im  Parlament  gelingen  wird,  durch 
eine  weise  Herbeiziehung  von  neuen  Kräften  immer  mehr  Interesse  für 
die  Angelegenheiten  des  Staates  zu  erwecken,  ohne  die  mühsam  gelegteii 
Grundlagen  desselben  zu  erschüttern.  Italien  bedarf  einer  freisinnigen  Volks- 
vertretung, ohne  eine  zu  grosse  Beimischung  von  klerikalen  und  radikalen 
Elementen,  welche  nach  der  Erweiterung  des  Wahlrechts  an  die  Thore  des 
Parlaments  klopfen  werden.  Das  italienische  Volk  ist  von  einem  heiss- 
blütigen  Patriotismus;  die  Idee  der  Nationalität  ist  ihm  aber  vorerst  ge- 
läufiger als  die  des  Staates,  in  dem  es  fast  nur  die  Verkörperung  eines 
harten  Steuersystems  erblickt.  Es  ist  zu  hofi"en,  dass  das  künftige  Parla- 
ment, das  schon  in  Folge  des  neuen,  zum  ersten  Alale  zur  Anwendung 
kommenden  Inkompabilitätsgesetzes  ein  anderes  Aussehen  haben  wird  als 
das  jetzige,  deutlich  den  Fortschritt  wiederspiegle,  den  wir  im  grossen 
Ganzen  im  Lande  konstatiren. 

Rom.  J.  Schuhmann. 
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Ein  möglichst  kurzes  Eeferat  über  die  neuern  Enunziationen  der 
englischen  Wissenschaft  bezüglich  des  Fortschrittes  und  der  Fortbildung 
der  wirthschaftlichen  Theorien  soll  in  Folgendem  gegeben  werden.  Wir 
wollen  vorläufig  keine  erschöpfende  Analyse,  keine  Kritik  der  in  obigen 
Schriften  niedergelegten  Ansichten  englischer  Sozialforscher  darbieten;  ein- 
fach ein  Miniaturbild  dessen,  was  heute  die  besten  Geister  jenseits  des  Kanals, 
in  dem  Lande  der  höchsten  Entwickelung  des  neuzeitigen  Wirthschafts- 
lebens  nach  seiner  praktischen  und  theoretischen  Seite  hin,  bewegt,  darf  in 
den  folgenden  Zeilen  gesucht  werden.  Die  Ideen,  denen  wir  hier  begeg- 
nen werden,  sie  stehen  mitten  im  Strome  des  heutigen  öffentlichen  Lebens ; 
sie  finden  als  solche  ihre  Berechtigung,  vielleicht  auch  ihre  Berichtigung. 
Uns  genügt  es  darauf  hinzuweisen,  dass  seit  dem  Hinscheiden  des  Jüngern 
Mill,  welcher  bald  erfolgreicher,  bald  weniger  erfolgreich,  aber  immer  die 
Anschauungen  der  alten  Schule  mit  den  von  ihm  zuerst  klar  erschauten 
und  anerkannten  Anforderungen  der  neuen  Zeit  zu  versöhnen  trachtete, 
nun  auch  in  England,  das  gewiss  mehr,  wie  jedes  andre  Land,  jener  alten 
Schule,  jenen  alten  Anschauungen  seine  Entwickelung,  seinen  Reichthum, 
seine  Grösse  verdankt,  eine  Gährung  eingetreten  ist,  in  welcher  nach 
und  nach  Vieles  ausgeschieden  und  als  Bodensatz  niedergeschlagen  wird, 
was  einst  zu  den  wichtigsten  Bestandtheilen  der  wirthschaftlichen  Theorie 
gehörte.  Mit  Variation  eines  Lassalle'schen  Gedankenblitzes  können  wir 
eben  sagen,  der  Begriff  des  Wirthschaftspolitischen  ist  wieder  einmal  strei- 
tig geworden,  und  die  Anerkennung  dieser  Thatsache  ist  nun  endlich  auch 
in  jenen  Kreisen  durchgedrungen,  wo  die  frühern  Begriffe  entwickelt,  in 
der  Theorie  und  Praxis  ihre  mächtigste  Stütze  fanden.  Betrachten  wir 
den  heutigen  Zustand  der  andern  staatswissenschaftlichen  Doktrinen ,  so 
dürfen  wir  gewiss  aus  der  obigen  Thatsache  auf  die  Macht,  welche  das 
Wirthschaftliche  auf  unsere  Zeit  ausübt,  und  auf  das  gesteigerte  Verlangen 
schliessen,  die  Grundbegriffe  des  heutigen  wirthschaftlichen  Lebens  uns 
zurecht  zu  legen.  Oder  was  drängt  trotz  der  zahlreichen  Angriffe  so 
viele  noch  immer  dahin ,  ihre  Geistes-  und  Lebenskraft  Studien  zu  wid- 
men,  wenn  dieselben  als  abstrus,  unfruchtbar  betrachtet  würden?  wenn 
das  Suchen  nach  den  Grundbegriffen  vergeblich,  erfolglos  bleiben  müsste? 
Im  Gegentheil  sind  wir  geneigt  in  dem  Umstände,  dass  heute  auch  die 
englische  Wissenschaft,  man  darf  sagen  mit  ungetheiltem  Bestreben  an 
der  Fortbildung  der  ökonomischen  Theorie  Theil  nimmt,  auch  eine  mäch- 
tige Garantie  für  das  Gelingen  dieses  Strebens  zu  erkennen. 

Der  Ausbau  fast  aller  Wissenschaften  geschieht  nach  drei  Richtun- 
gen:  die  beschreibende,  die  erklärende  und,  wir  wollen  sagen,  die  prak- 
tische. Die  Entwickelung  der  Doktrinen  nach  diesen  drei  Richtungen  ge- 
schieht aber  durchaus  nicht  parallel.  Viele  Wissenschaften  gelangen  erst 
sehr  spät  dazu,  zu  praktischen  Nutzanwendungen  zu  führen,  andere  ent- 
wickeln gerade  ziemlich  rasch  diese  Seite,  während  die  höchste  Aufgabe, 
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die  Erklärung  der  Erscheinungen  und  deren  Zurücktuhruug  auf  -wenige 
allgemeine  Gesetze  erst  die  Frucht  der  Forschung  vieler  Generationen  ist. 
AVas  speziell  die  Staatswissenschaften  betrifft,  so  ist  es  bekannt,  dass  alles 
Studium  hier  zunächst  auf  praktische  Kesultate  gerichtet  ist  und  erst  spät 
das  Bestreben  wach  wird,  auch  die  auf  diesem  Gebiete  beobachteten  Er- 
scheinungen wissenschaftlich  zu  erfassen.  Darum  finden  wir,  dass  ein 
grosser  Theil  dieser  Wissenschaften  bei  allem  Reichthum  des  Details,  prak- 
tischen Winken  und  überraschenden  Einsichten ,  in  seinen  Grundbegriffen 
und  seiner  ganzen  Grundlegung  fragmentarisch  bleibt.  So  ging  es  auch 
bekanntlich  mit  der  Nationalökonomie.  Praktische  Bedürfnisse  waren  es, 
welche  in  erster  Reihe  auf  das  Studium  der  ökonomischen  Erscheinungen 
hinlenkten,  und  wenn  es  trotzdem  den  grossen  Denkern,  welche  sich  mit 
dieser  Doktrin  befassten,  gelang,  auch  einige  grossartige  allgemeine  Konzep- 
tionen zum  Bau  der  Wissenschaft  beizutragen,  so  können  wir  ihr  Ver- 
dienst nicht  hoch  genug  yeranschlagen.  Aber  ein  wissenschaftliches  Ganze 
dürfen  wir  bei  ihnen  nicht  suchen;  denn  nur  in  der  Mythologie  sehen 
wir  Pallas  Athene  fertig  dem  Haupte  Jupiters  entspringen.  Den  Schü- 
lern aber  schien  es  ein  Leichtes,  aus  dem  gegebenen  Material  ein  wissen- 
schaftliches Gebäude  aufzuführen,  und  so  entstand  eine  Theorie,  deren 
Grundbegriffe,  deren  Methode,  deren  Formulirung  aber  ernste  wissenschaft- 
liche Ansprüche  nicht  befriedigen  konnten.  Aber  auch  die  praktischen 
Resultate  zeigten  sich  für  eine  höhere  Reife  der  sozialen  Entwickelung 
als  unzureichend;  mit  den  absoluten  Formeln  der  alten  Schule  Hess  sich 
der  Geist  der  Neuzeit  durchaus  nicht  beschwören,  und  während  so  tiefere 
Geister  mit  dem  Zustande  der  Wissenschaft  unzufrieden  waren,  ist  auch  die 
Praxis  auf  vielen  Punkten  ihre  eigenen  Wege  gegangen,  und  was  nicht 
minder  wichtig :  sie ,  die  einst  mit  der  Fahne  der  Humanität  voranschritt, 
scheint  nun  in  den  Augen  des  Volkes  die  Hände  Jener  zu  segnen,  welche 
Ketten  schmieden  für  die  Masse  der  untern  Klassen.  Bei  einem  solchen 
Zustande  der  Dinge,  müsste  eigentlich  die  Nationalökonomie  von  der  Bühne 
abtreten,  wenn  sie  in  der  That  ihre  Rolle  bereits  ausgespielt  hätte.  Wie  uns 
die  Enunziationen  der  bedeutendsten  Sozialpolitiker  zeigen,  ist  diese  An- 
sicht durchaus  unberechtigt.  Die  Nationalökonomie  hat  gerade  für  unsere 
Zeit  noch  eine  bedeutende  Aufgabe,  und  sie  wird  überhaupt  zu  allen 
Zeiten  bedeutende  Aufgaben  zu  lösen  haben,  da  sie  sich  mit  den  Grund- 
problemen, den  ersten  Voraussetzungen  des  individuellen  und  sozialen 
Lebens  zu  befassen  hat.  Dass  sie  dieser  Aufgabe  gerecht  werde,  dazu 
bedarf  es  nur  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Probleme,  einer 
rationellen  Methode.  Diese  Auffassung  gelangt  auch  in  den  obengenann- 
ten Schriften  zum  Ausdrucke,  wie  sich  dies  aus  den  folgenden  Uebersich- 
ten  ergiebt. 

Was  vorerst  das  höchst  interessante,  an  Schlaglichtern  reiche  Vferk  von 
David  Syme  betrifft,  so  beschäftigt  sich  der  erste  Abschnitt  mit  der 
Frage,  was  ist  der  Gegenstand  der  Nationalökonomie,  was  gehört  in  die- 
selbe, wie  ist  dieselbe  zu  definiren  und  in  die  Reihe  welcher  Wissenschaf- 
ten gehört  dieselbe,  zu  den  Naturwissenschaften  oder  zu  den  ethischen  Wis- 
senschaften r  Er  kritisirt  die  bisherige  Benennung  der  Wissenschaft  und 
findet    die  Benennung   „Industrial  science"    bezeichnender.     Denn    wie    es 
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eine  Wissenschaft  giebt  von  der  Funktion  des  menschlichen  Geistes ,  so 
kann  man  eine  der  menschlichen  Arbeit  unterscheiden.  Aber  auch  der 
Gegenstand  dieser  Wissenschaft  wurde  im  Allgemeinen  unrichtig  bezeich- 
net. Es  stimmen  nämlich  Alle  darin  überein,  dass  die  Nationalökonomie 
es  mit  den  Gütern  (Wealth)  und  deren  Erscheinungen  zu  thun  hat;  mit 
deren  Entstehen,  Umlauf,  Vertheilung  und  Konsum.  Bekanntlich  ist  die 
Auffassung  der  bisherigen  englischen  Schulen  noch  enger,  während  die 
Deutschen  und  die  Italiener  (schon  seit  Beccaria  und  Filangieri)  die  Auf- 
gabe dieser  Wissenschaft  viel  tiefer  fassten.  Der  Eeichthum,  die  Güter 
als  solche  und  an  sich  können  ebensowenig  den  Gegenstand  einer  eige- 
nen Wissenschaft  bilden,  als  andere  menschliche  Bestrebungen  und  Ziele, 
Ehre,  Macht  etc.  Und  indem  man  der  Wirthschaft  Alles  unterordnete, 
was  nothwendig,  nützlich  und  angenehm,  wurde  der  Wissenschaft  ein  so 
weites  Gebiet  eröffnet,  welches  das  gesammte  Streben  und  Thun  des  Men- 
schen umfasst.  Was  die  Einreihung  der  Nationalökonomie  in  die  Reihe 
der  Wissenschaften  betrifft,  so  sind  die  Ansichten  gleichfalls  abweichend. 
Nach  Mill  gehören  die  Gesetze  der  Wirthschaft  zu  zwei  verschiedenen  Wis- 
sensgebieten :  soferne  es  ihre  Aufgabe  ist,  die  äussere  Natur  den  menschlichen 
Bedürfnissen  gemäss  umzuändern,  gehören  dieselben  zu  den  Naturwissen- 
schaften :  soferne  aber  bei  der  Herstellung  der  Güter  der  menschliche 
Geist  und  Wille,  die  Bedürfnisse  und  Begierden  die  Direktive  bilden,  wird 
die  Ergründung  der  Gesetze  des  Geistes  nothwendig.  Auch  Cairnes  äussert 
sich  in  gleichem  Sinne  :  Syme  dagegen  behauptet,  dass  die  Nationalöko- 
nomie nur  eine  Geisteswissenschaft  sei,  und  dass  in  derselben  die  wirth- 
schaftliehen  Erscheinungen  nur  insoferne  den  Gegenstand  der  Untersuchung 
bilden,  als  es  Erscheinungen  der  geistigen  und  sittlichen  Welt  sind.  Die 
Wirthschaftslehre  befasst  sich  nicht  mit  den  physischen  Voraussetzungen 
des  wirthschaftlichen  Lebens,  noch  mit  den  bei  der  Produktion  derselben 
zu  beobachtenden  Naturgesetzen ,  ebensowenig  wie  die  Logik  und  Mathe- 
matik ,  obwohl  auch  deren  Begriffe  und  Gesetze  zu  den  äussern  Naturer- 
scheinungen in  Beziehung  stehen.  Die  Nationalökonomie  ist  also  eine 
geistige  und  eine  geistig-ethische  Wissenschaft. 

Im  folgenden  Abschnitt  behandelt  S.  eingehend  die  Frage  der  Me- 
thode. Bekanntlich  rührt  von  ihm  ein  Aufsatz  her,  der  im  J.  1871  in 
der  Westminster  Review  publizirt  wurde;  seitdem  hat  die  Frage  freilich 
manchen  Fortschritt  gethan.  Syme  kritisirt  namentlich  Mill ,  der  für  die 
deduktive  Methode  eintrat,  deren  Verifikation  durch  die  induktive  Methode 
er  aber  zugab.  Syme  beschäftigt  sich  mit  dem  Nachweise,  dass  jene  Hy- 
pothese, welche  Mill  als  Grundlage  der  Wissenschaft  betrachtet  wissen 
will,  —  wonach  jeder  Mensch  bestrebt  ist,  mit  den  geringsten  Opfern  die 
grössten  Vortheile  zu  erreichen,  —  nicht  richtig  ist;  denn  die  Wirthschaft 
ist  kein  Endziel,  das  Streben  nach  Gütern  lebt  nicht  in  Jedem  und  nicht 
in  Jedem  in  gleichem  Maasse.  Dies  zeigt  auch  die  Verschiedenheit  der 
Gewinne,  der  Löhne,  welche  beinahe  in  nächster  Nähe  und  in  den  ver- 
schiedenen Gegenden  desselben  Landes  verschieden  sind.  Interessante 
Illustrationen  hiefür  bietet  Australien,  wo  wirklich  die  Sucht  der  Bereiche- 
rung die  leitende  Idee  Aller  ist.  Sonst  aber  durchkreuzen  Neigungen, 
Gewohnheiten,    Verbindungen  etc.  die   unbeschränkte  Entwickelung  dieses 
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m;itoriulisti!>i;hen  Triebes.  Die  Annahme  dieses  einen  Triebes  gleicht  vüll- 
koranien  dem  Vorgelien  des  altern  ^lill ,  welcher  alle  Leliren  der  Politik 
von  dem  einen  Prinzip  ableiten  wollte,  dass  die  Menschen  nach  Macht 
stecken ,  ein  wissenschaftliches  Verfahren ,  das  allgemein  zurückgewiesen 
M'urde.  \Yürde  wirklich  nur  jener  Trieb  die  Menschen  leiten,  dann  würde 
die  "VVirthschaft  den  Schauplatz  eines  nie  endenden  Kampfes  bilden  und 
die  wirthschaftliche  Thätigkeit  würde  gänzlich  unmöglich  werden.  Aber 
ein  Individuum,  das  nur  diese  Richtung  verfolgte,  würde  alles  um  sich 
anstecken.  Aus  alledem  folgt ,  dass  die  auf  der  Deduktion  aus  einem 
obersten  Prinzipe  beruhende  Methode  keine  Yortheile  bietet,  dass  im  Gegen- 
theil  die  induktive  Methode  es  ist,  welche  zur  Entdeckung  wirthschaft- 
licher  Wahrheiten  führt.  Alle  Bedenken,  welche  Mill  gegen  die  induktive 
Methode  anfuhrt,  besitzen  kein  solches  Uewicht,  wie  jene,  welche  gegen 
die  deduktive  Methode  sprechen.  Darum  ist  aber  die  deduktive  Me- 
thode nicht  gänzlich  ausgeschlossen  ,  nur  dass  nach  Syrae  „deduction  pro- 
perly  begins  where  induction  ends."  Die  neuere  Entwickelung  der  Natio- 
nalökonomie zeigt  wirklieh,  dass  der  Anwendung  der  induktiven  Methode 
bei  der  Erforschung  sozialer  Erscheinungen  ein  grosses  Feld  sich  darbie- 
tet, obwohl  der  Fall  nicht  ausgeschlossen  bleibt,  dass  tiefe  Denker  durch 
die  Intuition,  die  innere  Anschauung  zu  neuen  Konzeptionen,  Gesetzen  und 
Ideen  geführt  werden ;  endlich  bleibt  noch  jene  Anwendung  der  Deduk- 
tion, welche  Comte  die  inverse  Deduktion  nennt,  die  Yerifikation  der 
induktiv  gefundenen  Folgerungen  durch  die  obersten  Prinzipien  der  Wis- 
senschaft. Die  englische  Schule  hat  das  wirthschaftliche  Streben  auf  die 
Selbstsucht,  den  Egoismus  zurückgeführt.  Einige  gingen  so  weit,  die  Be- 
thätigung  anderer  Faktoren  gänzlich  zu  läugnen.  Wenn  dies  wahr  wäre, 
wenn  der  Egoismus  der  verlässlichste  Leiter  der  Menschen  im  praktischen 
Handeln  wäre ,  wozu  wären  dann  andere  Triebe  in  die  menschliche  Brust 
gepflanzt,  welche  die  Funktion  des  Egoismus  stören?  Alle,  die  dieser 
Ansicht  huldigten,  haben  die  menschliche  Natur  verkannt  und  übersehen, 
dass  Manche  solche  AYege  und  Mittel  zur  Befriedigung  ihres  Egoismus 
wählen ,  welche  mit  dem  Interesse  des  Ganzen ,  der  Gesellschaft  durchaus 
nicht  harmoniren. 

Indem  Syme  zunächst  auf  die  Untersuchung  von  Angebot  und  Nach- 
frage übergeht,  unterscheidet  er  diese  strenge  von  der  Konkurrenz,  indem 
bei  Angebot  und  Nachfrage  die  beiden  Parteien  sich  gegenüberstehen,  und 
der  ganze  Prozess  eigentlich  ein  einfacher  Tausch  ist,  während  bei  der 
Konkurrenz  sehr  häufig  einem  Nachfragenden  viele  Bieter  gegenüberstehen 
oder  umgekehrt;  bei  der  Konkurrenz  kämpfen  also  vorerst  die  Geber  oder 
die  Nehmer  unter  einander  und  erst  dann  erfolgt  der  Tausch.  Anstatt 
des  Ausdruckes  „Angebot  und  Nachfrage"  zieht  er  den  Ausdruck  „korre- 
lative Nachfrage"  vor ,  worunter  er  überdies  die  zahlungsfähige ,  effektive 
Nachfrage  versteht.  Bezüglich  der  Wirkung  von  Angebot  und  Nachfrage 
bemerkt  er  namentlich  folgendes :  Die  Kaufkraft  wächst  keinesfalls  mit 
dem  Wachsen  der  Bedürfnisse  oder  der  Nachfrage ;  ein  Hungernder  mag 
grosses  Bedürfniss  nach  Nahrung  haben ,  ohne  dai'um  auch  die  Fähig- 
keit zu  besitzen ,  sie  zu  beschaffen.  Man  muss  zwischen  Bedürfniss  und 
Begierde  unterscheiden ,    da  man    sonst    zu  Ungerechtigkeiten  gelangt.     Je 
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grösser  das  Eedürfniss,  desto  grösser  die  Opfer.  Als  im  J.  1876  in  Orissa 
grosse  Hungersnoth  war,  wollte  die  Behörde  sich  nicht  einmischen,  weil 
dies  mit  der  Nationalökonomie  in  Widerspruch  ist  (would  be  contrary  to 
tlie  principles  of  political  economy).  Zu  solchen  Irrthümern  führt  die  herr- 
schende Auffassung  über  die  Beziehung  der  Bedürfnisse  zu  Angebot  und 
Nachfrage!  Im  Verkehr  ist  derjenige,  der  Luxusartikel  sucht,  die  weni- 
ger begehrt  sind,  im  Verhältniss  immer  günstiger  situirt,  als  der  Bedürf- 
nissmiitel  sucht.  Dies  zeigt  sich  namentlich  bei  Theuerungen  in  der 
Gestaltung  der  Arbeitslöhne.  In  solchen  Zeiten  sollte  der  Arbeitslohn 
natürlicherweise  steigen.  Weil  aber  die  Theuerung  der  Lebensmittel  die 
Kaufkraft  für  andere  Artikel  schM^ächt,  nimmt  vorerst  die  industrielle 
Thätigkeit  ab;  aber  auch  im  Hause  werden  weniger  Diener  beschäftigt; 
Individuen,  die  vorher  selbständig  waren,  müssen  jetzt  ihre  Dienste  an- 
bieten und  alles  das  führt  zu  dem  Eesultat,  dass  trotz  des  theuren  Brodes 
der  Arbeitslohn  noch  sinkt.  Aber  auch  im  Vergleich  zu  anderen  Klassen 
verschlimmert  sich  die  Lage  des  Arbeiters,  denn  da  bei  dem  Reichen  die 
auf  nothwendige  Bedürfnisse  verwendete  Summe  im  Vergleich  zu  den  son- 
stigen Ausgaben  gering  ist,  dagegen  durch  das  Billigerwerden  der  Arbeit 
die  übrigen  Bedürfnisse  billiger  befriedigt  werden  können ,  so  mag  es  in 
solchen  Zeiten  geschehen,  dass  sich  die  Lage  des  lieichen  verbessert,  wäh- 
rend sich  das  Loos  des  Armen  verschlimmert.  Auch  kauft  der  kleine 
Mann  geringere  Quantitäten  und  zahlt  theurer.  Diese  Anomalien  sind  aber 
nur  die  Folge  dessen,  dass  die  ganze  Bedürfnissbefriedigung  der  unbe- 
schränkten Herrschaft  von  Angebot  und  Nachfrage  unterworfen  ist. 

Am  eingehendsten  beschäftigt  sich  Syme  im  ersten  Theile  mit  der 
Natur  der  Konkurrenz ;  die  Erläuterungen  und  Beispiele  sind  gleich  inter- 
essant. In  der  englischen  Wirthschaftslehre  bildet  die  Konkurrenz  den 
Angelpunkt  des  Systems,  ja  nach  Mill  verdient  die  Nationalökonomie,  nur 
indem  sie  auf  diesem  Prinzip  beruht,  den  Namen  der  Wissenschaft.  Mit 
Emphase  hat  man  die  mächtigen  Folgen  der  Konkurrenz  entwickelt;  man 
verglich  sie  bald  mit  der  Gravitation ,  bald  mit  andern  Grundkräften  und 
man  war  des  Lobes  und  der  Bewunderung  voll  über  ihre  grossartigen 
Wirkungen.  Aber  diese  Auffassung  wird  durch  die  Thatsachen  nicht  voll- 
ständig bestätigt,  ja  die  neuere  Zeit  liefert  Beispiele,  dass  die  Konkurrenz 
nicht  überall  anwendbar  ist,  dass  sie  an  vielen  Punkten  grosse  Werthver- 
nichtungen  anrichtete,  zu  unehrlichen  Pratiken  und  zu  Ungerechtigkeiten 
führt.  Die  Wirkung  der  Konkurrenz  hängt  von  der  gesellschaftlichen 
Moral  ab  und  sie  wird  sich  anders  gestalten  da,  wo  man  es  nicht  für  an- 
ständig hält ,  dass  dieselbe  Waare  zwei  verschiedene  Preise  habe.  Auch 
ist  leicht  zu  bemerken,  dass  in  vielen  Fällen  die  Konkurrenz  zum  Mono- 
pol führt  und  jeder  danach  trachtet  die  Konkurrenz  zu  vernichten  und 
das  Monopol  zu  errichten.  Dies  wird  erreicht  durch  Anhäufung  des  Ka- 
pitals und  durch  Befolgung  unmoralischer  Pratiken.  Bezüglich  des  Kapitals 
sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden ;  einmal ,  wenn  die  Konkurrenten  über 
ungleiche  Kapitalmengen  verfügen,  wo  dann  der  Besitzer  des  grössern 
Kapitals  mit  vorübergehenden  Verlusten  die  übrigen  Konkurrenten  leicht 
vom  Platze  verdrängen  wird.  Verfügen  die  Konkurrenten  aber  über  gleiche 
Kapitalmengen  und    dies  ist    der   zweite  Fall  —  dann  wird  an  Stelle  der 
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Konkurrenz  leicht  die  Kombination ,  die  Verabredung  treten  ,  wie  dies  in 
wichtigen  Geschäftszwcigcu  schon  häufig  geschehen  ist.  Zu  dem  Ausschluss 
der  Konkurrenz  führen  aber  auch  sonst  verschiedene  Umstände,  wie  die 
in  Folge  der  Kreditgebahrung  eingetretene  Abhängigkeit  des  kleinen  Kauf- 
manns vom  Grosshändler.  Indem  jener  auf  Kredit  kauft,  wird  er  vom 
Grosshändler  abhängig  und  kann  die  Konkurrenz  der  übrigen  nicht  mehr 
zu  seinem  Vortheil  benützen.  Dasselbe  Verhältniss  besteht  zwischen  dem 
Grossindustriellen  und  den  kleinen  Meistern,  welche  für  ihn  arbeiten. 
Auch  hier  entwickeln  sich  Abhängigkeitsverhältnisse,  welche  die  Konkur- 
renz ausschliessen.  So  sind  z.  B.  nahezu  alle  Londoner  Wirthe  wenigen 
Bierbrauern  untergeordnet,  ja  nahezu  blos  deren  Agenten.  Die  AVirthe 
können  das  Bier  nicht  mehr  dort  kaufen,  wo  es  am  besten  und  billigsten 
ist,  sondern  dort,  wo  ihnen  Kredit  gewährt  wurde.  Als  die  reinste  Form 
der  Konkurrenz  dürften  die  öffentlichen  Versteigerungen  betrachtet  werden. 
Und  doch  entwickeln  sich  auch  hier  bald  solche  Verhältnisse,  dass  wenige 
Grosskapitalisten  die  Konkurrenz  unmöglich  machen,  weshalb  auch  in 
manchen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Verpachtung  australischer  Grundstücke  von 
diesem  System  abgegangen  wurde.  Man  ist  den  seltsamsten  Umtrieben 
auf  die  Spur  gekommen,  weshalb  in  manchen  Gegenden  Gesellschaften  von 
Pächtern  entstanden,  welche  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  uöthigenfalls 
entschädigten,  um  nur  die  Verpachtung  im  Wege  der  Versteigerung  aus- 
zuschliessen.  Und  das  Bestreben,  die  Konkurrenz  auszuschliessen ,  macht 
sich  nicht  nur  im  Verkehr  Einzelner,  sondern  auch  in  den  Beziehungen 
von  Nationen  zu  einander  geltend.  Die  Politik  Englands  besteht 
darin,  sich  das  Industriemonopol  der  ganzen  Welt  zu  si- 
chern. Die  Mittel,  welche  zur  Erreichung  dieses  Zieles  angewendet  wer- 
den ,  wechseln ,  das  Ziel  aber  bleibt  unverändert  dasselbe.  Ein  zweiter 
Faktor,  welcher  bei  der  Konkurrenz  in  Betracht  kommt,  ist  die  moralische 
Seite.  Die  Konkurrenz  führt  tagtäglich  zu  den  unmoralischsten  Vorgängen. 
Auch  das  Beispiel  Englands  liefert  hiefür  zwingende  Beispiele.  Hier  hat 
man  vormals  dahin  gestrebt,  gute  Waaren  herzustellen  und  durch  den  Pi-uf 
der  Fabrikate  den  Weltmarkt  zu  erobern.  Man  war  der  Ansicht,  dass 
Betrügereien,  Fälschungen,  schlechte  Waaren  die  Ehre  des  Landes  be- 
flecken. In  der  neuern  Zeit  ist  dies  anders  geworden.  Betrügerisches 
Vorgehen  bildet  die  Eegel  und  die  Anständigkeit  die  Ausnahme  in  Eng- 
land; kein  Land  hat  einen  so  schlechten  Euf,  als  England,  welches  ge- 
radezu das  Land  der  Fälschungen  genannt  wird.  Was  man  kauft,  ist 
nie  das,  was  man  wünscht  und  zu  kaufen  glaubt;  man  scheint  sich  in 
der  Atmosphäre  des  Betrugs  zu  bewegen.  Das  Schlimmste  daran  aber  ist, 
dass  dies  Jedermann  weiss  und  Niemand  sich  dessen  schämt.  Den  eng- 
lischen Fabrikanten  scheint  es  ganz  zu  entgehen ,  dass  sie  Waare  zur 
Benutzung  herstellen ,  denn  sie  arbeiten  nur  für  den  Markt ,  den  Handel. 
All  das  zeigen  viele  Beispiele  und  viele  Klagen  wurden  hierüber  schon 
laut.  Uebrigens  ist  die  Sache  nicht  neu :  Spencer  hat  diesen  Gegenstand 
in  seinen  „Morals  of  trade"  schon  in  den  fünfziger  Jahren  dargestellt. 
Hiergegen  wird  gewöhnlich  nur  soviel  angeführt,  dass  sich  ein  solches 
Vorgehen  mit  der  Zeit  rächt.  Das  ist  auch  wahr ;  nur  muss  hinzugefügt 
werden  ,    nur  selten  zum  Schaden  der  betreffenden  Industriellen ,    fast  im- 
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mcr  zn  dem  des  betreffenden  Landes,  das  seine  Verbindungen  verliert, 
Avie  Venedig,  die  Hansestädte  etc.  Daraus  folgt,  dass  wir  auch  im  wirth- 
i^chaftlichen  Verkehr  auf  die  Ehrlichkeit  niclit  verzichten  können.  „Tt 
is  the  force  that  gives  cohesion  to  the  social  organism"  sagt  Sjrme.  Selbst 
in  unsern  Spielen  bedürfen  wir  der  Ehrlichkeit;  um  wie  viel  mehr  im 
wirthschaftlicheu  Verkehr,  wo  jede  Berührung  zwischen  Käufer  und  Ver- 
käufer, Produzent  und  Konsument,  Schuldner  und  Gläubiger,  Fabrikant  und 
Arbeiter    auf  dieser  Voraussetzung  beruht? 

Im  zweiten  Theile  beschäftigt  sich  S.  mit  den  wirthsehaftlichen  Kräf- 
ten, dem  Werthe,  dem  Preise.  Die  erste  Frage  betreffend,  hat  Smith  be- 
kanntlich zwei  Kräfte  unterschieden ,  den  Trieb  sich  zu  bereichern ,  wel- 
cher den  Gegenstand  der  Nationalökonomie  bildet,  und  die  Sympathie, 
welche  den  Gegenstand  der  Ethik  bildet,  eine  Trennung,  welche  wohl  nur 
theoretische  Bedeutung  hat,  während  im  praktischen  Leben  beide  thätig 
sein  müssen.  Auf  diesem  Wege  weitergehend,  hat  dann  die  deduktive 
Schule  nur  den  Bercicherungstrieb  in  Betracht  gezogen  und  ausschliessend 
behandelt,  jedenfalls  ein  unrichtiges  Verfahren,  da  zum  Mindesten  die  Be- 
ziehung beider  zu  einander  genau  konstatirt  werden  muss.  In  den  sozi- 
alen Wissenschaften  muss  auf  die  sozialen  und  antisozialen  Triebe  Eück- 
sicht  genommen  werden,  und  zwar  mit  dem  klaren  Bewusstsein ,  dass  die 
antagonistischen  und  zentrifugalen  Triebe  den  zentripetalen  unterzuordnen 
sind.  Wo  beide  zusamraenstossen ,  ist  der  egoistische  zu  opfern ;  dasselbe 
geschieht  in  der  Ethik.  Die  ethischen  Wissenschaften  können  die  Unter- 
suchung der  egoistischen  Triebe  nicht  beseitigen.  Um  aber  die  Wirkung 
der  verschiedenen  Kräfte  zu  erkennen ,  müssen  wir  sie  zuerst  getrennt 
beobachten  und  dann  an  die  Synthesis  appelliren.  Die  gründliche  Erkennt- 
niss  des  wirthsehaftlichen  Lebens  setzt  die  Kenntniss  der  treibenden  Kräfte 
voraus,  da  diese  Kräfte  als  Motive  fungiren.  Solcher  Motive  unterschei- 
det Syme  drei:  1)  egoistische,  welche  auf  das  eigene  Interesse  des  Indivi- 
duums Bezug  haben,  2)  hemeistische  {rj(isig),  welche  auf  das  gemeinschaft- 
liche Interesse  Bezug  haben  und  3)  allostische  (akkog) ,  welche  auf  das 
ausschliessliche  Interesse  Andrer  Bezug  haben. 

Zur  Erörterung  des  Werthes  übergehend,  hebt  er  tadelnd  hervor,  dass 
sich  die  Wissenschaft  zu  sehr  mit  dem  Tauschwerth ,  zu  wenig  mit  dem 
Nutzwerth  beschäftigt  hat.  Hiedurch  wurden  überhaupt  viele  Güter  von 
der  Betrachtung  ausgeschlossen.  Die  Elemente  des  Nutzwerthes  bestehen 
in  der  Nützlichkeit  und  Seltenheit.  Auch  hier  wünscht  er  eine  striktere 
Fassung,  betonend,  dass  die  Grundlage  alles  Werthes  das  Bedürfniss  ist: 
hiemit  tritt  dann  wieder  das  ethische  Element  mehr  in  den  Vordergrund, 
welches  die  ältere  Schule  vernachlässigt  hat.  Darum  ist  es  auch  unrich- 
tig, von  einem  den  Gütern  inhärenten  Werth  zu  sprechen,  weil  die  Güter 
keinen  besitzen  und  aller  Werth  auf  menschliches  Urtheil  zurückgeführt 
werden  muss.  S.  kritisirt  auch  einzelne  Theile  der  Preistheorie;  er  greift 
—  wie  bemerkt  - —  die  Bezeichnung  „Angebot  und  Nachfrage"  an,  unter- 
sucht namentlich  den  Einfiuss  der  Menge  auf  den  Preis  und  widerlegt 
ganz  besonders  die  Lohnfondtheorie. 

Die  wichtigsten  Resultate  des  letzten  Theiles  lassen  sich  in  Folgen- 
dem zusammenfassen ;  die  ökonomische  Wissenschaft   betrachtet   den  Men- 
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sehen  vom  ökononiischcii,  die  Süzialwissenschaft  vuiii  soziuleii  Gesiclitypunkle 
aus.  Wenn  es  auch  wahr  ist,  dass  dort  überwiegend  die  egoistischen,  hier 
die  hemeistischcn  Triebe  herrschen,  so  sdiliessen  sich  beide  doch  niclit 
gänzlich  aus.  Erstens,  weil  Avenn  die  Menschen  wirklich  nur  von  wirth- 
schaftlichen  Interessen  geleitet  würden,  wie  dies  die  Anhänger  der  deduk- 
tiven Schule  voraussehen,  die  Vorbedingungen  mangelten,  welche  zur 
Gründung  der  Gesellschaft  nothwendig.  Und  wenn  sich  diese  An;-ieht 
realisirte,  dann  könnte  die  Gesellschaft  nicht  bestehen,  weil  das  Ganze 
keine  andere  Eigenschaften  besitzen  kann ,  als  dessen  Theile.  Es  müssen 
also  auch  die  sozialen  Tendenzen  zum  Ausdruck  gelangen,  diese  aber  ent- 
wickeln sich  in  der  Familie.  Während  die  bisherige  Nationalökonomie 
vom  Individuum  ausging  und  behauptete ,  dass ,  was  für  das  Individuum 
gut  sei ,  auch  für  das  Ganze  gut  sei ,  rauss  die  richtige  Theorie  von  den 
sozialen  Verhältnissen  ausgehen.  Die  Nationalökonomie  muss  darum  der 
Sozialwissenschaft  untergeordnet  werden.  In  der  Wirthschaft  sind  also 
die  egoistischen  und  hemeistischcn  Triebe  gleich  nothwendig,  die  sozialen 
Interessen  aber  bedürfen  der  Unterstützung  der  Ethik  und  so  beruht  denn 
das  ganze  wirlhschaftliche  System  auf  der  Moral.  —  Die  Nationalökono- 
mie gehört  in  die  Reihe  der  sogenannten  Geisteswissenschaften.  In  diesen 
AVissenschaften  ist  die  Vorhersagung  unmöglich.  Es  ist  aber  auch  gar 
nicht  wahr ,  dass  dies  ein  unentbehrliches  Kriterien  der  Wissenschaft  sei : 
die  Geologie  ist  dazu  nicht  befähigt  und  die  Voi'hersagungen  der  Biologie 
und  Psychologie  sind  nur  qualitative.  Aber  die  deduktive  Schule  konnte 
nur  eine  solche  Wissenschaft  befriedigen  und  so  gelangte  sie  zu  jenen 
abstrakten  Theoremen,  welche  sie  Naturgesetze  nannte.  Hieraus  wieder 
folgte  das  der  Wirthschaftspolitik  entgegengeschleuderte  Anathema ,  da  ja 
die  wirthschaftlichen  Gesetze  dieser  Auffassung  entsprechend  mit  eiserner 
Nothwendigkeit  sich  erfüllen.  Dies  ist  freilich  nicht  wahr :  die  allge- 
meine Anwendung  des  laissez-faire  würde  zu  einer  Aufhebung  alles  Hechts 
führen.  Ueberdies  sehen  wir  ja,  wie  der  Mensch  auf  allen  Gebieten  die 
Natur  zu  modifiziren  trachtet,  und  dasselbe  ist  auch  die  Aufgabe  des  Staates 
auf  dem  Gebiete  des  Oekonomischen.  Da  die  Gesellschaft  als  Ganzes  auch 
in  dieser  Richtung  ihre  eigenen  Ziele  besitzt,  bedarf  sie  eines  Organes 
zur  Erreichung  dieser  Ziele,  da  sie  sich  auf  kein  anderes  verlassen  kann. 
Und  hiezu  ist  der  Staat  berufen. 

Die  geistvolle  Studie  Leslie's  geht  von  der  Thatsache  aus,  dass  die 
bisherigen  Resultate  der  aprioristischen  Methode  unbefriedigend  sind.  Die 
Theorie  wirft  kein  Licht  auf  die  Natur  der  Güter,  welche  höchst  ver- 
schieden sind  in  ihren  Arten,  in  ihren  Wirkungen.  Die  Güter  unterliegen 
im  Laufe  der  gesellschaftlichen  Entwickelung  einer  grossen  Veränderung 
und  eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  der  Wirthschaftsgeschichte  ist  die 
Entwickelung  neuer  Güterarten.  Die  Definition,  dass  unter  Güter  alles 
verstanden  wird ,  was  Tauschwerth  besitzt ,  ist  eine  Abstraktion ,  welche 
gar  kein  Licht  verbreitet  über  deren  Verschiedenheiten  und  über  die  Ge- 
setze der  gesellschaftlichen  Entwickelung.  Die  Definition  ist  nur  als 
Negation  der  Merkantiltheorie  entstanden,  welche  vorzugsweise  einem  Gute 
Werth  beilegte.  Nur  bei  Adam  Smith  findet  man  einige  lichtvolle  Be- 
merkungen über  das  Wesen  und    die  Verschiedenheit    der  Güter.     Hiemit 
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innig  verknüpft  ist  joner  Irrthum  der  Theorie,  wonach  deren  leitendes 
Prinzip  das  Streben  nach  lleichthum  bildet.  Hiemit  mag  wohl  ein  ober- 
Üächliehes  Merkmal,  aber  nicht  das  tiefere  Wesen  der  Wirthschaft  berührt 
sein.  Die  allgemeine  Bezeichnung  des  Strebens  nach  Reichthum  fasst  eine 
Reihe  von  Bedürfnissen,  Wünschen,  Gefühlen  zusammen,  deren  wirth- 
schaftlicher  Charakter  höchst  verschieden  ist  und  im  Laufe  der  Geschichte 
mannigfache  Veränderung  erleidet.  Würde  jeder  Mensch  für  sich  all  das 
produziren,  wonach  er  begehrt,  dann  würde  es  recht  klar  werden,  wie 
verschiedene  Motive  unter  der  Bezeichnung  ,,  Streben  nach  Reichthum" 
zusammengeworfen  werden.  Auch  hier  hat  Smith  weit  Trefflicheres  ge- 
leistet als  seine  Schüler.  Eine  genaue  Untersuchung  der  verschiedenen 
Bedürfnisse  ist  aber  selbst  dann  nothwendig,  wenn  man  die  Nationalöko- 
nomie rein  als  die  Lehre  vom  Tausche  betrachtet,  weil  ja  die  Wünsche 
im  Grunde  von  dem  Grad  und  der  Richtung  der  Bedürfnisse  abhängen. 
Unvollkommen  ist  die  herrschende  Theorie  auch  mit  Hinblick  auf  die 
Menge  der  Güter.  Die  abstrakte  Theorie  hat  hier  einen  höchst  fragmen- 
tarischen Charakter.  Sie  besteht  nur  aus  wenigen  allgemeinen  Sätzen, 
wie  der,  dass  unter  dem  Einlluss  der  Begierde  nach  Reichthum  das  Be- 
streben stets  auf  deren  Erlangen  gerichtet  ist,  dass  die  Quantität  durch 
die  Arbeitstheilung  bedeutend  gesteigert  wird,  dass  von  den  drei  Produk- 
tionsfaktoren zwei ,  Arbeit  und  Kapital  gewöhnlich  zunehmen ,  der  Boden 
dagegen  stationär  bleibt,  etc.  Diese  Prinzipien  sind  aber  nicht  einmal 
durchaus  richtig.  Der  Wunsch  nach  Reichthum  ist  nicht  immer  ein  Sporn 
zur  Arbeit,  sondern  auch  häufig  zu  Unrecht,  Betrug,  Krieg  etc.  Diesel- 
ben Motive  treiben  den  Einen  zu  Leichtsinn,  zum  Spiel,  den  Andern  zu 
Ernst  und  Arbeit.  Auch  die  Anschauungen  über  die  Bedeutung  der  un- 
produktiven Konsumtion  haben  nur  einen  beschränkten  Werth.  Wo  blei- 
ben dann  aber  auch  all  die  wichtigen  Untersuchungen  über  das  Streben 
nach  Reichthum  und  dessen  Einfluss  auf  die  Arten  der  Güter,  der  Er- 
werbsformen, bei  verschiedenen  Kulturzuständen?  Hierüber  schweigt  die 
abstrakte  politische  Oekonomie.  Während  aber  die  aprioristische  Theorie 
über  die  Ursachen,  welche  Natur  und  Menge  der  Güter  beeinflussen,  wenig 
Licht  verbreitete,  hat  sie  die  Theorie  der  Einkommensvertheilung  auf  ein 
dürres  Tauschproblem  reduzirt.  Es  darf  dies  auch  angesichts  der  bisher 
befolgten  Methode  Niemand  wundern.  In  Wahrheit  ist  ja  die  ganze  Oeko- 
nomie eines  Volkes,  dessen  Beschäftigungen,  je  nach  den  Geschlechtern, 
Natur,  Menge,  Vertheilung  und  Konsum  der  Güter  das  Resultat  einer  langen 
Evolution,  welche  Kontinuität  und  Wechsel  vereinigt  und  welche  nicht  auf 
die  ökonomische  Seite  beschränkt  ist.  Die  Gesetze,  aus  welchen  diese 
Ergebnisse  folgen,  müssen  in  der  Geschichte  gesucht  werden  und  in  den 
allgemeinen  Gesetzen  der  Gesellschaft  und  der  gesellschaftlichen  Entwicke- 
lung.  Grade  das  letztere  muss  besonders  betont  werden,  denn  jede  ein- 
seitige Betrachtung  der  sozialen  Erscheinungen  führt  zu  Irrthümern :  die 
sozialen  Erscheinungen  haben  eine  ökonomische,  juristische,  politische, 
moralische  Seite ;  sie  alle  hängen  innig  mit  einer  zusammen  und  verfolgen 
in  ihrem  Wechsel  eine  parallele  Bewegung.  Der  Reichthum  einer  Nation 
ist  ein  historisches  Ganzes,  ein  Produkt  der  Entwickelung,  die  Wirthschaft 
eine  historische  Struktur,  die  nicht  anders  erklärt  werden  kann.     Die  Er- 
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kcniilniss  dieser  Thutsachc  drückt  sicli  selbst  in  doii  f^chriften  neuerer 
englischer  Economisten  der  deduktiven  Schule  aus,  indem  dieselben  geneigt 
sind,  zuzugeben,  dass  das  früher  als  ideal  für  alle  Zeiten  betrachtete  Wirtli- 
schaftssystem  des  heutigen  Kugland  eigentlich  ein  Kesultat  der  Gescliichte 
dieses  Landes ,  der  Entwickelung  dieses  Landes  ist ,  welches  nicht  ohne 
Weiteres  auf  andere  Länder  übertragen  werden  kann ,  dass  es  ein  System 
ist,  rcsultircnd  aus  dem  heutigen  Zustande  Englands,  wie  ja  Bagehot  sagt: 
„It  is  restricted  to  a  siugle  kind  of  soeiety  —  a  society  of  corapetitive 
commer(je,  such  as  we  have  in  England."  Endlich  betont  Leslie,  dass  die 
Kationalökouomie,  als  ein  Zweig  der  .Sozialwissenschaft ,  diesen  Zusammen- 
hang berücksichtigen  und  dem  entsprechend  ihre  Prinzipien  entwickeln 
muss.  Aus  alledem  folgt,  dass  die  aprioristische  Methode  über  die  Ge- 
setze, welche  die  Natur,  die  Menge,  die  Vertheilung  der  Güter  beherrschen, 
keine  Aufklärung  zu  bieten  vermag,  dass  weiter  die  eigentliche  wissen- 
schaftliche Methode  der  Nationalökonomie  nur  die  historische  sein  kann, 
welche  gleichzeitig  den  Zusammenhang  zwischen  der  wirthschaftlichen  und 
allgemeinen  Geschichte  zu  erörtern  hat;  die  wahren  Gesetze  der  Wivth- 
schaft  sind  Entwickelungsgesetze  und  diese  zu  entdecken ,  zu  erklären 
vermag  nur  die  historische  Methode.  Gleichzeitig  soll  aber  eine  wahre 
Verbindung  mit  der  Sozialwissenschaft,  wie  sie  überdies  bei  den  klassi- 
schen Schriftstellern  zu  linden  ist,  die  Koexistenz  und  Sequenz  der  öko- 
nomischen und  sonstigen  sozialen  Erscheinungen  erklären. 

Die  Session  des  Jahres  1878  der  British  Association  wird  für  die 
Geschichte  der  englischen  Nationalökonomie  von  nicht  geringer  Bedeutung 
sein.  Die  in  den  letzten  Jahren  immer  ungünstiger  beantwortete  Frage, 
ob  die  Nationalökonomie  und  Statistik  einen  gerechten  Anspruch  haben, 
in  dieser  der  strengen  Wissenschaft  dienenden  Körperschaft  vertreten  zu 
seih,  wurde  von  dem  Präsideuten  der  Sektion  für  Nationalökonomie,  In- 
gram, zum  Gegenstand  eines  höchst  interessanten  Vortrags  gemacht,  der 
sich  im  Wesentlichen    in  folgendem  Gedankenkreis  bewegt. 

Die  Thatsache,  dass  die  Bedeutung  der  Nationalökonomie,  ihr  An- 
spruch theils  als  Wissenschaft,  theils  als  wichtige  praktische  Doktrin  be- 
zweifelt wird ,  ist  nicht  isolirt.  Sie  findet  in  verschiedenen  Körperschaf- 
ten ,  in  Zeitschriften ,  bei  Schriftstellern  des  Fachs  Ausdruck.  Bei  der 
Centennialfeier  des  Wealth  of  Natious  wird  der  unbefriedigende  Zustand 
der  Wissenschaft  betont.  Die  Zeitschrift  Mind  sagt  in  einem  Artikel, 
dass  keine  Thatsache  so  bemerkenswerth  ist,  als  der  geringe  Einliuss  der 
Nationalökonomie  auf  die  neue  Generation.  Cairnes  sagte  schon  im  Jahx-e 
1870,  dass  die  Nationalökonomie  als  unfruchtbare,  ja  der  Peform  schäd- 
liche Disziplin  betrachtet  wird,  und  dass  man  ihr  nur  für  die  in  der  Ver- 
gangenheit geleisteten  Dienste  dankbar  ist.  Jevons  sagt,  dass  so  wie  einst 
die  Naturwissenschaften  gehasst  wurden,  gegenwärtig  die  Nationalökono- 
mie missliebig  geworden  ist.  Sie  wird  von  allen  Parteien  ziemlich  desa- 
vouirt.  Während  die  Arbeiterklasse  schon  längst  antipathisch  die  Lehren 
der  Nationalökonomie  betrachtete,  hat  jüngst  einer  der  eifrigsten,  ja  blin- 
desten Apostel  der  Manchesterlehren,  Miss  Martineau,  in  ihrer  Autobio- 
grafie  Folgendes  gesagt :  So  bedeutende  Theile  dieser  Wissenschaft  müssen 
gründlich  umgearbeitet  werden,  dass  es  überhaupt  fraglich  scheint,  ob  die 
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künftigen  Geueration(>u  ihr  mehr  verdanken  werden,  als  die  grosse  Wahr- 
heit, dass  auch  auf  diesem  Gebiete  grosse  Gesetze  herrschen,  wie  in  dem 
weiten  Reiche  der  Natur.  Die  Gegner  der  Nationalökonomie  gehen  von 
zwei  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus.  Ein  Theil  bestreitet  überhaupt, 
dass  die  ökonomischen  Erscheinungen  wissenschaftlich  behandelt  werden 
können,  ein  andrer  hält  nur  die  bisherige  Forschungsweise  und  darum 
auch  die  bisherigen  Eesultate  für  verfehlt.  Die  Widerlegung  der  ersten 
Behauptung  hält  J.  für  überflüssig,  und  er  erklärt,  dass  wenn  es  über- 
haupt eine  Sozialwissenschaft  giebt,  die  politische  Oekonomie  jedenfalls 
der  wichtigste  Zweig  derselben  sei.  Indem  also  J.  diese  Anschauung 
verwirft  —  wobei  er  auch  Price  eingehend  widerlegt  —  giebt  er  voll- 
kommen zu,  dass  die  frühere  Behandluugsweise  der  Nationalökonomie  ver- 
fehlt und  dieser  Umstand  allein  an  der  Abnahme  der  Autorität  dieser 
AVissenschaft  schuld  sei.  Die  Fehler  der  bisherigen  Methode  fasst  J.  — 
mit  Berufung  auf  die  geistvolle  Arbeit  Comtess  —  in  Folgendem  zusam- 
men :  die  isolirte  lubetrachtnahme  der  ökonomischen  Erscheinungen  ohne 
Inbetrachtuahme  der  gesammten  sozialen  Erscheinungen,  die  fehlerhaft  ab- 
strakte Behandlung  der  meisten  ökonomischen  Fragen ,  das  Ueberwiegen 
der  deduktiven  Methode  und  die  zu  kategorische  Formulirung  ihrer  Schlüsse. 
J.  beruft  sich,  was  den  ersten  Punkt  betrifft,  auf  die  innige  Relation  der 
verschiedenen  sozialen  Phänomene,  welche  als  ein  Ganzes,  eng  Zusammen- 
hängendes betrachtet  w^erden  müssen;  er  hebt  hervor,  wie  die  Meister 
der  Wissenschaft,  Smith  und  Mill,  im  vollen  Bewusstsein  dieser  Thatsache 
stets  das  Ganze  des  sozialen  Lebens  vor  Augen  hatten,  während  beschränkte 
Nachfolger,  wie  Senior,  mit  der  Pedanterie  des  Purismus  alle  nicht  ökono- 
mischen Gesichtspunkte  ausser  Augen  liessen.  Während  Mill  ausdrück- 
lich erklärt,  die  politische  Oekonomie  sei  untrennbar  verflochten  mit  den 
übrigen  Zweigen  der  Sozialphilosophie  und  ferner,  wir  können  keinen  Theil 
des  sozialen  Lebens  an  sieh,  sondern  nur  durch  eine  Gesammtbetrach- 
tung  des  ganzen  sozialen  Lebens  verstehen ,  haben  Epigonen  das  ganze 
soziale  Leben  auf  die  Kategorie  des  Wirthschaftlichen  reduziren  wollen. 
Die  ökonomischen  Fragen  müssen  in  Zusammenhang  betrachtet  w'erden 
mit  dem  gesammten  sozialen  Leben ,  es  muss  eine  soziale  AVissenschaft 
entstehen,  welche  eine  richtige  ökonomische  Doktrin  darbietet,  aber  frei- 
lich noch  mehr  als  dies,  nämlich  eine  richtige  soziale  Theorie;  nur  dann 
können  die  ökonomischen  Theorien  wieder  grössere  Autorität  gewinnen. 
Selbst  vom  Standpunkt  des  ökonomischen  Lebens  allein  darf  nie  verges- 
sen werden,  dass  die  Entscheidung  über  die  Eegulirung  wirthschaftlicher 
Angelegenheiten  nicht  allein  auf  Motiven  beruht,  welche  dem  wirthschaft- 
lichen Gebiete  angehören,  sondern  auf  Erwägungen  über  die  höheren  Auf- 
gaben der  Gesellschaft  und  den  Endzw^eck  des  Kollektivlebens  der  mensch- 
lichen Eace.  Und  wenn  wir  jene  umfassendem  Fragen  vor  Augen  hal- 
ten, welche  grade  die  Gegenwart  bewegen,  und  welche  in  iunigerm  Kon- 
takt stehen  mit  unsern  moralischen  Konzeptionen,  dann  dürfen  die  Fragen 
über  die  Endaufgaben  der  sozialen  Vereinigung  nicht  ausser  Augen  gelas- 
sen werden;  dies  hat  Mill  erkannt,  welcher  ein  offenes  Auge  hatte  für 
alle  hohen  Ideen  und  wusste,  dass  das  praktische  Leben  der  Menschheit 
nicht    nach    dem    engen  Gesichtspunkt    des   materiellen    Egoismus    geleitet 
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werden  kann.  Der  ökononiische  Fortschritt  muss  eben  dem  giistigou  und 
moralischen  Fortschritt  der  Menschheit  untergeordnet  werden.  Der  zweite 
Fehler,  der  einer  zu  abstrakten  Fassung  der  nationalökonomischeu  Doktrin, 
wird  auch  hier  namentlich  Ricardo  zugeschrieben.  Die  Beziehung  des 
Konkreten  zum  Abstrakten  wurde  unrichtig  festgestellt.  Die  fundamen- 
talen Bogrifle  wurden  subtilisirt,  bis  sie  den  Boden  des  llealen  volletündig 
verlassend,  in  den  nebelhaften  Regionen  der  Metaphysik  sich  verloren; 
mangelhafte  Abstraktionen  wurden  zur  Grundlage  der  wisseuschaftlicheu 
Systeme  gewählt ,  reine  Abstraktionen  wurden  als  Realitäten  betrachtet 
und  damit  die  praktischen  Verhältnisse  des  Lebens  unter  einem  total  fal- 
schen Lichte  betrachtet,  wie  dies  die  Lohnfondtheorie,  die  Arbeitslohu- 
theorien,  Grundrenten  etc.  zeigen.  Der  dritte  Fehler  liegt  in  der  aus- 
schliesslichen Betonung  der  deduktiven  Methode.  Die  aprioristische  Me- 
thode übersieht  das  treibende  Agens  der  sozialen  Bewegung,  übersieht 
den  angehäuften  Einfluss  der  vorhergehenden  auf  die  folgenden  Genera- 
tionen, ein  Einfluss,  welcher  zu  komplizirt  ist,  um  deduktiv  verfolgt  wer- 
den zu  können.  Jedes  Gebiet  des  sozialen  Lebens  unterliegt  der  Trans- 
formation, nicht  etwa  einer  willkürlichen,  sondern  einer  gesetzmässigen 
und  wenn  wir  eines  dieser  Gebiete  verstehen  wollen,  so  müssen  wir  diese 
Transformationen  studiereu,  indem  wir  jede  folgende  Form  in  Beziehung 
zu  den  vorhergehenden  und  gleichzeitigen  untersuchen.  In  der  That  exi- 
stirt  kein  wichtigeres  philosophisches  Theorem ,  als  dass  die  Xatur  jeder 
sozialen  Erscheinung  von  einiger  Komplexität  ohne  die  Geschichte  nicht 
verstanden  werden  kann.  Die  Gesetze  der  ökonomischen  Konstruktion 
und  Bewegung  der  Gesellschaft  werden  in  erster  Linie  durch  Beobach- 
tung gewonnen,  welche  zumeist  aus  der  Geschichte  geschöpft  und  durch 
die  Deduktion  verificirt  werden.  Für  die  Theorie,  wie  für  die  Praxis  ist 
die  Erforschung  der  historischen  Entwickelung  unentbehrlich.  Der  letzte 
Fehler,  der  der  absoluten  Formulirung  der  wissenschaftlichen  Ergebnisse, 
folgt  aus  der  aprioristischen,  uuhistorischen  Methode,  welche  die  geschicht- 
lichen Unterschiede  übersehend,  ihre  Resultate  auf  alle  Zustände  der  Ge- 
sellschaft, und  überhaupt  auf  alle  Gesellschaften  zu  beziehen  geneigt  ist. 
Sie  sieht  von  den  durch  Kultur,  Religion,  Nationalität,  Klima  etc.  gesetz- 
ten Unterschiede  ab  und  sucht  abstrakte,  allgemeine  Wahrheiten,  welche 
aber  dann  auch  zumeist,  wie  die  der  Mathematik,  formelle  "Wahrheiten 
sind.  Zu  demselben  Resultate  führte  auch  der  Umstand,  dass  diese  Wis- 
senschaft ein  allgemeines,  höchstes,  für  alle  Zeiten  und  Orte  maassgeben- 
des  Ideal  suchte,  anstatt  vorerst  mit  der  Erkenutniss  der  Thatsachen 
und  dann  mit  den  aus  diesen  sich  ergebenden  und  für  verschiedene  Zeiten 
und  Orte  unbedingt  verschiedenen  praktischen  Regeln  sich  zu  begnügen. 
Dabei  passirte  der  Wissenschaft  das  Malheur,  dass  man  als  dieses  Ideal 
und  als  diese  allgemeinen  Wahrheiten  das  betrachtete,  was  eigentlich  nur 
für  England,  und  auch  nur  für  das  heutige,  nach  dem  Prinzip  der  freien 
Konkurrenz  organisirte  England  wahr  ist.  In  Wahrheit  beruhen  aber  alle 
Theoreme  der  englischen  Schule  auf  der  Hypothese  einer  sozialen  Orga- 
nisation und  Entwickelung,  wie  sie  das  moderne  England  darbietet  und 
wo  diese  Supposition  nicht  erfüllt  ist,  dort  werden  auch  diese  Theoreme 
uns  häufig  im  Stich  lassen.  Auf  diesen  Fehler  der  unbedingten  Form  der 
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Enuuziatiou  wirtlischaftlicher  Lehrsätze  wurde  schon  häufig  hingewiesen, 
am  früliesten  auf  die  Unrichtigkeit  des  absoluten  laissez  faire.  Aus  alle- 
dem folgert  J.  jedoch  noch  durchaus  nicht ,  dass  Alles ,  was  die  herr- 
schende Schule  darbietet,  werthlos  sei.  Die  Aufgabe  der  Economisteu  be- 
steht gegenwärtig  darin,  die  bisher  errungenen  Wahrheiten  in  einem  zu- 
sammenhängendem Ganzen  zusammenzufassen,  die  Grundlinien  zu  konstrui- 
ren,  das  induktive  Material,  das  Geschichte  und  Statistik  bieten,  zu  verwer- 
then ,  und  die  Lehrsätze  in  engere  Beziehung  zu  den  allgemeinen  Lehren 
der  Soziologie  zu  bringen  *). 

Wir  wollen  hier  noch  schliesslich  das  neueste  Werk  Price's  berück- 
sichtigen ,  der  sich  im  ersten  Abschnitt  gleichfalls  mit  dem  gegenwärtigen 
Zustand  der  Wissenschaft  beschäftigt.  Auch  er  ist  mit  demselben  unzu- 
frieden, kommt  aber  zu  dem  höchst  unbegreiflichen  und  schon  zur  Genüge 
widerlegten  Schluss,  dass  die  Nationalökonomie  überhaupt  keine  Wissen- 
schaft sei  und  sich  damit  begnügen  müsse,  gemeinverständliche  Lehren  zu 
verbreiten ;  doch  hören  wir  ihn  selbst. 

Schon  die  Bezeichnung  der  Wissenschaft  soll  die  Abweichung  von 
den  bisherigen  Richtungen  kennzeichnen.  Price  nennt  seine  Wissenschaft 
„Practical  Political  Ecouomy";  er  will  damit  sagen,  dass  sie  eine  Wissen- 
schaft des  Alltagslebens  sei,  dass  sie  die  praktischen  Bedürfnisse  vor  Augen 
halten ,  sich  an  den  praktischen  Verstand  des  Volkes  wenden  solle ,  wäh- 
rend sie,  durch  Ricardo  namentlich,  eine  abstrakte,  gelehrte,  spitzfindige 
und  für  das  Volk  unverständliche  und  unnütze  Doktrin  wurde.  Die  poli- 
tische Oekonomie  findet  ihren  Gegenstand  im  praktischen  Leben,  Sie 
studirt  diesen  Gegenstand,  hebt  dessen  Wesenheiten  hervor,  erklärt  sie 
dem  gemeinen  Verstand  und  reinigt  denselben  von  den  Irrthümern  des 
Denkens  und  Handelns.  Sie  zeigt  uns,  was  die  Menschen ,  von  jeher  als 
vernünftig  betrachtet  und  gethan,  und  ist  überhaupt  nur  deshalb  ent- 
standen, weil  viele  unvernünftig  gehandelt  haben.  Und  weil  sie  eben 
gegen  die  alltäglichen  Irrthümer  ankämpft,  muss  sie  eine  Wissenschaft 
für  das  Volk  sein.  Der  Beweis  der  Wahrheit  dessen,  was  sie  lehrt,  liegt 
in  der  allgemeinen  Verständlichkeit..  Ihr  Publikum  sind  die  Arbeiter  auf 
dem  Felde  und  in  der  Fabrik,  der  Krämer  und  Grosshändler,  und  sie  muss 
deren  Sprache  sich  aneignen.  Schiesst  sie  über  dies  Ziel  hinaus,  so  hat 
sie  ihi'en  Beruf  verfehlt ;  sie  mag  dann  grübelnde  Denker  unterhalten,  aber 
sie  hört  auf  eine  Macht  zu  sein,  einen  Werth  zu  haben.  So  hat  auch  Adam 
Smith  die  Wissenschaft  aufgefasst :  seine  Erörterungen  dringen  in  das  Herz 
des  Alltagsmenschen.  Aber  seine  Nachfolger  waren  mit  dem  niedrigen 
Piedestal  nicht  zufrieden :  sie  wollten  daraus  eine  Wissenschaft  mit  wis- 
senschaftlicher Methode  machen:  sie  wurden  Lehrer  einer  grossen  Wis- 
senschaft ;  sie  sprachen  von  ökonomischen  Gesetzen ,  wie  der  Astronom 
vom  Gesetz  der  Gravitation,  der  Chemiker  von  dem  Gesetz  der  Wahlver- 
wandtschaft. Das  Bestreben  war  vollkommen  gerechtfertigt,  war  edel; 
aber  weder  die  Wissenschaft,  noch  das  praktische  Leben  haben  dabei  ge- 
wonnen und  die  Bedeutung,    und  der  Einüuss   der  Wissenschaft    hat   sehr 

1)  Im  Novemberheft  des  Nineteenth  Century  polemisirt  Lowe  gegen  Ingram  und 
schliesst  damit,  dass  er  die  unerschütterlichen  Resultate  der  alten  Wissenschaft  der  nebel- 
liaften  Zukunftswissenschaft  vorziehe. 
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stark  abgenommen.  Es  wagt  sich  Jeder,  abweichend  von  den  Lehren  der 
Nationalökonomie  zu  liandehi  und  seiner  eigenen  Einsicht  zu  folgen, 
während  Jeder  den  Lehren  des  Astronomen,  des  Chemikers,  des  Physi- 
kers Folge  leistet.  Soll  das  Ansehen  der  Nationalökonomie  nun  wieder 
hergestellt  werden,  so  muss  die  frühere  Art  und  Weise  verlassen  werden. 
Nun  sagt  man  aber  :  die  Nationalökonomie  ist  eine  Wissenschaft  und  muss 
als  solche  behandelt  werden.  Die  Frage  ist  also :  Ist  die  Nö.  eine  Wis- 
senschaft? Indem  Price  auf  die  Unbestimmtheit  der  Grundbegriffe  Gut, 
Produktion  etc.  hinweist,  kommt  er  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  National- 
ökonomie die  Anwendung  des  gesunden  Menschenverstandes  auf  alltägliche 
Erscheinungen  ist.  Hier  ist  nichts  von  einer  Wissenschaft,  nichts  von 
einem  Gesetz,  sondern  nur  Tendenzen  und  Gemeinplätze,  welche  aller  Welt 
zu  allen  Zeiten  bekannt  waren.  Und  diese  soll  die  Nationalökonomie  auch 
nicht  verlassen  um  in  chimärischen  Höhen  einherzuwandeln ,  wo  uns  nur 
Irrthümer  erwarten. 

Die  politische  Oekonomie  ist  keine  Wissenschaft  im  strengen  Sinne. 
Was  ist  sie  also  denn?  Sie  ist  eine  Untersuchung  über  die  allgemeinen 
Prozesse  der  Produktion  und  Distribution  der  Güter.  Sie  erörtert  die 
Natur  der  wirthschaftlicheu  Vorgänge,  sie  sammelt  ihre  Beobachtungen 
und  Erfahrungen  zu  einem  systematischen  Ganzen.  Ihre  Lehren  sind  in 
einem  Ganzen  methodischer  Kenntnisse  vereinigt,  welche  die  Hauptfakten 
und  Wesenheiten  der  wirthschaftlicheu  Prozesse  umfasst.  Produktion  und 
Distribution  von  Gütern  sind  Operationen  von  weitestem  Umfange  und 
komplizirter  Natur,  sie  können  aber  gruppirt  und  als  einheitliches  Gan- 
zes betrachtet  werden.  Hier  ist  aber  trotzdem  nichts  von  einer  eigent- 
lichen Wissenschaft,  keine  Deduktion,  schrittweise  vorwärts  schreitend  von 
den  obersten  Prinzipien,  noch  eine  induktive  Konstruktion  wirthschaft- 
licher  Gesetze.  Was  man  gewöhnlich  ökonomische  Gesetze  nennt,  hat 
weder  absoluten  noch  allgemeinen  Charakter.  Alan  findet  immer  Men- 
schen, welche  gegen  ihr  Interesse  handeln:  sie  weisen  tagtäglich  V erfah- 
rungsweisen zurück ,  welche  geeignet  sind ,  ihre  Arbeit  zu  erleichtern 
und  zu  verkürzen.  Die  Wahrheiten  der  Nationalökonomie  sind  Prozesse, 
welche  aller  Welt  bekannt  sind,  und  wenn  sie  auseinandergesetzt  wer- 
den, ruft  jeder  Hörer  aus,  das  schon  früher  gewusst  zu  haben.  Die 
entgegengesetzte  Pichtung  hat  dahin  geführt,  die  Autorität  der  National- 
ökonomie zu  untergraben.  Dass  dies  die  heutige  Stimmung  ist,  wird  all- 
gemein zugegeben.  Wir  kennen  nun  deren  Ursache  und  können  sie  ver- 
meiden. Die  allgemeinen  Wahrheiten  der  Nationalökonomie  werden  von  den 
zivilisirten  Völkern  nicht  zurückgewiesen,  aber  sie  beruhen  nicht  mehr 
auf  der  Autorität  der  Wissenschaft.  Man  perhorrescirt  es  nicht  mehr  von 
allgemein  gehaltenen  wirthschaftlicheu  Gesetzen  abzuweichen  und  der  Vor- 
wurf, diesen  Gesetzen  entgegenzuhandeln,  wird  heute  weniger  denn  je  be- 
achtet. Die  Meisten  fühlen,  dass,  was  sie  brauchen,  durch  ihren  eigenen 
Verstand  gefanden  werden  kann.  Ursache  dieser  Erscheinung  ist  die  Art 
der  Behandlung,  wie  sie  von  Ricardo  eingeführt  wird,  von  dem  gesagt 
wurde  „as  beginning  in  dry  principles,  and  going  with  unappreciated 
reasonnig  to  conclusions  that  are  as  dry",  von  Mill,  der  durch  seinen 
Vater,    den    altern  Mill,   und    Ricardo    selbst    diese  Behandlungsweise   der 
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AVissenschaft  schou  iu  den  frühesten  Jahren  einsog ,  fortgesetzt  und  auch 
von  neuem  Schriftstellern,  wie  Cairnes,  befolgt  wurde.  Der  Jargon  der 
Nationalökonomie  wurde  der  grossen  Masse  des  Volkes  immer  fremder, 
denn  sie  sprach  von  den  Dingen  des  alltäglichen  Lebens  ganz  anders, 
als  gewöhnliche  Alenschen,  und  so  ging  der  Nutzen,  den  die  National- 
ökonomie bieten  konnte,  verloren.  Hiergegen  giebt  es  nun  nur  eine  Ab- 
hilfe :  die  Nationalökonomie  muss  die  falsche  llichtung  verlassen ,  welche 
sie  seit  Ricardo  eingeschlagen  und  auf  den  Standpunkt  des  „Wealth  of 
Nations"  zurückkehren.  Sie  muss  ihren  Standpunkt  auch  insofern  ändern, 
als  die  beschränkte  Wichtigkeit  der  materiellen  Güter,  der  höhere  Rang 
andrer  Zielpunkte  der  menschlichen  Gesellschaft  nie  ignorirt  werden  darf. 
Erst  wenn  dies  geschieht,  wird  die  Nationalökonomie  ihre  grosse  Aufgabe 
erfüllen  können. 

Die  Resultate  der  weiteren  Abhandlungen  können  wir  in  Folgendem 
zusammenfassen.  Price  zeigt  die  grosse  Verschiedenheit,  welche  in  der 
Auffassung  des  Werthes  vorherrscht  und  endlich  dahin  führte,  dass  an- 
geblich Jevons  auf  den  Ausdruck  „Werth"  ganz  verzichten  wollte.  Nach 
einer  Kritik  der  älteren  Ansichten  findet  P. ,  dass  dem  Werth  ein  subjek- 
tives Gefühl  zu  Grunde  liege,  welches  denselben  beherrscht.  Die  Nütz- 
lichkeit des  Objekts,  in  dem  Gefühle  des  Subjekts  wiedergespiegelt,  giebt 
den  Werth.  (Every  utility  recognised  by  any  miud,  and  calling  up  a 
desire  for  its  possession,  brings  value  into  existence,  whatever  may  be 
thought  of  such  a  desire  in  respect  of  morality  or  ratiouality.)  Hieraus 
folgert  er  auch  die  Unmöglichkeit  eines  universellen  Werthmaassstabes,  als 
welcher  auch  die  Arbeit,  die  ja  selbst  verschieden  und  die  ja  auch  nicht 
das  alleinige  Produktionselement  der  Güter  ist,  nicht  betrachtet  werden 
kann.  Es  giebt  eben  nach  ihm  keinen  anderen  Grund  für  den  Werth,  als 
das  Gefühl  des  Begehrens  und  dieses  ist  seiner  Natur  nach  nicht  geeignet, 
einen  Maassstab  abzugeben.  —  Im  nächsten  Kapitel  beschäftigt  sich  P. 
mit  den  Begriffen  Tausch  und  Preis.  Auch  hier  zeigt  sich  seine  Anti- 
pathie ,  ja  wir  möchten  sagen ,  sein  Horror  gegen  jedes  wissenschaftliche 
Gesetz.  Wie  überall,  so  ist  es  auch  hier  namentlich  Mill,  mit  dem  er 
ein  Hühnchen  zu  pflücken  sucht.  Anknüpfend  daran,  dass  nach  Mill 
das  Gesetz  des  Preises  nur  im  Grossen  sich  bewährt,  im  Kleinhandel  und 
bei  Spezialfällen  aber  zahlreiche  Abweichungen  vorkommen,  leugnet  er 
überhaupt  den  Werth  solcher  Gesetze.  (The  pursuit  after  science  in  such 
regions  would  be  waste  of  time;  and  such  laws  pure  Imagination  S.  73.) 
Er  leugnet,  dass  Jedermann  stets  am  billigsten  Markt  zu  kaufen  trachte. 
(Men  will  not  uniformly  buy  in  the  cheapest  market.)  Dem  wirken 
zahlreiche  moralische  Faktoren  entgegen,  bei  deren  Ausserachtlassung  die 
Wissenschaft  auf  Sand  gebaut  ist,  da  sie  die  mannigfachen  Verhaltungsweisen 
der  Menschen  den  Gütern  gegenüber  nicht  zu  erklären  vermag.  (Moral 
forces  have  and  ought  to  have  power  to  influence  conduct  in  economical 
as  well  as  in  every  other  department  of  human  life.  The  graud  idea  of 
constructing  a  science  of  Political  Economy  on  a  law  of  human  nature, 
that  men  will  steadily  pursue  what  most  promotes  their  interest  through 
the  agency  of  competition,  rests  on  a  foundation  of  sand.  —  If  such  is 
its  vocation,  it  will  never  explain  the  manifold  diversities  of  human  con- 
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duct  with  rcspect  to  wcalth  S.  74.)  Ein  wissenschaftliches  Gesetz  über 
den  Preis  ist  unerfindlich,  und  es  lassen  sich  höchstens  Tendenzen  wahr- 
nehmen, welche  sich  bei  der  Gestaltung  der  Preise  geltend  machen. 
Solche  sind  die  Nützlichkeit,  die  Seltenheit  und  die  Schwierigkeit  des  Er- 
langens.  Nun  theilen  sich  die  Waaren  mit  Eücksicht  auf  den  Preis  in 
zwei  Klassen ,  solche  beschränkter  Quantität ,  bei  welchen  der  Preis  mit 
den  Produktionskosten  wenig  zusammenhängt,  und  solche,  welche  in  be- 
liebiger Quantität  hergestellt  werden  können  und  deren  Preis  durch  die 
Produktionskosten  bestimmt  wird.  Unter  Produktionskosten  versteht  er 
alle  für  die  Herstellung  gebrachten  Opfer.  Einige  Bemerkungen  über 
Nachfrage  und  Angebot  folgen,  und  das  Kapitel  schliesst  mit  dem  caeterum 
censeo :  Exchanges  and  their  conditions  cannot  be  reduced  to  scientific 
rule.  — ■  lieber  das  Kapital  finden  wir  wenig  Neues;  wichtig  halten  wir 
die  stärkere  Betonung  des  reproduktiven  Charakters  desselben ,  so  dass 
eigentlich  das  Wesen  des  Kapitals  in  der  reproduktiven  Natur  der  Kon- 
sumtion liegt.  Durch  Klarheit  zeichnet  sich  auch  die  Erörterung  über 
die  Kapitalskrisen  aus;  er  betont,  dass  allgemeine  Ueberproduktion  —  wie 
ja  auch  durch  andere,  namentlich  Say  (Theorie  des  debouches)  erörtert  — 
unmöglich  sei,  da  ja  die  Produktionkrisis  eben  darin  besteht,  dass  wäh- 
rend auf  einer  Seite  viel  produzirt  wird,  auf  der  andern  die  genügende 
Kauffähigkeit,  also  Produktivität  mangelt.  —  Was  Price  in  den  folgen- 
den Erörterungen  über  Kapital-  und  Unternehmungsgewi un,  über  Arbeits- 
lohn, über  Freihandel,  über  Trades-Unions  sagt,  ist  immer  klar  und  ge- 
meinverständlich, selten  neu,  manchmal  aber  unrichtig  und  hyperorthodox. 
Die  Analyse  des  Unternehmungsgewinnes  glauben  wir  loben  zu  dürfen, 
ebenso  die  Widerlegung  der  Wagesfundtheorie,  welche  übrigens  für  die 
deutsche  Wissenschaft,  namentlich  seit  Hermann,  nicht  von  Wichtig- 
keit ist.  Dagegen  scheint  uns  seine  Auffassung  der  Arbeit  als  Waare 
mit  seinem  Ausgangspunkte,  wonach  der  Arbeiter  der  Verkäufer  von  mo- 
ralischen Eigenschaften  ist,  nicht  ganz  konsequent.  Viel  Wahres  sagt  er 
über  die  gegenseitige  Abhängigkeit  von  Kapital  und  Arbeit ;  sehr  wichtig 
scheint  uns  der  Hinweis  auf  die  allgemeinen  wirthschaftlichen  Folgen  der 
Strikes.  welche  weit  über  die  Arbeiterkreise  hinausgreifen.  Von  der  He- 
bung des  Standard  of  life  erwartet  er  die  bedeutendsten  Folgen  für  die 
günstigere  Vertheilung  des  Nationaleinkommens.  Was  er  von  den  Trades- 
Unions  sagt,  ist  hinlänglich  bekannt  und  unsrer  Ansicht  nach  zu  orthodox. 
Die  Lösung  der  Arbeiterfrage  erwartet  er  von  dem  gegenseitigen  Ver- 
trauen und  guten  Willen  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber,  wobei  auch  die 
Geistlichkeit  eine  nützliche  Eolle  spielen  könne.  Den  Freihandel  ver- 
ehrt er  bis  zum  Extrem;  nach  ihm  ist  es  der  einzige  Punkt  der  National- 
ökonomie, welcher  vollständig  bewiesen  werden  kann.  Für  die  einschrän- 
kenden Bemerkungen  bekommt  Mi  11  auch  hier  wieder,  wie  überall,  wo 
nur  möglich  derbe  Hiebe.  Warum  nicht  auch  Smith  und  Cobden, 
welche  den  Freihandel  durchaus  nicht  als  Axiom  behandeln?  Bezüglich 
der  Eententheorie  widerlegt  er  die  Ansicht,  als  ob  dieselbe  ein  Produkt 
der  deduktiven  Forschungsweise  wäre,  und  dann  die  Ansicht,  als  ob  die- 
selbe —  wie  dies  Manchen  aus  Ricardo  zu  folgen  scheint  —  nur  das 
Resultat   der    relativen  Fruchtbarkeit   wäre:    die  Eente   ist    ein  Ergebniss 
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zahlreicher  Faktoren.  Auch  tritt  er  der  Mi  11 'sehen  Ansicht  entgegen,  als 
ob  dem  Grundbesitz  der  Charakter  eines  Monopols  zukäme.  Die  An- 
sichten Price's  bezüglich  Geld  und  Bankwesen,  welche  den  Inhalt  der 
letzten  drei  Kapitel  bilden ,  sind  bekannt. 

Wir  haben  der  Price'schen  Arbeit  hier  speziell  wegen  der  darin 
ausgesprochenen  Ansicht  über  den  unbefriedigenden  Zustand  der  herr- 
schenden Theorie  gedacht.  Die  positiven  Ergebnisse  derselben  können 
uns  aber  durchaus  nicht  befriedigen.  Er  fällt  vorerst  in  das  entgegen- 
gesetzte Extrem  der  frühern  Schule ,  indem  er  nirgends  Gesetze  zulassen 
will,  und  bis  zu  den  kleinsten  Details  des  Alltagslebens  niedersteigend, 
es  für  absolut  unmöglich  hält,  allgemeine  Theoreme  zu  gewinnen.  Die 
Nationalökonomie  müsste  sich  demnach  darauf  beschränken,  Alltagswahr- 
heiten zu  predigen ,  über  das  Sparen ,  das  Arbeiten  etc.  Uns  ist  diese 
Schlussfolgerung  des  geehrten  Professors  von  Oxford  ebenso  unerklärlich, 
wie  die  fortwährende  Nörgelei  an  Mi  11,  dessen  Leistung  gewiss  nicht 
unter  dem  Niveau  der  „Practical  political  Economy*'  steht.  Wir  vermissen 
bei  Price  den  rechten  wissenschaftlichen  Sinn;  gegen  die  Trefflichkeit 
mancher  praktischen  Apercus  haben  wir  keine  Bemerkung.  Der  Schluss 
aber,  die  Nationalökonomie  soll  darauf  verzichten,  eine  Wissenschaft  zu 
sein,  ist  ein  Paradoxon  und  uns  total  unverständlich. 

Blicken  wir  auf  die  obige  Skizze  zurück,  so  sehen  wir,  dass  die  Un- 
zufriedenheit mit  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Wissenschaft  eine  all- 
gemeine ist;  von  Price's  unbegreiflicher  Caprice  abgesehen,  herrscht 
auch  darüber  ziemliche  Uebereinstimmung ,  auf  welchem  Wege  die  Fort- 
bildung der  Wissenschaft  gesucht  werden  muss.  So  können  wir  denn, 
nachdem  am  Kontinent  im  Allgemeinen  schon  viel  früher  die  englische 
Wirthschaftstheorie  vielfach  eingeschränkt,  modifizirt  wurde,  und  jetzt 
auch  England  dieselbe  so  ziemlich  desavouirt,  sagen,  dass  in  der  That 
die  alte  Schule  als  überwunden  betrachtet  werden  kann.  Der  Kampf, 
welchen  in  erster  Keihe  der  neuzeitige  Sozialismus  in  seinen  verschiedenen 
Gestalten  und  mit  verschiedenen  Waffen  gegen  die  individualistische,  ab- 
solute Nationalökonomie  geführt,  hat  dahin  geführt,  dass  die  Wissenschaft, 
die  bisher  mit  Hartnäckigkeit  vertheidigten  Punkte  aufgegeben  und  festere 
Positionen  bezogen  hat.  Wir  werden  die  herrschende  Theorie  fernerhin 
nur  mit  dem  Beneficium  inventarii  übernehmen  und  weitergeben  und  Alles, 
was  in  derselben  irrig  und  unbrauchbar  ist,  ausscheiden;  wir  werden  uns 
fernerhin  jener  Methoden  bedienen,  welche  uns  allein  zu  positiven  Resul- 
taten führen  können  und  diesen  niemals  eine  weitere  Formulirung  geben, 
als  ihrem  wahren  Inhalte  entspricht;  wir  werden  endlich  bei  der  Grund- 
legung der  wirthschaftlichen  Doktrinen  nicht  jene  allgemeinen  Grundsätze 
vergessen,  welche  für  das  ganze  sittliche  Leben  des  Menschen  massgebend 
sind,  auch  jene  höchsten  Zielpunkte  nicht,  welche  einzig  und  allein  der 
jahrhundertelangen  Arbeit  der  Menschheit  würdig  sind.  Die  Bahn  der 
Forschung  ist  nun  wieder  einmal  überall,  wohin  wir  blicken,  frei  ge- 
worden und  die  Wissenschaft  wird  gewiss  häufig  Gelegenheit  haben ,  die 
Besultate  zu  verzeichnen ,  welche  die  neue  Bewegung  auf  einem  der  wich- 
tigsten Gebiete  der  Untersuchung  zu  Tage  fördern  wird. 

Dr.  B.  Weisz. 
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XIL 
Die  Wohlfahrts-Einriclitungen  der  deutsctien  Reichs-Post-  und  Te- 
legraphen-Verwaltung.    Berlin   1878.     70  SS. 

Der  Pariser  Kongress  für  Wohlfahrts-Einriohtungen.  17  SS.  Separat- 
Abdruck  aus  dem  Archiv  für  Post  uud  Telegraphie.  Nr.  16.  Jahrg. 
1878. 

Die  in  der  ersten  Schrift  gebotene  Uebersicht  fasst,  wie  es  in  der 
Einleitung  heisst,  „ausschliesslich  diejenigen  Wohlfahrtsanstalten  ins  Auge, 
welche  auf  der  Grundlage  gegenseitiger  Selbsthülfe  beruhen".  Sie  wünscht 
zu  veranschaulichen,  in  welchem  Umfange  innerhalb  des  Kreises  einer 
mehr  als  60,000  thätige  Mitglieder  zählenden  Berufsgemeinschaft  durch 
das  Prinzip  freiwilliger  Fürsorge  Wege  erschlossen  wurden,  welche  das 
Einzel-  nnd  Familienwohl  ihrer  Angehörigen  nachhaltig  fördern  helfen. 
Es  kommen  dabei  in  Betracht:  1.  die  Post- Armen-  bez.  Post -Unter- 
stützungskasse, zu  welcher  der  Grund  bereits  1711  gelegt  wurde.  2.  Die 
Post-Sterbekasse  seit  1826.  3.  Die  Organisation  des  Lebensversicherungs- 
wesens, welche  1867  in  Angriff  genommen  wurde.  4.  Ein  einheitliches, 
1872  eingerichtetes  System  von  Spar-  und  Vorschussvereinen.  5.  Eine 
besondere  Stiftung  von  1872  zur  Förderung  des  geistigen  und  materiellen 
Wohles :  die  Kaiser- Wilhelms-Stiftung  für  die  Angehörigen  der  Keichs-Post- 
und  Telegraphen-Verwaltung.  —  Hiermit  ist  die  Zahl  der  Wohlfahrtsein- 
richtungen für  die  Postbeamten  aber  keineswegs  geschlossen ,  denn  es 
treten  noch  die  von  Eeichswegen  getroffenen  hinzu  d.  i.  die  allgemeine 
Pensionskasse  und  die  Witwen-  und  Waisenkasse.  Diese  sowie  die  klei- 
neren Lokalverbände,  die  noch  existiren,   sind  hier  nicht  berücksichtigt. 

Schon  aus  dem  Gesagten  geht  die  'hohe  Bedeutung  des  für  Unter- 
stützung der  Postbeamten  Geleisteten  klar  hervor  und  das  Interesse,  wel- 
ches die  vorliegende  Schrift  bietet,  die  auf  wenig  Blättern  mit  vorzüg- 
licher Klarheit  die  Geschichte,  die  gegenwärtige  Organisation  uud  die 
Ptesultate  dieser  Institute  vorführt.  —  Ueberall  regt  sich  das  Streben  die 
Vorsorge  für  die  Zukunft  zu  erweitern  und  einer  Verarmung  der  vermö- 
genslosen „Arbeiter"  aller  Bildungsstufen  durch  Versicherung  und  billige 
Darlehn  zur  rechten  Zeit  vorzubeugen.  Man  weiss,  wie  schwer  es  ist 
grade  die  ärmere  Klasse  zur  Lebensversicherung  heranzuziehen ,  es  ist 
deshalb  nicht  hoch  genug  zu  veranschlagen,  dass  darauf  von  Seiten  der 
Postverwaltung  mit  Energie  hingearbeitet  werde.  Wir  legen  deshalb  den 
Hauptwerth  auf  die  beiden  neuesten  sub  3  und  4  angeführten  Schöpfungen 
des  jetzigen  genialen  Generalpostmeisters  Stephan,  die  in  kürzester  Frist 
einen  ausserordentlichen  Erfolg  erzielt  haben  (es  sind  in  7  Jahren  6,569 
Lebensversicherungen  über  15 ^/^j  Mill.  Mark  abgeschlossen.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  der  Spar-  und  Vorschussvereine  belief  sich  1877  auf  26,961, 
das  Vereinsvermögen  auf  3,8  Mill.  Die  Vorschüsse  betrugen  im  Jahre 
2,2  Mill.  Mk.,  die  Verwaltungskosten  355  Mk.)  und  beweisen,  wie  se- 
gensreich die  Staatsverwaltung  als  grösster  Arbeitsgeber  zu  wirken  und 
direkt  wie  indirekt  durch  ihr  Beispiel  zur  Lösung  der  sozialen  Frage 
beizutragen  vermag,  wenn  freilich  auch  zu  berücksichtigen  ist,   dass  kein 
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anderer  Verwaltungszwoig  einen  so  vortreffliclien  Apparat  zur  Unter- 
stützung der  Unternehmungen  aufzuweisen  hat  als  gerade  die  Post.  — 
"Wir  müssten  den  Inhalt  des  Schriftchens  vollständig  abdrucken ,  wollten 
wir  näher  auf  die  Einzelheiten  eingehen  und  verweisen  daher  besser  auf 
das  Original.  Eine  Frage  aber  drängt  sich  unwillkürlich  beim  Lesen  der 
Schrift  auf,  nämlich,  in  welchem  Verhältuiss  stehen  die  durch  jene  Ein- 
richtungen von  den  Beamten  beanspruchten  Beiträge  zu  ihrer  Besoldung, 
und  um  wie  viel  stehen  sie  sich  durch  diese  Kürzungen  während  ihrer 
Dienstleistung  schlechter  als  andere  Staats-  oder  Privatbeamte.  Unsere 
Gehalts-  und  Lohnstatistik  ist  noch  sehr  unzureichend.  Der  deutsche  Ge- 
neralpostmeister hat  schon  so  Ausserordentliches  auf  dem  statistischen 
Gebiete  geleistet  und  ist  den  anderen  Behörden  auch  hierin  so  bedeutend 
vorausgeeilt,  dass  wir  hoffen  dürfen,  er  werde  auch  hierauf  früher  oder 
später  eine  Antwort  ertheilen. 

Die  vorliegende  Brochüre  nimmt  aber  unsere  Aufmerksamkeit  noch 
weiter  in  Anspruch,  indem  sie  einen  Plan  zu  einem  Postsparkassensystem 
für  das  deutsche  Reich  bringt,  nach  welchem  die  Postbehörde  jetzt  nach 
langem  Bedenken  glaubt  das  seit  1861  in  England  segensreich  wirkende 
Institut  auf  deutschen  Boden  verpflanzen  zu  können.  Es  wird  ausführlich 
und  ausreichend  motivirt,  weshalb  bisher  hierauf  nicht  eingegangen  wurde, 
indem  man  zunächst  den  schon  in  Frankreich  gemachten  Versuch  nachahmen 
wollte  und  den  vorhandenen  Sparkassen  die  Postexpeditionen  des  Bezirks 
zur  Annahme  und  Auszahlung  von  Geldern  gegen  geringe  Gebühr  zur 
Disposition  stellte.  Nachdem  hier  aus  unglaublicher  Kurzsichtigkeit  gar 
nicht  und  auch  in  Frankreich  unzureichend  davon  Gebrauch  gemacht 
wurde,  ist  die  Aufnahme  des  englischen  Verfahrens  allerdings  in  hohem 
Maasse  erwünscht. 

Mit  Eecht  wird  in  der  Schrift  gesagt,  dass  das  Interesse  der  Spar- 
kassenvorstände mehr  auf  die  vortheilhafte  Unterbringung  der  Sparkassen- 
kapitalien als  auf  die  Anregung  zum  Sparen  im  Publikum  gerichtet  scheine. 
Wir  möchten  hinzufügen,  dass  zugleich  das  übertriebene  Streben  hervor- 
tritt grosse  Reservefonds  aufzuspeichern,  die  dann  nur  zu  häufig  in  einer 
Weise  zur  Verwendung  kommen,  durch  welche  der  vorzüglich  betheiligten 
Klasse  kein  Vortheil  der  ihr  entzogenen  Zinsen  gewährt  wurde,  z.  B. 
zum  Bau  eines  Kirchthurms  (Merseburg),  eines  Gymnasiums  (Jena)  etc.  — 
Die  Anlage  der  Spargelder  selbst  ist  gegenwärtig  in  den  Gemeinde-  und 
Kreis-Sparkassen  auch  nicht  der  Art,  dass  sie  den  Einlegern  selbst  vor- 
züglich zu  Gute  käme,  selbst  die  Anlage  in  kleinen  Hypotheken  ist  neuer- 
dings und  mit  Recht  sehr  eingeschränkt,  so  dass  auch  aus  diesem  Grunde 
eine  Rücksicht  auf  dieselben  nicht  zu  nehmen  ist.  Im  Gegentheil  kann 
ein  auf  dieselben  ausgeübter  Druck  sehr  erwünscht  wirken,  denn  sie  haben 
vielfach  einen  Charakter  angenommen,  der  ihrer  Natur  zuwider  ist,  in- 
dem sie  von  Leuten  mit  grösserem  Einkommen  wie  ein  gewöhnliches 
Bankinstitut  benutzt  werden ,  in  welche  sie  nicht  nur  die  kapitalisirten 
Beträge  einlegen ,  sondern  die  laufenden  Ueberschüsse ,  die  fortdauernd 
wieder  zurückgezogen  werden,  wodurch  die  ganze  Verwaltung  gewaltig 
erschwert  und  unsicher  gemacht  wird.  Wie  in  England  und  Italien  so 
wird  auch  in  Deutschland  die  Post  weit  ausschliesslicher  von  der  ärmeren 


Literatur.  351 

Bevölkerung  benutzt  werden  und  zwar  als  oigeutlichc  Sparkasse,  wo- 
durch viele  der  jetzt  bestehenden  Sparinstitute  überflüssig  werden  und 
das  sich  sonst  noch  daran  betheiligende  Publikum  zu  den  Bankgeschäften 
seine  Zuflucht  nehmen  und  den  weit  angemesseneren  Kontokurrentverkehr 
eröffnen  wird.  Alle  sonstigen  Punkte,  welche  dafür  und  dagegen  spre- 
chen, sind  in  der  Schrift  mit  Scliiirfe  und  Klarheit  behandelt.  Hoffen 
wir,  dass  das  Streben  der  lleichs-Post-Verwaltung  bei  dem  gesetzgebenden 
Körper  die  entsprechende  Würdigung  und  Unterstützung  findet.  Dem  in 
Eede  stehenden  Schriftchen  wünschen  wir  aber  die  weiteste  Verbreitung. 
In  der  zweiten  Brochüre  berichtet  der  Geh.  Oberpostrath  Dr.  Eis  eher 
über  den  internationalen  wissenschaftlichen  Kongress  für  Wohlfahrtsein- 
richtungen,  der  in  Paris  im  Juli  dieses  Jahres  abgehalten  wurde  und  für 
den  der  oben  besprochene  Bericht  ausgearbeitet  war,  Bemerkenswerth 
ist,  dass  von  den  Kongressmitgliedern  die  Gefahren  einer  allgemeinen 
Rückforderung  der  Spareinlagen  für  die  Postsparkasse  als  nicht  so  erheb- 
lich hingestellt  wurden,  als  sie  gewöhnlich  angenommen  werden,  wofür 
es  an  Belegen  aus  den  anderen  Ländern  nicht  fehlte.  Wir  erwähnen 
ferner,  dass  die  Stimmen  für  die  Nützlichkeit  der  Schulsparkassen  sich 
auf  Grund  der  Erfahrung  mehren ,  und  schliesslich ,  dass  wiederum  von 
verschiedenen  Seiten  darauf  aufmerksam  gemacht  wurde,  wie  sich  bei  den 
Genossenschaften  in  den  ausserdeutschen  Ländern  und  auch  bei  den  Spar- 
und  Vorschussvereinen  der  deutschen  Post-  und  Telegraphenbeamten  ein 
Bedürfniss  die  Solidarhaft  heran  zu  ziehen  nicht  herausgestellt  habe.  Der 
Bericht  giebt  ferner  eine  hübsche  TJebersicht  über  die  neueren  Schriften 
über  den  behandelten  Gegenstand,  welche  dem  Kongresse  vorgelegt  waren. 

J.  C. 
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Die  Altersklassen  der  Bevölkerung  Deutschlands. 

Seit  der  Einrichtung  gleichmässiger  Volkszählungen  im  deutschen 
Reich,  deren  bekanntlich  schon  zwei  —  1871  und  1875  —  stattfanden, 
und  der  Errichtung  des  vom  Eeichskanzleramte  ressortirenden  kaiserlichen 
statistischen  Amts,  das  die  Ergebnisse  der  Zählungen  aus  den  einzelnen  26 
Staaten  gleichmässig  verarbeitet,  fliesst  das  Material  zur  Volkskunde  Deutsch- 
lands und  zur  Vergleichung  der  einzelnen  Gebietstheile  weit  reicher  als 
früher;  und  mau  ist  für  diesen  Zweck  nicht  mehr  gänzlich  auf  das  zu- 
fällige Uebereinstimmen  der  Arbeiten  der  einzelnen  Staaten  bezw.  statisti- 
schen Zentralstellen  angewiesen;  wenn  gleich  das  Gebiet,  welches  bis  jetzt 
der  Reichsßtatistik  zugänglich  gemacht  ist,  ein  noch  recht  beschränktes 
blieb. 

Von  den  Arbeiten  des  kaiserlichen  statistischen  Amtes  wollen  wir  für 
dieses  Mal  an  die  im  Aprilheft  1878  der  Monatshefte  zur  Sta- 
tistik des  deutschen  Reichs  (Band  XXX  der  Statistik  des  deutschen 
Reichs)  erschienene  Veröfi'entlichung  über  die  1875er  Volkszählung  an- 
knüpfen. 

Es  ist  dies  der  zweite  Theil  der  Bearbeitung  dieser  Volkszählung; 
der  erste  erschien  im  Juliheft  1877  und  enthielt  (s.  darüber  auch  diese 
Jahrbücher  1877,  Bd.  XXIX  S.  265)  die  Nachweisungen  über  die  Volks- 
zahlen der  Staaten  und  Landestheile  überhaupt  und  nach  Geschlecht,  den 
Flächeninhalt,  die  Bevölkerungsdichtigkeit  (über  diese  in  den  einzelnen 
Kreisen  u.  s.  w.  ist  im  Märzheft  der  Stat.  des  d.  R.'s  1878  noch  eine  be- 
sondere Darstellung  nebst  Kartogramm  erschienen),  die  Haushaltungen, 
die  Bevölkerung  aller  Orte  von  2000  und  mehr  Einwohnern;  nebst  Rück- 
blicken auf  die  Volkszählungsperiode  1871/5.  Dieser  zweite  Theil  der 
1875er  Volkszählungsbearbeitung  behandelt  hauptsächlich  die  Altersver- 
hältnisse. 

Für  die  Darstellung  der  Altersverhältnisse  sind  dem  kaiserlichen  sta- 
tistischen Amte  über  die  Bevölkerung  der  Einzelstaaten  und  bei  den  grös- 
seren auch  der  Regierungsbezirke  von  den  betr.  statistischen  Bureaus  laut 
bundesräthlicher  Vorschrift  Nachweise  von  12  Altersklassen  für  jedes  Ge- 
schlecht, und  zwar  für  die  Civilbevölkerung  und  die  aktiven  Militärperso- 
nen, wie  auch  für  die  Inländer  und  Ausländer  gesondert  geliefert  worden. 
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Die  Altersklassen  sind  5jährige  bis  zu  30  Jahren,  lOjiihrige  von  da  bis 
zu  80  Jahren  und  die  80  Jahr  alten  resp.  1795  und  früher  Geborenen, 
d.h.  also  am  Zählungstermin  des  I.Dezember  1875  eigentlich  79'i/,2 
Jahre  alten  und  älteren  Personen,  wurden  in  einer  Klasse  zusammen  nach- 
gewiesen; während  für  die  Zählung  von  1871  Nachweise  über  den  Be- 
stand aller  einzelneu  Altersjahre  im  deutschen  lleich  vorliegen. 

Wir  greifen  aus  der  in  Rede  stehenden  Arbeit  einige  wichtige  Punkte 
heraus  und  fügen  einiges  Selbständige  hinzu. 

Am  1.  Dezember  1875  war  die  Bevölkerung  des  deutschen  Reichs 
ihren  Altersverhältnissen  nach  in  der  Weise  zusammengesetzt,  dass  von 
je  1000  der  42,826608  Einwohner  in  zehnjährigen  Altersklassen  folgende 
Summen  trafen,  wobei  des  Vergleichs  halber  die  entsprechenden  Zifi'era 
aus  Oesterreich,  Frankreich,  England,  als  grosser  europäischen  Länder 
mit  ähnlich  zuverlässigen  Volkszählungen  wie  die  unsrigen,  hinzugefügt 
werden : 


gehörten  von  1000  Personen  an 

in 

Den  Alters- 
klassen ' ) 

Deutschland 

Oesterreich 

Frankreich 

England  und 
Wales 

(I.Dez.  1875) 

(31.  Dez.  1869) 

(Mai  1872) 

(3.  Apr.  1871) 

0—10  Jahre 

246 

239 

184 

254 

10  voll  bis  20  Jahr 

197 

193 

172 

203 

20—30  Jahr 

159 

167 

160 

167 

30—40     „ 

134 

138 

139 

128 

40—50     „ 

103 

113 

125 

101 

50  —  60     „ 

84 

84 

104 

73 

60—70     „ 

51 

47 

72 

47 

70—80     „ 

21 

16 

36 

22 

80  und  mehr 

3,7 

2,8 

7,4 

5,6 

Man  sieht,  wie  bei  uns  fast  ^j^  der  Bevölkerung  aus  unter  lOjäh- 
rigen  Personen  besteht,  fast  ^/^  aus  Angehörigen  der  folgenden  zehnjährigen 
Altersklasse,  und  in  welchem  Maasse  die  Besetzung  der  Altersklassen  eine 
immer  schwächere  wird.  Wenn  wir  die  drei  anderen  Länder  damit  ver- 
gleichen, so  bemerken  wir,  dass  die  österreichische  Ziffernreihe  —  es  ist 
hier  nur  Oesterreich  diesseits  der  Leitha  genommen,  handelt  sich  also 
um  vorwiegend  deutsche  Bevölkerung  —  eine  ziemlich  ähnliche  ist,  auch 
diejenige  des  dritten  germanischen  Landes ,  Englands,  sich  wesentlich  nur 
durch  eine  etwas  stärkere  Vertretung  der  extremen  Altersklassen,  der 
jugendlichen  und  der  greisen  Personen,  von  der  Deutschen  unterscheidet, 
dass  aber  die  Alterszusammensetzung  der  französischen  Bevölkerung  eine 
wesentlich  andere  ist.  Hier  sind  die  beiden  ersten  Altersklassen  ganz 
auffallend  viel  niedriger   besetzt    als   in    allen    drei    anderen  Ländern,    die 


1)  Die  Personen  unermittolten  Alters  hier  nicht  berücksichtigt.  Die  absoluten  Zahlen 
für  Deutschland  s.  im  Aprilheft  der  Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  1878; 
für  Oesterreich  (ohne  Ungarn"),  Frankreich  und  England  in  Bd.  XIV  5.  VI  106  (Berlin 
1876)  der  Statistik  des  deutschen  Reichs. 
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dritte,  dio  der  20 — 30 Jährigen  ist  ebenso  stark  wie  bei  uns,  und  auch 
die  30 — 40 Jährigen  haben  noch  das  gleiche  Verhältniss,  so  dass  also  im 
vollkräftigsten  Alter  von  20  —  40  Jahren  Frankreich  und  Deutschland 
Tcrhältuissmässig  gleich  viel  Individuen  —  beider  Geschlechter  zusammen  — 
besitzen;  von  40  und  mehr  Jahren  an  aber  sind  die  französischen  Pro- 
zentsätze durchweg  höher.  Frankreich  hat  also  uns  gegenüber  eine  be- 
deutende Minderzahl  unter-20 Jähriger  und  eine  bedeutende  Mehrzahl  40 
und  mehr  Jähriger.  Im  produktivsten  Alter  von  20 — 50  Jahren  stehen 
bei  uns  396,  in  Frankreich  424,  in  Oesterreich  418,  in  England  ebenso 
viel  wie  bei  uns:  gleichfalls  396.  Indessen  muss  man  das  produktive 
Alter  theils  etwas  früher  beginnen,  theils  etwas  später  aufhören  lassen, 
wenn  man  einen  solchen  Vergleich  der  dem  Alter  nach  muthmasslich  pro- 
duktiven Bestandtheile  der  Bevölkerungen  anstellen  will.  Der  grösste 
Theil  der  Menschen  ist  ja  schon  geraume  Zeit  vor  dem  20.  Lebensjahre 
wirthschaftlich  thätig,  und  was  nach  dem  50.  Lebensjahre  an  Kräften  ab- 
geht, das  wird  noch  geraume  Zeit  nachher  durch  Erfahrung  ersetzt.  Es  ist 
schwer  zu  bestimmen  uud  man  hat  sich  noch  nicht  darüber  geeinigt,  welche 
Altersjahre  man  als  die  produktiven  ansehen  solle,  auf  denen  der  Volkswohl- 
stand beruht,  und  denen  man  die  noch  nicht  und  die  nicht  mehr  produktiven 
entgegen  zu  setzen  hat.  Es  ist  zwar  weit,  aber,  wir  glauben,  nicht  übel 
gegriffen,  wenn  man  als  produktive  Jahre  die  von  15  voll  bis  zu  70 
bezeichnet.  Man  hat  nämlich  damit  wenigstens  alle  diejenigen  Jahre  mit 
umfasst,  in  denen  durchschnittlich  wenigstens  noch  resp.  schon  halbe  Pro- 
duktivität anzunehmen  ist.  Die  15 — 20jährigen  Personen  sind  noch  her- 
anwachsende und  lernende  aber  doch  zumeist  schon  erwerbsthätige ,  die 
Personen  etwa  von  60  Jahren  an  sind  zwar  jedenfalls  schon  im  abneh- 
menden Stadium  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit,  aber  sie  sind  doch  theils 
noch  selbst  thätig  theils  sind  ihre  geistigen  Kräfte,  ist  ihre  Theilnahme 
am  Leben  noch  solche,  dass  sie  noch  wirthschaftlich  mit  nutzen  und  nicht 
bloss  wie  die  Kinder  zu  Lasten  des  Volkswohlstandes  stehen.  Vom  70'^" 
Jahre  an,  und  vor  dem  15.  dürfte  letzteres  aber  durchaus  der  Fall  sein. 
Wir  sprechen  natürlich  hier  nur  von  der  Regel,  vom  Grossen  Ganzen, 
und  beschäftigen  uns  ja  nur  mit  der  Produktivität  nach  dem  Merkmal 
des  Alters.  Wir  kümmern  uns  hier  weder  um  die  Modifikationen,  welche 
durch  die  andern  natürlichen  resp.  körperlichen  Verhältnisse  —  Krank- 
heiten des  Geistes  und  Leibes  —  noch  durch  die  sozialen  Verhältnisse  — 
Möglichkeit  des  Erwerbes  ohne  eigentlich  produktive  Thätigkeit,  nur  auf 
Grund  von  Besitz  —  entstehen.  Die  Statistik  hat  diese  Modifikationen 
theils  noch  gar  nicht  oder  nur  ganz  unvollkommen  erfasst,  theils  wird 
sie  es  vollständig  nie  können. 

Wenn  wir  also  nun  die  produktiven  und  unproduktiven  Jahre  in  der 
angegebenen  Weise  gruppiren  d.  h.  die  Grenze  bei  15  und  bei  70  Jahren 
ziehen,  so  erhalten  wir  folgendes  Bild: 


Von  je  1000 

Personen  standen  zur  Zeit 

der  letzten  Volkszählungen 

im  Alter  von 

in 
Deutschland 

in 
Oesterreich 

338 

643 

19 

in 
Frankreich 

in 
England 

unter  15 

15—70 

70  u.  mehr 

348 

626 

26 

271 

686 

43 

361 
611 

28 
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Danach  hat  Fraukrcich  die  meisteu  produktiven  Porsouen,  dann  kommt 
Oesterreich,  dann  Deutschland,  ;juletzt  England.  In  Frankreich  sind  die 
wenigsten,  in  England  die  meisten  Kinder  zu  ernähren,  in  Frankreich 
die  meisteu,  in  England  die  wenigsten  Greise.  Deutschland  steht  also  im 
lleichthum  an  produktiven  Kräften  —  nach  dieser  Umschreibung  dersel- 
ben —  gegen  Fi-ankreich  bedeutend,  gegen  Oesterreich  um  Einiges  zurück, 
ist  aber  England  gegenüber  in  diesem  Punkte  etwas  im  Vorthcil. 

Es  lässt  sich  nun  aber  vermuthen,  dass  sich  innerhalb  des  deutschen 
Reichs  hinsichtlich  der  Alterszusammensetzung  der  Bevölkerung  bedeu- 
tende Unterschiede  finden ;  und  das  ist  denn  auch  in  der  That  so. 

Im  genannten  April-Heft  der  deutschen  Ileichs-Statistik  finden  sich 
für  alle  Staaten  und  die  Bezirke  der  grösseren  nicht  nur  die  absoluten, 
sondern  auch  die  relativen  Zahlen  der  Altersklassen  berechnet;  und  für 
das  speziellere  Studium  verweisen  wir  auf  diese  Veröffentlichung.  Hier 
wollen  wir  uns  begnügen  die  Unterschiede  für  die  grossen  Gebietsgruppen 
hervorzuheben ,  die  vom  statistischen  Amt  für  die  Zwecke  der  Bevölke- 
rungsstatistik aus  den  territorialen  Abschnitten ,  für  welche  es  seine  ]Nach- 
weise  empfängt,  zusammengelegt  sind,  und  deren  wir  schon  im  vorigen 
Jahrgang  dieser  Zeitschrift  a.  a.  0.  Erwähnung  thaten.  Dieselben  sind  so 
zusammengesetzt,  dass  sie,  nach  Möglichkeit  an  Volkszahl  gleichmässig 
grosse,  geographisch  zusammengehörige  Gebiete  repräsentiren.  Dass  die 
Grossstadt  Berlin  mit  ihrer  Million  Einwohner  selbständig  herausgehoben 
ist,  rechtfertigt  sich  von  selbst;  ebenso  dass  in  den  grossen  Gruppen  noch 
die  polnischen  Laudestheile  und  die  8  zusammengehörigen  Thüringischen 
Staaten  besonders  kenntlich  gemacht  sind.  Für  die  13  Gruppen  gestaltet 
sich  also  die  Zusammensetzung  nach  jenen  drei  Alters-Kategorien  folgen- 
dermassen:     (S.  Tabelle  auf  der  folgenden  Seite.) 

Man  sieht  hier  ganz  gewaltige  Unterschiede  in  der  Alterszusammen- 
setzung der  Bevölkerung  des  Reichs.  In  der  Spalte  der  Kinder  fallen  als 
vor  allen  durch  Kinderreichthum  hervorragend  die  polnischen  Laudes- 
theile: die  Provinz  Posen  und  der  Bezirk  Oppeln  auf,  und  nächst  diesen 
beiden  die  mit  vielen  slavischen  Elementen  durchsetzte  Bevölkerung  der 
Provinz  Preussen.  Diese  selben  drei  Bezirke  sind  es  dann  auch,  die  am 
schwächsten  mit  Personen  im  produktiven  Alter  ausgestattet  sind,  so  dass 
—  wie  die  letzten  beiden  Spalten  der  Tabelle  zeigen ,  in  Posen  707 ,  in 
Oppeln  687,  in  Preussen  646  Personen  unproduktiveu  Alters  von  je  1000 
Produktiven  versorgt  werden  müssen,  während  im  rechtsrheinischen  Bayern 
dieselbe  Zahl  Produktiver  nur  für  535  Kinder  und  Greise  zu  sorgen  hat. 
Es  sind  das  ganz  merkwürdige  Unterschiede ,  die  zum  Theil  wohl  aus 
Stammes -Eigenthümlichkeiten  erklärt  werden  müssen.  Hierin  wird  mau 
ganz  besonders  bestärkt,  wenn  man  den  polnischen  Landestheilen  die  be- 
nachbarten deutscheu  gegenüberhält.  Pommern  und  Brandenburg  (ohne 
Berlin) ,  wesentlich  gleichfalls  landwirthschaftliche  Gebiete  ohne  entwickelte 
Industrie ,  mit  ähnlichen  landwirthschaftlichen  Besitzverhältnissen ,  auf 
ähnlicher  —  gegen  Süd-  und  West-Deutschland  unstreitig  niedrigerer  — 
Kulturstufe  wie  Preussen,  Posen  und  Oppeln  haben  doch  eine  ganz  ver- 
schiedene Zusammensetzung  der  Bevölkerung  nach  dem  Alter. 
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Volkszählung  vom  1.  Dezember  1875. 

Von   1000  der  Bevöl- 
kerung gehörten  an 
der  Gruppe  des 

Auf  1000  pro- 
duktive Per- 
sonen kamen 

Gebietsgruppen 

Kindes- 

unter 
15  J. 

produk- 
tiven 

Alters 
15—70  J. 

üreisen- 

Uber 
70  J. 

Kinder 

greise 
Personen 

I.  Stadt  Berlin 

266 

719 

15 

370 

20 

II,  Provinzen  Ost-  und  West-Preussen 

371 

608 

21 

611 

35 

III.  Provinz   Pommern,    Schleswig -Hol- 
stein,  beide  Mecklenburg,  Pürsten- 
thum  Lübeck,    Staaten  Lübeck  und 
Hamburg 

347 

623 

30 

557 

48 

IV.  a.  Provinz  Brandenburg  ohne  Berlin 

b.         „       Posen 

Zusammen  Gruppe  IV. 
(Brandenburg  —  Posen) 

346 
393 
366 

628 
586 
610 

26 
21 
24 

551 
671 
600 

42 
36 
39 

V.  a.  Reg.-Bez.  Oppeln 

b.      „       „     Breslau  und  Liegnitz  . 

Zusammen  V. 

(Provinz  Schlesien) 

387 
337 
355 

593 
635 
620 

20 
28 
25 

654 
530 
572 

33 

44 
40 

VI.  a.  Königreich  Sachsen 

b.  Die   8  Thüringischen  Staaten 

Zusammen  VL 

(sächsisch-thüringische) 

350 
350 
350 

628 
622 
627 

22 
28 
23 

557 
563 
559 

35 
45 
37 

VII.  Prov.  Sachsen  ,  Landdr.  Hildesheim, 
Braunschweig,  Anhalt 

350 

624 

26 

562 

41 

VIII.  Prov.    Hannover    ohne    Hildesheim, 
Reg. -Bezirk  Münster,    Herzogthum 
Oldenburg,  Bremen 

339 

631 

30 

538 

47 

IX.  Ilheinprovinz ,    Reg.-Bez.  Arnsberg, 
Fürstenthum  Birkenfeld      .... 

362 

616 

22 

588 

36 

X.  Prov.  Hessen  -  Nassau ,  Reg.  -  Bezirk 
Minden,  Grossherz.  Hessen,  Waldeck, 
beide  Lippe 

356 

620 

24 

574 

39 

XL  Bayern  rechts  des  Rheins       .     .     . 

318 

651 

31 

488 

47 

XII.  Württemberg,  Baden,  Hohenzollern 

346 

626 

28 

553 

44 

XIII.  Rheinpfalz  und  Elsass-Lothringen    . 

338 

628 

34 

538 

53 

Deutsches  Reich 

348 

626 

26 

557 

41 
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Dass  aber  auch  die  sozialen  resp.  wirthschaftlichcn  Zustünde  einen 
wesentlichen  Antheil  an  der  Altersklassen  -  Zusammensetzung  haben  lehrt 
uns  ein  Blick  auf  die  Gruppe  I:  Berlin.  Hier  haben  lOüO  Produktive 
für  nur  390  unproduktive  Personen  zu  sorgen,  im  umgebenden  Branden- 
burg dagegen  für  593.  Die  wirthschaftliche  Eigenthüralichkeit  der  Uross- 
stadt  spiegelt  sich  in  diesem  Zahlenverhältnisse  ab.  In  den  Grossstüdten, 
die  für  die  produktive  Bevölkerung  eine  besondere  Anziehungskraft  bieten, 
die  Kindersterblichkeit  befördern,  dem  Greisenalter  keine  besonders  an- 
ziehende Stätte  zum  ruhigen  Genuss  des  Lebensabends  bieten,  wird  sich 
das  numerische  Verhältniss  der  Altersklassen  für  die  produktiven  Alters- 
jahre stets  besonders  günstig  gestalten.  Es  dürfte  sich  verlohnen ,  diesen 
Punkt  näher  zu  illustriren,  und  wir  haben  deshalb  die  Verhültuisszahleu 
nach  den  bisher  betrachteten  Altersklassen  resp.  Kategorieen  für  9  der 
grossesten  deutschen  Städte,  aus  denen  die  bez.  Resultate  für  die  letzte 
Volkszählung  bereits  veröffentlicht  sind,  in  entsprechender  Berechnungs- 
weise hier  neben  einander  und  neben  die  Zahlen  für  das  deutsche  Keich 
gestellt.     Das  ergiebt  folgende  Ziffernreihen : 


Von 

1000  Personen  gehörten  am  1.  Deze 

mber  1875 

Alters- 
Klassen 

den  nebenstehenden  Altersklassen  an 
Gross-Städten  i) 

in  den 

Im  deut- 
schen 

Berlin 

Breslau 

Dres- 
den 

Mün- 
chen 

Köln 

Leipzig 

Königs- 
berg in 
Fr. 

Hanno- 
ver 

Frank- 
furt 
a.]M. 

lleich 

unter  0— 10  J. 

196 

202 

171 

154 

197 

181 

182 

188 

168 

246 

10  voll— 20 

167 

183 

190 

151 

188 

205 

187 

192 

178 

197 

20—30 

261 

220 

259 

241 

240 

261 

231 

275 

265 

159 

30—40 

173 

161 

147 

167 

147 

144 

147 

141 

170 

134 

40—50 

97 

105 

100 

122 

93 

92 

107 

91 

98 

103 

50—60 

62 

73 

73 

87 

75 

68 

83 

63 

65 

84 

60—70 

29 

36 

39 

53 

41 

34 

41 

32 

37 

51 

70—80 

12 

14 

16 

21 

16 

12 

17 

16 

15 

21 

80  u.  mehr 
Alter  unermitt. 

1,9 

0,9 

2,2 
2,9 

2,9 
2,3 

3,6 
0,3 

3,1 
0,3 

1,9 

0,5 

3,6 
1,4 

2,5 
0,3 

2,2 
2,1 

3,7 

1,1 

unter  15  Jahr. 

266 

279 

259 

218 

278 

257 

270 

264 

233 

348 

15—70 

719 

703 

722 

758 

702 

729 

709 

718 

750 

626 

70  u.  mehr 

15 

18 

19 

24 

20 

14 

21 

18 

17 

26 

Unter  den  zehnjährigen  Altersklassen  fällt  hier  besonders  die  in  allen 
Grossstädten  besonders  starke  Vertretung  derjenigen  von  20  —  30  Jahren 
auf,    zu  welchen  das  Militär   und  ein  sehr  grosser  Theil    der  Dienstboten 


1)  Die  Daten  für  die  Städte  Köln,  Königsberg,  Hannover  aus  dem  XXXIX. 
Heft  der  ,,Preussische  Statistik",  —  für  Frankfurt  a./M.  aus  , .Beiträge  zur  Statistik 
der  Stadt  Frankf.  a./M."  HI.  Bd.  2.  Hft.  Frankf.  1877,  —  für  B  r  es  lau  aus  Breslauer 
Statistik  1.  Serie,  Br.  1877,  —  für  Leipzig  aus  dem  XI.  Heft  der  Mittheilungen  des 
Statist.  Bureaus  der  Stadt  Leipzig,  Leipzig  1877,  —  für  D  r  esd  e  n  aus  Heft  IVa  der 
Mittheilungen  des  statist.  Bureaus  der  Stadt  Dresden,  Dresden  1877,  —  für  München 
aus  Mittheilungen  des  statist.  Bur.  der  Stadt  München ,  II.  Bd.  Heft  1  u.  2  ,  München 
1877,  —  für  Berlin  aus  der  Statistik  des  deutschen  Reichs,  Aprilheft  1878. 
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gehört;  auch  die  Klasse  30  —  40  ist  noch  überall  stärker  vertreten  wie 
im  Durchschnitt  des  Eeichs;  bei  40 — 50  sind  die  Differenzen  jedoch  schon 
nicht  mehr  so  bedeutend;  und  wenn  wir  bei  München  122  ^j^^^  sehen  gegen 
103  "^/q^,  im  ganzen  Eeich,  so  müssen  wir  bedenken,  dass  in  Bayern  rechts 
des  Rheins  diese  Altersklasse  überhaupt  yerhältnissmässig  stark,  nämlich 
mit  114  besetzt  ist.  Eigentlich  muss  man  ja  diese  Grossstädte  mit  den 
grösseren  Gebietsgruppen,  zu  denen  sie  gehören,  vergleichen,  welche  auf 
ihre  Altersklassen-Verhältnisse  jedenfalls  wesentlichen  EinHuss  üben.  Wir 
wollten  nur  hier  keine  zu  komplizirten  und  schwerfalligen  Tabellen  vor- 
führen. Die  drei  Eeihen  der  Ziffern  von  0 — 15,  15 — 70,  70  und  mehr 
können  ohne  Weiteres  mit  den  oben  gegebeneu  der  zugehörigen  Gebiets- 
gruppen verglichen  werden;  man  wird  auch  ihnen  gegenüber  in  den  Gross - 
Städten  überall  das  Verhältniss  in  hohem  Maasse  zu  Gunsten  der  produk- 
tiven Alterskategorie  gestaltet  finden. 

Wir  haben  nun  bis  jetzt  nur  von  den  Altersverhältnisseu  der  Be- 
völkerung im  Ganzen  gesprochen.  Es  ist  bekannt,  dass  dieselben  für  die 
beiden  Geschlechter  wesentlich  verschieden  sind.  Untersuchen  wir  diesen 
Punkt  für  dieselben  Altersabtheilungen  und  territorialen  Abschnitte  wie 
für  die  Bevölkerung  im  Ganzen;  und  zwar  wollen  wir  uns  sofort  des  ein- 
fachsten und  anschaulichsten  Ausdruckes  bedienen  der  für  den  ziffermäs- 
sigen  Antheil  der  beiden  Geschlechter  in  der  Bevölkerung  gefunden  werden 
kann,  nämlich  eine  wie  grosse  Anzahl  des  einen  auf  das  andere  Geschlecht 
kommt.  Zunächst  nehmen  wir  wieder  den  Vergleich  Deutschlands  mit 
jenen  drei  anderen  Ländern: 


In  den  Al- 

kamen auf  1000  männliche  Personen  weibliche  in 

tersklassen 

Deutschland 

Oesterreich 

Frankreich 

England  und 
Wales 

(1.  Dezbr.   1875) 

(31.  Dez.  1869) 

(Mai  1872) 

(3.  April  1871) 

0—10  J. 

998 

1014 

973 

1001 

10  voll  — 20 

1004 

1021 

978 

997 

20—30 

1054 

1061 

1063 

1109 

30—40 

1046 

1074 

991 

1092 

40—50 

1052 

1089 

996 

1081 

50—60 

1081 

1033 

1008 

1074 

60—70 

1114 

1022 

1033 

1128 

70—80 

1136 

975 

1092 

1181 

80  u.  mehr 

1207 

1064 

1368 

1403 

unter   15 

997 

1007 

971 

997 

15—70 

1054 

1061 

1015 

1082 

70  u.  mehr 

1132 

988 

1134 

1222 

überhaupt 

1036 

1041 

1008 

1054 

Mi  sc  eile  11.  359 

Der  Vergleich  führt  hier  auf  eiaigermassen  erstauuliche  Verhältnisse. 
In  der  deutschen  ZifFernreihe  kommt  allerdings  die  bekannte  Kegel,  dass 
die  Bevölkerung  mit  einem  Kuabeuüberschuss  beginnt,  und  allraälig  der 
weibliche  Theil  immer  stärker  wird,  zu  ganz  getreuen  Ausdruck.  Nur 
die  Altersklasse  20 — 30  macht  insofern  eine  Ausnahme  als  hier  der  Wei- 
bcriiberschuss  schon  stärker  ist  als  in  der  nächstfolgenden  zehnjähiigen. 
Da  die  Zählung  1875  Statt  fand,  mag  hier  wohl  der  französische  Krieg 
seine  Konsequenzen  zeigen ,  der  während  seiner  Dauer  und  auch  noch 
kurz  nachher  durch  Krankheiten  diese  Altersklasse  stark  afficirte  und 
dadurch  verhältnissmässig  viel  männlichen  Mitgliedern  dei'selben  das  Leben 
kostete  und  so  dem  weiblichen  Geschk'cht  ein  grösseres  numerisches  Ueber- 
ge^\-icht  verschaffte.  Im  Uebrigen  geht  die  Keihe  ganz  schön  regelmässig 
zu  Gunsten  des  weiblichen  Geschlechts  herauf.  Dasselbe  ist  bei  Frank- 
reich der  Fall,  wo  gleichfalls  nur  die  Altersklasse  20 — 30,  und  jedenfalls 
aus  demselben  Grunde  wie  bei  uns,  die  Stufenleiter  unterbricht.  Merk- 
würdig ist  aber  dabei ,  dass  hier  im  Ganzen  das  weibliche  Geschlecht  viel 
schwächer  verti'eteu  ist  dem  männlichen  gegenüber  wie  in  Deutschland, 
so  dass  für  die  Bevölkerung  überhaupt  sich  fast  die  gleiche  Zahl  von 
männlichen  und  weiblichen  Personen  ergiebt,  während  die  letzteren  doch 
in  den  anderen  drei  Staaten  nicht  unbedeutend  überwiegen.  In  England 
und  Oesterreich  beginnt  das  weibliche  üebergewicht  sogar  schon  mit  dem 
ersten  Jahi-zehnt,  und  tritt  in  England  nur  in  der  Altersklasse  10 — 20,  in 
Oesterreich  merkwürdiger  Weise  in  der  Altersklasse  70 — 80  nicht  auf. 
In  Oesterreich  erscheinen  überhaupt  nicht  die  höchsten,  sondern  die  mitt- 
leren Altersklassen  (30 — 50)  mit  dem  grössten  weiblichen  Üebergewicht. 
Ob  hier  die  Kriege  Oesterreichs  mit  Deutschland  und  Italien  zur  Erklä- 
rung herbeizuziehen  sein  oder  woher  sonst  diese  Abweichungen  stammen 
mögen,  sind  wir  anzugeben  nicht  in  der  Lage.  In  Unterschieden  in  dem 
Verhältniss  der  Knaben-  und  Mädchengeburten  bei  den  den  Altersklassen 
entsprechenden  Geburtsj  ahr  es- Klassen  ist  die  Erklärung  keinesfalls  zu 
suchen,  dasselbe  ist  bekanntlich  sehr  konstant  zu  Gunsten  der  Knaben; 
die  Auswanderungen  und  Einwanderungen  bewirken  allerdings  Verschie- 
bungen im  Zahlenverhältniss  der  Geschlechter,  da  jedoch  die  Fortzüge  zum 
guten  Theil  durch  Zuzüge  wieder  gedeckt  werden,  die  sich  nach  Alters- 
klassen und  Geschlecht  ähnlieh  zusammensetzen,  kann  dieser  Einfluss  nicht 
sehr  bedeutend  sein;  der  hauptsächliche  Grund  für  diese  Verschiebungen 
des  Zahlenverhältnisses  der  Geschlechter  liegt  wohl  in  der  Verschieden- 
heit der  Sterblichkeit  derselben,  für  welche  die  tiefere  Begründung  in 
den  sozialen  Verhältnissen,  im  geschichtlichen  Gange  des  Volkslebens 
gesucht  werden  muss;  keineswegs  in  einer  naturgesetzlich  verschiedenen 
Sterblichkeit.  Der  Mangel  einer  genügenden  Statistik  der  Sterblichkeit 
nach  dem  Alter  für  die  beiden  Geschlechter  hindert  daran,  dies  genauer 
zu  verfolgen. 

Wenn  wir  nun  wieder  unseren  Blick  auf  Deutschland  beschränken 
und  dessen  Gebietsgruppen  in  den  drei  vorhin  dabei  betrachteten  Alters- 
kategorieen  untersuchen,  so  kommen  wir  zu  folgenden  Ziffern: 
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Auf  1000  männliche 

kamen  weibliche  Per- 

Auf 1000 

Volkszählung  vom   1.  Dezember  1875. 

sonen  in  der  Alters- 

Auf 1000 

produktive 

gruppe  des 

männliche 
Personen  ka- 
men weibliche 

überhaupt 

miinnliche 
kamen  weib- 
liche Perso- 
nen. Knaben 
und   Greise 

Gebietsgruppen 

Kindes- 

(unter 
15  J.) 

produk-    (jreiseH- 
tiven 

Alters 

(15—70    (70  und 
J.)        mehr  J.) 

T.  Stadt  Berlin 

1015 

971 

1783 

991 

1740 

11.  Prov.  Ost-  und  West-Preussen 

993 

1104 

1356 

1066 

2463 

III.  Prov.    Pommern,    Schleswig- 

Holstein,  beide  Mecklenburg, 

Fürstenthum  Lübeck,  Staaten 

Lübeck  und  Hamburg 

978 

1047 

1196 

1026 

2283 

IV.  a.  Provinz  Brandenburg  ohne 

Berlin 

984 

1015 

1362 

1012 

2208 

b.  Provinz  Posen      .... 

991 

1125 

1347 

1074 

2627 

Zusammen  Gruppe  IV. 

987 

1058 

1356 

1038 

2374 

(Brandenburg -Posen) 

V.  a.  Eeg.-Bezirk  Oppeln  . 

1005 

1130 

1196 

1081 

2594 

b.      „         „        Breslau  und 

Liegnitz 

1007 

1145 

1264 

IIOO 

2377 

Zusammen  V. 

1006  1 1140 

1244 

1093 

2452 

(Provinz  Schlesien) 

i 

VI.  a.  Königi-eich  Sachsen  .      .      . 

1014 i  1049 

1283 

1041 

2262 

b.  Die  8  Thüring.  Staaten      . 

1000 

1083 

1054 

1052 

2349 

Zusammen  VI. 

1010 

1059 

1201 

1045 

2286 

(sächsisch-thüringische) 

VII.  Prov.    Sachsen ,    Landdr.  Hil- 

1 

desheim,  Braunschweig,  Anhalt 

983 

1040 i  1096 

1021 

2271 

VTTI.  Prov.  Hannover  ohne  Hildes- 

heim, B.eg.-Bez.  Münster,  Her- 

zogth.  Oldenburg,  Bremen 

978 

1009 

1014 

999 

2184 

IX.  Rheinprovinz,  Reg.-Bez.  Arns- 

berg, Fürstenth.  Birkenfeld    . 

983 

964 

1022 

972 

2190 

X.  Prov.  Hessen  -  Nassau ,    Eeg.- 

Bezirk  Miiiden,  Grossherzogtb. 

Hessen,  Waldeck,  beide  Lippe 

985 

1065 

985 

1034 

2331 

XL  Bayern  rechts  des  Rheins 

1027 

1058 

1081 

1049 

2159 

Xn.  Württemberg,  Baden,  Hoben- 

zoUern  

1027 

1089 

990 

1064 

2336 

XIII.  Rheiupfalz    und  Elsass- Loth- 

ringen     

1000 

1083 

1071 

1054 

2315 

Deutsches  Reich 

997 

1054 

1132 

1036 

2282 

Wir  finden  auch  hier  die  merkwürdige 
einander  gelegenen  Gruppen,    VIII   und  IX, 


Thatsache,  dass  in  zwei  neben 
das  weibliche  Geschlecht,  wie 
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in  Frankreich,  der  Zahl  nach  fast  gleich  dem  männlichen  ist;  ja  hier  ist 
sogar  ein  Uebergewicht  des  männlichen   zu  konstatiren. 

Die  letzte,  fünfte  Columne  dieser  Tabelle  giebt  die,  allerdings  einiger- 
masseu  in  das  E,eich  der  Phantasie  spielende  aber  doch  wohl  nicht  un- 
interessante Ziffer:  wie  viel  der  übrigen  Bevölkerung  auf  je  1000  pro- 
duktive Männer  kommen.  Im  idealen  Verhältniss  der  VolksAvirthschaft, 
von  dem  wir  uns  leider  immer  mehr  zu  entfernen  scheinen,  ist  es  ja  so, 
dass  die  eigentliche  Einkommensbildung  allein  auf  den  Schultern  der  Män- 
ner im  produktiven  Alter  ruhen  soll,  dass  die  Frauenzimmer  der  pro- 
duktiven Alterskategorien  sich  ausschliesslich  mit  haushaltender  Thätigkeit 
beschäftigen,  Kinder  und  Greise  von  beiden  gepflegt  werden,  in  Hoffnung 
und  in  Dankbarkeit.  Wir  sehen  nun  aus  obigen  Ziffern ,  für  wie  viel 
Personen  in  den  einzelnen  Reichstheilen  ein  produktiver  Mann  zu  sorgen 
hätte,  wenn  dieses  ideale  Verhältniss  bestünde,  und  für  wie  viele  an- 
nähernd ein  jetziger  ]Mann  zu  sorgen  hat,  soweit  das  ideale  Verhältniss 
noch  besteht.  Natürlich  thut  sich  auch  hier  wieder  die  Grossstadt  Berlin 
durch  eine  Ausnahme-Stellung  hervor;  indess  hat  für  die  Grossstädte  gerade 
diese  Ziffer  am  wenigsten  Bedeutung.  Hingegen  dürfte  es  nicht  uninte- 
ressant sein,  für  die  zehnjährigen  Altersklassen  und  für  das  produktive 
und  unproduktive  Alter  nun  auch  für  jene  vorhin  betrachteten  Grossstädte 
abgesondert  das  Zahlenverhältniss  der  Geschlechter  kennen  zu  lernen ; 
über  dasselbe  jriebt  die  fol2;ende  Tabelle  Aufschluss : 


In  den 

kamen  am  1.  Dezember  1875 

auf  1000  männliche  Personen  weibliche 

Altersklassen 

Berlin 

Breslau 

Dresden 

München 

Köln 

Leipzig 

Königs- 
berg i.Pr. 

Hannover 

Frankfurt 
a.|M. 

0—10 

1012 

1014 

987 

1027 

1029 

1012 

1005 

1029 

1012 

lOvoU— 20 

1016 

999 

1010 

1021 

982 

907 

930 

954 

1003 

20—30 

893 

1020 

790 

815 

866 

844 

831 

711 

1033 

30—40 

941 

1092 

1084 

1031 

982 

1008 

1203 

1007 

996 

40—50 

985 

1164 

1151 

1087 

1077 

1073 

1358 

1060 

1003 

60—60 

1136 

1298 

1372 

1228 

1205 

1209 

1564 

1194 

1098 

60—70 

1501 

1647 

1483 

1459 

1326 

1364 

2208 

1494 

1235 

70—80 

1831 

1919 

1770 

1666 

1676 

1714 

2633 

1560 

1336 

80  u.  mehr 

2025 

1961 

1889 

1585 

1986 

1761 

3018 

1608 

1000 

0—15 

1015 

1006 

908 

1024 

1010 

991 

993 

1029 

1010 

15  —  70 

971 

1108 

1039 

1008 

993 

961 

1108 

902 

1029 

70  u.  mehr 

1783 

1823 

1787 

1642 

1715 

1720 

2536 

1561 

1197 

überhaupt 

991 

1088 

1014 

1023 

1008 

976 

1093 

943 

1030, 

Wie  sich  uns  vorhin  der  Einfluss  des  wirthschaft liehen  Charakters 
eines  territorialen  Abschnitts  in  den  Altersklassen -Verhältnissen  der  grossen 
Städte  deutlich  zeigte,  so  finden  wir  auch  auf  wirthschaf fliehen  Gründen  be- 
ruhende Eigenthümlichkeiten  der  Alters-Komposition,  wenn  wir  die  Bevöl- 
kerung nach  der  Staatsangehörigkeit,    in    fremde  und    einheimische 

25* 
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scheiden.  Naturgemäss  wird  der  fremde  Bestaadtheil  der  Bevölkerung  re- 
lativ mehr  produktive  Personen  aufweisen,  weil  er  doch  zumeist  nur  vor- 
übergehend und  durch  wirthschaftliche  Interessen  angezogen  wird,  wie  der 
einheimische  Bestaudtheil.  Die  Ergebnisse  der  letzten  Volkszählung  be- 
seitigen diese  Voraussetzung  vollkommen.  Es  wird  genügen  dies  Verhält- 
uiss  durch  wenige  Zahlen  zu  beleuchten :  Im  deutschen  Reich  waren  am 
1.  Dezember  1875  überhaupt  Ausländer,  d.  h.  dem  Reiche  nicht  Angehö- 
rige: unter  den  0 — 15  Jährigen  0,4  ^^/^  ,  den  15  —  70  Jährigen  2,4  **/(,, 
den  70  und  mehr  Jährigen  0,3  ^/^j.  Aus  den  drei  Altersklassen  aber 
waren  Inländer  und  Ausländer  folgendermassen  zusammengesetzt: 
Von   100  waren  alt 

unter   15  15 — 70,  70  und  mehr  Jahre: 

Inländern  34,9  62,6  2,5 

Ausländern       21.4  77,7  0,9 

Schliesslich  dürfte  es  noch  interessiren ,  die  Altersklassen  und  die 
Theilnahme  an  den  Altersklassen  der  Gesammtbevölkerung  eines  anderen 
besonderen  Bestandtheils  derselben,  nämlich  des  Militärs  kennen  zu  lernen. 
Die  aktiven  Militär personen  mussten  bei  der  jüngsten  deutschen 
Volkszählung  schon  deshalb  gesondert  aufgenommen  werden,  weil  nach 
dem  Reichs-Militär-Gesetz  von  1874  bei  der  Berechnung  des  Ersatzbedarfs 
für  die  einzelnen  Bezirke  sowohl  die  daselbst  befindlichen  Ausländer  wie 
die  aktiven  Militärpersonen  ausser  Ansatz  bleiben  müssen.  Ob  dies  ra- 
tionell sei ,  und  wie  weit  der  gegenwärtige  Vertheilungsmodus  für  den 
jährlichen  Rekrutenbedarf  und  auch  die  Matrikularbeiträge  überhaupt  auf 
statistisch  rationeller  Grundlage  beruhe,  resp.  dass  beide  Maassstäbe  von 
diesem  Standpunkte  aus  nicht  rationell  seien,  hat  der  Verfasser  schon 
in  einem  früheren  Aufsatze  —  1.  Heft  des  Jahrgangs  1878  dieser  Zeit- 
schrift, S.  35  ff.  „Die  Volkszahl  als  Maassstab  für  Leistungen  der  Staaten 
an  das  Reich"  —  nachgewiesen.  Dass  es  irrthümlich  sei,  die  allge- 
meine Volkszahl  der  Staaten  etc.  für  solche  Leistungen  zu  Grunde  zu 
legen ,  das  erhellt  auch  wiederum  aus  den  vorher  beleuchteten  grossen 
Verschiedenheiten  in  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  der  einzelnen 
Theile  Deutschlands  nach  Alter  und  Geschlecht.  Wir  wollen  hier  nicht 
nochmals  darauf  eingehen. 

"Was  nun  die  Altersklassen  des  Militärs  betrifft,  so  fallen  dieselben 
selbstverständlich  so  gut  wie  ausschliesslich  in  die  „produktiven"  Jahre. 
Am  1.  Dezember  1875  wurden  431,224  aktive  Militärpersonen  im  deut- 
scheu Reiche  gezählt.  "Wie  bekannt,  ist  die  „etatsmässige  Friedenspräsenz- 
stärke" gegenwärtig  auf  401,059  Mann  fixirt.  Diese  begreift  jedoch  nur 
die  Gemeinen,  excl.  der  Einjährig-Freiwilligen,  und  die  Unteroffiziere  des 
Landheeres;  die  mehr  gezählten  29,565  Mann  sind  also  Offiziere,  Ein- 
jährige, Seeleute,  Militär-Beamte  und  -Handwerker.  Die  aktiven  Militär- 
personen machten  i.  J.  1875  zusammen  1,02 ''/^  der  Bevölkerung  über- 
haupt, 2,07  "/(j  der  männlichen  Bevölkerung  und  3,34  ^j^  der  männlichen 
Bevölkerung  im  Alter  von  15—70  Jahren  aus.  Die  grosseste  Menge  der 
Militärpersonen  war  natürlich  im  Alter  von  20  Jahren  und  der  nächsten 
darauf  folgenden,  jedoch  stellen  die  Freiwilligen,  die  Offiziere,  Beamten 
u.  s.  w.    natürlich    auch   zu    anderen  Altersklassen    ihre   Kontingente.     In 
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den  Altersklassen  der  rcichsangehörigen  Bevölkerung  —  denn  nur  auf 
diese,  nicht  auch  auf  die  Ausländer,  kann  die  ^lilitärbevölkcrung  bezogen 
werden  —  fanden  sich  die  aktiven  Militärpersonen  folgendermassen  ver- 
treten : 


Am   1.  Dezbr. 
1875 

befanden  sich  aktive  Militärpersonen  unter  1000  der  Bevölkerung 
im  Alter  von 

in  der 

unter 
20 

20—25 

25—30 

30—40 

40—50 

50—60 

60-70 

70  u. 

mehr 

Jahren 

Alter  un- 
ermittelt 

reichsangehöri- 

gen  Bevölkerung 

überhaupt     . 

reichsangehöri- 
gen  männlicheu 

Bevölkerung  . 

3,92 
7,91 

104,22 
214,57 

8,05 
16,67 

2,91 
5,97 

1,10 
2,26 

0,48 
1,00 

0,17 
0,36 

H.  V 

U,06 
0,13 

.  Sch 

6.27  »/„o 
12,22  o/^„ 

eel. 

IX. 
Eduard  Baumstark. 

Am  22.  Mai  d.  J.  feierte  der  geheime  Eegieruugsrath  und  Professor 
der  Staats-  und  Kameralwissenschaften  an  der  Universität  Greifswald, 
Dr.  Eduard  Baumstark,  sein  fünzigjähriges  Doktorjubiläum.  Die 
hervorragende  Stellung,  welche  derselbe  durch  seine  grossen  Verdienste 
um  den  Ausbau  und  die  Verbreitung  der  Volkswirthschaftslehre  in  der 
Geschichte  unserer  Wissenschaft  einnimmt,  berechtigen  uns  um  so  mehr 
an  dieser  Stelle  einen  Eüchblick  auf  das  vielbewegte  und  segensreiche 
Leben  dieses  Mannes  zu  werten,  als  auch  diese  Jahrbücher  seiner  Mit- 
arbeiterschaft sich  erfreut  haben.  Dass  der  Herr  Herausgeber  derselben 
gerade  uns  die  Aufforderung  zugehen  Hess,  „eine  ausführliche  Aufzählung 
Baumstark 's  sämmtlicher  Schriften  und  Abhandlungen  und  eine  kurze 
Lebensbeschreibung  und  Hinweis  auf  dessen  Jubiläum"  zu  geben,  ver- 
danken wir  wohl  dem  günstigen  Umstände,  dass  es  uns  seit  einigen  Se- 
mestern vergönnt  ist,  an  der  Seite  dieses  hervorragenden  Lehrers  in  bestem 
Einvernehmen  mit  ihm  an  einer  und  derselben  Universität  dieselbe  Wis- 
senschaft zu  lehren. 

Dr.  Eduard  Baumstark  wurde  geboren  am  28.  März  1807  in  dem 
Dorfe  Siuzheim  bei  Baden  im  Grossherzogthum  Baden,  woselbst  sein  Vater 
Michael  Baumstark  SehuUehrer  war.  Nachdem  er  hier  die  Dorfschule 
besucht,  erhielt  er  den  ersten  lateinischen  Unterricht  im  Kloster  Ere- 
mersberg  bei  Baden  durch  den  Franziskaner  Heribert.  Im  Herbst  1819 
wurde  er  dem  Lyceum  zu  Rastatt  übergeben,  welches  er,  wohlvorbereitet 
für  die  Universität  und  bereits  philosophisch  vorgebildet,  am  6.  Sep- 
tember 1825  verliess.  Am  25.  November  1825  in  Heidelberg  unter  dem 
Prorektorat  von  Mittermaier  als  Student  der  Rechts-  und  Kameralwissen- 
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Schäften,  iiiskribirt,  gehörte  er  als  solcher  dieser  Universität  bis  zum 
Herbste  1828  au.  Baumstark  widmete  sich  hier  mit  so  grossem  Eifer 
und  Fleiss  seineu  Studien,  dass  ihm  bereits  im  Beginne  seines  fünften 
Semesters  am  22.  November  1827  für  eine  Preisschrift  „über  des  Her- 
zogs von  SuUy  Volks-  und  Staatswirthschaft"  die  goldene  Preismedaille 
zuerkannt  wurde.  Am  22.  Mai  1828  erhielt  er  durch  von  Leonhard, 
den  Decan  der  philosophischen  Fakultät,  die  Würde  eines  Doktors  der 
Philosophie. 

Baumstark,  welcher  schon  frühzeitig  mit  Vorliebe  Musik  trieb,  hatte 
die  Universität  in  der  festen  Absicht  bezogen,  sich  jeder  musikalischen 
Beschäftigung  zu  enthalten,  um  seine  ganze  Zeit  „zur  Ausbildung  für 
Wissenschaft  und  Leben  mit  derjenigen  Ruhe  verwenden  zu  können,  ohne 
welche  ein  stetiges  und  nachhaltiges  Studium  nicht  wohl  möglich  erscheint". 
Als  er  indessen  „ein  Jüngelchen  von  18  Jahren  mit  klopfendem  Herzen 
am  10.  November  1825"  einer  Einladung  Thibauts  zu  einem  seiner 
Singabende  Folge  geleistet,  entwickelte  sich  seit  diesem  Tage  zwischen 
beiden  ein  reger  musikalischer  Umgang,  welcher  erst  gelöst  wurde,  als 
Baumstark  einem  Eufe  nach  Greifswald  folgend,  Heidelberg  im  Jahre 
1838   verliess. 

Wie  Thibaut  zu  sagen  pflegte,  die  Jurisprudenz  sei  sein  Geschäft, 
der  Musiksaal  sein  Tempel,  so  hat  auch  Baumstark  dieses  Wort  im  besten 
Sinne  bethätigt.  Man  hätte  befürchten  sollen,  dass  in  jener  Zeit,  wo  er 
in  so  nahen  Beziehungen  zu  seinem  väterlichen  Freunde  die  musikalische 
Kunst  pflegte,  seine  wissenschaftliche  Thätigkeit  leiden  würde,  —  aber 
als  echter  Oekonom  hat  er  es  trefflich  verstanden,  seine  Zeit  zu  nützen, 
und  in  seiner  Wissenschaft  schriftstellerische  Leistungen  geschaffen,  die 
noch  heute  von  hervorragender  Bedeutung  sind. 

Von  der  Preisarbeit,  die  nicht  vollständig  im  Drucke  erscheinen 
konnte,  veröffentlichte  Baumstark  die  zweite  Hälfte  in  bedeutend  verän- 
derter Gestalt  unter  dem  Titel  „Des  Herzogs  von  Sully  Verdienste  um 
das  französische  Finanzwesen"  Mannheim  1828,  144  S.  8^,  Die  Unter- 
suchungen über  die  Verdienste  Sully's  in  Hinsicht  der  Domänen,  Regalien 
und  Monopolien,  der  Abgabe  des  Staatskredites,  des  Geschäftsganges  bei 
den  Verwaltungsbehörden  und  des  Rechnungswesens  geben  ein  anziehendes 
und  interessantes  Stück  französischer  Finanzgeschichte  in  klarer  und  über- 
sichtlicher Weise.  Sie  hatten  begründeten  Anspruch,  dem  ehemaligen 
württembergischeu  Finanzminister  Freiherrn  von  Malchus,  der  als  Pri- 
vatmann in  Heidelberg  lebend  auf  den  jungen  Baumstark  grossen  Einfluss 
gewonnen  hatte,  sowie  dem  Heidelberger  Professor  der  Nationalökonomie 
Karl  Heinrich  Rau,  zweien  um  die  nationalökonomische  Wissenschaft 
hochverdienten  Männern,  zugeeignet  zu  werden. 

Am  23.  März  1829  habilitirte  sich  Baumstark  als  Privatdozeut  der 
Kameral-  und  Staatswissenschaft  in  Heidelberg  und  wurde  als  solcher  am 
28.  März  desselben  Jahres  bestätigt.  Bereits  drei  Jahr  später  war  es  ihm 
möglich,  eine  Arbeit  von  bedeutendem  Umfange  und  Gehalt  dem  Drucke 
zu  übergeben.  Sie  führte  den  Titel:  „Staatswissenschaftliche  Versuche 
über  Staatskredit,  Staatsschulden  und  Staatspapiere,  nebst  drei  Anhängen 
enthaltend  zwei  Uebersichten  der  englischen  und    französischen  Finanzen 
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seit  dem  elften  Jahrhundert  und  eine  Zusammenstellung  aller  im  europäi- 
schen Handel  vorkommenden  Staatspapiere  Heidelberg  1S33"  XXu.  60  4S. 
8^.  Nach  seiner  eigenen  Anzeige  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1833 
kam  es  ihm  in  dieser  Schrift  vor  allem  darauf  au ,  durch  Meiss ,  Beob- 
achtungsgabe, Kenntniss  der  Literatur,  der  Statistik  und  Geschichte,  durch 
umsichtiges  Urtheil  und  redliche  Ueberzeugung  von  der  Wahrheit  der 
ausgesprochenen  Meinung  Etwas  zu  leisten.  Dass  ihm  dies  im  hohen 
Grade  gelungen,  hat  die  wissenschaftliche  Kritik  längst  zugestanden.  Seine 
sechs  Versuche,  die  wiederum  in  einzelne  Abhandlungen  zerfallen,  be- 
handeln die  Fi'agen :  welchen  Einfluss  hat  der  intellektuelle ,  moralische, 
rechtliche ,  politische  und  wirthschaftliche  Zustand  des  Staates  auf  seinen 
Kredit?  und  welchen  Einfluss  hat  die  Benutzung  des  Staatskredits  oder 
die  Staatsschuld  auf  den  Zustand  des  Staates? 

Wenn  Baumstark  sich  hier  auch  mehrfach  an  das  klassische  Werk 
von  Nebenius,  der  öffentliche  Kredit  (1820,  2.  Aufl.  1829)  anschliesst, 
so  zeigt  er  doch  durchgehends  grosse  Selbständigkeit  und  nimmt  Gelegen- 
heit, oft  sogar  „mit  etwas  zu  heisser  Feder",  Autoritäten  wie  Say, 
Jacob,  Zachariae,  Wheatley,  Hamilton  u.  A.,  selbst  Nebenius, 
Malchus  und  Eau  zu  bekämpfen  oder  ihre  Ansichten  wesentlich  zu 
modifizieren.  Siegreich  bekämpft  er  die  bedenkliche  Theorie  Zachariae's 
in  dessen  Schrift  „das  Schuldenwesen  der  Staaten  des  heutigen  Europa", 
nach  der  z.  B.  kein  Staat  ohne  Schulden  sein  dürfe,  wenn  seine  Ange- 
legenheiten mit  Besonnenheit  und  Stetigkeit  verwaltet  werden  sollen,  weil 
in  ihnen  sein  Barometer  und  Thermometer  enthalten  sei,  ohne  welche 
die  Witterungskuude  nie  vorgeschritten  sein  würde.  Die  Behauptung  des- 
selben Gelehrten ,  dass  eine  Zinseureduktion  von  Seiten  des  Staates  zwar 
an  sich  widerrechtlich  (!)  sei,  aber  doch  dem  Staate  im  Falle  der  Noth  kraft 
des  Obereigenthumsrechtes  zustehe,  erfährt  eine  scharfe  Verurtheilung 
wegen  ihrer  XJnhaltbarkeit.  Der  Saint  Simonistischen  Schule,  welche  aus  den 
Händen  der  Müssiggänger  (oisifs)  den  gesammten  Kapitalbesitz  in  die  Hände 
der  Arbeiter  (travailleurs)  bringen,  das  gesammte  Kapital  zum  Staatsver- 
mögen machen,  das  Kollateralerbschafts-  und  bestehende  Eigenthumsrecht 
aufheben  und  Vermögen  und  Einkommen  nur  nach  Würdigkeit  und  Ar- 
beit vertheilen  und  zu  diesem  Behufe  eine  sehr  hohe  Suecessionsabgabe 
einführen  wollte,  widmet  Baumstark  in  seinem  Werke  einen  besonderen 
(dritten)  „Versuch",  der  noch  heute  durch  seine  sachgemässe  Behandlung 
beachtenswerth  ist  und  literargeschichtlich  auch  deshalb  hervorgehoben  zu 
werden  verdient,  weil  bis  dahin  in  Deutschland  von  Sozialismus  so  viel 
wie  nichts  gesprochen  war.  Dass  Baumstark  schon  damals  keinen  Sinn 
für  sozialistische  Hirngespinste  und  dergleichen  Modeartikel  unserer  Zeit 
hatte ,  beweist  an  dieser  Stelle  die  Verurtheilung  der  vorgesclilagenen 
„Nationalbank",  als  deren  beste  Eigenschaft  er  die  Unausführbarkeit  in 
Betreff  der  Organisation  und  Verwaltung  rühmt. 

Die  Kritik  damaliger  Zeit  nahm  das  Werk  mit  grosser  Befriedigung 
auf,  in  den  göttinger  gelehrten  Anzeigen  wird  es  „ein  gutes  und  an- 
sprechendes Buch  genannt ,  weklios  auf  der  Bahn  der  Untersuchung  frisch 
vorwärts  schreitet,  ohne  die  herkömmlichen  Verbeugungen  links  und  rechts". 
Diesem  Prinzipe  ist  Baumstark  immer  treu  geblieben,  wie  sehr  ihm  auch 
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seine  Offenheit  und  Gradheit,  sein  scharf  ausgeprägtes  Gerechtigkeits- 
gefühl oft  zum  Nachtheile  gewesen  sein  mag.  Gerade  der  Mangel  der 
„herkömmlichen  Vei'beugungen  nach  links  und  rechts"  mag  wohl  der 
Hauptgrund  gewesen  sein ,  dass  Baumstark  trotz  der  „rühmlichen  Aner- 
kenutniss" ,  welche  diesem  wie  seinen  übrigen  "Werken  zu  theil  wurde, 
über  neun  Jahre  Privatdozent  in  Heidelberg  blieb.  An  erfolgreichem 
Fleiss  fehlte  es  dem  jungen,  gelehrten  akademischen  Lehrer  sicherlich 
nicht. 

Zwei  Jahre  später  erschien  ein  neues  Werk  von  ebenso  grosser  Gründ- 
lichkeit, wie  Neuheit  und  Eigenthümlichkeit  der  aufgestellten  Ansichten: 
Kameralistische  Encyklopädie ,  Handbuch  der  Kameralwissenschaften  und 
ihrer  Literatur  für  Eechts  -  und  Verwaltungsbeamte,  Landstände,  Ge- 
meinderäthe  und  Kameralkandidaten ,  Heidelberg  und  Leipzig  1835,  XVI 
und   880  S.   gr.  8. 

So  reich  auch  die  deutsche  Literatur  jeuer  Zeit  in  Hinsicht  auf  Ab- 
risse und  Handbücher  der  kameralistischen  Encyklopädie  genannt  werden 
kann,  so  darf  sich  bis  dahin  doch  kein  Buch  der  Art  hinsichtlich  des 
Umfanges  und  Reichthums  wie  der  systematischen  Gestaltung  des  Stoffes 
mit  dem  Baumstark'schen  messen.  Ganz  abgesehen  von  den  Werken  des 
vorigen  Jahrhunderts,  welche  unter  Kameralwissenschaft  nur  die  Finanz- 
wissenschaft verstanden  und  darin  die  Domänen-  und  Eegalienverwaltung, 
die  Bewirthschaftung  der  Staatsländereien  und  Staatsforsten,  des  Staats- 
bergbaues und  der  Staatsgewerbe  abhandelten ,  so  waren  doch  auch  die 
reichhaltigen  "Werke  der  nach- Smi  th 'scheu  Zeit,  eines  Schmalz, 
Sturm,  "Walt her  und  Anderer  nichts  weniger  als  wirklich  systema- 
tische, encj'klopädische  Darstellungen  der  Kameralwissenschaften.  Pö- 
litz  begrüsste  deshalb  das  Baumstark'sche  "Werk  sehr  warm:  „Jeder 
Schritt  vorwärts  in  einem  wissenschaftlichen  Gebiete  muss  dankbar  ge- 
würdigt, und  nicht  deshalb,  weil  der  Verfasser  sehr  oft  von  seinen  Vor- 
gängern abweicht,  angefeindet  werden.  Namentlich  bedarf  der  Anbau 
der  eigentlichen  Kameralwissenschaften  noch  manchen  Schrittes  vorwärts." 
"Wenn  nun  Baumstark  trotz  dieser  ersten  systematischen  Kameralency- 
klopädie  als  der  letzte  bedeutende  Kameralist  bezeichnet  werden  muss, 
so  liegt  dies  an  den  Zeitverhältnissen.  Das  Bedürfniss  des  kameralistischen 
Studiums  war  aus  der  Staatspraxis  erwachsen.  Nach  und  nach  hatte  sich 
zwar  die  alte  Kameralwissenschaft  durch  die  Verbreitung  der  epochemachen- 
den Lehren  Adam  Smith 's  in  Deutschland  und  das  Erwachen  eines 
zuvor  in  solchem  Maasse  ungekannten  Forschungs-  und  Lehreifers  für 
das  gewerbliche  Leben  bis  in  das  dritte  Jahrzehnt  unseres  Jahrhunderts, 
insbesondere  auch  durch  Baumstark's  Verdienste ,  auf  die  Höhe  innerer 
Klarheit  und  systematischer  Abrundung  erhoben  und  sich  emanzipirt  von 
den  Fesseln,  nur  dem  Staute  zur  Ausbildung  von  Verwaltungsbeamten 
zu  dienen:  aber  es  trat  bald  in  dem  Behördenorganismus  eine  starke  Ver- 
änderung ein  ;  an  die  Administrativ-  und  Fiuanzbeamten  stellte  man  an- 
dere Anforderungen,  die  kameralistische  Ausbildung  hielt  man  theoretisch 
und  praktisch  mehr  und  mehr  für  unzulänglich  und  so  kam  die  Kameral- 
wissenschaft als  Unterrichtsmitttl  ausser  Gebrauch.  Baumstark's  Kameral- 
wissenschaft begriff  noch  das  systematische  Ganze  der  Wissenschaft,  die 
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alle  Wirthsehaftszwcigc  umfassende  Wirt hschafi sichre,  die  er  in 
einem  allgemeinen  und  einem  besonderen  Theile  behandelte.  Jener,  wel- 
cher die  allgemein  gültigen  Grundsätze  von  dem  Erwerb,  der  Erhaltung 
und  Verwendung  des  Vermögens  eutwickelt,  zerlallt  bei  ihm  in  die  Er- 
werbs- und  die  Hauswirthschaftslehre ;  Dieser  aber,  welcher  die  Grundsätze 
und  Kegeln  der  verschiedeneu  Arten  von  Wirthschaftcn  darstellt,  in  die 
bürgerliche,  die  Gemeinde  und  die  öffentliche  Wirthschaftslehre.  Die 
bürgerliche  Wirthschaftslehre  umfasst  die  Gewerbslehre  und  die  Betriebs- 
lehre, von  denen  die  erstere  in  die  Stoffgewerbslehre  (Erdarbeit,  Gewerbs- 
arbeit, Umsatzgewerbe)  und  die  Dienstgewerbslehre  zerfällt,  welche  zu 
zeigen  hat,  welche  Arten  von  persönlichen  Diensten  es  gebe  und  wie 
die  Dienstgewerbe  zu  betreiben  seien.  Die  Gemeiudewirthschaftslehre, 
welche  die  Grundgesetze  zu  entwickeln  hat,  nach  denen  das  Gemeinde- 
vermögen und  das  Gemeindeeinkommen  am  zweckmässigsten  verwaltet 
wird ,  begreift  die  Wirthschafts-  und  Verwaltuugs-  oder  Gemeiudehaus- 
wirthschaftslehre.  Die  öffentliche  Wirthschaftslehre  aber  umfasst  die 
Volkswirthschaftslehre  (Nationalökonomie)  und  Staatswirthschaftslehre,  von 
denen  jede  ihren  theoretischen  und  praktischen  Theil  hat:  jene  die  volks- 
wirthschaftliche  Gewerbslehre  und  volkswirthschaftliche  Betriebslehre,  diese 
die  Finanzwissenschaft  und  Finanzverwaltungslehre ,  eine  jede  wieder  mit 
ihrer  Erwerbs-  und  Hauswirthschaftslehre. 

Mit  Recht  durfte  die  Kritik  rühmen,  dass  Baumstark  die  Wirthschaft 
der  Gemeinden  als  ein  Mittelglied  in  die  Kameralwissenschaft  einreihte 
und  eine  nicht  unbeträchtliche  Zahl  von  allgemeinen  wirthschaftlichen, 
natioualökonomischen  und  finanziellen  Lehren  einer  Revision  unterwarf. 
Nicht  minder,  dass  er  den  politischen  Theil  der  Wissenschaft  auf  eine 
geschichtliche  Grundlage  zurückführte,  indem  er  die  ganze  öffentliche 
Wirthschaftslehre  in  ihrem  Zusammenhange  als  ein  Ergebniss  von  For- 
schungen in  der  Geschichte  des  Verkehrs,  der  Kultur,  des  Staates  und 
der  Menschheit  überhaupt  entwickelte.  Baumstark  hatte  schon  damals  die 
richtige  Erkenntniss,  „dass  keine  Staatsfrage,  also  auch  die  nationalöko- 
nomische und  finanzielle  nicht,  ohne  Erwägung  aller  politischen  Verhält- 
nisse richtig  gelöst  werden  kann". 

Im  Jahre  1835  gründete  Baumstark  im  Verein  mit  G.  G.  Gervinus 
in  Heidelbei'g  die  in  Leipzig  erschienenen  „Deutsche  Jahrbücher  zur  Auf- 
nahme und  Förderung  eines  gemeinnützigen  Zusammenwirkens  in  Wissen- 
schaft, Kunst  und  Leben,  herausgegeben  von  einer  Gesellschaft  deutscher 
Gelehrten",  deren  erster  (einziger)  Band  einen  mit  Gervinus  gemein- 
schaftlich abgefassten  Mini sterialberi cht:  ,,Plan  zur  Reform  der  deutschen 
Universitäten"  und  drei  Abhandlungen  aus  der  Feder  Baumstarks  allein 
enthält :  über  die  Denkschrift  Nebenius'  für  den  Beitritt  Badens  zum 
Zollverein  S.  46—83,  Musikalische  Briefe  S.  177—198  und  über  Robert 
von  Mohl's  Polizeiwissenschaft  und  Präventivjustiz.  Trotz  der  Anony- 
mität dieser  Abhandlungen  tritt  uns  Baumstark  doch  in  seinem  ganzen 
und  vollen  Wesen  entgegen ,  sei  es  wo  er  sich  als  ,, abgesagter  Feind 
bioser  Schuluntersclieidungen"  bekennt  oder  wo  es  sich  um  seine  politi- 
schen Anschauungen  handelt.  In  den  musikalischen  Briefen  wählte  Baum- 
stark die  grosse  Passionsmusik  von  Seb.  Bach  zum  Gegenstande  einiger 
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Beobachtungen.  Die  Abhandlung  über  von  Mohl  ist  entschieden  eine 
der  sachgemässestcn  und  ausführlichsten  Kritiken  über  des  berühmten 
Gelehrten  Polizeiwissenschaft,  und  man  darf  wohl  sagen  auch  eine  der 
schärfsten ,  die  trotz  aller  Anerkennung  gerecht  tadelt.  In  der  Abhand- 
lung über  Nebenius  kritisirt  Baumstark  darin  nicht  allein  die  Denk- 
schrift des  um  den  Zollverein  verdienten  badischen  Staatsmannes ,  sondern 
berücksichtigt  auch  die  über  und  gegen  sie  erschienene  Literatur  (so 
Mathy''s  Betrachtungen  über  den  Beitritt  zum  Zollverein  Karlsruhe  1834; 
über  den  Anschluss  Badens  an  den  preussisch-hessischen  Zollverein  von 
einem  Mitgliede  der  Handlung,  Freiburg  1834;  wäre  der  Beitritt  Badens 
zum  preussischen  Zollverein  wünschenswert!! ?  von  einem  Badener,  Kon- 
stanz 1834)  und  lässt  uns  auch  seine  eigenen  Anschauungen  nicht  ver- 
missen. Preussen  hat  nach  ihm  unter  sämmtlichen  deutschen  Staaten 
allein  die  Eigenschaften ,  welche  einen  Staat  zum  Verkehrsgesetzgeber 
machen  können.  ,,Denn  jeder  Staat,  der  sich  zu  einem  solchen  Zwecke 
mit  Erfolg  an  die  Spitze  stellen  will ,  muss  mit  den  zu  vereinigenden 
Staaten  in  Bezug  auf  Gewerbe  und  Handel  gleiches  Interesse  haben,  aber 
auch  zugleich  politisch  von  einer  Achtung  gebietenden  Bedeutung  sein, 
um,  gleichsam  von  einem  Zentralpunkte  aus,  die  Interessen  der  Vereini- 
gung mit  Kraft  vertheidigen  zu  können.  Ein  Blick  auf  Oesterreich  zeigt 
aber  sogleich,  dass  schon  die  geistigen  Interessen  des  Staats,  der  ganze 
Gang  seiner  Gewerbspolizei  immer  noch  den  Zustand  der  Isolirung  be- 
dingen. Oesterreich  schliesst  ein  solches  Gebiet  ein  und  steht  mit  sol- 
chen Handelswegen  nach  dem  Süden  in  Verbindung,  dass  es  für  sich  ein 
Ganzes  bildet,  und  unter  sämmtlichen  deutschen  Staaten  am  wenigsten 
der  Vereinigung  bedarf.  Bei  Preussen  ist  dies  Alles  nicht  der  Fall. 
Preussen  ist  der  Staat,  an  den  sich  Süd  d  eu  tschland  seiner 
selbst  und  Preussen s  willen  anschliessen  sollte."  Man  be- 
achte die  Freimüthigkeit  dieses  jungen  badischen  Privatdozenten  ange- 
sichts der  damaligen  Stimmung  in  Süddeutschland  gegen  Anschluss  an  den 
preussischen  Zollverein!  Auf  den  Plan  von  Baumstark  und  Gervinus  zur 
Reform  der  deutschen  Universitäten  müssen  wir  uns  versagen  an  dieser 
Stelle  einzugehen ,  so  interessant  und  originell  er  auch  ist.  Er  behandelt 
Fragen,  die  noch  heute  ihrer  Lösung  warten.  So  fordern  die  Verfasser 
unter  Anderem,  dass  die  Dissertation  vor  der  Bewerbung  gedruckt  werde, 
damit  alle  Universitäten  und  Fakultäten  zugleich  über  sie  ihr  Urtheil  ein- 
reichen könnten  und  somit  jede  Parteilichkeit  beseitigt  werde. 

Fast  gleichzeitig  mit  dem  ersten  Bande  der  deutschen  Jahrbücher  er- 
schien in  der  von  Rudolf  Moser  in  Stuttgart  hei'ausgegebenen  Monats- 
schrift „Der  Nationalökonom"  Mannheim  1836  S,  1 — 50  eine  Arbeit  Baum- 
starks  „über  den  Wochenmavktsverkehr."  Bei  der  Wichtigkeit  dieses 
Marktes  als  eines  organischen  Theils  des  Binnenhandels  war  es  jedenfalls 
sehr  verdienstlich,  denselben  einer  besonderen  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
Derselbe  ist  ja  der  wichtigste  Zweig  des  Kleinhandels,  insofern  er  die  ge- 
werbliche Anlage  selbst  kleinerer  Kapitalien  sowie  die  nutzbare  Verwen- 
dung auch  geringerer  menschlicher  Arbeitskräfte  ermöglicht,  der  Befrie- 
digung der  nothwendigsten  Bedürfnisse  nach  Ort  und  Menge  Erleichterung 
verschafft,    die  Vortheile   des  Grosshandels    erst  eigentlich   recht  verwirk- 
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licht  und  überhaupt  den  grösstcn  Antheil  an  der  Bewirkung  möglichst 
glcichmässiger  Giitervcrtheilung  hat.  Baumstark  blickt  in  seiner  Ab- 
handlung auf  die  Entstehung  der  .Märkte  zurück,  unter  denen  besonders 
der  Wocheumarkt  nothwcudig  werden  musste,  weil  der  Ankauf  von  Le- 
bensmitteln und  sonstigem  täglichen  Bedarfe  der  Haushaltung  unerlässlich 
war  und  solche  Produkte  hauptsächlich  vom  platten  Lande  geliefert  wur- 
den. Bei  dem  Vorzug  aber,  den  die  Städte  dem  platten  Lande  gegenüber 
in  so  vielen  Stücken  genossen,  und  bei  der  Begünstigung,  die  sie  durch 
die  Fürsten  erfuhren,  war  es  erklärlich,  warum  jenen  die  vollständige  Hand- 
habung der  Marktpolizei  anheimgestellt  wurde,  die  sie  zu  ihrem  aus- 
schliesslichen Vortheile  handhabten,  als  ob  das  platte  Land  nur  ihret- 
wegen dasei.  Die  lästigsten  Bestimmungen  waren  die  natürliche  Folge. 
So  die  Einmischung  in  den  Gang  der  Käufe,  Beschränkung  der  Höker 
und  Händler  nicht  blos  im  Kaufe  und  Verkaufe  innerhalb  der  Stadt,  son- 
dern auch  auf  mehrere  Stunden  im  Umkreise  derselben ,  gewisser  Markt- 
stunden zum  Einkaufe  für  Konsumenten  und  Händler  und  städtischer  Ge- 
werbsleute, Untersagung  aller  Käufe  und  Verkäufe  ausserhalb  des  Markt- 
platzes und  in  den  Häusern,  sowie  des  Hausirens,  Verbot  des  Verkaufes 
zu  einem  höhereu  als  dem  üblichen  Marktpreise,  auch  des  Steigerns  des 
Preises,  des  Verkaufes  an  Händler  und  Höker  und  dergl.  Baumstark 
schrieb  seine  Abhandlung  zu  einer  Zeit,  wo  nicht  allein  in  Baden,  son- 
dern auch  in  anderen  Staaten  noch  eine  grosse  Anzahl  der  alten  Zeit  an- 
gehöriger  prohibitiver  Marktordnuugsartikel  bestand,  er  wies  auf  jene  Be- 
günstigungen der  städtischen  Konsumenten  und  Gewerbsleute  zum  Nach- 
theile der  Landbewohner  hin ,  wog  diese  ökonomischen  Nachtheile  mit 
ihren  Vortheilen  ab  und  beleuchtete  sie  ausführlich.  So  kam  es,  dass  seine 
Arbeit  nicht  allein  in  theoretischer,  sondern  auch  in  praktischer  Hinsicht 
von  grossem  Werthe  war,  und  sogar  die  Aufmerksamkeit  des  Ministers 
des  Innern,  von  Winter,  auf  sich  lenkte,  welcher  Baumstark  um  seinen 
Besuch  bat. 

Die  grössten  Verdienste  um  die  Nationalökonomie  erwarb  sich  Baum- 
stark in  literarischer  Hinsicht  durch  sein  bedeutendstes  Werk:  „David 
Kicardo's  Grundgesetze  der  Volkswirthschaft  und  Besteuerung,  aus  dem 
Englischen  übersetzt  und  erläutert  Leipzig  1837  u.  1838  2  Bde."  Ricardo 
schien  ihm  ein  viel  besprochener,  aber  wenig  durchkannter  volks-  und 
staatswirthschaftlicher  Schriftsteller  zu  sein.  „Sonst  wäre  es  wohl  nicht 
möglich,  dass  man  allenthalben  seinen  Ernst  und  Scharfsinn  in  den  Him- 
mel erhebt ,  und  doch  fast  überall ,  wo  nur  seiner  gedacht  wird ,  Lächer- 
liches und  Oberflächliches  von  ihm  anführt."  „Ricardo  erscheint  in 
Deutschland  nur  maskirt  mit  dem  Rocke  der  deutschen  Volkswirthschafts- 
lehre,  und  wie  man  die  Kinder  oft  mit  Recht  vor  Masken  warnt,  so 
schreckt  man  in  Deutschland  von  Ricardo  ab ,  weil  er  viel  zu  tief,  zu 
trocken  und  zu  kurz  sei,  um  nicht  auch  räthselhaft,  unangenehm  und 
paradox  und  dunkel  zu  erscheinen.  Allein  Ricardo  forscht  überall  nach 
den  unwandelbaren  Grundgesetzen  des  Verkehrs,  geradeso  wie  der  Natur- 
forscher nach  den  unabänderlichen  Grundgesetzen  der  Natur.  Er  leugnet 
die  unendlichen  Mannigfaltigkeiten  ihrer  Erscheinung ,  die  oft  den  Anschein 
des  Widerspruchs  haben,  keineswegs,  aber  er  hat  sich  nicht  zur  Aufgabe 
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gemacht,  dieselben  überall  anzudeuten ,  zu  erklären  und  in  ihren  entfern- 
testen Eolgen  darzustellen.  Seine  Urtheilsfiihrung  ist  gedrängt,  seine 
Sprache  bündig,  sein  Vorschreiten  bedachtsam,  aber  sein  leitender  Grund- 
gedanke dermassen  durch  alle  seine  Untersuchungen  durchgehend  und  seine 
Begriffe  so  scharf  und  überall  festgehalten,  dass  man  kein  Hauptstück  aus 
sich  selbst  erklären,  geschweige  denn  eine  einzelne  Stelle  seines  Buches 
aus  dem  Zusammenhange  nehmen  oder  gar,  —  was  aber  meistens  ge- 
schieht, —  einem  anderen  Systeme  angehörende  Begriffe  in  seine  Unter- 
suchungen und  Behauptungen  übertragen  kann,  ohne  ihm  die  lächerlich- 
sten und  Stumpfesten  Sätze  unterzuschieben.  Er  will  ganz  und  will  öfters 
gelesen  und  durchdacht  werden,  wie  alle  grössten  Schriftsteller  aller  Zeiten 
und  Fächer." 

Mit  diesen  Worten  führte  Baumstark  1837  seine  Uebersetzung  des 
Kicardo,  welche  bekanntlich  den  ersten  Band  des  "Werkes  bildet,  in 
Deutschland  ein .  man  darf  wohl  sagen ,  als  der  erste ,  da  die  im  Jahre 
1821  zu  Weimar  von  C.  A.  Schmidt  veröffentlichte  deutsche  Uebertra- 
gung  Ricardo 's  wegen  ihrer  vielen  Missverständnisse  vom  Autor  und 
der  dadurch  bedingten  oft  sogar  sinnlosen  Darstellung  als  durchaus  un- 
brauchbar erscheinen  musste.  Baumstarks  Uebertragung  dagegen  war  die 
Frucht  eines  tiefen  Eindringens  und  Eindenkens  in  das  Werk  des  be- 
deutenden Britten,  welche  sich  durch  Treue,  Klarheit  und  Geschick  aus- 
zeichnet, indem  sie  sich  allenthalben  bemüht,  selbst  dem  Ausdruck  nach 
sich  an  das  Original  anzuschliessen.  Sie  war  nach  der  zweiten  Ausgabe 
des  Originals,  welche  1819  erschienen  war,  verfertigt,  weil  die  1821  er- 
schienene dritte  Auflage  damals  für  den  Uebersetzer  ,, trotz  aller  Bemü- 
hungen weder  in  England  noch  in  Deutschland  zu  haben  war."  Erst  der 
1877  erschienenen  zweiten  Auflage  der  Baumstark'scheu  Uebersetzung 
konnte  die  dritte  Ricardo 's  zu  Grunde  gelegt  werden.  Dass  uns  Baum- 
stark seine  Uebersetzung  noch  in  zweiter  Auflage  geschenkt  hat,  ist  um 
so  erfreulicher,  weil  Ricardo  selbst  in  seiner  dritten  Auflage,  in  der 
er  zwar  der  Anordnung  des  Stoffes  sowie  seinen  G  r  u  n  d  anschauungen  im 
Ganzen  treu  blieb,  doch  in  einzelnen  Partien  seine  Ansichten  wesentlich 
vervollständigte  und  erweiterte.  Namentlich  wurde  das  erste  Hauptstück 
„vom  Werth"  durch  mehrere  Zusätze  bereichert,  in  dem  zwanzigsten 
Hauptstück ,  über  die  unterscheidenden  Eigenthümlichkeiten  des  Werthes 
und  Vermögens  die  Lehre  von  Say  über  diese  wichtige  Frage  nach  der 
vierten  und  letzten  Auflage  seines  Werkes  geprüft  und  verbessert,  zwischen 
das  dreissigste  und  einunddreissigste  Hauptstück  ein  neues  eingefügt,  über 
die  Frage  von  dem  Maschienenwesen  und  von  den  Wirkungen  desselben 
hinsichtlich  der  Interessen  der  verschiedenen  Klassen  im  Staate,  welches 
demnach  das  einunddreissigste  geworden,  wogegen  das  jetzt  zweiund- 
dreissigste  Hauptstück  „Malthus'  Ansichten  über  die  Rente"  eingehender 
und  schärfer  als  früher  behandelt. 

Diese  wesentlichen  Ergänzungen  des  grossen  Britten  in  seinem  Werke 
kommen  uns  nun  auch  durch  die  neue  Uebersetzung  Baumstarks  zu 
Gute.  Vielleicht  dürfte  sich  aus  ihnen  für  Diejenigen,  welche  der  eng- 
lischen Sprache  nicht  vollständig  mächtig  sind,  deutlicher  zeigen,  ob  die 
Angriffe,  welche  man  auf  Ricardo  gemacht,  gerecht  und  ob  sie  uament- 
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lieh  der  vielgerühmten  deutschen  Wissenschaftlichkeit  und  Unparteilichkeit 
wih'dig  sind.  Man  braucht  kein  unbedingter  .\nhänger  K  i  car  d  o 'scher 
Lehi-e  und  Methode  zu  sein ,  um  Einspruch  zu  erheben  gegen  das  ab- 
sprechende Urtheil,  wie  es  von  gewisser  Seite  noch  in  allerncuester  Zeit 
gefällt  worden.  Ricardo's  Arbeiten  waren  durchaus  nicht  tendenziöser 
Art,  das  Streben  nach  Wahrheit  stand  ihm  höher,  als  die 
Verfolgung  einseitiger  Standesinteressen.  Es  wäre  unpas- 
send, wollten  wir  an  dieser  Stelle,  wo  es  sich  um  eine  schlichte  Aufzäh- 
lung der  Verdienste  und  Schriften  seines  Interpreten  in  Deutschland  han- 
delt, Polemik  treiben.  Wenn  aber  noch  in  der  uUerjüngsten  Zeit  wieder 
ein  sonst  braver  deutscher  Forscher  in  seinem  blinden  Eifer  Andern 
Blindheit  vorAvirft  und ,  auf  demselben  Stroh  wie  Ricardo's  Zeitgenossen 
dreschend ,  behauptet :  „Seine  (Ricardo's)  Tendenz  war  Feindschaft  gegen 
die  Grundaristokratie  und  Begründung  der  Herrschaft  des  Kapitals",  so 
müssen  wir  ihm  Massigkeit  im  Urtheil,  wie  sie  deutscher  Wissenschaft  so 
wohl  steht ,  anrathen.  Als  ob  Ricardo  nur  für  den  Kapitalistenstand  ein 
System  aufgestellt,  den  Interessen  des  Arbeiterstandes  aber  keine  Aufmerk- 
samkeit gewidmet  hätte !  Ricardo  ist  sehr  wohl  überzeugt,  „dass  die  Er- 
setzung menschlicher  Arbeitskraft  durch  Maschinen  für  die  Interessen  der 
Arbeiterklassen  oft  sehr  nachtheilig  ist."  „Alles  was  ich  darzuthun  wün- 
sche", so  schreibt  er,  „ist,  dass  die  Erfindung  und  Anwendung  des  Maschi- 
nenwesens von  einer  Verminderung  des  rohen  Erzeugnisses  begleitet  sein 
kann  und  dass,  wenn  dies  der  Fall  ist,  es  nachtheilig  für  die  Arbeiter- 
klassen werden  wird,  insofern  als  ein  Theil  derselben  ausser  Beschäftigung 
kommen  und  die  Bevölkerung,  in  Vergleichung  mit  den  Mitteln  zu  ihrer 
Beschäftigung,  zu  gross  werden  wird."  Man  vergesse  nicht,  was  hier 
Ricardo  Hauptsache  war,  und  beachte  die  verdienstliche  und  gerechte  Cha- 
rakterisirung  seines  deutschen  Kommentators,  die  wir  oben,  nicht  ohne 
Absicht,  angeführt  haben:  Ricardo  forscht  nach  den  unwandelbaren 
Grundgesetzen  des  Verkehrs ,  ohne  die  unendlichen  Mannigfaltigkei- 
ten ihrer  Erscheinung  zu  leugnen! 

Baumstark  hielt  seine  Aufgabe  nicht  dadurch  erfüllt,  dass  er  „Ri- 
cardo's  mächtigen  Geist"  durch  eine  vortreffliche  Uebersetzuug*  „in  der 
deutschen  Nationalökonomik  einbürgerte"  (Röscher),  sondern  Hess  bald 
(1838)  in  einem  zweiten  Bande  „Volkswirthschaftliche  Erläuterungen  vor- 
züglich über  David  Ricardo's  System"  folgen.  Es  galt  ihm  hier,  „die 
Eigenthümlichkeit  des  Ricardo'schen  Systems  überall  klar  herauszuheben, 
—  um  die  Grundgesetze,  die  Folgerungen  schichtenweise  anzulegen,  — 
die  Ricardo'sche  Anschauungsweise  und  Grundansichten  mit  den  stehen- 
den Theorien  und  Meinungen,  sowie  mit  der  herkömmlichen  Betrachtungs- 
art in  der  Volkswirthschaftslehre  zu  gruppiren,  ohne  gegenseitig  das  Licht 
zu  verstellen  oder  falsch  anzubringen,  —  diesen  verschiedenen  Grundbe- 
standtheilen  einzelner  wissenschaftlicher  Bilder  ihren  jedesmaligen  Mittel- 
punkt zu  geben  —  und  diese  Mittelpunkte  der  einzelnen  Bilder  als  Punkte 
eines  und  desselben  Kreises  in  regelmässiger  Reihenfolge  erscheinen  zu 
lassen."  Die  Erläuterungen  bilden  zusammen  elf  einzelne  Abhandlungen, 
welche  überschrieben  sind:  1.  Das  Alterthum  und  die  neue  Zeit.  2.  Adam 
Smith    und  David   Ricardo.      3.    Vom   Werthe.     4.    Vermögen    und    dessen 
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Maassstab.  5.  Preis  und  Preismaass.  6.  Grundrente  und  Pachtzins.  7.  Vom 
Arbeitslohn.  8.  Vom  Zinse  und  Gewinne.  9.  Von  den  Steuern.  10.  Steuern 
und  Staatsschulden.      11.  Papiergeld  und  Notenbanken. 

In  diesen  umfassenden  Erläuterungen  zeigt  Baumstark  nicht  nur  sein 
tiefes  Verständniss  für  seinen  Meister,  dem  er  schon  im  ersten  Bande  mit 
warmer  Liebe  und  von  Herzen  kommender  Beredsamkeit  einleitungsweise 
eine  treffliche  Biographie  gewidmet  hatte,  sondern  sucht  auch  bei  ver- 
schiedenen Gelegenheiten  dessen  Lehrsätze  tiefer  zu  begründen,  weiter 
auszubauen  und  zu  verbessern.  Bei  aller  Liebe  und  Anhänglichkeit  an 
dessen  mathematisch  abstrakte  Methode,  bewahrt  er  doch  seinen  Sinn  für 
historische  Forschung  und  findet  „in  den  Vorrathskammern  der  Geschichts- 
forschung" ,, einen  unberechenbaren  Schatz  von  gesunder  kraftvoller  Saat 
bereit,  welche  mit  Fleiss  und  Liebe  benutzt  vortreifliche  Früchte  bringen 
könnte."  „Wer  erst  mit  Quellenstudium  die  Kunst  der  Darstellung  ver- 
bände ,  der  würde  durch  historische  Arbeiten  jener  Art  der  allgemeinen 
dankbaren  Anerkennung  eines  bleibenden  Verdienstes  sicher  sein  dürfen." 
Von  solchem  geschichtlichen  Forschungssinn  zeugt  insbesondere  seine  erste 
Abhandlung,  in  welcher  er  eine  volks-  und  staatswirthschaftliche  Verglei- 
chung  zwischen  dem  Alterthum  und  der  neuen  Zeit  versucht,  indem  er 
nach  einander  die  wirthsehaftlichen  Anschauungen  und  Verhältnisse  sowie 
die  ökonomische  Entwickelung  in  China,  Indien,  Persien,  Aegypten,  Pa- 
lästina, Phönicien,  Arabien,  Karthago  und  der  Barbarey,  Griechenland,  bei 
den  Samnitern,  Lateinern  und  Etruskern,  sowie  in  Eom  in  Betracht  zieht, 
was  ihm  zum  Bewusstsein  bringt,  dass  in  der  Geschichte  eine  Wahrheit 
und  Gleichheit  der  volkswirthschaftlichen  Gesetze  sich  zeige,  welche  an 
die  der  Natur  erinnere;  das  Bedürfniss  und  das  Streben  nach  Wohlleben 
drücke  und  dränge  die  ganze  Menschheit  nach  den  nämlichen  Grundge- 
setze; die  Nationalität  und  die  Anlagen  der  einzelnen  Völker  zögen  die 
Grenzen  ihrer  Wirksamkeit;  keines  der  Völker  des  Alterthums  sei  aus 
wirthsehaftlichen  Gründen  gefallen,  da  keine  Nation  untergehe,  wenn  die 
Ai'beitsamkeit  zum  nationalen  Charakter  gehöre. 

Die  Parallele ,  welche  Baumstark  in  seiner  zweiten  Abhandlung  zwi- 
schen Ad.  Smith  und  Ricardo  zieht,  ist  nicht  allein  eine  vortreffliche 
Charakterisirung  dieser  beiden  Heroen  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökono- 
mie in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander,  und  so  eine  vorzügliche  Einlei- 
tung in  das  Studium  ihrer  Werke,  sondern  sie  zeigt  uns  zugleich  auch 
Baumstarks  Anschauungen  über  das  volkswirthschaftliche  Lehrgebäude. 
Die  Volkswirthschaftslehre  ist  ihm  eine  Erfahrungswissenschaft,  sie  ist 
ihm  auch  „die  Naturlehre  des  Menschen  als  Verkehrswesen."  ,,Sie  kann 
als  Grundlage  für  die  Anordnung  und  Führung  des  Privatgewerbebetriebs 
betrachtet  und  als  Maassgeberin  für  die  Politik  des  Volkswohlstandes  und 
für  die  Finanzpolitik  angesehen  werden.  Er  unterscheidet  demnach  auch 
zwischen  einer  theoretischen  und  praktischen  Nationalökonomie,  einer  Wis- 
senschaft vom  Volksvermögen  und  der  praktischen  wirthsehaftlichen  Poli- 
tik". Er  erkennt  demnach  ein  vollständig  selbständiges  Wlrthschaftsleben 
mit  eigenen  Gesetzen  abgesehen  vom  Rechts-  und  Staatsleben  an,  im  Ge- 
gensatz zu  der  modernsten  Anschauung,  welche  die  Wirthschaft  wieder 
mit  Recht   und  Staat  zu    verquicken    unternimmt.     Aber   „ohne    Weiteres 
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die  ("Wirthschafts-)  Theorie  im  Staatsleben  verwenden  wollen,  ist  das  Zei- 
chen eines  unreifen  Schülers,  das  Allgemeine  kann  nur  in  der  Gestalt  des 
Besonderen  verwirklicht  werden  und  dieses  Besondre  hangt  von  einer  Reihe 
von  Umständen  ab".  Ricardo's  „Grundgesetze  der  Volkswirthschaft"  sind 
weder  von  populärer  noch  von  zunächst  praktischer  Tendenz,  wie  sich 
schon  aus  ihrer  Form  ergiebt.  Ihr  Autor  geht  zwar  immer  von  dem  Boden 
der  Wirklichkeit  aus ,  um  Grundgesetze  zu  finden  ,  aber  er  überlässt  es 
Anderen ,  diese  Grundgesetze  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit  zu  ver- 
pflanzen. In  seinen  Gelegenheitsschrif teu  freilich  behandelt  Ricardo 
nur  praktische  Fragen,  aber  mit  staunenswerthcr  Umsicht  und  Schärfe  bei 
der  Anwendung  seiner  Grundgesetze  in  Vorschlägen,  Uns  will  scheinen, 
dass  seine  Gegner  diese  Gelegenheitsschriften  viel  zu  wenig  von  den  Prin- 
ciples  unterscheiden! 

Inwieweit  Baumstark  insbesondere  die  schwierigen  Lehren  vom  Ge- 
winn, der  Rente,  dem  W^erth  und  der  Preisbewegung  und  anderer  wich- 
tiger Doktrinen  seines  grossen  Meisters  verbesserte  und  erweiterte,  darauf 
hier  einzugehen,  dürfen  wir  um  so  mehr  unterlassen,  als  Baumstark  eben 
jetzt  damit  beschäftigt  ist,  uns  seine  „Erläuterungen"  in  einer  zweiten 
Auflage  von  Neuem  vorzuführen ,  deren  Druck  wahrscheinlich  noch  in 
diesem  Jahre  begonnen  wird.  Unsere  Jahrbücher  werden  dann  jedenfalls 
auf  diese  Arbeit  zurückkommen  müssen. 

In  die  Zeit,  welche  zwischen  der  Veröffentlichung  des  ersten  und 
zweiten  Bandes  der  Ricard  obearbeitung  liegt,  fällt  die  Berufung  Baum- 
starks  an  die  Universität  Greifswald  durch  den  Minister  von  Alteustein, 
welcher  schon  vom  Jahre  1833  ab  dem  damaligen  Privatdozenten  in  Heidel- 
berg seine  besondere  Aufmerksamkeit  durch  Briefe  und  Zusendung  von 
Räthen  aus  seinem  Ministerium,  nicht  ohne  die  Absicht  auf  Greifswald 
und  Eldena,  geschenkt  hatte.  Die  Verhandlungen  verzögerten  sich,  so 
dass  Baumstark  seine  Bestallung  als  ausserordentlicher  Professor  erst  am 
14,  Mai  1838  erhielt.  Nachdem  er  sich  mittlerweile  in  Heidelberg  am 
14.  Juli  1838  verheirathet  hatte,  trat  er  am  30.  September  desselben 
Jahres  unter  dem  Rektorate  von  Xosegarten  sein  Amt  in  Greifswald 
an ,  fand  ein  überaus  herzliches  Entgegenkommen  an  der  Universität  und 
das  Gegentheil  bei   der  Akademie  Eldena. 

Fast  zu  derselben  Zeit  als  Fr.  G.  Schulze  in  Jena  den  fruchtbaren 
Gedanken  hatte,  neben  der  Universität  und  angelehnt  an  dieselbe  ein 
landwirthschaftliches  Institut  zu  gründen,  um  die  Studirendeu  der  Land- 
wirthschaft  in  den  Kreis  des  universellen,  humanistischen,  höchsten  wis- 
senschaftlichen Lebens  und  Streben«  hineinzuziehen  und  sie  über  den 
engen  Kreis  laudwirthschaftlicher  Anschauungen  durch  das  Studium  der 
Nationalökonomie  zu  erheben ,  war  auch  der  preussische  Kultusminister 
von  Altenstein  damit  umgegangen ,  behufs  besserer  Vorbildung  der  Ver- 
waltungsbeamten und  zur  Förderung  des  wissenschaftlichen  Studiums  der 
Landwirthschaft,  wenigstens  bei  Einer  der  Universitäten,  mit  der  Grün- 
dung eines  vollständig  und  grossartig  ausgestatteten  wissenschaftlich 
praktischen  landwirthschaftlichen  Instituts  den  Versuch  zu  machen ,  und 
hatte  dazu  im  Jahre  1827  iu  Anbetracht  des  grossen  und  ebenso  mannig- 
faltigen wie  schönen  land-  und  forstwirthschaftlicheu  Grundbesitzes,   womit 
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die  Universität  Greifswald  dotirt  ist,  diese  zum  Sitze  des  neuen  Instituts 
ausersehen.  Welche  Schwierigkeiten  sich  auch  den  Plänen  des  Ministers 
entgegengestellt  hatten,  so  wurde  doch  1835  die  Staats-  und  landwirth- 
schaftliche  Akademie  in  Eldena  errichtet  und  Schulze  aus  Jena  als  Di- 
rektor derselben  gewonnen. 

Weder  die  Jahre  der  Gründung  noch  die  ersten  des  Bestehens  der 
Akademie  bilden  ein  erfreuliches  Bild.  Zwischen  der  Universität  und  der 
Akademie  und  deren  leitenden  Persönlichkeiten  bestand  ein  arges  Miss- 
verhältniss,  dass  auch  auf  Baumstark  sich  erstreckte.  Dieser  aber  liess 
sich  nicht  beirren,  sondern  lag  seinem  Berufe  an  der  Universität  mit  aller 
Beharrlichkeit  ob.  Selbst  Bubenstücke  gegen  Baumstark  ins  Werk  zu 
setzen,  scheute  man  sich  nicht.  Als  Schulze  im  Prühjahr  1839  nach 
Jena  zurückkehrte,  übernahm  Baumstark  interimistisch  die  Leitung  der 
Anstalt  am  1.  Mai  1839,  welche  damals  noch  im  ersten  Stadium  der  Ent- 
wickelung  war.  Schon  vorher  hatte  Baumstark  einen  neuen  Studienplan 
für  die  Akademie  entworfen  und  die  zur  innigeren  Verbindung  mit  der 
Universität  empfehlen swerthen  Einrichtungen  auseinandergesetzt.  In  Polge 
dieser  grossartigen  Bemühungen  kann  er  mit  Recht  als  der  Hauptschöpfer 
der  Akademie  angesehen  werden.  Jetzt  bewirkte  er  die  Berufung  von 
Pabst,  mit  welchem  er  die  Anstalt  vom  Herbst  1839  bis  zum  Beginn 
des  Sommersemesters  1843  gemeinschaftlich  dirigirte.  Vom  Januar  1843 
an  war  Baumstark  alleiniger  Direktor  bis  zur  Auflösung  der  Akademie 
1876,  anfangs  auf  eigenen  Wunsch  nur  versuchsweise,  seit  dem  18.  Sep- 
tember 1845  aber  definitiv.  Baumstark  bot  sich  hier  ein  weites  Peld 
segensreicher  Wirksamkeit,  und  er  nahm  nicht  nur  an  der  Entwickelung 
der  Akademie  sondern  auch  an  dem  Gedeihen  der  staats-  und  landwirth- 
schaftlichen  Studien  in  Deutschland  überhaupt  den  innigsten  Antheil.  Noch 
vor  Uebernahme  der  Direktion  der  Akademie  hatte  Baumstark  eine  höchst 
instruktive  Schrift  verfasst  „üeber  die  staats-  und  landwirthschaftlicheu 
Akademien  und  deren  Verbindung  mit  den  Universitäten.  Nebst  einer 
kurzen  Nachricht  über  die  königlich  preussische  staats-  und  landwirth- 
schaftliche  Akademie  Eldena  bei  Greifswald",  welche  er  1839  in  Greifs- 
wald publizirte.  Er  legte  in  derselben  nicht  nur  seine  Ansichten  über 
die  Kameralwissenschaft,  das  kameralistische  Studium,  das  Universitäts- 
studium, über  technische  und  polytechnische  Schulen,  landwirthschaft- 
liche  Lehranstalten  und  staats-  und  landwirthschaftliche  Akademien  nieder, 
sondern  entwarf  auch  darin  einen  ausführlichen  Plan  und  die  Methode 
des  Studiums  selbst.  Es  würde  uns  zu  weit  führen,  den  Plan  hier  näher 
zu  beleuchten,  obwohl  er  einer  Beachtung  trotz  oder  vielmehr  gerade 
wegen  der  veränderten  Anschauungen  in  den  betheiligten  Kreisen  auch 
heute  noch  verdiente. 

Die  Akademie  Eldena  und  ihre  ganze  Eutwickelung  ist  mit  dem  Na- 
men Baumstark  auf  das  Innigste  verwachsen.  Man  darf  wohl  behaupten, 
dass  er  den  grössten  Theil  seiner  Lebenskraft  ihr  gewidmet,  dass  er  kein 
Opfer  gescheut,  das  Beste  für  sie  zu  ersinnen  und  zu  erwirken  und  ihr 
eine  hervorragende  Stellung  vor  allen  anderen  ähnlichen  Anstalten  zu  er- 
ringen. Bald  nach  der  Uebernahme  der  Akademie  fasste  er  die  Idee  der 
Herausgabe  einer  Zeitschrift,  welche  „ein  Erzeugniss  des  Geistes  und  der 
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Richtung  der  Akademie",  „ein  treues  Abbild  ihrer  Seele"  sein  solle. 
Aber  erst  fünf  Jahre  später  war  es  ihm  möglich,  im  Verein  mit  C.  Haub- 
ner,  J.  C.  Schauer  und  Franz  Schulze  den  ersten  Band  seiner  „Jahr- 
bücher der  königlich  preussischeu  staats-  und  landwirthschaftlichen  Aka- 
demie Eldena"  Greifswald  1848  zu  veröffentlichen,  von  denen  aber  nur 
drei  Jahrgänge  erschienen.  Sie  gingen  im  Jahr  1853  wieder  ein  trotz 
der  fleissigen  Mitarbeitei'schaft  der  Lehrer  von  der  Akademie,  insbeson- 
dere von  Rohde  und  Trommer. 

Mehrere  werthvoUe  Abhandlungen  lieferte  Baumstark  selbst.  1848 
publizirte  er  hier  S.  1 — 50  eine  Arbeit:  „Zustände  und  Bedürfnisse  der 
Staats-  und  landwirthschaftlichen  Kultur" ,  welche  nicht  blos  über  die 
Gründe  seiner  Forderungen  an  die  Wissenschaft  und  Praxis  Rechenschaft 
ablegen ,  sondern  auch  seine  Anschauungsweise  erklären  sollte.  Er  schil- 
dert in  ihr  die  noch  vorhandenen  Mängel  der  landwirthschaftlichen  Lite- 
ratur und  was  man  von  der  Landwirthschaftslehre  noch  zu  fordern  be- 
rechtigt sei,  wirft  einen  Blick  auf  die  Zustände  des  landwirthschaftlichen 
Unterrichtswesens  und  fragt  nach  dessen  Hebung,  widmet  dem  landwirth- 
schaftlichen Yereinswesen  und  dessen  Ausbau  warme  Worte  und  weist 
endlich  noch  darauf  hin ,  wie  die  Betriebslehre  noch  der  Hülfe  der  Volks- 
und Staatswirthschaftslehre  bedürfe.  In  dem  zweiten  Jahrgange  1851  be- 
findet sich  aus  der  Feder  Baumstark's  zunächst  S.  1 — 84  eine  (unseres 
"Wissens  auch  im  Separatabdruck  erschienene)  grössere  Abhandlung  „Zur 
Einkommensteuer",  in  der  er  dieses  „von  unserer  deutschen  Revolution 
gepflegte,  von  ihr  keineswegs  entdeckte  neue  Gewächs",  wie  er  diese 
Steuer  benennt,  einer  Kritik  unterwirft  und  zu  zeigen  sucht,  dass  diese 
Steuer,  so  wie  sie  verstanden  wird.  Eine  von  jenen  Theorien  sei,  die 
zwar  auf  praktischen  Uebelständen  einen  fetten  Boden  finde,  die  Uebel- 
stände  des  Steuerwesens  aber  nicht  zu  beseitigen  vermöge  und  in  Betreff 
ihrer  praktischen  Anwendbarkeit  und  wahrscheinlichen,  ja  ganz  sicheren 
Wirkung  weit  hinter  den  Erwartungen  zurückbleiben  müsse.  Er  erörtert 
ausführlich,  weshalb  die  allgemeine  Einkommensteuer  nicht  zu  empfehlen 
sei  und  unterlässt  es  nicht,  dabei  gleichzeitig  eine  Menge  anderer  in  das 
Besteueruugswesen  fallender  Fragen  zu  berühren. 

Eine  zweite  in  demselben  Jahrgange  abgedruckte  Arbeit  B.'s  führt 
den  Titel:  „Nachträge  zu  den  Verhandlungen  des  landwirthschaftlichen 
Kongresses  zu  Berlin".  Der  Verfasser  hatte  im  Mai  1850  auf  dem  ersten 
Kongresse  der  Vertreter  sämmtlicher  landAvirthschaftlicher  Hauptvereine 
aller  preussischeu  Provinzen  mit  dem  königl.  Landesökonomie-Kollegium 
zu  Berlin  persönlich  an  den  Verhandlangen  theilgenommen.  Seine  dort 
gemachten  ausführlichen  Aeusseruugen  konnten  jedoch  in  den  Sitzungs- 
protokollen nur  höchst  unvollständig  wiedergegeben  werden,  da  ihm  kei- 
nerlei Zeit  zur  Vorbereitung,  geschweige  denn  zur  Ausarbeitung  seiner 
Auslassungen  gegeben  war,  die  Protokolle  eine  kurze  Fassung  unerlässlich 
machten  und  es  ihm  auch  später  unmöglich  war,  den  geordneten  ganzen 
Inhalt  seiner  Vorträge  zur  Benutzung  bei  der  Redaktion  der  Verhand- 
lungen auszuarbeiten  und  einzusenden.  Baumstark  benutzte  deshalb  seine 
Jahrbücher  dazu,  dies  nachzuholen  und  erstattet  hier  S.  266 — 304  gleich- 
sam Bericht  über  seine  Betheiligung  an  den  Verhandlungen  des  Kongresses, 
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die  er  aber  auch  gleichzeitig  eiuer  Kritik  unterwirft.  Wir  lernen  hierin 
Baumstark  von  mancher  neuen  Seite  kennen.  Baumstark  ist  uns  schon 
aus  seinem  Ricardo  der  Theorie  nach  als  Freihändler  bekannt,  wo  er 
(II,  S.  263)  die  Freiheit  und  Ordnung  das  einzige  Element  einer  natio- 
nalen Gewerbs-  und  Betriebsamkeit  nennt,  die  Gewerbefi-eiheit  als  Ver- 
kehrsnothweudigkeit  bezeichnet.  Seinen  Standpunkt  als  praktischer  Frei- 
händler kennzeichnete  Baumstark  auf  dem  erwähnten  Kongresse  in  fol- 
gendem Satze :  ,,Ich  verlange  im  gesammteu  volks-  und  im  landwirth- 
schaftlichen  Interesse  Handelsfreiheit,  und  allmälige  Herabsetzung  der 
Einfuhrzölle  auf  das  Maass  der  Finanzzölle,  so  lange  diese  nöthig  sind, — 
Abschaffung  der  Kückzölle ,  der  Ausfuhrzölle  und  der  Durchfuhrabgaben. 
Dass  dies  nicht  auf  ein  Mal  geschehen  darf  und  kann,  spricht  nicht  für 
die  Prohibition,  sondern  beweist  nur,  dass  die  Vertheidiger  der  Handels- 
freiheit den  im  Schutze  erzogenen  Industriezweigen  die  Fehler  der  jetzigen 
Handelspolitik  nicht  entgelten  lassen  wollen." 

Diese  seine  freihändlerischen  Anschauungen  zeigt  uns  Baumstark  auch 
noch  in  einer  anderen,  im  dritten  Bande  der  Eldenaer  Jahrbücher  1853 
S.  194 — 292  veröffentlichten,  mit  eiuer  Menge  werthvollen  statistischen 
Materials  ausgerüsteten,  höchst  lesenswertheu  Abhandlung  „Zur  Eisen- 
schutz-Zoll-Frage". Er  tadelt  darin  sogar  die  Prinziplosigkeit  der  Par- 
teien ,  nach  der  es  üblich  geworden ,  sich  gleich  anfangs  zu  erklären, 
dass  man  sich  in  den  prinzipiellen  Streit,  ob  Freihandel  oder  Schutzzoll- 
system zu  wählen  sei ,  nicht  einlassen ,  sondern  blos  die  s.  g.  praktische 
Frage,  ob  dieser  oder  jener  Artikel  freihändlerisch  oder  schutzzöllnerisch 
behandelt  werden  solle,  erörtern  wolle.  Nach  Baumstark  soll  aber  jede 
Partei  ein  bestimmtes  Prinzip  haben  oder  befolgen.  Prinziplosigkeit  sei 
Grenzen-  und  Haltlosigkeit.  Indessen  sei  das  Gebiet  des  Finanzzolles,  den 
er  scharf  vom  Schutzzoll  getrennt  wissen  will,  der  Boden,  auf  dem  sich 
beide  Parteien  am  nächsten  kommen  könnten.  Denn  jeder  Finanzzoll  bringe, 
je  höher,  um  so  mehr,  eine  Schutzzollwirkung  hervor  und  beschränke 
die  Handelsfreiheit  in  irgend  einem  Grade.  Das  Geldbedürfniss  des  grossen 
Staates  in  unserer  Zeit  und  die  unschätzbare  Erleichterung  der  Steuer- 
zahlung, welche  die  Verbrauchssteuer  dem  einzelnen  Staats-Einwohner 
gewähre,  wiesen  den  rücksichtslosen  Starrkopf  des  unumschränkten  Frei- 
händlers schon  im  Allgemeinen  in  vernünftige  Schranken  zurück.  Er 
brauche  sein  Prinzip,  das  allein  richtige,  nicht  aufzugeben,  —  er  müsse 
nur  die  Modifikation  desselben,  und  schlechterdings  blos  aus  Finanzgrün- 
den, im  praktischen  Leben  gestatten  und  fest  darauf  beharren,  dass  der 
von  ihm  gestattete  Finauzzoll  nicht  höher  werde,  als  die  Finanzpolitik 
es  fordere  oder  gestatte,  ohne  weiteren  Nebenzweck. 

Auch  an  den  von  dem  Präsidium  des  königl.  Landesökonomie-Kol- 
legium herausgegebenen  „Annalen  der  Landwirthschaft  in  den  königlich 
preussischen  Staaten"  war  Baumstark  Mitarbeiter.  Erschien  auch  darin 
die  sehr  eingehende  Besprechung  von  J.  H.  v.  Thünen's  „Der  isolirte 
Staat  in  Beziehung  auf  Landwirthschaft  und  Nationalökonomie"  im  44. 
Bande  (Berlin  1864)  S.  79 — 88  anonym,  so  ist  doch  die  Behandlungsart 
unseres  Baumstark  darin  nicht  zu  verkennen.  Die  scharfe  Methode  Thü- 
nen's ,  welche  selbst  den  hervorragendsten  Männern  der  Volkswirthschafts- 
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lehre  so  ungewohnt,  ja  hart  und  unbarmherzig  ersclieint,  dass  das  liucli 
lange  Zeit  nach  dem  Erscheinen  wenig  Beachtung  erfulir,  musste  gerade 
für  Baumstark,  den  Verehrer  und  Schüler  Ricardo 's,  etwas  besonders 
Anziehendes  haben.  Bekanntlich  war  ja  Thünen  in  völliger  Unabliängig- 
keit  und  Selbständigkeit  zu  derselben  Grundrenteutheorie  wie  Kicardo  ge- 
langt, wie  denn  überhaupt  zwischen  diesen  beiden  Männern  eine  sehr 
nahe  Geistesverwandtschaft  hinsichtlich  der  Ziele  und  Ergebnisse  der  For- 
schung besteht.  Kein  Wunder  also,  wenn  wir  B.  auch  mit  Thüuen's  Geistes- 
produkten in   nahem  Kontakt  finden ! 

In  denselben  Annalen  begegnet  uns  B.  auch  in  den  folgenden  Jahr- 
gängen 1865  und  1868,  jedes  Mal  als  Berichterstatter  einer  Heise,  welche 
die  Kenntnissnahme  laudwirthschaftlicher  Anstalten  zum  Zwecke  gehabt 
hatte.  In  dem  erstgenannten  Jahrgange  stattet  der  Verfasser  aus  dem 
Jahre  1864  eiuen  ersten  amtlichen  Reisebericht  ab  über  die  Kreisland- 
wirthschaftsschule  und  Erziehungsanstalt  nebst  Ackerbauschule  zu  Lich- 
teuhof  bei  Nürnberg,  einem  zweiten  über  die  landwirthschaftliche  Lehr- 
anstalt zu  Hof-Geisberg  bei  Wiesbaden ,  einen  dritten  über  die  Akademie 
Hohenheim.  In  einem  vierten  Berichte  verbreitet  er  sich  über  einige 
Anstalten  in  Böhmen,  die  Lehranstalt  zu  Liebenwerd  und  die  Laudwirth- 
schaft  am  Polytechnikum  in  Prag,  ferner  über  die  Lehranstalt  Kolcawka 
bei  Prag,  während  er  in  einem  fünften  Berichte  uns  seine  Beobachtungen 
aus  Sachsen  mittheilt,  über  die  Akademie  Tharaud  und  die  landwirth- 
schaftliche höhere  Lehranstalt  in  Plagwitz  bei  Leipzig.  Der  Jahrgang 
1868  der  Annalen  enthält  dagegen  den  Bericht  einer  Reise,  welche  Baum- 
stark 1867  auf  englischem  Boden  unternahm.  Er  schildert  darin  das 
Albert-Middle-Class-College  iu  Eranglingham,  Grafschaft  Suffolk  und  die 
landwirthschaftliche  Versuchsanstalt  von  J.  B.  Lawes  und  J.  G.  Gilbert 
iu  Rothamsted,  Grafschaft  Herthshire. 

Die  reichen  Erfahrungen ,  welche  sich  Baumstark  auf  dieseu  Reisen 
verschaffte,  blieben  auch  auf  die  Akademie  Eldena  nicht  ohne  Einfluss. 
Waren  ihm  hier  auch  bittere  Stunden  nicht  erspart,  so  musste  ihm 
das  Bewusstsein,  mit  Energie  für  eine  gute  Sache  zu  kämpfen  und  die 
Liebe  seiner  Schüler,  deren  Ausbildung  ihm  warm  am  Herzen  lag  und 
denen  er  sich  vollständig  widmete,  allein  schon  reichlichen  Ersatz  bieten. 
Seine  Vorlesungen  in  Eldena  erfreuten  sich  eines  regen  und  fleissigen 
Besuches.  Ja  zweien  seiner  Zuhörer  verdanken  wir  sogar  durch  ihre 
fleissige  Niederschrift  im  Kolleg  eine  Schrift  Baumstark's  „Einleitung  in 
das  wissenschaftliche  Studium  der  Landwirthschaft.  Wirklich  gehaltene 
Vorlesungen,  Berlin  1858,  VIII  u.  143  S.".  Jene  beiden  Zuhörer  über- 
reichten nämlich  im  Sommer  1857  diese  Vorträge,  die  ihr  Lehrer  seit 
18  Jahren  jedes  Mal  zum  Beginne  des  Semesters  frei  gehalten,  hand- 
schriftlich Baumstark  mit  der  Bitte,  sie  durch  den  Druck  zu  veröffent- 
lichen. Diese  Vorlesungen  bilden  die  Summe  derjenigen  Grundsätze  und 
Maximen,  nach  welchen  er  die  Akademie  Eldena  von  jeher  geleitet  und 
gewähren,  ganz  abgesehen  von  ihrem  reichen  Inhalt,  ein  deutliches  Bild 
seiner  Lehrmethode  und  klaren  Vortragsweise  überhaupt. 

Ehe  wir  unsern  Rückblick  auf  seine  Wirksamkeit  iu  Eldena  ab- 
schliessen,    sei  es  uns  vergönnt,    noch  kurz  zweier  Schriften  Baumstark's 

26  ■•■'•■ 


378  Miscellen. 

ZU  gedeukeu,  welche  speziell  die  Akademie  Eldena  betreffen.  Als  die- 
selbe im  Jahre  1860  ihr  fdnfuudzwanzigjähriges  Stiftungsfest  feierte,  gab 
Baumstark  in  einer  Festrede,  die  später  im  Drucke  erschien,  unter  dem 
Titel:  „Fünfzehn  Jahre  Gründung  der  königlichen  Staats-  und  landwirth- 
schaftlichen  Akademie  Eldena,  Greifswald  1860,  82  S."  in  sehr  einge- 
hender Weise  auf  Grund  der  Urkunden  ein  Bild  der  grossen  Schwierig- 
keiten, welche  zu  überwinden  waren,  nicht  nur  um  die  Akademie  ins 
Leben  zu  rufen,  d.  i.  über  die  Zeit  von  1827  bis  1835,  sondern  auch 
eine  Schilderung  der  weiteren  T^j^  Jahre  des  Kampfes  und  Leidens, 
die  seit  ihrer  zu  frühen  Eröffnung  bis  zu  seinem  Eintritt  als  Direktor 
der  Anstalt  verflossen  waren.  Seine  ausgesprochene  Hoffnung,  die  Er- 
zählung der  Geschichte  der  inneren  und  äusseren  Entwickelung  der  Aka- 
demie und  das  Urtheil  über  die  Wirksamkeit  ihrer  Direktoren  würde  viel- 
leicht der  Gegenstand  der  Festschrift  bei  ihrem  fünfzigjährigen  Jubiläum 
sein ,  kann  sich  nicht  erfüllen ,  da  gegenwärtig  bekanntlich  diese  treu  ge- 
pflegte Tochter  Baumstark's  nicht  mehr  am  Leben  ist.  Er  hatte  noch 
sechs  Jahre  vor  ihrem  Ableben  eine  Schrift  über  sie  verfasst,  welche  wohl 
hätte  geeignet  sein  können,  ihre  Tage  zu  verlängern.  Sie  führt  den  Titel: 
„Die  königliche  Staats-  und  landwirthschaftliche  Akademie  Eldena  bei  der 
Universität  Greifswald,  mit  einem  Plane  des  Dorfes  und  des  Gutes  Eldena, 
Berlin  1870,  77  S."  Er  gab  darin  einen  Eückblick  auf  ihre  Geschichte, 
eine  Beschreibung  des  Dorfes  Eldena  und  dessen  Umgebung,  schilderte 
das  Verhältniss  der  Anstalt  zur  Universität  Greifswald,  theilte  die  beson- 
dern Bestimmungen  für  die  Studirenden,  den  Lehrplan  der  Akademie,  die 
Lehrstellen  und  Lehrer,  die  Lehr-  und  Forschungsmittel  der  Akademie 
und  den  Besuch  derselben  mit  und  besprach  zuletzt  den  Verkehr,  die 
Disziplin  und  die  Kosten  für  Studium  und  Aufenthalt. 

Schon  diese  angestrengte  Thätigkeit  als  Direktor  und  Lehrer  der 
Akademie  allein  hätte  für  die  Kraft  eines  Mannes  genügen  können.  Aber 
wie  Baumstark  beim  Beginne  jedes  Semesters  in  Eldena  seinen  Zuhörern 
den  Satz  des  Cicero  vorzuhalten  und  zu  erläutern  pflegte:  „Der  Fleiss 
vermag  in  allen  Dingen  überaus  viel,  wir  müssen  ihn  vorzugsweise  pflegen 
und  immer  anwenden ;  es  giebt  nichts ,  was  er  nicht  erreichen  könnte," 
so  ist  auch  er  selbst  zu  jeder  Zeit  und  in  allen  Lebenslagen  ein  Manu 
von  eisernem  Fleiss  und  grösster  Beharrlichkeit  gewesen.  An  der  Uni- 
versität zu  Greifswald,  an  der  er  durch  Kabinetsordre  vom  18.  Dezember 
1841  (Patent  vom  15.  Januar  1842)  zum  Professor  Ordinarius  ernannt  wor- 
den war,  hat  Baumstark  bis  zu  dieser  Stunde  nicht  minder  segensreich 
gewirkt;  nicht  allein  durch  seine  Vorlesungen  in  den  verflossenen  79  Se- 
mestern, sondern  auch  durch  seine  Thätigkeit  als  Decan ,  als  Eector  und 
in  den  übrigen  Ehrenämtern  der  Universität.  Zwei  Mal  wählte  ihn  die 
gesammte  Universität  zu  ihrem  Eector  magnificus  1861/62  und  1865/66. 
Im  Jahre  1851/52  wurde  er  Mitglied  des  Senats  und  blieb  dasselbe  von 
1856  an  18  Jahre  ohne  Unterbrechung;  im  Jahre  1864  wurde  ihm  auch 
das  Curatorium  der  Universität  übertragen.  Wir  müssen  es  uns  an  dieser 
Stelle,  wo  es  sich  nur  um  den  „Gelehrten"  Baumstark  handelt,  versagen, 
auf  seine  übrige  vielseitige  Thätigkeit  näher  einzugehen. 

Deshalb  haben  wir  auch  seine  musikalischen  Schriften,    unter  denen. 
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namentlich  die  über  „A.  Fi:  J.  Thibaut:  Blätter  der  Erinnerung  u.  s.  w. 
Leipzig  1841"  besonders  ansprechend  geschrieben  ist,  übergangen.  Ebenso 
wenig  wollen  wir  liier  von  seinen  kritischen  Aufsätzen  in  der  Leipziger 
und  Hallischeu  Literaturzeitung,  den  Berliner  Jalirbüchern  für  Avissen- 
schaftliche  Kritik,  in  Bau  und  Hanssen's  Archiv  für  politische  Oeko- 
nomie,  in  Zaruckes'  Literarischen  Zentralblatt  und  in  anderen  Zeit- 
schriften reden.  Wir  gedenken  nur  noch  einer  Abhandlung  über  „das 
Kapital,  die  Arbeit  und  die  Grundherrlichkeit",  welche  B.  in  dem  Ar- 
beiterfreunde 1866  veröffentlichte,  einer  Festrede  „Zur  Geschichte  der 
arbeitenden  Klasse,  Greifswald  18öo",  einer  Festschrift:  ,,Die  Universität 
Greifswald  vor  hundert  und  vor  fünfzig  Jahren,  Greifswald  1866"  und 
endlich  einer  Abhandlung  in  diesen  Jahrbüchern  Bd.  V  (1865)  „Die  Volks- 
wirthschaft  nach  Menschenrassen,  Volksstämmen  und  Völkern". 

Bei  der  segensreichen  Wirksamkeit  B.'s,  die  wir  im  Vorhergehenden 
zu  charakterisiren  suchten,  musste  das  seltene  Fest  des  fünfzigjährigen 
Doktorjubiläums  dem  Jubilar  Zeichen  der  Liebe  und  Verehrung  von  den 
verschiedensten  Seiten  bringen.  Der  uns  nur  knapp  zugemessene  Raum 
gestattet  uns  nicht  darauf  näher  einzugehn,  und  wir  bemerken  daher  über 
das  Fest  nur,  dass  der  Gefeierte  es  bei  voller  Kraft  und  Gesundheit  be- 
gehen konnte,  und  an  dem  folgenden  Tage  seine  Arbeit  wieder  aufnahm, 
wie  er  sie  am  Tage  zuvor  vollführt  hatte, 

„Wenn  unser  Leben  köstlich  gewesen  ist,  so  ist  es  Mühe  und  Ar- 
beit gewesen."  Unverdrossen ,  mit  stets  frischem  Fleisse  und  Eifer  wirkt 
Baumstark  weiter.  Möchte  ihm  Gott  noch  recht  viele,  frohe  Tage  schenken, 
möchte  es  ihm  vergönnt  sein ,  bei  Kraft  und  Gesundheit  Alles  glücklich 
an's  Ende  zu  führen,  was  er  in  hohem  Alter  noch  begonnen!  Mit  diesem 
aufrichtigen  Wunsche  schliessen  wir  diese  Zeilen ,  welche  durchaus  nicht 
den  Zweck  haben  sollen,  ein  Denkmal  seiner  Verdienste  zu  sein,  sondern, 
einfach  und  schlicht  wie  sie  geschrieben  sind,  nichts  anderes  bezwecken, 
als  dem  Leser  dieser  Jahrbücher  bei  Gelegenheit  des  fünfzigjährigen  Dok- 
torjubiläums Baumstark's,  diese  Verdienste  ins  Gedächtniss  zurückzurufen. 
„Wer  sich  nicht  selbst  ein  Denkmal  hinterlassen  hat,  der  verdient  nicht, 
dass  man  ihm  Eins  setze.  Wer  sich  aber  selber  Eines  hinterlassen  hat, 
der  bedarf  nicht,  dass  man  ihm  Eines  setze!" 

Greifswald,  im  Sommer  1878.  Richard  Mucke. 


XIV. 
Bibliograpliy  of  Works  on  the  Mathematical  Theory  of  Political 

Economy  ^ ). 

It  is    found   that    there  exists  a  considerable    number  of   works    and  me- 
moirs,    published  during  the  last  hundred  years,    in  which    mathematical 

1)  Auf  den  Wunsch  des  Mr.  Jevons,  von  dem  die  Idee  ausgegangen,  veröffent- 
lichen wir  die  obige  Aufforderung,  und  zwar,  da  mehrere  wichtige  Worte  in  deutscher 
Uehersetzung  leicht  missverstanden  werden  können ,  im  Original ,  ebenso  die  folgende 
Liste  ohne  jede  Veränderung ,  zu  der  wir  uns  nicht  berechtigt  hielten.  —  Die  Red. 
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methods  have  been  applied  to  tlie  moral  sciences,  especially  to  political 
ücouomy.  The  mistaken  character  of  some  of  these  attempts ,  and  the 
prejudice  against  the  iiitroductiou  of  the  mathematical  methods  into  the 
moral  and  social  sciences,  have  caused  these  works  to  be  overlooked. 
Many  of  them  have  been  long  forgotten ,  and  it  is  probable  that  some 
may  exist  which  still  elude  inquiry.  Partly  with  the  purpose  of  disco- 
vering  such  forgotten  works  and  memoirs,  the  following  preliminary  list 
of  writings  on  the  mathematical  theory  of  political  economy  has  been 
prepared ,  and  it  is  now  printed  in  the  hope  that  suggestions  may  be 
thereby  elicited  for  its  extension  and  correction.  The  Honorary  Secre- 
taries  of  the  Statistical  Society  will  be  glad  to  receive  Information  about 
omitted  books,  memoirs,  or  papers,  addressed  to  "The  Assistaut  Secre- 
tary,  Statistical  Society,  Somerset  House  Terrace,  Strand,  London,  W.C." 
It  should  be  noted  that  the  present  list  is  not  intended  to  include 
works  on  vital  statistics,  sanitary  science,  anthroporaetry,  &c.,  but  merely 
mathematical  treatises  on  wealth,  value,  capital,  interest,  reut,  taxa- 
tion,  &c. 

1793.     Lang,     Historische  Entwickelung  der   Deutscheu  Steuerverfassuug. 
1802,     Canard  (Nicolas  FrauQois).    Principes  d'Economie  Politique  :  Ouvrage 

couronne  par  l'Institut.      8vo.     Paris. 
1802,     Brisson  (B.),    Essai  sur  la  Navigation.     Paris. 
1807.     Lang.     Ueber  den    obersten  Grundsatz  der  Politischen   Oeconomie. 

8vo.     Kiga. 
1816.     BuQüoT  (G.  Graf  von).    Theorie  der  Nationalwirthschaft,    Leipzig; 

hierzu  3  Nachträge,    1816 — 18. 
1825.     Fuoco   (Francesco).     Saggi  Economici.     Prima  Serie.      2  tom,    8vo. 

Pisa,   1825—27, 
1829,     "Whewell  (William),    Mathematical  Exposition    of  some  Doctrines 
of  Political  Ecouomy.     Cambridge  Philosophical  Transactions ,  vol.  iii, 
pp.  191—230.     4to.      Cambridge. 
1831.     Walras  (Auguste),     De  la   Nature    de  la  Eichesse    et  de    l'origine 

de  la  Valeur.      8vo.      Paris,      (Pp.  xxiv,   334.) 
1831,     Whewell  (William).     Mathematical  Exposition   of  the  Leading  Doc- 
trines in  Mr,  Kicardo's   "Principles  of  Political  Economy  and  Taxation". 
Cambridge    Philosophical    Transactions,    vol.  iv,    pp.   155 — 189,      4to. 
Cambridge. 
1838.     CoüRNOT  (Augustin).    Kecherches  sur  les  Principes  Mathematiques 

de  la  Theorie  des  liichesses.      8vo.     Paris.      (Pp.  xi,    198.) 
1838,     TozER  (John).     Mathematical    Investigation    of   the    Effect    of   Ma- 
chinery  on  the  Wealth  of  a  Community  in  which  it  is  emploj-ed,  and 
on  the  Fund    for    the  Paymeut   of   Wages.      Cambridge    Philosophical 
Transactions,  vol.  vi,  pp.  507 — 522.      4to.     Cambridge. 
1840,      Anonymoüs.     On    Currency,      London    (Charles    Knight    and    Co.). 

(Pp.  viii,  43,  xxi.) 
1840.     TozKE  (John),      On  the  Effect  of  the  Non-Eesidence  of  Landlords, 
&c.,  on   the  Wealth  of  a  Community.     Cambridge  Philosophical  Trans- 
actions, vol,  vii,  pp,  189 — 196.     4to.     Cambridge. 
1844.     DuPüiT  (J,).     De  la  Mesure  de  TUtilite  des  Travaux  Publics.    Au- 
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nalcs    des    Pouts    et    Cliaussees.     2''  serie.     Tome  viii,    pp.   3D2 — 375. 

8vo.     Paris. 
18-14.     Hagen  (C.   H.).    Die    Noth-n-endigkeit    der  Handelsfreiheit    für    das 

Nationaleinkommen,    mathematisch    nachgewiesen.      8vo.      Königsberg. 

(Pp.  32.) 
1844.     Hagen  (C.  H.).     System    of   Political  Economy.      Translated    from 

the  German  by  John   Prince  Smith.      8vo.     London.      (Pp.  viii,   88.) 

1847.  BoKDAS.  De  la  Mesure  de  l'ütilite  des  Travaux  Publics.  Annales 
des  Ponts  et  Cliaussees,  1847,  1  •"■  semestre,  2™*^  serie,  tome  xiii,  p.  279. 
8vo.     Paris. 

1848.  MiLL  (John  Stuart).  Principles  of  Political  Economy,  with  somo 
of  their  applications  to  Social  Philosophy.  2  vols.  8yo.  London. 
(Book  iii,  chapters  xvii,  xviii.) 

1819.  EsjiENAKD  DU  Mazkt  (Camille).  Nouveaux  Principes  d'Econoniie 
Politique.      8vo.     Paris.     (Pp.  ix,  456.) 

1849.  DuPTHT  (J.).  De  Tlufluence  des  Peages  sur  l'ütilite  des  Voies  de 
Communication.  Annales  des  Ponts  et  Chaussees.  No.  207.  2*^  serie, 
1849,    P^  semestre.     8vo.     Paris.     (Pp.  170—248.) 

1850.  De  Thünen.     Isolirte  Staat.     2"^  vol. 

1850.  Minaed.  De  TUsage  Gratuit  des  Constructions  etablies  aux  Frais 
de  l'Etat.  Annales  des  Ponts  et  Chaussees,  2*^  serie,  V  semestre.  8vo. 
Paris.     (P.  27.) 

1850.  Lardnek  (Dionysius).  Railway  Economy.   8vo.  London.  (Chapterxiii.) 

1851.  Esmenard  du  Mazet.  De  la  Valeur:  Lettre  ä  M.  J.  Garnier.  8vo. 
Paris. 

1851.  De  Thünen.  Eecherches  sur  Tlnfluence  que  le  Prix  des  Grains, 
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Böhmens  Glasindustrie  und  Glashandel.  Quellen  zu  ihrer 
Geschichte.  Im  Auftrage  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Prag, 
von  Edmund  Schebek.     Prag   1878.     434  SS. 

Der  verdienstvolle  Sekretär  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu 
Prag ,  dessen  Anregung  die  Wiener  Ausstellung  die  interessanten  Preis- 
statistiken verdankte,  hat  auch  für  die  Pariser  Ausstellung  ein  in  seiner 
Art  neues  Werk  veranlasst,  dessen  Anfang  hier  von  ihm  selbst  bearbeitet 
vor  uns  liegt,  d.  i.  „eine  Ausgabe  von  Quellen  zur  Geschichte  von  Böh- 
mens Glasindustrie  und  Glashandel".  Die  Wichtigkeit  solcher  Unterneh- 
mungen ,,die  Bausteine  zur  Geschichte  der  wichtigsten  Produktionszweige" 
zu  sammeln,  das  Dankenswerthe  solcher  Anregung  kann  nicht  scharf  ge- 
nug betont  werden,  denn  mit  jedem  Jahre  gehen  solche  Bausteine  aus 
alter  Zeit  verloren  und  die  Möglichkeit  ein  festes,  vollständiges  Bild  der 
Entwicklung  herzustellen  schwindet  mehr  und  mehr.  Das  Interesse  aber 
für  solche  wichtigen  Beiträge  zur  Kulturgeschichte ,  das  in  neuerer  Zeit 
zwar  sehr  gestiegen,  das  Verständniss  für  die  Wichtigkeit  die  wirthschaft- 
liche  Kulturentwicklung  genau  verfolgen  zu  können,  sind  noch  viel  zu  ge- 
ring. Wir  begrüssen  deshalb  das  obige  Werk  mit  lebhafter  Freude  und 
sprechen  dem  Herausgeber  und  theilweisen  Verfasser  den  aufrichtigsten 
Dank  dafür  aus. 

Auf  64  einleitenden  Seiten  giebt  Seh.  uns  auf  Grund  des  Vorge- 
legten eine  Uebersicht  über  die  Entwicklung  des  Glashandels,  dann  der 
Glasindustrie  bis  auf  die  neuere  Zeit.  Es  folgen  dann  die  bezüglichen 
Stellen  aus  Gedenkbüchern  von  Gemeinden,  Familienchroniken,  Biogra- 
phien von  Vertretern  des  Glashandels,  Denkschriften,  Berichte,  luven- 
tarien-  und  Preisverzeichnisse,  Statuten,  Kontrakte  von  Innungen  und 
(ilashandlungskorapagnien  etc.  —  Manches  davon,  namentlich  von  den 
Familienchroniken  hätte  sicher  fortbleiben  können ,  auch  aus  mehreren 
der  Verzeichnisse  ist  nichts  zu  entnehmen.  Personalien  spielen  u.  A.  n. 
eine  gar  zu  grosse  Bolle,  auf  die  Entwicklung  der  Technik  konnte  bisher 
fast  gar  keine  Kücksicht  genommen  werden,  aber  Seh.  sagt  ausdrücklich, 
dass  mau  erst  am  Anfang  des  Sammeins  stehe,  dass  die  Zeit  zu  kurz  ge- 
wesen um  grössere  Vollständigkeit  zu  erzielen,  man  ist  daher  nicht  be- 
rechtigt, für  jetzt  mehr  zu  beanspruchen.  Besondere  Beachtung  verdient 
hier  der  Abschnitt  IX ,  welcher  von  der  inneren  Organisation  der  Glas- 
haudlungskompagnien  handelt,  die  u.  W.  noch  nicht  ausführlicher  be- 
sprochen wurden,  und  in  ihrer  Einrichtung  von  allen  heutigen  Gewerbs- 
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gescllschafteii  Abweichungen   zeigen.  —    Hoffen   wir,    dass    das    erfreulich 
begonnene  Werk  kräftig  fortgesetzt  wird. 

Reglement  definitif  du  budget  de  l'empire  pour  l'exor- 
cice  18  7  6.  Eapport  präsente  au  conseil  de  Tempire  par  S.  E.  M.  le 
controleur  de  l'empire.     St.  Petersburg   1877,     47  SS. 

Eine  detaillirte  Darstellung  des  russischen  Budgets  von  1876  ver- 
glichen  mit  den  Ziffern  der  4   Vorjahre. 

H.  Cernuschi,  le  Bland  Bill.     Paris   1878.      65  SS. 

Die  äussere  Ausstattung  der  Schrift  ist  erfreulicher  als  der  Inhalt. 
Der  bekannte  Enthusiast  für  Doppclwährung  setzt  hier  dem  bisher  in  ein- 
seitiger, phrasenhafter  Vertretung  seiner  Ansicht  Geleisteten  die  Krone 
auf,  und  vertheidigt  die  berüchtigte  Bill  als  für  die  Welt  nur  nützlich 
und   gerecht,  wenn   er  sie  auch  noch  der  Ergänzung  bedürftig  hält. 

*  Friedrich  Jodl,  Die  Kulturgeschichtsschreibung,  ihre 
Entwicklung  und  ihr  Problem.     Halle   1878. 

Friedrich  Engels,  Herrn  Eugen  Dühring's  Umwälzung 
der  Wissenschaft.  Philosophie,  Politische  Oekonomie,  Sozialismus. 
Leipzig   1878.     274  SS. 

X.  von  Neumann-Spallart,  XJebersichten  über  Produk- 
tion, Verkehr  und  Handel  in  der  Weltwirthschaft.  Jahrgang 
1878.     Stuttgart  1878.     226  SS. 

Der  Verf.  hat  bereits  seit  1870  regelmässig  für  Behm's  geographi- 
sches Jahrbuch  statistische  XJebersichten  über  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse aller  Kulturländer  geliefert.  Es  ist  nur  dankenswerth ,  dass  er 
diese  XJebersichten  wesentlich  vervollständigt,  und  unter  Berücksichtigung 
der  älteren  Zahlen  hier  als  selbständige  Schrift  dem  grösseren  Publikum 
vorlegt,  denn  es  fehlt  ein  derartiges  Buch  entschieden.  Von  Kolb's 
Handbuch  ist  seit  1875  keine  neue  Auflage  erschienen,  die  Berücksich- 
tigung der  wirthschaftlichen  Kultur  ist  darin  überhaupt  eine  zu  unter- 
geordnete, und  eine  Vergleichung  und  Zusammenstellung  der  Zahlen  ver- 
schiedener Länder  ist  gar  nicht  versucht.  Die  kritiklose,  jetzt  ohnehin  ver- 
altete Arbeit  von  Haussner  kann  ebenso  wenig  in  Betracht  kommen  als 
die  ganz  unwissenschaftliche,  nur  aus  anderen  Handbüchern  zusammenge- 
schriebene von  Haushofer.  Brachelli  trägt  dem  angeregten  Bedürfniss 
noch  am  meisten  Rechnung,  doch  berücksichtigt  er  nur  drei  Jahre,  und 
zwar  solche,  die  gerade  als  abnorm  zu  bezeichnen  sind,  nämlich  1871,  72, 
73.  Es  fehlt  ferner  darin  der  nöthige  Hinweis  auf  die  verschiedene  Zuver- 
lässigkeit der  Zahlen  und  Quellenangabe.  Denselben  Vorwurf  müssen  wir  auf 
das  Schärfste  mehreren  der  bisherigen  Arbeiten  machen ,  welche  auf  Ver- 
anlassung des  internationalen  statistischen  Kongresses  in  den  letzten  Jahren 
publizirt  wurden,  von  denen  hier  allerdings  nur  die  französische  Agrar- 
statistik  in  Betracht  kommt.  Auch  bei  der  vorliegenden  Arbeit  vermissen 
wir  namentlich  bei  der  Darstellung  der  Getreideproduktion  und  der  Vieh- 
statistik mehrfach  Ausführungen  über  die  Art  der  Erhebung  und  eine 
Beurtheilung  der  I5rauchbarkeit  der  Zahlen,  die  z.  B.  für  Frankreich  ganz 
fehlt,  für  andere  Staaten   nur  angedeutet  ist.      XJnd   doch  ist  dies  die  noth- 
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wendige  Vorbedingung  für  jede  wissenschaftliche  statistische  Arbeit,  und 
bei  dem  verbreiteten  Usus  oberflächlicher,  willkürlicher  Zusammenstellung 
A'on  Zahlen  ein  doppeltes  Erforderniss.  Selbst  eine  Schrift,  welche  auf 
gedrängte  Kürze  angewiesen  ist,  dürfte  sich  dem  nicht  entziehen.  Ebenso 
bedauern  wir,  dass  die  Quellenangabe  nicht  au  Ort  und  Stelle  zum  Beleg 
und  zur  Kontrole  der  angeführten  Zahlen  angeführt  sind,  sondern  nur 
am  Schlüsse  eine  Gesammtübersicht  über  sämmtliche  benutzte  Schriften 
gegeben  wird.  Allerdings  sind  wir  uns  sehr  wohl  bewusst,  dass  wir 
damit  ein  Verlangen  stellen,  welches  die  Arbeit  gewaltig  vergrössert  hätte. 
Dies  soll  nicht  gesagt  sein  um  den  Werth  der  Schrift  herabzusetzen,  son- 
dern als  Wunsch  für  die  Zukunft,  da  sie  ausdrücklich  als  Anfang  einer 
Serie  angekündigt  wird.  Vielmehr  haben  wir  es  mit  einer  sehr  werth- 
vollen  statistischen  Leistung  zu  thun,  und  Jeder,  der  selbst  in  ähnlicher 
Weise  gearbeitet  hat,  wird  dem  Verf,  die  Bewunderuug  seines  Eleisses 
und  seiner  Umsicht  nicht  versagen.  Hervorzuheben  ist,  dass  der  Verf. 
es  sich  gerade  zur  Aufgabe  gemacht  hat  die  geschichtliche  Entwicklung 
zu  kennzeichnen,  während  das  von  den  Statistikern  sonst  viel  zu  sehr 
vernachlässigt  wird.  —  Sehr  eingehend  ist  die  Getreideproduktion  und 
der  Getreidehandel  der  verschiedenen  Länder  behandelt.  Es  folgt:  Der 
Viehstand  und  die  Fleischversorgung,  wobei  die  Angaben  über  die  neuere 
Gestaltung  des  Fleischexports  aus  Amerika  von  besonderem  Interesse  sind. 
Es  folgt  die  Produktion  und  z,  Th.  Konsumtion  von  Zucker,  Kaffee  und 
Thee.  Der  zweite  Abschnitt  urafasst  „die  Rohstoffe  für  die  Weltindustrien 
und  den  Massenverbrauch;  der  dritte  die  Umlaufsmittel,  der  vierte  die 
Verkehrsmittel.  Eine  Literaturübersicht  beschliesst  den  reichen  Inhalt 
der  dankenswerthen  Schrift. 

Hermann  von  Cz  ecz-Linden  wald,  Ein  Beitrag  zur  Frage 
der  Besteuerung  des  Brauntwiein  s,     Wien   1878,      127   SS. 

Abgesehen  von  den  schon  etwas  älteren  Arbeiten  über  diesen  Gegen- 
stand von  Jos.  Hartig,  Krausz,  Kleiuwächler,  Heine  und  A. 
PI  atz  mann  ist  in  der  neueren  Zeit  noch  ausser  der  obigen  Schrift  eine 
von  Consta nt  Bodenheimer  erschienen:  Zur  Frage  einer  eidgenössi- 
schen Steuer  auf  Taback  und  Branntwein.  Bern  1878.  Derselbe  bespricht 
die  Verhältnisse  der  verschiedenen  Länder  und  zieht  daraus  Schlüsse  für 
die  Schweiz,  Er  wünscht  eine  jährliche  Patentgebühr  von  2000  Frk. 
von  jeder  Branntweinbrennerei  und  eine  Fabrikationsgebühr  (von  15  Cent, 
pro  Liter).  Die  erstere  besonders  um  die  kleinen  Brennereien  zu  unter- 
drücken und  zu  grösseren  Genossenschaftsbrennereien  zu  führen ,  was  in- 
dess  sicherlich  nicht  überall  das  richtige  Resultat  ergeben  dürfte.  Die 
vorliegende  Schrift,  die  bei  der  reichen  Literatur  über  den  Gegenstand 
viel  Bekanntes  und  oft  Gesagtes  wiederholt,  verdient  Beachtung  besonders 
durch  die  eingehende  Erörterung  der  Bedeutung  der  Brennereien  für  die 
Landwirthschaft,  die  der  Verf,  mit  Recht  sehr  hoch  anschlägt,  dann  der 
Frage,  wie  der  Uebergang  von  der  Fabrikationssteuer  zur  Fabrikatssteuer 
wirken  würde,  wobei  er  sich  namentlich  gegen  Hartig  wendet  und  im 
Gegensatz  zu  diesem  die  leichten  Bodenarten  für  dabei  erheblich  bedroht 
hält.      Der  Verf,    hat   besonders  Oesterreich  im  Auge.      Wir  glauben,    er 
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geht  iu  der  Generalisiruug  seiner  Ausicliteu  etwas  zu  weit  und  berück- 
sichtigt die  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  dabei  nicht 
genügend,  welche  wie  namentlich  die  Ausbildung  der  Verkehrsverhältuisse, 
die  Theilung  des  Grund  und  liodens  für  die  Entscheidung  dieser  Frage 
von  hoher  Bedeutung  ist,  gar  nicht  zu  gedenken  des  Klimas  und  der 
Ausdehnung  schwerer  und  geringer  Bodenarten,  Mehr  schlicssen  wir  uns 
seinen  Eesultaten  an,  wenn  er  verlangt,  dass  die  Branntweinsteuer  mehr 
als  bisher  eine  wirkliche  Verzehrungssteuer  werden  rauss.  —  Die  ganze 
Schrift  zeichnet  sich  durch  Klarheit  der  Darstellung,  Gründlichkeit,  na- 
mentlich durch  umfassende  Berücksichtigung  der  betreffenden  Vorarbeiten 
aus  und  bekundet  in  erfreulicher  Weise  den  wissenschaftlichen  Ernst 
des  Verf.'s. 

Alfred  Mating-Sammler,  Zur  Geschichte  des  Handwerks 
der  Lein-  und  Zeugweber  in  Frankenberg  i.  S.  (Beigabe  zum 
Programm    der  Realschule  in  Frankenb.)     Frankenbei*g    1878.     21   SS.  Q. 

Auf  Grund  von  Urkunden ,  besonders  der  Weberinnung  des  iu  Eede 
stehenden  Städtchens,  hat  der  Verf,  leider  in  etwas  zu  kindlicher  Form, 
das  Leben  eines  Frankenberger  Webers  geschildert  um  die  Eigenthümlich- 
keiten  des  alten  Zunftwesens  darzulegen.  Es  ist  nur  erfreulich  der- 
gleichen in  einem  Schulprogramm  zu  finden,  wie  wir  Bd.  XXI,  S.  368 
schon  einen  solchen  Fall  erwähnen  konnten.  Besondere  Eigenthümlich- 
keiten  der  Frankenberger  Einrichtungen  sind  uns  nicht  aufgefallen. 

Oesterrei  eh. 
Statistisches    Jahrbuch    für    das    Jahr   1875    H.  VII,    für    das 
Jahr   1876  H.  VI,  für  das  Jahr  1877   H.  L     Wien   1878. 

Italien. 
Bilanci  provinciali.     Anno  XV.  e.  XVI. —  1877.     Roma   1878. 

Popolazione.  —  Movimento  dello  stato  civile.  1862 — 76. 
Introduzione  alle  tavole  del  1875  coli'  aggiunta  dei  dati  del  1876  e  con 
raffronti  di  statistica  internazionale.  Anno  XVI. —  1877.  parte  prima. 
Roma   1878. 

Le  ammi  nis  tr  azio  ni  dei  pesi  e  delle  misure  dei  misuratori  del 
gas  e  del  saggio  dell'  oro  e  dell'  argento  nel  quinquennio  1872  —  76. 
XLVr.  171.  Roma  1878.  —  Navigazione  dei  porti  del  regno.  Anno 
1877.     Roma   1878  parte  prima  ed  Appendice. 

Carlo  Francesco  Ferraris,  La  scienza  dell'  amministra- 
zione  oggetto  ,  limiti  ed  ufficio.  —  Prolusione  al  corso  di  scienza  dell' 
ammiuistrazione  letta  nella  R.  Universita  di  Pavia.     Roma  1878.     30  SS. 

Dänemark. 

Resume  des  principaux  faits  statistiques  du  Danemark. 
Nr.  2   public  par  le  bureau  royal  de  statistique.    Copenhague  1378.    81  p. 

Die  Schrift  enthält  nur  Tabellen,  die  aber  äusserst  übersichtlich  und 
inhaltsreich  sind,  sie  ist  dem  Statistical  abstract  nachgebildet,  und  giebt 
wie    dieser    Uebersichten    über    eine  Reihe    von  Jahren,    z.  Th.    bis   1866 
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zurück.  Daukeuswerth  ist,  dass  hier  in  französischer  Sprache  dem  Aus- 
lande die  Eesultate  der  sorgfältigen  und  vielseitigen  Arbeiten  des  däni- 
schen  statistischen  Eureaus  zugänglicher  gemacht  sind. 

Aleksis  Petersen,  Statistik.  Hovedpunkter  af  Danmarks  Re- 
fülknings-Landbrugs-Industri  —  og  Handels-Statistik.  Kjöbenhavu  1878. 
155  SS. 

Die  Schrift  bietet  eine  vorzügliche  Ergänzung  zu  der  obigen.  Sie 
geht  tiefer  in  das  Detail,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Wirthschaftsslatistik, 
zieht  hie  und  da  ältere  Zahlen  heran  und  vergleicht  die  Resultate  anderer 
Länder  mit  den  Dänischen. 

D  eutschland. 

*  Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen,  her- 
ausgegeben von  Gustav  S  chmoller.     Leipzig  Duncker  u.  Humblot   1878. 

Bd.  I,  H.  I.  Die  Ausbildung  der  grossen  Grundherrschaften  in  Deutsch- 
land während  der  Karoliugerzeit.  Von  K.  Th.  von  I  n  ama-S  ter  n  egg. 
3.20  Mk.  —  H.  IL  Die  deutschen  Städtesteuern  insbesondere  die  städti- 
schen Reichssteuern  im  12.  u.  13.  Jahrhundert.  Von  Karl  Zeumer. 
4  Mk.  —  H.  IIL  Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirthschafts- 
lebens  im  11.  Jahrhundert.  Von  Karl  Lamprecht.  3.60  Mk.  —  H.  IV. 
Die  innere  französische  Gewerbepolitik  von  Colbert  bis  Turgot.  Von 
Henry  W.  Farnam.     3.60  Mk. 

*  Das  gewerbliche  Fortbildungswesen.  Sieben  Gutachten 
veröffentlicht  vom  Verein  für  Sozialpolitik.  Duncker  u.  Humblot.  Leipzig 
1869.      158  SS. 

Mittheilungen  des  stati  stischen  Bur  eau's  der  Stadt  Mün- 
chen. Bd.  III,  München  1878.  —  Heft  1  u.  2.  Steuern  und  Gemeinde- 
umlageu  in  München  1870  —  76.  —  Uebersicht  der  Einwohnerzahl  der 
grösseren  deutschen  Wohnplätze.  —  Bericht  über  Geburten  und  Sterbe- 
fälle etc.  in  München  1877.  —  Verkehr  der  M.  Stadtlagerhäuser  1876.77. 
—  Uebersicht  der  Geschäfts-Ein-  und  Aasläufe  des  Magistrats.  Münchener 
Volksschulen  1876/77.  —  H.  3.  Uebersicht  der  Geb.-  und  Sterbet".  1.  u. 
2.  Quart.  1878.  —  Die  Eheschliessuugen  in  München  1877. —  Kranken- 
stand und  Sterblichkeit  in  den  städt.  Krankenhäusern.  —  Die  Bewegung 
des  Pfänder-  und  Kapitalienstandes  in  den   städt.   Leihanstalten    1876/77. 
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A.     Frankreich. 

1.  Journal  des  Eco  ii  omi  s  tes.  Sept.  1878.  L'euquete  indu- 
strielle, p.  E.  Fouruier  de  Flaix.  —  Observations  au  point  de  vue  agri- 
cole  sur  le  mouvement  de  la  population  en  France  de  1872 — 76,  par 
Jaques  Valserres.  —  Le  diner  annuel  de  Cobden  Club,  par  J.  Clement.  — 
L'infanticide,  l'abandou  des  enfauts  et  l'assistance  publique  pour  les  en- 
fants  en  Chine,  par  Lj-Chav-Pee.  —  L'economie  politique  au  cougres 
pour  Tavancement  des  scieuces,  par  .Tos.  Lefort.  —  Le  congres  Internat, 
du  comm.  et  de  l'^ndustrie,  par  Ch.  M.  Limousin.  —  Le  congres  intern, 
litter.  ä  Paris  en  1878,  par  Edm.  Kenaudin. —  etc.  —  Octobre.  Les 
conflits  du  travail  en  Angleterre ,  par  Ad.  F.  de  Fontpertuis.  —  La  dette 
publique  et  les  fonds  d'etat,  par  Eugene  Petit.  —  L'enquete  industrielle, 
par  E.  Fournier  de  Flaix.  —  La  48''  session  annuelle  de  Tassociation  bri- 
tannique  pour  l'avancement  des  scieuces,  par  Henri  Tache.  —  Le  congres 
international  de  la  propriete  industrielle  et  de  la  propr.  artistique.  —  Le 
congres  international  de  renseignement  libre,  par  A.  Desmoulins.  —  Le 
congres  internat.  pour  l'unification  des  poids,  mesures  et  monnaies,  par 
J.  Clement.  — •  Hevue  des  principales  publications  econ.  de  Tetranger,  par 
Maurice  Block. 

2.  Revue  generale  d'Admini  stration  par  Maurice  Block. 
Paris  1878.  —  September.  La  Separation  des  pouvoirs  et  les  conflits 
d'attributions.  l.  par  H.  Pascaud.  —  Le  recrutement  du  personnel  admi- 
nistratif.  —  Le  Congres  postal  de  1878.  IL  par  F.  Desenne.  —  La 
police  municipale  et  la  liberte  du  commerce,  par  L.  Pasquier.  —  La  ville 
de  Paris  ä  l'exposition  universelle,  par  Berard-Varagnac.  —  La  Situation 
financiere  des  communes  en  1878. —  Octobre.  La  Separation  des  pou- 
voirs et  les  conflits  d'attributions.  IL  par  H.  Pascaud.  —  Les  caisses 
d'epargne  dans  les  divers  pays,  par  Achille  Mercier.  —  Les  alienes.  III, 
par  G.  de  Guer.  —  La  deduction  des  dettes  et  des  charges  dans  l'impot 
sur  les  successions,  par  E.  Dubois.  —  Le  sauvetage  maritime,  par  F.  De- 
senne. —  De  quelques  Institutions  de  prevoyance  fondee  par  Tadministra- 
tion  des  postes  et  telegraphes  d'Allemagne  en  faveur  de  son  personnel,  par 
A.  Fougerousse. 

3.  Bulletin  de  Statistique  et  de  legislation  comparee. 
Paris  Acut  1878.  —  I.  Decret  determinant  les  conditions  de  uomination 
aux  emplois  de  receveur  particulier  des  finauces.  —  IV.  Les  mouvements 
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des  prix  depuis  1826,  d'apres  les  tableaux  auuuels  du  commerce  exte- 
rieur.  —  VII.  Produits  indirects  per^us  et  coustates  pendant  le  1  sem. 
1878  et  77.  —  Septembre.  Baux  et  antichreses.  —  Valeurs  sur  lesquelles 
out  ete  assis  les  droits  d'euregistremeut.  —  II.  Le  commerce  exterieur 
de  Ja  Frauce  depuis  cinquaute  aus.  —  VI.  La  situatiou  finauciere  des 
commuues  eu  1878.  —  VII.  Le  budget  de  la  ville  de  Paris  pour  1879.  — 
VI[I.  Augleterre.  —  Les  progres  du  commerce  exterieure  de  l'Anglet.  de- 
puis 1876. —  Octobre.  L  Eesolutious  votees  ä  la  Coufereuce  monetaire 
de  Paris  par  les  delegues  des  Etats  europeens.  IL  La  composition  de  la 
circulation  mouetaire  de  la  Frauce. 

4.  Anuales  de  Demographie  iuteruatiouale,  par  A.  Cherriu. 
Paris  1878  Nr.  6.  Mouvement  de  la  populatiou  eu  Suede  (suite).  Bul- 
letiu  bibliograpliique. 

B.     Italien. 

Gioruale  degli  ecouomisti.  Anno  IV.  Padova.  1877 —  Agosto. 
Vol.  VII.  5  u.  6.  Intoruo  all'  obietto,  al  metodo  a  all'  importanza  della 
Scienza  statistica,  G.  L.  Del  Vecchio.  —  II  salario  (Saggio  di  una  espo- 
sizione  sistematica  delle  sue  leggi)  ü.  Toniolo.  —  La  storia  della  cou- 
quista  di  due  medaglie  d'oro  (i  merletti  di  Venezia  nel  1978),  Fambri. — 
I  priucipii  della  scienza  ecouomica  secoudo  i  socialisti  della  cattedra  (Contin.) 
E.  Forti.  —  Le  leggi  dei  grandi  e  dei  piccoli  uumeri  delle  scieuze  fisiche 
e  uelle  scieuze  sociali.     G.  Della    Bona.  —  Bassegua. 

C.     England. 

Journal  of  the  Statistical  So  ciety.  London  1878.  September. 
Vol.  XLI.  Part.  III.  Eeport  of  the  Council  to  the  forty-furth  uuiyersary 
meeting  of  the  Statist.  Society  h.  ou  the  25  th.  June  78  and  proceediugs 
of  the  meeting.  —  The  depression  of  trade ,  by  G.  J.  Shaw-Lefevre.  — 
The  famines  of  the  world :  post  and  preseut,  by  Cornelius  Walford.  — 
The  Owens  College,  Manchester,  and  a  northern  uuiversity,  by  James 
Heywood. 

D.     Oesterreich. 

Statistische  Monatsschrift.  IV,  Jahrg.  H.  X.  Wien  1878. 
Hagelwetter  und  Hagelschäden  in  Steiermark,  yon  J.  Winckler.  —  Zur 
Ermittlung  der  Wohnungsverhältnisse,  von  M.  Neefe.  —  H.  XI.  Der  Ein- 
fluss  des  Agio's  auf  den  Ausseuhandel,  von  B.  Weisz.  —  Statistische  und 
verwandte  Kongresse  während  der  Weltausstellung  1878.  Miscelleu.  Lite- 
raturbericht. 

E.     Amerika. 

The  North  Ämerikan  Review.  New  York  1878.  Now.  De- 
cemb.  I.  The  Goverumeut  of  the  United  States ,  Hör.  Seymour.  —  V.  The 
financial  resources  of  New  York,  Will.  R.  Martiu.  —  The  public  health, 
Elisha  Harris. 
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I. 

Die  Entwicklung  der  Koalitions-  und  Associations-Ge- 
setzgebung  in  Frankreich  vom  Jahre  1776  an^). 

Nach  der  französischen  Gesetzgebung,  wie  sie  sich  seit  der  Re- 
vohition  entwickelt  hat,  werden  alle  Vereinigungen  von  Bürgern  zu 
politischen  oder  wirthschaftlichen  Zwecken ,  die  nicht  sofort  zur  regel- 
recht konstituirten  Association  werden,  oder  nicht  unter  Spezialgesetzen 
stehen ,  als  Koalitionen  betrachtet. 

Das  Hauptmerkmal  der  Koalition  in  diesem  Sinne  ist  das  plötz- 
liche Hervortreten  einer  Vereinigung  von  vielen  Personen.  Dabei  ist 
noch  zu  betonen,  dass  die  Existenz  der  Koahtion  nur  eine  kurze  ist, 
und  ihr  Zweck  entweder  in  der  Gründung  einer  (erlaubten  oder  ver- 
botenen) Association  liegt,  oder  in  der  Ausführung  einer  einmaligen 
Aktion.  Association  ist  dagegen  eine  dauernde,  nach  bestimmten 
Regeln  geschaffene  Gesellschaft,  deren  Zweck  darin  besteht,  mehrere 
Personen  zum  gemeinsamen  Handeln  zu  vereinigen.  Unter  die  soge- 
nannte Associationsgesetzgebung  fallen  nur  diejenigen  Vereinigungen, 
welche  geschaffen  sind,  um  die  allgemeinen  Interessen  einzelner 
Schichten  oder  Stände  der  Bevölkerung  anderen  oder  der  Regierung 
gegenüber  zu  schützen.  Gesellschaften  zur  Befriedigung  geselliger 
oder  wissenschaftlicher  Bedürfnisse  werden  zu  dieser  Kategorie  nicht 
gerechnet.  Ferner  sind  die  Handels-  und  bürgerlichen  Gesellschaften 
durch  besondere  Gesetze  geregelt.  Es  ist  deshalb  richtig  alle  die- 
jenigen Gesellschaften  und  vorübergehenden  Vereinigungen  als  unter 
die  Koalitions-  und  Associationsgesetzgebung  fallend  zu  bezeichnen, 
deren  Gründung  und  Existenz  auf  die  Wahrung  wirthschaftlicher  oder 
pohtischer  Interessen  zurückzuführen  ist.  In  früheren  Jahrhunderten 
haben  sich  die  Zünfte  eine  ähnliche  Aufgabe  gestellt  und  es  hat  ja 

1)  Diese  soeben  erschienene  Schrift   von  Wilhelm  Stieda:    „Die  Syndikatskam- 
mern der  französ.  Arbeit-Geber-  und  -Nehmer"  konnten  wir  leider  nicht  mehr  benutzen.  — 
Jahrb.  f.  Nationalökonomie  Suppl.  II.  i 
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auch  eine  Zeit  gegeben ,  in  der  die  Wirksamkeit  dieser  Verbände  eine 
segensreiche  war. 

Aber  der  Ausdehnung  ihrer  Macht,  sowohl  auf  wirthschaftlichem 
als  auch  auf  politischem  Gebiete,  folgte  bald  Stagnation  und  Ver- 
knöcherung, verbunden  mit  egoistischer  Engherzigkeit,  Abneigung 
gegen  allen  Fortschritt,  starrem  Festhalten  an  unbilligen  Vorrechten, 
so  dass  gegenüber  den  grossartigen  Fortschritten  in  Kultur  und  Technik 
seit  dem  16.  Jahrhundert  das  Zunftwesen  immer  mehr  zu  unerträg- 
lichen Zuständen  führte.  In  Frankreich  war  die  ünhaltbarkeit*  dieser 
Institutionen  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  von  klaren  Köpfen 
wohl  erkannt  worden,  aber  welche  Macht  und  Energie  gehörte  dazu, 
hier  Abhülfe  zu  schaffen!  Dazu  kamen  noch  die  Schwierigkeiten  der 
allgemeinen  Lage,  das  Elend  der  unteren  Klassen,  die  verzweifelten 
Finanzverhältnisse.  Aber  es  fand  sich  wirklich  der  Mann,  der  den 
Muth  hatte,  eine  Reihe  einschneidender  Maassregeln  zur  Besserung 
der  wirthschafthchen  Zustände  zu  versuchen. 

Es  war  Turgot,  unstreitig  der  bedeutendste  Kopf  unter  den 
Physiokraten,  der  1774  gewissermassen  zufällig  als  General-Kontroleur 
in's  Ministerium  berufen  wurde.  Vom  Standpunkte  seiner  Schule  aus 
erkannte  er  die  Nothwendigkeit  eingehender  Reformen  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  hin,  und  er  begann  eifrig  die  Verwirklichung  der- 
selben in  dem  freiheitlichen  Sinne,  den  er  schon  als  Intendant  in 
Limoges  bekundet  hatte.  Im  Jahre  1776  schon  wagte  er  einen  ent- 
scheidenden Schritt,  indem  er  dem  König  den  Entwurf  eines  Ediktes 
vorlegte,  das  die  Zünfte  und  überhaupt  die  bestehende  Gewerbeorga- 
nisation mit  einem  Schlage  aufhob.  Von  diesem  Edikte  versprach  er 
sich  nicht  nur  eine  radikale  Aenderung  in  dem  zerrütteten  volkswirth- 
schaftlicheu  Leben  des  französischen  Volkes,  sondern  auch  die  Rettung 
vor  dem  bevorstehenden  Staatsbankerott.  Die  Grundidee  desselben 
gipfelte  in  dem  Satze,  dass  allen  Menschen  die  Möghchkeit  gewährt  wer- 
den sollte,  ihre  Intelligenz  und  Arbeitskraft  frei  entfalten  zu  können. 
Ganz  besonders,  heisst  es,  müsse  man  derjenigen  Klasse  von  Menschen 
das  Recht  geben,  von  ihrer  Arbeit  und  ihrem  Fleiss  freien  Gebrauch 
zu  machen,  welche  nichts  Anderes  als  dieses  Eigenthum  besässen  i). 


I 


1)  Preambule  de  l'Edit  portant  suppression  des  jurandes  et  communautes  de  com- 
merce ,  arts  et  metiers  .  .  .  ,,Nous  devons  ä  tous  nos  sujets  de  leur  assurer  la  jouissance 
pleine  et  entiere  de  leurs  droits ;  nous  devons  surtout  cette  protection  k  cette  classe 
d'hommes  qui ,  n'ayant  de  propriete  que  leur  travail  et  leur  Industrie  ont  d'autant  plus 
le  besoin  et  le  droit  d'employer  dans  toute  leur  etendue  les  seules  ressources  qu'ils  aient 
pour  subsister." 
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Aber  der  Reformator  verirrte  sich  bis  zum  entgegengesetzten  Extrem, 
indem  er  sagte ,  „la  source  du  mal  est  dans  la  faculte  meme  accordee 
aux  artisans  d'un  nicme  melier  de  s'assembler  et  de  se  rcunir  en  un 
Corps"  1).  Dem  entsprechend  verbot  er  grundsätzlich  die  gewerbliche 
Association  und  wurde  dadurch  der  Vorläufer  der  Gesetzgebung  von 
1791.  Jedoch  lässt  sich  keineswegs  behaupten,  dass  er  Handel  und 
Gewerbe  ganz  der  Regelung  berauben  wollte,  denn  er  schlug  in  dem- 
selben Edikte,  Art.  X  ein  Mittel  vor,  um  die  Beaufsichtigung  des  Ge- 
werbes von  Seiten  der  Betheiligten  in  Verbindung  mit  den  Staats- 
organen herbeizuführen  2).  Kaum  war  Turgot  mit  seinem  Projekte 
an  die  Oefifeutlichkeit  getreten ,  als  sich  auch  schon  eine  starke  Oppo- 
sition geltend  machte.  Diese  ging  theilweise  von  Unbetheiligten,  na- 
menthch  aber  von  solchen  aus,  welche  sich  im  Besitz  von  Privilegien 
und  Monopolen  befanden.  Wenn  die  Parlamente  dem  Reformprojekt 
zuerst  entgegentraten,  so  kann  man  annehmen,  dass  dieselben  nur 
aus  theoretischen  Gründen  den  Neuerungen  widerstrebten.  Die  Mit- 
glieder der  Korporationen  aber  waren  dem  Projekte  aus  sehr  prak- 
tischen Rücksichten  feindlich,  denn  sie  konnten  sich  leicht  denken, 
dass  selbst  bei  Bewilligung  von  Ablösungen  ihre  eigenen  Interessen 
eine  Benachtheiliguug  erfahren  würden.  Praktisch  wurde  die  Opposi- 
tion zuerst,  als  Turgot  die  Registrirung  des  Ediktes  verlangte.  Das 
Parlament  glaubte,  ein  Edikt,  welches  die  hergebrachten,  seit  Jahr- 
hunderten bestehenden  Institutionen  des  Landes  plötzlich  und  radikal 
umstürzte,  nicht  registriren  zu  können.  In  den  Motiven  zu  dieser 
Weigerung  ging  man  von  der  Ansicht  aus,  die  absolute  Gleichheit 
der  Menschen  würde  bald  eine  allgemeine  Unordnung  in  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  herbeiführen 3).  Der  König  stand  aber  auf  Tur- 
got's  Seite  und  war  entschlossen  seines  Ministers  Reformprojekt 
durchzusetzen,  und  so  wurde  denn  am  12.  März  1776  in  dem  in  Ver- 
sailles versammelten  Parlamente  die  Registrirung  auf  Grund  eines 
lit  de  justice  vollzogen. 

Freilich  protestirte  das  Parlament  bis   zum  letzten   Augenblick 

1)  Oeuvres  de  Turgot,  Ed.  Daire  II,  page  304. 

2)  Ebendaselbst  S.  313. 

3)  Das  Motiv  des  Parlaments  war  folgendes  .  .  .  „Etablir  entre  les  hommes  une  ega- 
lite  de  devoirs  et  detruire  ces  distinctions  necessaires  amenerait  bientot  le  desordre, 
suite  de  l'egalite  absolue  et  produirait  le  renversement  de  la  societe  civile,  dont  l'har- 
monie  ne  se  maintient  que  par  cette  gradation  de  pouvoirs,  d'autorites,  de  preeminences 
et  de  distinctions  qui  tient  chacun  ä  sa  place  et  garantit  les  Etats  de  la  Confusion." 
Zitirt  im  Rapport  fait  au  nom  de  la  comraission  parlementaire  sur  les  conditions  du 
travail  en  France  page  49. 
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und  betonte  ausdrücklich ,  „dass  eben  die  Schranken  und  die  Verbote 
die  Sicherheit  und  die  Grösse  des  Handels  von  Frankreich  hervorriefen." 
Durch  jenes  Edikt  vom  12,  Miirz  1776  wurden  mit  einem  Schlage  alle 
Schranken  in  Handel  und  Gewerbe  beseitigt  und  jedem,  sogar  den 
Ausländern,  gestattet,  in  Frankreich  nach  Belieben  Handel  und  Ge- 
werbe zu  treiben.  Turgot  war  es  aber  nicht  gegönnt,  die  Wirkungen 
seiner  Reform  als  Minister  schauen  zu  können,  denn  schon  im  Mai 
desselben  Jahres  erhielt  er  seinen  Abschied  und  kurze  Zeit  nachher 
am  23.  August,  stellte  ein  vom  Parlament  registrirtes  Edikt  die  Kor- 
porationen wieder  her.  Diesem  Edikte  gemäss  wurden  in  Paris  6  Kor- 
porationen von  Kaufleuten  und  44  gewerbliche  Zünfte  errichtet,  42 
Gewerbe  wurden  freigelassen.  In  Lyon  wurde  die  Zahl  der  reglemen- 
tirten  Gewerbe  auf  41  und  in  den  anderen  Städten  auf  20,  höchstens 
25  festgesetzt  ^). 

In  den  nächsten  Jahren  vollzogen  sich  in  rascher  Entwicklung  die 
letzten  Vorbereitungen  zu  der  Periode  der  Revolution.  Das  verhäng- 
nissvolle Jahr  1789  rückte  heran,  und  nachdem  am  20.  Juni  die 
£tats  generaux  sich  als  Nationalversammlung  konstituirt  hatten ,  er- 
liess  diese  in  der  Nacht  des  4.  August  jene  berühmte  Proklamation, 
in  welcher  auch  die  Gewerbefreiheit  (liberte  du  travail)  für  eines  der 
sogenannten  Menschenrechte  erklärt  wurde.  Am  17.  März  1791  wur- 
den dann  die  Zünfte  auch  förmlich  durch  Gesetz  abgeschafft,  nachdem 
die  Gewerbefreiheit  seit  der  Nacht  des  4.  August  schon  thatsächlich 
bestanden  hatte.  Schranken  gab  es  jetzt  nicht  mehr  auf  wirthschaft- 
lichem  Gebiete,  man  bemühte  sich  der  extremen  Gewerbefreiheit  die 
Herrschaft  auch  dauernd  zu  sichern.  Man  kannte  nur  ein  rein  indi- 
viduelles und  ein  allgemeines  Interesse.  Die  Arbeiter  kamen  aber 
bald  zu  der  Einsicht,  dass  sie  in  individueller  Isolirung  völlig  machtlos 
bleiben  mussten  und  bildeten  in  Folge  dessen  Vereine  zum  Schutz 
ihrer  Interessen,  oder  deutlicher  gesagt,  zur  Erlangung  besserer  Ar- 
beitsbedingungen, Solche  Vereine  entstanden  nicht  nur  in  Paris,  son- 
dern auch  in  den  Provinzen  und  dieselben  standen  in  Verbindung  mit 
einander.  Die  Arbeitseinstellungen  und  die  Gewaltthätigkeiten ,  sowohl 
den  Meistern  als  auch  den  an  der  Arbeit  gebliebenen  Arbeitern  ge- 
genüber, nahmen  fortwährend  zu.  Die  Macht  dieser  organisirten 
Massen  wurde  bald  so  gross,  dass  sich  selbst  der  Pariser  Stadtrath 
eine  halbe  Billigung  ihrer  Postulate  abgewinnen  Hess.  Zu  gleicher  Zeit 
waren  die  Arbeiter  in  den  öffentlichen  Werkstätten,  wie  von  Sybel  in 
seiner  Geschichte  der  Revolution  berichtet,  bis  auf  31000  angewachsen 

1)  Rapport  a.  a.  0.  page  50  et  51. 
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und  CS  drohte  stets  noch  neue  Vermelirung,  Die  Nationalversamm- 
lung erliess  nun,  in  Erwägung  dieser  Thatsachen  und  auf  den  Bericht 
von  Chapelier,  das  Gesetz  vom  14  17.  Juni  1791,  durch  welches 
die  Association  als  solche  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  verboten 
wurde').  Doch  selbst  Chapelier  erkannte  im  Prinzip  das  Recht 
der  Bürger  auf  Versammlungsfreiheit  an,  nur  Hess  er  sich  durch  den 
verworrenen  Gedanken,  dass  das  Versammlungsrecht  nicht  zu  Inter- 
essenvertretungen benutzt  werden  dürfe,  irre  leiten.  Er  ging  eben 
wieder  von  der  damals  vorherrschenden  unklaren  Anschauung  aus, 
dass  es  nur  ein  individuelles  und  ein  ganz  allgemeines,  für  alle  Staats- 
bürger gleiches  Interesse  gebe,  und  keines,  welches  zwischen  diesen 
beiden  liege.  In  jenem  Augenblick  mag  das  Verbot  als  vorübergehende 
Massregel  zweckmässig  gewesen  sein,  denn  man  hatte  mit  einer  un- 
gebildeten und  durch  die  Revolution  erregten  Masse  zu  rechnen,  und 
es  handelte  sich  vor  allem  darum ,  Ruhe  und  Ordnung  wiederherzu- 
stellen. Leider  aber  hat  der  französische  Staat  das  Verbot  nicht  als 
ein  vorübergehendes,  nur  für  einen  Ausnahmezustand  bestimmtes  an- 
gesehen, sondern  dasselbe  auch,  nachdem  ruhige  Zeiten  zurückgekehrt 
waren,  aufrecht  erhalten. 

Charakteristisch  bei  dieser  Bewegung  ist  die  Thatsache,  dass  sich 
sowohl  Arbeiter  als  Arbeitgeber  au  die  Pariser  Stadtbehörde  wandten, 
und  von  dieser  die  Lösung  der  Streitfrage  verlangten.  So  schickten  z.  B. 
die  Zimmerleute  eine  Deputation  an  den  Magistrat,  um  von  diesem 
die  Feststellung  der  Löhne  zu  erzwingen.  Die  Arbeiter  des  pont  de 
Louis  XVI.  sandten  ebenfalls  eine  Deputation  an  den  Bürgermeister 
und  forderten  diesen  auf,  den  Lohn  zu  fixiren,  d.  h.  den  bisherigen 
von  30  Sous  auf  36  zu  erhöhen.  Der  Bürgermeister  wies  diese  An- 
träge natürlich  alle  ab,  da  es  nicht  in  seiner  Machtvollkommenheit 
lag,  solche  Bestimmungen  zu  erlassen.  Der  Magistrat  beging  jedoch 
einen  grossen  Fehler,  indem  er  den  Arbeitern  des  Quai's,  welche  im 
Dienste  der  Stadtgemeinde  waren,  eine  Lohnsteigerung  von  36  auf 
42  Sous  gewährte  ^). 

1)  Gesetz  vom  17.  Juni  1791.  Art.  ler :  L'aneantissement  de  toute  espece  de  corpo- 
rations  de  citoyens  de  meme  etat  et  profession ,  etant  une  des  bases  de  la  Constitution 
fran^aise  ,  il  est  defendu  de  les  retablir  sous  quelque  pretexte  et  forme  que  ce  soit. 
Art.  äeme :  Les  citoyens  d'un  meme  etat  et  profession,  les  entrepreneurs,  ceux  qui  ont  bou- 
tique  ouverte ,  les  ouvriers  et  compagnons  d'un  art  quelconque  ne  pourront  loi'squ'ils  se 
trouveront  ensemble  se  nommer  ni  president ,  ni  secretaires ,  ni  syndics ;  tcnir  des  re- 
gistres ,  prendre  des  arretes  ou  deliberations  ,  former  des  reglemeuts  sur  de  pretendus 
interets  communs. 

2)  Vergl.  über  das  Gesetz  und  die  begleitenden  Umstände :  Bucher  &Roux, 
Histoire  parlementaire  de  la  revolution  fran9aise  Band  10. 
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Es  ist  jedoch  entschieden  unrecht  die  schlimmen  Folgen  des  Ge- 
setzes vom  17.  Juni  1791  noch  Turgot  zur  Last  legen  zu  wollen, 
und  die  Kluft  zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern,  die  Entstehung 
des  Proletariats  und  den  Hass  der  arbeitenden  Klassen  gegen  die  Be- 
sitzenden als  das  nothwendige  Resultat  einer  freisinnigen  Gewerbe- 
gesetzgebung zu  bezeichnen,  wie  dies  Mazaroz  beispielsweise  zu  thun 
pflegt  1). 

Angesichts  des  schrecklichen  Elends,  welches  in  Frankreich  vor 
der  grossen  Revolution  geherrscht  hat,  ist  es  fast  unglaublich  wie 
Mazaroz  zur  Vertheidigung  des  damaligen  Systems  anzuführen  wagt, 
durch  die  gesetzliche  Organisation  der  Arbeit  in  den  Korporationen 
seien  ihre  Mitglieder  vor  der  Armuth  geschützt  gewesen.  Freilich 
mögen  diejenigen,  welche  den  Vortheil  hatten  zu  einer  privilegirten 
Gemeinschaft  zu  gehören,  von  der  Noth  nicht  erfasst  worden  sein, 
mit  welcher  Tausende  der  ausgeschlossenen  Arbeiter  vergebens  zu 
kämpfen  hatten.  Grade  diese  Thatsache,  dass  auf  Seiten  der  Kor- 
porationsmitglieder von  der  Noth,  welche  das  niedrige  Volk  quälte, 
nicht  viel  gefühlt  wurde,  zeigt,  dass  mit  den  Zünften  eine  höchst  un- 
gerechte Vertheilung  der  Güter  verbunden  war.  Dass  die  Möglich- 
keit der  Kapitalbildung  den  alleinstehenden  Arbeitern  nicht  gegeben 
war,  ist  leicht  begreifbar.  Mazaroz  gibt  allerdings  zu,  die  Zünfte 
hätten  auch  ihre  Schattenseiten  gehabt ,  wie  andererseits  nicht  zu  be- 
zweifeln ist,  dass  das  radikale  Verbot  der  Gründung  von  Associationen 
verhindert  hat,  dass  der  Satz  „l'union  fait  la  force"  zur  Geltung  kom- 
men konnte.  Dabei  darf  aber  nicht  vergessen  werden ,  dass  die  bald 
hervortretenden  Uebelstände  nur  durch  die  Aufhebung  des  Associa- 
tionsrechts  geschaffen  worden  sind  und  keineswegs  durch  die  Abschaf- 
fung der  Zünfte,  welche  dringend  geboten  war. 

Der  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1791  ist  übrigens  nicht 
nur  für  das  wirthschaftliche  Leben  der  französischen  Nation,  sondern 
auch  für  die  Konsolidation  der  politischen  Verhältnisse  nachtheilig 
gewesen.  Das  System  der  geschlossenen  Korporationen  datirte  in 
Frankreich  schon  seit  Jahrhunderten,  als  man  mit  einem  Male  eine 


1)  Mazaroz,  La  revanche  de  la  France  par  le  travail ,  Paris  1876,  Band  II, 
page  VII :  „cette  abolition  (des  associations  professionelles)  qui  a  cree  dans  l'industrie 
fran^aise  le  Proletariat  inconnu  precedemment  a  ete  entreprise  le  12.  Mars  1776  et  con- 
sommee  d'une  fa^on  definitive  en  1791.  L'organisation  legale  du  travail  par  les  corps 
d'arts  et  m^tiers  associes  avait  dure  pres  de  six  siecles ;  les  secours  mutuels  de  tonte 
nature ,  seculairement  p'tablis  au  milieu  d'eux ,  avaient  rendu  impossible  pour  tous  leurs 
membres  la  misere  et  pourvu  k  tous  les  besoins  de  la  vie. 


radikille  Acuderung  des  bestehenden  eintreten  liess.  Denkt  man  sich 
nun  ein  Volk  aus  einem  solchen  hergebrachten  Zustande  herausge- 
rissen und  plötzlich  jeder  wirthscluiftlichen  Assuciatiousfreiheit  beraubt, 
so  wird  man  sich  über  unangenehme  Folgen  nicht  wundern  können. 
Freilich  befanden  sich  die  Arbeitgeber  hinsichtlich  der  Associations- 
freiheit  in  derselben  Lage  wie  die  Arbeitnehmer,  denn  auch  ihnen 
verbot  das  Gesetz,  sich  zu  vereinigen,  Präsidenten,  Sekretäre  oder  einen 
Syndikus  zu  wählen.  Es  wäre  jedoch  sehr  fehlgegriöen  anzunehmen, 
die  Wirkung  des  in  Frage  stehenden  Gesetzes  sei  auf  beiden  Seiten 
gleich  gewesen.  Schon  A.  Smith  hebt  ausdrücklich  hervor,  dass  die 
Arbeitgeber  in  dem  Kampf  um  den  Lohn  die  bevorzugten  seien  ^). 

War  also  die  Unbrauchbarkeit  der  alten  Zünfte  anerkannt  und 
ihre  Abschaöung  durch  Gesetz  (vom  März  1791)  vollzogen ,  so  hätte 
man  auch  die  Freiheit  der  Arbeit  nicht  illusorisch  machen  sollen. 
Dies  geschah  durch  das  später  erlassene  Verbot  der  Association,  je- 
doch auch  dies  Gesetz  konnte  weder  die  Vereinigungen  der  Arbeit- 
geber noch  der  Arbeiter  ganz  verliindern.  Abgesehen  von  dem  ge- 
heimen Fortbestande  der  Compagnonnage  haben  sich  die  soci6tes  de 
resistance,  die  chambres  syndicales  und  die  Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaften  seit  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  trotz  der  Ge- 
setzgebung nach  und  nach  entwickelt.  Die  Strafen,  welche  auf  die 
Gründung  von  neuen  Associationen  gesetzt  waren,  standen  in  zu  grossem 
Missverhältniss  zu  dem  Wesen  der  verbotenen  Handlung,  als  dass 
sie  in  der  Praxis  dauernd  und  durchweg  wirksam  hätten  bleiben  kön- 
nen 2).     Nur  die  Handelskammern  behielten  ihren  legalen  Bestand. 


1)  A.  Smith,  Wealth  of  Nations,  London,  Ward,  Lock  &  Tyler,  Page  66  :  ,,It  is  not, 
however,  difficult  to  foresee  which  of  the  two  parties  must,  upon  aU  ordinary  occasions, 
have  the  advantage  in  the  dispute,  force  the  other  into  a  compliance  with  their  terms. 
The  masters ,  being  fewer  in  number ,  can  combine  much  more  easily ;  and  the  law  be- 
sides ,  authorises  or  at  least  does  not  prohibit  their  combinations ,  while  it  prohibits 
those  of  the  workmen  ...    In  all  such  disputes  the  masters  can  hold  out  much  longer. 

Desportes,  la  question  sociale  et  les  syndicats  ouvriers,  Paris  1876,  page  32.  L'in- 
egalite  de  la  concurrence ,  voilä  donc  le  premier  eflfet  de  l'isolement  dans  lequel  la  loi 
de  1791  a  place  les  ouvriers,  tout  en  leur  octroyant  la  liberte  du  travail  .  .  .  page  23. 
Et  cependant,  malgre  la  concurrence  tous  les  autres  producteurs  se  sont  enrichis  par  la 
liberte;  comment  seul  celui  qui  produit  le  travail  en  a-t-il  souflert?  C'est  lä  qu'apparait 
l'erreur  de  la  Eevolution  fran9aise. 

2)  Desportes  a.  a.  O.  page  24.  Supprimer  le  droit  d'association  c'etait  enlever 
h  la  liberte  du  travail  uu  complement  naturel  et  une  garantie  necessaire  ;  c'etait  mecon- 
naitre  l'homme  dans  son  genie,  l'homme  impuissant  quand  il  est  isole,  maitre  du  monde, 
apres  Dieu  ,  quand  il  s'appuie  sur  ses  semblables  ,  c'etait  enfin  mettre  obstacle  au  pro- 
gres  de  l'industrie  qui  ne  vit    que    dans  la    re'union    des    intelligences ,    des    forces ,    des 


Diese  Ausnahme  war  bei  Gelegenheit  der  Abstimmung  über  das  Gesetz 
vom  17.  Juni  1791  ausdrücklich  betont  worden,  aber  sie  wurde  bald 
wieder  beseitigt,  denn  schon  durch  ein  Dekret  vom  August  desselben 
Jahres  wurde  dieser  letzte  Rest  von  gewerblicher  Association  ebenfalls 
vernichtet.  Da  dies  jedoch  auf  starken  Widerspruch  stiess,  und  die 
Gewerbetreibenden  irgendwie  vertreten  sein  wollten,  wurde  am  16.  Ok- 
tober 1791  das  „comit6  consultatif  des  arts  et  mauufactures"  einge- 
setzt. Als  nun  Napoleon  an  die  Spitze  des  Staates  getreten  war, 
traten  die  Wünsche  nach  Wiederherstellung  der  Korporationen  wieder 
bestimmt  hervor.  Napoleon  schien  nicht  abgeneigt  zu  sein,  diesen  For- 
derungen nachzugeben.  Freilich  war  die  Neigung  für  das  alte  System 
bei  Napoleon  weniger  durch  reifliche  Ueberlegung  der  gewerblichen  In- 
teressen ,  als  vielmehr  durch  den  Wunsch  hervorgerufen  worden,  diese 
Institutionen  zu  egoistischen  Zwecken  für  die  Sicherheit  seiner  Machtstel- 
lung zu  benutzen^).  Als  Resultat  dieser  Wünsche  und  Tendenzen  darf 
man  die  Wiederherstellung  der  Handelskammern  ansehen.  Am  24.  De- 
zember 1802  fand  diese  Massregel  statt;  —  und  nun  waren  es  gerade 
diese,  sozusagen  einzigen  korporativen  Vertreter  des  Handels,  welche  in 
der  Folge  jedem  Versuch  der  Neubildung  von  gewerblichen  Institutionen 
Hindernisse  in  den  Weg  legten.  Mit  der  Wiedereinsetzung  der  Han- 
delskammern hörten  indess  die  Klagen  über  die  absolute  Gewerbe- 
freiheit keineswegs  auf,  vielmehr  vermehrten  sich  dieselben  täglich. 
Die  Fabrikstädte  beklagten  sich  über  die  Nichtbeachtung  der  Lehr- 
verträge und  aller  auf  die  Arbeit  bezüglichen  Verbindlichkeiten,  ferner 
über  die  Unredlichkeit  der  Arbeiter  in  Bezug  auf  die  ihnen  anver- 
trauten Rohstoffe  und  den  Betrug  im  Verkauf  der  Waaren  2),  End- 
lich nahm  sich  auch  der  Staatsrath  der  Sache  an,  und  Regnault  de 
Saint  Jean-d'Angely  sagte  unter  Anderem  in  seinem  Bericht  an  den 
gesetzgebenden  Körper:  „es  ist  nicht  genug,  dass  man  zerstört,  man 
muss  auch  wieder  aufrichten,  was  mau  umwirft,  denn  wo  keine  Or- 
ganisation herrscht,  ist  Unordnung  und  Anarchie  unvermeidlich  3)." 
Die  oben  angeführten  im  Jahre  1803  gestellten  Anforderungen,  wurden 

capitaux.  R.Meyer,  Der  Emancipationskampf  II.  Bd.,  II.  Abthlg.,  S.  462:  ,, Das  Dekret 
vom  14.  Juni  1791  ei'klärt  aUe  Arbeiter -Koalitionen  für  ein  Attentat  auf  die  Freilieit 
und  die  Erklärung  der  Menschenrechte ,  strafbar  mit  500  Livres  nebst  einjähriger  Ent- 
ziehung der  aktiven  Bürgei-rechte."  Enquete  de  la  societe  d'Ecouomie  charitable  sur  les 
associations  syndicales.     Paris  1874.     S.  7  ff. 

1)  Vergl.  hierüber  Enquete  sur  les  associations  syndicales  par  la  societe  d'economie 
charitable,  Paris  1874,  page  12. 

2)  Rapport  a.  a.  O.  S.  59. 

3)  Ebens.  S.  60. 
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im  Jahre  1805  Nvicdürliolt.  Jetzt  war  es  gerade  die  Pariser  Ilandcls- 
kaiimier,  der  seit  3  Jahren  erst  die  Existenz  wiedergegeben  worden, 
welche  sich  gegen  dieselben  erhob  und  sie  als  mit  den  allgemeinen 
Interessen  unvereinbar  bezeichnete.  Im  Jahre  1816  verlangte  die 
Budget-Kommission  und  1817  die  Kauflcute  und  Handwerker  von  Paris 
die  Wiederherstellung  der  gewerblichen  Korporationen.  Auch  dieses 
Mal  wurde  die  Handelskammer  gefragt;  ihr  Urtheil  war  dasselbe,  wie 
im  Jahre  1805^).  So  standen  sich  also  die  Parteien  in  Frankreich 
schroff  gegenüber.  Die  Gewerbtreibenden  schrien  nach  Associationen, 
Regierung  und  Handelskammer  aber  liessen  ihr  Verlangen  unberück- 
sichtigt. Während  das  Gesetz  vom  17.  Juni  1791  über  die  Associa- 
tionen bis  zur  Gegenwart  in  Kraft  geblieben  ist,  obgleich  man  mit- 
unter unterlassen  hat  es  zu  handhaben,  hat  die  Koalitionsgesetzgebung 
vielfache  Aenderungen  erfahren.  Das  wichtigste,  hierher  gehörende 
Gesetz  ist  das  vom  22  germinal  an  XI  über  die  Manufakturen,  wel- 
ches dann  im  Jahre  1810  bei  der  Kodifikation  der  Gesetze  durch  Ar- 
tikel 414,  415  und  416  des  code  peual  ersetzt  worden  ist  2).  Diese 
Artikel  wurden  später  noch  zweimal  revidirt  und  zwar  im  Jahre  1849 
und  1864.  Ferner  kommen  noch  Artikel  291  —  294  incl.  code  pönal, 
welche  von  den  unerlaubten  Gesellschaften  handeln,  in  Betracht. 

Wenn  es  sich  darum  handelt  eine  Association  zu  gründen,  müssen 
gewisse  vorbereitende  Handlungen  unternommen  werden,  und  zwar 
gehen  diese  gewöhnlich  von  mehreren  Personen  aus.  Die  Vereinigungen 
zum  Zweck  vorbereitender  oder  einleitender  Handlungen  werden  in 
den  französischen  Gesetzen  mit  dem  Worte  „Coalition"  bezeichnet. 
Ganz  besonders  wird  aber  jede  Zusammenrottung  der  Arbeiter  oder 


1)  Antwort  der  Pariser  Handelskammer:  j.XuHe  cause  n'a  contribue  au  perfection- 
nemeut  des  manufactures  lran9aises  autant  que  la  liberte  rendue  ä  l'exercice  des  profes- 
sions  industrielles ,  par  l'abolition  des  jurandes ,  maitrises  et  corporations  d'arts  et  me- 
tiers." 

2)  Ganz  wörtlich  sind  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  22  germinal  an  XI  nicht 
in  den  Code  penal  übergegangen,  doch  sind  die  kleinen  Abweichungen  von  sehr  geringer 
Bedeutung,  wie  aus  einem  Vergleich  hervorgeht.  Loi  du  22  germinal  an  XL  Titre  II 
Art.  VI  Toute  coalition  contre  ceux  qui  fönt  travailler  des  ouvriers,  tendante  ä  forcer 
injustement  et  abusivement  l'abaissement  des  salaires  et  suivie  d'une  tentative  ou  d'un 
commencement  d'execution ,  sera  punie  d'une  amende  de  cent  francs  au  moins ,  de  trois 
mille  francs  au  plus;   et  s'il  y  a  Heu,  d'un  emprisonnemeut  qui  ne  pourra  exceder  un  mois. 

Art.  VII.  Toute  coalition  de  la  part  des  ouvriers  pour  faire  cesser  en  meme  temps 
de  travailler ,  interdire  le  travail  dans  certains  ateliers ,  empecher  de  s'y  rendre  et  d'y 
rester  avant  ou  apres  de  certaines  heures,  et  en  general  pour  suspendre,  empecher,  en- 
cherir  les  travaux ,  sera  punie ,  s'il  y  a  eu  tentative  ou  commencement  d'execution  d'un 
emprisonnemeut  qui  ne  pourra  exceder  trois  mois. 
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Arbüitgebor  Koalition  genannt.  Es  liegt  in  der  Eigenthümlichkeit  der 
Koalition,  dass  diese  stets  der  Association  vorangehen  muss,  und  bei 
erlaubter  Association  wird  man  natürlich  die  vorhergehende  Koalition 
nicht  wohl  verbieten  können.  Ein  eigenthüraliches  Verhältniss  aber 
entsteht,  wenn  die  Koalition  erlaubt,  dagegen  die  Association  verboten 
ist,  und  dies  ist  gegenwärtig  in  Frankreich  der  Fall. 

Den  Arbeitgebern  gegenüber  ist  das  Gesetz  vom  17,  Juni  1791 
niemals  so  streng  gehandhabt  worden,  wie  den  Arbeitern  gegenüber. 
Für  die  selbständigen  Gewerbetreibenden  machte  man  bald  thatsäch- 
liche  Ausnahmen  und  so  sehen  wir  trotz  des  strengen  Verbots  schon 
im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  Gesellschaften  von  Arbeitgebern  ent- 
stehen i).  Aber  auch  die  Arbeiter  hatten  durch  die  Erfahrung  gelernt, 
dass  kein  Heil  für  sie  in  der  Isolirung  zu  finden  sei,  und  sie  griffen 
ihrerseits  zu  der  Koalition  als  der  einzigen  Waffe  in  ihrem  Kampf 
um  den  Lohn. 

Da  nun  die  republikanische  Gesetzgebung  einmal  die  Association 
verboten  hatte,  so  durfte  sie  auch  die  Koalition  nicht  erlauben,  denn 
eine  erstarkte  Koalition  wird  in  den  meisten  Fällen  zu  einer  faktischen 
Association,  indem  sie  sich  organisirt  und  dauernd  wird.  Man  suchte 
namentlich  durch  das  Gesetz  vom  22  germinal  an  XI  das  Associations- 
verbot  zu  sichern,  indem  man  die  Koalition  bei  hoher  Strafe  verbot. 
In  diesem  Gesetz  wird  die  Koalition  zum  Zweck  der  Herunterdrückung 
der  Löhne  — ,  welche  natürlich  nur  von  Arbeitgebern  ausgehen  kann, 
mit  100 — 3000  frcs.,  ev.  auch  mit  Gefängniss  bis  zu  einem  Monat  be- 
straft. Dagegen  die  Koalition  der  Arbeiter  mit  Gefängniss  bis  zu 
3  Monaten. 

Wenn  nun  auch  eine  dem  Arbeiter  auferlegte  Geldstrafe  in  den 
meisten  Fällen,  wegen  seiner  Besitzlosigkeit,  in  eine  Gefängnissstrafe 
umgewandelt  werden  musste,  so  hätte  der  Gesetzgeber  doch  entschie- 
den weiser  gehandelt,  wenn  er  beide  Kategorien  von  Staatsbürgern 
auch  formell  gleich  gestellt  hätte.  Einer  Klasse  von  Menschen  wegen 
derselben  Handlung  eine  härtere  Strafe  aufzuerlegen,  als  einer  anderen, 
weit  günstiger  situirten,  enthält  entschieden  ein  Unrecht.  Dass  der- 
artige Gesetze  nur  dazu  beitragen  den  Hass  der  Arbeiter  gegen  die 
besitzenden  Klassen  zu  erhöhen,  scheint  uns  unzweifelhaft.  Schon  ein 
Erlass  des  Direktoriums  vom  2.  September  1796  ging  sehr  weit  in  der 
einseitigen  Beschränkung  der  Arbeiter  2). 

1)  J.  L.  Havard,  Les  syndicats  professioneis,  chambres  de  patrons,  Paris, 
page  48.  „La  chambre  des  charpentiers  en  a  forme  le  noyau ,  avec  ceUe  des  entre- 
preneurs  de  ma9onnerie ,  et  ceUe  des  entrepreneurs  de  pavage ,  lesqueHes  s'y  sont  ral- 
liees ,  la  premiere  en   1809,  la  seconde  en  1810." 

2)  Vergleiche  Enquete  de  la  societe  d'economie   charitable  a.  a.  0.  S.  25.      In  dem 
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Im  Jiihre  1810  wurden  den  Arbeitern  durcli  Artikel  414,  415 
und  416  des  codc  penal  eine  Gefängnissstrafe  von  1 — 3  Monaten,  den 
Anführern  sogar  eine  solche  von  2—5  Jahren  angedroht.  Die  Arbeit- 
geber glaubte  man  durch  eine  Geldstrafe  von  200—3000  Franken  oder 
Gefängniss  von  6  Tagen  bis  1  Monat  von  der  Koalition  fern  zu  hal- 
ten ^).  Trotz  dieser  strengen  Gesetzgebung  hat  man  aber  die  Koali- 
tion der  Arbeiter  nicht  verhindern  können.  Der  Arbeiter  besitzt  nur 
das  Mittel  der  Koalition  oder  der  Association  um  sich  in  dem  Inter- 
essenkampf gegenüber  dem  Arbeitgeber  eine  bessere  Stellung  zu  ver- 
schaffen, und  er  wird  unter  Umständen  zu  diesem  Mittel  greifen,  selbst 
wenn  er  dadurch  mit  der  bestehenden  Gesetzgebung  in  Konflikt  kommt. 

Seinen  Hauptzweck,  nämlich  die  Verhütung  von  Arbeitseinstel- 
lungen, hat  das  Koalitionsverbot  nicht  erreicht,  und  ebensowenig  den 
weiteren  Zweck,  die  Verhinderung  der  Entstehung  von  Arbeiterver- 
bänden. Es  mag  hier  genügen  die  furchtbaren  Strikes  in  Lyon  im 
Jahre  1834,  wo  auf  einmal  gegen  50000  Arbeiter  feierten,  zu  erwäh- 
nen 2),  sowie  die  Strikes  von  1843  in  den  Bergwerken  des  Loiredepar- 
tement, bei  welcher  Gelegenheit  Koalition  der  Koalition  gegenüber- 
stand. Grade  bei  diesen  grossen  Strikes  von  1843  haben  die  Arbeit- 
geber bewiesen,  wie  leicht  es  ist,  eine  thatsächliche  Koalition,  mittelst 


daselbst  citirten  Erlass  heisst  es:  un  arrete'  leur  defendit  (aux  ouvriers)  „d'observer  entro 
eux  des  usages  contraires  ä  l'ordre  public;  de  chomer  des  fetes  de  coterie,  ou  de  con- 
frerie ,  de  s'imposer  mutuellement  des  amendes  ,  de  provoquer  la  cessation  absolue  des 
travaux  des  ateliers,  d'en  intredire  l'entree." 

1)  Code  penal  von  1810.  Art.  414.  Toute  Coalition  entre  ceux  qui  fönt  travailler 
les  ouvriers  ,  tendant  ä  forcer  inquietement  et  abusivement  l'abaissement  des  salaires, 
suivie  d'une  tentative  ou  d'un  commencement  d'execution  sera  punie  d'un  emprisonne- 
ment  de  six  jours  ä  un  mois  et  d'une  amende  de  deux  cents  ä  trois  mille  francs. 

Art.  415.  Toute  Coalition  de  la  part  des  ouvriers  pour  faire  cesser  en  meme  temps 
de  travailler ,  interdire  le  travail  dans  un  atelier ,  empecher  de  s'y  rendre  ou  d'y  rester 
avant  ou  apres  certaines  heures ,  et  en  gent'ral  pour  suspendre ,  empecher ,  encherir  les 
travaux,  s'il  y  a  une  tentative  ou  commencement  d'execution  sera  punie  d'un  mois  au 
moins  et  de  trois  mois  au  plus.  Les  chefs  ou  moteurs  seront  punis  d'un  emprisoune- 
ment  de  deux  ä  cinq  ans. 

Art.  416.  Seront  punis  de  la  peine  portee  par  I'article  precedent  et  d'apres  les 
memes  distinctions ,  les  ouvriers  qui  auront  prouonce  des  amendes  ,  des  defenses  ,  des 
interdictions  ou  toutes  prescriptions  sous  le  nom  de  damnations  et  sous  quelques  quali- 
fications  que  ce  puisse  etre ,  soit  contre  les  directeurs  d'ateliers  et  entrepreneurs  d'ou- 
vrage,  soit  les  uns  contre  les  autres.  Dans  les  cas  du  present  article  et  dans  celui  du 
precedent ,  les  chefs  ou  moteurs  du  delit ,  pourront  apres  l'expiration  de  leur  peine, 
etre  mis  sous  la  surveillance  de  la  haute  police  pendant  deux  ans  au  moins  et  cinq  ans 
au  plus. 

2)  Vergl.  Wagner,  Staatslexicon  Bd.  20,  S.  111. 
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der  Bestimmuiigeu  über  die  Handdsgcsellscliaften ,  zu  bilden  und  doch 
auf  dem  Boden  des  Gesetzes  zu  stehen.  Während  die  Arbeitgeber 
für  die  Koalition  nicht  bestraft  werden  konnten,  wurden  die  der  Ar- 
beiter gewaltsam  vernichtet ' ).  Ferner  mag  hier  noch  auf  die  Thätig- 
keit  der  Compagnonnage  hingewiesen  werden,  sowie  auf  die  zahl- 
reichen Strikes,  welche  Audiganne  verzeichnet 2). 

Brentano  hat  in  seinem  Werke  über  die  englischen  Gewerk- 
vereine hinlänglich  bewiesen,  dass  die  Wirksamkeit  derselben,  zur 
Zeit  als  sie  das  Tageslicht  meiden  mussten ,  viel  gefährlicher  war,  als 
jetzt,  wo  sie  frei  und  offen  auftreten  können.  In  Frankreich  hat  man 
ähnliche  Erfahrungen  gemacht,  wie  wir  später  sehen  werden. 

Bei  der  grossen  Bedeutung,  welche  die  Sozialpohtik  unter  der  Februar- 
republik gewann,  hätte  man  auch  eine  eingehende  Keform  der  Associa- 
tions-  und  Coalitionsgesetzgebung  erwarten  dürfen.  In  der  That  wurde 
die  letztere  im  Jahre  1849  dahin  geändert,  dass  von  jenem  Zeitpunkte 
an  Arbeitern  und  Arbeitgebern  gleiche  Strafen  angedroht  worden  sind. 
Doch  auch  nach  diesem  Gesetz  konnte  noch  auf  Gefängniss  erkannt 
werden,  und  zwar  bis  auf  3  Monate.  Die  Anführer  verfielen  sogar 
einer  Gefängnissstrafe  von  2 — 5  Jahren.  Ueber  diesen  bescheidenen  An- 
fang einer  Pteform  aber  kam  die  Republik  nicht  hinaus,  und  erst  unter 
dem  Kaiserreich  wurde  endlich  die  Koalition  als  solche  freigegeben 
und  zwar  mit  einer  Mehrheit  von  222  gegen  36  Stimmen.  Natürlich 
bleibt  die  Koalition  auch  jetzt  strafbar,  wenn  Gewaltthätigkeiten  damit 
verbunden  sind.  Mit  Recht  bemerkt  übrigens  Jules  Simon,  dass 
es  ganz  unnöthig  gewesen  sei,  ein  neues  Gesetz  über  die  Koalition 
zu  schaffen.  Er  sagt,  es  wäre  genügend  gewesen,  wenn  man  die  be- 
treffenden Artikel  aufgehoben  hätte,  denn  für  die  Bestrafung  der  an 
sich  strafbaren  Handlungen  sorge  schon  das  allgemeine  Strafgesetz- 
buch ^).  Auch  ist  daran  zu  erinnern,  dass  die  gesetzliche  Beschrän- 
kung des  Versammlungsrechts  —  es  dürfen  Versammlungen  von  mehr 
als  zwanzig  Personen  nur  auf  Grund  polizeilicher  Erlaubniss  statt- 
finden —  das  Zustandekommen  von  Arbeiterkoalitionen  nach  wie  vor 
erschwert.  Viele  wollen  nun  aus  dem  Gesetz  von  1864  die  grossen 
Arbeitseinstellungen  der  neueren  Zeit  und  die  Steigerung  des  Zwie- 
spaltes zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern  ableiten.  Auch  in  dem 
„Rapport  sur  les  conditions    du   travail   en  France  von   Ducarre" 


1)  Proudhon,  de  la  Capacite  politique. 

2)  A.  Andiganne,    Les  ouvriers  d'ä  present  et  la    nouvene  Economie.     Page  41 
—56.     Paris  1865. 

3)  Jules  Simon,  Le  Travail,  page  168. 
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werden  ähnliche  Ansichten  entwickelt.  So  heisst  es  daselbst,  man 
wisse  nicht,  welchen  politischen  Vortheil  die  Itegierung  des  Kaiser- 
i'cichs  aus  „jenen  Angriffen  auf  die  individuelle  Freiheit"  erwartet 
habe.  Es  stehe  auch  fest,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Entwicklung 
und  Blüthe  der  französischen  Industrie  die  Handlungsweise  der  Re- 
gierung des  Kaiserreichs  zu  verurtheilen  sei,  selbst  wenn  das  Gesetz 
von  1864  und  die  Freigebung  der  chambres  syndicales  im  Jahre  1808 
nicht  ähnliche  Institutionen  wie  die  englischen  Trades'  Unions  und  die 
belgischen  maintiens  prix  im  Gefolge  haben  würden.  Diesen  Ansichten 
gegenüber  lässt  sich  einfach  anführen,  dass  die  Strikes  schon  lange 
vor  dem  Gesetz  von  1864  stattgefunden  haben,  und  dass  vor  der  fak- 
tischen Freigebung  der  Association  im  Jahre  1868  viele  Vereinigungen 
von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  vorhanden  waren.  So  haben  ja  be- 
kanntlich immer  die  verschiedensten  Kooperativgenossenschaften  exi- 
stirt,  welche  ja  im  Jahre  1848  von  der  Regierung  eine  Unterstützung 
von  3  Mill.  Franken  erhielten.  Die  Hauptarten  von  Genossenschaften 
sind  in  Frankreich  stets  die  Kredit-,  Konsum-  und  Produktiv-Asso- 
ciationen  gewesen ,  welche  jetzt  durch  das  allgemeine  Gesetz  über  die 
societes  vom  24.  Juli  1867  geregelt  worden  sind.  Wenn  auch  die  Asso- 
ciationen schon  vor  dem  Gesetz  von  1867  zum  eigentlichen  Kennzeichen 
den  Erwerb  oder  das  Wirthschafteu  hatten,  so  lässt  sich  doch  leicht  be- 
greifen, dass  sie  vielfach  auch  als  Ersatz  dienten  für  die  nach  dem  Ge- 
setz vom  17.  Juni  1791  verbotenen  gewerblichen  Interessenverbände. 
"Wie  zahlreich  diese  Genossenschaften  eine  Zeit  lang  waren ,  erhellt  aus 
einem  Artikel  von  Cherbuliez  im  Journal  des  Economistes  vom 
Jahre  1860,  welcher  sagt,  es  seien  bis  zum  Jahre  1849  nicht  weniger 
als  300  gegründet  worden,  von  welchen  im  Jahre  1854  in  Paris  frei- 
lich nur  noch  27  und  in  den  Departements  5  vorhanden  waren  i). 

Ausser  den  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  haben 
noch  die  sogenannten  societes  de  r^sistance  (Strikevereine)  in  Menge 
existirt,  sowie  auch  die  alten  Geheimbünde  der  Compagnonnage,  die 
oft  grosses  Unheil  stifteten.  Es  würde  freilich  zu  weit  führen,  wenn 
hier  auch  nur  eine  kurze  Geschichte  dieser  verschiedenen  Arten  von 
Verbindungen  gegeben  werden  sollte.  Nur  bei  der  oben  erwähnten 
Compagnonnage  müssen  wir  etwas  länger  verweilen,  weil  sie  die  äl- 
teste Form  der  Arbeiterverbindungen  darstellt,  die  sich  trotz  des 
Koalitions-  und  Associationsverbotes  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  er- 
halten hat.     Die  Compagnonnage   existirt  schon   seit  mehreren  Jalir- 

1)  Vei'gl.    über    die  Erwerbs-    und  Wirtlischaftsgenossenschaften    T  h.    Kraus,    Die 
Solidarhaft.     Bonn  1878. 
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hunderten.  Anfangs  sind  es  Gesellenverbände  gewesen,  welche  haupt- 
sächlich den  Zweck  hatten,  ihre  Mitglieder  auf  ihren  Wanderungen 
durch  mancherlei  Mittel  zu  unterstützen,  wie  es  ja  auch  in  Deutsch- 
land ähnliche  Gesellenverbände  gegeben  hat^).  Sie  zerfielen  von  Al- 
ters her  hauptsächlich  in  zwei  Gruppen,  die  sich  feindlich  gegenüber 
standen  und  oft  blutig  bekämpften.  Die  Revolution  hatte  zwar  alle  Asso- 
ciationen verboten,  nichtsdestoweniger  gingen  aber  diese  Verbindungen 
mit  all  ihren  Auswüchsen  und  Traditionen  in  das  19.  Jahrhundert  über. 
Ihre  Macht  war  noch  recht  gross,  so  dass  wir  sie  unter  dem  Konsulate 
und  dem  ersten  Kaiserreiche  noch  förmliche  Schlachten  liefern  sehen. 
So  wurden  im  Jahre  1801  in  Nantes  Unruhen  durch  diese  Verbin- 
dungen veranlasst,  und  besonders  in  den  Jahren  1804  und  1806  war 
diese  Stadt  „trotz  der  Geltendmachung  des  Gesetzes  von  1791  von 
Seiten  des  Präfekten"  das  Theater  blutiger  Kämpfe  ^).  Auch  in  an- 
deren Städten  des  Reichs  musste  man  ähnliche  Vorfälle  verzeichnen ; 
—  die  Bewegung  erreichte  ihren  Höhepunkt  im  Jahre  1808  in  Angou- 
leme,  wo  es  zu  einem  8tägigen  Kampfe  kam,  in  welchem  es  Todte 
und  Verwundete  gab.  Der  Aufruhr  konnte  nicht  gütlich  beigelegt 
werden,  sondern  die  bewaffnete  Macht  musste  gegen  die  Arbeiter  zu 
Hülfe  gerufen  werden.  Natürlich  wurde  die  Sache  später  gerichtlich 
verfolgt,  und  viele  der  Betheiligten  wurden  zu  schweren  Strafen  ver- 
urtheilt. 

Auch  zur  Zeit  der  Restauration  existirte  die  Compagnounage  fort. 
Sie  wurde  von  der  Regierung  halbwegs  geduldet ,  wenigstens  verfolgte 
man  sie  nicht  so  wie  zur  Zeit  des  Kaiserreichs.  Diese  alten  Verbände 
erinnerten  ja  vielfach  an  das  ancien  regime,  und  sie  hielten  sich  auch 


1)  Vergl.  die  Geschichte  der  deutschen  Gesellenverbände  im  Mittelalter  von  G. 
Schanz.     Leipzig  1876. 

2)  Levasseur,  Histoire  des  classes  ouvrieres  depuis  la  Revolution  de  1789. 
Paris  1867.  I,  page  369.  „11  continua  ä  porter  tous  ses  fruits,  les  mauvais  comme  les 
bons.  Les  distinctions  aristocratiques  resterent  aussi  marquees  que  par  le  passe.  Dans 
quelques  metiers  meme  elles  devinrent  plus  profondes ;  ainsi  les  garots ,  non  contents 
d'avoir  des  aspirants  et  des  compagnons  etablirent  encore,  en  1804,  une  hierarchie  paiini 
les  compagnons  qu'ils  classerent  en  re9us ,  finis  et  inities ,  les  inities  seuls  pouvant  ob- 
tenir  le  titre  du  dignitaire.  Les  Cultes  ne  furent  ni  moins  frequentes  ui  moins  acharnees. 
En  1801  une  rixe  eu  lieu  k  Nantes  ä  propos  de  la  fete  patronale  daus  la  quelle  les 
tanneurs  avaient  deploye  leurs  couleurs;  et  malgre  les  mesures  du  prefet  qui  s'arma  de 
la  loi  de  1791  les  troubles  recommencerent  l'annee  suivante.  En  1804  et  en  1806  la 
meme  ville  etait  le  theätre  de  lüttes  sanglantes ,  la  premiere  fois  entre  les  marechaux 
ferants  et  les  forgerons  qui  ne  voulaient  pas  les  reconnaitre  pour  leurs  enfants ,  la  se- 
conde  fois  entre  les  menuisiers  et  les  couvrieurs  qui  entretenaient  aussi  une  haine  he- 
reditaire. 
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wenigstens  durch  äussere  Ceremonien  an  die  Kirche.  Aber  auch  in 
dieser  Zeit  entspannen  sich  häufig  blutige  Kämpfe  zwischen  den  beidiui 
Hauptverbänden,   so    1810    in   Lunel,    1825   in   Nantes  und    1827  in 

BloisO- 

Ebensowenig  als  man  unter  dem  ersten  Kaiserreich  und  der  Re- 
stauration diese  Geheimbünde  hatte  beseitigen  können,  gelang  es  die- 
selben unter  Ludwig  Philipp  zu  vernichten.  In  Lyon  kamen  in  den 
40er  Jahren  die  schändlichsten  Gräuelthaten  vor.  Ein  Mitglied  der 
Compagnonnage  des  pere  Soubise  ermordete  einen  Arbeiter  aus  der 
des  maitre  Jacques ,  wodurch  dann  viele  Akte  der  Rache  hervorge- 
rufen wurden.  Auch  Arbeitseinstellungen  mit  Verhinderung  der  Her- 
anziehung auswärtiger  Arbeitskräfte,  Verrufserklärungen  und  ähnliche 
Gewaltthätigkeiten,  waren  oft  genug  das  Werk  des  Einflusses  der 
Compagnonnage  2).  Zur  Zeit  der  provisorischen  Regierung  von  1848 
spielten  die  geheimen  Arbeitergesellschaften  eine  bedeutende  Rolle. 
Hier  zeigte  sich  die  Compagnonnage  noch  einmal  mit  allen  ihren  alten 
Gebräuchen  und  mysteriösen  Ceremonien  ^).  Später  scheinen  viele  von 
ihnen  zu  Hülfsgenossenschaften  umgewandelt  worden  zu  sein. 

So  bestanden  also  trotz  des  Gesetzes  von  1791  dauernde  Arbeiter- 
verbindungen und  trotz  des  Koalitionsverbotes  waren  grosse  Arbeits- 
einstellungen nichts  Seltenes.  Die  Praxis  der  Regierung  war  diesen 
Gesetzwidrigkeiten  gegenüber  eine  wechselnde;  zeitweise  verfuhr  man 
mit  Strenge,  zeitweise  wieder  mit  grosser  Toleranz.  Den  Arbeitgebern 
gegenüber  übte  man  vollends  fast  immer  eine  mit  den  bestehenden 

1)  Levasseur  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  483.  ,,Les  ouvriers  de  bütimeiit  s'y  enfermaieut 
de  plus  en  plus  et  y  devenaient  d'autant  plus  turbulents  que  les  moeurs  inilitaires  pre-> 
dominaient.  En  1816  il  y  eu ,  pres  de  Lunel,  entre  les  tailleurs  de  pierre  des  deux 
devoirs  rivaux  une  ve'ritable  bataille  dans  laquelle  quelques  hommes  furent  tues ;  en 
182.5,  il  y  eu  une  ä  Nantes,  entre  garots  et  forgerons  qui  couta  la  vie  a  un  des  com- 
battants;  en  1827  ,  k  Blois ,  les  drilles  as.siegerent  les  garots  chez  leur  mere  et  plusieurs 
resterent  sur  la  place.  Chacune  de  ces  rixes  e'tait  la  cause  de  rixes  nouvelles  ,  parce- 
que  les  conipagnons  en  perpetuaient  dans  leurs  chansons  le  souvenir  irritant. 

2)  Levasseur  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  IGO.  Dans  le  compagnonnage,  l'ouvrier  etait, 
comme  sous  l'empire  et  sous  la  restauration  livre  ä  lui  meme.  La  grossierete  continuait 
k  re'gner  dans  ces  societes  qu'excitaient  les  unes  contre  les  autres  d'aveugles  prejuges. 
La  police  ou  les  tribunaux  avaient  souvent  h  reprimer  des  desordres.  A  Lyon,  un 
charpentier  du  pere  Soubise  tuait  un  tanueur  de  maitre  Jacques  et ,  par  repressailles  un 
forgeron  de  maitre  Jacques  tuait  l'annee  suivante  un  charron.  A  la  suite  de  la  greve 
generale  qui  avait ,  en  1841,  suspendu  le  travail  ä  Paris,  les  charpentiers  voulurent 
forcer  d'autres  compagnons  qui  se  trouvaient  k  Maison  Laffitte  d'abandonner  le  chentier; 
ils  partirent  de  Paris  au  nombre  de  trois  ou  quatre  cents ,  attaquerent  leurs  rivaux  et 
ne  lacherent  prise  que  lorsque  la  troupe  eu  occupt'  le  champ  de  bataille  etc. 

3)  Levasseur  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  205. 
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Gesetzen  schwer  vereinbare  Duldsamkeit.  Denn  dass  unter  diesen 
zahlreiche  Verbände,  die  chambres  syndicales,  bestanden,  war  eine 
oöenkundige  Thatsache,  und  ebenso  gewiss  war  es,  dass  diese  Ver- 
bände nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  unzulässig  waren.  Es  war 
natürlich,  dass  die  Arbeiter  in  dieser  Beziehung  wenigstens  faktische 
Gleichstellung  mit  den  Arbeitgebern  verlangten,  und  in  diesem  Sinne 
wurde  über  die  Frage  von  der  Arbeiterkommission  bei  Gelegenheit 
der  Weltausstellung  von  1867  verhandelt.  Die  Arbeiter  verlangten 
das  Recht  der  Associationsfreiheit ,  und  dasselbe  wurde  ihnen  durch 
die  Antwort  des  Ministers  Forgade  auf  administrativem  Wege,  also 
ohne  Aenderung  der  Gesetzgebung,  zugestanden.  Diese  Antwort  ist, 
wie  Desportes  bemerkt,  die  „Charte"  sowohl  der  chambres  syndi- 
cales de  patrons  als  auch  zu  ouvrieres.  Dass  aber  nicht  nur  administra- 
tiv, sondern  auch  gesetzhch  die  Freiheit  der  Association  anerkannt 
und  demnach  die  veraltete  Gesetzgebung  der  Revolution  durch  eine 
zeitgemässere  ersetzt  werde,  ist  eine  vollberechtigte  Forderung  der 
Arbeiter,  die  allerdings,  wie  der  bereits  erwähnte  Bericht  von  Du- 
carre  beweist,  in  einflussreichen  Kreisen  wenig  günstig  aufgenommen 
wird.  Die  sophistische  Manier,  Einwendungen  gegen  die  Koalitions- 
und Associationsfreiheit  im  Namen  der  individuellen  Freiheit  zu  er- 
heben, bedarf  keiner  besonderen  Kritik.  Sie  geht  von  der  willkür- 
lichen Annahme  aus,  dass  ein  Zwang  zum  Beitritt  zu  solchen  Ver- 
einigungen die  Regel  bilde,  während  ein  solcher  Zwang  entschieden  nur 
als  Ausnahme  zu  betrachten  ist,  und  falls  er  vorkommt,  ohne  Schwie- 
rigkeit nachgewiesen  und  bestraft  werden  kann.  Umgekehrt  aber  ist 
die  Vorenthaltung  oder  Verkleinerung  eines  Rechtes,  das  in  der  tausch- 
wirthschaftlichen  Gesellschaft  für  den  Arbeiter  eine  fundamentale  Be- 
deutung hat,  von  vornherein  und  unter  allen  Umständen  als  eine 
schwere  Verletzung  der  individuellen  Freiheit  anzusehen. 

Resumiren  wir  schliesslich  den  augenblicklichen  Zustand  der  Ge- 
setzgebung nochmals,  so  ist  derselbe  kurz  folgender:  Koalitionsfreiheit 
besteht,  doch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  Gewaltthätig- 
keiten  damit  verbunden  sind,  zu  Folge  des  Gesetzes  von  1864.  Asso- 
ciationsfreiheit besteht  nach  den  geltenden  Gesetzen  nicht;  —  das 
Verbot  wird  aber  seit  1868  nicht  gehandhabt,  jedoch  könnte  die  Re- 
gierung zu  jeder  Zeit  sämmtliche  gewerblichen  Associationen  aufheben 
und  jeder  Gerichtshof  müsste  die  Betheiligten  nach  dem  Gesetze  von 
1791  verurtheilen.  Auch  blieben  die  Beschränkungen  des  Vereinsrechts 
auf  Grund  des  Artikels  291  code  penal  in  Kraft  i). 

1)  Art.  291  ist  noch  durch  das  Gesetz  von  1834  verschärft  worden. 
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Ob  eine  derartige  Gesetzgebung  gut  ist,  und  in  welcher  Form 
die  Associationen  gesetzlich  geregelt  werden  müssen ,  werden  wir  am 
Schluss  dieser  Abhandlung  untersuchen  und  zwar  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  chambres  syndicales  de  patrons  et  ouvrieres  '). 

IL 

Die  Vereinigungen  der  Arbeitgeber  (Chambres  syndica- 
les de  patron  s). 

a)  Ursprung  und  Entwicklung. 

Chambres  syndicales  de  patrons  sind  Vereinigungen  von  Arbeit- 
gebern ,  deren  Zweck  in  der  Wahrung  der  wirthschaftlichen  Interessen 
des  betreffenden  Gewerbes  besteht.  Einige  dieser  Vereine  finden  wir 
schon  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  vor.  So  entstand  im  Jahre  1808 
die  erste  Kammer ,  nämlich  die  der  Zimmerleute ,  welcher  sich  dann 
im  Jahre  1809  die  der  Maurerunternehmer  und  1810  die  der  Pflaster- 
unternehmer anschlössen.  Diese  Gruppe  ist  die  älteste  und  heisst 
Sainte  Chapelle  oder  chambres  du  batiment,  weil  nur  Vereinigungen 
von  Unternehmern  aus  dem  Baugew^erbe  dazu  gehören.  Im  Jahre  1830 
zählte  diese  Gruppe  nur  fünf  Kammern.  Von  1830  — 1848  fand  ein 
Zuwachs  von  6  statt,  womit  dann  die  höchste  Zahl  erreicht  worden 
war^). 

Von  grosser  Wichtigkeit  scheinen  sie  damals  nicht  gewesen  zu 
sein,  dass  sie  aber  bekannt  waren  und  immerhin  ein  gewisses  An- 
sehen genossen  haben  müssen,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  man 
seit  jener  Zeit  am  Handelsgericht  der  Seine  von  chambres  syndicales 
gesprochen  hat^). 

Die  übrigen  Kammern  stammen  aus  der  Zeit  nach  1848.  Sie 
sind  meistens,  wie  Havard  angibt,  aus  der  Bewegung  von  1848  her- 
vorgegangen. Die  zweite,  weit  bedeutendere  Gruppe  mit  dem  Namen 
„L'ünion  nationale",  zählt  ca.  75  Kammern.  Ausser  den  zu  den 
Verbänden  gehörenden  Kammern  gibt  es  auch  noch  isolirte.  Die  Ver- 
bände verdanken  ihre  Existenz  hauptsächlich  dem  Grunde,  dass  durch 


1)  Ein  bereits  1876  von  Lokroy  eingebrachter  Gesetzentwurf  ist  noch  nicht  er- 
ledigt, jedoch  auch  nicht  aufgegeben.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  aus  demselben 
eine  Verfassung  der  rechtlichen  Stellung  der  Syndikatkammern  hervorgehen  wird. 

2'»  J.  L.  Havard  a.  a.  0.  S.  142  und  folgende.  Sie  sind  entstanden  in  den  Jah- 
ren  1808,   1809,    1810,   1829,   30  ,  37  ,  43  ,   44  ,  46  ,  48. 

3)  Enquete  a.  a.  0.  S.  81.  Aussage  von  Deviuck.  Dieser  war  1867  der  von 
der  Regierung  bestellte  Vorsitzende  der  Arbeiterkommission. 

Jahrb.  f.  Nationalökonomie.    Suppl,  11.  o 
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diese  Eiurichtung  die  fiuanzielleu  Augelegeulieiten  besser  geordnet  wer- 
den können  ^). 

Ausser  den  Schwierigkeiten,  welche  den  Kammern  von  Seiten  der 
Il(!gierung  gemacht  wurden,  hatten  dieselben  noch  andere  zu  bekäm- 
pfen. Diese  lassen  sich  theils  auf  Unkenntniss  und  auf  Vorurtheile 
des  Publikums,  theils  aber  auch  auf  die  einmal  herrschende  falsche 
Ansicht  von  der  individuellen  Freiheit  zurückführen.  Grade  in  Frank- 
reich, wo  der  Regierungswechsel  so  häufig  ist,  konnten  von  Zeit  zu 
Zeit  immer  wiederkehrende  Unannehmlichkeiten  einer  nicht  gesetzlich 
anerkannten  Institution  gegenüber,  nicht  ausbleiben.  So  kam  es  denn, 
dass  man  sie  heute  duldete,  sogar  begünstigte  und  morgen  ihre  Exi- 
stenz ganz  in  Frage  stellte  2). 

b)   Organisation  nach  Innen   und  Aussen. 

Die  chambres  syndicales  de  patrons  sind  Vereinigungen  von  Ge- 
werbtreibenden  zum  Schutz  der  gewerblichen  Interessen  und  zur  För- 
derung von  Handel  und  Industrie  im  Allgemeinen.  Früher  pflegte 
man  nur  den  Vorstand  der  Gesellschaft  chambre  syndicale  zu  nennen, 
jetzt  hat  man  aber  den  ganzen  Vereinigungen  diese  Bezeichnung  bei- 
gelegt. Wie  wir  früher  gesehen  haben,  sind  die  Handelskammern  seit 
1802  wieder  in  Thätigkeit.  Diese  haben  einen  offiziellen  Charakter, 
also  auch  gewisse  Vorrechte  allen  anderen  gewerblichen  Associationen 
gegenüber,  wenn  auch  der  Zweck  beider  derselbe  ist.  Trotz  der  Han- 
delskammern haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  jene  neuen  Associationen 
von  Gewerbtreibenden  gebildet ;  —  weder  die  Regierung  noch  die  Han- 
delskammer selbst  ist  im  Stande  gewesen,  dieser  nach  dem  Gesetze 
unerlaubten  Konkurrenz  Schranken  zu  setzen.  Grade  die  Thatsache, 
dass  die  chambres  syndicales  eine  so  bedeutende  Ausdehnung  erreicht 
haben,  liefert  gewissennaassen  den  Beweis  für  ihre  Noth wendigkeit. 
Erstens  geht  daraus  hervor,  dass  die  Gewerbtreibenden  ein  Bedürfniss 
nach  anderweitigen  Institutionen  als  die  Handelskammern  für  die  Ver- 
theidigung  ihrer  wirthschaftlichen  Interessen  empfunden  haben  und 
zweitens,  dass  die  damit  im  Zusammenhang  stehende  Behauptung,  heut 

1)  J.  L.  Havard  a.   a.   O.   S.  18  u.   48. 

2)  Daselbst  S.  67 — 70.  Im  Jahre  1809  wurde  die  chambre  du  batiment  von  der 
Prefecture  de  police  in  Paris  begünstigt ,  eine  Gunst ,  die  freilich  nicht  von  langer 
Dauer  war.  1834  kam  man  scheu  mit  Verweigerung  der  Anerkennung  der  Statuten, 
1866  untersagte  man  den  Metzgern  sich  zu  versammeln  und  ein  Reglement  über  ihre 
gemeinsamen  Interessen  zu  veröffentlichen.  Noch  im  Jahre  1867  schritt  man  zu  der 
Chicane  den  Kammern  der  Union  nationale  zu  verbieten  den  Namen  Chambre  syndicale 
zu  führen,  als  dem  Gesetz  von  1791   zuwider. 
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zu  Tage  seien  die  llaudelskamiiieni  allein  nicht  im  Stande  ihren 
Zweck  in  gehöriger  Weise  zu  erreichen,  vollkoninien  richtig  ist.  Bei 
der  jetzt  bestehenden  Organisation  der  Handelskannnern  ist  es  nicht 
möglich,  dass  diese  Institute  allen  im  Handel  und  Gewerbe  auftre- 
tenden Bewegungen,  Neuerungen  und  Interessen  in  befriedigender  Weise 
folgen.  Ganz  besonders  macht  sich  die  Halbheit  dieser  Institution  da 
fühlbar,  wo  es  sich  um  technische  Fragen  handelt. 

Das  Gefühl  des  Mangels  an  Zusammengehörigkeit  ist  seit  Aufhe- 
bung der  geschlossenen  Korporationen  stark  hervorgetreten  und  zwar 
ganz  besonders  im  Kleingewerbe ' ).  Wir  glauben  nicht  fehlzugehen, 
wenn  wir  diese  Thatsache  als  ein  in  jeder  Beziehung  wichtiges  Motiv 
für  die  Entstehung  der  chambres  syndicales  de  patrons  bezeichnen. 
Jener  Mangel  ist  auch  durch  die  Stellung,  welche  die  isolirten  Ar- 
beitgeber den  Arbeitern  gegenüber  einnehmen,  besonders  bemerkbar 
geworden.  Eine  Begründung  dieser  Ansicht  liegt  darin,  dass  die  mei- 
sten der  zuerst  entstandeneu  Kammern  den  klenien  Unternehmern  an- 
gehörten. Es  muss  stets  im  Auge  behalten  werden,  wie  uothweudig 
und  segensreich  eine  Vereinigung  von  Gewerbtreibenden  ist,  wenn  die 
Organisation  derselben  die  Angehörigen  des  Gewerbes  zwingt  häufig 
zusammen  zu  kommen.  Die  chambres  syndicales  haben  das  Prinzip, 
nur  die  Angehörigen  ein  und  desselben  Gewerbes  in  einer  Kammer 
zu  vereinigen,  während  sich  verschiedene  Kammern  zu  grösseren  Grup- 
pen vereinigen  können.  Diese  Abzweigung  der  Vereine  nach  Gewer- 
ben ist  ohne  Zweifel  auch  mit  durch  die  Erwägung  veranlasst  worden, 
dass  auf  diese  Weise  den  Arbeitern  gegenüber  eine  gemeinschaftliche 
Politik  in  Haltung  der  Arbeitgeber  leicht  vereinbart  werden  kann. 
Jedenfalls  sind  diese  Vereine  im  Stande  nicht  nur  das  Interesse  ihrer 
Mitglieder  zu  fördern,  sondern  in  wirthscbaftlicher  und  sozialer  Be- 
ziehung nach  vielen  Seiten  hin  nützlich  zu  wirken. 

Die  cliambres  syndicales  werden  gewöhnlich  gebildet,  indem  einige 
Gewerbtreibende  ihre  Genossen  versammeln  und  ihnen  den  Vorschlag 
machen,  eine  dauernde  Vereinigung  in's  Leben  zu  rufen.  Alsdann 
werden  die  Statuten  redigirt,  welche  im  Grossen  und  Ganzen  alle 
mit  einander  übereinstimmen.  Um  als  Mitglied  aufgenommen  zu  wer- 
den ,  muss  man  nur  zwei  Bedingungen  erfüllen ,  erstens  niemals  gegen 
die  strengsten  Pflichten  eines  Gewerbtreibenden  einen  Verstoss  gemacht 


1)  Unter  „Kleingewerbe"  soUen  hier  die  kleinen  Unternehmer  verstanden  sein, 
welche  die  sogenannten  articles  de  Paris  fabriziren  und  deren  Geschäfte  freilich  nicht 
zu  vergleichen  sind  mit  denen  des  deutschen  Handwerkes.  Es  sind  vielmelir  kleine 
Fabrikanten. 
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haben,  und  zweitens  muss  mau  von  einem  Mitglied  der  chambre 
syndicale  vorgesclilageu  werden.  Bei  der  Wahl  des  Syndicats  haben 
alle  Mitglieder  gleiches  Stimmrecht.  Das  Syndicat  besteht  gewöhnlich 
aus  12—25  Mitgliedern,  aus  deren  Mitte  der  Präsident  hervorgeht. 
Früher  hielt  das  Syndicat  stets  geschlossene  Sitzung  und  zwar  wenig- 
stens eine  in  jedem  Monat.  Jetzt  gibt  es  schon  eine  grosse  Anzahl 
von  Kammern,  Avelche  den  Mitgliedern  das  Kecht  der  Theilnahme  an 
den  Vorstandssitzungeu  gestatten.  Diese  Einrichtung  muss  entschie- 
den gebilligt  werden,  weil  durch  das  häufige  Zusammentreffen  der 
Berufsgenossen  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  mehr  und  mehr 
geweckt  wird.  In  Betreff"  der  Gründung  bilden  diejenigen  Kammern, 
welche  zur  Union  nationale  du  commerce  et  de  Findustrie  gehören, 
eine  Ausnahme.  Bei  diesen  wird  die  Gründung  durch  das  syndicat 
general ,  dessen  Einrichtung  wir  später  kennen  lernen  werden ,  besorgt 
und  zwar  durch  bezahlte  Agenten.  Havard,  einer  der  bedeutendsten 
Vertheidiger  und  Förderer  der  chambres  syndicales,  glaubt  die  Ein- 
richtung der  bezahlten  Agenten  dadurch  rechtfertigen  zu  können,  dass 
er  behauptet,  eine  chambre  syndicale  würde  aus  eigenem  Interesse 
diejenigen  Mitglieder  bald  auszuschliessen  wissen,  welche  der  Bewe- 
gung schädlich  sein  könnten,  und  es  wäre  demzufolge  dieses  System 
nicht  so  gefährlich  wie  man  es  darzustellen  suche.  Es  ist  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  sich  die  Zahl  der  chambres  syndicales  und  auch  die 
Anzahl  der  Mitglieder  bei  einer  solchen  Taktik  weit  rascher  vermeh- 
ren wird,  als  z.  B.  bei  den  isolirten  Kammern  oder  denjenigen ,  welche 
zur  Salute  Chapelle  gehören.  Dagegen  liegt  aber  auch  die  Gefahr 
sehr  nahe,  durch  ein  derartiges  System  den  chambres  syndicales 
Mitglieder  zuzuführen,  deren  Ideen  und  Tendenzen  mit  denen  der 
chambres  syndicales  nicht  übereinstimmen.  Die  ganze  Institution  soll 
ja  nur  ein  wirkliches  Bedürfniss  befriedigen,  denn  ohne  dies  wäre  sie 
an  und  für  sich  nicht  berechtigt,  und  wenn  dies  der  Fall  ist,  müssen 
auch  die  Gewerbtreibenden  durch  die  Empfindung  eines  Bedürfnisses 
veranlasst  werden  der  Kammer  beizutreten,  und  nicht  durch  besoldete 
Agenten  angeworben  werden. 

Die  älteste  Gruppe  Sainte  Chapelle  oder  chambres  du  batiment 
hat  seit  dem  Jahre  1872  an  Stelle  des  syndicat  general,  welcher  1859 
organisirt  wurde,  eine  aus  den  Präsidenten  und  Schatzmeistern  der 
einzelnen  Kammern  gebildete  Kommission  gesetzt.  Die  Aufgabe  der- 
selben besteht  in  der  Wahrung  der  allgemeinen  Interessen  der  ihr  an- 
gehörigen  Gewerbe.  Der  Sitz  dieser  Kommission  mit  dem  Titel  „Con- 
seil  d'admiuistration  des  chambres  syndicales"  ist  in  einem  Gebäude, 
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Avelclics  der  nach  bürgerlicliciu  Rechte  gogründoteii  Gesellscliaft  der 
chaiiibres  syudicales  angehört.  Diese  Gesellschaft  ist  ohne  Zweifel 
von  dem  Verbände  nur  in's  Lel)cn  gemfen  worden,  um  denselben  we- 
nigstens indirekt  in  den  Stand  zu  setzen,  unbewegliches  Eigcnthum 
zu  erwerben,  was  bekanntlich  nach  der  geltenden  Gesetzgebung  für 
die  Vereinigungen  selbst  nicht  erlauljt  ist.  Durch  den  Zutritt  zu  dem 
Verbände  geben  die  einzelnen  Kammern  ihre  Selbständigkeit  keines- 
wegs auf,  sondern  behalten  in  allen  Angelegenheiten  des  eigenen  Ge- 
werbes ihre  absolute  Autonomie.  Diese  Bestimmung  ist  im  Artikel  10 
der  Statuten  besonders  aufgenommen  worden,  weil  die  Statuten  vom 
Jahre  1859  der  Autonomie  der  einzelnen  Kammern  geschadet  haben. 
Dies  ist  Avenigstens  die  Ansicht  von  Havard,  welche  wir  glauben 
theilen  zu  dürfen. 

Bei  der  Union  nationale  du  commerce  et  de  l'industrie  liegt  die 
Sache  ganz  anders.  Erstens  haben  die  Kammern  dieses  Verbandes 
mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben  nichts  zu  thun,  indem  an  der 
Spitze  ein  Direktor  steht,  welcher  sich  verpflichten  muss,  gegen  die 
sämmtlichen  Einnahmen  alle  Ausgaben  zu  decken^).  Die  Einnahmen 
sind  hauptsächlich  folgende: 

erstens  Beiträge  der  Mitglieder  ä  30  fcs.  pro  anno, 

zweitens  Einkünfte  aus  Gebühren  für  Schlichtung  der  Streitigkeiten 

(arbitrage) , 
drittens  Einkünfte  aus  Diensten ,  welche  für  einzelne  Mitglieder  ge- 
leistet werden  -). 
Bei  den  Kammern  der  Sainte  Chapelle  werden  die  Ausgaben  durch 
Beiträge  der  Mitglieder  gedeckt,  deren  Höhe  sich  nach  den  Ausga- 
ben richtet. 

Zweitens  besteht  unter  den  Mitgliedern  der  Union  nationale  ein 
weit  grösserer  Zusammenhang,  als  unter  denen  der  chambres  du  ba- 
timent.  Die  Kammern  des  erstgenannten  Verbandes  überlassen  alles 
dem  spidicat  general  de  FUnion  nationale  du  commerce  et  de  l'indu- 
strie, was  nicht  eine  ganz  spezielle  Angelegenheit  des  Gewerbes  bil- 
det; während  die  Befugnisse  des  conseil  d'administration  des  cham- 
bres syudicales  de  la  Sainte  Chapelle  lauge  nicht  so  weit  gehen.  Aus- 
ser diesen  Kammern  gibt  es  noch  isolirte.    Diese  gehören  meistens 


1)  Ha  rar  d  a.  a.  O.  S.  52. 

2)  Die  Union  wurde  1858  als  eine  Art  Geschäftsunternehmen  von  dem  Advokaten 
P.  B  o  u  n  i  n  in's  Leben  gerufen ,  der  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  als  Direktor 
die  verschiedeneu  technischen  Dienstzweige  derselben  geleitet  und  dabei  ein  gutes  Ge- 
schäft gemacht  hat. 
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dem  G rossliamlcl  au,  besitzen  also  aucli  die  Mittel,  um  ohue  Verband 
ihren  Zweck  zu  erreichen.  Die  vorhin  genannten  Kammern  vertreten 
meist  die  Klasse  der  kleinen  Unternehmer,  haben  also  nicht  genügende 
Mittel  um  ganz  autonom  zu  handeln,  was  den  letzteren  durch  die 
bessere  finanzielle  Lage  möglich  ist'). 

Seit  dem  Jahre  1867  besteht  noch  ein  Verband,  nämlich  le  co- 
mite  central  des  chambres  syndicales,  welchem  sowohl  Kammern  der 
beiden  Gruppen,  als  auch  isolirte  augehören.  Das  Comite  besteht 
aus  den  Präsidenten  der  einzelnen  chambres  syndicales,  welche  ihren 
Beitritt  erklärt  haben.  Der  Zweck  derselben  ist  im  Artikel  3  der 
Statuten  enthalten,  welcher  folgeudermaassen  lautet: 

„Zweck  des  Comite  central  ist: 

1.  Die  Institution  der  chambres  syndicales  zu  erhalten,  auszudeh- 
nen und  Propaganda  für  dieselben  zu  machen. 

2.  Zu  diesem  Ende  unter  den  Vertretern  der  genannten  chambres 
regelmässige  Konferenzen  über  die  Interessen  des  Handels  und  der 
Industrie,  und  über  die  verschiedenen  Fragen  in  Betreff  der  Thätig- 
keit  der  chambres  syndicales,  sowohl  was  die  Entwicklung  ihrer  mo- 
ralischen als  auch  materiellen  Thätigkeit  angeht,  abzuhalten. 

3.  Die  chambres  syndicales,  welche  dazu  gehören,  in  allen  Fällen 
zu  vertreten,  wo  eine  gemeinsame  Handlung  zum  Wohle  des  Handels 
oder  Industrie  und  der  Institution  der  chambres  syndicales  für  nöthig 
befunden  werden  sollte." 

Die  Kosten  des  Verbandes  werden  durch  Beiträge  der  chambres 
gedeckt  und  zwar  sind  diese  Beiträge  im  Voraus  zu  entrichten  (Ar- 
tikel 8  der  Statuten).  Wichtig  ist,  dass  bei  diesem  Verbände  die  Be- 
stimmung besteht,  die  Minorität  bei  den  Abstimmungen  soviel  als 
möglich  zur  Geltung  kommen  zu  lassen,  weshalb  im  Artikel  11  die 
Bestimmung  aufgenommen  worden  ist,  dass  in  allen  Angelegenheiten, 
betreffend  die  allgemeinen  Interessen  des  Handels  und  der  Industrie, 
bei  den  kompetenten  Behörden  nur  dann  ein  Wunsch  im  Namen  des 
comite  central  vorgetragen  werden  darf,  wenn  Stimmeneinheit  vorhan- 
den. Es  kann  jedoch  die  Minorität  sowohl  als  die  Majorität  stets  als 
solche  petitioniren ,  womit  allen  Konflikten  ein  für  alle  Male  vorge- 
beugt ist. 

Es  bleiben  jetzt  noch  zwei  Fragen  in  Betreff'  der  Organisation 
nach  Innen  und  Aussen  zu  beantworten. 

Erstens  was  ist  von  den  verschiedenen  Fiuanzsystemen  zu  halten, 


1)  Diese  Ansicht  wird  von  Ilavard  besonders  vertreten. 
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zweitens  sind  die  Verbünde  danach  eingerichtet  um  die  ganze  Bewe- 
gung zu  fördern  oder  nicht  V 

Ad  1.  Freie  Vereinigungen,  w'elche  einen  gewissen  Zweck  zum 
Wühl  von  Handel  und  Industrie  durch  gemeinsame  Thätigkeit  der  In- 
teressenten zu  erreichen  streben,  dürfen  nicht  den  Gedanken  aufkom- 
men lassen,  als  wollten  sich  ihre  Direktoren  durch  die  Sache  selbst 
einen  Vorthcil  verschaffen.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  ein  Opfer, 
welches  das  Individuum  bringt,  um  durch  dasselbe  ein  erkaimtes  13e- 
dürfniss  zum  Besten  aller  zu  befriedigen.  Geht  man  von  diesem 
Grundsatze  aus,  so  muss  man  entschieden  das  von  der  Union  natio- 
nale angenommene  System  vcrurtheilen.  Gewiss  kann  zugegeljen  wer- 
den, dass  durch  den  Direktor,  welcher  sich  verpflichtet  gegen  die 
Einnahmen  alle  Ausgaben  zu  decken,  der  Institution  eine  äussere  För- 
derung gegeben  werden  kann.  Man  wird  vielleicht  einen  Mann  gewin- 
nen, welcher  aus  materiellem  Interesse  Alles  aufbietet,  um  die  Zahl 
der  Mitglieder  zu  vermehren  ^).  Immerhin  aber  steht  ein  derartiges 
Werbesystem,  bei  dem  mehr  auf  die  Zahl  als  auf  die  Qualität  der 
Mitglieder  gesehen  wird,  mit  dem  Grundprinzip  einer  gemeinsamen 
Verbindung  nicht  in  Einklang,  und  es  ist  daher  das  Finanzsystem  der 
nicht  zur  Union  nationale  gehörenden  Kammern  jedenfalls  vorzuziehen. 

Ad  2.  Jede  Vereinigung  hat  die  Befähigung  und  auch  das  Recht, 
diejenigen  Angelegenheiten  zu  berathen  und  eventuell  zu  unterstützen, 
welche  dem  von  derselben  vertretenen  Gewerbe  angehören.  Wohl  Nie- 
mand wird  zweifeln,  dass  ein  derartiger  Verein  diejenigen  Fragen  bes- 
ser und  mit  mehr  Erfolg  zu  behandeln  wisse,  welche  nur  sein  Ge- 
werbe angehen,  als  vielleicht  alle  diese  Vereine  zusammen,  w^enn  sie 
auch  nur  durch  Deputirte  in  den  gemeinschaftlichen  Versammlungen 
vertreten  sein  sollten. 

Jedes  Gewerbe  hat  aber  auch  das  Allgemeine  berührende  Inte- 
ressen ,  welche ,  wenn  sie  von  den  Betheiligten  allein  berathen  werden, 
in  der  Regel  sehr  einseitig  hervorgehoben  w^erden,  was  z.  B.  bei  der 
Schutzzollfrage  vielfach  in  letzter  2feit  beobachtet  worden  ist.  Daher 
wird  auch  ein  Verein,  der  nur  ein  einziges  Gewerbe  vertritt,  bei 
Fragen  dieser  Art  eben  wegen  seiner  Einseitigkeit  in  den  meisten 
Fällen  durch  seine  Petitionen  oder  Beschwerden  nichts  oder  nur  we- 
nig erreichen.  Unter  diesen  Umständen  ist  die  Idee  einer  Vereini- 
gung der  Vertreter  mehrerer  oder  aller  Gewerbe  als  eine  durchaus 
gesunde  zu  bezeichnen,  und  die  Verwirklichung  derselben  entschieden 
wüuscheuswerth ,  und  zwar  sprechen  dafür  vorzüglich  zwei  Gründe. 

1)  Diese  Ansicht  ist  auch  im  Rapport  a.  a.  O.   113  vertreten. 
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Einmal  wird  die  Unterstützung  einer  Petition,  wenn  sie  von  der 
Gcsammtlieit  ausgeht,  bei  den  staatlichen  Behörden  weit  mehr  An- 
sehen und  Wirkung  haben  und  zweitens  wird  in  diesem  Falle  nicht 
mehr  von  einem  ungerechtfertigten  Egoismus  einer  für  sich  allein  da- 
stehenden kleinen  Interessentengruppe  zum  Nachtheil  der  übrigen 
Staatsbürger  die  Rede  sein  können. 

\Yie  wichtig  grade  diese  letztere  Rücksicht  ist,  geht  schon  aus 
den  Schwierigkeiten  heiTor,  mit  welchen  die  Gründung  des  comite 
central  verbunden  war.  Art.  3  der  Statuten  über  die  Rechte  der  Mi- 
norität gibt  einen  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  oben  Gesagten. 

c)  Ausdehnung  und  Stärke  der  chambres  syndicales  de  patrons. 

lieber  die  Zahl  der  bestehenden  Kammern  eine  ganz  genaue  Aus- 
kunft zu  geben  ist  nicht  möglich,  weil  fortwährend  neue  hinzutreten, 
und  nicht  alle  einem  Verbände  angehören.  Nach  der  Annahme  von 
Havard  bestehen  im  Ganzen  108,  nämlich  11,  welche  zur  Sainte 
Chapelle  und  75,  welche  zur  Union  nationale  gehören,  während  die 
übrigen  22  isolirt  sind  ^).  Der  bei  der  Enquete  vernommene  Sach- 
verständige Wavasseur  gibt  bei  der  Union  nationale  nur  70  an,  was 
auch  gerechtfertigt  erscheint,  denn  Havard  selbst  gibt  zu,  dass 
5  Kammern  nur  unregelmässig  arbeiten  2).  Dagegen  meint  der  Zeuge 
Rondelet,  es  beständen  in  Paris  120  Kammern,  von  denen  jedoch 
18  erst  im  Entstehen  seien  ^).  Noch  viel  schwerer  ist  es  über  die 
Mitgliederzahl  etwas  Genaues  anzugeben ,  da  die  Angaben  in  den  ein- 
zelnen Berichten  keineswegs  übereinstimmen  *).  Zufolge  der  von  der 
societe  d'economie  charitable  angestellten  Ermittlungen  beläuft  sich 
die  Zahl  auf  9 — 10000.  Diese  Summe  geben  auch  D  e  v  i  n  c  k  und  an- 
dere Autoritäten  an,  wogegen  Havard  der  Meinung  ist,  es  beliefe 
sich  die  Zahl  auf  ca.  20,000.  Nach  den  Berichten  der  letzten  Kom- 
mission für  die  elections  consulaires  scheint  dies  auch  die  richtige 
zu  sein.  In  den  Departements  sind  die  chambres  syndicales  de  pa- 
trons noch  nicht  sehr  stark  verbreitet.  Es  bestehen  solche  Verbin- 
dungen nur  in  37  Departements  und  zwar  im  Ganzen  98   mit  unge- 


1)  Havard  a.  a.  O.  S.  18,  148  und  152  fif. 

2)  Enquete  sur  les  associations  syndicales  etc.  a.  a.   O.  S.  98. 

3)  Ebendasen)st  S.  198. 

4)  Enquete  etc.  a.  a.  O.  an  verschiedenen  SteUen.  Desportes  meint,  die  Zahl 
20,000  sei  übertrieben ,  wofür  er  jedoch  durchaus  keinen  Beweis  aufbringt  noch  auf- 
bringen kann.  Uns  scheint  entschieden  letztere  Zahl,  nämlich  20,000,  die  richtige  zu 
sein ,  weil  die  genannte  Kommission  darüber  am  besten  Auskunft  geben  kann. 
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fähr  6000  Mitgliedern.  Von  diesen  gehören  dorn  Baugewerbe  etwa 
ein  Drittel  mit  der  Hälfte  aller  Mitglieder  (an  3000)  ' ).  Diese  Zalilcu 
können  nur  dann  die  wirldidie  R(;deutung  der  Sache  zeigen ,  wenn 
man  sie  mit  der  Zahl  der  Gewerbtreibeuden  im  Ganzen  vergleicht 
und  den  Betrag  der  Beiträge  im  Ganzen  zu  ermitteln  sucht. 

Nach  den  Aufnahmen  von  1872  sind  hi  Paris  38,972  Arbeitgeber 
ohne  die  62,000  kleinen  Meister  mit  zu  zählen  2),  die  meist  allein, 
mitunter  jedoch  auch  mit  einem  Lehrling  oder  Gesellen  arbeiten.  Die 
Mitglieder  der  chambres  sj'ndicales  gehören  nicht  zu  dieser  letzteren 
Kategorie  von  Gewerbtreibeuden.  Nimmt  man  auch  nur  die  geringste 
Zahl  der  Mitglieder  au,  nämlich  10,000,  so  stellt  diese  schon  über 
V4  der  in  Betracht  kommenden  Gewerbtreibeuden  dar,  ein  Zeichen, 
dass  die  Bewegung  wohl  von  Bedeutung  ist  und  nicht  so  wegwerfend 
behandelt  zu  werden  verdient,  wie  es  der  Rapport  ä  Tassemblee  na- 
tionale z.  B.  thut. 

Die  Beiträge  sind  bei  den  einzelnen  Kammern  sehr  verschieden, 
so  kommt  z.  B.  die  Gruppe  der  Sainte  Chapelle  ihren  Verpflichtungen 
nach,  indem  sie  die  Beiträge  je  nach  Bedürfniss  erhöht  oder  erniedrigt 
oder  p]xtra  -  Beiträge  erhebt.  Die  75  Kammern  der  Union  nationale 
haben  den  Beitrag  auf  30  fcs.  pro  Mitglied  fixirt.  Einige  dieser  Kam- 
mern haben  300,  die  meisten  jedoch  nur  100 — 200  Mitglieder.  Die 
isolirten  Kammern  müssen  schon  wegen  Mangels  eines  Verbandes  be- 
deutende Summen  aufbringen.  Die  Mitglieder  derselben  gehören  mei- 
stens dem  Grosshandel  an  und  bezahlen  100 — 125  fcs.  Beitrag  jährlich. 
Zählt  man  nun  20,000  Mitglieder  im  Ganzen  und  einen  Durchschnitts- 
beitrag von  30  fcs. ,  was  nach  dem  vorhin  Angeführten  keineswegs  zu 
viel  ist ,  so  erhält  man  eine  Summe  von  ca.  600,000  fcs. ,  welche  eine 
wichtige  Klasse  von  Gewerbtreibeuden  jährlich  zur  Förderung  gemein- 
schaftlicher Interessen  verausgabt,  —  was  gewiss  eine  der  Beobachtung 
werthe  Leistung  ist. 

d)  Zweck  der  Kammern  der  Arbeitgeber. 

Untersuchen  wir  nun  etwas  näher  die  eigentlichen  Zwecke  und 
Bestrebungen  dieser  Verbindungen,  so  fragt  sich  zuerst,  wie  die  Be- 
theiligten selbst  sich  über  ihre  Absichten  aussprechen.  Nach  diesen 
gewissermaassen  offiziellen  Erklärungen  besteht  der  Zw^eck  der  Kam- 
mern 1)  darin ,  die  Gewerbtreibeuden  aus  dem  Zustande  der  Isolirung 
herauszuziehen  und  in  einer  von  dem  Gefühle  der  Zusammengehörig- 

1)  Economiste  Fran^ais   1877,   S.  336. 

2)  Rapport  a.  a.  O.  S.  15. 
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kcit  bcscdtcii  Vereinigung  ziisaiiiiiieii  zu  fassen,  2)  in  der  Ausbildung 
der  gewerblichen  Technik,  3)  in  der  Hebung  voh  Handel  und  Indu- 
strie im  Allgemeinen ,  4)  in  der  Linderung  der  Noth  des  Arbeiterstan- 
des. Bevor  wir  zur  Darstellung  und  Kritik  dieser  einzelnen  Aufgaben 
schreiten,  wird  es  angemessen  sein,  die  ganze  Bewegung  von  einem 
anderen  Gesichtspunkte  aus  zu  betrachten  und  die  Frage  aufzuwerfen, 
ob  das  offiziell  aufgestellte  Programm  der  Kammern  wirklich  die  Ge- 
sammtheit  ihrer  Bestrebungen  erkennen  lasse  und  ob  nicht  gewisse 
praktische  Rücksichten,  von  denen  wenig  oder  gar  nicht  gesprochen 
wird,  doch  sehr  wesentlich  zu  der  Entstehung  der  Kammern  der  Ar- 
beitgeber beigetragen  halben.  Die  französischen  Gewerbtreibenden  sind 
sehr  nüchterne  und  praktische  Leute,  und  wenn  sie  ihr  Thun  auch 
gerne  mit  schönen  Ptedeusarten  umgeben ,  so  richten  sie  sich  in 
demselben  doch  thatsächlich  immer  nach  ihrem  positiven  und  er- 
kennbaren Interesse.  Wie  an  einer  früheren  Stelle  gezeigt  worden 
ist,  lassen  sich  die  ersten  Spuren  der  Association  der  Arbeitgeber 
schon  in  dem  ersten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  finden,  also  in 
einer  Zeit,  welche  noch  zum  grossen  Theil  von  den  Anschauungen  der 
im  18.  Jahrhundert  herrschenden  Gewerbeverfassung  durchdrungen 
war^).  Dazu  kommen  dann  noch  die  unangenehmen  Erfahrungen, 
welche  mau  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  mit  der  extremen 
Gewerbefreiheit  gemacht  hatte.  Daher  ist  es  wahrscheinlich,  dass  die 
Gründer  der  ersten  Arbeitgeberverbände  in  denselben  einen  Ersatz  für 
gewisse  Leistungen  und  Dienste  der  früheren  Zünfte  suchten.  Eine 
Hauptaufgabe  dieser  Kammern  dürfte  von  Anfang  an  die  Erledigung 
von  gewerblichen  Strcitigl^eiten  unter  den  Mitgliedern  und  die  Her- 
stellung einer  gewissen  gewerblichen  Disciplin  gewesen  sein.  Die  na- 
poleonischen conseils  des  prud'hommes,  die  seit  1806  hier  und  da 
in's  Leben  traten ,  reichten  zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  bei  weitem 
nicht  aus,  wie  denn  in  Paris  überhaupt  erst  im  Jahre  1844  ein  sol- 
ches Gewerbegericht  eingesetzt  worden  ist.  Die  Syndicatskammern 
waren  also  Organe  der  Selbsthülfe,  die  einem  sehr  fühlbaren  Bedürf- 
nisse im  gewerblichen  Leben  abhalfen.  Es  dürfte  aber  ferner  auch 
von  Anfang  an,  vermöge  einer  stillscliAveigenden  Uebereinkunft  der 
Interessenten  bei  der  Gründung  dieser  Institutionen  die  Absicht  der 
Arbeitgeber  mitgewirkt  haben ,  ihre  Position  gegenüber  den  Arbeitern 

1)  Es  mag  hier  wolil  das  interessante  Faktum  ,  dass  in  den  ersten  Jahren  der  Ent- 
stehung die  chambres  du  batiment  von  Seiten  der  Pariser  Polizei -Prefeetur  mit  einer 
gewissen  Baupolizei  betraut  worden  sind,  betont  werden,  was  jedoch  einige  Jahre  spä- 
ter ,  als  den  Gesetzen  zuwider ,  aufgehoben  wurde. 
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zu  befestigen  uiul  luiiiieiiüicli  iii  der  Bestiiiiiiiiuig  der  liöliiie  möglichst 
gleicliniässig  zu  liaudeln.  Direkte  Beweise  werden  sich  für  diese  An- 
sicht kaum  beibringen  lassen,  da  ehie  förmliche  Verehil)arung  die- 
ser Art  wegen  ihrer  Strafbarkeit  wohl  nicht  voi-gekommen  sein  wird. 
Aber  ein  stillschweigendes  Einverständniss  wird  sich  in  der  Regel 
leicht  und  fast  von  selbst  hergestellt  haben.  Nicht  minder  liegt  die 
Vermuthung  nahe,  dass  die  Kammern  auch  immer  den  Zweck  hatten, 
den  Konsumenten  gegenüljer  eine  gemeinschaftliche  Preisi)olitik  auszu- 
bilden. Doch  soll  deswegen  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Kammern  der 
Arbeitgeber  lediglich  egoistische  Interessen  verfolgen  und  alles  echten 
Gemeinsinns  entbehren;  —  manche  von  ihnen  haben  in  der  That  h()chst 
verdienstliche  Bestrebungen  und  Leistungen  auf  dem  sozialpolitischen 
Gebiete  aufzuweisen. 

Wenn  sie  auch  von  einzelneu  Lobrednem  rhetorisch  idealisirt  wer- 
den mögen,  so  scheinen  sie  sich  doch  in  der  That  ihrer  wichtigen  so- 
zialpolitischen Aufgabe  mehr  und  mehr  bewusst  zu  werden,  und  ihr 
offiziell  aufgestelltes  Programm  ist  jedenfalls  ernstlich  gemeint,  wenn  es 
auch  nur  unvollständig  zur  Ausführung  kommt.  Je  länger  eine  Kaui- 
mer  besteht,  je  erfolgreicher  und  ausgedehnter  ihre  Wirksamkeit  wird, 
um  so  mehr  wird  sich  in  ihren  Mitgliedern  das  Gefühl  der  Gemein- 
schaft und  Zusammengehörigkeit  entwickeln,  das  den  gar  zu  engher- 
zigen und  kleinlichen  Egoismus  des  Einzelnen  zurückdrängt.  Die  ge- 
meinschaftlichen Besprechungen  sowohl  der  rein  technischen  wie  der 
allgemein  gewerblichen  Angelegenheiten  werden  mehr  und  mehr  von 
guten  Folgen  begleitet  sein,  je  reger  die  Antheilnahme  an  denselben 
wird.  Die  Gewerbtreibenden  werden  durch  diese  Versammlungen  an- 
gefeuert werden  über  diu  streitigen  Fragen  ernstlich  nachzudenken, 
und  der  natürliche  Ehrgeiz  wird  nicht  fehlen  sich  auch  hier  zu  be- 
währen. Durch  Besprechung  der  Technik  der  einzelnen  Gewerbe  wird 
manches  neue  Verfahren  und  mancher  nützliche  Kunstgrilf  allgemein 
verbreitet  werden.  Die  Beseitigung  der  bei  der  Herstellung  und  dem 
Vertrieb  der  Produkte  oft  von  Alters  her  bestehenden  Missbräuche  ist 
ebenfalls  eine  uaturgemässe  Aufgabe  der  chanibres  syndicales  ^ ). 


1)  Havai'd  drückt  sich  folgendermaassen  über  den  Zweck  der  chambres  syndicales 
aus.  Seite  104  :  lo  EUes  ont  familiarise  tous  leurs  membres  avec  le  sentiment  de  la 
vie  publique,  2«  alles  ont  forme  des  hommes  capables  aujourd'hui  d'ecrire  et  de  parier, 
qui  s'ignoraient  eux  -  memes  jusque  lä.  3e  Puis  ,  en  habituant  le  commer^ant  ä  se  voir 
dans  des  reunions  periodiques,  elles  leurs  ont  appris  ä  se  connaitre,  ä  s'estimer  et  chose 
plus  importante  qui  en  decoule  naturellement,  elles  ont  transforme  ä  un  intelligent  esprit 
de  bonne  confraternite  ,    l'esprit  etroit  de  mesquine  rivalite  ,    qu'eufantait  necessairement 


In  Hinsicht  auf  den  Nutzen  bei  gewerblichen  Enqueten  verdienen 
die  chambres  ganz  besonders  beachtet  zu  werden.  Nicht  nur  iu 
Deutschland,  sondern  in  fast  allen  Ländern  hat  man  oft  genug  Gele- 
genheit die  Nutzlosigkeit  des  mühsam  gesammelten  Materials  zu  be- 
klagen. Diese  Thatsache  lässt  sich  leicht  erklären  und  Avird  erst 
dann  verschwinden,  wenn  gewerbliche  Korporationen  geschaffen  sein 
werden,  welche  genaue,  von  Sachverständigen  abgefasste  Berichte  er- 
statten. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  chambres  syndicales  auch 
anerkennenswerthe  Tendenzen  allgemeinen  Charakters  verfolgen ,  w^as 
später,  bei  Besprechung  ihrer  bisherigen  Thätigkeit,  erläutert  wer- 
den soll.  Jedoch  müssen  wir  gegen  die  gar  zu  hoch  fliegenden  Vor- 
stellungen und  Hoffnungen  einiger  Schriftsteller  auf  diesem  Gebiete  in 
die  Schranken  treten.  Es  kann  einer  Sache  nie  von  Vortheil  sein, 
wenn  Ansprüche  in  Betreff  derselben  erhoben  werden,  welche  niemals 
verwirklicht  werden  können.  Ganz  besondere  Vorsicht  ist  in  dieser 
Hinsicht  auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  nöthig,  weil  die  grosse 
Masse  zu  leicht  durch  Vorspiegelungen  und  Versprechungen  geleitet 
und  verleitet  werden  kann.  Mazaroz  verstösst  entschieden  gegen 
diesen  Grundsatz,  indem  er  sagt,  es  handle  sich  darum  den  indivi- 
duellen Eigennutz,  welcher  seit  80  Jahren  Alles  verderbe,  zu  beseiti- 
gen ,  und  Gleichheit  in  das  wirthschaftliche  System  zu  bringen.  Dies 
könne  durch  die  chambres  syndicales  erreicht  werden,  denn  hier  wür- 
den die  Interessen  der  Arbeit  durch  die  Interesseuten  selbst  geordnet  * ). 
Diese  schönen  Worte  heissen  nichts  Anderes  als  „Lösung  der  sozialen 
Frage  durch  die  chambres  syndicales,"  an  welche  wir  leider  nicht  so 
leicht  glauben  können,  wie  Mazaroz.  Selbstverständlich  sind  die 
chambres  syndicales  von  solchen  Plänen  weit  entfernt.  Wohl  aber 
haben  sie  sich  vielfach  ernstlich  und  mit  Erfolg  mit  praktischen  Fra- 
gen von  allgemeinster  Tragweite  beschäftigt,  namentlich  mit  der  Han- 
delspolitik. In  der  That  sieht  man  aus  den  Berichten  der  Union  na- 
tionale, dass  in  vielen  Kammern  ein  relativ  freihändlerischer,  die  aus- 
wärtige Konkurrenz  nicht   scheuender  Geist  herrscht.     Ihnen  ist   es 

la  concurrence  eutre  geiis  qiii  se  retenaient  eloignes  Tun  de  Tautre  et  sc  portaient  re- 
spectivement  ombrage.  S.  132,  133  spriclit  er  von  deu  Vortheilen  für  jedes  einzelne 
Gewerbe  folgcndermaasscn.  1"  Les  Services  journaliers  qu'eUes  rendent  toutes  comme 
arbitres  rapporteurs  et  amiables  compositeurs,  2o  leur  active  et  intelligente  intervention 
dans  les  expositions  industrieUes ;  3o  leurs  nombreux  travaux  sur  toutns  les  questions 
d'un  interet  tout  special,  dont  vu  leur  diversite  et  leur  nombre,  il  nie  scrait  impossible 
de  donner  une  indicatiou  complete ,  mcme  sonimairement. 
1)  Mazaroz  a.  a.  O.  S.  462. 
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mit  zu  verdaukeu,  wie  Hiivard  angibt,  dass  mau  in  Frankicicli  im 
Jahre  1872  nicht  zu  dem  extremen  Schutzsystem  zurückgekehrt  ist. 
Ferner  hat  mau  sich  mit  dem  Bankwesen,  den  Verkelirsanstalten  wie 
Post  und  Eisenbahnen,  mit  Muster-  und  Markenscluitz  und  vielen 
älmlichen  Angelegenheiten  befasst,  wenn  auch  nicht  immer,  so  doch 
häufig  mit  gutem  Erfolg.  Es  mag  hier  auch  eingeschaltet  werden, 
dass  die  Regierung  die  chambres  syndicales  in  allen  das  Gewerlje  an- 
gehenden Sachen  gerne  hört.  In  letzter  Zeit  ist  die  Regierung  sogar 
so  weit  gegangen,  sie  aufzufordern,  Gutachten  über  Gesetzentwürfe, 
welche  auf  Handel  und  Industrie  Bezug  haben ,  zu  erstatten.  Diese 
Thatsache  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  denn  leider  wirken  bei 
den  Abstimmungen  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  die  politi- 
schen Tendenzen  so  stark,  dass  selbst  bei  rein  gewerl)lichen  Gesetzen 
die  Parteien  sich  meistens  ebenso  gegenüberstehen,  wie  in  den  lallen, 
wo  es  sich  um  rein  politische  Fragen  handelt.  Um  so  wichtiger  ist 
es,  dass  durch  die  Stimmen  sachverständiger  Körperschaften  die  sach- 
lichen Interessen  der  Industrie  den  politischen  Parteien  gegenüber 
zur  Geltung  gebracht  werden. 

Die  wirksamste  Thätigkeit  der  chambres  syndicales  aber  entfaltet 
sich  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtsbarkeit  für  Handelssachen,  insofern 
sie  selbst  Streitigkeiten   schlichten   und  gute  Sachverständige  für  die 
Handelsgerichte  liefern.    Das  Handelsgericht  der  Seine  hat  den  cham- 
bres syndicales   die  besten  Zeugnisse  für  ihre  Beschallung  von  Sach- 
verständigen, sowie  auch  als  direkten  Schlichterinneu  der  Streitigkeiten 
ausgestellt.     Vom   25.  März   1872    bis  zum  25.  März   1873   sind  der 
Union  nationale    1344  Streitigkeiten    vorgelegt  worden.      Von   diesen 
waren   am  Ende   des  Jahres  nur  noch  68  anhängig;   966  hatten   ihre 
Erledigung  gefunden,  und  nur  V4  musste  zur  anderweitigen  Verhand- 
lung kommen.     Diese  1344  Streitigkeiten  haben  nicht  mehr  als  durch- 
schnittlich 4,74  fcs.  Kosten   verursacht  ^).     Die  chambres  du  batiment 
haben  in  demselben  Zeitraum   1764  Sachen   zugewiesen  erhalten,   von 
welchen  46  am  Ende  des  Jahres  noch  anhängig  waren;  1203  sind  ge- 
schlichtet worden,   74  haben  die  Parteien  selbst  aufgegeben ,  und  441 
haben    eine  ausführliche  Untersuchung   vor    dem   Handelsgericht   er- 
heischt.   Diese  waren  etwas  kostspieliger,  was  daher  kommt,  dass  in 
dem  Baugewerbe   häufig  Ortsbesichtigungen   vorzunehmen   sind.     Die 
Kosten  beliefen  sich  für  jede  Sache  durchschnittlich  auf  9,12  fcs. 

1)  Rapport  a.  a.  O.  S.  254.  Note  1:  1150  affaires  ont  ete  renvoyees  du  lo  Avril 
1873  au  lo  Avril  1874  par  les  tribuiiaux  de  commerce  et  d'autres ,  devant  les  seules 
chambres  syndicales  de  l'Union  nationale. 
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Weun  man  diese  beiden  Zahlen  addirt,  so  erhält  man  freilich  nur 
3108 ,  während  das  Handelsgericht  des  Seine-Departements  an  70,000 
Sachen  pro  Jahr  zu  erledigen  hat.  Es  eignen  sich  eben  bei  weitem 
nicht  alle  Sachen  zur  Ueberweisung  an  die  Kammern,  und  überdies 
hat  sich  diese  offizielle  Ueberweisung  erst  seit  kurzem  eingebürgert'). 
Die  Handelsgerichte  bedienen  sich  der  Mitglieder  der  chambres  syn- 
dicales  sehr  gern  als  Sachverständiger  und  mit  Recht,  denn  eine  Kor- 
poration, welche  es  sich  zur  Aufgabe  macht,  solche  Dienste  zu  leisten, 
wird  auch  Sorge  tragen ,  dass  dieselbe  in  anerkennenswerther  Weise 
ausgeführt  werde.  Auch  die  Mitglieder  der  chambres  syudicales  wer- 
den es  als  eine  Ehrensache  ansehen  zu  dergleichen  Thätigkeit  heran- 
gezogen zu  werden  und  sich  derselben  mit  Lust  und  Liebe  widmen. 
Selbst  im  Rapport  ä  l'assemblee  nationale  wird  die  Thätigkeit  auf 
diesem  Gebiete  als  eine  in  jeder  Beziehung  lobenswerthe  bezeichnet  ^). 
Zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten  theileu  sich  die  chambres  syndicales 
(worunter  hier  nur  der  Vorstand  verstanden  werden  soll)  in  verschie- 
dene Kommissionen,  welche-  dann,  jede  einen  Monat  lang,  diese  Funk- 
tionen übernehmen  müssen.  Einige  Kammern  erlauben  den  Parteien 
selbst  die  Schiedsrichter  zu  ernennen,  jedoch  muss  in  diesem  Fall  der 
Präsident  des  Syndicats  auch  den  Vorsitz  in  der  betreffenden  Kom- 
mission führen.  Wieder  andere  geben  dem  Präsidenten  das  Recht  die 
Beisitzenden  zu  ernennen  ^). 

In  wiefern  die  chambres  syndicales  einen  Einfluss  auf  die  Regie- 
rung haben ,  lässt  sich  am  besten  durch  ihre  Thätigkeit  bei  den  Wah- 
len der  Handelsrichter  und  Handelskammermitglieder  zeigen.  Gewiss 
ist  ihr  Einfluss  kein  direkter,  jedoch  deshalb  nicht  minder  bedeutend. 
Einen  offiziellen  Charakter  haben  sie  der  Regierung  gegenüber  keines- 
wegs. Bedenkt  man  aber,  dass  der  Einfluss  der  Kammern  bei  den 
Wahlen  gross  genug  ist,  um  die  von  ihnen  vorgeschlagenen  Kandi- 
daten mit  Gewissheit  durchbringen  zu  können,  so  versteht  sich  auch 
ganz  von  selbst,  dass  die  Regiemng  Rücksicht  auf  die  Ansichten  der 


1)  Seit  1875  schickt  das  Handelsgericht  von  Paris  die  Sachen  nicht  mehr  an  die 
Kammer  als  solche ,  und  zwar  ist  dies  in  Folge  eines  Ministerialerlasses  gekommen. 
Die  Veranlassung  zu  diesem  Erlass  ist  wohl  mehr  die  Folge  eines  Konfliktes  zwischen 
einem  Mitgliede  des  Handelsgerichts  und  den  Kammern  ,  denn  die  Friedensgerichte ,  so- 
wie auch  andere  Handelsgerichte  in  anderen  Städten  befolgen  noch  die  alte  Praxis. 
Jetzt  werden  die  Sachen  direkt  an  die  einzelnen  Mitglieder  der  Kammern  geschickt. 

2)  Rapport  a.  a.  O.  S.  294.  Ils  accomplissent  ce  devoir  serieux ,  avec  zele,  avec 
conscience. 

3)  Havard  S.  27—35  und  105. 
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chanibres  zu  uehnicn  moralisch  ge/wuiigeii  ist.  Die  Saclu;  lässt  sich 
in  kurzeu  Worten  folgeiiderinaasseii  zusaniiiienfasseii : 

Der  Regierung  gegenüber  sind  die  chanibres  syndicales  thatsäch- 
lich  durch  ihre  eigenen  Mitglitnler  vertreten,  wek-he  die  Vertretung 
je(htch  in  der  Eigenschaft  von  Mitgliedern  der  Handelskammer  aus- 
üben ^). 

In  jüngster  Zeit  haben  die  Kammern  wiederholt  Petitioncüi  an  die 
Regierung  gerichtet,  um  eine  Reform  des  Wahlmodus  für  die  Han- 
delskammern anzubahnen. 

Auch  auf  schriftstellerischem  Gebiete  suclien  die  chambn^s  syn- 
dicales nützlich  zu  sein,  theils  um  die  für  Handel  und  Industrie  werth- 
vollen  Erfahrungen  zu  verbreiten,  theils  aber  auch  um  ihren  Mitglie- 
dern Gelegenheit  zu  ötientlichen  Aeusserungen  zu  geben.  So  pul)licirt 
die  Union  nationale  ein  wöchentliches  Journal,  dessen  Artikel,  wie 
aus  verschiedeneu  uns  vorliegenden  Xuramern  ersichtlich  ist,  von  viel- 
seitigem Interesse  sind.  Die  Verhandlungen  des  comite  central  wer- 
den ebenfalls  verööentlicht. 

In  den  letzten  Jahren  haben  die  chambres  syndicales  ihr  Augen- 
merk besonders  auf  die  soziale  Frage  gerichtet  und  sie  suchen  durch 
eine  zweckmässige  Verbindung  mit  den  chanibres  syndicales  ouvrieres, 
sowie  durch  Gründung  von  Hülfskassen  und  Einrichtung  von  gewerb- 
lichen Lehranstalten  die  lüuft  zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern 
zu  verringern.  So  haben  sich  die  Kammern  der  Papierindustrie  dahin 
geäussert,  dass  sie  Sorge  tragen  wollten,  um  den  in  ihrer  Industrie 
beschäftigten  Kindern  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  au  einem  ordent- 
lichen Zeichenunterricht  theilzunehmen.  Die  der  bijouterie  Imitation 
besitzt  schon  eine  Zeicheuschule,  welche  guten  Erfolg  hat.  In  der 
Papierfabrikation  ist  die  Idee  eines  Conseil  mixte  schon  seit  4  Jahren 
verwirklicht,  dessen  segensreiche  Thätigkeit  noch  nicht  unterbrochen 
worden  ist.  Auch  in  den  Departements  existiren  schon  conseils  mix- 
tes  und  zwar  in  Lyon,  Besaugon,  Dijon  ^j.  Auch  haben  sich  die 
Kammern   mit   der  Beobachtung   der  Fabrikgesetze  beschäftigt.     Die 

1)  Rapport  a.  a.  O.  S.  295.  En  18G6  Monsieur  Louvet ,  aucien  juge  ,  reueontrant 
une  vive  Opposition  au  sein  du  tribunal ,  dont  11  briguait  la  presidence  ,  fit  appel  aux 
electeurs  ,  Icur  signala  la  necessite ,  de  revendiquer  rexercice  libre  et  sincere  du  droit 
d'eleetion.  Le  retentissement  de  cet  appel  ,  le  triomphe  de  Monsieur  Louvet ,  eveilla 
l'attention  des  chambres  syndicales.  L'annee  suivante  une  liste  de  candidats,  pruseutee 
par  eile  fut  acclamee  avec  une  seule  exception.  En  1872  la  liste  arretee,  sortit  entiere 
aux  L'lections  du  tribunal  de  commerce.  En  decembre  1873  la  lutte  u'exsista  pas  meme, 
la  liste  presentee  par  le  comite  syndical ,  fut  acclamee  par  les  electeurs. 

2)  Economiste  a.  a.  O.   1877.  II.  337. 


32 

Lelirliugsfrage  hat  ihre  Aufinorksamkeit  häufig  in  Anspruch  genom- 
men, und  zwar  ist  ihre  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  ganz  besonders 
hervorzulieben. 

Trotz  mancher  gegentheiliger  Befürchtungen  darf  man  wohl  be- 
haupten, das  bis  jetzt  die  chambres  syndicales  sich  nicht  mit  eigent- 
licher Politik  befasst  haben,  und  dass  keine  genügenden  Gründe  vor- 
handen zu  sein  scheinen,  um  dergleichen  für  die  Zukunft  zu  erwarten. 
Dagegen  liegt  es  nahe  anzunehmen,  dass  sich  durch  solche  Korpora- 
tionen im  Stillen  ein  Einfluss  auf  die  Wahlen  geltend  macheu  wird, 
indem  ein  engeres  Band  unter  den  Gewerbtreibenden  die  Besprechung 
der  politischen  Verhältnisse  vom  Standpunkte  der  direkten  materiellen 
Interessen  häufiger  veranlassen  wird,  als  dies  beim  Zustand  der  völ- 
ligen Isolirung  der  Fall  sein  würde.  Dies  kann  nicht  als  ein  Nach- 
theil  bezeichnet  werden,  so  lange  man  nicht  so  weit  geht,  die  Volks- 
vertreter zu  Interessenvertretem  zu  stempeln.  Dass  dagegen  die 
grossen  wirthschaftlichen  Fragen,  welche  das  Wohl  der  Gesammtheit 
so  sehr  berühren,  bei  den  Wahlen  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  glau- 
ben wir  hervorheben  zu  müssen,  weil  ja  nicht  nur  die  politische, 
sondern  auch  die  gewerbliche  Gesetzgebung  von  den  Volksvertretern 
abhängt. 

In  Belgien  haben  sich  in  letzter  Zeit  auch  chambres  syndicales 
de  patrons  gebildet,  deren  Organisation  und  Zweck  mit  den  Parisern 
so  zu  sagen  übereinstimmt.  Grade  hier  hat  es  sich  gezeigt,  dass 
diese  Vereinigungen  wesentlich  Interessenvertretungsvereine,  nicht  nur 
den  Konsumenten,  sondern  auch  den  Arbeitern  gegenüber  sind.  In 
diesen  Kammern  werden  nicht  nur  die  Preise  für  gewisse  Produkte 
festgestellt,  sondern  es  werden  auch  Vereinbarungen  über  die  zu  be- 
zahlenden Löhne  etc.  getroffen.  Letzteres  können  wir  nach  den  uns 
von  Mitgliedern  der  chambres  syndicales  de  l'union  syndicale  de  Bru- 
xelles  gemachten  Mittheilungen  als  gewiss  versichern. 

III. 

Die  Vereinigungen   der  Arbeitnehmer   (Chambres  syndi- 
cales ouvrieres). 

a)  Ursprung  und  Entwicklung. 

Die  Zeit  von  1791  bis  auf  die  heutigen  Tage,  kann  man  wohl 
sagen,  ist  für  die  Arbeiter  eine  Periode  des  Kampfes  gewesen.  Nicht 
nur  in  Frankreich,  sondern  in  fast  allen  civilisirten  Staaten  hat  sich 
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der  Drang  nach  einem  höheren  Lebensniveau  in  <lcn  niederen  Volks- 
schichten Geltung  verschaflt.  Natürlicherweise  ist  die  Art,  wie  sich 
dieses  Streben  fülill)ar  machte,  fast  in  allen  Staaten  verschieden  ge- 
wesen, was  zum  Theil  von  den  verschiedenen,  zu  Recht  bestehenden 
Grundsätzen  der  einzelnen  Staaten  herzuleiten  ist,  jedoch  andcrntheils 
auch  mit  dem  ungleichen  materiellen  Wohlstande  und  der  verschiede- 
nen geistigen  Entwicklung  der  Völker  in  Zusammenhang  gebracht  wer- 
den kann.  Wie  wir  früher  gesehen  haben,  folgte  in  Frankreich  dem 
strengen  Korporationsleben  plötzlich  die  extreme  Gewerbefreiheit,  ver- 
bunden mit  dem  Koalitions-  und  Associationsverbote.  Ersteres  fiel 
nach  langen  Kämpfen  im  Jahre  1864,  letzteres  besteht  noch  heute 
nach  dem  Gesetze  von  1791,  wenn  es  auch  seit  1868  nicht  gehaud- 
habt  wird. 

Die  Regierung  des  zweiten  Kaiserreichs  koquettirte  stets  mit  den 
Arbeitern  und  bekundete  ihr  Entgegenkommen  auch  öffentlich  bei  Ge- 
legenheit der  Londoner  Weltausstellung  von  1861  und  der  Pariser  von 
1867.  In  Paris  wurde  1867  eine  aus  Arbeitern  bestehende  Kommis- 
sion eingesetzt,  deren  Aufgabe  es  war,  alle  die  Arbeiter  angehenden 
Verhältnisse  zu  untersuchen.  Die  chambres  de  patrons  waren  damals 
schon  in  Blüthe  und  dieser  Umstand  bildete  im  Zusammenhang  mit 
dem  Verlangen  nach  Associationsfreiheit  die  Veranlassung,  die  Frage 
der  chambres  syndicales  ouvrieres  auf  die  Tagesordnung  zu  setzen. 
Die  Kommission  verfasste  eine  grosse  Petition  an  den  Minister  und 
beauftragte  ihren  Vorsitzenden,  Herrn  Devinck,  dieselbe  an  geeig- 
neter Stelle  vorzutragen.  In  diesem  Schriftstück  w^ar  unter  Anderem 
auch  der  Zweck  der  chambres  syndicales  auseinandergesetzt  und  wie 
gewöhnlich,  so  waren  auch  hier  die  Arbeiter  durch  die  Hoffnung,  Gross- 
artiges zu  erreichen,  verleitet  worden,  übertriebenen  Ideen  Ausdruck 
zu  verleihen.  Herr  Devinck  Verstandes,  wie  De  Sportes  sagt,  sich 
seiner  Aufgabe,  unter  Weglassuug  vieler  übertriebenen  Wünsche  zu 
entledigen  1).  Die  von  ihm  umgearbeitete  Petition  blieb  nicht  ohne 
Erfolg.  Im  März  1868  vmvde  den  Arbeitern  durch  den  Minister  For- 
gade  eine  so  befriedigende  Antwort  zu  Theil,  wie  man  sie  kaum  er- 
wartet hatte.  In  dem  Memorandum  an  den  Handelsminister  findet 
man  alle  Punkte  angeführt,  welche  auf  die  Entwicklung  des  gew'erbli- 
chen  Lebens  Bezug  haben.  Die  jetzt  bestehenden  chambres  syndicales 
ouvrieres  haben  dasselbe  Programm.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass 
sie  im  Stande  seien,  alle  in  demselben  enthaltenen  Versprechungen 


1)  Die  Petition  ist  bei  Desportes  a.  a.  O.  abgedruckt. 
Jahrb.  f.  Nationalökonomie.    Suppl.  U. 


34 

zu  erfülleil.  Die  Arbeiter  lieben  es  eiiiiiial  sich  selbst  durch  schöne 
Redensarten  zu  täuschen  und  so  lange  nicht  ihre  geistige  Bildung  so 
weit  gediehen  sein  ^Yird ,  um  an  allen  überspannten  Ideen  die  uöthige 
Kritik  üben  zu  können,  werden  die  utopischen  Wünsche  stets  wieder- 
holt werden. 

Deviuck  hebt  in  seinem  Berichte  hauptsächlich  folgende  drei 
Punkte  bervor.  Erstens,  sagt  er,  halten  die  Arbeiter  die  Errichtung 
von  Gewerbe  -  Syndikaten  für  das  beste  Mittel  um  die  Arbeitseinstel- 
lungen zu  verhindern,  welche  eine  wirkliche  Plage  für  die  Industrie 
geworden  sind.  Zweitens  müssten  ihrer  Ansicht  nach  die  Streitigkei- 
ten auf  dem  Wege  der  Versöhnung  ausgeglichen  werden,  zu  welchem 
Zweck  die  Kammern  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  sich  einander 
nähern  könnten  und  drittens  wünschten  die  Arbeiter  gleiche  Rechte 
wie  die  Arbeitgeber  zu  geniessen.  Die  Motivirung  dieser  drei  Punkte 
stützt  sich  vorzugsweise  auf  die  technischen  und  gemeinnützlichen 
Vortheile,  die  von  solchen  Einrichtungen  zu  erwarten  seien;  so  erin- 
nert Devinck  z.B.  an  die  voraussichtliche  Förderung  des  Hülfskas- 
senwesens  und  des  gewerblichen  Unterrichts. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Arbeiter  ein  Recht  haben 
in  Bezug  auf  das  Vereinswesen  dieselben  Ansprüche  zu  machen,  wie 
die  Arbeitgeber,  ja  man  könnte  ihnen  ein  noch  weitergehendes  Recht 
gestatten,  weil  bei  ihnen  die  Möglichkeit  der  Association  und  Coali- 
tion  die  Voraussetzung  für  die  Erreichung  ihrer  gerechten  Forderun- 
gen ist.  Den  chambres  syndicales  ouvrieres  die  legale  Existenz  vor- 
zuenthalten, wäre  auch  deshalb  schon  ein  Fehler,  weil  das  Verbot 
bekanntlich  nur  das  öflentliche  Auftreten  der  Arbeiterverbände  verhin- 
dern kann,  dagegen  direkt  die  geheimen  hervorruft.  Die  Befürchtung, 
dass  die  Arbeiter  das  Associationsrecht  zur  Verfolgung  politischer  Be- 
strebungen ausnutzen  werden,  war  jedenfalls  in  den  Tuilerieu  nicht 
erloschen;  daher  behielt  die  Regierung  die  ihr  gesetzlich  zustehende 
Macht  in  Händen ,  gewährte  aber  thatsächlich  durch  die  Antwort  des 
Ministers  Forgade  den  Arbeitern  hinsichtlich  der  Association  gleiche 
Rechte  mit  den  Arbeitgebern.  Von  jenem  Tage  an  ist  ihnen  also 
trotz  des  Gesetzes  von  1791  das  Associationsrecht  gegeben  worden, 
jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  die  individuelle  gewerbliche  Frei- 
heit nicht  durch  ihre  Gesellschaften  beschränkt  würde ,  sowie  dass  sie 
allen  politischen  und  religiösen  Vorgängen  fern  blieben.  Demnach 
können  sich  die  chambres  syndicales  ruhig  bilden  und  ausdehnen,  sind 
jedoch  stets  der  Gefahr  ausgesetzt,  durch  einen  Akt  der  Regierung 
plötzlich  aufgelöst  zu  werden ,  weil  ihre  Existenz  nicht  durch  ein  Ge- 
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setz,  solidem  nur  diiidi  einen  Ministerialerlass  geschützt  ist,  welcher 
dem  Gesetz  von  1791  entgegenstehende  Grundsätze  ausspricht. 

Die  Arbeiterkoniinission  setzte;  gleich  einen  Ausschuss  nicider,  um 
die  Errichtung  von  chanibres  syndicales  zu  veranlassen  und  zu  ü])er- 
wachen^).  Die  Idee  blieb  auch  nicht  ohne  Erfolg,  denn  schon  mich 
kurzer  Zeit  entstanden  viele  chambres  syndicales  ouvrieres,  bis  1870 
— 71  die  ganze  Bewegung  durch  die  politischen  Ereignisse  gehemmt 
wurde.  In  Zeit  von  etwa  zwei  Jahren  waren  50  chambres  syndicales 
ouvrieres  iu's  Leben  getreten.  Ohne  Zweifel  wäre  die  Entwicklung 
eine  weit  günstigere  gewesen,  wenn  sie  durch  die  Kriegsjahre  nicht 
unterbrochen  worden  wäre.  \Yährend  dieser  Zeit  lösten  sich  die  Kam- 
mern auf,  ebenso  wie  die  gleichzeitig  bestehenden  Strike- Vereine. 
Nach  1871  traten  ersterc  wieder  in's  Leben,  während  die  Strikc- 
Vereine  angeblich  begraben  blieben.  So  versichert  wenigstens  Des- 
p  ort  es  in  seinem  Eifer  für  die  Sache  der  Syndikat-Kammern,  aber 
die  Behauptung  verdient  entschieden  in  Zweifel  gezogen  zu  werden, 
denn  wenn  auch  gleich  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  die  Lust  zu 
Arbeitseinstellungen  in  Paris  nicht  gross  gew'eseu  ist,  so  liefert  doch 
die  Existenz  (der  allerdings  in  Frankreich  verbotenen)  Internationale 
den  Beweis,  dass  Vereine,  deren  Zweck  der  Strike  war,  bestanden 
haben.  Und  dass  augenblicklich  wieder  solche  Koalitionen  vorhanden 
sind,  geht  aus  den  grossen  Arbeitseinstellungen  in  letzter  Zeit  un- 
zv.eifelhaft  hervor. 

b)  Ausdehnung  und  Stärke  der  Arbeiterkarameru. 

Ueber  die  Zahl  der  Kammern  lässt  sich  mit  viel  weniger  Sicher- 
heit eine  Angabe  machen,  als  dies  bei  denen  der  Arbeitgeber  der 
Fall  war.  Delhomme  meint,  es  existirteu  ca.  55,  wogegen  De- 
vinck  nur  20  regelmässig  arbeitende  Kammern  angibt.  Aehnliche 
Angaben  macht  Bourgoin,  welcher  freilich  die  Existenz  von  ca.  50 
zugibt,  jedoch  behauptet,  sie  arbeiteten  nur  im  regelmässig,  mit  Aus- 
nahme von  ca.  20.  Havard  schlägt  dagegen  die  Zahl  viel  höher  an, 
indem  er  sagt,  gegenüber  jeder  Kammer  der  Arbeitgeber  bilde  sich 
auch  eine  der  Arbeiter,  und  wo  dieselbe  noch  nicht  existiren  sollte, 
^YÜrd.e  die  Gründung  doch  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen. 

Ueber  die  Zahl  der  Mitglieder  lässt  sich  auch  nicht  das  Geringste 
sagen.  Selbst  die  Berichte  von  Leuten,  welche  den  Kammern  selbst 
angehören,   vermögen  keinen  Aufschluss  über  diese  Frage   zu  geben. 


1)  Desportes  a.  a.  0.  S   49. 
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Das  Einzige,  Avas  vielleiclit  erwähnt  werden  könnte,  sind  Mittheil uu- 
geu  über  einzelne  Gewerke,  jedoch  auch  diese  sind  nicht  bedeutend 
genug,  um  berücksichtigt  zu  werden.  Auch  die  Höhe  der  Beiträge 
ist  bei  den  einzelnen  Kammern  sehr  verschieden,  bewegt  sich  aber 
im  Allgemeinen,  nach  der  Angabe  von  Bourgoin  zwischen  25  und 
50  Cents  pro  Monat.  Dagegen  sagt  Desportes,  dieselben  beliefen 
sich  auf  25  ceuts  bis  1  fc.  pro  Monat ;  der  letztere  Satz  ist  nicht  wohl 
annehmbar,  denn  in  vielen  Berichten  von  Arbeitern  selbst  wird  die 
Schwierigkeit,  die  Beiträge  einzukassiren ,  besonders  hervorgehoben. 

Nimmt  man  nun  an,  dass  die  in  Paris  lebenden  550,000  Arbeiter 
alle  mit  den  Syndikaten  in  Verbindung  ständen,  was  ja  bekanntlich 
das  Ziel  ist,  so  würde  die  Macht  derselben  schon  allein  durch  ihre 
finanzielle  Grundlage  eine  recht  beträchtliche  sein.  Bei  einem  monat- 
lichen Beitrag  von  nur  25  cents  ergibt  sich  schon  eine  Summe  von 
1,650,000  fcs.  im  Jahre,  welche  im  Falle  von  Konflikten  zwischen  Ar- 
beitgebern und  -Nehmern  in  einzelnen  Gewerbszweigen  schwer  in's 
Gewicht  fallen  könnte.  Hiermit  kommen  wir  wieder  auf  die  Frage, 
ob  man  den  Arbeitern  die  Möglichkeit  gewähren  solle  durch  Organi- 
sation und  Konzentration  eine  so  bedeutende  Macht  zu  erlangen? 
Aengstliche  Gemüther  sind  geneigt  Maassregeln  vorzuschlagen,  um 
einen  solchen  Zustand  zu  verhindern:  immer  wieder  wird  das  Verbot 
der  Association  verlangt,  oder  wenn  man  nicht  ganz  so  weit  gehen 
will,  so  befürwortet  man  Associationsfreiheit  unter  hunderten  von 
Klauseln.  Gewiss  kann  die  geschlossene  Organisation  der  Arbeiter 
unter  Umständen  Uebelstände  hervorrufen,  aber  immer  ist  zu  wieder- 
holen, dass  die  früheren  Verbote  nicht  die  beabsichtigte  Wirkung  ge- 
habt, und  dass  ihre  Erneuerung  den  Klassengegensatz  nur  noch  ver- 
schärfen und  den  sozialpolitischen  Fortschritt  verhindern  wird.  Uebri- 
gens  bestehen  die  französischen  Arbeiterassociationen  thatsächlich  doch 
nur  durch  die  Toleranz  der  Regierung,  und  dies  sollte  doch  auch  dem 
Aengstlichsten  genügend  scheinen.  Das  praktischste  Mittel  um  Kon- 
flikten vorzubeugen  ohne  die  Associationsfreiheit  etc.  anzutasten,  finden 
wir  darin ,  dass  man  die  Associationen  so  viel  als  möglich  veranlasse, 
ihre  Gelder  vorzugsweise  in  Hülfskassen  anzulegen.  Durch  eine  solche 
Einrichtung  erreicht  man  erstens  die  Befriedigung  eines  allgemein  an- 
erkannten Bedürfnisses  und  ferner  die  Möglichkeit  die  Association 
von  der  Verwendung  ihrer  Gelder  zu  gemeinschädlichen  Zwecken  ab- 
zuhalten. Denn  bei  den  Hülfskassen  kann  der  Staat  ein  specielles 
Oberaufsichtsrecht  beanspruchen,  weil  es  sich  hier  um  die  Verv/altung 
von  Geldern  handelt,  welche  von  Ungebildeten  zu  einem  bestimmten 
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Zweck  an  die  Kasse  eutriclitct  werden  und  zwar  unter  der  stillschwei- 
genden Voraussetzung,  dass  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Ilülfs- 
kasse  danach  angethan  sei,  dass  der  beabsichtigte  Zweck  sicher  er- 
reicht werden  müsse. 

c)  Innere  Organisation. 

In  Paris  geht  die  Errichtung  der  chambres  syndicales  ouvrieres 
gewöhnlich  folgenderniaassen  vor  sich.  Die  Arbeiter,  welche  ein  Syn- 
dicat  errichten  wollen,  machen  dies  ihren  Gewerksgenosscn  durch  die 
Zeitungen  bekannt  und  laden  dieselben  ein,  sich  in  einem  bestimmten 
Lokale  zu  versammeln.  Daselbst  wird  dann  über  die  Angelegenheit 
debattirt,  eine  Kommission  zur  Abfassung  der  Statuten  und  Besorgung 
der  Vorarbeiten  gewählt ,  und  so  konstituirt  sich  dann  die  Association 
gewöhnlich  schon  in  der  zweiten  Sitzung:  Niemand  wird  gezwungen 
der  Association  beizutreten,  ebenso  wenig  wie  bei  derselben  zu  ver- 
bleiben. Das  Individuum  wird  in  seiner  Freiheit  auch  nicht  im  Ge- 
ringsten beschränkt,  weil  es  stets  seinem  eigenen  \Yillen  Folge  leisten 
kann ,  wenn  selbst  der  Verein  eine  seiner  Ansicht  nicht  entsprechende 
Maassregel  votirt.  Auch  dem  Staate  gegenüber  wollen  die  chambres 
ouvrieres  ft'ei  bleiben,  keine  Verpflichtungen  gegen  denselben  eingehen, 
aber  auch  keine  Unterstützung  von  demselben  erhalten.  Chabert 
bemerkt  hierzu,  dass  dies  unbedingt  nothwendig  sei  für  das  Gedeihen 
der  Institution  imd  eben  darin  habe  Louis  Blanc  gefehlt,  dass  er 
alles  vom  Staate  verlangt  habe,  während  dieser  doch  unbedingt  neu- 
tral bleiben  müsse. 

Devinck  verlangt,  dass  die  chambres  syndicales  ouvrieres  nur 
solche  Mitglieder  aufnähmen,  welche  noch  nicht  bestraft  worden  seien, 
also  ähnlich  wie  dies  bei  den  chambres  syndicales  de  patrons  der  Fall 
ist.  Desportes  stellt  die  Sache  so  dar,  als  ob  diese  Forderung  von 
den  Kammern  der  Arbeiter  stets  gestellt  worden  sei.  Dass  dies  je- 
doch nicht  der  Fall  ist,  geht  aus  Art.  3  der  Statuten  der  chambres 
syndicales  ouvrieres  fusionn^es  de  la  cordonnerie  de  Paris  hervor,  wo- 
rin es  heisst:  „Mitglied  der  Gesellschaft  kann  jeder  Arbeiter  des  Ge- 
werbes sein ,  welcher  das  achtzehnte  Lebensjahr  erreicht  hat  ^)."  In 
den  Statuten  der  chambres  syndicales  des  ouvriers  cordonniers  de 
Paris  wird  sogar  jedem  Arbeiter  ohne  Unterschied  der  Nationalität 
das  Recht  gewährt  Mitglied  zu  werden  2).    Die  Forderung   von  De- 

1)  Art.  3   der  Statuten :    Peut  -  etre  adherent    ä  la  societe    tout  ouvrier    ou  ouvriere 
de  la  Corporation  ayant  atteint  Tage  de  dix  -  huit  ans. 

2)  Pre'ambule  des  Statuts :  La  chambre  syndicale  des  ouvriers  cordonniers  de  Paris, 


viiick  scheint  uns  entsdiieden  zu  weit  zu  gehen.  Man  muss  die 
Frage  von  Fall  zu  Fall,  je  nach  der  Persönlichkeit  cutscheiden,  nicht 
aber  prinzipiell,  auch  denjenigen  der  zur  Besserung  fähig  und  geneigt  ist, 
ausschliessen.  Grade  durch  die  Betheiliguug  an  den  chambres  syndi- 
calcs  wird  häufig  eine  Besserung  möglich  werden,  und  zwar  veranlasst 
durch  die  fortw'ährende  Kontrole  von  Seiten  der  Gewerksgenossen. 

Der  Vorstand  wird  von  allen  Mitgliedern  gewählt.  Dieser  (ge- 
wöhnlich chambre  syndicale  im  engeren  Sinne  oder  syndicat  genannt) 
besteht  aus  15 — 18  Personen.  Pauliat  ist  der  Ansicht,  die  Zahl  18 
sei  nicht  gross  genug  um  den  Bedürfnissen  der  chambre  syndicale 
Rechnung  tragen  zu  können.  Nach  Artikel  291  code  penal  dürfen 
aber  die  Vorstände  nicht  mehr  als  20  Mitglieder  haben,  wenn  sie  nicht 
der  Unannehmlichkeit  ausgesetzt  sein  wollen,  stets  die  Genehmigung 
der  Behörde  für  ihre  Sitzungen  einholen  zu  müssen.  Aus  den  15 — 18 
Syndiken  werden  dann  die  Präsidenten,  Schriftführer  und  Schatzmei- 
ster gewählt.  Pauliat  und  Chabert  sprechen  gegen  einen  perma- 
nenten Präsidenten  und  zwar  motivirt  Chabert  seine  Ansicht  mit 
der  Bemerkung,  man  habe  besonders  mit  den  chambres  syudicales 
ouvrieres  vor  1870  die  Erfahrung  gemacht,  dass  diejenigen  Mitglieder, 
welche  stets  an  der  Spitze  der  Vereine  gestanden,  nach  und  nach  ge- 
sucht hätten  sich  von  den  übrigen  Arbeitern  zu  trennen.  Es  sei  des- 
halb vorzuziehen  nur  einen  Präsidenten  für  eine  Sitzung  zu  wählen. 
De  Sportes  führt  dagegen  au,  in  jeder  Association  sei  eine  ständige 
Direktion  un erlässlich.  Gewiss  muss  zugegeben  werden,  dass  Gründe 
für  beide  Ansichten  vorhanden  sind,  und  es  wird  schwer  sein,  die 
Frage  im  Allgemeinen  zu  entscheiden.  Pauliat  und  Chabert  hät- 
ten zur  Begründung  ihrer  Ansicht  noch  hinzufügen  können,  dass  die 
chambres  syudicales  durch  die  permanente  Direktion  weit  häufiger 
den  sozialistisch-kommunistischen  Führern  in  die  Hände  fallen  können, 
als  bei  dem  anderen  System.  Wenn  auch  bis  jetzt  die  Kammern  sich 
nicht  mit  den  extremen  Sozialisten  eingelassen  haben,  so  schliesst 
dies  die  Möglichkeit  solcher  Verbindungen  für  die  Zukunft  nicht  aus. 
In  Betreff  der  Wahl  der  Syndike  gilt  dasselbe  Prinzip,  wenn  auch 
nicht  in  derselben  Ausdehnung,  wie  beim  Präsidium.  Die  Syndike 
werden  in  einigen  chambres  auf  6,  in  anderen  auf  18  Monate  gewählt 
(was  z.  B.  bei  den  Schuhmachern   der  Fall  ist,   Art.  4  der  Statuten), 


pour  affirmer  soii  principe  democratique,  declare  que  tout  ouvrier  de  quelques  pays  qu'il 
soit  peut-etre  adliereut  k  la  cliambre  syndicale,  attendu  que  la  solidarite  des  travailleurs 
doit  ötre  universelle. 
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und  sie  dürfen  erst  uaclideni  sie  G  Monate  aus  ihrem  Amte  ausge- 
scliieden  sind,  wieder  gewählt  werden.  Bei  dieser  ganzen  Organisa- 
tion lässt  sich  sofort  die  Tendenz  erkennen,  alle  Arbeiter  soviel  als 
uKiglich  tlieils  durch  die  Einnahme  der  Ehi-enstellcn,  theils  durch  die 
Hoft'nuug  l)ald  eine  solche  zu  erhalten ,  an  die  Gesellschaft  zu  fesseln. 

Die  so  zusammengesetzte  chauibre  syndicalc  bildet  das  Bureau 
der  ganzen  Gesellschaft;  in  der  That  sind  also  diese  Männer  die  Ver- 
treter des  Gewerbes  und  haben  in  erster  Linie  alle  Angelegenheiten 
zu  untersuchen.  Sic  handeln  natürlich  als  Mandatare  des  ganzen 
Vereins  und  sind  einer  wirksamen  Kontrole  unterworfen,  welche  theils 
iu  der  häufigen  Xeuwahl  zu  finden  ist,  theils  aber  auch  durch  die 
Generalversammlung  oder  eine  eigens  für  den  Zweck  gebildete  Kom- 
mission ausgeübt  wird.  Die  Sitzungen  des  Syndikats  finden  minde- 
stens einmal  jeden  Monat  statt;  einige  Statuten  ordnen  sogar  eine 
zweimalige  Zusammenkunft  an.  Die  Generalversammlungen  finden  von 
Zeit  zu  Zeit  statt  um  die  Angelegenheiten  v(m  allgemeinem  Interesse 
zu  behandeln  und  um  die  Mitglieder  der  Büreau's  zu  wählen.  Die 
Xothwendigkeit  häufig  Generalversammlungen  abzuhalten  liegt  nahe, 
denn  eben  dadurch  wird  das  genossenschaftliche  Prinzip  erst  verwirk- 
licht, Pauliat  glaubt  nicht  öfters  als  alle  2  Monate  eine  Zusammen- 
kunft aller  Mitglieder  verlangen  zu  müssen.  Unserer  Ansicht  nach 
reicht  das  lange  nicht  hin,  zumal  wenn  man  bedenkt,  dass  nicht  alle 
Mitglieder  an  allen  Versammlungen  theiluehmen  werden. 

Schon  im  Jahre  1872  hatten  die  Arbeiterkammern  die  Nothwcndig- 
keit  einen  weiteren  Verband  zu  gründen  eingesehen  und  wandten  sich 
deshalb  an  die  Regierung.  Der  Zweck  des  Verbands  bestand  nach 
C  h  a  b  e  r  t  hauptsächlich  in  der  Herstellung  des  professionellen  Unter- 
richts iu  grossem  Maassstabe.  In  dem  Bericht  der  prefecture  de  police 
an  die  Enquete-Commission  wird  dem  Gedanken,  die  Gründung  eines 
Centralkomites  der  chambres  syndicales  ouvrieres  könnte  die  Wiederer- 
richtung der  Internationale  bezwecken,  Ausdruck  gegeben,  jedoch  ohne 
irgend  welche  Motivirung  ^).  Die  Regierung  glaubte  den  \Yünschen 
der  chambres  syndicales  iu  dieser  Hinsicht  nicht  Folge  leisten  zu  dür- 
fen. Die  Antwort  des  Ministers  enthält  keine  formelle  Weigerung, 
sondern  es  heisst  darin  nur,  augenblicklich  könne  man  aus  politischen 


1)  Quoiqu'il  en  soit ,  les  societes  ouvrieres  paraissent  maintenant  tenter  de  former 
un  coniite  central.  EUes  ont  voulu  le  fonder  sous  le  nom  de  Cercle  des  chambres  syn- 
dicales. U  est  permis  de  se  demander  si  une  pareiUe  institution  ne  serait  point  un  pas 
fait  vers  la  reconstitution  ouverte  de  l'Internationale.  Au  surplus  l'autorisation  de- 
mandee  pour  cet  objet  a  e'te  refusee. 
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und  wirtlischaftlicheu  Gründen  eine  Gruppirung  nicht  gestatten  ^).  In 
Folge  dieses  Verbotes  haben  die  Kammern  eine  Kreditgenossenschaft 
gebiklet,  deren  Zweck  in  der  Gewährung  des  unentgeltlichen  Kredits 
besteht.  Die  Gründe,  die  wir  für  die  Nothwendigkeit  eines  Verbandes 
für  das  Gedeihen  der  chambres  syndicales  de  patrons  angeführt  haben, 
gelten  im  Allgemeinen  auch  für  die  Kammern  der  Arbeitnehmer.  Be- 
sonders in  finanzieller  Beziehung  werden  sie  durch  den  Verband  sehr 
gestärkt  und  es  wird  ihnen  die  ^löglichkeit  gegeben,  sich  mit  vielen 
Angelegenheiten  zu  beschäftigen ,  welche  eine  einzelne  Arbeiterkammer 
niemals  im  Stande  wäre  in  die  Hand  zu  nehmen.  An  einer  anderen 
Stelle  haben  wir  schon  erwähnt,  welch'  eine  grosse  Macht  eine  Ver- 
einigung sämmtlicher  Arbeiter  von  Paris  bei  einem  monatlichen  Bei- 
trag von  nur  25  cts.  zu  entfalten  im  Stande  wäre.  Man  wird  also 
zugeben  müssen,  dass  der  Verband  für  die  Blüthe  und  Entwicklung 
der  Kammern  höchst  förderlich  sein  würde,  jedoch  auch,  dass  in  po- 
litischer Hinsicht  durch  denselben  eine  gradezu  gefährliche  Macht  ent- 
wickelt werden  könnte,  wenn  die  Arbeiter  sich  einmal  auf  utopische 
Irrwege  verlieren  sollten. 

Bevor  wir  zur  Besprechung  des  Programms  der  Arbeiterkammern 
übergehen,  bleibt  uns  noch  übrig  in  aller  Kürze  die  Stellung  der  Ar- 
beiterkongresse von  1876  und  1878,  sowie  ein,  von  einigen  Arbeitern 
auf  einer  Zusammenkunft  in  Lyon  vorgeschlagenes  System  zu  erörtern. 

Der  Pariser  Kongress  von  1876  verlangte  in  erster  Linie,  um  die 
chambres  syndicales  zu  einem  lebensfähigen  Institut  zu  machen,  Auf- 
hebung des,  das  Vereinswesen  beschränkenden  Gesetzes  von  1791, 
sowie  einiger  Artikel  des  code  penal,  betreffend  die  Associations-  und 
Koalitionsfreiheit.  Nur  wenn  die  Arbeiter  sich  nach  Belieben  vereini- 
gen könnten  und  das  Werk  ihrer  Erlösung  gemeinsam  zu  besprechen 
befugt  wären,  könne  etwas  Ordentliches  und  Bleibendes  zu  Tage  ge- 
fördert werden.  Die  Zünfte  des  Mittelalters  seien  etwas  ganz  anderes 
gewesen  als  die  chambres  syndicales,  ihre  Organisation  habe  zur 
Grundlage  das  Monopol  und  das  Privilegium  gehabt,  während  die 
Arbeitersyndikate,  von  denen  hier  die  Rede  sei,  auf  der  Idee  fussten, 
welche  durch  die  Revolution  von   1789   zur  Geltung   gekommen   sei, 


1)  Chabert  (S.  116  der  Enquete):  On  a  peine  ä  comprendre  en  effet  pourquoi 
les  ouvriers  n'useraient  pas  k  cet  egard  du  meme  droit  que  les  patrons ;  Monsieur 
Victor  Lefranc,  ministre  de  l'interieur ,  n'a  pas  d'ailleurs  oppose  de  refuS  formel 
et  definitif.  II  a  simplement  repondu  que ,  dans  les  circonstances  actuelles  les  groupe- 
mcnts  des  chambres  syndicales  lui  paraitraient  devoir  peser  trop  lourdement  sur  la  Si- 
tuation e'conomique  ou  politique. 
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iijlmlicli  auf  der  Idee  der  Freiheit  und  nieicliheit.  Ein  Redner,  Na- 
mens Daniel,  dniekte  sich  t'(>l<;endermaassen  aus.  „Ich  habe  mich 
hier  nicht  damit  zu  beschäftigen,  wie  diese  Gemeinschaften  dirigirt 
oder  regiert  wurden,  ich  will  hier  nur  konstatiren,  dass  früher  die 
Interessen  gruppirt  waren,  dass  sie  ein  eigenes  Leben  hatten,  und 
dass  aus  dieser  Gruppirung  bedeutende  Wohlthaten  erwachsen  konn- 
ten. Die  Revolution  hätte  darin  bestehen  sollen  Gleichheit  und  Frei- 
heit in  diese  privilegirten  Verbände  einzuführen ;  —  dies  ist  aber  nicht 
geschehen,  weil  sich  das  Volk  vor  der  Revolution  von  der  Bourgeoisie 
hat  übertölpeln  lassen."  Nun  werden  hauptsächlich  zwei  verschiedene 
Systeme  vorgeschlagen.  Einige  der  auf  dem  Kongress  anwesenden 
Arbeiter  wollten  nämlich  die  chambres  syndicales  auf  alle  Arbeiter 
ausgedehnt  wissen,  wogegen  andere  das  ganze  Institut  auf  die  Mit- 
glieder je  eines  und  desselben  Gewerbes  beschränken  möchten.  Für 
ersteres  Prinzip  wurde  hervorgehoben,  dass  in  grossen  Städten  Arbei- 
tersyndikate für  die  einzelnen  Gewerbe  ganz  leicht  mit  Erfolg  arbeiten 
könnten,  dass  dagegen  eine  derartige  Organisation  auf  dem  Lande 
und  in  den  kleinen  Provinzialstädten  den  gewünschten  Zweck  zu  er- 
reichen nicht  im  Stande  seien.  Durch  die  Vereinigung  aller  Arbeiter, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Profession,  zu  einer  grossen  Gemeinschaft,  sei 
die  Erreichung  des  vorgesteckten  Zieles  unzweifelhaft  ^). 

Der  letzte  Arbeiterkon gress ,  welcher  Ende  Januar  und  Anfang 
Februar  1878  in  Lyon  tagte,  hat  keine  neue  Ansichten  oder  Thatsa- 
chen  zu  Tage  gefördert.  Die  Reden,  welche  über  die  chambres  syn- 
dicales gehalten  worden  sind,  gleichen  den  früheren  sehr.  Nur  ist 
zu  betonen,  dass  man  in  Betreif  der  Organisation  der  Ansicht,  in 
kleinen  Provinzialstädten  alle  Arbeiter  in  einer  chambre  syndicale  zu 
verbinden,  beigepflichtet  hat.  Im  Ganzen  zeigt  sich  in  den  Reden 
und  Beschlüssen  des  Kongresses  eine  bedenklich  radikale  Strömung, 
doch  darf  die  Wirkung  der  theoretischen  Phrasen  auf  die  praktische 
Gestaltung  der  Kammern  nicht  überschätzt  werden  2). 


1)  Vergleiche  meinen  Aufsatz  „Der  Pariser  Arbeiterkongress  im  Oktober  1876"  in 
Heft  I   des  Arbeiterfreundes,  Jahrgang   1877. 

2)  Die  Resolution  ,  welche  fast  mit  Stimmeneinheit  angenommen  wurde  ,  lautet 
wörtlich  : 

1.  Les  delegues  au  Congres  et  tous  ceux  qui  sont  convaincus  de  refficacite  du 
groupement  corporatif,  sont  invites  ä  faire  tous  leurs  efForts  et  ä  prendre ,  au  besoin, 
l'initiative ,  pour  l'organisation  de  chambres  syndicales  agricoles  on  industrielles ;  uni- 
professionelles dans  les  grands  centres,  communes  ä  plusieurs  ou  ä  toutes  les  professiona 
dans  les  localites  oü  cela  sera  juge  utile. 
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Auf  einer  andorcu  Lyoncv  Arbeitcrversaniinlung  wurde  die  Au- 
siclit  vertreten,  dass  in  jeder  Stadt  Vereinigungen  nacli  Gewerben  zu 
errichten  seien,  welche  sich  dann  einem  sich  über  das  ganze  Land 
verbreitenden  Verbände  anschliessen  sollten  ^). 

Weder  die  von  dem  Kongress  aufgestellte  Ansicht,  noch  die  der 
Lyon  er  Versammlung  ist  annehmbar;  erstere  weil  sie  entschieden 
einen  politischen  oder  Strike  -  Verein  aus  der  Listitution  machen 
würde ,  letztere  weil  eine  derartige  Ausdehnung  nicht  den  zur  inneren 
Entwicklung  nöthigen  engen  Zusammenhang  zu  bieten  im  Stande  ist. 
Ueber  die  allgemeinen  Grundsätze,  welche  für  die  Organisation  nach 
Gewerben  sprechen,  vergleiche  man  den  betreffenden  Abschnitt  über 
die  chambres  de  patrons,  da  für  beide  Arten  von  Kammern  dieselben 
Grundsätze  maassgebend  sind. 

d)  Zweck  der  Kammern   der  Arbeitnehmer. 

Li  dem  pro  memoria  der  Arbeiterkommission  auf  der  Pariser 
Weltausstellung  von  1867  heisst  es,  die  Aufgabe  der  zu  gründenden 
chambres  syndicales  ouvrieres  bestehe  unter  Anderem  darin,  jede  Ge- 
waltthätigkeit  zu  verhindern,  welche  der  Freiheit  und  der  individuel- 
len Initiative  Schranken  setzen  könne.  Hieraus  geht  hervor,  dass  die 
Idee  der  Kommission  nicht  auf  die  Gründung  einer  der  Internationalen 


2.  Le  Congres  est  d'avis  que  les  syndicats  ne  rendront  tous  les  Services  qui  en 
decoulent,  que  le  jour  oü  toutes  les  chambres  syndicales  seront  unies  solidairement  par 
la  federalisation  dans  chaquo  centre  et  entre  les  diflfe'rentes  localites. 

3.  Les  chambres  syndicales  doivent  avoir  pour  objet  : 
aj  La  regularisation  de  la  production : 

bj  Le  maintien  des  salaires  et  la  defense  des  interets  generaiix.  Par  la  resistancc 
juridique  et  la  mise  ä  l'interdit  des  etablisseraents  reconnus  comme  roinpant  requilibre 
entre  les  necessites  des  travaiüeurs  et  les  exigences  du  capital  5 

c)  Le  placement  des  ouvriers  et  apprentis ; 

dj  L'enseignement  professionel ; 

e)  La  surveillance  des  apprentis ; 

/)  La  mise  ä  l'etude  continuelle  des  raoyens  pratiques  pour  la  crt^ation  de  caisses 
de  chomage ,  d'assurances  niutuolles  contre  les  risques  ä  la  vie  industrieUe  ou  agricole, 
les  maladies  et  la  vieillesse. 

4.  Les  syndicats  ne  devront  pas  oublier  que  Ic  salariat  n'etant  que  l'etat  transitoire 
entre  le  servage  et  un   etat  innomme. 

Ils  devront  mettre  tout  cu  oeuvre  pour  l'etablissement  de  societes  gencrales  de  con- 
sommation ,  de  credit  et  ile  production ,  appuyees  sur  un  contröle  serieux ,  dont  l'ab- 
sence  est  la  cause  des  insucces  passe's. 

5.  Le  Congres  conclut  ä  l'abrogation  de  toutes  les  lois  restrictives  du  droit  de  reu- 
nion  et  d'association. 

1)  Vergleiche  die  Enquete  a.  a.  0. 
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verwandten  Vcnniiigiuig  hinauslief.  Alles  auf  gütlicliein  Wege  zu  errei- 
chen Süll  der  Hauptzweck  sein,  also  auch  die  uunöthigeu  und  unüber- 
legten Arbeitseinstellungen  zu  veraieiden. 

Mit  der  Politik  dürfen  sich  die  Kannnern  nicht  beschäftigen 
und  bis  jetzt  lässt  sich  nicht  nachweisen,  dass  sie  im  Ganzen  die- 
sem Grundsatze  untreu  geworden  wären.  Diese  Thatsache  verdient 
ganz  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  weil  die  chambres  syn- 
dicalcs  ouvrieres  in  einer  sehr  erregten  Zeit  entstanden  sind  und 
weil  die  Internationale  sich  alle  Mühe  gegeben  hat,  diese  Institution 
für  ihre  Zwecke  zu  gewinnen.  Der  Zeuge  Chabert  sagt:  „die  cham- 
bres syndicales  ouvrieres  wollen  sich  nicht  mit  der  Politik  beschäfti- 
gen, weil  man  weiss,  dass  diese  entzweit,  und  Eintracht  unumgänglich 
nöthig  ist,  um  den  Zweck  zu  erreichen."  Von  den  50  Kammern 
schlössen  sich  nur  7  der  Internationalen  an,  deren  tieferer  Zweck  je- 
denfalls ein  politischer  ist.  Im  Ganzen  haben  die  chambres  syndica- 
les ouvrieres,  trotz  mancher  sozialdemokratischer  Anregungen,  die 
Bahn  befolgt,  welch  ihnen  durch  Beschluss  der  Kommission  von  1867 
vorgezeichnet  war.  AYas  nun  die  Zukunft  angeht ,  so  scheint  aus  den 
schon  gemachten  Erfahrungen  hervorzugehen,  dass  die  Gefahr  einer 
Einnuschuug  der  organisirtcn  Arbeiterkammern  in  die  politischen  An- 
gelegenheiten nicht  gross  ist  und  dass  sie  mit  der  Entwicklung  und 
Blüthe  der  von  denselben  errichteten  oder  noch  zu  errichtenden  ge- 
meinnützlicheu  Anstalten,  wie  Schulen,  Hülfskassen  etc.  sich  noch 
mehr  verringern  wird.  Auch  Devinck,  welcher  mit  den  Pariser  Ar- 
beiterverhältuissen  gut  bekannt  ist,  glaubt  nicht  an  solche  Abirrungen 
von  dem  eigentlichen  Zweck  der  Kammern.  Desportes  behauptet, 
die  Form  der  Regierung  kümmere  die  Arbeiter  nicht;  was  sie  be- 
schäftige sei  ihre  eigene  Lage.  Aber  die  Lage  der  Arbeiter  hängt 
zum  grossen  Theil  von  dem  herrschenden  Regierungssystem  ab  und 
vollends  in  einem  Lande  mit  allgemeinem  Stimmrecht  w-erden  die  Ar- 
beiter jedenfalls  den  politischen  Fragen  nicht  fern  bleiben.  Aber 
daraus  folgt  nicht,  dass  sie  grade  die  Syndikate  zu  politischen  Zw^e- 
cken  ausnutzen  wollen,  im  Gegentheil  scheinen  diese  wirklich  poli- 
tisch neutraler  Boden  geblieben  zu  sein.  In  dieser  Hinsicht  äussert 
sich  namentlich  der  bei  der  Enquete  vernommene  Zeuge  Chabert. 

Die  Verschiedenheit  der  ZAvecke  der  Kammern  der  Arbeitgeber  und 
-Nehmer  ergibt  sich  hauptsächlich  bei  der  Regelung  des  Verhältnisses 
dieser  beiden  wirthschaftlichen  Klassen  zu  einander.  Die  Einwirkung 
auf  die  Angelegenheiten  dieser  Art  bildet  entschieden  den  Hauptzweck 
der  Arbeitersvndikate.     Grade  dieses  Eingreifen  der  Arbeiterkammern 


44 

uivd  vielfach  bekämpft,  und  zwar  wird  dabei  gcwöliulich  der  Grund 
geltend  gemacht,  dass  durch  solche  Intervention  die  individuelle  Frei- 
heit zu  Schaden  komme.  Solche  Anklagen  mögen  sich  auf  vereinzelte 
Thatsachen  berufen,  im  Allgemeinen  beruhen  sie  aber  nur  auf  hand- 
greiflichen Partei  -  Sophismen.  Die  ganze  Organisation  der  Syndikate 
beruht  auf  dem  Prinzip  der  Selbstbestimmung,  verbunden  mit  freiwil- 
liger Disciplin.  Selbst  wenn  eine  Kammer  einen  Lohntarif  aufstellte 
oder  sogar  mit  den  betreffenden  Arbeitgebern  vereinbarte,  stände  es 
dennoch  jedem  Individuum  frei,  zu  einem  geringeren  Preise  zu  arbei- 
ten, ohne  die  Mitgliedschaft  bei  den  Kammern  aufgeben  zu  müssen. 
Allerdings  wird  in  dem  Bericht  an  die  Nationalversammlung  viel  von 
dem  Terrorismus  der  Arbeitersyndikate  erzählt,  auch  versichert,  dass 
diese  Zuschüsse  zu  Arbeitseinstellungen  in  anderen  Gewerbszweigen 
geleistet  hätten^).  Aber  diese  anonym  mitgetheilten  Gutachten  und 
Berichte  stehen  ganz  einseitig  auf  dem  Standpunkt  der  Arbeitgeber. 
Die  Thätigkeit  der  Kammern  wird  den  letzteren  ohne  Zweifel  häufig 
unbequem,  aber  Ungesetzlichkeiten  würden  unter  der  Regierung  der 
moralischen  Ordnung,  von  deren  administrativem  Gutdünken  die  Syn- 
dikate abhängen,  sicherlich  nicht  geduldet  worden  seyn.  Sowohl  nach 
dem  von  Devinck  vorgetragenen  Berichte  im  Jahre  1867  als  auch 
nach  den  Aussagen  vieler  Berichterstatter  für  die  Enquete  de  la  so- 
eiete  d'economie  charitable  soll  der  Gedanke  an  Arbeitseinstellungen 
von  den  Arbeitssyndikaten  eher  bekämpft  als  gefördert  werden.  C  h  a  - 
bert,  dessen  Aussagen  wohl  am  ausführlichsten  sind,  behauptet  so- 
gar, der  Strike  könne  nicht  mehr  vorkommen,  denn  man  habe  so 
viele  unangenehme  Erfahrungen  damit  gemacht,  dass  selbst  wenn  ein 
Einverständniss  mit  den  Arbeitgebern  nicht  zu  erreichen  wäre,  man 
bis  zu  besseren  Zeiten  ruhig  bei  der  Arbeit  bleiben  würde.  Pauliat 
kommt  zu  dem  Schluss,  dass  sich  die  Arbeitseinstellungen  seit  dem 
Bestehen  der  Syndikate  vennindert  hätten.  Er  sagt,  die  Arbeitgeber 
fühlten  die  Macht  der  Korporation  und  prüften  die  Anspräche  der 
Arbeiter  nach  allen  Seiten  hin,  bevor  sie  dieselben  zurückwiesen,  wo- 
gegen sie  die  Forderungen  schlechthin  unberücksichtigt  gelassen  hät- 
ten, wenn  dieselben  von  alleinstehenden  Arbeitern  ausgegangen  wären. 
Ferner  sagt  er,  verträte  eine  chambre  syndicale  ouvriere  gewöhnlich 
alle  Arbeiter  des  Gewerbes  und  würden,  in  Folge  dessen,  auch  allen 
Arbeitgebern  gleiche  Bedingungen  gestellt.  Alle  diese  Zeugenaussagen 
stellen  indess  die  Verhältnisse  in  einem   zu  idealen  Lichte  dar.    Die 


1)  Rapport  a.  a.  0.  S.  316. 
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jüngste  Zeit  hat  wieder  bewiesen,  dass  die  Aera  der  Strike's  in  Frank- 
reich nocli  keineswegs  geschlossen  ist,  und  die  clianil)res  syndicales 
Averden  immer  imhed(;nklicli  zu  diesem  Kampfmittel  greifen  ,  wenn  sie 
glauben  durch  dasselbe  einen  Vurtheil  erzielen  zu  kcinnen.  Gewiss 
sind  die  Arbeitseinstellungen  im  Allgemeinen  für  beide  Parteien  schäd- 
lich und  sehr  häufig  der  Nachtheil  am  gnissten  auf  Seiten  derer, 
welche  etwas  damit  erreichen  wollten.  Deshalb  al)er  kann  man  dieses 
gesetzlich  zulässige  Kampfmittel  nicht  im  Prinzip  verwerfen,  denn  es 
ist  ein  Gegenmittel  gegen  die  Isolimng,  in  welcher  der  Arbeiter  oft 
wirthschaftlich  ganz  hülflos  dem  Arbeitgeber  gegenübersteht.  Ist  die 
chambre  syndicalc  der  Ansicht,  der  Lohn  sei  zu  niedrig  im  Verhält- 
niss  zu  dem  bestehenden  Marktpreise  der  von  den  Arbeitern  verfer- 
tigten Waaren  und  zu  dem  Preise  der  Lebensmittel  und  ferner,  dass 
bei  der  von  ihr  für  den  Strike  bezweckten  Organisation  der  Sieg  zu 
erreichen  sei,  ohne  dass  während  der  Arbeitslosigkeit  ein  Opfer  zu 
bringen  sei,  welches  den  späteren  Gewinn  übersteige,  so  lässt  sich 
durchaus  nichts  gegen  den  Strike  einwenden.  Deshalb  muss  die  An- 
nahme, dass  eine  von  dem  Syndikate  angeordnete  oder  von  ihm  un- 
terstützte Arbeitseinstellung  unter  allen  Umständen  etwas  Gemein- 
schädliches  sei,  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen  werden. 

In  nächster  Linie  gehört  nun  die  Regelung  des  Lehrlingswesens, 
die  Handhabung  der  Fabrikgesetze  und  die  Einwirkung  auf  die  Ab- 
fassung der  Fabrikordnungen  zum  Programm  des  Arbeitersyndikats. 
Das  Lehrlingswesen  wird  in  Frankreich  von  den  Arbeitern  auf  das 
Schärfste  kritisirt  und  die  Thatsache,  dass  durch  die  Grossindustrie 
eine  Menge  ungelernter  Arbeiter  geschaffen  worden  sei,  stets  betont. 
Die  Arbeiterkammern  stellen  es  sich  zur  Aufgabe,  diesem  wachsenden 
Uebel  Schranken  zu  setzen,  theils  durch  Ueberwachung  der  Lehrver- 
träge, theils  durch  Errichtung  gewerblicher  Lehranstalten  i).  Auch 
auf  dem  Arbeiterkongress  von  1876  wurde  die  Ansicht,  den  chambres 
syndicales   de  patrons   und  ouvrieres  gemeinschaftlich   das  Recht   der 


1)  Havard  a.  a.  O.  S.  133.  Er  bespricht  die  Frage,  was  die  Ch.  S.  schon  für 
das  spezielle  Interesse  einzelner  Gewerbszweige  gethan  haben.  Die  chambres  de  patrons 
beschäftigen  sich  nämlich  auch  mit  den  Fragen  ,  welche  hauptsächlich  die  Arbeiter  an- 
gehen und  suchen  dadurch  zum  guten  Einverständniss  mit  diesen  zu  gelangen.  Er 
sagt  unter  Anderem :  Je  me  ferais  un  reproche  de  passer  sous  silence  et  je  me  plais  b. 
citer  ici  les  societes  de  patronage  pour  les  apprentis ,  crees  par  la  chambre  des  Fleurs, 
Modes  etc.  ,  par  celle  de   la  Ceramique  et  celle  du  Papier  peint  etc.   etc. 

Enquete  a.  a.  O.  S.  248.  Les  bijoutiers  (ouvriers)  se  sont  vivement  pre'occupe.s  du 
patronage  des  apprentis. 
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Uebenvachung  der  Lehrverträge  zuzuweiseu,  ausgesproclieu.  Puuliat 
stellt  die  Forderung  auf,  dass  den  Kauimerii  die  absolute  Koutrole 
des  Lehrlingswesens  überwiesen  werde.  Seiner  Meinung  nach  müsse 
jeder  Lehrvertrag  den  Stempel  der  chambre  S3^ndicale  tragen,  d.  h. 
von  derselben  genehmigt  werden.  Die  gute  Absicht  der  Syndikate  ist 
in  diesem  Falle  nicht  zu  bezweifeln,  wohl  aber  die  Fähigkeit  der  Aus- 
führung. Es  handelt  sich  hier  um  die  Frage,  soll  der  Staat  den 
Korporationen  die  Koutrole  über  die  Beobachtung  dieser  Gesetze  über- 
lassen, oder  diese  Aufgabe  seinen  eigenen  Organen  zuweisen.  Unserer 
Ansicht  nach  darf  der  Staat  die  Sorge  für  die  Ausführung  des  Lehr- 
lingsgesetzes ebensowenig  an  freie  Korporationen  abgeben,  als  die 
Handhabung  der  Fabrikgesetze.  Denn  welche  Garantien  gewähren  die 
Syndikate  dem  Staate,  dass  sie  die  Kontrole  im  Sinne  der  Gesetze 
und  nicht  nach  eigenem  Interesse  üben?  Ihre  Aufgabe  und  ihre 
Pflicht  besteht  darin,  sowohl  direkt  als  indirekt  ihren  Einfluss  zur 
Aufrechterhaltung  und  Verbesserung  der  gewerblichen  Gesetzgebung 
geltend  zu  machen  und  so  die  Staatsorgane  zu  unterstützen. 

Was  die  gewerblichen  Schiedsgerichte  betrilft,  so  sind  dieselben 
in  Frankreich  offiziell  nur  sehr  ungenügend  durch  die  conseils  de 
prud'hommes  vertreten.  Viele  wollen  die  Gewerbegerichte  sogar  ganz 
abgeschafft  wissen,  und  alle  Streitigkeiten,  welche  zu  deren  Kompe- 
tenz gehören ,  den  chambres  syudicales  überweisen.  Andere,  wie  z,  B. 
der  Arbeiterkougress  verlangen  nur  eine  zeitgemässe  Reform  und  Hin- 
zuziehung von  Mitgliedern  der  chambres  sjudicales  als  Sachverstän- 
digen. Die  Institution  der  prud'hommes  ist  durch  Gesetz  von  1806 
begründet  worden  und  zwar  wurde  zuerst  in  Lyon  ein  Gewerbegericht 
eingesetzt  ^).  In  Paris  bildete  man  erst  1844  einen  conseil  de  prud'- 
hommes. Augenblicklich  gibt  es  in  Frankreich  112,  welche  ca.  90^1  ^ 
der  Streitigkeiten  gütlich  schlichten,  welche  vor  ihr  Forum  gebracht 
werden  2).  Aber  selbst  in  dem  Bericht  an  die  Nationalversammlung 
^^ird  anerkannt,  dass  die  Arbeiter  Recht  hätten,  eine  Reform  der 
prud'hommes  zu  fordern,  denn  die  Einrichtung  derselben  sei  ungenü- 
gend 3).    Die  Arbeiter  verlangen  namentlich  Schiedsgerichte  in  Form 


1)  Die  Gewerbegerichte  früherer  Zeiten  waren  ganz  anders  eingerichtet,  weshalb 
man  wohl  sagen  kann,  die  prud'hommes  datirten  vom  Jahre  1806.  In  Mai-seille  besteht 
jetzt  noch  eine  Art  Aufsichtsbehörde  über  die  Fischerei,  verbunden  mit  einem  Gewerbe- 
gericht, welches  aus  dem  15.  Jahrhundert  stammt.  Vergl.  meinen  Aufsatz  über  den 
Arbeiterkongress  a.   a.   O. 

2)  Rapport  a.  a.   O.   S.  63. 

3)  Daselbst  S.  302. 
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vou  gemischten  Komniissioneii ,  bestehend  aus  einer  gleichen  An/ahl 
von  Mitgliedern  beider  Arten  von  Kaniniern,  die  nicht  nur  die  Händel 
unter  den  Arbeitern  selbst,  sondern  auch  die  Kontlikte  zwischen  Ar- 
beitgebern und  -Xehmem  auf  gütlichem  Wege  zu  erledigen  hätten. 
Man  sollte  sagen,  eine  so  löbliche  Einrichtung  müsste  nicht  nur  von 
allen  Gewerbtreibendea  gebilligt,  sondern  sogar  gefördert  werden,  was 
jedoch  nicht  der  1^'all  ist.  Die  Arljeitgeber  shid,  wie  es  scheint,  über- 
wiegend einer  solchen  Organisation  abgeneigt,  wie  denn  überhaupt 
ihre  Kammern  gegen  die  Kammern  der  Arbeiter  vielfach  agitiren. 

Havard  und  Andere  heben  mit  Nachdruck  hervor,  dass  sowohl 
die  Kammern  der  xVrbeitgeber-  als  -Xehmer  sehr  vorsichtig  und  be- 
sonnen zu  Werke  gehen  niüssten,  damit  sie,  nicht  zum  Unheil  führten. 
Er  mahnt  die  Ar])eitgeber  sich  ihren  Arljeitern  zu  nähern ,  um  auf 
diese  Weise  ein  gutes  Einverständuiss  herzustellen,  was  ja  durch  die 
Existenz  der  chambres  syudicales  de  patrons  und  ouvrieres  möglich 
gemacht  worden  sei.  East  alle  Kammern  der  Arbeiter  suchen  mit 
denen  der  Arbeitgeber  in  Verbindung  zu  treten,  und  es  steht  zu  hof- 
fen, dass  die  Kammern  der  Arbeitgeber  sich  nach  und  nach  weniger 
spröde  zeigen  werden.  In  mehreren  Eällen  hat  schon  eine  Annähe- 
rung und  Vereinbarung  stattgefunden.  In  Paris  existiren  schon  ver- 
schiedene gemischte  Kommissionen  von  Mitgliedern  beider  Kammern, 
welche  ausgezeichnete  Resultate  erreicht  haben  und  das  Urtheil  von 
Desportes  rechtfertigen,  „die  chambres  syudicales  können  dem  Lande 
dienen,  indem  sie  Arbeiter  und  Arbeitgeber  versöhnen  ')." 


1)  In  dem  Bericht  der  prefecture  de  police  t.teht  freilich ,  es  existirten  Iceine  ge- 
mischten Associationen.  Das  liann  sich  aber  sicherlich  nicht  auf  die  gemischten  Kom- 
missionen bezielien.  Der  ganze  Bericht  ist  überhaupt  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen, 
d.i  er  unzweifelhaft  das  Produkt  der  Furcht  vor  der  Internationale  ist. 

Cli;ibert  sagt,  alle  chambres  syndicales  ouvrieres  richten  sofort  nach  ihrer  Grün- 
dung die  Bitte  an  die  Kammer  der  Arbeitgeber  mit  ihnen  in  Verbindung  zu  treten. 
Havard  sieht  auch  schon  die  Möglichlceit  voraus,  die  Arbeiterkammeru  könnten  stär- 
ker werden  als  die  der  patrons,  und  fürchtet,  der  Antagonismus  werde  dann  noch  stärker 
werden.  Jumelle,  Präsident  einer  Kammer,  sagt,  ,,1867  halben  sich  die  beiden  Kam- 
mern in  Verbindung  gesetzt  und  seit  jener  Zeit  ist  kein  Strike  mehr  vorgekommen." 

Enquete  a.  a.  O.  S.  284  :  Sans  parier  de  celle  du  papier  qui  s'est  mise  k  la  tete 
du  mouvement  syndical  en  instituant  la  premiere  un  conseil  mixte ,  voici  celle  de  la 
fumisterie  de  la  ferblanterie ,  de  la  ganterie,  des  me'caniciens ,  de  la  bijouterie  Imita- 
tion et  des  phimes;  voici  celle  de  la  passementerie  ,,qui  declare  qu'elle  accueillera  favo- 
rablement  les  ouvertures  qui  lui  seront  faites  par  les  chambres  ouvrieres  pour  arriver 
h,  une  attente  commune  entre  fabricants ,  patrons  et  ouvriers  sur  l'etude  de  la  Solution 
de  toute  question  interessant  la  corporation;  former  tout  conseil  mixte  et  aplanir  par 
ce  moyen  toute  diffieulte  en  contestatiou    qui  pourrait  s'elever    entre  les  parties"  ;    voici 
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Ausser  diesen  in  jeder  Hinsicht  lobenswerthen  und  ausführbaren 
Bestrebungen  suchen  die  Arbeiterkammeru  auch  noch  gemeinnützliche 
Anstalten  zu  gründen,  oder  zu  unterstützen.  So  haben  z.  B.  die 
sämmtlichen  chambres  ouvrieres  eine  Kreditgenossenschaft  gegründet, 
allerdings  mit  der  zweifelhaften  Aufgabe  den  unentgeltlichen  Kredit 
möglich  zu  machen ;  sie  suchen  ferner  das  Hülfskassenwesen  zu  för- 
dern und  zwar  nicht  nur  zur  Unterstützung  in  Krankheitsfällen,  son- 
dern auch  während  der  Arbeitslosigkeit  überhaupt.  Auch  die  der 
Arbeitgeber  thun  manches  in  dieser  Beziehung.  So  haben  die  Spie- 
gelfabrikanten einen  Reservefonds  gebildet,  an  welchem  auch  die  Ar- 
beiter theilzunehmen  befugt  sind'). 

Die  Idee  einer  sogenannten  atelier  social  hat  man  aufgegeben, 
dagegen  gehört  entschieden  zum  Programm  die  Errichtung  von  Stel- 
lenvermittlungsagenturen, um  das  Angebot  und  die  Nachfrage  besser 
zu  reguliren  und  um  die  Arbeiter  nicht  zu  lange  ohne  Beschäftigung 
zu  lassen.  Die  Ladengehülfen  haben  dies  schon  faktisch  durchgeführt 
und  zwar  so  gut,  dass  die  Arbeitgeber  sich  mit  Vorliebe  an  das  Bu- 
reau wenden  um  Leute  zu  engagiren.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  ge- 
werblichen Unterrichts  haben  sie  schon  einen  schönen  Erfolg  zu  ver- 
zeichnen 2).    Die  kommunistische  Idee  der  gleichen  Lohnhöhe  in  allen 


Celle  des  articles  de  Paris  qui  proclame  que  les  conseils  mixtes  sont  appeles  ä  rendre 
d'eminents  Services  et  adhere  unanimement  ä  leur  formation.  Dies  zeigt  deutlich  die 
Absicht  vieler  chambres  de  patrons  mit  den  Arbeitern  in  Verbindung  zu  treten,  um  auf 
diesem  Wege  ein  besseres  Einverständniss  zu  erreichen.  Leider  haben  aber  auch  viele 
Kammern  eine  den  Arbeitersyndikaten  feindliche  Stellung. 

S.  193  finden  wir  die' Statuten  für  den  conseil  mixte  des  chambres  du  papier. 
Article  lo  „11  est  etabli  un  conseil  de  famille  mixte  compose  des  cinq  membres  de  la 
chambre  syndicale  du  papier ,  formaut  le  deuxieaie  comite  et  de  cinq  membres  du  con- 
seil syndical  de  la  societe  des  ouvriers  papetiers  et  regleurs.  Le  conseil  a  pour  mission 
de  conseiller  tout  difFerent  qui  pourrait  s'elever  ä  raison  du  travail  entre  an  patron  et 
un  ouvrier  et  serait  volontairement  parle  devant  lui,  avant  tout  recours  h  la  Jurisdiction 
des  prud'hommes.  Un  jour  fixe  de  chaque  semaine  sera  determine  pour  les  seances  du 
conseil  de  famille ;  mais  il  ne  se  reunira  que  sur  convocation  et  qu'autant  qu'il  y  aura 
des  contestations  ä  examiner.  Pour  l'examen  des  dites  contestations  il  suffira  de  six 
membres  au  plus ,  dont  trois  patrons  et  trois  ouvriers.  Le  conseil  etablit  l'ordre  de 
ses  seances  et  le  roulement  des  membres  qui  assisteront  ä  chacune  d'elles.  Art.  2.  En 
cas  de  conflit  le  groupe  entier  des  ouvriers  et  celui  des  patrons ,  le  conseil  de  famille 
devra  se  rt'unir  et  tenter  tous  les  eflforts  pour  etablir  la  bonne  entente.  Art  3.  La 
chambre  syndicale  du  papier  instruite  que  le  conseil  de  famille  s'occupe  de  placer  les 
ouvriers  papetiers  et  regleurs  en  chomage  en  donnera  avis  ä  ses  adh'rents  en  les  invi- 
tant  ä  s'adresser  h.  ce  conseil  quand  ils  auront  besoin  d'ouvriers. 

1)  Havard  a.  a.  O.  S.  50. 

2)  Enquete  a.  a.   0.  S.  248. 
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Gewerben  und  für  alle  Arbeiter  und  was  alles  damit  im  Zusaumien- 
liang  steht,  ist  eigentlich  nie  von  den  chambres  syndicales  ouvrieres 
vertreten  worden.  Wohl  halten  die  Kannnern  fest  an  den  Koopera- 
tivgesellschaften, wie  Produktivassociationen  und  Konsumvereine  etc., 
erwarten  jedoch  von  denselben  nicht  die  gänzliche  Aufhellung  des  Prole- 
tariats und  die  Abschaffung  des  Patronats,  sondeni  im  Allgemeinen  nur 
die  Bessemng  der  Lage  einer  grossen  Zahl  von  Arbeitern.  Ganz  richtig 
bemerkt  Chabert,  dass  die  Kooperation  in  der  Grossindustrie  keine 
grosse  Rolle  spielen  könne,  wohl  aber  den  im  Kleingewerbe  beschäftig- 
ten Arbeitern  nützlich  sei.  Die  ^Möglichkeit  der  Errichtung  von  Koope- 
rativgesellschaften durch  die  chambres  syndicales  lässt  sich  nicht  be- 
zweifeln, A\1r  glauben  sogar,  dass  diese  Associationen  am  Besten  durch 
die  Syndicate  errichtet  und  erhalten  werden  können.  Erstens  ist  da- 
für anzuführen,  dass  die  Genossenschaft  schon  in  der  chanibre  syndi- 
cale  besteht ,  und  zweitens ,  dass  z.  B.  die  Produktivassociation  von 
jener  die  nöthigen  Mittel  für  den  Betrieb  beziehen  kann.  In  wiefern 
die  Produktivassociation  überhaupt  nützlich  ist,  und  was  die  Arbeiter 
davon  zu  erwarten  haben,  braucht  hier  nicht  untersucht  zu  werden, 
es  sei  jedoch  auf  die  sehr  sachliche  Rede  von  Finance  auf  dem  Pa- 
riser Arbeiterkongress  von  1876  verwiesen. 

So  finden  wir  im  Programm  der  Arbeitersyudikate  eine  grosse 
Reihe  nützlicher  und  ausführbarer  Pläne,  deren  Verwirklichung  auch 
schon  zum  Theil  begonnen  worden  ist,  wenn  auch  nicht  geleugnet 
werden  kann,  dass  noch  manches  Bedenkliche  und  Utopische  darin 
vorkommt,  wie  dies  bei  der  manchmal  konfusen  Begeisterung  der  er- 
sten Gründer  einer  Institution  und  in  einem  Lande,  das  lange  eine 
radikale  und  politische  Arbeiteragitation  kannte,  natürlich  ist. 

Schluss. 

Nachdem  wir  im  Vorstehenden  die  Entwicklung  und  die  Wirksam- 
keit der  beiden  Arten  von  Syndikat-Kammern  in  Frankreich  betrachtet 
haben,  bleibt  noch  die  Frage  zu  erörtern,  wie  die  Regierung  sich  zu 
diesen  Institutionen  stellen  soll  und  ob  die  bisherige  Gesetzgebung 
über  dieselben  beizubehalten  sei  ^ ). 

Das  Gefühl  der  Mitglieder  einer  Association,  dass  dieselbe  auf 
dem  Boden  des  Gesetzes  stehe  und  nur  nach  demselben  für  die  Hand- 
lungen  verantwortlich  gemacht  werden  könne,    sowie   die  Gewissheit 

1)  In  dem  Bericht  der  societe  d'economie  charitable  heisst  es,  selbst  diejenigen, 
welche  den  eh.  s.  noch  so  feindlich  gesinnt  sind  ,  wollen  dieselben  nicht  durch  die  Ee- 
gierung  aufgelöst  wissen  ,  weil  dieses  böses  Blut  absetzen  würde. 
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einer  gesicherten  Existenz  der  Verbindung  ist  eine  imbedingte  Voraus- 
setzung für  das  Gedeihen  jeder  Institution  dieser  Art.  Nur  da,  wo 
die  Sicherheit  gegeben  ist,  dass  die  Arbeit  und  die  Ergebnisse  vieler 
Jahre  nicht  durch  einen  Akt  der  Willkür  von  Seiten  der  Regierung 
vernichtet  werden  können,  wird  etwas  Bedeutendes  und  Bleibendes 
geschaffen  werden.  Wir  sind  fest  überzeugt,  dass  die  Kammern  in 
Paris  schon  heute  auf  einer  höheren  Stufe  stehen  würden,  wenn  sie 
seit  ihrer  Existenz  eine  gesetzliche  Unterlage  gehabt  hätten.  Die  An- 
sichten über  die  Art  und  Weise,  wie  die  künftige  Gesetzgebung  sich 
gestalten  soll,  sind  sehr  verschieden,  laufen  aber  der  Hauptsache  nach 
auf  die  drei  Systeme,  Toleranz,  Koncession  und  Normativbedingun- 
gen hinaus. 

Für  die  erste  Ansicht,  also  für  das  bestehende  System  hat  sich 
bekanntlich  der  Bericht  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
Frankreich  ausgesprochen,  sowie  auch  verschiedene  Präsidenten  der 
chambres  de  patrons.  Gegen  dieses  System  ist  einfach  der  Mangel 
an  Sicherheit  und  die  damit  verbundene  Furcht  vor  einer  plötzlichen 
und  willkürlichen  Auflösung  geltend  zu  machen.  Ferner  ist  es  un- 
möglich einer  nicht  auf  dem  Boden  des  Gesetzes  stehenden  Institution 
die  civilrechtliche  Persönlichkeit  zu  verschaifen;  eine  unbedingt  noth- 
wendige  Eigenschaft.  In  welch'  unangenehme  Lage  die  Kammern 
durch  den  Maugel  der  Eechtspersöulichkeit  kommen,  geht  schon  da- 
raus hervor ,  dass  viele  Kammern  zu  den  unsichersten  und  unbequem- 
sten Mitteln  greifen  müssen,  um  ihre  Gelder  unterzubringen.  Die 
Association  als  solche  kann  ja  keine  Verträge  eingehen.  Alle  Ver- 
bindlichkeiten und  Rechte  müssen  also  von  einzelnen  Mitgliedern  über- 
nommen werden,  gegen  welche  die  Association  gerichtlich  nicht  ein- 
mal vorgehen  kann. 

In  dem  Rapport  ä  l'assemblee  wird  behauptet,  eine  gesetzliche 
Anerkennung  der  chambres  syndicales  würde  gleich  zu  achten  sein 
mit  der  Anerkennung  der  Koalition  und  der  Arbeitseinstellung  und 
schliesslich  die  Foederation  aller  Syndikate  von  Frankreich  herbeifüh- 
ren. Letzteres  ist  möglich,  auf  keinen  Fall  aber  so  einfach  und  in 
so  kurzer  Zeit  realisirbar  wie  behauptet  wird,  denn  bis  eine  Organi- 
sation von  Vereinen  und  besonders  von  Arbeitervereinen  geschaffen  ist, 
welche  sich  über  das  ganze  Land  verbreiten  und  alle  mit  einander 
im  Zusammenhang  stehen  und  einer  gewissen  Centralverwaltung  unter- 
geordnet sind,  muss  eine  lange  Zeit  vergehen. 

Was  das  zweite  System  betrifft,  so  ist  das  Koncessionswesen  in 
letzter  Zeit  fast  allenthalben  beseitigt  worden,  und  zwar  mit  Recht, 
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und  wenn  es  ein  Mittel  gibt  den  allgemeinen  Interessen  in  anderer 
Weise  die  nöthigen  Garantien  zu  verscliaften,  so  wird  man  nicht  zu 
jener,  dem  älteren  Polizeistaat  angehörenden  Methode  zurückgreifen. 
Ein  solches  Mittel  ist  das  System  der  Xormativl)estimmungen.  Es 
gibt  ganz  genau  den  Rahmen  an,  in  welchem  die  Betheiligten  ihrCv 
Handlungen  zu  fassen  haben  und  es  gewährt  dem  Staate  die  Mittel, 
UebergriÖe  zu  bestrafen  und  zu  verhindern.  Erlässt  man  z.  B.  ein 
Gesetz ,  welches  die  chambres  syndicales  unter  der  Bedingung  erlaubt, 
dass  sie  sich  nicht  in  Religion  und  Politik  einmischen,  und  keine  Gc- 
Avaltthätigkeiten  durch  Androhung  von  gehässiger  Ausschliessung  be- 
gehen, sondern  sich  nur  mit  rein  gewerblichen  Angelegenheiten  be- 
schäftigen, so  gibt  man  der  Association  eine  rechtliche  Unterlage  und 
den  Behörden  zugleich  die  Befugniss  jeden  Ucbergriff  zu  bestrafen 
und  überhaupt  die  Association  in  den  von  dem  Gesetz  vorgeschriebe- 
nen Schranken  zu  halten.  Die  Vertheidiger  des  Toleranzsystems  wol- 
len das  Gesetz  v(m  1791  nicht  aufgehoben  wissen,  um  nicht  die  Waife 
gegen  die  Kammern  aus  der  Hand  zu  geben.  Aber  sie  befinden  sich 
in  einem  thatsächlichen  Irrthum ,  denn  beim  Nonnativsystem  besitzt 
der  Staat  eben  so  gut  die  Befugniss  nöthigenfalls  gegen  die  Associa- 
tion einzuschreiten,  während  auf  der  anderen  Seite  die  Kammern  eine 
Eigenschaft  erlangen,  deren  sie  unbedingt  bedürfen. 

Jetzt  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage,  ob  diese  Sache  durch 
ein  allgemeines  Vereinsgesetz  geregelt  werden  soll  oder  durch  Spezial- 
gesetz. Wie  die  Verhältnisse  in  Frankreich  einmal  liegen,  mag  es 
sich  dort  mehr  empfehlen  solche  Angelegenheiten  durch  Spezialgesetze 
zu  ordnen,  wie  es  auch  in  England  geschehen  ist,  weil  dann  auf  die 
Details  mehr  Rücksicht  genommen  werden  kann  ^). 

Schwerlich  aber  Avird  man  sich  in  Frankreich  sobald  entschlies- 
sen  durch  die  Gesetzgebung  denjenigen  Grad  von  Koalitions-  und  ge- 
werblicher Associationsfreiheit  zu  gewähren,  deren  sich  die  Arbeiter 
in  Deutschland  erfreuen.  Eine  Vergleichung  der  deutschen  und  fran- 
zösischen Verbände  wäre  gewiss  interessant,  liegt  aber  nicht  in  un- 
serm  Plane.  Hier  sei  nur  nochmals  wiederholt,  dass  die  französi- 
schen Syndikatkammern,  wenn  sie  auch  keineswegs  die  Bedeutung 
der  englischen  Gewerkvereine  besitzen,  doch  ein  sehr  beachtenswer- 
thes  sozialpolitisches  Element  bilden,  dem  wahrscheinlich  noch  eine 
bedeutende  Entwicklung  bevorsteht. 


1)  Vergl.   Enquete  a.   a.   O.   S.  315  ff.  und  Rapport,  l'assemblee  a.   a.   O.  S.  313  ff. 
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